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Zum Buch


Mit dem 19. Jahrhundert beginnt die Vorgeschichte der Gegenwart. Es war das Zeitalter der großen politischen Ideologien und der Verwissenschaftlichung des Daseins, der Eisenbahn und der Industrie, der Massenemigration zwischen den Kontinenten und der ersten Welle wirtschaftlicher und kommunikativer Globalisierung, des Nationalismus und der imperialen Expansion Europas in alle Teile der Erde. Zugleich ist das 19. Jahrhundert aus heutiger Sicht fern und fremd geworden: eine faszinierende Welt von gestern. Dieses Buch porträtiert und analysiert die Epoche in weltgeschichtlicher Sicht: als eine Zeit dramatischer Umbrüche in Europa, Asien, Afrika und Amerika und als eine Ära entstehender Globalität.
Jürgen Osterhammel erzählt kundig und facettenreich die Geschichte einer Welt im Umbruch. Aus einer Fülle an Material und einer Vielzahl unterschiedlicher Blickwinkel entsteht das Porträt einer faszinierenden Epoche. Osterhammel fragt nach Strukturen und Mustern, markiert Zäsuren und Kontinuitäten, Gemeinsamkeiten und Unterschiede. Seine kulturübergreifenden, thematisch aufgefächerten Darstellungen und Analysen verbinden sich dabei zu einem kühnen Geschichtspanorama, das nicht nur traditionelle eurozentrische Ansätze weit hinter sich lässt, sondern auch erheblich mehr bietet als die gängigen historiographischen Paradigmen wie Industrialisierung oder Kolonialismus. Die Herausbildung unterschiedlicher Wissensgesellschaften, das Verhältnis Mensch- Natur oder der Umgang mit Krankheit und Andersartigkeit kommen darin ebenso zur Sprache wie Besonderheiten der Urbanisierung, verschiedene Formen von Bürgerlichkeit oder die Gegensätze von Migration und Sesshaftigkeit, Anpassung und Revolte, Säkularisierung und Religiosität. Zugleich stellt Osterhammel immer wieder Bezüge zur Gegenwart her. Auf der Höhe der Forschung, engagiert geschrieben und zugleich wohltuend unideologisch, ist sein Werk nicht nur ein Handbuch für jeden Historiker. Seine plastischen Schilderungen ziehen auch den interessierten Laien in den Bann eines Jahrhunderts, dessen Bedeutung in dieser welthistorisch angelegten Epochengeschichte ganz neu ausgelotet wird.
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|   Einleitung


Alle Geschichte neigt dazu, Weltgeschichte zu sein. Soziologische Theorien der Weltgesellschaft sagen uns, die Welt sei die «Umwelt aller Umwelten», der letzte mögliche Kontext allen historischen Geschehens und seiner Darstellung. Die Tendenz zur Überschreitung des Örtlichen nimmt im langfristigen Verlauf der historischen Entwicklung zu. Eine Weltgeschichte des Neolithikums könnte noch nicht von intensiven Fernkontakten berichten, eine solche des 20. Jahrhunderts findet die Grundtatsache eines dicht gesponnenen planetarischen Netzes von Verbindungen bereits vor, eines «human web», wie John R. und William H. McNeill es genannt haben, oder besser noch: einer Vielzahl solcher Netze.1
Weltgeschichte wird dann für den Historiker besonders gut legitimierbar, wenn sie an das Bewusstsein der Menschen in der Vergangenheit anschließen kann. Selbst heute, im Zeitalter von Satellitenkommunikation und Internet, leben Milliarden in engen, lokalen Verhältnissen, denen sie weder real noch mental entkommen können. Nur privilegierte Minderheiten denken und agieren «global». Doch schon im 19. Jahrhundert, oft und mit Recht als das Jahrhundert des Nationalismus und der Nationalstaaten bezeichnet, entdecken nicht erst heutige Historiker, auf der Suche nach frühen Spuren von «Globalisierung», Handlungszusammenhänge der Überschreitung: transnational, transkontinental, transkulturell. Bereits vielen Zeitgenossen erschienen erweiterte Horizonte des Denkens und Handelns als eine besondere Signatur ihrer Epoche. Angehörige europäischer und asiatischer Mittel- und Unterschichten richteten Blicke und Hoffnungen auf gelobte Länder in weiter Ferne. Viele Millionen scheuten Fahrten ins Ungewisse nicht. Staatsführer und Militärs lernten in Kategorien von «Weltpolitik» zu denken. Das erste wahre Welt-Reich der Geschichte, das nun auch Australien und Neuseeland umfasste, entstand: das British Empire. Andere Imperien maßen sich ehrgeizig am britischen Muster. Handel und Finanzen verdichteten sich noch stärker als in den Jahrhunderten der frühen Neuzeit zu einem integrierten Weltsystem. Um 1910 wurden wirtschaftliche Veränderungen in Johannesburg, Buenos Aires oder Tokyo unverzüglich in Hamburg, London oder New York registriert. Wissenschaftler sammelten Informationen und Objekte in aller Welt; sie studierten die Sprachen, Bräuche und Religionen entlegenster Völker. Die Kritiker der herrschenden Weltordnung begannen sich ebenfalls auf internationaler Ebene – oft weit über Europa hinaus – zu organisieren: Arbeiter, Frauen, Friedensaktivisten, Anti-Rassisten, Gegner des Kolonialismus. Das 19. Jahrhundert reflektierte seine eigene werdende Globalität.
Jede andere Geschichte als Weltgeschichte ist für jüngere Epochen – und gerade für das 19. Jahrhundert – nichts als ein Notbehelf. Mit solchen Notbehelfen hat sich freilich die Geschichtsschreibung zur Wissenschaft gebildet; Wissenschaft nach den Maßstäben einer überprüfbaren Rationalität ihrer Verfahren ist sie durch das intensive und im Rahmen des Machbaren erschöpfende Studium von Quellen geworden. Dies geschah im 19. Jahrhundert, und deshalb überrascht es nicht, dass Weltgeschichtsschreibung in eben dieser Epoche in den Hintergrund trat. Sie schien mit dem neuen professionellen Selbstverständnis der Historiker nicht vereinbar zu sein. Wenn sich das heute zu ändern beginnt, dann bedeutet dies keineswegs, dass alle Historiker Welthistoriker werden wollen oder werden sollten.2 Geschichtswissenschaft verlangt das intensive, in die Tiefe bohrende Studium umgrenzbarer Fälle. Das Ergebnis solchen Studiums wird immer wieder den Stoff für umfassende Synthesen bilden. Der übliche Rahmen für solche Synthesen ist, jedenfalls für die Neuzeit, die Geschichte einer einzelnen Nation oder eines Nationalstaates, vielleicht auch eines ganzen Kontinents, etwa Europas. Weltgeschichte bleibt eine Minderheitsperspektive, aber eine, die sich nicht länger als abseitig oder unseriös beiseite schieben lässt. Die fundamentalen Fragen sind freilich auf allen räumlichen und logischen Ebenen dieselben: «Wie verbindet der Historiker in der Interpretation eines einzelnen historischen Phänomens die quellenmäßig vorgegebene Individualität mit dem allgemeinen, abstrakten Wissen, das erst die Interpretation des Einzelnen möglich macht, und wie gelangt der Historiker zu empirisch gesicherten Aussagen über größere Einheiten und Prozesse der Geschichte?»3
Die Professionalisierung der Geschichtswissenschaft, hinter die man nicht zurückgehen kann, hat dazu geführt, dass «Big History» den Sozialwissenschaften überlassen wurde. Für die großen Fragen der historischen Entwicklung wurden jene Soziologen und Politologen zuständig, die sich ein Interesse für die Tiefe der Zeit und die Weite des Raumes bewahrten. Historiker schrecken von ihrem gelernten Habitus her vor kühnen Verallgemeinerungen, griffigen Universalformeln und monokausalen Erklärungen zurück. Unter dem Einfluss postmodernen Denkens halten es einige von ihnen für prinzipiell unmöglich, «Meistererzählungen» oder Interpretationen langfristiger Prozesse zu entwerfen. Dennoch: Weltgeschichte zu schreiben ist auch ein Versuch, dem Spezialistentum der kleinteilig arbeitenden Fachhistorie ein wenig öffentliche Deutungskompetenz abzuringen. Weltgeschichte ist eine Möglichkeit der Geschichtsschreibung, ein Register, das gelegentlich ausprobiert werden sollte. Das Risiko liegt beim Autor, nicht beim Publikum, das von einer wachsamen Kritik vor leichtsinnigen Zumutungen und Scharlatanerie geschützt wird. Dennoch bleibt die Frage, warum Weltgeschichte aus einer Hand? Warum begnügt man sich nicht mit den vielbändigen Kollektivprodukten aus der «gelehrten Fabrik» (Ernst Troeltsch)? Die Antwort ist einfach: Nur eine zentrale Organisation von Fragestellungen und Gesichtspunkten, von Stoffen und Interpretationen kann den konstruktiven Erfordernissen von Weltgeschichtsschreibung gerecht werden.
Die wichtigste Eigenschaft des Weltgeschichtsschreibers ist nicht seine Allwissenheit. Niemand verfügt über genügend Kenntnisse, um die Korrektheit jedes Details zu gewährleisten, allen Regionen der Welt die gleiche Gerechtigkeit widerfahren zu lassen und aus jedem von zahllosen Forschungsständen den jeweils bestmöglichen zusammenfassenden Schluss zu ziehen. Die wichtigsten Eigenschaften des Weltgeschichtsschreibers sind zwei andere: Auf der einen Seite braucht er ein Gespür für Proportionen, für Größenverhältnisse, für Kraftfelder und Beeinflussungen, einen Sinn auch für das Typische und Repräsentative. Auf der anderen Seite muss er sich ein demütiges Abhängigkeitsverhältnis zur Forschung bewahren. Der Geschichtsschreiber, der vorübergehend in die Rolle des Welthistorikers schlüpft (er sollte immer auch Experte für etwas Spezielles bleiben), kommt nicht umhin, die mühselige und zeitraubende Forschungsarbeit Anderer, sofern sie ihm sprachlich zugänglich ist, in wenigen Sätzen «auf den Punkt zu bringen». Dies ist seine eigentliche Aufgabe, und es sollte ihm so oft wie möglich gelingen. Zugleich wäre seine Arbeit wertlos, würde er sich nicht um eine möglichst große Nähe zur besten Forschung bemühen, die nicht unbedingt stets die neueste zu sein hat. Lächerlich ist eine Weltgeschichtsschreibung, die mit dem Gestus pontifikalen Besserwissens längst widerlegte Legenden unwissend und unkritisch wiederholt. Als Synthese von Synthesen würde sie sich selbst missverstehen, als «the story of everything»4 wäre sie langweilig und grobschlächtig.
Dieses Buch ist ein Epochenportrait. Es praktiziert Darstellungsweisen, wie sie grundsätzlich auch bei anderen Zeitaltern verwendet werden könnten. Ohne den vermessenen Ehrgeiz, ein Jahrhundert Weltgeschichte vollständig und enzyklopädisch abhandeln zu wollen, versteht es sich als ein materialsattes Interpretationsangebot. Diese Haltung teilt es mit Sir Christopher Baylys Die Geburt der modernen Welt («The Birth of the Modern World»), einem 2004 im Original, zwei Jahre später in deutscher Übersetzung erschienenen, zu Recht hochgelobten Buch, einem der wenigen Beispiele gelungener weltgeschichtlicher Synthese aus dem Bereich der späten Neuzeit.5 Mein Buch ist kein Anti-Bayly, sondern eine Alternative aus verwandtem Geist – so wie es mehr als eine Deutung des Deutschen Kaiserreiches oder der Weimarer Republik geben kann. Beide Darstellungen verzichten auf eine regionale Gliederung nach Nationen, Zivilisationen oder kontinentalen Großräumen. Beide halten Kolonialismus und Imperialismus für so wichtig, dass sie dafür keine besonderen Kapitel vorsehen, sondern diese Dimension ständig mit bedenken. Beide setzen auch keinen scharfen Gegensatz zwischen dem voraus, was Bayly in seinem englischen Untertitel «global connections and comparisons» nennt.6 Beziehungsanalyse und Vergleich können und müssen geschmeidig miteinander kombiniert werden, und nicht alle Vergleiche bedürfen der vollen Absicherung durch die strenge historische Methodenlehre. Das kontrollierte Spiel mit Assoziationen und Analogien bringt manchmal – keineswegs immer – mehr als ein Vergleich, der pedantisch überfrachtet wird.
Manche Akzente werden in den beiden Büchern unterschiedlich gesetzt: Bayly kommt von Indien her, ich von China; das wird man merken. Bayly interessiert sich besonders für Nationalismus, Religion und «bodily practices», die Themen seiner vielleicht besten Abschnitte. In meinem Buch werden Migration, Ökonomie, Umwelt, internationale Politik und Wissenschaft breiter behandelt. Ich bin vielleicht etwas «eurozentrischer» eingestellt als Bayly, sehe das 19. Jahrhundert noch stärker als ein Jahrhundert Europas und kann zudem eine wachsende Faszination von der Geschichte der USA nicht verbergen. Was die theoretischen Bezüge betrifft, so dürfte meine Nähe zur historischen Soziologie rasch deutlich werden. Der wichtigste Unterschied zwischen Christopher Bayly und mir liegt in zwei anderen Punkten. Erstens ist das vorliegende Buch an den chronologischen Rändern noch offener gehalten als Baylys Darstellung. Es ist keine abgeschottete Binnengeschichte einer durch Jahreszahlen eindeutig demarkierbaren Epoche. Deshalb fehlen solche Jahreszahlen im Titel, und deshalb widmet sich ein besonderes Kapitel (II) den Fragen von Periodisierung und temporaler Struktur. Das Buch verankert das 19. Jahrhundert auf wechselnde Weise «in der Geschichte», und es leistet sich bewusst scheinbar anachronistische Rückgriffe weit hinter 1800 oder 1780 zurück oder Vorgriffe bis nahe an die Gegenwart heran. Auf diese Weise soll der Stellenwert des 19. Jahrhunderts in längeren Abläufen gleichsam trianguliert werden. Manchmal ist es uns fern, manchmal sehr nah; oft ist es die Vorgeschichte der Gegenwart, zuweilen versunken wie Atlantis. Das lässt sich von Fall zu Fall bestimmen. Das 19. Jahrhundert wird weniger von scharfrandigen Zäsurbegrenzungen her gedacht als von einem inneren Schwerpunkt her, der ungefähr in den 1860er bis 1880er Jahren liegt, als sich Innovationen von weltweiter Wirkung verdichteten und manche unabhängig voneinander verlaufenden Prozesse zu konvergieren schienen. Daher wird der Beginn des Ersten Weltkriegs auch nicht, wie bei Bayly, der hier ausnahmsweise der Konvention folgt, als ein plötzliches und unerwartetes Fallen des Vorhangs auf der historischen Bühne inszeniert.
Zweitens wähle ich eine andere narrative Strategie als Christopher Bayly. Es gibt eine Art von Weltgeschichtsschreibung, die man konvergent-zeitbetont nennen könnte. In dieser Manier ist es einigen Historikern mit abwägender Urteilskraft, immenser Erfahrung und viel common sense gelungen, ganze weltgeschichtliche Epochen mit ihren Haupt- und Nebenlinien in zügiger Dynamik darzustellen. John M. Roberts’ Weltgeschichte des 20. Jahrhunderts ist ein Musterbeispiel dafür. Roberts versteht unter Weltgeschichte «das Allgemeine, das die Geschichte (the story) zusammenhält».7 Er sucht daher nach dem jeweils epochal Wichtigen und Charakteristischen, das er ohne ein vorgefasstes Schema oder eine große Richtungsthese im Hintergrund zu einem kontinuierlichen Erzählfluss formt. Eric J. Hobsbawm, mit einer Prise marxistischer Striktheit und daher mit einem Kompass versehen, hat Ähnliches in seiner dreibändigen Geschichte des 19. Jahrhunderts geleistet.8 Von jeder Abschweifung findet er letztlich wieder zu den großen Tendenzen seiner Epoche zurück. Bayly praktiziert einen zweiten Weg, den divergent-räumlichen. Das ist ein eher de-zentrierender Ansatz, der sich nicht so ungehemmt durch den Strom der Zeit vorantragen lässt. Eine solche Geschichtsschreibung kommt weniger leichtfüßig vom Fleck. Sie geht in die Breite der Gleichzeitigkeit und des Querschnitts, fahndet nach Parallelen und Analogien, zieht Vergleiche und spürt verborgene Wirkungszusammenhänge auf. Dabei ist sie chronologisch eher unscharf, kommt schon äußerlich mit wenigen Jahreszahlen aus und sichert den narrativen Fortgang durch eine nicht allzu insistent beachtete Binnengliederung der Gesamtepoche in Phasen, bei Bayly die drei Blöcke 1780–1815, 1815–1865, 1865–1914. Während Roberts in der Dialektik von Haupt- und Nebenentwicklungen denkt und unablässig danach fragt, was denn jeweils die Geschichte – ob im Guten, ob im Schlechten – maßgebend vorangebracht habe, wendet sich Bayly einzelnen Phänomenen zu und beleuchtet sie in weltweiter Perspektive.
Ein Beispiel ist der Nationalismus. Immer wieder liest man, es handele sich dabei um eine europäische «Erfindung», die dann in vergröberter Form und mit mancherlei Missverständnissen von der übrigen Welt übernommen worden sei. Bayly nun wirft einen genaueren Blick auf die «übrige Welt», der er als Indienspezialist näher steht als manch anderer, und gelangt zu der plausiblen These von einer Polygenesis nationalistischer Solidaritätsformen: In vielen Teilen der Welt gab es bereits vor dem Import nationalistischer Doktrinen aus Europa eigenständige «patriotische» Identitätsbildungen, die dann im Laufe des späteren 19. und des 20. Jahrhunderts nationalistisch uminterpretiert werden konnten.9 Baylys Geschichtsschreibung ist primär horizontal – er selbst nennt sie «lateral»10 – und raumbestimmt, diejenige, die John M. Roberts oder Eric J. Hobsbawm repräsentieren, eher «vertikal» und zeitbetont. Alle drei Autoren würden darauf bestehen, die horizontale und die vertikale Dimension kombiniert zu haben. Das ist sicher richtig, doch es scheint eine Art Unschärferelation zu walten, wie man sie auch in der bekannten Spannung zwischen narrativer und struktureller Darstellung findet: Kein Versuch ihrer Verbindung erreicht die vollkommene Harmonie.
Die Machart des vorliegenden Buches geht in Baylys Richtung, radikalisiert sie aber und gelangt dabei zu einem dritten Weg. Ich zweifle daran, dass es mit den Erkenntnismitteln des Historikers möglich ist, die Dynamik einer Epoche in einem auf Ganzheitlichkeit zielenden Schema zu erfassen. Die Weltsystemtheorie, der Historische Materialismus oder der soziologische Evolutionismus mögen sich das zutrauen. Da es das Geschäft der Historie ist, Veränderung zu beschreiben, bevor sie Erklärungen vorzuschlagen wagt, stößt sie jedoch schnell auf widerständige Reste, Eigensinniges, Nicht-Integrierbares. Bayly weiß dies selbstverständlich, doch setzt er sich über solche Skrupel hinweg, wenn er dennoch die Signatur der Epoche zu bestimmen versucht: Die Welt, dies ist seine Hauptthese, sei zwischen 1780 und 1914 uniformer, aber auch in sich differenzierter geworden.11 Die «Geburt der Moderne» sei ein langsamer Prozess gewesen, der erst nach 1890 mit einer «großen Beschleunigung» (die Bayly dann gar nicht mehr analysiert) zum Abschluss gekommen sei.12 Das klingt ein wenig trivial und ist eine enttäuschende Quintessenz eines Buches, das auf jeder Seite mit originellen Einsichten überrascht. Weil Bayly auf eine einigermaßen klare Abgrenzung zwischen Teilbereichen der historischen Wirklichkeit verzichtet, kann er deren jeweilige Eigenlogik schlecht erfassen. Allein Industrialisierung, Staatsbildung und religiöses revival treten in seiner Darstellung als einzelne Prozesse profiliert hervor. Eine allzu generelle «Meistererzählung» für die Welt des 19. Jahrhunderts erhebt sich unvermittelt aus einem Kosmos partikularer Beobachtungen und Deutungen, die allesamt geistreich und zumeist überzeugend sind.
Ich experimentiere mit einer anderen Lösung: «Meistererzählungen» sind legitim. Die postmoderne Kritik an ihnen hat sie nicht obsolet, sondern bewusster erzählbar gemacht. Man kann solche grand narratives freilich auf unterschiedlichen Ebenen ansiedeln: Auch eine Geschichte der weltweiten Industrialisierung oder der Urbanisierung im 19. Jahrhundert wäre «grand» genug. Diese Ebene der immer noch sehr allgemeinen, aber doch als Teilsysteme eines kaum fassbaren Ganzen erkennbaren Ordnungen menschlichen Gemeinschaftslebens gibt dem Buch seine Grundstruktur, die nur auf den ersten Blick enzyklopädisch anmutet, eigentlich aber eine konsekutive Umkreisung ist. Fernand Braudel hat ein ähnliches Verfahren beschrieben: «Der Historiker öffnet zunächst die ihm vertrauteste Tür zur Vergangenheit. Versucht er aber, so weit wie möglich zu schauen, wird er zwangsläufig an die nächste, dann an die übernächste klopfen. Und jedes Mal wird sich eine neue oder doch leicht veränderte Szenerie vor ihm auftun. […] Die Geschichte aber vereint sie alle, sie schließt diese Nachbarschaften, diese Grenzgemeinschaften mit ihren Wechselwirkungen ohne Ende zum Ganzen zusammen.»13 Auf jedem der Teilgebiete wird nach dessen eigenen Bewegungsmustern («Logiken») und nach dem Verhältnis zwischen eher allgemeinen Entwicklungen und eher regionalen Varianten gefragt. Jeder Teilbereich hat seine eigene Zeitstruktur: einen besonderen Beginn, ein besonderes Ende, spezifische Tempi, Rhythmen, Binnenperiodisierungen.
Weltgeschichte will «Eurozentrismus» ebenso wie jede andere Art von naiver kultureller Selbstbezogenheit überwinden. Dies geschieht nicht durch die illusionäre «Neutralität» eines allwissenden Erzählers oder die Einnahme einer vermeintlich «globalen» Beobachterposition, sondern durch ein bewusstes Spiel mit der Relativität von Sichtweisen. Dabei kann nicht übersehen werden, wer für wen schreibt. Dass sich ein europäischer (deutscher) Autor an europäische (deutsche) Leser wendet, wird den Charakter des Textes nicht unberührt lassen: Erwartungen, Vorwissen und kulturelle Selbstverständlichkeiten sind nicht standortneutral. Diese Relativität führt auch zu dem Schluss, dass die Zentrierung von Wahrnehmungen nicht von realen Gewichtsverhältnissen – anders gesagt: von Zentrum-Peripherie-Strukturen – gelöst werden kann. Dies hat eine methodische und eine sachliche Seite. Methodisch gesehen, vereitelt Mangel an Quellen so manchen guten Willen zu historischer Gerechtigkeit. Sachlich gesehen, verschieben sich in langen Wellen geschichtlicher Entwicklung die Proportionen zwischen den verschiedenen Teilen der Welt. Macht, wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und kultureller Innovationsgeist sind von Epoche zu Epoche unterschiedlich verteilt. Deshalb wäre es Ausdruck kapriziöser Willkür, eine Geschichte ausgerechnet des 19. Jahrhunderts zu entwerfen, die von der Zentralität Europas absähe. Kein anderes Jahrhundert war in einem auch nur annähernden Maße eine Epoche Europas. Es war, wie der Philosoph und Soziologe Karl Acham treffend formuliert hat, eine «Epoche übermächtiger und übermächtigender europäischer Initiativen».14 Nie zuvor hatte die westliche Halbinsel Eurasiens derart große Teile des Globus beherrscht und ausgebeutet. Niemals hatten Veränderungen, die von Europa ausgingen, eine solche Durchschlagskraft in der übrigen Welt. Niemals wurde auch die europäische Kultur – weit jenseits der Sphäre kolonialen Zugriffs – dermaßen begierig aufgenommen. Das 19. Jahrhundert war also auch deshalb ein Jahrhundert Europas, weil die Anderen Maß an Europa nahmen. Europa übte in der Welt dreierlei aus: Macht, die es oft gewaltsam zum Einsatz brachte; Einfluss, den es sich über die zahllosen Kanäle kapitalistischer Expansion zu sichern verstand; und eine Vorbildwirkung, gegen die sich sogar viele von Europas Opfern nicht sperrten. Diese multiple Übermacht hatte es in der frühneuzeitlichen Phase der europäischen Expansion nicht gegeben. Weder Portugal, noch Spanien, noch die Niederlande, noch England vor etwa 1760 hatten ihre Macht in entfernte Winkel der Erde projiziert und die «Anderen» kulturell so beeindruckt, wie es Großbritannien und Frankreich im 19. Jahrhundert taten. Die Geschichte des 19. Jahrhunderts wurde in einem Maße in und von Europa gemacht, wie sich dies weder für das 18. noch für das 20. Jahrhundert sagen lässt, von früheren Epochen ganz zu schweigen. Niemals hat Europa einen ähnlichen Überschuss an Innovationskraft und Initiative, gleichzeitig auch von Überwältigungswillen und Arroganz freigesetzt.
Dennoch steht in diesem Buch nicht die große Frage «Warum Europa?» im Mittelpunkt, wie sie von den Aufklärern über Max Weber bis zu David S. Landes und Michael Mitterauer immer wieder neu formuliert worden ist. Noch vor zwei oder drei Jahrzehnten hätte eine neuzeitliche Weltgeschichte Europas unbesorgt unter dem Motiv des «europäischen Sonderwegs» daherkommen können. Heute versucht man, diese Frage jenseits europäischer (oder «westlicher») Selbstgefälligkeit zu studieren und nimmt dem Sonderweggedanken durch Verallgemeinerung und Relativierung seine Schärfe. «Es gibt viele Sonderwege von Kulturräumen», stellt Michael Mitterauer fest, «der europäische ist nur einer unter ihnen.»15 Das 19. Jahrhundert verdient in dieser Diskussion deshalb neue Aufmerksamkeit, weil eine starke Strömung unter vergleichend arbeitenden Historikern die sozialökonomischen Unterschiede zwischen Europa und den übrigen Teilen der Welt während der frühen Neuzeit für weniger dramatisch hält, als ältere Generationen dies taten. Damit wird das Problem der «Weltschere» oder «Großen Differenz» (great divergence) zwischen Armen und Reichen zeitlich in das 19. Jahrhundert verschoben.16 Wir werden uns ihm stellen müssen. Gleichwohl soll es nicht die leitende Frage für das gesamte Buch bilden. Mit der Exzeptionalismusbrille an das historische Material heranzugehen bedeutet, von Anfang an mehr das Unterschiedliche im Verhältnis Europas zu anderen Zivilisationen zu sehen als die Gemeinsamkeiten. Damit besteht die Gefahr eines kontrastiven Apriori, des extremen Gegensatzes zu einem nicht minder einseitigen ökumenischen Apriori, das nur die menschheitliche conditio humana gelten lässt. Sinnvoller ist es, über die unersprießliche «West/Rest»-Dichotomie hinauszufinden und die Abstände zwischen «Europa» (was immer das jeweils sein mag) und anderen Teilen der Welt im Einzelfall neu zu vermessen. Dies kann nur auf Teilgebieten der historischen Wirklichkeit geschehen.
Das Buch gliedert sich in drei Teile. Die drei Kapitel des ersten Teils («Annäherungen») umreißen die Voraussetzungen, die allgemeinen Parameter für alles Folgende: Selbstreflexion, Zeit und Raum. Indem Zeit und Raum gleichberechtigt behandelt werden, wird dem Eindruck begegnet, Weltgeschichtsschreibung sei notwendig an zeitliche Entdifferenzierung und eine «Wende zum Raum» (spatial turn) gebunden. Dann wird in acht Kapiteln jeweils ein «Panorama» eines Wirklichkeitsbereichs aufgerollt. «Panorama» weist darauf hin, dass zwar nicht pedantisch auf Repräsentanz aller Weltgegenden geachtet wird, aber doch eine zu große Lückenhaftigkeit des weltweiten Überblicks vermieden werden soll. Im dritten Teil – den sieben Kapiteln der «Themen» – tritt an die Stelle panoramatischer Umschau die zuspitzende, entschiedener auswählende und stärker essayistisch formulierte Diskussion einzelner Aspekte, die bewusst auf vieles verzichtet und besondere Beispiele vor allem deshalb heranzieht, um allgemeinere Argumente zu veranschaulichen. Wären diese Themen in «panoramatischer» Breite ausgeführt worden, hätte der nötige Umfang die Arbeitskraft des Verfassers ebenso wie die Geduld der Leser unmäßig strapaziert. Man kann es auch anders sagen: Das Buch verlagert das Gewicht von der Synthese zur Analyse, zwei Untersuchungs- und Darstellungsweisen, zwischen denen kein schroffer Gegensatz besteht. Die Kapitel des Buches bilden ein zusammenhängendes Ganzes. Dennoch können sie einzeln gelesen werden. Um der Abrundung der Kapitel willen wurden geringfügige Überschneidungen und Wiederholungen in Kauf genommen. Zahl und Umfang der Anmerkungen mussten beschränkt werden. Das Literaturverzeichnis nennt nur Literatur, die in den Anmerkungen zitiert wird. Es ist weder als Bibliographie von Standardwerken gemeint, noch spiegelt es den vollen Umfang des herangezogenen Materials. Aus der großen Fülle hervorragender Zeitschriftenaufsätze konnten nur wenige erwähnt werden. Die Grenzen seiner Sprachkenntnisse sind dem Autor schmerzlich bewusst.
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I  |  Gedächtnis und Selbstbeobachtung:
Die mediale Verewigung des 19. Jahrhunderts


Was bedeutet das 19. Jahrhundert heute? Wie stellt es sich denjenigen dar, die sich nicht als Historikerinnen und Historiker professionell mit ihm befassen? Die Annäherung an die Epoche beginnt bei den Repräsentationen, in denen sie der Nachwelt gegenübertritt. Damit ist nicht allein an unser «Bild» vom 19. Jahrhundert zu denken, an die Art und Weise, wie wir es gerne sehen möchten, wie wir es uns konstruieren. Solche Konstruktionen sind nicht ganz beliebig, nicht ausschließlich unmittelbare Produkte von Vorlieben und Interessen der Gegenwart. Heutige Wahrnehmungen des 19. Jahrhunderts sind immer noch stark von der Selbstbeobachtung jener Zeit geprägt. Die Reflexivität des Zeitalters, vor allem die neue Medienwelt, die es schuf, bestimmt fortdauernd die Art und Weise, wie wir es sehen. Für keine frühere Epoche ist dies in ähnlichem Maße der Fall.
Seit kurzem erst ist das 19. Jahrhundert, durch ein volles kalendarisches Säkulum von der Gegenwart getrennt, hinter dem Horizont des persönlich Erinnerbaren versunken: spätestens seit im Juni 2006 in einem australischen Zoo die Schildkröte Harriet das Zeitliche segnete, die schon 1835 auf den Galapagos-Inseln den jungen Naturforscher Charles Darwin kennengelernt hatte.1 Niemand lebt mehr, der sich noch an den chinesischen Boxeraufstand vom Sommer 1900, an den Südafrikanischen Krieg («Burenkrieg») der Jahre von 1899 bis 1902 oder an die feierlichen Leichenbegängnisse von Giuseppe Verdi und Queen Victoria erinnern könnte, die beide im späten Januar des Jahres 1901 gestorben waren. Selbst von der feierlichen Totenprozession für Japans Meiji-Kaiser im September 1912 und von der Stimmung des August 1914, als der Erste Weltkrieg begann, bleiben keine mitteilbaren Erinnerungen mehr. Im November 2007 verstarb der vorletzte britische Überlebende des Titanic-Unglücks vom 14. April 1912, zum Zeitpunkt der Havarie ein Säugling, im Mai 2008 der letzte deutsche Veteran des Ersten Weltkriegs.2 Die Erinnerung an das 19. Jahrhundert ist keine des persönlichen Gedächtnisses mehr. Sie ist eine der medial vermittelten Information und der gelesenen Spuren. Spuren findet man in wissenschaftlichen und volkstümlichen Geschichtsbüchern, in den Sammlungen historischer Museen, in Romanen, Gemälden, alten Photographien, musikalischen Klängen, in Stadtbildern und Landschaften. Das 19. Jahrhundert wird nicht länger aktiv erinnert, es wird nur noch repräsentiert. Dies hat es mit früheren Epochen gemeinsam. In der Geschichte der Repräsentation von kulturellem Leben nimmt es jedoch einen einzigartigen Platz ein, der es schon im Verhältnis zum 18. Jahrhundert unverwechselbar macht. Die meisten der Formen und Institutionen solcher Repräsentation sind Erfindungen des 19. Jahrhunderts selbst: das Museum, das Staatsarchiv, die Nationalbibliothek, die Photographie, die wissenschaftliche Sozialstatistik, der Film. Das 19. Jahrhundert war eine Epoche organisierter Erinnerung und zugleich gesteigerter Selbstbeobachtung.
Dass das 19. Jahrhundert im Bewusstsein der Gegenwart überhaupt eine Rolle spielt, versteht sich keineswegs von selbst. Dies gilt nicht nur für den ästhetischen Kanon, sondern auch für politische Traditionsstiftung. China kann als Gegenbeispiel dienen. Das 19. Jahrhundert war für China politisch wie wirtschaftlich eine katastrophale Zeit und hat sich mit dieser Wertung im allgemeinen Bewusstsein der Chinesen gehalten. Man erinnert sich ungern an dieses peinliche Zeitalter der Schwäche und Erniedrigung, und die amtliche Geschichtspropaganda tut nichts, um es aufzuwerten. Sogar die Anklagen gegen den «Imperialismus» des Westens sind heute schwächer geworden, denn ein wieder aufstrebendes China erkennt sich nicht in der Opferrolle einer früheren Zeit. Auch in kultureller Hinsicht gilt das 19. Jahrhundert als dekadent und steril. Kein Kunstwerk und kein philosophischer Text dieser Zeit nimmt es hier im heutigen Urteil mit den klassischen Werken der ferneren Vergangenheit auf. Das 19. Jahrhundert ist heutigen Chinesen viel weiter entrückt als manche ältere dynastische Glanzperiode bis hin zu den großen Kaisern des 18. Jahrhunderts, die in populären Geschichtsbüchern und historischen Fernsehserien unentwegt beschworen werden.
Der Gegensatz zwischen China und Japan könnte nicht größer sein. In Japan genießt das 19. Jahrhundert ein unvergleichlich viel höheres Prestige. Die Meiji-Renovation (oft auch Meiji-Restauration genannt) von 1868 und den Jahren danach wurde zum Gründungsakt nicht nur des japanischen Nationalstaates, sondern überhaupt einer eigentümlichen japanischen Modernität stilisiert und spielt bis heute im japanischen Bewusstsein eine Rolle, die derjenigen der Revolution von 1789 für Frankreich vergleichbar ist.3 Auch der ästhetische Stellenwert des 19. Jahrhunderts ist ein anderer als in China. Während dort von einem modernen Neuansatz in der Literatur erst für die 1920er Jahre gesprochen werden kann, beginnt die neuere japanische Literatur mit der «Generation von 1868», die in den 1880er Jahren produktiv wurde.
Unter einem ähnlichen Bann des 19. Jahrhunderts wie in Japan steht die historische Erinnerung in den USA. Hier gilt der Bürgerkrieg der Jahre 1861 bis 1865 im gleichen Rang wie die Bildung der Union im späten 18. Jahrhundert als Gründungsereignis des Nationalstaates. Die Nachfahren der siegreichen weißen Nordstaatler, der unterlegenen weißen Südstaatler und der bei Kriegsende befreiten Sklaven haben diesem Ereignis seither ganz unterschiedliche Bedeutungen zugeschrieben und sich jeweils ihre eigene «nützliche Vergangenheit» zurechtgelegt. Einigkeit besteht darüber, dass der Bürgerkrieg eine gemeinsame «gefühlte Geschichte» ist, wie der Dichter Robert Penn Warren schrieb.4 Der Bürgerkrieg wirkte lange als ein Kollektivtrauma nach; im Süden der USA ist es bis heute nicht überall überwunden. Wie stets bei historischer Erinnerung handelt es sich nicht bloß um eine naturwüchsige Identitätsbildung, sondern auch um Instrumentalisierung zugunsten benennbarer Interessen: Südliche Propagandisten gaben sich alle Mühe zu vertuschen, dass es beim Bürgerkrieg zentral um Sklaverei und Emanzipation ging, und schoben die Verteidigung von «staatlichen Rechten» in den Vordergrund. Die Gegenseite scharte sich um die Mythisierung Abraham Lincolns, des 1865 ermordeten Bürgerkriegspräsidenten. Kein einziger deutscher Staatsmann, auch nicht der eher respektierte als geliebte Bismarck, kein britischer und kein französischer, selbst nicht der umstrittene Napoleon I., genießt bei der Nachwelt solche Verehrung. Noch 1938 stellte Präsident Franklin D. Roosevelt öffentlich die Frage «What would Lincoln do?» – der Nationalheld als Nothelfer der Nachgeborenen.5
1  |  Sichtbarkeit und Hörbarkeit

|  Das 19. Jahrhundert als Kunstform: die Oper


Ein vergangenes Zeitalter lebt fort in der Wiederaufführung, im Archiv und im Mythos. Heute ist das 19. Jahrhundert dort vital, wo seine Kultur neu in Szene gesetzt und konsumiert wird. Seine in Europa charakteristischste Kunstform, die Oper, ist für solche Wiederaufführung ein gutes Beispiel. Die europäische Oper entstand um 1600 in Italien, nur Jahrzehnte nach dem ersten Aufschwung des städtischen Musiktheaters in Südchina, dem Beginn einer ganz eigenständigen, von europäischen Einflüssen unberührten Entwicklung, die nach 1790 in der Peking-Oper gipfeln sollte.6 Trotz herausragender Meisterwerke war der kulturelle Status der Oper außerhalb Italiens lange nicht unanfechtbar gesichert. Erst mit Christoph Willibald Gluck und Wolfgang Amadeus Mozart wurde sie zur vornehmsten Gattung auf dem Theater. In den 1830er Jahren stand sie nach allgemeinem Urteil an der Spitze der künstlerischen Hierarchie.7 Ähnliches gilt für den synchronen Parallelfall der Peking-Oper, die um die Mitte des Jahrhunderts in die Phase ihrer künstlerischen und organisatorischen Konsolidierung eintrat. Seither hat sich die europäische Oper triumphal behauptet, während ihre ferne Schwester, die Peking-Oper, nach radikalen Traditionsbrüchen und nach dem Eindringen einer westlich gefärbten Medienkultur nur noch in folkloristischen Nischen überdauert.
Zwischen Lissabon und Moskau sind die im 19. Jahrhundert erbauten Opernhäuser heute noch in vollem Betrieb und spielen ein Repertoire, das überwiegend aus dem 19. Jahrhundert stammt. Die Oper globalisierte sich früh. In der Mitte des 19. Jahrhunderts besaß sie einen weltweit ausstrahlenden Mittelpunkt: Paris. Pariser Musikgeschichte um 1830 war Weltgeschichte der Musik.8 Die Pariser Oper war nicht allein die erste Bühne Frankreichs. Paris zahlte Komponisten die höchsten Honorare und stach damit alle Konkurrenten um den Rang der führenden Magnetstadt der Musik aus.9 Ruhm in Paris bedeutete Weltruhm, das Scheitern dort, wie es Richard Wagner, immerhin einem arrivierten Meister, 1861 mit seinem Tannhäuser widerfuhr, eine tief verletzende Schmach.
Schon die 1830er Jahre sahen Aufführungen europäischer Opern im Osmanischen Reich. Giuseppe Donizetti, der Bruder des gefeierten Komponisten Gaetano, erlangte 1828 den Rang eines Hofmusikdirektors beim Sultan in Istanbul und baute dort ein Orchester europäischen Typs auf. Im unabhängigen Kaiserreich Brasilien, vor allem nach 1840 unter Pedro II., wurde die Oper zur offiziellen Kunstform der Monarchie. Vincenzo Bellinis Norma wurde viele Male aufgeführt, die wichtigsten Opern von Rossini und Verdi wurden auf die Bühne gebracht. Als Brasilien Republik geworden war, ließen steinreiche Kautschukunternehmer in Manaus, damals mitten im Amazonasdschungel gelegen, zwischen 1891 und 1896 ein üppiges Opernhaus errichten. Der Bau war ein Resultat globaler Kombination: Edelhölzer aus der Nachbarschaft, Marmor aus Carrara, Leuchter aus Murano, Stahl aus Glasgow und Gusseisen aus Paris.10 Auch durch Kolonialherrschaft verbreitete sich die Oper weit über Europa hinaus. Die Überlegenheit der französischen Zivilisation sollte in den Kolonien durch prächtige Theaterbauten unter Beweis gestellt werden. Besonders wuchtig geriet das 1911 eingeweihte Opernhaus in Hanoi, der Hauptstadt Französisch-Indochinas, das wie so viele andere der Pariser Garnier-Oper, nach ihrer Fertigstellung 1875 mit 2200 Sitzen der größte Bühnenraum der Welt, nachempfunden war. Mit 870 Plätzen für die etwa viertausend Franzosen in der Stadt stellte es das Musiktheater mancher französischen Provinzmetropole in den Schatten.11
Früher verwurzelte sich die Oper in Nordamerika. Das 1859 eröffnete French Opera House in New Orleans galt lange als eine der besten Musiktheaterbühnen der Neuen Welt. In San Francisco, damals eine Stadt von 60.000 Einwohnern, brach eine solche Opernbegeisterung aus, dass bereits 1860 insgesamt 217.000 Eintrittskarten verkauft wurden. Die 1883 eröffnete Metropolitan Opera in New York wurde nach der Jahrhundertwende zu einem der führenden Häuser der Welt, zu einem Schauplatz auch der Selbstinszenierung der amerikanischen high society in Formen, die sich von europäischen kaum unterschieden. Architektonisch und bühnentechnisch verbanden die Schöpfer der «Met» Elemente von Covent Garden in London, La Scala in Mailand und selbstverständlich der Opéra in Paris.12 Nahezu das gesamte Repertoire stammte aus Europa, denn nicht vor George Gershwins Porgy and Bess (1935) leisteten amerikanische Komponisten weithin beachtete Beiträge zum Musiktheater. Operamania brach an unerwarteten Orten aus. Chile war in den 1830er Jahren von einem Rossini-Fieber erfasst worden.13 In Japan, wo die Regierung seit den 1870er Jahren die Verbreitung westlicher Musik förderte, fand 1894 die erste Aufführung einer europäischen Oper statt, einer Szene aus Charles Gounods Faust. War 1875, als eine italienische Primadonna in Tokyo Station gemacht hatte, die Vorstellung noch so schwach besucht gewesen, dass man die Mäuse quieken hörte, so bildete sich nach der Jahrhundertwende ein stabiles Operninteresse heraus, das 1911 im ersten großen Theaterbau westlichen Stils seinen örtlichen Fixpunkt fand.14
Auch der in mehreren Erdteilen tätige Bühnenstar wurde im 19. Jahrhundert als Typus geboren.15 Schon 1850 hatte Jenny Lind, die «schwedische Nachtigall», am Beginn einer Tournee, während der sie 93 Auftritte absolvieren sollte, in New York vor siebentausend Zuhörern gesungen. Die Sopranistin Helen Porter Mitchell, die sich nach ihrer Heimatstadt Melbourne Nellie Melba nannte, stieg seit ihrem europäischen Debut 1887 zu einer der ersten wahrhaft interkontinentalen Diven des Musiklebens auf, ab 1904 auch per Grammophonplatte stimmlich vervielfältigt, und wurde zur Ikone kulturellen Selbstbewusstseins in ihrem als ungehobelt beleumundeten Heimatland. Die europäische Oper des 19. Jahrhunderts war ein Weltereignis und ist es geblieben. Das Opernrepertoire des 19. Jahrhunderts hat sich gehalten und beherrscht die Spielpläne: Rossini, Bellini, Donizetti, Bizet, vor allem Verdi, Wagner und Puccini. Aber eben nur weniges bleibt aus dem Gesamtfundus des Komponierten und früher einmal Geschätzten. Gaspare Spontini oder Giacomo Meyerbeer, bejubelte Meister ihrer Zeit, werden selten gespielt, anderes ist unwiederbringlich im Archiv verschwunden. Wer kennt noch die zahlreichen Mittelalteropern, die neben und nach Wagner entstanden? Ähnliche Überlegungen könnte man über das Sprechtheater anstellen oder über ein anderes typisches Genre des 19. Jahrhunderts, den Roman. Vermutlich liest das Publikum aus der gesamten deutschen Prosa des Realismus nur noch Theodor Fontane.16 Wilhelm Raabe, Adalbert Stifter und selbst Gottfried Keller sind Pflegefälle der Germanistik geworden, von Autoren minderen Ranges ganz zu schweigen. Für jedes andere Land lässt sich auf ähnliche Weise Lebendiges und Totes aus der Hochkultur des 19. Jahrhunderts voneinander trennen. Sie ist in der Gegenwart intensiv präsent, jedoch in strikter Auswahl, die den Gesetzen von Geschmack und Kulturindustrie gehorcht.
|  Stadtbilder17


Eine ganz andere Art der Präsenz des 19. Jahrhunderts ist die Sichtbarkeit seiner Versteinerung zu Stadtbildern. Hier kann es zu Kulisse und Arena heutigen urbanen Lebens werden. London, Paris, Wien, Budapest oder München sind Städte, deren Physiognomien von Planern und Architekten des 19. Jahrhunderts geprägt wurden, zum Teil in klassizistischen, neo-romanischen und neo-gotischen Bausprachen, die auf ältere Muster zurückgriffen. Von Washington D. C. bis Kalkutta benutzten politische Repräsentationsbauten das Idiom der europäischen Antikenimitation. Insofern bietet der architektonische Historismus des 19. Jahrhunderts eine zeitraffende Zusammenschau der europäischen Bautradition. In manchen Metropolen Asiens hingegen ist kaum noch identifizierbare Bausubstanz des 19. Jahrhunderts erhalten. In Tokyo etwa, das mehrere Jahrhunderte lang (zunächst unter dem Namen Edo) die Hauptstadt Japans war, haben Erdbeben, Brände, amerikanische Bomben und unentwegter Neubau fast alle architektonischen Spuren, die älter als ein paar Jahrzehnte sind, getilgt und sogar viele Meiji-Relikte beseitigt. Zwischen den Extremen solch geschlossener Stadtlandschaften wie der Wiener Ringstraße auf der einen und der physischen Auslöschung des 19. Jahrhunderts auf der anderen Seite reihen sich auf einer Skala die Metropolen der Welt. Der Zahn der Zeit nagt freilich selektiv: Die Industriearchitektur des 19. Jahrhunderts ist schneller untergegangen als die Baukunst der Mittelalters. Kaum noch vermag man sich einen sinnlichen Eindruck von der industriellen «Revolution» zu verschaffen, vom plötzlichen Auftauchen einer riesigen Fabrik in einem engen Tal oder vom Neuigkeitswert hoher Schornsteine in einer Welt, in der nichts den Kirchturm überragt hatte.
2  |  Erinnerungshorte, Wissensschätze, Speichermedien

Archive, Bibliotheken, Museen und konservierende Sammlungen überhaupt könnte man, an die bekannteren «Erinnerungsorte» angelehnt, Erinnerungshorte nennen. Neben den Erinnerungsorten als den Kristallisationskernen kollektiver Einbildungskraft verdienen solche Horte der Erinnerung unsere besondere Aufmerksamkeit. Man kann sie nicht abstrakt und unhistorisch klassifizieren. Die Abgrenzung zwischen den heute eindeutigen Unterformen entwickelte sich erst mit der Zeit. Bibliotheken ließen sich lange nicht säuberlich von Archiven trennen, insbesondere wenn sie über große Bestände an Handschriften verfügten. Im 18. Jahrhundert wurden in Europa mediale Räume für jede Art von antiquarischem Studium und Gedankenaustausch unter Privatleuten «Museum» genannt, auch Zeitschriften, die sich die Vorstellung historischer und ästhetischer Quellen zum Ziel gesetzt hatten. Die Bedeutung des Öffentlichen und allgemein Zugänglichen trat erst im 19. Jahrhundert hinzu. Erinnerungshorte bewahren die Vergangenheit im Aggregatzustand der Möglichkeit auf, als virtuelle Gegenwart. Nur gehortet, also ungelesen und unangeschaut, bleibt die kulturelle Vergangenheit tot; allein im Akt des Nachvollzugs wird sie lebendig. Die Bereitschaft zu solchem Nachvollzug nennt man Bildung.
|  Archive


Keinem früheren Jahrhundert war das Archiv wichtiger als dem neunzehnten. In Europa war dies die Epoche, als der Staat sich überall der Erinnerung bemächtigte. Staatsarchive wurden als zentralisierende Lagerstätten der Überreste von Verwaltungshandeln gegründet. Mit ihnen entstanden der Beruf und Sozialtypus des Archivars und derjenige des aus den Akten arbeitenden Historikers. Dieser bediente sich nun auch der früheren Sammlungen der Fürsten und der Republiken: in Venedig, in Wien, im spanischen Simancas. In den konstitutionellen Ländern übernahm der Staat die Einrichtung öffentlicher Archive als hoheitliche Aufgabe. Die Französische Republik erklärte im September 1790 das zunächst noch bescheidene Archiv der Nationalversammlung zu den «Archives nationales». Die Konfiskationen, vor allem von kirchlichem Besitz, während der Revolution vermehrten rasch die Bestände. Napoleon betrieb Archivpolitik größten Stils. Er wollte die französischen Nationalarchive zu einem Zentralarchiv Europas machen – «la mémoire de l’Europe» – und ließ riesige Mengen von Dokumenten aus Italien und Deutschland nach Paris bringen. Großbritannien schuf 1838 die gesetzlichen Grundlagen für ein Public Record Office. 1883 wurden die sagenumwobenen Archive des Vatikans zugänglich gemacht. Die «neue Geschichtswissenschaft», die sich seit den 1820er Jahren bei Leopold Ranke und seinen Schülern herauskristallisierte, stellte sich unter den Imperativ der Textnähe. Geschichte war aus Schriftquellen, zumal den unveröffentlichten, rekonstruierbar. Damit wurde die Historie wissenschaftlicher, also überprüfbarer, in ihrer Haltung auch mythenkritischer. Zugleich begab sie sich in eine gewisse Abhängigkeit von der Archivpolitik der Regierungen, die den Zugang zu den Quellen steuerten, auf welche die Historiker nun angewiesen waren. Die systematische Organisation des Speicherns trug auch zur Herausbildung eines neuen Gelehrtenhabitus bei. Gelehrsamkeit wurde von persönlicher Gedächtnisleistung entkoppelt, der Wissen akkumulierende Polyhistor wurde vom Leitbild zur bedauerten Kuriosität, und auch Geisteswissenschaftler konnten sich nun dem Imperativ der Ursachenforschung unterstellen.18
Archive waren zwar keine europäische Erfindung, doch gab es anderswo im 19. Jahrhundert kein vergleichbares Interesse am Konservieren von Dokumentarmaterial. In China hatte der Staat sich von Anfang an die Kontrolle über die Aufbewahrung der schriftlichen Überlieferung vorbehalten; ein privater Sammelwille fehlte. Es gab und gibt daher nur wenige Archive nichtstaatlicher Körperschaften: von Tempeln, Klöstern, Gilden oder Clans. Üblich war es, dass eine neue Dynastie in dem Moment die Dokumente ihrer Vorgängerin zerstörte, wenn deren offizielle Dynastiegeschichte fertiggestellt war. 1921 verkaufte das staatliche Historische Museum in Peking (Beijing) 60.000 Kilogramm Archivmaterial an Altpapierhändler. Nur dass der bibliophile Gelehrte Luo Zhenyu eingriff, rettete die Sammlung, die sich heute in der Academia Sinica auf Taiwan befindet. Bis in die 1930er Jahre wurden amtliche Druckschriften und Manuskripte der Qing-Dynastie (1644–1911) als Makulatur entsorgt. Trotz einer ehrwürdigen historiographischen Tradition besaß man in China auch im 19. Jahrhundert noch kein archivalisches Bewusstsein. Die 1925 gegründete Dokumentenabteilung des Palastmuseums war die erste Einrichtung, die das regelgeleitete, konservierende Ethos eines modernen Archivs auch an die Überlieferung der Kaiserzeit herantrug.19 Im Osmanischen Reich, wo ebenso wie in China die entwickelte Schriftlichkeit der Verwaltung schon früh zum Zusammenhalt eines riesigen Flächenstaates beitrug, wurden Dokumente in einem solchen Umfang produziert und aufbewahrt, dass Forschungen, anders als im Falle Chinas, fast nur noch als Archivstudien denkbar sind. Neben den Akten des Hofes und der Zentralregierung sind etwa Steuerregister und Gerichtsakten (Kadi-Register) aus vielen Teilen des Reiches erhalten.20 Vor dem 19. Jahrhundert wurden in Europa, im Osmanischen Reich und an einigen anderen Stellen der Welt Aufzeichnungen gesammelt. Erst seit dem 19. Jahrhundert werden sie systematisch archiviert, geschützt und ausgewertet.
|  Bibliotheken


Zu den Erinnerungshorten als verwalteten Sammlungen kultureller Hinterlassenschaft gehören auch die Bibliotheken. Hier waren in Europa bereits das 17. und das 18. Jahrhundert ein großes Gründerzeitalter gewesen. Leibniz ordnete zwischen 1690 und 1716 als Bibliothekar die grandiose herzogliche Sammlung in Wolfenbüttel und richtete sie unter dem Gesichtspunkt der Dienstleistung für die Gelehrsamkeit ein. In dieser Hinsicht ging wenig später die Universitätsbibliothek im benachbarten Göttingen noch weiter. Eine Weile galt sie als die am besten organisierte Bibliothek der Welt. Die Sammlung des Britischen Museums, 1753 gegründet, war von Anfang an als Nationalbibliothek gedacht. 1757 wurde die Königliche Bibliothek inkorporiert und die Pflicht zur Abgabe eines Exemplars von jedem im Vereinigten Königreich gedruckten Buch eingeführt. Antonio (später Sir Anthony) Panizzi, ein italienischer Exilant, der seit 1831 für das British Museum arbeitete und zwischen 1856 und 1866 sein Chefbibliothekar war, schuf hier die Grundlagen für das wissenschaftliche Bibliothekswesen: einen vollständigen Katalog, nach Regeln systematisch angelegt, und einen Lesesaal, der nach den Bedürfnissen wissenschaftlicher Benutzer gestaltet war und in seiner überkuppelten Rundform als einer der prächtigsten Räume der Welt galt.21
Im 19. Jahrhundert entstanden auf allen Kontinenten Nationalbibliotheken nach britischem Vorbild. In den USA, Kanada und Australien gingen sie aus Parlamentsbüchereien hervor.22 Manchmal waren sie mit wissenschaftlichen Akademien verbunden. Sie hüteten, dem respektablen Publikum und allen ernsthaft Studierenden frei zugänglich, das gedruckte Gedächtnis der eigenen Nation, sammelten aber auch Wissen überhaupt. Es wurde nun zum Merkmal der vornehmsten Bibliotheken, dass sie universell ausgriffen, das Wissen aller Völker und aller Zeiten zusammentrugen. Wichtige Voraussetzungen dafür waren ein Buchhandel mit weltweiten Geschäftskontakten und die Verfügbarkeit privater Bibliotheken auf dem Antiquariatsmarkt. Orientalische Abteilungen wurden eingerichtet, Bücher in den seltensten Sprachen gesammelt, manchmal von Emissären der Erwerbungsabteilungen. Bibliotheken symbolisierten den Anspruch auf kulturelle Gleich- oder Erstrangigkeit. Die junge amerikanische Republik erhob ihn 1800 mit der Gründung der Kongressbibliothek. Dass die Library of Congress seit Beginn der 1930er Jahre den größten Bücherbestand der Welt aufwies, vollendete die kulturelle Emanzipation Amerikas. Spät geeinte Nationen hatten es schwerer. Die Preußische Staatsbibliothek erhielt nicht vor 1919 nationalen Status, und in Italien hat es nie eine einzige umfassende Zentralbibliothek gegeben. Städtische Bibliotheken bedienten eine bildungsbegierige Öffentlichkeit und signalisierten Bürgerstolz. Es dauerte allerdings nach der Mitte des 19. Jahrhunderts noch eine Weile, bis es nicht nur rechtlich möglich, sondern auch politisch selbstverständlich wurde, für sie Steuergelder aufzuwenden. Privates Mäzenatentum war in den USA wichtiger als überall sonst. Die New York Public Library, seit 1895 mit Stiftungsmitteln aufgebaut, wurde zur berühmtesten unter zahlreichen städtischen Bibliotheken von ehrgeizigem Anspruch. Im 19. Jahrhundert wurden die westlichen Bibliotheken zu Tempeln des Wissens. Panizzis Britisches Museum, dessen Kern die Nationalbibliothek war, machte dies mit seiner monumentalen klassizistischen Front auch architektonisch sinnfällig. Der Neubau der Library of Congress übernahm in den 1890er Jahren diese Symbolsprache und steigerte sie noch durch Wandgemälde, Mosaiken und Statuen. Die riesigen Wissensspeicher waren national und kosmopolitisch zugleich: Exilanten bereiteten hier ihre Verschwörungen vor, unter ihnen der chinesische Revolutionär Sun Yatsen, der 1896/97 in der Bibliothek des Britischen Museums Pläne zum Sturz der Qing-Dynastie schmiedete, an jenem Ort, an dem zuvor Karl Marx seinen Kampf gegen das kapitalistische System wissenschaftlich untermauert hatte.
Die Bibliothek ist kein westliches Monopolprodukt. Dies zeigt ein Rückblick in die Tiefe der Geschichte. In China wurde die erste kaiserliche Bibliothek im Palast des Han Wudi (r. 141–87 v. Chr.) eingerichtet. Bereits für diese Sammlung entwickelten Gelehrte ein lange benutztes Klassifikationssystem. Chinesische Bibliotheken führten jedoch eine prekäre Existenz. Zwischen dem 2. Jahrhundert v. Chr. und dem 19. Jahrhundert wurden die kaiserlichen Buch- und Manuskriptsammlungen mindestens vierzehn Mal zerstört. Immer wieder wurden die Gebäude neu errichtet und die Bestände neu aufgebaut. Vor allem nach der Verbreitung des Holzblockdrucks im 11. Jahrhundert legten auch private Akademien (shuyuan), Gelehrtenzirkel und einzelne Bibliophile große Bibliotheken an. Für die Qing-Zeit (1644–1911) kennt man Details über mehr als 500 Sammler und ihre Kollektionen. Die Menge gedruckter und im Privatgebrauch zirkulierender Literatur war so groß, dass das Bibliographieren zu einer der vornehmsten Aufgaben des Gelehrten wurde.23 In China waren die Bibliothek und ihr Katalog also kein Kulturimport aus dem Westen. Westlichen Ursprungs war allerdings die Idee einer öffentlichen Bibliothek, zum ersten Mal 1905 in Changsha, der Hauptstadt der mittelchinesischen Provinz Hunan, verwirklicht. Die heute größte Bibliothek Chinas, die Peking-Bibliothek (Beitu), wurde 1909 gegründet und 1912 für das Publikum geöffnet. 1928 erhielt sie den Status einer Nationalbibliothek. Die moderne Bibliothek war in China keine ungebrochene Fortsetzung der eigenen Tradition. Der doppelte Gedanke der Bibliothek als öffentlichem Bildungsraum und Instrument der Wissenschaft kam aus dem Westen und wurde im China des frühen 20. Jahrhunderts unter schwierigen äußeren Umständen aktiv aufgenommen.
Im traditionalen Japan war der Staat viel seltener als Sammler von Schriftgut aufgetreten. Es fehlte an den großen verbindlichen Ordnungssystemen, die für China charakteristisch waren. Lange waren die japanischen Bestände nach China hin orientiert. Noch die seit dem frühen 18. Jahrhundert aufgebaute nicht-öffentliche Bibliothek der Shogune, der Militärhegemone aus dem Hause Tokugawa, war primär antiquarischsinologisch und verzichtete darauf, die zur damaligen Zeit steigende japanische Buchproduktion zu erfassen. Ebenso wie in China traten bald nach der Öffnung des Landes (1853) westliche Büchersammler auf den Plan. Die riesigen sinologischen und japanologischen Sammlungen in Europa und den USA verdankten sich dem Zusammentreffen eines solchen westlichen Interesses, einer momentanen asiatischen Vernachlässigung der eigenen Bildungstraditionen und niedrigen Bücherpreisen. Das Konzept der öffentlichen Bibliothek wurde in Japan nach 1866 durch den Publizisten und Erzieher Fukuzawa Yukichi bekannt gemacht, der 1862 in diplomatischer Mission den Westen bereist hatte. Es dauerte allerdings auch im modernisierungswilligen Japan bis zum Ende des Jahrhunderts, bis sich die Modelle der publikumsnahen Bücherei und der Forschungsbibliothek durchsetzten.24
Die arabische Welt lag Europa geographisch näher als China, stand ihm aber buchgeschichtlich ferner. In China waren Texte seit langem per Blockdruck reproduziert worden. Entsprechend hatte der Berufsstand der Schreiber und Kopisten dort eine geringere Bedeutung als in der arabischen Welt, die erst im frühen 19. Jahrhundert ihre eigene Druckrevolution erlebte; bis zum frühen 18. Jahrhundert waren arabische und türkische Bücher vorwiegend im christlichen Europa gedruckt worden. An ihr waren neben Muslimen auch arabische Christen und Missionare beteiligt. Im Osmanischen Reich gab es private und halböffentliche Bibliotheken, die auch vereinzelt europäische Titel enthielten. Bis zur Einführung der lateinischen Schrift in der Türkischen Republik waren aber im Osmanischen Reich und der es ablösenden Türkei während eines Zeitraums von fast zwei Jahrhunderten nur etwa 20.000 Bücher und Broschüren gedruckt worden – viele in sehr kleinen Auflagen. Der vergleichsweise geringe Umfang der osmanischen und arabischen Buchproduktion führte dazu, dass sich auch das öffentliche Bibliothekswesen später und langsamer entwickelte als in Ostasien.25
|  Museen


Auch das Museum verdankt seine bis heute maßgebende Form dem 19. Jahrhundert. Trotz mancher museumspädagogischer Neuerung kommt man in der Gegenwart immer wieder auf die Anordnungen und Programme des 19. Jahrhunderts zurück. Die ganze Typenbreite des Museums entfaltet sich in dieser Zeit: Kunstsammlungen, ethnographische Kollektionen, Technikmuseen. Aus der fürstlichen Sammlung, die manchmal auch der Untertanenschaft zugänglich gemacht worden war, wurde im Zeitalter der Revolution das öffentliche Museum.
Im Kunst museum kam Verschiedenes zusammen: die Idee der autonomen Kunst, wie Johann Joachim Winckelmann sie als erster formuliert hatte; der Gedanke eines «Wertes» des Kunstwerks, der seinen handwerklichen Materialcharakter übersteigt; das «Ideal einer ästhetischen Gemeinschaft», in der sich Künstler, Sachverständige, Laienkenner und im besten Falle auch der vorübergehend vom Thron gestiegene fürstliche Mäzen (etwa König Ludwig I. von Bayern) zusammenfanden.26 Das Museum gedieh in einer Atmosphäre zunehmend ausdifferenzierter Öffentlichkeit. Hier konnte bald auch die Frage gewagt werden, ob die Kunst dem Staat oder dem Fürsten gehöre – im frühen 19. Jahrhundert ein heikles Problem, denn die Französische Revolution hatte durch die Beschlagnahmung und Verstaatlichung privater Kunstschätze, die den Louvre als erstes öffentliches Museum Europas ermöglichten, einen radikalen Präzedenzfall geschaffen. In den USA stellte es sich anders dar, denn hier war es vor allem die private Munifizenz von Reichen und Superreichen des von Mark Twain so bezeichneten «vergoldeten Zeitalters» (gilded age), die seit den 1870er Jahren den Aufbau von Museen vorantrieb. Viele Gebäude wurden in öffentlich-privaten Mischformen finanziert, die Kunstsammlungen allerdings meist von privaten Sammlern auf dem Markt angekauft. Amerika hatte nur wenige alte Bestände. Seine Sammlungen entstanden in enger Symbiose mit der Entwicklung des Kunstmarktes auf beiden Seiten des Atlantiks. Dieser Markt ermöglichte auch den Aufbau neuer Sammlungen in Europa.
Die im Laufe des Jahrhunderts immer deutlicher werdende Monumentalität von Museumsbauten (Alte Pinakothek in München, Kunsthistorisches Museum Wien, Victoria and Albert Museum in London) zog wachsende Beachtung im Stadtbild auf sich. Seit in Städten kaum noch Paläste gebaut wurden, konnten nur Opernhäuser, Rathäuser, Bahnhöfe und Parlamentsgebäude, etwa die zwischen 1836 und 1852 im neo-gotischen Stil neu errichteten Houses of Parliament am Themse-Ufer oder die Parlamente von Budapest und Ottawa, mit Museumsbauten konkurrieren. Auch der Nationalismus bemächtigt sich der Kunst. Viele der Beutestücke, die Napoleon nach Paris verschleppt hatte, wurden nach 1815 im Triumph zurückgeholt – damals verlor der Louvre rund vier Fünftel seiner Bestände – und bedurften nun repräsentativer Ausstellungsorte. Die Malerei erschloss sich historische Sujets mit nationaler Tendenz, deren großformatige Gestaltungen, vor allem aus den mittleren Dekaden des 19. Jahrhunderts, als die Historienmalerei den Höhepunkt ihrer Geltung in Europa erreichte, auch heute noch die Nationalgalerien vieler Länder schmücken.
Schließlich materialisierte sich im Museum und seiner inneren Gestaltung ein Bildungsprogramm, das nun erstmals von professionellen Fachleuten, den Kunsthistorikern, bestimmt wurde. Kultivierte Kenner und Liebhaber hatten in Europa, in China, in der islamischen Welt und andernorts seit Jahrhunderten solche Programme für sich und ihre kleinen Zirkel entworfen; man denke nur an den Kunst- und Naturaliensammler Goethe. Durch den Aufstieg der Experten in Europa wurde das Museum nun zum Ort angeleitet begehbarer Kunstgeschichte. Mit der Einrichtung staatlicher Museen für zeitgenössische Kunst wie des Musée du Luxembourg in Paris entstand zudem für die Künstler der Anreiz, in den Genuss öffentlicher Kunstpatronage und zugleich des damit verbundenen Ruhmes zu gelangen. Das Museum konservierte und «musealisierte» nicht nur im Sinne einer Trennung von Kunst und Leben. Es stellte auch Neues aus.
Historische Museen unterschieden sich in ihrem Grundgedanken von Sammlungen antiker Überreste. Das erste Museum dieser Art, das von Alexandre Lenoir 1791 schon während der Revolution geschaffene Musée des Monuments Français, ordnete in chronologischer Reihenfolge Statuen, Grabmäler und Portraits von Persönlichkeiten an, die Lenoir für national bedeutsam hielt.27 Seit der Zeit der Napoleonischen Kriege wurden neue Museen mit historischer Orientierung vielfach als Nationalmuseen entworfen: in Ungarn, wo man mangels einer herrscherlichen Sammlung von Adelsstiftungen ausging, bereits 1802 unter diesem Namen, wenig später in den skandinavischen Ländern. In Großbritannien diente die 1856 vom Parlament ins Leben gerufene National Portrait Gallery dem Zweck nationaler und imperialer Gesinnungsstärkung. Das historische Museum beruhte auf einem neuen Verständnis von «historischen Gegenständen». Es genügte nicht, dass ein Objekt bloß «alt» war. Zum einen musste es eine erkennbare Bedeutung tragen, die sich dem Betrachter spontan vermittelte, zum anderen sollte es der Rettung und Bewahrung bedürftig und wert sein. In Deutschland, wo nach 1815 an vielen Orten Geschichts- und Altertumsvereine zur Rückbesinnung auf die «vaterländische» Vergangenheit gegründet worden waren, ließ man sich mit einem Nationalmuseum Zeit. Es wurde erst 1852 beschlossen und danach in Nürnberg als Germanisches (nicht «Deutsches») Nationalmuseum aus dem Geiste eines schwärmerischen Patriotismus mit starker Mittelalterfixierung aufgebaut.28 An ein hauptstädtisches Zentralmuseum wurde niemals gedacht, auch nach der Gründung des Deutschen Reiches 1871 nicht.
In Asien und Afrika entstanden historische Museen zumeist erst nach der politischen Unabhängigkeit. Zu diesem Zeitpunkt war in vielen Fällen ein großer Teil der einheimischen Kunstschätze, Manuskripte und archäologischen Relikte in den Museen der kolonialen Metropolen verschwunden.29 In Ägypten hatte ein solcher Abfluss bereits mit der französischen Invasion von 1798 begonnen. Muhammad Ali, der Herrscher Ägyptens zwischen 1805 und 1848, erließ zwar 1835 eine Art Exportverbot für Objekte aus dem Altertum, verschenkte solche Wertstücke aber selbst mit großer Freigiebigkeit. Das Ägyptische Museum in Kairo entstand im Wesentlichen aus einer privaten Initiative des Archäologen Auguste Mariette, der 1858 zum Konservator der ägyptischen Altertümer ernannt worden war. Die muslimischen Machthaber der Zeit hatten ein gespaltenes Verhältnis zu einer Einrichtung wie Mariettes im neopharaonischen Stil gebautem Museum: Die Welt heidnischer Mumien war ihnen fremd, andererseits merkten sie, wie die wachsende europäische Begeisterung für die vorislamische Antike dem Ruf Ägyptens in der Welt zugute kam.30 Für die Museen in Istanbul (Konstantinopel)31 war es wichtig, dass das Osmanische Reich 1874 die Fundteilung bei archäologischen Ausgrabungen unter ausländischer Ägide erreichte. In China wurde die damals verfallende Riesenanlage des ehemaligen Kaiserpalastes, die aus tausend einzelnen Tempeln, Hallen und Pavillons bestehende Verbotene Stadt, 1925 als ganze zum Museum erklärt und in großen Teilen für das Publikum freigegeben, aber erst 1958 gründete der Staat ein Geschichtsmuseum mit nationalistischer Programmatik.
Ethnologische Museen standen mit patriotischen oder nationalistischen Bestrebungen nur in einem gebrochenen Zusammenhang.32 Sie entwickelten sich erst seit etwa der Mitte des 19. Jahrhunderts, manchmal als Fortsetzung fürstlicher Kuriositätenkabinette und privater Gelehrtensammlungen . 1886 wurde in Berlin das Königliche Museum für Völkerkunde gegründet, das bald als das reichhaltigste ethnologische Museum der Welt galt. Die deutsche ethnologische Forschung war kein Geschöpf des Kolonialismus, sondern entstammte einer vorkolonialen liberal-humanistischen Tradition in den frühen deutschen Kulturwissenschaften.33 Deutsche Reisende und Ethnologen sammelten auf allen Kontinenten. Von Anfang an wurden hohe Ansprüche gestellt. Es sollte ausdrücklich nicht die Aufgabe des Museums sein, bloß die rohe Schaulust der «Menge» zu befriedigen. Die Verwandlung der Objekte in Material der Wissenschaft sollte im Museum geschehen, das auch der Forschung und der Ausbildung von Experten diente.34 Die ethnologischen Museen präsentierten Beutestücke, die durch Raub oder raubähnlichen Ankauf, nicht aber durch Überlieferung in europäischen Besitz gelangt und kein Teil eines nationalen Erbes waren.35 Ziel war es, die Vielfalt menschlicher Lebensformen, aber nur die der – wie es damals hieß – «Primitiven», vorzustellen. Jedes einzelne Museum war Teil einer nun entstehenden transnationalen Welt des Sammelns und Ausstellens. Ebenso wie bei Gemäldegalerien hatten die Kenner bald einen Überblick über die Bestände weltweit. Die Museen wetteiferten miteinander und waren zugleich Elemente einer globalen Bewegung zur Repräsentation materieller Kultur. Subversiv wirkten sie durch die Inspiration, die sich avantgardistische Künstler hier suchen konnten. Man musste nicht, wie der Maler Paul Gauguin es 1891 tat, in die Südsee reisen, um sich der erneuernden Kraft des «Primitiven» auszusetzen.36
Nicht nur Objekte, sondern auch Menschen wurden nach Europa und Nordamerika verschleppt und öffentlich zur Schau gestellt, um in «wissenschaftlicher» und zugleich kommerzieller Absicht die Andersartigkeit und «Wildheit» von Nicht-Okzidentalen zu demonstrieren. Gegen Ende des 19. Jahrhunderts gehörten solche Menschenschauen in den großen Metropolen des Westens zum Vergnügungsalltag, und mobile Schaustellungen erreichten auch Kleinstädte, zum Beispiel Konstanz. Das war eine Besonderheit dieser Zeit schnellen kulturellen Umbruchs.37 Vor etwa 1850 war dergleichen sehr selten zu sehen, und nach dem Ersten Weltkrieg legte sich bereits wieder ein humanitäres Tabu über solche Exhibitionen. Die kommerzielle Zurschaustellung von nicht-weißen ebenso wie von behinderten Menschen wurde im Verlauf des 20. Jahrhunderts weltweit geächtet und als Delikt kriminalisiert. Das Prinzip des Völkerkundemuseums hingegen überdauerte weltweit auch die Epoche der Dekolonisation und erfuhr eine Umwertung von der objektifizierenden Ausbreitung «primitiver» Lebensformen zur Bewahrung eines gemeinsamen kulturellen Erbes in einer multiethnischen Welt. Dieser Museumstypus des 19. Jahrhunderts wurde selbst de-kolonisiert.
|  Weltausstellungen


Eine Neuerung des 19. Jahrhunderts waren die Weltausstellungen, der sichtbarste Ausdruck der Vereinigung von panoramatischem Blick und enzyklopädischem Dokumentationswillen.38 Man kann sie als «Medien» von «unauflösbarer Flüchtigkeit und vermächtnisschaffender Beharrungskraft» deuten.39 Am Beginn stand die traditionsbildende Great Exhibition of the Works of Industry of All Nations im Londoner Hyde Park (1851), deren spektakulärer Kristallpalast, eine 600 Meter lange Halle aus Glas und Eisen, bis heute in der Erinnerung fortlebt, obwohl seine an den Stadtrand verlegten Reste 1936 verbrannten. Die Great Exhibition war ein Geschöpf des beginnenden Eisenbahnzeitalters. Nur die Bahn ermöglichte es, mehr als 100.000 Ausstellungsstücke und bis zu eine Million Besucher aus der Provinz an den Ort des Geschehens zu befördern – eine Vorausdeutung auf den Expo-Tourismus späterer Zeiten. Vermächtnisschaffend wirkte die Great Exhibition zum einen durch die reiche Symbolik, die sich um sie lagerte: Den einen verkörperte sie das nun anbrechende Zeitalter des Weltfriedens und der sozialen Harmonie, den anderen die Überlegenheit britischer Wirtschaft und Technologie im Wettstreit der Nationen, wieder anderen den Triumph imperialer Ordnung über das Chaos der Barbarei. Zum anderen wartete die Ausstellung mit einer ausgefeilten Taxonomie der Objektwelt in classes, divisions und subdivisions auf. Hier waren, weit über die Klassifikationen der älteren Naturgeschichte hinausgehend, Natur, Kultur und Industrie in einem großen System vereint. Dahinter verbarg sich eine zeitliche Tiefendimension. Denn keine Gelegenheit wurde ausgelassen, um zu veranschaulichen, dass die Menschheit keineswegs insgesamt auf derselben Stufe zivilisierter Vollkommenheit angekommen sei.40
Es folgten bis 1914 zahlreiche Weltausstellungen oder internationale Großausstellungen, Expositions universelles, World’s Fairs, von denen jede aus ihren spezifischen Koordinaten in Zeit und Raum heraus ein besonderes ideologisches Programm verwirklichte: in Paris (1855, 1867, 1878, 1889, 1900), Antwerpen (1885, 1894), Barcelona (1888), Brüssel (1888, 1897, 1910), Chicago (1893), Gent (1913), London (1862, auch die Colonial and Indian Exhibition von 1886), Lüttich (1905), Mailand (1906), Melbourne (1880), Philadelphia (1876), St. Louis (1904), Wien (1873).
Die meistbesuchte war die Pariser Exposition universelle von 1900 mit über 50 Millionen Besuchern, die heute noch sichtbarste die Pariser Weltausstellung von 1889, die der Anlass zur Errichtung des Eiffelturms war. Weltausstellungen waren Ereignisse, die Botschaften vermittelten. So etwa die Weltausstellung in Philadelphia 1876, die der Welt erstmals die technisch-industrielle Potenz der Vereinigten Staaten vor Augen führte. Immer war es das Ziel der Weltausstellungen, Gegenwart anschaulich zu machen: Die allerneuesten Errungenschaften, das gerade Kreierte standen im Mittelpunkt. Dem widersprach nicht, dass auch «fremde» Zivilisationen und Völker ausgiebig zur Schau gestellt wurden. Sie konnten als Exotica oder als sichtbare Überbleibsel früherer Stufen menschlicher Entwicklung präsentiert werden und stützten den Beweis, dass sich selbst die entlegensten Regionen und Ethnien der Welt in die globale Ordnung des Wissens einbeziehen ließen. Die Weltausstellungen symbolisierten den universalen Anspruch des atlantischen «Westens» deutlicher als alle anderen Medien der Zeit.
|  Enzyklopädien


Die großen Enzyklopädien sind als monumentale Schreine des Gewussten und des Wissenswerten Archiven, Museen und sogar Weltausstellungen verwandt, auch sie sind Erinnerungshorte und Kathedralen des Wissens: die Encyclopaedia Britannica (seit 1771), die Konversationslexika aus den Häusern Brockhaus (seit 1796) und Meyer (seit 1840) und viele ähnliche Verlagsprojekte, die eine reiche enzyklopädische Tradition der frühen Neuzeit verändernd fortsetzten.41 Sie wuchsen mit der Zeit, erneuerten sich von Auflage zu Auflage. Nationalisten erkannten früh den Wert einer Enzyklopädie als Sammlung der wissenschaftlichen Kräfte, kulturelles Monument und international bemerktes Signal von Selbstbewusstsein und kultureller Leistungskraft. Aus solchen Gründen hatte 1829 der Historiker und Politiker František Palacky den Plan einer tschechischen Enzyklopädie ins Gespräch gebracht; realisiert wurde er erst mit einer großen Enzyklopädie, die zwischen 1888 und 1909 in 28 Bänden erschien und an Umfang nur von der Encyclopaedia Britannica übertroffen wurde.42
Um die Jahrhundertwende besaßen alle europäischen Länder sowie die USA mindestens eine solche vielbändige «Realenzyklopädie». Sie alle traten mit dem Anspruch auf, Universallexika zu sein, Wissen über alle Gegenden, Zeiten und Völker der Erde zu sammeln und den neuesten Stand der Wissenschaft zu dokumentieren. Sie waren mehr als Nachschlagewerke und Hilfen, um in bürgerlichen Gesprächen und Schulkarrieren zu bestehen. Die alphabetische Anordnung entband von einer Systematik, erlaubte sie doch, den Stoff linear auszubreiten. Es soll Leser gegeben haben, die sich in jahrelanger Mühe von A bis Z voran arbeiteten. Die geschlossenste und im Rückblick von heute vielleicht attraktivste enzyklopädische Leistung des Jahrhunderts war Pierre-Athanase Larousses Grand dictionnaire universel du XIXe
siècle, zwischen 1866 und 1876 in 17 Bänden erschienen. Larousse verschaffte jahrelang einem Teil der bedürftigen Pariser Intelligentsia einen kleinen Nebenverdienst und schrieb dennoch einen großen Teil der 24 146 engbedruckten Seiten dieses Werkes mit eigener Hand. Er war ein radikaler Republikaner, Anhänger der Großen Revolution und Gegner des Zweiten Kaiserreichs, das ihn dennoch gewähren ließ: Kein Zensor mutete sich die Lektüre zu. Larousse wollte nicht das Bürgertum bilden, sondern das «Volk» auf die Demokratie vorbereiten; die Bände waren auf einfachem Papier gedruckt, knapp illustriert und daher erschwinglich. Kein Thema war ihm zu heikel.43 Für wie subversiv man die Enzyklopädien halten konnte, zeigen die Bemühungen des osmanischen Staates unter Sultan Abdülhamid II., sie aus dem Lande herauszuhalten. Mit etwas Geschick konnte man sich freilich auch in der Türkei solche Werke über den Buchhandel beschaffen. Jemand, dem dies in den 1890er Jahren gelang, hatte zuvor, um sich den siebzehnbändigen «Larousse» leisten zu können, 3500 Seiten Kriminalromane übersetzt – ironischerweise zur Erbauung des Hofes. Ein anderer Interessent ließ sich eine französische Enzyklopädie gestückelt in Briefen zuschicken.44
Wie verhält sich die andere große enzyklopädische Tradition, die chinesische, zu diesen europäischen Neuentwicklungen? Die spätestens seit dem 11. Jahrhundert kontinuierlich zusammengestellten Enzyklopädien (leishu) waren – manchmal sehr umfangreiche – Sammlungen von Nachdrucken und Exzerpten aus der älteren Literatur aller Wissensgebiete. Sie dienten nicht zuletzt der Vorbereitung der Beamtenanwärter auf die kaiserlichen Staatsprüfungen. Anders als in Europa, wo die alphabetisch nach Stichwörtern angeordnete Enzyklopädie spätestens mit d’Alemberts und Diderots großem Kollektivwerk, der Encyclopédie von 1751 bis 1780, zum Organon öffentlichen Räsonnements und zum Forum wissenschaftlichen Fortschritts wurde, dienten die chinesischen Enzyklopädien der unkritischen, nur noch durch immer neue Schichten von Anmerkungen ergänzten Thesaurierung eines von der Tradition geheiligten Wissensbestandes. Im 20. Jahrhundert entstanden dann auch in China universale Referenzwerke westlichen Typs. Die Gattung der leishu verschwand.45 Schließlich: Auch für die europäischen Sprachen, zum Teil erst in der Romantik bewusst gewürdigt, wurde im 19. Jahrhundert angelegt, was es für China seit dem großen Wörterbuch, das der Kangxi-Kaiser um 1700 in Auftrag gegeben hatte, längst gab: eine vollständige Bestandsaufnahme aller schriftlichen Ausdrucksmöglichkeiten einer einzelnen Sprache. Jacob Grimm, der ein solches Vorhaben 1852 mit seinem Deutschen Wörterbuch begann, und James Murray, der dies seit 1879 mit dem Oxford English Dictionary für den anglophonen Kulturkreis tat, gehören zu den andauernd wirksamen und verehrten Kulturheroen der Epoche.
Wie war in einer Epoche, die oft als das Zeitalter des Nationalismus bezeichnet wird, die Universalität der großen Wissensspeicher möglich? Das 19. Jahrhundert kann im Rückblick von heute global gedacht werden, weil es sich selbst so gedacht hat. Die Universalität der Bibliotheken, Ausstellungen und Enzyklopädien bedeutete eine neue Phase in der Entwicklung der Wissensgesellschaft in Europa. Die wichtigsten Denkströmungen der Zeit – Positivismus, Historismus und Evolutionismus – waren sich einig in einem ebenso akkumulativen wie kritischen Wissensbegriff, der mit der Vorstellung der öffentlichen Bedeutsamkeit von Wissen verbunden war. Wissen sollte bilden und nützlich sein. Die neuen Medien erlaubten, Tradiertes und Neues zusammenzufügen. In keiner anderen Zivilisation hatten sich die jeweiligen Kulturen der Gelehrsamkeit in eine ähnliche Richtung entwickelt. Die Bildungseliten in manchen dieser Zivilisationen, etwa der japanischen und der chinesischen, waren aber darauf vorbereitet, den Transfer des neuen europäischen Konzepts samt den Institutionen, die sich damit verbanden, aktiv mitzugestalten. Dieser Transfer begann im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts, erreichte jedoch in den meisten Teilen der überseeischen Welt erst nach der Jahrhundertwende ein nennenswertes Ausmaß. Das 19. Jahrhundert war eine Epoche der gehegten Erinnerung. Dies gehört mit zu seiner Präsenz in der Gegenwart. Die sammelnden und ausstellenden Institutionen, die es geschaffen hat, florieren weiter, ohne an die Zielsetzungen ihrer Ursprungszeit gebunden zu bleiben.
3  |  Beschreibung, Reportage, «Realismus»

Unübersehbar überdauert ein Weiteres aus dem 19. Jahrhundert: die großen Beschreibungen und Analysen der Zeitgenossen. Es ist kein Privileg und keine Besonderheit des 19. Jahrhunderts, sich selbst beobachtet zu haben. Seit Herodot, Thukydides und Aristoteles, seit Konfuzius und dem altindischen Staatsratgeber Kautylia ist in zahlreichen Zivilisationen immer wieder versucht worden, die eigene Epoche zu durchdenken und auf innerweltliche Begriffe zu bringen. Neu am europäischen 19. Jahrhundert war, dass jenseits einer eher normativ ausgerichteten Staats- und Sozialphilosophie Wissenschaften entstanden, die es sich zum Ziel setzten, ihre Gegenwart zu beschreiben und die Muster und Gesetzmäßigkeiten unter der Oberfläche der Erscheinungen zu erfassen. Seit Machiavelli fehlt es in Europa nicht an Versuchen, der tatsächlichen Funktionsweise von Politik und gesellschaftlichem Leben auf die Spur zu kommen. Die besten Reiseschriftsteller schon des 17. Jahrhunderts gelangten zu tiefen Einsichten in das Funktionieren nichteuropäischer Gesellschaften. In Europa selbst trugen Montesquieu, Turgot und die französischen Physiokraten, die englischen, schottischen und italienischen Ökonomen des 18. Jahrhunderts sowie die deutschen und österreichischen Kameralisten und Statistiker («Statistik» war damals noch die Zusammenstellung auch nicht-numerischer Tatsachen) Wichtiges zur Beschreibung realer Sozialverhältnisse bei. Sie untersuchten Staat und Gesellschaft, wie sie in ihren Augen waren, nicht, wie sie sein sollten. Was Joseph Alois Schumpeter in seinem unübertroffenen Meisterwerk zur Geschichte des ökonomischen Denkens im Unterschied zu «Theorie» als «Tatsachenforschung» (factual investigation) bezeichnet, gewann im 19. Jahrhundert einen neuen Umfang und eine neue Bedeutung.46 Europäer produzierten im 19. Jahrhundert unvergleichlich mehr Material der Selbstbeobachtung und Selbstbeschreibung, als sie dies in früheren Jahrhunderten getan hatten. Neue Gattungen entstanden: die Sozialreportage und die empirisch gesättigte Enquête. Die Aufmerksamkeit richtete sich auf die Lebensverhältnisse der Unterschichten. Konservativ wie radikal gesinnte Autoren legten das Bürgertum, aus dem sie vielfach selbst stammten, unter ihr kritisches Vergrößerungsglas. Bei den bedeutendsten Analytikern der politischen und sozialen Wirklichkeit – man denke an Thomas Robert Malthus, Georg Wilhelm Friedrich Hegel, Alexis de Tocqueville , John Stuart Mill, Karl Marx, Alfred Marshall und die wichtigsten Vertreter der deutschen «historischen Schule» der Nationalökonomie, darunter der junge Max Weber – gingen die theoretische Suche nach Zusammenhängen und die Tatsachenforschung eine enge Verbindung ein. Die epochentypische philosophische Richtung des Positivismus erhob eine solche Verbindung von Tatsachenforschung und kategorialer Ordnung zum Programm.
|  Sozialpanorama und Sozialreportage


Eine eigentümliche Form, in der das genaue Hinsehen literarischen Ausdruck fand, war das Sozialpanorama: Bereits am Vorabend der Französischen Revolution hatte Sébastien Mercier mit seinem Tableau de Paris (1782–88) das maßstäbliche Werk dieses Genres geschaffen: ein gigantisches Gemälde vom Innenleben der Metropole in zwölf Bänden. Mercier philosophiert nicht über die Stadt, er stellt, wie er selbst sagt, Untersuchungen (recherches) in ihr und über sie an, blickt hinter Fassaden und Selbstauffassungen. «Gäbe es so etwas wie eine Sozialgeschichte der Aufmerksamkeit», so schreibt der Romanist Karlheinz Stierle in seinem Buch über die Innenansichten der Stadt Paris, «so hätte Mercier in ihr einen Platz als einer der großen Entdecker eines neuen Aufmerksamkeitsfeldes.» Mercier leistete eine «Differenzierungsarbeit», die die Stadt überhaupt erst als gigantischen Sozialkosmos erstehen ließ. Rétif de la Bretonne übernahm dann in seinen Nuits de Paris ou le spectateur nocturne (1788) Merciers literarisches Verfahren und stellte in narrativ-fiktionaler Form die nächtliche Gegenwelt der Metropole dar.47 In den folgenden Jahrzehnten entledigte sich die Sozialreportage vieler ihrer literarischen Ambitionen. Alexander von Humboldts Bericht über die spanische Sklaveninsel Kuba, nach Reiseeindrücken von 1800–1801 und 1804 verfasst und 1825 erstmals (auf Französisch) veröffentlicht, war im distanzierten Ton landeskundlicher Berichterstattung gehalten. Humboldt verzichtete auf jede Dramatisierung oder Sentimentalisierung seiner in der Sache kompromisslosen Sklavereikritik und ließ mit umso größerer Wirkung die Fakten sprechen.48 Bereits 1807 hatte der Arzt Francis Buchanan eine überaus detaillierte, die Mechanismen des Alltagslebens genau rekonstruierende Beschreibung der südindischen Agrargesellschaft publiziert, die er im Auftrag der East India Company, der Territorialherrscherin über große Teile des Subkontinents, angefertigt hatte.49 So entstanden im kolonialen Raum und aus einer Kombination von «Staatenkunde» (wie sie Humboldt noch als Student kennengelernt hatte) und ethnographischem Blick die ersten «modernen» Sozialreportagen.
Der junge Fabrikantensohn Friedrich Engels schilderte 1845 in seiner Schrift Die Lage der arbeitenden Klasse in England. Nach eigner Anschauung und authentischen Quellen die, wie er sagt, «klassischen Proletariatszustände des britischen Reichs»50 in einer Form, welche die Merkmale einer Reisebeschreibung über ein fernes Land mit denjenigen der regierungsamtlichen Blue Books verbindet, jener vom Parlament in Auftrag gegebenen Untersuchungsberichte, die auch heute noch zu den Standardquellen der englischen Sozialgeschichte des 19. Jahrhunderts gehören. Namentlich identifizierte Einzelschicksale verleihen Engels’ Anklage Anschaulichkeit. Ähnlich ging später der Schriftsteller und Journalist Henry Mayhew vor, der 1861–62 eine auf zwölfjährigem Augenschein und planmäßig geführten Interviews beruhende Enzyklopädie der Londoner Unterschichten in vier Bänden veröffentlichte: London Labour and the London Poor. Es handele sich, wie Mayhew stolz erklärte, um «den ersten Versuch der Geschichte eines Volkes aus dessen eigenem Mund».51 Frédéric Le Play, ein gelernter Bergbauingenieur, untersuchte seit den 1830er Jahren die Lebensbedingungen handarbeitender Bevölkerungsgruppen in mehreren Ländern Europas und schuf aus genauer Kenntnis eindringliche Sozialportraits: von Nomaden im Ural, Messerschmieden in Sheffield, Köhlern in Österreich.52 Der reiche Liverpooler Kaufmann und Reeder Charles Booth bemühte sich, von religiös-philanthropischen Motiven und politischem Reformwillen angetrieben, um mehr analytische Klarheit hinter den detaillierten Beschreibungen des Lebens der Londoner Armen, die er 1889–91 nach siebzehn Jahre lang betriebenen Recherchen publizierte. Die dritte Auflage seines großen Werkes Life and Labour of the People in London (1902–3) umfasst siebzehn Bände. Booth überwältigte seine Leser durch eine Fülle präzisen Datenmaterials, verzichtete aber auf Schreckensgeschichten und Sentimentalitäten und entwickelte eher ein Profil als ein Panorama des spätviktorianischen London. Anders als der impressionistische Mayhew verwendete er Methoden der Sozialstatistik und ein sorgsam ausgefeiltes Modell von Gesellschaftsklassen. Er unterschied Typen von Armut und prägte den heute noch benutzten Begriff der «Armutsgrenze» (line of poverty). Damit war ein Schritt von der Sozialreportage zur empirisch-sozialwissenschaftlichen Untersuchung (social survey) getan.
|  Literarischer Realismus


Ein Verwandter der Sozialreportage ist der realistische Roman, in Europa eine der charakteristischen Kunstformen des 19. Jahrhunderts. Er sucht den Bezug zu einem «wirklichen Leben», das nicht bloß abbildend nachvollzogen, sondern auf die ihm innewohnenden gesellschaftlichen und psychologischen Formkräfte hin untersucht wird.53 Honoré de Balzac unterzog in seinem Romanzyklus La Comédie humaine, der zwischen 1829 und 1854 erschien, die französische Gesellschaft seiner Zeit einer sezierenden Kollektivdiagnose. Wolf Lepenies berichtet in seinem Buch über die Soziologie des 19. Jahrhunderts, der Schriftsteller habe sich «mit ein klein wenig Ironie und sehr viel Selbstbewusstsein» als «docteur ès sciences sociales» bezeichnet. In den 91 Romanen und Novellen der Comédie humaine findet Lepenies «ein soziales System» wieder und erkennt in literarischer Form «den genauen Widerpart dessen, was Auguste Comte, der Disziplingründer, mit seiner Soziologie anstrebt».54 Bevor es die wissenschaftliche Disziplin der Soziologie gab (Comte prägte diese Bezeichnung 1838), waren die Dichter die wahren Spezialisten für das Gesellschaftliche, und sie standen auch später in produktivem Wettbewerb mit den Soziologen. Von Jane Austens Sense and Sensibility (1811) bis zu Thomas Manns Buddenbrooks (1901) und Maksim Gor’kijs Mat’ («Die Mutter», 1906–7) zieht sich eine lange Kette von «Gesellschafts»-Romanen durch das Jahrhundert, aus denen man ebensoviel über Normen, Verhaltensweisen, Statusunterschiede und materielle Lebensverhältnisse erfährt wie aus den Werken der Sozialwissenschaftler. James Fenimore Cooper und Henry James, Charles Dickens, George Eliot und Anthony Trollope, Gustave Flaubert und Émile Zola, Ivan Turgenev, Lev Tolstoj und Theodor Fontane gehören zu den wichtigsten Zeugen der Gesellschafts-, Geselligkeits- und Mentalitätsgeschichte des Jahrhunderts.
Wie weit hat sich der gegenwartsschildernde, «realistische» Roman über die drei für ihn wichtigsten Nationalliteraturen – die französische, die englische und die russische – hinaus universal ausgebreitet?55 In einigen kulturellen Milieus fasste er bereits im 19. Jahrhundert Fuß, in anderen später oder manchmal sogar nie. In den USA wurde er nach dem Ende des Bürgerkrieges 1865 zur Instanz des kritischen Einspruchs gegen kulturelle Konventionen und die Zerstörung sozialer Werte durch entfesselten Individualismus.56 In Europa gibt es bedeutende Nationalliteraturen, etwa die italienische oder die ungarische, bei denen die sozialrealistische Erzählprosa, die vom historischen oder psychologischen Roman zu unterscheiden wäre, im 19. Jahrhundert am Rande stand. Auf der anderen Seite finden sich in weniger bekannten Literaturen Beispiele von Romanen, in denen die gesellschaftlichen Probleme der Zeit tief durchdacht werden. In die unmittelbare Nachfolge von Balzacs Comédie humaine stellte sich der Portugiese José Maria Eça de Queiros, der in einem Zyklus Cenas de vida portuguesa («Bilder aus dem portugiesischen Leben») ein Panorama aller Schichten der zeitgenössischen Gesellschaft Portugals entwerfen wollte. Ausgeführt wurde davon nur weniges, vor allem der das Lissaboner Salonleben der 1870er Jahre schildernde Roman Os Maias («Die Maias», 1888). In Polen gelang es Boleslaw Prus in Lalka (Die Puppe, 1887–89), die zeitgenössische Problemlage ästhetisch zu gestalten, wobei das Verhältnis von Adel und Bürgertum besonders scharf gezeichnet wird. Eine vergleichbare Stellung in der norwegischen Literatur nimmt Alexander Kiellands Garman & Worse (1880) ein. Der mit satirischen Beimischungen geschriebene Kaufmannsroman beeinflusste Thomas Mann bei der Vorbereitung der Buddenbrooks. In Chile ist Alberto Blest Ganas Roman Martín Rivas (1862), der erste realistische Roman der hispanoamerikanischen Literatur, ein Spiegel der Transformation des Landes von einer agrarisch-patriarchalischen Ordnung zur kapitalistisch bestimmten Gesellschaftsform. Einen einzigartigen Rang besetzt in der niederländischen Literatur der Roman Max Havelaar, den Eduard Douwes Dekker 1860 unter dem Pseudonym Multatuli veröffentlichte. Formal und stilistisch meisterhaft gelungen, gilt Max Havelaar heute als der wichtigste niederländische Prosatext des 19. Jahrhunderts. Zugleich ist diese schonungslose Entlarvung der niederländischen Kolonialpolitik in Ostindien, dem heutigen Indonesien, von realer Bedeutung gewesen. Multatulis Attacke fand großen Zuspruch in der Öffentlichkeit wie im Parlament und führte dazu, dass einige der schlimmsten Missstände in der Kolonie abgestellt wurden.
Wie sah es in denjenigen kulturellen Milieus Asiens und Afrikas aus, die im 19. Jahrhundert mit Europa in Berührung kamen? In den Dominions des British Empire entstand Siedlerliteratur; die Urbevölkerung brachte sich erst im 20. Jahrhundert zu Gehör. Südafrikanische Lebensverhältnisse werden erstmals 1883 in Olive Schreiners Story of an African Farm von innen beschrieben. In Australien schildern Romane des 19. Jahrhunderts die Lebensschicksale von Sträflingen. Marcus Clarkes For the Term of His Natural Life (1870–72), ein Roman, der auf wahren Begebenheiten beruht, gilt in Australien als der sozialkritische Klassiker zu diesem Thema. Sara Jeanette Duncan behandelt in The Imperialist (1904) die Entstehung eines kanadischen Nationalbewusstseins. Die große chinesische Romantradition der Ming- und frühen Qing-Zeit gipfelte im Honglou Meng («Der Traum der Roten Kammer»), einem sozialgeschichtlich überaus aufschlussreichen Familienroman, der zu Lebzeiten seines Autors Cao Xueqin (1715–1764) nur in Manuskriptform zirkulierte. Seit er 1792 im Druck erschien, ist er einer der populärsten Romane Chinas geblieben. Das 19. Jahrhundert hat dem wenig hinzugefügt. Die Veränderungen, die vom Einbruch des Westens ausgelöst wurden, schlugen sich erst spät in romanhaften Gestaltungen nieder. Der große chinesische Roman über die Taiping-Revolution oder über die Herausforderung durch christliche Missionare ist nie geschrieben worden. Als erster Text, der sich den neuen Verhältnissen stellte, gilt Haishang hua liezhuan («Beispielhafte Biographien von Blumen in Shanghai», 1894) des Han Bangqing. Der Roman spielt im Milieu von Kurtisanen und ihren Patronen in der sino-westlichen Mischgesellschaft von Shanghai. Unmittelbar nach der Jahrhundertwende, die wegen des Boxeraufstandes für China eine tiefe Zäsur bedeutete, begannen dann Romane zu erscheinen, in denen die Verhältnisse der Gegenwart in den düstersten Farben ausgemalt werden. Henhai («Meer der Kümmernis», 1905, von Wu Woyao, dem produktivsten chinesischen Romancier jener Jahre) heißt einer der bekannteren unter ihnen, und dieser Titel drückt das damals vorherrschende Lebensgefühl plastisch aus.57 Insgesamt war der gesellschaftskritische Roman in China nicht primär ein Import aus dem Westen, sondern ein Anknüpfen an eine eigenständige chinesische Prosatradition, die im 16. Jahrhundert unabhängig von europäischen Einflüssen entstanden war. Eine führende Rolle unter den literarischen Gattungen, wie sie der realistische Roman in Europa gewann, spielte er aber erst seit den 1930er Jahren.
In Japan sah das Gefüge der literarischen Gattungen anders aus als in China und in Europa. Romanhafte Erzählprosa hatte hier bereits im 11. Jahrhundert in den Werken einiger Hofdamen (besonders dem Genji monogatari der Murasaki Shikibu) eine außerordentliche Vollkommenheit erreicht. Während der Tokugawa-Zeit waren aber Lyrik und Drama die angeseheneren Gattungen. Nach der Öffnung Japans zum Westen, vor allem nach 1868, das als Geburtsjahr der modernen japanischen Literatur angesehen wird, wurden die einheimischen Genres des Erzählens dann viel schneller als in China durch westlich beeinflusste Formen verdrängt. Der erste moderne japanische Roman, in einem der Umgangssprache nahen, auch den weniger Gebildeten verständlichen Stil geschrieben, war Ukigomo («Flüchtige Wolken», 1885–86) von Futabatei Shimei. Als nach dem Chinesisch-japanischen Krieg von 1894/95 trotz oder gerade wegen des japanischen Sieges die inneren Widersprüche der Modernisierung deutlicher zu Tage traten, griffen zahlreiche Autoren sozialkritische Themen auf, beschränkten ihre Darstellung aber zumeist auf einen engen privaten und familiären Bereich. Die panoramatische Analytik eines Balzac oder Zola findet sich bei den japanischen Autoren der späten Meiji-Zeit nicht.58
|  Reisebeschreibungen


Neben dem realistischen Roman war für das 19. Jahrhundert und für heutige Historiker, die sich mit ihm beschäftigen, Reiseliteratur eine unentbehrliche Quelle der Weltkenntnis. Allerdings war sie nun etwas weniger wichtig als während der frühen Neuzeit, als es über fernere Weltgegenden vielfach gar keine anderen Informationsmöglichkeiten als Reiseberichte gegeben hatte. Auch im 19. Jahrhundert erreichten einige Reisetexte weltliterarische Bedeutung und höchsten Quellenrang zugleich. Für innereuropäische Reisen mag als Beispiel nur das ungemein einflussreiche Deutschlandbuch der Madame de Staël genannt werden (De l’Allemagne, 1810), für Reisen in und durch fernere Länder Alexander von Humboldts Auswertung seiner Südamerikareise der Jahre 1799 bis 1804; die Tagebücher der Expedition, die Meriwether Lewis and William Clark im Auftrag Präsident Jeffersons zwischen Mai 1804 und September 1806 quer durch den nordamerikanischen Kontinent unternahmen; der Bericht des jungen französischen Richters Alexis de Tocqueville aus den USA, die er 1831–32 besucht hatte; die Reise des Naturforschers Charles Darwin zu den Galapagos-Inseln, unternommen 1831–36; Heinrich Barths Eindrücke aus Nord- und Zentralafrika, in britischen Diensten zwischen 1849 und 1855 gesammelt; Sir Richard Burtons Schilderung seines Besuchs in Mekka und Medina im Jahre 1853; Franz Junghuhns enzyklopädische Darstellung der Insel Java aus den 1850er Jahren; der Bericht des westfälischen Freiherrn August von Haxthausen über eine Reise von mehr als 10.000 Kilometern durch das ländliche Russland (1847–52 veröffentlicht), ein Buch, das den städtischen Intellektuellen des Russischen Reiches59 überhaupt erst die Lebenswirklichkeit ihrer bäuerlichen Mitbürger vor Augen führte; oder Ferdinand Freiherr von Richthofens fünfbändiges Werk über China (1877–1912), das auf Reisen in den Jahren 1862–72 beruhte, als noch kaum ein Europäer die inneren Provinzen des Reiches je gesehen hatte.60 Allen diesen Texten gemeinsam ist ein Pathos der Erstentdeckung, das in der jeweils folgenden Generation von Reisenden verschwinden sollte und heute kaum noch nacherlebt werden kann. Sie alle (mit der Ausnahme des etwas zwielichtigen Abenteurers Burton) verbindet eine strenge Selbstverpflichtung auf Wissenschaftlichkeit. Nicht wenige dieser «großen» Reisen waren Projekte junger Männer, mit denen sie den Grundstock zu späteren akademischen Karrieren legen wollten. Mehr als jemals davor oder später wurde im Jahrhundert nach Humboldts Amerikabesuch das Reisen in Europa zur Quelle wissenschaftlicher Autorität.
Anders als während der frühen Neuzeit gelangten im 19. Jahrhundert in steigender Zahl überseeische Besucher nach Europa, das sie für ihre Landsleute zu Hause beschrieben: chinesische Gesandte, japanische Minister, indische und nordafrikanische Gelehrte, ein König aus dem heutigen Botswana, schließlich auch orientalische Monarchen wie der Sultan des Osmanischen Reiches (Abdülaziz besuchte 1867 aus Anlass der Pariser Weltausstellung als erstes türkisches Staatsoberhaupt das christliche Europa), Schah Nasir al-Din von Iran, der gleich dreimal (1872, 1878 und 1889) nach Europa kam und dabei ein Tagebuch führte oder führen ließ, und der siamesische König Chulalongkorn, ein ungewöhnlich aufmerksamer Beobachter, der 1897 erstmals Europa besuchte.61 Asiatische Gelehrte wie der Bengale Ram Mohan Roy, der 1831 nach England kam und 1833 in Bristol starb, oder der niedere chinesische Beamte Li Gui, der 1876–77 als erster Chinese überhaupt eine Weltreise unternahm und darüber in einem veröffentlichten Tagebuch berichtete, beeinflussten die Wahrnehmung des Westens in ihren Heimatländern.62 Eine bedeutende Literatur des Reisens und der gegenseitigen Beobachtung entstand auch innerhalb Ostasiens. So verfasste Fu Yunlong, der im Auftrag der chinesischen Regierung 1887–89 Japan und Nordamerika bereist hatte und danach als Abteilungsleiter im Kriegsministerium tätig war, eine umfassende Landeskunde Japans in dreißig Bänden. Japaner berichteten nicht weniger ausführlich vom ostasiatischen Kontinent.63
Die größte Gruppe der von auswärts einströmenden Europareisenden machten selbstverständlich Amerikaner aus: manche, ob nun aus dem ibero-amerikanischen oder dem nordamerikanischen Raum stammend, auf der Suche nach den Ursprüngen der eigenen Kultur, andere – mit Mark Twain an der Spitze – im robusten Selbstbewusstsein einer jüngeren und besseren Welt. In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts war es für Europäer nicht länger nötig, die «fremden Spiegel», in denen sie sich zur Unkenntlichkeit oder eben auch zur satirischen Kenntlichkeit verzerrt sehen wollten, in der Manier von Montesquieus Lettres persanes (1721) selbst zu fingieren. Die übrige Welt begann zu artikulieren, was sie von Europa hielt. Dies tat sie auch in den Kolonien, am frühesten in Britisch-Indien, dem Kolonialgebiet mit der am stärksten europäisch geprägten Bildungsschicht und der lebhaftesten politischen und literarischen Öffentlichkeit von allen.64 Im 19. Jahrhundert fügten sich die asiatischen Reaktionen auf Europa noch nicht zu systematischen «Okzidentwissenschaften» zusammen, die der entstehenden europäischen Orientalistik gegenübergestellt werden könnten. Allein Japan besaß dafür eine Grundlage in den «Hollandstudien» (rangaku), die dort seit dem 18. Jahrhundert als Beobachtung der in Nagasaki allein zum Handel zugelassenen Niederländer und als Studium der von ihnen mitgebrachten Literatur betrieben worden waren.65 Als die nordamerikanische Geographie sich mit Europa zu beschäftigen begann, tat sie es mit den Instrumenten der europäischen Wissenschaft.
|  Vermessung und Kartierung


Forschungsreisende, akademische Geographen und sonstige erdkundliche Schriftsteller machten, insgesamt gesehen, auch noch im 19. Jahrhundert die größte Klasse der europäischen Datensammler über die weite Welt aus. Dass ihre Tätigkeit immer mehr in die imperialen und kolonialen Projekte der Großmächte eingebunden wurde, kann nicht überraschen.66 Die Geographie war mit einer Seite ihres Wesens ein globaler, zunehmend auch ein imperialer Diskurs, der freilich ebensogut – etwa bei den maßgebenden deutschen Geographen der ersten Jahrhunderthälfte, Carl Ritter und Alexander von Humboldt – kritisch gegen die europäische Welteroberung gewendet werden konnte. Sie war zugleich eine der großen wissenschaftlichen Erfolgsgeschichten des 18. und 19. Jahrhunderts: ein genaues Beschreiben der natürlichen und gesellschaftlichen Wirklichkeit, das Europa einen seiner entscheidenden Vorteile gegenüber anderen Zivilisationen verschaffte. Mochten die Forschungsreisenden «im Felde» auch von allen möglichen Irrationalismen und Wahnvorstellungen getrieben sein, so bedeutete die Summe ihrer Tätigkeit doch einen kolossalen Gewinn an präzisem Wissen über die Welt.67 Dies wurde nirgendwo so deutlich wie auf dem Felde der Kartographie.68 Die Vermessung und kartographische Aufnahme der gesamten Land- und Wasseroberfläche der Erde war eines der großen Gemeinschaftsprojekte der neuzeitlichen Wissenschaft, eng mit der maritimen Welteroberung durch die Europäer verbunden. Es begann mit portugiesischen und spanischen Karten, setzte sich nach 1700 in den niederländischen Vorhaben einer globalen Erdbeschreibung fort und profitierte dann im 18. Jahrhundert von der Verfeinerung der Messtechniken und der weiteren Ausdehnung der europäischen Schifffahrt. Der lange Zeit «dunkelste» Teil der Welt, Afrika südlich der Sahara, war in seinen physikalischen Formen seit den 1880er Jahren im Wesentlichen korrekt darstellbar. War das 18. Jahrhundert die Zeit der Revolution von Vermessungstechnik und Kartographie gewesen, so wurde das 19. die Epoche der weltweiten Anwendung dieser Instrumente. Als Folge von Reisen und beharrlichem Messen konnte nun die komplette Aufnahme der Welt buchstäblich in Angriff genommen werden. Am Ende des 19. Jahrhunderts war für den gesamten Erdball ein Kartenbild erstellt, das bis zur Satellitenkartographie und der Computerherstellung von Karten kaum noch übertroffen werden sollte. Auch Nicht-Okzidentalen waren an vielen kartographischen Unternehmungen der Europäer als Informanten, Materialzuträger, Berater und wissenschaftliche Partner beteiligt – meist in formell untergeordneten Positionen, doch wäre ohne solches lokale Wissen die lückenlose Abbildung des Planeten niemals gelungen.
Selbständige Vermessungen und Kartierungen mit einem an europäische Standards heranreichenden Grad von Exaktheit wurden außerhalb des Okzidents zuerst – und lange Zeit nur dort – in Japan vorgenommen, anfangs auf private Initiative. Den Anstoß dazu gab das beunruhigende Auftauchen russischer Schiffe in der Nähe der japanischen Küste in den 1790er Jahren. Erst in der Meiji-Zeit nach 1868 wurde Kartographie zu einem in großem Stile staatlich geförderten nationalen Projekt.69 Von den nichteuropäischen Wissenstraditionen hätte die chinesische am ehesten eine «moderne» Geographie hervorbringen können. Empirisch gehaltvolle Berichte über die Beschaffenheit ihres Amtssprengels gehörten zu den Pflichten aller Distriktbeamten. Wie sonst nur noch die philologisch exakte Prüfung textlicher Überlieferungen kam die Geographie einer empiristischen Erkenntnishaltung (der kaozheng-Gelehrsamkeit) entgegen, die im späten 17. Jahrhundert zur vorherrschenden Form akademischer Betätigung geworden war.70 Der chinesischen Geographie des 19. Jahrhunderts fehlten jedoch die staatlichen Großaufträge, die für Europa charakteristisch wurden.71 Die chinesische Landeskunde emanzipierte sich nicht von allzu engen praktischen Zwecken der Verwaltung und von der Dominanz der Geschichtsschreibung, als deren dienende Unterdisziplin sie betrachtet wurde; und sie hatte die messtechnischen und kartographischen Innovationen wieder vergessen, die im 17. Jahrhundert mit den Jesuiten nach China gelangt waren. Die moderne chinesische Geographie, wie sie seit den 1920er Jahren entstand, konnte sich durchaus auf ihre einheimischen Vorgänger berufen, übernahm aber zugleich wesentliche Elemente der wissenschaftlichen Erdkunde des Westens. Sie war daher von Anfang an ein hybrider Diskurs.72
|  Soziologie


Die Geographie war sowohl eine global ins Weite blickende wie eine lokal verwurzelte Wissenschaft. Als Wirtschaftsgeographie begleitete sie den Prozess der Industrialisierung in Europa und Nordamerika, als Kolonialgeographie die landnehmende Expansion des Westens. Ein noch wichtigeres Organ gesellschaftlicher Selbstbeobachtung wurden die im 19. Jahrhundert entstehenden Sozialwissenschaften. Sie gingen durch die Theorieorientierung ihres Fragens über die älteren Sozialreportagen hinaus, verloren aber nie den Bezug zur empirischen Beschreibung der gesellschaftlichen Wirklichkeit. Die Ökonomie brachte diesen Bezug bereits aus der Zeit vor Adam Smiths epochemachendem Werk über den Reichtum der Nationen (1776) mit. Tendenzen zu einer abstrakten Modellbildung zeichneten sich bereits 1817 bei David Ricardo ab, wurden aber erst nach 1870 mit dem internationalen – etwa gleichzeitig von Wirtschaftstheoretikern in Österreich, der Schweiz und Großbritannien ausgehenden – Aufkommen einer mathematisch formulierten Lehre vom subjektiven Nutzen und den Marktgleichgewichten dominant und stilprägend. Daneben hielt sich vor allem in Deutschland eine «Nationalökonomie» als eine eher historische und beschreibende Wissenschaft vom wirtschaftlichen Geschehen in Gegenwart und Vergangenheit. Diese Richtung organisierte sich 1872 im Verein für Socialpolitik, der über die Jahre hinweg einen enormen Fundus an Wissen über die Gesellschaft zusammentrug.
Die Soziologie, von ihren Gründervätern Auguste Comte und Herbert Spencer herkommend, verstand sich zuerst als theoretische Disziplin. In Deutschland, der Bastion von Historismus und quellenkritischer Geschichtsforschung, stand sie seit Lorenz von Stein, dem Verfasser der Geschichte der sozialen Bewegungen in Frankreich (1842) und ersten Sozialwissenschaftler im deutschen Sprachgebiet, der Historie besonders nahe, war also von Anfang an weniger allumfassend und spekulativ ausgerichtet als in Frankreich und Großbritannien. Überall, auch in den USA, annektierte die Soziologie dann gegen Ende des Jahrhunderts das Feld empirischer Gesellschaftsstudien, das bis dahin eher eine Domäne staatlicher Behörden und privater Sozialreformer wie Charles Booth gewesen war. In Großbritannien bedeutete die reformerisch inspirierte Gründung einer speziellen sozialwissenschaftlichen Universitätsabteilung, der London School of Economics and Political Science, im Jahre 1895 den Durchbruch zu einer sowohl Theorie als auch Faktenforschung integrierenden Gesellschaftslehre, auch wenn «Soziologie» erst ab 1907 mit so bezeichneten Professuren vertreten war und die Professionalisierung des Faches langsamer vorankam als auf dem Kontinent. In den USA markierte die Errichtung des ersten eigenen department für Soziologie 1892 an der neugegründeten Universität Chicago einen ähnlichen Einschnitt.73 Erst seit den 1890er Jahren trug die akademische Soziologie in größerem Umfang zur empirischen Erforschung von Gegenwartsgesellschaften bei. Erst jetzt begann, bis zur Gegenwart immer weiter institutionalisiert, die methodisch geleitete Selbstbeobachtung fortgeschritten modernisierter Gesellschaften. Die Soziologie verbreitete sich schnell, zumindest nach Ostasien, wo Einflüsse aus Europa und Amerika zusammentrafen. An der Kaiserlichen Universität zu Tokyo wurde bereits 1893 ein Lehrstuhl für Soziologie eingerichtet, schon wenige Jahre, nachdem ein japanisches Äquivalent für den europäischen Begriff der «Gesellschaft» gefunden worden war.74 In China wurde Soziologie zunächst von Ausländern gelehrt, von denen einige Studien zu Themen wie dem städtischen Gildenwesen, der inneren Verhältnisse des herrschenden Mandschu-Clans oder der Struktur der nordchinesischen Agrargesellschaft erarbeiteten. 1915, also noch zu Lebzeiten der soziologischen Gründerheroen Emile Durkheim, Max Weber und Georg Simmel, erschien die erste soziologische Beschreibung der chinesischen Gesellschaft durch chinesische Autoren; vom gleichen Jahr an wurde das Fach durch chinesische Dozenten an Hochschulen, zunächst noch vereinzelt, gelehrt. Seither entwickelten dann auch chinesische Soziologen, zunehmend marxistisch orientiert, zahlreiche Analysen der Gegenwartsgesellschaft.75
Niemals vor dem 19. Jahrhundert hatten Gesellschaften einen Raum für ihre eigene permanente und in Institutionen stabilisierte Selbstbeobachtung geschaffen. Schon frühe Quellen aus zahlreichen Zivilisationen können als Beschreibungen von gesellschaftlicher Wirklichkeit, die gleichzeitig immer auch Interpretationen sind, gelten. Wichtige Einsichten in das, was man später «soziologische» Zusammenhänge nennen würde, waren bereits im 18. Jahrhundert gewonnen worden, etwa das Modell eines gesamtwirtschaftlichen Kreislaufgeschehens bei dem französischen Arzt François Quesnay oder die vielgestaltige «Wissenschaft vom Menschen » der schottischen, englischen und französischen Aufklärung. Doch erst nach 1830 entstand im Zusammenhang mit beschleunigtem gesellschaftlichem Wandel in Europa ein sozialwissenschaftlicher Dauerdiskurs, zunächst noch primär von Intellektuellen und philanthropischen Reformern getragen, gegen Ende des Jahrhunderts an den Universitäten verankert. Auch hier muss wieder eingeräumt werden, dass dies eine europäische Sonderentwicklung war. Die Sozialwissenschaften erwiesen sich jedoch schon nach kurzer Zeit als ein erfolgreicher Exportartikel, allen voran die politische Ökonomie, die außerhalb Nordamerikas zuerst in Japan und Indien rezipiert wurde und deren Pioniere, vor allem Adam Smith und John Stuart Mill, zu den in aller Welt am häufigsten übersetzten europäischen Autoren gehörten.76 In ihren radikaleren Varianten taugte die politische Ökonomie auch als Waffe der Kolonialismuskritik: Indische Gegner der Ausbeutung des Subkontinents durch einen Zwangstribut (drain of wealth), wie ihn der Staatsbeamte und Wirtschaftshistoriker Romesh Chunder Dutt analysierte, sowie europäische und japanische Theoretiker des Imperialismus sollten diese Konsequenz um die Jahrhundertwende ziehen.
4  |  Statistik

|  Volkszählungen


Das 19. Jahrhundert war die Gründerepoche moderner Statistik: nicht mehr bloß der Kompilation von mehr oder weniger planlos gefundenen Daten, sondern ihrer methodisch strengen, Lückenlosigkeit anstrebenden Erhebung und mathematischen Verarbeitung. Zunehmend nahm sich der Staat dieser Aufgaben an, und zunehmend wurden die Aufgaben so komplex, dass nur der Staat sie organisatorisch bewältigen konnte. Die Statistik wurde in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts das, was sie heute noch ist: das wichtigste Instrument eines kontinuierlichen self-monitoring von Gesellschaften.
Ihre Urform war die Volkszählung. Obrigkeiten haben früh ihre Untertanen gezählt. Aus militärischen und fiskalischen Gründen zählte man Haushalte, Köpfe, den Viehbestand. In großen Flächenstaaten geschah dies selten landesweit; viele der Ergebnisse sind lückenhaft oder gar nicht überliefert. Es ist schwer zu sagen, muss aber von historischen Geographen , die auf derlei Quellen angewiesen sind, notgedrungen entschieden werden, wann in einem Land von einem Zensus gesprochen werden kann, der heute noch als brauchbar anerkannte Daten liefert. Europa oder der «Westen» können hier nicht eindeutig Priorität beanspruchen. Für China stammen die frühesten heute von der historischen Demographie als brauchbar eingeschätzten Daten aus den Jahren 1368 bis 1398, als der erste Kaiser der Ming-Dynastie im Zuge der Wiederherstellung der Zentralmacht die Bevölkerung zählen ließ.77 In Japan wurden zwischen dem 8. und dem 11. Jahrhundert Familienregister angelegt, wie es sie im Prinzip immer noch gibt. Der erste noch heute für die demographische Forschung brauchbare gesamtjapanische Zensus wurde 1721 angeordnet; noch wichtiger für unsere Kenntnisse vom vormodernen Japan sind reichhaltig überlieferte lokale Daten.78 Die osmanischen Behörden verschafften sich regelmäßig einen Überblick über die Bevölkerung neu eroberter Gebiete; allein schon aus fiskalischen und militärischen Gründen war man an wirklichkeitsnahen Daten interessiert. Ethnische Identität wurde nicht registriert, wohl aber die Zugehörigkeit zu religiösen Gruppierungen, da nicht-muslimische Untertanen bis 1855 eine Kopfsteuer zu entrichten hatten. Zwischen 1828 und 1831 wurde die erste allgemeine Zählung der männlichen Bewohner des Reiches in Europa und Anatolien vorgenommen. Mit ihr beginnt die Geschichte der osmanisch-türkischen Demographie.79 Für Ägypten, das damals nur noch nominell eine Provinz des Osmanischen Reiches war, gilt der Zensus von 1848 als einigermaßen brauchbar.
In Europa war Schweden der Pionier. Die erste nationale Volkszählung fand dort 1755 statt. 1787 ließ König Karl III., der große Aufklärungsmonarch, die Bevölkerung Spaniens zählen. Dies geschah mit methodisch derart fortgeschrittenen Mitteln, dass man von dem ersten «modernen» Zensus in Europa gesprochen hat.80 Etwa mit der kalendarischen Jahrhundertwende beginnt dann in allen größeren Staaten Europas die Epoche bevölkerungsstatistischer Modernität.81 Sie setzt Regelmäßigkeit, Institutionalisierung und Überprüfbarkeit der Verfahrensweise voraus. Institutionell gesehen, verlangt sie vier Elemente: (1) ein statistisches Amt, meist unter dem Innenministerium, das Daten erhebt, auswertet und publiziert; (2) eine permanente Statistikkommission hoher Beamter mit Koordinierungsaufgaben auf zentralstaatlicher Ebene; (3) private statistische Gesellschaften, bestehend aus Ärzten, Professoren, Ingenieuren und Amtsträgern, die als Lobby auf die Verbesserung des Statistikwesens hinwirken; (4) städtische statistische Ämter, wie sie allerdings erst in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts zum Normalfall wurden. Diese vier Elemente traten nicht gemeinsam und nicht von heute auf morgen auf den Plan. Es brauchte Jahrzehnte, um sie in ganz Europa einzuführen. England, wo 1801 der erste Gesamtzensus stattfand, und das revolutionäre und napoleonische Frankreich machten den Anfang. 1810 wurden gleichzeitig in Preußen und Österreich statistische Ämter von noch geringer Leistungsfähigkeit geschaffen. In den großen Vielvölkerreichen war es viel schwieriger, annähernd vollständige Daten zu sammeln, als in kleinen Ländern wie den Niederlanden und Belgien, deren statistische Dienste nach 1830 als vorbildlich galten. Um 1870 waren überall in Europa moderne statistische Behörden entstanden, und die Tagungen des Internationalen Statistischen Kongresses (1853–78) formulierten Qualitätsnormen, denen sich kein Staat entziehen konnte. In den USA fanden bereits seit 1790, also etwas früher als in Europa, Volkszählungen nach ziemlich modernen Standards statt. Der sechste föderale Zensus von 1840, in der Praxis pannen- und fehlerreich, wurde zur allerorten gefeierten Inventur der Leistungen der Nation.82
Die Bevölkerung Indiens statistisch zu beschreiben, war eine der anspruchsvollsten demographischen Aufgaben, die sich denken ließ. Anders als in China, Japan oder Burma hatten sich auf dem Subkontinent die vorkolonialen Regierungen wenig um die Zahl ihrer Untertanen gekümmert. Die Briten hingegen strebten schon früh eine empirische Landesbeschreibung an. Dies bedeutete zu Beginn, Informationen über die größeren Städte, ihre Lage, politische Bedeutung und Einwohnerzahl zu sammeln.83 1820 lag die erste, noch wenig umfangreiche Version eines gazetteer von Indien vor. Damit war weder die Gesamtbevölkerungszahl auch nur annähernd bekannt noch die innere Strukturierung der indischen Gesellschaften. Statistische Erfassungsgrößen europäischen Ursprungs waren nicht ohne weiteres auf Indien übertragbar: Was sollte man sich in Indien unter «Familie», «Haushalt» oder «Dorf» vorstellen? Welche Altersgrenze trennte in Indien den «Erwachsenen» vom «Kind»? War eine «Kaste» immer identisch mit einem bestimmten Berufszweig? Wie sollte man sonst Kastenzugehörigkeit erkennen? Jahrzehntelang wurde experimentiert; die Bevölkerung wurde auf Provinzebene gezählt, mit ganz unterschiedlicher Gründlichkeit. Erst in den seit 1881 regelmäßig alle zehn Jahre mit genaueren Verfahren durchgeführten gesamtindischen Erhebungen wurden zufriedenstellende Resultate erzielt.84 Dies war allerdings durch die Verhärtung der kategorialen Schemata erkauft. Die Statistik spiegelte nicht einfach die Wirklichkeit, sondern prägte ihr eigene Ordnungen auf. So wurde Indien a priori als eine primär religiös bestimmte Gesellschaft betrachtet. Während der Zensus auf den britischen Inseln niemals nach dem religiösen Bekenntnis fragte, wurde Religion für Britisch-Indien zu einem entscheidenden Klassifikationskriterium. Der später so großen Bedeutung der communities in der indischen Politik wurde dadurch Vorschub geleistet. Die britisch-indischen Demographen und ihre ethnologischen Berater waren von der Idee besessen, die Kasten in eine Rangordnung zu bringen. Zeittypische Rassetheorien schlichen sich ein, und der Zensus des Jahres 1901, der als wissenschaftlich besonders anspruchsvoll galt, beruhte auf der Annahme, in der sozialen Hierarchie Indiens spiegele sich eine Stufenleiter «rassischer Reinheit».
Moderne Bevölkerungszählung beschränkt sich nicht auf die Addition von Köpfen. Vor allem in Skandinavien erfasste man schon früh, was erst später selbstverständlich wurde: Geburten (unterschieden nach legitim/illegitim), Alter der Mutter bei der Geburt, Heiratsalter und Sterbealter. Ob und wann dafür Daten vorlagen, hing davon ab, was Kirchen und Behörden für registrierungswürdig hielten. Für die katholischen Philippinen zum Beispiel, ein lange vergleichsweise rückständiges Land Asiens, gibt es lückenhafte, aber aussagekräftige Daten über Eheschließungen, die man in weit zurückreichenden Pfarr-Registern findet. Sobald irgendwo der zivile Ehestand, also die staatliche Legitimierung von Heiraten, eingeführt wurde, verbesserte sich umgehend die demographische Datenlage. In einem Land wie China, wo das Heiraten Privatsache blieb, fehlten solche Informationen.
|  Statistik und nationale Politik


Ein Zensus ist eine öffentliche Angelegenheit, eine Maßnahme der Obrigkeit. Der Staat wurde zum Organ der Selbstbeobachtung von Gesellschaften. Hier griff das 19. Jahrhundert ältere Tendenzen auf. In Mitteleuropa war es die Aufgabe der «Polizeywissenschaft», im englischen Sprachraum der «politischen Arithmetik» gewesen, Daten über die Gegenwart zu sammeln. Was ist neu im 19. Jahrhundert? Die Verfeinerung der Beobachtungspraktiken, ihre institutionelle Verstetigung, ihr Geist der Objektivierung. Erst das 19. Jahrhundert dachte in «Populationen». Die Erfindung einer «neuen», einer bis 1890 voll ausgebildeten mathematisierten Statistik war Ausdruck eines solchen Denkens. Der belgische Astronom und Mathematiker Lambert-Adolphe Quetelet machte seit 1825 sogar den Versuch, im Zahlenmaterial nach Durchschnitten und sozialen Gesetzmäßigkeiten zu fahnden und regelmäßige Korrelationen im Auftreten unterschiedlicher gesellschaftlicher Tatbestände zu formulieren. Er suchte nach einer «sozialen Physik», die das bloße Zahlenmaterial überhöhen sollte, und erfand den «statistischen Durchschnittsbürger» (l’homme moyen), eine der großen mythischen Figuren der neueren Zeit.85 Quetelet wurde zu einem der einflussreichsten Denker des 19. Jahrhunderts.
Mehrere europäische Länder wurden in den 1830er und 1840er Jahren von einem großen Enthusiasmus für Statistik erfasst. Sie machte Dinge sichtbar, die bis dahin verborgen oder selbstverständlich geblieben waren. Arme traten als Masse erst in Erscheinung, als man sie zählte. So entstand die abstrakte Größe «Armut» und trieb zu moralischem Engagement an. Statistische Gesellschaften und Zeitschriften wurden gegründet, staatliche Ämter für die Sammlung, Auswertung und Archivierung von Daten ins Leben gerufen. Politik beruhte mehr denn jemals zuvor auf exakten Informationen. In Frankreich war bereits unter Bonapartes Konsulat 1801 die systematische und regelmäßige staatliche Datenerhebung auf Präfekturebene begründet worden. Der napoleonische Staat wollte tief in die bürgerliche Gesellschaft eingreifen. Dazu benötigte er möglichst umfängliche und genaue Informationen über sie.86 Auch die parlamentarische Regierung des auf der regionalen Ebene viel weniger bürokratisierten Großbritannien machte in größtem Umfang von empirisch erhobenen facts über alles Mögliche von sanitären Verhältnissen in Arbeiterquartieren bis zum medizinischen Zustand der Armee Gebrauch.87 Ihre Sammlung lag im Aufgabenbereich der Royal Commissions, vom Parlament eingesetzten Untersuchungskommissionen mit spezifisch beschriebenem Auftrag und begrenzter Amtsdauer. Die Ergebnisse der Königlichen Kommissionen waren öffentlich zugänglich und standen den Herrschenden ebenso zur Verfügung wie ihren Kritikern. Charles Dickens machte sich in Hard Times (1854) in der Gestalt des Thomas Grandgrind über den Typus des Datensammlers und hartgesottenen Positivisten lustig. Aber ein solcher Positivismus generierte nicht nur Herrschaftswissen, sondern goss auch Wasser auf die Analysemühle eines Anti-Positivisten und Systemkritikers wie Karl Marx. Auch in den USA nahm die Statistik eine bedeutende Stellung im öffentlichen Leben ein, vielleicht eine noch bedeutendere als in England oder Frankreich. Allein in statistischer Anschauung wurde großräumige Integration vorstellbar. Nur Zahlen enthüllten die sonst unanschaulichen beispiellosen Dimensionen der Vereinigten Staaten. Aus ähnlichen Gründen spielte Statistik eine bedeutende Rolle in der Einigung Italiens: sowohl im antizipierenden Vorgriff auf die künftig geeinte Nation als auch in ihrer Verwendung als Sonderwissen der neuen Eliten. Kaum war die politische Einheit erreicht, da multiplizierten sich die statistischen Untersuchungen, waren doch sogar Liberale daran interessiert, Bevölkerung und Ressourcen zu erfassen und aus zentralstaatlicher Warte die Leistungen untergeordneter Behörden zu überwachen. Italien war ein Geschöpf der Statistik.88
Das 19. Jahrhundert war das Jahrhundert des Zählens und Messens. Erst jetzt steigerte sich die Idee der Aufklärung, die Welt vollständig beschreiben und taxonomisch ordnen zu können, zum Glauben an die wahrheitserschließende Kraft der Zahl, des statistisch bearbeiteten Datums oder sogar, wie beim Marquis de Condorcet, dem hellen Spätlicht der Aufklärung, einer «sozialen Mathematik». Erstmals im 19. Jahrhundert vermaßen Gesellschaften sich selbst und legten darüber Archive an. Manches spricht dafür, dass sie bisweilen zu weit gingen. In einigen Ländern wurde mehr statistisches Wissen erzeugt, als je wissenschaftlich und administrativ genutzt werden konnte. Statistik wurde das, was sie heute noch ist: eine Redeweise politischer Rhetorik. In den Händen staatlicher Bürokratien verdinglichten sich die Kategorien, die Statistiker zwangsläufig bilden müssen. Kategorien, die aus technischen Notwendigkeiten der Sozialstatistik entstanden – Klassen, Schichten, Kasten, ethnische Gruppen – gewannen prägende Macht in Administration und Selbstwahrnehmung. Die Statistik war doppelgesichtig: einerseits ein Instrument zur Beschreibung und soziologischen Aufklärung, andererseits eine große Stereotypisierungs- und Etikettierungsmaschine. In beiden Hinsichten wurde sie im 19. Jahrhundert weltweit ein zentrales Element des gesellschaftlichen imaginaire. Nirgends wurde diese zweite Seite deutlicher als im kolonialen Raum: Wo soziale Verhältnisse soviel schwerer zu verstehen waren als im vertrauten Nahbereich, da erlag man vielfach den Verlockungen vermeintlicher Objektivität und Exaktheit, wenn man nicht schon an den praktischen Tücken scheiterte, mobile Populationen numerisch dingfest zu machen.
5  |  Nachrichten

|  Die Presse und ihre Freiheit


Noch universaler als der realistische Roman, die Statistik und die empirische Gesellschaftsbeschreibung verbreitete sich im 19. Jahrhundert die Presse. Wöchentlich oder täglich erscheinende Zeitungen sowie Zeitschriften und Magazine öffneten Kommunikationsräume aller denkbaren Reichweiten: vom Lokalblatt bis zur Londoner Times, die am Ende des Jahrhunderts Nachrichten aus aller Welt brachte und umgekehrt auf allen Kontinenten gelesen wurde. Sobald sich irgendwo die Presse verwurzelte, veränderte sie die Bedingungen politischer Kommunikation. Die Forderung nach Freiheit der Presse, also nach dauerhaft gesicherten Chancen zur straflosen öffentlichen Meinungsäußerung, wurde in allen Ländern der Welt zu einem verändernden Impuls. Die Presse schuf überhaupt erst so etwas wie einen öffentlichen Raum. Hier «räsonierte» der Bürger und nahm sich zugleich das Recht, informiert zu werden: Schon die Gründerväter der USA hatten die Ansicht entwickelt, nur ein wohlunterrichtetes Mitglied des Gemeinwesens sei imstande, seiner bürgerlichen (im Sinne von civic) Verantwortung nachzukommen, eine Auffassung, deren optimistische Voraussetzungen nach dem Aufkommen der Massenpresse in den USA und einigen Ländern nur wenige teilen würden.89 Zugleich kann man den Raum, den die Presse öffnete, als etwas anderes verstehen: als neue Ebene gesellschaftlicher Selbstreflexion. Die Übergänge zwischen den unterschiedlichen Typen von Druckmedien waren fließend. Während der ersten Jahrzehnte des Jahrhunderts spielten in Europa «Pamphlete», also separat erscheinende Schriften geringen Umfangs, eine bedeutende Rolle; sie entgingen der Zensur eher als Bücher oder Zeitungen. Das Ineinanderfließen der Formen zeigte sich auch daran, dass viele Romane, darunter die meisten von Charles Dickens, zunächst als Fortsetzungsgeschichten in Zeitschriften erschienen.
Das Besondere an der Zeitung war (1) ihre regelmäßige Erscheinungsweise; (2) ihr Charakter als Produkt einer Gruppe, der «Redaktion»; (3) ihre Einteilung in schematisierte Ressorts und Sparten; (4) die Aufnahme von Nachrichten, die über den regionalen und sozialen Erfahrungshorizont der Leserschaft hinausgingen; (5) die zunehmende Aktualität dieser Nachrichten, von denen in Deutschland 1856 erst 11 Prozent, 1906 aber schon 95 Prozent nicht älter als einen Tag waren;90 (5) ihre zunehmend industrielle Herstellungsweise, die sich neueste technische Errungenschaften zunutze machte und mit dem Aufkommen der Massenpresse große Kapitaleinsätze erforderte; (6) das täglich veränderte Marktgeschehen, das die Zeitung vom Kaufentschluss des Konsumenten abhängig machte, wenn er nicht gerade Subskribent war. Die Zeitung installierte den Leser als politisch mündiges Subjekt und versuchte ihn doch zunehmend für eigene Zwecke zu mobilisieren. Die Zeit von etwa der Mitte des 19. Jahrhunderts bis zum Ende der 1920er Jahre, als in Nordamerika und Europa der Rundfunk größere Publikumszahlen erreichte, war das Zeitalter der konkurrenzlosen Dominanz der Presse. Da die Unternehmenskonzentration im Pressewesen noch nicht so weit fortgeschritten war wie ein Vierteljahrhundert später, lässt sich zum Beispiel von den USA sagen, dass kurz nach 1900 die Zahl und Vielfalt gedruckter Nachrichtenquellen so groß war wie niemals zuvor oder später. Gegen Ende des Jahrhunderts wurde der Zeitungstycoon in einigen Ländern – den USA, Großbritannien, Australien – zu einer politischen Macht sui generis.
Das goldene Zeitalter der Presse konnte erst mit der Pressefreiheit beginnen. Dort wo, wie in Deutschland, die Zensur auch im Zeitalter verbesserter technischer Produzierbarkeit einstweilen nicht gelockert wurde, hatten es politisch weniger anstößige Zeitschriften nach der Art von «Familienblättern» wie der Gartenlaube (seit 1853), der Vorläuferin der Illustrierten, leichter als Zeitungen. In den Staaten des Deutschen Bundes wurde durch die Karlsbader Beschlüsse von 1819 ein extrem repressives Presserecht institutionalisiert. Selbst wenn sie oft zu schwerfällig waren, um den Buchstaben des Gesetzes auch wirklich zu realisieren, bestimmten doch Zensurbehörden den Alltag von Verlegern und Journalisten. Nach der Revolution von 1848 wurde das Karlsbader System nicht wieder hergestellt. Vor allem die Zensur vor der Veröffentlichung gab es nicht mehr. Sie war nicht länger nötig, verfügten die Staatsapparate doch nun über hinreichende andere Mittel zur Kontrolle des gedruckten Wortes. Polizei und Gerichte erledigten fortan die Arbeit des biedermeierlichen Zensors, dem manche nachzutrauern begannen. Der erste deutsche Staat, der die volle Pressefreiheit einführte, war 1864 das Königreich Württemberg. Allgemein und endgültig wurde die Präventivzensur erst durch das Reichspressegesetz von 1874 abgeschafft. Fortan war zwar noch die Drangsalierung, nicht länger aber die Unterdrückung missliebiger Presseorgane möglich. Im Kampf gegen Katholiken und vor allem Sozialdemokraten schreckte Bismarck aber auch später noch vor Eingriffen in die Pressefreiheit nicht zurück.91 Oppositioneller Journalismus war während der Bismarckzeit niemals vor gerichtlicher Verfolgung sicher, während der Reichskanzler andererseits hinter den Kulissen Teile der konservativen Presse für seine Zwecke nutzte. Erst nach 1890 kam die bürgerliche Presse – die sozialistische hatte es weiterhin schwerer – in den Genuss jenes Freiheitsspielraums, der in der angelsächsischen Welt seit langem selbstverständlich war.92
Fast in keiner anderen Hinsicht war die Sonderstellung des britisch geprägten Zivilisationskreises so deutlich, wo John Miltons 1644 (in seiner Areopagitica) erhobene Forderung nach Abschaffung der Vorlizenz für Publikationen nachhaltigen Einfluss ausübte. In den USA hatte der erste Verfassungszusatz (First Amendment) 1791 dem Kongress jegliche Gesetzgebung zur Einschränkung der Rede- und Pressefreiheit verboten. Das blieb natürlich interpretierbar, und seit 1798 tauchte wiederholt die Frage auf, wann die Grenze zu seditious libel, dem im englischen Gewohnheitsrecht bekannten, wegen seiner Unbestimmtheit berüchtigten Delikt der Beleidigung «öffentlicher Persönlichkeiten» überschritten sei.93 Aber insgesamt waren die USA im 19. Jahrhundert ein Land der freien Presse. Immer fester verankerte sich mit der Zeit in der amerikanischen politischen Kultur die Vorstellung von der Presse als einem institutionalisierten Gegengewicht zur Regierung (fourth estate, die vierte Gewalt). In Großbritannien hatte der Staat seit 1695 keine rechtliche Handhabe mehr, um gegen überkritische Presseorgane vorzugehen, doch behinderte eine Steuer auf Druckerzeugnisse, stamp duty genannt, deren letzte Reste erst 1855 beseitigt wurden, die Zirkulation von Zeitungen.
In Kanada, Australien und Neuseeland kam mit nur geringfügiger Verspätung gegenüber Großbritannien und den USA ein dynamisches Pressewesen in Gang. In Kanada, einem Land mit 4,3 Millionen Einwohnern, wurden 1880 ca. 30 Millionen Zeitungsexemplare mit der Post verschickt.94 Eine englische Besucherin war erstaunt, als sie Ende der 1850er Jahre beim Morgenspaziergang durch Melbourne auf jeder Türschwelle eine Zeitung liegen sah. Ohne nennenswerte Beeinträchtigung durch die kolonialen Behörden erfüllte die Presse im dünn besiedelten Australien besonders wichtige Aufgaben bei der kommunikativen Verdichtung einer demokratischen «Zivilgesellschaft». Die Zeitungen waren voll von Nachrichten aus der Metropole des Reiches, fungierten aber auch als Instrumente, um australische Stimmen in London zur Geltung zu bringen. Die Presse wurde in Australien rasch zu einer politischen Macht.95
Es ist nicht leicht, in jedem einzelnen nationalen Fall anzugeben, wann die Pressezensur rechtlich und konstitutionell abgeschafft wurde, und noch schwieriger ist es zu bestimmen, wann tatsächliche administrative Behinderungen journalistischer und verlegerischer Tätigkeit durch Kautionsforderungen, polizeiliche Redaktionsdurchsuchungen, Konfiskationen, Prozessandrohungen (usw.) das Minimum sporadischer Einzelfälle erreichten. Punitive Zensur nach der Veröffentlichung verschwand stets später als präventive. Dort, wo – wie in Spanien – das Pressewesen auf so schwachen eigenen Füßen stand, dass Journalisten ohne Zweitjobs, die ihnen politische Kontakte verschafft hatten, nicht überleben konnten, nützen die liberalsten Pressegesetze wenig.96 Auf dem europäischen Kontinent war Norwegen das erste Land, in dem (seit 1814) Pressefreiheit herrschte, um 1830 kamen Belgien und die Schweiz hinzu. Bis 1848 folgten Schweden, Dänemark und die Niederlande.97 Dass die französischen Revolutionäre bereits 1789 in der Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte «die freie Mitteilung der Gedanken und Meinungen» zu einem «der kostbarsten Menschenrechte» erklärt hatten (Artikel 11), bedeutete in der Praxis wenig. Noch das Zweite Kaiserreich Napoleons III. (1851–70) gab sich anfangs viel Mühe, Presse und Buchproduktion zu kontrollieren und zu entpolitisieren, ließ aber in den sechziger Jahren im Zuge seiner Selbsttransformation in ein quasi-parlamentarisches System die Zügel deutlich lockerer.98 Erst nachdem unter der Dritten Republik 1878 die an Staatsterror grenzenden Repressionsmaßnahmen aufgehoben worden waren, die man nach dem Commune-Aufstand (1871) eingeführt hatte, konnte von einer unbehindert funktionierenden Öffentlichkeit die Rede sein. Ein vorbildlich liberales Pressegesetz leitete 1881 eine neue Epoche der französischen Pressegeschichte ein: eine belle époque, in der die politische Presse einen nach 1914 nicht wieder erreichten Höhepunkt ihres Niveaus und der Vielfalt ihrer politischen Stimmen erklomm, in der sie wirtschaftlich prosperierte und großen Einfluss auf die Angelegenheiten der Republik nahm.99 Bis zur Wende von 1881 war in keinem Land Europas die Auseinandersetzung um die Pressefreiheit derart scharf geführt worden wie in dem politisch tief gespaltenen Frankreich.
In der Habsburgermonarchie begann sich erst während der siebziger Jahre ein liberaleres Meinungsklima herauszubilden. Allerdings wurden bis zum Ersten Weltkrieg immer wieder Zeitungen konfisziert. In einem Vielvölkerreich wurde die Problematik durch die aufkommende Presse in den Sprachen der Nationalitäten kompliziert: Der Hochverratsparagraph schwebte stets über Äußerungen, die als separatistisch gedeutet werden konnten; besonders die tschechische Presse bekam dies zu spüren.100 Im Zarenreich ermöglichte das liberalisierende Zensurgesetz von 1865 die «Entstehung einer trotz aller Zensur und Repressionen vergleichsweise unabhängigen Presse».101 Der Vergleichsmaßstab ist hier der russische Zustand vor der Reform, nicht das gleichzeitige vitale und unbehinderte Presseleben in den USA, in Großbritannien oder in den skandinavischen Ländern. Russland folgte mit dieser Reform dem westeuropäischen Modell des Übergangs von der Präventivzensur zu juristischen und administrativen Kontrollen nach der Publikation. Nach 1905 war die russische Presse nominell so frei wie die im Westen, blieb aber weiterhin obrigkeitlichen Schikanen ausgesetzt, die das Maß des auch in Deutschland oder Österreich immer noch Üblichen überstiegen. Keineswegs war ganz Europa ein Hort der Pressefreiheit in einer sonst rückständigen Welt.
|  Zeitungen in Asien und Afrika


Die Tagespresse war eine europäisch-nordamerikanische Erfindung, die außerhalb des nordatlantischen Raumes bald übernommen wurde. Dort, wo es einheimische Bildungsschichten gab und das koloniale Erziehungswesen daneben neue entstehen ließ, nutzten diese rasch die erweiterten Chancen, sich in den lokalen Sprachen ebenso wie in denen der Kolonialherren Gehör zu verschaffen. Besonders deutlich sieht man dies in Britisch-Indien. Hier entwickelte sich das Pressewesen in ziemlich genauer Synchronie zu Europa. Ein Unterschied lag darin, dass mit der Zeitung zugleich auch die Druckerpresse eingeführt wurde: eine doppelte Kommunikationsrevolution. Die erste Zeitung in englischer Sprache erschien 1780 in Kalkutta, die erste in einer indischen Sprache (Bengali) 1818. Die 1830 gegründete Zeitung Bombay Samachar (in Gujarati) erscheint heute noch. Bald gab es auch englischsprachige Zeitungen, die von Indern gemacht wurden. Allen war die Technik der Lithographie gemeinsam, die sich schnell auch in kleinere Landstädte verbreitete. Man griff in Indien das neue Medium auch deshalb so schnell, so begierig und so erfolgreich auf, weil man auf einer reichen einheimischen Kultur schriftlicher Berichterstattung aufbauen konnte.102 Die Jahre von 1835 bis 1857 waren eine Zeit lebendigen Fortschritts unter liberalen Bedingungen, von denen man zur gleichen Zeit im Deutschen Bund nur träumen konnte. Nach dem Indischen Aufstand von 1857 reagierte die Kolonialregierung empfindlicher auf indische Kritik und verstärkte ihre Kontrolle des Zeitungswesens. Dies wurde aber nie zu einer Knebelung der öffentlichen Meinung vorangetrieben. Das vizekönigliche Regime schätzte den Nutzen der Presse sowohl als Organ für Mitteilungen an die Bevölkerung wie auch als Möglichkeit, Nachrichten und Stimmungen aus der indischen Gesellschaft aufzufangen. Nimmt man zu diesen pragmatischen Erwägungen noch die englische Rechtstradition hinzu, die im Allgemeinen auch die britische Staatsmacht in Indien band, dann erklärt sich, warum Indien im 19. Jahrhundert zu den Ländern mit einem hochentwickelten Pressewesen gerechnet werden muss. Dieser Befund lässt sich nicht auf die Kolonien anderer europäischer Mächte übertragen. Obwohl die Niederlande ein mindestens ebenso demokratisches Land wie Großbritannien waren, scheuten sie doch vor einer Liberalisierung der Presseaufsicht und überhaupt des öffentlichen Lebens in Niederländisch-Ostindien viel stärker zurück als der Raj, wie die Regierung Britisch-Indiens genannt wurde.103
Wiederum anders verlief die Entwicklung in China. Im Unterschied zu Indien gab es in China mit seiner alten Drucktradition eine eigenständige Gazettenpresse. Seit etwa 1730 erschien die Jingbao («Berichte aus der Hauptstadt», im Westen als Peking Gazette bekannt); Vorläufer gab es bereits seit etwa einem Jahrtausend. Es handelte sich um ein Amtsblatt, das ohne Einschaltung einer «Redaktion» Palastnachrichten, Edikte, Bittschriften und Zensoratsberichte veröffentlichte. Diese Hofgazette existierte bis zum Ende der Monarchie 1911, nach 1900 in größerer Zeitungsähnlichkeit als Guanbao («Beamtenzeitung»). Die moderne Zeitung wurde von protestantischen Missionaren eingeführt, die vor der Öffnung Chinas im Jahre 1842 vom Ausland (Malakka, Batavia/Jakarta) aus, danach in Hongkong, Kanton (Guangzhou) und Shanghai operierten und sich von Anfang an in chinesischer Sprache an ihre potenziellen Konvertiten und Schützlinge wandten. Ihre Blätter brachten neben christlicher Propaganda auch allgemeine kulturelle Informationen über den Westen. Es handelte sich aber nicht um eine politische Nachrichtenpresse. In den Treaty Ports oder Vertragshäfen, also rechtlichen Schonräumen unter fremdem Gesetz, die seit dem Ende des Opiumkrieges 1842 sukzessive eingerichtet wurden, vor allem in Shanghai, dem mit Abstand wichtigsten unter ihnen, florierte eine ausländische Presse. Sie reflektierte die Ansichten und Interessen der europäischen und amerikanischen Kaufleute in den Treaty Ports, war aber im Allgemeinen über die Vorgänge in China recht gut informiert. Eine private chinesische Presse entwickelte sich nach 1861 ebenfalls außerhalb des Zugriffs chinesischer Behörden in Vertragshäfen wie Shanghai und Tianjin und in der britischen Kronkolonie Hongkong.
Eine Zeitung wie die von 1872 (dem Gründungsjahr des angesehenen und vom Rang her in etwa vergleichbaren Berliner Tageblattes) bis 1949 in Shanghai erscheinende, bis 1909 als britisch-chinesisches Gemeinschaftsunternehmen betriebene Shenbao («Shanghai Daily News») brauchte um die Jahrhundertwende den Vergleich mit den seriösen Blättern Europas nicht zu scheuen. Allerdings erreichte sie vor der Revolution von 1911 niemals eine höhere Auflage als 10.000 Exemplare pro Tag. Sie bemühte sich mit ziemlichem Erfolg um akkurate Berichterstattung nach dem Vorbild der Londoner Times. Es gelang ihr, altchinesische Formen der politischen und herrschaftskritischen Rede in den Leitartikel modernen Typs zu verwandeln, der in Großbritannien wie in China bereits im späten 19. Jahrhundert den Höhepunkt seiner Bedeutung überschritt. Von den gebildeten Lesern, die sich bald weit über die Treaty Ports hinaus fanden, wurde der Leitartikel in einer Zeitung wie der Shenbao nicht als fremder Import, sondern als eine modernisierte, sich ebenso klassischer Zitate wie aufwühlender Emotionalität enthaltende Weiterentwicklung älterer Redeweisen über brennende Fragen der Gegenwart wahrgenommen.104 Allgemeine Entwicklungen im Pressewesen machten sich auch fortan in China geltend. Klagen über seine «Amerikanisierung» waren nach dem Ersten Weltkrieg gleichzeitig aus China wie aus Europa zu hören.
Eine chinesische Besonderheit war eine politische Meinungs- und Agitationspresse, mit der nach der chinesischen Niederlage im Chinesisch-japanischen Krieg von 1894/95 Intellektuelle der verschiedensten politischen Richtungen ihre Analysen der akuten Krise Chinas und ihre Vorstellungen von der Zukunft des Landes vortrugen. In Japan führte der Krieg umgekehrt zu einer positiv-patriotischen Mobilisierung der lesenden Bevölkerung. Sie ließ sich von einer Presse, deren Auflagen durch den Krieg dauerhaft um mindestens ein Viertel gestiegen waren, die Richtigkeit der außenpolitischen Ambitionen des Inselreiches bestätigen.105 Die Organe chinesischer Kritik, von denen viele im Ausland oder in den Treaty Ports erschienen, waren in kleineren Auflagen als die großen Tageszeitungen verbreitet und erreichten allein schon wegen ihres anspruchsvollen Stils kein Massenpublikum. Sie waren aber außerordentlich wichtig für die Politisierung neuer «mittlerer» Schichten – die Reformjournalisten sprachen selbst von einer «mittleren Ebene der Gesellschaft» (zhongdeng shehui) – auch in den Städten der inneren Provinzen.106 Sie trugen einen neuen Ton der Polemik in die chinesische Presse hinein. Die kaiserliche Regierung räumte jedoch nicht jene Toleranzspielräume ein, innerhalb derer sich im kolonialen Indien eine halbwegs freie Presse entfalten konnte. Die Presse in chinesischer wie in englischer Sprache konnte bis 1911 nur unter ausländischem Rechtsschutz in den Küstenenklaven existieren. Dort arbeiteten chinesische und ausländische Journalisten eng zusammen, in der Sache verbunden durch ein gemeinsames Interesse an den Problemen der Reform Chinas.107
Auch im Osmanischen Reich waren die 1870er Jahre die Zeit der zaghaften Durchsetzung einer privaten, nicht länger vom Staatsapparat abhängigen Presse. Die erste halboffizielle Wochenzeitung (in arabischer Sprache) war bereits 1861 entstanden und hielt sich bis 1883.108 Eine Zensur bestand freilich im Osmanischen Reich fort, ihre rechtliche Grundlage war sogar erst 1867 geschaffen worden. Unter Sultan Abdülhamid II. verschärfte sich nach 1878 die Unterdrückung der öffentlichen Meinung; inländische Printmedien mussten sich sehr zurückhalten. Liberale Enklaven wie Hongkong oder Shanghai gab es nicht. Zeitungen und Zeitschriften der Opposition wurden in Paris, London und Genf gedruckt und zum Teil in Privatbriefen ins Land geschmuggelt.109 Im Gegensatz dazu stand Ägypten, das nur noch nominell Teil des Osmanischen Reichs war. Dort bemühte sich der Monarch, der Khedive Ismail (r. 1863–79), um ein gutes Verhältnis zur Presse, die er geschickt für seine Zwecke einzusetzen wusste. Ismail verstand, dass es mit einer regierungsfrommen Verlautbarungspublizistik nicht getan war. Zeitungen, die nach außen hin den Anschein der Unabhängigkeit wahrten und deren Manipulierung verborgen blieb, schienen ihm nützlicher zu sein. Inländische wie ausländische Journalisten empfingen opulente Geschenke, die britischen und französischen Nachrichtenagenturen wurden stillschweigend subventioniert.110 Solch relative Liberalität ermutigte aber auch vollkommen private Initiativen. Die wichtigste war die Gründung der Zeitung al-Ahram durch die Brüder Salim und Bishara Taqla, Katholiken libanesischer Herkunft, im Jahre 1876. Al-Ahram, seit 1881 eine Tageszeitung, brachte verlässliche und aktuelle Informationen aus aller Welt und ein gewisses Maß an kritischem Kommentar. Niemand konnte die Parteinahme der Taqla-Brüder für größere Liberalität und gegen ausländische Interventionen missverstehen. Zwischen 1877 und 1882 erschienen in Kairo und Alexandria dreißig politische Zeitungen, die (im Herbst 1881) in insgesamt 24.000 täglichen Exemplaren verbreitet waren.111 Neben eigenen Texten enthielten sie auch Übersetzungen aus der europäischen Presse, etwa der Times oder Le Débat. In Ägypten gab es bereits am Vorabend der britischen Okkupation von 1882 eine vielfältige Presselandschaft in Arabisch und in europäischen Sprachen. In der sich anschließenden Periode faktischer britischer Herrschaft (1882–1922) setzte sich dies fort. Die Verbreitung der Drucktechnik, eine Ausweitung der lesekundigen Bevölkerungskreise, die Professionalisierung des Journalistenberufs und die liberale Haltung der britischen Besatzungsbehörden kamen zusammen, um Ägypten zu einer Insel freier Meinungsäußerung im Nahen Osten werden zu lassen. Während des letzten Quartals des 19. Jahrhunderts entstand ein – gewiss auf eine winzige Minderheit beschränktes – Lesepublikum und mit ihm eine politisch räsonierende Öffentlichkeit. Mündliche Verbreitungsformen machten es möglich, dass ein Hunger nach Nachrichten befriedigt wurde, der schneller wuchs als die Lesefertigkeiten in der Gesellschaft. Im Osmanischen Reich setzte erst die Jungtürkische Revolution von 1908, die der sultanischen Autokratie ein Ende bereitete, die Kräfte eines zivilgesellschaftlichen Pressewesens frei.112
|  Geburt der Massenpresse


Die meisten Neuerungen im Pressewesen gingen von den Vereinigten Staaten aus. Von dort stammten auch die wichtigsten drucktechnischen Innovationen des frühen Industriezeitalters: Die erste Rotationspresse wurde 1846 in Philadelphia konstruiert. Schließlich löste zwischen 1886 und 1890 ein deutscher Immigrant, der gelernte Uhrmacher Ottmar Mergenthaler, in Baltimore das Problem langsamer Satzgeschwindigkeit durch die über eine Tastatur bediente, Satz und Guss verbindende Linotype-Maschine, die bedeutendste satztechnische Innovation seit Gutenberg.113 Auch organisatorische Durchbrüche geschahen in den USA und wurden von dort nach Europa übertragen. Auflagen von bis dahin unbekannter Höhe wurden mit der Geburt der penny press in den 1830er Jahren an der Ostküste der USA erreicht: Zeitungen für die Massen, billig, auf schlechtem Papier gedruckt, ohne Börsenkurse, dafür mit umso mehr Polizeiberichten und anderen Sensationsgeschichten. Um dieselbe Zeit begann auch der «investigative» Journalismus, jenes Untersuchen von Mordfällen, Sündhaftigkeit und politischen Skandalen durch eigene Reporter, die der amerikanischen Presse jahrzehntelang die naserümpfende Kritik europäischer Besucher eintrug, bis auch in Großbritannien und dann bald in anderen Ländern journalistische Recherchen vor Ort üblich wurden.114 Diese Art von Presse war eine Begleiterscheinung der Demokratisierung und wurde dies einige Jahrzehnte später auch in Europa. Der wahlberechtigte Arbeiter wurde kommunikativ ernstgenommen. Solche Zeitungen spiegelten ihre Zeit eher, als dass sie sie analysierten.
Sie waren erfolgreich und leiteten in den USA als dem ersten Land der Welt das Zeitalter der Massenpresse ein. Zu seinen Grundlagen gehörten die Überzeugung, es sei ein Ausdruck pflichtschuldigen Bürgerbewusstseins (civic-mindedness), eine Zeitung zu beziehen, sowie die Bereitschaft, für die Versorgung mit Neuigkeiten – die man in Zeiten überwiegend mündlicher Verbreitung gratis bekommen hatte – zu zahlen.115 Um 1860 hatte der 1835 gegründete New York Herald, ein schrilles Blatt, das aber mit einer Fülle von Informationen auch die mittleren Schichten ansprach, mit 77.000 täglich verkauften Exemplaren die höchste Auflage der Welt. Die New York Tribune des großen Verlegers Horace Greeley, die erste amerikanische Zeitung, die Seriosität mit Popularität zu verbinden verstand und an der Karl Marx als Londoner Korrespondent mitarbeitete, erreichte um 1860 mit ihrer wöchentlichen Ausgabe sogar 200.000 Leser.116 Eine Voraussetzung dafür war in den USA wie überall sonst ein Eisenbahnnetz, das für die großräumige Verbreitung sorgen konnte. Über Nacht verteilten Züge die frischen Zeitungen über das ganze Land. In Frankreich erschien das erste Massenblatt, Moïse Millauds Petit Journal, 1863 zum Viertel des durchschnittlichen Preises der etablierten Zeitungen.117 In Großbritannien, wo konservative und konventionelle Intelligenzblätter viel länger als in den USA die Szene beherrschten, kam die Wende erst mit der 1896 gestarteten Daily Mail des Alfred Charles William Harmsworth, der unter dem Namen Lord Northcliffe zum ersten der legendären Herrscher der Londoner Fleet Street werden sollte. Schon 1900, als der Burenkrieg das Informationsbedürfnis anheizte, brachte es die neue billige Morgenzeitung auf die unglaubliche Zahl von 989.000 verkauften Exemplaren. Weltweit war nur Joseph Pulitzers New York World mit 1,5 Millionen Exemplaren (1898) erfolgreicher.118 Die Times hatte auf dem Höhepunkt ihres Prestiges und politischen Einflusses gerade einmal 30.000 Leser erreicht, jenes Establishment, das sie – und nicht mehr – erreichen wollte.119
Die wachsende Bedeutung der Presse im gesellschaftlichen Leben muss durch weitere Zahlen veranschaulicht werden: 1870 wurden in den USA täglich 2,6 Millionen Zeitungen verkauft, 1900 waren es mindestens 15 Millionen.120 Eine Kampfpresse (crusading press), die Politik auf eigene Rechnung betrieb, wurde etwa gleichzeitig in den USA und in Großbritannien erfunden, in Amerika seit den frühen 1880er Jahren vor allem von Pulitzer, einem gebürtigen Ungarn, der als Eigentümer und redaktioneller Chef die New York World zu einem geschäftlich erfolgreichen Enthüllungsblatt mit sozialkritischer Tendenz aufbaute und damit innerhalb von fünfzehn Jahren die Auflage verzehnfachte. Ähnliche Methoden, Informationsvermittlung zur gelegentlichen Pressekampagne zu steigern, wandte seit 1885 in Großbritannien W. T. Stead, der eigentliche Erfinder des Interviews, mit seiner Pall Mall Gazette an. Solche Blätter reagierten nicht länger nur auf Ereignisse. Sie versuchten, Ereignisse zu schaffen. Sie übten öffentlichen Druck auf Regierungen aus, erzwangen Rücktritte, Entscheidungen und gesetzgeberische Maßnahmen. Dies setzte voraus, dass Zeitungen nicht – wie vielfach in Kontinentaleuropa – bloße Sprachrohre politischer Parteien und Richtungen waren, sondern dass Eigentümer und dominierende Chefredakteure ihren eigenen Überzeugungen und Obsessionen freien Lauf lassen konnten. In einer paradoxen Weise erhöhte die Kommerzialisierung des Nachrichtenwesens, die mit dem Aufstieg von Werbung und Annoncengeschäft eine neue Qualität gewann, die Unabhängigkeit der Zeitungsmacher: Sich zu etwa der Hälfte durch Anzeigen zu finanzieren gewährte einen größeren Spielraum, als von politischen Patronen und Parteien abhängig zu sein.121
Die Qualitätspresse, wie wir sie heute kennen, und gleichzeitig mit feinen Zwischenabstufungen auch die Massenpresse entstanden im letzten Quartal des 19. Jahrhunderts. Der soziale Typus des modernen Journalisten bildete sich aus. Um 1900 war in Ländern mit Pressefreiheit und einem durch Alphabetisierung befähigten Massenpublikum eine große Gruppe trainierter Spezialisten für die Sammlung und Präsentation von Nachrichten entstanden. Eines dieser Länder war Japan. Auf der Grundlage eines aktiven vormodernen Publikationswesens entstand hier, lange Entwicklungen im Westen mit immer kürzerem Zeitabstand nachholend, in den 1870er und 1880er Jahren eine vollausgebildete Presselandschaft: technisch auf dem neuesten internationalen Stand, von den Veränderungen der gesellschaftlichen Umwelt nach dem Beginn der Meiji-Epoche 1868 gestützt (zunehmende Alphabetisierung durch ein staatliches Schulsystem, Aufbau eines gesamtjapanischen Postnetzes, Strukturwandel der Öffentlichkeit durch Parlamentarisierung und Parteibildung), von Journalisten und Zeitungsbesitzern neuen Typs getragen. Die ersten wichtigen japanischen Zeitungen waren nicht (wie in China) Gründungen von Ausländern. Japan übernahm westliche Kulturelemente und verlieh ihnen, wie meist, eine eigene Prägung. Charakteristisch wurden und blieben etwa die große Nähe des Journalismus zur Hierarchie der höheren Bildungsinstitutionen; von den Top-Universitäten führten kurze Wege in die maßgebenden Redaktionen. Außerdem bestand eine Dauerkonkurrenz zwischen den Pressezentren Tokyo und Osaka, eine belebende Spannung in einem sonst zentralistisch und eher einförmig organisierten Land.122
|  Globales Nachrichtenwesen


Zu den Merkmalen der Presse im 19. Jahrhundert gehört die Globalität ihrer führenden Organe. Die großen Zeitungen fühlten sich für Nachrichten «aus aller Welt» zuständig, ja umgekehrt: Man gehörte erst dann zum Kreis der Großen, wenn man solche Nachrichten anzubieten vermochte. Ein neuer Typus des Journalisten war der Auslandskorrespondent. Er war anfangs vom Kriegsberichterstatter kaum zu trennen. Der erste Reporter, der von Schauplatz zu Schauplatz eilte, um dem heimischen Leser von Aufständen, Belagerungen und Feldschlachten zu berichten, war William Howard Russell, der Kriegsberichterstatter der Londoner Times. Er vermittelte dem Publikum Eindrücke aus Indien, Südafrika und Ägypten, aus dem Krimkrieg, dem Amerikanischen Bürgerkrieg und vom Deutsch-französischen Krieg 1871. Russell, ganz und gar kein Militarist und keineswegs ein Freund imperialistischer Aktionen, führte das Genre des Kriegsberichts sogleich auf eine literarische Höhe, die selten wieder erreicht wurde.123 Der von ihm geschaffene Reportertypus blieb, und die Times kultivierte ihn in besonderem Maße. Als Russell seine Karriere begann, musste er seine Meldungen noch per Post verschicken. Die Verkabelung der Welt durch Telegraphenleitungen änderte dann innerhalb eines Vierteljahrhunderts die Bedingungen der Nachrichtenübermittlung aus der Ferne. Seit 1844 war die elektrische Überlandtelegraphie im Gebrauch. 1851 wurde das erste dauerhaft funktionstüchtige Unterseekabel durch den Ärmelkanal verlegt, 1866 eine permanente Verbindung über den Nordatlantik hergestellt.124 1862 hatte das landgestützte Telegraphennetz weltweit bereits eine Länge von 150.000 Meilen erreichte, 1876 waren Indien und sämtliche Siedlungskolonien des britischen Weltreichs mit der Metropole und untereinander durch Telegraphenleitungen verbunden. 1885 war Europa von nahezu allen großen Städten in Übersee per Kabel erreichbar. Der Telegraphenverkehr war viel zu schwerfällig, überlastungsgefährdet und teuer (1898 gab die Times 15 Prozent ihres Jahreserlöses für Telegraphiegebühren aus), um schon als ein «viktorianisches Internet» bezeichnet werden zu können, aber zumindest die Grundmuster eines historisch beispiellosen world wide web waren gelegt.125 Es war viel stärker zentralisiert als das heutige Internet. Die Telegraphenleitungen und ebenso die finanziellen Fäden eines weltweiten Kabelgeschäfts, das stärker den Bedürfnissen des Handels als denen der Presse diente, liefen in London zusammen.
Die neue Technologie bildete die Grundlage für die Arbeit der Nachrichtenagenturen. Julius Reuter, ein geborener Kasseler, eröffnete sein Büro in London in eben jenem Jahr 1851, als die Transmissionszeit über den Kanal auf wenige Stunden verkürzt wurde. Zwei andere jüdische Unternehmer hatten zuvor bereits Nachrichtenagenturen oder «Telegraphenbureaus» gegründet: Charles Havas in Paris und Bernhard Wolff in Berlin; in den USA entstand 1848 «Associated Press» (AP). Die Agenturen versorgten Zeitungen, aber auch Regierungen und individuelle Privatkunden, darunter ab 1865 Queen Victoria, mit Neuigkeiten. Reuter war so erfolgreich, dass er, der Nobody aus Deutschland, schon 1860 der englischen Königin vorgestellt wurde. Der Krimkrieg (1853–56) war das letzte große internationale Ereignis, über das nicht primär per Kabel berichtet wurde. Reuters Firma war unter den Agenturen die einzige mit globaler Reichweite. Bis 1861 hatte sie ein Netz von Korrespondenten aufgebaut, das ganz Europa sowie Indien, China, Australien, Neuseeland und Südafrika umfasste. Wo noch keine Telegraphenverbindung bestand, half sich die Agentur mit Eilpost per Dampfer. Der Amerikanische Bürgerkrieg (1861–65) wurde von Anfang bis Ende durch Reuters Korrespondenten für europäische Leser beobachtet. Zunehmend brachten die Agenturen auch Berichte aus den Welten der Wissenschaft, der Künste und des Sports. In dem Maße, in dem Julius Reuter sein Nachrichtenimperium ausbaute, wurde seine Agentur zu einer «Institution des British Empire».126 Die Nachrichtenagenturen trugen zur Globalisierung der Gewinnung und Verbreitung von Nachrichten bei, die sie selbst unkommentiert ließen: Sie waren ein machtvoller Ausdruck einer Ideologie der «Objektivität». Auf der anderen Seite förderten sie durch die Vereinheitlichung der Berichterstattung einen Einheitsjournalismus, denn in allen Zeitungen stand nun im Prinzip dasselbe. Nur wenige große Zeitungen, an der Spitze die Londoner Times, zogen eigene Netze von Auslandskorrespondenten auf und verminderten damit ihre Abhängigkeit von den Agenturen. Die Times machte es sich zum Prinzip, zumindest alle imperialen Interessen Großbritanniens mit eigenen Mitteln abzudecken.127
Erst vier Jahrhunderte nach Gutenberg wurden periodisch hergestellte Druckmedien zu einer Kraft, die das Alltagsleben von mehr als winzigen Bildungsschichten erreichte. Die Grundstrukturen des Pressewesens, wie wir es heute noch kennen, wurden in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts geschaffen. Die Presse nutzte fortgeschrittene Technologien. Sie gehorchte Marktgesetzen und war zugleich von politisch-rechtlichen Rahmenbedingungen abhängig. Pressefreiheit war eine Grundforderung von Liberalen in aller Welt. Die Unterscheidung zwischen Okzident und Orient ist hier – wie so oft – wenig brauchbar. Die Presse in manchen Kolonien des British Empire war freier als die in einigen Ländern Mittelund Osteuropas. Mit der Presse entstand der neue Sozialtypus des Journalisten, der wiederum eine wichtige Facette des «Intellektuellen» verkörperte. Journalisten wurden bis hin nach Indien und China politisch einflussreich. Sie gaben der Öffentlichkeit ein Gesicht. Die besten unter ihnen wirkten sprachgestaltend in Prozessen des Umbruchs von elitären klassischen Schriftsprachen zu flexibleren Idiomen für ein breiteres, teilweise frisch alphabetisiertes Publikum. Die Presse war neben «realistischer» Kunst, Statistik und beschreibender Sozialwissenschaft ein weiteres Medium gesellschaftlicher Selbstbeobachtung unter Bedingungen einer dramatischen Ausweitung der Reichweite medial gestützter Kommunikation. Noch besaß sie ein technisches Monopol: Dass der junge italienische Ingenieur Guglielmo Marconi, auf Entdeckungen seines amerikanischen, aus Serbien eingewanderten Kollegen Nikola Tesla fußend, 1899 Meldungen über den Ärmelkanal und 1901 sogar über den Atlantik hinweg funkte, machte den Rundfunk noch nicht zu einem Massenmedium. Dies wurde er erst nach dem Ersten Weltkrieg.128
6  |  Photographie

|  Die Geburt des Authentischen


Schließlich: Das 19. Jahrhundert erfand die Aufzeichnung von Erscheinungen der äußeren Realität durch technische Apparate mittels optischer und chemischer Verfahren.129 Dies hatte kolossale Folgen für die spätere Erinnerung an die Epoche. Ein Schnitt geht dort durch das Jahrhundert, wo eine Bilddokumentation beginnt, die wir als authentisch anerkennen. Niemand weiß, wie Ludwig van Beethoven, gestorben 1827, wirklich aussah, aber wir wissen es von dem schon sterbenskranken Frédéric Chopin, der bis 1849 lebte. Von Franz Schubert gibt es nur gemalte Portraits, der fünf Jahre ältere Gioachino Rossini lebte lange genug, um noch im Studio Nadars, des großen Porträtisten, abgelichtet zu werden. Einige wenige andere Kulturheroen aus der Zeit von Romantik und Idealismus erreichten noch das Zeitalter der Photographie, das 1838/39 mit der fundierenden Erfindung der Daguerreotypie und zwei Jahre später mit der Eröffnung erster Ateliers begann. Von Friedrich Wilhelm Joseph Schelling und Alexander von Humboldt, nicht aber von Hegel, Goethe oder Alexanders Bruder Wilhelm kennt man Greisenportraits. Als König Friedrich Wilhelm IV. 1847 den Hamburger Hermann Biow, den ersten deutschen Photographen, nach Berlin einlud, um ihn mit der neuen Technik Bilder von der königlichen Familie anfertigen zu lassen, da saß auch der berühmte Humboldt, der Daguerres Erfindung schon 1839, wenige Monate nach ihrer Veröffentlichung, in ihrer revolutionären Bedeutung erkannt hatte, für ein Porträt.130 Nachdem anfangs der fünfziger Jahre Photographien reproduzierbar geworden waren, gewann persönliche «Prominenz» eine neue Bedeutung. Bilder von Herrschern und politischen Führern – Lincoln, Bismarck, Kaiser Wilhelm I. – fanden den Weg in zahllose Wohnstuben. Solange die Presse allerdings noch keine Bilder druckte – und das konnte sie massenhaft und preiswert erst seit den frühen achtziger Jahren –, blieb die individuelle Erkennbarkeit begrenzt: Als Ulysses S. Grant, der Held des Bürgerkrieges und höchstrangige General der Union, am New Yorker Bahnhof eintraf, waren die Reporter nicht imstande, ihn in der Menge der Passagiere zu identifizieren.131
Biow machte auch eine große Anzahl von Daguerreotypien von den Ruinen des Hamburger Alsterbezirks, nachdem dort das Große Feuer vom Mai 1842 gewütet hatte – eine der ersten photographischen Dokumentationen eines katastrophalen Ereignisses.132 Seit dem Krimkrieg wurden alle Kriege, an denen Europäer oder Nordamerikaner beteiligt waren, auf Photomaterial festgehalten. Vom großen Taiping-Aufstand in China (1850–64) gibt es keine Photographien und auch sonst kaum bildliche Darstellungen, während gleichzeitig der Amerikanische Bürgerkrieg (1861–65) im Bildgedächtnis der Nachwelt tief verwurzelt ist. Ein einziger Photograph, Matthew B. Brady, belichtete auf und zwischen den Schlachtfeldern mehr als 7000 chemisch präparierte Glasplatten.133 Während Malerei und Photographie ansonsten friedlich rivalisierten, bedeutete die wahrheitsnahe Abbildung von Schlachtfeldern und lebenden wie toten Soldaten das Ende der heroisierenden Schlachtenmalerei. Die Erfindung der billigen, leicht transportablen und aus der Hand bedienbaren Kodak-Rollfilmkamera 1888 eröffnete der visuellen Dokumentation neue Möglichkeiten. Von der großen indischen Hungersnot der Jahre 1876–78 hatten wenige Photographien die Weltöffentlichkeit erreicht. Als sich zwei Jahrzehnte später eine ähnliche Katastrophe wiederholte, war potenziell jeder Reisende und Missionar ein dokumentierender Zeuge geworden.134 In der Frühzeit der Photographie wurde ihr Kunstcharakter, ihr Wesen als gestaltete Leistung eines Photographen wenig gewürdigt.135 Sie faszinierte als technisches Medium von nie gekannter Objektivität und Wahrheitsnähe. Bedeutend war schon früh ihr Einsatz in den Naturwissenschaften, als erstes in der Astronomie; bald wurde sie auch in der Medizin wichtig; die Röntgenphotographie öffnete ein Reich des bis dahin Unsichtbaren.136 Seit den sechziger Jahren häuften sich Darstellungen aus der Arbeitswelt. Schon einige Jahre zuvor hatten die Reisephotographie und ihre wissenschaftlichen Verwandten, die geographische und die ethnologische Photographie, immens an Bedeutung gewonnen.
|  Das Ferne ganz nah


Photographische Expeditionen zu archäologischen Stätten (zuerst nach Ägypten) und exotischen Völkern wurden in wachsender Zahl unternommen.137 In Großbritannien, Herrscherin über das mit Abstand größte aller Überseereiche, merkte das Publikum jetzt erst so recht, wen und was man alles unter dem imperialen Dach versammelt hatte. Gegenüber den illustrierten Reisebeschreibungen, die jahrhundertelang als einziges Medium den Europäern einen sinnlichen Eindruck von fremden Ländern vermittelt hatten, bedeutete die Photographie einen grandiosen Zugewinn an Detailkenntnis, Atmosphäre und Konkretheit. Indien war niemals zuvor auch nur annähernd so vielfältig visualisiert worden wie in dem achtbändigen Prachtwerk The Peoples of India (1868–75), das 460 Aufnahmen zugänglich machte.138 Dabei blieb die Kamera ungewöhnlich lange ein Instrument ausschließlich in den Händen von Europäern und Amerikanern. Ihre Nützlichkeit als Hilfsmittel imperialer Kriegführung blieb nicht lange verborgen.139 Subversive Blicke in umgekehrter Richtung traten erst spät auf. Jedoch schulte sich mancher Photographenblick am Fernen, um danach das Nahe schärfer sehen zu können. John Thomson, der Schöpfer der vierbändigen Dokumentation Illustrations of China and Its People (1873), richtete nach seiner Rückkehr die dokumentierende Kamera auf die Armen Londons, die Henry Mayhew einige Jahre zuvor mit den Mitteln des Journalisten beschrieben hatte.
Betrachtet man es anders, so stellte die Photographie eine gewisse neutrale Gleichwertigkeit zwischen Ost und West her. Der Photoapparat exotisierte weniger als Stift und Pinsel. Joseph-Philibert Girault de Prangey fertigte schon 1842 wunderschöne Daguerreotypien sowohl von mittelalterlicher europäischer wie von islamischer Architektur an und rückte beide in eine große ästhetische Nähe zueinander.140 Das «Fremde» in der Imagination von Europäern der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts ist ohne photographische Repräsentation kaum denkbar. Obsessiv wurde die Idee eines «photographischen Museums der Menschenrassen» verfolgt. Mit durchaus unterschiedlichen Wirkungen: Bilder des Elends, etwa aus chinesischen Opiumhöhlen oder von den verwüsteten Schauplätzen des Indischen Aufstandes von 1857, trugen einerseits zur endgültigen Entzauberung des «märchenhaften» Orients bei. Andererseits wurde das Fremde in seinem Detail jenseits der Darstellungskonventionen des edlen und weniger edlen «Wilden» sichtbar, und koloniale Herrschaft konnte sich und dem heimischen Publikum ein Bild von ihren eigenen Herrschaftsinszenierungen machen.
Das erste außerokzidentale Land, in dem die Photographie Fuß fasste, war das Osmanische Reich. Bereits in den 1850er Jahren, kaum später als in West- und Mitteleuropa, entstanden in den großen Städten Photostudios. Sie wurden anfangs von Europäern und Angehörigen nicht-muslimischer Minderheiten betrieben; die ersten Kunden waren ebenfalls Europäer. In den letzten beiden Jahrzehnten vor 1900 gehörte dann aber das Familienporträt oder das Gruppenbild vom Arbeitsplatz zur kulturellen Grundausstattung auch der muslimischen Ober- und Mittelschicht. Der Staat machte sich die Photographie früh zunutze, zuerst für militärische Zwecke. Der autokratische Sultan Abdülhamid II. nutzte die Photographie, um die Amtsträger in den Provinzen besser kontrollieren zu können. Durch Photos verschaffte er sich etwa ein Bild über den Fortgang staatlicher Bauprojekte. Auch nutzte er das neue Medium für die Selbstdarstellung seines Landes gegenüber Europa. Einer seiner Töchter soll er die Photographien geeigneter Heiratskandidaten vorgelegt haben.141
Am Ende des Jahrhunderts war die Photographie in das Alltagsleben vieler Gesellschaften vorgedrungen. Sämtliche uns heute vertrauten Zweige der Photographie wurzeln im 19. Jahrhundert, auch Werbung, Propaganda und die Bildpostkarte. Photograph war ein verbreiteter handwerklicher Beruf; kleine Städte hatten ihre eigenen Aufnahmeateliers und Labors. Die Kodak-Kamera von 1888, die von jedem ohne Schulung und technische Kenntnisse bedient werden konnte, demokratisierte das Medium und senkte die künstlerischen Ansprüche. Leichtere und billigere Kameras sowie die Erfindung des Rollfilms machten die einfacheren Möglichkeiten der technischen Bildproduktion der privaten Nutzung durch ein Laienpublikum zugänglich. Kaum ein Haushalt der Mittelschicht ohne professionelle Repräsentationsphotos von Festanlässen, kaum einer ohne das Photoalbum mit Selbstbelichtetem.
Unter den Beobachtungssystemen, die das 19. Jahrhundert perfektionierte oder erdachte, war die Photographie dasjenige mit dem größten Zugewinn an Objektivierung. Das gilt selbst dann, wenn man sich der Steuerbarkeit und «Subjektivität» des Mediums und damit zugleich seiner künstlerischen Verwendbarkeit bewusst ist. Selbstverständlich wurde ein großer Teil der Photos gestellt und komponiert, zeigen viele die Befangenheiten und Vorurteile der Epoche. Photographien haben sich als dankbare Objekte solcher Dekonstruktion erwiesen.142 Dennoch hatte die Technik einen ganz neuen visuellen Zugang zur Welt ermöglicht, neue Begriffe von Wahrheit und Authentizität geschaffen und dem künstlerisch Unbegabten und Ungeschulten Instrumente der Bildschöpfung in die Hand gegeben.
|  Bewegte Bilder


1895 war das Geburtsjahr des Films.143 Am 22. März projizierte in Paris der «Cinématographe» der Fabrikantensöhne Louis und Auguste Lumière und ihres Ingenieurs Jules Carpentier zum ersten Mal bewegte Bilder. Die Lumières konnten alles gleichzeitig anbieten: Kamera, Projektionsvorrichtung und Film. Anders als bei der Photographie war die neue Technik sogleich serienreif. Schon im Dezember 1895 gab es öffentliche Vorführungen gegen Eintrittsgeld. Die Familie Lumière schickte eine Truppe ausgebildeter Bediener des neuen Gerätes um die Welt. Schon 1896/97 wurden in ganz Europa von Madrid bis Kasan und von Belgrad bis Uppsala sowie in einigen Städten an der amerikanischen Ostküste Lumière-Filme gezeigt. Die Krönung des Zaren Nikolaus II. am 26. Mai 1896 war ein besonders beliebtes Sujet. Gleichzeitig mit seinem Siegeszug im Westen verbreitete sich der Film über den Rest der Welt. Noch im Jahre 1896 traten Lumière-Operateure in Istanbul, Damaskus, Jerusalem, Kairo, Bombay, Mexiko-Stadt, Rio de Janeiro, Buenos Aires und Australien auf. Bis 1899 hatte man auch in Shanghai, Peking, Tokyo und Yokohama Filme sehen können.144 Nahezu überall wurden zugleich auch Aufnahmen gemacht.
Im Jahre 1896 beginnt daher mit einem Schlage die filmische Dokumentation sowohl königlicher Auftritte und militärischer Manöver als auch des Alltagslebens auf allen Kontinenten. Spanische Stierkämpfe, die Niagarafälle, japanische Tänzerinnen und Straßenszenen aller Art gehörten zu den frühesten Motiven. Der Film begann als Medium der Reportage. Die Globalisierung erfasste auch die Inhalte. Der erste namentlich bekannte Vorführer der neuen französischen Technologie in einem Teehaus von Shanghai war James Ricalton aus Maplewood, New Jersey, der seinem ostasiatischen Publikum Streifen mit dem Besuch des russischen Zaren in Paris und mit einer ägyptischen Bauchtänzerin auf der Weltausstellung in Chicago mitgebracht hatte.145 Ein großer Erfolg in vielen Ländern war der Film, den Auguste Lumière über die Arbeiter seiner eigenen Fabrik gedreht hatte.146 Das neue Medium offenbarte früh seine Doppelnatur als Inszenierung und Dokumentation. Weil während des internationalen Hauptereignisses vom Sommer 1900, dem Boxeraufstand in Nordchina, Kameraleute nicht zugegen waren, wurden spektakuläre Schreckensszenen auf englischen Wiesen und in französischen Parks nachgestellt und als authentische Zeugnisse des Geschehens ausgegeben; besonders erfolgreich war ein rekonstruierter Angriff chinesischer Aufständischer gegen eine christliche Missionsstation. Überlieferte Dokumentaraufnahmen entstanden erst 1901 aus dem befreiten und besiegten Peking.147 Allerdings ist es schwierig, hier Authentizität und Täuschung zu unterscheiden. Georges Méliès, der als der Schöpfer des künstlerischen Films gilt, drehte im Studio seinen berühmten Streifen Le Couronnement du roi Edouard VII (1902) nach einem genauen Studium des im Jahr zuvor stattgefundenen Ereignisses und unter Mithilfe eines englischen Zeremonienmeisters. Sein Film über die Dreyfus-Affäre (1899) war zuvor schon eine Art von bewegter Umsetzung von photographischem Reportagematerial aus Zeitschriften und Zeitungen gewesen.148
Es gehört zu den Tendenzen der neueren Medienwissenschaft, den perspektivischen und subjektiven Charakter von Medien zu betonen und deren eigene Wahrheits- und Objektivitätsansprüche generell in Zweifel zu ziehen. Ein solches Misstrauen ist vor dem Hintergrund heutiger Erfahrungen mit der Formbarkeit von Medien und den Möglichkeiten ihrer technischen wie inhaltlichen Manipulation sehr berechtigt. Auch die Künste haben sich längst von einem abbildenden «Realismus» entfernt, und selbst dokumentaristische Strömungen in Literatur und Film, wie sie – im 19. Jahrhundert entstanden – seither niemals verschwunden sind, haben jegliche Naivität verloren. Es fällt daher nicht leicht, das Pathos der Objektivierung und die Hochschätzung «positiven» Wissens zu verstehen, die für das 19. Jahrhundert kennzeichnend sind. Insofern ist das 19. Jahrhundert mit seiner Wirklichkeitssucht, die wiederum Wurzeln im frühneuzeitlichen Empirismus seit Francis Bacon hat, eine fremde Welt, eine Welt, in der von den Romantikern bis Friedrich Nietzsche allerdings auch Warnungen vor den Illusionen von Positivismus und Realismus nicht fehlten. Auf der anderen Seite gehört das 19. Jahrhundert zur Vorgeschichte der Gegenwart. In dieser Zeit entstanden jene Institutionen und Erkenntnisweisen gesellschaftlicher Selbstbeobachtung, die sich bis zur allgemeinen Verbreitung des Fernsehens in den reicheren Gesellschaften oder gar bis zur «digitalen Revolution» am Ende des 20. Jahrhunderts nicht grundlegend veränderten. Mediale Massenkommunikation über kleine Elitenzirkel hinaus, die staatlich organisierte Thesaurierung von Wissen und Objekten zum öffentlichen Nutzen, das monitoring gesellschaftlicher Abläufe und damit zugleich die Formung gesellschaftlicher Selbstauffassungen durch Statistik und Sozialforschung, die technische Reproduzierbarkeit von Texten und Artefakten durch massenhaften Druck, Photoabzug oder phonographische Aufnahmen: All dies war um 1800 wenig bekannt und kaum prognostizierbar, um 1910 aber eine Selbstverständlichkeit.
Das 19. Jahrhundert entwickelte ein ambivalentes Verhältnis zur Vergangenheit, das uns noch heute nicht fremd ist. Während selten zuvor die optimistische Zukunftsoffenheit, das Bewusstsein des Neuen und das Vertrauen in technischen und moralischen Fortschritt so groß gewesen waren und Altes als derart obsolet erschien, war das Jahrhundert zugleich die große Zeit eines nicht nur imitierenden und künstlich rekonstruierenden, sondern auch eines bewahrenden Historismus. Das Zeitalter der Museen und Archive, der Archäologie und der kritischen Texteditionen schlug sammelnd, pflegend und ordnend Brücken in die tiefere Vergangenheit: Brücken, die wir heute noch benutzen. Das aufgeschriebene Wissen über die frühere Geschichte der Menschheit potenzierte sich im Sprung von 1800 bis 1900 wie in keinem vorausgegangenen Säkulum.
Das trifft, strenggenommen, alles nur auf den Okzident zu, auf Europa und seinen in jeder Hinsicht schnell wachsenden Ableger Nordamerika. Hier entstanden technisch-kulturelle Innovationen, die sich teils – wie der Telegraph – mit der Unterstützung von imperialer Macht und imperialem Kapital über den Erdball ausbreiteten, teils aber auch – wie das Pressewesen oder die Oper und überhaupt der musikalische Unterhaltungsbetrieb westlicher Prägung – durch kompliziertere, nicht-imperiale Prozesse des Geschmackexports und der eigenständigen Übernahme. Niemand zwang die Ägypter, Zeitungen zu gründen, und die Japaner, sich Gounod oder Verdi anzuhören. Es gab durchaus kulturelle Mobilität von Ost nach West, belegt etwa durch die fesselnde Wirkung, die japanische oder afrikanische Kunst in Europa auslöste.149 Aber jene neuen Denkformen, Techniken, Institutionen und «Dispositive», die mit der Zeit Universalität erlangen sollten und spätestens um 1930 als Merkmale einer weltweiten «Moderne» erschienen, entstanden allesamt während des 19. Jahrhunderts im Okzident und begannen von dort aus ihre unterschiedlichen Weltkarrieren. Die Inhalte von Gedächtnis und Beobachtungen waren und blieben überwiegend lokal oder «kulturell» spezifisch, die Medien und Formen hingegen gerieten überall auf der Welt unter westlichen Einfluss, allerdings in ganz unterschiedlichem Maße und mit jeweils besonderen Mischungen von Anpassung und Widerstand im Verhältnis zu einer teils gefürchteten, teils begrüßten Europäisierung.




II  |  Zeit:
Wann war das 19. Jahrhundert?

1  |  Chronologie und Epochencharakter

|  Kalendarische Jahrhunderte


Wann war das 19. Jahrhundert? Man spricht von einem «Jahrhundert» als einer Selbstverständlichkeit und unterstellt, dass damit alle einen präzisen, vielleicht sogar denselben Sinn verbinden. Was ist es denn anderes als der Inhalt einer Zeitstrecke von 1801 bis 1900? Diesem Zeitmaß entspricht indes keine sinnliche Erfahrung. Man merkt nicht, wann ein neues Jahrhundert beginnt, so wie man den Zyklus der Tagesund Jahreszeiten spürt; man kann es nur errechnen. Das Jahrhundert ist ein Geschöpf des Kalenders, eine kalkulierte Größe, die erst im 16. Jahrhundert eingeführt wurde. Für den Historiker bedeutet es, wie der Universalhistoriker John M. Roberts sagt, «only a convenience», nichts als einen Behelf.1 Je weniger Historiker an die Erkennbarkeit «objektiver» Merkmale und Charaktere von Epochen glauben, je mehr sie in Epochengrenzen bloß ordnende Konventionen sehen, desto schwächer müssen die Einwände gegen die einfache und formale Lösung ausfallen, von chronologischen Zeitstreifen von je hundert Kalenderjahren auszugehen. Im Falle des 19. Jahrhunderts unterstreicht die matte inhaltliche Aufladung der Randdaten die Formalität des Verfahrens. Weder der kalendarische Beginn noch das Ende des Jahrhunderts fielen mit tiefen ereignisgeschichtlichen Zäsuren zusammen. Die Jahre mit den zwei oder drei Nullen sind häufig nicht die großen Einschnitte, die im Gedächtnis der Völker haften bleiben. Nicht das Jahr 2000, sondern 2001 hat sich der Erinnerung eingeprägt.
All dies kann für die historische Darstellung von Vorteil sein. Eine schmale Umrandung lenkt weniger vom Gemälde selbst ab. Das gesamte Periodisierungsproblem würde mit einem Schlage dezisionistisch gelöst. In blinder Gerechtigkeit wäre ein raum- und kulturneutraler Handlungsrahmen abgesteckt, der es erlaubte, Wandel aller Art weltweit zu erfassen, und zugleich von schwierig zu führenden Diskussionen um die großen Epochenschwellen der Geschichte entlastete. Nur ein frame im Sinne einer eingrenzenden Kameraeinstellung erfasst die Inhalte unterschiedlicher Geschichtsverläufe, ohne einen von ihnen als Maßstab für die anderen zu privilegieren. Man hat Bücher darüber geschrieben, was sich in einem bestimmten Jahr – etwa 1688 oder 1800 – an den verschiedensten Schauplätzen der Welt zutrug.2 Ein panoramatischer Effekt stellt sich ein, der durch die erzwungene formale Gleichzeitigkeit die substanzielle Ungleichzeitigkeit mancher Phänomene sichtbar macht. Ähnlich kann die Wirkung der abgezählten Synchronie eines ganzen Jahrhunderts sein. Auf die Zeitspanne von hundert Jahren erweitert, kommt allerdings Wandel in den Blick. Momentaufnahmen am Beginn und am Ende eines kalendarischen Jahrhunderts halten in den verschiedenen Weltgegenden Prozesse in jeweils unterschiedlichen Reifestadien fest. Neben den vertrauten Erzählungen vom westlichen Fortschritt tauchen andere Gegenwarten empor.
Dennoch gibt man sich nicht leicht mit solchem Formalismus zufrieden. Inhaltsleere Periodisierungen erkaufen Eindeutigkeit damit, dass sie nichts zu historischer Erkenntnis beitragen. Historiker scheuen daher vor ihnen zurück. Einige von ihnen halten Periodisierung sogar für den «Kern der Form, welche die Geschichtsschreibung der Vergangenheit gibt», und damit für ein Kardinalproblem der Geschichtstheorie.3 Wer nicht ganz so weit gehen möchte, pflegt sich immerhin auf Diskussionen über «lange» und «kurze» Jahrhunderte einzulassen. Viele Historiker bevorzugen die Idee eines «langen» 19. Jahrhunderts, das vom Beginn der Französischen Revolution 1789 bis zum Ausbruch des Ersten Weltkriegs 1914 reicht. Andere favorisieren unterschiedliche Varianten eines «kurzen», eines weniger als einhundert Kalenderjahre umfassenden Jahrhunderts, das sich etwa nach Kriterien der internationalen Politik durch die Neuordnung Europas auf dem Wiener Kongress 1814/15 und den Eintritt der USA in die Weltpolitik im Spanisch-amerikanischen Krieg von 1898 begrenzen ließe. Die Wahl eines inhaltlich begründeten Zeitrahmens enthüllt immer schon interpretatorische Akzente. Die Frage nach Umfang und zeitlicher Form eines Jahrhunderts ist daher keineswegs pedantisch. Da jeder Geschichtsschreiber sie ohnehin implizit beantworten muss, sollte er oder sie es vorweg explizit tun. Wie also situiert man das 19. Jahrhundert im strukturierten Kontinuum der Zeit? Die Frage muss vor allem dann gestellt werden, wenn sich nicht voraussetzen lässt, dass dieses Kontinuum von den politischen Großereignissen, den wirtschaftlichen Konjunkturen und den geistigen Tendenzen allein Europas strukturiert wird.
Ein Jahrhundert ist eine Scheibe Zeit. Sinn verleiht ihr erst die Nachwelt. Erinnerung strukturiert Zeit. Sie staffelt Zeit in die Tiefe, holt sie manchmal nahe an das Jetzt heran, dehnt und rafft sie, löscht sie mitunter aus. Religiöse Unmittelbarkeit setzt sich oft über Zeit hinweg: Der Stifter, der Prophet, der Märtyrer können vollkommen gegenwärtig werden. Erst der Historismus des 19. Jahrhunderts kapselte sie in Vergangenheit ein. Eine lineare Chronologie ist eine Abstraktion, die selten der Zeitwahrnehmung entspricht. Erst mit der universalen Anerkennung eines nach Jahren sequenzierten Zeitkontinuums stellte sich in manchen nichtwestlichen Zivilisationen das Problem einer genauen Datierung von Begebenheiten der Vergangenheit. Nur Linearität staffelt das historische Wissen im Vorher und Nachher und macht Geschichte nach den Maßstäben des Historismus erzählbar. Die «moderne» Geschichtsforschung und die Archäologie waren überall zunächst mit Datierungsfragen beschäftigt. In Japan, auch hier ein Vorreiter im außereuropäischen Raum, war erst nach der Jahrhundertwende eine zufriedenstellende nationale Chronologie erstellt, die in zeitliche Tiefen vordrang.4 In China mit seiner besonders reichen historiographischen Tradition, die der europäischen ebenbürtig ist, bedurfte es dazu umfassender quellenkritischer Untersuchungen, die in den 1920er Jahren begonnen wurden.5 Es dauerte Jahrzehnte, bis eine halbwegs verlässliche Chronologie der älteren chinesischen Geschichte gefunden war. In zahlreichen anderen Gesellschaften, etwa in Afrika und in der Südsee, belegen archäologische Funde zwar vielfältige menschliche Aktivitäten, erlauben aber selbst für die Neuzeit keine exakten Datierungen. Für Hawaii spricht man daher von einer «proto-historischen» Periode, die bis zum Beginn schriftlicher Aufzeichnungen um 1795 reicht.6
In diesem Buch habe ich mich für folgende Lösung entschieden: «Mein» 19. Jahrhundert wird nicht als zeitliches Kontinuum von einem Ausgangsdatum Alpha bis zu einem Enddatum Omega gedacht. Die Geschichten, die mich interessieren, sind nicht lineare, narrativ im «Und dann …»-Modus darstellbare Abläufe über hundert Jahre oder mehr hinweg, sondern Übergänge und Transformationen. Jede dieser Transformationen weist ihre besondere temporale Struktur auf, besondere Tempi, besondere Wendepunkte, besondere räumliche Differenzierungen, gewissermaßen Regionalzeiten. Es ist ein wichtiges Ziel des Buches, solche Zeitstrukturen offenzulegen. Daher enthält es viele Jahreszahlen und macht immer wieder auf chronologische Feinheiten aufmerksam. Die einzelnen Transformationen beginnen und enden zu unterschiedlichen Zeit-Punkten. Sie stehen nach beiden Richtungen in Kontinuitäten auf dem Zeitpfeil: Auf der einen Seite setzen sie in ganz unterschiedlicher Intensität Entwicklungen aus der vorausgegangen Epoche, nennen wir sie die «frühe Neuzeit», fort. Selbst die großen Revolutionen bleiben ohne ihre Voraussetzungen unverständlich. Auf der anderen Seite ist das 19. Jahrhundert die Vorgeschichte der Gegenwart. Transformationen, die im 19. Jahrhundert begannen und die für es charakteristisch waren, brachen nur selten 1914 (oder gar 1900) radikal ab. Daher werde ich immer wieder in gewollter Disziplinlosigkeit weit ins 20. Jahrhundert hinausblicken, manchmal bis zur Gegenwart. Was ich veranschaulichen und kommentieren möchte, ist nicht eine abgeschottete und selbstgenügsame Geschichte des 19. Jahrhunderts, sondern das Eingefügtsein einer Epoche in längere Zeitlinien: das 19. Jahrhundert in der Geschichte.
Was bedeutet dies für die zeitliche Rahmung der Darstellung? Wenn man Kontinuitäten den Vorzug vor scharfen Epochenschnitten gibt, kann sie nicht aufs Jahr exakt bestimmt werden. Ich werde im flexiblen Wechsel zwei Modi der Makroperiodisierung verwenden. Manchmal wird das formale, inhaltlich leere Zeitsegment (ca.) 1801–1900 gemeint sein. Dann spreche ich vom kalendarischen Jahrhundert. In anderen Zusammenhängen habe ich ein langes 19. Jahrhundert im Sinn, das sich erst bei der Betrachtung der Zusammenhänge herausschält. Es beginnt ungefähr in den 1770er Jahren. Wenn man es mit einem emblematischen, einem «welthistorischen» Großereignis markieren will, dann war dies die Amerikanische Revolution, die zur Gründung der Vereinigten Staaten von Amerika führte. Es wäre bequem, dramaturgisch effektvoll und hätte eine bewährte Konvention für sich, das lange 19. Jahrhundert mit dem plötzlichen Fallen des Vorhangs im August 1914 enden zu lassen. Dies ist bei einigen Transformationen, etwa derjenigen der weltwirtschaftlichen Zusammenhänge, ratsam, bei anderen nicht. Der Erste Weltkrieg war selbst eine Phase des kolossalen Übergangs und der Ausweitung von Wirkungsketten. Er begann als ein Kampfgeschehen im Raum zwischen Nordostfrankreich und dem Baltikum, allerdings mit einem frühen Ausläufer in West- und Ostafrika, und wurde erst im weiteren Verlauf zu einem Weltkrieg.7 Die inneren Verhältnisse der beteiligten Staaten wandelten sich erst 1916/17 mit beispielloser Dramatik. 1919 wurde das Jahr politischer Neugestaltung in Europa, dem Nahen Osten und Afrika sowie revolutionärer oder anti-kolonialer Erschütterungen von Irland über Ägypten und Indien bis China und Korea. Auch die Enttäuschung darüber, dass sich die Verheißungen des Friedens nicht so weit erfüllten, wie viele erwartet hatten, war weltweit verbreitet.8 Um es pathetisch auszudrücken: Erst als der Krieg vorüber war, merkte die Menschheit, dass sie nicht mehr im 19. Jahrhundert lebte. Daher muss man in mancher Hinsicht ein langes 19. Jahrhundert, das in den 1770er Jahren beginnt, in den frühen 1920er Jahren enden lassen: mit dem Übergang in eine globale Nachkriegszeit, in der neue Technologien und neue Ideologien einen tiefen Graben zwischen die damalige Gegenwart und die Zeit vor 1914 legten. Trotz dieser doppelten temporalen Definition des 19. Jahrhunderts als teils «kalendarisch», teils «lang» bleibt über die Zeiten der Historiker und die Zeiten der Zeit-Genossen vieles Genauere zu sagen. Das ist das Thema dieses Kapitels.
|  Epochenkonstruktionen


Eine unter mehreren Möglichkeiten der Formung historischer Zeit ist ihre Verdichtung zur Epoche. Die Vergangenheit erscheint zumindest dem modernen europäischen Bewusstsein als eine Abfolge von Zeitblöcken. Epochenbezeichnungen sind dabei selten Kristallisationen undomestizierter Erinnerung. Sie sind Ergebnis historischer Reflexion und Konstruktion. Nicht selten hat bedeutende Geschichtsschreibung Epochen überhaupt erst ins Leben gerufen: den «Hellenismus» (Droysen), die «Renaissance» (Michelet, Burckhardt), das «Spätmittelalter» (Huizinga), die «Spätantike» (Peter Brown). In manchen Fällen sind akademisch erfundene und von der Fachwelt übernommene Epochenbezeichnungen noch kaum in der Öffentlichkeit durchgedrungen. «Frühe Neuzeit» ist dafür ein Beispiel. Anfang der 1950er Jahre als Epochenname vorgeschlagen und damals schon in der Bundesrepublik mit ersten Lehrstühlen versehen, hat dieses Etikett schnell Anerkennung in der Binnendifferenzierung der Historikerzunft gefunden, fast schon als vierte gleichwertige Epoche, damit die apokalyptische Vierzahl der Weltreiche im alttestamentarischen Buch Daniel erfüllend.9 Vollends unübersichtlich wird es bei der «Moderne», einem inflationär verbreiteten Begriff, der auf jedes europäische Jahrhundert seit dem sechzehnten und sogar auf das «mittelalterliche» China des 11. Jahrhunderts angewendet worden ist, mit den besten Argumenten sozialgeschichtlich auf die Zeit seit etwa den 1830er Jahren, hochkulturell-ästhetisch erst später: nicht vor Baudelaire, Debussy und Cézanne.10 Die allgegenwärtige Rede von Moderne, Postmoderne und multiple modernities, fast immer ohne auch nur einigermaßen genaue chronologische Markierungen, verweist freilich auf eine Schwächung des Epochenbewusstseins. So ist die «Frühe Neuzeit» möglicherweise das letzte innerfachlich akzeptierte Epochenkonstrukt.11
Schon das 19. Jahrhundert ist der Epochennomenklatur entglitten. Wie auch immer begrenzt, erscheint es nahezu allen Historikern als ein freistehendes, aber unbenennbares Zeitalter. Während für frühere Zeiten meist mehrere Jahrhunderte zu einer Epoche zusammengefasst werden (bis zu zehn beim «Mittelalter», drei bei der «Frühen Neuzeit»), bleibt das neunzehnte allein. Die naheliegende Bezeichnung «späte Neuzeit» ist nie ernsthaft vorgeschlagen worden. Schon darüber, ob das 19. Jahrhundert der «neueren» oder der «neuesten» Geschichte zuzurechnen sei, herrscht in Deutschland Konfusion. Im ersten Fall würde man es eher als Kulminationsphase von Entwicklungen sehen, die vor 1800 angelegt waren, im zweiten als Vorgeschichte jener Zeit, die mit dem Ersten Weltkrieg begann.12 Eric J. Hobsbawm, der eine der besten Gesamtdarstellungen Europas seit der Französischen Revolution geschrieben hat, gibt dem Jahrhundert – bei ihm ist es ein «langes» – keinen übergreifenden Namen, sondern zerlegt es in drei Zeitalter: das der Revolution (1789–1848), das des Kapitals (1848–1875) und das des Imperiums (1875–1914).13 Auch geistesgeschichtliche Gesichtspunkte vermochten bislang keine Einheit auf solche Weise zu stiften, wie das 18. Jahrhundert gelegentlich «das Zeitalter der Aufklärung» genannt wird. Also ein namenloses und fragmentiertes Jahrhundert, eine lange Übergangszeit zwischen Zuständen, die man deutlicher zu erkennen glaubt, vielleicht eine Verlegenheit.
2  |  Kalender und Periodisierung

In großen Teilen der Welt merkte man 1801 oder 1800 keineswegs, dass ein neues «Jahrhundert» begonnen hatte. Im offiziellen Frankreich wollte man es nicht wissen, hatte man doch 1792 begonnen, die Jahre vom Beginn der Republik an zu zählen (1793 = Jahr II), und 1793 eine eigenwillige neue Zeitordnung eingeführt, die bis zur Restauration des gregorianischen Kalenders Anfang 1806 mit wachsender Lustlosigkeit befolgt wurde. Da auch die Monate in neuartiger Weise gezählt wurden, befand man sich am 1. Januar 1801 am 11. Tag des 4. Monats (Nivôse, «Schneemonat») des Jahres IX. Nach muslimischer Zählung war der 1. Januar 1801 ein unauffälliger Tag mitten im 8. Monat des Jahres 1215 der Zeitrechnung, die ihren Ausgangspunkt von der Flucht (hijra) des Propheten Muhammad nach Medina am 16. Juli 622 nimmt. Das muslimische neue Jahrhundert, das 13., hatte bereits 1786 begonnen. In Siam und anderen buddhistischen Ländern zählte man das 2343. Jahr der buddhistischen Ära, nach dem jüdischen Kalender das Jahr 5561. In China war der 1. Januar 1801 der Tag des zweiten der zehn Himmelstämme und des achten der zwölf Erdzweige im fünften Jahr der Regierung des Kaisers Jiaqing. Innerhalb des riesigen chinesischen Reiches waren daneben weitere Kalender in Gebrauch: Die Muslime, die Tibeter und die Angehörigen der Minderheiten Yi und Dai verwendeten jeweils ihre eigenen Zeitrechnungen. Als epochaler Einschnitt wurde nicht der Jahreswechsel 1800/1801 empfunden, sondern bereits der 9. Februar 1796, als der glorreiche Kaiser Qianlong nach sechzigjähriger Herrschaft den Thron an seinen fünften Sohn Yongyan übergab, der sich den Regierungsnamen «Jiaqing» beilegte. In Vietnam führte man, früher als in anderen Ländern Asiens, mit der Landeseinigung von 1802 für bestimmte offizielle Zwecke den westlichen Kalender ein, benutzte aber daneben weiter den Kalender der 1644 untergegangenen chinesischen Ming-Dynastie, der in China selbst längst außer Gebrauch war.14 Die Beispiele lassen sich vermehren. Sie ergeben das Bild eines bunten kalendarischen Pluralismus. Ihre Botschaft ist klar: Die Magie der Jahrhundertwende war um 1800/1801 auf das Verbreitungsgebiet des Christentums beschränkt. Der «Westen» war überall dort zu finden, wo man der «Jahrhundertwende» gewahr wurde. «Unser» 19. Jahrhundert begann nur im Westen.
|  Papst Gregors Kalender – und seine Alternativen


Wer darüber staunt, sollte bedenken, dass kalendarische Einheitlichkeit selbst in Europa nur schrittweise und langsam erreicht worden ist. Es dauerte genau 170 Jahre, bis der 1582 in den katholischen Ländern Europas, bald auch im spanischen Überseereich und bereits 1600 in Schottland eingeführte gregorianische Kalender auch für England Geltung erhielt und damit für das gesamte britische Imperium.15 In Rumänien wurde er erst 1917 amtlich, in Russland 1918, in der Türkei 1927. Der gregorianische Kalender – keine radikal neue Zeitordnung, sondern eher eine technische Verfeinerung von Julius Caesars Kalender – war eines der erfolgreichsten kulturellen Exportprodukte des neuzeitlichen Europa. Von einem gegenreformatorischen Papst, Gregor XIII. (r. 1575–85) initiiert, erreichte er auf dem Wege über das protestantische Weltreich Großbritanniens die fernsten Winkel des Planeten. Außerhalb der Kolonien wurde er eher freiwillig importiert als den «anderen» Zivilisationen kulturimperialistisch aufgezwungen. Wo er umstritten blieb, war er es oft aus wissenschaftlichen oder pragmatischen Gründen. So machte sich Auguste Comte, der positivistische Philosoph, viel Mühe mit einem eigenen Kalender, der das Jahr in 13 Monate von je 28 Tagen einteilte. Das gibt 364 Tage plus eine Art von Bonustag außerhalb des Systems. In Comtes Vorschlag von 1849 sollten die herkömmlichen Monatsnamen durch Widmungen an Wohltäter der Menschheit ersetzt werden: Moses, Archimedes, Karl der Große, Dante, Shakespeare.16 Comtes Vorschlag war kalendertechnisch keineswegs aus der Luft gegriffen. Er ist später oft verfeinert worden.
Die Russisch-Orthodoxe Kirche verwendet bis in die Gegenwart den unreformierten julianischen Kalender aus dem Jahre 45 v. Chr., den Julius Caesar in seiner Eigenschaft als Pontifex Maximus vor dem Hintergrund eines reichen antiken Zeitdenkens von griechischen und ägyptischen Astronomen hatte erstellen lassen: ein über Jahrhunderte bewährtes Instrument, das allerdings auf lange Sicht ein paar Tage zuviel enthält. Die Lage im Osmanischen Reich und später der Türkei war besonders kompliziert. Der Prophet Muhammad hatte den Mond zum Zeitmesser bestimmt und allein den Mondkalender für gültig erklärt. Daneben hielten sich aber aus byzantinischer Zeit stammende Reste der Tradition des julianischen Sonnenkalenders. Der osmanische Staat erkannte, dass der Sonnenkalender für ihn praktischer sein würde, ließ sich hier doch ein Finanzjahr an den Jahreszeiten orientieren. Das war wichtig, um den Zeitpunkt der Besteuerung von Ernten festzulegen. Zwischen dem Sonnenkalender und dem Mondkalender gab es keine unmittelbare Korrespondenz. Überhänge, Verschiebungen und Fehlzählungen waren unvermeidlich. Auch heute noch trifft man in einigen Gegenden der Welt nebeneinander den einheimischen und den gregorianischen Kalender an. In manchen muslimischen Ländern folgte die Landbevölkerung noch lange dem Mondkalender, während die Städter längst den internationalen Kalender benutzten.17 Chinesen in aller Welt, selbst die Globalisierungspioniere unter ihnen, feiern Neujahr nach dem Mondkalender irgendwann im Februar. Neben «traditionalen» und «modernen» Kalendern gab und gibt es schließlich noch Neuschöpfungen: selbstverständlich die Festkalendarien – Nationalfeiertage, Heldengedenken, usw. –, mit denen neue Nationalstaaten überall ihre Vor- und Gründungsgeschichte symbolisch fixieren, daneben aber sogar vollständige Zeitordnungen. So hat sich die im Iran entstandene Bahai-Religion einen Kalender mit 19 Monaten à 19 Tagen sowie eine Zeitrechnung zugelegt, deren Ära mit der Erleuchtung des Stifters des Bahai-Glaubens im Jahre 1844 beginnt.18
Auch die historische Zeit wird keineswegs überall Anno Domini (heute oft «Common Era») gezählt. Unser heutiges lineares, jeden Zeit-Punkt exakt bezifferndes Datierungssystem, das von einem konventionellen Jahr Eins (annus domini) vor- und zurückrechnet, war in der Grundidee seit dem 6. Jahrhundert bekannt und wurde 1627 von dem Jesuiten Dionysius Petavius (Denis Péteau) ausgearbeitet und bald danach von Descartes propagiert.19 Es verbreitete sich im 19. Jahrhundert über die ganze Welt, ohne bis heute sämtliche Alternativen verschlungen zu haben. In Taiwan, einem der gesellschaftlich modernsten Länder der Erde, rechnet man immer noch in der Manier der älteren Herrscherchronistik vom Jahr der Revolution von 1912 an, als die Chinesische Republik (Minguo), die man selbst zu verkörpern beansprucht, das Kaiserreich ablöste. 2000 ist demnach «minguo 88» gewesen. Wie man in China mit jedem Thronwechsel die Jahre neu zählte und keine fortlaufende Chronologie wie im jüdischen, christlichen oder muslimischen Kalender kannte (erst die Kommunisten stellten sich ganz auf den westlichen Kalender um), so blieb man auch in Japan bei der Zählung nach Herrschaftsperioden. 1873 war daher «Meiji 6». Daneben wurde aber 1869 – ein schöner Fall einer erfundenen Tradition – die Kontinuität einer ununterbrochenen, nicht durch Dynastiewechsel gestörten Folge von Kaisern eingeführt. Indem 1873 jetzt zugleich das Jahr 2533 seit der Thronbesteigung des mythischen Urkaisers Jimmu, des Enkels der Sonnengöttin, war, glaubte man Anschluss an das lineare Zeitdenken des Westens gewonnen zu haben.20 Die archaisch anmutende Rückrechnung zum fiktiven Ärajahr 660 v. Chr. blieb trotz der vorsichtig geäußerten Einwände mancher Historiker über 1945 hinaus ein Grundmythos des japanischen Nationalismus, zuletzt bei der Inthronisation des Kaisers Akihito 1989 unmissverständlich bekräftigt.21 Die neue Chronologie diente dem manifesten politischen Zweck, den Kaiser als Zentrum der mentalen Welt des neuen Nationalstaats zu verankern. Japan führte 1873 – also nahezu ein halbes Jahrhundert vor Russland – den gregorianischen Kalender und mit ihm die bis dahin unbekannte Siebentagewoche ein. Am 9. Tag des 11. Monats des Mondkalenders verfügte ein kaiserliches Edikt, dass der 3. Tag des 12. Monats zum 1. Januar 1873 nach dem Sonnenkalender umdefiniert werden würde. Trotz anspruchsvoller Modernisierungsrhetorik, die den Mondkalender als Zeichen von Aberglaube und Rückständigkeit angriff, erfolgte die abrupte Kalenderreform zu diesem Zeitpunkt hauptsächlich, um die Staatskasse vor dem Bankrott zu bewahren. Denn nach dem alten System wäre ein Schaltmonat fällig gewesen, der ein 13. Monatsgehalt für alle Beamten bedeutet hätte, wie es bei einer bedenklichen Haushaltslage nicht zu finanzieren gewesen wäre. So wurde nun plötzlich Neujahr um 29 Tage vorverlegt, und den verzweifelten Hausfrauen fehlte die Zeit für den traditionellen Hausputz. Der Anschluss Japans an den weltweit einflussreichsten Kalenderstandard bedeutete, dass nun keine Hofastronomen mehr beschäftigt werden mussten, um den korrekten Kalender zu bestimmen.22
|  Epochenfolgen


Noch deutlicher wird die Relativität von Zeitordnungen, wenn man sich die unterschiedliche Verwendung von Epochenbezeichnungen vergegenwärtigt. Etwas Analoges zur europäischen Trias von Altertum, Mittelalter und Neuzeit, seit den 1680er Jahren allmählich in Gebrauch gekommen, entstand in keiner der anderen Zivilisationen, die auf eine ähnlich tief dokumentierte Kontinuität zurückblicken können. Es gab Erneuerungen und Renaissancen, aber vor dem Kontakt mit Europa selten die Vorstellung, in einer neuen, der Vergangenheit überlegenen Epoche zu leben. Erst mit dem Systemwechsel der Meiji-Renovation, getragen von schwungvollen jungen Adligen wie Okubo Toshimichi, kam in Japan jene zukunftsoffene Rhetorik des Neubeginns zum Vorschein, die eine essentielle Zutat jedes «modernen» Bewusstseins ist.23 Sie wurde jedoch sogleich traditionalistisch aufgefangen: durch die offizielle Betonung der Wiederherstellung einer geheiligten Kaiserherrschaft (obwohl es für die politische Praxis der Meiji-Zeit kein Vorbild in der japanischen Vergangenheit gab) und auch dadurch, dass man sich nach 1868 bemühte, ein eigenes «Mittelalter» und auf diese Weise Anschluss an das prestigereiche Geschichtsmodell Europas zu finden.24 Die Idee eines «mittleren Zeitalters» spielt in der traditionalen muslimischen Historiographie eine gewisse Rolle, nicht aber in der chinesischen. Auch der Import westlicher Denkweisen hat daran nichts geändert. Die Kategorie «Mittelalter» wird weder in der Volksrepublik China noch auf Taiwan auf die eigene Geschichte angewendet. Nicht nur traditionalistische Historiker bevorzugen noch immer die dynastische Periodisierung; auch die heutige Geschichtsschreibung in der Volksrepublik China und die Cambridge History of China, das seit 1978 erscheinende Flaggschiff der westlichen Chinahistorie, folgen diesem Prinzip.
Abweichungen treten erst für das 19. Jahrhundert auf. Die marxistische Orthodoxie lässt mit dem britisch-chinesischen Vertrag von Nanjing 1842, verstanden als Beginn der «imperialistischen Invasion», die «neuere Geschichte» Chinas (jindai shi) beginnen, der mit der anti-imperialistischen Protestbewegung von 1919 die «neueste Geschichte» (xiandai shi) folgt. Demnach finge ein inhaltlich definiertes 19. Jahrhundert erst in den 1840er Jahren an. In der heute international führenden amerikanischen Chinaforschung und immer mehr auch bei chinesischen Historikern beginnt sich hingegen die Bezeichnung «spätkaiserliches» China durchzusetzen. Gemeint sind damit keineswegs nur die allerletzten Jahrzehnte des Kaiserreiches (hier würde man weiterhin von «später Qing-Zeit» sprechen), sondern die Zeit zwischen der Mitte des 16. und dem Ende eines «langen» 19. Jahrhunderts; einige Autoren gehen sogar ins 11. Jahrhundert zurück, das für China eine Zeit politischer Festigung, gesellschaftlicher Neubildungen und kultureller Blüte war. Dieses late imperial China reicht bis zum Ende der Monarchie 1911. Es hat eine gewisse formale Ähnlichkeit mit dem europäischen Konzept der «frühen Neuzeit» oder auch in seiner weiter gefassten Version mit der Idee eines bereits im «Mittelalter» beginnenden «Alteuropa», ignoriert aber dessen Betonung der Zeit um 1800 als Ende einer historischen Formation. In den langen Kontinuitäten der chinesischen Geschichte erscheint nach allgemeinem Urteil das kalendarische 19. Jahrhundert trotz mancher unverkennbarer Neuansätze als die dekadente Endphase eines beispiellos stabilen Ancien Régime. China ist dabei nur ein Beispiel für die Variationsmöglichkeiten, die sich ergeben, wenn nach substanziellen Definitionen des 19. Jahrhunderts gefragt wird.
3  |  Zäsuren und Übergänge

|  Nationale Einschnitte und globale Wendepunkte


Hängt man nicht der mystischen Vorstellung an, ein einheitlicher «Zeitgeist» komme in sämtlichen Lebensäußerungen einer Epoche zum Ausdruck, dann steht historische Periodisierung vor dem Problem der «Periodenverschiedenheit der Kulturgebiete».25 Die Zäsuren der politischen Geschichte markieren in den allermeisten Fällen nicht auch zugleich wirtschaftsgeschichtliche Einschnitte; künstlerische Stilepochen beginnen und enden im Allgemeinen nicht genau dort, wo man sozialhistorische Entwicklungsschwellen zu erkennen glaubt. Während sich die Sozialgeschichte oft von Periodisierungsdebatten dadurch entlastet, dass sie die übliche politische Epocheneinteilung stillschweigend übernimmt, warnen andere vor einer Überschätzung der Ereignisgeschichte. Ernst Troeltsch, selbst ein bedeutender Theologe und Geisteshistoriker, konnte ihr wenig abgewinnen. Aus einer Diskussion von nicht-ereignisgeschichtlichen Epochenmodellen bei Hegel, Comte und Marx, bei Kurt Breysig, Werner Sombart und Max Weber zog er den Schluss, «eine wirklich objektive Periodisierung» sei «nur von den sozialökonomisch-politisch-rechtlichen Unterbauten» her möglich, nur unter Voranstellung der «großen elementaren Grundgewalten».26 Auch Troeltsch glaubte nicht, dass solche Grundgewalten eine eindeutige nicht-überlappende Sequenzierung der Geschichte ermöglichten.
Ernst Troeltsch ging es um die Geschichte ganz Europas, nicht um die einer einzelnen Nation. Wo eine besondere Nationalgeschichte noch Sicherheit im allgemeinen Konsens über ihre großen Umbruchdaten findet, da wird es für Europa insgesamt schon schwieriger, sich auf Epochenbrüche von gemeinsamer Bedeutung zu einigen. Der Blick von Deutschland aus täuscht, weil scharfe Schnitte wie die der neueren deutschen Geschichte keineswegs für alle europäischen Länder charakteristisch sind. Die politische Geschichte Großbritanniens etwa, wo noch nicht einmal die Revolution von 1848 eine größere Rolle spielte, verlief derart stetig, dass nicht nur die populärwissenschaftliche Geschichtsschreibung noch heute die von der Amtszeit einer konstitutionellen Monarchin herrührende Epochenbezeichnung «viktorianisch» (für die Epoche von 1837 bis 1901) verwendet. Auch hatte England seinen tiefen revolutionären Bruch bereits in den beiden Revolutionen des 17. Jahrhunderts erlebt. Die Französische Revolution löste nach 1789 dort keineswegs dieselben Erschütterungen wie auf dem Kontinent aus. Nicht 1789, sondern 1783, das Jahr des endgültigen Verlusts der nordamerikanischen Kolonien, ist heute in britischen Geschichtswerken ein beliebtes Zäsurdatum. Daher wurde und wird auf der Insel einem Epocheneinschnitt um 1800 eine viel geringere Bedeutung beigemessen als etwa in Frankreich, Deutschland oder Polen. Das 18. Jahrhundert geht in Großbritannien durch die Turbulenzen der Napoleonischen Kriege hindurch, die jenseits des Ärmelkanals geführt wurden, undramatischer in das neunzehnte über.
Wenn schon die Zeitform der europäischen Geschichte alles andere als unstrittig ist, um wieviel schwieriger ist es dann, eine Periodisierung für die Welt insgesamt zu finden. Politische Daten helfen kaum weiter. Vor dem 20. Jahrhundert kann kein einziges Jahr als epochal für die gesamte Menschheit betrachtet werden. Mag man die Französische Revolution im Rückblick auch als ein Ereignis von universaler Zukunftswirkung beurteilen, so waren Entmachtung und Hinrichtung des Herrschers eines mittelgroßen europäischen Landes in ihrer Gegenwartswirkung kein Weltereignis. In Ostasien, im Pazifik und im südlichen Afrika blieb die Revolution lange unbemerkt. Schon 1888 notierte der französische Philosoph und Kulturhistoriker Louis Bourdeau, für 400 Millionen Chinesen habe die Französische Revolution nicht existiert; daher seien Zweifel an ihrer Bedeutung erlaubt.27 Nicht das revolutionäre Programm und seine Umsetzung innerhalb der Grenzen Frankreichs hatte unmittelbare externe Konsequenzen, sondern erst seine Verbreitung durch militärische Expansion. In Amerika – mit Ausnahme der französischen Kolonien in der Karibik – und in Indien machte sich nicht die Revolution selbst bemerkbar, sondern erst der kriegerische Konflikt zwischen Napoleon und den Briten. Selbst der Ausbruch des Ersten Weltkriegs ließ Teile des Globus vorerst unberührt. Erst sein Ende 1918 löste eine weltweite Krise aus, zu der auch eine globale Grippe-Epidemie gehörte.28 Der Beginn der Weltwirtschaftskrise 1929 war dann das erste ökonomische Datum von wahrhaft globalem Gewicht. Innerhalb weniger Monate spürten Produzenten und Verkäufer auf allen Kontinenten die Folgen des Kurssturzes an der New Yorker Börse. Der Zweite Weltkrieg wiederum begann gestaffelt: für Chinesen und Japaner im Juli 1937, für Europa westlich von Russland im September 1939, für den Rest der Welt mit dem deutschen Überfall auf die Sowjetunion und dem japanischen Angriff auf die USA im Jahre 1941. Lateinamerika und das subsaharische Afrika waren freilich vom Zweiten Weltkrieg eher weniger betroffen als vom Ersten. Nicht vor 1945 findet man ein Datum der globalen Politikgeschichte, das in seinen Nahwirkungen von der gesamten Menschheit verspürt wurde. Erst danach beginnt so etwas wie eine gemeinsame Ereignisgeschichte der Welt.
Man kann ein weiteres Gedankenexperiment veranstalten und danach fragen, welches für einzelne Nationalgeschichten in einem «langen»19. Jahrhundert nach dem Urteil der Historiker und, ihnen folgend, vermutlich auch der Öffentlichkeit die wichtigsten Wendepunkte der innenpolitischen Entwicklung waren. Wer vor allem die enge Parallelführung und Verflechtung der deutschen und der französischen Geschichte mit den gemeinsamen Schlüsseldaten 1815, 1830, 1848, 1870/71, 1914/18 und 1940/44 vor Augen hat, wird überrascht sein, dass sich in einem weiteren Sichtwinkel zwar gewisse Verdichtungen politischer Umbrüche feststellen lassen, die großen Rhythmen politischer Entwicklung aber sonst kaum zur Deckung zu bringen sind.
Die Jahre um den kalendarischen Jahrhundertbeginn herum waren überall dort von epochebegründender Wirkung, wo Napoleons Armeen die jeweiligen Anciens Régimes stürzten oder unwiderruflich schwächten oder wo sie zumindest den Anstoß zu einer solchen Schwächung gaben. Dies war in der Welt der westdeutschen Kleinstaaten der Fall, in Spanien und Portugal, auf der kolonialen Insel Haiti (Saint-Domingue) und in Ägypten, nicht aber zum Beispiel im Zarenreich. Es gab auch indirekte Wirkungen: Wäre nicht 1808 die spanische Monarchie zusammengebrochen, dann hätten die hispanoamerikanischen Unabhängigkeitsrevolutionen später und nicht schon 1810 begonnen. Der Herrschaftselite des Osmanischen Reiches versetzte die französische Besetzung der Provinz Ägypten im Jahre 1798 – so wenig dauerhaft sie war, denn die Franzosen verließen den Nil nach drei Jahren schon wieder – einen Schock, der vielfältige Modernisierungsbemühungen auslöste. Noch gravierender für das Reich des Sultans war aber, in langer Zeitperspektive gesehen, die Niederlage von 1878 im Krieg gegen Russland, die zum Verlust einiger der wohlhabendsten Reichsteile führte: 1876 waren 76 Prozent der Fläche der Balkanhalbinsel osmanisch, 1879 nur noch 37 Prozent. Das war der große politische Wendepunkt in der späten Geschichte der Osmanen, die Peripetie ihres Niedergangs. Die Entmachtung des autokratisch regierenden Sultans durch «jungtürkische» Offiziere 1908 zog daraus eine fast unvermeidliche revolutionäre Konsequenz. Indirekte Wirkungen der Napoleonischen Kriege waren schließlich auch dort zu spüren, wo Großbritannien militärisch intervenierte: Das Kap der Guten Hoffnung und Ceylon (Sri Lanka) wurden dem holländischen Napoleonidenstaat entwunden und blieben auch nach dessen Untergang britisch. In Indonesien mit seiner Hauptinsel Java führte eine kurze britische Besetzung (1811–16) zu einem tiefen Wandel der danach wiederhergestellten niederländischen Kolonialherrschaft. In Indien griffen die Briten 1798 unter dem erfolgreichsten ihrer kolonialen Conquistadoren, dem Marquis of Wellesley, militärisch nach der Vormacht, die sie spätestens 1818 fest in der Hand hielten.
In anderen Ländern lagen die wichtigsten politischen Einschnitte, wichtigere als die der Zeit unmittelbar um 1800, tief im 19. Jahrhundert. Zahlreiche Staaten wurden überhaupt erst im kalendarischen 19. Jahrhundert gegründet: 1804 die Republik Haiti, zwischen 1810 und 1826 schrittweise die Republiken Hispanoamerikas, 1830 bzw. 1832 die Königreiche Belgien und Griechenland, 1861 das Königreich Italien, 1871 das Deutsche Reich, 1878 das Fürstentum Bulgarien. Das heutige Neuseeland sieht den Ursprung seiner staatlichen Existenz im Vertrag von Waitangi, den Vertreter der britischen Krone 1840 mit Maori-Häuptlingen schlossen. Kanada und Australien wandelten sich durch die Föderationsakte von 1867 bzw. 1901 von Konglomeraten benachbarter Kolonien zu Nationalstaaten. Erst 1905 löste sich Norwegen aus der Union mit Schweden. In all diesen Fällen teilen die nationalstaatlichen Gründungsdaten das 19. Jahrhundert in die Zeit vor und nach der Erringung von Einheit und Unabhängigkeit. Die strukturierende Kraft solcher Schnitte durch die Zeit ist größer als die Geltung eines auch nur ungefähr kalendarischen Zeitrahmens, den wir «Jahrhundert» nennen.
Es fehlt nicht an weiteren Beispielen: Großbritannien blieb innenpolitisch durch die Revolutionszeit unerschüttert und ging in das 19. Jahrhundert mit einer extrem oligarchischen politischen Ordnung hinein. Erst die Wahlrechtsreform von 1832 erweiterte nennenswert den Kreis der Aktivbürgerschaft und beendete die spezifisch britische Form eines Ancien Régime. In der inneren Stetigkeit der britischen Verfassungsgeschichte bezeichnet das Jahr 1832 den weitesten Veränderungssprung, vielleicht noch mehr symbolisch als real. Ungarn hatte abseits der napoleonischen Heerzüge gelegen und erlebte seine große politische Krise erst mit der Revolution von 1848/49, die nirgends in Europa heftiger verlief als hier. Für China war der Taiping-Aufstand der Jahre 1850–64 eine epochale Herausforderung von revolutionärer Qualität, die erste innere Krise eines solchen Ausmaßes seit mehr als zweihundert Jahren. Politische Systemwechsel häuften sich in den 1860er Jahren. Die wichtigsten – beide, wie später zu zeigen sein wird, ihrem Wesen nach Revolutionen – waren 1865 der Zusammenbruch der Südstaatenkonföderation am Ende des Bürgerkrieges und die Wiederherstellung der nationalen Einheit der USA sowie 1868 die Entmachtung der shogunalen Regierung und der Beginn zielstrebiger Nationalstaatsbildung in Japan, also die Meiji-Renovation. In beiden Fällen verschwanden erst in diesen Systemkrisen und Reformschüben Herrschaftsstrukturen und politische Praktiken, die aus dem 18. Jahrhundert überdauert hatten: hier der feudale Föderalismus der seit 1603 herrschenden Tokugawa-Dynastie, dort das Sklavenhaltersystem der nordamerikanischen Südstaaten. Der Übergang von einer politischen Welt zur anderen erfolgte in den USA wie in Japan mitten im Jahrhundert.
|  «Frühe Neuzeit» – weltweit?


Der politische Beginn des 19. Jahrhunderts kann also kaum chronologisch gefasst werden. Ihn mit der Französischen Revolution gleichzusetzen, heißt, zu eng von Frankreich, Deutschland oder Haiti her zu denken. Das ganze 19. Jahrhundert hindurch purzelten Anciens Régimes. In einem großen und wichtigen Land wie Japan begann die politische Moderne erst 1868. Wie sieht es nun mit Periodisierungen aus, die im Sinne Ernst Troeltschs die gesellschaftlichen und kulturellen «Grundgewalten» als Kriterium zugrunde legen? Diese Frage lenkt zurück zur Epochenkategorie der «Frühen Neuzeit». Je überzeugender es gelingt, die frühe Neuzeit als runde Epoche zu begründen, desto solider ist das Fundament, auf dem man das 19. Jahrhundert beginnen lassen kann. Hier nun sind die Signale widersprüchlich. Auf der einen Seite hat eine Kombination aus arbeitsteiliger Forschung, intellektueller Originalität und akademischer Interessenpolitik dazu geführt, dass viele Fachhistoriker die «Existenz» einer Frühen Neuzeit geradezu als gegeben hinnehmen und sich selbst einer Denkformatierung auf den Periodenrahmen 1500–1800 unterziehen.29 Das Ergebnis ist eines, das zwangsläufig auftritt, wenn Periodenschemata durch Routinisierung ein scheinhaftes Eigenleben gewinnen: Übergangsphänomene geraten aus dem Blick. Nicht unklug ist daher der Vorschlag, große Ereignisse – «1789», «1871» oder «1914» – in die Mitte statt an den Rand von Perioden zu rücken, sie von einer zeitlichen Peripherie her, vom Vorher und Nachher zu betrachten.30
Auf der anderen Seite häufen sich Hinweise darauf, dass die beiden Randdaten der üblichen Frühneuzeitdefinition zumindest für Kontinuitäten durchlässiger gemacht werden sollten.31 Die einzige Zäsur, die lange Zeit zumindest für die europäische Geschichte kaum bestritten wurde, ist die von 1500 – wobei manche Historiker eine Übergangszeit in Rechnung stellen, die von etwa 1450 bis 1520 reicht. Die Koinzidenz verschiedener Innovationsprozesse von größter Tragweite liegt hier auf der Hand: (späte) Renaissance, Reformation, beginnender Frühkapitalismus, Entstehung des frühmodernen Staates, Entdeckung der Seewege nach Amerika und dem tropischen Asien; wenn man bis zu den 1450er Jahren zurückgeht, auch die Erfindung des Buchdrucks mit beweglichen Lettern. Auch zahlreiche Verfasser weltgeschichtlicher Darstellungen haben das Orientierungsdatum 1500 übernommen – manchmal unreflektiert, manchmal mit ausgewiesenen Gründen.32 Doch sogar die Tragweite von «1500» ist neuerdings bestritten und die Alternative eines sehr langen und allmählichen Übergangs vom Mittelalter zur Moderne angeboten worden: Die Grenze zwischen Mittelalter und Früher Neuzeit wird abgeflacht. Heinz Schilling hat die langsame Herausbildung einer europäischen Frühmoderne betont und der Zäsur um 1500 gegenüber den Wendepunkten um 1250 und 1750 eine sekundäre Bedeutung beigemessen. Das emphatische Verständnis einer plötzlich anbrechenden Neuzeit führt er auf die Heroisierung von Kolumbus und Luther in der Sicht des 19. Jahrhunderts zurück: kein Grund, derlei Mythen ungeprüft zu perpetuieren.33 Zuvor schon hatte Dietrich Gerhard die beständigen institutionellen Strukturen Europas über den Zeitraum zwischen 800 und 1800 hinweg beschrieben, einen Zustand, den er unter Verzicht auf die Kategorien «Mittelalter» und «Neuzeit» als «Alteuropa» bezeichnete.34 Analogien zum Konzept von late imperial China sind leicht zu erkennen.
Die klassische europazentrierte Epochenbestimmung der «Frühen Neuzeit», die für Europa selbst angezweifelt worden ist, hat nun aber Unterstützung ausgerechnet von Historikern nichteuropäischer Zivilisationen erhalten, die aus eigenem Antrieb mit einer solchen Kategorie zu experimentieren begannen. Nur wenigen von ihnen kann man die Absicht unterstellen, der Geschichte Asiens, Afrikas und Amerikas sachfremde Begriffe gewaltsam überzustülpen. Die meisten suchen umgekehrt nach Wegen, diese Teile der Welt in eine allgemeine Geschichte von Modernität hineinzuführen und ihre je besonderen historischen Erfahrungen in eine Sprache zu übersetzen, die versteht, wer von Europa her denkt. Auf undogmatische Weise am weitesten ist Fernand Braudel gegangen, der in seiner Geschichte von Kapitalismus und materiellem Leben vom 15. bis zum 18. Jahrhundert tatsächlich die ganze Welt behandelt, als sei dies die größte Selbstverständlichkeit.35 Braudel war vorsichtig genug, sich nicht auf eine Debatte über weltgeschichtliche Periodisierung einzulassen. Ihn interessierten weniger die großen Transformationsschübe in Technologie, Handelsorganisation oder Weltbildern als das Funktionieren von Gesellschaften und inter-gesellschaftlichen Netzen innerhalb eines gegebenen Zeitrahmens.
Braudels panoramatische Sicht hat erstaunlich wenig Nachahmung gefunden. Die neueren Diskussionen über die Anwendbarkeit des Begriffs «Frühe Neuzeit» sind eher von den einzelnen Regionen her geführt worden. Für Russland, China, Japan, das Osmanische Reich, Indien, den Iran, Südostasien und selbstverständlich für das koloniale Süd- und Nordamerika hat man die Frage nach Ähnlichkeiten mit und Unterschieden zu gleichzeitigen (west-)europäischen Formen politischer und gesellschaftlicher Organisation gestellt. So gibt es zum Beispiel viele Vergleichsmöglichkeiten zwischen England und Japan sowie auffällige Parallelen zwischen den Prozessen, die Fernand Braudel für die Mittelmeerwelt im Zeitalter Philipps II. von Spanien und Anthony Reid für die gleichzeitige, ähnlich multikulturelle Welt Südostasiens beschrieben haben: Aufschwung des Handels, Einführung neuer Militärtechniken, staatliche Zentralisierung und religiöse Unruhe (die aber in Südostasien von außen durch Christentum und Islam verursacht wurde).36 Sofern es in der Diskussion auch um die chronologische Verortung ging, hat sich eine gewisse Übereinstimmung darüber abgezeichnet, dass die Zeit zwischen etwa 1450 und 1600 für große Teile Eurasiens und Amerikas eine solche besonders tiefgreifender big changes war.37 Manches spricht also für einen ungefähr simultanen Übergang zu einer Frühen Neuzeit in zahlreichen Regionen der Erde. Dieser Übergang war außerhalb von Mexiko, Peru und einigen karibischen Inseln noch wenig von der einsetzenden europäischen Expansion bestimmt. Erst in einem «langen» 18. Jahrhundert, das man mit den 1680er Jahren beginnen lassen kann, machte sich weltweit – und nicht bloß im atlantischen Raum – europäischer Einfluss deutlicher bemerkbar. Sogar das weiterhin abgeschlossene und gegenüber jedem Kolonisierungsversuch resistente China wurde in weltwirtschaftliche Ströme von Seide, Tee und Silber eingebunden.38
Zum Thema des Endes einer solchen möglicherweise universalen Frühen Neuzeit fehlt es noch an ähnlichen Überlegungen. Für einige regionale Fälle scheinen die Befunde eindeutig zu sein: In Hispanoamerika markiert die bis zum Ende der 1820er Jahre gewonnene nationale Unabhängigkeit der einzelnen Teilregionen des spanischen Kolonialreiches das Ende der frühneuzeitlichen Epoche. Bonapartes Invasion Ägyptens im Jahre 1798 stürzte nicht nur das dort seit dem Mittelalter herrschende Mamlukenregime, sondern erschütterte auch das politische System und die politische Kultur der Suzeränitätsmacht, des Osmanischen Reiches. Der französische Schock wurde zum Auslöser erster Reformen unter Sultan Mahmud II. (r. 1808–39). Man hat daher vorgeschlagen, von einem osmanischen long nineteenth century von 1798 bis 1922 oder einem «Reformjahrhundert 1808–1908» zu sprechen.39 Ganz anders Japan. Dort gab es zwischen 1600 und 1850 viel gesellschaftliche Bewegung, aber keinen durchgreifenden Wandel, vergleichbar dem dramatischen Geschehen nach der Öffnung des Landes um die Jahrhundertmitte. Early modern Japan, wenn dieser Terminus sinnvoll sein soll, muss bis in die 1850er Jahre reichen.40 In nahezu allen anderen Teilen Asiens und überall in Afrika bedeutet erst die zu ganz unterschiedlichen Zeitpunkten einsetzende europäische Kolonisation einen epochalen Bruch, obwohl es nicht immer einfach festzustellen ist, wann die europäische Präsenz wirklich fühlbar wurde – sicher nicht generell vor 1890. Die britische Eroberung Indiens etwa erstreckte sich etappenweise über den Zeitraum von 1757 bis 1848, die französische Indochinas von 1858 bis 1895, sodass eine politischmilitärische Periodisierung wenig aussagekräftig wäre. Für Afrika lassen führende Fachleute das «Mittelalter» sogar bis in die Zeit um 1800 reichen und verzichten ganz auf die Epochenbezeichnung «Frühe Neuzeit», um die ersten drei Quartale des 19. Jahrhunderts zu charakterisieren.41 Die Jahrzehnte bis zur europäischen Invasion bleiben unbenannt.
4  |  Sattelzeit – Viktorianismus – Fin de Siècle

Es ist also in globaler Perspektive noch weitaus schwieriger als für Europa allein, einen inhaltlich und nicht bloß formal-kalendarisch begründeten Beginn des 19. Jahrhunderts festzulegen. Vieles spricht dafür, der temporalen Schnittmenge zwischen einem «lang» nach vorne erstreckten 18. und einem ebenso «lang» in die Vergangenheit gezogenen 19. Jahrhundert einen epochalen Eigencharakter zuzubilligen und dafür den einprägsamen Begriff der Sattelzeit zu verwenden, den Reinhart Koselleck in einem etwas anderen Zusammenhang, eher nebenbei, geprägt hat.42 Diese Sattelzeit dauerte etwa von 1770 bis 1830. Sie leitete zu einer mittleren Periode über, in der sich zumindest für Europa jene Kulturerscheinungen konzentrierten, die im Rückblick als charakteristisch für das 19. Jahrhundert gelten. In den 1880er und 1890er Jahren ging dann ein solcher «Ruck» durch die Welt, dass es geboten ist, von einer Unterperiode zu sprechen. Man kann sie nach einem Begriff aus der damaligen Zeit das Fin de Siècle nennen: nicht eine, sondern die Jahrhundertwende. Diese Epoche endet nach herkömmlichem Verständnis mit dem Ersten Weltkrieg, aber eher, wie zu Beginn dieses Kapitels erläutert, 1918/19 als 1914, da der Krieg selbst Potenziale der Vorkriegszeit zur Entfaltung brachte. Manches spricht aber auch für ein zeitlich weiter gefasstes Konzept, wie es 1989 eine Gruppe deutscher Historiker entwickelte. Sie propagierten, durchaus in universalhistorischer Absicht, nicht bloß eine «lange» Jahrhundertwende von 1880 bis 1930, sondern füllten dieses Programm sogleich mit reichem Anschauungsmaterial. Auch den Wissenschaften und den Künsten wurde dabei viel Raum gegeben.43 Ob 1930 ein sinnvolles Schlussdatum für eine solche verlängerte Jahrhundertwende ist, sei der Diskussion der Zeithistoriker überlassen. Man könnte auch bis 1945 gehen und die gesamte Zeit von den 1880er Jahren bis zum Ende des Zweiten Weltkriegs als «Zeitalter der Imperien und des Imperialismus» apostrophieren, denn beide Weltkriege waren zweifellos im Kern Zusammenstöße zwischen Imperien.
Beim Risiko eines unstatthaften Anglozentrismus bietet sich für die bisher unbenannten Jahrzehnte zwischen Sattelzeit und Fin de Siècle, also für das «eigentliche» 19. Jahrhundert, die Bezeichnung «Viktorianismus» an. Ein solch eher dekorativer Name kann die Verlegenheit überspielen, sich sonst für eine inhaltlich profiliertere, aber dadurch auch engere Epochennomenklatur entscheiden zu müssen: «Zeitalter der ersten kapitalistischen Globalisierung», «Blütezeit des Kapitals» oder vielleicht auch «age of nationalism and reform». Warum «Viktorianismus»?44 Der Name spiegelt die ungewöhnliche wirtschaftliche und militärische, zum Teil auch kulturelle Vorherrschaft wider, die Großbritannien in diesen Jahrzehnten – nie vorher und nie danach – in der Welt ausübte. Sie ist außerdem eine relativ bewährte Epochenkategorie, üblicherweise nicht genau deckungsgleich mit den Jahren Victorias auf dem Thron. G. M. Young bezog sich in seinem berühmten Epochenportrait Victorian England von 1936 nur auf die Jahre von 1832 bis zu jenem Punkt, als sich «der tiefe Schatten der achtziger Jahre» niedersenkte.45 Viele andere sind ihm dabei gefolgt und haben die Zeit von der Mitte der achtziger Jahre bis zum Ersten Weltkrieg als eine Periode suigeneris behandelt, in der aus dem «hohen» Viktorianismus etwas anderes wurde.46
|  «Sattelzeit» – global?


Was begründet die epochale Kohärenz einer (nahezu) globalen Sattelzeit, die hier in freier Erweiterung des ursprünglichen Koselleckschen Begriffs so genannt wird? Rudolf Vierhaus’ Anregung, das 18. Jahrhundert aus einer zu engen Verklammerung mit der vorausgehenden «klassischen» Frühen Neuzeit zu lösen und es als «Schwellenjahrhundert zur modernen Welt» nach vorne zu öffnen, kann nunmehr präzisiert werden.47 Welche weltgeschichtlich markanten Züge erlauben es, den fünf oder sechs Jahrzehnten um 1800 herum einen eigenen Epochencharakter zuzusprechen?48
|  Erstens hat vor allem C. A. Bayly gezeigt, dass sich in dieser Periode die Kräfteverhältnisse auf der Welt drastisch veränderten. Das 16. und das 17. Jahrhundert waren eine Epoche koexistierender und konkurrierender Imperien, in der selbst die erfolgreichsten Großorganisationen europäischen Ursprungs – das spanische Kolonialreich und das interkontinentale Handelsnetz der niederländischen und englischen Monopolgesellschaften – keine eindeutige Überlegenheit gegenüber China und den gunpowder empires der islamischen Welt, also dem Osmanischen Reich, dem Mogul-Reich in Indien und dem iranischen Reich der Safaviden-Schahs, erlangen konnten. Erst eine Neuerung in der Organisation (einiger) europäischer Staaten, der zuerst in England perfektionierte, auf rationaler Ressourcennutzung beruhende fiskalisch-militärische Eroberungsstaat, verlieh Europa eine signifikant gesteigerte Schlagkraft. Diese Staatsform trat unter wechselnden Einkleidungen in Großbritannien, im Russland Katharinas II. und ihrer beiden Nachfolger sowie im revolutionär-napoleonischen Frankreich in Erscheinung. Alle drei Imperien expandierten nun mit solcher Kraft und Reichweite, dass man für die Zeit zwischen etwa 1760/70 und 1830 von einer «ersten Epoche des globalen Imperialismus» sprechen kann.49 Schon der Siebenjährige Krieg (1756–63) war ein in beiden Hemisphären geführter anglo-französischer Hegemonialkrieg gewesen, bei dem nordamerikanische Indianerstämme und indische Fürsten als Verbündete eine bedeutende Rolle gespielt hatten.50 Erst recht der große Konflikt der Imperien in den Jahren zwischen 1793 und 1815 blieb nicht auf Europa begrenzt. Er wurde auf vier Kontinenten ausgetragen: ein wahrer Weltkrieg, der direkte Folgen bis hin nach Südostasien hatte und indirekt sogar China berührte, als Großbritannien 1793 mit der Gesandtschaftsreise Lord Macartneys erstmals diplomatische Fühler zum Kaiserhof in Peking ausstreckte. Zwei neue Faktoren traten nach 1780 zum «Faktorenmix» des Siebenjährigen Krieges hinzu: zum einen erfolgreiche sezessionistische Unabhängigkeitsbestrebungen «kreolischer» Siedler im britischen Nord- und später im spanischen Süd- und Mittelamerika sowie schwarzer Sklaven auf Haiti, zum anderen eine auch aus jeweils spezifischen (und nicht notwendig miteinander verbundenen) inneren Ursachen erklärbare Schwächung der asiatischen Reiche, die sie erstmals gegenüber Europa ins militärische und machtpolitische Hintertreffen geraten ließ. Als Folge der Wechselwirkung dieser Kräfte veränderte sich die politische Geographie der Welt. Spanien, Portugal und Frankreich verschwanden vom amerikanischen Festland. Die Expansion asiatischer Reiche kam endgültig zum Stillstand. Großbritannien baute eine Herrschaftsposition in Indien auf, die zum Sprungbrett für weitere Aggressionen werden sollte; nebenbei setzte es sich in Australien fest und umzog den Globus mit einem Netz von Flottenstützpunkten.
Hatten frühere Historiker vom Zeitalter einer «atlantischen» Revolution, die den gesamten Raum zwischen Genf und Lima ergriff, gesprochen und damit eine zu enge Fixierung auf das europäische Zwillingspaar («Doppelrevolution») der politischen Revolution in Frankreich und der industriellen Revolution in England korrigiert,51 so kann man noch einen Schritt weiter gehen und das europäische «Zeitalter der Revolution» als nur einen Teil einer allgemeinen Krise und Kräfteverschiebung verstehen, die sich auch in den amerikanischen Siedlerkolonien und in der islamischen Welt vom Balkan bis nach Indien bemerkbar machte.52 Die allgemeine Krise der Jahrzehnte um 1800 war gleichzeitig eine Krise der bourbonischen Monarchie, der britischen, spanischen und französischen Kolonialherrschaft in der Neuen Welt und solcher einst machtvoller asiatischer Staaten wie des Osmanischen und des Chinesischen Reiches, der krimtatarischen Föderation und der Nachfolgestaaten des Mogulreiches auf dem südasiatischen Subkontinent. Die Invasion des «Piratennestes» Algier, also de iure eines Teils des Osmanischen Reiches, durch Frankreich 1830 und die Niederlage Chinas im Opiumkrieg 1842 – nach zweihundert Jahren der erste militärische Rückschlag für die Qing-Dynastie – machten die neuen Verhältnisse, die während der Sattelzeit entstanden waren, auf drastische Weise deutlich.
|  Zweitens führte die um 1830 vorläufig abgeschlossene politische Emanzipation frühneuzeitlicher Siedlergesellschaften in der westlichen Hemisphäre (südlich des im British Empire verbleibenden Kanada), verbunden mit der gleichzeitigen kolonialen Besiedlung Australiens, insgesamt zu einer Stärkung der «weißen» Position in der Welt.53 Während die Republiken Amerikas wirtschaftlich und kulturell auf Europa bezogen blieben und funktionale Rollen im ökonomischen Weltsystem übernahmen, gingen sie mit einer gegenüber der Kolonialzeit noch gesteigerten Aggressivität gegen nicht-weiße Jäger- und Hirtengesellschaften im eigenen Lande vor. In den USA war in den 1820er Jahren der Punkt erreicht, von dem an native Americans nicht länger als Verhandlungspartner, sondern nur noch als Objekte militärischen und administrativen Zwanges betrachtet und behandelt wurden.54 Auch Australien, Neuseeland, Sibirien und in gewisser Hinsicht Südafrika passen in dieses Bild landnehmenden und verdrängenden Siedlertums.55
|  Eine der wichtigsten Neuerungen der Sattelzeit war, drittens, das Aufkommen inkludierender Solidaritätsformen auf der Grundlage eines neuen Ideals staatsbürgerlicher Gleichheit. Solcher «Nationalismus» stabilisierte das Wir-Kollektiv und grenzte es gegen Nachbarn und ferne «Barbaren» ab. Er war in seiner frühen Periode bis etwa 1830 dort besonders erfolgreich, wo er sich als Integrationsideologie eines schon bestehenden Territorialstaates kapazitätssteigernd bewähren konnte und außerdem mit einem missionsbereiten Gefühl kultureller Überlegenheit zusammentraf. Dies war in Frankreich, Großbritannien und bald darauf, spätestens mit dem siegreichen Krieg gegen Mexiko (1846–49), auch in den USA der Fall. Überall sonst in der Welt war Nationalismus zunächst – das sollte sich später ändern – reaktiv: erst im deutschen und spanischen Widerstand gegen Napoleon und in den Befreiungsbewegungen Hispano-Amerikas, dann, nach 1830, sukzessive auf allen Kontinenten.
|  Viertens: Weltweit entsprach dem proklamierten Ideal staatsbürgerlicher Gleichheit nur in den USA die Realität einer aktiven Beteiligung breiter Bevölkerungskreise an politischen Entscheidungen und an der Kontrolle der Herrschenden, allerdings unter Ausschluss von Frauen, Indianern und schwarzen Sklaven. Mit dem Amtsantritt Präsident Andrew Jacksons 1829 fanden die Vereinigten Staaten, nach einem ersten Demokratisierungsschub zwischen 1801 und 1809 unter Präsident Thomas Jefferson, zu jener Form anti-oligarchischer Demokratie, die zum eigentümlichen Merkmal ihrer Zivilisation werden sollte. Vor 1830 war es andernorts mit demokratischer Modernität schlecht bestellt. Die Französische Revolution war zwar nicht so harmlos, konservativ oder gar überflüssig, wie sie in einer kontinuitätsfixierten «revisionistischen» Historiographie dargestellt wird. Sie führte aber auch nicht zu einer allgemeinen Demokratisierung Europas und wurde erst recht nicht zur Weltrevolution. Napoleon, ihr Vollstrecker, herrschte mindestens so despotisch wie Ludwig XV., und die restaurierte Bourbonenmonarchie (1815–30) war eine Karikatur verflossener Zustände. Großbritannien wurde bis 1832 unangefochten von aristokratischen Magnaten regiert. In großen Teilen Süd- und Mitteleuropas und in Russland herrschte die absolutistische Reaktion. Erst um 1830 zeichnete sich eine allmähliche verfassungsstaatliche Trendwende ab, die allerdings vor den «farbigen» Kolonien der europäischen Mächte halt machte. Politisch gesehen, war die Sattelzeit weder in Europa noch in Asien eine Zeit des Durchbruchs zur Demokratie, eher der letzte Ausläufer von, je nachdem, Adelsherrschaft und Autokratie. Erst danach begann das politische 19. Jahrhundert.
|  Fünftens. Eine sozialgeschichtliche Periodisierung ist schwieriger zu finden als eine politikgeschichtliche. Der Übergang von einer Ständegesellschaft zu einer stärker von Marktchancen her definierten Klassengesellschaft lässt sich in Ländern wie Frankreich, den Niederlanden oder Preußen gut erkennen – so wie einige Jahrzehnte später in Japan. Aber schon in Großbritannien fällt es nicht leicht, im späten 18. Jahrhundert «Stände» zu finden. In den USA und in den britischen Dominions gab es sie nur rudimentär, noch weniger in Indien, Afrika oder China. In mehreren Ländern und sogar Kontinenten bedeutsam waren aber das Ende des atlantischen Sklavenhandels sowie die Sklavenemanzipation im British Empire, die 1834 wirksam wurde. Während der folgenden fünf Jahrzehnte verschwand die Sklaverei dann in langsamem Rückzug aus der westlichen Zivilisation und ihrem überseeischen Machtbereich. Umgekehrt gesehen: Immerhin bis mindestens in die 1830er Jahre hinein hielt sich dieses Relikt extremer frühneuzeitlicher Herrengewalt nahezu unangefochten. Aus sozialgeschichtlichem Blickwinkel bestand ein Kennzeichen der Sattelzeit in der zunehmenden Anfechtung und Unterminierung überkommener gesellschaftlicher Hierarchien. Ob auch außerhalb West- und Mitteleuropas die Jahre um 1800 eine Phase des Umbaus der Agrarverfassung, begleitet von gesteigerter ländlicher Unruhe waren, bleibt zu überprüfen; manches spricht dafür.56 Trotz der Revolutionen in Frankreich und Haiti war dies insgesamt eine Periode des erschütterten, aber noch nicht zu Fall gebrachten gesellschaftlichen Traditionalismus. Ein «Aufstieg des Bürgertums» wie überhaupt das Aufkommen ganz neuer gesellschaftlicher Kräfte lässt sich erst während der folgenden Periode in mehr als nur einer Handvoll von Ländern beobachten. Voll ausgeprägte «bürgerliche Gesellschaften» blieben aber noch während des gesamten 19. Jahrhunderts weltweit in der Minderzahl. Die Verstärkung einer Tendenz zur Klassenbildung – ob vor «ständischem» oder anderem Hintergrund – war eine unmittelbare Folge oder Begleiterscheinung der langsamen weltweiten Ausbreitung der industriekapitalistischen Produktionsweise, die nicht vor 1830 begann und das fortgeschrittenste Land Asiens, Japan, erst nach 1870 erreichte.
|  Sechstens. Wirtschaftshistoriker müssen sich mit der Frage befassen, wann sich die Dynamik der englischen «industriellen Revolution» in ein über England hinausgehendes Wirtschaftswachstum umsetzte. Angus Maddison, der heute maßgebende weltgeschichtliche Statistiker, gibt eine unverblümte Antwort: Er sieht die 1820er Jahre als Wendepunkt von weltweiter Stagnation zu dynamischerer und im ökonomischen Sinne «intensiver» Entwicklung.57 Das wenige, das man über die Entwicklung von Realeinkommen einigermaßen verlässlich weiß, stützt die These, dass die frühe Industrialisierung sogar im Vorreiterland England erst nach 1820 eine nennenswerte Steigerung bewirkte. Ja, die Jahre zwischen etwa 1770 und 1820 gelten als krisenhafte Übergangsphase zwischen einem langsamen Wachstum des Pro-Kopf-Einkommens in der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts und einer schnelleren Zunahme nach 1820.58 Nahezu nirgendwo außerhalb Nordwesteuropas hat sich vor 1830 die industrielle Produktionsweise eingewurzelt. Technik- und Umwelthistoriker bekräftigen dieselbe Zäsur, wenn sie darauf hinweisen, dass um 1820 das «Zeitalter fossiler Brennstoffe» begonnen habe. Von nun an machte sich die technologisch mögliche Ersetzung von menschlicher und tierischer Muskelkraft, Holz, Torf durch fossil gespeicherte organische Energie (Kohle) als Kraftquellen in Produktionsprozessen gesamtwirtschaftlich bemerkbar.59 Kohle setzt Dampfmaschinen in Gang, und Dampfmaschinen bewegen Spindeln und Pumpen, Schiffe und Eisenbahnen. Das im dritten Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts beginnende Zeitalter fossiler Brennstoffe war daher nicht nur eines unerhörter Gütererzeugung, sondern auch ein Zeitalter von Vernetzung, Schnelligkeit, nationaler Integration und erleichterter imperialer Kontrolle. Bis in die 1820er Jahre hingegen herrschte ein energetisches Ancien Régime.
|  Siebtens. Die geringste globale Synchronizität findet sich auf kulturellem Gebiet. Die Berührungen und Austauschbeziehungen zwischen den einzelnen Zivilisationen, obwohl nicht unerheblich, waren damals noch nicht so stark, um einen allgemeinen Rhythmus der Entwicklung einer «Weltkultur» herbeizuführen. Über den Erfahrungswandel artikulierter Minderheiten um 1800, wie er Kosellecks Konzept der «Sattelzeit» zugrunde liegt, wissen wir aus nicht-okzidentalen Zusammenhängen erst wenig. Phänomene wie die Verzeitlichung von Kategorien der Weltdeutung und die Erfahrung einer allgemeinen Beschleunigung des Lebens haben sich außerhalb Europas (und seiner Siedlungskolonien) bisher nur schwer nachweisen lassen. Sie dürften sich in charakteristischer Häufung erst in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts finden. Auch die Entdeckung von Tiefe und organischer Verursachung, die Michel Foucault im europäischen naturwissenschaftlichen und ökonomischen Denken der Zeit um 1800 diagnostiziert hat, dürfte eine europäische Besonderheit gewesen sein.60 Immerhin markiert 1830 einen der deutlichsten Wendepunkte in der gesamteuropäischen Geschichte der Philosophie und der Künste: Ende der Blütezeit des philosophischen Idealismus (Hegel fällt 1831 der globalisierten Cholera zum Opfer) und des strengen Utilitarismus (Jeremy Benthams Tod 1832), auch von «Goethezeit» und «Kunstperiode», zugleich Abschwächung der romantischen Strömungen in der deutschen, englischen und französischen Literatur, Ende des klassischen Stils in der Musik mit Beethovens und Schuberts Verstummen 1827/28 und zugleich Formierung der «romantischen Generation» (Schumann, Chopin, Berlioz, Liszt),61 Übergang zu Realismus und Historismus in der westeuropäischen Malerei.
So gibt es gute Gründe, das eigentliche oder viktorianische 19. Jahrhundert als eine komprimierte Rumpfepoche aufzufassen, als, wie mit Blick auf die deutsche Geschichte gesagt wurde, «eine relativ kurze, unbestreitbar sehr dynamische Übergangszeit zwischen den 1830er und den 1890er Jahren».62
|  Das Schwellenjahrzehnt der 1880er Jahre


Die 1880er Jahre waren eine besondere Umbruchphase, eine Scharnierzeit, die den Viktorianismus mit dem Fin de Siècle verband. Auch die kalendarische Jahrhundertwende um 1900 war selbstverständlich für viele Teile der Welt, betrachtet man allein die politisch-militärische Ereignisgeschichte, eine Phase tiefer Erschütterungen. Markiert sie in den meisten europäischen Nationalgeschichten keinen besonders markanten Bruch, so bedeuteten die letzten Jahre des Jahrhunderts hingegen einen tiefen politischen Einschnitt für China, wo eine unerwartete militärische Niederlage gegen das unterschätzte Japan 1895 zu massiven Souveränitätsverlusten führte, dem hochimperialistischen Wettbewerb der Großmächte um chinesische Territorien Tür und Tor öffnete und eine nationale Sinnkrise von unerhörter Tiefe auslöste, die zur Katastrophe des Boxeraufstandes von 1900 hinführte. In Spanien zeitigte 1898 das militärische Versagen im Konflikt mit den USA ganz ähnliche Reaktionen; bis heute wird es in Spanien als Tiefpunkt der nationalen Geschichte betrachtet. In beiden Fällen sahen sich umgekehrt die Sieger – hier die Vereinigten Staaten, dort Japan – auf dem Pfad imperialer Expansion bestätigt. Ganz Afrika befand sich seit der britischen Okkupation Ägyptens 1882 in permanenter Turbulenz. Die Eroberung des Sudan durch Großbritannien 1898 und der Südafrikanische Krieg von 1899–1902 beendeten im Wesentlichen die «Aufteilung Afrikas» und leiteten zu einer weniger stürmischen und traumatischen Periode systematisierter Ausbeutung über. In den ersten Jahren des neuen Jahrhunderts zog sich dann eine Welle von Revolutionen um die Welt: in Russland 1905, im Iran 1905–6, im Osmanischen Reich 1908, in Portugal 1910, in Mexiko 1910 (die blutigste dieser Revolutionen, die bis 1920 andauerte), in China 1911. In all diesen Ländern war auf solche revolutionäre Weise bereits am Vorabend des Attentats von Sarajevo ein politischer Modernisierungsschub erfolgt, dem der Weltkrieg wenig grundsätzlich Neues hinzufügte. Als die Monarchien in Europa östlich des Rheins nach dem Ende des Ersten Weltkriegs stürzten, waren sie in anderen, aus europäischer Sicht «rückständigen» Teilen der Welt bereits verschwunden oder weitgehend entmachtet.
Diese Prozesse addieren sich zu einer neuartigen Krisenhaftigkeit jener Epoche, die hier Fin de Siècle und von anderen Historikern «Hochmoderne» genannt wird. Der Übergang in diese Epoche hinein, der während der 1880er Jahre erfolgte, kann durch eine Reihe weiterer Merkmale charakterisiert werden:
|  Erstens. Wie bereits in den 1820er Jahren, so wurde auch jetzt wieder eine globale umweltgeschichtliche Schwelle überschritten: Um 1890 überrundeten in der geschätzten weltweiten Energienutzung mineralische Kraftstoffe (Kohle, Öl) die Biomasse – selbst wenn die Mehrheit der Weltbevölkerung solche Kraftstoffe noch nicht direkt benutzte. Das Zeitalter fossiler Brennstoffe hatte nach etwa 1820 in dem Sinne begonnen, dass die Nutzung dieser Brennstoffe zur innovativsten Tendenz der Energiegewinnung wurde. Um 1890 gewann diese Tendenz in mondialem Maßstab auch quantitativ die Oberhand.63
|  Zweitens. Die Industrialisierung, als globales Phänomen betrachtet, trat in eine neue Phase ein. Sie weitete sich geographisch aus: Japan und Russland erlebten nun, was Wirtschaftshistoriker einen takeoff oder Übergang in ein sich selbst tragendes Wachstum nennen. In Indien und Südafrika (wo 1886 große Goldvorkommen entdeckt wurden) war es noch nicht so weit, doch begannen sich dort immerhin Kristallisationskerne industrie- und bergbaukapitalistischer Entwicklung herauszubilden, die ersten außerhalb des Westens und Japans.64 Zur gleichen Zeit änderte die Organisation der Wirtschaft in den früh gestarteten Industrieländern Europas und in den USA ihren Charakter. Die «Hochindustrialisierung» war technologisch mit einer «zweiten industriellen Revolution» jenseits der Dampfmaschine verbunden. Man kann darüber streiten, welches die wichtigsten, also folgenreichsten Erfindungen jener Zeit waren. Auf jeden Fall gehören dazu die Glühlampe (1876), das Maschinengewehr («Maxim gun», 1884), das Automobil (1885/86), der Kinematograph (1895), die Rundfunkübertragung (1895) und die Röntgendiagnose (1895). Wirtschaftsgeschichtlich am bedeutsamsten war die technisch-industrielle Umsetzung von Entdeckungen auf den Gebieten der Elektrizität (Dynamo, Elektromotor, Kraftwerktechnologie) und der Chemie. Auf beiden Gebieten waren die 1880er Jahre die Zeit entscheidender Innovation. Allein die Serienproduktion von Elektromotoren revolutionierte ganze Zweige von Industrie und Gewerbe, die von Dampfmaschinen wenig profitieren konnten.65 Zugleich rückten Wissenschaft und Industrie näher zusammen, als dies in der Vergangenheit der Fall gewesen war. Das Zeitalter der industriellen Großforschung begann. Damit verbunden war der Übergang des Kapitalismus in den USA und einigen europäischen Ländern in eine Phase der Konzentration zu großen Einheiten («Monopolkapitalismus» in der Sicht kritischer Zeitgenossen) und der unternehmerischen Anonymisierung (corporate capitalism), die den angestellten Manager neben den individuellen Familienunternehmer stellte. Gleichzeitig entstanden neue privatwirtschaftliche Bürokratien und immer feiner gestaffelte Hierarchien innerhalb der expandierenden Angestelltenschaft.66
|  Drittens. Diese Neuorganisation im fortgeschrittenen Kapitalismus zeitigte globale Wirkungen, denn immer mehr europäische und nordamerikanische Großunternehmen erschlossen sich fortan ausländische Absatzmärkte. Das Zeitalter der multinationalen Konzerne begann. Die endgültige Durchsetzung von Dampfern im Hochseeverkehr und die telegraphische Verkabelung aller Kontinente verursachten einen Verdichtungssprung der Weltwirtschaft. Der Kapitalexport über den Atlantik hinweg, von West- nach Osteuropa sowie in Kolonien wie Südafrika oder Indien und in nominell unabhängige Länder wie China und das Osmanische Reich begann erst jetzt in großem Stil, getragen durch weltweit operierende europäische Großbanken, denen um die Jahrhundertwende US-amerikanische Institute an die Seite traten.67 Ebenfalls in den 1880er Jahren stieg die Zahl europäischer Auswanderer in die Neue Welt steil an.68 In neu geschaffenen interkontinentalen Systemen der Kontraktarbeit wurden asiatische Arbeitskräfte nach Nord- und Südamerika exportiert. Beginnend in den 1880er Jahren, wurde das Fin de Siècle zur migrationsintensivsten Periode der neueren Geschichte. Insgesamt brachte die Dekade einen Globalisierungsschub, der zum ersten Mal wirtschaftliche und kommunikative Netze und Systeme entstehen ließ, die alle Kontinente einschlossen.69 Damals begann eine große Expansionsphase des internationalen Handels, die bis 1914, für einige Gebiete (etwa Lateinamerika) bis um 1930 andauerte.
|  Viertens. Seit der britischen Okkupation Ägyptens im Jahre 1882 war allseits ein neues Klima intensivierter imperialistischer Expansion spürbar. Während einerseits das Instrumentarium finanzieller Kontrolle perfektioniert und eine immer dichtere Zusammenarbeit zwischen europäischen Regierungen und privatem Kapital angebahnt wurde, schob sich andererseits das Ziel, überseeische Regionen territorial zu beanspruchen und möglichst auch effektiv territorial zu beherrschen, in den Vordergrund. Dies war die Quintessenz des new imperialism oder Hochimperialismus. Nun genügten indirekte Einflussnahme und der Zugriff auf Stützpunkte und Küstenenklaven nicht mehr. Afrika wurde auf dem Papier und bald auch tatsächlich aufgeteilt, Südostasien bis auf Siam ebenfalls den europäischen Kolonialreichen einverleibt.
|  Fünftens. Nach einer Zeit fortwährender Unruhe konsolidierten sich in mehreren großen Ländern der Erde in den 1880er Jahren die politischen Ordnungen. Die Inhalte und auch die Ursachen waren ganz unterschiedlich: vorläufiger Abschluss der inneren Nationsbildung (Deutschland, Japan), Abrücken von früheren Reformversuchen (die USA nach dem Ende der Periode der Reconstruction 1877; Rückkehr zur strikten Autokratie im Zarenreich nach 1881 unter Alexander III. und im Osmanischen Reich seit 1876 unter Sultan Abdülhamid II.), Übergang zu autoritären Reformregimen (Mexiko unter Porfirio Díaz, Siam unter König Chulalongkorn, China unter der «Tongzhi-Restauration», Ägypten unter dem Prokonsulat Lord Cromers) oder Neufundierung parlamentarischer Demokratien (Frankreich nach der inneren Beruhigung der Dritten Republik um 1880, Großbritannien nach der Wahlrechtsreform von 1884). Die Ergebnisse ähnelten sich jedoch erstaunlich: Bis zum Ausbruch neuer revolutionärer Unruhe um 1905 waren die Herrschaftsordnungen in der Welt einstweilen stabiler als in den Jahrzehnten davor. Man kann dies negativ als Verhärtung von Staatsapparaten, aber auch positiv als Wiederherstellung staatlicher Handlungsfähigkeit und Wahrung inneren Friedens beurteilen. Ebenfalls in dieser Zeit traten erste Ansätze zu einer systematischen, über Krisenmanagement hinausgehenden Daseinsfürsorge durch den Staat in Erscheinung: die Wurzeln des Sozialstaats in Deutschland, Großbritannien und sogar in den USA, wo die langfristigen humanitären Folgen des Bürgerkrieges zu bewältigen waren.
|  Sechstens. Auch im späten 19. Jahrhundert bleiben ideengeschichtlich-ästhetische Zäsuren in besonders hohem Maße an die Besonderheiten einzelner Kulturen gebunden. Der Rang der 1880er Jahre als Zeit künstlerischer Erneuerung in Europa dürfte unbestritten sein. Freilich war der Übergang zur «klassischen Moderne» keine gesamteuropäische, sondern eine westeuropäische, ja, eine französische Erscheinung. In der Malerei setzt sie mit dem Spätwerk Vincent van Goghs und Paul Cézannes ein, in der Literatur mit den Gedichten Stéphane Mallarmés, in der Musik geringfügig später mit Claude Debussys 1892–94 komponiertem Prélude à l’après-midi d’un faune.70 In der Philosophie stehen deutsche Autoren wie Friedrich Nietzsche mit seinen Hauptwerken der 1880er Jahre und Gottlob Frege (Begriffsschrift, 1879: die Begründung der modernen mathematischen Logik) für ebenso wirkungsmächtige wie weit divergierende Neuansätze. In der Wirtschaftstheorie legten der Österreicher Carl Menger (1871), der Engländer William Stanley Jevons (1871) und vor allem der Schweizer Léon Walras (1874) mit weltweiter Wirkung in den 1880er Jahren die Grundlagen für das 20. Jahrhundert. Außerhalb des Okzidents fehlen zu dieser Zeit ästhetische und philosophische Neuansätze von ähnlicher Radikalität. Weltweit kulturell uniformierend wirkte indes der Entwicklungsschub der Presse, der während der letzten beiden Dekaden des Jahrhunderts in Europa, Nordamerika, Australien, Japan, China, Indien, Ägypten und anderswo registriert werden kann.
|  Siebtens. Neu war um 1880 in der außerokzidentalen Welt ein bis dahin unbekanntes kritisches Selbstbewusstsein, das man als frühen artikulierten Anti-Kolonialismus oder als den Beginn einer Auseinandersetzung mit dem Westen, die mit dessen eigenen Mitteln geführt wurde, bezeichnen kann. Diese Haltung unterschied sich von spontanen und fremdenfeindlichen Widerstandsbewegungen, aber auch von der zuweilen unkritischen Faszination, mit der außereuropäische Reformeliten in der viktorianischen Epoche dem expansiven Europa begegnet waren. Ein solches reflektiertes Selbstbewusstsein (das man zum damaligen Zeitpunkt nicht pauschal nationalistisch nennen kann) äußerte sich vor allem in Indien, wo 1885 der gegenüber den Briten loyale, jedoch durchaus Missstände anprangernde Indian National Congress (die spätere «Kongresspartei») gegründet wurde, der Beginn einer Art von indischem, in mancher Hinsicht an Italien erinnerndem «Risorgimento», sowie in Vietnam, wo bis heute das Jahr 1885 als Geburtsstunde eines konsistenten nationalen Widerstandes gegen die Franzosen gilt.71 In der muslimischen Welt vertraten einzelne Gelehrte und Aktivisten, etwa Sayyid Jamal al-Din («al-Afghani»), Vorstellungen von einem zeitgemäß erneuerten Islam als Quelle der Selbstbehauptung gegen Europa.72 Und in China formulierte ein junger literatus namens Kang Youwei seit 1888 eine Art von kosmopolitischem, gegenüber dem Westen ganz und gar nicht defensivem Reformkonfuzianismus, der zehn Jahre später in einem ehrgeizigen kaiserlichen Reformversuch, den «Reformen der Hundert Tage», politisch bedeutsam werden sollte.73 Solche anti-kolonialen Widerstandsregungen müssen in zeitlicher Parallele zu neuen Formen und Intensitäten des Protests von arbeitenden Unterschichten und von Frauen in vielen Teilen der Welt gesehen werden. Autoritätsfixierte Haltungen wurden durchbrochen, neue Anlässe und Ziele von Protest definiert, neue und effizientere Formen der Organisation gefunden. Dies gilt für die großen Streikwellen in den USA der 1880er und 1890er Jahre ebenso wie für die gleichzeitige Bewegung für Freiheit und Volksrechte in Japan.74 Auch agrarische Protestformen begannen sich zu wandeln. In manchen Bauerngesellschaften, etwa im ganzen Nahen Osten, erfolgte in dieser Zeit der Übergang von der vormodernen explosiven Militanz spontaner Erhebungen (Jacquerien) zu stärker wirtschaftlich argumentierender Interessenvertretung durch Bauernbünde oder Bewegungen zur organisierten Pachtverweigerung.
|  Feine Prozesse


Man sollte sich allerdings nicht zu einseitig und zu naiv auf die Suche nach Wendezeiten und historischen Schüben begeben. Dass sich die Weltgeschichte noch weniger als nationale oder kontinentale historische Verläufe in aufs Jahr präzise zugeschnittene Zeitscheiben zerlegen lässt, dürfte sich von selbst verstehen. Epochenschwellen werden nicht durch tiefere Einsicht in einen objektiven «Sinn» von Zeitaltern erkennbar. Sie ergeben sich dadurch, dass zahlreiche feine Zeitraster übereinander gelegt werden. Epochenschwellen sind gewissermaßen verdickte Aufschichtungen solcher zarten Trennlinien oder, in einem anderen Bild, Häufigkeitsverdichtungen von Veränderung. Mindestens ebenso interessant wie grobe Epochengliederungen sind daher jene Feinperiodisierungen, die für jede räumliche Einheit, für jede menschliche Gesellschaft und für jeden Daseinsbereich von der Klimageschichte bis zur Geschichte der Kunst neu entwickelt werden müssen. Alle diese Strukturierungen sind Hilfsmittel: Orientierungshilfen des nicht-professionellen Geschichtsbewusstseins und zugleich analytische Instrumente der Historiker.
Fernand Braudel hat in seiner Theorie historischer Zeiten zwischen verschiedenen, sich überlagernden Zeitschichten mit ganz unterschiedlichen Tempi differenziert: von der stundengenauen Exaktheit der Beschreibung einer Schlacht oder eines Putsches im Modus der «Ereignisgeschichte» bis zum gletscherartig langsamen Wandel in der Klima- oder Agrargeschichte.75 Ob man einen Vorgang als eher schnell oder eher langsam bewertet, ist eine Frage der Abwägung. Die Antwort bemisst sich am Argumentationszweck des Beobachtenden. Die historische Soziologie und die ihr in der Denkweise verwandte Weltgeschichtsschreibung gehen mit Zeit oft sehr großzügig um. Zwischen etwa 1750 und 1850, also innerhalb «einer sehr kurzen Zeit», sagt der Soziologe Jack Goldstone in einer für eine solche Denkweise typischen Äußerung, hätten die meisten Länder Westeuropas ökonomische Modernität erreicht.76 Welthistorische Analyse sollte aber neben solchen Al-fresco-Aussagen die minutiöse Chronologie der Jahre und Monate nicht als pedantisch vernachlässigen. Sie muss ihre Zeitparameter geschmeidig handhaben, sich vor allem über Geschwindigkeiten und Richtungen von Veränderung Rechenschaft ablegen. Historische Prozesse spielen sich nicht nur innerhalb verschiedener Zeitrahmungen ab; sie sind nicht bloß, um nur die pauschalste Differenzierung zu nennen, kurz-, mittel- oder langfristig. Sie unterscheiden sich auch danach, ob sie kontinuierlich oder diskontinuierlich verlaufen, additiv oder kumulativ, reversibel oder irreversibel, mit stetigem oder mit wechselndem Tempo. Es gibt repetitive Prozesse (Reinhart Koselleck spricht von «Wiederholungsstrukturen»)77 und solche von einmaligem, transformativem Charakter. Besonders interessant sind unter derlei transformativen Prozessen solche, die sich kausativ zwischen den Kategorienfeldern abspielen, die Historiker meist unterscheiden: Umweltwirkungen auf Sozialstrukturen oder Wirkungen von Mentalitätslagen auf wirtschaftliches Verhalten.78 Verlaufen Prozesse parallel, dann verhalten sie sich oft «ungleichzeitig» zueinander: Innerhalb der gleichen natürlichen Chronologie werden sie am Maßstab außer-chronologischer Phasenmodelle unterschiedlich eingestuft und bewertet.79 Die Einteilung der Geschichte in «Jahrhunderte» ist nicht mehr als ein notwendiges Übel, vergleicht man sie mit den Herausforderungen der Beschreibung solch feinerer Zeitstrukturen.
5  |  Uhr und Beschleunigung

|  Zyklische und lineare Geschichte


Die Zeitstrukturen, die sich Historiker als ihre Hilfsmittel zurechtlegen, sind niemals ganz aus der rekonstruierbaren Zeitwahrnehmung der historischen Subjekte geschöpft. Wäre es anders, dann gäbe es keine verbindliche Chronologie, sondern nur das Chaos sich jeweils selbst genügender Zeitkulturen. Nur innerhalb einer solchen Chronologie, die durch ihre astronomisch-mathematische Konstruktion auf der einen, durch die lineare Aufeinanderfolge des sprachlichen Erzählens von Geschichten und Geschichte auf der anderen Seite doppelt abgesichert ist, kann Zeitwahrnehmung zur Binnendifferenzierung beitragen. Allein vor dem Hintergrund eines zeitlichen Gleichmaßes wird so etwas wie die Erfahrung von Beschleunigung formulierbar.
Dabei muss aber beachtet werden, dass man es bei weltgeschichtlicher Betrachtung oft mit ungewöhnlich lang dauernden Wirkungsketten zu tun hat. Die Industrialisierung zum Beispiel kann für einzelne europäische Länder auf jeweils mehrere Jahrzehnte datiert werden. Als globaler Prozess ist sie hingegen bis heute noch nicht zum Abschluss gekommen. Trotz zahlloser, die jeweiligen Industrialisierungsvorgänge innerhalb nationaler Volkswirtschaften je besonders prägender Einflüsse sind die Anstöße der englischen «industriellen Revolution» noch heute in einigen asiatischen Ländern spürbar, etwa in China, wo sich sogar manche der Nebeneffekte der europäischen Frühindustrialisierung wiederholen, etwa ökologischer Raubbau und schutzlose Überausbeutung menschlicher Arbeitskraft.
Auch darf die Vorstellung, Geschichte verlaufe nicht linear-progressiv, sondern bewege sich in «runden» Formen, keinesfalls als Ausdruck einer vormodernen Geistesverfassung abgetan werden. Auch analytisch ist sie nicht wertlos. Die Wirtschaftsgeschichte arbeitet mit Modellen von Produktions- und Konjunkturzyklen unterschiedlicher zeitlicher Dauer; die Entdeckung solcher Zyklen war ein wichtiges Ergebnis ökonomischer Theoriebildung im 19. Jahrhundert.80 In Untersuchungen der militärischen Kräfteverteilung auf der Welt haben sich long waves von imperialer Kontrolle und hegemonialer Vormacht als erhellendes Deutungsmuster erwiesen.81 Der Okzident kennt sowohl lineare als auch zyklische Muster historischer Bewegung, nimmt aber seit dem 18. Jahrhundert eine nach vorne offene Bewegung an, den immer wieder aufgehaltenen und manchmal zurückgedrehten «Fortschritt».82 Andere Zivilisationen haben diesen Fortschrittsgedanken erst später von Europa übernommen. Manche halten – wie die muslimische – daneben an eigenen, nicht-stetigen Vorstellungen von Linearität fest: Geschichte nicht als kontinuierliche Entfaltung, sondern als unterbrochene Abfolge von Momenten.83 Ob solche indigenen Geschichts- und Zeitkonzeptionen in der modernen Geschichtswissenschaft als angemessene Beschreibungen rekonstruierbarer Wirklichkeit akzeptiert werden könnten, verdient wenigstens geprüft zu werden.
Dafür ein Beispiel: Michael Aung-Thwin nimmt für die Sozialgeschichte Südostasiens bis ins zweite Drittel des 19. Jahrhunderts hinein eine Spiralform an. Er kommt zu dieser Hypothese – mehr soll es für ihn nicht sein – durch die Beobachtung eines Gegensatzes zwischen der Denkweise von Historikern, die Evolution, Fortschritt und Ursache-Wirkungs-Beziehungen geradezu ungefragt voraussetzen, und derjenigen von Anthropologen, die eher von Strukturen, Analogien und Homologien sowie Wechselwirkungen ausgehen. Historiker unterlägen oft dem Fehlschluss, in einem bestimmten Zeitabschnitt beobachtete Veränderungen für permanente Transformationen zu halten. Aung-Thwins eigene Interpretation sieht die Geschichte Südostasiens im Wechselspiel (er spricht von «oscillation») zwischen einem «agrarisch-demographischen» Zyklus der binnenländisch orientierten Staaten und einem «kommerziellen» Zyklus der maritim ausgerichteten Städte und politischen Einheiten. So sei etwa die burmesische Gesellschaft nach mancherlei Veränderungen um die Mitte des 18. Jahrhunderts zu einem Zustand zurückgekehrt, der demjenigen unter der glorreichen Pagan-Dynastie im 13. Jahrhundert sehr ähnlich sehe. Dies sei durch die Stärke der burmesischen Institutionen ermöglicht worden.84 Die britische Kolonisation, die Burma zwischen 1824 und 1886 schrittweise unterwarf, habe diese Stärke unterminiert, doch erst durch die Unabhängigkeitsrevolution von 1948 sei das alte Bewegungsmuster außer Kraft gesetzt worden.
Man braucht sich kein Urteil darüber zu bilden, was von dieser Deutung Burmas und Südostasiens insgesamt zu halten ist. Auch ein anderes Beispiel hätte demselben illustrativen Zweck gedient. Es geht um ein allgemeineres Argument: In der europäischen Geschichtsphilosophie hatte sich seit etwa 1760 die Idee verfestigt, den dynamischen Gesellschaften Westeuropas stehe das «stagnierende» oder gar «stationäre» Asien gegenüber.85 Hegel hatte diese Auffassung in den 1820er Jahren noch mit einiger Differenziertheit vorgetragen. Wenig später wurde daraus die verbreitete Ansicht von den «geschichtslosen» Völkern, worunter besonders grobschlächtige Autoren nicht nur die «Wilden» ohne Schrift und Staat verstanden, sondern durchaus auch die asiatischen Hochkulturen und die Slawen. Diese Verweigerung von Gleichzeitigkeit und Teilhabe an einem menschheitlich gemeinsamen Zeit-Raum ist mit Recht als ein krasses Beispiel für das kritisiert worden, was man «binäre Simplifikation» nennen könnte.86 Es ist verfehlt, in der Vergangenheit vor allem Asiens nur die ewige Wiederkehr des Gleichen und dynastisch-kriegerische Oberflächenverwicklungen zu sehen. Dennoch wäre es nicht weniger falsch, nun in das andere Extrem zu verfallen und die gesamte Geschichte – und sei es auch nur die «neuzeitliche» – in das gleißende Einheitslicht europäischer Fortschrittskonzeptionen zu tauchen. Die Modernisierungstheorie der 1960er Jahre, die immer noch nicht ganz aus der Diskussion verschwunden ist, hat dies getan und sich die Geschichte wie ein Wettrennen vorgestellt: die leistungsfähigen Nordatlantiker vorneweg und die anderen als Nachzügler und Spätentwickler hinterdrein. Sich zumindest die Möglichkeit nicht-linearer historischer Bewegung offenzuhalten, befreit aus der schlechten Alternative von binärer Simplifikation und eurozentrischen Homogenitätsannahmen.
|  Zeitreform


Man nähert sich einer Mentalitätengeschichte des 19. Jahrhunderts, wenn man nach Zeiterfahrungen fragt, die möglicherweise für die Epoche charakteristisch gewesen sind. Nun sind Zeitvorstellungen ein Fall von «kultureller Konstruktion» und gehören zu den bei Anthropologen und Kulturphilosophen beliebtesten Kriterien überhaupt, um Zivilisationen voneinander zu unterscheiden.87 Ebenso gibt es kaum einen anspruchsvolleren und ergiebigeren Ansatzpunkt für den interkulturellen Vergleich.88 Zeitvorstellungen sind sowohl auf der Ebene philosophischer und religiöser Diskurse mit ihren oft überaus subtilen Terminologien für Zeitphänomene als auch auf derjenigen des beobachtbaren Alltagsverhaltens sehr unterschiedlich beschaffen. Kann man dennoch etwas hinreichend Allgemeines über Zeitvorstellungen und Zeiterfahrungen im 19. Jahrhundert sagen?
Keine andere Epoche sah eine ähnliche Vereinheitlichung der Zeitmessung. Am Anfang des Jahrhunderts gab es Myriaden unterschiedlicher Zeiten, lokaler und milieugebundener Zeitkulturen. An seinem Ende hatte sich über solche verminderte, aber nicht verschwundene Vielfalt die Ordnung einer Weltzeit gelegt. Um 1800 findet man in keinem Land der Welt eine Synchronisation von Zeitsignalen über die Grenzen einer Stadt hinaus. Jeder Ort oder zumindest jede Region stellte die Uhren nach der jeweiligen Einschätzung des Sonnenhöchststandes. Um 1890 war die Zeitmessung nicht nur in den technisch fortgeschrittenen Industriestaaten intern koordiniert. Ohne technologische Neuerungen wäre dies nicht möglich gewesen. Die Gleichstellung von Uhren war eine technische Herausforderung, die nicht nur den alten Kaiser Karl V., sondern bis hin zum jungen Einstein viele Ingenieure und Theoretiker beschäftigte. Erst die Erfindung und Einführung der Übermittlung elektrischer Impulse durch den Telegraphen machte das Problem grundsätzlich lösbar.89
Eine internationale Meridiankonferenz, zu der sich Delegierte aus 25 Ländern in Washington trafen, hatte sich 1884 auf die Weltzeit oder standard time geeinigt, wie wir sie heute noch verwenden, und den Globus gleichmäßig in 24 Zeitzonen von jeweils 15 Längengraden eingeteilt. Die treibende Kraft hinter dieser epochemachenden Übereinkunft war ein Privatmann, der aus Schottland nach Kanada emigrierte Eisenbahningenieur (Sir) Sandford Fleming, den man getrost als einen der stillschweigend einflussreichsten Globalisierer des 19. Jahrhunderts bezeichnen darf.90 Befürworter einer Zeitreform hatten ähnliche Pläne schon seit dem Beginn des Jahrhunderts geschmiedet, Regierungen zur gleichen Zeit wenig Interesse daran gezeigt. Die Sachlogik der Eisenbahn und ihrer Fahrpläne erzwang eine Koordination, doch zog sich deren Realisierung hin. Noch 1874 wurde in Deutschland die Eisenbahnzeit in komplizierter Weise auf der Grundlage unterschiedlicher großstädtischer Ortszeiten, von denen jede genau gemessen und amtlich überwacht war, berechnet.91 Die Fahrgäste mussten selbst kalkulieren, wann sie irgendwo ankommen würden. 1870 gab es in den USA mehr als 400 Eisenbahngesellschaften, die insgesamt über 75 verschiedene railroad times verwendeten. Der Reisende hatte sich am Schalter nach der Zeit zu erkundigen. Ein erster Schritt zur Vereinheitlichung war die Einführung elektrisch synchronisierter Uhren für die interne Standardisierung der Zeitmessung einer Bahngesellschaft.92 Woher aber den Standard nehmen? Im professionellen Gebrauch der Seeleute hatte man sich bereits seit dem 18. Jahrhundert weithin auf eine Normalzeit geeinigt, die den Längengrad der Königlichen Sternwarte zu Greenwich als Nullmeridian zugrunde legte. Im Vereinigten Königreich gingen bereits 1855 etwa 98 Prozent aller öffentlichen Uhren nach Greenwich Mean Time (GMT), auch wenn diese erst 1880 amtlich verbindlich wurde.93 1868 führte Neuseeland als erstes Land der Welt GMT offiziell ein. In den USA, wo man es mit Koordinationsproblemen einer anderen Größenordnung zu tun hatte, wurde 1883 eine nationale Einheitszeit auf der Basis von Greenwich-Zeit eingeführt, nach geographischer Länge unterteilt in vier Zeitzonen: ein Prinzip, das im folgenden Jahr auf den Globus angewendet wurde, zwangsläufig mit zahlreichen Anpassungen an nicht linear verlaufende Staatsgrenzen.94
Es gab also Vereinheitlichung auf zwei Ebenen: innerhalb von Nationalstaaten und zwischen ihnen. Die internationale Koordination ging der nationalen nicht selten voraus. Im Deutschen Reich, das klein genug war, um auf ost-westliche Zeitzonen verzichten zu können, galt erst ab 1893 eine einheitliche amtliche Normalzeit. Vor allem das Militär hatte darauf gedrängt, der steinalte Generalfeldmarschall von Moltke fünf Wochen vor seinem Tod im Reichstag ein bewegendes Plädoyer für die «Einheitszeit» gehalten. Frankreich übernahm GMT erst 1911. Diese Verzögerung ist sehr aufschlussreich. Welche Gründe hatte sie?
Es ist ein bemerkenswertes Paradox, dass die großen Bewegungen zur internationalen Standardisierung (es ging dabei auch um Maße und Gewichte, Währungen, den Post- und Telegraphenverkehr, die Spurweite von Eisenbahnen, usw.) mit dem Erstarken von Nationalismus und Nationalstaaten einhergingen. So trafen die Pläne von Sandford Fleming in Frankreich auf heftigen Widerstand. Als 1884 auf der Konferenz von Washington die zentrale Sternwarte des britischen Weltreichs in Greenwich an der Themse zum universalen Nullmeridian erhoben werden sollte, hätte Paris lieber den eigenen «alten» Meridian des Pariser Observatoriums aus dem 17. Jahrhundert an dieser Stelle gesehen (es gab daneben alle möglichen anderen Vorschläge: Jerusalem, Tahiti usw.). Der Gebrauch des Meridians von Greenwich war jedoch nicht nur in der Navigation der Hochseeschifffahrt seit langem verbreitet. Auch die amerikanischen Eisenbahnen hatten ihr Zonensystem bereits an Greenwich ausgerichtet , zweifellos ein Ausdruck britischer Hegemonie, nur eben einer freiwillig anerkannten, nicht einer aufgezwungenen. Der französische Einspruch hatte daher aus praktischen Gründen keine Chance.
Die Beziehungen zwischen Frankreich und Großbritannien waren um 1884 nicht einmal besonders schlecht. Nur erhoben beide Länder den Anspruch, die westliche Zivilisation im Zustande ihrer höchsten Vollkommenheit zu repräsentieren. Es war daher nicht unwichtig, ob ein globaler Standard britisch oder französisch beherrscht sein würde. Frankreich schlug sogar ein Geschäft auf Gegenseitigkeit vor: Es würde notfalls akzeptieren, dass der Null-Längengrad mitten durch einen Vorort von London verlaufen würde, wenn die Briten im Gegenzug das metrische System bei Maßen und Gewichten übernähmen. Dazu ist es bekanntlich nicht gekommen. Bereits der Versuch der Französischen Revolution, auch die Zeit zu dezimalisieren, war ein glatter Fehlschlag gewesen.95 Niemand konnte Frankreich freilich zwingen, der universalen Zeitordnung beizutreten. In Frankreich besaß um die Mitte der 1880er Jahre noch jede Stadt ihre lokale, am Stand der Sonne gemessene Zeit. Die Eisenbahnen waren nach Pariser Zeit getaktet, die dem Zeiger nach GMT um 9 Minuten und 20 Sekunden voraus war. 1891 erhob ein trotziges Gesetz diese Pariser Zeit zur heure légale in ganz Frankreich. 1911 trat Frankreich dem universalen Zeitstandard von 1884 bei. Erst damit war in Europa die Zeitanarchie im Wesentlichen beseitigt. Der französische Fall zeigt, dass nationale Vereinheitlichung nicht unbedingt globaler Standardisierung vorausgehen musste, und dass globale Regelungen nicht automatisch nationale Besonderheiten außer Kraft setzten. Parallel zu ihrer Universalisierung wurde die Zeit nationalisiert. Aber zumindest in diesem Fall obsiegte auf längere Sicht die Tendenz zur weltweiten Vereinheitlichung.
|  Chronometrisierung


All dies trug sich in Gesellschaften zu, die bereits intensiv chronometrisch durchdrungen waren. Die Allgegenwart von Uhren und der Gehorsam ihrer Besitzer und Benutzer gegenüber einem mechanischen Zeitdiktat fielen asiatischen und afrikanischen Besuchern von Ländern wie Großbritannien und den USA immer wieder auf. Die Vereinheitlichung von Zeitstandards war nur in Gesellschaften möglich, die es verstanden, die Zeit zu messen, und die sich daran gewöhnt hatten, es zu tun, also in Uhrengesellschaften. Wann man davon sprechen kann, dass sich nicht nur Gelehrte, Priester und Fürsten mit mechanischen Uhren abgaben, sondern ganze Gesellschaften chronometrisiert waren, ist sehr schwer zu sagen. Vermutlich konnte diese Schwelle überhaupt erst erreicht werden, als die industrielle Massenproduktion von Zeitmessern für das Wohnzimmer, den Nachttisch und die Westentasche – und damit in großem Stil der Privatbesitz von Uhren – möglich wurde. Das war erst in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts der Fall. Die «Demokratisierung der Taschenuhr» (David Landes), ermöglicht durch die maschinelle Herstellung preisgünstiger Massenware, machte Pünktlichkeit zu einer allgemein erreichbaren Tugend. Die jährliche Weltproduktion an Taschenuhren stieg von 350– 400.000 Stück am Ende des 18. Jahrhunderts auf mehr als 2,5 Millionen um 1875, und damals lag die Konstruktion billiger Uhren erst wenige Jahre zurück.96 Erzeugt wurden diese Uhren hauptsächlich in der Schweiz, in Frankreich, Großbritannien und den USA. Man weiß nicht, wie viele davon den Weg in außerokzidentale Taschen fanden. Ebenso wie die Kommandohöhen der Weltzeit, so befanden sich auch die Apparate ihrer exakten Messung in den Händen weißer Männer. Die Welt zerfiel in Uhrenbesitzer und Uhrenlose. Missionare und Kolonialherren machten neue Zeitressourcen zugänglich und monopolisierten zugleich die Herrschaft über die Zeit. Lewis Mumfords Bemerkung, nicht die Dampfmaschine, sondern die Uhr sei die wichtigste Apparatur des industriellen Zeitalters gewesen, trifft zumindest für die nicht-westliche Welt zu.97 Die Uhr war unendlich viel weiter verbreitet als die Dampfmaschine. Sie griff ordnend und disziplinierend in einer solchen Weise in Gesellschaften ein, wie eine pure Produktionstechnologie dies nicht vermochte. Uhren gab es in Gegenden der Welt, in denen man noch nie eine kohlebefeuerte Maschine oder eine Lokomotive gesehen hatte. Schwer lösbar blieb aber oftmals das Problem, den prestigereichen Mechanismus sinnvoll zu stellen.
Die Uhr wurde zu Emblem wie Hauptvehikel der westlichen Zivilisation. In Japan trug man sie, mangels Taschen, anfangs um den Hals oder am Gürtel. Der Meiji-Tenno belohnte die besten Studenten des Jahres mit Taschenuhren – zunächst aus amerikanischer Produktion.98 Um 1880 gehörte die Taschenuhr in Lateinamerika neben Zylinder, Schnürkorsett und falschem Gebiss zu den Statussymbolen einer sich an westlichen Konsummustern orientierenden Oberschicht. Im Osmanischen Reich machte weniges den Willen des Staates und der Eliten zu einer Modernisierung nach westlichem Vorbild augenfälliger als die öffentlichen Uhrentürme, die Sultan Abdülhamid II. im letzten Quartal des 19. Jahrhunderts in den großen Städten des Reiches errichten ließ.99 Die Briten taten Ähnliches in ihrem Weltreich, etwa aus Anlass von Queen Victorias 60. Thronjubiläum im Jahre 1897. Solche Uhrentürme, die säkulare und kulturneutrale Weiterentwicklung des uhrenbewehrten Kirchtums, machten die Zeit öffentlich sichtbar und meist auch hörbar. In China, wo oft noch bis ins 20. Jahrhundert hinein die Zeit vom Trommelturm aus signalisiert wurde, blieb es noch länger bei der reinen akustischen Vermittlung.
Die Verbreitung mechanischer Zeitmessung trug zu einer Quantifizierung und Verstetigung von Arbeitsprozessen bei, die auch aus anderen Quellen gespeist wurde. In der vorindustriellen Arbeitswelt, so hat der englische Sozialhistoriker E. P. Thompson in einem berühmten Aufsatz argumentiert, sei die Arbeit unregelmäßig und ungleichmäßig abgelaufen. Mit zunehmender Arbeitsteilung und der Organisation der Produktion in immer größeren und kapitalintensiveren Betrieben im Laufe des 19. Jahrhunderts hätten Unternehmer und Marktkräfte dann ein strikteres Zeitregiment und längere Arbeitszeiten durchgesetzt. Die Arbeiter, die sich, aus Landwirtschaft und Handwerk kommend, in den ersten Fabriken wiederfanden, seien durch Uhren, Glocken und Strafen einem ihnen fremden Konzept von abstrakt gemessener Zeit unterworfen worden.100 Das klingt plausibel und besitzt den zusätzlichen Reiz, dass sich englische Fabrikarbeiter, Arbeiter in sich später industrialisierenden Ländern und koloniale Untertanen in einer prinzipiell ähnlichen Situation sozialer Disziplinierung und kultureller Entfremdung wiederfanden. Thompsons modernitätskritische These scheint also universalisierbar zu sein. Überall wurde die Uhr zur Waffe der Modernisierung. Vermutlich ist dies jedoch später geschehen, als E. P. Thompson meinte. Selbst in Großbritannien waren exakt gehende und nach verbindlichen Normzeiten eingestellte Uhren erst am Ende des 19. Jahrhunderts im Alltag allgemein verbreitet.101
Es empfiehlt sich, die quantitative und die qualitative Seite dieses Arguments zu unterscheiden. Schon Karl Marx hatte behauptet, der Arbeitstag sei zusehends verlängert worden. Zahlreiche andere Zeugnisse von Zeitgenossen bestätigen, dass der Beginn industrieller Fabrikproduktion oft oder fast immer mit einer Zunahme der von einzelnen insgesamt aufgewendeten Arbeitszeit verbunden war. Arbeitstage von bis zu 16 Stunden scheinen überall in der Frühzeit maschineller Baumwollspinnerei üblich gewesen zu sein. Mit den Mitteln einer um Genauigkeit im Detail bemühten, also auch quantifizierend vorgehenden Geschichtswissenschaft ist derlei nicht leicht zu ermitteln. Akribische Untersuchungen haben aber zumindest am englischen Fall für die Frühindustrialisierung bis 1830 eine deutlich steigende Arbeitszeit festgestellt.102 Diese Steigerung über einen Zeitraum von etwa acht Jahrzehnten hinweg war begleitet von vermehrtem Uhrenbesitz bei Arbeitern und in dessen Folge einer genauer quantifizierenden Wahrnehmung der eigenen Beanspruchung.103 Der Kampf um die Verkürzung der Arbeitszeit setzte voraus, dass auch die Arbeiter eine Vorstellung von ihrer tatsächlichen Leistung entwickelten. Die Uhr in der Hand des Arbeiters konnte die Zumutungen des Kapitalisten überprüfen.
In qualitativer Hinsicht lässt sich also darüber streiten, ob die Uhr wirklich kaum mehr als ein Zwangsinstrument in den Diensten der Unternehmer war. Und wenn man die technologische Entwicklung nicht als unabhängige Variable betrachten möchte: Schuf erst die Erfindung der mechanischen Uhr ein Bedürfnis nach exakter Zeitmessung, oder war nicht vielmehr zuerst dieses Bedürfnis vorhanden und weckte dann eine Nachfrage nach technischen Mitteln zu seiner Befriedigung?104 Zweifellos war die minutengenau messende Uhr überall auf der Welt, wo sie eingeführt wurde, das Werkzeug einer Mechanisierung oder gar ihrer gesteigerten Form, einer Metronomisierung der Produktion und zahlreicher anderer Lebensvorgänge. Sie war das Emblem eines Zeitregiments, das gleichförmiger war als die Zeiterfahrungen einer naturnahen bäuerlichen Lebensweise.105 Im 19. Jahrhundert wurden Bauern und Nomaden allenthalben mit einem solchen, von den Städten ausgehenden Zeitregiment konfrontiert.
Wer selbst erfahren musste, dass bis heute keineswegs überall in Europa, vom Rest der Welt zu schweigen, die gleichen strengen Begriffe von Pünktlichkeit beachtet werden, wird allerdings die Fähigkeit der Menschen zur Zeitresistenz und ihr Vermögen nicht unterschätzen, in mehr als einer Zeitordnung zu leben, also gleichzeitig mit diskontinuierlichen konkreten Zeiterfahrungen und abstrakter Uhr- und Kalenderzeit zurechtzukommen.106 Die Anthropologie hat viele Beispiele dafür gefunden, dass auch astronomie- und uhrenlose Gesellschaften zu einer differenzierten Bestimmung von Zeit-«Punkten» und andauernden Verläufen und zu zeitlich präziser Koordination ihrer Aktivitäten imstande sind.107 E. P. Thompsons eingängige These von einem auf dem Schlachtfeld der Zeitwahrnehmung ausgetragenen Kulturkonflikt während der frühen Industrialisierung Englands scheint nur begrenzt auf andere Räume und Epochen übertragbar zu sein. Für Japan hat man ihre Geltung schlichtweg bestritten. Die japanischen Bauern der späten Tokugawa-Zeit (sie endete 1868), in miteinander rivalisierenden Kleinbetrieben überwiegend intensive Landwirtschaft und Gewerbeproduktion für den Markt treibend, lebten durchaus nicht in idyllischem Einklang mit den Rhythmen der Natur, sondern bemühten sich um eine ausgeklügelte Nutzung der kostbaren Ressource Zeit. Eine schlechte Zeitökonomie hätte den Untergang der Familie bedeutet. Als dann um 1880 die Industrialisierung Japans begann, waren die Arbeitskräfte bereits auf einen kontinuierlichen, jahreszeitlich unabhängigen Arbeitsfluss eingestellt. Die Umstellung auf die Zeitdisziplin der Fabrik, die überdies in Japan lange Zeit relativ lax gehandhabt wurde, fiel nicht schwer. Eine Verschärfung des Ausbeutungsdrucks wurde ebensowenig beklagt wie die Arbeiter, anders als ihre Klassengenossen in Europa und den USA, eine Verkürzung der Arbeitszeit zu einer zentralen Forderung erhoben. Wichtiger war ihnen die moralische Anerkennung durch das Management innerhalb einer partnerschaftlichen Betriebshierarchie.108
Die Situation war eine andere auf den Baumwollplantagen in den Südstaaten der USA vor dem Bürgerkrieg. Die Feldarbeit der Sklaven in den von Aufsehern befehligten gangs war schon seit längerem stark rhythmisiert und unterlag einem Maximum an gewalttätiger Disziplinierung. Mechanische Uhren, deren Besitz sich unter den Sklavenhaltern rasch verbreitete, konnten leicht in das Repertoire der Arbeitskontrolle eingefügt werden. Im Unterschied zu Fabrikarbeitern – ob in England, Japan oder den sklavenfreien Nordstaaten der USA – waren Sklaven allerdings nicht in der Lage, mit ihren Vorgesetzten über Arbeitszeit zu diskutieren. Die Uhr blieb viel deutlicher als im industriekapitalistischen Umfeld ein einseitig eingesetztes Zwangsinstrument, das letzten Endes aber auch das Leben des Sklavenhalters veränderte: Herr wie Knecht teilten die neue Welt der unbarmherzig vorantickenden Zeiger. Zugleich diente die Uhr einem ganz anderen Zweck: Durch Uhrenbesitz versuchte die Pflanzeroligarchie symbolisch den Anschluss an den weiter entwickelten Norden zu finden. Hier wie weltweit in unzähligen anderen Zusammenhängen wurde die im privaten Besitz befindliche Uhr zu einem der potentesten Symbole von Modernität.109
Bei genauerem Hinsehen muss vielfältig unterschieden werden: die Zeit der Dörfler und die der Städter, der Männer und der Frauen, der Alten und der Jungen, die Zeit des Soldaten und die des Zivilisten, des Musikers und des Baumeisters. Zwischen der objektiven Zeit der Chronometer und der subjektiv empfundenen Zeit steht die soziale Zeit der «typischen» Lebenszyklen in Familie und Erwerbsleben. Sie wiederum wird in je unterschiedlichen Mischungsverhältnissen von kulturellen Normen, wirtschaftlichen Aufgaben und emotionalen Bedürfnissen geprägt. Besonders lohnend ist es, danach zu fragen, ob soziale Zeit auch kollektiv als Zyklus einer Generation empfunden wurde und von rekonstruierenden Historikern so gesehen werden kann. Es ist die Aufgabe der Historischen Anthropologie und Soziologie, Licht in diese Vielfalt zu bringen.
|  Beschleunigung


Ist vielleicht Beschleunigung die charakteristische Erfahrung, die im Übergang ins 19. Jahrhundert besonders viele Menschen teilten?110 Infolge der Erfindung der Dampfmaschine und ihrer mechanischen Kombination mit Rädern und Schiffsschrauben wurde das 19. Jahrhundert zur Epoche der Geschwindigkeitsrevolution. Auch wenn sich erst im 20. Jahrhundert dank der Luftfahrt und der Perfektionierung des Straßenverkehrs die Transportgeschwindigkeit dramatisch erhöhte, so bedeuteten die Eisenbahn und der Telegraph doch den entscheidenden Bruch mit aller früheren Geschichte. Sie waren schneller als die schnellste Pferdekutsche und der schnellste Postreiter. Der Transport von Menschen, Gütern und Nachrichten löste sich aus den Fesseln der Biomotorik. Diese Entwicklung hatte keine anderen als technologische Ursachen. Auch war – bei allen Unterschieden in den jeweils kulturell bedingten Reaktionen und Verwendungsweisen – die Wirkung des Eisenbahnfahrens weltweit im Prinzip dieselbe.111 Die Erfahrung physischer Beschleunigung war eine direkte Konsequenz neuer technischer Chancen. Dass die Eisenbahn in Europa erfunden worden war, trat hinter die Tatsache der Eisenbahnerschließung sämtlicher Kontinente zurück. In ihren Nutzungsmöglichkeiten war die Eisenbahn kulturneutral. Die Nutzung selbst war dies nicht. Man konnte mit dem Gerät unterschiedlich umgehen. Es ist sogar behauptet worden, die russische Öffentlichkeit habe lange nur wenig Begeisterung für das schnelle Tempo der Bahnen aufgebracht, die ohnehin bedächtiger unterwegs waren als die Züge in Westeuropa: eine kulturelle Präferenz für Langsamkeit, die nur nachließ, nachdem der Blick ins Ausland gezeigt hatte, wie rückständig man damit war.112 Die Eisenbahn war nicht nur schneller, sondern auch bequemer als die älteren Methoden der Beförderung zu Lande. Noch 1847 erlitt Hector Berlioz auf dem Weg von Tauroggen nach St. Petersburg vier Tage und vier Nächte lang in einem eiskalten Schlitten, einer «hermetisch abgeschlossenen metallenen Kiste», wie er schreibt, «ungeahnte Qualen». Wenige Jahre später hätte er ohne Blessuren und «Schneekrankheit» mit der Bahn reisen können.113 Andererseits gab es die neue Kalamität des Eisenbahnunglücks: in England, wo Charles Dickens 1865 auf dem Weg von der Küste nach London einen solchen Unfall nur knapp überlebte, in Russland, wo Zar Alexander III. 1888 in eine ähnliche Situation geriet, in Indien oder in Kanada. Maschinelle Beschleunigung und Denaturalisierung der Zeiterfahrung ist eine genuine, eine spätestens um 1910 herum vermutlich der Mehrheit der Weltbevölkerung prinzipiell (nicht unbedingt auch tatsächlich) zugängliche Menschheitserfahrung des 19. Jahrhunderts.114
Dies lässt sich weniger zuversichtlich von der Verzeitlichung der Weltdeutungskategorien sagen, die Reinhart Koselleck während der «Sattelzeit» um 1800 in Westeuropa diagnostiziert hat. Die Beschleunigung der Geschichtserfahrung steht in einem nur lockeren Zusammenhang mit der physischen Beschleunigung des Reisens und Kommunizierens. Anders als diese, ist sie nicht universal gewesen. Von der begrenzten unmittelbaren Ausstrahlung der Französischen Revolution war bereits die Rede. Es ist auch fraglich, ob sich das geschichtsphilosophische Muster, das Koselleck für Europa als Kern des Epochenwechsels um 1800 ansieht, anderswo wiederfinden lässt: das «Aufsprengen» eines Zeitkontinuums durch die gewaltsame Gegenwärtigkeit einer Revolution.115 Gab es Analoges – und wann? – in jenen Teilen der Welt, die von 1789 nicht schockiert worden waren? Verharrten sie im Schlummer der Vormoderne? Oder machte man dort andere Aufsprengungserfahrungen? Schon England, das bereits 1649 einen König geköpft hatte, geriet durch die Ereignisse in Paris in Aufregung, aber nicht in Konvulsionen. Die Vereinigten Staaten hatten 1789 ihre eigene Revolution bereits in sichere institutionelle Bahnen gelenkt und in einer Verfassung kodifiziert.
Wo sonst fand sich im 19. Jahrhundert die Wahrnehmung des Einbruchs eines ganz Neuen in gewohnte Lebenskreise und konventionelle Zukunftserwartungen? Millenarische Bewegungen und apokalyptisch predigende Propheten lebten von diesem Effekt. Es gab sie in verschieden Teilen der Welt von China über Nordamerika – bei Indianern ebenso wie bei Weißen (etwa den Mormonen) – bis nach Afrika. Das Ende der Sklaverei wurde, wie viele Zeugnisse zeigen, von befreiten Sklaven als plötzlicher Anbruch einer neuen Zeit empfunden, auch wenn sich der tatsächliche «Tod der Sklaverei» oft langwierig, mühevoll und enttäuschend gestaltete.116 Die Vision des Neuen war von den französischen Revolutionären bis zur chinesischen Taiping-Bewegung der 1850er Jahre oft mit dem Willen verbunden, ihm eine neue temporale Ordnung folgen zu lassen. Zur Revolution gehört geradezu der traditionsbrechende Kalender. Das ist keineswegs immer als messianische Spiritualisierung und als Aufstand gegen einen angeblichen «Logozentrismus» der bis dahin «hegemonialen» Kultur zu denken. Charakteristischer für die späte Neuzeit ist vielmehr, die Zeiterfassung zu rationalisieren und auf den Stand der modernen Welt zu bringen. In Frankreich war dies 1792 so, in Japan nach der Meiji-Renovation von 1868, in Russland mit der Einführung des gregorianischen Kalenders im Februar 1918 als einer der ersten Maßnahmen des bolschewistischen Regimes, auch im chinesischen Gegenstaat, den die Taiping aufzubauen versuchten. Deren Kalender hatte neben endzeitlichen auch ganz praktische Bezüge. «Der neue Himmel und die neue Erde», wie es in Taiping-Dokumenten heißt, sollten den Aberglauben und die Irrlehren der Vergangenheit beseitigen und den Bauern eine vernunftgemäße Einteilung ihrer Arbeitszeit ermöglichen.117 Die neue Zeit sollte eine einfache, eine klare Zeit werden, die verständig mit Zeitressourcen umging.




III  |  Raum:
Wo liegt das 19. Jahrhundert?

1  |  Raum/Zeit

Als chronologische Sequenz, erlebtes und erzähltes Nacheinander und als Kausalzusammenhang vollzieht sich Geschehen in der Zeit. Dass es immer auch einen Ort hat, scheint eine Selbstverständlichkeit zu sein. Die Geschichtsschreibung hat sie wenig beachtet. Besonders ihre klassischen Gebiete Geistesgeschichte und politische Geschichte waren lange ortlos. Alles, was den Verdacht auf eine Naturalisierung «sittlichen Handelns» erweckte, wurde bereits im Historismus des 19. Jahrhunderts in Acht und Bann getan. Geographischer oder gar geopolitischer Determinismus ist seitdem eine der schlimmsten Sünden geblieben, deren ein Historiker überführt werden kann. Nur in der französischen Wissenschaftstradition kannte man solche Berührungsängste nicht. In Deutschland war konkrete Lokalisierung, die Bodenhaftung der Geschichte, nur bei Nebensparten wie der Militär-, der Agrar- oder der Regionalgeschichte geduldet. Das hat sich geändert, seit Umweltgeschichte und historische Geographie größere Beachtung fanden. Historiker des Verkehrs, der Migrationen und der kolonialen Expansion haben die Dimension des Räumlichen ohnehin nie übersehen können. Karl Schlögel hat sie eindringlich beschworen: nicht die Abstraktionen einer postmodernen Geographie, sondern den angeschauten und erlebten Raum «in seiner ganzen Ungeheuerlichkeit».1
Das Verhältnis von Zeit und Raum ist ein großes Thema der Philosophie. Historiker dürfen anspruchsloser mit ihm umgehen. Ihnen kann schon ein Hinweis Reinhart Kosellecks genügen: «Jeder geschichtliche Raum konstituiert sich kraft der Zeit, mit der er durchmessen werden kann, wodurch er politisch oder ökonomisch beherrschbar wird. Zeitliche und räumliche Fragen bleiben immer ineinander verschränkt, auch wenn die metaphorische Kraft aller Zeitbilder anfangs den räumlichen Anschauungen entspringt.»2 Der Geograph David Harvey nähert sich der Frage von Raum und Zeit aus einer anderen Richtung und spricht von der Verdichtung von Zeit und Raum (time-space compression).3 Die Trennung der Aspekte Raum und Zeit ist daher in einem gewissen Sinne künstlich. Das schwer übersetzbare deutsche Wort «Zeitraum», das auf die Breite und Flächigkeit von Zeit hinweist, deutet dies an.
Trotz mannigfacher Verschränkung sind aus historischer Sicht drei wichtige Unterschiede des Raumes im Vergleich zur Zeit nicht zu übersehen:
 
	Raum ist von unmittelbarerer sinnlicher Qualität als Zeit. Er ist mit allen Sinnen zu erfahren. Als «Natur» ist er die materielle Grundlage aller menschlichen Lebensfristung: Erde, Wasser, Atmosphäre, Pflanzen und Tiere. Zeit begrenzt das Leben der Menschen durch natürliche Verschleißprozesse an Organismen, Raum kann ihnen konkret als feindlich, übermächtig und mörderisch entgegentreten. Daher richten sich menschliche Gemeinschaften zwar in ganz konkreten Räumen – natürlichen Umwelten – ein, nicht aber in spezifischen Zeitlagen. Zeit ist jenseits des astronomischen Tag-Nacht-Zyklus, des klimatischen Jahreskreises und der Regelmäßigkeiten der Meeresgezeiten ein kulturelles Konstrukt. Raum hingegen ist zunächst eine vorgefundene Voraussetzung menschlichen Überlebens, die erst zu einem späteren Zeitpunkt kulturell interpretiert wird.
	Raum lässt sich außerhalb der Mathematik – also von wenigen Spezialisten – so gut wie gar nicht abstrakt denken. Ihm fehlt die schematische Regelmäßigkeit der chronologisch geordneten und bezifferten Zeit. Gibt es überhaupt reinen Raum oder nur relationalen Raum, der sich auf die Lebewesen bezieht, die jeweils in ihm existieren? Ist Raum nicht erst dann überhaupt ein Thema für Historiker, wenn Menschen ihn zu gestalten versuchen, wenn sie ihn mit Mythen beladen, ihm einen Wert zuschreiben? Kann Raum etwas anderes sein als ein Ensemble von Orten?
	Zeit kann in den Grenzen astronomischer Gesetzmäßigkeiten willkürlich definiert und geordnet, nicht aber in solcher Weise materiell verändert werden, dass spätere Generationen die Folgen verspüren. Im irdischen Raum materialisiert sich Arbeit. Raum ist formbarer als Zeit. Er ist das Resultat seiner «Produktion» (Henri Lefebvre). Er ist auch leichter zu «besiegen», zu unterwerfen, zu zerstören: durch Eroberung, materielle Erschöpfung, aber auch durch Pulverisierung in Myriaden von Eigentumsparzellen. Raum ist die Voraussetzung von Staatsbildung . Staaten ziehen Ressourcen aus dem Raum. Raum ist allerdings in unterschiedlichen Epochen von wechselnder Wichtigkeit. Als «Territorium» wird er erst in der europäischen Neuzeit zum politischen Wert an sich.

Wo liegt das 19. Jahrhundert? Eine Epoche ist ihrem Wesen nach zeitlich definiert. Zugleich aber lassen sich ihre räumlichen Konfigurationen beschreiben. Das wichtigste Grundmuster solcher Konfigurationen ist das Verhältnis von Zentren und Peripherien. Zentren sind jene Orte innerhalb eines größeren Zusammenhangs, wo sich Menschen und Macht, Kreativität und symbolisches Kapital zusammenballen. Zentren strahlen aus und ziehen an. Peripherien hingegen sind die schwächeren Pole in asymmetrischen Beziehungen zu Zentren. Sie sind eher Empfänger als Sender von Impulsen. Andererseits entsteht immer wieder an einzelnen Peripherien Neues. Große Reiche sind von Peripherien aus gegründet, Religionen dort gestiftet, bedeutende Historien dort geschrieben worden. Solche dynamischen Peripherien können unter günstigen Umständen selbst zu Zentren werden. Ständig verschieben sich die Gewichte zwischen Zentren und Peripherien im Kleinen, manchmal dramatisch im Großen. Oft hat man es mit mehreren Zentren zu tun, die miteinander kooperieren oder rivalisieren. Die Landkarte der Welt sieht auch unterschiedlich aus, je nachdem, aus welchem systematischen Blickwinkel man sie betrachtet. Die politische Geographie deckt sich nicht mit der ökonomischen, und die Verteilung kultureller Zentren über den Globus gibt ein anderes Bild als diejenige der Konzentrationspunkte militärischer Macht.
2  |  Metageographie: Die Namen der Räume

In der Entwicklung des geographischen Wissens nimmt das 19. Jahrhundert im doppelten Sinne eine Übergangsstellung ein.4 Erstens war dies jene Epoche, in der die europäische Erdkunde eine eindeutige Dominanz über die geographische Weltauffassung anderer Zivilisationen gewann. Bis 1900 hatte sich eine europäische Geographie als selbständige Wissenschaft mit eigenen Forschungsmethoden, einer eigenen Systematik und Terminologie, dem Berufsbild des Geographen, eigenen akademischen Einrichtungen, Lehrbüchern und Fachzeitschriften herausgebildet. Die professionellen Geographen verstanden sich teils als Naturwissenschaftler mit enger Verbindung zu exakten Disziplinen wie Geologie, Geophysik oder Hydrologie, teils als Human- oder Anthropogeographen, nun nicht länger bloß als Gehilfen der seit eh und je prestigereicheren Geschichtsschreibung. Mit jedem Lehrbuch und Schulbuch und jeder Karte, vor allem wenn dahinter eine obrigkeitliche Autorisierung stand, übten sie «Benennungsmacht» aus.5 Sie wurden zu gefragten Beratern von Regierungen, die neue Kolonien anstrebten oder ihre bisherigen Kolonien nach wissenschaftlichen Prinzipien «in Wert setzen», also ausbeuten wollten. Dieses Modell geographischer Wissenschaft, in Deutschland und Frankreich entstanden, fand bald Anhänger und Nachahmer in anderen europäischen Ländern und in Übersee. Seine Popularität wurde durch geographische Gesellschaften und Vereine gefördert, in denen sich Amateure und Vertreter von Interessengruppen zusammenschlossen. Überall, wo Geographie sich als «Fach» etablierte, geschah dies als wissenschaftliche Geographie europäischen Typs, und es machte dabei kaum einen Unterschied, ob das importierende Land unabhängig blieb oder von Europa kolonisiert war. Um 1920 herum war die Geographie zu einem gleichförmigen weltumspannenden Diskurs geworden, auch wenn in Ländern mit einer eigenständigen geographischen Tradition, zum Beispiel China, hybride Wissensformen entstanden.6 Das 19. Jahrhundert war die Zeit, in der sich die oft herausragenden individuellen Leistungen einzelner Geographen in eine wissenschaftliche Disziplin, also ein durch Institutionen abgesichertes Kollektivunternehmen, transformierten.
|  Das letzte Zeitalter europäischer Entdeckungen


Gleichzeitig aber, und das ist die zweite Besonderheit, war das 19. Jahrhundert, die erste Phase der Verwissenschaftlichung der Geographie, auch das letzte Zeitalter der Entdeckungen. Noch immer gab es den heroischen Einzelreisenden, der in Gegenden vorstieß, die nie zuvor ein europäischer Berichterstatter betreten hatte, noch immer waren weiße Flecken auf der Landkarte zu füllen, und noch immer konnten solche Extremreisen selbst für Expeditionen sehr gefährlich sein. 1847 verschwand Sir John Franklin auf der Suche nach der berühmten Nordwestpassage mitsamt einigen der tüchtigsten Offiziere der Royal Navy und den besten wissenschaftlichen Instrumenten der Zeit; erst 1857/59 entdeckten Suchtrupps Skelette und andere Überreste der Franklin-Mission, die mit 133 Mann in England aufgebrochen war.7 Das letzte Zeitalter der Entdeckungen situiert sich zeitlich in einem langen 19. Jahrhundert. Es begann 1768 mit James Cooks erster Weltumsegelung, die den Kapitän und seine wissenschaftlichen Begleiter nach Tahiti, Neuseeland und Australien führte, beschloss die Phase, in der die Royal Navy weltweit die aktivste Kraft der Exploration war, mit dem Franklin-Debakel und kam im Dezember 1911 mit Roald Amundsens Vorstoß zum Südpol zu seinem definitiven Abschluss. Danach waren noch heroische Taten in Hochgebirge, Wüste und Tiefsee möglich, aber es gab nichts mehr zu entdecken.
Im Laufe des Jahrhunderts wurden einige Teile der Welt erstmals bereist und beschrieben:
 
	das subsaharische Afrika jenseits seit langem bekannter schmaler Küstenstreifen, in das Reisende wie der südafrikanische Arzt Andrew Smith, der deutsche, für britische Auftraggeber reisende Geograph Heinrich Barth und der schottische Missionar David Livingstone vorstießen;
	der gesamte Westen des nordamerikanischen Kontinents, in den Thomas Jefferson während seiner Amtszeit als Präsident der USA die berühmte Expedition von Meriwether Lewis und William Clark entsandte (1804–6), der aber erst spät im Jahrhundert kartographisch lückenlos erfasst war;
	das Innere Australiens, bei dessen Durchquerung der aus dem Brandenburgischen stammende Ludwig Leichardt 1848 spurlos verschwand und das lange völlig unkartiert blieb;
	große Teile Zentralasiens, über das die chinesische Geographie seit dem 18. Jahrhundert besser unterrichtet war als die europäische und das seit etwa 1860 zunehmend zum Feld russischer, britischer und französischer, um die Jahrhundertwende auch deutscher Reise- und Forschungsaktivitäten wurde.

In anderen Fällen war man in Europa seit der frühen Neuzeit bereits landeskundlich recht gut informiert. Das galt für Mexiko, ein altes Kerngebiet der spanischen Expansion, für Indien, über das schon vor der Kolonialzeit ausführlich berichtet worden war, aber auch für Länder, die nicht von Europäern kolonisiert wurden wie Siam, den Iran oder das türkische Kleinasien. Die europäischen Kenntnisse über große Teile Asiens waren so umfassend, dass der Berliner Geograph Carl Ritter, der neben Alexander von Humboldt als einer der beiden Begründer der wissenschaftlichen Erdkunde gilt, sie von 1817 an in einem Riesenwerk von schließlich 17.000 Seiten in 21 Bänden zusammenstellen und kritisch bewerten konnte (Die Erdkunde im Verhältniß zur Natur und zur Geschichte des Menschen): die Summe von mehreren Jahrhunderten europäischer Berichterstattung über Asien. Zahlreiche Auskunftsquellen waren aber veraltet, und der keineswegs leichtgläubige Ritter hatte große Mühe, ihnen brauchbare Daten zu entlocken. So beruhte etwa das europäische Wissen über die inneren Provinzen Chinas auch noch um 1830 auf den Berichten der Jesuiten aus dem 17. und 18. Jahrhundert; und in der Kenntnis des alle Fremden abweisenden Japan war man über den klassischen Bericht des westfälischen Arztes Engelbert Kaempfer von einem Aufenthalt in den 1690er Jahren nicht nennenswert hinausgelangt.8 In all diesen Fällen war frischer Augenschein nötig. Daher wurden neue Reisen unternommen, zahlreiche davon von individuellen Wissenschaftsmanagern wie Ritter und Humboldt, in Großbritannien Sir Joseph Banks oder Sir John Barrow, angeregt, später zunehmend von Organisationen wie der African Association oder der 1830 gegründeten Royal Geographical Society.9 Das Vorbild für alle diese Unternehmungen lieferte Alexander von Humboldt selbst mit seiner amerikanischen Reise (Juni 1799 bis August 1804), deren Erträge er anschließend über ein Vierteljahrhundert hinweg in einem weit verzweigten Werk mit dem eigentlichen Reisebericht als Kernstück auswertete.10 Um 1900 lagen für viele Gebiete der Welt geographische Beschreibungen vor, die als Standardwerke auf einem aktuellen Stand der Wissenschaft allgemein anerkannt wurden.
Die geographische Erschließung Europas verlief parallel zu den großen überseeischen Unternehmungen, sie ging ihr nicht unbedingt voraus. Wenige Monate, nachdem Alexander von Humboldt einen Segler in Richtung Havanna bestieg, war im September 1799 sein älterer Bruder Wilhelm nach Spanien aufgebrochen. Dort betrat er kaum weniger wissenschaftliches und touristisches Neuland als Alexander in der Neuen Welt. Von Berlin oder Paris aus gesehen, waren die baskischen Provinzen des Spanischen Reiches nicht weniger exotisch als die amerikanischen, und gleiches galt für andere Gebiete an der Peripherie Europas.11 Das ganze Jahrhundert hindurch gab es auch weiterhin Einzelreisende, von Abenteuerlust und Wissensdrang angetrieben. Auch Frauen wie die englische Weltenbummlerin Isabella Bird, die zwar keine Forschungsreisende, wohl aber eine genaue Beobachterin fremder Sitten und Bräuche war, gehören in diese Kategorie.12 Daneben wurden zwei weitere Typen immer wichtiger: der imperiale Pionier, dessen Ziel die «Inbesitznahme» von Territorien für seine Heimatregierung war, und der ihm folgende Kolonialgeograph, der nach Bodenschätzen, landwirtschaftlichen Anbaumöglichkeiten und Verkehrsverbindungen Ausschau hielt.
Die Visionen von Geographen erfassen unterschiedliche Reichweiten. Reisende und Landvermesser vor Ort sehen ihre unmittelbare Umgebung. Erst in der Studierstube fügt sich aus der Fülle von Beschreibungen und Messungen ein großzügiges Raumbild zusammen. Die bahnbrechenden französischen Kartographen Asiens im 18. Jahrhundert ebenso wie Carl Ritter hatten selbst nie jenen Kontinent betreten, dessen Form sie im Großen wie im Kleinen so genau erfassten. Das 19. Jahrhundert ging selbstverständlich von der Kugelgestalt der Erde aus, die durch die neueren Weltumsegelungen zusätzliche Anschaulichkeit gewonnen hatte. Man darf aber nicht vergessen, dass vor den Möglichkeiten der Luftphotographie die Perspektive auf diese Kugelgestalt eine terrestrische war, die Sehweise des ambulanten oder die Meere befahrenden Zeitgenossen. Der Blick aus der Vogelperspektive oder gar aus der Riesenentfernung des Weltalls war nur fiktiv oder näherungsweise aus dem Fesselballon möglich. Angesichts einer geologischen Absonderlichkeit wie dem Grand Canyon versagte daher die Darstellungstechnik konventioneller Landschaftszeichnung, die mit Alpentälern problemlos zurechtgekommen war. Es gab keine Richtung, aus der heraus die Dramatik der abgründigen Schlucht sichtbar gemacht werden konnte. Auf eine solche Begrenzung des naturalistischen Blicks reagierte der Zeichner der ersten wissenschaftlichen Expedition zum Colorado River von 1857–58 mit einem imaginierten Luftbild von einem Blickpunkt aus, der eine Meile über dem Erdboden lag.13
|  Die Namen der Kontinente


Geographen und Kartographen sind immer schon die Namensgeber von Orten und Räumen gewesen.14 Wie immer ein einzelner Name zustande kam: sobald er auf einem Globus oder einer gut gemachten und mit wissenschaftlicher oder politischer Autorität versehenen Karte erschien, wurde er zu öffentlichem Wissen. Solange es um einzelne topographische Objekte ging – Berge, Flüsse, Städte – hatten lokale Namen eine gewisse Chance, von den Europäern übernommen zu werden. Unter den Landvermessern Britisch-Indiens galt im 19. Jahrhundert die Regel, ein neu zu verzeichnender Ort solle nach Konsultation einheimischer Landeskenner möglichst seine lokale Bezeichnung als gültigen Namen erhalten. Zu einer berühmten Ausnahme wurde 1856 «Peak XV» im Himalaya, den man nach dem pensionierten obersten Landvermesser Indiens (Surveyor-General of India), George Everest, benannte – gegen Everests bescheidenen Einwand, der Name sei für Inder zu schwierig auszusprechen.15 In anderen Teilen der Welt verstreute man die Namen europäischer Monarchen, Staatsmänner und Entdecker mit skrupelloser Großzügigkeit: Lake Victoria, Albertville, Melbourne, Wellington, Rhodesia, Brazzaville, Bismarck-Archipel und Caprivi-Zipfel sind Beispiele von einer langen Liste ähnlicher Fälle.
Dennoch waren solche punktuellen Benennungen weniger willkürlich und ideologieanfällig als die Bezeichnungen größerer Räume. Man hat in diesem Zusammenhang von «Metageographie» gesprochen und damit Schemata von der räumlichen Ordnung der Welt gemeint, die jeder im Kopf mit sich herumträgt, meist, ohne sich von ihnen Rechenschaft abzulegen.16 Diese Schemata sind unter der großen Vielzahl von mental maps jene, die den Globus in Kontinente und andere «Weltregionen» einteilen. Schon im frühen 16. Jahrhundert trat zu den antiken Namen Europa, Asia und Afrika Martin Waldseemüllers «Amerika» als Bezeichnung der gesamten westlichen Hemisphäre hinzu. Im 19. Jahrhundert waren die geographischen Großkategorien noch im Fluss, und man muss sich des Anachronismus bewusst sein, wenn man Namen aus späterer Zeit verwendet. Sogar «Lateinamerika», eine Bezeichnung, die heute allenfalls denjenigen Kopfzerbrechen bereitet, die «Hispanoamerika» und den portugiesischen Sprachraum getrennt sehen wollen, ist keine eindeutige Selbstverständlichkeit. Bis in die Gegenwart herrscht Uneinigkeit darüber, ob die karibische Inselwelt (auch «Westindien» genannt), in der auch Englisch und Französisch (bzw. Créole) gesprochen werden, hinzugerechnet werden soll. Alexander von Humboldt und diejenigen, die unmittelbar auf seinen Spuren reisten, kannten die Bezeichnung noch nicht. Humboldts Amerika waren die «mitternächtlichen» oder tropischen Gegenden des spanischen Reiches in der Neuen Welt, und Kuba gehörte selbstverständlich dazu. Die Generation Simón Bolívars sprach vom «südlichen Amerika». Der Name «Lateinamerika» wurde erst 1861 vor dem Hintergrund des «Panlatinismus» der Saint-Simonisten in Frankreich geprägt und bald politisch aufgegriffen. Damals versuchte Napoleon III. gerade, in Südamerika ein französisches Imperium aufzubauen – der Versuch sollte 1867 mit der Vertreibung der französischen Truppen aus Mexiko und der Erschießung des Erzherzogs Maximilian von Habsburg, eines französischen Statthalters, schmählich scheitern. Die strategische Attraktion des «Lateinischen» lag für den Kaiser darin, zwischen den romanisch sprechenden Völkern Frankreichs und Amerikas politisch opportune «natürliche» Bande konstruieren zu können.17
«Lateinamerika» ist dennoch ein vergleichsweise altes Regionalkonzept. Manche anderen «Weltregionen» sind wesentlich jüngeren Datums. Die Sammelbezeichnung «Südostasien» entstand während des Ersten Weltkriegs in Japan. Ihre allgemeine Verbreitung verdankt sich der Tatsache, dass 1943, mitten im Pazifischen Krieg, aus politischen Gründen ein Operationsgebiet für einen britischen Oberkommandierenden geschaffen werden musste; so erhielt Lord Mountbatten ein South East Asia Command zugesprochen.18 Bis dahin fehlte im Westen ein Sammelname für diese topographisch wie kulturell äußerst heterogene Region. Wenn Europäer nicht gerade pauschal von den «East Indies» sprachen, unterschieden sie oberhalb der einzelnen Königtümer und Kolonialgebiete bestenfalls zwischen dem kontinentalen «Hinterindien» (nach heutigen Begriffen Burma, Thailand, Vietnam, Kambodscha und Laos) und dem «Malaiischen Archipel». Bis vor wenigen Jahrzehnten empfanden die «Südostasiaten» so gut wie keine gemeinsame Identität, und die erste Geschichte der Region insgesamt erschien nicht früher als 1955.19
Ähnlich weiter im Norden: Frühneuzeitliche Landkarten verzeichneten in der Mitte des asiatischen Kontinents einen selten genau umgrenzten Raum namens «la Tartarie». Er entspricht auf vage Weise den Bezeichnungen «Innerasien» oder «Zentralasien», die bis heute keine konzeptionelle Stabilität erlangt haben. Russische Autoren wollen nur die überwiegend von Muslimen bewohnten Gebiete des ehemaligen Russisch-Turkestan dazu rechnen, während ein weiter Begriff auch die Mongolei, Tibet und die heutigen mongolischen Gebiete («Innere Mongolei») der Volksrepublik China einbezieht. Tibet wird oft ausgeschlossen – und gehört dann nirgendwo hin, denn «Südasien» ist es auch nicht. Das südliche Sibirien und die Mandschurei, die im 18. Jahrhundert zumeist noch zur «Tartarei» gezählt wurden, sind aus dem Begriff «Zentralasien» verschwunden. Die Abgrenzung Zentralasiens zu «Ostasien» und dem «Mittleren Osten» ist seit langem strittig, und manche Autoren schlagen eigene Neuprägungen vor wie etwa «Central Eurasia».20
Schwang bei «la Tartarie» und «Zentralasien» immerhin noch das Bild eines mysteriösen, für gewöhnliche Reisende kaum erreichbaren Wunderlandes im Herzen der Welt mit, das 1904 in Halford Mackinders prägnanter geographischer Universalgeschichte, seinem vielzitierten Vortrag The Geographical Pivot of History, zum strategischen «heart-land» eurasischer Großmachtpolitik wurde,21 so waren die territorialen Bezüge des Begriffs «Orient» noch schwächer entwickelt. Es handelte sich im Grunde um ein kulturell definiertes Konzept, das sich auf die von arabischen, türkischen und iranischen Muslimen bewohnten Länder bezog, die von europäischen Kommentatoren in mehreren Jahrhunderten mit Schichten von Bedeutungen überzogen worden waren. Auch der osmanische Balkan war Teil eines so verstandenen Orients. Nie geklärt wurde, ob fernere muslimische Gegenden wie das Mogulreich, Malaya oder Java dazu gehörten. Während der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts waren oft auch Inder und Chinesen mit gemeint, wenn jemand von «den Orientalen» sprach. Immerhin war dies die einzige Sammelkategorie, die westlichen Beobachtern im 19. Jahrhundert zu Gebote stand. Der Ausdruck «Naher Osten» (Near East, im Deutschen nahezu gleichzeitig: Vorderer Orient, russisch Blizkij Vostok, erst nach dem Weltkrieg französisch: Proche-Orient) kam erst gegen Ende des Jahrhunderts in diplomatischen Kreisen in Gebrauch und bezeichnete dann das Osmanische Reich einschließlich jener Gebiete in Nordafrika (wie Ägypten und Algerien), die damals faktisch nicht mehr zu ihm gehörten. «Fruchtbarer Halbmond», 1916 geprägt, war unter Archäologen beliebt und ließ vorislamische Größe anklingen. «Mittlerer Osten» wiederum war eine Erfindung des amerikanischen Titularadmirals und Militärtheoretikers Alfred Thayer Mahan aus dem Jahre 1902 und hatte keinerlei kulturelle oder historische Konnotationen. Gemeint war die Zone nördlich des Persischen Golfs, die man als einen wichtigen Schauplatz des Konflikts zwischen Großbritannien und dem Zarenreich sah; andere geopolitische Kommentatoren schlossen Afghanistan, Nepal und Tibet (das von anderen zu «Central Asia» gerechnet wurde) mit ein. Aus britischer Sicht dachte man vor allem an die strategisch verwundbaren Grenzländer Indiens.22 Geographische Bezeichnungen, mit denen Fachleute wie Laien heute ganz unkritisch umgehen und die auch von den einheimischen Eliten in der Region selbst weithin übernommen wurden, verdanken sich also vielfach der Geopolitisierung der Erdbeschreibung in der Zeit des Hochimperialismus.
|  «Ferner Osten» – «Ostasien»


Besonders gut kann man die Metamorphosen der europäischen Raumsemantik am Beispiel jener Region zeigen, die heute als Ostasien bezeichnet wird. Der Begriff ist eher in der Geographie und in den sozialwissenschaftlichen area studies gebräuchlich als in den asienwissenschaftlichen Philologien. Sprachlich gesehen, versteht es sich keineswegs von selbst, China, Japan und Korea miteinander zu verklammern. Die drei Sprachen sind unterschiedlich gebaut; Sinologie, Japanologie und Koreanistik sind immer noch separate Disziplinen, oft eifersüchtig auf ihre Eigenständigkeit bedacht. Seit ihren Anfängen im 19. Jahrhundert verwendeten diese Fächer keine Mühe darauf, einen gemeinsamen Begriff von Ostasien zu entwickeln. Einen solchen Begriff gibt es in sehr vager Form und überwiegend topographischer Bedeutung seit dem späten 18. Jahrhundert als «das östliche Asien» oder «l’Asie orientale». Er setzte sich erst seit den 1930er Jahren durch, nachdem der Aufstieg der USA zur pazifischen Macht es absurd erscheinen ließ, weiterhin die auf Europa zentrierte Bezeichnung «Ferner Osten» zu verwenden; logisch wäre nur die Variante des «Russian Far East» (für Sibirien) plausibel. Seither hat man sich eher außerhalb der Region als unter den unmittelbar Beteiligten selbst darauf zu einigen versucht, eine Art von «sinischem Kulturkreis» anzunehmen, der durch das gemeinsame Band des «Konfuzianismus» zusammengehalten werde: eine historisch wie religionssoziologisch nicht unproblematische Konstruktion.
«Ferner Osten» wiederum, immer noch vereinzelt in Gebrauch, stammt wie «Naher» und «Mittlerer Osten» aus dem Wörterbuch des Imperialismus. Der Terminus gehört in den Zusammenhang einer metageographischen Neuaufteilung der Welt nach geopolitisch-strategischen Kriterien, die sich in der Zeit des Hochimperialismus, also im Fin de Siècle, unter Geographen wie Politikern großer Beliebtheit erfreute. Manche Staatsmänner, etwa der Vizekönig von Indien und spätere Außenminister Lord Curzon, sahen sich damals als begeisterte Amateur-Geographen und ergingen sich in Spekulationen über Aufstieg und Fall ganzer Weltregionen. Als der Begriff «Ferner Osten» gegen Ende des 19. Jahrhunderts geprägt wurde, war damit zweierlei gemeint. Zum einen wurden allgemeine Klischees über «den Orient», wie sie aus der Betrachtung der muslimischen Länder gewonnen worden waren, räumlich nach Osten gestreckt. China, Japan und Korea erschienen nun als spezifische Verkörperungen eines generalisierten «Ostens», der dem angeblich ganz anders beschaffenen Westen diametral entgegengesetzt sei, als jener Erweiterungsraum des Orients also, der von der «gelben Rasse» bewohnt war. Zum anderen (und das war weitaus wichtiger) wurde «Ferner Osten» als ein geopolitischstrategisches Konzept verstanden. Es konnte erst aufkommen, nachdem die traditionelle sinozentrische Weltordnung weitgehend verschwunden war. «Ferner Osten» wurde in europäischer Perspektive als ein Subsystem der Weltpolitik gesehen, in dem europäischer Einfluss bedeutend, jedoch nicht – wie in Indien oder Afrika – durch Kolonialbesitz verlässlich abgesichert war. Die kulturellen Besonderheiten der jeweiligen Länder spielten in einem solchen Konzept nur eine nachrangige Rolle, primär bildeten sie eine Operationsfläche für die Großmächte. Das geostrategische Gravitationszentrum dieses Fernen Ostens lag im Gelben Meer und zunehmend in der Mandschurei, Regionen, die immer wieder als «Drehund Angelpunkte» (pivots im Sinne Mackinders) der Großmächterivalität bezeichnet wurden. Der politische Kern der «question d’Extrême-Orient» war die Zukunft Chinas als eines einheitlichen Staatsverbandes. Im Unterschied zur sonst analogen nahöstlichen «Eastern Question», bei der es um das Schicksal eines anderen Vielvölkerreiches, des osmanischen, ging, trat im Fernen Osten allerdings der Faktor einer aufstrebenden selbständigen Militärmacht in der Region selbst hinzu: Japan.
Japans besondere Stellung komplizierte indessen die metageographische Situation. War es machtpolitisch gesehen neben Großbritannien und Russland einer der wichtigsten Akteure auf dem fernöstlichen Schauplatz, so blieb sein Verhältnis zu den anderen Teilen der Region «Ostasien» ambivalent. Korea, das in der Geschichte als wichtigster Tributstaat des Kaiserreiches enge Beziehungen zu China unterhalten, aber mit Japan wenige und vorwiegend unerfreuliche Erfahrungen gemacht hatte, wurde in Meiji-Japan als potenzieller Teil einer japanischen Einflusszone gesehen und bei günstiger Gelegenheit 1910 annektiert. Japan entfernte sich seit dem letzten Drittel des Jahrhunderts und vor allem nach 1890 mental vom asiatischen Kontinent. Es war, wie Fukuzawa Yukichi 1885 in seinem Essay «Abschied von Asien» (Datsu-a) schrieb, geographisch, aber nicht länger kulturell ein Teil Asiens, orientierte sich politisch und materiell am erfolgreichen «Westen» und blickte mit zunehmender Geringschätzung auf den einstigen kulturellen Lehrmeister China hinab.23 Dem stand die um die Jahrhundertwende aufbrechende Tendenz entgegen, sich in «panasiatischer» Solidarität an die Spitze einer Erneuerung Asiens im Widerstand gegen den übermächtigen Westen zu stellen. Diese Ambivalenz war auch ein Grundwiderspruch in allen japanischen Vorstellungen von «Ostasien» (Tōa): friedlich dazugehören und zugleich die Anderen dominieren und «zivilisieren» zu wollen. Dass solche Vorstellungen zuerst in der japanischen Armee zur Beschreibung ihres potenziellen Operationsgebietes entwickelt wurden, pointiert diese Spannung.24
|  Metageographische Alternativen


In der Zeit Ritters und Humboldts arbeitete die Geographie mit feineren Regionalrastern als in der späteren Phase nach der Verfestigung einer großflächigen Landkarte der «Weltregionen». Sie hatte seit etwa dem ersten Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts die schematische Kompendiengeographie der Staatenkunde und «Statistik», wie sie im 18. Jahrhundert vor allem in Deutschland gepflegt worden war, hinter sich gelassen und suchte nach neuen Einheiten geographischen Verständnisses. Carl Ritter war hier der entscheidende Denker. Er lehnte die Fixierung auf Staaten als die grundlegenden Ordnungsgrößen ab, bestritt die Berechtigung deduzierter Taxonomien und missbilligte den Mangel an Zusammenhang zwischen den in den älteren Handbüchern aufgehäuften Daten.25 Er entwarf eine neue Gliederung der Erdoberfläche nach physikalischen Kriterien. Physiognomisch erfasste «Länder» und «Landschaften» traten an die Stelle statistisch klassifizierter Königreiche. Dass er den Primat des Physikalischen anerkannte, hinderte Ritter nicht daran, die materielle Lebensweise und die Aktionen menschlicher Gemeinschaften auf der Erde, verstanden als Schauplatz der Geschichte, zu untersuchen. Er hielt es für eine der Aufgaben der Geographie, die Entwicklung der Völker, also der für ihn besonders wichtigen «Individualitäten», im Zusammenhang mit «Landesheimath» und «Landesnatur» zu verfolgen. Dabei vermied er die Reduktion des gesellschaftlichen Lebens und der «geschichtlichen Bewegung» auf Naturkonstanten wie etwa das Klima. Er war kein Geodeterminist. Ritter sah die Natur als «Erziehungshaus des Menschengeschlechtes», als Quelle der Prägung kollektiver Identitäten und besonderer Sozialtypen.26 Zwischen Natur und Geschichte erkannte er eher Korrespondenzen als Kausalitäten. Ritter nahm das elaborierte Beschreibungsvokabular auf, das sich die Geographie im 17. und 18. Jahrhundert zugelegt hatte,27 und ergänzte es um «dynamische» Metaphern des Wachstums und der Tätigkeit. Von seinem Konzept einer ganzheitlich aufgefassten «Länderkunde» ausgehend, versuchte er, die natürlichen Oberflächenformen, vornehmlich Bergzüge und «Wassersysteme», in ein Verhältnis zu den historischen Schauplätzen zu setzen. Ritter rang immer wieder mit dem Problem der «Gliederung der Erdtheile».28 Dass er es überhaupt als Problem ernst nahm, stellt ihn über frühere und viele spätere Geographen. Auf diese Weise gelangte er zum Beispiel zu einem nicht «flach» geopolitischen, sondern reliefbestimmten Begriff von «Hoch-Asien», der mit den Besonderheiten der Natur sogleich die Lebensformen ihrer Bewohner mitschwingen lässt.29 Statt eines pauschalen Begriffs des «Orients» oder später des «Nahen und Mittleren Ostens» differenzierte er zwischen Westasien einschließlich der iranischen Welt, Arabien und dem «Stufenland» der Euphrat- und Tigrissysteme.
Ritters eigenwillige Nomenklatur hat sich nicht durchgesetzt. Doch immerhin fand sein terminologischer Einfallsreichtum eine Fortsetzung im Werk von zwei bedeutenden Geographen des letzten Jahrhundertdrittels, die sonst wenig miteinander gemein hatten, aber der Zeittendenz zur metageographischen Simplifizierung widerstanden. Sowohl der im schweizerischen und später belgischen Exil arbeitende französische Anarchist und Freigeist Élisée Reclus als auch der politisch konservative, methodisch aber bahnbrechende Leipziger Geograph und Völkerkundler Friedrich Ratzel bemühten sich unentwegt um neue sprachliche Nuancen bei der Beschreibung der Welt. Ratzels Anthropogeographie (1882–91) und seine Politische Geographie (1897) verschmähen die zu seiner Zeit aufkommenden Megakategorien und bieten stattdessen eine feine Kasuistik der Landschaftsformen und räumlichen «Lagen» in Beziehung zu politischen Bildungen, etwa in der Diskussion von Inseln.30 Reclus wiederum experimentiert in seinem letzten, teilweise postum veröffentlichten Werk, in dem er die aktuelle Weltlage kurz nach der Jahrhundertwende unter geographischer Perspektive analysiert, mit einer ungewöhnlichen Makro-Gliederung der Welt, die weder auf die herkömmlichen Erdteile noch auf geopolitische Neologismen zurückgreift. Reclus, ein nur noch Ritter vergleichbarer Kenner der geographischen und politischen Literatur, verzichtet auf einen Gesamtbegriff von Europa. Er löst es unter dem Gesichtspunkt machtpolitischer und wirtschaftlicher Magnetfelder in drei zur außereuropäischen Welt hin offene Zonen auf: (1) Lateiner und Germanen, einschließlich des gesamten Mittelmeerrandes sowie des Osmanischen Reiches, allesamt aus seiner Sicht «vollkommen von Kapitalisten abhängig»,31 (2) Russen und Asiaten, d.h. Eurasien von Polen bis Japan, und (3) Großbritannien und sein «Gefolge» (cortège), einschließlich des gesamten Empire, auch des asiatischen mit Indien an der Spitze, dessen gründliche Verwestlichung Reclus erwartet.32 Schließlich bilden in seiner Sicht die beiden Amerikas und der pazifische Raum (außerhalb der britischen Dominions) eine sich neu bildende Einheit. Reclus ist im modernen Sinne ein Beziehungsdenker, niemand, der in Kategorien verdinglichter Großregionen denkt. Auch insofern kann sein Werk noch vor dem von Ratzel, der eher zum schematischen Theoretisieren neigt, von heute aus als geographische Summe des 19. Jahrhunderts gesehen werden, auch wenn es für die europäische Geographie des 19. Jahrhunderts nicht repräsentativ ist.
Ratzel und erst recht Reclus standen auch in großer Distanz zu den Kulturkreislehren, die um die Jahrhundertwende von Deutschland und Österreich aus in Mode kamen, Reclus zudem schon von seinem linken politischen Temperament her auch zu jeglicher geopolitischen Definition von Großräumen. Die Kulturkreislehren benutzten das nun reichlich einströmende ethnographische Material, um daraus im Sinn eines holistischen Wissenschaftsverständnisses großräumige Zivilisationen zu konstruieren. Derlei Konstrukte wurden meist nicht bescheiden als bloße methodische Hilfsmittel betrachtet. Man glaubte an die objektive Existenz von Kulturkreisen. «Kulturkreis» wurde zum post-liberalen Zentralkonzept und nahm die Stelle des «Individuums» in der idealistischen Geographie und Geschichtsauffassung der Generation Carl Ritters ein.33 Erst mit der österreichischen Schule der Ethnologie, dann mit Leo Frobenius und Oswald Spengler gewannen solche Vorstellungen öffentlichen, wenngleich seltener auch wissenschaftlichen Einfluss. Sie sind ein typisches Fin de Siècle-Phänomen, Ausdruck einer Vergröberung der Weltwahrnehmung, wie sie gleichzeitig auf andere Weise in der Raumnomenklatur der Geopolitiker zum Ausdruck kommt.
3  |  «Mental maps»: Die Relativität von Raumvisionen

Um die Raumsicht des 19. Jahrhunderts zu rekonstruieren ist es nötig, immer wieder unsere heutigen Selbstverständlichkeiten in Frage zu stellen. Auch die vertrautesten Begriffe können davon nicht verschont bleiben. Die Kategorie des «Westens» etwa, jener christlich geprägten «Wertegemeinschaft», die zunächst als «Abendland» gegen den muslimischen «Orient», dann nach 1945 erst gegen den atheistischen Kommunismus sowjetischer Prägung, dann erneut gegen «den Islam» abgegrenzt wurde, findet sich als dominante Denkfigur nicht vor den 1890er Jahren.34 Bekanntlich geht der Gegensatz von Okzident und Orient, Abendland und Morgenland auf antike Kosmologien und die Erfahrungen der Perserkriege zurück. Doch die Kategorie des «Westens» entstand erst aus der Idee eines übergreifenden transatlantischen Zivilisationsmodells. Vom Westen zu reden, setzt sogar die kulturelle und weltpolitische Gleichrangigkeit zwischen Europäern und Nordamerikanern voraus. Eine solche Symmetrie war bis zur Jahrhundertwende in europäischen Augen nicht sichergestellt. Die Koppelung «judäo-christliche Zivilisation» als heute verbreitetes Synonym für den «Westen» ist ein noch jüngeres Konzept, vor den 1950er Jahren ohne öffentliche Bedeutung.35
Die Idee des «Westens» war von Anfang an noch weniger territorial gebunden als die des «Orients». Sollten die neo-europäischen Siedlungskolonien innerhalb des britischen Weltreichs dazugehören, also Kanada, Australien und Neuseeland? Wie konnte man den lateinamerikanischen Ländern mit hohem europäischstämmigem Bevölkerungsanteil, etwa Argentinien oder Uruguay, diesen Status verwehren? Im langen 19. Jahrhundert war viel häufiger als vom «Westen» von der «zivilisierten Welt» die Rede. Dies war eine in hohem Maße flexible und nahezu ortlose Selbstbeschreibung. Ihre Überzeugungskraft hing davon ab, ob diejenigen, die sich selbst als «zivilisiert» bezeichneten, anderen begreiflich zu machen verstanden, sie seien es tatsächlich. Umgekehrt gaben sich Eliten in aller Welt nach der Mitte des Jahrhunderts Mühe, den Ansprüchen des zivilisierten Europa zu genügen. In Japan wurde es sogar zum Ziel nationaler Politik, als zivilisiertes Land akzeptiert zu werden. Verwestlichung bedeutete daher nicht allein die selektive Übernahme europäischer und nordamerikanischer Kulturelemente, sondern im ehrgeizigsten Fall viel mehr: Anerkennung als Bestandteil der «zivilisierten Welt». Diese ließ sich im Grunde gar nicht räumlich abbilden und auf Weltkarten dingfest machen. Die «zivilisierte Welt» und ihr ungefähres Synonym, der «Westen», waren weniger Raumkategorien als Messpunkte internationaler Hierarchisierung.36
|  Europa


Sogar die Kategorie «Europa» war im 19. Jahrhundert weniger randscharf, als man von heute aus vermuten möchte. Gewiss wurde Europa irgendwie als historische Einheit und im Prinzip einförmiger, dabei in sich differenzierter Lebensraum gesehen. Ein allgemeines «Europabewusstsein», das über die religiöse Selbstdefinition als Christenheit hinausging, stellte sich unter den Eliten da und dort im Prozess der Aufklärung ein, gesamteuropäisch spätestens während der napoleonischen Zeit.37 In der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts sind aber mehrere gegensätzliche Europas entworfen worden, jedes verbunden mit einer eigenen Raumvision:38
 
	das Europa des napoleonischen Imperialismus, um eine Kernzone herum organisiert und gedacht, die von Tours bis München, von Amsterdam bis Mailand reichte – alles andere waren «Zwischenzonen» oder der äußere Reichsring;39
	die Europa christiana der anti-revolutionären Romantik Chateaubriands und des Novalis;
	das Mächtesystem des Wiener Kongresses, das unter Balancegesichtspunkten entworfen war, die wiederum ohne weitergehende abendländische Ideologisierung durch normative Vorstellungen über systemstabilisierende Friedenssicherung gestützt wurden;40
	die praktisch-politisch wenig bedeutsame Europaphantasie der russisch-preußisch-österreichischen Heiligen Allianz von 1815, in der sich Römischer Katholizismus, Protestantismus und Orthodoxie in hochromantischer Rhetorik vereinten und besondere Erwartungen an die Regenerationskraft des slawisch-orthodoxen Elements richteten;
	das Europa der westeuropäischen Liberalen mit dem Historiker und Staatsmann François Guizot als einflussreichstem Autor, die im Gegensatz zur Heiligen Allianz scharf zwischen West- und Osteuropa unterschieden und die nordatlantischen Solidaritäten, vor allem die Achse Frankreich-Großbritannien, für wichtiger hielten als die eurasischen;
	das Europa der Demokraten, die das Volk als Subjekt der Geschichte entdeckten (so mit großem schriftstellerischem Effekt der französische Historiker Jules Michelet in seinem Essay Le peuple, 1846, sowie in seiner Histoire de la Révolution française, 1847–53), zugleich aber auch den Nationalgedanken und die Idee einer Föderation der europäischen Nationen stärker betonten und gerne auf das Ideal der griechischen Freiheit zurückgriffen; dieses Europa radikalisierte und steigerte sich zur Idee der internationalen Arbeitersolidarität, die im Kern zunächst eine europäische war.

Die Briten hatten ihre eigenen Vorstellungen von Europa. Eine Minderheit unter der politischen Elite, Leute wie Richard Cobden, der unermüdliche Advokat des Freihandels, oder der liberale Philosoph und Ökonom John Stuart Mill, waren internationalistisch und manchmal ausgesprochen frankophil gesinnt, eine Mehrheit indessen zählte die britischen Inseln nicht zum Kontinent, sah diesen kulturell keineswegs als vorbildlich an und unterstützte die Politik, sich aus der kontinentalen Machtbalance herauszuhalten, um freie Hand in Übersee zu bewahren. Als seit den 1880er Jahren Rassedoktrinen in Europa um sich griffen, geschah dies in Großbritannien in der speziellen Variante des Anglosaxonismus, also der Verherrlichung einer «Anglo-Saxon race», die sich überall in der Welt herrschend und kulturschaffend ausgebreitet habe, nur eben nicht auf dem europäischen Kontinent.41
Bismarcks Äußerung von 1876, Europa sei nichts als ein geographischer Begriff, drückte einen allgemeinen Europa-Missmut in einer Epoche aus, als ältere revolutionäre, liberale und auch konservative Solidaritäten verflogen waren und Europäer bereits wieder Kriege untereinander geführt hatten.42 Dahinter verbarg sich aber nicht bloß eine politische Diagnose, sondern auch ein besonderes Raumverständnis: eine Art von Großmächtedarwinismus. Die Großmächte rivalisierten miteinander und hatten wenig Respekt vor den kleinen europäischen Staaten, die sie als potenzielle Unruhestifter sahen. Länder wie Spanien, Belgien oder Schweden beschäftigten den gebildeten Briten, Franzosen oder Deutschen wenig und wurden nicht so recht ernst genommen. Irland, Norwegen, Polen oder Tschechien gab es als selbständige Staaten noch gar nicht. Die Idee eines europäischen Pluralismus unter Staaten aller Größenordnungen, wie er ebenso den Friedensentwürfen der Aufklärung wie der europäischen Einigung seit 1957 zugrunde liegt, war im späten 19. Jahrhundert nicht denkbar. Ein weiteres kommt hinzu: Im sogenannten «Zeitalter der Nationalstaaten» waren die größten und wichtigsten Akteure Imperien. Dies verlieh nicht nur den britischen Außenbeziehungen und der mit ihnen verbundenen Raumsicht eine europafugale Tendenz. Frankreich etwa unterhielt engere Beziehungen zur algerischen Küste als zu Spanien; das Mittelmeer wurde als eine harmlosere Barriere empfunden als die Pyrenäen. Spanien und Portugal hielten an den Resten ihrer überseeischen Reiche fest, und die Niederlande besaßen immerhin das gesamte Jahrhundert hindurch mit dem heutigen Indonesien eine Kolonie in Südostasien, die in mancher Hinsicht hinter Britisch-Indien die imposanteste europäische Kolonie von allen war. Die Zeitgenossen sahen das nationalstaatlich verfasste Europa stets in einem weiteren imperialen Rahmen.
Nicht nur mangelte es Europa in zeitgenössischer Sicht an innerer Homogenität, auch seine Außengrenzen waren undeutlich. Die Ostgrenze des Kontinents am Ural war (und bleibt) willkürlich gezogen, ein akademisches Konstrukt von geringer politischer und kultureller Bedeutung.43 Im 19. Jahrhundert war sie gewissermaßen mitten im Zarenreich verborgen. Das beeinflusste die Diskussion der Frage, ob Russland zu Europa gehöre oder nicht – bis heute eine Frage von größter Tragweite auch für das Selbstverständnis Westeuropas. Russlands offizielle Ideologien versuchten den Gegensatz zwischen Europa und Asien zu minimieren. Wie Russland «Asien» sah, war immer auch eine Konsequenz seiner jeweiligen Stellung zum westlichen Europa. Auf einen neo-petrinischen Drang nach Westen während der Napoleonischen Kriege folgte nach 1825 unter Zar Nikolaus I. ein mentaler Rückzug in die slawischen Stammlande. Von Peter dem Großen bis zum Wiener Kongress war umgekehrt das Zarenreich von Westeuropa aus als zunehmend «zivilisiert» beurteilt worden. Seit der Unterdrückung der maßvoll-konstitutionellen Bewegung der «Dekabristen» 1825, fünf Jahre später dann nach der Niederschlagung des polnischen Novemberaufstandes und dem Beginn der «Großen Emigration» verfolgter Volkshelden kippte das Urteil, und Russland wurde zum großen Buhmann des westeuropäischen Liberalismus.44 Die Despotie Nikolaus’ I. war ein Rückschlag, von dem sich das Ansehen Russlands im Westen lange nicht – und vielleicht nie wieder – so recht erholte. Die westeuropäische Öffentlichkeit sah Russland als eine eigentümliche Sonderzivilisation am Rande Europas. Manche Russen verinnerlichten diese Einschätzung.
Der Krimkrieg, den es verlor, und die unfreundliche Behandlung seiner Großmachtansprüche auf dem Berliner Kongress von 1878 trieben das Zarenreich weiter gen Osten. Sibirien kam in der nationalen Propaganda und Imagination zu neuen Ehren und wurde in großer wissenschaftlicher Anstrengung «angeeignet». Russland verschob sich mental nach Osten, wo zunehmend große Aufgaben nationaler Kraftentfaltung zu warten schienen. Die aus der ersten Jahrhunderthälfte stammende Überzeugung, der russische Vorstoß nach Osten sei der eines selbsternannten Vertreters westlicher Zivilisation, der eine kulturbringende Mission gegenüber Asien zu erfüllen habe,45 wurde nun von einer Strömung in der russischen Öffentlichkeit in eine antiwestliche Richtung gedreht. Panslawistische und eurasianische Lehren suchten eine nationale oder imperiale Identität am Rande Europas zu stiften und die Marginalität Russlands und seine geographische Brückenstellung zwischen Europa und Asien in einen spirituellen Vorteil umzudeuten.46 Die Panslawisten, anders als die sanfteren und in sich gekehrten romantischen Slawophilen der Generation davor, scheuten auch vor einer aggressiveren Außenpolitik, die Spannungen mit den westeuropäischen Mächten riskierte, nicht zurück. Dies war die eine Tendenz. Die andere und gegenläufige stärkte nach dem Krimkrieg die «Westler», die sich in den 1860er Jahren nicht ohne Erfolg bemühten, Russland zu einem «normalen» und nach den Maßstäben der Epoche erfolgreichen europäischen Land zu machen; Russlands Reformen unter Zar Alexander II. schienen dem Land abermals den Anschluss an die «universale» Zivilisation zu verschaffen.47 Diese Ambivalenz von Europasuche und Europaflucht wurde niemals gelöst. Auf ganz andere Weise als die Weltmacht Großbritannien war sich deren großer weltpolitischer Rivale Russland unsicher, ob er zu «Europa» gehörte oder gehören wollte. Beide Giganten waren transkontinentale, nach außen strebende Imperien ohne eine stabile binneneuropäisch-nationalstaatliche Identität.
|  La Turquie en Europe


Während es den Nordosten Europas mit seiner endlosen Erweiterung quer durch ein von «Naturvölkern» bewohntes Sibirien als eine real wie mental offene Flanke sah, pflegte das christliche Europa im Südosten einen alten Gegensatz. Auch nach dem Beginn des vieldiskutierten und von europäischen Historikern lange Zeit dramatisierten «Niedergangs» des Osmanischen Reiches, der spätestens mit der definitiven Niederlage der Osmanen gegen das Zarenreich 1774 (Frieden von Küçuk Kaynarca) auch weltpolitisch nicht mehr zu übersehen war,48 hielten es die Habsburger für nötig, einen breiten Puffergürtel gegenüber ihrem südlichen Nachbarn, die sogenannte «Militärgrenze», aufrechtzuerhalten. Dieses militärisch kolonisierte Siedlungsgebiet, das von der Adriaküste bis Siebenbürgen reichte und bis 1881 zumindest rudimentär fortbestand, änderte mit der Zeit seinen Daseinszweck von der Abwehr osmanischer Kriegszüge zur Eingliederung der den Türken Schritt für Schritt entwundenen Gebiete und Bevölkerungsgruppen. Noch zum Zeitpunkt seiner Auflösung war es ein autonomer Militärstaat mit einer Fläche von 35.000 Quadratkilometern, also der Größe des heutigen Baden-Württemberg.49 Die Habsburgermonarchie hatte im 19. Jahrhundert keine expansiven Absichten mehr und strebte nicht aus Europa hinaus. Sie blieb aber eine Art von «Frontstaat» gegenüber dem Osmanischen Reich. Auf der anderen Seite war Wien das ganze Jahrhundert über sehr vorsichtig bei der Unterstützung anti-türkischer nationaler Bewegungen, die sehr schnell eine prorussische und anti-österreichische Färbung annehmen konnten. Die osmanische Macht reichte 1815 immerhin noch bis hoch nach Moldawien. Belgrad, Bukarest und Sofia lagen auf osmanischem Territorium. Als Folge des Russisch-osmanischen Krieges von 1877–78 verlor das Osmanische Reich dann aber etwa die Hälfte seiner balkanischen Gebiete. Bis zum Zweiten Balkankrieg von 1913 gab es jedoch «la Turquie en Europe» als eine Macht innerhalb der geographischen Grenzen Europas, unter dieser Bezeichnung auch auf den meisten Karten registriert.50 Die europäischen Großmächte standen seit Jahrhunderten in diplomatischem Verkehr mit der Hohen Pforte, schlossen Verträge mit ihr und nahmen das Reich 1856 formell in das «Europäische Konzert» auf, das damals allerdings kein effektives System der Friedenssicherung mehr war, sondern ein Kreis von permanenten Konferenzteilnehmern, ungefähr den heutigen «G8»-Runden vergleichbar.51
Auch wenn die Geschichtsschreibung, von orientalistischen Exotikklischees nicht frei und in holistischen Kulturkreislehren befangen, in Gesamtdarstellungen der europäischen Geschichte des 19. Jahrhunderts das Osmanische Reich meist nur als orientalischen Fremdstaat betrachtet hat,52 sahen die Zeitgenossen dies doch anders. Selbst wer in der Nachfolge einer alteuropäischen Türkenfeindschaft und eines aggressiven Philhellenismus, wie er sich in den 1820er Jahren entwickelt hatte, das Osmanische Reich in Europa als ein illegitimes Besatzungsregime verurteilte, kam nicht umhin, seine faktische Souveränität über weite, wenn auch allmählich schrumpfende Teile des Balkans anzuerkennen. Solange sich die Nationalstaaten auf dem Balkan noch nicht herausgebildet hatten, fehlte den Zeitgenossen eine Nomenklatur, um sich die politische Geographie Südosteuropas zu veranschaulichen. Um 1830 waren «Rumänien» und «Bulgarien» Begriffe, die nur eine Handvoll von Aktivisten und Intellektuellen bewegten. Für die britische Öffentlichkeit wurden die Südslawen überhaupt erst durch einen 1867 veröffentlichten Reisebericht «entdeckt».53 Von «Albanien» und «Makedonien» hatte selbst damals kaum jemand im Norden gehört. Sogar Griechenland, das 1832 von Gnaden der Großmächte als Königreich bettelarmer Bauern mit etwa der Hälfte des Territoriums des heutigen griechischen Staates gegründet worden war, dürfte lange Zeit in der geographischen Vorstellungswelt des «zivilisierten» Europa kaum eine Rolle gespielt haben; nach den großen Agitationsbewegungen der zwanziger Jahre geriet es rasch wieder in Vergessenheit.
So bedürfen alle raumbezeichnenden Kategorien der Historisierung, und Historiker können sich durch die Einsicht der neueren Sozialgeographie bestätigt fühlen, dass es eine Illusion wäre zu glauben, dass «Räume», «Landschaften» oder «Regionen» «von ihrem Wesen her vorgegeben sind».54 Der historisierende (oder «dekonstruierende») Blick muss sich auf wissenschaftliche Werke und Schulbücher richten, auf die weltpolitisch kommentierende Publizistik, auf Landkarten mit aktuellem wie mit historischem Bezug, auf die Zusammenstellung einzelner Karten zu Atlanten. Gerade Karten sind wirkungsvolle Träger geographischer Terminologien und Instrumente räumlicher Bewusstseinsbildung. Hinter dem Bedürfnis nach genauer Kartierung konnten die unterschiedlichsten Absichten stehen. Zu den lange vorherrschenden praktischen Zwecken des Transports, der Kriegführung oder der kolonialen Kontrolle trat im 19. Jahrhundert der Wunsch hinzu, die eigene Nation sichtbar zu machen. Dieser enge Zusammenhang zwischen Nationalbewusstsein und kartographischer Repräsentation ist mittlerweile an zahlreichen Beispielen untersucht worden.55 Noch mehr als territorial kompakte Nationalstaaten bedurften über die Welt verstreute Imperien der visuellen Vergegenwärtigung. Manches spricht dafür, dass erst die umfassende Verbreitung von Empire-Karten mit ihrer berühmten, seit etwa 1830 gebräuchlichen Rotfärbung des Reiches in der britischen Öffentlichkeit ein Empire-Bewusstsein erzeugte.
|  Chinesische Raumhorizonte


Mentale Karten gehören zur kognitiven Grundausstattung jedes Individuums. Die räumlichen Weltsichten von Einzelnen und Kollektiven stehen in einer komplizierten Wechselwirkung miteinander.56 Raumwahrnehmungen sollten nicht allein als statische Weltbilder und fixe Codes interpretiert werden; es gibt nicht die chinesische oder islamische Auffassung vom Raum. Raumbilder sind immer offen für Neues, müssen buchstäblich Unerhörtes in sich aufnehmen. Der Ethnohistoriker Daniel K. Richter hat sich vorgestellt, wie die Ureinwohner Nordamerikas zuerst von der Ankunft der Europäer im Osten ihres Landes erfuhren: Erst vernahmen sie Gerüchte, vielleicht sich widersprechende, sicher dramatisierende Neuigkeiten, dann gelangten auf verschlungenen Wegen einzelne seltsame Objekte in die indianischen Dörfer. Erst danach bekam man die ersten Weißen zu Gesicht.57 So baute sich mit der Zeit eine ganz neue indianische Kosmologie auf. Vielen Völkern auf der Welt ging es ähnlich.
Keines der nichteuropäischen Raumbilder konnte im 19. Jahrhundert mit der globalen Kosmologie der Europäer konkurrieren. Nirgendwo sonst entstand eine alternative Metageographie, die Kontinente und Großregionen systematisch unterschied. Drei zentrale Merkmale der modernen, in Europa entstandenen Geographie, die sie von aller vor-modernen Raumauffassung unterschieden, waren (1) die Idee der natürlichen – nicht kulturellen und politischen! – Gleichwertigkeit von Räumen; (2) ihre Fundierung in exakter Vermessung; (3) der Bezug auf größere, umschließende Einheiten bis hin zur Welt als ganzer; umgekehrt gesagt: die Generalhypothese der strukturierten Kugelgestalt der Erde. Hinzu kam als Ergebnis einer längeren Entwicklung geographischen Denkens (4) die Autonomie des geographischen Diskurses und seine institutionelle Kristallisation zur Wissenschaft. Vormoderne Karten zum Beispiel sind oft Illustrationen anderer Erzählungen: einer religiösen Heilsgeschichte, einer Reiseschilderung, eines Feldzugs. Der moderne geographische Diskurs in Text und Bild genügt dagegen sich selbst.
Relativ viel weiß man über China, das daher als Beispiel dienen soll. Die Beamtengelehrten der Qing-Zeit, also die Verwalter und Kulturträger des Kaiserreiches, legten großen Wert auf das Sammeln von Nachrichten aus dem Reich. Sie nutzten kartographische Methoden zur Perfektionierung der inneren Raumordnung. An den Binnengrenzen zwischen den Provinzen und Distrikten hatten sie großes Interesse; die territoriale Organisation von Verwaltung, Gerichtswesen und Militärangelegenheiten legte geographisches Wissen als Mittel zentraler Kontrolle nahe.58 Durch die Förderung von Vermessung und Kartographie verfolgten die Kaiser des 18. Jahrhunderts die gleichen außenpolitischen Absichten wie europäische Monarchen zu derselben Zeit: territoriale Besitzstände und Ansprüche gegen Nachbarstaaten, vor allem das Zarenreich, eindeutig festzuhalten. Indes bestand im China der vollentfalteten Qing-Dynastie kein Interesse an der räumlichen Gestalt der Außenwelt über die Grenzzonen hinaus. China entsandte vor dem Ende des Opiumkriegs 1842 keine offiziellen Reisenden in ferne Länder, ermutigte privates Reisen nicht und nutzte sogar die bei Hofe anwesenden Jesuiten als Informationsquellen über Europa immer weniger. Der früheste chinesische Augenzeugenbericht aus Übersee entstand erst in der Zeit nach der Öffnung Chinas. Er stammt von Lin Qian, der als junger Handelsdolmetscher 1847 von Xiamen (Amoy) nach New York aufbrach. 1848 kehrte er nach anderthalbjährigem Aufenthalt nach Hause zurück und verfasste ein Büchlein mit dem Titel «Reiseskizzen über den Fernen Westen» (Xihai jiyoucao). Nicht Europa, sondern Amerika lieferte also den ersten Eindruck vom «Westen», der hier auch bereits so genannt wird. Das kleine Werk ist nach allem, was wir wissen, der früheste publizierte Reisebericht eines Chinesen über ein westliches Land: kurz gehalten im Vergleich zu den voluminösen Reisebeschreibungen europäischer Autoren, dabei aber erstaunlich aufgeschlossen für die materielle Kultur und Technologie Amerikas, deren Übertragung nach China Lin Qian begrüßt.59 Der Form nach keine Landeskunde, ist der Text doch ein realitätsnaher Bericht, aus dem keine unverständige Abweisung des Fremden spricht. Aber Lin Qian war ein Nobody ohne Status im konfuzianischen Gelehrtensystem; seine Schrift war weder repräsentativ für die damalige chinesische Sicht der Welt, noch weit verbreitet und einflussreich, und sie ging daher wirkungslos unter.
Von viel größerem Gewicht war das Werk Haiguo tuzhi («Illustrierte Abhandlung von den überseeischen Königreichen»), das der Gelehrte und Beamte Wei Yuan 1844 drucken ließ. Der vielseitige Wei Yuan war überhaupt nur durch den soeben erlittenen Opiumkrieg darauf gekommen, sich mit der Situation in Übersee zu beschäftigen. Sein Motiv war ein verteidigungspolitisches, und obwohl er viele Informationen über Europa und Amerika zusammentrug, richtete sich sein Hauptinteresse doch auf Chinas lange vernachlässigte Beziehungen zum maritimen Südostasien. Weis Ziel war ein politisch konservatives, nämlich die gegenüber den europäischen Kolonialmächten defensive (Wieder-)Herstellung einer chinesischen Oberhoheit über das hierarchisch geordnete Tributsystem im Südchinesischen Meer.60 Weder Wei Yuan noch sein Nachfolger in der chinesischen Auslandskunde, der Beamte Xu Jiyu, dessen Yinghuan zhilüe («Kurzer Bericht über die maritimen Gebiete») von 1848 die erste umfassende Schilderung der politischen Lage in der Welt aus dem Geiste eines konfuzianischen Realismus war, begründeten eine wissenschaftliche Tradition der Welt-Geographie. Xu verstand keine Fremdsprachen und war bei seiner Materialsuche auf das Wenige angewiesen, das bereits auf Chinesisch übersetzt vorlag.61 Xu Jiyus Werk brachte den Verfasser zunächst in Schwierigkeiten und fand erst nach etwa 1866 Anerkennung und eine breitere Leserschaft unter den Beamten. Zu diesem Zeitpunkt hatte China bereits einen zweiten Krieg mit Großbritannien (und diesmal auch Frankreich) über sich ergehen lassen müssen und war nun dringend auf Kenntnisse über den Westen angewiesen. Im 19. Jahrhundert öffneten Chinesen selbst intellektuell keine globalen Räume, versuchten aber, sich in ihnen zu orientieren, als dies seit der Mitte der neunziger Jahre unvermeidlich wurde.62
In Japan finden wir früher als in China eine geschärfte Aufmerksamkeit für Vorgänge in der Außenwelt und deren räumliche Aspekte. In der Mitte des 17. Jahrhunderts, als Japan sich gegenüber Europäern bereits verschlossen hatte, baute das Tokugawa-Shogunat eine Art von Auslandsgeheimdienst auf, der Nachrichten über die dramatischen Geschehnisse auf dem Kontinent sammelte, vor allem während der Eroberung Chinas durch die mandschurische Qing-Dynastie, die sich von den vierziger bis in die achtziger Jahre des 17. Jahrhunderts hinzog.63 Von den «barbarischen» Mandschu befürchtete man eine Wiederholung des mongolischen Versuchs der Invasion Japans im 13. Jahrhundert. Im 18. Jahrhundert wurden dann «Holland-Studien» (rangaku) aufgebaut: Als einzige Europäer durften sich Angestellte der niederländischen Ostindienhandelsgesellschaft (Vereenigde Oostindische Compagnie, VOC) zu genau festgesetzten Bedingungen und unter strenger Überwachung in Japan aufhalten. In der Hafenstadt Nagasaki, wo man ihnen eine Faktorei zuwies, war eine ganze Hierarchie von Übersetzern damit beschäftigt, Literatur in niederländischer Sprache (später auch auf Englisch und Russisch) für die Zwecke von Politik und Gelehrsamkeit auszuwerten. Auf diese Weise war man in Japan um 1800 viel besser über den Westen, auch über seine kolonialen Aktivitäten in Asien, informiert als in China. Die eigentliche «Entdeckung» des Westens musste aber bis zur Landesöffnung in den 1850er Jahren warten. Erst danach begann eine systematische Erkundung der Außenwelt, sowohl durch die breite Rezeption westlicher Geographie als auch durch die planmäßige Suche nach Informationen und Eindrücken im Ausland. 1871 brachen 49 hohe japanische Würdenträger und Beamte, darunter mehr als die Hälfte der obersten Staatsspitze, zu einer Erkundungsreise in die USA und nach Europa auf, die anderthalb Jahre dauern sollte. Man wusste aus Büchern und aus fast schon zwei Jahrzehnte währenden Kontakten mit westlichen Diplomaten bereits einiges über die Verhältnisse in Übersee. Manches, auch jenseits drolliger Begegnungen mit einem fremden Lebensstil, überraschte die Teilnehmer an dieser nach ihrem Leiter benannten Iwakura-Mission aber doch: das Ausmaß des japanischen Rückstandes auf vielen Gebieten, die Unterschiede zwischen Europa und den USA, das Zivilisationsgefälle innerhalb Europas, je weiter man sich in östlicher Richtung von Paris und London entfernte, und vor allem die Tatsache, dass Europas spektakuläre Erfolge erst innerhalb der letzten Jahrzehnte erzielt worden waren.64
Während der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts liefen zwei Prozesse, vielfältig verbunden, nebeneinander her: Erstens setzten europäische Profi- und Amateurgeographen ihre Programme des «Entdeckens» systematischer denn je in die Tat um, dabei zunehmend auch entlang nationaler Linien miteinander konkurrierend. Die bis dahin unbeschriebenen und unvermessenen «weißen Flecken» auf der Weltkarte wurden gefüllt, und immer mehr produzierten Reisende und Geographen auch unmittelbar kolonial und imperial verwertbares Herrschaftswissen. Gleichzeitig nahm die Feinheit der lokalen Kartographie zu. Immerhin entstand erst Anfang der 1780er Jahre der erste gebäudegetreue Stadtplan von Paris: kein Dienst an Touristen, sondern ein Instrument zur Klärung von Eigentumsfragen .65 Das Ergebnis war eine dem Anspruch nach perspektivenfreie, objektive und im geodätischen Detail korrekte Abbildung der Welt – keine standortgebunden-mentale, sondern eine wissenschaftliche Repräsentation der Erdoberfläche. Dass dieses Unternehmen schon vor dem Ersten Weltkrieg erfolgreich abgeschlossen werden konnte, trug zum weltweiten Prestige der euro-amerikanischen Geowissenschaften bei. Militärführungen waren für dieses Material dankbar, auch die japanische, die in den Kriegen gegen China 1894/95 und Russland 1904/5 von besseren Karten profitierte.
Zweitens ging mit dieser Objektivierung ein weltweites Neuarrangement von subjektiven Raumbildern einher. Die Horizonte weiteten sich. Einstige Zentren wurden de-zentriert; viele merkten, dass sie nun nicht mehr im Mittelpunkt einer eigenen Welt standen und sahen sich an die Peripherien neu auftauchender größerer Zusammenhänge versetzt: des Weltstaatensystems, der internationalen Handels- und Finanznetze usw. Neue Zentren und Bezugspunkte tauchten auf. Japan etwa orientierte sich nach 1868 vom nahen China weg und hin zum fernen, aber militärisch und ökonomisch naherückenden «Westen», bevor es dreißig Jahre später den asiatischen Kontinent als Raum für die eigene imperiale Expansion wiederentdeckte. Eher landeinwärts ausgerichtete Gesellschaften erkannten, dass unerhörte Bedrohungen über das Meer kamen, sich aber dort mitunter auch neue Chancen zu eröffnen schienen. Von alten Reichszentralen aus ergaben sich neue Aussichten, so im Osmanischen Reich, dessen Führung, vom Balkan schrittweise verdrängt, den potenziellen Nutzen Arabiens zu entdecken begann.
4  |  Interaktionsräume: Land und Meer

Die historische Geographie arbeitet mit unterschiedlichen Begriffen von «Raum», die alle auch für weltgeschichtliche Fragestellungen genutzt werden können. Fünf der vorgeschlagenen Konzepte sind besonders wichtig.66
(a) Raum als Verteilung von Orten – Geschichten von Lokalisierungen Wie verteilen sich Phänomene zu unterschiedlichen Zeitpunkten im Raum und welche Regelmäßigkeiten lassen sich bei einem Studium einer Serie von solchen Verteilungen möglicherweise erkennen? Derlei Fragestellungen liegen etwa in der Geschichte des Siedelns nahe, im 19. Jahrhundert beispielsweise bei der räumlichen Form der Urbanisierung. Sie ergeben sich in der Agrargeschichte, wenn nach der Distribution von Landnutzung und Betriebstypen gefragt wird, oder in der Geschichte der räumlich stark konzentrierten, an das Vorkommen von Bodenschätzen gebundenen Industrialisierung.67 Dieser Ansatz ist nicht zuletzt deshalb hilfreich, weil er die Verbreitung und Diffusion von Institutionen, Techniken und Praktiken auch über nationale Grenzen hinweg erfassen kann, z.B. die Ausbreitung der Druckerpresse, der Dampfmaschine oder des ländlichen Genossenschaftswesens. Dazu gehört auch die räumliche Analyse von Epidemien oder von Sprachverwendung. All dies lässt sich in zeitlichen Querschnitten auf Karten abbilden.
(b) Raum als Umwelt – Geschichten von bedingender und bedingter Natur Welche Wechselwirkungen bestehen zwischen menschlichen Gemeinschaften und ihren natürlichen Umwelten? Sind die Räume von Geschichten von Lokalisierungen eher leere und formal beschriebene Flächen, auf denen sich Beziehungen, Proportionen und Zuordnungen abzeichnen, so lassen sich die Räume der Umweltgeschichte als Wirkungsräume verstehen. Gesellschaftliches Leben beruht auf natürlichen Voraussetzungen: Klima, Bodenqualität, Zugang zu Wasser und Bodenschätzen. Auch Meeresnähe und -ferne ist eine wichtige, bis hin zu Politik und Militär relevante Variable. Es kann zum Beispiel nicht völlig ignoriert werden, dass Großbritannien und Japan Archipele sind.68 Für die Weltgeschichtsschreibung hat vor allem Felipe Fernández-Armesto einen umweltgeschichtlichen Zugang umrissen. Er sucht nach Korrespondenzen zwischen Umweltbedingungen und Zivilisationstypen und benutzt eine Typologie von gesellschaftsprägenden Umweltformen, die sich aus der Kombination verschiedener Kriterien ergeben: Wüsten, unkultivierbares Grasland, kontinentales Regenland, Schwemmland mit gemäßigtem und halbfeuchtem Klima, Hochland, Gebirge, Küsten und kleine Inseln (seaboard civilizations), seefahrende Zivilisationen.69 Das frühe 19. Jahrhundert war die letzte Periode, in der solche Habitats das gesellschaftliche Leben in vielen Teilen der Welt unentrinnbar beeinflussten. In der industriellen Epoche, die für den größten Teil der Welt erst nach der Mitte des 19. Jahrhunderts beginnt, fielen dann Eingriffe in die Natur stärker ins Gewicht als in früheren Zeiten. Industrialisierung bedeutete ein immens gesteigertes Vermögen von Gesellschaften, die Natur umzugestalten . Die Veränderung von Umwelträumen durch Einsatz von groß dimensionierter Technologie in Transport, Bergbau oder Landgewinnung wurde zu einem markanten Merkmal der Zeit. Diese Eingriffe waren mechanischer Art. Das 20. Jahrhundert sollte dann zum Zeitalter der Chemie werden (agrarische Leistungssteigerung durch Kunstdünger, Verwertung von Öl und Kautschuk, synthetische Stoffe).
(c) Raum als Landschaft – Geschichten der Naturanschauung70
Der Landschaftsbegriff öffnet den Bereich kultureller Spezifik: Gesellschaften, besser: Teile von ihnen, unterscheiden sich darin, ob sie landschafts-bewusst sind oder nicht, und wenn sie es sind, in welchem Maße. Paul Cézanne bemerkte einmal, die Bauern der Provence hätten das Gebirge Sainte-Victoire bei Aix, das dem Maler zahllose künstlerische Aufgaben stellte, nie «gesehen».71 Verallgemeinert ist dies die These, Agrargesellschaften hätten «naiv» in und mit Umwelten gearbeitet, aber keine Landschaften kontemplativ bewundert. Freilich ist hier eine Warnung vor unhistorischen, «kulturalistischen» Zuschreibungen angebracht. So gibt es etwa keine «typische» Haltung von Chinesen zur Umwelt. Alles von rücksichtsloser Ausbeutung und Zerstörung der Natur bis zu sorgsamer Ressourcenpflege und feiner Landschaftspoesie und -malerei war zu unterschiedlichen Zeiten und in unterschiedlichen sozialen Konstellationen möglich und ist auch realisiert worden.72 In transnationaler Sicht sind vor allem Transfervorgänge interessant, etwa die Rezeption von asiatischer Gartenästhetik in Europa oder der Export bestimmter Landschaftsideale durch europäische Siedlungskolonisten.73 Das Lesen von Landschaften hat ebenso seine Geschichte wie das Urteil darüber, was gefährdete oder zerstörte Natur sei.
(d) Raum als Region – Geschichten begrenzter Identitäten
Bei jedem Raum stellt sich die zentrale Frage nach den Faktoren, die seine Einheit begründen und die es erlauben, von einem integrierten Raumzusammenhang zu reden. Globalhistorisch gesehen, sind Regionen Interaktionsräume, die sich durch die Dichte von Verkehr und Migration, Kommunikation und Handel konstituieren. Aber auch ein Verständnis von Region als einer kleinräumigen, sub-nationalen Einheit ist in einer solchen Sicht der Geschichte unterzubringen. Denn in der historischen Wirklichkeit spielen sich Interaktionen auch über große Entfernungen hinweg viel eher zwischen kleineren Gebieten als zwischen ganzen Nationalstaaten ab. Netze werden zwischen Regionen geknüpft. Die eine Region entsendet Migranten, eine andere empfängt sie; eine Region produziert Rohstoffe, eine andere auf einem fernen Kontinent ist Standort ihres Konsums oder ihrer Weiterverarbeitung. Das ökonomische Zentrum des British Empire war nicht «Großbritannien», sondern ganz präzise London mit Südengland.74 Auch Vergleiche sind oft nur zwischen Regionen sinnvoll oder gar statthaft. So gelangt man zu unterschiedlichen Ergebnissen, wenn man ganz Großbritannien mit ganz China vergleicht oder Mittelund Südengland mit der wirtschaftlich schon seit Jahrhunderten dynamischen Gegend um Shanghai und Nanjing.75 Nicht immer ist es freilich einfach, festzustellen, was Regionen ausmacht und zusammenhält. Das ostmitteleuropäische Galizien etwa war im 19. Jahrhundert ein kleiner Raum, allgemein als eigenständige Region anerkannt, mit einer Vielfalt von Nationen, Sprachen und Konfessionen, ein Raum, der sich eher durch Kontraste als durch Einheit bestimmen lässt, der Brückenfunktionen erfüllte und dessen Bevölkerung zugleich durch tiefe Gräben gespalten war.76 Es gibt viele ähnliche Beispiele für Zwischenzonen von hoher Uneindeutigkeit und Instabilität.
(e) Raum als Kontaktarena – Geschichten von Interaktionen
Interaktionsräume sind Sphären, in denen mehrere verschiedenartige Zivilisationen in dauerhaftem Kontakt miteinander stehen und in denen es trotz mancher Spannungen und Unverträglichkeiten immer wieder zu hybriden Neubildungen kommt. Da multikulturelle Vielfalt und Interaktion unter den technologischen Bedingungen vor dem Aufstieg des Flugverkehrs besonders gut durch Schifffahrt herbeigeführt wurden, sind die Meere zu Lieblingsräumen von Globalhistorikern geworden.77 Meist hat man sie für die frühe Neuzeit betrachtet. Für das 19. Jahrhundert sind die interaktiven Zusammenhänge bisher eher undeutlich geblieben.
|  Mittelmeer und Indischer Ozean


Das Mittelmeer und die «Mittelmeerwelt» sind seit Fernand Braudels klassischem Werk La Méditerranée et le monde méditerranéen à l’époque de Philippe II. (1949, Neufassung 1966) der Prototyp eines maritimen Interaktionsraumes. Der Mittelmeerraum war trotz sich ablösender römischer, arabischer, christlich-italienischer und osmanischer Dominanz über die Jahrhunderte hinweg durch «eine kleinteilige Fragmentierung gepaart mit dem Streben nach Kontrolle über die Kommunikationswege» gekennzeichnet.78 Im 19. Jahrhundert sehen wir widersprüchliche Entwicklungen: Einerseits erlebte die Epoche eine beispiellose maritime und koloniale Präsenz des Nordens, vertreten durch den Mittelmeeranrainer Frankreich mit seinen Interessen in Nordafrika, durch die (nach dem Krimkrieg wieder aufgebaute) russische Schwarzmeerflotte und vor allem durch das externe Großbritannien, das von Gibraltar über Malta und Ägypten bis Zypern die wichtigsten strategischen Punkte besetzte. Zur gleichen Zeit verschwand die einst respektable osmanische Seemacht ebenso wie das algerische Piratentum. Andererseits geriet die gesamte mediterrane Region, einschließlich des Balkans und des französisch, britisch und italienisch kolonisierten Südens in die Situation einer zunehmenden wirtschaftlichen Rückständigkeit im Verhältnis zur industriellen Entwicklung jenseits der Alpen. Die antiken, vom mittelalterlichen Genua ausgebauten Beziehungen in das Schwarze Meer hinein wurden verstärkt; Odessa entwickelte sich zu einer Hafenstadt mit weiter Ausstrahlung; der 1869 eröffnete Suezkanal verwandelte das Mittelmeer in eine der wichtigsten Transitstrecken der Welt.79 Ob sich auf einer fundamentalen Ebene kultureller Ähnlichkeiten in weit voneinander entfernt liegenden Gegenden und über den Gegensatz zwischen Islam und lateinischem wie griechisch-orthodoxem Christentum hinweg von einer einheitlichen mediterranen Kultur sprechen lässt, etwa einer Kultur der «Ehre», wird unter historisch denkenden Anthropologen seit langem kontrovers diskutiert.80 Dass die Frage überhaupt mit einem Minimum an Berechtigung gestellt werden kann, spricht für den relativ hohen Integrationsgrad der mittelmeerischen Region.
Eine Konzentration auf Ozeane hat lange darüber hinweggetäuscht, dass es viele andere Beispiele für einen allgemeinen Typus Mittel-Meer gibt, also Wasserräume, die mit Mitteln der Segelschifffahrt nautisch einfacher zu bewältigen waren als die «hohe» See und deren Übersichtlichkeit eine hohe Frequenz von Kontakten ermöglichte. Die Ostsee und die Nordsee sind solche mittleren Meere und Nebenmeere der Ozeane, auch der Golf von Guinea, der Persische Golf, der Golf von Bengalen, das Südchinesische Meer und sogar die nordamerikanischen Großen Seen, um die herum sich mehrere indianische Zivilisationen herausbildeten.
Ein Braudelscher Ansatz, zu dem auch gehört, die Hinterländer der Küsten und Hafenstädte in das Gesamtbild einzubeziehen, wurde zuerst auf den Indischen Ozean übertragen, am anspruchsvollsten von K. N. Chaudhuri, der von einer eher konventionellen Interaktionsgeschichte, die den Fernhandel in den Mittelpunkt stellte, später zur grandiosen Gesamtschau von vier anrainenden Zivilisationen überging.81 Anders als bei Braudels Mittelmeer, bei dem die Christen und Muslime des 16. Jahrhunderts zumindest die Ahnung eines gemeinsamen Schicksals hatten, fehlt aber in diesem überwölbenden Raum, der von Ostafrika bis Java, in Chaudhuris späterer Vision sogar bis nach China reicht, ein Bewusstsein der historischen Subjekte zusammenzugehören, eine auch nur minimale gemeinsame Identität.82 Die frühe starke Stellung von geographisch wie kulturell «fremden» Akteuren im Handel war eine Besonderheit dieses Interaktionsraumes. Zwar ist die ältere Ansicht, die europäischen Ostindien-Handelsgesellschaften hätten vor dem 19. Jahrhundert den Handel im Indischen Ozean und seinen Nebenmeeren dominiert, mittlerweile unhaltbar geworden, doch hat gründliche quantitative Forschung auch das entgegengesetzte Urteil korrigiert, der frühneuzeitliche Asienhandel der Europäer sei nur ein im Gesamtbild irrelevanter Handel mit Luxusgütern gewesen.83
Im 19. Jahrhundert war die britische Herrschaft über Südasien der kardinale politische Tatbestand in der Region. Indien war der Mittelpunkt eines politisch-militärischen wie auch wirtschaftlichen Kraftfeldes von weiträumiger Wirkung. Es diente als Militärbasis zur Kontrolle des gesamten Orients. Schon 1801 wurden in Ägypten erstmals indische Soldaten (sepoys) eingesetzt. Die Regierung Indiens nahm Einfluss auf alles, was mit der Sicherung des Seeweges zu tun hatte und fühlte sich auch für die britische Präsenz östlich von Kalkutta zuständig. Handel und Migration, beides durch die Einführung der Dampfschifffahrt und die Öffnung des Suezkanals unterstützt, wurden zu den wichtigsten Integrationskräften. Eine Besonderheit des Indischen Ozeans im Vergleich zu anderen Weltmeeren war das Fehlen neo-europäischer Siedlungskolonien, sieht man von Südafrika ab, das als Zwischenstation auf der Seereise von und nach Europa diente, ohne jedoch in seiner eigenen Wirtschaftsstruktur stark maritim orientiert zu sein. Trotz einer seit den 1880er Jahren lückenlosen imperialen Präsenz und Kontrolle an seinen Küsten (auch der Persische Golf stand mittels britisch protegierter Emirate unter europäischer Vorherrschaft) und auf den wichtigeren Inseln blieb der Indische Ozean daher, demographisch gesehen, ein afro-asiatisches Gewässer, unablässig durchkreuzt von Reisenden, Pilgern und Arbeitsmigranten, die in den Jahrzehnten um 1900 eine transnationale Öffentlichkeit eigener Prägung schufen, die der atlantischen in vielem vergleichbar war.84
|  Pazifik und Atlantik


Beim Pazifik, dem weitläufigsten und inselreichsten der Ozeane, war dies anders. Hier brachte das 19. Jahrhundert wesentlich größere Veränderungen als im Falle des Indischen Ozeans. Der Stille Ozean war schon früh der Lebensraum genuin maritimer, die Seefahrt meisterhaft beherrschender Zivilisationen gewesen – eine Art von klassischer Ägäis, ins Gigantische gestreckt. Gerade das halbe Jahrtausend vor 1650 muss eine lange Periode der Migration von Insel zu Insel und des weiteren Ausbaus weiträumiger Kommunikationsnetze gewesen sein.85 Der Pazifik hatte schon 1571 mit der Gründung des spanischen Manila, das Mitte des 17. Jahrhunderts mit 50.000 Einwohnern etwa so groß wie Wien war, eine beträchtliche Bedeutung für den Welthandel gewonnen, zu dessen kräftigsten Antrieben Chinas Nachfrage nach Silber aus den Bergwerken der Anden und Japans geworden war. Im 18. Jahrhundert hatte sich die europäische Imagination vorübergehend durch kein anderes fernes Objekt mehr faszinieren lassen als durch Tahiti und ähnliche «irdische Paradiese» der tropischen Inselwelt.86 Zur gleichen Zeit beobachtet man in Japan, das heute eine so große Rolle im Pacific Rim spielt, ein völliges Desinteresse am Meer: Die See wurde weder bereist noch aktiv kommerziell genutzt und selbst von den gebildetsten Japanern nicht anders denn als eigene Küste wahrgenommen.87 Das 19. Jahrhundert brachte dann revolutionäre Umwälzungen der Verhältnisse im pazifischen Raum, die keinen Anrainer unberührt ließen: die Erschließung Australiens und Neuseelands als Emigrationsländer für Europäer, die Besiedlung Kaliforniens und schließlich der gesamten Westküste der USA, die Öffnung der in der frühen Neuzeit stark meeresabgewandten Länder China und Japan für den überseeischen Waren- und Ideenverkehr und für Migrationsbewegungen, nicht zuletzt den Anschluss vieler bis dahin isolierter Inseln an internationale Netze – wegen einer besonders geringen biologischen wie kulturellen Widerstandsfähigkeit ihrer Bewohner oft mit fatalen Folgen.88
Beim Pazifik haben Historiker bisher weniger nach Interaktionen gefragt als nach der spiegelbildlichen wirtschaftlichen Entwicklung von Küstenregionen. Dies hat einen Grund darin, dass es mit Ausnahme der chinesischen Arbeitsemigration nach Amerika keine besonders intensiven transpazifischen Wanderungsbewegungen gab. Auch private Reisen von Europäern blieben Ausnahmen. Die Betonung ökonomischer Entwicklung reflektiert auch die Erfahrung der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts, als Kalifornien, Australien und Japan gleichermaßen, aber nicht primär als Ergebnis pazifischer Arbeitsteilung zu Wachstumsmotoren der Weltwirtschaft wurden.89 Der Pazifik rückte in die «Erste Welt» auf, der Indische Ozean, einst das Meer des Gewürz-, Tee- und Seidenhandels, sank, relativ gesehen, auf einen Dritte-Welt-Status ab. Dass es ein «Pacific Age» geben könne, hatte schon 1890 der japanische Ökonom Inagaki Manjirō vorhergesagt.90 Dem Indischen Ozean war eine solch glorreiche Zukunft nicht prognostiziert worden.
Die Randländer des Pazifiks hielt kulturell noch weniger zusammen als die Anrainer des Indischen Ozeans, wo immerhin der Islam, den es außerhalb Südindiens, Ceylons und der buddhistischen Länder «Hinterindiens» überall gab, sogar in südchinesischen Küstenenklaven, als kräftiger Kitt wirkte. Mit China und dem Pionierwesten der USA standen sich kulturelle Extreme gegenüber: die älteste und die jüngste unter den großen Zivilisationen, zugleich zwei Mächte mit Primatansprüchen in ihrer eigenen Weltgegend, die China selbst in den Jahrzehnten seiner größten Schwäche nie aufgegeben hatte. Politisch wurde der Pazifik im 19. Jahrhundert niemals so eindeutig von einer einzigen Macht dominiert wie der Indische Ozean, der vorübergehend ein britisches Gewässer war. Australien war schon früh ein ziemlich ungebärdiger Teil des British Empire, keineswegs ein Büttel Londons. Keine ausländische Macht konnte vor 1941 eine solche Vorrangstellung erringen, wie sie die USA nach dem Pazifischen Krieg in der Region innehaben würden.91
Über keinen der maritimen Interaktionsräume mit Ausnahme des Mittelmeeres weiß man so viel wie über den Atlantik. Dicke Bücher sind bereits über seine Geschichte vor Kolumbus geschrieben worden, Bibliotheken über die Zeit danach. 1492 begann eine neue Epoche, und niemand hat seither die engen Wechselwirkungen zwischen Alter und Neuer Welt bezweifeln können. Sehr früh sind aber die Triebkräfte dieser Wechselwirkungen, die Verteilung von Aktion und Reaktion sowie die Auswirkungen der Interaktion umstritten gewesen. Schon das europäische Wort von der «Entdeckung» Amerikas hat zu scharfem Streit geführt. Kreolische «Patrioten» polemisierten im 18. Jahrhundert gegen eurozentrische Geschichtskonstruktionen.92 Seit Frederick Jackson Turner 1893 die nordamerikanische Geschichte als das allmähliche Voranschieben einer Siedlungs- und Zivilisationsgrenze, der frontier, interpretierte, an der sich auch politisch und gesellschaftlich das spezifisch Amerikanische herausgebildet habe, ist die Vorgeschichte und Geschichte der USA nicht mehr allein von der Atlantikküste her entworfen worden. Ein weiterer Blickpunkt kam hinzu, als der aus Trinidad stammende Historiker und Cricket-Spezialist C. L. R. James 1938 mit seinem Buch The Black Jacobins die Revolution auf Haiti (1791–1804) für eine breite Öffentlichkeit entdeckte. Seither hat sich die Geschichtsschreibung zu Sklavenhandel und Sklaverei im atlantischen Raum von einem reinen Opferdiskurs wegbewegt. Ein lebendig pulsierender «Black Atlantic» ist zum Vorschein gekommen.93
Auch für den Atlantik gilt, dass seine Geschichte als Interaktionsraum für die frühe Neuzeit viel intensiver erforscht und farbiger ausgemalt worden ist als für das 19. und 20. Jahrhundert.94 Im Quadrat der beiden Amerikas, Europas und Afrikas sind Menschen- und Warenhandel, Zwangsverhältnisse und Freiheitsideen, der Zusammenhang zwischen Revolutionen und die Ausbildung neuer kolonialer Identitäten erkennbar geworden. Ganze Nationalgeschichten, etwa die irische, sind im atlantischen und imperialen Rahmen neu gedeutet worden: Aus der Geschichte eines selbstgenügsamen Inselvolkes wurde diejenige von – zum Teil unfreiwilligen – Globalisierungspionieren.95 Die historiographische Integration des britischen, des iberischen und des afrikanischen Atlantiks bleibt eine große Herausforderung: Was macht das jeweils Besondere dieser Teilsysteme aus, wie können sie in Verbindung miteinander und in höherer Einheit gesehen werden?96 Welche Einheit wäre dies, wo doch der Atlantik, ebenso wie die anderen «Welt»-Meere und anders als der ökologisch relativ gleichförmige, geschlossene Küstensaum des kleinen Mittelmeeres, keine natürliche Arena der Geschichte bildet, keinen «Schauplatz» im Sinne Carl Ritters? Auch andere Fragen werden immer wieder gestellt werden müssen: Wie weit reicht der «atlantische Raum» in die Hinterländer der Kontinente hinein? Reicht er bis zum Mississippi, wo dann nahtlos der Einzugsbereich des Pazifischen Ozeans beginnt? Schon für den Siebenjährigen Krieg, der aus britischer Imperialperspektive und in Amerika «the French and Indian War» genannt wurde, ist gezeigt worden, wie eng Ereignisse mitten in Europa und tief in Nordamerika aufeinander bezogen waren. Oder soll man breitere Küstensäume annehmen und am Unterschied zwischen «maritim» und «kontinental» festhalten, also etwa ein nach außen orientiertes von einem nach innen blickenden Frankreich (Nantes vs. Lyon) oder Spanien (Cadiz oder Barcelona vs. Madrid) unterscheiden, ein weltoffenes Neuengland von einem mental verschlossenen Mittleren Westen? Und liegt nicht Sizilien migrationsgeschichtlich näher an Nordamerika als an Afrika? Wäre Italien nicht mindestens für die Zeit zwischen 1876 und 1914, als vierzehn Millionen Italiener nach Nordamerika, Argentinien und Brasilien auswanderten, als Teil eines atlantischen Wanderungs- und Vergesellschaftungsraumes zu betrachten?97
Im 19. Jahrhundert wurde der Atlantik von anderen Tendenzen erfasst als der Pazifik. Der «Stille» Ozean erlebte einen Integrationsschub auf allen Gebieten; die beiden Seiten des Atlantiks drifteten zur gleichen Zeit real und mental eher auseinander. Der transatlantische Sklavenhandel, die wichtigste frühneuzeitliche Transaktionsbeziehung im Atlantik, erreichte in den 1780er Jahren seinen quantitativen Höhepunkt und ging dann allmählich, nach ca. 1840 abrupt zurück. Nach etwa 1810 richteten sich die Sklavenströme zum größten Teil nach Brasilien und Kuba; die USA und die britische Karibik schieden aus dem Handel aus.98 Ira Berlin hat die These aufgestellt, dass sich in Nordamerika bereits um die Mitte des 18. Jahrhunderts die Lebenswelten der Sklaven verengten und immer weniger von ihnen, an die wachsenden Plantagen gebunden, Verbindung mit einer umfassenderen atlantischen Welt aufrecht erhielten, die Berlin auch «kosmopolitisch» nennt.99 Ein zweites trennendes Element war die Unabhängigkeit Hispanoamerikas von Spanien, die 1826 erreicht war, und diejenige Brasiliens (allerdings unter einem Sohn des portugiesischen Königs) von Portugal 1823. Dadurch wurden alte imperiale Verbindungen gekappt. Gleichzeitig signalisierte Präsident James Monroes gleichnamige Doktrin vom Dezember 1823 ein abwehrendes Desinteresse der USA an Europa. Obwohl aus einer konkreten außenpolitischen Problemlage geboren, wurde die Monroe-Doktrin zum Symbol der amerikanischen Abkehr vom Atlantik und seiner Neuorientierung in Richtung des kontinentalen Westens. Überblickt man die weitere Entwicklung des europäischamerikanischen Verhältnisses bis in die 1890er Jahre hinein, dann überwiegt der Eindruck, dass nach einer großen Entzweiung, die während der sechziger Jahre im Amerikanischen Bürgerkrieg und der französischen Mexiko-Intervention kulminierte, Europäer und Amerikaner sich einander nur zögerlich annäherten. Allein der gewaltige Auswandererstrom nach etwa 1870 und die verkehrstechnischen Neuerungen der Zeit relativieren das Gesamturteil, dass der Atlantik während des 19. Jahrhunderts im Vergleich zu den dichten Verflechtungen der revolutionären Sattelzeit keineswegs wesentlich schmaler wurde.
|  Kontinentale Räume


Kontinentale Großräume eignen sich weniger zum schnellen und intensiven Kontakt als Meere. Unter Bedingungen vorindustrieller Verkehrstechnik waren große Entfernungen zu Wasser rascher und bequemer, wenngleich nicht unbedingt sicherer zu bewältigen als reitend auf Pferden oder Kamelen, im Wagen oder Schlitten, auf eigenen Füßen oder denen von Sänftenträgern. Europa bildete eine Ausnahme. Dank seiner stark gegliederten, an natürlichen Häfen reichen Küstenformen sowie seiner zahlreichen gut schiffbaren Flüsse spielten die Küsten- und Binnenschifffahrt hier eine viel größere Rolle als anderswo. Die verkehrstechnischen Vorteile von Land und Wasser konnten kombiniert werden – wie sonst nur noch in Japan mit seiner Küstenlänge von 28.000 Kilometern.100 Die unerschöpfliche und leicht ideologisierbare Frage, was denn das Gemeinsame und Eigentliche Europas in Abgrenzung von anderen, angeblich fundamental andersartigen Zivilisationen ausmache, sollte Historiker weniger interessieren als die Binnendifferenzierung des Kontinents in mehrere große Räume, deren Grenzen sich selten mit politischen Einteilungen deckten. Ein alter Grundtopos europäischer Selbstbeschreibung besagt, Europa verbinde wie kein anderer Teil der Welt Einheit mit Vielfalt. Wie aber diese Vielfalt ordnen und wie ihre Elemente benennen? Von Herder und aus dem frühen 19. Jahrhundert stammt die Trias romantischer Volksgeschichte: «romanisch – germanisch – slawisch». Sie fand bis hin zur Propaganda des Ersten Weltkriegs viel Zuspruch und wurde von den Nationalsozialisten in extremer Zuspitzung wiederbelebt.
Unproblematisch scheint dagegen die regionale Gruppierung von Nationalstaaten zu sein. Aber selbst bei dem harmlos klingenden «Skandinavien», das schon der ältere Plinius in seiner Historia naturalis erwähnt, ist es zweifelhaft, ob es für das 19. Jahrhundert eine als selbstverständlich angenommene Regionalbezeichnung bilden kann. Erst im 19. Jahrhundert erfolgte eine konzeptionelle Trennung von Nordeuropa und Osteuropa. Russland wurde aus dem «Norden» in einen «halbasiatischen» Osten verlagert. Noch Ranke nannte sowohl Karl XII. von Schweden als auch Peter den Großen «Helden aus dem Norden». Die Voraussetzung für die Bildung einer skandinavischen Identität waren der endgültige Zusammenbruch eines schwedischen Großmachtehrgeizes mit dem Verschwinden des polnisch-litauischen Doppelstaates 1795 und dem Verlust des Großherzogtums Finnland an das Zarenreich 1809. Der um 1848 auftretende «Skandinavismus» kleiner politischer und intellektueller Kreise vermochte die entstehenden Nationalismen der Schweden, Dänen und Norweger nicht zu überwölben. Schweden übte 1864 im Deutsch-dänischen Krieg keineswegs skandinavische Solidarität. Und Norwegen, das die Schweden 1814 den Dänen abgenommen hatten, strebte nach einer Eigenstaatlichkeit, die es 1905 endlich erreichte. Das sprachlich von den anderen drei Ländern separierte, aber an Schwedisch als zweite Sprache gewöhnte Finnland existiert erst seit 1917 als eigener Staat. Ein breit getragenes Selbstbild als «Skandinavier» entstand erst nach dem Zweiten Weltkrieg. Heute nennen sich die vier Länder selbst «nordisch», während von außen auch Finnland zu den skandinavischen Staaten gezählt zu werden pflegt.101
Wenn schon die Bezeichnung einer von der Natur einigermaßen klar demarkierten Region wie Skandinavien solche Schwierigkeiten bereitet, wie ist es dann um die konzeptionelle Präzision und Stabilität anderer Alltagsnamen bestellt? «Westeuropa» unter Einschluss (West-)Deutschlands verdankt sich dem Kalten Krieg nach 1945. Als Europa westlich von Deutschland war der Begriff vor der Reichseinigung von 1871 und der schroffen Konfrontation des deutschen und des französischen Nationalismus unsinnig. Er setzt eine anglo-französische Solidarität voraus, die es vor dem Ersten Weltkrieg nicht gab. Außenpolitisch näherten sich Frankreich und Großbritannien erst 1904 einander an. Von einer Gemeinsamkeit verfassungsstaatlich-demokratischer Werte konnte auch nicht durchgängig gesprochen werden. Die britische politische Klasse betrachtete noch die, wie man es sah, «Despotie» Napoleons III. mit größtem Misstrauen. «Westeuropa» ist daher für das 19. Jahrhundert eine problematische Größe. «Mitteleuropa», ursprünglich eine politisch harmlose Kopfgeburt von Geographen, die darunter weniger ein germanisches Imperium als einen föderierten Wirtschaftsraum verstanden, wurde später im Namen großdeutscher Hegemonialansprüche usurpiert und während des Ersten Weltkriegs zu maximalen Kriegszielen ausgemünzt.102 Erst nach dem Ende des Kalten Krieges hat man den Begriff wieder zur Bezeichnung Polens, Ungarns, Tschechiens und der Slowakei ins Gespräch gebracht. Weite Fassungen, unberührt von großdeutschen Versuchungen, schlagen heute wieder die Einbeziehung Deutschlands und Österreichs vor.103 Durchgesetzt hat sich eher «Ostmitteleuropa» – mit einer starken anti-russischen Note.
Für das 19. Jahrhundert, das in seinen Augen durch die Ausstrahlung und Vorbildrolle des «Westens» gekennzeichnet war, schlägt der ungarische Wirtschaftshistoriker Ivan T. Berend vor, in einem umfassenden Sinne von «Central and Eastern Europe» zu sprechen, einer Großregion, die von der Ostsee bis hinunter zur Nordgrenze des Osmanischen Reiches reichte und die gesamte Donaumonarchie sowie das europäische Russland einschloss. Er legt seiner Gesamtdarstellung der Geschichte dieser Region zwischen 1789 und 1914 die Voraussetzung zugrunde, sie habe in eben dieser Epoche eine charakteristische Identität sowie eine Reihe von Merkmalen ausgeprägt, die sie von Westeuropa und anderen Teilen der Welt unterschieden hätten.104 Das Deutsche Kaiserreich gehört in dieser imaginären Kartographie zu Westeuropa.
Berend steht mit seiner Ost-West-Dichotomie quer zu einer Tendenz älterer Überlegungen, Osteuropa unter Überwindung eines binären Ost-West-Gegensatzes in einen gesamteuropäischen Geschichtsentwurf einzubeziehen. So stellte der polnische Historiker Oskar Halecki seit den 1920er Jahren Überlegungen zur geographisch-kulturellen Binnengliederung Europas auf der West-Ost-Achse an.105 Der ungarische Mediävist Jenö Szücs gab Anfang der 1980er Jahre der damals neu aufkommenden «Mitteleuropa»-Diskussion einen wichtigen Impuls durch die Unterscheidung von drei «historischen Regionen» Europas.106 Auch neue Vorstellungen von «Geschichtsregionen» sind am Beispiel Ostmitteleuropas skizziert worden.107 Eine stringent durchdachte historische Geographie Europas im 19. Jahrhundert auf der Grundlage einer regionalen Raumdifferenzierung existiert aber noch nicht.
|  Eurasien


Schließlich gibt es Raumbezeichnungen, die nichts anderes als konstruiert sind. Dazu gehört «Eurasien». «Asien» selbst ist eine europäische Erfindung, und erst recht gilt dies für einen Doppelkontinent Europa-Asien. «Eurasien» wurde und wird in Russland seit den 1920er Jahren (es gab auch schon Vorläufer im 19. Jahrhundert) stark ideologisiert, teils in der Hoffnung, Russland könne gegenüber einem auftrumpfenden Westen eine «asiatische Karte» spielen, teils aber auch in der Furcht vor den Nachteilen einer Zwischenlage zwischen Westeuropa und China.108 Dennoch ist der Begriff aus zwei Gründen nicht unnütz. Zum einen gab es Menschengruppen, die die Verbindung der Kontinente lebten und leibhaftig erfuhren, also «eurasische» Biographien hatten. Dazu gehörten die «Mischlinge» in Asien (in Indien als Eurasian community bekannt), vor allem die Abkömmlinge zunächst portugiesisch-asiatischer, später britisch-asiatischer Verbindungen. Im frühen 19. Jahrhundert waren viele indische Eurasier Kinder britischer Soldaten, die wegen ihres geringen Soldes und niedrigen Ansehens auf dem Heiratsmarkt bei europäischen Frauen in Indien schlechte Chancen hatten. Eurasier waren in der frühen Neuzeit und noch bis etwa um 1830 ein von Asiaten wie Europäern akzeptierter und wegen ihrer bikulturellen Kompetenz und Vermittlungsfähigkeit für das Funktionieren der Kolonialsysteme unerlässlicher Teil der kolonialen Welt. Der Status dieser Christen war demjenigen von Armeniern und Juden vergleichbar. Im zweiten Drittel des 19. Jahrhunderts wurden solche eurasischen Identitäten prekär. Niemand machte mehr eine solch steile Karriere wie Lieutenant-Colonel James Skinner (1778–1841), ein geschätzter Kavalleriekommandant und Commander of the Bath. Das «Hybride» dieser Menschen und ihre soziale Zwischenraumexistenz wurde nun ablehnend beurteilt. Ihre Aufstiegsmöglichkeiten im kolonialen Staatsdienst waren noch geringer als die von Indern und nahmen im Laufe des Jahrhunderts weiter ab. Ihre Armut, selbst wiederum eine Folge begrenzter Chancen, schloss sie von der herrschenden Schicht aus und stellte sie noch unter die poor whites. Im Lichte europäischer Rasselehren galten sie als nicht vollwertig. Umgekehrt wurden sie auch vom beginnenden asiatischen Nationalismus abgelehnt.109 Euro-asiatisch dem biographischen Schicksal nach waren auch europäische Kolonialfamilien, die als Siedler- oder Beamtendynastien manchmal über Generationen hinweg mit Asien verbunden waren, vor allem in Niederländisch-Ostindien und Britisch-Indien.110
War dies ein sozialer und ethnischer Begriff von «Eurasien», so ist das Konzept als Bezeichnung eines Interaktionsraumes erst in der jüngsten Vergangenheit wiederbelebt worden, allerdings nur für die frühe Neuzeit.111 Europäer fühlten sich Asien damals enger verbunden, als dies im 19. Jahrhundert der Fall war. Eine schroffe und hierarchisierend gemeinte Okzident-Orient-Dichotomie entstand erst nach etwa 1830.112 Die vorübergehende Einigung der eurasischen Welt von China bis Ungarn im Mongolischen Reich und seinen Nachfolgestaaten gehört inzwischen zu den Standardthemen der Weltgeschichtsschreibung. In den Jahrhunderten nach diesem asiatischen «Mittelalter» blieb immerhin eine plurale Staatenwelt im Inneren des asiatischen Kontinents bestehen. Ein besonders wichtiger Faktor war die langfristig aufrechterhaltene Integrationskraft eines vornehmlich von Turkvölkern getragenen Islam.113 Innerasien, das alte Kerngebiet weltgeschichtlicher Initiative, wurde von den drei vorrückenden imperialen Kräften des Zarenreiches, des sino-mandschurischen Imperiums der Qing-Dynastie und der indischen Hegemonialmacht Großbritannien schrittweise kolonisiert. Die militärische Macht der Mongolen, die den Zerfall des Großreiches seit der Mitte des 14. Jahrhunderts überdauert hatte, wurde vom Qing-Militär in den 1750er Jahren ein für allemal gebrochen. Die muslimischen Khanate waren bis 1860 teils dem chinesischen Kaiserreich, teils dem russischen einverleibt worden. Eurasien wurde im 19. Jahrhundert durch imperiale Eroberungen, Eingriffe und Neuordnungen, durch beginnende Nationalismen sowie durch die Modernisierung Westeuropas und Japans, die das relativ stagnierende asiatische Kernland zwischen Moskau und Peking hinter sich ließ, immer heterogener, bis von einem Interaktionszusammenhang in den Zwischenräumen zwischen den Imperien kaum noch die Rede sein konnte. Episoden wie die japanische Kontinentaleroberung zwischen 1931 und 1945, die allerdings außer der Inneren Mongolei Zentralasien kaum berührte, oder die vorübergehende Bildung eines kommunistischen Blocks von der Elbe bis zum Gelben Meer (1950–63) haben daran wenig zu ändern vermocht. Das eurasische Zeitalter, wenn man eine solch pompöse Formulierung nicht scheut, begann mit Dschingis Khan und endete irgendwann vor 1800. Für das 19. Jahrhundert ist «Eurasien» keine erstrangig wichtige räumliche Kategorie.
5  |  Raumordnungen: Macht und Raum

Raumordnung ist eine alte Staatsaufgabe. Aber nicht alle Staaten ordnen Räume. Feudale und patrimoniale Systeme, in denen die Interessen örtlicher Grundbesitzer durch Lokalmacht und Herkommen gegen obrigkeitliche Regulierung geschützt sind, können dies nicht tun. Nur Despotien und Rechtsstaaten vermögen übergeordnete Planungsziele durchzusetzen. Raumordnung verlangt einen zentralen Rationalisierungswillen und die Instrumente zu dessen Verwirklichung. Diese Bedingungen finden sich vorzugsweise in der Moderne, aber nicht nur dort. Drei Beispiele sollen die Varianzbreite im 19. Jahrhundert illustrieren: China, die USA und Russland.
Im Falle Chinas macht sich eine bis heute weltweit einzigartige Beharrungskraft räumlicher Ordnungsschemata bemerkbar. Die Einteilung des Reiches in Provinzen geht auf das 13. Jahrhundert zurück. An der Zahl der fünfzehn Provinzen hat sich seit der Ming-Zeit (1368–1644) nichts, an ihren Grenzen kaum etwas geändert.114 Da China die Größe Westeuropas hat, stelle man sich vor, die Territorialstruktur Europas habe sich seit 1500 nicht nennenswert verschoben. Chinesische Provinzen sind keine gewachsenen «Landschaften» im Sinne der europäischen Verfassungsgeschichte, sondern administrative Konstrukte. Die außerordentliche normative Kraft der territorialen Ordnung Chinas hat sich über viele Generationen hinweg auch den Lebensformen der Menschen eingeprägt. Bis heute bestimmen feste Provinzidentitäten die Selbstsicht der Chinesen ebenso wie Provinzstereotype die Fremdwahrnehmung untereinander steuern, ganz ähnlich wie Nationalstereotype innerhalb Europas. Die Persistenz der alten Ordnung wird auch darin deutlich, dass neben den neuzeitlichen Provinznamen heute noch klassische Namen (etwa Lu für Shandong) verwendet werden. Die Provinzen sind manchmal, aber nicht immer auch analytisch sinnvolle Einheiten der Wirtschafts- und Sozialgeographie. In der historisch-geographischen Forschung ist ihre Zusammenfassung zu acht oder neun vor allem physikalisch definierten «Makroregionen» üblich geworden (z.B. Nordwesten, Unterer Yangzi, Oberer Yangzi), die jeweils das Ausmaß eines großen europäischen Nationalstaates besitzen.115 Allerdings kennt schon die klassische Regionenbenennung überprovinziale Räume, die in der Qing-Zeit oft einem Generalgouverneur mit Zuständigkeit für zwei oder drei Provinzen zugeordnet waren.
China mit seiner stabilen imperialen Raumordnung repräsentiert eher eine Ausnahme als den historischen Normalfall. Vergleichbar damit ist nur die Einteilung der USA in Bundesstaaten, deren Grenzen sich ebenfalls weniger verändert haben als die zahlreicher europäischer oder lateinamerikanischer Nationalstaaten. Während aber die chinesische Raumordnung im 19. Jahrhundert unverändert blieb, das Reich die Kontrolle über Randgebiete verlor, sich aber an den inneren Provinzgrenzen nichts änderte, wuchsen die Vereinigten Staaten kontinuierlich. Als die USA 1783 gegründet wurden, waren sie bereits eines der ausgedehntesten politischen Gebilde der Welt. Bis 1850 hatten sie ihr Staatsgebiet verdreifacht, und es war noch kein Ende abzusehen.116 Neue Gebiete wurden auf verschiedene Weise in den Gesamtstaat inkorporiert: als Folge von Kauf (Louisiana von Frankreich, New Mexico und Süd-Arizona von Mexiko, Alaska von Russland), Verträgen mit Indianerstämmen, Inbesitznahme durch Siedler, Abtretung nach einem gewonnenen Krieg (Texas). In jedem Fall stellte sich die Aufnahme in die Union als ein Problem von besonderer politischer Schwierigkeit. Bis zum Bürgerkrieg war die Frage, ob in einem neuen Territorium die Sklaverei erlaubt werden solle oder nicht, von außerordentlicher Sprengkraft. An ihr sollte sich schließlich die Verfassungsfrage entzünden, die zum Bürgerkrieg führte.
So ungeplant und spontan die Westwärtsbewegung der weißen Siedler in Nordamerika auf den ersten Blick aussieht: Die USA waren das erste Land der Welt, das – noch vor der räumlichen Durchorganisation und vollständigen katastralen Erfassung Frankreichs, die unter Napoleon begann – seinen nationalen Raum einer einheitlichen und einfachen Ordnung unterwarf. Bis heute ist die amerikanische Landschaft von einem planquadratischen Gitter geprägt, dem die oft linearen Grenzen zwischen Bundesstaaten ebenso gehorchen wie die Anlage von Townships und der Zuschnitt privater Grundstücke. Wenn oft beklagt wird, dass Grenzen in Afrika durch die Kolonialmächte «künstlich» gezogen worden seien, dann ist zu bedenken, dass die innere politische Geographie der USA mit ebensolcher bewussten Künstlichkeit gestaltet wurde. Dieses grid, das etwa zwei Drittel des Landes überzieht, geht auf die Land Ordinances zurück, die 1784, 1787 und 1796 von Kommissionen des amerikanischen Kongresses erarbeitet und beschlossen wurden. Sein Vorbild war die von Gerhard Mercator, einem Kosmographen des 16. Jahrhunderts, stammende geometrische Linienprojektion der Navigationskartographie. Der «ozeanisch» weiten und unberührten «Wildnis» Nordamerikas wurde ein Raster buchstäblich aufgeprägt, das auf dem Meer nur fiktiven und astronomisch orientierenden Charakter haben konnte. Das grid diente in starkem Kontrast vor allem zu den extrem verworrenen Verhältnissen in England der verwaltungstechnischen Rationalisierung und der Herstellung von juristischer Eindeutigkeit. Um einer Anarchie der Aneignung von Grund und Boden vorzubeugen, sollte nach den Absichten Thomas Jeffersons und anderer Urheber des Systems Land erst vermessen und dann an Privatleute verkauft werden.
Im Zuge der Westexpansion über den nordamerikanischen Kontinent hinweg diente das grid als «eine Maschine, die Souveränitätsansprüche in Eigentumsfragen, Belange territorialer Herrschaft in ökonomische Interessen übersetzte und somit staatliche und private Interessen an der Landnahme miteinander verband». Es machte ebenso die große Politik der Nationsbildung wie die Lebensentscheidungen einzelner Siedler planbar.117 Zusätzlich trug es dem Staat, der Land an Privatleute vergab, zusätzliche Einkünfte ein. Ganz ähnlich begann die kaiserliche Regierung Chinas 1902 in den mandschurischen Provinzen mit der Veräußerung von Staatsland an individuelle Siedler, um mit den Erlösen Haushaltslöcher zu stopfen.118 Mit ihrer praktisch-politischen Absicht gingen die USA über eine bloße Landesaufnahme hinaus. Landvermessung setzte im 19. Jahrhundert immer voraus, dass große Räume als einheitliche geometrische Flächen begriffen wurden und man dann eine definitive Erfassung der physikalischen Oberfläche anstrebte – so etwa in Indien nach 1814, als auf allen Ebenen letztgültige Messungen die kartographische Anarchie beenden und das geographische Wissen zur Vollendung führen sollten. Ein kaum älteres, teilweise zeitlich parallel realisiertes Vorbild dafür gab es in Europa: die vom britischen Staat veranlasste Landesaufnahme Irlands, die derjenigen in England selbst weit überlegen war.119 Auch in den USA sollte nicht (nur) ein Ist-Zustand möglichst exakt beschrieben werden. Das grid war ein planerischer Zukunftsentwurf.
Ein dritter Typ von zentraler Raumordnung findet sich in Russland: die obrigkeitliche Städtegründung, die im neuzeitlichen China und in den frühen USA sehr selten war. Dazu bedurfte es eines autokratischen Durchsetzungswillens, wie er in der amerikanischen Demokratie fehlte (die Gründung der neuen Hauptstadt Washington war eine Ausnahme), und einer Durchsetzungsfähigkeit, wie sie der ebenfalls autokratische chinesische Staat nach 1800 nicht mehr aufbrachte. Zwischen 1775 und 1785 wurden unter Katharina II. im Zarenreich 42 Statthalterschaften (die späteren Gouvernements) und innerhalb dieser Einheiten 481 Kreise (uezdy) gebildet. Sie gruppierten sich jeweils um eine Stadt. An die Stelle historisch gewachsener Statthalterschaften und Oblaste traten nun statistisch ermittelte Verwaltungseinheiten mit einer Bevölkerung zwischen 300.000 und 400.000. Da es nicht genug Städte für diese Zentralfunktion gab, wurden zahlreiche dörfliche Ansiedlungen per fiat zu Städten erhoben. Besondere Sorgfalt verwendete man auf die Gründung von Städten in den östlichen und südöstlichen Grenzgebieten. Keineswegs alle unter den neuen Städten konnten ihren Rang behaupten. Im 19. Jahrhundert fand eine solche Umwidmung von Dörfern in Städte nicht länger statt.120 Obwohl sie, anders als das nordamerikanische Raumgitter, ein abgebrochenes Projekt war, hinterließ die russische Reform der Territorialverwaltung doch dauerhafte Spuren in der historischen Geographie des zarischen Raumes.
Die chinesische Raumordnung der Ming-Epoche und die russische wie die nordamerikanische der Sattelzeit gaben den Räumen des 19. Jahrhunderts ihre Namen. Territoriale Verwaltungseinheiten – Federal States, Provinzen, Gouvernements – erlauben keinen Zweifel daran, wo man sich befindet. In anderen Gegenden der Welt ist die Lage komplizierter. Der Normalfall ist eine Vielfalt indigener und von außen aufgeprägter Regionalbezeichnungen, die in ganz unterschiedlichen Beziehungen zueinander stehen. Will man nicht den nationalstaatlichen Atlas der Gegenwart unkritisch ins 19. Jahrhundert zurück projizieren, dann müssen Historiker sich um einen gültigen Stand geographischer Nomenklatur bemühen. Dies gilt etwa für Indien, Afrika und den westasiatischen Raum. Nicht selten stimmen die heutigen Länderbezeichnungen nicht mit dem Sprachgebrauch des 19. Jahrhunderts überein. Unter «West-Sudan», einer heute fast verschwundenen Bezeichnung, verstand man das gesamte riesige Savannenland unmittelbar südlich der Sahara, das vom Atlantik bis nach Darfur, also dem heutigen Staat Sudan, reichte. «Syrien» bezeichnete vor 1920 eine geographische Region, die etwa das Gebiet der heutigen Staaten Syrien, Libanon, Israel und Jordanien umfasste. Für Indien ist mit vier Nomenklaturschichten zu rechnen, die übereinander projiziert keineswegs deckungsgleich sind: (a) die vor-britische, in den Fürstenstaaten überlebende politische Geographie, (b) die britischen Präsidentschaften (Kalkutta, Bombay, Madras) und Provinzen der Kolonialzeit, (c) die Bundesstaaten der heutigen Indischen Republik und (d) die Naturräume der Geographen. Besondere Probleme wirft die «islamische Welt» auf. Sie ist, nach dem Kriterium der Religionszugehörigkeit definiert, niemals exakt territorial abbildbar gewesen. Für die Neuzeit müssen eigentlich Teile Südasiens, Afghanistan und zahlreiche Inseln des malaiischen Archipels zu ihr gehören. Das widerspricht freilich den Konventionen. Kulturgeographen haben verschiedene Binnengliederungen einer enger definierten «islamischen Welt» vorgeschlagen, so etwa eine über Sprachgrenzen hinweg zusammengesehene «türkischiranische Welt», der eine dreifach in den «Vorderen Orient», Nordafrika und die Sahara differenzierte «arabische Welt» an die Seite gestellt wird.121 Anders als in Ostasien und in Osteuropa-Nordasien, gab es im Nahen und Mittleren Osten im 19. Jahrhundert kein allumfassendes Imperium, auch wenn die administrative Prägekraft des Osmanischen Reiches nicht unterschätzt werden sollte.
Raumordnung operiert auf unterschiedlichen Ebenen: von der politischen Neugestaltung großer Räume, wie sie etwa auf der Pariser Friedenskonferenz 1919 vorgenommen wurde, über die regionale Planung von Eisenbahntrassen bis hinunter zur Mikro-Ordnung agrarischer Eigentumsverhältnisse. Die Auflösung und Privatisierung von Gemeindeland (Allmende) verlief manchmal chaotisch und ohne staatliche Regelung, in anderen Fällen nach Plänen und unter strenger behördlicher Anleitung. Überall dort, wo der Staat nicht (länger) die Dorfgemeinde, sondern den einzelnen Besitzer oder Eigentümer zur Grundsteuer veranlagte, entstand die Notwendigkeit zu wissen, wer dem Fiskus was schuldete. Dies war in aller Welt eine der stärksten Triebkräfte für die Ausweitung von Staatstätigkeit auf lokalem Niveau. Hinzu kam später das Bestreben, Gemengelagen an Land zu entwirren und durch Zusammenlegung rational bestellbare Flurstücke zu schaffen. Kaum eine der Agrarreformen des 19. und 20. Jahrhunderts versäumte es, hier Vorkehrungen zu treffen.122 Die Ordnung des Bodens ist eine Grundoperation der Moderne. In den großen Kollektivierungen des 20. Jahrhunderts in der Sowjetunion, in Ostdeutschland oder in China trat sie sichtbar an die Oberfläche. Sonst bleibt sie Historikern meist verborgen. Doch es gilt die Regel: Kein Staat ist «modern» ohne Kataster und ohne rechtlich frei disponibles Grundeigentum.
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|  Territorialität


Alle Überlegungen in diesem Kapitel setzten bisher nahtlose Flächigkeit voraus. Tatsächlich waren Räume des 19. Jahrhunderts in hohem Maße gleichförmige und kontinuierliche Räume. Sie wurden dies als Folge staatlicher Raumgestaltung. Die Tätigkeit des Staates von den Land Ordinances der USA über die systematische Feinkartierung und katastermäßige Erfassung von Eigentumsverhältnissen in vielen Ländern (von den Niederlanden bis nach Indien) und hin zur Einführung kolonialer Verwaltungen in zuvor eher schwach regierten Gebieten wirkte durchweg homogenisierend. Es war eine Tendenz der Zeit vor allem nach 1860, staatliche Herrschaft mehr als zuvor nicht bloß als Kontrolle strategischer Zentren, sondern als Dauertätigkeit von Gebietskörperschaften zu verstehen und zu organisieren. Man kann dies auch als fortschreitende «Territorialisierung» oder Herstellung von «Territorialität» bezeichnen, ein Prozess, der nicht nur in Europa tiefe Wurzeln in der frühen Neuzeit hat.123 Solche Territorialisierung war mit der Bildung von Nationalstaaten ebenso verbunden wie mit der Reform von Imperien und der Konsolidierung kolonialer Herrschaft, die nun erstmals allgemein als Kontrolle über Land und nicht allein über Handelsstützpunkte verstanden wurde. Auf der Linie einer solchen Aufwertung lebensfähiger Territorien lag auch eine dramatische Reduktion der Zahl selbständiger politischer Einheiten auf der Erde. In Europa verminderte sich die Zahl einigermaßen selbständiger politischer Einheiten von etwa 500 um 1500 auf 25 um 1900.124 Der Reichsdeputationshauptschluss von 1803 und die deutsche Reichsgründung von 1871, die Abschaffung der Fürstentümer in Japan im selben Jahr 1871 und die koloniale Eroberung Indiens und Afrikas bedeuteten stets die Beseitigung zahlreicher semiautonomer Herrschaftssphären. Dies war außerhalb Europas nicht allein eine Folge der europäischen Expansion. In Hinterindien etwa hatte sich bereits im vorkolonialen 18. Jahrhundert die Zahl unabhängiger politischer Einheiten von 22 auf drei reduziert: Burma, Thailand und Vietnam.125 Dynastischer Streubesitz wurde arrondiert. Es entstanden Großstaaten, Rieseneinheiten wie die USA, das 1867 föderierte Kanada und das Zarenreich, das erst jetzt Sibirien wirklich in Besitz nahm und gleichzeitig ins südliche Zentralasien expandierte. Der nüchterne Friedrich Ratzel hing nicht nur sozialdarwinistisch-imperialistischen Träumen nach, wenn er ein «Gesetz vom räumlichen Wachstum der Staaten» aufstellte.126
Territorialität war nicht bloß ein Attribut moderner Staaten, sondern in schwächerer Form auch eine Weise monarchischer Politik: Im Iran des 19. Jahrhunderts zum Beispiel, einem Land, das von westlichen Einflüssen noch kaum berührt wurde, war es ein wichtiges Kriterium des Erfolgs des Herrschers, dass er Land hinzugewann oder zumindest die Landesgrenzen erfolgreich verteidigte. Gelang ihm dies nicht, so war dies ein Zeichen für die nachfolgewilligen Prinzen, rebellisch zu den Waffen zu greifen. Kontrolle über Land fundierte das Königtum (mulk) ebenso wie später die Nation (millat).127 Angesichts der Schwäche des Irans gegenüber seinen imperialen Nachbarn keine beneidenswerte Situation für einen Schah.
|  Diskontinuierliche soziale Räume


Nicht alle Räume müssen als kontinuierlich gedacht werden. Gesellschaftliches Leben spielte sich auch im 19. Jahrhundert nicht immer auf einem zusammenhängenden Territorium ab. Die wichtigste Form eines diskontinuierlichen sozialen Raumes ist die Diaspora. Darunter versteht man eine Gemeinschaft, die außerhalb ihres tatsächlichen oder imaginierten Herkunftsgebietes lebt, aber gegenüber der «Heimat» weiterhin Loyalität und emotionale Anhänglichkeit empfindet. Sie geht entweder auf eine erzwungene Zerstreuung aus einer ursprünglichen Heimat zurück oder auf die Ausfahrt von einer solchen Heimat auf der Suche nach Arbeit, in Handelsaktivitäten oder mit kolonialen Zielen. Ein idealisierender Mythos von der (mutmaßlichen) alten Heimstätte wird über Generationen gepflegt, manchmal bis hin zu Plänen, sie zu erneuern oder neu zu erschaffen. Der individuelle Entschluss zur Rückkehr findet kollektive Billigung. Das Verhältnis zur aufnehmenden Gesellschaft ist nie völlig ungetrübt, zumindest schließt es das Gefühl minderer Akzeptanz und manchmal auch die Furcht vor neuem Unglück für die Gemeinschaft ein. Charakteristisch sind auch Empathie und Solidarität mit anderen Mitgliedern der eigenen ethnischen Gruppe in anderen (dritten) Ländern.128
Die jeweilige Diaspora unterscheidet sich nach der Art ihres Zustandekommens und der Besonderheit ihrer historischen Erfahrung. Man kann differenzieren zwischen einer Opfer-Diaspora (Afrikaner in Amerika, Armenier, Juden), einer Arbeits-Diaspora (Inder, Chinesen), einer Handels-Diaspora (Chinesen, Libanesen), imperialen Diaspora (Europäer in Siedlungskolonien) und kulturellen Diaspora.129 Waren sie älteren Ursprungs, dann gab es sie im 19. Jahrhundert noch, sonst entstanden sie in dieser Zeit, die Armenier-Diaspora übrigens nicht erst nach dem Ersten Weltkrieg, sondern bereits nach dem Beginn anti-armenischer Ausschreitungen 1895. Diasporasituationen unterscheiden sich auch nach dem Verhältnis von Zentrum und Peripherie: Fehlen eines räumlichen Zentrums (die Juden vor dem Beginn der aliya, der Auswanderung von Europa nach Palästina); ein dominierendes und sich gegenüber der Diaspora schützend verhaltendes Zentrum (China); ein kolonisiertes Zentrum (Irland); ein fremdbestimmtes Zentrum, das der Diaspora den Charakter eines politischen Exils verleiht (Polen im 19. Jahrhundert, Tibet heute). Diasporagruppen unterscheiden sich nach dem Grad ihrer Akkulturation an die Gastgesellschaften. Dabei konnte eine nur begrenzte Anpassung von Vorteil sein. Die im 19. Jahrhundert in den USA und anderen Ländern entstehenden Chinatowns waren eine für alle Beteiligten günstige Form nur partieller Integration.
Diasporabildung als Folge von Massenmigration war im 19. Jahrhundert allgegenwärtig, fast der Normalfall. Nur die Franzosen blieben zu Hause. Sogar China, der Inbegriff einer runden und arrondierten Zivilisation, die man gar nicht verlassen durfte, wurde nun zur Quelle überseeischer Gemeinschaften. Nach einer ersten Emigrationsphase in der Ming-Zeit entstanden erst jetzt die Grundlagen für «Greater China». Sogar die noch weniger reisefreudigen Japaner, die niemals ihre Inseln verlassen hatten, ersuchten nun ihre Regierung um Erlaubnis, sich in Nordamerika eine neue Existenz zu schaffen. Zwischen 1885 und 1924 trafen 200.000 Menschen aus Japan in Hawaii und 180.000 auf dem nordamerikanischen Kontinent ein.130 Wie viele Japaner es in den USA gab, merkte ihre Umgebung erst, als sie nach dem Überfall auf Pearl Harbor im Dezember 1941 interniert wurden. Nationen wurden gebildet, um die ethnisch und kulturell sich zusammengehörig Fühlenden zu vereinen. Paradoxerweise stieg aber gleichzeitig die Bereitschaft zur Anerkennung räumlich entfernter Diaspora -Gemeinschaften als Teile der eigenen Nation – auch dann, wenn sich aus der Existenz solcher Gemeinschaften keine irredentistischen Ansprüche auf fremdes Gebiet ableiten ließen.
Diasporabildung führte zur Entstehung diskontinuierlicher sozialer Räume. In einigen Fällen war dies ein Durchgangsstadium auf dem Wege zur Integration von Immigrantengruppen in die aufnehmende Gesellschaft: Die Deutschen in den USA bildeten in manchen Großstädten, etwa New York, eine kompakte Gemeinschaft, auf längere Sicht aber keinen assimilierungsresistenten Brückenkopf in der Neuen Welt.131 In anderen Fällen ging die Diasporaexistenz weit über Nostalgie und Folklore hinaus. «Laterale» Netze zwischen Aufnahmegesellschaft und Ursprungsgesellschaft wurden zu unentbehrlichen Stützen überseeischer Herkunftsregionen: Teile Südchinas und Indiens, Sizilien, Irland oder (im frühen 20. Jahrhundert) Griechenland wurden von den finanziellen Rücksendungen ausgewanderter Landsleute geradezu abhängig. Der diskontinuierliche soziale Raum der Diaspora erlangte im 19. Jahrhundert eine bis dahin unbekannte Bedeutung. Dieser Umstand relativiert die These von der allgemein zunehmenden Territorialisierung. Die Formierung von Nationalstaaten in Europa erschwerte die Lage von Minderheiten und machte sie genau in dem Augenblick emigrationswilliger, als sich Arbeitsmärkte in Übersee öffneten. Zugleich erleichterten es verbesserte Kommunikationsmöglichkeiten, Kontakte zur alten Heimat aufrechtzuerhalten. Die Arrondierung nationaler Räume, bei denen herrschaftliche Kontrolle und affektive Zuwendung ein und demselben eindeutig definierten Territorium galten, ging Hand in Hand mit der Entstehung transnationaler Räume mit schwächerer, jedoch keineswegs fehlender territorialer Verankerung.132
|  Grenzen133


Räume enden an Grenzen. Es gibt die verschiedensten Arten von Grenzen: die Grenze der Militärs, der Ökonomen, der Juristen, der Geographen.134 Sie decken sich selten. Zusätzliche Grenzkonzepte kamen im 19. Jahrhundert auf und fanden Verfechter. Sprachgrenzen zum Beispiel hatte man in der frühen Neuzeit wenig beachtet. Seit der Revolution wurden in Frankreich Statistiken über Sprachen geführt und bald in Karten umgesetzt, in Deutschland gab es seit den 1840er Jahren solche Sprachkarten.135 Dabei ist die militärische Bedeutung die Urbedeutung und blieb es auch im 19. Jahrhundert: Eroberungen werden demarkiert, Grenzen können zum Anlass von Kriegen werden. In Grenzen materialisiert sich die Geschichte der Beziehungen eines Staates mit seinen Nachbarn. Grenzen staatlicher Souveränität sind fast immer auch symbolisch gekennzeichnet: durch Pfosten, Wachttürme, Grenzarchitektur. Politische Grenzen sind daher konkret: physische Vergegenständlichung des Staates und Orte der symbolischen und materiellen Verdichtung von Herrschaft, Verdichtung deshalb, weil sich an einer Grenze der Staat im Alltagsleben permanent bemerkbar macht.136 Umgekehrt gibt es fast unsichtbare symbolische Grenzen, die viel unbeweglicher und stabiler als Staatsgrenzen sind.
Der Begriff der politischen Grenze setzt eine «egozentrische Konzeption des Staates» voraus, wonach das Recht des Stärkeren gilt.137 Vereinbarte Grenzen kommen später – der friedlichere Grenzbegriff der Juristen. Im 19. Jahrhundert gab es beides: erzwungene und verhandelte Grenzen. Bei der Schaffung des Staates Belgien reaktivierten die Großmächte 1830 Provinzgrenzen von 1790.138 Die neue deutsch-französische Grenze wurde 1871 dem Kriegsverlierer einseitig diktiert, die politische Landkarte des Balkans 1878 auf dem Berliner Kongress ohne Mitwirkung von Vertretern der Balkanländer neu gestaltet. In Afrika wurden in einer Vielzahl von Protokollen und Konventionen zwischen den europäischen Kolonialmächten Grenzen gezogen. Europäische Kommissare nahmen die Lage vor Ort in Augenschein und setzten Markierungen im Felde. Als 1884 in Berlin unter Bismarcks Vorsitz eine hochrangige Westafrika-Konferenz zusammentrat, waren die territorialen Verhältnisse on the spot von den in Westafrika aktiven Regierungen (Großbritannien, Frankreich, Deutschland, Portugal und Liberia) bereits weitgehend geklärt worden. Zunächst handelte es sich um Zollgrenzen; erst in den 1890er Jahren verfestigten sie sich zu territorialen Grenzen zwischen den einzelnen Kolonien (und Liberia). Die Konferenz sanktionierte aber auch, vor allem für den Kongo-Freistaat des belgischen Königs Leopold II., Grenzen durch Gebiete, die nie ein Europäer betreten hatte.139 Hingegen wurden die Grenzen zwischen den Republiken Lateinamerikas weithin ohne externe Beteiligung gezogen.140
Die herkömmliche Auffassung, charakteristisch für die Neuzeit und insbesondere für das 19. Jahrhundert sei die Verfestigung von Grenzen und die Reduktion von Grenzzonen auf Grenzlinien, lässt sich in solcher Pauschalität nicht halten. Umgrenzte Souveränitätsgebiete gab es bereits zu einer Zeit, als personale Jurisdiktionen die Regel waren. Auch ist die «lineare» Staatsgrenze keineswegs eine europäische Erfindung, erst vom Imperialismus in die außereuropäische Welt hineingetragen. Das Qing-Imperium und das Zarenreich hatten sich bereits 1689 und 1727 in zwei Vertragswerken, unter den Bedingungen eines ungefähren Machtgleichgewichts in der Region lokal ausgehandelt, auf eine genaue Demarkierung ihrer Hoheitsgebiete im nördlichen Zentralasien geeinigt. Dass solche Grenzlinien in geometrischer Linearität verliefen, war keineswegs die Regel. Sie galt für Afrika, wo etwa drei Viertel der gesamten Grenzlängen (einschließlich der Grenzen durch die Sahara) geradlinig sind, aber schon weitaus weniger für Asien.141 Dort sind die Europäer ihrer eigenen Ideologie der «natürlichen» Grenze, einem Dogma aus der Zeit der Französischen Revolution, zuweilen gefolgt und haben nach «sinnhaften» Grenzen gesucht.142
Auch hat man sich verschiedentlich um eine realistische Erfassung der tatsächlichen lokalen Machtverhältnisse bemüht. Zwischen 1843 und 1847 suchte eine Kommission, bestehend aus iranischen, osmanischen, russischen und britischen Vertretern, nach einer allseits akzeptablen Grenze zwischen iranischer und osmanischer Jurisdiktion. Grundlage dieser Verhandlungen war, dass nur Staaten, nicht aber mobile Nomadenstämme als Eigentümer von Land anerkannt wurden. Beide Seiten legten umfangreich dokumentierte historische Beweisführungen vor. Freilich konnte der iranische Staat in der Praxis nicht alle Grenzstämme unter seine tatsächliche Autorität zwingen.143 Neue Messinstrumente und geodätische Verfahren erlaubten eine früher nicht gekannte Präzision der Grenzfestlegung. Die Grenzkommissionen – eine zweite folgte in den 1850er Jahren – konnten zwar das Problem nicht ganz lösen, machten aber die beiden Kontrahenten stärker als bis dahin auf den Wert von Land aufmerksam. So wurde – unabhängig von jedem «Nationalismus» – der Prozess der Herausbildung nationaler Territorien beschleunigt. Immer wieder wurden Dritte als Vermittler eingeschaltet, oft Vertreter der Hegemonialmacht Großbritannien, so etwa bei der Grenzdemarkation zwischen dem Iran und Afghanistan.
In Asien und Afrika herrschten Konzepte durchlässiger, plastischer Grenzen vor, als die Kolonialmächte ihre Vorstellungen von linearen und fixierten Grenzen einführten, die sie selbstverständlich für zivilisatorisch überlegen hielten. Diese plastischen Grenzen sollten nicht nur Souveränitätssphären abstecken, sondern auch Sprachgruppen und ethnische Gemeinschaften voneinander sondern. Unterschiedliche Grenzkonzeptionen trafen eher bei der konkreten Festlegung im Gelände aufeinander als am Verhandlungstisch. In der Regel siegte die lokal stärkere Seite. Als 1862 die russisch-chinesische Grenze neu demarkiert wurde, setzten die Russen eine topographische Lösung durch, auch wenn dadurch Stämme mancher Völker, etwa der Kirgisen, getrennt wurden. Die russischen Experten lehnten chinesische Gegenargumente mit der hochmütigen Begründung ab, sie könnten Vertreter eines Volkes nicht ernst nehmen, das noch nicht einmal die Anfangsgründe der Kartographie beherrsche.144 Wenn eine europäische Grenzkonzeption mit einer anderen zusammentraf, dann schlug dies nicht nur wegen asymmetrischer Machtverhältnisse zum Vorteil der Europäer aus. Der siamesische Staat, mit dem die Briten im 19. Jahrhundert mehrfach wegen der Grenze zum kolonialen Burma verhandelten, war ein durchaus respektabler Partner, den man nicht ohne weiteres betrügen konnte. Aber die siamesische Konzeption von Grenze bestand im effektiven Bewegungsradius von Grenzwachen von einem Wachthaus aus. Lange verstanden die Siamesen die Bedeutung des britischen Beharrens auf der Festlegung einer Linie nicht. So verlor Siam mehr Gebiet, als nötig gewesen wäre.145 Umgekehrt musste in Siam wie an vielen anderen Orten immer wieder neu nach Kriterien zur Bestimmung von Grenzverläufen gesucht werden. Die Imperialmächte erschienen selten mit ausgetüftelten Grenzkarten auf dem Schauplatz der Demarkierung. Border making war oft eine improvisierte und pragmatische Tätigkeit, allerdings mit schwer revidierbaren Konsequenzen.
In extremen Fällen wirkten die messerscharf gezogenen Grenzen, mit denen das 19. Jahrhundert debütierte, nur zerstörerisch. Vor allem in Gebieten mit nomadisierender Bevölkerung wie im saharischen Afrika konnte es verhängnisvoll sein, wenn eine Grenze plötzlich den Zugang zu Weidegebieten, Wasserstellen oder Heiligtümern versperrte. Meist – gute Beispiele gibt es im subsaharischen Afrika oder in Südostasien – entstanden um Grenzen herum, also auf beiden Seite der Grenzmembran, jedoch neue Grenzgesellschaften besonderen Gepräges, in denen die Grenzsituation angeeignet, also für die eigenen Lebensumstände produktiv genutzt wurde. Dies konnte bedeuten, die Grenze als Schutz vor Verfolgung zu instrumentalisieren: wenn z.B. tunesische Stämme Zuflucht bei der französisch-algerischen Kolonialarmee suchten, Leute aus Dahomey sich vor französischen Steuereinnehmern ins benachbarte britische Nigeria absetzten oder sich die verfolgten Sioux um ihren Häuptling Sitting Bull nach Kanada zurückzogen. Die tatsächliche Grenzdynamik, wesentlich mitbestimmt von lokalen Händlern, Schmugglern und Wanderarbeitern, stand oft in einem nur lockeren Verhältnis zu dem, was Landkarten verzeichneten. Im kleinen Grenzverkehr boten sich neuartige Erwerbschancen.146 Aus der Sicht höherer imperialer Strategien hatten Grenzen wiederum einen anderen Sinn: War es opportun, so bot eine Grenz-«Verletzung» immer wieder einen willkommenen Anlass zur militärischen Intervention.
Die eindeutig markierte, mit Hoheitssymbolen bewehrte und von Polizisten, Soldaten und Zöllnern geschützte Staatsgrenze als «peripheres Organ» (Friedrich Ratzel) des souveränen Staates entstand und verbreitete sich im 19. Jahrhundert. Sie war Nebenprodukt und zugleich Indiz eines Prozesses der Territorialisierung von Macht: Kontrolle über Land wurde wichtiger als Kontrolle über Menschen. Souverän war nicht länger der persönliche Herrscher, sondern der «Staat». Territorien sollten zusammenhängende und arrondierte Gebiete sein. Streubesitz, Enklaven, Stadtstaaten (Genf wurde 1813 ein Kanton der Schweiz) und politische «Flickenteppiche» galten nun als anachronistisch. Dass Neuchâtel in der Schweiz dem König von Preußen untertan war, fiel um 1780 niemandem als seltsam auf. Am Vorabend seines Anschlusses an die Eidgenossenschaft 1857 war es zu einer Kuriosität geworden. Europa und Nord- wie Südamerika waren die ersten Kontinente, wo Territorialprinzip und Staatsgrenze sich durchsetzten. Innerhalb der alten wie der neuen Imperien waren die Verhältnisse weniger klar. Binnenimperiale Grenzen waren teils Verwaltungseinteilungen ohne tiefere territoriale Verwurzelung, teils, vor allem unter Bedingungen von «indirekter Herrschaft», Bekräftigungen vorkolonialer Herrschaftsbereiche. Grenzen zwischen Imperien wurden selten im Terrain physisch lückenlos markiert und konnten kaum je so dicht wie eine europäische Staatsgrenze bewacht werden. Jedes Imperium hatte seine offenen Flanken: Frankreich in der algerischen Sahara, Großbritannien an der Nordwestgrenze Indiens, das Zarenreich im Kaukasus. Daher erlebte die Staatsgrenze ihren historischen Moment erst nach 1945 im Zeitalter der Dekolonisation mit ihrer Neubildung zahlreicher souveräner Staaten. In die gleiche Epoche fiel die Teilung Europas und Koreas durch einen «Eisernen Vorhang», eine Grenze von einem beispiellosen Militarisierungsgrad, deren Unversehrtheit nicht nur durch Stacheldraht, sondern auch durch Atomraketen garantiert war. Erst in den 1960er Jahren kam das Grenzdenken des 19. Jahrhunderts zu voller Entfaltung.




|  PANORAMEN






IV  |  Sesshafte und Mobile
1  |  Größenordnungen und Tendenzen

Zwischen 1890 und 1920 emigrierte ein Drittel der bäuerlichen Bevölkerung des Libanon, überwiegend in die USA und nach Ägypten. Die Gründe lagen in bürgerkriegsartigen Zuständen, in einer wirtschaftlichen Stagnation, die im Widerspruch zum hohen Erziehungsniveau des Landes stand, in der Unterdrückung freier Meinungsäußerung unter Sultan Abdülhamid II. und in der Attraktivität der Zielländer.1 Zwei Drittel blieben aber selbst in diesem extremen Fall von Abwanderung zu Hause. Die ältere Nationalgeschichte hatte wenig Sinn für grenzüberschreitende Mobilität; Globalhistoriker hingegen sehen manchmal nur noch Mobilität, Vernetzung, Kosmopolitismus. Beide Gruppen sollten uns aber interessieren: die Minderheiten der Migranten und die Mehrheiten der Sesshaften in allen Gesellschaften des19. Jahrhunderts.
Das kann man nicht ohne Zahlen diskutieren. Noch im 19. Jahrhundert waren Bevölkerungszahlen vielfach höchst ungewiss. Schätzungen der Bevölkerung Tahitis, eines damals mit besonderem «philosophischem» Interesse bedachten irdischen Paradieses, durch Reisende des späten18. Jahrhunderts bewegten sich zwischen 15.000 und 204.000. Eine Neuberechnung auf der Grundlage aller verfügbaren Anhaltspunkte ergibt eine Zahl von etwas über 70.000.2 Als in Korea in den 1890er Jahren eine nationalistische Bewegung entstand, empörten sich deren frühe Aktivisten darüber, dass niemand sich je die Mühe gemacht hatte, die Untertanen des Königreiches zu zählen. Unverlässliche Schätzungen schwankten zwischen 5 und 20 Millionen. Erst die japanische Kolonialmacht ermittelte 15 Millionen für 1913.3 In China ließ mit der Schwächung des Zentralstaates auch die Qualität der Statistik nach. Die heute meist verwendeten Zahlen von 215 Millionen für 1750 und 320 Millionen für 1850 zitiert man mit besserem Gewissen als den üblichen späteren Wert von 437 bis 450 Millionen für 1900.4
|  Das Gewicht der Kontinente


Asien ist immer der menschenreichste unter den Erdteilen gewesen, jedoch mit wechselndem Vorsprung (Tabelle 1).
Während des 17. und 18. Jahrhunderts nahm das relative demographische Gewicht Asiens zu. Dies spiegelt sich in erstaunten Äußerungen europäischer Reisender über das menschliche «Gewimmel» in Ländern wie China und Indien. Zu jener Zeit galt Bevölkerungsreichtum als Zeichen von Wohlstand. Die asiatischen Monarchen, so hieß es immer wieder, könnten sich glücklich preisen, dermaßen viele Untertanen zu besitzen. Im 19. Jahrhundert ging dann der Anteil Asiens dramatisch zurück: Ob Europäer, die nun von der «Stagnation» Asiens sprachen, dies ahnten? Jedenfalls fehlte es an demographischer Dynamik. Bis heute hat Asien seinen Anteil von 1800 nicht wieder eingeholt. Wer machte Asien seine relative Führungsposition streitig (Tabelle 2)?
Tabelle 1: Asiens Anteil an der Weltbevölkerung
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Quelle: Errechnet nach Massimo Livi-Bacci, A Concise History of World Population, Oxford 19972, S. 31, Tab. 1.3
Tabelle 2: Die Weltbevölkerung nach Kontinenten (in Prozent)

Quelle: Errechnet nach Massimo Livi-Bacci, A Concise History of World Population, Oxford 19972, S. 31, Tab. 1.3
Die geschätzten Zahlen zeigen, dass der quantitative Bedeutungsverlust Asiens mit einem Aufstieg Europas und überhaupt der westlichen Hemisphäre einherging.5 Afrika, das zwischen etwa 600 und 1700 vermutlich eine größere Bevölkerung als Europa aufzuweisen hatte, wurde danach rasch überholt. Seine Bevölkerung stagnierte, diejenige Europas nahm schnell zu. Die Bevölkerung Europas (ohne Russland) wuchs zwischen 1700 und 1900 von 95 Millionen auf 295 Millionen, diejenige Afrikas nur von 107 auf 138 Millionen.6 Zumindest demographisch ist der «Aufstieg des Westens», zu dem auch die Einwandererländer Argentinien, Uruguay und Brasilien gezählt werden sollten, im 19. Jahrhundert eine unbestreitbare Tatsache. Demographische Wachstumspfade differenzierten sich innerhalb einer Weltbevölkerung, die langsamer zunahm, als man es vom späten 20. Jahrhundert gewöhnt ist. Zwischen 1800 und 1850 wuchs die Zahl der Erdbewohner im Jahresdurchschnitt um 0,43 Prozent. In der zweiten Jahrhunderthälfte bescheunigte sich dies nur auf 0,51 Prozent, wenig im Vergleich zu den 1,94 Prozent, die in den 1970er Jahren erreicht wurden.7
|  Großstaaten


Auch noch im 19. Jahrhundert gab es manche demographisch sehr kleinen Länder. Griechenland hatte bei seiner Gründung 1832 weniger als 800.000 Einwohner, halb soviel wie die britische Metropole. Die Schweiz war um 1900 mit 3,33 Millionen Bürgern ebenfalls gerade halb so groß wie gleichzeitig der Ballungsraum Greater London (6,58 Millionen). Das riesige Kanada hatte zu Beginn des Jahrhunderts 332.000 Einwohner europäischer Herkunft; erst um 1830 wurde die Millionengrenze überschritten. Australien erhielt erst durch das Goldfieber um die Jahrhundertmitte einen Schub und erreichte 1858 die Million.8 Wer waren am anderen Ende des Spektrums die bevölkerungsreichsten Länder? Die besten Daten liegen für 1913 vor. In einer Welt, die von Imperien beherrscht war, ist es etwas anachronistisch, von Nationalstaaten heutiger Art auszugehen. Man fragt daher am besten offener nach politischen Gebilden oder Großverbänden (Tabelle 3).
Was fällt an dieser Statistik auf? Alle Großstaaten waren als «Reiche» verfasst. Die meisten nannten sich so. Der einzige Großstaat, der diese Bezeichnung offiziell nicht auf sich selbst anwandte, die USA, muss strukturell zu den Imperien gezählt werden: Die Philippinen, deren souveräne Kontrolle die USA 1898 übernommen hatten, gehörten der Bevölkerungszahl nach zu den größten Kolonien der Welt. Obwohl sie nicht mit den beiden riesenhaften Besitzungen Britisch-Indien und Niederländisch-Ostindien (Indonesien) konkurrieren konnten, lebten dort mit 8,5 Millionen Einwohnern nur geringfügig weniger Menschen als in Ägypten und mehr als in Australien, Algerien oder Deutsch-Ostafrika. Das bevölkerungsstärkste souveräne Land der Welt, das weder überseeische Kolonien besaß noch als räumlich zusammenhängendes Vielvölkerreich verfasst war, war Mexiko, mit 15 Millionen Einwohnern in der Größenklasse einer stattlicheren Kolonie wie Nigeria oder Vietnam. Aber auch Mexiko, im Jahre 1913 bereits durch Revolution und Bürgerkrieg zerrissen, war kein Muster eines kompakten und stabilen Nationalstaates. In Europa zählte Schweden (ca. 6 Millionen Einwohner) als das bevölkerungsreichste nicht-imperiale Land.
Tabelle 3: Die bevölkerungsreichsten politischen Gebilde der Erde 1913 (in Millionen Einwohner)
	British Empire  
	441 (davon Vereinigtes Königreich: 10,4 %)

	Chinesisches Kaiserreich  
	437–450 (davon Han-Chinesen: 95 %)

	Russisches Reich  
	163 (davon ethnische Russen: 67 %)a

	USA  
	108 (davon Föderation: 91 %)

	Französisches Reich  
	 89 (davon im «Hexagon»: 46 %)

	Deutsches Reich (mit Kolonien)  
	 79 (davon Deutschland: 84 %)

	Japanisches Kaiserreich  
	 61 (davon japanischer Archipel: 85 %)

	Niederländisches Reich  
	 56 (davon Niederlande: 11 %)

	Habsburgermonarchie  
	 52b

	Italien  
	 39 (davon «Stiefel»: 95 %)

	Osmanisches Reich  
	 21c

	Mexiko  
	 15


a nach der Volkszählung von 1897, genauer: 44 % Großrussen, 18 % Kleinrussen, 5 % Weißrussen
b 1910
c ohne Ägypten, vor den Balkankriegen von 1912/13
Quellen: Angus Maddison, Contours of the World Economy, 1–2030 AD: Essays in Macroeconomic History, Oxford 2007, S. 376 (Tab. A.1); Bouda Etemad, La possession du monde: Poids et mesures de la colonisation (XVIIIe–XXe siècles), Brüssel 2000, S. 231 (Tab. 21), 236 (Tab. 22), 241 (Tab. 23), S. 311 (Anhang 4); Jean-Pierre Bardet/Jacques Dupâquier (Hg.), Histoire des populations de l’Europe, Bd. 2: La révolution démographique 1750–1914, Paris 1998, S. 493; Jean Bérenger, Geschichte des Habsburgerreiches 1273 bis 1918, Wien 1995, S. 691; Kemal H. Karpat, Ottoman Population, 1830–1914: Demographic and Social Characteristics, Madison, Wisc. 1985, S. 169 (Tab. I. 16. B);Meyers Großes Konversations-Lexikon, Bd. 17, Leipzig 19076, S. 295.
Demographische Größe setzte sich nicht unmittelbar in weltpolitische Macht um. Im Zeitalter industrieller Rüstung war die absolute Bevölkerungszahl erstmals in der Geschichte keine Garantie für politisches Gewicht. China, um 1750 die stärkste Militärmacht Eurasiens, war 1913 außenpolitisch kaum noch handlungsfähig und dem vergleichsweise kleinen Japan (12 Prozent der Bevölkerungszahl Chinas) militärisch unterlegen. Auch das Britische Empire, durch den Menschenreichtum Indiens auf dem ersten Platz der Statistik, war in der Realität nicht die alles dominierende Supermacht des Fin de Siècle. Immerhin barg das Imperium immense menschliche und wirtschaftliche Ressourcen. Dass es sie notfalls zu mobilisieren verstand, sollte sich während des Ersten Weltkriegs zeigen. Die Tabelle spiegelt nicht exakt in der Reihenfolge der Ränge, so doch im Gesamtbild die Kräfteverhältnisse auf der internationalen Bühne. Großbritannien, Russland, die USA, Frankreich, Deutschland und Japan, als Grenzfall auch die Habsburgermonarchie, galten um 1913 als die einzigen Großmächte: Staaten mit der Kapazität und dem Willen zur Intervention über ihren engsten Nachbarschaftsbereich hinaus.
Einige Einzelfälle springen ins Auge: Die Niederlande waren ein sehr kleines europäisches Land mit einer sehr großen Kolonie. Mit 50 Millionen Einwohnern war Indonesien bevölkerungsreicher als die britischen Inseln und nur geringfügig schwächer besiedelt als die gesamte Habsburgermonarchie. Es war demographisch achtmal größer als das Mutterland. Das Osmanische Reich überrascht durch seinen niedrigen Rangplatz. Er ist eine Folge des kombinierten Effekts fortgesetzter territorialer Schrumpfung und einer niedrigen natürlichen Reproduktionsrate der Bevölkerung. Angesichts der dünnen Besiedlung des Balkans sollte man seinen Verlust für das Reich nicht überbewerten. Vernachlässigt man Ägypten, das während des gesamten 19. Jahrhunderts (bis zur britischen Protektoratserklärung von 1914) nominell zum Osmanischen Reich gehörte, aber niemals effektiv von Istanbul aus regiert wurde, dann kommt man selbst für die Zeit unmittelbar vor den großen territorialen Verlusten, die das Osmanische Reich durch den Berliner Vertrag von 1878 erlitt, nur auf 29 Millionen Einwohner.9 Schon allein aus demographischen Gründen konnte die einstige frühneuzeitliche Supermacht des Mittelmeerraumes und Westasiens im Zeitalter des Imperialismus kaum mithalten.
|  Wachstumspfade


Hinter den hohen absoluten Bevölkerungswerten für Asien verbirgt sich, wie bereits erwähnt, eine relative demographische Schwäche. Nirgends wurden hier im 19. Jahrhundert die außerordentlich hohen Wachstumsraten erreicht, die unser Bild von der «Dritten Welt» des 20. Jahrhunderts prägen (Tabelle 4).
Tabelle 4: Wachstumsraten der Bevölkerung in großen Weltregionen (Jahresdurchschnitt der Perioden)
	
	1500–1820
	1820–1870
	1870–1913

	Westeuropa
	0,26
	0,69
	0,77

	Russisches Reicha
	0,37
	0,97
	1,33

	USA
	0,50
	2,83
	2,08

	Lateinamerika
	0,07
	1,26
	1,63

	Indien
	0,20
	0,38
	0,43

	Japan
	0,22
	0,21
	0,95

	China
	0,41
	– 0,12
	0,47


a in den Grenzen der UdSSR (ohne Polen, usw.)
Quelle: vereinfacht nach Angus Maddison, Contours of the World Economy, 1– 2030 AD: Essays in Macroeconomic History, Oxford 2007, S. 377 (Tab. A.2)

Die erstaunlichste Zahl in dieser Statistik dürfte das Minus-Wachstum Chinas während der «viktorianischen» Epoche sein. Es folgte auf eine «frühneuzeitliche» Periode eines sogar im Vergleich zu Europa und anderen Teilen Asiens überdurchschnittlichen Wachstums. Die Erklärung dafür liegt nicht in Anomalien des chinesischen Fortpflanzungsverhaltens, sondern in Gewalt größten Ausmaßes. Zwischen 1850 und 1873 wüteten in weiten Teilen Chinas Unruhen von einer in der Welt des 19. Jahrhunderts beispiellosen Zerstörungskraft: die Revolution der Taiping-Bewegung, der Guerilla-Krieg der Nian-Aufständischen gegen die Qing-Regierung sowie Muslim-Rebellionen im Nordwesten und in der südwestlichen Provinz Yunnan. In den fünf von der Taiping-Revolution am schlimmsten betroffenen Provinzen in Ost- und Zentralchina (Anhui, Zhejiang, Hubei, Jiangxi, Jiangsu) ging die Bevölkerung zwischen 1819 und 1893 von 154 Millionen auf 102 Millionen zurück; bei der großen Volkszählung von 1953 waren erst wieder 145 Millionen erreicht. In den drei nordwestlichen Provinzen, in denen sich die Muslim-Unruhen konzentrierten (Gansu, Shanxi, Shaanxi) fiel die Bevölkerung von 41 Millionen im Jahre 1819 auf 27 Millionen 1893.10 Pauschale Opferzahlen für die Taiping-Revolution und ihre äußerst brutale Unterdrückung durch die Regierung sind mit großer Vorsicht zu betrachten – auch deshalb, weil zwischen den Opfern direkter Gewalteinwirkung und den Folgen von Hungersnöten, die durch Revolution und Bürgerkrieg hervorgerufen wurden, schwer zu differenzieren ist. Die Zahl von bis zu 30 Millionen Toten trägt immerhin den Stempel vorzüglicher Fachleute.11
Die vergleichsweise niedrigen Wachstumsraten für Asien überraschen nicht nur im Rückblick von der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts her, sondern auch vor dem Hintergrund tief verwurzelter europäischer Stereotype von Asien. Der große Bevölkerungstheoretiker Thomas Robert Malthus, dessen Analyse der demographischen Entwicklung Westeuropas und insbesondere Englands vor dem 19. Jahrhundert im Wesentlichen der Kritik standgehalten hat, hatte die Behauptung aufgestellt, asiatische Völker und insbesondere die Chinesen seien, anders als die Europäer, unfähig, ihre Fruchtbarkeit bewusst zu kontrollieren (preventive checks) und sich auf diese Weise das Elend der Nahrungsmittelknappheit zu ersparen. In regelmäßigen Abständen sei das ungehemmte Bevölkerungswachstum gegen einen gleichbleibenden Plafond agrarischer Produktion gestoßen. Positive checks in Gestalt mörderischer Hungersnöte hätten dann das Gleichgewicht wiederhergestellt. Die Chinesen hätten es nicht fertiggebracht, durch rationale Gestaltung ihres Reproduktionsverhaltens (etwa durch ein spätes Heiratsalter) diesem Teufelskreis zu entrinnen. Hinter dieser Interpretation verbirgt sich die anthropologische Prämisse einer mindervernünftigen Naturnähe des «asiatischen Menschen», dem der zivilisatorische Übergang vom Reich der Notwendigkeit in das Reich der Freiheit nicht gelungen sei. Zweihundert Jahre lang nach ihrer Veröffentlichung 1798 ist die Malthus-These ungeprüft wiederholt worden. Auch chinesische Gelehrte perpetuierten das Bild von China als einem Land im unentrinnbaren Griff der Mechanismen von Armut und Hunger.12
Das sieht man heute anders. Die Tatsache eines ungewöhnlich niedrigen Bevölkerungswachstums im China des 19. Jahrhunderts wird nicht in Frage gestellt, wohl aber die Begründung dafür. Keineswegs vermehrten sich die Chinesen in blinder Triebhaftigkeit, um dann in regelmäßigen Abständen von einer unbarmherzigen Natur wieder dezimiert zu werden. Neue Forschungen haben gezeigt, dass die Bevölkerung Chinas durchaus in der Lage war, reproduktive Entscheidungen zu treffen. Die wichtigste Methode war Kindstötung nach der Geburt und Vernachlässigung im höheren Säuglingsalter. Offenbar betrachteten chinesische Bauern eine derartige Praxis gar nicht als «Mord»; der Beginn des menschlichen «Lebens» wurde erst ab etwa dem sechsten (Lebens-)Monat angenommen.13 Kindstötung, eine niedrige Rate der Eheschließung von Männern, eine geringe Fruchtbarkeit in der Ehe sowie die Beliebtheit von Adoptionen machte ein charakteristisches demographisches Muster im 19. Jahrhundert aus, durch das die Chinesen auf eingeschränkte Lebensumstände reagierten. Die niedrige «normale» Wachstumsrate, durch die Kalamitäten des dritten Quartals des 19. Jahrhunderts dann ins Negative gesteigert, entsprang einer bewussten Anpassung an knapper werdende Ressourcen. Die Gegenüberstellung eines rationalen und vorsorgenden Europa und eines irrationalen, triebhaft ins Verderben treibenden China lässt sich nicht halten.
Ähnliche Überlegungen sind zu Japan angestellt worden. Dort war das Bevölkerungswachstum nach anderthalb Jahrhunderten der Expansion unter Bedingungen inneren Friedens in der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts rückläufig. Die Verlangsamung des Wachstums war nicht in erster Linie auf Hunger und Naturkatastrophen zurückzuführen, sondern auf den Wunsch, den erreichten Lebensstandard zu erhalten oder gar zu steigern – und damit etwa auch den eigenen Status im Dorf zu bewahren.14 Wie in China, so war auch in Japan Kindstötung ein verbreitetes Mittel der Bevölkerungskontrolle, diente aber hier eher optimistischen Zukunftsplanungen als einer Anpassung an gegebenen Mangel. Schon kurz vor dem Beginn der Industrialisierung verließ Japan um 1870 dann das stabile demographische Niveau seiner «langen» frühen Neuzeit. Das nun bis in die 1990er Jahre (unterbrochen durch das Kriegsende 1943–45) hinein nahezu stetige Bevölkerungswachstum wurde in seiner ersten Phase durch eine höhere Geburtenzahl, reduzierte Kindersterblichkeit und höhere Lebenserwartung getragen. Hintergrundfaktoren waren die Verbesserung der Ernährung durch Steigerung der heimischen Reisproduktion und des Getreideimports sowie sanitär-medizinische Fortschritte. Die demographische Stabilität im Japan der späten Tokugawa-Zeit war kein Ausdruck malthusianischer Not, sondern Ergebnis der Sicherung eines kargen, aber im weltweiten Vergleich respektablen Wohlstandsniveaus, das neuerliche Wachstum nach 1870 eine Begleiterscheinung der Modernisierung.15
Die erstaunlichste Entwicklung in Europa war der biologische Spurt der britischen Gesellschaft. Noch 1750 war England (ohne Schottland!) das demographisch schwächste unter den politisch erstrangigen Ländern Europas. Seine Bevölkerung betrug 5,9 Millionen. Das Frankreich Ludwigs XV. war mit 25 Millionen viermal so groß und selbst Spanien mit 8,4 Millionen noch deutlich bevölkerungsreicher. Während der folgenden hundert Jahre holte England dann rasch auf, überflügelte Spanien und verringerte den Abstand zu Frankreich, das 1850 nun weniger als doppelt so viele Menschen hatte (35,8 gegenüber 20,8 Millionen für England, Wales und Schottland). 1900 hatte Großbritannien (37 Millionen) mit Frankreich (39 Millionen) gleichgezogen.16 Während des gesamten 19. Jahrhunderts wies es die bei weitem höchste Wachstumsrate (1,23 Prozent p. a.) unter allen größeren europäischen Ländern auf. Sogar der Abstand zu den zweitplatzierten Niederlanden (0,84 Prozent) war immens.17
Die Bevölkerung der USA wuchs stetig: die aufregendste demographische Geschichte des 19. Jahrhunderts. War 1870 Deutschland noch eine Spur bevölkerungsreicher als die Vereinigten Staaten, so hatten die USA 1890 sämtliche europäischen Länder außer Russland weit hinter sich gelassen. Zwischen 1861 und 1914 wuchs die Bevölkerung Russlands auf mehr als das Doppelte, parallel zur englischen Entwicklung im selben Zeitabschnitt. Ein ähnlicher Trend galt für das zarische Imperium insgesamt; die koloniale Expansion in Inner- und Ostasien spielte dabei eine geringe Rolle, da die neu angeeigneten Territorien dünn besiedelt waren. Russland trat also etwa gleichzeitig mit Japan in eine Phase schnellen Bevölkerungswachstums ein, vor allem auf dem Lande. Die russische Bauernschaft gehörte während des letzten halben Jahrhunderts des Ancien Régime zu den sich am schnellsten vermehrenden sozialen Gruppen auf der Welt. Russland bietet den für die Epoche seltenen Fall, dass die Landbevölkerung schneller wuchs als die Bevölkerung der Städte.18
Versucht man die quantitativen Befunde auf Länderbasis zu einem qualitativen Bild für das Jahrhundert zwischen etwa 1820 und 1913 zu ordnen, dann ergeben sich drei Klassen quer über die Kontinente hinweg:19
Explosiv, allerdings von niedrigen Ausgangswerten ausgehend und daher auf der statistischen Oberfläche täuschend, verlief das Bevölkerungswachstum in jenen Gebieten in gemäßigten Klimazonen, in denen in großem Umfang Grenzland (frontiers) erschlossen werden konnte. Die Bevölkerung der USA verzehnfachte sich; ähnlich extrem vollzog sich die Entwicklung in den Neo-Europas (Western offshoots, früher oft «weiße Siedlungskolonien» genannt) Australien, Kanada und Argentinien.
Das andere Extrem eines an Stagnation grenzenden langsamen Wachstums findet sich nicht nur in Nord- und Zentralindien und China (sowie in Japan vor etwa 1870), sondern auch mitten in Europa: Nirgendwo war dieser Entwicklungstypus so ausgeprägt wie in Frankreich. Um 1750 war Frankreich nach seiner Einwohnerzahl das erste Land Europas gewesen. Um 1900 wurde es sogar von Italien beinahe eingeholt. Dieser Rückstand war nicht durch dramatische äußere Einwirkungen verursacht worden. Frankreich erlebte zwar während des Deutsch-französischen Krieges von 1870/71 eine akute demographische Krise, wie sie kein anderes der großen europäischen Länder im 19. Jahrhundert durchmachen musste. Krieg, Bürgerkrieg und Seuchen führten dazu, dass eine halbe Million mehr Menschen starben als geboren wurden; während der Jahre 1939 bis 1944 war das Defizit kaum höher.20 Dennoch war dies eine untypische Unterbrechung und kein Ausdruck permanenter Krisenhaftigkeit. Der Hauptgrund war ein schwer erklärbarer früher Rückgang der Fruchtbarkeit. Dieser Rückgang, mit wachsendem Wohlstand fast ausnahmslos zu beobachten, setzte in Frankreich bereits vor 1800 ein, in Großbritannien und Deutschland erst nach 1870. Die Frage der «Entvölkerung» wurde in Frankreich zu einem öffentlichen Diskussionsthema von immerfort steigender Bedeutung, vor allem nach der militärischen Niederlage von 1871.21 Auch in Spanien, Portugal und Italien wuchs die Bevölkerung ungewöhnlich langsam. Diese drei Länder gehörten nun allerdings nicht zur Avantgarde gesellschaftlicher Modernisierung. Demographische Schwunglosigkeit ist daher kein besonders guter Indikator für Modernität.
Ein sehr hohes Wachstum gab es in Europa (Großbritannien, europäisches Russland nach 1860) und Südamerika (Brasilien) ebenso wie einigen Teilen Afrikas (vor allem Algerien nach 1870) und Asiens (Java, Philippinen, Japan nach 1870), ein ziemlich hohes, aber nicht englische Werte erreichendes in Deutschland oder den Niederlanden. Das demographische Schicksal der Menschheit im 19. Jahrhundert – dies soll unser Hauptergebnis sein – folgte nicht einem einfachen Ost-West-Gegensatz und ebensowenig der Makrogeographie der Kontinente. Dynamisches Europa versus stagnierender «Rest»? Zumindest bevölkerungsgeschichtlich ist es nicht ganz so einfach.
2  |  Demographische Katastrophen und demographischer Übergang

Auch die demographischen Katastrophen des Jahrhunderts waren nicht auf eine einzige Weltgegend beschränkt, verschonten aber Europa mehr als andere Kontinente. Irland war das europäische Katastrophenland des 19. Jahrhunderts, das einzige Beispiel für das Minuswachstum einer ganzen Nation in Europa. Die große irische Hungersnot von 1846–52, die auf eine Phase eines um 1780 begonnenen sehr schnellen Bevölkerungswachstums folgte, setzte das alte demographische Muster außer Kraft. Die Hungersnot, die durch den Befall der Kartoffelernte durch einen Pilz ausgelöst worden war, verursachte den Tod von mindestens einer Million Menschen; das war jeder achte Bewohner Irlands.22 Die Emigration, die schon zuvor begonnen hatte, wurde nun zu einer Flut. Zwischen 1847 und 1854 verließen jährlich 200.000 Menschen die Insel. Während der folgenden Jahrzehnte ging die Bevölkerung Irlands von 8,2 Millionen 1841 auf 4,5 Millionen 1901 zurück. Dazu trug wesentlich auch die von Klerus und Landbesitzern geförderte Erhöhung des Heiratsalters bei. In der zweiten Jahrhunderthälfte erholte sich die irische Wirtschaft wieder, nicht unwesentlich als Folge der Emigration. Zum einen stiegen die Reallöhne von Landarbeitern, zum anderen profitierte Irland – wie z.B. auch Italien oder Südchina – von finanziellen Rücksendungen.23 Die Folgen der Tragödie waren daher nach einigen Jahrzehnten in mancher Hinsicht überwunden.
Kriege und Bürgerkriege waren in Europa nach dem Ende der napoleonischen Feldzüge eine weniger wichtige Quelle von Bevölkerungsverlusten als im 18. und dann wieder im 20. Jahrhundert. Die großen kollektiven Gewaltexzesse fanden außerhalb Europas statt:
 
	als revolutionäre Bürgerkriege wie in China zwischen 1850 und 1876 oder in Mexiko zwischen 1910 und 1920;
	als Sezessionskriege wie in den Vereinigten Staaten, wo der Bürgerkrieg der Jahre 1861–65 allein 620.000 Soldatenleben forderte, oder um die Jahrhundertwende in Südafrika;24
	als koloniale Eroberungskriege wie zwischen 1825 und 1830 auf Java (wahrscheinlich mehr als 200.000 Tote),25 nach 1830 in Algerien und später in vielen anderen Teilen Afrikas und das ganze Jahrhundert über im Verdrängungs- und Vernichtungskampf weißer Siedler und ihrer staatlichen Organe gegen die Ureinwohner Amerikas;
	schließlich in Gestalt eines Falls von außereuropäischem Großmächtekonflikt: dem folgenreichen Russisch-japanischen Krieg von 1904/05.

Währenddessen herrschte in Europa Frieden. Zwischen 1815 und dem Beginn des Krimkrieges 1853 wurde überhaupt kein Krieg geführt, und der Krimkrieg selbst sowie die deutschen Einigungskriege stehen an Gewaltsamkeit hinter vielen außereuropäischen Militäraktionen und vor allem hinter den großen Kriegen der frühen Neuzeit und erst recht des 20. Jahrhunderts deutlich zurück. Unter den zehn verlustreichsten Kriegen zwischen Großmächten seit 1500 fand kein einziger zwischen 1815 und 1914 statt. Es gab keine Parallele zum Spanischen Erbfolgekrieg der Jahre 1701–1714, der auf zahlreichen Schlachtfeldern 1,2 Millionen Todesopfer gefordert haben soll. Vollends überwältigend ist der Kontrast zu den Kriegen zwischen 1792 und 1815, die vermutlich zu allein 2,5 Millionen militärischen Opfern führten.26 Insgesamt gab es im achtzehnten Jahrhundert siebenmal mehr Kriegstote in Relation zur Gesamtbevölkerung Europas als im neunzehnten.27
|  Mikrobenschock und Gewaltexzesse


Außerhalb Europas war es auch im 19. Jahrhundert noch möglich, dass ganze Populationen durch einen «Mikrobenschock» an den Rand der Auslöschung gerieten. Als Folge einer Reihe von eingeschleppten Epidemien war die Bevölkerung Tahitis 1881 auf den tiefsten Punkt von 6000 gesunken, weniger als ein Zehntel der Bevölkerungszahl zum Zeitpunkt der berühmten Besuche von Bougainville und Cook in den 1760er Jahren. Aus ähnlichen Gründen sank die Zahl der Kanaken im französischen Neu-Kaledonien während der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts um 70 Prozent. Auf Fidschi soll in dem einzigen Jahr 1875 mehr als ein Viertel der Bevölkerung von 200–250.000 Menschen an den Folgen einer Grippe-Epidemie gestorben sein.28 Mehrere Indianervölker in Nordamerika wurden von Pocken, Cholera oder Tuberkulose dahingerafft; die meisten globalen Pandemien des 19. Jahrhunderts erreichten auch die Indianer in der Neuen Welt. Weniger durch Krankheiten als wegen einer Frontalattacke auf ihre Lebensweise nach Beginn des «Goldrauschs» sank die Zahl der kalifornischen Indianer zwischen 1848 und 1860 von ca. 100– 250.000 auf 25–35.000. Hinter diesen Zahlen verbergen sich Terror und Massenmord bis hin zum Genozid.29 Zwischen 1803 und 1876 verminderte sich die Bevölkerung Tasmaniens von etwa 2000 auf Null. Vor 1850, als die gesetzlosen Zeiten allmählich zu Ende gingen, wurde in Australien regelrecht Jagd auf Aborigines gemacht. Morde an ihnen blieben straflos. Nicht selten wehrten sich Aborigines, und in Scharmützeln und Überfällen kamen auch Weiße zu Tode. Vermutlich jeder zehnte Tod «außer der Reihe» unter den Aborigines wurde durch direkte Gewaltanwendung verursacht. Die schon 1789, wenige Monate nach der Ankunft der ersten Europäer, festgestellten Pocken, daneben eine allgemeine Verschlechterung der materiellen Lebensbedingungen sowie kultureller Stress waren für einen dramatischen Rückgang der Zahl der Aborigines verantwortlich.30 Vermutlich lebten unmittelbar vor 1788 in allen Teilen Australiens um die 1.100.000 Aborigines, 1860 nur noch 340.000.31
Der Verlust an Menschenleben, den die imperiale Expansion der Europäer insgesamt forderte, ist kaum seriös bezifferbar.32 Dennoch muss versucht werden, sich dem Problem der menschlichen Kosten der Kolonisation schätzend zu nähern. Dazu gehören auch Verluste auf westlicher Seite, vorwiegend unter dem Militärproletariat, das in die Tropen geschickt wurde. Der Genfer Historiker Bouda Etemad gelangt zu dem Ergebnis, dass zwischen 1750 und 1913 vermutlich 280.000 bis 300.000 europäische und (auf den Philippinen) nordamerikanische Soldaten in überseeischen Kolonialkriegen entweder im Kampf oder nach Erkrankung umkamen; Indien und Algerien waren die gefährlichsten Orte für europäische Soldaten.33 Hinzu kamen indigene Hilfstruppen der Kolonialmächte mit bis zu 120.000 Todesopfern. Die Zahl asiatischer und afrikanischer Krieger, die in Abwehrkämpfen gegen die Weißen starben, schätzt Etemad auf 800.000 bis 1 Million. Alle anderen Verluste unter Nichteuropäern sind kaum zu quantifizieren. Etemad rechnet auch die ungewöhnlich hohe Mortalität in Indien zwischen 1860 und 1921 zu den Folgen eines choc colonial und folgt Schätzungen, die die auf externe Faktoren zurückführbaren Opfer von Hungersnöten und einer neuartigen «Krankheitsökologie» auf 28 Millionen veranschlagen. Die hohe Sterblichkeit in Indien erklärt sich nicht aus kolonialen Massakern und anderen gewollten Missetaten der Briten. Auch waren Etemad zufolge die ungewöhnlich schweren Hungersnöte der 1860er bis 1890er Jahre nur für etwa 5 Prozent der zusätzlichen Todesfälle verantwortlich. Vielmehr waren es Begleiterscheinungen der Modernisierung (Eisenbahnbau, Anlage großer Bewässerungssysteme, Zunahme der Mobilität, Urbanisierung unter schlechten hygienischen Bedingungen), die der Malaria und anderen indigenen – also nicht von außen eingeschleppten – Krankheiten neue Entwicklungsmöglichkeiten boten. Nur die Berücksichtigung Indiens sowie vielfältiger indirekter Folgen begründet die hohe Gesamtzahl von 50 bis 60 Millionen nichteuropäischen «Opfern der kolonialen Eroberung», die Etemad anbietet, die Schlussfolgerung vom «kolonialen Holocaust» provozierend, die er aber wohlweislich selbst nicht zieht.34
Im Unterschied zu Amerika nach 1492, zum frühneuzeitlichen Ceylon und zu bereits erwähnten Fällen in Ozeanien und Australien spielte ein Mikrobenschock als Folge eingeschleppter Krankheiten bei den kolonialen Eroberungen der Europäer in Afrika und Asien im 19. Jahrhundert keine große Rolle. Er wirkte eher umgekehrt, weil Europäer gegen manche endemischen Krankheiten nicht geschützt waren. Die koloniale Eroberung führte aber überall zu politischer, sozialer und biologischer Destabilisierung. Die Eroberungskriege und die ihnen folgenden Akte der «Pazifizierung», also der Unterdrückung von Widerstandbewegungen, selbst oft sehr verlustreich, waren von Störungen der einheimischen Produktion begleitet, vertrieben Menschen aus ihren angestammten Wohngegenden und boten endemischen Krankheiten neue Verbreitungsmöglichkeiten. Die europäische Invasion führte daher fast unweigerlich zu Bevölkerungsverlusten, zumal im subsaharischen Afrika, wo sie sich auf den Zeitraum von etwa 1882 bis 1896 konzentrierte. In einer zweiten Phase, die in Afrika nach der Jahrhundertwende begann, sorgten das Ende der großen Kämpfe und der Beginn einer kolonialen Medizinalpolitik dann für Bedingungen, die dem Bevölkerungswachstum im Allgemeinen günstig waren.
Das Ausmaß der Invasionskrise war ganz unterschiedlich. Im Kongo-Freistaat, der auf der Berliner Afrikakonferenz von 1884/85 dem belgischen König Leopold II. als eine Art von Privatkolonie zugesprochen worden war, herrschten die schlimmsten Zustände. Hier führte ein außergewöhnlich brutales Kolonialregiment, das jegliche Fürsorge für die Einheimischen unterließ und sie als reine Ausbeutungsobjekte behandelte, zwischen 1876 und 1920 möglicherweise zur Halbierung der Bevölkerungszahl, auch wenn es für die heute in den internationalen Medien verbreitete Zahl von 10 Millionen «ermordeten» Kongolesen keine verlässliche Grundlage gibt.35 In Algerien, dessen brutale «Pazifikation» drei Jahrzehnte gedauert hatte, soll die einheimische Bevölkerung zwischen 1830 und 1856 um jährlich 0,8 Prozent zurückgegangen sein. Danach bedrohten in den besonders schlimmen Jahren 1866 bis 1870 Dürre, Krankheiten und Heuschrecken die geplagten Algerier. Ein kontinuierlicher demographischer Aufschwung begann nach 1870.36 Schauplätze anderer besonders grausamer und verlustreicher Kriege waren der Sudan, die Elfenbeinküste und Ostafrika. Wo einheimischer Widerstand sich behaupten konnte, zogen sich die Kämpfe jahrelang hin. So führten bis zu 20.000 britische Soldaten von 1893 bis 1899 einen brutalen Krieg in Uganda. Trotz des nunmehr eingesetzten Maschinengewehrs war dieser Krieg für die Briten kein müheloser Triumphzug. Er wurde mit den Methoden der «verbrannten Erde» geführt, deren Ziel es war, die Lebensgrundlagen der Zivilbevölkerung, vor allem die Viehwirtschaft, zu zerstören.37 In Deutsch-Südwestafrika bekämpften die örtliche deutsche «Schutztruppe» und ein aus Deutschland entsandtes Marineexpeditionscorps den Widerstand der Herero und Nama zwischen 1904 und 1907 mit Methoden von extremer Grausamkeit. Der Vernichtungskrieg gegen die Afrikaner wurde auch nach deren militärischer Niederlage gegenüber Nichtkombattanten und Kriegsgefangenen fortgesetzt. Dazu gehörten die Abdrängung von Afrikanern in die Wüste sowie Zwangsarbeit unter mörderischen Bedingungen. Die Zahl der Toten, über die verlässliche Angaben fehlen, muss in die Zehntausende gegangen sein. «Völkermord» ist dafür der passende Begriff. Der Vernichtungskrieg in Südwestafrika war allerdings nicht eine Episode unter vielen, sondern nach Hemmungslosigkeit des deutschen Vorgehens und Ausmaß seiner Folgen ein Extremfall. Es lag nicht in einer «Logik des Kolonialismus», die eigenen kolonialen Untertanen zu ermorden. Sie wurden als Arbeitskräfte gebraucht.38
|  Demographischer Übergang


Folgte die demographische Entwicklung auf der Welt einem einheitlichen Muster, das sich zeitverschoben überall durchsetzte? Die Demographie bietet das Modell des «demographischen Übergangs» an.39 Es beschreibt einen Prozess der Verwandlung einer «vormodernen» in eine «moderne» Ordnung des generativen Verhaltens. Die Ausgangslage ist gekennzeichnet durch hohe und nahe beieinander liegende Geburten- und Sterberaten: Viele Menschen werden geboren, und sie sterben früh. Im «posttransformativen» Zustand, der als ein Gleichgewicht verstanden wird, liegen Geburten- und Sterberaten ebenfalls nahe beieinander, sind aber nun niedrig; die Lebenserwartung ist hoch. Das Modell postuliert einen mehrphasigen Übergang zwischen diesen Anfangs- und Endgleichgewichten. Geburten- und Sterberaten klaffen scherenförmig auseinander: Zuerst sinkt die Sterblichkeit, ohne dass die Fruchtbarkeit ihr sogleich folgt. Mehr Menschen werden geboren, aber sie leben auch länger als zuvor. Die Bevölkerung nimmt sehr rasch zu. Das Modell ist keine aus der Luft gegriffene Spekulation. Es wurde durch die Beobachtung Englands, Australiens und der skandinavischen Länder gewonnen und dann an anderen Fällen erprobt. Historisch bedeutet es dies: Eine Reihe nationaler Gesellschaften erlebte zu unterschiedlichen Zeitpunkten, dass die Familien größer wurden, weniger Kinder starben und sich mit steigender Lebenserwartung der Zeithorizont von Lebensentwürfen verschob. Diese Erfahrungen müssen im Prinzip ähnlich gewesen sein, doch waren die Ursachenbündel für eine solche Entwicklung in den einzelnen Fällen auf je besondere Weise geschnürt. Fertilität und Mortalität hingen nicht mechanisch zusammen, sondern gehorchten teilweise unabhängigen Bestimmungsfaktoren.
Vor allem dauerte der Transformationsprozess, der mit dem Sinken der Sterberate begann, unterschiedlich lange: 200 Jahre in England (1740–1940), 160 Jahre in Dänemark (1780–1940), 90 Jahre in den Niederlanden (1850–1940), 70 Jahre in Deutschland (1870–1940), 40 Jahre in Japan (1920–1960).40 Nur in einigen europäischen Ländern und in den überseeischen Neo-Europas begann dieser Prozess also schon vor etwa 1900. In den USA setzte er bereits um 1790 ein und zog sich bis zum Ende eines demographischen «langen» 19. Jahrhunderts hin. Es war allerdings eine Besonderheit der USA, dass dort die Fruchtbarkeit während dieser gesamten Epoche kontinuierlich sank, noch bevor die Mortalität zurückging. Das US-Muster ähnelt daher dem europäischen Sonderfall Frankreich.41 Weltweit war das «viktorianische» 19. Jahrhundert noch überwiegend entweder von der vormodernen demographischen Ordnung bestimmt oder im Prozess des demographischen Übergangs begriffen. Sucht man nach dem Wendepunkt, von dem an die Fruchtbarkeit der sinkenden Sterblichkeit angepasst wurde, dann findet sich eine überraschende Bestätigung für einen Epochenbruch zum Fin de Siècle, jedenfalls in Europa. Außer in Frankreich ist dieser Wendepunkt überall statistisch erst in oder nach den 1870er Jahren feststellbar.42 Am Vorabend des Ersten Weltkriegs hatten sich die meisten europäischen Gesellschaften auf die individuelle Planung der Familiengröße eingestellt. Die Ursachen dafür sind komplex und umstritten. Es genügt festzustellen, dass es sich auch um einen erfahrungsgeschichtlich fundamentalen Prozess handelte: einen «Übergang von Unordnung zu Ordnung und von Verschwendung zu Sparsamkeit».43
3  |  Das Erbe frühneuzeitlicher Fernmigrationen: Kreolen und Sklaven

Wir stellen uns eine «Bevölkerung», gar eine «Gesellschaft» gerne als etwas Bodenständiges vor, etwas Stationäres, auf Karten Abbildbares, klar zu Umgrenzendes. Gerade für das 19. Jahrhundert scheint dies auf den ersten Blick zuzutreffen: ein Jahrhundert, in dem Herrschaft sich territorialisierte und die Menschen sich durch technische Infrastrukturen in den Boden einwurzelten. Sie legten Eisenbahnschienen, gruben Kanäle, trieben Bergwerke in ungeahnte Tiefen vor. Dennoch war dies gleichzeitig eine Epoche gesteigerter Mobilität. Eine charakteristische Mobilitätsform des 19. Jahrhundert war Fernmigration: die langfristige oder lang andauernde Verlagerung des Lebensmittelpunkts über eine große Entfernung und über die Grenze zwischen unterschiedlichen gesellschaftlichen Ordnungen hinweg. Sie soll von Frontiermigration unterschieden werden, dem Nachrücken von Pionieren als Speerspitzen eines landgebundenen Vorstoßes in eine «Wildnis» hinein.44 Im 19. Jahrhundert erfasste Fernmigration den größten Teil Europas und verschiedene Länder Asiens. Überall war sie ein prägender gesellschaftlicher Faktor. Ihr Antriebsmotor war der Arbeitskräftebedarf einer expandierenden kapitalistischen Weltwirtschaft. Migration betraf viele Berufe, viele Schichten, Frauen und Männer. Sie verknüpfte materielle und immaterielle Motive. Kein Auswanderergebiet und kein Einwanderungsland blieb unverändert.
Im 19. Jahrhundert suchte die Nationalgeschichte überall nach Nationsgründung aus stillgestellter Mobilität, gleichsam das mythologische Aeneas-Motiv aufgreifend: Der trojanische Held soll sich nach langer Irrfahrt in Italien niedergelassen haben. Die germanischen Stämme der Völkerwanderungszeit, die Dorer in Griechenland, in späterer Zeit die Normannisierung Englands nach 1066 fanden einen festen Platz in nationalen Geschichtsbildern. Auch asiatische Völker machten sich Gedanken über ihre Herkunft und entwickelten Vorstellungen von der Einwanderung ihrer Vorfahren – meist aus dem Norden, etwa der Ur-Vietnamesen aus China. Die sesshaften Gesellschaften des 19. Jahrhunderts versicherten sich ihrer mobilen Ursprünge, und neue Gesellschaften, etwa die australische, entstanden in eben jener Zeit aus aktueller Mobilität. Die «Einwanderergesellschaft» ist eine der großen sozialen Innovationen des 19. Jahrhunderts. Für die Einwanderergesellschaften der Neuzeit war Migration der fundamentale soziale Prozess. Migration hatte, eng verbunden, drei Aspekte: Exodus und Stiftung der neuen Gemeinschaft (das Mayflower-Motiv), deren Überlebenssicherung durch weitere Zuwanderung und schließlich die expansive Ausfüllung von Räumen. Die Migrationen des 19. Jahrhunderts repräsentieren drei unterschiedliche Zeitschichten. Erstens konnten sie Migrationsfolgen abgeschlossener Prozesse der frühen Neuzeit sein, zweitens Bewegungen, die aus einer früheren Epoche ins 19. Jahrhundert hineinragten, etwa die Zwangswanderung von Sklaven. Drittens findet man Ströme, die durch neue Kräfte des 19. Jahrhunderts verursacht wurden: durch die Verkehrsrevolution und die kapitalistische Schaffung von Beschäftigungschancen. Diese Ströme folgen nicht immer der politischen Chronologie: 1914 war für viele von ihnen ein tiefer Einschnitt, ein noch tieferer aber die Weltwirtschaftskrise seit 1929.
|  Frühneuzeitliche Grundlagen der europäischen Emigration


Überseemigration war bereits ein unterscheidendes Merkmal der europäischen frühen Neuzeit. Zu einer Zeit, als die Regierungen in China und Japan das Verlassen dieser Länder nahezu unmöglich machten, verbreiteten sich Europäer über die Welt. England und die Niederlande waren die beiden europäischen Länder, die den relativ größten Teil ihrer Bevölkerung nach Übersee abgaben, im englischen Fall überwiegend in die Neue Welt, im niederländischen nach Asien. Spanien folgte mit Abstand an dritter Stelle, während die Emigration aus Frankreich, dem bevölkerungsreichsten Land westlich des Zarenreiches, kaum ins Gewicht fiel. Viele Emigranten kehrten zurück, und ihre Erfahrungen bereicherten das gesellschaftliche und kulturelle Leben ihrer Heimatländer. Von den 973.000 Personen, die zwischen 1602 und 1795 im Dienst der VOC nach Asien gingen (davon die Hälfte Deutsche und Skandinavier), wurden mehr als ein Drittel wieder nach Europa repatriiert.45 Nicht jeder, der in der Ferne blieb, überlebte und gründete eine Familie.
Selbstreproduktive europäische Siedlungskerne in den Tropen gab es eigentlich nicht. Die 750.000 Spanier, die in der Neuen Welt blieben, siedelten meist in Hochlandgebieten, wo sie keinen dramatischen Gesundheitsgefährdungen ausgesetzt waren. Sie bildeten eine spanische Gesellschaft, die sich durch natürlichen Zuwachs, métissage mit eingeborenen Frauen und einen gewissen, mit der Zeit abnehmenden Nachzug aus dem Heimatland erfolgreich etablierte. Die portugiesische Erfahrung war eine ganz andere. Portugal war ein viel kleineres Land; zu keinem Zeitpunkt vor 1800 überschritt seine Bevölkerung die Drei-Millionen-Schwelle. Seine Emigration zwischen 1500 und 1760 wird auf maximal 1,5 Millionen Menschen geschätzt, war also doppelt so umfangreich wie die spanische. Portugal besaß in seinem Goldenen Jahrhundert, dem sechzehnten, zahlreiche Stützpunkte in Asien, Afrika und an der brasilianischen Küste, die aber alle viel schlechtere Umweltbedingungen boten als das Hochland von Mexiko und Peru. Auch exportierte Portugal viel eher als Spanien (und darin den Niederlanden ähnlich) ungeschulte Arbeitskräfte. Auf dieser Basis ließen sich keine Kreolengesellschaften aufbauen. Die Niederländer wiederum folgten der Strategie, in die ungesündesten Gegenden der Tropen vor allem Ausländer zu schicken. Überhaupt gibt es in der gesamten Kolonialgeschichte «dritte» Bevölkerungsgruppen neben den Kolonisierten und den Staatsangehörigen der kolonisierenden Nation. So lebten am Ende des 19. Jahrhunderts in einigen Departements Algeriens mehr Spanier als Franzosen.46
Die englische Emigration im 18. Jahrhundert war (ebenfalls) selektiv. Die ungesunden tropischen Inseln zogen nur eine kleine Zahl von Plantagenmanagern an. Die Arbeit dort ebenso wie in den südlichen Kolonien Nordamerikas wurde von afrikanischen Sklaven verrichtet. Die Erschließung der nordamerikanischen Pioniergrenzen war weithin eine Sache von Schotten und Iren. Der typische englische Amerikaaussiedler der Zeit zwischen etwa 1660 und 1800 war relativ hoch qualifiziert und strebte in die älteren Siedlungskerne und Städte. Der britische Personalbedarf in Indien blieb vor 1800 weit hinter dem niederländischen in Indonesien zurück. Während die Niederländer ihre Kolonialsoldaten in Norddeutschland und Sachsen rekrutierten, nutzten die Briten schon früh indische Soldaten, die Sepoys, die vor Ort angeworben wurden. Insgesamt war anfangs nur die spanische Auswanderung ein voller Erfolg – und wurde in ganz Europa so gesehen. Für die anderen prinzipiell wanderungswilligen Westeuropäer – Engländer, Iren, Schotten, Deutsche – wurde Nordamerika erst um die Mitte des 18. Jahrhunderts zu einem attraktiven Ziel.47 Dies setzte voraus, dass man fast überall Wege fand, die unangenehmste Arbeit von Nichteuropäern verrichten zu lassen. Es gab auch einige Sonderfälle, die vom Muster eines kontinuierlichen Menschenstroms aus Europa abwichen: Die Buren Südafrikas ergänzten sich nach der ursprünglichen Immigration aus den Niederlanden um die Mitte des 17. Jahrhunderts nicht durch weitere Zuzüge, sondern allein durch lokale Vermehrung. Auch die Frankokanadier des 19. Jahrhunderts (1881 = 1,36 Millionen) stammten bei geringer Zuwanderung überwiegend von den französischen Immigranten aus der Zeit vor dem Ende der französischen Herrschaft in Nordamerika 1763 ab.
Die Sozialgeschichte des 19. Jahrhunderts hat also mit den Folgen unmittelbar vorausgegangener Migrationen als ihrer Voraussetzung zu rechnen. Nicht in Zeiten früher «Völkerwanderungen», sondern erst im 17. und 18. Jahrhundert waren die Fundamente zahlreicher Gesellschaften neu gelegt worden. Sie waren daher vom Blickpunkt des frühen 19. Jahrhunderts junge Gesellschaften, also das schiere Gegenteil solch historisch tiefer Soziallandschaften wie der mediterranen oder der chinesischen. Keine andere Großregion der Welt war Schauplatz so vieler Fälle von migrationsbedingter Ethnogenese wie Lateinamerika und die Karibik.48 Die Gesellschaften Lateinamerikas entstanden aus drei Elementen: den nach der Eroberung und dem Mikrobenschock überlebenden Ureinwohnern, den europäischen Immigranten und versklavten Neuankömmlingen aus Afrika. Dass diese Elemente in unterschiedlichen Proportionen zusammenkamen, erklärt, warum der Gesamtprozess des frühneuzeitlichen Sklavenhandels über den Atlantik hinweg bis zum frühen 19. Jahrhundert in der westlichen Hemisphäre zur Ausprägung von vier verschiedenartigen Gesellschaftsformen geführt hatte.
|  Sklavenhandel und Gesellschaftsformierung in der Neuen Welt


In Brasilien entstand der erste Gesellschaftstyp. Dort formierte sich eine luso-brasilianische Gesellschaft, bestehend aus den Nachkommen portugiesischer Eroberer und Einwanderer und einer halb aus Afrikanern, halb aus Indios zusammengesetzten Sklavenbevölkerung. Zwischen diesen Großgruppen gab es zahlreiche Abstufungen. Einem gleitenden Spektrum von Hautfarbenabtönungen mit verschiedenen Schattierungen des Mestizen- und Mulattentums entsprach eine vergleichsweise unscharfe Trennung zwischen den rechtlich freien sozialen Klassen. Trotz einer das ganze 18. Jahrhundert hindurch andauernden Versklavung der Indiobevölkerung des Landesinneren durch rechtlose und vom Staat kaum kontrollierbare Killertruppen, die bandeirantes, blieb die brasilianische Plantagen- und Bergbauwirtschaft auf die Zufuhr von Sklaven aus Afrika angewiesen. Die unausgewogene Geschlechterverteilung unter den Sklaven, die meist aus Angola stammten, sowie die von brutalen Arbeitsbedingungen hervorgerufene hohe Sterblichkeit unter ihnen führten dazu, dass die afrikanische Sklavenbevölkerung in Brasilien sich nicht selbst reproduzieren konnte. Zwischen 1701 und 1810 wurden fast 1,9 Millionen Afrikaner nach Brasilien transportiert. Der quantitative Höhepunkt des Handels wurde überhaupt erst in den 1820er Jahren erreicht, als jährlich etwa 40.000 Afrikaner in Brasilien eintrafen.49 Der Sklavenimport nach Brasilien dauerte bis 1851 an, als der Sklavenhandel nach dem lateinamerikanischen Festland sonst schon eingestellt war. In Brasilien war es leichter als in den anderen Sklavengesellschaften der Neuen Welt, durch Freikauf und Freilassung den Status eines Freien zu erreichen. Freie Schwarze und Mulatten wiesen das höchste Bevölkerungswachstum unter allen Gruppen der brasilianischen Gesellschaft auf.50 Bis zu ihrer Abschaffung 1888 blieb Brasilien durch die Sklaverei geprägt: eine Folge frühneuzeitlicher Zwangsmigrationen.
Überall dauerte die Sklaverei nach der Einstellung des Sklavenhandels noch eine Weile fort. In den USA wurde sie erst 1865 für illegal erklärt. Der Sklavenimport in die USA wurde jedoch schon 1808 beendet, nachdem er in den sieben Jahren davor den Rekord von insgesamt 156.000 Ankömmlingen erreicht hatte.51 Es war eine Besonderheit der USA unter den anderen Sklavengesellschaften, dass hier die Sklavenbevölkerung bereits vor dem Ende des internationalen Sklavenhandels hohe Wachstumsraten durch eigene Vermehrung erzielte. Nach 1808 hatten die USA eine sich selbst tragende Sklavenpopulation, in der gebürtige Afrikaner bald eine Minderheit ausmachten.52 Importe waren nicht länger nötig, um den Bedarf an unfreien Arbeitskräften zu decken. Umso intensiver entwickelte sich der interne Sklavenhandel in den USA, an dem spezielle Firmen, die speculators oder soul drivers, Vermögen verdienten. Freie Schwarze wurden eingefangen und verkauft, Sklavenfamilien brutal zerrissen. Plantagenbesitzer aus dem Deep South, dem Reich der Baumwolle, unternahmen Einkaufsreisen nach Virginia oder Maryland, um sich Sklavennachschub zu besorgen. Zwischen 1790 und 1860 haben vermutlich eine Million Schwarze unter Zwang die Grenzen zwischen Bundesstaaten überschritten.53 Dieser interne Handel wurde zur sichtbarsten, skandalösesten und angreifbarsten Seite der Sklaverei. Ebenso wie fast gleichzeitig in Afrika verstärkte das Ende des transatlantischen Handels die jeweilige intra-kontinentale Sklavenzirkulation.
Ein drittes Muster des Zusammenhangs zwischen Migration und Gesellschaftsbildung findet sich in Mexiko. Neu-Spanien (Mexiko), das administrative Zentrum des spanischen Imperiums, kannte selbstverständlich wie die gesamte Neue Welt Sklaverei, war aber niemals eine Sklavengesellschaft gewesen, in der Sklaverei wie in Brasilien und den Südstaaten die integrierende, alle Lebensbereiche prägende Institution bildete. Das lag nicht an einer besonderen Abneigung der Spanier gegen die Versklavung von Menschen: Das spanische Kuba hielt sich bis in die 1870er Jahre hinein als eine voll entwickelte Sklavenkolonie. In Mexiko hatte aus vornehmlich ökologischen Gründen eine großbetriebliche Plantagenwirtschaft nicht Fuß fassen können. Mexiko war um 1800, anders als Brasilien und die USA, kein Einwanderungsland mehr. Vom Beginn des 18. Jahrhunderts bis zum Verbot des Sklavenhandels nach Mexiko 1817 wurden dorthin vermutlich nicht mehr als 20.000 Afrikaner importiert.54 Die indianische Bevölkerung hatte sich nach 1750 von verschiedenen demographischen Rückschlägen wieder langsam erholt. Nach dem Zensus von 1793 machten Schwarze höchstens 0,2 Prozent der Bevölkerung aus. Die zweitkleinste Gruppe bildeten die 70.000 in Europa geborenen Spanier (peninsulares), ca. 1,5 Prozent der Gesamtbevölkerung. Die überwältigende Mehrheit der mexikanischen Bevölkerung stellten die autochthonen Indios (52 Prozent), gefolgt von criollos, d.h. in Mexiko geborenen Menschen spanischer Herkunft.55 Mexiko war um 1800 eine von den interkontinentalen Migrationsströmen abgekoppelte Gesellschaft, deren Bevölkerung sich aus eigenen biologischen Ressourcen selbst erneuerte.
Ein viertes Muster findet sich in der britischen und französischem Karibik. Auf den meisten Antilleninseln war die einheimische Bevölkerung während der ersten europäischen Invasionswelle umgekommen. Im 17. Jahrhundert wurden dann auf einer solchen demographischen Tabula rasa aus der Dynamik frühkapitalistischer Produktion für den entstehenden Weltmarkt Gesellschaften neuen Typs geschaffen, die aus nichts als Landfremden bestanden: Immigrationsgesellschaften reinsten Wassers und vollkommen ohne lokale Traditionen. Diese Gesellschaften konnten ihren Daseinszweck, die Produktion von Zucker auf Plantagen, nur durch einen ununterbrochenen Nachschub von Sklaven aus Afrika erfüllen. Niemals wurde – wie in den Südstaaten Nordamerikas – ein Übergang zur autoreproduktiven Vermehrung der Schwarzen erreicht, die ohne Zufuhr von außen den Arbeitskräftebedarf der Plantagen gedeckt hätte. Der europäische Bevölkerungsanteil stagnierte nach einer Welle englischer, französischer und niederländischer Besiedlung im frühen 17. Jahrhundert, auch wenn das ganze 18. Jahrhundert hindurch zwar nicht Pflanzer der Oberschicht, aber doch Facharbeiter und angestellte Plantagenaufseher aus Europa nachrückten. Weiße blieben aber immer eine kleine Minderheit. Im 18. Jahrhundert waren auf Zuckerinseln wie dem französischen Saint-Domingue und den britischen Besitzungen Jamaika und Barbados 70 bis 90 Prozent der Bevölkerung schwarze Sklaven.56
Freikauf und Freilassung waren in der Karibik viel schwerer zu erreichen als etwa in Brasilien. Daher blieb die Zwischenschicht der free persons of colour bis zum Ende der Sklaverei vergleichsweise dünn. In Brasilien waren um 1800 etwa zwei Drittel der Bevölkerung rechtlich frei. Auch in den USA machten Freie immer die Mehrheit der Gesamtbevölkerung aus. Das unterschied beide Regionen von den karibischen Zuckerinseln. (Nur waren die Freien Brasiliens überwiegend schwarz und «gemischt», diejenigen in den USA weiß.) Ein weiteres Merkmal macht den Sonderweg der Karibik deutlich. In der Karibik wurden die Sklavereisysteme früher zerstört als in Brasilien und den USA: teils durch eine Revolution der Sklaven (Saint-Domingue/Haiti 1791–1804), teils durch gesetzgeberische Maßnahmen in den Metropolen (Großbritannien 1833, Frankreich 1848, Niederlande 1863). Diese Gesellschaften traten post-emanzipatorisch in ihr eigenes «19. Jahrhundert» ein, das als neue Epoche jeweils erst mit der Zerschlagung der Sklaverei begann. Freie Immigration spielte nach dem Ende des Sklavenhandels nur noch eine sehr geringe Rolle; während der Revolutions- und Emanzipationsphase waren zahlreiche Weiße aus der Region geflohen. Allein Kuba wirkte weiterhin als Magnet für diejenigen, die dort an der Zuckerkonjunktur teilhaben wollten: zwischen 1830 und 1880 etwa 300.000 überwiegend spanische Neusiedler. Sonst waren Weiße entweder unerwünscht (Haiti) oder sahen auf den wirtschaftlich stagnierenden Inseln wenig rosige Zukunftsaussichten. Das allgemeine Bevölkerungswachstum der Karibik verlief daher im 19. deutlich langsamer als im 18. Jahrhundert.
Der transatlantische Sklavenhandel ragte aus der frühen Neuzeit in das 19. Jahrhundert hinein. Er erreichte während der Sattelzeit seinen quantitativen Höhepunkt und nährte damit eine Institution, die Sklaverei, die seine Abschaffung um einige Jahrzehnte überdauerte. Die Formierung von Einwanderergesellschaften in der westlichen Hemisphäre trat im zweiten Drittel des 19. Jahrhunderts in eine neue Phase ein, in der die Zwangsmigration über den Atlantik hinweg eine geringere Rolle spielte als zuvor. Dennoch wurde jedem Besucher der Antillen, Brasiliens oder der USA schnell klar, dass das Amerika des 19. Jahrhunderts auch ein Stück von Afrika war.
4  |  Strafkolonie und Exil

|  Sibirien – Australien – Neukaledonien


Welche migrationsgeschichtlichen Neuansätze sind im 19. Jahrhundert zu verzeichnen? Wir lassen einstweilen die Frontiermigration beiseite, die in einem späteren Kapitel behandelt wird, ebenfalls die Binnenmigration innerhalb einzelner Länder und Nationalstaaten, über die schwerlich Allgemeines ausgesagt werden kann. Zunächst fallen Sonderformen auf. Dazu gehört die neue Popularität der Strafkolonie, in der Missetäter und politische Oppositionelle Einsamkeit, Entbehrung und Klimafolter ausgesetzt wurden. Sibirien war seit 1648 als Strafkolonie genutzt worden, unter Peter dem Großen auch als Verbringungsort für Kriegsgefangene. Eine wachsende Zahl von Vergehen wurde in Russland mit Verbannung bestraft. Rebellische Leibeigene (bis 1857), Prostituierte, unbequeme Außenseiter, die ihren Dorfgemeinschaften lästig geworden waren, Landstreicher (die im 19. Jahrhundert an einigen Orten die Mehrheit unter den Deportierten bildeten), seit 1800 auch solche Juden, die drei Jahre hintereinander ihre Steuer nicht gezahlt hatten, sahen sich nach Sibirien verfrachtet. Im 18. Jahrhundert nahm die Bedeutung der Zwangsarbeit (katorga) auf staatlichen Baustellen zu. Erst nach dem gescheiterten Dekabristenaufstand von 1825 wurde Nordasien in größerem Umfang als Ort des politischen Zwangsexils genutzt. Das machte sich statistisch zunächst wenig bemerkbar. Der tyrannische Zar Nikolaus I. schüchterte seine Untertanen dermaßen ein, dass sie es nicht wagten, die Staatsmacht herauszufordern. In Sibirien folgten die Wellen des anti-zarischen Radikalismus aufeinander. Um 1880 gab es noch viele Verbannte aus dem polnischen Aufstand von 1863, und nun folgten schon die ersten Marxisten und Anarchisten. Wenige trafen es in Sibirien so bequem an wie der verbannte Michail Bakunin, der mit dem Gouverneur verwandt war und am sozialen Leben der örtlichen Oberschicht teilnehmen durfte. Viele andere mussten in Kohle- und Goldbergwerken Zwangsarbeit leisten. Im Normalfall saßen die Verbannten nicht hinter Schloss und Riegel, sondern nahmen an irgendeiner Art von Gesellschaftsleben teil, manche hatten auch Familien.
Russische Gerichte verurteilten in den letzten drei Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts jährlich durchschnittlich 3300 bis 3500 Personen zur Deportation. Im Januar 1898 wies die amtliche Statistik 298.600 Deportierte in Sibirien aus. Man kann einschließlich der Familienangehörigen mit einer Verbanntenpopulation von mindestens 400.000 rechnen, das wären fast 7 Prozent der sibirischen Gesamtbevölkerung. Kurz vor 1900 waren die Fälle von Verbannung nach Sibirien allmählich zurückgegangen, doch stiegen sie nach der Revolution von 1905 wieder an.57 Verbannung nach Sibirien wurde in Westeuropa immer wieder als Beweis für die «Barbarei» des Zarenreiches angeprangert. Immerhin zeigt der statistische Vergleich, dass am Ende des 19. Jahrhunderts – um einen allgemein anwendbaren Indikator zu wählen – die Todesstrafe, bezogen auf die Gesamtbevölkerung, im Russischen Reich seltener vollstreckt wurde als in den USA (dort zehnmal öfter!), Preußen, England und Frankreich.58 Auch lag die Sterblichkeit bei den Sträflingen unter derjenigen in den tropischen Strafkolonien der französischen Republik. Im 19. Jahrhundert war das sibirische Strafsystem seiner Logik nach sowohl ein «Gefängnis ohne Dach» zur Disziplinierung von politischen Oppositionellen und gesellschaftlichen Randgruppen als auch ein Instrument, um Arbeitskräfte für das staatliche Riesenprojekt einer Kolonisierung und «Zivilisierung» einzusetzen: ein koloniales Erschließungsvorhaben, das viel größere Ähnlichkeiten mit kolonialem Einsatz von corvée zeigt als mit der überwiegend von Marktkräften und Freiwilligkeit getriebenen Pionierbewegung im nordamerikanischen Westen.
Zur Zeit der Russischen Revolution von 1905 galten Deportation und Zwangsarbeit in der westeuropäischen Öffentlichkeit längst als anachronistische und in hohem Maße der Rechtfertigung bedürftige Strafen. Auch in China hatten sie an Nützlichkeit für den Staat und an Legitimität eingebüßt. Der Höhepunkt solcher Praktiken im Chinesischen Reich lag im 18. Jahrhundert. 1759 hatte der Qianlong-Kaiser die Eroberung großer Landstriche in Zentralasien abgeschlossen, und sogleich begann man, die Möglichkeiten der unwirtlichen Grenzländer als Verbannungsorte auszukundschaften. Während der folgenden Jahrzehnte wurden Zehntausende von Menschen in Gebiete der heutigen Provinz Xinjiang exiliert. Sie wurden Objekte einer Einrichtung, die sich ebensosehr als Exilsystem bezeichnen lässt wie das russische. Auch hier verbanden sich die Zwecke der Bestrafung mit denjenigen der Grenzkolonisation. Bis etwa 1820 experimentierte der Qing-Staat mit diesem System, danach bestand es zwar bis zum Sturz der Dynastie 1911 fort, geriet aber angesichts drängenderer Probleme und zunehmend schwieriger Bedingungen für die Kolonisation ins Abseits staatlicher Aufmerksamkeit. Zu den Besonderheiten des chinesischen Systems gehörten der hohe Anteil von Beamten und Offizieren, die ins Exil strafversetzt wurden, die Praxis, Familien mitziehen zu lassen, und der große Wert, der auf moralische Erneuerung gelegt wurde. Es war nicht unüblich, dass Beamte nach drei bis zehn Jahren im Fernen Westen ihre Karriere im Kernland fortsetzten. Das kaiserliche China ging mit der Todesstrafe zurückhaltender um als viele europäische Staaten des Ancien Régime; Verbannung war eine übliche Form der Umwandlung von Todesurteilen. Der Transport von Sträflingen und Verbannten nach Xinjiang war minutiös organisiert und gehörte zu den größeren logistischen Leistungen des Qing-Staates. Zahlen gibt es nicht.59
Der französische Staat deportierte politisch Missliebige nach den Unruhen von 1848 und 1851. Nach der Niederschlagung des Pariser Commune-Aufstandes von 1871 wurden in 19 Schiffskonvois über 3800 Insurgenten zum pazifischen Archipel Neu-Kaledonien befördert. Die Deportation der Kommunarden in die seit 1853 unter französischer Herrschaft stehende Kolonie war als Voraussetzung einer unmittelbar parallelen «Zivilisierung» der dortigen eingeborenen Bevölkerung, also der sogenannten Kanaken, und der zwangstransportierten französischen Revolutionäre gedacht und wurde auch so durchgeführt.60 Zuvor war der Versuch einer Ansiedlung freier Franzosen am Klima gescheitert. Bis 1898 trafen pro Jahr im Durchschnitt 300 bis 400 Sträflinge in Neu-Kaledonien ein.61 Der andere französische Verbannungsort war das klimatisch noch härtere Französisch-Guyana im Nordosten Südamerikas mit seiner Hauptstadt Cayenne – eine der unwirtlichsten Gegenden der Welt, die spätestens in dem Augenblick die Aufmerksamkeit der Weltöffentlichkeit auf sich zog, als der wegen Hochverrats verurteilte Hauptmann Alfred Dreyfus (wie man später erfuhr, als Opfer einer Konspiration) 1895 in einem eisernen Käfig auf die dem Festland vorgelagerte Teufelsinsel verbracht wurde. Zu Beginn des 20. Jahrhunderts gab es in Französisch-Guyana ein Gefängnisund Zwangsarbeitssystem, in dem etwa ein Fünftel der Bevölkerung der Kolonie (ohne Indianerstämme und Goldsucher) lebte. Die Verbannung auf die «Pfefferinseln» wurde erst 1936 abgeschafft.62
In größtem Stil wurde Australien als Sträflingskolonie genutzt: Es verdankt seine koloniale Existenz überhaupt erst der Entsendung der first fleet, die mit ihren elf Schiffen und 759 Sträflingspassagieren am 18. Januar 1788 in der Botany Bay nahe dem späteren Sydney einlief. Der Verlust der nordamerikanischen Kolonien hatte den britischen Staat in die Verlegenheit gebracht, einen neuen Verbringungsort für Sträflinge zu finden, die zur Deportation verurteilt worden waren. Nachdem mehrere extreme Alternativen, etwa eine Insel im Gambia-Fluss in Westafrika, aus humanitären Gründen verworfen worden waren, erinnerte man sich der bereits 1770 von Kapitän Cook entdeckten Botany Bay. Obwohl weitere Motive, etwa die maritime Rivalität mit Frankreich, nicht ausgeschlossen werden dürfen, wäre es ohne die akute Sträflingskrise Mitte der achtziger Jahre wohl nicht zu einer solch spektakulären Aktion gekommen. Australien jedenfalls war während der ersten vier Jahrzehnte seiner kolonialen Geschichte im Grunde wenig anderes als eine riesige Strafkolonie. Die ersten Siedler waren Zwangsimmigranten, vom Richter ins ferne Ozeanien geschickt.
Insgesamt sahen sich bis zum letzten Gefangenentransport im Jahre 1868 162.000 Menschen als Sträflinge nach Australien verbracht. Die meisten von ihnen waren Produkte der wachsenden kriminellen Subkultur in den Städten der britischen Frühindustrialisierung: Einbrecher, Taschendiebe, Betrüger usw., eine kleine Zahl war aus politischen Gründen verurteilt worden. Freie Immigration wurde erst seit Ende der 1820er Jahre staatlich gefördert. Gleichzeitig nahmen die Sträflingsverschickungen keineswegs ab. Im Gegenteil: 88 Prozent der Verurteilten kamen erst nach 1815. Der quantitative Höhepunkt war in den 1830er Jahren erreicht; allein zwischen 1831 und 1835 trafen 133 Schiffe mit durchschnittlich 209 Sträflingen nach einer Seereise von mindestens vier Monaten in Australien ein.63 Immerhin besaßen die allermeisten von ihnen zumindest die elementaren Rechte britischer Bürger. Von Anfang an konnten die Sträflinge ihre Interessen vor Gericht vertreten und waren in ihrer Berufswahl nicht vollkommen fremdbestimmt. Dies war eine wichtige Voraussetzung dafür, dass es in Australien ohne dramatische Revolten allmählich zum Aufbau einer Bürgergesellschaft kam.
Die Strafkolonie, durch Franz Kafkas Erzählung In der Strafkolonie (geschrieben 1914, gedruckt 1919) unauslöschlich dem Vergessen entrückt, war eine weltweit verteilte Institution, charakteristisch für das imperiale 19. Jahrhundert, wenngleich immer noch nicht ganz verschwunden. Im Emigrationsstrom, der von Europa ausging, blieb die Zwangsverschickung ein wichtiges Element. Zahlreiche weitere Beispiele könnten vorgestellt werden. Spanien verfrachtete Delinquenten nach Kuba und Nordafrika, Portugal nach Brasilien, Goa und vor allem Angola. Britische Staatsbürger konnten sich in Bermuda oder Gibraltar wiederfinden. Auch koloniale Untertanen wurden strafweise transportiert: Inder z.B. nach Burma, Aden, Mauritius, Bencoolen, auf die Andaman-Inseln und in die malaiischen Straits Settlements. Die unterschiedlichen Ziele, die mit solcher Verschickung verbunden waren, wurden nicht immer gleichermaßen erreicht. Der intendierte Abschreckungseffekt ist ebenso fraglich wie die «Zivilisierung» der Sträflinge. Ihre Zwangsarbeit trug wohl im Allgemeinen zur wirtschaftlichen Entwicklung der aufnehmenden Region bei, doch waren zum Beispiel Kolonialverwaltungen in Burma oder Mauritius nur an jungen, starken Arbeitskräften interessiert, nicht an der durchschnittlichen indischen Gefängnispopulation.64 Sträflingsarbeit war nur so lange rational, wie keine anderen Quellen von Arbeitskraft zur Verfügung standen.
|  Exil


Politisches Exil als das Schicksal von Individuen und kleinen Gruppen war im 19. Jahrhundert nichts Neues. Erst recht hatte es immer schon Flüchtlinge vor Krieg, Seuchen und Hungersnöten gegeben. In der Neuzeit, vor allem der europäischen, kamen Religionsflüchtlinge hinzu: Muslime und Juden aus Spanien, protestantische Hugenotten aus Frankreich, unorthodoxe «Nonkonformisten» aus dem England eines orthodoxen Protestantismus. Zahlen sind hier besonders schwer zu finden. Klar ist, dass gegenüber den unerhörten Dimensionen, die das Flüchtlingsproblem nach dem Beginn des Ersten Weltkriegs annehmen sollte, kollektive Deplatzierung im 19. Jahrhundert noch keine dominante Migrationsform war. Dennoch wurde das Phänomen im 19. Jahrhundert wichtiger. Dies hat mehrere Gründe: (1) eine schärfere Verfolgung politischer Gegner in der ideologischen Atmosphäre eines säkular begründeten Bürgerkrieges, wie sie sich erstmals während der Französischen Revolution einstellte; (2) ein Liberalitätsgefälle zwischen den Staaten, das einige von ihnen zu angestrebten und in Grenzen aufnahmewilligen Horten der Freiheit machte; (3) die Tatsache, dass nunmehr in reicheren Gesellschaften ein größerer materieller Spielraum vorhanden war, um Fremden zumindest zeitweise das Überleben zu ermöglichen.
Charakteristisch für das 19. Jahrhundert im Vergleich zur folgenden Epoche war – jedenfalls bis in die 1860er Jahre – weniger der anonyme und massenhaft auftretende Flüchtling als der individuell sichtbare, oft aus wohlhabenden und gebildeten Verhältnissen stammende Exilant. Die Wellen der Revolution brachten solche Exilanten hervor: 1776 die etwa 60.000 königstreuen Loyalisten, die aus den abtrünnigen nordamerikanischen Ex-Kolonien nach Kanada und in die Karibik flohen (einige aus dieser zweiten Gruppe mussten sich nach 1791 vor einer zweiten Revolution in Sicherheit bringen: derjenigen auf Saint-Domingue/Haiti); 1789 die émigrés, die loyal zur Bourbonendynastie standen; 1848/49 die Opfer der Repression nach den gescheiterten Erhebungen in mehreren Teilen Europas. Die Schweiz nahm nach 1848 etwa 15.000 Exilanten auf, meist Deutsche und Italiener; etwa 4000 Deutsche setzten sich in die USA ab.65 Die Karlsbader Beschlüsse von 1819 und das deutsche Sozialistengesetz von 1878 lösten kleinere Fluchten aus. Die rechtsgeschichtlich wichtigste Zäsur war die Julirevolution von 1830, die zur festen Verankerung des politischen Asyls, also des Schutzes politischer Straftäter vor Auslieferung, in den Rechtsordnungen der westeuropäischen Staaten, vor allem Frankreichs, Belgiens und der Schweiz, führte. In den europäischen Revolutionen von 1848/49 bewährte sich dieser Grundsatz zumeist auch in der Praxis. Damit verbunden waren die finanzielle Unterstützung für politische Flüchtlinge aus der Staatskasse und zugleich die Möglichkeit, auf ihr Verhalten indirekt Einfluss zu nehmen.66
Die Zusammenhänge zwischen Exil und Revolution sind kompliziert: 1830 war es gerade die Revolution in Frankreich, die bei anderen Völkern Freiheitshoffnungen weckte und sie zum Aufbegehren ermutigte – und zugleich politische Verhältnisse schuf, die Frankreich selbst zu einem begehrten Zufluchtsort werden ließ. Nach dem Zusammenbruch der Novemberrevolution von 1830 im von Russland beherrschten Königreich Polen zog 1831 ein großer Teil der polnischen politischen Elite, etwa 9000 Menschen, darunter zwei Drittel Angehörige des (sehr umfangreichen) polnischen Adels, im Triumphzug durch Deutschland nach Frankreich. Diese Große Emigration (Wielka Emigracja), die sich vorwiegend in Paris niederließ, verlagerte kulturelle Kreativität und politische Initiative ins Ausland. Sie wurde als «metaphysischer Auftrag» verstanden und zum stellvertretenden Opfergang für alle Unterdrückten in Europa stilisiert.67 Um die unruhigeren Elemente unter den Revolutionsflüchtlingen zu beschäftigen, gründete die französische Regierung 1831 die Fremdenlegion. Niemals zuvor war so viel Politik aus dem Exil heraus gemacht worden wie im 19. Jahrhundert. Von Paris aus lenkte Fürst Adam Czartoryski, der «ungekrönte König Polens», den man auch als «Ein-Mann-Großmacht» bezeichnet hat, eine europaweite Agitation gegen Zar Nikolaus I. und dessen Politik und versuchte, seine zerstrittenen Landsleute auf gemeinsame Strategien und Ziele einzuschwören.68 Alexander Herzen, Giuseppe Mazzini und der mehrfach exilierte Feuerkopf Giuseppe Garibaldi agierten aus der Emigration. Der griechische Aufstand gegen die osmanische Herrschaft wurde im Ausland vorbereitet. Umgekehrt war das Osmanische Reich nicht bloß ein Hort des Despotismus, sondern konnte selbst zur Zufluchtstätte geschlagener Freiheitskämpfer werden: Nach der Unterdrückung der ungarischen Unabhängigkeitsbewegung durch intervenierende zarische Truppen fanden 1849 Lajos Kossuth und Tausende seiner Anhänger Zuflucht im Reich des Sultans. Die britische und die französische Diplomatie bestärkten die Hohe Pforte darin, sich einem russischen Auslieferungsbegehren unter Hinweis auf die Gepflogenheit in der «zivilisierten Welt» zu widersetzen, der man das Osmanische Reich ausnahmsweise zuzurechnen bereit war.69
Später im Jahrhundert wurden auch die asiatischen Reiche vom Exil aus unterminiert. Das war bis dahin selten geschehen. Die verbliebenen Ming-Loyalisten im China des 17. Jahrhunderts zum Beispiel hatten sich keine Operationsbasis außerhalb der Reichsgrenzen zu schaffen gewusst, und auch von der Taiping-Revolution der Jahre 1850 bis 1864 blieben keine Reste im Exil. Das Osmanische Reich wurde im 19. Jahrhundert auch von Türken im Ausland viel kritisiert, aber zunächst nur von individuellen Exildissidenten. Schon vor der 1878 beginnenden Selbstherrschaft des autoritären Sultans Abdülhamid II. waren kritische Intellektuelle wie der Dichter und Publizist Namik Kemal ins innere (etwa nach Zypern) oder äußere Exil geschickt worden. Anfang der 1890er Jahre formierte sich eine Oppositionsbewegung gegen Abdülhamid unter dem Namen Jeunes Turcs in Paris. Dort wurde in Verbindung mit konspirativen Gruppen innerhalb des osmanischen Militärs die Jungtürkische Revolution von 1908 vorbereitet.70 Die revolutionär-nationalistischen Organisationen der Armenier arbeiteten seit den achtziger Jahren von Genf und Tiflis aus.71 Die westlich orientierten Gegner der Qing-Dynastie in China hatten den Vorteil, ihre revolutionären Aktionen unmittelbar jenseits der Reichsgrenzen vorbereiten zu können. Der Revolutionsführer Sun Yatsen und seine Anhänger taten dies seit 1895 in der britischen Kronkolonie Hongkong, später unter Auslandschinesen in den USA und vor allem in Japan.72 Auch die unter internationaler (sprich: westlicher) Kontrolle stehende Internationale Niederlassung (International Settlement) in Shanghai diente als Basis für Planungen und Aktionen gegen das herrschende Regime. Als 1898 ein konstitutioneller Reformversuch (die «Hundert-Tage-Reform»), den der junge und politisch schwache Kaiser Guangxu zu unterstützen gewagt hatte, nach einem Gegenschlag seiner Tante, der konservativen Kaiserinwitwe Cixi, scheiterte, brachten sich die Protagonisten der Bewegung unter britischem Schutz im Ausland in Sicherheit. Im indischen Darjeeling schrieb Kang Youwei, der wichtigste unter ihnen, sein Datongshu («Das Buch von der Großen Gemeinschaft»), einen der bedeutendsten Texte der utopischen Weltliteratur.73 Auch Amerika bietet Beispiele für das Aushebeln vermeintlich stabiler Regime vom Exil aus. So wurde der Sturz des alten Diktators Porfirio Díaz, der Mexiko seit 1876 regiert hatte, von San Antonio in Texas aus vorbereitet, wo sein wichtigster Gegenspieler, Francisco Madero, 1910 seine Anhänger um sich sammelte.74 Es ist für alle diese Personen und Bewegungen charakteristisch, dass sie vom Liberalitätsgefälle profitierten, ohne dass sie unmittelbar zu Werkzeugen intervenierender Großmächte geworden wären.
Das Exil bot eine gewisse (wenngleich keine vollständige) Sicherheit vor den Häschern des angegriffenen Regimes, es ermöglichte die Formierung artikulationsfähiger Zirkel von Intellektuellen, die sich auf die Nutzung moderner Medien verstanden, und es verschaffte Zugang zu ausländischen privaten Sympathisanten und finanziellen Sponsoren. In allen diesen Punkten war Exilpolitik «modern». Sie setzte fortgeschrittene Kommunikationstechniken und eine entstehende Weltöffentlichkeit voraus. Die Chancen eines aktiven, sich mit seiner Marginalität nicht zufrieden gebenden Exils konzentrierten sich auf wenige Orte. So wie die émigrés nach der Französischen Revolution von 1789 sich zunächst in Koblenz gesammelt hatten, wurden später im 19. Jahrhundert London, Paris, Zürich, Genf und Brüssel die wichtigsten Operationsbasen für Exilpolitik. Im Rückblick von der Gegenwart aus erstaunt die Freiheit, die viele Exilpolitiker trotz zunehmender Überwachungsanstrengungen der Behörden (etwa in Frankreich) genossen. In Großbritannien wurde während des gesamten 19. Jahrhunderts kein einziger politischer Flüchtling vom Kontinent an der Einreise gehindert oder später abgeschoben.75 Niemand dachte daran, Karl Marx in London oder Heinrich Heine in Paris einen Maulkorb zu verpassen. Rechtshilfeabkommen mit anderen Regierungen gab es nicht. Ersuche, Regimegegner in London zu verfolgen, wurden stets abschlägig beschieden und manchmal gar nicht erst beantwortet. Auch der Kritik am eigenen, dem britischen, Imperialismus wurden keine rechtlichen Hürden in den Weg gelegt. Im Allgemeinen wurden politisch aktive Exilanten weder als Saboteure der eigenen Außenpolitik noch als Gefahr für die «innere Sicherheit» betrachtet.
Nicht allein Revolutionäre und anti-koloniale Widerstandskämpfer (wie Abd al-Qadir aus Algerien und Shamil aus dem Kaukasus), auch abgehalfterte Machthaber fanden sich im Exil wieder. Ein Nicht-Ort wie die Insel St. Helena erhielt erst durch den Zwangsexilanten Napoleon eine historische Existenz. Chateaubriand traf 1833 den drei Jahre zuvor abgesetzten Bourbonenkönig Karl X., wie er mit seinen Enkeln in Prag durch den leeren Hradschin geisterte. Karls Nachfolger Louis-Philippe beendete seine Tage 1850 auf einem Landsitz in der Grafschaft Surrey und der argentinische Diktator Juan Manuel Rosas die seinigen 1877, ein Vierteljahrhundert nach seinem Sturz, im englischen Southampton. Die kurioseste Form monarchischer Emigration, die es im ganzen 19. Jahrhundert gab, trug sich im November 1807 zu. Bedrängt von der Invasionsarmee Napoleons bestieg der portugiesische Prinzregent Dom João mitsamt seinem Hofstaat und einem großen Teil der Staatsbürokratie, insgesamt 15.000 Personen, eine Flotte von 36 Schiffen, um sich in die Kolonie Brasilien abzusetzen. In den nächsten dreizehn Jahren war die vizekönigliche Hauptstadt Rio de Janeiro das Zentrum der lusitanischen Welt. Dies war eine doppelte Premiere: Nicht nur war dies der erste Exodus eines kompletten Herrschaftssystems nach Übersee, es war überhaupt das erste Mal in der Geschichte der europäischen maritimen Expansion, dass ein regierender Monarch einer seiner Kolonien einen Besuch abstattete. Ein spätabsolutistischer Hof ging im Zeitalter der Revolution das Risiko ein, sich in einen ganz anderen politischen Zusammenhang zu verpflanzen und tat dies in der Spannung zwischen offensichtlichem Eigennutz und ernsthaftem Patriotismus. Ein solches Exil, von Tragik wie von Legitimität umstrahlt, nährte Visionen einer Erneuerung und Verjüngung der Monarchie, zugleich der Schaffung eines Großreiches mit dem wohlhabenden Brasilien als Zentrum. 1815 wurde tatsächlich der Versuch der Zusammenfügung eines dicht integrierten portugiesisch-brasilianischen Reiches unternommen, der aber misslang.76




5  |  Massenfluchten und ethnische Säuberungen

|  Kaukasus, Balkan und andere Vertreibungsgebiete


War die politische Emigration und ihr Endpunkt, das heroische Exil, eine charakteristische Erscheinung des 19. Jahrhunderts, zunächst in Europa, später auch andernorts, so verbindet sich das Bild von massenhaftem Flüchtlingselend und kollektivem Überleben im Ausland eher mit dem Zeitalter des «totalen Krieges» und eines homogenisierenden, rassistisch aufgeladenen Ultranationalismus. Doch waren grenzüberschreitende Flüchtlingsströme, hervorgerufen durch staatliches Handeln, im 19. Jahrhundert nicht unbekannt. Hinter einigen der Haupt- und Staatsaktionen der Epoche verbirgt sich eine bittere Realität. So war der griechische Unabhängigkeitskampf weniger eine Heldenaktion hochgestimmter nordischer Philhellenen, unter denen Lord Byron der berühmteste war, und tapferer griechischer Nachfahren der antiken Perserkrieger als ein Vorbote späterer ethnischer Säuberungen in der Region. Die Bevölkerung Griechenlands verminderte sich von 939.000 im Jahre 1821 auf 753.000 im Jahre 1828. Dies ging überwiegend auf Flucht und Vertreibung von Türken zurück.77 Die Türken selbst hatten 1822 auf der Ägäis-Insel Chios gewütet: einen Teil der christlichen Bevölkerung massakriert, einen weiteren in die Sklaverei verkauft und Tausende ins Exil vertrieben. In London, Triest und Marseille bildeten sich chiotische Diasporagemeinschaften.
Dass seit dem späten 18. Jahrhundert Krimtataren ihre Wohnstätten auf der Halbinsel Krim verließen und ins Osmanische Reich übersiedelten, hatte seinen Grund in russischer Missachtung der tatarischen Lebensweise, in Landverlusten an russische Siedler und in einem zunehmenden russischen Anti-Islamismus. Die Abwanderung begann mit dem Russischosmanischen Krieg von 1768–74 und verstärkte sich nach der Annexion des Khanats auf der Krim im Jahre 1783. Mindestens 100.000 Krimtataren, darunter fast die gesamte Oberschicht (die Notabeln) siedelten sich während des folgenden Jahrzehnts in Anatolien an und wurden zum Kern dessen, was die Tataren selbst ihr «erstes Exil» (sürgün) nennen. Der Krimkrieg (1853–56) wurde dann den auf der Halbinsel verbliebenen Tataren zum Verhängnis. Nun wurden sie von den Russen als fünfte Kolonne der verhassten Osmanen betrachtet. Bereits am Ende der Kampfhandlungen wurden 20.000 Krimtataren unter Asylstatus auf alliierten Schiffen aus zarischem Hoheitsgebiet evakuiert; nochmals die gleiche Anzahl flüchtete auf anderen Wegen. In den frühen 1860er Jahren sollen an die 200.000 Tataren die Krim unter miserablen Bedingungen verlassen haben.78 Allerdings versuchte die zarische Regierung im späten 19. Jahrhundert eher, die Tataren und andere Muslime im Lande zu halten; eine Politik systematischer Vertreibungen darf man ihr wohl nicht unterstellen.79 Noch viel gewaltigere Dimensionen hatte der Exodus der muslimischen Kaukasusvölker, nachdem die russische Armee 1859 den Widerstand der wehrhaften Hochlandbewohner unter ihrem Anführer Shamil gebrochen hatte. Bei der Eroberung und «Pazifizierung» des Hohen Kaukasus bedienten sich die Russen aller Methoden ethnischer Säuberung. Mindestens 450.000, vielleicht sogar bis zu eine Million Angehörige muslimischer Bergvölker wurden zwischen 1859 und 1864 aus ihrer Heimat vertrieben. Bei der Flucht ins Reich des Sultans kamen Zehntausende von ihnen durch Hunger, Krankheiten und Unfälle um. 40.000 Tschetschenen flohen im Jahre 1860, gleichzeitig blieb von den Muslimen in Georgien nur eine kleine Minderheit zurück.80 Die Tataren hatten Glück im Unglück und fanden immerhin Aufnahme bei einer benachbarten Schutzmacht, die zunehmend als religiöse Heimat interpretiert wurde. Zur Stoßkraft der Vertreibungen kam die Anziehungskraft des geheiligten «Landes des Kalifen» hinzu; messianische Strömungen in der Diaspora verklärten die Flucht als Heimkehr.
Ein ähnlicher Zufluchtsort fehlte anderen verfolgten Volksgruppen. Anfang Mai 1877 überquerten nach Jahren des Rückzugskampfes und einem Sieg im Vorjahr über die US-Armee bei Little Big Horn die überlebenden Lakota-Sioux unter ihrem Häuptling Sitting Bull die vermeintlich rettende Grenze zum Land der «Großen Weißen Mutter», der Queen Victoria, die soviel gütiger zu regieren schien als der «Große Vater» in Washington D.C. und in deren Reich es Gesetze gab, die für alle galten. Zum ersten Mal in seinem Leben traf der Häuptling in Kanada Weiße, die ihm mit Respekt begegneten und denen er meinte vertrauen zu können. Die Diplomatie machte einen Strich durch diese Rechnung. Die USA, die sich im Kriegszustand mit den mittlerweile schwachen und verelendeten Lakota fühlten, verlangten von Kanada, die Indianer zu internieren. Hunger und unablässiger amerikanischer Druck zwangen die kleine Lakota-Gemeinschaft, einen Schatten einstiger Sioux-Größe, schließlich in die USA zurück, wo sie wie Regierungsgefangene gehalten wurden.81
Grenzüberschreitende Flüchtlingsströme waren in einem zunehmend nationalistisch denkenden Europa ein Ergebnis von militärisch erzwungenen und politisch vereinbarten Grenzverschiebungen. Nach Ausbruch des Deutsch-französischen Krieges wies Frankreich 80.000 Deutsche aus. Als Elsass-Lothringen im Frankfurter Frieden 1871 dem Deutschen Reich angeschlossen wurde, verließen 130.000 Bewohner, die nicht unter deutscher Herrschaft leben wollten, die bisher französischen Provinzen.82 An der deutschen Ostgrenze geriet das ohnehin prekäre deutsch-polnische Verhältnis in den umfassenderen Konflikt von Bismarcks «Kulturkampf» gegen den Katholizismus hinein. Nach dem Abflauen des Kulturkampfes trat der chauvinistische Charakter der Auseinandersetzung als «Kampf um Sprache und Boden» umso deutlicher hervor. Im Zuge ihrer Germanisierungspolitik, die ihrerseits als Abwehr einer angeblich drohenden «Polonisierung» der östlichen Gebiete des Deutschen Reiches – des «Herüberflutens» von Polen, wie es damals hieß – konstruiert wurde, schreckten die deutschen Behörden dabei vor dem Mittel der Ausweisung nicht zurück. 1885/86 wurden 22.000 Polen und 10.000 Juden russischer und österreichischer Staatsangehörigkeit aus den Ostprovinzen des Deutschen Reiches ausgewiesen, viele in ein zarisches «Königreich Polen», in dem sie keine Existenzgrundlagen besaßen.83 In umgekehrter Richtung verließen Deutsche das sich immer stärker russisch-national definierende Zarenreich. Zwischen 1900 und 1914 gaben etwa 50.000 Wolgadeutsche ihre Wohnsitze auf. Wo immer in den Jahrzehnten vor dem Ersten Weltkrieg neue Nationalstaaten entstanden und wo immer innerhalb alter Vielvölkerreiche «Nationalitätenpolitik» betrieben wurde, bestand die Gefahr eines «unmixing of peoples» (Lord Curzon).
Der Balkan war im ganzen 19. Jahrhundert eine der ethnopolitisch unruhigsten Gegenden der Welt. Im Russisch-osmanischen Krieg kamen die russischen Truppen bis 15 Kilometer an Istanbul heran. Die zarische Regierung hatte diesen Krieg im April 1877, eine wachsende anti-türkische Stimmung nutzend, begonnen, nachdem anti-türkische Aufstände in der Herzegowina, in Bosnien und in Bulgarien grausam unterdrückt worden waren: die «Bulgarian Horrors», die den britischen Oppositionsführer William E. Gladstone zu Glanzleistungen moralischer Rhetorik hinrissen.84 Während dieses Vormarsches töteten russische Soldaten und bulgarische Banden 200.000 bis 300.000 Muslime und machten eine noch viel größere Zahl heimatlos.85 Nach dem Ende des Krieges wurden etwa eine halbe Million muslimischer Flüchtlinge auf dem Boden des Osmanischen Reiches angesiedelt.86 1878 hatte der Berliner Kongress Ordnung in die politische Landkarte Südosteuropas zu bringen versucht. Gerade diese Ordnung aber hatte gravierende Konsequenzen für religiöse und ethnische Minderheiten. Flüchtlinge setzten sich in Marsch, um der Rache von Eroberern anderer Religion oder Nationalität zu entgehen oder um nicht von Ungläubigen regiert zu werden. Christen suchten Zuflucht in den neuen autonomen oder – die Grenzen waren hier fließend – unter russischem oder österreichischem Schutz stehenden Staatsgebilden. Muslime brachten sich hinter den schrumpfenden Grenzen des Osmanischen Reiches in Sicherheit. Zwischen offener Vertreibung und nahezu unausweichlich werdender Flucht ist dabei kaum ein Unterschied zu sehen. Bis zur Mitte der 1890er Jahre hatten etwa 100.000 Bulgarisch sprechende Menschen das osmanisch gebliebene Makedonien in Richtung Bulgarien verlassen. Umgekehrt zogen sich muslimische Siedler und türkische Amtsträger, aber auch orthodoxe Bauern aus Bosnien zurück, das auf dem Berliner Kongress unter habsburgische, also katholische Besatzung gestellt worden war.87 Die Gesamtzahl der durch den Russisch-türkischen Krieg von 1877/78 entwurzelten Menschen mag bei 800.000 gelegen haben.
Ihren Höhepunkt erreichten die Flüchtlingsströme in Südosteuropa mit den Balkankriegen von 1912/13. Die Massaker und ethnischen Säuberungen dieser Jahre wiesen bereits auf die jugoslawischen Nachfolgekriege der 1990er Jahre voraus. Bevölkerungsbewegungen diesen Ausmaßes waren in einem vergleichbar bemessenen Raum in Europa seit Jahrhunderten nicht mehr vorgekommen. Aus sämtlichen von den Balkanstaaten neu besetzten ehemals osmanischen Territorien flohen Muslime aller ethnischen Kategorien (Türken und Angehörige anderer Turkvölker, Albaner, islamisierte Bulgaren usw.). Griechen verließen das erweiterte Serbien, das vergrößerte Bulgarien, Thrakien, aber auch Kleinasien (viele von ihnen waren nur der türkischen Sprache mächtig). Als Folge beider Balkankriege wurde aus Saloniki, seit dem 15. Jahrhundert osmanisch und seit langem Ort eines friedlichen Völkermosaiks, eine griechische Stadt, in der Türken, Juden und Bulgaren den Primat der griechischen Eroberer anzuerkennen hatten; bis 1925 hatte die muslimische Bevölkerung die Heimatstadt Kemal Atatürks verlassen.88 Zeitgenössischen Schätzungen britischer Behörden zufolge wurden von 1912 bis zum Beginn des Ersten Weltkriegs allein im Länderviereck Makedonien, Westthrakien, Ostthrakien und Türkei etwa 740.000 Zivilpersonen entwurzelt.89 Nach dem Ersten Weltkrieg und dem Griechisch-türkischen Krieg von 1919 bis 1922 setzte sich die ethnische Entmischung im östlichen Mittelmeer fort. Abermals schloss sich das Folgeproblem aller Vertreibungen an: die Integration der Ankömmlinge in die aufnehmenden Gesellschaften. Dass nach 1919 der Völkerbund, vor allem durch seine Refugee Settlement Commission, ein Minimum an Ordnung in das Flüchtlingschaos zu bringen versuchte, war ein kleiner Schritt nach vorn.
Die praktizierte oder befürchtete Gewalt, die diesen Bewegungen zugrunde lag, ergab sich nicht einfach aus einem dichotomischen Religionsgegensatz zwischen Christen und Muslimen. Die Fronten verliefen komplizierter, und im Zweiten Balkankrieg bekämpften sich die christlichen Staaten untereinander. Auch die Muslime wussten zu unterscheiden: Bis sich die Beziehungen zwischen Griechen und Türken ebenfalls weiter verschlechterten, hatten sie von Griechen eine etwas weniger entsetzliche Behandlung zu gewärtigen als von den slawischen Bauern, die die bulgarischen und serbischen Heere füllten. Neue Begriffe, oft improvisiert, von Staatsnationen wurden als Kriterium von Inklusion und Exklusion angelegt. Im Allgemeinen duldeten die Behörden die Fluchtbewegungen, manchmal förderten sie sie auch. Den Auswanderungen korrespondierte die Einwanderung erwünschter Neubürger. Allerdings schreckten die meisten Regierungen vor einer allzu ermutigenden Immigrationspolitik zurück, konnten doch irredentistische Minderheiten in anderen Ländern mögliche künftige Annexionsansprüche untermauern und daher eventuell als Instrumente nationalistischer Außenpolitik gute Dienste leisten.
|  Jüdische Flucht und Emigration


Eine neue und besonders wichtige Quelle politisch verursachter grenzüberschreitender Emigration war ein neuer Antisemitismus im Russischen Reich und anderen Ländern Osteuropas.90 Zwischen den frühen 1880er Jahren und 1914 verließen etwa 2,5 Millionen Juden Osteuropa in Richtung Westen. Man muss vorsichtig sein, diesen Exodus, vermutlich die größte Bevölkerungsbewegung in der nachbiblischen jüdischen Geschichte, nicht pauschal als politische Flüchtlingsbewegung zu bezeichnen. Juden reihten sich in einen breiten Strom von Menschen ein, die ihre Lebenslage durch Auswanderung in den wirtschaftlich fortgeschritteneren Westen verbessern wollten. Im Fall von Juden kam allerdings eine zunehmende Feindseligkeit staatlicher Behörden hinzu. In den 1870er Jahren lebten etwa 5,6 Millionen Juden östlich des Deutschen Reiches, davon 4 Millionen unter dem Zaren innerhalb eines territorial abgegrenzten «Ansiedlungsrayons», 750.000 in den habsburgischen Ländern Galizien und Bukowina, knapp 700.000 in Ungarn und 200.000 in Rumänien. Im Russischen Reich hatte sich nach der Thronbesteigung von Zar Alexander II. 1855 die Hoffnung auf eine obrigkeitlich geförderte gesellschaftliche Integration der Juden eröffnet. Diese Tendenz kehrte sich nach der Unterdrückung des polnischen Aufstandes von 1863 um; nur einige rechtliche Diskriminierungen wurden abgeschafft. Die letzten Jahre der Herrschaft des im März 1881 ermordeten Zaren waren durch eine neuerlich gestärkte Autokratie und einen größeren Spielraum für einen konservativen russischen Nationalismus gekennzeichnet, der einen seiner Hauptgegner in den Juden sah. Aber auch große Teile der eher liberalen öffentlichen Meinung des Zarenreiches rückten während der siebziger Jahre von ihrer anfänglichen Unterstützung für die Emanzipation der Juden ab. Dennoch nahm die jüdische Emigration einstweilen keine dramatischen Ausmaße an.
Dies änderte sich mit dem Beginn einer ersten Serie von gewalttätigen Übergriffen, Pogromen, in eben jenem Jahr 1881.91 Die Beteiligung einer Terroristin jüdischer Herkunft am Anschlag auf den Zaren wurde zum Vorwand für antijüdische Massenpogrome, zunächst in der Ukraine, später auch in Warschau. Inwieweit die Unruhen von den Behörden angezettelt wurden, inwieweit sie «spontane» Ausbrüche vor allem städtischer Unterschichten waren, ist weiterhin umstritten. Jedenfalls kam nun zu großer allgemeiner Armut der jüdischen Bevölkerung, einer durch fehlende Beschäftigungschancen nicht auffangbaren hohen Kinderzahl der Familien und wachsender Verletzlichkeit durch die Gewalt der Straße eine neue Politik hinzu, die die Juden ausgrenzte und ihnen einen Platz im nationalen Leben Russlands verweigerte. In den 1890er Jahren wurden fast alle jüdischen Handwerker und Kaufleute auf brutale Weise aus Moskau in den westlichen Ansiedlungsrayon vertrieben. Gleichzeitig legte der Staat jüdischen (und anderen) Emigrationswilligen aber große Hindernisse in den Weg. So wurde das Verlassen des Zarenreiches für viele zu einem fluchtartigen und illegalen Abenteuer vorbei an korrupten Beamten, Grenzwachen und schikanöser Polizei. Die Statistik der jüdischen Auswanderung lässt sich nur von den Aufnahmeländern her einigermaßen genau rekonstruieren. Trafen in den 1880er Jahren durchschnittlich etwa 20.000 Juden pro Jahr aus dem Zarenreich in den USA, dem mit Abstand wichtigsten Zielland, ein, so waren es zwischen 1906 und 1910 jeweils 82.000. Die Steigerung verdankte sich auch dem Nachzugseffekt nach der ersten Emigrationswelle sowie der deutlichen Verbilligung der zwischen den Reedereien hart umkämpften transatlantischen Schiffspassage am Ende des Jahrhunderts. Dagegen, dass die jüdische Emigration ausschließlich durch Verfolgung motiviert worden sei, spricht auch, dass es eine nicht unerhebliche Re-Migration nach Osteuropa gab: in den achtziger und neunziger Jahren möglicherweise in der Größenordnung von 15 bis 20 Prozent.92
Die gleichzeitige jüdische Emigration aus dem habsburgischen Galizien war zum überwiegenden Teil durch extreme Armut bedingt. Nach ihrer rechtlichen Emanzipation 1867 genossen die galizischen Juden volle bürgerliche Freiheiten und machten gewisse Fortschritte in der gesellschaftlichen Integration, die mangels sozialökonomischer Chancen aber zu wenig führten. Auch in Galizien breiteten sich in den neunziger Jahren anti-jüdische Bestrebungen aus, doch trat die habsburgische Regierung niemals von Amts wegen gegen die Juden auf. In Rumänien wiederum, das auf dem Berliner Kongress 1878 als souveräner Staat anerkannt worden war, verbanden sich große Armut und ein früher und intensiver Anti-semitismus. Der Staat definierte die jüdische Minderheit als Feind der Nation, machte ihr die wirtschaftliche Existenz so schwer wie möglich und schützte sie nicht vor «spontaner» Gewalt. Versuche der westlichen Großmächte, die Behörden in Bukarest zur Beachtung des Vertrages von Berlin zu drängen, der Bürgerrechte für die Juden vorgesehen hatte, schlugen fehl. Es verwundert nicht, dass aus keiner anderen Region Osteuropas proportional so viele Juden auswanderten. Zwischen 1871 und 1914 verlor Rumänien ein Drittel seiner jüdischen Bevölkerung.93
Ostjuden waren die ersten als solche identifizierbaren Flüchtlinge neuen Typs, die man in Westeuropa zu Gesicht bekam. Die meisten von ihnen sprachen Jiddisch, waren in traditionelle jüdische Gewänder gekleidet und erweckten den Eindruck großer Armseligkeit. Man sah sie an Hafenkais, in Bahnhöfen und in den Zentren von Metropolen. Die ortsansässigen Juden betrachteten sie mit gemischten Gefühlen als zugleich «Brüder und Fremde», die Unterstützung verdienten und doch die eigenen prekären Integrationserfolge in Frage stellten. Die meisten von ihnen sahen Westeuropa nur als Durchgangsstation auf dem Weg in die Neue Welt; am ehesten hielt es Handwerker in Europa. Das Verbleiben in Europa wurde ihnen nicht leicht gemacht. Im Deutschen Reich waren ihnen Regierungspolitik (auch wenn die Abwehr nicht so weit ging, deutschen Reedereien ein gutes Geschäft zu verderben) und öffentliche Stimmung wenig gewogen. Dennoch gaben um 1910 ein gutes Zehntel der deutschen Juden osteuropäische Herkunft an.94
6  |  Interne Wanderungen und die Transformationen des Sklavenhandels

Auch wenn das 19. Jahrhundert noch nicht das «Jahrhundert des Flüchtlings» war, so war es doch eine Epoche der interkontinentalen Arbeitsmigration. Diese Migration war umfangreicher als alles, was die Geschichte bis dahin kannte. Sie war auch außerhalb des noch nicht verschwundenen Sklavenhandels nicht immer ganz freiwillig, aber doch in der Gesamtbilanz durch freie, nicht unter fremdem Zwang getroffene Lebensentscheidungen Einzelner charakterisiert. Möglich wurde sie durch Bevölkerungswachstum, Verkehrstechnologie, das Entstehen neuer Beschäftigungschancen als Folge von Industrialisierung und agrarischer Frontier-Erschließung sowie durch eine post-merkantilistische Politik der Freizügigkeit bei den Regierungen abgebender wie aufnehmender Länder.
|  Transnationale Migrationstopographien: Europa und Ostasien


Auf allen Kontinenten entstanden neue «transnationale Migrationstopographien».95 Für Europa hat die historische Forschung ein ziemlich genaues Bild solcher Wanderungen über Staatsgrenzen hinweg entwerfen können, für andere Teile der Welt sind die Muster weniger deutlich. In Mitteleuropa wurde um die Mitte des Jahrhunderts das «Nordsee-System», das einzige um 1800 noch funktionierende von mehreren Wanderungssystemen der frühen Neuzeit, durch das «Ruhr-System» überlappend abgelöst.96 An die Stelle der niederländischen Handels- und Kolonialaktivitäten trat als wichtigster Magnet für Wanderungswillige die industrielle Erschließung von Bergbauregionen. Die hohe räumliche Mobilität der frühen Neuzeit steigerte sich in der Industrialisierung noch weiter und ging erst im Laufe des 20. Jahrhunderts wieder zurück. Schaut man genauer auf die einzelnen Länder Europas, dann zeigt sich freilich, dass solche industriell induzierte Mobilität nirgends so hoch war wie in Großbritannien und Deutschland; in einigen anderen Ländern hat sie kaum eine Rolle gespielt. In der neuen transnationalen Migrationstopographie lagen die exportierenden Räume in Süd-, Südost- und Osteuropa. Besonders wichtig waren Italien, das russische Zentralpolen, das habsburgische Galizien, in geringerem Maße auch Belgien, die Niederlande und Schweden. Die attraktivsten Zuwanderungsnationen waren Deutschland, Frankreich, Dänemark und die Schweiz. Hauptströmungen in einem komplexen Wanderungsfeld waren etwa die Wanderungen von Polen ins Ruhrgebiet und von Italienern nach Frankreich, beide in großem Stil Anfang der siebziger Jahre einsetzend. Als Nebenströmung kann man unter anderem Bewegungen von einer zentralen Aufnahmeregion in eine andere bezeichnen. So gab es in Paris eine aus Deutschland zugewanderte subproletarische bis kleinbürgerliche Erwerbsbevölkerung. Um 1850 lebten ca. 100.000 Deutsche in Paris, zum Teil unter erbärmlichen Bedingungen. Diese deutsche «Kolonie», wie es auf französischer Seite misstrauisch hieß, löste sich erst nach dem Deutsch-französischen Krieg auf und verschwand dann ganz in der Wirtschaftskrise der achtziger Jahre.97
Auch in Asien und Afrika müssen die neuen Migrationsräume des 19. Jahrhunderts sowohl von der chaotischen Mobilität in Krisenzeiten als auch von älteren Mustern saisonaler Arbeitswanderung unterschieden werden. Europäer pflegten lange den Mythos vom immer sesshaften asiatischen Parzellenbauern und übersahen die Katastrophenmobilität, die von Kriegen und Naturkatastrophen ausgelöst wurde. Während des Java-Krieges von 1825 bis 1830 muss ein Viertel einer Bevölkerung, die das stabile asiatische Bauerntum klassisch verkörperte, als obdach- und heimatlos gelten,98 und im China der Taiping-Wirren sollte man für manche Provinzen einen ähnlichen Anteil annehmen. Bauern bleiben überall nur so lange «verwurzelt», wie die von den Ernten verbleibenden Erträge das Überleben sichern. Ist das nicht der Fall, dann suchen sie nach anderen Subsistenzmöglichkeiten. Auch schicken demographisch wachsende Bauerngesellschaften junge Leute, die auf den eigenen Feldern nicht benötigt werden, zum Erwerb in die Ferne. Richtige Muster wurden im 19. Jahrhundert daraus dort, wo arbeitsintensive Neuansätze wie agrarische Erschließung und Bergbau einen relativ stabil wachsenden Bedarf an Arbeitskräften schufen.
In China setzte sich eine Tendenz fort, die sich im 18. Jahrhundert angebahnt hatte: die Erschließung marginaler Hügel- und Bergländer aus den dicht besiedelten Ebenen heraus. Der Qing-Staat unterstützte diese Bewegung mit direkter Planungsinitiative, Steuererleichterungen und militärischem Schutz der Neusiedler gegen feindselige Stammesbevölkerungen. Nicht der traditionale Reis- und Getreideanbau der Ebenen wurde in diese Grenzländer mitgebracht, sondern die Nutzung von Pflanzen, die erst in der Ming-Zeit aus Amerika eingeführt worden waren, vor allem Mais und Kartoffeln. Sie waren anspruchslos, erlaubten Brandrodung und erforderten wenig Bodenpflege, Düngung und Bewässerung.99 Im 19. Jahrhundert öffneten sich auch ganz neue Migrationschancen: Die Qing-Regierung erlaubte Han-Chinesen, in der Mongolei Handel zu treiben und Land in Besitz zu nehmen. 1858 wurde es Chinesen gestattet, die Grenze zu Russisch-Fernost zu überschreiten, als saisonale Wanderarbeiter ebenso wie als permanente Emigranten. Bis zur Jahrhundertwende machten ca. 200.000 Chinesen von diesen Möglichkeiten Gebrauch. Als russische Siedler nach 1860 vermehrt in die Gegend nördlich des Amur vordrangen, fanden sie dort bereits chinesische Bauern vor. In den folgenden Jahren legten Chinesen Roggen-, Weizen- und Mohnfelder an. Chinesische Händler nutzten die Freihandelszone diesseits und jenseits der Grenze und zogen in den Städten Geschäfte aller Art auf. Seit 1886 nahmen die russischen Behörden ihre eigene Furcht vor einer «Gelben Gefahr» ernst und gingen wiederholt gegen Chinesen und die etwas weniger zahlreichen, aber umso assimilierungswilligeren Koreaner in Ostsibirien vor. Dadurch wurde die Bedeutung der «orientalischen» Diaspora aber kaum geschmälert, und bei Kriegsbeginn 1914 wurden chinesische Arbeiter in Russisch-Fernost unentbehrlich.100 Die heutige ökonomische Dominanz von Chinesen auf russischem Gebiet nördlich des Amur hat mithin eine lange Vorgeschichte.
Die mit Abstand größte kontinentale Migrationsbewegung von Han-Chinesen war nicht in einem formalen Sinne «transnational», doch ebensowenig eine typische Binnenwanderung. Ihr Ziel war die von der Qing-Regierung lange Zeit vor han-chinesischer Besiedlung abgeschirmte Mandschurei, das Stammland der Dynastie. Es war zwar schon 1878 im Prinzip für begrenzte Einwanderung freigegeben worden, doch erst die Kombination von andauernder oder sich verschärfender Armut in Nordchina mit neuen Möglichkeiten in den riesigen Landstrichen nördlich der Großen Mauer – Anbau von Sojabohnen für den Export, Eisenbahnbau, Bergwerkserschließung, Holzfällerei – ließ eine Migrationswelle entstehen. Billiger Eisenbahn- und Dampfertransport schuf die logistischen Grundlagen. Zwischen 1891 und 1895 überschritten pro Jahr knapp 40.000 Nordchinesen die Grenze. Ein Höhepunkt war Ende der 1920er Jahre mit einer Million per annum erreicht. Zwischen ca. 1890 und 1937 unternahmen etwa 25 Millionen Chinesen die Reise in den Nordosten; zwei Drittel kehrten zurück, 8 Millionen siedelten sich dauerhaft an. Dies war eine der umfangreichsten Bevölkerungsbewegungen der neueren Geschichte, übertroffen nur noch durch die große transatlantische Auswanderung aus Europa.101
Bedeutende bäuerliche Migrationen fanden auch auf der südostasiatischen Halbinsel statt. Hier war das geographische Muster umgekehrt wie in China. Statt einer Besiedlung von Hochländern von den Ebenen aus bewegten sich in tropischem Klima die Siedler von den gesünderen und seit langem bewohnten highlands in die Flussdeltas hinab. Zuweilen kamen im 19. Jahrhundert Bewegungen dieser Art zum Abschluss, die schon seit langer Zeit im Gange waren. Die Öffnung des Burma-Deltas für den bewässerten Reisanbau nach der Annexion Unterburmas durch Großbritannien 1852 war ein solcher Vorgang. Die entstehende rice frontier zog Hunderttausende von Bauern aus Oberburma und später auch aus Indien an. Im Jahre 1901 stammte ein Zehntel von Unterburmas 4 Millionen Bewohnern der ersten Generation aus Oberburma, weitere 7 Prozent aus Indien.102 In ähnlicher Weise beteiligten sich zahlreiche Bauern aus dem Nordosten an der siedlerischen Öffnung von Siams zentraler Ebene. In Vietnam wurde das weiträumige Mekong-Delta erst in der französischen Kolonialzeit nach 1866 durch Besiedlung aus dem Norden erschlossen. Große Investitionen des kolonialen Staates in den Kanalbau verwandelten Cochinchina in der Folgezeit in eine der wichtigsten reisexportierenden Regionen der Welt. Auf Latifundien, die sich in vietnamesischem, französischem oder chinesischem Besitz befanden, verrichteten überwiegend Zuwanderer die Feldarbeit.103 Zehntausende vietnamesischer Bauern bewegten sich gleichzeitig nach Laos und Kambodscha.
In Südasien war die interne Migration, gemessen am mobilen Anteil der Gesamtbevölkerung, im Vergleich zu Europa gering. Der Staat tat ein Übriges, um die Mobilität einzudämmen. Wie man im Europa des Ancien Régime Vagabunden und fahrendes Volk zunehmend unter Kontrolle zu halten versuchte, so ging man in Indien gegen nichtsesshafte Bevölkerungsgruppen vor. Die britische Kolonialmacht verklärte ideologisch den sesshaften und steuerzahlenden indischen Bauern und verfolgte mobile Bevölkerungsgruppen, die man als banditenhafte Störer von Ruhe, Ordnung und pünktlicher Tributleistung sah, ja, manchmal als anti-britische Partisanen. So begann man 1826, kaum ein Jahrzehnt nach dem Ende des Krieges gegen die Marathen und in einer Situation großer innerer Unruhe in Indien, einen Ausrottungsfeldzug, freilich rechtsstaatlich einigermaßen geregelt, gegen den wandernden religiösen Kult der «Thugs», die als rituelle Mörder gefürchtet waren und dämonisiert wurden. In den 1870er Jahren fing man an, Hirtenvölker Nordindiens als criminal tribes zu verdächtigen und strafrechtlich zu behandeln.104 Das Aufkommen einer neuen Nachfrage nach Arbeitskräften zog kraftvolle Mobilitätsmuster nach sich, die der Staat dulden musste. Neben der Zuwanderung in die städtischen Magnete Bombay, Delhi, Kalkutta und Madras, die alle schon im 18. Jahrhundert durch Zuzug stark gewachsen waren, war dies vor allem der Zustrom zu neu eingerichteten Plantagen, in erster Linie den Teeplantagen von Assam. Zwischen 1860 und 1890 wurde der einst dominierende chinesische Tee vom Weltmarkt verdrängt und durch Tee aus Assam und Ceylon ersetzt. Örtliche Bauern, denen die neue Form der Plantage fremd war, weigerten sich, in Assam und Darjeeling Lohnarbeit zu übernehmen, und ein landloses Dorfproletariat gab es nicht. Daher wurden externe Arbeiter zu Billiglöhnen unter mehrjährigen Kontrakten angeworben, oft ganze Familien, von denen erwartet wurde, dass sie während der stillen Saison für mindestens zwei Monate in ihre Heimatdörfer zurückkehrten.105
Für Russland und das gesamte Nordasien, das bis zu den 1890er Jahren unter effektive russische Herrschaft gekommen war, spricht Dirk Hoerder, einer der führenden Kenner der globalen Migrationsgeschichte, von einem «russisch-sibirischen Migrationssystem», das er von zwei anderen großräumigen Systemen unterscheidet: dem atlantischen System und dem System der asiatischen Kontraktarbeit.106 Im Gegensatz zu diesen beiden maritimen Systemen war das russisch-sibirische ein kontinentales, landumschlossenes. Freie Bauern und flüchtige Leibeigene, Gutsbesitzer und Verbrecher, zwischen 1762 und den 1830er Jahren auch planmäßig angeworbene Siedler aus Deutschland waren die Pioniere in diesem großen Prozess bäuerlichen Siedelns. Im Zeitraum von 1801 bis 1850 trafen im Jahresdurchschnitt nur 7500 Menschen (einschließlich Exilierte und Sträflinge) in Sibirien ein. Zwischen 1851 und 1890 stieg die Zahl von Neuankömmlingen in Sibirien dann aber von 19.000 auf 42.000 pro Jahr. Die geschätzte Gesamtzahl der Sibirienimmigranten beläuft sich für 1851 bis 1914 auf 6 Millionen. Hinzu kamen 4 Millionen Siedler in Kasachstan und den trans-kaspischen und trans-aralischen Regionen. 1911 war der Anteil der in zahlreiche Ethnien zersplitterten Ureinwohnerschaft an der Bevölkerung Sibiriens auf ein Zehntel gefallen. Im Osten geriet sie zunehmend zwischen den Hammer der russischen und den Amboss der chinesischen Kolonisation.107
|  Nomadismus und Wanderarbeit


Grundsätzlich wichtig ist es, zwischen der Migration von Arbeitern und agrarischen Siedlern einerseits und der Mobilität von Hirten andererseits zu unterscheiden. Das Hirtenleben wiederum ist ein Spezialfall von Nomadismus, also kollektiver Nicht-Sesshaftigkeit überhaupt.108 Er hat in den verschiedenen Teilen der Welt ein ganz unterschiedliches Gewicht gehabt und fehlte auch in Europa nicht. Im Frankreich des 18. Jahrhunderts dürfte der aus allen möglichen Gründen «nomadische» Teil der Bevölkerung immerhin fünf Prozent der Gesamtbevölkerung ausgemacht haben. Hirtenvölker kommen in der Geschichtsschreibung im Allgemeinen nicht vor. Die städtischen Zivilisationen, in denen die Geschichtsschreiber saßen und sitzen, sahen sie seit jeher als «Barbaren», als das Andere schlechthin. Das konnte sowohl mit negativen wie mit positiven Bewertungen verbunden sein: Die Patriarchen des Alten Testaments genossen hohes kulturelles Ansehen in der jüdischen und christlichen Welt, und im 19. Jahrhundert wurde in Europa da und dort eine Art von Beduinenromantik populär, die in den «Söhnen der Wüste» oder auch in den Indianern des nordamerikanischen Westens die rauhe, aber gutherzige Verkörperung einer sonst verlorenen Naturnähe und Ursprünglichkeit sah. Sie waren die «edlen Wilden» schlechthin, zuweilen im Westen höher geschätzt als in der von Städten dominierten islamischen Zivilisation. Realistische Inneneinsichten in ihre Lebensweise waren indes überaus selten. Nicht vor den 1770er Jahren gibt es europäische Beschreibungen davon, wie Nomadengesellschaften im Inneren «funktionierten». Erst die moderne Ethnologie machte sich systematisch auf die Suche nach der inneren Logik nomadischer Lebensformen.
Mobile Viehzüchter gab es auf allen Kontinenten. Europa war insofern einzigartig, als hier die Viehzucht eine arbeitsteilige Branche innerhalb umfassender Gesamtwirtschaften war und, abgesehen von Sinti und Roma, Ethnien fehlten, deren Existenz ausschließlich auf dem Nomadismus beruhte. In Europa gab es keine Hirtenvölker, wohl aber kleine Gemeinschaften von Schäfern und anderen Hirten, die (manchmal von ihren Familien begleitet) mit ihrem Vieh wanderten. Solche «Transhumanz», also das Weiden von Vieh auf Bergwiesen im Sommer und seine Überwinterung im Tiefland, hielt sich als quantitativ zusehends schwindendes Randphänomen in den Alpen, den Pyrenäen, den Karpaten oder der Walachei. Große Viehtrecks über weite Entfernungen, also lebende Fleischtransporte, gab es im amerikanischen Westen, während des 19. Jahrhunderts aber nicht länger in Europa. Die riesigen Ochsenherden, die sich einst von Ungarn aus bis nach Mitteldeutschland und ins Elsass vorangewälzt hatten, erübrigten sich mit der Verbesserung der lokalen Viehhaltung in vielen Teilen des Kontinents, mit der Industrialisierung des Schlachtens, mit der Einführung der Eisenbahn und der Verbreitung der Gefriertechnik in den 1880er Jahren. Nichts irgendwo sonst auf der Welt ähnelte den Viehheeren von 150.000 bis 400.000, in seltenen Fällen bis zu 600.000 Tieren, die zwischen den sechziger und achtziger Jahren immer wieder drei Monate lang von Texas nordwärts getrieben wurden, begleitet von bis zu zweitausend berittenen Cowboys.109
In keinem anderen Teil der Welt blieb der Hirtennomadismus als kollektive Lebensform so wichtig wie in Westasien (der Region zwischen Afghanistan und dem Mittelmeer), der Mongolei und Afrika. Es ist unmöglich, hier eine vollständige Übersicht auch nur über Asien zu geben. Vom Hindukusch über das anatolische Hochland bis zum Sinai und zum Jemen erstreckte sich ein Landbogen, in dem Hirtennomadismus weiterhin eine große Bedeutung behielt. Im Iran fiel der Anteil von Nomaden an der Gesamtbevölkerung während der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts von einem Drittel auf ein Viertel.110 Während des ganzen Jahrhunderts blieb aber die Viehzucht im Iran einer der wichtigsten Wirtschaftssektoren. Die Tatsache, dass ein großer Teil der Bevölkerung mobil lebte, schuf Probleme, wie sie in Europa längst unbekannt waren: Konflikt und Kooperation im Dreieck zwischen Städtern, sesshaften Landwirten und Hirten, Fragen von Weide- und Durchzugsrechten, ökologische Zerstörung, Kämpfe von Stämmen untereinander. Die Nomaden blieben außerdem ein Machtfaktor, mit dem jeder Herrscher zu rechnen hatte. Erst der Diktator und spätere Schah Reza Khan (r. 1925–41 als Reza Schah) unterwarf die Nomadenstämme, die er für unruhige Wilde hielt, eines modernen Nationalstaats unwürdig, mit großer Brutalität.111 Im Osmanischen Reich hatte der Staat schon in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts die Macht der Stämme gebrochen oder sie in Randregionen abgedrängt. Damit war die innere Sicherheit erhöht und die Mobilität der Nicht-Nomaden erleichtert worden; andererseits gingen die Ausdehnung des kultivierten Landes und die Bildung großer kommerziell geführter Güter auf Kosten der nomadischen Kontrolle über Land.112 In Afrika war der Hirtennomadismus nahezu überall außerhalb der tropischen Zone und der unmittelbaren Küstengegenden verbreitet: vom Atlas bis hinunter zum Hochland Südafrikas. Es gab ihn unter anderem im Sudan (in der Terminologie des 19. Jahrhunderts die gesamte Savannenzone südlich der Sahara, also ein viel größeres Gebiet als die heutige Republik Sudan), im äthiopischen Hochland, in Ostafrika und in Namibia.113 Wie immer beim Nomadismus waren die Mobilitätsradien der einzelnen Gruppen ganz unterschiedlich; sie reichten vom Umkreis einer Siedlung bis zum großräumigen, Wüsten meisternden grand nomadisme im ariden Nordafrika.114 Am Kap der Guten Hoffnung und von dort aus entlang der Küste und später ins Landesinnere vordringend, etablierte sich sogar eine weißhäutige Gesellschaft nomadischer Viehzüchter, die Treckburen, bei deren Konflikten mit ihren einheimischen Nachbarn, den Xhosa, es zunächst primär um Weideland ging.115 Afrika war das ganze 19. Jahrhundert über ein Kontinent in permanenter nomadischer Bewegung.
Das ist etwas anderes als Migration. Diese setzt voraus, dass nicht ganze Gesellschaften oder «Völker» unterwegs sind, sondern dass sich einzelne ihrer Mitglieder zwangsweise oder freiwillig auf den Weg machen. Der Migrant lässt eine Heimatgesellschaft zurück. Manchmal kehrt er in sie zurück: nach einem saisonalen Muster, das ihm in bestimmten Phasen des Jahreszyklus auswärtige Beschäftigung bietet, oder nach einem langen Aufenthalt in der Ferne oder auch nach dem Scheitern der Hoffnungen, die sich an den Aufbruch geknüpft hatten. In Afrika hatte solche Migration zwei unterschiedliche Ursprünge: Zum einen gab es freiwillige Wanderungen von Bauern und Landarbeitern in neue Zentren der agrarischen (cash crop) Produktion für den Markt, etwa die Anbaugebiete für Erdnüsse und Kakao in Senegambia und an der Goldküste (Ghana). Diese Produktion war in afrikanischer Hand, und nur die Verbindung zu den Weltmärkten wurde von Ausländern hergestellt.116 Zum anderen brachte eine direkte koloniale Wirtschaft, bei der auch die Produktionsmittel von Ausländern kontrolliert wurden, neue Chancen für Lohnarbeit. Dies geschah mit dem Aufbau von Bergbauökonomien und einer arbeitsintensiven Siedlerlandwirtschaft, die oft nur dank der Unterstützung kolonialer Staatsapparate mit der afrikanischen Landwirtschaft konkurrieren konnte. Diese Veränderung erfolgte in so kurzer Zeit, dass man für Süd- und Zentralafrika im Zeitraum zwischen 1865 und 1900, vor allem nach 1880, von einer mineral revolution gesprochen hat.117 In jedem der Systeme des Diamanten-, Gold-, Kupfer- und Kohlebergbaus, die vom südlichen Kongo (Katanga) bis zum südafrikanischen Witwatersrand entstanden, setzten die europäischen Unternehmer zunächst geschulte europäische Arbeiter neben ungelernten afrikanischen Wanderarbeitern ein. Unweigerlich kam der Punkt, an dem Kostenargumente zugunsten einer afrikanischen Facharbeiterschaft sprachen; dies geschah selten vor den 1920er Jahren. Bis dahin hatten sich aber neue Muster saisonaler Beschäftigung ungelernter Arbeitskräfte durchgesetzt. Über die traditionellen Mobilitätsmuster zahlloser hirtennomadischer Gesellschaften legte sich eine von neuartigen kapitalistischen Wachstumskernen strukturierte Migrationstopographie der Wanderarbeit.
|  Sklavenexporte aus Afrika


Durch den transatlantischen Sklavenhandel waren zahlreiche Gebiete an der afrikanischen Westküste – mit indirekten Folgen weit ins Innere des Kontinents hinein – in eines der großen Migrationssysteme einbezogen worden. Der Sudan war zudem Einzugsbereich des transsaharischen und «orientalischen» Sklavenhandels, den man noch nicht als überschaubares System beschrieben hat. Mit der langsamen Kontraktion des Sklavenhandels, die sich, gesamtafrikanisch gesehen, über das ganze 19. Jahrhundert erstreckte, verminderte sich die Intensität der Einbeziehung Afrikas in interkontinentale Wanderungsströme. Afrika war um 1900 in die Migrationsnetze der Welt, quantitativ betrachtet, weniger dicht eingeknüpft als ein Jahrhundert zuvor: ein Fall von De-Globalisierung. Welchen Umfang hatte der Sklavenhandel, aus afrikanischer Perspektive gesehen, im 19. Jahrhundert? Diese Frage ist mangels harter Daten und wegen ihrer hohen politisch-moralischen Aufladung hochumstritten. Man wirft sich gegenseitig Beschönigung oder Dramatisierung vor. Seriöse Schätzungen des gesamten Volumens des Sklavenhandels von Afrika nach Amerika seit etwa 1500 variieren zwischen 9,6 Millionen und 15,4 Millionen. Eine besonders gründliche Prüfung der Daten ist auf 11,8 Millionen abreisende Sklaven gekommen; wegen der Schrecken der middle passage, also der Atlantiküberquerung, lag die Zahl der Angekommenen um 10 bis 20 Prozent niedriger (vergleichbar mit Verlusten von maximal etwa 5 Prozent auf europäischen Auswandererschiffen).118
In den Empfängerländern des «orientalischen» Sklavenhandels wurden Sklaven auf Plantagen oder in den Haushalten und Harems von Wohlhabenden eingesetzt. Muhammad Ali und die auf ihn folgenden Herrscher von Ägypten benötigten Nachschub für eine große Sklavenarmee, die seit den zwanziger Jahren aufgebaut wurde und die eine alte islamische Tradition der Militärsklaverei fortsetzte. Auf dem Höhepunkt dieser Nachfrage trafen um 1838 jährlich 10.000 bis 12.000 solcher militärischer Sklaven in Ägypten ein. Zu diesem Zeitpunkt ging die Initiative von direkter Rekrutierung durch militärischen Sklavenfang zur Versorgung durch private Händler über: die Privatisierung einer Wachstumsbranche im Sudan.119 Aus Äthiopien bezog der arabische Norden vor allem Kinder, überwiegend Mädchen, im zweiten Quartal des Jahrhunderts etwa 6000 bis 7000 pro Jahr.120 Am orientalischen Sklavenhandel waren Europäer als Händler nicht beteiligt, seine Folgen für die betroffenen Regionen Afrikas waren indes nicht weniger gravierend als die des atlantischen Handels. Er ist noch bei weitem schwieriger zu beziffern als der Atlantikhandel. Mit Sicherheit war er aber nicht (wie behauptet wurde) noch bedeutend umfangreicher als der Sklavenhandel der Europäer. Akzeptiert man eine Schätzung, welche die Gesamtzahl aller afrikanischen Sklaven, welche die Sahara, das Rote Meer und den Indischen Ozean überquerten, auf 11,5 Millionen ansetzt, dann wäre dies genausoviel wie das Volumen des transatlantischen Sklavenhandels seit seinen Anfängen – und die in Ägypten endenden Sklaven sind dabei nicht mitgerechnet.121 Hatte die Ausbeute des «orientalischen» Handels während des 18. Jahrhunderts vermutlich auf einem relativ stabilen Plafond von ca. 15.000 Sklaven pro Jahr stagniert, so stieg die Kurve bis 1830 auf mehr als 40.000 per annum.122 Dies war die große Zeit der arabischen Sklavenjagden im östlichen Sudan, am Horn und in Ostafrika. Von Khartum oder Darfur aus drangen brutale Trupps muslimischer Sklavenfänger in die Gebiete von «Ungläubigen» vor, die ihnen schutzlos ausgeliefert waren. Mörderische Gefangenenkarawanen marschierten manchmal tausend Kilometer, bis sie das Rote Meer erreichten.
Es kommt auf die Perspektive an, ob man im Vergleich zwischen dem 18. Jahrhundert und der Zeit nach 1800 eher den leichten Rückgang des Sklavenhandels oder lieber seine Kontinuität in eine Epoche hinein betonen soll, in der zumindest in Europa gewaltsamer Menschenhandel seine Selbstverständlichkeit zu verlieren begann. Jedenfalls lagen die Sklavenexporte aus allen Teilen des Kontinents nach 1800 um 1,6 Millionen niedriger als die Gesamtzahl für das 18. Jahrhundert. Aber betroffen waren im 19. Jahrhundert nach eher vorsichtigen Schätzungen immerhin noch 5,6 Millionen Menschen.123
Ostafrika war die einzige Region Afrikas, die sowohl amerikanische als auch afro-asiatische Märkte bediente. Im späten 18. Jahrhundert tauchten europäische Händler auf, um nach Sklaven für die expandierenden Plantagen auf den französischen Inseln im Indischen Ozean, Mauritius (Île de France, ab 1810 britisch) und Réunion (bis 1793 Île Bourbon genannt), zu suchen. Dann kamen brasilianische Händler, die in Angola nicht Fuß fassen konnten, gefolgt von Spaniern und US-Amerikanern, die den Nachschub für Kuba organisierten. Zu den Abnehmern gehörte auch das Merina-Königreich auf der Insel Madagaskar, das kurioserweise selbst wiederum Bewohner als Sklaven verlor. Portugal, die Kolonialmacht in Angola wie in Mosambik, hatte 1836 unter britischem Druck ein Dekret erlassen, das den Sklavenhandel «vollständig abschaffte». Faktisch wurde gar nichts abgeschafft. 1842 wurde Großbritannien energischer und erzwang einen Vertrag mit Portugal, der Sklavenhandel zur Piraterie erklärte und damit der Royal Navy das Recht zur Durchsuchung einräumte. Fortan patrouillierten britische Kriegsschiffe vor der ostafrikanischen Küste. Die Kräfte des Marktes, ausgerechnet durch die weltweite britische Freihandelspolitik beflügelt, erwiesen sich jedoch als stärker: Steigende Zucker- und Kaffeepreise in den 1840er Jahren stärkten die Nachfrage nach afrikanischen Arbeitskräften, und die Händler fanden Wege, sie zu befriedigen. Menschenschmuggel hinter dem Rücken einer Handvoll britischer Marineoffiziere und Missionare war für eingespielte Handelsnetzwerke eine Bagatelle. In den 1860er Jahren war der «illegale» Handel von Mosambik aus nicht weniger schwungvoll als der «legale» vor 1842, der sich im Jahresdurchschnitt auf mehr als 10.000 Sklaven belaufen hatte.124
Erst ab etwa 1860 kann man von einem faktischen Ende von transatlantischen Sklavenexporten aus Afrika sprechen, jedenfalls der irgendwie registrierten und für Historiker fassbaren Handelsbewegungen.125 Der Sklavenhandel endete – abermals muss man nach De-facto-Zuständen fragen – in den einzelnen Exportgebieten zu ganz unterschiedlichen Zeitpunkten. Er verschwand zuerst von den Küsten Westafrikas, wo er früh begonnen und lange die höchsten Umsatzzahlen bewahrt hatte. Am Ende der 1840er Jahre war er hier so gut wie vorüber.126 Westafrika – der Küstenbogen von Sierra Leone bis zur Bucht von Biafra – war der erste Teil Afrikas, der sich vom demographischen Aderlass erholen konnte, bevor er in den 1880er Jahren in die Turbulenzen der kolonialen Eroberung geriet. Das westliche Zentralafrika, also der Kongo und Angola, genoss bestenfalls eine kürzere Ruhepause von einer Generation. Im ganzen Osten des Kontinents von Somali-Land bis Mosambik hingegen trafen die europäischen Kolonialeroberer in den 1880er Jahren zu einem Moment ein, als der Sklavenhandel noch in vollem Gange war. Südafrika – das darf nicht vergessen werden – kannte zwar wie ganz Afrika die Institution der Sklaverei (zum Zeitpunkt ihres Verbots im Britischen Empire machten Sklaven ein Viertel der Bevölkerung der Kapkolonie aus),127 war aber in den Sklavenhandel nie nennenswert involviert gewesen. Nur selten lösten sich daher alter Sklavenhandel und neuer «legaler» Handel mit agrarischen Exportgütern (in Westafrika z.B. Palmölprodukten) so säuberlich ab wie in einigen Regionen Westafrikas. Und wenn man genauer, lokaler hinschaut, dann erkennt man das Nebeneinander der Systeme: Noch mochte es eine lokale Sklavenökonomie mit ihren eigenen institutionalisierten Interessen geben, daneben aber strömten schon freie afrikanische Händler in die Städte und drängten auf die Märkte.128 Keineswegs waren überall die alten Pfade der Sklavenfänger ausgelöscht und vergessen, als die europäische koloniale Präsenz ihre neue Migrationstopographie schuf.
Das wichtigste Erbe des Sklavenhandels war die Sklaverei selbst. Sie hatte es bereits vor dem Eintreffen europäischer Sklavenhändler im 16. Jahrhundert gegeben, doch bewirkte der Sklavenhandel eine Verallgemeinerung dieser Institution und ließ Gesellschaften entstehen, deren Logik das Sklavenmachen in Kriegszügen war. Zwischen 1750 und 1850 mochte sich etwa ein Zehntel der afrikanischen Bevölkerung in einem Sklavenstatus befunden haben – was immer das im einzelnen bedeutete.129 Und die Tendenz stieg. Neue innere Sklavenmärkte entstanden. Die Stadt Banamba im heutigen Mali z.B. wurde erst in den 1840er Jahren gegründet und fungierte bald als Mittelpunkt eines weitgreifenden Sklavenhandelsnetzes; sie war von einem 50 Kilometer breiten Gürtel von Sklavenplantagen umgeben.130 Die frühen kolonialen Volkszählungen registrierten oft einen hohen Bevölkerungsanteil, der sich in einem Sklavenstatus befand, und die Kolonialmächte bezogen einen Teil ihrer Interventionsgründe und ihrer Herrschaftslegitimität aus dem Anspruch, dagegen «zivilisierend» einzuschreiten. Vieles spricht dafür, dass Sklaverei keineswegs bloß ein archaisches Relikt der Vormoderne war, sondern dass eine sklavenbasierte Produktionsweise (slave mode of production) sich den neuen Möglichkeiten des 19. Jahrhunderts gut anpassen ließ. Während die kolonialen Behörden, vor allem in der Anfangsphase, die afrikanischen Arbeitsressourcen durch Zwangsarbeit (corvée) nutzten, setzten manche afrikanischen Regime weiterhin Sklaven in der Produktion ein; sie waren ihre ökonomische Existenzgrundlage. Das konnten Kriegsgefangene sein, gekaufte Sklaven, Tributobjekte, Schuldner, Opfer von Entführungen, Gefangene, die speziell für Orakel gemacht worden waren usw. In Westafrika waren es Staaten wie das Sokoto-Kalifat, Asante und Dahomey, die Sklaven oft von weit her importierten, um sie auf Plantagen oder im Handwerk arbeiten zu lassen. Die Bevölkerung der Stadt Lagos soll in den 1850er Jahren, also am Vorabend der Unterstellung unter britisches Protektorat (1861), zu neun Zehnteln aus Sklaven bestanden haben.131 In Teilen Afrikas gewann die Sklaverei im 19. Jahrhundert eine neue Vitalität, die sich ebenso aus der Nutzung neuer ökonomischer Chancen wie aus der Dynamik muslimischer Erneuerungsbewegungen speiste, deren staatsbildende jihads durch den breiten Savannengürtel südlich der Sahara vom heutigen Mali bis zum Tschad-See pulsierten und dabei ganze Landstriche entvölkerten.132 Neben dem, was vom maritimen Sklavenhandel übrig war, entstanden also innerafrikanische Antriebe für die hohe und meist großräumige Mobilität, die mit jeder Sklavenwirtschaft verbunden ist. Großräumig musste sie allein schon deshalb sein, weil Gesellschaften ihre eigenen Unterschichten ungern massenhaft versklaven. Die «Waffenrevolution», d.h. die Verfügbarmachung ausgemusterter europäischer Gewehre für Afrika (und die Einübung der Afrikaner in deren Gebrauch) nach etwa 1850, die den Aufbau neuartiger Truppen ermöglichte, verstärkte diesen Prozess.
Auch wenn Afrika nach dem Abflauen des Sklavenhandels nicht mehr als Basis eines eigenen transkontinentalen Migrationssystems diente, d.h. anders als Europa, Südasien und China im Fin de Siècle keine Arbeitskräfte in langfristiger Regelmäßigkeit und in geographisch deutlichen Mustern mehr abgab, so sollte doch die koloniale Immigration in den Kontinent nicht vergessen werden. Am Vorabend des Ersten Weltkriegs war nicht Asien mit seinen alten und bevölkerungsreichen Kolonien, sondern Afrika jener Teil der Alten Welt, in dem die meisten Europäer lebten.133 Algerien mit 760.000 Europäern (zwei Drittel Franzosen) war die wichtigste Siedlungskolonie außerhalb des britischen Weltreichs, weit vor Indien mit maximal 175.000 Europäern (alle Kategorien zusammengenommen). Südafrika hatte zur gleichen Zeit ca. 1,3 Millionen weiße Bewohner. Ein großer Zustrom hatte erst infolge der Bergbaurevolution der 1880er Jahre begonnen. Im britisch okkupierten und regierten Ägypten lebten mehr als 140.000 Europäer, fast ausschließlich in den großen Städten, die umfangreichste Gruppe unter ihnen Griechen. Die meisten der 150.000 Europäer im französischen Protektorat Tunesien waren Italiener. In den europäischen Kolonien südlich der Sahara gab es um 1913 insgesamt etwa 120.000 dauerhaft ansässige Europäer. Insgesamt lebten in Afrika um 1913 etwa 2,4 Millionen «Weiße» oder Menschen europäischer Herkunft, von denen die meisten erst nach 1880 eingetroffen waren. Dem stand gleichzeitig in Asien eine europäische Kolonialbevölkerung von nur 379.000 gegenüber – plus 11.000 US-Amerikanern auf den Philippinen.
Eine von Europäern organisierte afrikanische Arbeitermigration nach Asien gab es im 19. Jahrhundert nicht. Als die Niederländer im 17. Jahrhundert Sklaven vom Kap nach Batavia brachten, war dies ebensowenig der Beginn eines kontinuierlichen Menschenexports großen Stils wie umgekehrt der Transfer von Sklaven aus Indien und Indonesien in die Kapkolonie. Der seltsame Austausch erklärt sich dadurch, dass die Niederländische Ostindische Kompanie (VOC) die Versklavung der jeweiligen lokalen Untertanen in ihren Besitzungen verbot. Nach einer langen Pause kamen im 19. Jahrhundert abermals – und in wesentlich höherer Zahl – Asiaten nach Afrika. Zwischen 1860 und 1911 wurden 153.000 indische Kontraktarbeiter in die Zuckerplantagen von Natal verfrachtet. Einige Kaufleute kamen freiwillig. In Kenia wurden 20.000 Inder beim Bau der Kenia-Uganda-Eisenbahn eingesetzt. Viele von ihnen blieben nach dem Ablauf ihrer Verträge.134 Auch auf Mauritius gab es viele Inder. Im Gebiet des heutigen Tansania lebte schon vor der Kolonialzeit eine kleine Gemeinschaft indischer Händler. 1912 wurden in Deutsch-Ostafrika 8700 Inder gezählt, unentbehrliche Mittelsmänner, die die koloniale Wirtschaft in Gang hielten, zugleich aber den Behörden suspekt waren, weil sie überwiegend britische Untertanen blieben.135 Insgesamt trafen zwischen 1800 und 1900 vielleicht 200.000 Asiaten in Afrika ein.136 Im Schnittfeld mehrerer großräumiger Migrationssysteme gelegen, war Afrika im 19. Jahrhundert derjenige Kontinent mit der größten Variationsbreite menschlicher Wanderungsformen.
7  |  Migration und Kapitalismus

Keine andere Epoche der Geschichte war in einem ähnlichen Maße wie das 19. Jahrhundert ein Zeitalter massenhafter Fernmigration. Zwischen 1815 und 1914 waren mindestens 82 Millionen Menschen freiwillig grenzüberschreitend unterwegs. Das waren jährlich pro eine Million der Weltbevölkerung 660 Migranten. Im Vergleich dazu waren in der Zeit zwischen 1945 und 1980 nur 215 Menschen pro eine Million mobil.137 Die Auswanderung von Zigmillionen von Europäern nach Amerika hebt sich aus diesem Jahrhundert intensivierter Fernmigration als ein besonders auffälliger und folgenreicher Vorgang heraus. Man hat sie unter einer großen Zahl von Gesichtspunkten betrachtet:
 
	aus europäischer Sicht als Auswanderung, die zum Teil aus der Dynamik europäischer Binnenwanderung hervorging;
	aus amerikanischer Sicht als Einwanderung und Teil einer jahrhundertelangen siedelnden Besitzergreifung Amerikas;
	aus der Sicht von Native Americans als feindliche Invasion;
	in sozialhistorischer Perspektive als Schaffung neuer und Erweiterung bestehender Immigranten- und Diasporagesellschaften;
	mit soziologischem Interesse als Sammlung von Akkulturationsphänomenen;
	wirtschaftsgeschichtlich als Erschließung neuer Ressourcen und Steigerung des weltweit möglichen Produktivitätsniveaus;
	politisch als Flucht aus einer monarchisch-repressiven Alten Welt;
	kulturgeschichtlich als Epoche in der langfristigen Verwestlichung des Globus.

Hier genügt es, ein demographisches Gesamtbild zu skizzieren.
|  Wanderziel Amerika


Eine scharfe Zäsur, wie man sie in der gar nicht immer so kontinuierlich verlaufenden Bevölkerungsgeschichte nicht selten findet, erlaubt auch hier eine einigermaßen genaue Periodisierung des 19. Jahrhunderts. Die Zäsur liegt um das Jahr 1820 herum, als das «Redemptioner-System» rasch und fast spurlos verschwand.138 Unter diesem System einer kreditären Passagenfinanzierung verpflichteten sich männliche wie weibliche Auswanderungswillige, gegen Bezahlung der Schiffspassage zur raschen Schuldentilgung nach der Ankunft in Amerika. Das System bedeutete eine rechtliche und humanitäre Verbesserung der älteren Form des indentured service, die erst in der Karibik, später in Nordamerika gebräuchlich war. Die Indentur schloss unweigerlich eine Phase des unfreien Arbeitsdienstes in einem Privatverhältnis ein. Unter dem Redemptioner-System waren auch andere Arten der Auslösung möglich, etwa durch einen Bürgen, doch blieb auch hier als letzte Möglichkeit nur das Abarbeiten des Kredits durch den Immigranten und manchmal sogar durch seine Kinder. Auch der Kern des Redemptioner-Systems war daher noch ein Verhältnis freiwillig eingegangener Unfreiheit.139 Es blieb bis ins frühe 20. Jahrhundert hinein rechtlich existent, verlor aber nach 1820 schnell seine Bedeutung. Die Auswanderer – Deutsche zum Beispiel früher als Iren – waren immer weniger bereit, in unfreier Bindung zu dienen, und in der amerikanischen Öffentlichkeit, gerade unter den bereits ansässigen Immigranten, wurde solche «weiße Sklaverei» zunehmend als unwürdig betrachtet. 1821 entschied das Oberste Gericht von Indiana in einem Grundsatzurteil gegen die Schuldknechtschaft weißer Einwanderer. Damit war das juristische Eis für diese Praxis dünn geworden. Die weitere Einwanderung von Europäern mochte in Millionen von Fällen durch Umstände in Europa erzwungen worden sein, in ihrer rechtlichen Form hingegen war sie frei.
Zur gleichen Zeit kamen auf beiden Seiten des Atlantiks Prozesse in Gang, die dazu führten, dass während der zwanziger Jahre die verschiedenen älteren Wanderungsmuster in Europa und über das Meer zu dem vereinigt wurden, was Dirk Hoerder «ein integriertes hemisphärisches System» nennt.140 Dieses Subsystem eines entstehenden internationalen Arbeitsmarktes füllte den gesamten Riesenraum zwischen dem jüdischen Ansiedlungsrayon in Westrussland bis Chicago, New Orleans und Buenos Aires. Es berührte sich an seinen Rändern mit dem sibirischen und dem asiatischen Wanderungssystem. Mobilität innerhalb des Systems wurde durch Ungleichgewichte erzeugt: Ungleichgewichte zwischen armen und reicheren Regionen, zwischen Niedriglohn- und Hochlohnökonomien, zwischen Agrargesellschaften und den westeuropäischen wie nordamerikanischen Zentren früher Industrialisierung, zwischen Gesellschaften mit steilen Hierarchien und geringen Aufstiegschancen und solchen, den Gesellschaften Amerikas, für die das Gegenteil galt, schließlich zwischen repressiven und freiheitlichen politischen Ordnungen. Die inneren Rhythmen der Bewegung des Systems wurden durch Veränderungen in all diesen Dimensionen bestimmt. Die einzelnen Teile Europas kanalisierten zu unterschiedlichen Zeiten ihre Überschussbevölkerung in das System. Durchweg handelte es sich um eine primär proletarische Migration. Einfache Leute auf der Suche nach einem besseren Leben waren charakteristischer als abenteuerlustige Gentlemen.
Für den gesamten Zeitraum von der Gründung der Union bis 1820 ist der Umfang der Nettoeinwanderung in die USA auf 366.000 Personen geschätzt worden.141 Über die Hälfte dieser Einwanderer (54 Prozent) kam aus Irland, ein knappes Viertel aus England, Schottland und Wales. Um 1820 war das jährliche Volumen der Sklavenimporte nach Brasilien noch mehr als doppelt so groß wie das der freien Einwanderung in die USA! Vor 1820 tröpfelten die Einwanderer in die USA herein. Nach 1820 stieg die Kurve steil an. Die 1840er, 1850er, 1880er und 1900er Jahre waren Spitzenzeiten.142
Die Immigration in die USA wuchs von etwa 14.000 Personen jährlich in den 1820er Jahren über 260.000 in den 1850er Jahren bis auf etwa eine Million auf dem Höhepunkt 1911. Die wichtigsten konstanten Triebkräfte während des gesamten Jahrhunderts waren die amerikanische Konjunktur, deren Kurve ungefähr parallel zur Immigration verlief, und das kontinuierliche Sinken der Beförderungskosten. Nach etwa 1870 ging der prozentuale Anteil der Einwanderer aus Nord- und Westeuropa zurück, während gleichzeitig der von ostmittel-, ost- und südeuropäischen Immigranten stieg. Dies war eine dramatische Entwicklung: 1861–70 hatten Ostmittel- und Osteuropäer erst 0,5 Prozent und Südeuropäer 0,9 Prozent der Einwanderer gestellt, 1901–10 betrugen die Anteile 44,5 bzw. 26,3 Prozent.143 Dies hatte kolossale Auswirkungen auf die kulturelle, besonders die religiöse Zusammensetzung der Gesellschaft der USA.
Wendet man sich der europäischen Seite zu, dann ist eine aufschlussreiche Maßzahl der Anteil von transatlantischen Emigranten pro 100.000 Bewohnern. Irland lag hier während der letzten drei Jahrzehnte des 19. Jahrhunderts unter den west- und südeuropäischen Ländern an der Spitze. Dann folgten etwa gleichauf Großbritannien und Norwegen; eine dritte Gruppe bildeten Italien, Portugal, Spanien und Schweden; Deutschland folgte erst mit einigem Abstand. Im Jahrzehnt nach 1870 emigrierten von 100.000 Bewohnern des jeweiligen Landes in Deutschland 147, jedoch in Irland 661, in Großbritannien 504, in Norwegen 473 und in Portugal 289.144 In absoluten Zahlen waren Briten, Italiener, Deutsche und Untertanen der Habsburgermonarchie die zahlreichsten Atlantiküberquerer. Italiener wanderten bis ca. 1880 eher innerhalb Europas als nach Übersee. Nur ein großes europäisches Land beteiligte sich nicht: Frankreich. Nationale Durchschnittswerte geben natürlich ein Bild aus der Vogelperspektive. Innerhalb von Nationalstaaten konzentrierte sich die Emigration auf bestimmte Regionen. Gebiete wie Kalabrien, der Westen Englands, der Westen und Südwesten Irlands, Ostschweden oder Pommern waren solche Herde der Auswanderung.
Auch im Falle der freiwilligen transatlantischen Wanderungen kann die Gesamtzahl der beteiligten Menschen nur ungefähr geschätzt werden. Fundierte Mutmaßungen pendeln für die Zeit zwischen 1820 und 1920 in der Größenordnung von 55 Millionen.145 Davon gingen 33 Millionen (60 Prozent) in die USA. Das zweitwichtigste Empfängerland war Argentinien, in das zwischen 1857 und 1924 etwa 5,5 Millionen (10 Prozent) auswanderten, gefolgt von Kanada und Brasilien.146 Diese Zahlen schließen Rückkehrer nicht ein. Auch wenn die europäische Auswanderung, anders als die indische und chinesische Arbeitsemigration, im Normalfall als endgültig betrachtet wurde, gab es überall Remigranten oder Einwanderer, die von einer ersten Station aus weiterzogen. Kanada verfügte über riesige unbesiedelte Territorien. Dennoch erfüllte sich die Hoffnung nicht, einen Teil des gewaltigen Immigrantenstroms in die USA Richtung Norden abzweigen zu können. Im Gegenteil: Kanada schickte gegen Ende des Jahrhunderts vorübergehend mehr Menschen in die USA weiter, als es behielt. Kanada war eine klassische Zwischenstation, ein demographisches Sieb.147
Argentinien ist ein migrationsgeschichtlicher Extremfall. In keinem anderen Land der Welt, auch nicht in den USA, bildeten Einwanderer am Ende des 19. Jahrhunderts einen solch hohen Teil der Bevölkerung. Von den 8 Millionen Bewohnern dieses Landes, das fünfmal so groß wie Frankreich ist, waren im Jahre 1914 ca. 58 Prozent entweder im Ausland geboren oder Kinder von Immigranten der ersten Generation.148 Über Jahrzehnte hinweg war die Hälfte der Bewohner der Hauptstadt Buenos Aires außerhalb der Landesgrenzen geboren. Die Einwanderung von Spaniern, die nicht Beamte oder Militärs waren, in die La-Plata-Region begann überhaupt erst um die Mitte des Jahrhunderts. Sie hatte mit der Tatsache, dass Argentinien einst von Spanien regiert worden war, unmittelbar wenig zu tun, war also kein post-koloniales Phänomen.149 1914 war Buenos Aires nach Madrid und Barcelona die Stadt mit der drittgrößten spanischen Bevölkerung auf der Welt. Die umfangreichste Einwanderergruppe stellten aber Italiener. Viele von ihnen kamen nur temporär, denn die Reise zwischen Italien und Argentinien war so gut zu bewältigen, dass auch Saisonmigration quer über den Südatlantik möglich war. Weil es kaum Kontinuitäten zurück zur Kolonialzeit gab, setzte die Immigration keine älteren Traditionen fort, war also nicht wie in Nordamerika durch die alte Praxis der Indentur geprägt. Anders als in Brasilien war Afrikaner-sklaverei fast ohne Bedeutung. Die Immigration nach Argentinien war daher «modern», nicht durch unfreie Arbeitsverhältnisse belastet. Ihre ökonomische Logik war mangels eines hinreichend großen Binnenmarktes von Anfang an die Produktion für eine internationale Nachfrage. Zunächst war Schafzucht die Grundlage der argentinischen Wirtschaft (die Rindfleischproduktion spielte vor 1900 keine große Rolle). Dann vollzog sich nach 1875 eine landwirtschaftliche Revolution, die das Getreideimportland binnen weniger Jahre in einen der größten Weizenexporteure der Welt verwandelte. Immigranten wurden hier als Landarbeiter und Pächter gebraucht, nur wenigen gelang es, in nennenswertem Umfang selbst Land zu erwerben. Ein «Schmelztiegel» wurde Argentinien viel weniger als die USA. Die spanisch-kreolische Oberschicht tat wenig für die Integration der Neuankömmlinge; diese wiederum verzichteten zu mehr als 90 Prozent auf die argentinische Staatsbürgerschaft, weil sie so der Wehrpflicht entgehen konnten.150 Die Italiener in Buenos Aires waren für ihre patriotischen Leidenschaften bekannt. Mazzini und Garibaldi fanden viele Anhänger unter ihnen, und Konflikte zwischen Laizisten und Kirchentreuen wurden mit Leidenschaft ausgetragen.151
|  Kontraktarbeit


Im 19. Jahrhundert kamen neue Migrationen auf, die nicht von Europa ausgingen. Sie wurden vom Pull-Faktor des Arbeitskräftebedarfs getrieben und fanden nicht ausschließlich, aber doch zu einem sehr großen Teil innerhalb des British Empire oder zumindest unter britischer Regie statt. Der ökonomische Motor waren weniger die verarbeitenden Industrien als drei andere Orte kapitalistischer Innovation: die Plantage, das mechanisierte Bergwerk und die Eisenbahn. Quantitativ am wichtigsten war dabei die Plantage, das kombinierte Ergebnis von agrarischer und industrieller Revolution, die Übertragung industrieller Mechanisierung und Arbeitsorganisation auf die Erzeugung und Weiterverarbeitung landwirtschaftlicher Rohstoffe. Die Menschen, die bewegt wurden, waren ausnahmslos Farbige. Und die Reichweite dieser Migrationen war noch größer als die der transkontinentalen Massenwanderungen von Europäern. Inder gelangten nach Ost- und Südafrika, an die südamerikanische Ostküste, auf die karibischen Inseln und ins pazifische Fidschi, Chinesen nach Südostasien, Südafrika, in die USA und ins westliche Südamerika. Wie breit die Migration geographisch gestreut war, zeigen die Zahlen in Tabelle 5, die untere Werte angeben, da die Dunkel- und Schmuggelziffer beträchtlich gewesen sein dürfte.
Tabelle 5: Die wichtigsten Importgebiete von Kontraktarbeitern, 1831–1920
	Britische Karibik (Trinidad, Guyana)
	529.000

	Mauritius
	453.000

	Afrika (meist Südafrika)
	255.000

	Kuba
	122.000

	Peru
	118.000

	Hawaii
	115.000

	Réunion
	111.000

	Französische Karibik (Guadeloupe, Martinique)
	101.000

	Fidschi
	82.000

	Queensland (Australien)
	68.000


Quelle: David Northrup, Indentured Labour in the Age of Imperialism, 1834– 1922, Cambridge 1995, S. 159–60 (Tab. A.2). Vereinfacht.
Vor 1860 dienten diese Migrationen dazu, die Lücken zu füllen, die das Ende der Sklaverei in den Zuckerplantagen der britischen Karibik und der Insel Mauritius, die um die Mitte des 19. Jahrhunderts der wichtigste Lieferant für britischen Zucker war, hinterlassen hatte. Ausnahmslos kehrten die Ex-Sklaven den großen Zuckerfeldern den Rücken, um sich auf eigenem Land eine Existenz zu schaffen, die oft kaum üppiger als die eines Sklaven sein mochte. Die Verminderung des lokalen Angebots an Arbeitskräften ging einher mit der Ausweitung der globalen Nachfrage nach Zucker und zugleich dem langfristigen Verfall der Zuckerpreise – auch als Folge eines noch stärker als die Produktion von Rohrzucker wachsenden Angebots von Rübenzucker.152 Arbeitskräfte wurden benötigt, und sie mussten so kostengünstig wie möglich sein. Neue Zentren wie Trinidad, Peru und Fidschi traten in den Markt ein. In einer solch kompetitiven Atmosphäre stieg der Bedarf an lenkbaren und billigen Arbeitskräften.153
Später richtete sich die asiatische Migration auf neue Plantagenkomplexe in Kolonien, die niemals Sklaverei gekannt hatten, daneben auf Bergbau und Eisenbahnbau. Um 1840 war dieses Asian contract labour system in seinen Grundzügen etabliert. Es beruhte auf einer universalisierbaren Form gut steuerbarer und billiger Beschäftigung, der Indentur. Kurz nachdem kontraktueller Arbeitszwang aus der Organisation der Einwanderung in die USA verschwunden war, erfuhr er seine Auferstehung im asiatischen Kontraktarbeitersystem. Man sollte dessen Eigenart im Kontrast zu früheren Formen des Arbeitszwanges jedoch nicht unterschätzen. Auch wenn Kontraktarbeiter ganz ähnlich wie Sklaven oft gekidnappt und betrogen wurden, auch wenn sie am Arbeitsplatz, ebenso wie europäische Fabrikarbeiter in der Frühindustrialisierung, häufig harter Disziplinierung unterlagen, so waren sie doch nicht persönlich unfrei, daher also Rechtssubjekte ohne ein soziales Stigma und ohne systematische Eingriffe eines «Herrn» in ihre private Lebensführung. Ihre Anstellung war befristet, ihre Kinder standen, ganz anders als bei Sklaven, rechtlich außerhalb des Abhängigkeitszusammenhangs. Freilich waren sie in den Zielländern oft einem Rassismus ausgesetzt, wie ihn weiße indentured servants nicht erlebten.
Die Schiffspassage war oft schrecklich genug. Joseph Conrad hat das in seinem Roman Taiphoon (1902) am Beispiel in die Heimat zurückkehrender chinesischer «Kulis» beschrieben. Besonders übel waren die Zustände auf den Schiffen nach Lateinamerika und in die Karibik, die auch nach Einführung des Dampferverkehrs von Südchina aus noch 170 Tage bis Kuba und 120 Tage bis Peru unterwegs waren. Segelschiffe waren hier so lange in Gebrauch wie auf kaum irgendwelchen anderen Strecken. Die Arbeiter waren auf winzigen Pritschen unter Deck eingepfercht, manchmal angekettet. An Deck gab es Käfige und Pranger für Missetäter. Dennoch: der noch schlimmere Horror der Sklavenschiffe, die auf gleichem Volumen oft sechsmal dichter bepackt waren als die Schiffe, auf denen indentured labourers reisten, wiederholte sich nicht.154
In mancher Hinsicht waren sie sogar besser gestellt als die europäischen indentured servants der frühen Neuzeit: Anders als diese erhielten sie nicht nur einen Unterhalt, sondern Löhne, dazu meist freie Unterbringung und ein Minimum an Gesundheitsversorgung.155 Kontraktarbeit war nicht die Fortsetzung der Sklaverei mit anderen Mitteln, also kein Archaismus, sondern ein altes System prinzipiell freier Arbeitsmigration, das imperialen Bedürfnissen in einem kapitalistischen Zeitalter angepasst wurde. Es sollte nicht als «tropische» Sonderform exotisiert, sondern im Zusammenhang mit der transatlantischen Migration gesehen werden. Wo immer die angebotenen Löhne in Übersee so niedrig waren, dass nur die Ärmsten der Armen sich dafür interessierten, war eine Vor- oder Fremdfinanzierung der Überfahrt unumgänglich. Auch bestand in der Realität keineswegs ein scharfer Unterschied zwischen weißen «Siedlern» und farbigen «Zugvögeln». Sofern sie nicht aus politischen Gründen repatriiert wurden (wie die Chinesen aus dem Transvaal), blieben nicht weniger asiatische als europäische Immigranten in den Aufnahmeländern wohnen, so etwa fast alle Südasiaten in der Karibik. Um 1900 hatten Inder die Afrikaner als die größte Bevölkerungsgruppe auf Mauritius überholt und machten 70 Prozent der Gesamtbevölkerung aus; sie waren im südafrikanischen Natal zahlreicher als die Europäer und bildeten ein Drittel der Bevölkerung von Trinidad und Britisch-Guyana. 40 Prozent der Bewohner von Hawaii waren japanischer, 17 Prozent chinesischer Herkunft.156 In den verschiedensten Teilen der Welt wurden die asiatischen Minderheiten zu einem stabilen Element der örtlichen Gesellschaft, oft zu einer Art von Mittelschicht. Die asiatische Kontraktarbeiteremigration war im Kern eine indische und chinesische Angelegenheit. Von den 2 Millionen nichteuropäischen Kontraktarbeitern, die zwischen 1831 und 1920 statistisch erfasst wurden, stammten 66 Prozent aus Indien, 20 Prozent aus China.157
Die indische Migration war die einzige, die sich in nennenswertem Umfang über den gesamten Zeitraum erstreckte.158 Sie begann in den 1820er Jahren, erreichte dann schnell einen absoluten Höhepunkt in den 1850er Jahren und hielt sich bis um 1910 auf einem hohen Durchschnittsniveau von 150.000 bis 160.000 Menschen pro Dekade. Dieser Menschenexport war ein Überschwappen einer generell beschleunigten Binnenmigration und ein Nebeneffekt der umfangreicheren Wanderung nach Burma und anderen Gegenden Südostasiens. Die Emigrationszahlen zeigen einen Zusammenhang nicht nur mit der Nachfrage im britischen Empire, sondern auch mit der Chronologie der Hungersnöte in den verschiedenen Regionen Indiens. Ein starker Schub ging auch von den repressiven und chaotischen Verhältnissen nach der Unterdrückung des Aufstandes von 1857 aus. Aber auch längerfristig wirkende Faktoren spielten eine Rolle. Dass ungewöhnlich viele Weber auswanderten, ist auf die Zerstörung der ländlichen Textilindustrie Indiens zurückzuführen. Keineswegs handelte es sich bloß um Elendsmigration. Auch Angehörige hoher Kasten machten sich auf den Weg. Die besonders vollständigen Angaben, die man über Emigration aus Kalkutta hat, zeigen, dass es sich geradezu um einen Querschnitt der ländlichen Bevölkerung Nordindiens handelte.
Die indische Emigration war durch Gesetzgebung geregelt – 1844 wurden die maßgeblichen Grundlagen geschaffen – und wurde weniger willkürlich und missbräuchlich gehandhabt als der Arbeiter-Export aus China. Sie war in einem höheren Grade freiwillig. Betrug, Täuschung und Verschleppung kamen bei der Rekrutierung von Arbeitern in Indien seltener vor als in China.159 Zu Beginn hatte es viel Widerstand von Abolitionisten, Humanitaristen und Kolonialadministratoren dagegen gegeben.160 Später obsiegten imperiale Pflanzerinteressen und die Überlegung, dass man nach den Prinzipien einer liberalen politischen Ökonomie niemanden daran hindern könnte, sich frei einen Arbeitsplatz zu suchen. Rahmenvereinbarungen zur Behebung von Engpässen bei der Beschaffung von Arbeitskraft wurden auch zwischen Regierungen innerhalb des Empire geschlossen. Die lokale Bevölkerung war für die neuen Zuckerplantagen in Natal schwer zu gewinnen. Daher vereinbarte die Regierung des 1845 von Großbritannien annektierten Natal in den sechziger Jahren mit der indischen Regierung die Versorgung mit Kontraktarbeitern. Die Rückkehr der Inder nach dem Ende der Vertragszeit war vorgesehen, doch die meisten blieben, sodass eine indische Gemeinschaft entstand.161
Die Kritik am System verstummte freilich in Großbritannien wie in Indien nie; sie war Teil eines das ganze Jahrhundert durchziehenden Diskurses über die akzeptablen Grenzen von Unfreiheit. Für die frühe nationalistische Publizistik in Indien war das Schicksal von Indern im Ausland ein Dauerbrenner. Große Wirkung zeigte die Kampagne, die der Rechtsanwalt Mohandas K. Gandhi in Natal gegen die Beeinträchtigung der Rechte von Indern führte. 1915 wurde die Indentur-Frage sogar zum Zentralthema indischer Politik. In jenem Jahr wurde die Abschaffung des Systems beschlossen, die 1916 wirksam wurde.162 Das Kontraktarbeitssystem unterschied sich in einer Hinsicht fundamental vom System der transatlantischen Migration: Es war viel stärker politisch gesteuert und konnte daher durch exekutive Entscheidungen beendet werden. Dies geschah aus einer Kombination von Gründen: dem Versuch, einer stärker werdenden Kritik den Wind aus den Segeln zu nehmen, aber auch einer neuen Sorge um den Schutz «weißer» Arbeitskräfte vor farbigen Konkurrenten, die nach dem Ende ihres persönlichen Kontraktverhältnisses und zumal in der zweiten Generation keinen Einschränkungen mehr unterlagen. Das Ende des Kontraktsystems war daher ein Sieg von Humanitarismus und peripherem Nationalismus und zugleich die logische Konsequenz einer zunehmend rassistisch begründeten Abwehr einer «braunen» oder «gelben» Gefahr. Die Migranten selbst wurden nicht gefragt. Während die Sklaverei mit voller Zustimmung der Sklaven abgeschafft wurde, ist das bei der indischen Indentur nicht ganz so sicher. Jedenfalls hatte es nie Proteste gegeben, und die Migration aus Indien setzte sich nach dem Ende des Systems fort. Der entscheidende Faktor auf indischer Seite war der verletzte Nationalstolz der indischen Mittelschicht, die sich darüber empörte, dass die Dominions Kanada und Australien ihre Grenzen gegenüber indischen Arbeitern schlossen, um mit rassistischen Argumenten das hohe Lohnniveau weißer Arbeiter zu verteidigen.
|  Chinesischer «Kulihandel»


Als das Kontraktsystem in Indien abgeschafft wurde, war der chinesische «Kulihandel» (coolie trade) bereits so gut wie beendet. Er hatte nach dem Ende des Opiumkrieges 1842 zaghaft begonnen, hatte zwischen ca. 1850 und 1880 floriert und war dann rasch zurückgegangen. Ein letztes Aufflackern war der Import von 62.000 Arbeitern aus Nordchina für die Gold-minen des Transvaal gewesen, wo sie die Löhne afrikanischer Arbeiter unterbieten sollten, was tatsächlich auch geschah: 1906 war die Rolle der Chinesen und ihre Behandlung ein großes Thema sowohl britischer wie südafrikanischer Parlamentspolitik und Wahlkampfagitation geworden. In London wandte sich die neue liberale Regierung gegen die Praxis. In Südafrika hatte die Bergwerksindustrie mittlerweile eine Strategie der Rückkehr zu einheimischer Arbeit entwickelt.163 Der Höhepunkt der chinesischen Arbeitsemigration war buchstäblich eine «goldene Zeit». Sie begann mit dem kalifornischen Goldfieber (gold rush) von 1848/49, setzte sich fort mit dem Ansturm chinesischer Arbeiter auf die Goldfelder Australiens zwischen 1854 und 1877 und endete mit der Repatriierung der letzten Chinesen aus Südafrika 1910.
Der Ausgangspunkt der chinesischen maritimen Arbeitsemigration waren die südchinesischen Küstenprovinzen Guangdong und Fujian, wo als Folge der Einführung von Süßkartoffel und Erdnuss im frühen 17. Jahrhundert ein Anstieg des Bevölkerungswachstums begonnen hatte. Das natürliche Ziel von Küstenbewohnern, die Kontakt mit dem Ausland suchten, war das im Dschunkenverkehr gut erreichbare Südostasien. Chinesen waren aber traditionell nicht auswanderungslustiger als Inder gewesen. Legte in Indien die Religion Überseereisen große Hindernisse in den Weg, so war es in China der Staat. Kaiserliche Untertanen waren in ihrer Bewegungsfreiheit generell sehr eingeschränkt. Der Staat erlaubte sich immer wieder, Leute zur Kolonisierung von Grenzgebieten umzusiedeln, misstraute aber freiwilliger Mobilität. Das Verlassen des Landes wurde von kaiserlichen Regierungen immer wieder verboten, eine Rückkehr ausgeschlossen. Auch das konfuzianisch geprägte Gesellschaftssystem erschwerte räumliche Bewegung. Im Heimatort stand der Familientempel und befanden sich die Gräber der Vorfahren. Der Pietätspflicht gegenüber den Eltern und den Ahnen konnte in der Fremde nicht Genüge getan werden. In verschiedenen Regionen Südostasiens waren zwischen dem 15. und dem 18. Jahrhundert als Folge sporadischer Kaufmannsemigration eigenständige sinolokale Gemeinschaften entstanden: auf den Philippinen, auf Java, auf der malaiischen Halbinsel – Gemeinschaften in denen sich die kulturelle Mischung allmählich zu einer eigenen Tradition kristallisierte.164 Die Händler, die sich in den Überseehäfen und Städten Südostasiens niederließen, zogen später einfache Arbeitskräfte nach. Mit der Ausbreitung der europäischen Kolonialherrschaft in der Region wuchs der Bedarf an Minen- und Plantagenarbeitern, der von der einheimischen Bevölkerung nicht gedeckt werden konnte. Sie schlossen sich zur Verteidigung ihrer Interessen in rituellen Bruderschaften zusammen, die ähnlich organisiert waren wie die traditionellen chinesischen Geheimgesellschaften.165
Die «Öffnung» Chinas geschah 1842 in einem Augenblick, als sich neue Migrationen strukturell bereits anbahnten. Es hatte sich damals eine Komplementarität zwischen einem unsicheren, übervölkerten und verarmenden Südchina und einem friedlichen, prosperierenden, aber bevölkerungsschwachen Siam ergeben. Als mit der Einbindung in größere Marktzusammenhänge die Produktion von Reis für den Export begann (etwas früher als im benachbarten Burma), stellte sich rasch eine ethnische Arbeitsteilung ein: Siamesen betrieben die Landwirtschaft, Chinesen engagierten sich in Müllerei, Transport und Handel. Um die Jahrhundertmitte war die auslandschinesische Gemeinschaft in Siam die größte der Welt.166 Während die Emigranten nach Siam, dem wichtigsten Ziel der Auswanderung unmittelbar vor dem Beginn des Kulihandels, meist als Nachzügler kamen, deren Passage bereits ansässige Verwandte und Clanmitglieder bezahlten, wurde die Kuli-Auswanderung nach Malaya, Indonesien, Australien und in die Karibik überwiegend durch Indentur organisiert. Das war ein revolutionärer Bruch mit der bisherigen chinesischen Emigrationspraxis. Eine zweite Neuerung war verkehrstechnischer Natur. Der traditionelle Dschunkenhandel wurde durch die europäische Segelschifffahrt teils verdrängt, teils ergänzt. Die Verbreitung der Dampfschifffahrt während der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts steigerte das Volumen der Migrationsströme nach Südostasien und Amerika. Familienverbindungen und Heimatortvereinigungen bildeten wichtige Netzwerke, über die chinesische Arbeitskräfte nach Übersee vermittelt wurden. Von Südostasien aus organisierten chinesische Kaufleute den Transfer und ließen über ihre Mittelsmänner die Dörfer entlang der chinesischen Südostküste nach Arbeitskräften absuchen. Der Kulihandel war ein multinationales Geschäft. Er wurde in den chinesischen Auswandererhäfen zunehmend durch britische, US-amerikanische, französische, spanische, deutsche, niederländische, portugiesische und peruanische Mittelsmänner organisiert, die ihrerseits auf oft sehr zwielichtige chinesische Partner angewiesen waren, die ihnen für Kopfprämien die Arbeiter beschafften. Bauernburschen wurden mit kleinen Geschenken an die Eltern, mit Geschichten über sagenhafte Reichtümer und mit Glücksspieltricks auf die Schiffe gelockt. Sie wurden verkauft oder waren Opfer von Clanfehden. Entführung war für die Vermittler die einfachste Methode, sich exportierbare Arbeitskräfte zu beschaffen.167 Sie war übrigens keine barbarische «asiatische» Praxis, sondern eine Methode, mit der die Royal Navy traditionell mangelnder Freiwilligkeit bei der Rekrutierung von Matrosen nachgeholfen hatte.
Der frühe Arbeiterexport war – wie gleichzeitig auch der Opiumhandel – nach chinesischem Recht illegal und erregte von Anfang an Aufsehen in der chinesischen Öffentlichkeit. Schon 1852 fanden in der Stadt Amoy (Xiamen) Aufstände gegen Verschleppungen statt. 1855 kam es zu Protesten in ganz Südchina, 1859 in der Gegend von Shanghai wegen sich mehrender Entführungen zu Panik unter der Bevölkerung und zu Angriffen auf Ausländer. Die Regierung versuchte vergeblich, dies zur Abschaffung des Handels zu nutzen. Als Folge der britischen Besetzung von Kanton im sogenannten «Zweiten Opiumkrieg» wurde der chinesischen Seite 1859 eine «kooperative» Duldung des Kulihandels aufgezwungen, ohne dass man sie daran hindern konnte, weiterhin Todesstrafen gegen Kidnapper zu vollstrecken.168 Der Kulihandel war von Anfang an für die chinesischen Behörden ein ernstes Law-and-order-Problem – und blieb es bis zum Schluss. Nachdem sogar der Sohn eines Generalgouverneurs gekidnappt worden war, setzte die chinesische Regierung 1866 eine internationale Regelung durch, die Verschleppung auch unter westlichem Recht illegal machte. Weiterhin fungierte jedoch das unkontrollierbare portugiesische Macau als Schlupfloch. Dort wurde Chinesen Arbeit in Kalifornien versprochen, sie landeten aber in Peru. In Peru ging es härter zu als in Kalifornien. Als Spanien und Peru in den 1870er Jahren um Handelsverträge mit China nachsuchten, wurden Untersuchungskommissionen dorthin entsandt, und Kulischutz wurde zur Bedingung der Zustimmung gemacht. Nach 1874 schlug die Qing-Regierung eine noch härtere Gangart an: Sie erließ ein Generalverbot des Kulihandels, entsandte Konsularbeamte zum Schutz der Emigranten und erreichte 1885 nach einem Massaker an 28 chinesischen Bergleuten in Rock Springs, Wyoming, eine Entschädigung durch die US-Regierung.169
Der Kampf gegen die indische und chinesische Indentur unterschied sich von den früheren Kampagnen gegen den transatlantischen Sklavenhandel dadurch, dass es auch einen politischen Druck seitens der Exportländer gab. Die koloniale Regierung Indiens hatte die Kontraktmigration nie einmütig und aus voller Überzeugung unterstützt; sie war schließlich bereit, wenigstens diesen Angriffspunkt des frühen indischen Nationalismus aus dem Weg zu räumen. Die chinesische Regierung vertrat ein unabhängiges Land, dessen Stellung gegenüber den Imperialmächten schwach war. Immerhin blieb das hartnäckige patriotische Beharren chinesischer Diplomaten auf Kulischutz nicht ohne Wirkung. Zum Niedergang des Systems trug es mit bei, war aber nicht der entscheidende Faktor. Wichtiger war, dass Chinesen in den Ökonomien der Empfängerländer nicht länger benötigt wurden.
Die klassische Indentur versorgte Plantagen, die Hauptabnahmeorte von Indern in Übersee. Ein großer Teil der emigrierenden Chinesen bewegte sich zu anderen Zielen. Auch wenn sie oft die Kosten der Schiffspassage durch Kredite aufbringen mussten, so waren sie doch nicht zu Arbeitszwang verurteilt. Anders gesagt: die meisten Chinesen, die ihr Heimatland verließen, taten dies nicht als «Kulis». Die chinesische Einwanderung in die USA, die erst mit dem kalifornischen Goldfieber von 1848/49 begann, war «frei» und damit dem gleichzeitigen Zuzug aus Europa ähnlicher als den Zwangsverhältnissen des Kulihandels. Gleiches gilt für den überwiegenden Teil des Exodus nach Südostasien und nach Australien. Zwischen 1854 und 1880, also in der Spitzenperiode der chinesischen Emigration, verließen allein über den Hafen Hongkong mehr als eine halbe Million nicht-indentierte Chinesen das Kaiserreich.170
Bei keiner anderen Massenwanderung des 19. Jahrhunderts war die Quote der Rückkehrer so hoch wie bei den Chinesen. Ihre Bindung an die Herkunftslokalität war so stark, dass manchmal selbst nach mehreren Generationen der Aufenthalt im Ausland als vorübergehend angesehen wurde. Auswanderung wurde viel seltener als bei Europäern als Abbrechen der Brücken zur eigenen Vergangenheit verstanden, als Bereitschaft zur Verwirklichung neuer Lebensentwürfe und als Wille zur Assimilation. Die chinesische Auswanderung versteht man besser als eine überseeische Ausdehnung der Ökonomie Südchinas. Möglicherweise sind achtzig Prozent der Chinesen, die im 19. Jahrhundert die Küstengrenze überschritten, irgendwann einmal zurückgekehrt; für Europa nimmt man eine Rückkehrerquote von einem Viertel an.171 Hohe Zirkularität und Fluktuation der Wanderungen bedeutet auch, dass die absoluten Zahlen, die zu statistischen Stichtagen ermittelt wurden, überraschend gering sind. Der US-Zensus von 1870 zählte gerade einmal über 63.000 Chinesen, der von 1880, als die chinesische Immigration in die USA bereits nachzulassen begann, nicht mehr als 105.465.172
Die einzige Weltgegend, in der sich Chinesen in großer Zahl niederließen, war Südostasien – das älteste überseeische (auch Siam, Vietnam und Burma wurden hauptsächlich per Schiff erreicht) Emigrationsgebiet. Hier förderten die europäischen Kolonialbehörden im Allgemeinen den Zuzug von Chinesen, die als Kaufleute, Unternehmer oder Bergarbeiter in den jeweiligen Ökonomien Rollen übernahmen, die weder von Einheimischen noch von Europäern hinreichend ausgefüllt werden konnten. Vor allem waren sie gute Steuerzahler. Aus obrigkeitlicher Sicht hatten Chinesen neben ihrem Fleiß und Geschäftssinn den weiteren Vorteil, dass sie sich unter der Führung von Honoratioren und Geheimgesellschaften sehr gut selbst organisieren konnten, also in funktionierenden Gemeinschaften lebten, die dem kolonialen Staat wenig Ärger bereiteten. Trotz ihrer Anhänglichkeit an das Mutterland waren die chinesischen Minderheiten in Südostasien loyale Untertanen der europäischen Kolonialmächte. Das längerfristige Ergebnis war vom Modus der Wanderung unabhängig: In China wie in Indien waren bestimmte küstennahe Landstriche völlig auf die Emigration eingestellt und wirtschaftlich von ihr abhängig. Ganze Regionen, Dörfer und einzelne Familien entwickelten einen transnationalen Charakter. Ihre Mitglieder fühlten sich mit ihren Verwandten und Nachbarn, die in Idaho (das zeitweilig einen chinesischen Bevölkerungsanteil von 30 Prozent aufwies) oder Peru lebten, enger verbunden als mit den Landsleuten im Nachbardorf.173
Migration via Kontraktarbeit war rechtlich und politisch stärker kontrolliert und wurde statistisch besser erfasst als ungeregelte Auswanderung. Nimmt man diese hinzu, so steigen die Zahlen für süd- und ostasiatische Fernmigranten erheblich. Auch darf die Zahl solcher Emigranten, die nicht als Arbeiter, sondern als Kaufleute ihr Land verließen, nicht zu niedrig angesetzt werden. Es gibt Schätzungen, denen zufolge zwischen 1846 und 1940 mehr als 29 Millionen Inder und 19 Millionen Chinesen in Länder um den Indischen Ozean und im Südpazifik auswanderten, eine Bevölkerungsbewegung, die quantitativ an die Wanderung von Europa nach Amerika heranreicht. Nur ein Zehntel davon erfolgte unter den Mechanismen der Indentur, wenngleich private oder staatliche Vorfinanzierung auch in vielen anderen Fällen eine Rolle spielte.174 Der Erste Weltkrieg bedeutete für diese Wanderungen im globalen «Süden» einen weniger tiefen Einschnitt als für die transatlantischen Menschenströme. Erst die Weltwirtschaftskrise und dann der Pazifische Krieg beschädigten die Bahnen der indischen und chinesischen Emigration.
8  |  Globale Motive

Mehr Menschen als je zuvor waren im 19. Jahrhundert über sehr weite Strecken unterwegs. Mitunter ließen sie sich dafür viel Zeit. Der buddhistische Meister Xuyun machte sich 1882 auf den Weg zum Wutaishan, einem Heiligtum in der chinesischen Provinz Shandong. Da er sich alle drei Schritte zu Boden warf, benötigte er für anderthalbtausend Kilometer zwei Jahre.175 Xuyun war ein Pilger, und man sollte, wenn es um die Mobilität größerer Menschenmengen geht, die Pilgerschaft nicht vergessen. In Europa, Asien und Afrika brachte die Attraktion religiöser Zentren auch im 19. Jahrhundert Hunderttausende auf die Beine. Die größte einzelne Pilgerbewegung war der Hajj nach Mekka: meist ein Kollektivunternehmen zu Schiff oder mit Karawane, später durch Suezkanal und Hijaz-Eisenbahn beflügelt. Die Zahl der Pilger (die heute eine Million überschreiten kann) schwankte stark von Jahr zu Jahr, verdreifachte sich aber während des 19. Jahrhunderts langfristig auf etwa 300.000. Der typische Pilger von weit her, etwa aus Malaya, war damals ein älterer Angehöriger der örtlichen Elite, wohlhabend genug, um aus eigenen Mitteln für die Reise aufzukommen.176 Im 19. Jahrhundert wurden zusätzliche Pilgerwege erschlossen, vor allem vom Balkan und aus dem Zarenreich. Von den nach der Jahrhundertwende neu begründeten islamischen Reichen Westafrikas gab es einen «Drang nach Osten» in Richtung auf die Heiligen Stätten, der zur Erklärung der innerafrikanischen Binnenwanderung einiger Gefolgschaftsgruppen oder gar ganzer Völker beiträgt. Endzeiterwartungen richteten sich auf einen heilsbringenden Messias oder «Mahdi», dem man nahe sein wollte, wenn es so weit war. Der Druck der kolonialen Invasion konnte solche Bewegungen verstärken.177 Bis zum 19. Jahrhundert waren weltweite Pilgernetze entstanden: Chinesische Muslime reisten nach Mekka und Kairo, wie umgekehrt Grabmäler von Sufi-Heiligen im chinesischen Kaiserreich zu wichtigen Magneten der Pilgerschaft geworden waren.
Neu am 19. Jahrhundert waren die großen Fernwanderungen jenseits des Sklavenhandels, wie sie nach 1820 allmählich begannen und nach Mitte der siebziger Jahre dramatisch zunahmen. Ihr Umfang wuchs deutlich schneller als derjenige der Weltbevölkerung. Die Migrationsforschung hat längst aufgehört, sie als die undifferenzierten Ströme von «Massen» zu sehen, wie sie von den dicken Pfeilen auf didaktisch vereinfachenden Karten suggeriert werden. Stattdessen ist daraus ein Mosaik lokaler Sonderlagen geworden, in dem oft das Dorf und die Transplantation eines Teils seiner Bewohner den Rahmen einer Mikrostudie bilden. Die Ingredienzien solcher Migrationsgeschichten waren bis zu einem bestimmten Punkt kulturübergreifend dieselben: Es gab Pioniere, Organisatoren, Gruppensolidaritäten. Migrationsentscheidungen wurden häufiger in der Familie als von isolierten Einzelnen getroffen. Im Zeitalter der Transportrevolution verbesserten sich die logistischen Möglichkeiten, wie auch umgekehrt der großräumiger organisierte, beschleunigte Kapitalismus eine mobilere Arbeiterschaft erforderte. Die meisten Emigranten, ob nun aus Europa, Indien oder China, stammten aus der Unterschicht. Sie strebten danach, im Gastland in die Mittelschichten aufzusteigen, und es gelang ihnen häufiger als Ex-Sklaven und ihren Nachkommen.178 Variabel war der Zusammenhang zwischen innerer und äußerer («transnationaler») Mobilität. Es wäre oberflächlich zu behaupten, in der Moderne werde das Leben immer und überall schneller und beweglicher. Vielmehr haben schon früh Untersuchungen für Deutschland oder Schweden gezeigt, dass auch die binnengesellschaftliche horizontale Mobilität und nicht nur die Auswanderungsintensität im 20. Jahrhundert (zu Friedenszeiten) eher zurückging.179 Für Europa war der hohe Mobilitätspegel des späten 19. Jahrhunderts eine Ausnahme.
Regierungen stellten der Fernmigration bis in die achtziger Jahre so gut wie keine rechtlichen Hindernisse entgegen, auch wenn individuelle Migranten sich immer wieder behördlichen Kontrollen ausgesetzt sahen. Die Zeit staatlicher Emigrationsförderung begann erst nach der Jahrhundertwende. Diese administrative Offenheit auf beiden Seiten war eine wichtige Voraussetzung für die Herausbildung der großen Migrationssysteme. Sie verstand sich nicht von selbst: Japan und China versuchten, Zuund Abwanderung ebenso wie den Außenhandel zu kontrollieren. Um die Jahrhundertwende ging Japan dazu über, die Emigration nach Lateinamerika aktiv, sogar mit finanziellen Mitteln, zu fördern. Gab es sonst politische Unterstützung? Das Osmanische Reich bemühte sich zeitweise darum, seine dünn besiedelten Ländereien auf dem Balkan zu peuplieren. Die australischen Kolonien betrieben ebenfalls eine aktive Immigrationspolitik. Sie war im australischen Fall besonders nötig, da die hohen Reisekosten unassisted emigration erschwerten. Australien brauchte dringend Menschen und musste um sie in der Konkurrenz mit Nordamerika werben. Massenemigration war nur möglich, weil seit 1831 der Staat finanzielle Anreize bot. Fast die Hälfte der anderthalb Millionen Briten, die im 19. Jahrhundert nach Australien kamen, erhielten kostendeckende staatliche Unterstützung: nicht Kredite, sondern verlorene Zuschüsse, die überwiegend aus dem Verkauf von Regierungsland aufgebracht wurden. Jahrzehntelang war die Colonial Land and Emigration Commission in London eines der wichtigsten und erfolgreichsten Organe des australischen Staates.180 Dies ermöglichte auch Kontrolle und Auswahl. In dem Konflikt zwischen der britischen Regierung, die ihren «Pöbel» abschieben wollte, und den Interessen der Kolonisten an gediegenerem Zuzug, setzte sich die aufnehmende Gesellschaft durch. Am australischen Fall bestätigt sich die ökonomische Regel, dass Regierungen demokratischer Staaten eine solche Einwanderungspolitik bevorzugen, von der sie die Bewahrung oder Steigerung des Einkommens ihrer Wahlbürger erwarten. Die sich anschließende Frage ist dann, wann den Immigranten die Einbürgerung zu allgemeinen und gleichen Bedingungen angeboten wird.
Die Motive individueller Migrantinnen und Migranten waren selbstverständlich kulturell geformt. Menschen aus sehr heißen Gegenden arbeiten ungern in sehr kalten Ländern und umgekehrt, und man zieht am liebsten dorthin, wo man bereits einigermaßen zufriedene Landsleute oder Angehörige der eigenen Gruppe erwarten kann, denen man auch oft entscheidende Informationen verdankt. Im Extremfall, etwa bei den Iren nach dem Großen Hunger, entsteht daraus ein Magneteffekt, der die Emigration fast zur Selbstverständlichkeit macht. Ansonsten wirkten unter Bedingungen einer relativ großen Entscheidungsfreiheit kulturneutrale Rationalitätsgesichtspunkte. Zentral darunter waren ein Reallohngefälle zwischen Alter und Neuer Welt. Dieses Gefälle wurde durch die Auswanderung selbst mit der Zeit abgeflacht – ein wichtiger Grund für deren langsamen Rückgang.181 Es war ein Motiv von universaler Gültigkeit. Im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts wanderten indische Arbeitskräfte lieber nach Burma als in die Straits Settlements aus, da bis zum Beginn des malaiischen Kautschukbooms das Lohnniveau in Burma deutlich höher lag. Manch andere Überlegung fasste die fernere Zukunft ins Auge. Kleine landwirtschaftliche Produzenten nahmen häufig eine vorübergehende Proletarisierung in Kauf, um sich eine permanente zu ersparen. Derlei Prognosen waren stets unsicher. Die schlecht Informierten und Gutgläubigen ließen sich oft zu riskanten Abenteuern verlocken: von Gerüchten über sagenhafte Reichtümer oder durch betrügerische Heiratsversprechen. Aufregend für Geschichtsforscher wird es, wenn es darum geht, Mikrounterschiede zu erklären: warum etwa die eine Region mehr Auswanderer produzierte als andere. Den großen Systemen, die miteinander zusammenhingen, muss man ein gewisses Eigenleben zubilligen, doch bilden, erhalten und wandeln sie sich überhaupt erst durch das Zusammenwirken von unzähligen persönlichen Entscheidungen in konkreten Lebenssituationen, kurz gesagt: durch Praxis.




V  |  Lebensstandards:
Risiken und Sicherheiten materieller Existenz

1  |  «Lebensstandard» und «Qualität des Lebens»

|  Qualität und Standards des materiellen Lebens


Eine Geschichte des 19. Jahrhunderts kann die Frage, auf welchem materiellen Niveau die Menschen existierten, nicht ausblenden. Wir tragen das wenige zusammen, das die Forschung auf allgemeiner Ebene dazu sagen kann. Dabei ist zwischen «Lebensstandard» und «Lebensqualität» zu unterscheiden. «Lebensstandard» ist eine sozialgeschichtliche, «Lebensqualität» eine historisch-anthropologische Kategorie.1 Zur Qualität des Lebens gehört der subjektive Eindruck des Wohlbefindens, ja, des Glücks. Glück ist an Individuen oder kleine Gruppen gebunden und Qualität nicht messbar und schwierig zu vergleichen. Selbst heute ist es fast unmöglich zu entscheiden, ob die Menschen in Gesellschaft A mit ihrem Leben «zufriedener» sind als die in B. Für die Vergangenheit lassen sich derlei Selbsteinschätzungen kaum je rekonstruieren. Außerdem wäre zwischen Armut und Elend zu unterscheiden. Manche Gesellschaften in der Vergangenheit, obwohl arm an Marktgütern, ermöglichten doch ein gelungenes Leben. Sie stützten sich neben der Ökonomie des Marktes auf die Ökonomie der Gemeinschaft und die Ökonomie der Natur. Im persönlichen oder kollektiven Elend fanden sich weniger die Eigentumslosen als diejenigen, denen Zugang fehlte: zu einer Gemeinschaft, zu verlässlichem Schutz, zu Boden oder Wald. «Lebensstandard» ist eine Spur griffiger als «Lebensqualität». Dennoch steht das Konzept in der Spannung zwischen der «harten» ökonomischen Größe des «Einkommens» und dem «weichen» Kriterium des «Nutzens», den ein Individuum oder eine Gruppe aus ihrem Einkommen zieht. Neuerdings ist vorgeschlagen worden, Lebensstandard als Maß der Fähigkeit zur Meisterung plötzlicher und kurzfristiger Krisen zu bestimmen, etwa von Einkommensverlust durch Arbeitslosigkeit, abrupte Preissteigerungen oder den Tod eines Ernährers der Familie. Wer über solche Krisen hinweg dennoch überleben und eine langfristige Lebensplanung realisieren kann, der besitzt einen hohen Lebensstandard. Konkret bedeutet dies unter vormodernen Bedingungen vor allem die Frage, welche Strategien Individuen und Gruppen verwendeten, um vorzeitigen Tod zu vermeiden, und mit welchem Erfolg sie dies taten.2
Ökonomen gehen an die Geschichte von Lebensstandards etwas robuster heran als Sozialhistoriker. Sie versuchen, das Einkommen irgendwie abgegrenzter Ökonomien (in der späten Neuzeit sind dies meist National-Ökonomien) zu schätzen, und dividieren es dann durch die Bevölkerungszahl. Dann bekommt man das berühmte Bruttosozialprodukt (BSP) pro Kopf. Eine zweite Frage, die Wirtschaftswissenschaftler gerne stellen, ist die nach der Fähigkeit von Ökonomien zu sparen, also Werte für die Zukunft zu schaffen und möglicherweise auch Teile des Gesparten «investiv» zu nutzen, sodass es selbst wiederum Werte schafft. Nun besteht aber kein eindeutiger und positiver Zusammenhang zwischen statistisch fassbarem Wirtschaftswachstum und tatsächlich erfahrenem Lebensstandard. Wachstum jeden Ausmaßes, selbst hohes, muss sich nicht notwendig in eine Verbesserung des Lebens umsetzen. Für mehrere europäische Länder hat man nachgewiesen, dass sich während der frühen Neuzeit die Reallöhne nach unten bewegten, dabei aber der materielle Reichtum der Gesellschaften insgesamt stieg, also ein massiver langfristiger Prozess der polarisierenden Umverteilung erfolgt sein muss: die Reichen wurden reicher, die Armen ärmer.3 Auch besteht keineswegs ein direkter Zusammenhang zwischen Einkommen und anderen Aspekten von Lebensqualität. Als das Einkommen der Japaner während des 19. Jahrhunderts allmählich stieg, konnten sich immer mehr Konsumenten den teureren und mit Prestige behafteten polierten weißen Reis leisten. Doch nun tauchte das Problem auf, dass die Vitamine, die sich in den Reiskornschalen verbergen, in der Ernährung fehlten. Sogar Mitglieder der kaiserlichen Familie starben an der Vitamin-B1-Mangelkrankheit Beriberi: ein Wohlstandsrisiko. Ähnliches gilt für den Zusammenhang zwischen Zuckerkonsum und Zahngesundheit. Aus der historischen Erfahrung ergeben sich keine hinreichenden Anhaltspunkte dafür, dass wirtschaftlicher Wohlstand sich automatisch in gesteigerte biologische Lebensqualität umsetzt.
|  Geographie des Einkommens


Trotz aller Unsicherheiten bei der Schätzung von Einkommenszahlen im Zeitalter vor einer weltweiten Wirtschaftsstatistik, muss der relativ plausibelste Quantifizierungsvorschlag, den es gibt, die Grundlage der Diskussion bilden (Tabelle 6).
Tabelle 6: Geschätztes Bruttosozialprodukt pro Kopf in ausgewählten Ländern, 1820 bis 1913 (in $ von 1990) 

Quelle: Angus Maddison: The World Economy: A Millennial Perspective, Paris: OECD 2001, S. 185, 195, 215, 224 (auf- bzw. abgerundet, Faktor errechnet)
Maddisons Schätzungen sind mangels statistischer Daten nur sehr bedingt belastbar. Vor allem ist ihnen vorgeworfen worden, die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit Asiens zu gering zu bewerten. Sie sind im Grunde «unmöglich», auch wenn Maddison versucht hat, sich durch breite Auswertung auch qualitativer Quellen einen ungefähren Eindruck zu verschaffen, der die Proportionen im Groben wiedergibt. Nimmt man Angus Maddisons Zahlen dennoch als zumindest plausible Darstellung von Größenverhältnissen und akzeptiert man eine gewisse Aussagekraft der Schätzgröße BSP/Kopf, dann fällt Folgendes auf:
 
	Zwischen 1820 und 1913 öffnete sich eine gewaltige Schere zwischen den materiellen Lebensstandards in den ärmsten und den reichsten Gegenden der Welt. Der Unterschied betrug um 1820 das Dreifache oder vielleicht Vierfache, um 1913 mindestens das Achtfache.4 Selbst wenn man solchen Zahlen nicht traut, ist unbestreitbar, dass in diesem Zeitraum die Kluft von Einkommen und Wohlstand in der Welt sehr erheblich zunahm, vermutlich stärker als in jeder früheren Epoche, allerdings im Rahmen eines insgesamt wachsenden Reichtums auf der Welt. Erst nach 1950 wurde dieser Trend gebremst, allerdings unter Stabilisierung einer Gruppe von «allerärmsten» Ländern, die weder von Industrialisierung noch von Rohstoffexporten profitieren.5
	Neben den Kernzonen der Industrialisierung in Nord- und Westeuropa erzielten jene Länder, die Maddison «Western offshoots» nennt, also die neo-europäischen Siedlergesellschaften in Nordamerika, Ozeanien und am Río de la Plata, die höchsten Einkommenszuwächse.
	Die USA und Australien zogen bereits vor dem Ersten Weltkrieg an den europäischen Spitzenreitern vorbei. Aber die Differenz innerhalb dieser Gruppe der «entwickelten» Länder war viel geringer als der dramatisch wachsende Abstand, der sie vom Rest der Welt trennte.6
	Umgekehrt bildete sich so etwas wie eine statistische «Dritte Welt», eine Gruppe von Ländern, die auf niedrigem Ausgangsniveau kaum vorankamen, bereits im 19. Jahrhundert, vor allem in seinen letzten Jahrzehnten.
	In Asien wie in Afrika gab es jeweils eine Ausnahme vom umgebenden Gesamtbild: Japan, dessen Industrialisierung in den 1880er Jahren begann, und Südafrika, wo gleichzeitig die größten Goldvorkommen der Welt entdeckt wurden.
	In vielen Ländern lässt sich ein ungefährer Wendepunkt angeben, von dem an der durchschnittliche Wohlstand und damit die Konsumfähigkeit spürbar anstieg. Dieser Wendepunkt lag für Großbritannien und Frankreich im zweiten Quartal des 19. Jahrhunderts, für Deutschland oder Schweden um die Jahrhundertmitte, für Japan in den 1880er Jahren, für Brasilien nach 1900, für Indien, China oder (Süd-)Korea irgendwann nach 1950.7

2  |  Lebensverlängerung und «Homo hygienicus»

Die Grenzen der Aussagekraft von Maddisons Schätzungen des Pro-Kopf-Einkommens für die Frage des Lebensstandards zeigen sich, wenn man in seinem Statistikwerk das Kapitel über die Lebenserwartung aufblättert. Die «Armut» Asiens im Vergleich zu Europa spiegelt sich danach nicht sehr deutlich in der Länge des menschlichen Lebens, die selbst wiederum ein ziemlich verlässlicher Indikator für Gesundheit ist. Danach lebten Japanerinnen und Japaner, die gesündesten unter den Asiaten, kaum weniger lang als die Bevölkerung Westeuropas mit ihrem höheren Einkommen pro Kopf. Anders gesagt: Während der frühen Neuzeit lebten die meisten Menschen überall ähnlich kurz. Vor 1800 erreichten nur kleine Elitepopulationen wie der englische Hochadel oder die Bourgeoisie von Genf männliche Lebenserwartungen von über 40 Jahren. In Asien lag der Wert etwas darunter, aber nicht dramatisch. Für die mandschurische Qing-Nobilität pendelte die Lebenserwartung der im Umkreis des Jahres 1800 Geborenen um 37, der gegen 1830 Geborenen um 32 Jahre, eine Verschlechterung, welche die allgemeine gesellschaftliche Entwicklung Chinas gut spiegelt.8 Die Lebenserwartung bei der Geburt lag in Westeuropa – in der Spannweite zwischen langlebigen Schweden und kurzlebigen Spaniern – um 1820 bei 36, in Japan bei 34 Jahren. Um 1900 war sie in Westeuropa und den USA auf 46 bis 48 Jahre gestiegen; Japan zog mit 44 Jahren nach – und ließ abermals den Rest Asiens hinter sich.9 Bedenkt man, dass Japan in seiner wirtschaftlichen Entwicklung damals noch mindestens eine Generation hinter den USA und den fortgeschritteneren westeuropäischen Ländern zurückblieb, dann zeigt sich, dass es unter Bedingungen der Frühindustrialisierung Gesundheitsstandards erreichte, die anderswo erst für die Hochindustrialisierung charakteristisch waren. Wieviel Gewicht man auch immer Schätzungen des Einkommens beimessen mag: Der fiktive Durchschnitts-Japaner führte um 1800 ein frugaleres Leben als gleichzeitig ein «typischer» Westeuropäer, jedoch war seine Lebenserwartung nicht wesentlich geringer. Auch hundert Jahre später, nachdem die Gesellschaften in beiden Teilen der Welt ihren Reichtum multipliziert hatten, war der Abstand nicht wesentlich geschrumpft. Vermutlich war aber das Volksvermögen in Japan gleichmäßiger verteilt, und vor allem lebten die Japaner, die heute die höchste Lebenserwartung auf der Welt haben, ungewöhnlich gesund. Sie hatten bereits im 17. und 18. Jahrhundert Ernährungsweisen, Techniken des Hausbaus, Kleidungsgewohnheiten und Gepflogenheiten der öffentlichen wie privaten Hygiene entwickelt, die die Angriffsmöglichkeiten von Krankheiten verminderten und zudem ungewöhnlich ressourcensparend waren.10 Die Japaner waren «ärmer» als die Westeuropäer, aber man kann nicht behaupten, dass sie deshalb auch «schlechter» lebten.
|  Gewonnene Lebenszeit


Die durchschnittliche Lebenserwartung (zum Zeitpunkt der Geburt) der Weltbevölkerung lag um 1800 bei höchstens 30 Jahren, nur unter seltenen Ausnahmebedingungen erreichte sie 35 Jahre oder sogar etwas mehr. Mehr als die Hälfte der Menschen starben, bevor sie das Erwachsenenalter erreichten. Ein Leben nach der Arbeit gab es für wenige: weder einen «Feierabend» nach dem Arbeitstag noch einen «Ruhestand» nach einer abgeschlossenen Phase der Berufstätigkeit. Der Tod kam typischerweise durch schnell ablaufende Infektionskrankheiten. Er hatte «spitzere Waffen» (Arthur E. Imhof) als heute, wo in den reichen Gesellschaften langwierige degenerative Leiden als Todesursachen überwiegen.11 Bis zum Jahr 2000 ist die Lebenserwartung bei rasch wachsenden absoluten Zahlen der Menschen auf der Erde auf 67 Jahre gestiegen. Damit haben sich die biologischen Lebenschancen viel stärker zwischen Gesellschaften und innerhalb von Gesellschaften angeglichen als die Einkommensverhältnisse. Anders gesagt: Die Menschen wurden schneller älter als materiell reicher. Die Erwartung eines langen Lebens ist gewissermaßen «demokratisiert» worden. Dies ist eine der wichtigsten Erfahrungen der neueren Geschichte. Es gibt allerdings Ausnahmen. In den ärmsten Ländern des subsaharischen Afrika, die zudem oft noch besonders stark von AIDS betroffen sind, liegt heute die durchschnittliche Lebenserwartung zwar nicht der Neugeborenen, aber der jungen Erwachsenen im Alter von 20 Jahren niedriger als im vorindustriellen England, China und Japan oder auch in der Steinzeit.12 Warum die menschliche Lebenszeit im 19. Jahrhundert geradezu «explodierte», ist strittig. Die einen halten medizinische und sanitäre Fortschritte, die anderen eine verbesserte Ernährung, eine dritte Forschungsrichtung hält neue Techniken obrigkeitlicher Gesundheitsaufsicht für den ausschlaggebenden Faktor; wieder andere Experten nehmen multikausale Modelle an, in denen alle diese Faktoren zusammenwirken.
Die einigermaßen genaue Datierung der Prozesse, die zur Revolution menschlicher Langlebigkeit geführt haben, ist für die Bestimmung des epochalen Charakters des 19. Jahrhunderts von hohem Interesse. Robert W. Fogel, der wirtschaftswissenschaftliche Nobelpreisträger des Jahres 1993, hat aus dem heutigen Kenntnisstand das Resümee gezogen, der entscheidende Sprung in ein Zeitalter des langen Lebens sei im «Westen» – damit meint Fogel Westeuropa, Nordamerika und Japan – in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts erfolgt, besonders während der Zeit zwischen 1890 und 1920.13 Zu diesem Punkt führte keineswegs eine stetig aufsteigende Linie quer durch das 19. Jahrhundert hindurch. Während der frühen Industrialisierung in Großbritannien, etwa zwischen 1780 und 1850, nahm die Lebenserwartung zunächst einmal ab und entfernte sich von dem hohen Niveau, das England schon einmal zur Zeit Shakespeares erreicht hatte.14 Insgesamt verbesserte sich das materielle Leben der arbeitenden Bevölkerung in England zwischen 1780 und 1850 nicht. Danach zogen die Löhne deutlich an den Preisen vorbei, und die Lebenserwartung begann allmählich zu steigen.15 In Deutschland, dessen Industrialisierung erst um 1820 begann, diskutierte man bereits wenige Jahre später das, was bald darauf «Pauperismus» genannt wurde: eine als neuartig und katastrophal empfundene Massenarmut auf dem Lande ebenso wie in der Stadt.16 Zeitversetzt spielte sich hier ein ähnlicher Prozess ab wie zuvor in England. Dieses «Tief» während der «Sattelzeit» ist vor allem auf zwei Gründe zurückzuführen: Erstens hielten die Quantität und vor allem die Qualität der Nahrung nicht mit den steigenden Energieansprüchen frühindustrieller Fabrikarbeit Schritt. Im frühen 19. Jahrhundert waren unter den «westlichen» Gesellschaften allein die USA imstande, ihren Bürgern eine energetisch mehr als minimal ausreichende Nahrungsmittelversorgung zu garantieren. Das von den Statistikern errechnete Wachstum der Realeinkommen müsste also unter dem Gesichtspunkt seiner Umsetzung in physische Wohlfahrt erheblich reduziert werden, Robert Fogel schätzt: um 40 Prozent.17 Zweitens waren die rasch wachsenden Städte Brutherde von Gesundheitsrisiken: Das Zusammenströmen von Menschen aus den unterschiedlichsten Gegenden birgt ohnehin solche Gefahren. Leben sie dann auf engstem Raum beieinander, ohne dass mit der urbanen Wohnverdichtung auch die nötigen hygienischen Vorkehrungen entstanden wären, dann potenzieren sich die Auslöser tödlich verlaufender Krankheiten. Es waren dabei nicht konzentriert auftretende Epidemien, sondern die «normalen» in den jeweiligen Lebensumständen nistenden Krankheiten, die die meisten Opfer forderten. Dies galt im Wesentlichen für alle europäischen Gesellschaften, die in die Phase der Industrialisierung eintraten. Und es galt nur für die Städte. Einstweilen war das Leben auf dem Lande vergleichsweise gesünder – eine Lücke, die sich in Nordwesteuropa erst um 1900 schloss.18
Wenn der weltweite Trend zum Gewinn von Lebenszeit um 1890 in Europa, Nordamerika und Japan begann, dann lagen die Schübe anderswo zeitlich unterschiedlich:
 
	Lateinamerika machte seinen größten Sprung zwischen 1930 und 1960,
	die Sowjetunion zwischen 1945 und 1965 (gefolgt von einem dramatischen Rückgang in den Nachfolgestaaten während der 1990er Jahre),
	China nach 1949, als das kommunistische Regime eine sehr erfolgreiche Gesundheitspolitik betrieb und die Lebenserwartung von weniger als 30 Jahren vor 1949 auf beinahe 70 um 1980 steigerte;19
	viele afrikanische Staaten in den beiden Jahrzehnten nach der Unabhängigkeit, also ungefähr zwischen 1960 und 1980.
	Japan erlebte einen neuerlichen Schub zwischen 1947 und 1980.20

|  Sauberes Wasser


Die Grundlagen für die Zugewinne im 20. Jahrhundert wurden vielfach im 19. gelegt. Ihre Ausbreitung verlangte jedoch Zeit. Aus dem 19. Jahrhundert kamen zwei besonders wichtige Impulse: zum einen neue Erkenntnisse über die Prävention von Krankheiten, zum anderen das Entstehen einer öffentlichen Gesundheitsfürsorge. Zunächst zum zweiten dieser beiden Punkte. Nach etwa 1850 erkannten Regierungen die Notwendigkeit, systematisch eine öffentliche Gesundheitsfürsorge aufzubauen. Der westeuropäische Staat erweiterte sein Repertoire der Kontrolle und Ausgrenzung von Kranken oder potenziellen Trägern von Krankheiten (etwa durch obrigkeitlich verfügte Quarantäne in Hafenstädten, wie sie seit langem am Mittelmeer und am Schwarzen Meer praktiziert worden war)21 um Investitionen in eine Infrastruktur, die Krankheiten den Nährboden entziehen sollte. Erst im 19. Jahrhundert wurde in Europa die öffentliche Gesundheitsfürsorge nicht mehr allein privater Philanthropie und religiös-diakonischem Engagement überlassen, sondern zur Aufgabe des Staates erklärt. Die damals verbreiteten Lehren des «Environmentalismus» zeigten, wo anzusetzen sei: bei der Beseitigung von Unrat und Abwässern in den Städten und bei der Versorgung mit unschädlichem Trinkwasser. In der Hygienebewegung (sanitary movement) war England auf der Welt führend; hier wurden seit den 1830er Jahren grundlegende Ideen entwickelt und zukunftsweisende Initiativen in Gang gesetzt. Die Kollateralschäden der Industriellen Revolution blieben also nicht unbemerkt. Der britische Impuls wurde schnell aufgenommen, am umfassendsten in den USA, bald auch auf dem europäischen Kontinent.22
Der erste Ansatzpunkt war die Verbesserung des Wassers durch bürgerschaftliche und staatliche Initiativen. Dass überhaupt so etwas wie eine Wasserpolitik entstehen konnte, setzte die Anerkennung von Wasser als öffentlichem Gut voraus. Wasserrechte mussten definiert und staatliche von privaten Ansprüchen getrennt werden. Die Herausbildung umfassender rechtlicher Bestimmungen für das Eigentum an und die Nutzung von Wasser, auch für seine industriellen Verwendungen, war ein langwieriger und extrem komplizierter Prozess. Sogar im zentralistischen Frankreich wurde er erst 1964 abgeschlossen, in vielen Teilen der Welt ist er noch immer im Gang. Zu politischem Willen und rechtlichen Voraussetzungen musste eine geeignete Technologie hinzukommen. Diese Kombination bewährte sich erstmals bei der Schaffung einer modernen Wasserversorgung für New York. 1842 wurde mit einem der größten Feste, das die Stadt je sah, ein System von Aquädukten, Röhren und Speichern eingeweiht. Es versorgte öffentliche Brunnen, private Haushalte und die Feuerwehr.23 Der Wert technischer Wasserreinigung wurde besonders deutlich, nachdem der englische Arzt Dr. John Snow 1849 festgestellt hatte, dass die Cholera nicht durch die Luft oder durch direkte menschliche Berührung, sondern durch Wasser übertragen wird. Es dauerte noch mehr als fünfzehn Jahre, bis Snows Erkenntnis allgemein akzeptiert wurde. Dass die Wasserversorgung Londons in der Hand mehrerer Privatunternehmen lag, erschwerte Verbesserungen. Noch 1866 wurde die Cholera durch die Leitungen einer dieser Firmen in die Stadt eingeführt und forderte allein im East End über 4000 Todesopfer. Danach verbesserte sich aber die Wasserqualität; private Brunnen verschwanden allmählich. Cholera- und Typhusepidemien blieben nach 1866 in London aus.24
Dass es auch von den örtlichen wissenschaftlichen Schulmeinungen abhing, wo jeweils angesetzt wurde, zeigt das Beispiel Münchens. Dort war der Arzt und Pharmazeut Max von Pettenkofer die große Autorität in Sachen Hygiene. Wie John Snow so reagierte auch er auf die Bedrohung durch die Cholera, im Falle Münchens auf den zweiten epidemischen Angriff der Seuche 1854. Nach Pettenkofers Theorie der Seuchenverbreitung war es vordringlich, für die Reinhaltung des Bodens zu sorgen und zu diesem Zweck als erstes die Grubenverhältnisse zu verbessern. Da Pettenkofer eine Verbreitung der Cholera durch schlechtes Trinkwasser ausgeschlossen hatte, betrieb man die Verbesserung der Wasserversorgung mit viel weniger Nachdruck als etwa in London. Erst 1874 begann man sich mit Projekten einer modernisierten und zentralen Wasserversorgung zu beschäftigen, doch auch nach der dritten Münchner Choleraepidemie gaben die Gegner der Wassertheorie nicht auf. Erst 1881 begann die Stadt München mit dem Bau neuer Wasserversorgungsanlagen.25 Pettenkofers Irrtum musste in der Hauptstadt des Königreichs Bayern teuer bezahlt werden.
Auch beim Ausbau der Abwasserbeseitigung ließ man sich – trotz Pettenkofer – in München bis in die achtziger Jahre Zeit. Früher erfolgreich war man in London mit dem Aufbau einer Kanalisation – eine zweite Ursache für das Verschwinden durch Wasser verbreiteter Krankheiten wie Typhus, Ruhr und Cholera aus der britischen Metropole. In London erkannte man, dass Frischwasserzufuhr und Abwasserbeseitigung sanitär zusammenhingen. Das war nicht selbstverständlich. Napoleon hatte den Parisern zwar öffentliche Brunnen und Aquädukte spendiert, sich aber um sonstige sanitäre Verbesserungen nicht gekümmert. In London war 1855 ein Metropolitan Board of Works gegründet worden, das erste Organ überhaupt, das für London insgesamt zuständig war. Kompetenzenchaos und der Widerstand von Anhängern eines radikalen Marktliberalismus legten der Behörde anfangs große Schwierigkeiten in den Weg. Dann kam the Great Stink. In der Themse bei London hatte man um 1800 noch Lachse fischen können, und Lord Byron war einige Jahre später in ihr geschwommen. Im Juni 1858 stieg aber ein solcher Gestank aus dem Fluss auf, dass das House of Commons mit in Kalkchlorid getränkten Laken verhängt wurde und schließlich doch seine Sitzungen abbrechen musste. Die ehrenwerten Herren Parlamentarier waren panisch beunruhigt, hielten sie doch die Ausdünstungen des Flusses nicht nur für unangenehm, sondern auch für gefährlich. Daraufhin wurde der Chefingenieur des Metropolitan Board of Works, Sir Joseph Bazalgette, einer der bahnbrechenden Modernisierer der größten Stadt Europas, mit dem Bau eines vorwiegend unterirdischen Kanalisationssystems beauftragt. Dass Prinz Albert, der beliebte Gemahl der Königin, am 14. Dezember 1861 im Alter von 42 Jahren dem Gerücht nach an Typhus starb, unterstrich die Dringlichkeit von Abhilfe.26 Bis 1868 waren 1300 Meilen Abwasserkanal angelegt worden, davon 82 Meilen riesiger gemauerter Backsteintunnels, für die 318 Millionen Ziegel verarbeitet worden waren: eine der größten und teuersten öffentlichen Investitionen des 19. Jahrhunderts. Auch die Anlage der Londoner Themse-Embankments, der Uferbefestigungen, in denen neben dem ganzen Röhren- und Leitungswerk einer modernen Großstadt auch die Untergrundbahn ihren Platz fand, gehörte dazu. Die Bauarbeiten in der Londoner Erde waren von großem öffentlichem Enthusiasmus begleitet.27 Die für dieses Monument der Moderne verwendete Technologie war kurioserweise vorindustriell, wenn man einmal von den prächtigen, im florentinischen oder maurischen Stil gehaltenen, mit Dampfmaschinen ausgestatteten Pumpstationen absieht. Ziegelkloaken und Röhren aus glasierter Keramik waren nichts Neues, das Bewegungsprinzip des Wassers war schlichtweg die Rohrneigung. Technisch gesehen, hätte man die viktorianischen Abwasseranlagen schon ein Jahrhundert früher bauen können. Es war eine Frage der Problemwahrnehmung, des politischen Willens sowie einer sich ändernden Haltung zu Schmutz.28 Ob die vielgelobten neuen Anlagen tatsächlich allen Wünschen gerecht wurden, ist eine andere Frage. Als am 3. September 1878 ein Vergnügungsdampfer auf der Themse unterhalb der Einleitungen der Londoner Abwässer mit einem Frachtkahn kollidierte, entbrannten öffentliche Spekulationen darüber, wie viele der zahlreichen Todesopfer ertrunken, wie viele durch das Themsewasser vergiftet worden seien.29
Es gibt noch keine zusammenfassenden Untersuchungen über die Stadthygiene auf anderen Kontinenten. Vorerst muss man sich mit einigen Impressionen begnügen. Das muslimische Westasien wurde von europäischen Reisenden immer wieder für die hohe Qualität seiner städtischen Wasserversorgung gerühmt. Kein Bericht über das persische Isfahan vor dessen Verwüstung durch die Afghanen 1722 ließ diesen Punkt aus. Isfahan und anderen westasiatischen Städten wurde immer wieder ein System der Wasserversorgung nachgesagt, das in Europa nicht seinesgleichen finde. Dass die Russen nach der Annexion der Krim 1784 die Wasserleitungen der Tataren zerstörten, wurde auch von westlichen Zeugen als ein besonders barbarischer Akt verurteilt. Noch 1872 staunte ein deutscher Syrienreisender, der sonst dem Orient wenig abgewinnen konnte, darüber, dass in Damaskus, damals eine Stadt mit 150.000 Einwohnern, «jede Straße, jede Moschee, jedes öffentliche und Privathaus und jeder Garten im Ueberfluss» mit Kanälen und «Fontainen» versehen sei.30 Am Beginn der modernen Wasserversorgung in Bombay standen weniger sanitäre Bedenken als die Sorge um Wassermangel in einer schnell wachsenden Großstadt. Nach heftigem Widerstand indischer Honoratioren, die nicht zu Unrecht eine Erhöhung der Steuern befürchteten, wurde hier bereits 1859, also früher als in manchen europäischen Städten, eine von der Stadtverwaltung organisierte Wasserversorgung eingerichtet. Sie stellte auch Wasser für die schnell wachsende Baumwollindustrie der westindischen Metropole bereit und reduzierte die Gefahr, dass private Inhaber von Zisternen Trockenheit zu persönlichem Profit ausnutzen konnten.31 In Kalkutta wurden 1865 ein Abwassersystem und 1869 Vorrichtungen zur Wasserfilterung eröffnet.32 Die ersten Chinesen, die Leitungswasser kennenlernten, waren kaiserliche Emissäre auf Ozeandampfern der 1860er Jahre. In Shanghai, wo die Wasserqualität zuvor eher besser gewesen war als in europäischen Großstädten der Epoche, wurde 1883 ein modernes Wasserwerk mit einem Leitungssystem in Betrieb genommen. Es war durch private Investoren finanziert worden und versorgte zunächst nur die wohlhabenden Europäer und einige reiche Chinesen in der Internationalen Niederlassung, einer von Ausländern regierten kolonieartigen Enklave. Das Wasserwerk war bestrebt, seinen Geschäftsradius zu erweitern und wollte den Chinesen keineswegs durch «koloniale» Benachteiligung sauberes Wasser vorenthalten. Dennoch blieb die chinesische Bevölkerung skeptisch: Man hatte seit Generationen das Wasser aus dem Huangpu-Fluss mehr oder weniger überlebt. Auch protestierten die Gilden der mehr als dreitausend Wasserträger gegen die neue Konkurrenz.33
|  Niedergang und Wiederaufstieg öffentlicher Gesundheitsverhältnisse


Die Moderne war zunächst ungesund. Die Industrialisierung brachte der arbeitenden Bevölkerung in den Städten Englands während der ersten fünf oder sechs Jahrzehnte des 19. Jahrhunderts Not, Verelendung, kulturelle Verwahrlosung und eine Verminderung der körperlichen Wohlfahrt. England zahlte einen Preis dafür, dass es sich zu industrialisieren begann, bevor die sanitären Zusammenhänge moderner Großstädte durchschaut und Lösungsversuche unternommen wurden. Dennoch sind viele Menschen die Risiken des Großstadtlebens freiwillig eingegangen, haben also abwägende Entscheidungen getroffen. Die Großstädte und die neuen spezialisierten Fabrikstädte der Industrialisierung waren ungesünder als das Land, aber die Löhne, die dort zu verdienen waren, lagen höher. Die Arbeitsdisziplin in Fabriken war strenger, doch mancher zog es vor, der engen ländlichen Aufsicht durch Landedelmann und Pfarrer zu entrinnen und die Freiheit zu haben, unabhängige Clubs und Kirchengemeinden zu gründen.34 Auch in den USA sank das Niveau der Gesundheit – Historiker nehmen hier gerne die Körpergröße als Indikator – von einer ungewöhnlich günstigen Ausgangslage um 1800 während der ersten Phase der amerikanischen Industrialisierung (1820–50) deutlich ab. In Deutschland oszillierte der Lebensstandard stark, aber um einen langfristigen Aufwärtstrend herum. Eine ähnliche Tendenz gilt für die Niederlande und Schweden, zwei Länder, die sich noch lange nicht industrialisierten, aber doch durch Handel, Finanzen und eine sich modernisierende Landwirtschaft einen ähnlichen Prozess wirtschaftlicher Entwicklung durchliefen.35 In Frankreich war die Industrialisierung, um 1820 einsetzend, im Landesdurchschnitt mit deutlichen und stetigen Verbesserungen auf allen Gebieten verbunden. Dies ist ein ungewöhnlicher Fall, bei dem ein Industrialisierer der zweiten Generation – anders als gleichzeitig die USA – nicht mit großen Einbußen der körperlichen Wohlfahrt zu kämpfen hatte. Zwei sich ergänzende Erklärungen dafür sind vorgeschlagen worden: Zum einen verlief die Urbanisierung in Frankreich viel langsamer als in England; dadurch wurde die hohe Gesundheitsgefährdung durch Slumbildung in überfüllten Städten vermieden. Zum anderen aß auch die Stadtbevölkerung in Frankreich mehr Fleisch als in England (im 18. Jahrhundert war dies noch umgekehrt gewesen) und entwickelte durch eine kräftigere Kost eine höhere Resistenz gegen Krankheiten. Außerdem hatte die Französische Revolution für eine etwas ausgeglichenere Einkommensverteilung gesorgt. Auch das scheint stets ein gesundheitsfördernder Faktor zu sein.36
Im Allgemeinen hatten Spätentwickler geringere biologische Kosten zu tragen. Sobald neues Wissen über epidemische Zusammenhänge sowie die Technologie, dieses Wissen umzusetzen, bereitstanden, verloren die großen Städte ihre «Übersterblichkeit» und wurden gesündere Lebenswelten als das platte Land. Dies hat man etwa für Deutschland und auch für eine Kolonie wie Indien zeigen können, wo in Städten wie Kalkutta, Bombay und Madras die sanitären Verbesserungen britischer Städte zumindest teilweise übernommen wurden. In beiden Ländern begann die Trendwende in den 1870er Jahren.37 Die Verbreitung von medizinischem und hygienischem Wissen und der Technologien von Kanalisation und Wasserversorgung war zumindest in Europa ein typischer «transnationaler» Prozess. Neuerungen wurden binnen weniger Jahre zwischen den Ländern Europas ausgetauscht. So wurde eine moderne Wasserversorgung in Berlin seit 1853 oder in Warschau nach 1880 von britischen Firmen aufgebaut. Oft eilte die Praxis den gesetzlichen Regelungen voraus. Großbritannien war ein Pionier in der Gesetzgebung über öffentliche Gesundheit, brauchte aber relativ lange für deren Umsetzung. Umgekehrt übernahm der industrielle Nachzügler Deutschland sehr schnell sanitäre Neuerungen, noch bevor es zureichende Rechtsgrundlagen gab. Hier wurden traditionelle Interventionsrechte der Behörden eingesetzt. Die hohe Selbstverwaltungskompetenz der (preußischen) Städte mit ihren starken Munizipalverwaltungen erwies sich als Vorteil, während in England die mächtigen Grundsteuerzahler aus der Mittelschicht eher Kosten scheuten und schwache städtische Autoritäten ihnen lange nichts entgegensetzen konnten.38
Die Einführung von Gesundheitssystemen war überall auf der Welt ein tiefer Einschnitt. Auch dort, wo die indigene Heilkunst als bewährt und anerkannt galt, war die Zäsur zu spüren. Denn die traditionelle Medizin, etwa in Afrika, war stark individualistisch, an die virtuosen und charismatischen Fähigkeiten einzelner Heilerinnen und Heiler gebunden.39 Die Einführung von Gesundheitssystemen setzte dreierlei voraus: (1) eine neue Definition der Aufgaben des Staates und den Willen, Ressourcen für diese neuen Aufgaben einzusetzen; (2) das Vorhandensein biomedizinischer Kenntnisse einschließlich praktischer Folgerungen daraus; (3) die Entwicklung einer Bürgererwartung an den Staat, dass er sich um Gesundheitsangelegenheiten kümmern möge.
Die intellektuelle Grundlage eines weltweiten öffentlichen Gesundheitswesens war die Mikrobentheorie nach Louis Pasteur, die sich in Europa seit den 1880er Jahren durchsetzte. Sie erst gab den zutreffenden Beobachtungen von Praktikern wie John Snow eine wissenschaftliche Grundlage und enthob die Begründung hygienepolitischer Maßnahmen dem politischen Streit. Die frühen Initiativen, durchaus «richtig» gemeint, beruhten auf schwankenden Voraussetzungen und führten nicht zu verallgemeinerbaren Einsichten. Erst die Mikrobentheorie etablierte den obersten Primat der Sauberkeit. So entstand der homo hygienicus als Geschöpf der Bakteriologie. Wissenschaftler wie Louis Pasteur und Robert Koch stiegen zu Kulturheroen der Epoche auf. Krankheit wurde aus ihren ökologischen, sozialen, politischen und religiösen Umgebungen gelöst, Gesundheit zu einem höchsten Wert an sich erklärt, eine Haltung, die von middle classes und immer mehr auch anderen Schichten verinnerlicht wurde.40 Vermutlich haben sanitäre Verbesserungen in Europa und Nordamerika eine größere Rolle bei der Verminderung von Mortalität gespielt als anderswo auf der Welt, wo bis heute mit einfacherer und billigerer Technologie ähnliche Ergebnisse angestrebt werden. Der Universalisierung von Zielen entspricht hier keine Universalisierung der Mittel. Entsprechend war der westliche Einfluss in der Praxis abgestuft.
Große öffentliche Investitionen in eine «flächendeckende» Versorgung mit Krankenhäusern gab es weltweit erst im 20. Jahrhundert. Das Allgemeine Krankenhaus in Wien, 1784 auf Order Kaiser Josephs II. gegründet, war das erste große moderne Krankenhaus. In Großbritannien war das 18. Jahrhundert die Zeit der Gründung von Hospitälern. Um 1800 waren in fast allen großen Städten Englands und Schottlands Hospitäler zu finden, in London auch bereits eine ganze Reihe spezialisierter Krankenhäuser. Großbritannien war weltweit der Pionier. In den USA verlief die Entwicklung wesentlich langsamer. Alle diese frühen Kliniken waren private Gründungen – im Gegensatz zum europäischen Kontinent.41 Im Deutschen Reich wurden seit den 1870er Jahren vermehrt Krankenhäuser gebaut, bis kurz vor dem Ersten Weltkrieg ein Überangebot an Krankenhausbetten erreicht war. Die Hospitäler des späten 19. Jahrhunderts waren etwas anderes als die Aufbewahr- und Fürsorgeanstalten der frühen Neuzeit. Moderne Kliniken wurden nach den Erkenntnissen der Hygiene gestaltet, dienten vorwiegend der temporären medizinischen Behandlung und wurden immer mehr auch zu Ausbildungsstätten von Ärzten und zu Laboratorien medizinischer Kunst und Wissenschaft. Mit der fachlichen Ausdifferenzierung der Medizin und dem Aufstieg des Facharztes (in Deutschland seit den 1880er Jahren) nahm die Bedeutung dieser Aufgaben zu.42 Solange Epidemien zu befürchten waren, war es eine wichtige Aufgabe von Krankenhäusern, akute Versorgung bereitzustellen. Lange Zeit konnte man aber nicht sicher sein, ob Kliniken die Überlebenschancen nicht eher senkten als erhöhten.43 Die Universalisierung des westlichen Klinikmodells ist eine Erscheinung der jüngeren Zeit, eng verbunden mit neuen Formen der Gesundheitsfinanzierung.
|  Die (relativ) gesunden Sklaven von Jamaika


Der durchschnittliche Gesundheitszustand einer Gruppe wird durch zahlreiche Faktoren bestimmt: Anpassung an die klimatischen Gegebenheiten, Ernährung in Quantität und Qualität, körperliche und psychische Belastung durch das Arbeitsleben, risikomindernde Verhaltensweisen (etwa persönliche Hygiene), Verfügbarkeit und Zugänglichkeit von medizinischer Betreuung usw. Die vorhandenen Informationen erlauben es im 19. Jahrhundert nur für wenige Gruppen, ein einigermaßen dichtes Gesundheitsprofil zu entwerfen. Dies sind meist europäische Kollektive. Zum Beispiel wissen wir bis heute wenig über die Gesundheitslage im bevölkerungsreichsten Land der Welt, China. Aber es gibt Ausnahmen. Dazu gehört die Sklavenbevölkerung der britischen Karibik in dem Intervall zwischen dem Ende von Sklavenimporten aus Afrika 1807 und der Abschaffung der Sklaverei im British Empire 1833. In dieser Periode war es selbst für die skrupellosesten und sadistischsten Plantagenbesitzer unsinnig, Sklaven bis zur tödlichen Erschöpfung arbeiten zu lassen. Schwarze Arbeitskräfte waren ein nicht mehr so leicht vermehrbares Gut geworden. Die meisten Pflanzer beschäftigten europäische Ärzte oder Kreolen, die ein Medizinstudium in England oder Schottland absolviert hatten. Hospitäler auf den größeren Plantagen waren keine Seltenheit. Dass junge und kräftige Sklavinnen und Sklaven relativ gut versorgt wurden, alte Menschen hingegen vernachlässigt und oft auch von den Plantagen vertrieben wurden, lag in der Logik des von Ausbeutung getriebenen Systems. Insgesamt war die Versorgung der Sklaven aber wohl nicht viel schlechter als gleichzeitig die der englischen Industriearbeiterschaft. Die Effektivität der medizinischen Betreuung fand – in Europa wie in der Karibik – ihre wichtigste Grenze an dem Unwissen der damaligen europäischen Medizin, die im frühen 19. Jahrhundert die Ursachen vieler Krankheiten, gerade tropischer, noch nicht kannte. Viele Sklaven zögerten aus richtiger Einsicht in die Lage, sich der europäischen Heilkunst anzuvertrauen, und konsultierten schwarze Heiler, also Vertreter einer Volksmedizin, von der das europäische Industrieproletariat abgeschnitten war.44
3  |  Seuchenangst und Prävention

|  Große Tendenzen


Ein zweiter Faktor, der überall, wo Theorie in praktische Konsequenzen mündete, zur Senkung der Sterblichkeit beitrug, waren neue Erkenntnisse über die Prävention von Krankheiten. Ebenso wie der «demographische Übergang», so machte sich auch ein epidemologischer Übergang in den einzelnen Teilen der Welt zu unterschiedlichen Zeitpunkten bemerkbar. Allgemein gesprochen, nahm während des 19. Jahrhunderts die Wahrscheinlichkeit ab, einer massenhaft auftretenden Seuche zum Opfer zu fallen, also dem was die Demographen eine Mortalitätskrise nennen. Für Nordwesteuropa ist folgende Sequenz beschrieben worden: In einer ersten Phase, die bereits um 1600 begann und ihren Höhepunkt zwischen 1670 und 1750 erreichte, verloren Krankheiten wie Beulenpest und Typhus ihre Bedeutung, in einer zweiten gingen tödlich verlaufende Infektionen wie Scharlach, Diphtherie und Keuchhusten zurück. Während einer dritten Phase, die ungefähr um 1850 begann, wurden allmählich Krankheiten der Atemwege – mit Ausnahme der Tuberkulose – weniger bedeutsam. Schließlich war das 20. Jahrhundert gekennzeichnet durch das langsame Entstehen jenes Mortalitätsprofils, das wir heute in allen europäischen Gesellschaften kennen: Herz-Kreislauf-Erkrankungen und Krebs als die wichtigsten Todesursachen.45 Für jede Region der Welt ließe sich eine besondere Bilanz alter und neuer Krankheiten ziehen.
Zu den als neu empfundenen Leiden der Epoche gehörte die Tuberkulose. Da sie erst im frühen 19. Jahrhundert als einheitliches Krankheitsbild erkannt wurde, lässt sich wenig Genaues über ihr Vorkommen zu früheren Zeiten sagen; sie war zweifellos häufiger, als man es historischen Dokumenten entnehmen kann. Sicher war sie an verschiedenen Stellen in Eurasien und Nordafrika, wahrscheinlich auch im «prä-kolumbianischen» Amerika endemisch. Doch erst durch ihr spektakuläres Epidemischwerden im 19. Jahrhundert wurde sie zu einem Merkmal der Epoche. Sie verbreitete sich nicht nur in den neuen proletarischen Vorstädten, sondern auch in den Salons der vornehmen Pariser Gesellschaft: Die Kurtisane Marie Duplessis, bei Alexandre Dumas d. J. 1848 als «Kameliendame», in Giuseppe Verdis La Traviata 1853 als Violetta verewigt, war eines ihrer berühmten Opfer. Während der ersten Hälfte des Jahrhunderts verdoppelte sich der Anteil der Tuberkulose an den Todesursachen in Frankreich. Sie blieb über den Ersten Weltkrieg hinaus eine der großen sozialen Kalamitäten, gegen die die Gesundheitspolitik mit enttäuschendem Ergebnis vorging. Medikamentöse Behandlung war einstweilen noch nicht in Sicht; sie ist erst seit 1944 möglich, seit 1966 in stärker wirksamer Form. Da die Tuberkulose als erblich galt, wurde sie oft in bürgerlichen Familien versteckt. Prominente Todesfälle von John Keats (1821) über Frédéric Chopin (1849), Robert Louis Stevenson (1894) und Anton Čechov (1904) bis Franz Kafka (1924) konnten jedoch nicht verschwiegen werden.46
Die Kuren, denen sich die Reichen seit den 1880er Jahren in einem neu entstehenden Archipel von Sanatorien in den Höhenlagen der Berge unterzogen, erfolgten in einer besonderen Art von internationaler Halböffentlichkeit. Hier war man unter sich, aber nicht allein, wenn man sich ausruhte, gesund aß, den Stress des Großstadtlebens hinter sich ließ und sich willig der Tyrannei des Heimpersonals unterwarf.47 Thomas Manns Roman Der Zauberberg (1924), dessen Schauplatz ein Alpensanatorium in den Jahren vor dem Ersten Weltkrieg ist, porträtiert einen charakteristischen Erfahrungsort der Epoche. Solche Heilstätten entstanden bis hin nach Korea, wo etwa ein Fünftel der Bevölkerung infiziert gewesen sein soll.48 Die Tuberkulose explodierte also nicht nur in Europa. Auch in Japan stieg die Zahl der Kranken nach etwa 1900 drastisch an und ging erst nach 1919 wieder zurück. So gründlich die japanische Wissenschaft auf westliche Erkenntnisse reagierte, so lange konnte dies doch mitunter dauern. Erst mehrere Jahrzehnte nach Robert Kochs Beschreibung des Tuberkel-Bazillus (1882), die eine ebenso einfache wie empirisch-experimentell nachgewiesene Ursachenerklärung lieferte (ein wirksamer Impfstoff folgte aber erst in den 1890er Jahren), war die japanische Ärzteschaft bereit, Tuberkulose als ein einheitliches Krankheitsbild und als Infektionskrankheit anzuerkennen. Nachdem dies geschehen war, wiederholte sich ein Auseinanderklaffen von populärer und wissenschaftlicher Krankheitswahrnehmung, wie es auch in Europa zu beobachten war. In der Bevölkerung hielt sich die Vorstellung von «Tbc» als einem vererbbaren Leiden, das möglichst verborgen werden müsse, während die Medizinbürokraten möglichst viele Fälle registrieren wollten. Auch die Fabrikanten hielten gern an der Vererbungstheorie fest, sahen sie doch keine Notwendigkeit, die Bedingungen am Arbeitsplatz zu verbessern. Denn die zahlreichsten Trägerinnen der Krankheit in Japan waren Arbeiterinnen in der Seiden- und Baumwollindustrie, die sie dann in ihren Heimatdörfern weiterverbreiteten.49
Auch völlig neue Krankheiten konnten im 19. Jahrhundert auftreten. Dazu gehört die 1805 erstmals unter Jugendlichen in Genf festgestellte Meningitis, die bei der Hälfte der Erkranken innerhalb weniger Tage zum Tode führte. Soldaten in der Bewegung von einer Garnison zur anderen scheinen in Frankreich die wichtigsten verbreitenden Träger gewesen zu sein. Schließlich waren ganz Frankreich und Algerien betroffen. Auf dem Höhepunkt ihrer Virulenz, zwischen 1837 und 1857, forderte die Krankheit mehrere Zehntausend Menschenleben, fast ausschließlich unterhalb des Alters von dreißig. Auch die spinale Kinderlähmung war eine Seuche des 19. Jahrhunderts. Schon lange als Krankheitsbild vage bekannt, nahm sie im letzten Viertel des 19. Jahrhunderts unter neuartigen Verbreitungsbedingungen in Frankreich und anderen Ländern Europas epidemische Ausmaße an. Eine Schutzimpfung war nicht vor 1953 möglich. Kinderlähmung war und ist keine Elendskrankheit, die auf unhygienische Umweltfaktoren zurückgeführt werden könnte. Epidemisch trat sie zuerst in Ländern auf, die hygienisch die fortschrittlichsten der Welt waren, allen voran Schweden 1881. Andere Krankheiten grassierten unter klar umrissenen Risikogruppen, so die fürchterliche und unheilbare Staupe, eigentlich eine Pferdekrankheit, unter denjenigen, die als Kutscher oder im Militär beruflich mit Pferden zu tun hatten oder die infiziertes Pferdefleisch aßen.
Globalhistorisch ist festzuhalten: Im 19. Jahrhundert entstand eine Spannung zwischen leichterer Transmission und erfolgreicherer Bekämpfung. Auf der einen Seite verbesserten sich durch Verkehr und Migration die Bedingungen für eine weltweite Verbreitung ansteckender Krankheiten. Schon die Pest des 14. Jahrhunderts hatte fast die ganze damalige «Welt» erfasst, beileibe nicht nur Europa, und ein Drittel der Bevölkerung Ägyptens umgebracht.50 Nun wurden Seuchen immer schneller transportierbar. Der Höhepunkt war mit der weltweiten Grippeepidemie von 1918 erreicht, die je nach Schätzung 50 bis 100 Millionen Menschen tötete. Sie forderte mehr Opfer als der gerade beendete Weltkrieg und drang bis auf entlegene Südseeinseln vor. Besonders hart traf es Italien, das 1 Prozent seiner Bevölkerung verlor, und Mexiko, wo die Verluste bis zu 4 Prozent betrugen.51 Auf der anderen Seite griffen nun erstmals medizinische und seuchenpolizeiliche Maßnahmen gegen einige der großen Epidemien der Geschichte. Wenn auch keine von ihnen ganz verschwand, so wurde doch ihre Kraft gebrochen. In welchen Chronologien und räumlichen Mustern dies geschah, gibt Auskunft über globale Prozesse. Das 19. Jahrhundert war die erste Epoche, in der Seuchen weltweit systematisch bekämpft wurden. Um zum Erfolg zu führen, mussten solche Aktionen zweierlei verknüpfen: ein hinreichendes biologisch-medizinisches Wissen und die Idee der öffentlichen Gesundheitspolitik. Dazu einige Beispiele.
|  Seuchenprävention: Der Kampf gegen die Pocken


Die Ur-Geschichte, der später viele andere modifiziert folgten, ist die der Bekämpfung der Pocken. Sie begann, zumindest in Europa, klar datierbar mit der von Edward Jenner im Jahre 1796 erfolgreich erprobten Schutzimpfung (vaccination). Die Vakzination folgte auf eine ältere Vorgeschichte der Pockenbekämpfung, die ihren Ort außerhalb Europas hat. Sie trat an die Stelle der inoculation oder Variolation, wie sie in China seit dem späten 17. Jahrhundert praktiziert wurde und auch in Indien und im Osmanischen Reich verbreitet war. Nach dieser Methode wurden Pockenerreger von einem Erkrankten direkt in die Haut eines Gesunden eingeführt und lösten beim Empfänger immunisierende Reaktionen aus. Anfang des 18. Jahrhunderts hatte Lady Mary Wortley Montagu, Diplomatengattin und berühmte Reiseschriftstellerin, in der Türkei beobachtet, dass dort Bäuerinnen ebenso wie reiche Mitglieder der Oberschicht die immunisierende Wirkung der Blatternimpfung nutzten, und dies ihren gelehrten Freunden in London berichtet. Zwar fand die Inokulation in England, Deutschland und Frankreich während des letzten Drittels des 18. Jahrhunderts zahlreiche Anhänger, doch hatte die übliche unsachgemäße Durchführung immer wieder Epidemien zur Folge, denn man unterließ die Absonderung der hoch ansteckenden Frischgeimpften. Vor Edward Jenner, der die schützende Wirkung der viel schwächeren Kuhpocken für den Menschen entdeckte, gab es noch kein unriskantes und für ganze Populationen verwendbares Verfahren der Pockenprophylaxe. Nach zwei Jahren des Experimentierens legte Jenner seine bahnbrechenden Erkenntnisse 1798 der Öffentlichkeit vor. Damit war in Gestalt der Vakzination eine sichere und billigere Alternative zur Inokulation gefunden.
Es wurde schnell deutlich, dass die Vakzination nur bei Zwangsimmunisierung letztlich der gesamten Bevölkerung zur Verdrängung der Seuche führen würde. Staaten mit zentralistischer Tradition und/oder modernisierungsorientierten autoritären Herrschaftsordnungen führten sie besonders schnell ein. Napoleon ließ 1800 die ersten Schutzimpfungen vornehmen; insgesamt wurden in Frankreich zwischen 1808 und 1811 nahezu 1,7 Millionen Menschen immunisiert.52 Bereits 1819 machte Ägypten unter Muhammad Ali die Vakzination zumindest auf dem Papier obligatorisch. Der Pascha schickte Teams französischer Ärzte in die Dörfer, um Kinder impfen und Barbiere in der Technik der Impfung unterweisen zu lassen. Den wichtigsten Durchbruch bedeutete die Errichtung eines permanenten Gesundheitsdienstes in der Hauptstadt wie in den Provinzen im Jahre 1842.53 Ägypten war schneller als Großbritannien. Dort wurde die Immunisierung erst 1853 Pflicht – bis sich 1909 libertäre, jeden staatlichen Zwang ablehnende Impfgegner im Parlament zu einer Zeit durchsetzten, als auch in den USA öffentliche Debatten um die Vor- und Nachteile von Impfung tobten.54 Jenners Entdeckung reiste schnell um die Welt. Europäische Schiffe, zuvor berüchtigte Vehikel der Seuche, trugen Kuhpockenlymphe in viele Länder der Welt, ein frühes Beispiel globaler Wissenszirkulation und Problembewältigung. Wie wurde der Impfstoff transportiert? Die beste Methode bestand darin, ihn durch infizierte menschliche Reservoirs zu befördern. Man brauchte dafür eine Gruppe nicht-immuner Menschen (oft wurden dazu Waisenkinder genommen). Ein Mitglied der Gruppe wurde infiziert, dann wurde die Lymphe aus Pusteln auf das nächste übertragen; dabei musste erreicht werden, dass bei der Ankunft am Zielort mindestens ein virulenter Fall an Bord war. 1803 entsandte die spanische Regierung eine Expedition, um den Impfstoff in all ihren Kolonien zu verbreiten. Von den Philippinen kommend, berührte die Expedition auch Südchina, wo nahezu gleichzeitig Impfstoff aus Bombay angekommen war. Die Ärzte der Faktorei der East India Company in Kanton begannen 1805 mit dem Impfen; noch im gleichen Jahr wurde Literatur zum Thema ins Chinesische übersetzt. In Japan traf die Nachricht von Jenners Entdeckung ebenfalls im Jahre 1803 ein; mehr erfuhr man 1812 aus einem russischen medizinischen Traktat, den ein japanischer Kriegsgefangener mitgebracht hatte. Noch fehlte aber Impfstoff, der Japan erst 1849 aus der niederländischen Kolonialmetropole Batavia erreichte – weltweit gesehen, erstaunlich spät.55
Man hüte sich aber vor einer linearen Erfolgsgeschichte. Die Notwendigkeit der Erneuerung des Impfschutzes wurde lange nicht verstanden; durch ungeeignete menschliche Zwischenträger wurden mit den Impfungen andere Erreger übertragen; manche Regierungen verkannten, anders als Napoleon, die Bedeutung einer massenhaften Impfung. So entstanden Asymmetrien von größter Bedeutung: Die 1870 gegen Frankreich ins Feld ziehenden deutschen Soldaten standen nahezu komplett unter dem Schutz einer zweifachen Vakzination. In Frankreich hingegen war ein großer Teil der Soldaten ungeimpft. Gleichzeitig flackerten die Pocken in mehreren Landesteilen wieder auf. Der Deutsch-französische Krieg fand also inmitten einer akuten epidemischen Krise statt. Der asymmetrische Schutz trug zur französischen Niederlage bei. Während des Krieges verlor die französische Armee achtmal mehr Pockentote als das deutsche Heer. Zusätzlich sind 1869–71 in Frankreich möglicherweise 200.000 Zivilisten an Pocken gestorben. Mit Kriegsgefangenen wurden die Pocken dann jedoch nach Deutschland eingeschleppt. Dort waren Zivilisten viel schlechter geschützt als Soldaten. Einer schweren Epidemie fielen daher in den Jahren 1871 bis 1874 mehr als 180.000 Menschen zum Opfer.56
Im Stand des Pockenschutzes spiegelte sich keineswegs das Niveau der wirtschaftlichen Entwicklung. So war das arme Jamaika um Jahrzehnte früher pockenfrei als das reiche Frankreich. Inokulation war auf den westindischen Inseln seit den 1770er Jahren praktiziert worden, Vakzination nach Jenner schon bald nach 1800. Jamaika, die größte und am frühesten kolonisierte der britischen «Zuckerinseln» war hier vorbildlich. Die Kolonialverwaltung schuf ein spezielles Vaccine Establishment, eine Impfbehörde. Um die Mitte der 1820er Jahre waren die Pocken aus Jamaika verschwunden, wenige Jahre später von den meisten anderen Inseln der britischen Karibik, früher als in den meisten anderen Teilen der Welt.57 Ceylon, ebenfalls eine Insel unter britischer Kontrolle, soll nach einer großen Vakzinationskampagne um 1821 pockenfrei gewesen sein. Das war für Asien nicht selbstverständlich. Im riesigen Indien traten in jedem Jahr des Jahrhunderts irgendwo Pockenfälle auf, am dramatischsten gehäuft 1883/84. In Kaschmir kam die Vakzination überhaupt erst 1894 an. Da sich die französischen Kolonialbehörden in Indochina sorgloser zeigten als die britischen in Indien, hielten sich dort die Pocken besonders hartnäckig.58 Die Japaner unterzogen in der 1895 annektierten Kolonie Taiwan die dortige chinesische Bevölkerung sehr wirkungsvollen Impfkampagnen. Bereits nach der Jahrhundertwende war Taiwan im Wesentlichen pockenfrei.59 In Korea trafen die ersten Europäer, die in den 1880er Jahren in das bis dahin verschlossene Land kamen, auf eine fast ausnahmslos durch Pockennarben gezeichnete Bevölkerung. Die Krankheit war hier nicht durch Außenkontakte eingeschleppt worden; ihre Ausrottung gelang dann während des zweiten und dritten Jahrzehnts des 20. Jahrhunderts unter japanischer Kolonialherrschaft.60 Auch wenn die Welt erst 1980 offiziell von der Weltgesundheitsorganisation für pockenfrei erklärt wurde, so wurde der Durchbruch doch im 19. Jahrhundert erreicht. Wo Pocken bis zum Zweiten Weltkrieg – danach sehr selten – dennoch auftraten, dann als Folge staatlicher Nachlässigkeit, korrupter Sanitätsverwaltungen oder lokal besonderer epidemologischer Situationen. Das letzte epidemische Auftreten im Westen wurde 1901–3 in den USA registriert. Schweden war das erste Land der Welt, das ab 1895 auch von endemischen Pocken frei war. In Afrika und dem Nahen Osten waren die Pocken am Vorabend des Ersten Weltkriegs noch tief eingenistet, nur eine kleine Minderheit der Bevölkerung genoss Impfschutz.61 Die großen Immunisierungserfolge wurden hier erst im 20. Jahrhundert erzielt.
Die Probleme, die gelöst werden mussten, bis ganze Populationen Immunität genossen, waren im Prinzip überall auf der Welt die gleichen. Der Widerstand von Impfgegnern, die es in Großbritannien ebenso gab wie im kolonialen Afrika (wo man den Kolonialbehörden misstraute), musste überwunden werden, Regierungen mussten Impfpflicht durchsetzen und auch kontrollieren, die Verfügbarkeit eines hochwertigen Impfstoffs in ausreichenden Mengen musste garantiert werden. Dies waren komplexe Organisationsaufgaben, die in Europa nicht prinzipiell besser bewältigt wurden als in Asien. Disziplinierte Gesellschaften waren am erfolgreichsten, aber auch hier muss differenziert werden: Hessen und Bayern waren die ersten deutschen Staaten, die unter napoleonischem Einfluss die Impfpflicht gegen Pocken einführten (1807), während Preußen, das sein Militär so gut schützte, ansonsten lange auf das Engagement lokaler Ärzte vertraute.62
|  Westliche und einheimische Medizin


Kolonialgebiete schienen insofern zumindest theoretisch im Vorteil gewesen zu sein, als ihnen die neue Impftechnologie auf direkterem Wege zugänglich war. Sonst waren die Vermittlungswege verschlungener. In Afrika war Äthiopien, neben Liberia das einzige am Vorabend des Ersten Weltkriegs nicht kolonisierte Land des Kontinents, das letzte, das von der Jennerschen Impfmethode erreicht wurde. Andernorts traf Impfvakzin schon früh ein, wurde aber lange nur in den herrschenden Kreisen eingesetzt. So ließ der König von Madagaskar, wo man traditionell Pockenopfer lebendig begraben hatte, schon 1818 die königliche Familie impfen, konnte aber die Insel insgesamt, einen Knotenpunkt des Sklavenhandels, nicht wirksam abschirmen.63 Die Beschaffung von Impfstoff aus dem Ausland war auch ein Schwachpunkt der auf anderen Gebieten sehr erfolgreichen Reformpolitik der siamesischen Könige. Erst am Ende des Jahrhunderts, später als in der durchschnittlichen europäischen Kolonie in Asien oder der Karibik, begannen im selbständigen Siam staatliche Impfprogramme zu greifen.64 Kolonien, jedenfalls die für wichtig erachteten, hatten daher eine relativ gute Chance. Impffreudige Kolonialbehörden verstanden, dass sie mehrere Fliegen mit einer Klappe schlagen konnten: die Arbeitskraft der Kolonialbevölkerung stärken, sich einen guten Ruf als wohltätige Kolonialmacht erwerben und das Mutterland vor Erregerimporten schützen.65
Welche Rolle spielten dabei wissenschaftliche Erkenntnisse? Auch hier ist wieder auf die Chronologie zu achten. Die wichtigen Durchbrüche geschahen erst nach der Jahrhundertmitte. Seit den späten 1850er Jahren entdeckten Louis Pasteur und Robert Koch, dass einige Krankheiten durch Mikroben übertragen werden, und entwickelten für einige Fälle medikamentöse Therapien. Der erste Impfstoff nach Jenner wurde aber erst 1881 gefunden, als Pasteur den Anthrax-Bazillus isolierte; 1890 fand Robert Koch ein Antitoxin gegen Diphtherie.66 Um 1900 besaß die Medizin erst wenige Drogen von verlässlicher Wirkung; dazu gehörten Chinin, Digitalis und Opium. Aspirin war 1899 auf den Markt gekommen. Erst das 20. Jahrhundert war die große Epoche der Massenimmunisierung gegen Infektionskrankheiten und des erfolgreichen Kampfes gegen Bakterien durch Sulfonamide und Antibiotika. Zu den großen Errungenschaften des 19. Jahrhunderts gehörte die Einsicht in die Hintergründe entzündlicher Prozesse. Die allgemeine Anwendung von Antisepsis und Desinfektion senkte in den westlichen Ländern – aber nur dort – seit etwa 1880 vor allem die Sterblichkeit im Kindbett.67 Der wichtigste Beitrag zur Verbesserung gesamtgesellschaftlicher Lebensqualität lag insgesamt eher in der Prävention als in der Heilung von Krankheiten. Hier brachte erst das 20. Jahrhundert eine Trendwende. Die Generation derjenigen, die in westlichen Ländern nach dem Zweiten Weltkrieg aufwuchsen, war die erste überhaupt, die nicht unter dem Damoklesschwert der Ansteckung lebte. In den USA zum Beispiel fiel zwischen 1900 und 1980 das Risiko, an einer Infektionskrankheit zu sterben, auf weniger als ein Zwanzigstel.
Selbst für Europa sollte man die Geschwindigkeit nicht überschätzen, mit der sich die neuen Erkenntnisse in der medizinischen Praxis bemerkbar machten. Außerhalb Europas traf die westliche Medizin bei ihrer Ausbreitung überall auf indigene Systeme medizinischen Wissens und heilender Praxis. Dort, wo die einheimische Heilkunst nicht verschriftlicht war, wie in Afrika, genoss sie wenig Respekt bei den – europäischen wie einheimischen – Vertretern der modernen Medizin und wurde in die reine Alltagspraxis abgedrängt.68 Anders war dies, wo sich great traditions trafen. In Japan, wo man schon in der frühen Neuzeit einiges über europäische Medizin erfahren hatte, wurde sie nach der Jahrhundertmitte praktiziert. Offiziell ersetzte sie in der Meiji-Zeit die bis dahin angewandte chinesische Medizin. In einem ihrer ersten Dekrete erklärte die neue Meiji-Regierung, der ungewöhnlich viele Politiker mit einer medizinischen Ausbildung angehörten, bereits im März 1868 die westliche Heilkunde zum einzig verbindlichen Inhalt der Medizinerausbildung. Seit 1870 wurde das ärztliche Unterrichtswesen in Japan nach deutschem Vorbild und mit der Hilfe vieler deutscher Mediziner vollkommen umgestaltet. Die «alte», sprich: chinesische Medizin sollte nach dem Willen der Regierung allmählich verschwinden. Wer approbierter Arzt werden wollte, musste ein Examen in westlicher Medizin vorweisen. Die traditionellen Mediziner leisteten Widerstand. Bei der Behandlung der verbreiteten Krankheit Beriberi zeigte sich die einheimische der westlichen Medizin auch deshalb überlegen, weil diese Krankheit in Europa kein großes Gesundheitsrisiko gewesen war. In der Praxis bestanden die beiden Wissenssysteme komplementär nebeneinander fort. Um die Jahrhundertwende gehörten noch zwei Drittel der statistisch erfassten Ärzte in Japan der traditionell-chinesischen Schulrichtung an.69 Ein umgekehrter Wissenstransfer von Asien nach Europa fand im 19. Jahrhundert kaum statt. Zwar kannte man aus den Berichten einzelner Jesuiten und vor allem aus dem 1727 veröffentlichten Japanreisebericht des westfälischen Arztes Engelbert Kaempfer (der 1692–94 in Japan gewesen war), asiatische Praktiken wie die Akupunktur, doch fanden sie erst in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts auch Anwendung im Westen. Neue Erkenntnisse der medizinischen und biologischen Wissenschaften setzen sich kaum von allein durch. Sie verlangen ein Korps von Heilern, das sie umsetzt, Patienten, die sie akzeptieren, und institutionelle Voraussetzungen in so etwas wie einem «Gesundheitswesen».
4  |  Mobile Gefahren, alt und neu

|  Das Ende der Pest am Mittelmeer


Jede Seuche stellt Gesellschaften vor ganz spezifische Herausforderungen. Jede besitzt ihre eigene Geschwindigkeit, ihr eigenes Muster der Verbreitung im Raum, ihr eigenes Opferprofil. Jede hat auch ihr eigenes image und jeweils besondere Bedeutungen, die ihr zugeschrieben werden. Jede zeichnet sich schließlich durch eine nur ihr eigene Übertragungsweise aus, durch einen unverwechselbaren Augenblick der Ansteckung. Pest (Beulenpest), die von Ratten mit Hilfe von Flöhen übertragene Seuche, die sich tief wie keine andere in das europäische Bewusstsein eingegraben hat, war im 19. Jahrhundert eine Angelegenheit Asiens. Aus Westeuropa verschwand sie nach der großen Welle von 1663–79, die England, Nordfrankreich, die Niederlande, das Rheintal und Österreich erfasst hatte. Der vorletzte Ausbruch wurde 1720 durch ein französisches Schiff ausgelöst, das aus dem pestverseuchten Syrien gekommen war. Mehr als 100.000 Menschen starben während der folgenden zwei Jahre in der Provence an der Pest.70 Die letzte große Epidemie in Europa außerhalb des osmanischen Balkans überzog 1738–42 Ungarn, Kroatien und Transsylvanien. Von weiteren Pestimporten aus Asien wurde Europa durch die verbesserte Sicherung der großen Häfen ebenso wie durch den erst nach 1770 voll ausgebauten und militärisch gesicherten österreichischen cordon sanitaire auf dem Balkan abgeschirmt.71 Frankreich und die Habsburgermonarchie waren Europas Frontstaaten gegen die Pest und besaßen daher auch die meiste Erfahrung. Ihnen hat Europa maßgeblich zu verdanken, dass es in der späteren Neuzeit pestfrei blieb. Hinzu kam der im 18. Jahrhundert allgemein einsetzende Übergang vom Holz- und Fachwerkbau zur Steinarchitektur in Europas Städten, der die Lebensgrundlage der Hausratte beschnitt, der wichtigsten Trägerin der Pest.72
Um die Mitte des 18. Jahrhunderts hatte in Zentralasien ein neuer Zyklus der Pest begonnen, der dritte nach dem 6.–8. und dem 14.–17. Jahrhundert. Im Osmanischen Reich traf diese neue Welle auf stabile Pestherde in Kurdistan und Mesopotamien. Istanbul galt als Königreich der Ratten und gefährliches Ansteckungspflaster, osmanische Truppen waren Träger, die für Verbreitung im ganzen Reich sorgten. Die Pest reiste ebenso auf Schiffen, die osmanische Häfen wie Istanbul, Smyrna, Saloniki und Akkon verließen, wie zu Lande über die großen Staatsstraßen.73 Bonapartes Truppen infizierten sich 1799 beim Vormarsch von Ägypten nach Syrien. Der Feldherr suchte die Moral durch einen propagandistisch geschickt inszenierten Besuch im Pesthaus von Jaffa zu heben. Bei der Belagerung von Akkon kam die Hälfte seiner Armee durch Pest, Ruhr und Malaria ums Leben.74 In der Folgezeit wurden Ausbrüche aus Istanbul (1812: 150.000 Tote), Syrien (1812), Belgrad (1814), mehrfach aus Sarajevo gemeldet. Helmuth von Moltke erlebte als junger preußischer Militärberater beim Sultan 1836 eine Epidemie in Istanbul, bei der 80.000 Menschen starben. Bei der Rückreise musste Moltke an der österreichischen Grenze eine zehntägige «Detention» erdulden, die übliche Cordon-Erfahrung.75 Moltke wurde Zeuge des Endes der Pest. Innerhalb von zwanzig Jahren – zwischen 1824 und 1845 – verschwand die Pest schnell aus dem Osmanischen Reich, mit Ausnahme der endemischen Gebiete Kurdistan und Irak. Eine Verschärfung der Quarantänepraxis und die Errichtung neuer staatlicher Gesundheitsbehörden hatten daran entscheidenden Anteil. Dennoch ist damit das Ende der Pest, eine Zäsur in der Geschichte des Osmanischen Reiches, seuchenhistorisch noch nicht vollständig erklärt. Übrig bleibt ein Rätsel.76 Trotz erfolgreicher Abwehr lebte Europa mithin bis 1845, als das letzte Auftreten im östlichen Mittelmeerraum registriert wurde, im Schatten der Pest. So lange galt es, in den Sicherungsanstrengungen nicht nachzulassen.77
|  Die neue Pest aus China


Die bislang letzte große Pestwelle ging 1892 von Südwestchina aus. 1893 errreichte sie die südchinesische Großstadt Kanton, 1894 die benachbarte britische Kronkolonie Hongkong und fand spätestens damit auch breite und panikartige internationale Aufmerksamkeit. Der internationale Schiffsverkehr trug die Erreger 1896 nach Indien, 1898 nach Vietnam, 1899 auf die Philippinen. Bis 1900 waren so weit entfernte Häfen wie San Francisco und Glasgow erreicht. In Kapstadt starben 1901 die Hälfte der Infizierten: 371 Personen.78 Die erstaunlichste Ausnahme war Australien: Die Pest wurde mehrfach in den Häfen festgestellt, wuchs sich aber niemals zu einer Epidemie aus, weil die Behörden aus einer instinktiv richtigen Einsicht rabiat gegen Ratten vorgingen.79 Die Pandemie wütete bis ins erste Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts hinein; manche Medizinhistoriker lassen sie überhaupt erst um 1950 enden. Ein später Ausläufer war im Jahre 1910 die Übertragung durch ein Reisschiff aus Burma nach Java, in dem es bis dahin die Pest niemals gegeben hatte; zwischen 1911 und 1939 starben mehr als 215.000 Javaner. Die Folge war eine deutliche Verbesserung der Wohnverhältnisse und der Gesundheitsfürsorge in der Kolonie.80
Wie bei anderen Epidemien der Epoche waren sogleich die Experten zur Stelle. Im ersten Moment war man ratlos, denn auf ein Wiedererscheinen der Pest war man auch in Asien nicht vorbereitet. Japan war nie mit der Pest in Berührung gekommen. In Indien war sie so wenig bekannt, dass es dort, anders als in China, noch nicht einmal eine Pestgottheit gab. Bald wurde das britische Hongkong zum wichtigsten Labor einer international rivalisierenden Pestforschung. Die alarmierte Regierung in Tokyo entsandte unverzüglich den berühmten Bakteriologen Kitasato Shibasaburo, der Robert Kochs Assistent gewesen war. Von der Zweigstelle des Pasteur-Instituts in Saigon eilte Pasteurs Schüler Alexandre Yersin herbei. Yersin war es dann, der 1894 den Pesterreger entdeckte und zugleich die notwendige Beteiligung von Ratten eindeutig nachwies; kurz danach wurde auch die Bedeutung des Flohs als Überträger erkannt.81 Ratten hatten es danach schwerer. Die Stadtverwaltung von Hanoi zahlte während der Pestepidemie von 1903 für jede tot eingelieferte Ratte 0,20 Piaster – eine erfolgreiche Maßnahme, die zugleich der privaten Rattenzucht Auftrieb gab.82 In Japan traten 1899 vereinzelte Krankheitsfälle auf, ohne dass es zu einer Epidemie gekommen wäre. Wie neu diese Krankheit für die Japaner war, zeigt sich daran, dass sie sie in phonetischer Nachahmung pesuto nannten, denn es gab keine einheimische Bezeichnung.83
Die Pandemie der Jahrhundertwende war keineswegs, wie es damals erschien, aus dem Nichts entstanden und auch nicht aus dem immer geheimnisvollen «Zentralasien» hervorgekrochen. In der entlegenen Provinz Yunnan, einer Wohnstätte der Gelbbrustratte (Rattus flavipectus) war die Pest bereits 1772 beschrieben worden. Es muss sie dort schon lange gegeben haben, doch erst die wirtschaftliche Entwicklung der Region schuf die Voraussetzungen für epidemische Verbreitung. Die von der Qing-Dynastie geförderte Erschließung des Kupferbergbaus in Yunnan hatte die Provinz zum Magneten für Arbeiter in einem Radius von mehreren hundert Kilometern gemacht. Zwischen 1750 und 1800 hatten eine Viertelmillion Zuzügler eine menschenleere Einöde in eine Gegend von Bergwerkscamps und wachsenden städtischen Siedlungen verwandelt. Mit dem Bergbau kamen Handel und Verkehr. Die Nachfrage nach Lebensmitteln stimulierte die Reisproduktion im benachbarten Burma.84 Die Pest konnte sich nur als Folge dieser mächtig gesteigerten Zirkulation verbreiten. Die Pandemie war daher ein Resultat der dynamischen Erschließung einer Frontier und zunächst eine rein innerchinesische Angelegenheit, genauer: eine südwestchinesische, da die Integration der Provinz in einen nationalen Marktzusammenhang erst schwach entwickelt war. Innerchinesisch blieb das Problem einstweilen – und daher vor den Augen des Westens verborgen. Eine wirtschaftliche Depression während der ersten Jahrhunderthälfte wirkte sich dämpfend aus. Dann aber wurde die Seuche durch die großen Muslimaufstände neu angefacht, die zwischen 1856 und 1873 Südwestchina in Turbulenz versetzten. Rebellen und die Truppen ihrer Qing-Gegner waren die wichtigsten Träger. Gleichzeitig schloss der von der Küste ausgehende Opiumhandel den chinesischen Südwesten stärker denn je an umfassendere Netze an. Dank einer detaillierten Berichterstattung in chinesischen Lokalchroniken lässt sich die Verbreitung zeitlich sehr genau von Landkreis zu Landkreis verfolgen.
Die chinesische Medizin war nicht unvorbereitet. Eine ihrer Richtungen sorgte sich um persönliche Hygiene, eine andere stellte Zusammenhänge mit der natürlichen und sozialen Umgebung her und erinnerte damit sehr stark an die «miasmatischen» Theorien, die bis zur Mitte des Jahrhunderts in Europa gang und gäbe waren. Beide Richtungen kamen aber nicht auf den Gedanken der ansteckenden Übertragung. Kollektive Anstrengungen der Pestbekämpfung stellten exorzistische Riten, öffentliche Bußübungen und andere symbolische Handlungen in den Mittelpunkt. Wie im frühneuzeitlichen Europa und in der muslimischen Welt wurde die Pest als göttliche Heimsuchung und Strafe verstanden. Hier wie dort fegte man die Straßen, säuberte die Brunnen und verbrannte die persönliche Habe von Pestopfern. Der große Unterschied zum vormodernen Europa lag darin, dass weder die medizinischen Lehrmeister noch die Beamten an Ansteckung glaubten und die Notwendigkeit der Isolation von Infizierten oder Verdachtsfällen erkannten: Methoden, die sich im Westen am ehesten in der Hafenquarantäne bewährt hatten. Eine andere Strategie praktizierten 1894 die Kolonialbehörden in Hongkong. Sie setzten, ausgehend von der Annahme, die Pest brüte im Dreck der Armen, die mächtigen Waffen eines eingreifenden Staates ein: Isolation, verschärfte Segregation von Chinesen und Europäern, Abriss von Elendsquartieren. Das rief heftigen, zum Teil gewaltsamen Widerstand der Chinesen hervor, nicht nur der betroffenen «Armen» selbst, sondern auch der philanthropisch engagierten Honoratioren.
Dieser Widerstand war nicht Ausdruck einer vormodernen Geistesverfassung abergläubischer Asiaten, sondern eine rationale Antwort auf die Einsicht, dass rabiate Methoden wenig nutzten. Eine Heilung der Erkrankten hatte auch die westliche Medizin nicht anzubieten, und dass man direkt gegen Ratten und Flöhe vorzugehen habe, hatte sich trotz Yersins Entdeckung noch nicht herumgesprochen. In der Mandschurei trat die Pest, diesmal nicht aus Südchina, sondern aus der Mongolei übertragen, 1910–11 noch einmal mit großer Vehemenz auf – der letzte große Ausbruch in Ostasien. Sie wurde ohne nennenswerte ausländische Hilfe von den chinesischen Behörden und Ärzten unter Kontrolle gebracht. Dabei wandte man erstmals in China die europäischen Methoden von Quarantäne und gesundheitspolitischer Überwachung der Bevölkerung an. Hatten sich die kantonesischen Beamten 1894 gar nicht um das Problem der Pest gekümmert, so hatte sich unterdessen die Einstellung geändert: Seuchenbekämpfung war noch unter dem kaiserlichen Ancien Régime vor 1911 zur Staatsaufgabe erklärt worden. Der späte Qing-Staat verkaufte seine erfolgreichen gesundheitspolitischen Eingriffe als patriotische Leistung: Man stärkte die Volksgesundheit und kam zugleich neuerlichen Interventionen der Ausländer in ein «rückständiges» China zuvor. China hatte seinen seuchenmedizinischen und seuchenpolitischen Abstand zu Europa dramatisch verringert.
Nirgendwo wütete die Pest heftiger als in Indien.85 1896 traf sie dort mit epidemischer Wucht ein, als erstes in Bombay. Von den 13,2 Millionen Pesttoten, die weltweit zwischen 1894 und 1938 registriert wurden, entfielen 12,5 Millionen auf Indien. Hunger und Pest steigerten sich gegenseitig. In Indien griffen die britischen Behörden mindestens so hart durch wie kurz zuvor in Hongkong und härter als bei vorausgegangenen Pocken- und Choleraepidemien. Kranke wurden in Lager gesperrt oder zwangsweise in Hospitäler gesteckt, wo die Todesraten 90 Prozent erreichten. Häuser wurden nach versteckten Infizierten und nach Leichen durchsucht, Reisende leibesvisitiert, Dächer wurden abgedeckt und Wände eingerissen, um Luft und Licht hineinzulassen, riesige Mengen von Desinfektionsmittel verspritzt.86 Dieses grobschlächtige Vorgehen war ein Ergebnis von internationalem Druck, die Seuche zu stoppen, dem Bestreben, das Wirtschaftsleben der großen Städte nicht ganz zusammenbrechen zu lassen, sowie dem wissenschaftlichen Selbstbewusstsein und dem Profilierungsbedürfnis der medizinischen Profession. Es war in Indien ebenso ineffektiv wie in Hongkong. Menschen, die vor solch drastischen Methoden flohen, verbreiteten die Seuche nur noch weiter. Die Behörden waren indes flexibel genug, um ihren Kurs zu korrigieren. Der Kolonialstaat hatte sich bis dahin primär um den Gesundheitsschutz der Ausländer gekümmert und die Versorgung der Inder vernachlässigt. Nun aber machte er sich – wie die späte Qing-Bürokratie – den Aufbau eines öffentlichen Gesundheitswesens zur eigenen Aufgabe.
Die große asiatische Epidemie der Jahrhundertwende wurde zum Anlass internationaler Beratungen darüber, wie man Europa schützen könnte. Frühere internationale Gesundheitskonferenzen, die es seit 1851 gab, hatten sich vor allem mit der Cholera beschäftigt.87 1897 in Venedig ging es unter Beteiligung chinesischer und japanischer Experten um die Abwehr der Pest. Mehrere europäische Staaten entsandten auch Vertreter ihrer eigenen Pestkommissionen zu Untersuchungen nach Bombay. Die Gesundheitsorganisation des Völkerbundes, die Vorläuferin der World Health Organization (WHO), hatte ihren Ursprung letztlich in diesen Bemühungen um Pestkontrolle.
Die Pestwelle, die in den frühen 1890er Jahren international sichtbar wurde, war in der Opfergeographie kaum «globaler» als andere Seuchen des 19. Jahrhunderts und noch nicht einmal als der Schwarze Tod (es handelte sich übrigens sehr wahrscheinlich um eine andere Krankheit als im 14. Jahrhundert). Die meisten Todesopfer wurden in Indien, China und Indonesien (Niederländisch-Ostindien) gezählt. In Europa registrierte man 7000 Opfer, in den USA 500, in Zentral- und Südamerika auch «nur» ca. 30.000 Pesttote. Dass die Seuche den «Westen» verschonte, hatte nicht nur den offensichtlichen Grund besserer medizinischer Einrichtungen in «hochentwickelten» Ländern. Eine Gegenüberstellung von «Erster» und «Dritter» Welt, Metropolen und Peripherien erschöpft das Thema nicht. Das epidemische Wiederauftreten der Pest wäre ohne die Verdichtung großräumiger Beziehungsnetze nicht möglich gewesen. Dies begann mit der Anbindung Südwestchinas an entfernte Märkte. Als die Seuchendynamik dann in Schwung gekommen war, wurden «moderne» Städte wie Hongkong und Bombay, die teils durch Überseeschifffahrt, teils durch Eisenbahnen in vielfältige Verbindungen eingewoben waren, zeitweise zu den gefährlichsten Orten der Welt. Niedrige Hygienestandards plus intensivierte Fernvernetzung waren die Grundvoraussetzungen, von denen der Pesterreger profitierte. Die Formen staatlichen Reagierens sortieren sich nicht auf einer Ost-West-Achse. Die mikrobiologische Revolution und die gerade entstehende Labormedizin waren in ihrer gesundheitspolitischen Nutzbarkeit noch so neu und unbekannt, dass westliche Behörden nicht klüger waren als asiatische. In einer Stadt wie San Francisco verschloss man die Augen vor der Bedrohung, und im soeben von den USA annektierten Honululu brannte man in einem Sündenbockreflex die Wohnviertel der Chinesen und Japaner nieder.88 In mehreren Ländern wurden fremde Minderheitsgruppen, oft von anderer Hautfarbe, als Träger infektiöser Bedrohung betrachtet und scharfer gesundheitspolizeilicher Überwachung unterstellt. Zu den rationalsten Einschätzungen der Lage gehörte die des moribunden kaiserlichen Staates in China. Er vermied die nutzlosen Exzesse der Briten in Indien.
|  Der blaue Tod aus Asien


Europa war am Ende des 19. Jahrhunderts keineswegs zu einer seuchenfreien Insel der Sicherheit geworden. Genau zur gleichen Zeit, als die Pest in der Hafenstadt Hongkong wütete, wurde die Hafenstadt Hamburg mit größter Wucht von der Cholera getroffen. Keine Seuche versetzte während des 19. Jahrhunderts Europa so sehr in Angst und Schrecken wie die Cholera. Sie war nicht ein vorübergehender epidemischer Schock, sondern eine langfristig wirksame Gefährdung von Lebensqualität in vielen Teilen der Welt. Die Cholera wurde zu einer globalen Bedrohung. Sie erreichte große Teile des Planeten. Obwohl Robert Koch auf einer von der deutschen Reichsregierung finanzierten Forschungsreise 1884 in Kalkutta den Cholerabazillus entdeckt und damit Klarheit in einen Wust älterer Spekulationen über die Ursprünge der Krankheit gebracht hatte, dauerte es noch weitere zwanzig Jahre, bis eine einfache, billige und wirksame Therapie gefunden war: den Wasser- und Salzverlust des kranken Körpers zu ersetzen. So lange wurden in Europa wie anderswo die Opfer Heilversuchen von oft grotesker Sinnlosigkeit und Brutalität unterzogen. Wer den Ärzten entrann, versuchte es mit Hausmitteln: Kampfer, Knoblauch, Essigdämpfen, brennendem Pech.89 In medizinischem Wissen und therapeutischer Erfahrung hatte Europa etwa gegenüber China auf diesem Gebiet vor Robert Koch keinen entscheidenden Vorteil. Wie wichtig sauberes Trinkwasser sei, betonte, unabhängig von John Snow und manch anderer europäischen und anglo-indischen Koryphäe, auch der Shanghaier Arzt Wang Shixiong in seinem «Traktat über die Cholera» (Huoluan lun, 1838, 2. Fassung 1862).90 In Europa stand man ebenso hilflos vor der Cholera wie anderswo. Während des gesamten 19. Jahrhunderts konnte keine Entwarnung gegeben werden. Jede Krankheit hat ihre eigene Chronologie, die sich nach dem Standort unterscheidet. Das zeigt sich in der Polarität von Indien und Europa. Europa war an die Pest seit Jahrhunderten gewöhnt, verlor nie die Angst vor ihr, lernte aber mit der Zeit, wie man ihrer Herr werden konnte. In Indien hingegen war die Pest 1892 etwas Neues. Die einzigen, die zu Gegenmaßnahmen griffen, waren dort die kolonialen Europäer. Die Cholera hingegen war für Indien und für Europa eine unangenehme Überraschung des 19. Jahrhunderts. Jahrzehntelang war daher die europäische Medizin nicht viel klüger als die indische, wenn es darum ging, die Krankheit zu erklären und Gegenstrategien zu entwickeln.
Anders als Ruhr, Typhus oder Malaria und ganz ähnlich wie die Pest ist die Cholera eine reisende Seuche. Wie die Pest kam sie aus Asien und hieß auch bei den Zeitgenossen vielfach die «asiatische Cholera». Damit weckte sie alte Ängste einer Invasion aus dem Osten, einer orientalischen Gefahr. Das Erscheinungsbild der Krankheit unterstreicht ihre Schrecklichkeit. Sie schlug plötzlich zu, führte mit einer ebenfalls der Pest ähnlichen Wahrscheinlichkeit von mehr als 50 Prozent innerhalb kurzer Zeit, manchmal in wenigen Stunden, zum Tode und konnte im Prinzip jeden treffen. Die Cholera wird, anders als die fiebrigen Pocken, immer wieder als eine «kalte» Krankheit beschrieben, anders als Tuberkulose oder «Schwindsucht» für jegliche Romantisierung ungeeignet. Der Patient deliriert nicht und gerät nicht in langsamen Verfall; er beobachtet klar, was mit ihm innerhalb kürzester Zeit geschieht. Durchfall, Erbrechen, Blauverfärbung von Gesicht und Gliedmaßen – die Symptome ähneln denen einer akuten Arsenvergiftung.
Der Verbreitungsweg der Cholera lässt sich deutlich verfolgen. Das Krankheitsbild wurde bereits seit dem frühen 16. Jahrhundert von europäischen Besuchern Indiens beschrieben. Erst 1814 trat die Cholera vermehrt in mehreren Regionen Indiens auf. Ab 1817 wurde aus Bengalen eine spektakuläre Zunahme der Todesfälle gemeldet. Mit einer Geschwindigkeit, für die jedwede Erfahrung fehlte, wurde daraus eine Pandemie über die geographischen Grenzen Südasiens hinaus. Die medizinhistorische Forschung unterscheidet mehrere pandemische Wellen: sechs im Zeitraum zwischen 1817 und 1923, eine siebente nach 1961. Auffällig war das abrupte Ende der einzelnen Schübe. Die Cholera verschwand so plötzlich, wie sie gekommen war, und es konnte eine halbe Generation dauern, bis sie sich wieder bemerkbar machte. 1819 hatte die Seuche Ceylon erreicht und wurde von dort über stark frequentierte Schifffahrtsrouten westwärts nach Mauritius und Ostafrika, ostwärts nach Südostasien und China getragen. 1820 trat sie in Siam, Batavia und kurz danach, gleichzeitig über die Philippinen und über Land via Burma gereist, in Südchina auf, schon im folgenden Jahr zweitausend Kilometer nördlich in der Hauptstadt Peking. Nach Bagdad kam sie 1821 mit einer iranischen Armee. In Syrien, Ägypten und an den Ufern des Kaspischen Meeres wurde sie 1823 festgestellt. Von Nordchina aus wurde Sibirien infiziert. 1829 war sie in Orenburg angekommen, im September 1830 in Charkiw (Ukraine) und Moskau, im Frühjahr 1831 in Warschau und Riga.91 Im Sommer 1831 wurden Istanbul, Wien und Berlin erreicht, im Oktober Hamburg, von dort England, vier Monate später Edinburgh. Im Juni 1832 übersprang die Cholera den Atlantik, vermutlich in einem irischen Auswandererschiff nach Quebec. Am 23. Juni 1832 war sie in New York. Havanna verlor im Frühjahr 1833 zwölf Prozent seiner Bevölkerung, in Mexico City starben innerhalb weniger Wochen 15.000 Menschen. Spätere Wellen ließen die lokalen Epidemien wiederaufleben und griffen neue Orte an. So aggressiv die erste Pandemie auch war, so wurde sie doch vielerorts später an Zerstörungskraft übertroffen. Die dritte Cholerapandemie (1841–62) verbreitete sich während des Opiumkrieges von China aus. Dorthin war sie mit britisch-indischen Truppen aus Bengalen gelangt. In Paris gab es nach der ersten Attacke von 1832 im Jahre 1849 abermals 19.000 Choleratote. Zur gleichen Zeit (1848/49) starben im Zarenreich eine Million Menschen an der Cholera.92 Es folgten in Paris, immer schwächer werdend, weitere Ausbrüche in den Jahren 1854, 1865–66, 1873, 1884, 1892. Nach 1910 war Frankreich ganz cholerafrei.93 London wurde nach 1866 nicht mehr heimgesucht – zweifellos ein Resultat einer nach den Maßstäben der Zeit vorbildlichen Stadtsanierung. Auch New York entging dank sinnreicher Schutzmaßnahmen der Epidemie von 1866, die andere Teile der USA heftig erfasste. Die letzte Cholera-Invasion der USA war die von 1876.94
Im Krimkrieg (besonders im Winter 1854/55) war es vor allem das Wüten der Cholera unter den ungeschützten, unter katastrophalen hygienischen Verhältnissen untergebrachten Truppen, das Reformer wie Florence Nightingale – nicht nur eine barmherzige Krankenschwester, sondern eines der großen politischen und administrativen Talente ihrer Zeit95 – zur Verbesserung des Militärsanitätswesens aufrufen ließ. Von 155.000 im Krieg umgekommenen britischen, französischen, sardischen und osmanischen Soldaten starben mehr als 95.000 an Cholera und anderen Krankheiten. Mexiko traf es 1850 noch einmal ganz schlimm, Japan 1861, China besonders heftig im folgenden Jahr.96 In München, einem weithin verrufenen Seuchenherd, war die Epidemie von 1854/55 übler als die von 1836/37, und 1873/74 kam es dann nochmals heftig.97 In Wien forderte die Cholera während der Weltausstellung vom Sommer 1873 fast 3000 Todesopfer. Hamburg hatte etwas von den früheren Pandemien abbekommen, wurde aber spät und in Westeuropa damals einzigartig 1892– 93 so schwer wie nie zuvor getroffen: Die Seuche brachte mehr Hamburger um als alle vorausgegangenen zusammengenommen. Da die Hamburger Epidemie zu einer Zeit geschah, als die Techniken der Sozialstatistik weit vorangeschritten waren, ist sie so gut dokumentiert wie keine andere und ermöglicht die ausführlichste Analyse der gesellschaftlichen Auswirkungen einer kollektiven Gesundheitskrise, die wir zum späten 19. Jahrhundert besitzen.98 Auf den Philippinen hatte es schon 1882 und 1888 Epidemien gegeben; 1902–4 wurde die Seuche vermutlich durch kontaminiertes Gemüse aus Hongkong und Kanton erneut eingeschleppt und forderte bis zu 200.000 Tote unter einer durch den amerikanischen Eroberungskrieg geschwächten Bevölkerung.99 In Neapel tauchte die Cholera nach einem Ausbruch 1884 im Sommer 1910, über Russland kommend (wo sie 101.000 Opfer gefordert hatte), abermals auf, in den USA, die damals besonders viele italienische Emigranten aufnahmen, mit Sorge beobachtet. Einmalig in der europäischen Geschichte der Cholera, unternahm damals die italienische Regierung unter dem Druck neapolitanischer Schifffahrtsinteressen einen großangelegten Versuch, die Seuche zu vertuschen.100
Die Gesamtzahl der Todesopfer ist auch nicht annähernd zu schätzen. Für Indien, die vermutlich am stärksten betroffene Region, hat man für die Jahre 1817 bis 1865 (als eine einigermaßen brauchbare Seuchenstatistik einsetzte) 15 Millionen Choleratote angenommen, für 1865 bis 1947 noch einmal 23 Millionen.101 Die Plötzlichkeit der Cholera, die über infiziertes Trinkwasser in einer Großstadt an einem Tag Tausende von Menschen erfassen konnte, trug zur Dramatik der Wahrnehmung bei. 1831/32 und noch einmal 1872/73 war Ungarn so stark betroffen wie kaum ein anderes europäisches Land. Für die 1870er Jahre lag die Mortalitätsrate um vier Prozentpunkte über derjenigen der umrahmenden Dekaden. In Städten reichten die Mortalitätszahlen von maximal 6,6 Todesfällen auf tausend Einwohner in London über mehr als 40 in Stockholm und St. Petersburg bis 74 in Montreal im Jahre 1832.102
Die große Cholerapandemie von 1830–32, in der Georg Wilhelm Friedrich Hegel und Graf Neidhardt von Gneisenau umkamen, hat sich besonders tief ins westeuropäische Bewusstsein eingegraben. Die Raschheit der Invasion, ihre an einen mikrobiellen Mongolensturm erinnernde Annäherung aus Asien und die Hilflosigkeit der Opfer führten zu einer Dämonisierung der «neuen Pest». Die Seuche weckte Ängste: Ängste der Reichen vor den Unterklassen, die als Transporteure des Todes galten, Ängste der Armen, von der Obrigkeit vergiftet zu werden, die damit das Problem der Arbeitslosigkeit lösen wolle, Ängste vor dem neuerdings als «primitiv» gesehenen Orient, dem sich die «zivilisierte Welt» seit wenigen Jahrzehnten so unvergleichlich überlegen fühlte und der nun seine fortdauernde subversive Kraft bewies.103 In England, Frankreich und Deutschland versuchten Mediziner sich auf ihre Ankunft vorzubereiten, nachdem die ersten beunruhigenden Nachrichten aus Russland eingetroffen waren. Man wusste nichts über Ausmaß und Wege der Ansteckung und über mögliche Gegenmaßnahmen; die genauesten Beschreibungen der Cholera, die es gab, stammten von britischen Ärzten in Indien, waren aber in Europa wenig zur Kenntnis genommen worden.
In den Quellen oft geschildert werden das erste Eintreffen der Seuche in Frankreich und ihre Auswirkungen auf die Gesellschaft der französischen Metropole. Am 14. März 1832 traten unter Ärzten, die aus Polen zurückgekommen waren, die ersten Fälle in Paris auf. Überhaupt kam die Cholera nicht wie die Pest über die Mittelmeerhäfen, sondern auch bei späteren Pandemien über das Rheinland oder den Ärmelkanal. Im März zählte man 90 Choleratote, im April bereits 12 733. Die öffentlichen Orte leerten sich; wer konnte, floh aus der Stadt. Das Problem, die Leichen zu beseitigen, ließ sich kaum lösen. Gerüchte über die Ursachen verbreiteten sich, die Reflexe einer anderen Zeit.104 Aufstände brachen aus, die auf beiden Seiten mindestens 140 Tote fordern. Am 1. Oktober 1832 wurde das Ende der Epidemie festgestellt. Die Unterklassen waren wie letztlich bei allen Epidemien proportional am stärksten betroffen. Die ersten Cholerawellen trafen einige Gesellschaften in besonders stürmischen Phasen ihrer politischen Geschichte. Frankreich hatte gerade die Revolution von 1830 hinter sich und sich noch nicht auf die neuen Routinen der Julimonarchie eingestellt. Die Cholera kam zu einem Zeitpunkt, als die neu «befreite» Bourgeoisie für den Staatsapparat, den sie übernommen hatte, neue Aufgaben suchte. So wurde die Cholera zum Testfall neuartiger staatlicher Regulierungen des zivilen Lebens.105
In Indien trat die Cholera 1817 just in dem Moment auf, als die Briten ihren stärksten indischen Rivalen, die Marathen-Konföderation, militärisch bezwungen hatten und sich anschickten, ihre eigene Herrschaft zivil zu festigen; die letzten Truppenbewegungen trugen zur Verteilung des Bazillus bei. Zudem war Indien soeben erst für protestantische Missionare geöffnet worden. Aus indischer Sicht lag ein Zusammenhang zwischen Eroberung und Seuche nahe: Verbreitet war die Ansicht, die Briten hätten durch Verletzung hinduistischer Tabus göttliche Vergeltung heraufbeschworen. Sowohl britische Beamte als auch indische Bauern sahen daher in der Cholera mehr als nur eine Gesundheitskrise: eine Gefährdung von «Ordnung» überhaupt.106 Die britischen Behörden in Indien folgten das ganze Jahrhundert über einer Laisser-faire-Politik gegenüber der Cholera. Solch massive gesundheitspolitische Maßnahmen, wie sie in den 1890er Jahren gegen die Pest eingeführt wurden, fehlten bei der Cholera: kaum Isolation und Quarantäne, gerade einmal eine leicht verschärfte Kontrolle hinduistischer Pilgerströme, die man mit Recht für seuchenfördernd hielt. Die Ereignisse von Mekka, als Pilger aus Java dort 1865 die Cholera einschleppten und über Ägypten per Dampferverkehr eine neuerliche weltweite Dominoreaktion ausgelöst wurde, sollten dies bestätigen.107 Solange die Natur der Cholera ungeklärt war, mochte Nichtstun so gut wie jede andere Reaktion sein. In seiner Begründung vereinten sich die Vorliebe des Kolonialstaates für billige Problemlösungen und ein doktrinärer Liberalismus mit der dominanten Lehrmeinung unter den britischen Medizinern in Indien wie in England: dass der ansteckende Charakter der Cholera nicht erwiesen sei und daher aufwendige sanitätspolizeiliche Maßnahmen überflüssig seien.
Auf dem europäischen Kontinent überwogen Pestreflexe, und Abriegelung schien das probate Mittel zu sein. Russland, Österreich und Preußen riegelten sich durch gestaffelte cordons ab: das Zarenreich bei Kasan gegen Asien, Preußen entlang der polnischen Grenze gegen den gesamten Osten. Preußen allein bemannte seinen 200 Kilometer langen Schutzgürtel mit 60.000 Soldaten. Grenzübergänger wurden einem rigorosen Quarantäneregime mit genau vorgeschriebenen Isolations- und Reinigungsmaßnahmen unterworfen; Geldscheine wurden gewaschen und Briefe geräuchert.108 Dahinter standen auch von medizinischen Autoritäten und Lobbies vertretene Theorien über die Transmission der Cholera durch Luft, Wasser oder direkten Kontakt. Wo man solche «kontagionistischen» Auffassungen nicht teilte, wie in Pettenkofers Bayern, gab es auch keine cordons und Quarantänen. Deren Wirksamkeit freilich wurde durch die fast unaufhaltsame Dynamik der verschiedenen Seuchenschübe stark in Zweifel gezogen. Man fragt sich, ob die rituellen Gesänge zur Abwehr böser Geister, die der König von Siam anordnete, dem Problem wesentlich unangemessener waren. In dem Hin und Her der Theorien ging dann aber ganz Europa in den 1890er Jahren wiederum zu einer «neo-quarantinistischen» Haltung über.109 Quarantänen blieben ein Merkmal des internationalen Reisens in der großen Expansionsphase der Dampfschifffahrt. Häfen schufen Vertrauen bei Reisenden und Kaufleuten, wenn sie funktionierende, aber nicht zu lästige Quarantäneeinrichtungen bereitstellen konnten. Mit der Eröffnung eines modernen Lazaretts und einer Quarantänestation begann zum Beispiel in den 1830er Jahren der Aufstieg Beiruts zum «Tor der Levante».110 Vor besonderen Problemen standen Einwandererländer, die den Immigrantenstrom nicht anhalten wollten und konnten, aber dennoch Schutzmaßnahmen ergreifen mussten, auch wenn scharfe Quarantäne sich von Anfang an wenig bewährt hatte.111
Pocken und Pest, Cholera, Gelbfieber und Grippe sind mobile, gewissermaßen globalisierungstaugliche Krankheiten, Feinde der Menschen mit geradezu militärischen Eigenschaften: Sie greifen an, erobern, ziehen sich wieder zurück. Manchmal bleiben als letzte Hoffnung nur physische Abwehrmaßnahmen: Quarantänen und Barrieren. Der wachsende Welthandel und der intensivierte Schiffsverkehr des 19. Jahrhunderts steigerten das Transmissionstempo. Menschen, Tiere, aber auch Waren konnten infiziert sein und fatale Erreger ausstreuen.112 Daneben gibt es lokale Seuchen, die sich nicht großräumig verbreiten, die lokal eingenistet sind, aber ebenso Leid und Tod bringen.
Im 19. Jahrhundert war dies vor allem der Typhus, ein guter Indikator besonderer historischer Problemlagen. Die klassische Beschreibung eines Hungertyphus, der eine durch Unterernährung und überhaupt «grauenhaft jammervolle» Lebensumstände geplagte Bevölkerung befällt, stammt von Rudolf Virchow. Virchow hatte im Februar und März 1848 als Abgesandter des preußischen Ministeriums der geistlichen, Unterrichts- und Medicinalangelegenheiten Oberschlesien besucht und danach ein bedrückendes Sozialpanorama einer der ärmsten Gegenden Mitteleuropas entworfen.113 Durch Industrialisierung und Urbanisierung wurden auch zahlreiche große europäische Städte zu Dauerbrutstätten des «sporadischen Faulfiebers». Typhus war ebenso eine Soldatenkrankheit, Anzeichen eines unreformierten Militärwesens. Er begleitete die napoleonischen Armeen, seit sie sich 1798 mit verseuchtem Nilwasser infiziert hatten. 1808 in Spanien war es besonders schlimm, noch schlimmer während des Russlandfeldzugs. Im Deutsch-französischen Krieg von 1870/71 erwies sich die Gegend um Metz als endemisch verseucht. Besonders übel wütete der Typhus im Russisch-türkischen Krieg von 1877/78. Noch um die Jahrhundertwende brachte eine Typhuskrise das Heeressanitätswesen jedes Staates an den Rand des Zusammenbruchs.114
Völlig glanzlos und ohne den Schauer eines apokalyptischen Reiters, der wahllos und «demokratisch» die Höchsten und die Niedrigsten einer Gesellschaft niedermäht, war schließlich das Fleckfieber: eine Elendskrankheit kalter Klimate, das schiere Gegenteil einer Tropenkrankheit. Es wird durch Läuse übertragen und tritt dort bevorzugt auf, wo schlechte sanitäre Verhältnisse und Mangel an Brennstoff Menschen, die auf engem Raum miteinander leben, daran hindern, ihre Kleider häufig genug zu wechseln und zu reinigen. Fleckfieber ist neben Typhus und Ruhr die klassische Kriegsseuche. Bis zum Ersten Weltkrieg war jeder neuzeitliche Krieg in Europa von Fleckfieber begleitet. Napoleons Grande Armée wurde mehr als durch alle anderen Gegner durch Ruhr und Fleckfieber auf ein Zehntel ihrer Ausgangsstärke reduziert.
|  Der Anfang vom Ende des medizinischen Ancien Régime


Das 19. Jahrhundert gehört in vieler Hinsicht noch zum medizinhistorischen Ancien Régime. Es gab weiterhin ausgesprochene Risikogruppen, an erster Stelle Soldaten aller Länder. Möglicherweise waren die Kriege zur Eroberung Neuseelands die einzigen im 19. Jahrhundert, bei denen mehr europäische Soldaten im Kampf oder bei Unfällen zu Tode kamen als durch Krankheiten. Der umgekehrte Extremfall war der Eroberungsfeldzug in Madagaskar 1895, als etwa 6000 französische Soldaten an der Malaria starben und nur 20 bei Kampfhandlungen.115 Eine neue Epoche begann erst außerhalb Europas mit dem Russisch-japanischen Krieg von 1904/05, als die Japaner dank sorgfältiger Impfung und Bereitstellung sanitärer und medizinischer Einrichtungen ihre Krankheitsverluste auf ein Viertel der Todesfälle im Kampfeinsatz zu senken vermochten.116 Aus einer Position der Schwäche heraus konnte der aufstrebende japanische Militärstaat nur dann auf Erfolg hoffen, wenn er seine knappen materiellen und personellen Ressourcen besonders gut hegte und pflegte. Das 19. Jahrhundert sah aber auch den Anfang vom Ende des medizinischen Ancien Régime, etwas, dem man bei aller Unstetigkeit und Holprigkeit den Namen Fortschritt nicht versagen sollte. Dieser Übergang hatte, sehr grob unterschieden, drei Aspekte, die man auch als Phasen hintereinander schalten kann.
Der erste Aspekt umfasst die weltweite Zurückdrängung der Pocken durch den Erfolg der Jennerschen Vakzination sowie die Prophylaxe und Therapie der Malaria durch Entwicklung und Einsatz von Alkaloiden, die aus der Chinchona-Rinde gewonnen wurden. Nach etwa 1840, verstärkt nach 1854, begann die Malaria-Mortalität, jedenfalls von Europäern in den Tropen, bereits zu sinken, eine wichtige Voraussetzung für militärische Eroberungen in südlichen Breiten.117 Dies waren freilich die beiden einzigen global wirksamen medizinischen Innovationen vor dem Entstehen der Mikrobiologie.
Zweitens war die wissenschaftliche Labormedizin, für die Namen wie Louis Pasteur und Robert Koch stehen, eine der großen Innovationen der Epoche. Sie erzielte ihre ersten großen Erfolge in den 1870er Jahren und etablierte sich im folgenden Jahrzehnt als ein eigenes Feld des Wissens, doch dauerte es dann noch eine Weile, bis sich für die verschiedenen Krankheiten, deren Ursachen nun aufgedeckt wurden, praktikable Präventionsstrategien oder sogar massenhaft einsatzfähige Therapien finden ließen. Auch blieb die Vorstellung, wahre medizinische Forschung habe im Labor zu erfolgen, lange in der Öffentlichkeit der «westlichen» Gesellschaften umstritten. Diese Zweifel wurden oft als Kampf gegen Tierversuche («Vivisektion») artikuliert.118
Zwischen diesen beiden Zäsuren, gewissermaßen dem Jennerschen und dem Pasteurschen Moment der Medizingeschichte, lag eine Zwischenphase oder ein dritter Aspekt, der eher einen Triumph der Praxis als einen solchen der Theorie bedeutete. Für ihn stehen eher die Namen von Sozialreformern und medizinisch-sanitären Praktikern als die von Forschern hinter dem Mikroskop.119 Gemeint ist die sanitäre Bewegung, die um die Mitte des Jahrhunderts in Westeuropa und Nordamerika begann und bald in vielen anderen Teilen der Welt zumindest sporadisch Wirkungen zeigte: Lange bevor Kausalitäten wissenschaftlich abgesichert waren, zeigte die Erfahrung, dass es gesünder sei, in Städten mit sauberem Wasser, Kanalisation, organisierter Müllbeseitigung und Straßenreinigung (die im 19. Jahrhundert, anders als heute, vor allem organische Materie zu entfernen hatte: Asche und Pferdedung) zu leben. Diese Erkenntnis setzte sich bereits durch, bevor man überhaupt in der Lage war, sauberes Wasser bakteriologisch als solches zu erkennen.
Dieser dritte Aspekt betrifft einen Einstellungswandel, der prinzipiell auf unterschiedlichen kulturellen Grundlagen möglich war und nicht von einem korrekten Verständnis neuester wissenschaftlicher Theorien aus Europa abhing. Gesellschaften, die den Willen und die finanziellen Ressourcen aufbrachten (und aufbringen konnten), ihre Städte gesünder zu machen und ihre Soldaten besser zu versorgen, ernteten einen Mortalitätsgewinn, verbesserten ihre militärische Schlagkraft und erzielten insgesamt einen energetischen Vorteil. Unterschiedliche Seuchenerfahrungen konnten sich in eine veränderte internationale Gewichtsverteilung umsetzen. Die weltweite Sanitätsreform oder gar «Hygienerevolution» war einer der großen Durchbrüche des 19. Jahrhunderts. Sie begann nach 1850 in West- und Nordeuropa und zieht sich bis in die Gegenwart hin. In Teilen Indiens wurde sie früh aufgegriffen, später dann in Ostmitteleuropa und Russland, seit etwa 1930 in Ländern wie Brasilien, dem Iran und Ägypten.120 Es wäre zu einfach, diesen globalen Prozess als unmittelbare Folge der Industriellen Revolution und selbst der wissenschaftlichen Neuentdeckungen der Epoche zu interpretieren. Steigendes Volkseinkommen und neues Expertenwissen setzen sich nicht direkt in gesamtgesellschaftliche Gewinne an Gesundheit, Lebenszeit und Lebensqualität um. Ein gewisser normativer Wandel musste hinzukommen: die Bereitschaft, Seuchen nicht länger als Geißeln Gottes oder Konsequenzen individuellen wie kollektiven Fehlverhaltens aufzufassen, also eine Entmoralisierung des medizinischen Weltverständnisses. In dem Maße wie deutlich wurde, dass Seuchen auf gesellschaftliche Intervention reagierten, wuchs die Unterstützung für staatlich betriebene Programme zum Aufbau öffentlicher Gesundheitssysteme. Die entscheidende Neuerung waren vermutlich – Städte wie London und New York gingen hier weltweit voran – Netzwerke lokaler Gesundheitsbehörden unter zentraler Oberleitung, aber mit großem Spielraum, auf örtliche Besonderheiten zu reagieren. Man erwartete nun sauberes Trinkwasser aus der Leitung und die organisierte Beseitigung des neuerdings gefürchteten und verabscheuten Schmutzes. Und die Konsumenten waren bereit, für gesundheitsfördernde Einrichtungen Geld auszugeben.
Tropische Krankheiten, also solche, die sich in den besonderen Klimaverhältnissen äquatornaher Breiten finden, sind im 19. Jahrhundert weniger erfolgreich bekämpft worden als einige der großen Seuchen, die Europa heimsuchten. Nicht-urbane Lebensräume waren oft noch schwieriger und kostspieliger zu sanieren als Städte, vor allem in den Tropen. Die Verzögerung lag an einer Vielzahl von Faktoren: an der relativ geringen Reichweite der kolonialen Medizin, die trotz mancher Erfolge, etwa bei der Bekämpfung der Schlafkrankheit, doch nicht ausreichte, um Seuchen an ihren Ursprüngen wirksam zu bekämpfen; an den außerordentlich hohen Kosten der Beseitigung intermediärer Ursachen, etwa durch Trockenlegung von Sümpfen (erst seit 1879 galt es als gesichert, dass Infektionskrankheiten durch Insektenstiche übertragen werden können), Kosten, die nicht aus den betroffenen Regionen heraus gedeckt werden konnten, noch nicht einmal durch koloniale Steuersysteme; an einem Teufelskreis von unzureichender Ernährung und mangelnder Krankheitsresistenz, dem Europa und Nordamerika glücklich entkamen. Es spricht vieles dafür, dass sich innerhalb des universalen Gesamtprozesses der Zurückdrängung der Seuchen die biologischen und ökonomischen Belastungen in den temperierten Zonen der Erde schneller verminderten als in den Tropen. Klima erklärt ökonomische Leistungsfähigkeit nicht unmittelbar und setzt gesellschaftliche und politische Faktoren nicht außer Kraft, doch lässt sich nicht übersehen, dass die gesundheitlichen Belastungen in tropischen Klimazonen höher waren und sind als in gemäßigten Breiten. Dies hat in den heißen Ländern mitunter zu einem Umweltfatalismus geführt, der die Entwicklungshoffnungen dämpfte.121 Ob die Tropenmedizin ein Werkzeug eines medizinischen Imperialismus war, ist schwer pauschal zu entscheiden. Teilweise (Malaria) war sie dabei erfolgreich, Europäer und Nordamerikaner für koloniale Eroberungen medizinisch zu stabilisieren, teilweise aber auch nicht (Gelbfieber). In den Kolonien wurden einerseits wichtige wissenschaftliche Entdeckungen gemacht, andererseits Experimente mit Behandlungsmethoden und Medikamenten durchgeführt, die man Europäern damals nicht mehr zumuten konnte. Das koloniale Medizinal- und Sanitätswesen setzte sich das primäre Ziel, die Lebensbedingungen der Kolonisierer zu verbessern. Aber es war in vielen Kolonien auch bestrebt, die Arbeitsfähigkeit der Kolonisierten zu erhöhen und die Legitimität der Kolonialherrschaft als Reformregime zu stärken. Globalisierungstauglichen Seuchen, etwa der Pest, an ihren außereuropäischen Ursprungsorten entgegenzutreten, war ein neuer Ansatz, der die älteren Strategien der Abschirmung ergänzte. Dass Seuchenschutz eine internationale Aufgabe sei, wurde im 19. Jahrhundert erkannt. Im 20. Jahrhundert ist er eines der wichtigsten Felder von global koordinierter Krisenbewältigung und Krisenprävention geworden.
5  |  Naturkatastrophen

Neben den Seuchen fehlten andere apokalyptische Reiter im 19. Jahrhundert nicht. Naturkatastrophen intervenieren, wie es scheint, von außen in die Geschichte; sie sind anti-historisch, freie Agenten und unabhängige Variablen. Am meisten verstören diejenigen, auf die man nicht vorbereitet ist und gegen die menschliche Einwirkung versagt. Dazu gehören die Erdbeben. Es gibt eine Geschichte der Erdbeben – ebenso wie eine der Springfluten und Vulkanausbrüche –, die keine Geschichte des Fortschritts sein kann. Erst in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts haben Geologie und Meteorologie sowie die Entwicklung neuer Messtechnologien ein gewisses Maß an Katastrophenprophylaxe ermöglicht. Warnungen sind möglich, und ein Minimum an Vorsorge ist es auch.
|  Erdbeben und Vulkane


Kein Ereignis im Europa des 19. Jahrhunderts hatte die mentalen Auswirkungen des Erdbebens von Lissabon 1755. Sein Schrecken zittert dreißig Jahre später noch in Joseph Haydns musikalischem terremoto am Ende der Sieben letzten Worte des Erlösers am Kreuz. Heinrich von Kleist hat in seiner frühen Novelle Das Erdbeben von Chili (1807) einen wirklichen Fall aus dem Jahre 1647 verarbeitet. Wenn es von seiner Wirkung her ein Erdbeben gab, das der großen Erschütterung von Lissabon gleichkam, dann war es das Beben, das San Francisco am 18. April 1906 um 5 Uhr morgens traf. Viele der viktorianischen Häuser der Stadt, die ohne einen Gedanken an die bebende Erde gebaut worden waren, stürzten in sich zusammen. Ebenso geriet die gesellschaftliche Ordnung an die Grenze der Belastbarkeit. Plünderer zogen durch die Straßen. Der Bürgermeister rief Polizei und Armee zu Hilfe. Mehrere Tage hindurch zerstörten Feuer einen großen Teil der Stadt. Auf dem Höhepunkt der Krise wurden Zehntausende von der See aus gerettet, angeblich die größte maritime Evakuierung vor dem Rückzug der britischen Truppen aus Dünkirchen 1940. Insgesamt forderte das Erdbeben von San Francisco nach pessimistischen Schätzungen über 3000 Menschenleben und machte 225.000 Menschen obdachlos.122 Dass frühe Betonbauten den Erdstößen besser widerstanden als Mauerwerk, hat die Opferzahlen nicht noch höher werden lassen. Das Beben von 1906 war keine außergewöhnlich verlustreiche Katastrophe in der Größenklasse des japanischen Kanto-Erdbebens von 1923, das mehr als 100.000 Menschleben forderte. Es war bedeutsam, weil es ein beispielloses Medienecho fand und, ähnlich wie in Japan das Beben von 1891 auf der Hauptinsel Honshu (etwa 7300 Tote), das vorwiegend Gebäude europäischer Bauart zerstörte und dadurch den Kritikern übertriebener Verwestlichung Auftrieb gab, den neuen Typ des «nationalen» Desasters gut verkörperte: eines Katastrophenereignisses, das als Angriff der Natur auf die Unverletztlichkeit der Nation verstanden wurde und das zugleich eben dieser Nation die Gelegenheit gab, bei Hilfe und Wiederaufbau Solidarität und Leistungskraft zu beweisen.123 Dies war ein allgemeiner Trend des Reagierens auf Naturkatastrophen: In den 1870er Jahren verwüsteten riesige Schwärme von Rocky Mountain Locusts große Gebiete im Westen der USA. Die Schäden waren verheerend. Die Heuschrecke wurde zum Feind der Nation erklärt und die Armee mobilisiert, passenderweise unter der Führung eines alten Bürgerkriegsgenerals und Indianerkämpfers. Sie organisierte die Verteilung von Hilfsgütern an bedürftige Kleinfarmer. Allein im Winter 1874/75 wurden in Colorado, Dakota, Iowa, Kansas, Minnesota und Nebraska zwei Millionen Nahrungsmittelrationen verteilt – eine der logistisch aufwendigsten staatlichen Aktionen seit dem Ende des Bürgerkrieges 1865.124
Vulkanausbrüche ereignen sich plötzlich und lokal wie Erdbeben, können aber geographisch weitreichende Folgen haben. Die Explosion des Vulkans Krakatau auf der gleichnamigen Insel in der Sundastraße im heutigen Indonesien war ein solches geologisches Ereignis mit globalen Auswirkungen. Die vulkanische Asche, die beim Ausbruch am 27. August 1883 ausgeworfen wurde, verteilte sich über die ganze Erde. Ein Tsunami verursachte entlang der Küsten Südostasiens etwa 36.000 Todesfälle. Die apparative Bestückung des Planeten war damals so weit vorangeschritten, dass auf allen Kontinenten die von Krakatau ausgehenden seismischen Wellen gemessen wurden. So verwandelte sich eine lokale Naturkatastrophe in ein globales wissenschaftliches Ereignis.125 Noch nicht unter den Augen der Weltöffentlichkeit geschah der Ausbruch des Vulkans Tambora auf der kleinen indonesischen Insel Sunbawa am 10. April 1815. Dieser Vulkanausbruch war in seiner Kraft stärker und in seinen Folgen noch verheerender. Man schätzt die Zahl der örtlichen Toten auf 117.000. Ein großer Teil des indonesischen Archipels wurde durch die Eruption drei Tage lang in tiefe Finsternis gehüllt. Die Explosionen wurden mehrere hundert Kilometer weit gehört und vielfach für Kanonendonner gehalten. In Makassar und Jogyakarta machten sich Truppen bereit, um in den Krieg zu ziehen. Ein Stein- und Ascheregen ging über der dicht besiedelten, für den Export produzierenden Insel nieder. Sie wurde weitgehend entwaldet, eine Flutwelle zerstörte die Reisfelder entlang der Küste. Der Berg Tambora wurde durch den Ausbruch von 4200 auf 2800 Meter verkleinert. Die Insel war so gut wie unbewohnbar geworden. Es fehlte jegliche medizinische Versorgung für die oft schwerverletzten Überlebenden. Nahrungsmittelvorräte und Felder waren vernichtet, das Trinkwasser verseucht. Die Insel war vollkommen von Importen abhängig geworden. Es dauerte viele Monate, bis sich die Kolonialbehörden und die Außenwelt ein einigermaßen realistisches Bild vom Ausmaß des Desasters gemacht hatten. Von einer schnell herbeieilenden Katastrophenhilfe konnte keine Rede sein. Die benachbarten Inseln Bali und Lombok wurden von einer 20 bis 30 Zentimeter dicken Ascheschicht bedeckt. Auch hier ging die Reisernte, die auf dem Halm stand, vollkommen verloren, und es brachen Hungersnöte aus. Noch 1821 war die Landwirtschaft auf Bali stark beeinträchtigt. Seit Ende der zwanziger Jahre profitierte die Insel Bali, die 25.000 Todesopfer zu beklagen hatte, dann aber von dem Düngungseffekt des vulkanischen Niederschlags. Der neuerliche Aufschwung ihrer Agrarproduktion lässt sich unter anderem auf diese Ursache zurückführen.
Der Ausbruch des Tambora hatte weltweite Folgen. In vielen Teilen Europas und Nordamerikas war das Jahr 1815 das kälteste und feuchteste seit Beginn der Wetteraufzeichnungen. Noch 1816 ging als «Jahr ohne Sommer» in die Annalen ein. Neuengland und Westkanada waren am stärksten betroffen. Aber auch die Schweiz, Deutschland, Frankreich, die Niederlande, England und Irland verzeichneten abnorme Wetterverhältnisse und miserable Ernten. In der Schweiz brachen Hungersnöte aus. Noch mehrere Jahre lang behinderten Materialpartikel in der Stratosphäre die Sonneneinstrahlung; die Temperaturen lagen um 3 bis 4 Grad unter dem Durchschnitt. Nirgendwo schlug die Krise heftiger zu als im Winter 1816/17 im südlichen Rheinland und in der Schweiz. Selbst die Grundversorgung mit Importgetreide brach zusammen, da frühe Fröste und raue Witterungsbedingungen den Import von Getreide über baltische Häfen verzögerten. Der ganze alte Mechanismus von Nahrungsmangel, Teuerung und Zusammenbruch der Nachfrage nach nichtagrarischen Produkten wurde in Gang gesetzt. Die Menschen flohen aus den Krisenzonen nach Russland, ins Habsburgerreich und über die niederländischen Häfen in die Neue Welt. Kapitäne verweigerten den Transport mittelloser Elendsflüchtlinge, und viele, denen die Ausreise misslungen war, mussten als Bettler den Rückweg in die Heimat antreten. Die akute mitteleuropäische Agrarkrise von 1815–17 wird oft als eine der letzten Krisen «vom alten Typ» angesehen. Manche Historiker meinen sogar, dass sie europäische Regierungen destabilisierte. Dass ihr Auslöser im fernen Indonesien lag, haben freilich die Historiker und Klimaforscher erst im 20. Jahrhundert erkannt.126
|  Hydraulik


Auf der Skala menschlicher Mitverursachung stehen Wasserkatastrophen an einem der Extrempunkte. Sie unterliegen einer gewissen Periodizität von Regenmenge und Schneeschmelze und sind dennoch bis heute nur schlecht prognostizierbar. Die natürlichen Wasserzuflüsse sind aber in manchen Gesellschaften schon früh reguliert worden. Auch wenn man nur wenigen asiatischen Gesellschaften einen umfassenden «hydraulischen» Charakter zusprechen kann, so bleibt doch richtig, dass in manchen Teilen der Welt Agri- und sonstige Kultur nur auf der Grundlage von künstlicher Bewässerung einerseits, Flutabwehr andererseits möglich ist. Die dafür erforderlichen Technologien sind in zahlreichen Gegenden der Welt früh entwickelt und perfektioniert worden. Das 19. Jahrhundert brachte einen neuen Schub der Wasserbautechnologie. Er ermöglichte Großprojekte wie die Regulierung des Oberrheins und der Rheinmündung sowie die großen Kanalbauten in Nordamerika und Mitteleuropa, später auch in Ägypten und Mittelamerika. Auch gibt es Beispiele dafür, dass auf der Grundlage älterer Anlagen mit zeitgemäßer Technologie neue Bewässerungssysteme geschaffen wurden. So wurden schon in den 1860er Jahren im Hinterland von Bombay große Irrigationsprojekte initiiert.127 Seit 1885 erneuerte und erweiterte die Regierung Britisch-Indiens in jahrzehntelanger Arbeit die schon unter den Mogulkaisern angelegten Wasserinstallationen des Panjab im heutigen Pakistan. Auf diese Weise wurden die schwer bewässerbaren Hochebenen Nordwestindiens in Weizenfelder verwandelt. Arbeiter wurden von weit her rekrutiert, Hirten durch neu zugezogene und steuerzahlende Bauern ersetzt, deren politischer Loyalität zur Kolonialmacht man sich sicher sein konnte.128
Empfindliche Bewässerungssysteme können durch ein Überhandnehmen unkoordinierter Privatinteressen vor gemeinwohlorientierter Gesamtregulierung langsam erodieren und ihre Leistungsfähigkeit verlieren; sie erfordern auch rein technisch nimmermüde Instandhaltung, um selbst ein Minimum an Effizienz zu bewahren.129 Durch Krieg können sie innerhalb kurzer Zeit zerstört werden, wie es im 13. Jahrhundert mit den mesopotamischen Irrigationsanlagen geschah. Die größten Katastrophen entstehen dort, wo Dämme, Deiche und Staumauern brechen, eine ständige Gefahr nicht nur an der geschützten Meeresküste, sondern auch an einigen großen Flüssen. Am ehesten waren derlei Vorkommnisse in China zu erwarten, dem klassischen Land vormoderner Gewässerbändigung. Die verheerendsten Überschwemmungskatastrophen der Epoche trugen sich in der Tat dort zu. Die Forschung hat die zahlreichen Dokumente über Steuerbefreiungen von Flutopfern benutzt, um das Ausmaß der Schäden entlang von Chinas heikelstem Gewässer, dem Gelben Fluss (Huanghe), abschätzen zu können. Der Gelbe Fluss war seit Jahrhunderten zwischen immer höher aufgebauten Deichen durch die Provinzen Henan und Shandong geführt worden. Deichbruch wurde zu einer wachsenden Gefahr. 1855 brach der Norddeich in Henan. Noch in 300 Kilometer Entfernung war der Rückstau der riesigen Überschwemmungen zu spüren. Obwohl die Wasserwegeverwaltung mehr als 100.000 Männer an der Bruchstelle einsetzte, konnte der Fluss nicht wieder eingefangen werden. Nach 361 Jahren hatte Chinas zweitgrößter Fluss zum sechsten Mal in der dokumentierten Geschichte sein Flussbett verlagert. Er floss nun in nordöstlicher statt südöstlicher Richtung, und die neue Mündung lag 300 Kilometer von der bisherigen entfernt. Seither war Ackerland von der Größe Hessens von Überschwemmungen bedroht, davon 60 Prozent tief liegend, also besonders stark gefährdet.
Verglichen mit der gigantischen Katastrophe von 1938, als das chinesische Oberkommando zur Abwehr der vorrückenden japanischen Armee die Deiche des Gelben Flusses sprengen ließ und 900.000 Chinesen in den Fluten umkamen, forderten die Überschwemmungen des 19. Jahrhunderts überraschend wenige Todesopfer. Dies lag daran, dass auch noch der späte Qing-Staat imstande war, eine Art von Frühwarnsystem sowie mancherorts niedrigere Schutzdeiche hinter den Hauptdämmen aufrechtzuerhalten Dennoch war es nicht ungewöhnlich, dass zahlreiche Menschen in den entweichenden Wassern des Gelben Flusses ertranken oder ihr Obdach verloren. Oft zogen Überschwemmungen auch Hungersnöte und Epidemien nach sich. Bei den verschiedenen kleineren Deichbrüchen der 1880er und 1890er Jahre wurden im Einzelfall bis zu 2,7 Millionen Menschen von den Behörden als Empfänger von Katastrophenhilfe registriert – bis zu 7 Prozent der Gesamtbevölkerung der Provinz Shandong. Verschärfte soziale Spannungen, Plünderungen und Unruhen gehörten oft zu den weiteren Folgen. In einer Gegend Chinas, die für das Räuberunwesen notorisch war, in der die Taiping- und die Nian-Rebellen aktiv gewesen waren und in der eine Militarisierung der Bevölkerung durch Milizen vonstatten ging, brach dann schnell die zivile Ordnung zusammen. Sozialer Protest wird selten allein und unmittelbar von Naturkatastrophen ausgelöst. Aber ein zusätzlich verursachender Faktor waren sie in Nordchina, einer auch oft von Dürren geplagten Gegend, allemal.130 Die Überschwemmungen in Nordchina waren nicht in einem platten Sinne man-made disasters: Die ingenieurtechnischen, arbeitsorganisatorischen und finanziellen Herausforderungen waren nach allen denkbaren Maßstäben enorm. Die Deichbürokratie, im 19. Jahrhundert die größte Fachverwaltung des Qing-Staates, sammelte viel Kompetenz an und löste manche Aufgabe, wurde aber durch wachsende Korruption, finanzielle Schwäche des Zentralstaates, Planlosigkeit, eher reaktives als präventives Handeln sowie Widerstand gegen neue Technologien in ihrer Wirksamkeit eingeschränkt.131
Insgesamt veränderten sich im 19. Jahrhundert die älteren Grundmuster wenig. Sie gelten im Prinzip bis heute. Das Alltagsleben von Europäern stand aus Gründen der Naturgunst weniger als das der Menschen in vielen Teilen Asiens unter dem Schatten drohender Naturkatastrophen. Waren die Regelungskapazitäten von Staatsapparaten da wie dort nicht sichtbar unterschiedlich (kein Staat der Welt hatte so viel Erfahrung im Umgang mit Naturkatastrophen wie der chinesische) und bedurfte es – das sollte das Beispiel der US-amerikanischen Heuschreckenplage zeigen – selbst im «Westen» massiver Anstöße, um Katastrophen zum Anlass staatlichen Handelns werden zu lassen, so hatten es Europäer in Zweifelsfall leichter: Mehr Ressourcen konnten auf eine kleinere Zahl weniger gravierender Fälle konzentriert werden. Dennoch waren die betroffenen Menschen im Allgemeinen auf sich selbst und solidarisches Verhalten im nahen Umkreis angewiesen. Weder medizinische und sonstige humanitäre Katastrophenhilfe noch internationaler Beistand für die Opfer waren im 19. Jahrhundert bekannt. Beides sind Entwicklungen der Zeit nach 1950. Sie setzen die Logistik der Luftbrücke und die moralische Einsicht in ein Hilfsgebot innerhalb einer entstehenden Weltgemeinschaft voraus – einer der größten zivilisatorischen Fortschritte der neuesten Geschichte.
6  |  Hunger

Wie weit Hungerkatastrophen von Menschen «gemacht» werden, lässt sich nicht allgemein entscheiden. Schwierig ist es auch anzugeben, was überhaupt «Hunger» ist. Die Schwierigkeit ist von doppelter Art: Zum einen ist Hunger «kulturell konstruiert». Man meint nicht überall und zu jedem Zeitpunkt dasselbe, wenn man von «Hunger» spricht. Zum anderen stellt sich die Frage, was außer der menschlichen Physiologie und der kulturell spezifischen Hunger-«Semantik» sonst noch berücksichtigt werden muss, um zu einem einigermaßen vollständigen Verständnis des existenziellen Zustandes «Hunger» zu gelangen. Aus der einen großen Frage werden so mehrere Teilfragen nach (1) der Quantität von Nahrung, also dem nötigen Minimum von Kalorienaufnahme, nach Lebensalter und Geschlecht differenziert; (2) der Qualität der Ernährung unter Berücksichtigung der Gefahr von Mangelerscheinungen; (3) der Regelmäßigkeit und Verlässlichkeit der Nahrungsmittelversorgung durch Selbstversorgung, Zuteilung oder über Märkte; (4) der tatsächlichen gesellschaftlichen Verteilung, also der Schichtenspezifik des Ernährungsniveaus; (5) den Ansprüchen und Berechtigungen (entitlements) auf Ernährung, die mit jeweils besonderen gesellschaftlichen Lagen verbunden sind; (6) den im Notfall mobilisierbaren Einrichtungen von Hungerhilfe, ob staatlich oder philanthropisch-privat.
|  Letzte Hungersnöte (einstweilen) in Europa


Eine einfache Unterscheidung ist die zwischen chronischem Hunger als langfristiger Mangelernährung und akuten Hungerkrisen mit hoher Sterblichkeit, also massenhaft tödlichem Hunger.132 Solche Hungerkrisen waren für das 20. Jahrhundert charakteristischer als für das 19. Das Jahrhundert der großen medizinischen Fortschritte und der Verdoppelung der Lebenszeit war zugleich die Epoche der größten Hungersnöte, von denen man überhaupt weiß: in der Sowjetunion 1921–22 und 1932–34, in Bengalen 1943, im Warschauer Ghetto 1941–42, in Leningrad während der Belagerung durch deutsche Truppen 1941–44, in den Niederlanden im Winter 1944–45, in China 1959–61, im Sudan 1984–85. Die Auswirkungen intensiven Hungers sind kulturübergreifend dieselben: Menschen aller Altersgruppen, die ganz Jungen und ganz Alten zuerst, finden immer weniger und immer schlechtere Nahrung: Gras, Baumrinde, unreine Tiere. Die Menschen magern «zu Skeletten» ab. Nebenerscheinungen wie Skorbut sind nahezu unvermeidlich, vor allem wo man (wie in Irland) an eine vitaminreiche Nahrung gewöhnt war. Die Notwendigkeit zu überleben zerstört gesellschaftliche, auch familiäre Bande. Der Kampf um Nahrungsmittel stellt Nachbarn gegen Nachbarn. Menschen begehen Selbstmord, Kinder werden verkauft, Wehrlose von Tieren angefallen. Kannibalismus, so unzuverlässig die Nachrichten darüber stets sind, liegt immerhin in der Fluchtlinie der Verzweiflung. Die Überlebenden sind traumatisiert, Kinder einer Hungergeneration häufig physisch geschädigt, Regierungen, denen ursächliche Schuld oder unterlassene Hilfeleistung angelastet wird, oft auf Jahrzehnte diskreditiert. Erinnerungen haften im kollektiven Gedächtnis.
Gab es im 19. Jahrhundert noch solche Hungersnöte, und wenn es sie gab, wo? In den historischen Lehrbüchern wird das Thema selten erwähnt. Für Deutschland wird an die schrecklichen Hungerjahre während des Dreißigjährigen Krieges, vor allem 1637/38, sowie an die große Not von 1771/72 erinnert. 1816/17 waren dann noch einmal Hungerjahre. Nach der letzten Subsistenzkrise «vom alten Typ» 1846/47 ist dann wohl die klassische, durch Ernteausfälle, Getreidewucher und unzureichendes staatliches Eingreifen verursachte Hungersnot aus der Geschichte Mitteleuropas und Italiens (wo es 1846/47 besonders schlimm zuging) verschwunden.133 Man muss dieses Bild freilich in einen größeren Rahmen setzen. Dass die Zeit der Napoleonischen Kriege in vielen Teilen Europas durch Hungersnöte gekennzeichnet war, sollte nicht vergessen werden. Sogar im damals reichsten Land Europas, in England, brachen während der in vieler Hinsicht schwierigen 1790er Jahre immer wieder Hungerrevolten aus – und das, obwohl nirgendwo in Europa die Hilfe für die Armen besser organisiert war als in England unter dem Poor Law, das durch religiöse und philanthropische Privatinitiative unterstützt wurde. Wenige sind damals in England regelrecht verhungert. Aber für große Teile der Bevölkerung wurde unerschwinglich, woran sie sich gewöhnt hatten. Wer sich Weizen nicht mehr leisten konnte, wechselte zu Gerste; wem auch die zu teuer war, der stellte sich auf Kartoffeln und Rüben um. Frauen und Kinder verzichteten noch mehr als andere, um die Arbeitskraft des erwerbstätigen Vaters zu erhalten. Haushaltsgüter wurden verpfändet, Diebstähle nahmen rasch zu. Das war das Gesicht des Hungers in einem Land, das dank seines Reichtums und seiner globalen Verbindungen nach 1800 die eigene Nahrungsmittelversorgung aus überseeischen Quellen sicherstellen konnte.134
Auf dem Kontinent ging die Schwere der Subsistenzkrisen nach 1816/17 zurück. In einigen Gegenden Europas, wo Hungersnöte zuvor regelmäßig aufgetreten waren, wurden sie nun zur Ausnahme, so seit den 1780er Jahren auf dem Balkan. Spanien blieb anfällig und erlebte 1856/57 noch einmal eine schwere Subsistenzkrise, Finnland sogar nach einer Missernte noch 1867, als 100.000 von 1,6 Millionen Einwohnern starben: die wahrhaft letzte große Subsistenzkrise in Europa westlich von Russland.135 Zur gleichen Zeit und unter ähnlichen Wetterbedingungen erlitt die nördlichste Provinz Schwedens, Norbotten, einen gravierenden Nahrungsmittelengpass, der aber wegen einer viel besser organisierten Katastrophenhilfe zu wesentlich geringeren menschlichen Verlusten führte als im benachbarten Finnland.136 Schottland war, anders als etwa Frankreich, gut über das 18. Jahrhundert hinweggekommen. Seit 1690 hatte es nicht mehr solche Notjahre erlebt wie dann zwischen 1846 und 1855, als Jahr um Jahr die Kartoffelernte im westlichen Hochland und auf den Inseln unzureichend blieb. Der schottische Hochlandhunger verursachte den Tod nicht besonders vieler Menschen, doch wurde er zum mächtigen Motor der Emigration und war dadurch von hoher demographischer Bedeutung. Dies war die letzte große Subsistenzkrise auf den britischen Inseln.137
|  Europäische Ausnahmen: Irland und das Zarenreich


In Irland, dem ärmsten Teil des Vereinigten Königreiches, wurde der Große Hunger von 1845 bis 1849 durch das mehrjährige Misslingen der Kartoffelernte hervorgerufen. Die Pflanzen waren von dem mysteriösen Pilz Phytophthora infectans befallen worden.138 Die Kartoffelfäule traf auf eine Gesellschaft, in der es den Armen in spektakulärer Weise an Kleidung, Wohnung und Erziehung fehlte, keineswegs in gleichem Maße an Nahrung. Englische Besucher beschrieben das irische Elend schon vor der Hungersnot in grellen Farben. Das konnte nicht ausbleiben, wenn man als aristokratischer oder bürgerlicher Besucher aus einem Lande kam, dessen Durchschnittseinkommen doppelt so hoch lag. Um die Proportionen zu wahren, muss man aber sehen, dass Irland nicht das Schlusslicht in Europa war. Sein Realeinkommen pro Kopf 1840 entsprach dem des gleichzeitigen Finnland, dem griechischen von 1870, dem russischen von 1890 – oder dem von Zaire um 1970.
Die Kartoffelernte von 1845 war um ein Drittel niedriger als das Normalmaß, 1846 fehlten drei Viertel der Norm. 1847 waren die Erträge etwas besser, 1848 konnte von einer Ernte kaum die Rede sein. Der irische Hunger wurde mehr als manche anderen Hungersnöte durch das direkte physische Fehlen von Nahrungsmitteln ausgelöst; Teuerung und Spekulation, die üblichen Auslöser frühneuzeitlicher Nahrungsrevolten, spielten keine wichtige verursachende Rolle. Noch deutlicher wird der Umfang der Katastrophe am Kriterium der Verminderung des für Kartoffeln genutzten Landes. Vor dem Hunger waren es zwei Millionen acres, 1847 nur noch eine Viertelmillion. 1847/48 erreichte das Sterben seinen Höhepunkt. Ruhr und Typhus dezimierten eine geschwächte Bevölkerung, Zehntausende starben in Armenhäusern, gleichzeitig sank die Geburtenrate. Es traf nicht nur die Armen, da vor Infektionskrankheiten niemand sicher war. Wie oft in Epidemien gerade des 19. Jahrhunderts wurden viele Ärzte dahingerafft. Die heutige Forschung bestätigt die alte Zahl von einer Million Toten über der Norm – bei einer Gesamtbevölkerung von 8,5 Millionen vor Beginn der Krise; zusätzlich starben vielleicht 100.000 Menschen an Hungerfolgen während oder unmittelbar nach der Emigration.
Wie der zerstörerische Pilz nach Irland kam, ist nicht ganz geklärt, nach einer der plausibleren Theorien über Guano, der als Dünger aus Südamerika importiert worden war. Bald nachdem das erste Scheitern der Ernte erkennbar wurde, begannen Hilfsmaßnahmen anzulaufen, zuerst auf private Initiative. Die Nachrichten über den Hunger lösten, organisiert durch die Katholische Kirche oder die Quäker, in vielen Ländern Sympathie und Unterstützung aus. Sogar das Indianervolk der Choctaw schickte eine Spende aus Oklahoma. Wie bereits eine leidlich gemeisterte Hungersnot 1822 gezeigt hatte, wäre eine massive staatliche Hilfsaktion zu Beginn der Krise möglicherweise erfolgreich gewesen. So hätte Getreide aus den USA gekauft werden können, die (anders als Europa) 1846 eine Rekordernte verzeichneten. Die Reaktion der britischen Regierung war durch mehrere Parameter bestimmt. Die herrschende Ideologie des Laisser-faire schloss jedes Eingreifen in das «freie Spiel» der Marktkräfte aus, weil dadurch die Grundeigentümer und der Handel geschädigt würden. Einflussreich war auch die Ansicht, der Zusammenbruch der Katoffelwirtschaft eröffne Chancen für die Modernisierung und Neuorganisation der Landwirtschaft: Diese solle ein «natürliches Gleichgewicht» finden. Dahinter stand bei einigen durchaus der Glaube, die Kartoffelkrise sei ein Werk der göttlichen Vorsehung, um die Übel in der katholischen irischen Gesellschaft zu korrigieren. Weiterhin war das Handeln der britischen Regierung vom Antagonismus gegenüber den irischen Grundbesitzern bestimmt. Ihre Geldgier und ihre Vernachlässigung landwirtschaftlicher Verbesserungen wurden für die Probleme verantwortlich gemacht, und der britische Staat sah keine Veranlassung, selbst den Schaden zu reparieren. 1845/46, im ersten Hungerjahr, kaufte die Tory-Regierung von Sir Robert Peel in den USA Indian Meal, ein billiges Mais-Körner-Gemisch, als Notnahrung, die an amtlichen Verkaufsstellen abgegeben wurde; gleichzeitig wurde ein Programm öffentlicher Arbeiten inauguriert. Die im Juni 1846 ins Amt gekommene Whig-Regierung von Lord John Russell übernahm dieses Schema, verweigerte aber jeden Eingriff in den Handel. Suppenküchen wurden 1847 eingerichtet, doch bald wieder eingestellt. Man hat sich immer wieder gefragt, weshalb drei Millionen Menschen so stark von der Kartoffel abhängig werden konnten. Die Antwort dürfte sein, dass sich diese Frucht als Nahrungsquelle jahrzehntelang bewährt hatte und nicht als übermäßig riskant oder unberechenbar angesehen wurde. Nach einer Auffassung war die Katastrophe von 1845 bis 1849 der Endpunkt eines langes Verfalls der irischen Wirtschaft. Eine andere Historikerschule sieht die giftige Pilzinvasion als einen unvermittelt von außen kommenden Einbruch in einen Prozess langsamer wirtschaftlicher Modernisierung.
Ganz andere Ursachen als die irische Hungersnot hatte der Hunger im Zarenreich, insbesondere im Wolgagebiet, während der Jahre 1891 bis 1892, der ca. 800.000 Todesopfer forderte. Der russische Hunger ist nicht durch einen absoluten Mangel an Nahrungsmitteln zu erklären. Die Ernte von 1891 war sehr klein, aber nicht kleiner als die von 1880 oder 1885, Jahren, in denen Russland ohne besondere Hilfsanstrengungen überlebt hatte. Anfang der 1890er Jahre kamen eine Reihe von länger wirkenden Ursachen zusammen. Schon in den Jahren zuvor hatten die Bauern, insbesondere im Schwarzerdegebiet, mit zunehmendem Arbeitseinsatz und unter schonungsloser Strapazierung der Böden die Produktion zu erhöhen versucht. Nun traf schlechtes Wetter auf die Erschöpfung von Menschen, Tieren und Erde. Alle Überlebensreserven waren aufgebraucht. Der Hunger von 1891/92 war ein Wendepunkt in der Geschichte Russlands. Er bewirkte ein Ende der «reaktionären» Periode nach der Ermordung Alexanders II. und leitete zugleich eine Phase von sozialen Unruhen ein, die dann in die Revolution von 1905 mündete. Insgesamt hatte sich die kaiserliche Regierung bei der Hungerhilfe nicht schlecht geschlagen, doch zählte dies wenig im Bereich symbolischer Politik. Hungersnöte kamen, so schien es der damaligen Öffentlichkeit, in «unzivilisierten», kolonialen oder quasi-kolonialen Ländern wie Irland, Indien und China vor. Sie waren eines «zivilisierten» Staates unwürdig. Der unzeitgemäße Hunger von 1890/92 schien einmal mehr den wachsenden Rückstand des Zarenreiches hinter den fortschrittlichen und prosperierenden Ländern des Westens zu beweisen.139
Zu diesen «zivilisierten» Gegenden der Erde gehörte auch die Neue Welt. Nordamerika war im 19. Jahrhundert hungerfrei; nur kleine Gemeinschaften von Indianern mögen vorübergehend auf extreme Subsistenzzustände reduziert gewesen sein. Dass man in der westlichen Hemisphäre nicht an Unterernährung zu leiden hatte, zog in den großen europäischen Hungerjahren 1816/17 und 1846/47 viele verelendete Europäer an. Wer aus Norditalien kam, wo die Landbevölkerung unter der Vitaminmangelkrankheit Pellagra litt und wo Fleisch nur an hohen Festtagen auf den Tisch kam, der fand in Argentinien ein Überangebot an Fleisch. Auch in Mexiko, das kein Einwanderungsland war, lag die Zeit der Hungersnöte in der Vergangenheit. Die letzte war 1786 aufgetreten. Während der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts verbesserte sich die Ernährungslage deutlich. Die Getreideproduktion wuchs doppelt so schnell wie die Bevölkerung. Auch traf die Republik bessere Vorkehrungen als der spanische Kolonialstaat. Ab 1845 wurde mehrfach in Notzeiten Getreide von den USA gekauft.140 In Australien und Neuseeland war Hunger ebenfalls nicht länger zu befürchten.




|  Afrika und Asien


Anders sah es im Mittleren Osten und in Afrika aus. Im Iran forderte eine große Hungersnot in den Jahren 1869 bis 1872 ca. 1,5 Millionen Tote.141 Im subsaharischen Afrika waren die 1830er, 1860er und 1880er Jahre durch besondere Trockenheit gekennzeichnet. Die kolonialen Eroberungskriege nach 1880 verschärften überall die Ernährungslage. In der vielleicht schlimmsten bekannten Hungersnot vor dem Ersten Weltkrieg kamen 1913/14 in der Sahelzone, wo es bereits 1900 bis 1903 eine Hungersnot gegeben hatte, 25 bis 30 Prozent der Bevölkerung ums Leben.142 Trockenheit setzt sich nicht unmittelbar in Hunger um. Afrikanische Gesellschaften besaßen viel Erfahrung damit, Nahrungsmittelknappheit und Hunger zu vermeiden und ihre Folgen abzufedern. Solche Mechanismen der Krisenprävention und Krisenbewältigung schlossen die Veränderung von Produktionsmethoden, die Mobilisierung sozialer Netze und die Nutzung ökologischer Reserven ein. Techniken der Vorratshaltung waren vielfach hoch entwickelt. Bei großen und anhaltenden Dürreperioden, denen – wie auch anderswo in den Tropen, etwa in Monsun-Asien – oft kaum weniger gefährliche, Malaria und andere «Fieber» hervorrufende Regenphasen folgten, konnten sich freilich soziale Ordnungen auflösen. Die Menschen verstreuten sich dann im Busch, um zu überleben. Auch kam es in solchen Situationen zur Steigerung der Gewalt, die von bestimmten Krieger-Gruppen genutzt wurde. In Regionen wie dem südlichen Westafrika (Angola) bestand auch lange noch ein direkter Zusammenhang mit dem Sklavenhandel: Dürreopfer flohen in Zentren, wo sie dann untergeordnete Positionen bis hin zum «Sklaven» übernahmen; so auch noch während der Trockenheitsgeneration 1810–30.143 Schon vor der großen kolonialen Invasion der 1880er Jahre waren es zwei neue Entwicklungen, die die Anwendung solcher bewährter Strategien erschwerten: Im Savannengürtel südlich der Sahara führte die Ausweitung des Karawanen- und («orientalischen») Sklavenhandels seit den 1830er Jahren zu einer neuartigen Kommerzialisierung; Lebensmittelvorräte gelangten nun aus den regionalen redistributiven Netzen in den Fernhandel. In Südafrika wiederum trat als neuer Faktor ein heftiger Wettbewerb zwischen afrikanischen Gesellschaften und europäischen Siedlern um Land hinzu. Die Lage wurde schließlich weiter dadurch kompliziert, dass koloniale Vorstellungen von Landschaftsschutz und Naturkonservierung oft eher europäischen Wunschbildern von einem «wilden» Afrika als den Überlebensbedürfnissen der einheimischen Bevölkerung folgten.144
In Asien, das sich während der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts schneller von seiner Hungervergangenheit entfernt hat als Afrika, waren im 19. Jahrhundert die verheerendsten Hungersnöte zu verzeichnen. Sie scheinen dort besonders fatal gewesen zu sein, wo eine chronisch schwache landwirtschaftliche Produktivität mit geringen Überschüssen vorübergehend in eine Falle zwischen steigender Kommerzialisierung des Lebensmittelmarktes und noch unterentwickelter Logistik der Katastrophenhilfe geriet. Man sollte daraus jedoch keine allgemeine Gesetzmäßigkeit ableiten, sondern die einzelnen Ländererfahrungen vergleichen. Trotz seiner relativ leistungsfähigen Landwirtschaft und seiner ungewöhnlich guten Gesundheitsbedingungen blieb Tokugawa-Japan von Hunger nicht verschont. Ebenso wie Europa war Japan in der frühen Neuzeit immer wieder Schauplatz von Hungersnöten gewesen, etwa 1732/33 und in den 1780er Jahren, als schwierige ökologische und ökonomische Verhältnisse durch den Ausbruch des Vulkans Asama im August 1783 verschärft worden waren. Die letzte große Hungertragödie in Japan war der Tenpo-Hunger, der durch Ernteverluste im Jahre 1833 ausgelöst wurde. Die folgenden beiden Ernten waren kaum besser, und diejenige von 1836 ein Desaster. Es gibt keine Opferzahlen; möglicherweise verdreifachte sich in diesen Jahren die normale Todesrate. Eine starke Zunahme sozialen Protests stand in unmittelbarem Zusammenhang mit der Hungerkrise. Damit war aber auch in Japan, gleichzeitig mit großen Teilen Europas, das Ende wiederkehrender Bedrohung durch Hungerkrisen erreicht. Man sollte diese Bedrohungen jedoch nicht überschätzen. Sie waren immer geringer als in manchen Ländern des asiatischen Kontinents gewesen. Weder war Japan von seinen klimatischen Verhältnissen her (sieht man vom hohen Norden ab) für natürlich bedingte Ernteausfälle anfällig, noch fehlte es seiner Landwirtschaft an Leistungsfähigkeit. Die Tokugawa-Ökonomie garantierte im Wesentlichen die Versorgung der wachsenden Städte, und die durchschnittliche Ernährungslage im 18. Jahrhundert dürfte sich von derjenigen in Westeuropa nicht wesentlich unterschieden haben. Das zweite Quartal des 19. Jahrhunderts folgte auf eine Zeit relativer Prosperität, die um 1790 begonnen hatte.145 Der Tenpo-Hunger, in seinem Ausmaß der europäischen Krise von 1846/47 vergleichbar, wurde auch deshalb als große Erschütterung und Indiz einer umfassenden Gesellschaftskrise verstanden, weil er nicht charakteristisch war, weil die Japaner zwar vor Hungersnöten nicht geschützt, aber doch nicht an regelmäßig wiederkehrende Mangelernährung gewöhnt waren.146
Die opferreichsten und in der Welt am stärksten beachteten Hungersnöte im Asien des 19. Jahrhunderts spielten sich in Indien und China ab. Diese Länder erlebten nahezu gleichzeitig 1876 bis 1879 und 1896 bis 1900/1902 ungewöhnlich schlechte Witterungsverhältnisse. Auch Brasilien, Java, die Philippinen, Nord- und Südafrika waren in diesen Jahren von besonders geringen Ernten betroffen, als deren gemeinsame Ursache man das Wetterphänomen El Niño verantwortlich gemacht hat (das bleibt allerdings umstritten). Für Indien und China insgesamt schwanken die Schätzungen der zusätzlichen Mortalität in diesen Jahren zwischen 31 und 59 Millionen.147 Es ist in beiden Fällen fraglich, ob die Hungersnöte, anders als der russische Hunger der 1890er und der japanische der 1830er Jahre, Auslöser großer historischer Umwälzungen waren. In China, wo die Hungersnot der siebziger Jahre deutlich gravierender war als die der Jahrhundertwende, führte sie kaum zur Intensivierung von politischem und sozialem Protest. Die Qing-Dynastie, die kurz zuvor die bei weitem größere Herausforderung der Taiping-Revolution überstanden hatte, wurde nicht ernsthaft destabilisiert und stürzte dann 1911 aus ganz anderen Gründen. Auch die britische Herrschaft über Indien blieb unerschüttert – ebenso wie diejenige über Irland nach dem Großen Hunger. Alfred Russel Wallace, der berühmte Naturforscher, zählte aber diese beiden Hungersnöte 1898 in seiner Bilanz der viktorianischen Epoche zu den «schrecklichsten und unheilvollsten Fehlschlägen des 19. Jahrhunderts».148
Wenn Hungersnöte aber auch nicht immer Wendepunkte der Geschichte sind, so geben sie doch stets Aufschluss über den Zustand der Gesellschaft, in der sie sich ereignen. In Indien wie in China war nicht das gesamte Land betroffen. In Indien, wo das Ausbleiben des Monsuns der auslösende Faktor war, konzentrierte sich der schlimmste Hunger im späten 19. Jahrhundert auf den Süden, vor allem die Provinzen Madras, Maisur und Haiderabad.149 Ein zweiter Hungerherd lag im zentralen Nordindien südlich von Delhi. In China waren ausschließlich die nördlichen Landesteile zwischen Shanghai und Peking betroffen, vor allem die Provinzen Shanxi, Henan und Jiangsu. Zweifellos war in Indien das unmittelbare Verhalten der Kolonialregierung ein verschärfender Faktor. Schon zeitgenössische Kritiker machten das doktrinäre Festhalten der Verwaltung an Prinzipien des freien Marktes für die Schwere der Not verantwortlich. Es dauerte eine Weile, bis die Administration überhaupt bereit war, das Ausmaß des Desasters zur Kenntnis zur nehmen und das schematische Eintreiben von Steuern zu verschieben.150 In Nordindien, wo die Ernteausfälle relativ gering waren, verursachten hohe Getreidepreise auf dem britischen Markt den Abfluss der Ernte über das für die Subsistenz der Bauern nötige Minimum hinaus. Trotz mancher Initiativen untergeordneter Organe zur Katastrophenhilfe folgte die Politik des Raj der doppelten Maxime, dem privaten Getreidehandel keine Hindernisse in den Weg zu legen und öffentliche Sonderausgaben soweit wie möglich zu vermeiden. 1896 bis 1898 wiederholte sich derselbe Effekt: Selbst in den Gegenden mit den größten Ernteschäden gab es Getreide zu hohen Preisen zu kaufen.151
Die Kritik an den britischen Behörden wurde von Kommissionen formuliert, die von der Regierung in London selbst eingesetzt worden waren. Am Prinzip, dass Kolonialismus nichts kosten dürfe (colonialism on the cheap), hatten aber auch diese Kommissionen nichts auszusetzen. Die großen Hungersnöte im letzten Quartal des 19. Jahrhunderts waren weniger – so wurde es im Westen manchmal gesehen – ein Ausdruck der Primitivität eines zum Fortschritt unfähigen Indien als im Gegenteil das Symptom einer frühen Modernisierungskrise. Eisenbahnen und Kanäle, die es erleichterten, Hilfsgüter in Krisengebiete zu transportieren, waren zugleich die logistische Basis für spekulative Geschäfte mit den Ernteerträgen der dörflichen Gemeinschaften. Sie erleichterten den Zufluss ebenso wie den Abfluss von Getreide. Schlechte Ernten schlugen sich unweigerlich in höheren Preisen nieder.152 Das konnte auch unter «vormodernen» Bedingungen geschehen. Neu war, dass die Sicherheitsreserven, die traditionell in den Dörfern angelegt worden waren, ebenfalls in den gesamtindischen und internationalen Handel hineingezogen wurden. Daher konnten geringe Veränderungen des Ernteertrages außerordentliche Preissteigerungen zur Folge haben. Die Auswirkungen auf die Landbevölkerung (die Städte blieben einigermaßen ausreichend versorgt) waren in letzter Instanz deshalb so schwerwiegend, weil im Prozess beginnender wirtschaftlicher Modernisierung die Verletzlichkeit bestimmter Bevölkerungsgruppen gestiegen war, insbesondere von kleinen Pächtern, landlosen Arbeitern und Heimwebern. Zu den verstärkenden Faktoren gehörten der Niedergang des ländlichen Heimgewerbes und die Desintegration manch alter sozialer Institutionen, die in der Vergangenheit Schutz gegenüber Unglück geboten hatten (Kaste, Familie, Dorfgemeinschaft).
In vielen Teilen Indiens trieben Bauern die Landwirtschaft an die Grenze des Möglichen. Dies geschah zumeist als Ausdehnung der Kultivierung auf schlechtere Böden, die einen erhöhten Arbeitseinsatz und insbesondere eine verlässliche Bewässerung erforderten. Diese Voraussetzungen waren in vielen Fällen nicht gegeben. Beim Wettlauf darum, die Chancen der agrarischen Produktion für den Exportmarkt zu nutzen, wurde im großen Stil Gemeindeland privatisiert; Hirten mit ihrem Vieh wurden in das Bergland vertrieben; Bäume und Sträucher wurden abgeholzt. Zu der fatalen Modernisierungskrise gehörte daher auch eine ökologische Überstrapazierung der Bodenreserven. Die zunehmende wirtschaftliche Verwundbarkeit von Familien und Individuen hatte eine Spirale wachsender Verschuldung zur Folge. Neben dem Getreidespekulanten wurde der Geldverleiher, oft in den Städten ansässig und nur durch seine Agenten in den Dörfern präsent, zum großen Bedroher bäuerlicher Existenz. Das Fehlen zureichender genossenschaftlicher oder staatlich kontrollierter Kreditquellen für den kleinen Landwirt hielt die Spirale von Verschuldung und Landverlust in Gang, die von der Kolonialmacht als freies Spiel der Marktkräfte billigend in Kauf genommen wurde. Die von Hungerkrisen am härtesten betroffene Schicht der Dorfgesellschaft scheinen die Landlosen gewesen zu sein, die weder über eigene Produktionsmittel verfügten, noch ältere Rechte, wie rudimentär auch immer, einer auf gegenseitiger Hilfeleistung in der Gemeinschaft beruhenden moral economy geltend machen konnten. Dass aus Ernteengpässen eine Hungersnot wurde, lag nicht nur am «freien Spiel» von Marktkräften und an einer eigennützigen Politik der Kolonialmacht. Die bäuerlichen Produzenten waren überwiegend vom Markt abgeschnitten und den Machenschaften von Grundbesitzern, Händlern und Geldverleihern ausgeliefert, von denen viele von der Krise zu profitieren versuchten. Hunger wird auch durch die Machtverteilung in ländlichen Gesellschaften produziert.153
In Nordchina spielten sich in den Jahren 1876 bis 1879 ähnliche Schreckensszenen ab wie in Indien; seit 1786 hatte die Region keine vergleichbare Hungerkrise erlebt.154 Der große nordchinesische Hunger, mit 9 bis 13 Millionen Toten, viele davon Opfer von Typhus, war die gravierendste und geographisch ausgedehnteste menschliche Katastrophe in Friedenszeiten während der gesamten Qing-Zeit. Er wurde nicht von Kolonialbeamten, sondern nur von vereinzelten westlichen Missionaren und Konsuln beobachtet. Daher ist er in westlichen Quellen weniger dicht dokumentiert, in chinesischen jedoch in großer Ausführlichkeit. Das Entsetzen, das die indische Hungersnot im Ausland auslöste, erklärt sich nicht zuletzt aus den ersten spektakulären Photographien von Hungeropfern, die überhaupt jemals publiziert wurden. Von solchen Photographien existieren aus Nordchina sehr wenige; gewissermaßen war dies, medial gesehen, der letzte Hunger «vom alten Typ». Es dauerte fast ein Jahr, bis die Ausländer in Shanghai oder Hongkong überhaupt vom Umfang der Hungersnot in einer entlegenen Provinz wie Shaanxi erfuhren. Allerdings wurde dann bald in Großbritannien ein privater China Famine Relief Fund gegründet, der per Telegraph – ein früher wohltätiger Einsatz dieser Technik – Spendenmittel nach China transferierte.155 Die Bedingungen in Nordchina waren teilweise andere als in Indien. Die Region war noch nicht durch Eisenbahnen erschlossen und vom Kapitalismus so gut wie unberührt. Die Provinz Shanxi zum Beispiel war nur durch enge, oft unpassierbare Straßen, die sich über hohe Gebirge wanden, mit der Küste verbunden. Hilfstransporte aus anderen Gegenden des Reiches ließen sich schwieriger organisieren als in Indien, zumal der Große Kanal, der seit Jahrhunderten die Hauptstadt Peking mit Reis aus der Gegend des unteren Yangzi versorgt hatte, wegen Versandung und Vernachlässigung nicht mehr richtig funktionsfähig war. Die betroffenen Regionen gehörten seit langem zu den ökonomisch prekärsten und landwirtschaftlich am wenigsten produktiven in China. Die Kornkammern des Landes, also der untere Yangzi und das küstennahe Südchina, wurden von der Naturkatastrophe, die am Anfang der Hungersnot stand, nicht erfasst. Schließlich unternahm auch der chinesische Staat zwar erhebliche Anstrengungen zur Hungerhilfe, die aber angesichts der Größe der Herausforderung nur bescheidene Resultate zeitigten. Im Vergleich zu einigen der großen Hilfsaktionen des 18. Jahrhunderts war das staatliche Engagement eher gering. Dies hatte allerdings wenig mit einer Doktrin niedriger Staatsausgaben und unbehinderter Märkte zu tun als damit, dass die Qing-Dynastie durch die Kämpfe gegen Taiping- und Moslem-Rebellen finanziell erschöpft war. Im Unterschied zum gleichzeitigen indischen Hunger war der nordchinesische stärker eine Produktions- und weniger ausgeprägt eine Verteilungskrise. Er entstand in einer ökologisch besonders heiklen Nische, in der seit Jahrhunderten staatliches Eingreifen die schlimmsten Konsequenzen von Wetterungunst abgedämpft hatte. Dieses Eingreifen war nun enger begrenzt als in der Vergangenheit.
|  Dennoch: China – ein «Land des Hungers»?


Der nordchinesische Hunger lenkt die Aufmerksamkeit auf das allgemeine Lebensniveau im China des 19. Jahrhunderts. War China zu einem «Land des Hungers» geworden? Die Frage ist auch deshalb so interessant, weil die neueste Forschung in China wie im Westen ein überaus rosiges Bild der chinesischen Wirtschaft des 18. Jahrhunderts gezeichnet hat, damit die günstigen Berichte der Missionare aus der damaligen Zeit bestätigend. Die Varianten von Landwirtschaft im Qing-Imperium reichten von Weidewirtschaft im Grasland der Mongolei über die extrem produktive Kombi-Wirtschaft von terrassierten Reisfeldern und Fischteichen im Süden bis zur monokulturellen Exportproduktion handwerklich verarbeiteter Produkte wie Tee und Zucker. So schwer es ist, hier eine insgesamt zutreffende Aussage zu machen, so sehr herrscht doch mittlerweile Übereinstimmung unter den Fachleuten, dass die Landwirtschaft bis ins letzte Quartal des 18. Jahrhunderts sogar eine schnell wachsende Bevölkerung zureichend ernährte. Die lange Zeit im Westen unglaubwürdig klingende Behauptung, der chinesische Bauer des 18. Jahrhunderts habe mindestens so gut, vermutlich besser gelebt als sein Klassengenosse im Frankreich Ludwigs XV., hat nach heutigem Kenntnisstand einiges für sich.
Im Vergleich etwa zur bäuerlichen Bevölkerung Osteuropas befanden sich die chinesischen Bauern in einer wesentlich günstigeren Situation. Fast ständig berichtete irgendein Distriktbeamter aus einem der Teile des riesigen Reiches dem Hof von Ernährungsproblemen und ersuchte um Unterstützung. Der chinesische Staat kam solchen Hilferufen in einem Maße nach, das in Europa damals keine Parallele hatte. Unter dem Qianlong-Kaiser (r. 1737–96) erreichte das berühmte chinesische System der öffentlichen Getreidespeicher den Höhepunkt seiner Wirksamkeit. Durch diese dezentral angelegten Vorratslager, deren Aufrechterhaltung und Pflege zu den wichtigsten Pflichten der örtlichen Beamten gehörte, wurde in Notzeiten in einem Umfang Nahrungsmittelhilfe gewährt, der das Volumen der in einem Normaljahr eingezogenen Steuern um ein Mehrfaches übertraf. Der Kaiser und die Provinzgouverneure kümmerten sich persönlich um das Funktionieren dieses Systems. Die Erobererdynastie der mandschurischen Qing zog einen Teil ihrer Legitimität als Herrscherin über China aus ihrem Erfolg bei der Sicherung von innerem Frieden und öffentlicher Wohlfahrt. Als seit den 1790er Jahren städtische Honoratioren außerhalb der Beamtenschaft begannen, sich philanthropisch zu engagieren, da setzten sie sich als erstes den Aufbau privater Getreidespeicher zum Ziel.156 Die staatlichen Getreidespeicher erfüllten auch laufende Aufgaben. Vor allem in der Hauptstadt Peking und ihrem Umland nahmen sie Steuer- und Tributgetreide entgegen und verkauften selbst in normalen Zeiten Getreide zu Preisen unter dem jeweiligen Marktpreis. Private Korn- und Reishändler unterlagen einer strengen Aufsicht, um sie am Horten zu hindern. Auf diese Weise entstand ein gemischt staatlich-privater Getreidemarkt, der immer wieder auf einem mittleren Kurs egalisiert werden musste. Dies gelang im Wesentlichen. In den letzten beiden Jahrzehnten des 18. Jahrhunderts wurden 5 Prozent der gesamten Getreideernte des Reiches in öffentlichen Speichern aufbewahrt. Während der gesamten Regierungszeit des Qianlong-Kaisers bewährte sich das System. Trotz zahlreicher Dürre- und Flutkatastrophen ist aus dem 18. Jahrhundert keine einzige Hungersnot bekannt, die auch nur annähernd den Umfang des Desasters der 1870er Jahre erreicht hätte.157
Wir verstehen noch nicht gut genug, was im 19. Jahrhundert mit der chinesischen Landwirtschaft geschehen ist. Offenbar verschlechterte sich seit etwa der Jahrhundertwende das Klima, und die Zahl von Naturkatastrophen nahm zu. Gleichzeitig ging die Fähigkeit des Staatsapparates, in die Gesellschaft gestaltend einzugreifen, allmählich zurück. Von dem üblichen Mittel, den betroffenen Landkreisen die Steuer zu stunden oder zu erlassen, wurde weniger Gebrauch gemacht. Gleichzeitig erhielt ein immer kleinerer Teil der Notstandsgebiete direkte Unterstützung im alten Stil. Eine allgemeine Misere des Qing-Staates machte sich im Rückgang der Beamtenmoral und der Zunahme der Korruption bemerkbar. Dies musste einen solch komplizierten Mechanismus wie das System der Getreidespeicher unmittelbar in Mitleidenschaft ziehen. Einerseits verrottete Getreide in nicht ordentlich betriebenen Speichern, andererseits wurde ihr Nachfüllen unterlassen. Als dann mit dem Opiumkrieg eine lange Serie von Kriegen zwischen China und den Großmächten und wenige Jahre später mit der Taiping-Revolution eine Kette innerer Aufstände begann, setzte der Qing-Staat für seine schrumpfenden Ressourcen neue Prioritäten. Hinfort erhielt die Nahrungsmittelversorgung des Militärs Vorrang vor der zivilen Katastrophenhilfe. Diese Umorientierung trug dazu bei, dass das Getreidespeichersystem in den 1860er Jahren, also etwa hundert Jahre nach dem Höhepunkt seines Funktionierens, so gut wie verschwunden war.158 Dennoch war eine Hungersnot vom Umfang derjenigen der 1870er Jahre ein einmaliges Ereignis. Es mag durchaus sein, dass die chinesische Landwirtschaft bis etwa in die 1920er Jahre hinein noch imstande war, eine einigermaßen erträgliche Durchschnittsversorgung der Bevölkerung zu gewährleisten.
Eurasien insgesamt unterschied sich von Nordamerika und den ozeanischen Siedlungskolonien dadurch, dass erst in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts der westliche und der extreme östliche (Japan) Teil des Kontinents aus der alten Dauerbedrohung durch Hungersnöte heraustraten. Dies bedeutete noch nicht die Freiheit von Unter- oder Mangelernährung in allen Teilen der Gesellschaft, keinen Schutz vor extremem individuellem Elend, aber doch vor kollektiv auswegloser Hungersnot und vor massenhaft tötendem Hunger. Ungewöhnlich wurde im 19. Jahrhundert in Europa auch eine andere uralte Art des Hungers: das Aushungern von Städten im Krieg. Es gab aber mindestens eine Ausnahme: Paris 1870/71. Die deutsche Strategie der Blockade von Lebensmitteln und Brennstoffen war mitverantwortlich für eine erheblich steigende Todesrate unter der Zivilbevölkerung, insbesondere den ganz Jungen und ganz Alten. Die bevorstehende Erschöpfung der Nahrungsmittelvorräte, nicht die Bombardierung durch deutsche Artillerie erzwang schließlich die Kapitulation von Paris.159 Zehn Jahre früher hatte es in China einen recht ähnlichen Fall gegeben. Im Winter 1861/62 belagerten kaiserliche Truppen die von den Taiping-Rebellen gehaltene Stadt Hangzhou. Nach zwei Monaten von Belagerung und ökonomischer Blockade wurden die Hungertoten in der Stadt auf 30.000 bis 40.000 geschätzt.160 Im Ersten Weltkrieg wurde die Hungerblockade einzelner Orte selten praktiziert, etwa 1915/16 von den osmanischen Truppen gegenüber der britischen Garnison in der Festung Kut am Tigris, in der es allerdings mehr Soldaten als Zivilbevölkerung gab. Im Zweiten Weltkrieg sollte diese Form der Kriegführung erneut angewendet werden, nun aber, etwa gegenüber Leningrad, mit der neuartigen Motivation eines ideologischen Vernichtungskrieges. Eine andere Art von Blockade traf ganze Länder und Großräume. Diese Strategie wurde zweimal in großem Stil praktiziert, in beiden Fällen mit gravierenden Folgen für die Zivilbevölkerung: in Form der 1806 von Napoleon eingeleiteten, dann von Großbritannien eskalierend aufgegriffenen Kontinentalsperre und abermals als britische Blockade Deutschlands zwischen August 1914 (gesteigert 1916) und April 1919.
7  |  Revolutionen der Landwirtschaft

Die Veränderungen in der Geographie von Mangel und Überfluss, wie sie im 19. Jahrhundert zu beobachten sind, müssen vor einem noch weiteren Hintergrund gesehen werden: der Entwicklung der Landwirtschaft im globalen Maßstab.161 Die Bedeutung der Landwirtschaft überall auf der Welt kann für das gesamte 19. Jahrhundert nicht überschätzt werden. Noch am Vorabend des Ersten Weltkriegs waren die meisten Gesellschaften der Welt Agrargesellschaften. Die Welt war eine Welt der Landwirte. Dies hieß nicht, dass sie in jener allgemeinen Stagnation verharrte, die Städter gerade im 19. Jahrhundert gerne den ihnen fremden Bauern zuschrieben. Nach der Mitte des Jahrhunderts nahm die Landwirtschaft auf der Welt, insgesamt gesehen, einen außergewöhnlichen Aufschwung. Dies zeigte sich am deutlichsten in der Expansion des kultivierten Landes. In den Reisökonomien Ost- und Südostasiens gab es für eine solche Expansion buchstäblich keinen Spielraum. Dafür wurde aber die Ackerfläche in Europa, in Russland und den neo-europäischen Gesellschaften in Übersee zwischen 1860 und 1910 von 255 Millionen auf 439 Millionen Hektar erweitert, also etwa um den Faktor 1,7 – ein in der Geschichte während eines Zeitraums von fünf Jahrzehnten beispiellos schneller Zuwachs. Westeuropa hatte nur einen geringfügigen Anteil an dieser Ausdehnung. Auch die Besiedlung und landwirtschaftliche Nutzung der riesigen kanadischen Prärie begann erst nach 1900. Entscheidend waren gigantische Urbarmachungen in den USA und in Russland.162 Nur in wenigen Ländern, zu denen Schätzungen möglich sind, ging zwischen 1800 und 1910 die mit Feld- und Strauchfrüchten kultivierte Fläche zurück, allen voran in Großbritannien und Frankreich. Es besteht aber kein direkter Zusammenhang zwischen Zunahme der Industrie und Rückgang der landwirtschaftlich genutzten Fläche, denn in den USA, in Deutschland, Russland und Japan, alles Ländern, die spätestens um 1880 industrielle Strukturen aufwiesen, setzte sich die Extensivierung der Landwirtschaft fort.163
Während der Periode 1870–1913 wuchs die geschätzte Agrarproduktion des Planeten jährlich um 1,06 Prozent, ein Wert, der zwischen den Weltkriegen bei weitem nicht wieder erreicht werden sollte. Der Pro-Kopf-Zuwachs war selbstverständlich geringer. Eine Steigerung von 0,26 Prozent per annum bedeutete aber, dass am Vorabend des Ersten Weltkriegs pro Kopf der Weltbevölkerung deutlich mehr Nahrungsmittel und agrarische Rohstoffe zur Verfügung standen als um die Mitte des Jahrhunderts. Dieses Ergebnis kommt durch die Zusammenfassung sehr unterschiedlicher Ländertrends zustande. Dabei konzentrierten sich die Fortschritte keineswegs allein auf die Räume am Nordatlantik. Der Produktionszuwachs in Russland war höher als in den USA, und agrarstrukturell ganz unterschiedliche Länder wie Argentinien und Indonesien standen an der Spitze der Tabelle.164 Hinter der expandierenden Erzeugung verbargen sich immense Unterschiede der Produktivität, also des Verhältnisses der aufgewendeten Ressourcen zum Ertrag. So waren die Hektarerträge der nordamerikanischen Weizenwirtschaft und der indischen Reiswirtschaft am Ende des 19. Jahrhunderts etwa gleich, aber die Produktivität in Nordamerika war 50 mal so hoch wie in Indien.165
Noch stärker als die Produktion wuchs der internationale Handel mit landwirtschaftlichen Gütern, wenngleich in etwas niedrigeren Raten als der Welthandel insgesamt. Neue Exportregionen für Weizen, Reis (und den wichtigen industriellen Rohstoff Baumwolle) stiegen auf und machten traditionellen Kornkammern ihren Rang streitig. Agrarische Frontiers wurden im Mittleren Westen der USA und in Kasachstan erschlossen, aber auch in Westafrika, Burma oder Vietnam. In Cochinchina, also im Mekongdelta und seinem Hinterland, das vor der Ankunft der französischen Kolonialmacht kaum besiedelt war, entstand eine dynamische Reisexportwirtschaft, die vor allem südchinesische Defizitgebiete versorgte, während burmesischer Reis überwiegend nach Indien verkauft wurde. Zwischen 1880 und 1900 wurde die für Reis genutzte Fläche mehr als verdoppelt und das Exportvolumen verdreifacht.166 Neue tropische Produkte eroberten sich überseeische Märkte: Kaffee, Kakao, Palmölprodukte und viele andere. Agrarprodukte wurden auf dem Weltmarkt sowohl von «entwickelten» als auch von «rückständigen» Ländern angeboten: Großbritannien bezog seinen Weizen sowohl aus den USA und Russland wie aus Indien.167
Was bedeutete dies sozialgeschichtlich, etwa für Europa? Obwohl sich in Europa die Proportionen der drei Sektoren (a) Landwirtschaft und Fischerei, (b) Industrie und mechanisierter Bergbau und (c) Dienstleistungen allmählich verschoben, hielt sich lange Zeit ein hoher absoluter Stand der Beschäftigung im primären Sektor. 1910 lag die absolute Zahl der in der Landwirtschaft Arbeitenden nur in wenigen europäischen Ländern unter dem Wert von 1870: in Großbritannien, Belgien, Dänemark und der Schweiz, außerdem aus ganz besonderen Gründen in Irland. Irgendwann war überall in Europa der Punkt erreicht, wo der Anteil der in der Landwirtschaft Beschäftigten unter 50 Prozent fiel: in England schon vor 1750, dann nach einer langen Pause zwischen 1850 und 1880 fast überall in West- und Nordeuropa, erst nach 1900 auch in Italien, Portugal und Spanien.168 Die typische Ursache war eher die Abwanderung von Landarbeitern in die städtischen Industriezentren als die Verminderung der Zahl von Familienbetrieben. Alle Gesellschaften Europas mit der Ausnahme Englands (viel weniger schon Wales’ und Schottlands) behielten das ganze 19. Jahrhundert hindurch eine starke agrarische Prägung. Und selbst in England mit seinem aristokratischen Großgrundbesitz blieben Kulturideale eines vorindustriellen Landlebens weiterhin dominant. Die große Schrumpfung der Landwirtschaft, verbunden mit der sozialen wie kulturellen Marginalisierung der bäuerlichen Welt, begann auf dem europäischen Kontinent erst nach 1945, und sie erreicht in Ländern wie China erst heute einen Höhepunkt.
So hat sich also, statistisch gesehen, die Welternährungslage zwischen 1800 oder 1850 und 1913 spektakulär verbessert. Da nach dem Engelschen Gesetz (aufgestellt von dem preußischen Statistiker Ernst Engel), einer der wenigen empirisch felsenfest abgesicherten Gesetzmäßigkeiten der Sozialwissenschaften, mit steigendem Einkommen der für Nahrungsmittel aufgewendete Einkommensanteil sinkt, können vom Wachstum der Produktion pro Kopf nicht nur die Reichen profitiert haben. Man ist versucht, diese Veränderung mit dem Begriff einer Landwirtschaftlichen Revolution oder Agrarrevolution (agricultural revolution) zu belegen.169 Nun gibt es über diesen Begriff seit langem heftige Debatten, zumeist auf dem Gebiet der Wirtschaftsgeschichte Englands, anders gesagt: der Vorgeschichte der Industriellen Revolution. Die klassische Frage ist die, ob eine Agrikulturelle Revolution der Industriellen Revolution vorausging und möglicherweise ihre notwendige Bedingung war. Das braucht hier nicht entschieden zu werden. Globalhistorisch interessieren vor allem die Proportionen, und da lässt sich Folgendes sagen:
|  Erstens. England- bzw. Europahistoriker definieren die Agrarrevolution im Allgemeinen als den Beginn einer langfristig stabilen Steigerung landwirtschaftlicher Leistungsfähigkeit, gemessen an der Erhöhung der Hektarerträge (in Europa primär als Konsequenz neuer Fruchtfolgen und vorindustrieller technologischer Verbesserungen)170 und/oder an der Erhöhung der Produktivität der Arbeitskraft (als Folge vor allem von Mechanisierung und der Nutzung von Größenvorteilen, der sogenannten economies of scale). Die Steigerung kann also entweder pro Arbeitskraft oder per Flächeneinheit bestimmt werden. Diese Art von deutlich wachsender landwirtschaftlicher Leistungsfähigkeit ist bereits für die Niederlande des 14. Jahrhunderts beschrieben worden. Die «eigentliche» Agrarrevolution fand dann im späten 18. Jahrhundert in England statt und setzte sich in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts fort.171 Sie führte dazu, dass bereits um 1800 ein englischer Landarbeiter doppelt soviel erzeugte wie ein russischer und dass die Weizenproduktion pro Hektar in England und in den Niederlanden mehr als doppelt so hoch war wie fast überall sonst auf der Welt. England konnte daher im Verlaufe des 18. Jahrhunderts zu einem wichtigen Getreideexporteur für den kontinentalen Markt werden, bevor es sich mit schnell wachsender Bevölkerung seit dem Jahrhundertende immer mehr in einen Netto-Importeur verwandelte – die Voraussetzung dafür, dass die Frage der Einfuhrzölle auf Getreide seit dem ersten Corn Law von 1815 zu einem zentralen Streitpunkt der britischen Innenpolitik wurde.172
|  Zweitens. Die englische Sonderentwicklung erlaubt nun aber nicht den Schluss, am Ende des 18. Jahrhunderts sei die gesamte europäische oder gar «westliche» Landwirtschaft weltweit führend gewesen. In großen Teilen Europas war die Landwirtschaft nicht leistungsfähiger als in den indischen, chinesischen, japanischen oder javanischen Zonen intensiver Bodenkultur. Auch dauerte es lange, bis die Landwirtschaft selbst der dynamischeren Gebiete Europas deutlich von einem Mechanisierungsvorsprung profitieren konnte. So wurden 1790 in Südengland 90 Prozent der Weizenernte mit der archaischen Sichel geschnitten. Erst danach setzte sich langsam die Sense durch. Und noch um 1900, als in England der Mähbinder zur maßgeblichen Technik geworden war, wurde der größte Teil des Getreides auf dem europäischen Kontinent mit der Sense gemäht.173 Dampfdreschmaschinen droschen seit den 1880ern den größten Teil der Ernte in England, anderswo erst viel später. 1892 ging der erste Traktor in den USA in Serienproduktion, doch auch dort waren vor 1914 nicht mehr als 1000 Exemplare im Einsatz (1930 schon 1 Million). Noch 1950 kamen 85 Prozent der Zugkraft in der europäischen Landwirtschaft von Pferden.174 Kunstdünger, zuerst in Deutschland und den Niederlanden verbreitet eingesetzt, war europaweit erst seit den 1930er Jahren, also ein volles Jahrhundert nach Justus von Liebigs grundlegenden Entdeckungen, eine Selbstverständlichkeit. Die volle Mechanisierung und Verwissenschaftlichung der Landwirtschaft war auch in Europa und den USA eine Neuerung des 20. Jahrhunderts. Daneben hielten sich Relikte vormoderner Bodennutzung. Von Skandinavien bis Süditalien wurden technisch simple Formen der Subsistenzwirtschaft, manchmal sogar noch Brandrodung wie in Afrika, praktiziert. Und es gab auch in Europa Fälle einer landwirtschaftlichen «Dekadenz»: Die spanische Landwirtschaft hatte sich nie wieder davon erholt, dass sie das agrikulturelle Wissen der Juden und Muslime, von denen die letzten 1609 vertrieben worden waren, verschmähte und ihre kunstvollen Wasserbauanlagen verfallen ließ.175
|  Drittens. Der arbeitsintensive, gartenbauartige Reisanbau auf bewässerten Feldern in tropischen und subtropischen Breiten gehört seit etwa zwei Jahrtausenden zu den leistungsfähigsten Formen von Landwirtschaft, die es überhaupt gibt. Er selbst hat in einem langen Prozess, der in Südchina erst im 12. Jahrhundert zum Abschluss kam, seine voll ausgeprägte Form gefunden: wie Fernand Braudel sagt, das «wichtigste Ereignis der Menschheitsgeschichte im Fernen Osten».176 Da das grundsätzliche Überschreiten der gegebenen Möglichkeiten von Landwirtschaft – und dies wäre ein allgemeiner, vom englischen Fall gelöster Begriff von Agrarrevolution – allein auf dem höchsten Niveau «traditionaler» Agrikultur möglich ist, wären einige Regionen Asiens Kandidaten für einen solchen Sprung gewesen. Agrarrevolution setzt eine hohe Bevölkerungsdichte, ein funktionierendes Marktsystem, freie Arbeitskräfte sowie einen hohen Stand und eine weite Streuung von landwirtschaftlichem Wissen voraus. Solche Voraussetzungen waren auch in Teilen Süd- und Mittelchinas noch im späten 18. Jahrhundert gegeben. Einige andere Faktoren wirkten aber einer eigenständigen chinesischen oder überhaupt asiatischen Agrarrevolution entgegen: die Fähigkeit des Nassreisanbaues, immer wieder zusätzliche Arbeitskraft auf gegebenen Flächen zu absorbieren; die Tatsache, dass es kaum noch brauchbare Bodenreserven gab, die bei zusätzlichen Anreizen hätten genutzt werden können; die zunehmend sichtbaren ökologischen Kosten intensiver Landwirtschaft, die in China (auch in Japan und Indien) deutlicher spürbar waren als in Europa; der Mangel alternativer Beschäftigungsmöglichkeiten außerhalb der Dörfer; der fehlende Anreiz für pachtbeziehende, in den Städten wohnende Grundbesitzer, die Agrarproduktion zu verbessern; später im 19. und im frühen 20. Jahrhundert der fehlende Zugang zu industriell hergestelltem Kunstdünger. In Nordchina, wo die ökologischen Verhältnisse ungünstiger waren als im Süden und wo statt Reis vornehmlich Hirse und Weizen angebaut wurden, kam noch hinzu, dass extreme Zersplitterung des Bodenbesitzes und minimale Betriebsgrößen die Nutzung von economies of scale sehr erschwerten.177 Aber auch im Reisanbau sind große Betriebe, ob nun Gutshöfe oder Farmen, nutzlos; eine Zentralisierung des Managements bringt wenig; und die Werkzeuge einer kraftgetriebenen Mechanisierung – mit Ausnahme kleiner Diesel- und Elektropumpen, die nach etwa 1910 zunächst in Japan die Produktivität erhöhten – sind auf Reisfeldern oder in Teegärten nur sehr beschränkt einsatztauglich.178 Die Möglichkeiten für bodenschonenden Fruchtwechsel sind viel enger begrenzt: Wofür außer für Reis und Karpfen kann man terrassierte Bassins nutzen?
All dies bedeutet, dass es realitätsfern und ungerecht wäre, das Modell der niederländisch-englischen agricultural revolution als Maßstab an eine ökologisch wie gesellschaftlich ganz anders gelagerte Spielart von Landwirtschaft anzulegen. Diese Landwirtschaft erreichte in den verschiedenen Ländern Asiens zu unterschiedlichen Zeiten den Punkt, an dem es schwierig wurde, eine oft weiter wachsende Bevölkerung zu ernähren. Wann dieser Punkt erreicht wurde, hing auch von äußeren Umständen ab. Der Nassreisanbau in Südchina etwa war Teil eines umfassenderen Produktionskomplexes, zu dem ebenso Fischzucht, Teekultur und Seidenraupenaufzucht gehörten. Tee und Seide waren seit dem frühen 18. Jahrhundert extrem exportabhängige Produktionszweige. Der Zusammenbruch der chinesischen Auslandsmärkte als Folge der im späten 19. Jahrhundert aufkommender indischer und japanischer Konkurrenz – zunächst für Tee, dann für Seide – trug entscheidend zu der akuten Krise der chinesischen Landwirtschaft im frühen 20. Jahrhundert bei, die damals von vielen westlichen Beobachtern beschrieben wurde.
|  Viertens. Auch im Westen hat sich das Modell der englischen Agrarrevolution nicht in einem ähnlichen Muster verbreitet wie die industrielle Produktionsweise, die sich in ganz unterschiedlichen Kontexten einnisten konnte. Landwirtschaft ist stärker als Industrie an jeweils besondere ökologische Voraussetzungen gebunden und steht viel mehr im Banne überkommener gesellschaftlicher Strukturen, die nicht leicht zu überwinden sind. Schon die agrarische Leistung schwankte beträchtlich. Spektakuläre Erfolge bei Ernteerträgen und Produktivität wurden nur in wenigen kontinentaleuropäischen Ländern erzielt, an erster Stelle in Deutschland (wo sich schon während der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts die Getreideerträge pro Hektar um 27 Prozent erhöhten),179 danach in Dänemark, den Niederlanden und Österreich-Ungarn, kaum aber im größten Bauernland Westeuropas, Frankreich. Auch das Wachstum der absoluten Produktion zeigt ein ähnliches Muster: Das Volumen der Getreideernte wuchs in Deutschland zwischen 1845 und 1914 um den Faktor 3,7, in Frankreich nur um 1,2.180 Eine Besonderheit Europas und Nordamerikas im Vergleich zu Asien und großen Teilen Afrikas ist Mischwirtschaft als Kombination von Ackerbau und Viehzucht – wobei man übrigens die Gesamtleistung schwer messen kann, denn Futterbau geht oft auf Kosten der für Brotgetreide und Kartoffeln nutzbaren Fläche. In Asien ist auch im 19. Jahrhundert der Abstand zwischen Land- und (oft nomadischer) Viehwirtschaft größer als in Europa gewesen: ein wichtiger Punkt, weil in Europa durch eine bessere Integration von Viehwirtschaft und Ackerbau besonders hohe Produktivitätsgewinne erzielt wurden.181 Ein Land wie Dänemark verwirklichte durch Spezialisierung auf Tierhaltung geradezu seine eigene, ganz besondere landwirtschaftliche Revolution. Auch Butter, Käse und Schinken können zu Reichtum führen.
|  Fünftens. Das «reine» Modell der Agrarrevolution stellt die Intensivierung der landwirtschaftlichen Produktion in den Mittelpunkt, geht also davon aus, dass höhere Leistung primär durch verbesserte Arbeitsproduktivität und nur sekundär durch Ausweitung der Nutzfläche erzielt wird. In England und Wales vermehrten sich Acker- und Weideland zwischen 1700 und 1800 um fast 50 Prozent, in den folgenden hundert Jahren aber kaum noch nennenswert.182 Die großen weltweiten Zugewinne des 19. Jahrhunderts verdanken sich aber zu einem großen Teil der Extensivierung der Produktion, also der Erschließung von Neuland an landwirtschaftlichen Frontiers im Zarenreich, in den USA, Argentinien, Kanada, auch in Indien.183 Diese Ausweitung der Erzeugung landwirtschaftlicher Grundnahrungsmittel («Kolonialwaren», die eher zum niederen Luxuskonsum gehörten, folgten einem etwas anderen Muster) hatte Folgen, die weit in die politische Geschichte hineinragten. Vor allem an zweierlei ist hier zu denken: Zum einen sollte es im Ersten Weltkrieg zu einem entscheidenden Vorteil der Gegner der Mittelmächte werden, dass sie die weit überlegenen agrarischen Potenziale Nordamerikas und Australiens mobilisieren konnten.184 Aus einem Mangel an realistischer weltpolitischer Urteilskraft hatte die deutsche Führung diesen fundamentalen Faktor übersehen.
Zum anderen war schon zuvor die Landwirtschaft in mehreren Ländern zu einem zentralen politischen Konfliktfeld geworden. Dies hatte nur zum Teil, wie lange Zeit für Deutschland behauptet worden ist, mit der Beharrungskraft autoritärer aristokratischer Eliten zu tun. Die Problemlage in Ländern wie den USA oder den Niederlanden, wo es solche Eliten nicht oder nur schwach ausgeprägt gab, war nämlich ganz ähnlich. Die intensiven und extensiven Fortschritte der Landwirtschaft hatten spätestens um die Jahrhundertmitte (im Zarenreich langsam nach der Bauernbefreiung von 1861) auf beiden Seiten des Atlantiks zum Aufstieg eines agrarischen Kapitalismus geführt, der mit Hilfe von Lohnarbeit produzierte und in hohem Maße exportorientiert war. Die Krise der Weltagrarkonjunktur, die 1873 begann und zwei Jahrzehnte andauerte, äußerte sich in einer Schere zwischen fallenden Preisen für landwirtschaftliche Güter und weniger stark fallenden oder gar steigenden Löhnen für Landarbeiter, die sich Lohnzuwächsen in den Städten anpassten. In dieser Lage waren Großbetriebe oft weniger überlebensfähig als kleinere Produktionseinheiten, in denen überwiegend Familienangehörige arbeiteten. Mit sinkendem Einkommen brachten Agrarier immer lautstärker ihre Interessen, in erster Linie die Forderung nach Schutzzöllen für landwirtschaftliche Importe, innerhalb der jeweiligen politischen Systeme zu Gehör, besonders erfolgreich im Deutschen Kaiserreich, weniger effektvoll in Großbritannien oder den USA. Die Prominenz agrarischer Themen in der öffentlichen Diskussion und agrarromantischer Motive im kulturellen Selbstverständnis verschleierte das langsam abnehmende Gewicht des ländlichen Sektors in mehreren wachsenden Volkswirtschaften des Westens.185 Andernorts, wo eine agrarkapitalistische Entwicklung ausblieb und ländliche Interessen innerhalb des politischen Systems nicht durch bäuerliche oder großagrarische Produzenten, sondern allein durch städtische Rentenbezieher mit großer Distanz zum Geschehen in den Dörfern repräsentiert waren, blieben agrarische Probleme nahezu unsichtbar. Dies war im Osmanischen Reich und in Japan der Fall. Am erstaunlichsten war das Schweigen in der größten Bauerngesellschaft der Welt: China. Es ist frappierend, dass in der gesamten Reformdiskussion, die nach dem Ende der Taiping-Revolution 1864 begann und sich nach dem Chinesisch-japanischen Krieg von 1894/95 intensivierte, von Bauern und Landwirtschaft so gut wie nie die Rede war. Der öffentliche Diskurs Chinas war blind für eines der drängendsten Probleme des Landes.
8  |  Armut und Reichtum

|  Armut und Moderne


Abgesehen von Schlaraffen-land-Utopien, die es in zahlreichen Zivilisationen gibt, hatten die Menschen vor dem 19. Jahrhundert nie daran gezweifelt, dass Armut ein Teil der natürlichen und gottgewollten Ordnung sei. Noch die klassische politische Ökonomie von Thomas Robert Malthus bis John Stuart Mill, die im Grunde pessimistisch gestimmt war, traute dem modernen Kapitalismus eine solche Produktivitätsentfaltung nicht zu und hielt die «Hebung» der Armen nur als Ergebnis individuellen Bemühens für möglich. Daneben gab es aber eine eher optimistische Denkrichtung, die Armut als nicht selbstverständlich und daher als behebbar ansah. An ihrem Beginn stehen zwei Denker der späten Aufklärung: Tom Paine und der Marquis de Condorcet. Beide formulierten in den 1790er Jahren unabhängig voneinander die Idee, dass Armut in der Gegenwart inakzeptabel sei. Sie solle nicht durch milde Gaben gelindert, sondern durch Umverteilung und Entfaltung der Produktivkräfte beseitigt werden; auch Menschen, die sich nicht selbst helfen könnten, solle geholfen werden. Seit Paine und Condorcet, diesen beiden Revolutionären, die schließlich von ihren Revolutionen vergessen oder vernichtet wurden, ist Armut in der westlichen Welt im Prinzip als Skandalon gebrandmarkt.186
Die Beziehungen zwischen Armut und Hunger sind eng, ohne ganz reziprok zu sein. Den Armen mag es sonst an fast allem fehlen, das letzte, was ihnen bleibt, ist so viel Nahrung, wie man zum Überleben braucht. Nicht alle Armen hungern, und nicht alle Hungernden sind arm. Armut ist das umfassendere Konzept. Gesellschaften definieren ihre eigenen Vorstellungen von «Armen», die Nicht-Armen führen Diskurse über sie und machen sie zu Empfängern ihrer Wohltätigkeit. Im Vergleich zu entwickelten Industriegesellschaften sind alle vormodernen Gesellschaften jeglicher zivilisatorischer Prägung arm. Aber auch ökonomische Modernität hat Armut nicht beseitigt: ein Grund, warum die Errungenschaften der «Moderne» nicht zu selbstgefällig gefeiert werden sollten. Auch im frühen 21. Jahrhundert gibt es in Afrika und Asien Hungersnöte und Hungerrevolten; jeder sechste Mensch auf der Erde ist dauerhaft unterernährt. Die Steigerung der Produktivkräfte, d.h. im 19. Jahrhundert vor allem die Erhöhung landwirtschaftlicher Leistungsfähigkeit sowie die Erschließung und billige Nutzung fossiler Energiequellen, war im Regelfall nicht von einer Egalisierung materieller Lebenschancen begleitet. Armut und Reichtum sind ebenso innerhalb einer einzigen Gesellschaft wie zwischen verschiedenen Gesellschaften relative Begriffe. Eine Gesellschaft, zum Beispiel die englische um die Mitte des 19. Jahrhunderts, kann insgesamt reicher werden. Wenn sich dabei aber die Unterschiede des Einkommens, der Konsummöglichkeiten und des Zugangs zu Bildung zwischen dem obersten und dem untersten sozialen Segment eher vergrößern als verringern, dann wird relative Armut sichtbarer als zuvor. Tendenzen der Einkommensverteilung lassen sich selbst für Westeuropa, über das es besonders gute Daten gibt, kaum allgemein feststellen, umso weniger für den Rest der Welt. «Optimisten» und «Pessimisten» stehen sich seit langem unversöhnlich gegenüber. Vieles spricht dafür, dass zumindest für England und Frankreich nach etwa 1740 eine Einkommens- und Vermögensschere auseinanderging und sich erst ein Jahrhundert später allmählich wieder schloss. Vor allem die Kluft zwischen dem Großbürgertum einerseits, den handarbeitenden Klassen andererseits verbreiterte sich in dieser Zeit. Das letzte Drittel des 19. Jahrhunderts war dann in vielen Ländern eine neue Epoche sich vermindernder Unterschiede. Dies steht auch im Einklang mit der einfachen theoretischen Überlegung, dass die Wachstumsprozesse der «Hochindustrialisierung» nicht durch «Unterkonsumption» des Proletariats, sondern nur durch eine ausgeweitete Massennachfrage getragen werden konnten.187 Dies hieß freilich nicht, dass die Reichen ärmer wurden.
|  Reiche und Superreiche


Die Reichsten waren vor Krankheit und Unglück nicht gefeit. Sie aßen, wohnten und kleideten sich besser, entlasteten sich von körperlicher Arbeit, konnten leichter reisen und hatten unbehinderten Zugang zur Hochkultur. Sie lebten in einer Welt des Luxuskonsums und definierten durch ihr öffentliches Verhalten Normen und Leitbilder des Verbrauchs. Der kapitalistische Prozess ließ überall – in Europa, in Nordamerika, in Südafrika – solch umfangreiche Vermögen entstehen, wie sie in früheren Epochen nur über die Kontrolle politischer und militärischer Macht und bloß in wenigen Fällen aus dem Fernhandel akkumulierbar gewesen waren. Nirgendwo waren um 1900 die Reichen absolut wie relativ so reich wie unter den Bedingungen des Kapitalismus. In einigen europäischen Ländern bewahrten grundbesitzende Aristokratien ihren Reichtum aus früherer Zeit. Die Spitzen des englischen und russischen Adels (unter diesen manche Aufsteiger aus dem geadelten Kaufmannspatriziat) gehörten noch am Ende des 19. Jahrhunderts zu den vermögendsten Leuten der Welt. Der österreichische, ungarische, preußische (vor allem: oberschlesische) Adel folgte mit einem gewissen Abstand, der französische hatte sich von der Revolution von 1789–94 nie so recht erholt.188 Am besten ließ sich solcher Reichtum erhalten, wenn er über wohlgepflegten agrarischen Grundbesitz hinaus in modernere Anlageformen investiert wurde: in das Bankwesen, den Bergbau, in städtisches Immobilieneigentum. Daneben waren neue große Vermögen aus Banken und Industrie getreten. Vor allem in Großbritannien orientierten sich diese nouveaux riches am Lebensstil und an der Demonstrationssymbolik einer Aristokratie, die nicht kastenmäßig abgeschlossen war, sondern sich mit feinen Statusübergängen nach unten hin abschattierte. Alter und neuer Reichtum, Lords, Knights (die sich «Sir» nennen durften) und titellose Millionäre trafen sich in einer gemeinsamen, von nicht mehr als etwa 4000 Personen bewohnten Welt der prächtigen Stadtvillen und ausgedehnten Landsitze.189
In den Pioniergesellschaften der Neuen Welt und Ozeaniens hatten nahezu alle großen Vermögen kapitalistische Ursprünge, feudale Wurzeln gab es nicht, wenngleich manche Grundbesitzer in Britisch-Nordamerika ohne Mühe den herrschaftlichen Lebenstil reicher englischer Landadliger imitieren konnten. Unter den Neo-Europas muss aber deutlich unterschieden werden. Im australischen Goldfieber wurden wenige spektakulär und dauerhaft reich, auch nicht durch die Schafzucht. Obwohl das Pro-Kopf-Einkommen Australiens 1913 deutlich über dem britischen lag und sogar das in den USA geringfügig übertraf, gab es dort wenige Riesenvermögen, und selbst die größten unter ihnen waren deutlich bescheidener als in Großbritannien und den Vereinigten Staaten. In Kanada lebte eine größere Zahl superreicher Leute, doch zum großen historischen Sonderfall wurden allein die USA. Als Alexis de Tocqueville 1831–32 die USA besuchte und den Eindruck gewann, sich in einer Gesellschaft fundamental Gleicher zu befinden, unterschätzte er nicht nur die damals vonstatten gehende Bildung sehr großer Vermögen, sondern auch die beginnende Vergrößerung von Einkommensunterschieden innerhalb der amerikanischen Gesellschaft, einen Prozess freilich, den erst die historische Forschung aufgedeckt hat. Wachstum und Konzentration von Reichtum ließen im Norden der USA ebenso wie unter den Plantagenbesitzern in den Südstaaten reiche Oligarchien entstehen. Die self-made men der Jahrhundertmitte, die man früher gern als anti-oligarchische Nivellierer sah, fügten sich in diesen Elitenkosmos ein.
Nach dem Ende des Bürgerkrieges 1865 verschwand mit der Zeit die Elitenspaltung zwischen Nord und Süd. Gleichzeitig eröffneten der Übergang zu einer reifen Industriewirtschaft mit hohen Wachstumsraten, die Nutzung landesweiter Größenvorteile und die Einführung der Kapitalgesellschaft (corporation) beispiellose Akkumulationschancen. Das wohlhabendste Zehntel der US-Bevölkerung besaß um 1860 etwa die Hälfte des Volksvermögens, um 1900 zwei Drittel. An der obersten Spitze verfügten 1 Prozent der amerikanischen Familien über 40 Prozent des nationalen Reichtums.190 Zwischen etwa 1900 und 1914 war ein Maximum an Ungleichheit in der Einkommensverteilung der USA erreicht. Hatten sich bis in die 1880er Jahre hinein Reste der Überzeugung der revolutionären Gründerväter, vor allem Thomas Jeffersons, gehalten, im Interesse republikanischer Tugendhaftigkeit dürfe die materielle Ungleichheit in der Gesellschaft nicht allzu extrem werden, so versah eine neue Ideologie des freien Marktes grenzenlose kapitalistische Akkumulation mit einer Legitimität, die seither in den USA gelegentlich angezweifelt, aber nie radikal bekämpft wurde.191 Auch war Superreichtum eines der Symbole einer gerade beginnenden amerikanischen Suprematie in der Welt. Die Astors, Vanderbilts, Dukes oder Rockefellers stellten mit ihrem märchenhaften Reichtum die Europäer in den Schatten und gaben sich einem öffentlich inszenierten Luxuskonsum hin, der weltweit publiziert wurde.
Riesige Anwesen, englischen country houses, französischen chateaux und italienischen palazzi nachempfunden und mit kostbarsten Kunstschätzen aus der Alten Welt vollgestopft, bildeten die sichtbarste Repräsentation des neuen Superreichtums. Es war kein Problem, Universitäten zu beschenken, die dadurch bald zu den angesehensten der Welt wurden. Die Reichtumsexplosion jenseits des Atlantiks erlaubte es Besitzern und Besitzerinnen erst- und sogar zweitrangiger amerikanischer Vermögen, mühelos in den europäischen Hochadel einzuheiraten: Consuelo Vanderbilt, an einem Erbe von (in heutigem Geldwert) 14 Milliarden Dollar beteiligt, ehelichte den finanziell angeschlagenen Ninth Duke of Marlborough und wurde Herrin auf Blenheim Palace, einem der größten Schlösser Europas. Auf die Gründer folgte auch bei industriell erworbenem Reichtum um die Jahrhundertwende bereits die Generation der verzehrenden Erben: jene Weltmeister des Luxuskonsums, die der Soziologe Thorstein Veblen zum Gegenstand einer «Theorie der feinen Leute» (Theory of the Leisure Class, 1899) machte. Herkunft war dennoch in den USA nicht bedeutungslos. Die Feinsten unter den Feinen waren, sofern sie ihren Reichtum bewahrt und vermehrt hatten, in Städten wie Charleston, Philadelphia, Boston und New York die alten Familien aus der Kolonialzeit. Man nannte sie «aristokratisch», ohne damit eine feste Position an der Spitze einer Hierarchie zu meinen. Adelstitel durften unter der Verfassung von 1787 in den USA nicht verliehen, ausländische Titel zumindest von Trägern öffentlicher Ämter nicht angenommen werden. «Aristokratie» war eine Metapher für hohes, über Generationen bewahrtes Prestige und für einen Lebensstil von unerschütterlicher Geschmackssicherheit, der den Vergleich mit den Spitzenprodukten europäischer Noblesse nicht zu scheuen brauchte. Die amerikanische Aristokratie, im New York des späten 19. Jahrhunderts vielleicht vierhundert Personen umfassend, konnte sich eine Exklusivität erlauben und ein Selbstbewusstsein leisten, das selbst den noch reicheren Tycoons und Industriekapitänen gelinde Einsicht in ihre eigene Parvenuhaftigkeit vermittelte. Alter und neuer Reichtum konkurrierten gelegentlich um die politische Macht in einer Stadt, immer jedoch spielten sie das Spiel der Distinktionen, bei dem selbst ein geschwächtes Patriziat die Nase vorn zu haben pflegt.192
Der Umfang der US-Spitzenvermögen war in der gesamten Weltgeschichte ohne Beispiel. Nie zuvor hatten Privatpersonen solche materiellen Besitztümer angehäuft. Die Vermögen, die am Ende des 19. Jahrhunderts in den USA in Öl, Eisenbahnen und Stahl zu gewinnen waren, lagen um ein Vielfaches über denen, zu denen selbst die erfolgreichsten Baumwollindustriellen der europäischen Industrialisierung gelangten; von den Pionieren der englischen Industriellen Revolution waren nur sehr wenige wirklich reich geworden.193 Die Megareichen sahen auf die bloß Superreichen hinab. Als der Bankier John Pierpont Morgan 1914 ein Vermögen von 68 Millionen Dollar hinterließ, soll der Stahlmagnat Andrew Carnegie mitleidig bemerkt haben, Morgan sei «keineswegs ein reicher Mann» gewesen.194 Carnegies eigenes Vermögen und das von Industriellen wie John D. Rockefeller, Henry Ford und Andrew W. Mellon überstieg die Grenze von einer halben Milliarde Dollar. Das schnelle Tempo der Reichtumskonzentration sieht man daran, dass die größten amerikanischen Privatvermögen um 1860 bei 25 Millionen Dollar lagen, zwanzig Jahre später bereits bei 100 Millionen und weitere zwei Jahrzehnte danach bei einer Milliarde angekommen waren. Um 1900 war der reichste US-Amerikaner zwölfmal vermögender als der reichste Europäer, der sich im englischen Hochadel fand. Innerhalb der bürgerlichen Vermögen konnten es selbst die Rothschilds (Finanzen), Krupps (Stahl, Maschinenbau, Waffen) oder Beits (britisch-südafrikanisches Gold- und Diamantenkapital) nicht mit den reichsten Amerikanern aufnehmen. Die einzigartige Dimension amerikanischen Privatreichtums erklärt sich teilweise aus Faktoren wie der Größe des inneren Marktes, der relativ hohen wirtschaftlichen Ausgangslage, dem Reichtum an natürlichen Ressourcen und der Abwesenheit politischer und rechtlicher Behinderungen kapitalistischer Entwicklung. Hinzu kamen Synergieeffekte im Industriesystem. So wurde Rockefeller erst ein sehr reicher Mann, nachdem ihm das Entstehen der amerikanischen Autoindustrie goldene Chancen eröffnet hatte. Landwirtschaftlicher Besitz stand hinter keinem der Spitzenplutokraten der USA, und auch in Großbritannien wurden die größten Vermögen nach etwa 1880 im Finanzwesen, der Presse oder im Gold- und Diamantenhandel verdient, nicht länger durch ländliches Magnatentum. Als Kapitalanlage war städtischer Grundbesitz allerdings sehr gefragt.195
Die 1870er Jahre waren im gesamten «Westen» (mit der möglichen Ausnahme Russlands) die Geburtsperiode eines «neuen» Reichtums, der in sich hierarchisch differenziert war. Unterhalb der ganz großen Vermögen lagerte sich eine Schicht von schlichten Millionären oder Halb-Millionären an. Zugleich änderte sich der kulturelle Stil der Geldelite. Alter Reichtum begann, über die «Neureichen» zu klagen. Reichtum wurde vulgärer oder sorgloser zur Schau gestellt, aristokratische Haltung in der Imitation ausgehöhlt. Und ein Drittes änderte sich. Noch in den 1830er und 1840er Jahren hatte es in den USA unter Präsident Andrew Jackson, im Frankreich der Juli-Monarchie, in England nach der Reform Bill (1832) und im vormärzlichen Deutschland sehr reiche Männer mit demokratischen oder gar radikalen politischen Ansichten gegeben. Spätestens in den 1880er Jahren war die klassische Plutokratie des Fin de Siècle entstanden. Der politische Liberalismus hatte sich großenteils gespalten. Reichtum war mit Interessenvertretung durch konservative und rechtsliberale Parteien nahezu identisch geworden. In Europa wie in den USA waren keineswegs alle Reichen und Superreichen lautstarke Propagandisten konservativer Werte. Ein «radikaler Plutokrat» wäre allerdings nun ein Widerspruch in sich gewesen.
|  Reichtum in Asien


Wie in den USA so gab es auch in Asien kaum große Vermögen, die «mittelalterliche» Ursprünge hatten, also hinter die Wirren des 17. Jahrhunderts zurückgingen. Die Bedingungen privater Reichtumsbildung waren andere als in Europa und Neo-Europa. In China gab es vor der Mandschu-Eroberung von 1644 keine landbesitzende Erbaristokratie, und Großgrundbesitz war untypisch. Eher Bildung als Besitz qualifizierte für die Zugehörigkeit zur Elite. Im Staatsdienst konnte man wohlhabend, aber nicht spektakulär reich werden und selten den Reichtum über mehrere Generationen in der Familie halten. Die reichsten Leute im Qing-China des 18. und frühen 19. Jahrhunderts waren zum einen Angehörige des hohen Mandschuadels, etwa Prinzen, die in Peking große, um gestaffelte Innenhöfe angelegte Herrensitze bewohnten;196 zum anderen vom Staat mit Monopolen (Salz, Kantonhandel) ausgestattete Kaufleute sowie Bankiers aus der Provinz Shanxi. Im 19. Jahrhundert kamen Kaufleute hinzu, die sich als Zwischenhändler in den Außenhandel des Treaty-Port-Systems einklinkten, die sogenannten Kompradore. Das Sozialprestige der Kaufleute lag weit unter dem der materiell ärmeren Gelehrtenbeamten. Sie gönnten sich manchen, von konservativen Beamten als parvenuhaft angeprangerten Luxuskonsum, sahen aber zu, dass sie ihr Geld in Landbesitz, in gekaufte Ehrentitel und in die Erziehung von Söhnen investierten. Große dynastisch vermehrte Vermögen waren selten. Sie scheinen sich im 19. Jahrhundert eher noch unter chinesischen Kaufleuten, Steuerpächtern und Bergwerksbesitzern im kolonialen Südostasien gebildet zu haben, etwa in Batavia, dessen Wirtschaft bereits seit dem frühen 17. Jahrhundert durch chinesische Händler geprägt worden war. Um 1880 gehörte die Familie Khouw, deren Vorfahr im 18. Jahrhundert aus China eingewandert war, zu den größten Grundbesitzern in und um Batavia und lebte herrschaftlich an einer der feinsten Adressen der Stadt.197 Reichtum wurde in China eher im Verborgenen gehalten, auch um nicht die Missgunst der Obrigkeit zu wecken. Herrenhaus-Architektur – der sichtbarste Aufwand der europäischen Aristokratie und ihrer amerikanischen Nachahmer– spielte kaum eine Rolle. «Der Reiche» war im spätkaiserlichen China kein gesellschaftliches Leitbild. Hinzu kam, dass das mandschurische Kaiserhaus zwar die größte Palastanlage der Welt bewohnte, aber eher über Clan- und Stammesvermögen als über den persönlichen Reichtum einer überschaubaren Herrscherfamilie verfügte.
In Japan mit seiner ganz anderen Gesellschaftsstruktur war das Resultat ähnlich. Die aristokratisch privilegierten, von den «Gemeinen» scharf abgegrenzten Samurai waren selten in europäischem Sinne reich. Sie lebten meist von patrimonial verteilten Stipendien ihres jeweiligen Feudalfürsten (daimyo), der allein die Steuerhoheit in seinem Herrschaftsbereich innehatte, daneben von geringen Gehältern für Verwaltungsdienste. Die objektive und mehr noch die subjektiv empfundene Verarmung vieler Samurai nährte ein Unbehagen am Ancien Régime der Edo-Zeit, das Mitte der 1860er Jahre in der Meiji-Renovation politischen Ausdruck fand.198 Die Edo-Zeit war aber bis zuletzt in einer Weise, die im eher kargen China unbekannt war, eine Epoche des demonstrativen Konsums. In einer besonderen japanischen Variante des «Königsmechanismus», wie ihn Norbert Elias für den Hof des Sonnenkönigs analysiert hat, domestizierten die tatsächlichen Machthaber des frühneuzeitlichen Japan, die Shōgune aus dem Haus Tokugawa, die ihnen untergeordneten Territorialfürsten, indem sie ihnen einen regelmäßigen Aufenthalt am shogunalen Hof in Edo (Tokyo) aufzwangen. Edo war eine große Bühne, auf der die Fürsten mit ihren Gefolgschaften untereinander um Glanz und Verschwendung wetteiferten: Bauten, Feste, Geschenke, Konkubinen. Die Gefolgsleute durften ihren Herrn nicht blamieren und waren zu einem entsprechenden Aufwand angehalten. Manch sparsamer Fürst, der die Finanzlage seines Territoriums realistisch einzuschätzen verstand, wurde durch die unentrinnbare Eigendynamik des Prunkwettbewerbs an den Rand des Ruins getrieben. In den meisten Kassen blieb wenig zurück, nachdem die Samurai-Stipendien und die Kosten der laufenden Hofhaltung bezahlt waren.199 Daher ragten in die Meiji-Zeit wenige große aristokratische Vermögen hinein: Nach 1868 wurden die Feudalfürsten entmachtet und verloren gegen Entschädigung ihre Ländereien; der Samurai-Status wurde innerhalb weniger Jahre abgebaut. Japan war nach 1870 eine viel «bürgerlichere» Gesellschaft als Preußen, England oder Russland. Vermögen, die in der Industrialisierung neu entstanden (einige auf der Grundlage kaufmännischen Reichtums aus der Tokugawa-Zeit), summierten sich nicht zu einer Oberschicht «der Reichen». Auch blieb die private Ostentation diskret begrenzt; Wohlstand durch private Bauten zu demonstrieren, schickte sich nicht.
In Süd- und Südostasien lag Reichtum traditionell in den Händen von Fürsten. Die koloniale Invasion der Europäer beeinträchtigte deren Bereicherungsmöglichkeiten und ebenso diejenigen höfischer Aristokratien. Zugleich schuf sie neue Erwerbschancen im Handel. Große indische Vermögen sammelten sich nach etwa 1815 in den Händen einiger bengalischer Kaufmannsfamilien, zusätzlich seit etwa 1870 bei Baumwollfabrikanten in Westindien. Vielerorts in Asien und Nordafrika war korporatives Vermögen von mindestens so großer Bedeutung wie Kirchenbesitz in Europa vor Reformation und Französischer Revolution. Clans und Abstammungsgemeinschaften (lineages), Tempel aller Art, buddhistische Klöster oder muslimische Heiligenschreine und fromme Stiftungen (waqf)besaßen und verpachteten Land, das gegenüber staatlichen Zugriffen sakrosankt wurde, oder hüteten und vermehrten monetäre Schätze.200 Private Vermögensakkumulation erfolgte im 18. und 19. Jahrhundert auffällig oft in den Händen religiös-kultureller Minderheiten, die häufig großräumige Geschäftsnetze unterhielten: Juden, Parsen, Armenier, Griechen im Osmanischen Reich, Chinesen in Südostasien.
Wir wissen zu wenig über die Vermögensverhältnisse solcher Kaufmannsdynastien oder über diejenigen indischer Maharadschas, malaiischer Sultane, philippinischer Großgrundbesitzer oder tibetischer Klöster, um sie vergleichend neben europäischen und amerikanischen Reichtum stellen zu können. Aber eines ist doch klar: Diese Eliten lebten bequem bis luxuriös. Ein aristokratisch-großbürgerlicher Reichtum westlichen Stils war indes nirgendwo in Asien leitbildhaft und stilprägend. Sieht man einmal vom Prunk indischer Höfe und japanischer Fürstenhaushalte in Edo vor der Mitte des 19. Jahrhunderts ab, dann war demonstrativer Luxuskonsum nicht nur deshalb in Asien von geringerem Gewicht, weil die Gesellschaften dort insgesamt ärmer waren. Die kulturelle Leitfunktion materiellen Erfolges war geringer ausgeprägt.
|  Spielarten von Armut


Am unteren Ende der sozialen Leiter scheinen die Unterschiede zwischen Armen auf den ersten Blick nicht sehr groß zu sein. Auf den zweiten Blick tun sich alle möglichen Differenzierungen auf. Allein für London glaubte der gründliche Sozialforscher Charles Booth um 1900 fünf Subkategorien unter denjenigen unterscheiden zu können, die weniger als «wohlhabend» (well-to-do) waren. Die entscheidende Minimalmarkierung für Wohlstand war dabei die kontinuierliche Beschäftigung von Hauspersonal, auch in einer gemieteten Wohnung. Von dort war es noch ein weiter Weg über shabby gentility bis zu ausgesprochener Armut. Wir betrachten hier nur die Extreme. Wenn das 19. Jahrhundert mit dem Aufstieg kapitalistischer Reicher und Superreicher eine klar bestimmbare Stellung in der Geschichte des Reichtums einnimmt – wie steht es dann in der Geschichte der Armut da?
Armut und Reichtum sind relative und kulturspezifische Kategorien. Im subsaharischen Afrika war der Besitz von Land ein weit weniger wichtiges Kriterium als die Kontrolle über Abhängige. Viele Herrscher im vorkolonialen Afrika besaßen kaum mehr lagerbare Schätze als ihre Untertanen. Sie hoben sich durch die Zahl ihrer Frauen, ihrer Sklaven, ihres Viehs und durch die Größe ihrer Getreidespeicher hervor. Reichtum war der Zugang zu Arbeitskraft, die einen Vorsprung an sichtbarem Konsum ermöglichte, etwa aufwendige Bewirtung. Ein Armer war in Afrika jemand, der sich in einer besonders verletztlichen Lebenslage befand und der geringen oder gar keinen Zugang zur Arbeitskraft anderer hatte. Am Boden der Gesellschaft fanden sich diejenigen, die unverheiratet, kinderlos und vielleicht sogar noch wegen körperlicher Behinderung arbeitsunfähig waren. Selbst wenn sie oft besser ernährt waren als jene, um die sich niemand kümmerte, gehörten auch Sklaven zweifellos zur Schicht der Ärmsten. Afrikanische Gesellschaften hatten manchmal Institutionen, die die Armen auffingen, manchmal aber auch nicht (wie u.a. im christlichen Äthiopien). Ein vorkoloniales «fürsorgliches Afrika» mit integrativem Gemeinschaftsleben ist ein romantischer Mythos.201 Dass Kontrolle über Menschen höher bewertet wurde als Eigentum von Land war keine afrikanische Besonderheit, denn Reichtum wird allgemein als Verfügung über knappe Güter angesehen. So wurde der Status russischer Magnaten vor der Bauernbefreiung von 1861 eher an der Zahl ihrer leibeigenen «Seelen» als am Flächenumfang ihrer Güter bemessen, und die Bedeutung eines Grundbesitzers im gleichzeitigen Brasilien wurde nach der Zahl seiner Sklaven eingeschätzt. Im Batavia des frühen 19. Jahrhunderts konnte sich kein Europäer, der etwas gelten wollte, den Verdacht leisten, er spare an der Zahl seiner schwarzen Sklaven.202
In Hirtengesellschaften – nicht nur in Afrika, sondern auch in Westasien von Anatolien bis Afghanistan oder in der Mongolei – bemaß sich Reichtum nach der Größe der Herden. Die mobile Lebensweise verhinderte das Anhäufen großer Schätze und schloss Investitionen in permanente Bauten aus. Europäische Konzeptionen von Armut und Reichtum passen auf niemanden so wenig wie auf Nomaden. Von diesen hieß es daher immer wieder klischeehaft, sie führten ein besonders depraviertes Leben. Zahlreiche Besucher bei afrikanischen Hirten, Mongolen und arabischen Beduinen gewannen dieses Bild. Richtig daran ist allerdings, dass die nomadische Existenz besonders risikoreich war und ist. Sie stand in wachsendem Konflikt zu den Interessen von Ackerbauern und war den Zufällen von Dürre und Hunger am stärksten ausgeliefert. In Hungerzeiten litten Hirten als erste. Wer seine Herden verlor, hatte keinerlei Subsistenzmittel übrig und nichts mehr, um nach der Dürre neu anzufangen.203
Im südlichen Afrika begann Armut schon vor dem Ersten Weltkrieg eine Form anzunehmen, wie sie aus den dicht besiedelten Gesellschaften Europas und Asiens bekannt ist: Landlosigkeit mehr als physische Behinderung des Einzelnen wurde zur Hauptquelle von materieller Depravation. Staatlich unterstützte Landaneignung durch Siedler war eine typische Ursache dieser Art von Armut. Städte spielten in Afrika eine etwas andere Rolle als in Europa. Während in Europa zumindest während der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts städtische Armut sichtbarer, vielleicht auch größer war als auf dem Lande, wurde afrikanische Armut (und wird es auch heute) vor allem auf dem Lande «gemacht». Vermutlich fühlten sich die Slum-Bewohner von Johannesburg im Vergleich zu ihren Verwandten auf dem Lande noch relativ besser gestellt. Strukturelle Armut extremen Ausmaßes fand sich weniger unter körperlich leistungsfähigen männlichen Wanderarbeitern in den Städten als (wie heute in China) bei deren zurückgebliebenen Familien auf dem Lande, in Gegenden, die auch um 1920 noch von Hungerhilfe schlecht erreicht werden konnten. Dennoch blieb es ein Vorteil, Familienbeziehungen zum Lande aufrechterhalten zu können: die Ärmsten der Armen in den wachsenden Städten Afrikas waren diejenigen, denen in Krisenzeiten die Rückkehr auf das Dorf versperrt war. Wenig spricht dafür, dass sich in großen Teilen der Welt wie Afrika und China während des 19. Jahrhunderts das Leben derjenigen, die jeweils als «arm» kategorisiert wurden, merklich verbesserte.
Armut wurde am ehesten in Städten festgestellt, wo das volle Spektrum der Einkommensverteilung vom Bettler bis zum superreichen Fabrikanten, Bankier oder Großgrundbesitzer beobachtet werden konnte. Auch ließen sich mit den Mitteln der beginnenden Sozialforschung Profile von Einkommen und Lebensstandard überhaupt nur im städtischen Raum erheben. In den englischen Städten war um 1860 ein Wendepunkt erreicht. Die Unterschichten insgesamt konnten sich allmählich besser ernähren, und der Anteil von Menschen in extrem beengten Wohnverhältnissen (statistisch: mehr als zwei Erwachsene in einem Zimmer) begann zu sinken. Zum Teil war dies das Ergebnis einer Abwanderung von Arbeiterfamilien in die Vorstädte. Aber auch in einem der reichsten Länder der Welt verbesserte sich keineswegs das Schicksal der städtischen Unterschichten insgesamt. Die Zahl arbeitsfähiger Männer in britischen Arbeitshäusern ist ein guter Indikator für das Ausmaß extremer städtischer Armut. Diese Zahlen gingen zwischen 1860 und dem Ersten Weltkrieg nicht signifikant zurück. Das Gleiche gilt für diejenigen, die als Obdachlose (vagrants) eingestuft wurden.204
Es ist unmöglich, für das 19. Jahrhundert Armut weltweit zu quantifizieren. Nur in seltenen Fällen erhalten wir einen Einblick in Relationen zwischen Europa und anderen Zivilisationen. Das ist bei den ganz Armen selbst in Städten kaum je möglich. Erst dort, wo am unteren Ende der Einkommensleiter Löhne gezahlt wurden und diese Zahlungen dokumentiert sind, gibt es ein Minimum an Daten. Auf dieser Grundlage hat man zum Beispiel ermittelt, dass die Reallöhne ungelernter Bauarbeiter in Istanbul, der muslimischen Metropole auf europäischem Boden, zwischen etwa 1500 und 1850 einem allgemeinen Trend in Großstädten nördlich des Mittelmeeres folgten und nur unwesentlich unter dem dortigen Lohnniveau lagen, erst nach 1850 fielen sie relativ zurück. Nach einer anderen Schätzung übertrafen kurz vor 1800 die Reallöhne, gemessen in Weizenäquivalenten pro Tag, von Arbeitern in Istanbul und Kairo diejenigen in Leipzig und Wien und lagen deutlich über denen in Südindien oder im Yangzi-Delta.205
|  Bettelei und Mildtätigkeit


Die Tatsache, dass in Deutschland und einigen anderen Ländern Europas gegen Ende des 19. Jahrhunderts allmählich ein Wohlfahrtsstaat aufgebaut wurde, sollte nicht davon ablenken, dass dies in vielen Teilen der Welt auch eine Epoche fortgesetzter und neu motivierter philanthropischer Bemühungen um die Armen war. Man kann viele europäische Beispiele dafür finden, dass obrigkeitliche oder gemeinschaftliche, aus öffentlichen Mitteln finanzierte Armenfürsorge und persönliche Wohltätigkeit Hand in Hand gingen. Das Mischungsverhältnis zwischen beiden war unterschiedlich, und die Motive dahinter variierten. Im Zarenreich etwa gab es nichts, das ein System der öffentlichen Armenpflege genannt werden könnte (wie die englische Praxis unter den Poor Laws bis zu deren Abschaffung 1834); der quantitativ nicht sehr erhebliche Altruismus der Großgrundbesitzer- und Staatsdienerklasse entstammte zum Teil dem Bestreben, westeuropäischen Rollenmodellen von sozialem Engagement nachzueifern.206 Nichteuropäische Kontrastfälle entdeckt man vor allem in philanthropischen Orientierungen in der muslimischen Welt. In Ägypten setzte sich eine alte Tradition von Generosität und Almosenspendung fort. Diese Generosität hatte nach den Geboten des Islam nicht ostentativ in der Öffentlichkeit, sondern diskret ausgeübt zu werden. Sie war eine moralische Verpflichtung. Oft war sie der Kollektivinstitution von Stiftungen übertragen. Diese besondere muslimische Praktik veranlasste europäische Beobachter oft, Geschichten über steinreiche Bettler zu erzählen. Auch in Ägypten sah es im 19. Jahrhundert jedoch der Staat immer mehr als seine Aufgabe an, den Armen zu helfen. Unterschiede zwischen Westeuropa und Nordamerika auf der einen, der muslimischen Welt auf der anderen Seite sollten nicht übertrieben werden. Weder hier wie dort entwickelte sich der Wohlfahrtsstaat im linearen Aufstieg. Familiale und gemeinschaftliche Formen der Hilfe bestanden neben neuen und staatlichen Institutionen fort. Dass der Staat in Ägypten stärker als in Westeuropa beim Eindämmen des städtischen Bettelns versagte, hing auch mit der größeren Toleranz des Publikums gegenüber Bettlern zusammen (ähnlich wie im zarischen Russland). Ägypten unterschied sich freilich in mehrfacher Hinsicht vom nördlichen Europa: (1) Das niedrigere wirtschaftliche Entwicklungsniveau begrenzte die Ressourcen staatlicher Armenfürsorge. (2) Die ägyptischen Armenasyle waren vorübergehende Wohnplätze für Arme und wurden nie zu Arbeitshäusern englischen Typs umgewandelt. (3) Die Armenfürsorge bekam eine koloniale Dimension zunächst durch das Auftreten von Missionaren, dann nach der britischen Okkupation von 1882 durch die – sehr spärlichen – Initiativen des kolonial gelenkten Staates; spätere einheimische Programme wollten diesen kolonialen Praktiken nationale Alternativen entgegenstellen. (4) Die Armen verschwanden nie aus der Öffentlichkeit, sondern machten ihre Ansprüche geltend, anders als etwa die städtischen Unterschichten Englands, bei denen seit den 1860er Jahren die Entgegennahme von Armenfürsorge und erst recht Bettelei als peinlich und entwürdigend galten.207
Bettelfreiheit ist ein historisch ganz seltener Zustand, und er wurde vermutlich vor dem 20. Jahrhundert fast niemals erreicht. Es gehört zur Situierung des 19. Jahrhunderts in der Geschichte, dass auch in dieser Epoche das Bettelwesen noch zur Normalität des gesellschaftlichen Daseins gerechnet wurde. Bettelei ist immer ein ziemlich genauer Indikator von Armut oder gar Elend gewesen, gleichzeitig aber auch etwas anderes: eine besondere Art von parasitärer Ökonomie, oft durchaus kompliziert (in China sogar zünftig) organisiert und zumeist in Grenzen obrigkeitlich geduldet, mit dem viktorianischen Etikett der «Unterwelt» selten treffend bezeichnet. Das 19. Jahrhundert jedenfalls hat auch in Europa den mittellosen outcast als Sozialtypus zwischen Franz Schuberts Leiermann und Charlie Chaplins deklassiertem Tramp noch nicht wegrationalisiert oder in Daseinsvorsorge aufgefangen. Der Kampf um eine Existenz am unteren Rande der Bedürftigkeit blieb sichtbar.
9  |  Globalisierter Konsum

Extreme Armut auf dem Lande wie in der Stadt lässt sich als ein Zustand permanenter Mangelernährung bestimmen. Jenseits dieser Schwelle eines Hungers, der nicht umbringt, aber auch nicht vergeht, ist die Varianzbreite von Nahrung geringer als die anderer Konsumausgaben. Der Reiche, der ein hundertmal höheres Einkommen als der Arme hat, ist deshalb noch nicht hundertmal besser ernährt. Wie Fernand Braudel gezeigt hat, fallen die Unterschiede zwischen den kulinarischen Systemen einzelner Zivilisationen stärker ins Gewicht als die vertikalen sozialen Differenzierungen der Esskultur zwischen den Schichten einund derselben Gesellschaft.208 Das Essen der Wohlhabenden war abwechslungsreicher, von höherem Nährwert, frischer, meist von Profis, den Köchen, zubereitet, doch es hielt sich in der Regel im Rahmen ein und desselben kulinarischen Systems. In globalhistorischer Sicht sind daher nur wenige Verallgemeinerungen möglich:
Die umfassendste interkontinentale Wechselwirkung von Ernährungspraktiken war bereits im 16. Jahrhundert erfolgt.209 Dieser Columbian Exchange hatte europäische Nutzpflanzen und Tiere in der Neuen Welt eingeführt und amerikanische Pflanzen nach Asien und Europa gebracht. Der globale Pflanzentransfer der frühen Neuzeit betraf nicht allein seltene Luxusgewächse, sondern veränderte Acker- und Gartenwirtschaft mit kolossalen Auswirkungen auf agrarische Leistungsfähigkeit und Konsumgewohnheiten in vielen Teilen der Welt. Die Kartoffel brauchte seit der Ankunft der ersten Knollen kurz vor 1600 etwa zweihundert Jahre, bis sie in Ländern wie Deutschland, den Niederlanden und Großbritannien zum wichtigsten Grundnahrungsmittel wurde. Schon viel früher hatte die Einführung ertragreicherer Reissorten die Produktion in Südostasien und China erheblich gesteigert. Gleichzeitig mit der Kartoffel in Europa kam die Süßkartoffel von Manila aus in China an und wurde unverzüglich bei der Hungerhilfe eingesetzt. Auch Mais, Tabak und die Erdnuss wurden damals in China eingeführt. Der scharfe Chili-Pfeffer, dessen großzügige Verwendung heute die Küche der Provinzen Sichuan und Hunan kennzeichnet, kam ebenfalls aus der Neuen Welt. Nachdem das kulinarische System Chinas innerhalb weniger Jahrzehnte alle diese Neuerungen absorbiert hatte, änderte sich die chinesische Küche im Prinzip nicht mehr.210 Die amerikanische Maniok-Wurzel wurde in Afrika heimisch gemacht, zunächst in den Gebieten unter portugiesischem Einfluss, im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts dann aber auch, sowohl auf afrikanische wie auf kolonialstaatliche Initiative, in vielen anderen Teilen des Kontinents. Heute ist Maniok in den tropischen Teilen Afrikas die am weitesten verbreitete Nahrungspflanze. Noch Jahrhunderte, nachdem sie die Ozeane übersprungen hatten, breiteten sich, von neuen Bedürfnissen und Verwendungsmöglichkeiten getragen, Pflanzen amerikanischen Ursprungs in der Alten Welt aus. Ein Beispiel ist die Erdnuss. Sie war wohl zuerst in Brasilien domestiziert worden und hatte unter den Inkas in Peru große Bedeutung erlangt. Nach ihrer Einführung in China wurde sie dort schnell zur wichtigsten Quelle von Bratöl. Im 19. Jahrhundert wurde sie in den USA als Viehfutter angebaut, bevor man die Möglichkeit erkannte, von Schädlingen befallene Baumwolle durch Erdnusspflanzungen zu ersetzen. In mehrere asiatische und westafrikanische Kochtraditionen ist die Erdnuss fest integriert. Erdnussöl wurde mit der Zeit auch in Europa wegen seiner hohen Erhitzbarkeit geschätzt. Überhaupt war die Verwendung tropischer Öle eine der wichtigsten Übernahmen (nicht nur kulinarisch, auch für Seife und Kosmetika) des 19. Jahrhunderts.211 Der immens expandierende interkontinentale Handel mit agrarischen Produkten machte tropische Früchte auch dort verfügbar, wo sie nicht akklimatisiert werden konnten.
|  Kulinarische Mobilität


Kulinarische Systeme unterscheiden sich durch die unterschiedliche Aufnahme von Neuerungen, ein Thema, das Historiker erst kaum für sich entdeckt haben. Am einfachsten war es dort, wo ohnehin fast alle Essgewohnheiten importiert werden müssen, also etwa in den USA. Mit den großen überseeischen Wanderungen des 19. Jahrhunderts gelangten neue kulinarische Vorlieben nach Amerika. Seit dem Goldrausch der Jahrhundertmitte waren Italiener in Kalifornien ansässig. Bald immigrierten sie in viele andere Teile der USA. Sie brachten den Durum-Weizen mit, den man für italienische Pasta benötigt. Die internationale Verbreitung der italienischen Küche begann also lange vor dem weltweiten Siegeszug der Pizza.212
Die Geographie diätetischer Einflussnahme deckt sich nicht mit der Verteilung politischer und ökonomischer Macht. So waren die Chinesen, die ihre kulinarische Lernbereitschaft bereits im 16. Jahrhundert unter Beweis gestellt hatten, nach der erzwungenen Öffnung ihres Landes im Opiumkrieg politisch außerordentlich geschwächt, ohne darum ihr kulturelles Selbstbewusstsein zu verlieren. Sie sahen zunächst keinen Grund, westliche Einflüsse in ihre Küche aufzunehmen. Dies änderte sich geringfügig nach etwa 1900, als in den Städten drei «weiße» Massenkonsumgüter, mit westlichen Methoden erzeugt (allerdings teilweise von chinesischen Unternehmen in China), populär wurden: weißes Mehl, weißer Reis, weißer Zucker. Europäische Restaurants öffneten seit den 1860er Jahren vereinzelt in einigen der großen Städte. Seit den 1880er Jahren wurde in Shanghai der Besuch in einem europäischen Restaurant mit weißer Tischwäsche, Silberbesteck und «chinesischem Essen im westlichen Stil» zum Ausdruck demonstrativen Konsums reicher Familien. Dennoch blieb das Desinteresse der kaufkräftigen Schichten Chinas an westlichen Speisen und überhaupt an Konsumgütern aus dem Westen ungewöhnlich groß.213 Japan, das sich auf vielen anderen Gebieten dem Westen gegenüber aufgeschlossen zeigte, machte zumindest im 19. Jahrhundert auf kulinarischem Felde wenige Anleihen, sieht man von vermehrtem Fleischkonsum ab, der als Ausdruck zivilisatorischer Höherentwicklung und als eines der Geheimnisse hinter dem energiegeladenen Charaktertypus des Westmenschen galt.
Umgekehrt hatten seit Marco Polo zahlreiche europäische Reisende, Missionare und in Kanton ansässige Kaufleute die Küche Chinas kennengelernt und beschrieben. Nach der Öffnung Chinas in den 1840er Jahren machten Hunderte von Ausländern in Restaurants der Treaty Ports und durch ihre privaten Köche Bekanntschaft mit der chinesischen Esskultur. Viele, die sich nicht daran gewöhnen konnten oder wollten, scheuten keine Kosten und Mühen, sich mit europäischen Nahrungs- und Genussmitteln zu versorgen. Außerhalb Chinas gab es lange keine Gelegenheit, chinesische Gerichte zu verkosten. In die Garküchen emigrierter Kulis und die Restaurants europäischer und amerikanischer Chinatowns verirrte sich kaum je ein Nicht-Chinese. Mark Twain in seiner Reporterzeit war einer der ersten Westler, der die Erfahrung beschrieb, außerhalb von China mit Stäbchen zu essen. Das erste Chinarestaurant in Europa konnte 1884 im Londoner Stadtteil South Kensington als Teil einer Gesundheitsmesse besichtigt und ausprobiert werden. Sir Robert Hart, der irische Chef der chinesischen Seezollbehörde, hatte für diese Attraktion gesorgt. Damit begann noch keineswegs der Siegeszug chinesischer Gastronomie für westliche Konsumenten. Er setzte erst in den 1920er Jahren allmählich in Kalifornien ein. Von Globalisierung lässt sich erst nach 1945 sprechen.214 Erst im letzten Drittel des 20. Jahrhunderts gewann umgekehrt Essen westlicher Herkunft, nun aber als industrielle und standardisierte Massenware, prägenden Einfluss auf die Ernährungsgewohnheiten in Ostasien außerhalb von Luxushotels und westlichen Enklaven.
Am Ende des 19. Jahrhunderts tauchten in europäischen Lebensmittelgeschäften vermehrt «Kolonialwaren» auf. In London und den größeren englischen Provinzstädten hatte man bereits das ganze 18. Jahrhundert über, manchmal schon in spezialisierten Geschäften, Rohrzucker, Tee und andere Exotica kaufen können.215 In keinem europäischen Land spielten aus Übersee importierte Nahrungs- und Genussmittel eine größere Rolle als in Großbritannien. Die East India Company hatte, vor allem nach einer radikalen Senkung der Importsteuer auf Tee 1784, die Briten zu einer Nation von Teetrinkern erzogen. Um 1820 wurden um die 30 Millionen Pfund Tee jährlich verbraucht.216 Der einzige andere exotische Import, der über den engen Kreis des Luxuskonsums hinaus die Ernährung der breiten Bevölkerung veränderte, war der Zucker. Die Nachfrage nach Rohrzucker hatte bereits im 17. und 18. Jahrhundert die Dynamik der karibischen und brasilianischen Plantagenökonomie und des transatlantischen Sklavenhandels in Gang gesetzt. Erst seit dem späten 18. Jahrhundert erfuhr er allerdings eine solche Verbreitung, dass er, nicht zuletzt als Teesüßer, zum Massenkonsumgut wurde. Der eigentliche Aufstieg des Zuckerkonsums fand aber erst im 19. Jahrhundert statt. Die Zuckerproduktion auf der Welt verdoppelte sich zwischen 1880 und 1900 und nochmals von da an bis 1914.217 Der Anteil von Zucker an der durchschnittlichen Kalorienversorgung der Briten soll im Laufe des Jahrhunderts von 2 Prozent auf 14 Prozent gestiegen sein. Wie der Anthropologe Sydney W. Mintz in einem einflussreichen Buch argumentiert hat, wurde Zucker geradezu zu einer Speise der Armen, zu einem schnellen Energiespender für die ausgepowerten Arbeitskräfte der Industrialisierung.218 Diese Popularisierung des Zuckers war nur möglich durch das fast kontinuierliche Sinken des «realen» Einzelhandelspreises für Zucker während des gesamten Jahrhunderts.219
Zucker kann nur als Rohrzucker in den Tropen und als Rübenzucker in gemäßigten Breiten produziert werden. Die Herstellung von Salz ist mit vielfältigen Methoden und daher stärker lokalisiert möglich. Das Gleiche gilt selbstverständlich für die Viehzucht. Sie war ebenso wie die Schlachterei traditionell ein lokales Gewerbe. Schon die begrenze Haltbarkeit von Fleisch im frischen Zustand sorgte dafür. Es war eine der großen Tendenzen des 19. Jahrhunderts auf dem Ernährungssektor, dass die Industrialisierung auch die Herstellung von Fleisch erfasste und den Fleischmarkt zu einem transkontinentalen Geschäft machte. Während der frühen Neuzeit war der durchschnittliche Fleischkonsum in Westeuropa langsam zurückgegangen. Auch noch im 19. Jahrhundert setzte sich da und dort vorübergehend dieser Trend fort, oder er verkappte sich als Senkung der Ansprüche. In Notzeiten aßen die Armen von Paris Katzen.220 Spätestens seit der Mitte des 19. Jahrhunderts nahm in Westeuropa der Fleischkonsum auch der Unterschichten deutlich zu. Zwischen den 1860er und den 1890er Jahren verdoppelte sich der Fleischverbrauch englischer Arbeiterfamilien auf mehr als ein Pfund pro Kopf in der Woche.221 Die Japaner, die ansonsten auch in der Meiji-Zeit an der Küche der Tokugawa-Periode festhielten, bekehrten sich von vegetarischer Ernährung zum Verzehr von Fleisch. Obwohl bereits in der Zeit vor 1866 bestimmte Bevölkerungsgruppen, etwa Samurai und Sumo-Ringer, Fleisch gegessen hatten, ließen die Japaner sich erst im letzten Drittel des Jahrhunderts davon überzeugen, dass die imposante Stärke des Westens unter anderem aus dem dort üblichen Fleischkonsum resultiere und überhaupt eine vegetarische Ernährung eines «zivilisierten» Volkes unwürdig sei.222
Die Expansion der Nachfrage in Europa ließ die europäischen Rinderbestände zwischen 1865 und 1892 schneller als die Bevölkerungszahlen wachsen. Zur gleichen Zeit wurden der Westen der USA, Kanada, Argentinien, Paraguay, Uruguay, Australien und Neuseeland für die Rinderzucht erschlossen. 1876 wurde erstmals argentinisches Rindfleisch per Kühlschiff nach Europa gebracht.223 Nach etwa 1880 ermöglichte es die neu entwickelte Gefriertechnik Argentinien und den ozeanischen Ländern, Fleisch in großen Mengen nach Europa zu transportieren. Argentinien wurde nach 1900 zum wichtigsten Rindfleischexporteur der Welt, nachdem die gigantische US-Produktion immer stärker vom schnell wachsenden Binnenmarkt aufgesogen worden war.224 Der unmittelbare Anlass für eine Steigerung der argentinischen Fleischexporte nach Europa war der Wunsch der britischen Regierung gewesen, die Truppen im Burenkrieg mit Dosen- und Gefrierfleisch zu versorgen. Der eigentliche Aufschwung des argentinischen Exports begann allerdings erst 1907, als amerikanische Fleischverpackungsfirmen mit verbesserter Gefriertechnik die Exporte nach Europa in die Hand nahmen, übrigens die erste wichtige Investitionsverbindung zwischen den USA und Argentinien, das bis dahin eher zum Einflussbereich der britischen Wirtschaft gehört hatte. Der Zugang zum amerikanischen Markt blieb den argentinischen Produzenten allerdings verwehrt.225 Romantische Sozialtypen wie der nordamerikanische Cowboy und der argentinische Gaucho waren das mobile Proletariat einer weltweit operierenden Fleischindustrie.
Die Viehrancher des «Wilden Westens» wurden immer mehr zu Zulieferern der riesigen Schlachthöfe von Chicago. Im Süden der Stadt entstand etwas, das zu einer absonderlichen Sehenswürdigkeit für Touristen werden sollte: ein industrielles Inferno für Rinder und Schweine, die Schlachthöfe, die erst mit ihrem Anschluss an die Eisenbahn zur vollen Entfaltung kamen. Nur die Schlachtbezirke von Buenos Aires mit ihren riesigen Kuh-Ossiarien waren noch eine Spur drastischer als Nekropolen animalischen Todes. Die Industrialisierung der Nahrungsmittelproduktion hatte im Amerikanischen Bürgerkrieg begonnen, als großer Bedarf an dem gerade neu erfundenen Milchpulver und an Dosenfleisch entstand. Diese Lücke füllte für die Nordstaaten Chicago, von Spöttern «Porcopolis» genannt. Der Schlachthofkomplex konnte gleichzeitig 21.000 Rinder und 75.000 Schweine verarbeiten; 1905 wurden 17 Millionen Tiere getötet.226 Es ist kein Zufall, dass eine der schärfsten literarischen Attacken auf den amerikanischen Kapitalismus, Upton Sinclairs Roman The Jungle (1906), seinen Schauplatz in den Chicagoer Schlachthöfen hat, die Sinclair mit den Stilmitteln eines an Zola geschulten Naturalismus als Dantesches Inferno schildert. Nach Erscheinen des Romans, der zum Bestseller wurde, verging vielen Lesern der Appetit; die Nachfrage nach Fleisch nahm vorübergehend ab. Möglicherweise hat der Durchschnittsamerikaner des Mittleren Westens um die Jahrhundertwende 4000 Kalorien am Tag konsumiert; zur gleichen Zeit lag die Kalorienaufnahme in englischen Arbeiterfamilien bei etwa 2400 Kalorien pro Kopf.227 In dieser Zeit des großen Fleischüberschusses entstand die amerikanische Verherrlichung des Steaks, die in keiner anderen Ernährungskultur außer der argentinischen eine Parallele fand.
|  Warenhaus und Restaurant


Die Industrialisierung der Nahrungsmittelproduktion in der westlichen Welt – für Deutschland kann man sie in den 1870er Jahren beginnen lassen228 – stand in einem wechselseitigen Zusammenhang mit anderen Aspekten des sozialen Wandels. Eine steigende Berufstätigkeit von Frauen in der Unterschicht und unteren Mittelschicht verminderte die für Haushaltsarbeit übrige Zeit und erhöhte den Bedarf an Fertigprodukten. Solche Produkte konnten nur über translokale Vertriebssysteme an den Endverbraucher gelangen. Dies setzte voraus, dass neben die Selbstversorgung vom Bauernhof, den periodischen Markt und den örtlichen Metzger oder Bäcker nun der Laden trat, der über Großmärkte und Großhändler regelmäßig mit Waren versorgt wurde. Diese Neuerung verbreitete sich in Europa allerdings erst ganz am Ende des Jahrhunderts, und dies unregelmäßig und lückenhaft. In vielen ländlichen Gebieten des Kontinents lag die Versorgung mit nicht-lokalen Produkten während der ganzen Epoche in den Händen von Hausierern und fahrenden Landhändlern. Damit unterschieden sich die Mechanismen der Distribution nicht wesentlich von denen etwa im gleichzeitigen China, wo periodische Märkte in Kreisstädten durch elaborierte Ketten von Mittelsmännern ergänzt worden waren. Der Übergang vom Markt zum Laden (mit der Variante der Konsumgenossenschaft) war eine notwendige Begleiterscheinung der Industrialisierung und Internationalisierung der Nahrungsmittelproduktion.229
Auch die spektakulärste Erfindung im Handel des 19. Jahrhunderts, das Warenhaus, setzte die standardisierte Massenproduktion vieler der angebotenen Waren voraus. Warenhäuser öffneten einen kommerziellen und sozialen Raum ganz neuer Art. Sie boten eine Bühne für Inszenierungen der Warenwelt und faszinierten das Publikum als eine Art von Weltausstellung im Kleinen. Die ersten Warenhäuser entstanden in den 1850er Jahren in Paris. Walter Benjamin hat sie, neben den berühmten Arkaden der Metropole, zu einem zentralen Thema seiner Analyse der Kultur des französischen Kapitalismus gemacht.230 Paris war, anders als London oder Hamburg, kein Überseehafen und internationaler Umschlagplatz, im Unterschied zu New York oder Berlin auch kein Zentrum der Industrie. In Frankreich hatte die industrielle Massenproduktion die handwerkliche Fertigung noch keineswegs in dem Maße zurückgedrängt wie in den USA. Industrie und Handwerk trafen sich in der Pariser Konsumkultur.231 Die große Zeit der Pariser Arkaden waren die 1830er und 1840er Jahre, die goldene Epoche der Warenhäuser lag in der Belle Époque zwischen 1880 und 1914. Die Londoner Warenhäuser entstanden wenige Jahre nach denjenigen von Paris. Hier wurde noch konsequenter das Programm verwirklicht, alle Bedürfnisse des Lebens unter einem Dach zu versammeln; folgerichtig fehlten auch Beerdigungsabteilungen nicht. Charles Digby Harrod baute seinen Laden in den 1880er Jahren zu einer Mischung aus Geschäft und Club aus.232 In New York öffneten die ersten Warenhäuser früher als in London, so früh, dass ein Einfluss aus Paris gar nicht möglich ist. Hier gilt als das Gründungsdatum das Jahr 1851, als Alexander T. Stewart am Broadway einen fünfstöckigen Marmorpalast im italienischen Renaissancestil errichten ließ und damit einen Wettlauf der Warenhausarchitektur auslöste, an dem sich auch neu gegründete Städte wie Chicago beteiligten.233 Nicht in allen großen Städten setzte sich das Universalkaufhaus schnell durch. Die Jahre zwischen 1875 und 1885 waren die Gründerperiode in Deutschland, als die Konzerne der Familien Wertheim, Tietz, Karstadt und Althoff entstanden. Architektonische Meisterleistungen wie das Karstadt-Kaufhaus am Demianplatz in Görlitz konnten es mit den großen Häusern in den Metropolen aufnehmen. In Wien, ebenfalls einem der großen Konsumzentren des Kontinents, verdrängte das Warenhaus erst um die Jahrhundertwende das große Geschäft mit speziellerem Sortiment.234
In Tokyo tauchten Warenhäuser in den letzten Jahren der Meiji-Zeit auf. Der Anfang wurde 1886 gemacht, als erstmals einer der alten Seidenläden zusätzlich westliche Kleidung anbot. In den folgenden Jahren wurden Warenhäuser zum Ort mancher Innovation: die ersten Telephone der Stadt wurden hier installiert, die ersten Verkäuferinnen (traditionell standen nur Männer am Marktstand oder hinter der Ladentheke) traten auf. Der erste große Verkaufspalast westlichen Stils wurde 1908 eröffnet. Daneben gab es aber eine andere Innovation der Handelsorganisation: Einkaufsmärkte, die man kankoba («Ort für die Ermutigung der Industrie») nannte. Hier wurde, in mancher Hinsicht an die Pariser Arkaden erinnernd, das orientalische Basar-Prinzip übernommen: Separate Läden versammelten sich unter einem Dach, so die globale shopping mall des 20. Jahrhunderts vorwegnehmend. In der zweiten Dekade des 20. Jahrhunderts wurden diese Basare in Tokyo allerdings durch Warenhäuser verdrängt.235
Eine weitere Neuheit, die man mit dem 19. Jahrhundert assoziiert, das Restaurant, ist keine europäische Erfindung. Mehr spricht für die Polygenesis dieser Form kommerzieller Verpflegung. Von Schenken, Tavernen und Wirtshäusern aller Art, wie es sie seit frühen Zeiten in zahlreichen Zivilisationen gegeben hat, unterscheidet sich das Restaurant durch zwei Eigenschaften: Auf der einen Seite machte es Kochkunst von einer Qualität, die bis dahin nur an Höfen und im privaten Raum der Residenzen von Reichen ihren Ort hatte, jedem zugänglich, der es sich leisten konnte. Das Restaurant demokratisierte den guten Geschmack. Auf der anderen Seite war der Restaurantbetreiber ein freier Unternehmer, der ein Produkt und eine Dienstleistung anbot, ohne sich durch Zünfte und Gilden binden zu lassen. Eine Welt, in der Essen keine biologische Notwendigkeit, sondern eine künstlerische Leidenschaft war, entstand dort, wo sie auch heute noch ihr Zentrum hat: in Paris. Hinter den komplizierten kulturhistorischen Erwägungen, die man darüber angestellt hat, verbirgt sich ein relativ prosaischer Vorgang: Die Französische Revolution zerstörte den königlichen Hof mit seiner auch kulinarischen Prachtentfaltung und machte eine große Zahl von Privatköchen der enteigneten und geflohenen Aristokratie arbeitslos. So entstand ein neues Angebot auf einem neuen Markt: Die Kochkunst wurde einem zahlungskräftigen städtischen Bürgertum zugänglich. Im Laufe des 19. Jahrhunderts wurde dieses Publikum immer internationaler; zu den großen Attraktionen von Paris für den aufblühenden Luxustourismus gehörte die einzigartige Spitzengastronomie der Metropole.236 Es blieb aber nicht bei den teuren Edelrestaurants. Unterhalb der großen Tempel der Kochkunst differenzierte sich ein breites Spektrum des öffentlichen kulinarischen Angebots bis hinunter zu Garküchen in den Arbeitervierteln. Nationalkulturelle Sonderentwicklungen kamen hinzu: Im Jahre 1910 soll es im Vereinigten Königreich 26.000 Fish & Chips-Imbisse gegeben haben, die pro Woche tausend Tonnen Bratöl verbrauchten. Wann die zukunftsträchtige Verbindung von Kabeljau und Kartoffelstiften zum ersten Mal vollzogen wurde, bleibt im Dunkel der Legende; es muss wohl in den 1860er Jahren gewesen sein. Seitdem entwickelten sich Fish & Chips zur identitätsstiftenden Lieblingsmahlzeit der britischen Arbeiterklasse und zum Emblem nationaler Deftigkeit auf dem Teller.237
Kommerzielle öffentliche Speiselokale von hohem Anspruch gab es freilich deutlich früher schon in China, sodass der französische Anspruch, das Restaurant «erfunden zu haben», auf wackeligen Füßen steht. In der späten Ming-Zeit, also vor allem im 16. Jahrhundert, als neuer Kaufmannsreichtum, verbunden mit einem aufblühenden Außenhandel, zu einer Art von Verbürgerlichung großer Teile der städtischen Kultur in China führte, blühte auch die private Gastronomie auf. Die damals an Umfang gewinnende öffentliche Esskultur hielt sich über die Umbrüche des 17. Jahrhunderts hinweg. Berichte und literarische Quellen aus der Folgezeit schildern ausdifferenzierte kulinarische Landschaften, die öffentliche Restaurants auf allen Ebenen von Anspruch und Kosten einschlossen, vom einfachen Straßengrill über Teehäuser und Spezialitätengaststätten bis zu großen Banketthallen. Die frühneuzeitliche chinesische Gesellschaft war viel weniger stark ständisch oder hierarchisch segregiert als die europäische oder die japanische. Die Grenzen zwischen Volks- und Elitekultur waren durchlässiger. Auch lassen sich die vergleichsweise bescheidenen städtischen Wohnanlagen der Reichen mit ihren Pavillons und Innenhöfen nicht mit den französischen hôtels und den Stadtpalästen des Adels in Paris oder London vergleichen. Spitzenküche konnte daher in China viel früher in die Öffentlichkeit gelangen. Was in Frankreich nach der Revolution geschah, war damals in China schon eine Selbstverständlichkeit.
Und Japan? Die Anfänge des Restaurants finden sich dort im 18. Jahrhundert. Gesellschaft und Kultur in Japan blieben bis ins 19. Jahrhundert hinein sehr stark durch Statusunterschiede geprägt. Die Entwicklung des Restaurants mit seinen verschiedenen Typen diente hier offensichtlicher als in Europa und insbesondere in China der sozialen Markierung und Distinktionswahrung. Das erste Chinarestaurant, durchaus ein Exotikum, in Japan eröffnete 1883, westliche Restaurants waren sehr selten anzutreffen. Die «feinen Unterschiede» in der gastronomischen Welt waren deutlich erkennbar. Offensichtlich ist das Restaurant eine ostasiatisch-europäische Doppelerfindung mit einem deutlichen ostasiatischen Vorsprung, aber keinem Hinweis darauf, dass Europa das Restaurant in einer ähnlichen Weise aus China übernommen hätte, wie es sich im 18. Jahrhundert in der Gartenkunst anregen ließ.238
Mit veränderten Ess- und überhaupt Konsumgewohnheiten verbanden sich neue Formen der Vermarktung. Hier waren die USA weltweit führend, knapp gefolgt von Deutschland. Die 1880er Jahre sahen die Geburt des Markenartikels und seiner Verbreitung durch marketing, also durch generalstabsmäßig ausgetüftelte Strategien der Markt-«Eroberung». Singers Nähmaschinen oder Underbergs Kräuterlikör in seiner charakteristischen Flasche waren solche Markenartikel der ersten Stunden. Sie konnten entstehen, weil jetzt die standardisierte Serienproduktion der meisten Konsumgüter technisch möglich geworden war. Hatten Verbraucher bis dahin selten gewusst, wo ein Produkt herkam (wenn sie es nicht gerade beim Urproduzenten erworben hatten), so prägten sich nun die Namen und Bildsymbole von Zigarettenfirmen, Seifenherstellern oder Fabrikanten von Dosensuppen ein: branding und mit ihm eine differenzierte Patentgesetzgebung gehörten zur neuen Epoche des organisierten Massenkonsums.239 Keine andere Ware verkörperte diese große kulturund wirtschaftsgeschichtliche Wende so eindrücklich wie der braune, klebrige Belebungstrank, den der Apotheker John Styth Pemberton, auf der Suche nach einem Mittel gegen «Kater» und Kopfschmerzen, am 8. Mai 1886 in Atlanta zum ersten Mal zusammenrührte: Coca-Cola. Von 57 Hektolitern 1887 stieg der Absatz auf 256.000 Hektoliter 1913.240 Coca-Cola gehörte damit zur ersten Generation der großindustriellen Nahrungs- und Genussmittelproduktion, die in den 1880er Jahren in den USA begann und bald auch in Europa zur Gründung von Konzernen führte. Die zentralen Produkte dieser Branche von Heinz’ Ketchup über Kellogg’s Cornflakes bis zu Lever’s Margarine waren allesamt Kreationen des Labors. Markenartikel verbreiteten sich rasch um die Welt. Bereits in den ersten Jahren des neuen Jahrhunderts fand man Petroleumlampenöl von Rockefellers Standard Oil Company, Kunstdünger oder westliche Markenzigaretten in entlegenen Dörfern Chinas. Ein weiteres Element des neuen Marketingkomplexes, ein entscheidendes für die Reichweite seiner Marktdurchdringung, war der Versandhandel, selbstverständlich auch er eine amerikanische Erfindung. Die Weite des Landes und die Isolation vieler Farmen legten sie nahe. Eine unerlässliche Voraussetzung war die Eisenbahn, eine weitere Erleichterung die Auslieferung auch von schweren Paketen durch die staatliche Post seit 1913.241
Summiert sich all das zu einem neuen Typus von Gesellschaft, der «Konsumgesellschaft»? In den frühen 1980er Jahren hat die Geschichtsforschung den Konsumenten und die Konsumentin wiederentdeckt und damit ein Geschichtsbild korrigiert oder ergänzt, in dem die produktiven Leistungen der Industrialisierung zu ausschließlich im Mittelpunkt standen. Die Schwungräder des Handelns seien durch Bedürfnis und Wettbewerb, Genussstreben und Mode geölt worden. Dies ist nicht nur kulturgeschichtlich interessant, sondern auch wichtig, um wirtschaftlichen Fortschritt zu erklären. Denn erst eine zureichende Nachfrage konnte und kann die Impulse, die von einer Rationalisierung der Produktion ausgehen, in makroökonomische Wachstumsprozesse übersetzen. Wann begann die Konsumgesellschaft? Wenn man darunter nicht dasselbe wie eine Wohlstandsgesellschaft versteht, in der fast alle dem Konsum als einem Selbstzweck nachjagen, wenn man nur nach der Existenz konsumorientierter sozialer Schichten jenseits des traditionellen Luxuskonsums einer winzigen Elite Ausschau hält, dann qualifiziert sich zweifellos England im 18. Jahrhundert als eine solche Konsumgesellschaft.242 Abermals könnte man freilich fragen, ob sich nicht bereits das China der Zeit zwischen etwa 1550 und 1644 als eine solche Konsumgesellschaft bezeichnen lässt. Es ist klar, dass es damals eine kaufkräftige Nachfrage breiterer Bevölkerungskreise außerhalb des Kaiserhofes und der Beamtenschaft, also dem chinesischen Äquivalent einer Aristokratie, gab. Und wenn Mode als eine neue Errungenschaft des europäischen 18. Jahrhunderts bezeichnet und das alte europäische Klischee wiederholt wird, es habe solche Mode in Asien nicht gegeben, kann man dem getrost das Beispiel des späten Ming-China entgegenhalten, als staatliche Kleiderordnungen zusammenbrachen und die Häufigkeit der Klagen konservativer Traditions-wächter über den Verfall der Sitten das Ausmaß der Erosion von Normen auf dem Gebiet der Kleidung beweist.243
Hannes Siegrist hat folgenden Idealtypus von «Konsumgesellschaft» definiert: «Relativ viel Wohlstand konzentriert sich nicht bei einer kleinen Elite. Es gibt ein Mindestmaß an bürgerlicher Gleichheit und politischen Rechten, eine breite Mittelschicht, soziale Mobilität und Konkurrenz. Ein gewisser Wertepluralismus, Fleiß, Arbeitsethik und Streben nach Gütern aus innerweltlichen, teilweise auch religiösen Motiven sind allgemein üblich und werden als legitim verstanden. In Landwirtschaft, Industrie und Handel besteht eine gewisse Arbeitsteilung und Rationalisierung. Es gibt eine nach außen gerichtete Arbeits-, Berufs- und Erwerbsorientierung der Familien, ein differenziertes institutionelles und rechtliches System, rationales Wissen, das berechenbares und kalkulierendes Handeln ermöglicht und fördert, einen kulturellen Apparat, der die Verständigung zwischen den Produzenten, Vermittlern und Konsumenten der Güter ermöglicht und die Deutung von Kaufen und Verbrauchen anleitet. Als allgemeines Austauschmittel fungiert das Geld.»244
Die meisten dieser definitorischen Merkmale dürften für das China der späten Ming-Zeit zutreffen. China hat sich dann allerdings nicht in diese Richtung weiterentwickelt und sich, wie so viele andere, im 19. Jahrhundert von Europa überholen lassen. In Europa und Nordamerika bildete sich eine langfristige Dynamik in Richtung des von Siegrist charakterisierten Gesellschaftstypus heraus. Inwieweit dabei nationalkulturelle Unterschiede eher deutlicher ausgeprägt oder eher nivelliert wurden, ist für das 20. Jahrhundert vor allem unter dem Stichwort der «Amerikanisierung Europas» breit diskutiert worden. Globalhistorisch interessant ist vor allem die Frage, in welchem Maße bereits im 19. Jahrhundert euroamerikanische Konsummuster und Konsumziele in der übrigen Welt übernommen wurden. Diese Frage ist kaum allgemein, sondern nur durch Beispiele zu beantworten.
Vor allem in den neuen Republiken Lateinamerikas entwickelten die kreolischen Eliten eine starke Konsumorientierung auf Europa hin. Lateinamerika war bereits unmittelbar nach der Unabhängigkeit von britischen Textilien geradezu überflutet worden. Schon lange vor dem Beginn des Eisenbahnbaus hatten Maultierkarawanen britische Baumwollstoffe von den Hafenstädten in die Hochebenen und Hochtäler von Mexiko und Peru transportiert. Nach zwanzig oder dreißig Jahren waren die lateinamerikanischen Märkte für britische Textilien im Wesentlichen saturiert. Nur weniges an Importen gelangte über die Städte hinaus zu den Haciendas und Bergwerken im Landesinneren. Die kaufkräftigen Eliten jedoch pflegten mehr und mehr einen europäischen Lebensstil. Mangels einheimischer Produktion mussten die prestigereichen Symbole westlichen Fortschritts aus England und Deutschland, Italien und Frankreich und zunehmend aus den USA importiert werden. Das Sortiment reichte von Maschinen über französischen Wein und englisches Bier bis zu Kutschen, Brillen, Fahrrädern und Marmor für die Prachtbauten der Reichen. Gilberto Freyre meint, die Reichen Brasiliens hätten im frühen 19. Jahrhundert die bis dahin als protestantische Ketzer verachteten Briten nun durch das Tragen künstlicher Gebisse nachzuahmen versucht.245 Eine kleine Minderheit lateinamerikanischer Konsumenten pflegte einen ostentativen europäischen Lebensstil, bei dem spanische Vorbilder übrigens kaum noch eine Rolle spielten. Er machte sich seit der Mitte des Jahrhunderts auch im Erscheinungsbild einer Stadt wie Buenos Aires bemerkbar. Nun entstanden Einkaufsboulevards, Grandhotels, salons de thé und Konfiserien. Die Umorientierung zu europäischen Vorbildern war mit einer rassischen Neubewertung verbunden: Man kaufte nicht länger beim Bäcker afrikanischer Herkunft, sondern beim original französischen Patisseur, und die Klavierlehrer, bis dahin oft Schwarze, wurden nunmehr direkt aus Europa geholt.246 Währenddessen ging die gesellschaftliche Modernisierung an der Mehrheit der Bevölkerung vorbei. Die Nachfrage wurde wiederum zunehmend von Erlösen des lateinamerikanischen Exports nach Europa (Kaffee, Kupfer, Guano usw.) finanziert.
Kleidung ist immer ein guter Indikator für Konsumvorlieben. In Lateinamerika, vor allem in den Ländern mit hohem indianischem Bevölkerungsanteil, spaltete sich die Gesellschaft in die Bauern, die sich so kleideten wie in der Kolonialzeit, und die Städter, denen es wichtig war, sich von ihren «unzivilisierten» Mitbürgern zu distanzieren. Gerade auch Mestizen legten Wert auf Kleidermarkierungen, etwa den polierten Lederschuh. Auch in anderen Bereichen driftete die materielle Kultur in Land und Stadt schnell auseinander. In der Belle Époque um die Jahrhundertwende erreichte die Identifikation der lateinamerikanischen Oberschicht mit der Zivilisation und Warenwelt Englands und Frankreichs ihren Höhepunkt. Da man Fortschritt mit «Ausland» gleichsetzte, war man grenzenlos bereit, ausländische Waren als Symbole für Modernität zu interpretieren. Die Export-Ökonomien waren daher zugleich Import-Gesellschaften, in beiden Aspekten der internationalen Ordnung in einer peripheren Position eingefügt. Da der wirtschaftliche Aufschwung der lateinamerikanischen Länder nicht auf eigener industrieller Produktion beruhte, mussten nahezu alle Prestigegüter eingeführt werden. Die gesamte Urbanität Lateinamerikas erhielt ein europäisches Gepräge, denn nicht nur Kleidung und Mobiliar wurden importiert, sondern auch die typischen Institutionen des zeitgenössischen Europa: das Restaurant, das Theater, die Oper, der Ball. Französische Spitzenköche wurden abgeworben, und bei den offiziellen Feierlichkeiten zum Jubiläum der Unabhängigkeit 1910 wurde kein einziges mexikanisches Gericht serviert. In Lima wurden Golf und Pferderennen zu einer Obsession. Bahnhöfe wurden als exakte Kopien von Pariser oder Londoner Vorbildern gebaut.
Ein Höhepunkt des Imitierens europäischer Referenznormen war die Übernahme der schweren englischen Herrenkleidung in subtropischen und tropischen Klimazonen. Zuvor hatten die Briten dies schon in Indien für nötig gehalten. Generalgouverneur Lord Cornwallis hatte sich um 1790 noch erlaubt, hemdsärmelig zu dinieren. Zwei Jahrzehnte später war es eine Selbstverständlichkeit, dass sich die Angehörigen der kolonialen Elite selbst bei größter Hitze vor den natives bei Tisch nur im korrekten Rock zeigten, und 1830 wurde Amtsträgern der East India Company das öffentliche Auftreten in indischen Gewändern verboten.247 In Lateinamerika griff derlei wenig später um sich. In Rio de Janeiro und vielen anderen Städten hatten sich Herren bei allen Temperaturen und Feuchtigkeitsgraden im Pinguin-Kostüm zu zeigen: schwarzer Cutaway mit gestärktem weißem Hemd und weißer Weste, Krawatte, weißen Handschuhen und Zylinder. Damen aus wohlhabenden Kreisen zwängten sich in Korsetts und hüllten sich in Lage um Lage schwerer Stoffe. Bis Ende der 1860er Jahre war die Crinoline in Brasilien de rigueur. Solches Martyrium war der Preis von «Zivilisiertheit».
Lange Wege zur «Zivilisation» hatten jene tropischen Kulturen zurückzulegen, in denen auch die Oberschicht traditionell nicht in europäischer oder islamischer Bedecktheit öffentlich aufzutreten pflegte. König Chulalongkorn, der Reformer Siams, gab sich alle Mühe, seinen Untertanen eine geschlossenere Kleidung nahezubringen. Zu Beginn des 20. Jahrhunderts war dann das städtische Siam voll bekleidet.248 In Lagos hatte sich schon in den 1870er und 1880er Jahren eine kleine Gruppe westlich orientierter Afrikaner in Gehröcken und aufwendigen Damenkleidern ein geselliges Leben mit Kirchgang, Ball, Konzert und Cricket-Match geschaffen.249 Gandhi, der große Symbolpolitiker und Freund von Sparsamkeit, kehrte den Prozess später um: Aus dem spätviktorianischen Stutzer, als den ihn frühe Photographien zeigen, wurde der «nackte Fakir», wie Winston Churchill ihn schmähte.250 Nirgendwo in der außereuropäischen Welt wurden aber die materiellen Äußerlichkeiten der europäischen Zivilisation so getreu und kritiklos übernommen wie in Lateinamerika, nirgendwo, vielleicht allenfalls noch im Ägypten des Khediven Ismail (r. 1863–79), war zur damaligen Zeit ein imitativer Konsumfetischismus ähnlich groß.251
Stärker war hingegen die kulturelle Widerständigkeit in West- und Ostasien. Sultan Mahmud II. hatte für die hohe osmanische Bürokratie Herrenkleidung westlichen Stils vorgeschrieben. Auch das Militär stellte sich auf europäische Uniformen um. Das bedeutet keineswegs die Übernahme eines modebetonten europäischen Verständnisses von Kleidung, sondern eher einen äußerlichen Wechsel der Diensttracht. Die Änderungen reichten über Hof und Staatsapparat kaum hinaus. Im Straßenbild Istanbuls waren Männer noch lange vorwiegend traditionell gekleidet, Frauen wurden nicht vor den 1870er Jahren in europäischer Kleidung photographiert. Ausländischer Einfluss zeigte sich, wie schon seit mehreren Jahrhunderten, in der Verwendung neuartiger Materialien (etwa französischer oder chinesischer Seide) für tradierte Kleiderformen. Erst im Laufe des letzten Quartals des 19. Jahrhunderts wurde europäische Kleidung zu einer beliebten und kulturell akzeptablen Alternative zur einheimischen.252 Fremdes Material musste nicht als bewusste kulturelle Anleihe verstanden werden. Dort wo europäische Importe die einheimische Textilfabrikation weitgehend zerstört hatten, blieb oft keine Alternative. Aus Marokko, das damals noch keine Kolonie war, hieß es bereits in den 1880er Jahren, dort trage beinahe jedermann Baumwollstoffe ausländischer Herkunft.253
Japan teilte mit Europa selbstverständlich keine koloniale Vergangenheit wie Lateinamerika. Vor 1853 gab es nur sehr geringfügige Kontakte, die nicht auf die japanische Gesellschaft insgesamt ausstrahlten. Danach – und insbesondere nach dem politischen Systembruch der Meiji-Renovation von 1868 – öffnete sich Japan dem Westen und initiierte eine Modernisierungspolitik, die neue Organisationsformen für Staat, Justiz und Wirtschaft direkt aus Europa und, sekundär auch den USA, übernahm. Dieser sehr weitgehenden strukturellen Europäisierung entsprach aber keineswegs eine ähnlich weitgehende Ent-Japanisierung des privaten Lebens. Die Vorzüge etwa der tradierten japanischen Kleidung wurden nicht aufgegeben. Zwar erschienen die Spitzen des Meiji-Staates bis hin zum Kaiser seit einem Staatsratsbeschluss von 1872 in Gehrock, Zylinder und Uniformen westlichen Stils, zwar waren seit den 1880er Jahren sogar niedere Lokalbeamte westlich gekleidet, doch hielt sich im häuslichen Bereich die japanische Kleidung. Ein früher Überschwang kostspieliger Garderobenverwestlichung wich nach einer Weile der moderaten «Verbesserung» des Kimono. Auf anderen Gebieten der materiellen Kultur hing man noch selbstbewusster am Gewohnten. Früh scheint sich aber eine Vorliebe für Lederschuhe durchgesetzt zu haben: Wenn sie quietschten und «sangen», waren sie besonders beliebt. Wer Tradition und Fortschritt verbinden wollte, trug traditionelle Gewänder plus Lederschuhe, eine noch heute bei buddhistischen Mönchen beliebte Kombination.254 Der Hut wurde zu einem universalen Symbol von Bürgerlichkeit. Der japanische Staatsdiener stellte ihn ebenso zur Schau wie ein afrikanischer oder indischer Rechtsanwalt oder sonntags der bessergestellte Arbeiter in der polnischen Industriestadt Lodz.255 Kemal Atatürk zwang ihn in den 1920er Jahren rabiat auf die Köpfe der Türken und verbot den 1836 als Symbol staatlichen Reformwillens eingeführten Fez. Bevor der Hut, im 19. Jahrhundert den nicht-islamischen Minderheiten im Osmanischen Reich vorbehalten, verbindlich wurde, hatten sich die jungtürkischen Revolutionäre für die strikt anti-osmanische «kaukasische» Fellkappe entschieden.256
In China war die Widerständigkeit gegen westliche Konsummuster noch größer als in Japan. Westliche Kleidung fand überhaupt erst durch die Militärreformen der Qing-Dynastie nach 1900 Eingang in die chinesische Kleidungspraxis. Noch auf Photographien und Filmausschnitten aus der Zeit der nationalistischen Protestbewegung von 1919, der «Bewegung vom 4. Mai», sieht man die politisch radikalen und oft mit europäischer Kultur gut vertrauten Professoren und Studenten Pekings in den traditionellen bodenlangen Gelehrtengewändern voranschreiten. Hose und Jacke, die in den 1920er Jahren auch diese Kreise eroberten, waren traditionell die Kleidung von Bauern und einfachen Soldaten gewesen.257 Auch diejenigen Gruppen unter der chinesischen Kaufmannschaft, die seit der Mitte des 19. Jahrhunderts besonders enge Beziehungen zu westlichen Geschäftspartnern in Hongkong, Shanghai und anderen Hafenstädten unterhielten, blieben in ihrem privaten Lebensstil weithin alten Vorbildern treu und waren schlechte Kunden für europäische Luxusexporte. Erst in den 1920er Jahren stieg die Attraktion westlicher Konsumangebote in den chinesischen Städten, dann aber auch wieder von patriotischem schlechtem Gewissen begleitet, das den Verbrauch «imperialistischer Waren» als nationalen Verrat ansah. Die große Öffnung städtischer Konsumentenschichten für europäisch-nordamerikanische Waren und Modelle begann im festländischen China erst Mitte der 1980er Jahre, ein ganzes Jahrhundert nach Lateinamerika, dieses Mal aber getragen durch eine breite einheimische Industrialisierung sowie groß angelegte Markenpiraterie.
Man findet aber auch den umgekehrten Effekt einer europäischen Akkulturation an asiatische Sitten. In China und insbesondere in Indien wurde derlei im Laufe des 19. Jahrhundert immer schärfer als going native, das heißt als Überschreitung einer rassischen Statusschranke, verurteilt. Auch die umgekehrte Anpassung wurde abgelehnt. So wie man später in Afrika über «Hosenneger» spottete, so gab es in Indien schon im frühen 19. Jahrhundert britischen Widerstand gegen Schuhe und Anzüge tragende Inder. Man sah ein solches Kleidungsverhalten als Anmaßung oder äffische Pseudoeuropäisierung. Die indische Mittelschicht sollte sich gefälligst «indisch» kleiden, und für die Fürsten, die man gerne als ein museales Relikt eines farbenprächtigen Feudalismus sah, entwarfen die Symboldesigner Britisch-Indiens sogar besondere «exotische» Prunkgewänder. Es erregte einen mächtigen Skandal, als einer der ranghöchsten indischen Fürsten, der reformfreudige Maharaja Sayaji Rao Gaekwad III. von Baroda, im Dezember 1911 auf dem Durbar (Fürstentag) zu Delhi vor Georg V., dem King-Emperor, nicht wie die übrigen Fürsten in orientalische Gewänder gekleidet und mit Juwelen behängt erschien, sondern in einem schlichten weißen Anzug westlichen Schnitts und statt des vorgeschriebenen Schwertes mit einem Spazierstock.258 Die umgekehrte Akkulturation war im Indien des 18. Jahrhunderts an der Tagesordnung, als die Übernahme eines indischen Lebensstils häufig vorkam und toleriert wurde.259 Im 19. Jahrhundert war dergleichen noch in Niederländisch-Ostindien möglich. Dort hatten sich die Weißen im 18. Jahrhundert so weit orientalisiert, dass die Briten, die während der Napoleonischen Kriege Java von 1811 bis 1816 besetzt hielten, sich dort sehr um die «Zivilisierung» der angeblich dekadenten Kolonialholländer sorgten: Den Männern sollte das unverheimlichte Konkubinat mit einheimischen Frauen, den Holländerinnen das Faulenzen, Betelkauen und Tragen orientalischer Kleidung abgewöhnt werden. Ohne großen Erfolg: Der Lebenstil der Europäer und auch der Chinesen in Batavia wurde eher noch asiatischer: Man aß rijstafel, kleidete sich, jedenfalls zu Hause, in sarongs und leistete sich endlose Mittagspausen.260
Es kann nicht deutlich genug betont werden, dass die Anlehnung an europäische Muster in sehr vielen Fällen ein kultureller Vorgang auf freiwilliger Grundlage war. Kolonialbehörden und Missionare mochten gelegentlich nachhelfen, doch war dies keineswegs die Regel. Eine ganze Reihe von Beispielen lassen sich dafür anführen, dass vollkommen außerhalb jeder kolonialen oder quasi-kolonialen Abhängigkeit europäische Architektur in Asien und Afrika übernommen wurde. Die Qing-Kaiser ließen sich im 18. Jahrhundert von Baumeistern des Jesuitenordens in der Nähe von Peking einen Sommerpalast im Rokoko-Stil errichten. Der vietnamesische Herrscher Nguyen Anh, seit 1806 Kaiser Gia Long, der nach vielen Jahren der Wirren Vietnam wieder vereinigt hatte, baute in seiner neuen Hauptstadt Hanoi ebenso wie in allen größeren Provinzstädten Zitadellen nach den Prinzipien des berühmten Festungskonstrukteurs Vauban. Die Baupläne stammten von französischen Offizieren, die dem Kaiser – ohne offiziellen Auftrag aus Paris – als Söldner dienten. Gia Long zog die europäische Architektur der traditionell in Vietnam maßgebenden chinesischen deshalb vor, weil er ihre überlegene Zweckmäßigkeit anerkannte. Französischer Einfluss oder selbst nur ein Abglanz französischen Prestiges spielten bei dieser Entscheidung keine Rolle. Gia Long war kein Imitator des Westens, sondern ein früher free shopper unter auswärtigen Angeboten. Gute Beziehungen zu katholischen Missionaren hielten ihn nicht davon ab, seine Mandarine und Offiziere als erstes auf den Kult des Konfuzius einzuschwören.261
Ein letztes Beispiel: Auf der Insel Madagaskar, die erst 1896 zur (französischen) Kolonie wurde, entstand seit den 1820er Jahren eine phantasievolle Architektur europäischer Amateurbaumeister. Den Anfang machten bescheidene Konstruktionen einiger Missionare. Ehrgeiziger war Jean Laborde, ein Abenteurer, den 1831 ein Schiffbruch auf die Insel verschlagen hatte. Er baute 1839 einen neuen Palast für die Königin, geschickt einheimische Stilelemente mit Neugotik verbindend und das Ganze durch europäische Bautechnik stabilisierend. An anderen öffentlichen Gebäuden brachte er Hindu-Zitate unter, die er in Indien kennengelernt hatte. Spätere Baukünstler führten Granitfassaden, Balkone und romanische Rundbögen ein. So entstand ein neuer amtlicher Stil, der der Hauptstadt Antananarivo, wo die Hofdamen neue Pariser und Londoner Mode trugen, ein unverwechselbares Aussehen verlieh. Dabei gehörte die Merina-Monarchie keineswegs zu den eifrigsten Selbst-Verwestlichern der Zeit. Mehrfach wurde das Land politisch nach außen abgeschlossen, und man hegte ein tiefes Misstrauen gegenüber den Absichten der Europäer.262
Lebensstandards, als Ensemble materieller Umstände oder Maß von physischem Wohlbefinden verstanden, sind teils für größere abgegrenzte Gesellschaften im Wesentlichen identisch, teils sozial und regional, nach Geschlecht und Hautfarbe innerhalb solcher Gesellschaften ungemein differenziert. Die epidemologische Situation zum Beispiel kann für Mitglieder einer Gesellschaft auch dann sehr ähnlich sein, wenn es große Einkommensunterschiede zwischen ihnen gibt. Reiche waren vor Pocken und Cholera nicht sicherer als Arme. Lebensstandards lassen sich einerseits ungefähr quantifizieren und in eine Rangordnung bringen: In der Schweiz «lebt es sich» heute zweifellos besser als in Haiti. Andererseits besitzen einzelne Gesellschaften und Gesellschaftstypen unterschiedliche Maßstäbe: Reichtum unter Reisbauern ist etwas anderes als Reichtum unter Beduinen oder unter Ladenbesitzern. Gesellschaften und soziale Gruppen in ihnen unterscheiden sich dadurch, was sie als «Krankheit» wahrnehmen und in welcher Sprache sie darüber reden. Es gibt Krankheiten, die für bestimmte Epochen charakteristisch sind. Um die Jahrhundertwende klagte man in Mitteleuropa über «Neurasthenie», ein Befund und Ausdruck, der heute aus der Medizin so gut wie verschwunden ist.263 Umgekehrt kannte das 19. Jahrhundert den Begriff «Stress» noch nicht, der in den 1930er Jahren aus der physikalischen Materialkunde übernommen wurde. Dies heißt natürlich nicht, dass die Menschen im 19. Jahrhundert nach unseren heutigen Maßstäben «stressfrei» gelebt hätten. Ob aber nun Armut/Reichtum, Krankheit/Gesundheit oder Hunger/gute Ernährung: Die Kategorien, mit denen solche Zustände beschrieben werden, sind relativ, modisch gesagt: «kulturell konstruiert». Sie beziehen sich aber auf spürbare Realitäten des körperlichen und materiellen Lebens.
Das 19. Jahrhundert war, weltweit und in seiner gesamten zeitlichen Erstreckung gesehen, zweifellos eine Zeit, in der sich die materiellen Lebensumstände eines großen Teils der Weltbevölkerung verbesserten. Die uns selbstverständliche Skepsis gegenüber einem Fortschrittsdenken, das seit der Aufklärung zur Grundideologie des atlantischen Westens wurde, sollte nicht so weit getrieben werden, dies zu bestreiten. Andererseits ist eine solche Gesamtaussage von einer gewissen Trivialität. Interessanter ist, dass keineswegs alle Tendenzen immer in dieselbe Richtung weisen, dass sie sich sogar oft widersprechen. Dafür gibt es viele Beispiele: In Großstädten erzielten viele Menschen im frühen 19. Jahrhundert ein höheres Einkommen als auf dem Lande, aber oft unter schlechteren Umweltbedingungen. In ein und derselben Gesellschaft unterschieden sich Lebensstandards nicht nur auf einer Skala des Mehr oder Weniger. Sie folgten häufig unterschiedlichen Logiken des Wirtschaftens. Arbeiterhaushalte disponierten im 19. Jahrhundert oft nahe am Existenzminimum und daher in engen Zeithorizonten, bildungs- und besitzbürgerliche Haushalte konnten mehr Zukunft planen und mit unterschiedlichen Einkunftsquellen kalkulieren.264 Oder auf einem anderen Gebiet, der Ernährung: In Europa war ein «langes» 18. Jahrhundert, das bis in die 1840er Jahre reicht, noch ein Jahrhundert des Hungers gewesen. Seit der Mitte des 19. Jahrhunderts machte sich dann aber in Europa die «Delokalisation» des Hungers bemerkbar, also die Beschaffbarkeit von Nahrungsmitteln über große Entfernungen hinweg, gefördert durch Transporttechnik, verbesserte Methoden der Konservierung und Lagerhaltung und die Anfänge einer Nahrungsmittelindustrie.265 Das Beispiel der indischen Hungersnöte zeigt jedoch, dass eine solche Erweiterung der Zirkulation für wirtschaftlich schwächere Erzeugerregionen fatale Folgen zeitigen konnte. Fortschrittsopfer finden sich daher nicht allein unter denen, die «zurückblieben» oder von den Neuerungen gar nicht erreicht wurden. Auch die ungebremste und ungedämpfte Invasion von «Modernität» konnte unerfreuliche Konsequenzen haben.
Viele Aspekte von Lebensstandard hat dieses Kapitel nicht behandelt. Weniges zum Beispiel offenbart den Charakter einer bestimmten Gesellschaft besser als die Art und Weise, wie sie mit Schwachen umgeht: mit Kindern, Alten, Behinderten, chronisch Kranken.266 Es müssten daher Geschichten der Kindheit und des Alters erzählt werden. Sie würden am besten zeigen, ob im und seit dem 19. Jahrhundert nicht bloß die verschiedensten Wachstumskurven, sondern etwa auch die der Überlebenschancen von Kleinkindern und physisch Benachteiligten, in die Höhe gegangen sind, ob die Welt auch humaner geworden ist.




VI  |  Städte:
Europäische Muster und weltweiter Eigensinn

1  |  Die Stadt als Normalität und Ausnahme

Eine «Stadt» ist eine Weise, Raum gesellschaftlich zu organisieren. Es fällt schwer, diese Weise von anderen deutlich zu unterscheiden. Die Stadt steht immer in einer Spannung zu etwas anderem, zur Nicht-Stadt. Das kann Verschiedenartiges sein: das «Land» mit seinen Dörfern sesshafter Bauern, die Wüsten und Steppen der Nomaden, die Welt großer Landgüter und Plantagen, in denen sich die Macht von Grundbesitzern konzentriert, auch die andere Stadt in erreichbarem Umkreis, zu der oft ein Verhältnis friedlichen Wettbewerbs, zuweilen sogar – Athen und Sparta, Rom und Karthago – eines kriegerischer Unversöhnlichkeit besteht.1 Man erkennt eine Stadt leicht, wenn man sie in ihrer je spezifischen Polarität zur Nicht-Stadt versteht. Dennoch ist es schwierig, formal anzugeben, welche Bedingungen eine Siedlung erfüllen muss, um als Stadt anerkannt zu werden. Mauer plus Markt plus Stadtrecht: so eindeutig wie im vormodernen Westeuropa ist es weder in anderen Zivilisationsräumen noch im 19. Jahrhundert gewesen. Die Einwohnerzahl ist keine verlässliche Richtschnur: zwei-, fünf- oder zehntausend Bewohner – ab wann beginnt die Stadt? Noch nicht einmal den nationalen statistischen Ämtern ist es bis heute gelungen, sich international auf Kriterien zu verständigen, um «Stadt» zu definieren. Daher sind Statistiken oft schwer miteinander zu vergleichen. Auch sonst steht die Identität des Urbanen in Frage: Manche Stadthistoriker gehen inzwischen so weit zu diskutieren, ob urban history überhaupt von anderen Teilgebieten der Geschichtswissenschaft unterschieden werden kann: Spiegelt sich nicht fast jede Facette historischer Entwicklung irgendwie in Städten? Auch sind sie sich nicht darüber einig, ob man Städte als soziale Felder von jeweils charakteristischem Profil und besonderem «Geist» oder nicht vielmehr als auswechselbare Ausprägungen eines übergreifenden Prozesses der Urbanisierung ansehen sollte.2 Stadtgeschichte und Urbanisierungsgeschichte stehen als zwei verschiedenartige Blickweisen nebeneinander. Die eine sieht die Physiognomie der einzelnen Stadt, die andere eine der großen Tendenzen der Neuzeit oder gar der gesamten menschlichen Siedlungsgeschichte.3
|  Stadtmodelle


Jede Zivilisation, die Städte gebildet hat, besitzt ihre eigene Vorstellung von der idealen Stadt und ihre besondere Terminologie zur Bezeichnung von Städten unterschiedlicher Art. Eine chinesische dushi ist nicht dasselbe wie eine griechische polis oder ein englisches township, und in langfristigen Entwicklungen, etwa derjenigen von Byzanz zu Istanbul konnten recht unterschiedliche Stadt-Bilder aufeinander folgen. Die einzelnen städtischen Kulturen haben ihr je besonderes Verständnis von «Stadt» und Urbanität ausgebildet. Städte sind daher ein konzentrierter Ausdruck einer je besonderen Zivilisation, Orte, an denen die Kreativität von Gesellschaften am deutlichsten zum Ausdruck kommt. Niemand hätte im 18. und noch im 19. Jahrhundert Peking und Agra, Edo (1868 in Tokyo umbenannt) und Lissabon, Isfahan und Timbuktu verwechseln können. Eindeutiger als auf dem Dorf erkennt man in der Stadt, wo man sich befindet. Städtische Architektur macht zivilisatorische Besonderheit sichtbarer als weniges sonst. Kulturelle Charaktere werden Stein. Erst das Wachstum von «Mega-Cities», einer der wichtigsten sozialgeschichtlichen Prozesse in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts, hat solche zivilisationstypischen Stadtpersönlichkeiten abgeschliffen. Dennoch sollte man sich auch schon für frühere Zeiten davor hüten, die Stadtmodelle, wie sie Geographen und Soziologen aufgestellt haben, für bare Münze zu nehmen. Von der chinesischen, indischen oder lateinamerikanischen Stadt zu sprechen und damit vor allem immer wiederkehrende Grundrisse zu meinen, hat nur Sinn, wenn man solche Typen als Ergebnisse einer radikalen Abstraktion von vielen Einzelfällen versteht. Derlei Typen vereinfachen stark, sie können Veränderungen im Laufe der Zeit – also etwa die Urbanisierung des 19. Jahrhunderts – nur sehr unvollkommen erfassen und geben daher ein übermäßig statisches Bild.4 Auch sehen sie davon ab, dass zwischen Städten von ähnlicher Funktion, also etwa Hafenstädten oder Hauptstädten, über Zivilisationsgrenzen hinweg die Gemeinsamkeiten oft größer sind als die Unterschiede. Vor allem aber ist es fragwürdig, Zivilisationen (oder «Kulturräume», wie es in der deutschen Geographie oft heißt) als in sich einförmige und voneinander randscharf abgrenzbare Sphären gesellschaftlicher Ordnung zu betrachten. Keineswegs in jeder Ecke Südasiens fand man «die indische Stadt», und selbst im Falle der Chinesen ist es kaum richtig, dass sie überall, wohin sie kamen, den gleichen Typus von Siedlung gründeten. Stadtformen sind keine schlummernden «kulturellen Codes», die unter wechselnden Umständen immer wieder wie von selbst zum Ausdruck kommen. Ohne Zweifel gibt es Präferenzen für verschiedenartige Weisen urbanen Lebens: Europäer suchen das Zentrum einer Stadt, Nordamerikaner vermissen es weniger. Doch ist es interessanter danach zu fragen, wie die Zwecke von Städten unter spezifischen Umständen angestrebt und erreicht wurden, als von vornherein kulturell jeweils eigentümliche Morphologien anzunehmen. An «der chinesischen Stadt» zum Beispiel werden wir auf das Nicht-Chinesische achten.
Städte sind Knotenpunkte von Beziehungen und Verflechtungen. Sie organisieren ihr Umland. Der Markt, ein übergeordneter Staatsapparat oder die diplomatische Selbsttätigkeit städtischer Obrigkeiten schaffen Handelsnetze, administrative Rangordnungen und bündische Vereinigungen zwischen mehreren Städten. Keine Stadt ist eine Insel. Einflüsse dringen von außen über Städte in Gesellschaften ein; sie sind Tore zur «Welt». In einer starken Tradition des abendländischen wie etwa auch des nahöstlich-muslimischen Denkens sind Städte die Ursprungsorte aller Zivilisation. Der vormoderne Reisende strebt Städte an. Sie sind ihm die Rettung vor den Gefahren der Wildnis. Fremd und als Außenseiter gefährdet ist er hier weniger als auf dem Dorf. In den Städten konzentrieren sich Wissen, Reichtum und Macht. Hier bieten sich Lebenschancen für die Ehrgeizigen, Neugierigen und Verzweifelten. Im Vergleich zu ländlichen Gemeinschaften sind Städte immer «Schmelztiegel». Imperien werden von Städten aus regiert, globale Systeme von Städten aus gesteuert: die internationale Finanzwelt von London, die katholische Kirche von Rom, die Modebranche von Mailand oder Paris aus. Die Erinnerung an Städte ist das, was von vielen Zivilisationen nach ihrem Untergang im mythenbildenden Gedächtnis der Nachwelt haftet: Babylon, Athen, das Jerusalem des Ersten Tempels, das Bagdad der Kalifen, das Venedig der Dogen. Die Stadt ist vormodernen Ursprungs und zugleich Geburtsstätte von Modernität. Städte profilieren sich gegenüber ihrer Umwelt durch ihren Vorsprung, durch ihren Kraftüberschuss und ihre relative Fortschrittlichkeit. Sie haben dies seit jeher getan. Was war neu im 19. Jahrhundert?
|  Versteinerung und Universalität


Die Breite des Spektrums städtischer Lebensformen sollte nicht unterschätzt werden. Es reicht von den Metropolen der ersten Wolkenkratzer – hier hatte Chicago, wo 1885 ein Gebäude mit unerhörten 17 Stockwerken entstand, die Nase vorn5 – bis zu Großsiedlungen extrem flüchtigen Charakters. Auch im 19. Jahrhundert gab es noch mobile Städte: villes itinérantes, die den ambulanten Herrschaftssitzen im Europa des Frühmittelalters ähnelten. Erst mit der Gründung von Addis Abeba 1886 durch Kaiser Menelik II. endete in Äthiopien eine jahrhundertelange Phase der beweglichen Hauptstadt: Mit riesigen Viehherden und 6000 Tragsklaven, die den Hausrat von Kaiser und Edlen sowie die Kultgeräte transportieren, war man umhergezogen. Eine stark symbolisch betonte Hauptstadtgründung sollte den Eintritt Äthiopiens in die Moderne begleiten. Nachdem es Menelik II. gelungen war, 1896 die Italiener bei Adua vernichtend zu schlagen, wurde dieser Schritt auch international beglaubigt: Die Großmächte honorierten den unerwarteten äthiopischen Erfolg mit der Errichtung von Gesandtschaftsgebäuden in europäischem Stil.6 Auch die Könige von Marokko verbrachten bis zum Ende des 19. Jahrhunderts mehr Zeit im Sattel als in einer ihrer verschiedenen Residenzstädte; noch 1893 soll Sultan Mulay Hassan, daneben ein durchaus fleißiger Residenzenbauherr, mit 40.000 Köpfen Tross und Personal in königlichem Progress unterwegs gewesen sein.7 Sollte man solche Ambulatorik per se als archaisch betrachten? Immerhin gab es weiterhin, in China ebenso wie im Zarenreich und in Großbritannien, Sommer- und Winterpaläste von Monarchen. Eines der größten Länder der Welt wurde seit 1860 alljährlich mehrere Monate lang von einem Luftkurort aus regiert: vom kühlen Simla (heute: Shimla) im Vorderhimalaya. In dieser dramatischen Gebirgslandschaft bezog der gesamte vizekönigliche Apparat Britisch-Indiens, per Karawane anreisend, Quartier. Der höchste Repräsentant Viktorias, der Kaiserin von Indien, residierte seit 1888 freilich nicht in einem Provisorium, sondern in der Viceregal Lodge, einem Schloss im Stil der englischen Spätrenaissance.8
Dennoch: insgesamt ist das 19. Jahrhundert eine Zeit der Stillstellung von Macht und der Fixierung von Städten gewesen, ihrer Versteinerung. Selbst in Europa war Steinkonstruktion bei Wohngebäuden um 1800 keineswegs eine Selbstverständlichkeit. In einem Randgebiet wie Island wurde sie dies erst nach 1915.9 Der Übergang zum Stein wurde in den Kolonien besonders deutlich. Die Kolonialherren suchten die Fluidität einheimischer Politik im Interesse einer überschaubaren Ordnung buchstäblich zu solidifizieren. Sie unterstrichen damit zugleich ihren Anspruch, sich für die Ewigkeit in Übersee niedergelassen zu haben. Schließlich glaubten sie, eine zivilisatorische Mission zu erfüllen, wenn sie den Triumph von Stein über Lehm und Holz verwirklichten. Mit einem ironischen Ergebnis. Das leichtgebaute Haus verschwindet wieder. Ein Feuer verzehrt es, oder es lässt sich leicht versetzen, wenn sich die politischen und wirtschaftlichen Verhältnisse ändern. Da dies bei steinernen Gebäuden nicht so ist, sind sie heute die anschaulichsten Zeugen des untergegangenen Kolonialismus: missachtete Ruinen, zu Slumwohnungen umgewidmete Villen, Herrschersitze postkolonialer Politik oder für den Tourismus herausgeputzte Relikte in Gegenden der Welt, in denen sie nicht selten die ältesten erhaltenen Monumente sind.
Auch die Erschöpfung von Waldvorräten machte da und dort die Umstellung auf Steinbau ratsam. Holzbauten galten immer mehr als altmodisch und barbarisch oder in zitierender Umwertung als Erinnerung an vorbürgerliche Herrschaftlichkeit: Das aufgesetzte Fachwerk viktorianischer Mock-Tudor-Häuser reagierte ornamental auf einen steinernen Klassizismus, dessen solide Substanz man nicht aufgab. Holzstädte oder Lehmstädte hielten sich dort, wo Ökologie und Ökonomie Alternativen ausschlossen. Sie konnten Ausdruck situationsangemessener Rationalität sein. Ebenso wie im Westen, so bemerkte 1885 der amerikanische Zoologe und Kunstsammler Edward S. Morse, könnten sich die wenigsten Leute in Japan brandsichere Häuser leisten; da sei es nur vernünftig, einfach, demontierbar und mit brennbarem Material zu bauen, um den Schaden gering zu halten und vielleicht noch schnell Dielen und Schindeln vor dem herannahenden Feuer zu retten.10 Diese fatalistische Philosophie überlebte sich. Nun wurden auch die Häuser in den japanischen Städten aus Stein und Zement gebaut. Die Schönheit alternden Holzes und tief gezogener Reetdächer wurde der feuersicheren Banalität von Beton geopfert.11
Die Stadt ist ein nahezu universales Phänomen. Wenn man vom Staat gesagt hat, er sei in Europa erfunden worden, dann trifft dies auf die Stadt nicht zu. Städtische Kulturen entstanden unabhängig voneinander auf allen Kontinenten mit Ausnahme Nordamerikas und Australiens. Sie entstanden, meist in engem Zusammenhang mit der Landwirtschaft, im Mittleren Osten, am Nil, im östlichen Mittelmeergebiet, in China und Indien, wesentlich später auch in Japan, in Mittelamerika und südlich der Sahara. Die Stadt als physische Gestalt und soziale Lebensform ist kein Ergebnis eines Transfers aus Europa. Wenn die «moderne» Stadt europäischer Herkunft sich über die Welt verbreitete, dann traf sie beinahe überall auf indigene Stadtkulturen, die in der Regel nicht vor ihr wichen. Tenochtitlán wurde in den 1520er Jahren zerstört, um das koloniale Mexiko City erstehen zu lassen. Das alte Peking mit seinen gigantischen Mauern (in drei konzentrischen Rechtecken) und sechzehn Stadttoren trotzte europäischen und japanischen Invasoren und bestand fort, bis in den 1950er und 1960er Jahren Stadtplaner und Mao Zedongs Rote Garden die Relikte des «Feudalismus» niederrissen. Das waren die beiden Extremfälle von Verschwinden und Beharrung vor den aggressiven Kräften des Westens. Alles andere lag dazwischen. Elemente von Architektur und städtischer Organisation wurden kombiniert, überschichtet, gemischt, auf engem Raum in oft scharfe Widersprüche zueinander gesetzt. Die allgemeine Tendenz zu städtischer Modernität brach sich an unterschiedlichen Zeitpunkten überall Bahn, doch selten ausschließlich zu westlichen Konditionen.
|  Tendenzen im 19. Jahrhundert


Was geschah mit «der» Stadt im 19. Jahrhundert? Das 19. Jahrhundert, insbesondere seine zweite Hälfte, war eine Epoche intensivster Urbanisierung. Keine frühere Epoche hatte eine solche räumliche Verdichtung des sozialen Lebens erfahren. Das Wachstum der städtischen Bevölkerung beschleunigte sich gegenüber den vorausgegangenen Jahrhunderten. Erstmals wurde in einigen ausgedehnten Flächenstaaten die Existenz des Städters zur ökonomisch wie kulturell dominierenden Lebensform. Dies war bis dahin allenfalls in den Kernzonen der mittelmeerischen Antike, im Mittelchina der Song-Zeit (960–1279) oder im frühneuzeitlichen Oberitalien der Fall gewesen. Keines der etablierten Städtesysteme, ob in Europa, China oder Indien, war auf den großen Zustrom von Menschen in die Städte vorbereitet. Daher waren vor allem die frühen Wachstumsphasen Zeiten krisenhafter Anpassung. Ein Teil des Wachstums kanalisierte sich an den alten Systemen vorbei in neue Städte. Sozial, wenngleich nicht immer auch ästhetisch, am erfolgreichsten waren jene Regionen, in denen es gar keine alten Städte gab, vor allem der Mittlere und der Pazifische Westen der USA sowie Australien. Hier begann nach etwa 1820 die Urbanisierung am Nullpunkt, auch wenn mitunter die gut gewählten Orte von Indianersiedlungen übernommen wurden. Die Frage von Kontinuität und Diskontinuität konnte sich nicht stellen.
In anderen Teilen der Welt verlief die Entwicklung selten kontinuierlich. Viele der Zeitgenossen in Europa standen unter dem Eindruck, die Großstadt des 19. Jahrhunderts, wie es sie seit der Mitte des Jahrhunderts in fast allen Ländern des Kontinents gab, habe mit der urbanen Vergangenheit grundsätzlich gebrochen. Als erste machten französische Ökonomen des späten 18. Jahrhunderts die Beobachtung, dass die Großstadt – man hatte selbstverständlich Paris vor Augen – der Ort sei, an dem sich «die Gesellschaft» versammelte und sich die gesellschaftlich maßgebenden Normen herausbildeten. Die Großstadt wirkte als Triebkraft ökonomischer Kreisläufe und als Multiplikatorin gesellschaftlicher Bewegung. Werte wuchsen dort nicht allein, wie auf dem Lande, durch Produktion, sondern schon durch schiere Interaktion. Umschlagsgeschwindigkeit schuf Reichtum.12 Zirkulation wurde als Wesen der neuen Großstadt wahrgenommen: die durch Verkehrstechnik immer mehr beschleunigte Bewegung von Menschen, Tieren, Fahrzeugen und Gütern innerhalb der Stadt und ebenso im Austausch der Stadt mit ihren nahen und fernen Umwelten. Kritiker beklagten das Tempo des neuen großstädtischen Lebens. Stadtreformer wollten umgekehrt die Physis der Stadt ihrem modernen Wesen anpassen und den gehemmten Strömen freie Bahn schaffen: dem Verkehr durch Straßenverbreiterungen, Boulevards und Schienenwege, dem Wasser und Abwasser durch Leitungen und unterirdische Kanalisation, der gesunden Luft durch Slumsanierung und aufgelockerte Bebauung. Dies war der Grundimpuls hinter einer Vielzahl städtischer Umgestaltungen von den englischen Stadthygienikern bis zu Baron Haussmann, dem Schöpfer des nachmittelalterlichen Paris.13
Die europäische Großstadt des späteren 19. Jahrhunderts war gesellschaftlich stärker differenziert als die Stadt der frühen Neuzeit. Ihre Oligarchien waren weniger homogen. Die simple Dreiteilung zwischen politisch bestimmendem Patriziat, «mittlerer» handwerklich-kaufmännischer Bürgerschaft und Stadtarmut war obsolet geworden. Auch der Geschmackskonsens der Elite hatte an Kraft verloren. Stadtanlagen wurden nur noch selten «aus einem Guss» gestaltet, wie dies nicht nur in Fürstenresidenzen, sondern auch in einer Bürgerstadt wie dem südenglischen Bath hatte geschehen können. Ästhetisch ebenso wie gesellschaftlich und politisch war die viktorianische Stadt «ein Schlachtfeld».14 Sie wurde aber auch stabiler gebaut: weniger Stuck, festeres Mauerwerk, mehr Eisen. Eine Stadt für die Ewigkeit. Und ihr Volumen war größer. Das durchschnittliche großstädtische Rathaus und der normale Bahnhof hatten Dimensionen, die früher nur von Kathedralen und an Versailles orientierten Palästen erreicht worden waren. Paradoxerweise machte die bürgerliche Prunkarchitektur die Menschen kleiner, als dies fürstlicher Ostentation je gelungen war.
Neben der schieren quantitativen Ausdehnung von Städten nach Fläche, Einwohnerzahl und Anteil an der Gesamtbevölkerung sind im 19. Jahrhundert mehrere allgemeine Tendenzen zu beobachten:
(1) Die nahezu allgegenwärtige Urbanisierung verlief in den verschiedenen Teilen der Welt mit unterschiedlicher Geschwindigkeit. Wachsende Diskrepanzen in Städtewachstum und Urbanisierungsgrad traten zwischen ihnen auf. Die regionale Tempodifferenzierung der gesellschaftlichen Entwicklung, eine fundamentale Eigenschaft der Moderne, wird in wenigen anderen Bereichen so klar sichtbar.
(2) Die Vielfalt von Stadttypen auf der Welt nahm zu. Wenige alte Arten von Städten verschwanden, zahlreiche neue kamen hinzu. Die Diversifizierung ergab sich aus dem Auftreten zusätzlicher Spezialfunktionen: Die Eisenbahn schuf den Stadttypus des Eisenbahnknotenpunkts, die Zunahme von Freizeit und bürgerlichem Erholungsbedürfnis das Seebad.
(3) Weiträumig dominierende und ausstrahlende Metropolen hatte es seit Babylon und dem alten Rom gegeben. Erst im 19. Jahrhundert entstand ein Ausmaß an internationaler Vernetzung, das die größten Städte der Welt in einem Dauerkontakt miteinander verband. So wurde das Weltstädtesystem geboren, wie wir es heute, mit dichterer Verknüpfung und anderer innerer Gewichtsverteilung, immer noch kennen.
(4) Die Infrastrukturen von Städten wurden in einer historisch beispiellosen Weise ausgebaut. Urbane Architektur (built environment) hatte über die Jahrtausende hinweg im Wesentlichen aus Gebäuden bestanden. Nun wurden Straßen gepflastert, Hafenbecken ausgemauert, unterirdische Röhrensysteme für Abwässer und U-Bahnen gegraben und geklinkert, Eisenbahn- und Tramschienen verlegt, Straßenbeleuchtungen installiert. Neben den Hoch- trat der Tiefbau. Die Städte wurden zum Ende des Jahrhunderts hin sauberer und heller. Zugleich legten sich die größten Metropolen eine mysteriöse Unter-Welt zu, die zu Angst- und Fluchtphantasien aller Art Anlass gab.15 Der Infrastrukturausbau band ungeheure private und öffentliche Investitionen. Neben industriellen Anlagen bildete er die wichtigste Kapitalverwendung während der Industrialisierung.16
(5) Eng mit dieser materiellen Solidifizierung verbunden waren die Kommerzialisierung und langfristige Wertsteigerung von städtischem Grundbesitz, der Aufstieg der «Immobilie» und die Bedeutungszunahme von Mietverhältnissen. Erst jetzt wurde städtischer Grundbesitz zu Vermögensanlage und Spekulationsobjekt. Land wurde nicht erst durch agrikulturelle Verwertung, sondern durch seine bloße Lage wertvoll. Der «Wolkenkratzer» war das Emblem dieser Entwicklung.17 Bodenwerte konnten sich mit einer Geschwindigkeit vervielfältigen, die in produktiven Sektoren der Wirtschaft unvorstellbar war. Eine städtische Parzelle, die 1832 im gerade gegründeten Chicago für 100 Dollar den Besitzer gewechselt hatte, erzielte 1834 bereits einen Preis von 3000 Dollar und war zwölf Monate später 15.000 Dollar wert.18 In einer alten Stadt wie Paris begann die Immobilienspekulation in den 1820er Jahren.19 Ganz ähnliche Marktmechanismen wirkten in den Boomjahren asiatischer Städte wie Tokyo und Shanghai. Die Katastererfassung erreichte unter diesen Umständen eine neue Präzision und ökonomische Bedeutung. Boden-, Bau- und Mietrecht etablierten sich als neue Sparten der Jurisprudenz. Die Finanzwirtschaft wurde ohne das Hypothekenwesen undenkbar. Neue soziale Typen kamen auf: der Immobilienmakler, der Grundstücksspekulant, der Bauunternehmer oder developer, der serienmäßig standardisierten Wohnraum für die Mittel- und Unterschichten produzierte, schließlich der Mieter.20
(6) Städte sind immer geplant worden. Sie projizierten kosmische Geometrien auf die Erde hinab. Fürsten legten Idealstädte an; im europäischen Barock war dies geradezu eine ihrer Lieblingsbeschäftigungen. Erst im 19. Jahrhundert jedoch wurde Stadtplanung als staatlich-kommunale Daueraufgabe verstanden. Ständig im Kampf mit wildwüchsiger Expansion und diesen Kampf nicht selten verlierend, wurde ein munizipaler Planungswille doch zum unentbehrlichen Bestandteil städtischer Politik und Verwaltung. Wollte eine Stadt «modern» werden, dann entwarf sie technische Visionen ihrer Zukunft.
(7) Neue Vorstellungen von städtischer Öffentlichkeit und kommunaler Politik entstanden und breiteten sich aus. Im öffentlichen Raum agierten nicht mehr nur ein undifferenziertes und unberechenbares Volk und eine Oligarchie. Ein Nachlassen absolutistischer Reglementierung, breitere politische Repräsentation, neue Massenmedien und die Organisation von Interessengruppen und politischen Parteien in der städtischen Arena veränderten den Charakter lokaler Politik. In den Hauptstädten zumindest der konstitutionellen Staaten wurde zugleich auch in der Öffentlichkeit von Parlamenten nationale Politik betrieben: Die wählende Nation verfolgte das hauptstädtische politische Geschehen mit einer bis dahin unbekannten Anteilnahme. Ein reiches und lebendiges Assoziationswesen der Clubs, Vereine, Kirchengemeinden und religiösen Sekten, wie man es für das England und Deutschland der frühen Neuzeit besonders gründlich beschrieben hat, kam unter ganz anderen politischen Bedingungen in Ansätzen etwa auch in den Provinzhauptstädten des spätkaiserlichen China zum Vorschein.21
(8) Neue Diskurse über «Urbanität» und neue Kritik an städtischem Leben rückten Städte in den Mittelpunkt von Weltdeutungskämpfen. Städte waren immer schon etwas Besonderes gewesen, und Städter hatten, zumindest in den Stadtkulturen um das Mittelmeer herum, auf die rustici hochmütig hinabgeblickt. Doch erst das dynamische Geschichtsdenken des 19. Jahrhunderts konnte die große Stadt zur Pionierin des Fortschritts und zum eigentlichen Ort kultureller und politischer Kreativität erheben. Jules Michelet gar mythisierte Paris zur universalen Stadt des Planeten, ein Topos, der sich später zur Formel von der französischem Metropole als der «Hauptstadt des 19. Jahrhunderts» verfestigte.22 Fortan war, wer das Landleben lobte, dem Verdacht ausgesetzt, ein Simpel oder gar ein Reaktionär zu sein. Wer das Land verteidigte, tat dies nicht länger aus einer gelassenen Balance von court und country, sondern mit dick aufgetragener Zivilisationskritik: agrarromantisch oder im Geiste rabiaten Junkertums. Selbst alte arkadische Ideale wurden am Ende des Jahrhunderts zur «Gartenstadt» urban umdefiniert. Die neue Wissenschaft der Soziologie war von Saint-Simon bis Simmel im Grunde eine Wissenschaft vom Leben der Großstadtmenschen, eher von «Gesellschaft» als von «Gemeinschaft», eher von Tempo und Nervosität als von dörflichem Phlegma. Die Politische Ökonomie sah nicht länger das Land als Quelle des gesellschaftlichen Reichtums, wie es noch die Physiokraten des 18. Jahrhunderts getan hatten. Der «Produktionsfaktor» Boden wurde nun als stagnierendes Hindernis wirtschaftlicher Entwicklung mit Skepsis betrachtet. Wertschöpfung geschah für die Generation von Karl Marx und John Stuart Mill industriell im städtischen Raum. Diese neue kulturelle Präponderanz der Stadt vor dem Land spiegelt im Übrigen einen auch politischen Bedeutungsverlust der Bauern. Zwischen dem Pugacev-Aufstand im südöstlichen Russland (1773–75) und einem Protestschub an der Jahrhundertwende (Boxer-Aufstand in China 1900, Bauernaufstand in Rumänien 1907, Beginn der Zapata-Bewegung in Mexiko 1910) gab es auf der Welt wenige große Bauernerhebungen, die zu Herausforderungen der bestehenden Ordnung wurden. Manche großen Rebellionen, an die man denken mag, vor allem der Große Aufstand in Indien von 1857, oder die ungefähr gleichzeitige Erhebung der Taiping in China, hatten eine über Bauern hinausreichende soziale Basis. Sie waren mehr als spontane Ausbrüche bäuerlichen Zorns.
Im 19. Jahrhundert, so hat man oft gesagt, wurde die Stadt «modern», und die «Moderne» entstand in der Stadt. Will man städtische Modernität bestimmen und vielleicht sogar Anhaltspunkte für eine chronologische Fixierung der «Moderne» gewinnen, dann sollten sämtliche der genannten Prozesse in die Definition einfließen. Die üblichen Vorschläge sind nicht unbrauchbar, jedoch zu einseitig. Man hat städtische Modernität, wie sie in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts entstand, zu fassen versucht als Verbindung von rationaler Planung und kulturellem Pluralismus (David Ward/Olivier Zunz), als Ordnung in der Verdichtung (David Harvey) oder als Raum von Experiment und «fractured subjectivity» (Marshall Berman).23 Das frühviktorianische London, das Paris des Zweiten Kaiserreichs, New York, St. Petersburg und Wien nach 1890, das Berlin der 1920er und das Shanghai der 1930er Jahre sind als Orte solcher Modernität beschrieben worden. Mit reiner Größe hat das nichts zu tun. Niemand ist auf die Idee gekommen, heutige Megalopolen wie Lagos oder Mexico City als Inbegriffe von Modernität zu bezeichnen. Die heroische Moderne von Städten ist ein flüchtiger Moment von manchmal nur wenigen Jahrzehnten: eine Balance von Ordnung und Chaos, die Verbindung von Immigration und funktionierenden Technostrukturen, Öffnung von Räumen unstrukturierter Öffentlichkeit, Energetisierung in Nischen des Experimentellen. Der moderne Moment setzt eine gewisse Form der Stadt voraus, wie sie am Ende ihrer klassischen Epoche noch erkennbar war, auch den Gegensatz zum Nicht-Städtischen. In der Megalopolis der endlosen, diffusen, polyzentrischen «Konurbationen» mittlerer Verdichtung fehlen die Binnen- und Außengrenzen. Es gibt noch nicht einmal eine countryside, die sich ausbeuten oder als «Naherholungsgebiet» konsumieren ließe. Das urbane 19. Jahrhundert endet mit der Entformung der großen Städte.
2  |  Urbanisierung und städtische Systeme

Urbanisierung wurde früher in einem engen Sinne als schnelles Wachstum von Städten im Zusammenhang mit der Ausbreitung mechanisierter Fabrikproduktion aufgefasst. Urbanisierung und Industrialisierung erschienen als zwei Seiten ein und derselben Medaille. Diese Auffassung lässt sich nicht halten. Heute ist ein weiterer Begriff üblich geworden, der Urbanisierung als einen Prozess gesellschaftlicher Beschleunigung, Verdichtung und Neuorganisation versteht, wie er unter ganz unterschiedlichen Bedingungen auftreten kann.24 Das wichtigste Ergebnis dieses Prozesses war es, Räume gesteigerter menschlicher Interaktion entstehen zu lassen, in denen Informationen schnell ausgetauscht und optimal genutzt und neues Wissen unter günstigen institutionellen Bedingungen geschaffen werden konnte. Städte, vor allem die großen unter ihnen, waren Konzentrationen von Wissen. Vielfach aus diesem Grunde strebten die Menschen dorthin.25 Manche Historiker unterscheiden zwischen «Verstädterung» als einem quantitativen Prozess starker räumlicher Verdichtung, der durch das Auftauchen neuer Konzentrationen von Arbeitsplätzen ausgelöst wurde, und «Urbanisierung» als dem qualitativen Entstehen neuer Handlungs- und Erfahrungsräume, anders gesagt: der Entwicklung besonderer urbaner Lebensweisen.26 Diese Unterscheidung macht auf den Aspektereichtum des Phänomens aufmerksam, ist aber ein wenig schematisch und in der Praxis schwer durchzuhalten.
|  Stadt und Industrie


Da es im 19. Jahrhundert fast überall auf der Welt städtische Entwicklung gab, ist in dieser Epoche Urbanisierung ein geographisch viel weiter verbreiteter Prozess als Industrialisierung: Städte wuchsen und verdichteten sich auch dort, wo Industrie nicht die treibende Kraft sein konnte. Die Urbanisierung folgt einer eigenen Logik. Sie ist kein Nebenprodukt anderer Prozesse wie etwa der Industrialisierung, des demographischen Wachstums und der Nationalstaatsbildung. Zu diesen Prozessen unterhält sie eine variable Beziehung.27 Ein hoher Urbanisierungsgrad am Ende der vormodernen Epoche ist keineswegs eine Erfolgsgrundlage für Industrialisierung gewesen. Wäre es anders, so hätte etwa Oberitalien zu den Pionieren der Industriellen Revolution gehören müssen.28
Durch die Industrialisierung erhielt die Konzentration von Menschen in verdichteten städtischen Siedlungen eine neue Qualität. Wie Sir Anthony Wrigley in einem klassischen Aufsatz für London gezeigt hat, sollte man eine Wechselwirkung mit der Urbanisierung annehmen. Schon am Vorabend der Industriellen Revolution war London zu einer Metropole gewachsen, in der 1750 mehr als ein Zehntel der englischen Bevölkerung lebte. Der kommerzielle Reichtum, die Konsumkraft (vor allem die Nachfrage nach Lebensmitteln, die eine Rationalisierung der Landwirtschaft anregte) und die kompakt versammelte menschliche Arbeitskraft und Kompetenz (das «Humankapital») der Riesenstadt waren Ausgangspunkte einer Dynamik, die über einen Multiplikatoreffekt den neuen Technologien der Produktion beste Entfaltungschancen bot.29 Die Entwicklung Londons, ergänzt durch eine urban renaissance in englischen und schottischen Provinzstädten, die für einen Ausgleich gegen das Übergewicht der Metropole sorgte, war Teil eines Gesamtprozesses gesellschaftlicher Effizienz- und Kapazitätssteigerung. In England wurden Industriekonzentrationen wie Manchester, Birmingham und Liverpool zu Riesenstädten, doch in der zweiten Jahrhunderthälfte wuchsen in Großbritannien nicht diese Städte der Industriellen Revolution am schnellsten, sondern solche mit einem hohen Dienstleistungsangebot und außergewöhnlicher Fähigkeit zur Informationsverarbeitung im direkten Anwesenheitskontakt.30 Auf dem europäischen Kontinent, in anderen Teilen der Welt und sogar in Großbritannien vollzog sich schnelle Urbanisierung auch dort, wo lokale Industrie nicht die letzte Ursache sein konnte.
Es gibt viele Beispiele dafür, dass Städte im 19. Jahrhundert ohne eine nennenswerte industrielle Basis wuchsen. Brighton an der englischen Südküste gehörte zu den am schnellsten wachsenden Städten in England, verfügte aber über keinerlei Industrie. Die Dynamik von Budapest ergab sich weniger aus Industrie als aus dem Zusammenspiel von agrarischer Modernisierung und Zentralfunktionen in Handel und Finanz.31 Auch Städte im Zarenreich wie St. Petersburg und Riga verdankten ihre andauernde Bevölkerungszunahme kommerzieller Expansion, die mit einem großen und leistungsfähig bleibenden Handwerkssektor verbunden war; Industrie spielte hier eine nachrangige Rolle.32 In einem besonders dynamischen Feld wirtschaftlicher Entwicklung konnten Städte Chancen verpassen: St. Louis war bis Mitte der 1840er Jahre in atemberaubend kurzer Zeit zur führenden Stadt im Mississippi-Tal und zum Zentrum des gesamten nordamerikanischen Westens aufgestiegen. Vor allem weil es die Gelegenheit, sich eine industrielle Grundlage zuzulegen, verstreichen ließ, musste es seine Spitzenstellung schon nach wenigen Jahren an Chicago abtreten. Die Wirtschaft von St. Louis brach geradezu zusammen, nachdem sich das window of opportunity geschlossen hatte.33 Ein Rundgang durch die Zentren von Städten wie London, Paris und Wien zeigt, dass sie niemals Industriestädte waren. Dahinter verbarg sich im Gegenteil der Kampf, großstädtische Kultur nicht durch Industrie zerstören zu lassen. Die emblematischen Metropolen des 19. Jahrhunderts schufen sich ihr fortdauerndes Erscheinungsbild mehr in der Abwehr der Industrialisierung als in der Hingabe an ihre Konsequenzen.34 Die im 20. Jahrhundert zu beobachtende Herausbildung von Riesenstädten ohne industrielle Basis (Lagos, Bangkok, Mexico City u.a.) sollte den Blick für die nur lose Verklammerung von Urbanisierung und Industrialisierung weiter schärfen. Urbanisierung ist ein wahrhaft globaler Prozess, Industrialisierung ein sporadischer Vorgang «ungleicher» Zentrumsbildung.
|  Spitzenstädte


Erst wenn man Urbanisierung aus dem zeitlichen Rahmen des 19. Jahrhunderts und einer zu engen Bindung an «Moderne» löst, kann man den Ort dieses Jahrhunderts in den längeren Zeitabläufen städtischer Entwicklung bestimmen.35 Damit ist auch der Monopolanspruch Europas auf Urbanisierung in Frage gestellt. Wie die Stadt keine Erfindung Europas ist, so ist es auch die große Stadt nicht. Während des längsten Teils der dokumentierten Geschichte lagen die bevölkerungsreichsten Städte der Welt in Asien und Nordafrika. Babylon hatte vermutlich bereits um 1700 v. Chr. die Marke von 300.000 Einwohnern überschritten. Das Rom der Kaiserzeit mit einer höheren Einwohnerzahl, als sie zur gleichen Zeit sogar die größten chinesischen Städte aufzuweisen hatten, war ein einzigartiger Sonderfall. Es verkörperte sich selbst, nicht «Europa». Rom erreichte im 2. Jahrhundert n. Chr. die Millionengrenze – wie erst wieder Peking im späten 18. Jahrhundert und London kurz nach 1800.36 Das Rom der Kaiser war ein Unikum in der Siedlungsgeschichte. Es stand nicht an der Spitze einer fein abgestuften europäischen Städtepyramide; es schwebte gewissermaßen über einer Welt verstreuter Siedlungen. Nur Byzanz, das ebenfalls nicht auf einer ausdifferenzierten Städtehierarchie aufruhte, reichte zu seinen Glanzzeiten, also vor der Katastrophe des Vierten Kreuzzugs (1204), annähernd an Weltstadtdimensionen heran.
Im Allgemeinen ist man für Einwohnerzahlen außerwestlicher Städte mehr noch als für europäisch-amerikanische bis weit ins 19. Jahrhundert auf Schätzungen angewiesen, die oft auf sehr unsicheren Anhaltspunkten beruhen. Noch 1899 bemerkte Adna Ferrin Weber, der Vater der vergleichenden Städtestatistik, lakonisch, das Osmanische Reich sei voller Städte, doch nur die größten von ihnen seien «Statistikern bekannt, und dann auch nur unzulänglich».37 Daher sind die folgenden Angaben als keinesfalls mehr denn informierte Mutmaßungen zu verstehen. Je größer die Stadt, desto gewisser die Chance, dass sie das Urteilsbedürfnis von Reisenden und anderen Kommentatoren weckte. Daher ahnt man zumindest die Größenordnungen der an verschiedenen zeitlichen Querschnitten größten Städte der Welt.
Um 1300 zählte von den europäischen Städten nur Paris zu den zehn größten auf der Erde. Es stand nach Hangzhou, Peking, Kairo, Kanton und Nanjing aber erst an 6. Stelle, gefolgt von Fes, Kamakura in Japan, Suzhou und Xi’an.38 Allein sechs dieser Städte lagen in China, über das damals Marco Polo die ersten Nachrichten nach Europa brachte. Um 1700 hatte sich das Bild verschoben. Als Folge der Entwicklung der frühneuzeitlichen muslimischen Reiche standen nun Istanbul an 1., Isfahan an 3., Delhi an 7. und Ahmedabad, ebenfalls im indischen Mogulreich gelegen, an 8. Stelle. Vor Paris (5.) war mit geringem Abstand London (4.) gerückt, die beiden einzigen europäischen Städte auf dieser Spitzenliste. Paris würde London nie wieder einholen. Peking blieb die zweitgrößte Stadt der Welt. Die übrigen unter den zehn Spitzenreitern lagen in Japan, das gerade unter der Pax Tokugawa ein Jahrhundert stürmischer Stadtentwicklung hinter sich gebracht hatte: Edo, Osaka und Kyoto.39
Um 1800 zeigt sich ein nur wenig verändertes Bild:40

	1. Peking
	1.100.000

	2. London
	900.000

	3. Kanton
	800.000

	4. Istanbul
	570.000

	5. Paris
	547.000

	6. Hangzhou
	500.000

	7. Edo (Tokyo)
	492.000

	8. Neapel
	430.000

	9. Suzhou
	392.000

	10. Osaka
	380.000


Sechs dieser Städte lagen in Asien; wenn man Istanbul hinzurechnen will, sieben. Erst an 15. Stelle taucht nach London, Paris und Neapel mit Moskau (238.000 Einwohner) wieder eine europäische Stadt auf, dann an 16. Stelle das etwa genauso große Lissabon, an 17. Stelle Wien (231.000). Von den 25 größten Städten der Welt lagen, folgt man den aus anderen Quellen hinreichend gestützten, freilich notgedrungen keinen einheitlichen statistischen Begriff der Stadt zugrunde legenden Schätzungen von Chandler und Fox, im Jahre 1800 nur sechs im christlichen Abendland. Berlin hatte 172.000 Einwohner und war damit etwa so groß wie Bombay und Benares. Die bevölkerungsreichste Stadt Amerikas war Mexico City (128.000), gefolgt von Rio de Janeiro (100.000), dem Zentralort des portugiesischen Amerika. Selbst um 1800 war der Norden Amerikas im Verhältnis zum damals noch kolonialen Süden urban zurückgeblieben. Die größte Stadt Nordamerikas war immer noch Philadelphia (69.000), die erste Hauptstadt der USA. Soeben hatte sich aber New York angeschickt, zum vordersten Platz vorzurücken. Dank eines ungeahnten Immigrationsund Wirtschaftsbooms war es bereits zum wichtigsten Atlantikhafen der USA geworden, im neuen Jahrhundert wurde es auch die größte Stadt des Landes.41 Australien, bald ebenso wie Nordamerika der Schauplatz eines explosiven Bevölkerungswachstums, hatte um 1800 noch gar keine städtische Geschichte. Seine Einwohner europäischer Herkunft hätten mühelos in eine kleine deutsche Fürstenresidenz gepasst.42
Von solchen numerischen Impressionen her gesehen, waren noch um 1800 China, Indien und Japan die dominierenden Stadtkulturen auf der Erde. Was jeweils mit «Stadt» gemeint war, unterschied sich freilich enorm. Europäische Besucher fanden die ummauerten Städte, die sie gewohnt waren, am ehesten noch in China, aber auch dort nicht überall. In ihren Berichten liest man immer wieder von den formlosen, nicht-«urbanen» Städten Asiens. Manchmal schien ein scharfer Stadt-Land-Gegensatz seine Bedeutung ganz zu verlieren. Die Insel Java zum Beispiel war im 19. Jahrhundert ein sehr dicht besiedelter, aber nicht auf wenige große Städte hin zentralisierter Raum ohne die isolierten und wirtschaftlich großenteils autarken Dörfer, die man in Asien gerne vermutete – eine große Grauzone zwischen Stadt und Land, im Grunde weder das eine noch das andere.43 Immerhin: Jede Stadt war eine verdichtete Kommunikationssphäre und die Arena eines Konsums von Überschüssen, die auf dem Lande erzeugt worden waren. Sie war ein Knotenpunkt in irgendeiner Art von Handels- oder Migrationsnetz. Jede hatte es mit Problemen der Versorgung und der öffentlichen Ordnung zu tun, die andere waren als die des «flachen Landes»: Die großen Städte Asiens hatten diese Probleme irgendwie gelöst. Andernfalls hätte es sie nicht gegeben. Dass man sich in einer Stadt befand, erkannte auch der bornierteste Reisende. Die Grammatik städtischen Lebens war über Kulturgrenzen hinweg verständlich.
|  Stadtbevölkerungen: Ostasien und Europa


Urbanisierung, als messbarer Zustand einer Gesellschaft aufgefasst, ist eine relative und selbstverständlich eine künstliche Größe, die von Statistikern des 19. Jahrhunderts ersonnen wurde. Sie impliziert, dass das Wachstum einzelner Städte in ein Verhältnis zu deren Umwelt gesetzt wird. Das wichtigste Maß ist dabei der Anteil der Städter an der Gesamtbevölkerung. Dieser Anteil muss nicht dort am höchsten sein, wo es die größten Städte gibt. Daher ist es aufschlussreich, Europa und die ostasiatischen Länder zu vergleichen, also jene Teile der Welt, in denen sich während der frühen Neuzeit die größten Zusammenballungen städtischen Charakters fanden. Europa hatte um 1600 bereits einen etwas höheren Urbanisierungsgrad erreicht als China, wo die Proportion der Stadtbevölkerung seit tausend Jahren etwa gleich geblieben war. Chinesische Städte waren aber im Durchschnitt größer als europäische. Zwei Gebiete in China, das Land am Unterlauf des Yangzi (mit Shanghai, Nanjing, Hangzhou, Suzhou usw.) sowie der Südosten, also die Gegend um und hinter der Hafenstadt Kanton, verblüfften europäische Reisende der frühen Neuzeit immer wieder sowohl durch die Dichte ihrer Besiedlung als auch durch die Größe der Städte. Um 1820 gab es in China 310 Städte mit mehr als 10.000 Einwohnern, in Europa um 1800 – ohne Russland – 364. Die Durchschnittsgröße betrug in China 48.000, in Europa 34.000 Einwohner.44
Die folgende Tabelle gibt Prozentanteile zu ausgewählten Querschnittsdaten im 19. Jahrhundert:
Tabelle 7: Prozentsatz der Bevölkerung in Siedlungen mit mehr als 10.000 Einw.: ca. 1820–1900
	
	China
	Japan
	Westeuropa

	1820–25
	
	11,7
	12,3

	1840er
	3,7
	
	

	1875
	
	10,4
	

	1890er
	4,4
	
	31,0


Quellen: China und Japan: Gilbert Rozman, East Asian Urbanization in the Nineteenth Century: Comparisons with Europe, in: Ad van der Woude/Akira Hayami/Jan de Vries (Hg.), Urbanization in History: A Process of Dynamic Interactions, Oxford 1990, S. 65, Tab. 4.2a/4.2b; Westeuropa: Angus Maddison, The World Economy: A Millennial Perspective, Paris 2001, S. 40, Tab. 1–8c.
Deutlich wird hier zum einen die konstante Mittelstellung Japans zwischen China und Westeuropa, zum anderen die außerordentliche Beschleunigung des europäischen Verstädterungsprozesses nach dem ersten Quartal des Jahrhunderts. Am Vorabend der Öffnung der beiden großen Länder Ostasiens durch den Westen war der Anteil der städtischen Bevölkerung in Japan mehr als dreimal so hoch wie in China. Doch ist dieser Vergleich methodisch legitim? War Japan damals schon – nach dem Kriterium des Urbanisierungsgrades – «moderner» als China? Der Abstand verringert sich, wenn man den Durchschnitt für das riesige China regional herunterrechnet und Japan nicht mit China insgesamt, sondern mit dessen wirtschaftlich am höchsten entwickelter Makroregion, dem Unteren Yangzi, vergleicht; die Bevölkerungszahlen entsprachen sich ungefähr. Am Unteren Yangzi lag der Prozentsatz der Städter in den 1840er Jahren bei 5,8. Bis 1890 stieg er auf 8,3 Prozent, kam also an die 10,4 Prozent in Japan in der Phase seiner frühen Modernisierung dicht heran.45 Wenn man sich dies in absoluten Zahlen veranschaulicht, sich also dafür interessiert, wie viele Menschen in diesen beiden dicht besiedelten Regionen die Erfahrung städtischen Lebens machten, zeigt sich: Um 1825 lebten 3,7 Millionen, im Jahre 1875 nur noch 3,3 Millionen Japaner in Städten mit mehr als 10.000 Einwohnern. Die Zahlen für China sind 15,1 Millionen für die Zeit des Opiumkrieges, 16,9 Millionen für die 1890er Jahre.46 Für Europa besitzen wir nur die Schätzungen Paul Bairochs und seiner Mitarbeiter, die als Stadt jede Siedlung mit mehr als 5000 Einwohnern rechnen. Danach gab es um 1830 im kontinentalen Europa 24,4 Millionen Städter, um 1890 bereits 76,1 Millionen.47 Da es hier nur um ungefähre Größenordnungen gehen kann: Um 1830 standen sich keineswegs ein städtisches Europa und ein ländliches Ostasien gegenüber; 1890 hatte sich die Entwicklung polarisiert.
Die Urbanisierungserfahrungen Chinas und Japans waren freilich im 19. Jahrhundert so unterschiedlich, dass es irreführend wäre, von einem gemeinsamen «ostasiatischen» Urbanisierungsmuster auszugehen. In Japan führte paradoxerweise gerade die staatlich initiierte Modernisierung zu einer vorübergehenden De-Urbanisierung: Mit der Abschaffung der Feudalfürstentümer (Daimyate; han), der Entprivilegierung der Burgstädte als Verwaltungszentren und der Aufhebung der Residenzpflicht für Samurai in diesen Burgstädten und am Hofe des Shogun in Edo (Toyko) nahm die horizontale Mobilität im Lande zu, von der in erster Linie Städte mittlerer Größenordnung profitierten. Tokyo fiel im Übergang von der Tokugawa- zur Meiji-Zeit von mehr als einer Million auf 860.000 Einwohner 1875. In diesem Fall lag in der Kontraktion der Keim des Wiederaufstiegs, denn viel Fürstenland im Stadtgebiet von Tokyo fiel in die Hand der neuen Regierung und wurde planvoll für die Stadtentwicklung eingesetzt. In China erklärt sich der geringfügige Anstieg der Urbanisierungsquote ebenfalls überwiegend aus einem Modernisierungseffekt: der Einbindung küstennaher Regionen in die Weltwirtschaft und dem schnellen Wachstum einiger Hafenstädte, allen voran Shanghai. Zuwächse sind daher fast ausschließlich am Unteren Yangzi und in der Gegend von Kanton und Hongkong zu verzeichnen. Insgesamt blieb Japan aber, was es schon zu Beginn des 19. Jahrhunderts im Vergleich zu China gewesen war: eine deutlich höher urbanisierte Gesellschaft.
In längerer Sicht ist der Vergleich mit Europa aufschlussreich. In der frühen Neuzeit erreichte Europa niemals die absoluten Zahlen der Stadtbevölkerung, wie China und Japan sie gemeinsam aufzuweisen hatten; Ostasien besaß auch viel mehr sehr große Städte. Europa hatte nach 1550 einen ersten Urbanisierungsschub erlebt, einen zweiten nach 1750.48 Zwischen 1500 und 1800 verdoppelte sich der Anteil der Stadtbevölkerung. Zwischen 1650 und 1750 lag der europäische Urbanisierungsgrad etwas unter dem Japans, war dem am Unteren Yangzi ähnlich und übertraf den Chinas insgesamt. Europas schnell wachsender Vorsprung im 19. Jahrhundert war nicht ausschließlich eine Konsequenz der Industrialisierung und der sie begleitenden Heraufkunft neuer Fabrikstädte. Er hatte etwas frühere Wurzeln in dem, was Jan de Vries die «neue Urbanisierung» nach 1750 nennt: einem in England beginnenden, Südeuropa erst nach 1800 erfassenden Prozess des Wachstums der Stadtbevölkerung insgesamt, vor allem aber der mittleren und kleineren Städte. Das Wachstum der sehr großen Städte hingegen war nun weniger sensationell und hielt sich im Rahmen der allgemeinen Bevölkerungsentwicklung. Erst die Eisenbahn gab einem überproportionalen Wachstum der Großstädte neuen Schwung, ohne dass es je zu einer «Wasserkopfurbanisierung» und zur Bildung von Mega-Städten kam, wie es dann außerhalb Europas im 20. Jahrhundert üblich wurde.
|  Hierarchien


So gewann Westeuropa im 18. Jahrhundert (allerdings nicht Russland oder Spanien) allmählich eine feinstufig ausdifferenzierte Hierarchie von Städten, in der jede Größenklasse gut vertreten war. Jan de Vries, der vorsichtige Empiriker, der viel lieber über «Mikroregionen» als über ganze Nationalstaaten oder gar über Europa insgesamt redet, hält es für gerechtfertigt, im Blick auf eine solche ausgeglichene Rank/size-Verteilung von einem charakteristischen europäischen Urbanisierungsmuster zu sprechen.49 Europa (westlich von Russland) besaß ein geographisch engmaschiges, durch dichte Interaktionen zusammengeknüpftes, dabei in der Vertikalen kontinuierlich ausdifferenziertes städtisches System, zu dem auf eine erst kaum geklärte Weise auch die Kolonialstädte in Übersee gehörten. De Vries registriert eine weitere Besonderheit Europas im späten 19. Jahrhundert: Hier wurde in einigen Ländern, vielleicht erstmals in der Geschichte überhaupt, die Schwelle überschritten, jenseits welcher nicht Zuzug vom Lande oder aus dem Ausland, sondern natürliche Vermehrung in den Städten selbst die wichtigste Triebkraft der Urbanisierung bildete. Hingegen war die Bevölkerung der ganz großen nordamerikanischen Städte, in denen sich Immigranten konzentrierten, trotz eines mit Nordwesteuropa vergleichbaren ökonomischen Entwicklungsniveaus vor dem Ersten Weltkrieg noch nicht selbstreproduktiv.50 Soviel Skepsis bei vielen eher ideologisch motivierten Proklamationen eines privilegierten Sonderwegs Europas angebracht ist: Der Sonderweg der Urbanisierung scheint sich empirisch gut belegen zu lassen.
Urbanisierungsforscher tendieren dazu, Städtestrukturen vergleichend zu bewerten. Sie achten darauf, ob das Verhältnis zwischen Groß-, Mittelund Kleinstädten «stimmt». Danach hatten neben Großbritannien, Frankreich, den Niederlanden oder Deutschland auch die USA im 19. Jahrhundert eine «reife» Städtehierarchie. Dänemark oder Schweden mit der großen Präponderanz von Kopenhagen bzw. Stockholm hatten sie nicht, ebensowenig Russland, da es unterhalb der beiden Metropolen St. Petersburg (1913 die viertgrößte Stadt Europas) und Moskau eigentlich gar keine weiteren Großstädte gab: die in den 1890er Jahren drittgrößte russische Stadt, Saratov, hatte kaum mehr als ein Zehntel der Bevölkerung von St. Petersburg. An der typischen, von der staatlichen Zentralgewalt ins Leben gerufenen Gouvernementshauptstadt mit ihren administrativen und militärischen Funktionen, über die sie nie hinausgewachsen war, und einer Einwohnerzahl von höchstens 50.000 gingen die dynamischen Tendenzen im Russland der späten Zarenzeit vorbei.51 Das Fehlen eines feinstufigen Städtesystems war ein großes Hindernis bei der Modernisierung Russlands.
Japan hingegen kam dem Ideal des kontinuierlichen Städtespektrums nahe, China in älterer Zeit auch, doch fehlte es ihm im 19. Jahrhundert an kleinen Städten in der Klasse von 10.000 bis 20.000 Einwohnern, und das schnelle Wachstum sehr großer Städte beschränkte sich auf wenige Metropolen, die zudem fast alle an oder nahe der Küste lagen. Der Vermutung der Städteforscher, solche Lücken und Disproportionen in der Skala der Städtegrößen seien Indizien für schwache kommerzielle Vernetzungen im Städtesystem, widersprechen allerdings die Befunde chinesischer Historiker, die die zunehmende Integration eines «nationalen» Marktes nachweisen können. Anders gesagt: Es ist problematisch, von der eher «ästhetischen», an westlichen Beispielen gewonnenen Norm einer gleichmäßig ausgeprägten Städtehierarchie auszugehen, ohne genau zu erläutern, wie sich unterschiedliche Strukturen jeweils ökonomisch auswirken. In China nahmen neben den wenigen Küstenmetropolen vor allem solche mittleren Städte an Anzahl und durchschnittlicher Größe zu, die keine Verwaltungssitze waren und in denen der Handel sich daher mit wenig staatlicher Reglementierung entfalten konnte (Fachleute sprechen von non-administrative market centres). Eine «nicht-ideale» Hierarchie konnte daher durchaus einen gewissen Sinn haben.
3  |  Zwischen De-Urbanisierung und Superwachstum

|  Kontraktionen


Man sollte überhaupt mit Wertungen vorsichtig sein. Eine besonders schnelle quantitative Verstädterung ist nicht per se schon ein Zeichen für stürmisch voranschreitende Modernisierung, und De-Urbanisierung oft, aber nicht immer der Ausdruck von Krise und Stagnation. In Japan wie in Europa war die sogenannte Protoindustrialisierung des 18. Jahrhunderts von Abwanderung aus den großen Städten begleitet. Überhaupt lässt sich vor 1800 in verschiedenen Teilen Europas De-Urbanisierung feststellen, etwa in Portugal, Spanien, Italien und den Niederlanden.52 Die Reduktion städtischen Lebens in Südeuropa war dabei Ausdruck einer allgemeinen Tendenz der Verlagerung des Schwerpunkts europäischer Stadtkultur nach Norden und zum Atlantik hin. Erst um 1840 wurden überall in Europa solche alten Tendenzen der Entstädterung gebrochen.
Eine Ausnahme bildete der Balkan. Er war im Vergleich mit Regionen von einem ähnlichen ökonomischen Entwicklungsstand hoch urbanisiert. Dies war kein Ergebnis einer eigentümlichen Dynamik des 19. Jahrhunderts, sondern das Erbe früherer Entwicklungen: der Hochschätzung der Stadtkultur durch die Osmanen und der Bedeutung befestigter Garnisonsstädte. Nach dem Ende der Osmanenherrschaft erlebten mehrere Balkanländer eine De-Urbanisierung, etwa Serbien, wo während der Wirren zwischen 1789 und 1815 der Verstädterungsgrad drastisch zurückging. In Belgrad, das 1777 etwa 6000 Häuser hatte, wurden 1834 nur noch 769 gezählt.53 Die serbische Revolution zerstörte die Institutionen der Osmanen so gründlich, dass auch deren Stadtstruktur entbehrlich wurde. Ähnliches spielte sich nach 1878 in Montenegro ab, in Bulgarien gab es zumindest eine lang andauernde städtische Rezession.
Andere Ursachen hatte die De-Urbanisierung in Südostasien. Als Folge eines kommerziellen Aufschwungs nach etwa 1750 waren die Städte hier stark gewachsen. In Bangkok lebte im frühen 19. Jahrhundert mehr als ein Zehntel der siamesischen Bevölkerung.54 Ähnlich sah das Bild in Burma und in der pluralen Staatenwelt von Malaya aus. Mit der Ausdehnung der Reiskultur nach ca. 1850 setzte dann aber eine Verbäuerlichung (peasantization) ein und mit ihr eine relative Zunahme der ländlichen Bevölkerung. Zwischen 1815 und 1890 fiel der Anteil der javanischen Bevölkerung in Städten mit mehr als 2000 Einwohnern von 7 auf 3 Prozent. Dies war eine direkte Folge einer zunehmenden Exportorientierung der Wirtschaft. Um 1930 war Südostasien zu einer der am wenigsten urbanisierten Großregionen der Welt geworden. Nur im nicht-kolonisierten Siam hielt sich die traditionelle Dominanz der großen Hauptstadt; Bangkok spielte diese Rolle allerdings erst seit 1767. Sonst waren die kolonialen Hauptstädte in ihren Funktionen bei weitem weniger zentral als die Metropolen der dynastischen Vergangenheit.55 Einzig auf den Philippinen mit ihren extrem dezentralen politischen Verhältnissen hatte es vor der Kolonialzeit keine Städte als Orte verdichteter Macht gegeben. Daher konnte die spanische Gründung Manila (1565), die von Anfang an administrative, militärische, kirchliche und wirtschaftliche Funktionen auf sich konzentrierte, die Kolonie so stark dominieren, wie dies sonst nirgendwo der Fall war. Die Philippinen waren daher ein frühes und andauerndes Beispiel für eine Wasserkopfstruktur, wie sie später für solch unterschiedliche Länder wie Siam und Ungarn charakteristisch werden sollte.56 Auf Java war die niederländische Präsenz nur wenige Jahrzehnte jünger als die spanische auf der philippinischen Hauptinsel Luzon, doch erreichte Batavia, dessen Wirtschaft ebenso wie die Manilas ohne eine aktive chinesische Einwohnerschaft nicht funktioniert hätte, niemals eine völlige Hegemonie über die Residenzstädte der einheimischen Herrscher. Relativ schwache sekundäre Zentren bildeten sich auf den Philippinen erst gegen Ende des 19. Jahrhunderts aus.57
Koloniale Herrschaft konnte also je nach den Umständen Urbanisierung fördern, hemmen oder rückläufig werden lassen. In Indien wuchs die Stadtbevölkerung zwischen 1800 und 1872 vermutlich nicht. Fast alle großen Städte aus vor-britischer Zeit verloren Einwohner: Agra, Delhi, Varanasi, Patna und viele andere mehr. Die Briten hatten bei der Eroberung des Subkontinents zwischen 1765 und 1818, einzigartig in der Kolonialgeschichte, hochentwickelte städtische Systeme übernommen. In den Eroberungskriegen war manches an städtischer und Städte verbindender Infrastruktur zerstört worden, etwa die oft gerühmten Fernstraßen. Die Briten führten neue Steuern und Monopole ein und erschwerten dadurch oft den einheimischen Handel; Kaufleute verließen die Städte und wichen vor der Besteuerung auf das Land aus. Auch die Entwaffnung einheimischer Truppen, die Reduktion solcher städtischen Industrien wie der Waffenproduktion und der Abbau fürstlicher Verwaltungen trugen zur De-Urbanisierung bei. In den frühen 1870er Jahren wendete sich der Trend, aber nur langsam. Um 1900 war der Urbanisierungsgrad Indiens nicht wesentlich höher als hundert Jahre zuvor.58
Das individuelle Pendant zur De-Urbanisierung ganzer Gesellschaften ist das Schrumpfen von Städten.59 Wir sahen bereits, dass Tokyo vorübergehend diese Erfahrung machte. In anderen asiatischen Fällen erholten sich Städte bis zum Ende des 19. Jahrhunderts nicht wieder von Zerstörungen früherer Zeiten. Isfahan, die glanzvolle Hauptstadt der Safaviden-Schahs, 1700 von 600.000 Menschen bewohnt, war nach seiner Verwüstung durch eine afghanische Invasion 1722 noch 1800 mit 50.000 Einwohnern ein Schatten seiner selbst. 1882 stand die Einwohnerzahl erst bei 74.000. Agra, die Hauptstadt der Mogulkaiser, erreichte nach dem Verfall des Reiches erst wieder um 1950 die Einwohnerzahl von einer halben Million, die es 1600 gehabt hatte. Seine zentrale politische Rolle war unwiederbringlich dahin. Manche Städte in Asien oder Afrika verfielen, wenn die Staaten, mit denen sie groß geworden waren, vom Kolonialismus zerstört oder wenn Handelswege verlegt wurden. Im Europa der frühen Neuzeit war städtischer Niedergang nichts Ungewöhnliches gewesen. Schnell wachsenden Städten wie London, Paris oder Neapel standen stagnierende oder schrumpfende zur Seite. Viele deutsche Mittelstädte vergrößerten sich zwischen der Reformation und der Mitte des 19. Jahrhunderts wenig: Nürnberg, Regensburg, Mainz, Lübeck und manche andere. Venedig, Antwerpen, Sevilla, Leiden oder Tours besaßen 1850 weniger Einwohner als 1600. Rom hatte 1913 mit 600.000 gerade etwas mehr als die Hälfte seiner antiken Dimension erreicht. Geht man davon aus, dass im perikleischen Athen etwa 150.000 Menschen gelebt hatten, dann kam die griechische Hauptstadt vor 1900 nicht wieder dort an. Für nahezu ganz Europa begann eine Trendwende um 1850, als eine allgemeine Urbanisierung einsetzte, von der bis hin zum Schlusslicht Portugal alle Länder des Kontinents ergriffen wurden. Keine einzige bedeutende Großstadt Europas verlor danach noch Einwohner. Das Phänomen des städtischen Niedergangs gehörte einstweilen der Vergangenheit an.
|  Superwachstum


Betrachtet man individuelle Städte, dann ist dort das Wachstum rechnerisch besonders spektakulär, wo man statistisch vom Nullpunkt ausging. Es kann daher nicht überraschen, dass im 19. Jahrhundert nirgendwo Städte schneller wuchsen als in Australien und den USA. Melbourne, die Hauptstadt der Kolonie (und ihres Nachfolgers, des heutigen Bundesstaates) Victoria war 1841 ein größeres Dorf mit 3500 Einwohnern. Dann kamen die Goldfunde und überhaupt eine rasche wirtschaftliche Entwicklung von Victoria, und im Jahre 1901 wurde bereits die Marke von 500.000 Einwohnern überschritten.60 An der Jahrhundertwende (wie noch heute) besaß Australien eine stark kopflastige Städtehierarchie mit mehreren dominierenden Großstädten, die allesamt zugleich Regierungssitze der Staaten, Überseehäfen und wirtschaftliche Zentren waren, und schwach entwickelten Mittelstädten – also ein «Dritte-Welt-Muster», das aber in diesem Fall eine lebhafte Entwicklung nicht verhinderte. Statistisch gesehen war Australien daher eine der am höchsten urbanisierten Regionen der Welt.61
Das koloniale Nordamerika war eine eher ländliche Welt überschaubarer Kleinstädte gewesen, in denen von städtischer Anonymität noch keine Rede sein konnte. Nur wenige Städte – Boston, Philadelphia, New York, Newport oder Charleston (Virginia) – erreichten das Format einer damaligen englischen Provinzstadt. Der große Urbanisierungsschub in den USA kam erst nach 1830. Er dauerte etwa hundert Jahre. Seit 1930 hat sich der Anteil der Bevölkerung jedenfalls in Großstädten mit mehr als 100.000 Einwohnern nicht mehr nennenswert erhöht.62 Viel stärker als in Europa war die Urbanisierung der USA auf die neuen Transportmittel Kanal und Eisenbahn angewiesen. Nun erst wurde eine Stadt wie Denver in Colorado überhaupt existenzfähig, ohne jeglichen Anschluss an Wasserwege, ein vollkommenes Geschöpf der Eisenbahn.63 Erst durch die Eisenbahn entstanden aus einzelnen Städten verbundene Städtesysteme. Selbst im atlantischen Nordosten mit seinen alten Städten aus der frühen Kolonialzeit rief die Eisenbahn viele Neugründungen hervor und bewirkte überhaupt erst die horizontale wie vertikale Verdichtung zu einem urbanen System. Im Westen der USA trat ein solches System nach der Mitte des Jahrhunderts plötzlich auf. An seine Spitze setzte sich Chicago, das von 30.000 im Jahre 1850 auf 1.100.000 vierzig Jahre später explodierte.64 Chicago und andere Städte im Mittleren Westen entstanden – wie gleichzeitig die Städte Australiens – buchstäblich aus dem Nichts. Entlang einer nach Westen vorrückenden urban frontier wuchsen Städte nicht nach dem Modell Europas aus dem Land hervor, sondern wurden als Brückenköpfe des Handels vorgreifend gegründet, bevor ihr Umland landwirtschaftlich erschlossen war.65 Im pazifischen Westen der USA gab immerhin das lockere Netz spanischer Missionsstationen geographische Grundzüge der Städtebildung vor. Kalifornien war nie ein Tummelplatz von Cowboys und Indianern. Mangels dörflicher Grundstrukturen überschritt es bereits 1885 die Marke eines städtischen Bevölkerungsanteils von 50 Prozent – zu einer Zeit, als der durchschnittliche Wert für die ganzen USA bei 32 Prozent lag.66 Der eigentliche Bevölkerungsboom in absoluten Zahlen begann aber erst danach. Noch in den 1870er Jahren zeigte Los Angeles Züge eines mexikanischen pueblo; erst danach wurde es «anglo», also überwiegend englischsprechend, protestantisch und weiß.67
Neben dem Städtewachstum in den englischen Midlands der Industriellen Revolution waren die Urbanisierung des Mittleren Westens der USA und der südöstlichen Küste Australiens im 19. Jahrhundert die spektakulärsten Fälle für das schnelle Auftauchen ganzer Städtearchipele. Unter besonderen Umständen konnten sich auch relativ isolierte einzelne Städte schnell aufblähen. Getrieben durch den raschen Aufbau einer Exportwirtschaft an einer landwirtschaftlichen Frontier wuchs etwa Buenos Aires, das im spanischen Kolonialreich keine herausgehobene Bedeutung gehabt hatte, von 64.000 (1836) auf 1.576.000 (1914) Einwohner.68
In Europa war eine solch schnelle Multiplikation selten. Während des gesamten Zeitraums 1800–1890 gehörten Berlin, Leipzig, Glasgow, Budapest und München mit 8–11 Prozent Zuwachs per annum zu den am schnellsten wachsenden Großstädten. Die anderen, auch London, Paris und Moskau, expandierten langsamer. Die Wachstumsraten der Neuen Welt, selbst der älteren Städte kolonialen Ursprungs, wurden indes nirgendwo in Europa erreicht: New York 47 Prozent, Philadelphia und Boston 19 Prozent.69 Das Bild sieht etwas anders aus, wenn man die beiden Jahrhunderthälften getrennt betrachtet. Dann zeigt sich, dass das Wachstum der größten Städte an der Ostküste der USA in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts von dem in Europa nicht wesentlich abwich. Insgesamt waren weltweit die Jahrzehnte nach 1850 der Höhepunkt des Zustroms in die großen Städte; Eingemeindungen vergrößerten zusätzlich Fläche und Menschenzahl städtischer Kommunen. Nur in England und Schottland sowie in geringerem Ausmaß auch in Belgien, Sachsen und Frankreich war die Veränderung während der ersten Hälfte des Jahrhunderts größer als in der zweiten. In Dänemark und den Niederlanden ging der Anteil der städtischen Bevölkerung in dieser Zeit sogar zurück. Die Zeit zwischen etwa 1850 und 1910 sah die höchsten jährlichen Wachstumsraten der städtischen Bevölkerung in der gesamten Geschichte Europas.70 1850 gab es in Europa zwei Millionenstädte, London und Paris, und danach einen sehr großen Abstand zu einer Gruppe von Städten mit 300.000 bis 500.000 Einwohnern. 1913 war eine solche «Treppenstufe» ausgeglichen. Dreizehn Städte hatten damals mehr als eine Million Einwohner: London, Paris, Berlin, St. Petersburg, Wien, Moskau, Manchester, Birmingham, Glasgow, Istanbul, Hamburg, Budapest und Liverpool.71
Welche Kräfte trieben das Städtewachstum voran? Anders als in der früheren Geschichte war politischer Wille kein primärer Faktor mehr. Titanische Gründungsakte wie die Anlage von Edo (Tokyo) durch den Warlord Tokugawa Ieyasu 1590, die Erhebung Madrids zur spanischen Hauptstadt 1561 (allerdings erst nach 1850 zu einer urbanen Metropole ausgebaut), der Entschluss Zar Peters I., 1703 auf einer Insel in der Neva die Festung St. Petersburg zu bauen, oder die Entscheidung der jungen Vereinigten Staaten von 1790, sich am Potomac eine brandneue Hauptstadt zuzulegen, gab es im 19. Jahrhundert kaum noch. Allenfalls die Verlegung der vizeköniglichen Regierung Britisch-Indiens von Kalkutta nach Delhi im Jahre 1911 und der Bau einer repräsentativen Hauptstadt am neuen Standort gehört in eine solche Ereignisklasse. Städte wuchsen nicht, weil sie Regierungssitze und Residenzen waren. Nur einige koloniale Hauptstädte in Afrika (etwa Lagos, um 1900 nur ein Drittel so groß wie die ältere nigerianische Metropole Ibadan, oder Lourenço Marques, die Hauptstadt Portugiesisch-Ostafrikas) sowie Vorposten der russischen Ostexpansion – Blagovešcensk (1858), Vladivostok (1860), Chabarovsk (1880) – bildeten hier wenige, aber demographisch nicht sehr erfolgreiche Ausnahmen. Die Gegenprobe sind die vielen kleinen Residenzorte, die nach der Nationalstaatsbildung in Deutschland, Italien oder Japan ihre Funktionen einbüßten. Sie verloren ihre Bedeutung und oft auch viele ihrer Einwohner.
Das Städtewachstum wurde im 19. Jahrhundert mehr denn je zuvor von Marktkräften und privater Initiative gefördert. Der Aufstieg einiger der größten und dynamischsten Städte der Welt war das Ergebnis privater «bürgerlicher» Initiative. Sie waren weniger Sitze von Macht und prestigereicher Hochkultur als Geschäftszentren, die scharf mit Orten höheren politischen Ranges konkurrierten. Chicago, Moskau und Osaka verkörperten diesen Typus besonders gut.72 Die Vorzüge einer Stadt, die wirklich zählten, waren nun andere: bessere Organisation gesellschaftlicher Arbeitsteilung, bessere Bereitstellung anspruchsvoller Dienstleistungen (etwa im Finanzsektor), komplexere Marktmechanismen, schnellere Kommunikation. Die großen Städte konnten dank neuer Technologien (Dampfschifffahrt, Kanalbau, Eisenbahn, Telegraph usw.) ihre Operationsradien immens erweitern. Besonders große Wachstumschancen hatten solche Städte, die – wie Buenos Aires, Shanghai, Chicago oder Sydney und Melbourne – die Ressourcen eines großen Hinterlandes für den Weltmarkt erschlossen, ohne selbst von Anfang an industrielle Zentren zu sein. Überhaupt waren es in nichtkolonialen wie in kolonialen Kontexten Hafenstädte, die besonders hohe Zuwächse zu verzeichnen hatten. Nicht in der Industrialisierung, sondern im Außenhandelskontakt nach der Landesöffnung hat man etwa für Japan die Hauptquelle großstädtischen Wachstums sehen wollen.73
|  Städtesysteme


Wenn auch lebensfähige Städte nur noch selten durch obrigkeitlichen Entschluss gegründet wurden, so wirkte sich zentralstaatliche Koordination in der Regel günstig aus. Die Bildung und der Ausbau von Städtesystemen wurden durch die Existenz starker Zentralregierungen erleichtert, die großflächig einigermaßen einheitliche Bedingungen schufen: durch die Schaffung großer Rechts- und Währungsräume, Standardisierung von Tausch- und Kommunikationsnormen, Finanzierung und Planung gemeinwohlorientierter Infrastrukturen. Der letzte Punkt ist besonders wichtig. Schon vor dem Zeitalter der Eisenbahn hatten nämlich in England und den USA Fluss-Kanal-Systeme einen großen Beitrag zur Verdichtung zwischenstädtischer Beziehungen geleistet. Bereits zu Beginn des 19. Jahrhunderts konnten über Flüsse und Kanäle Güter aus allen Teilen Großbritanniens nach London gesandt werden, und der Stolz, mit dem man in den USA 1825 die Eröffnung des Erie-Kanals feierte, hatte gute Gründe.74 Ähnliches war, geographisch gesehen, weltweit nur in der Ganges-Ebene sowie im Hinterland von Kanton und in Jiangnan möglich. In China wurden jedoch die verschiedenen städtischen Systeme niemals in ein einheitliches nationales System (auch nur im Kernland) integriert, und neue technologische Möglichkeiten wurden kaum genutzt. Die horizontale Integration und vertikale Ausdifferenzierung von Städtesystemen hing daher nicht nur mit sozialökonomischen Basisprozessen wie der Industrialisierung, sondern auch mit der Bildung von Nationalstaaten zusammen. Wirtschaftlich erfolgreich waren im 19. Jahrhundert diejenigen unter ihnen, die über ein nach innen integriertes und differenziertes, nach außen offenes Städtesystem verfügten. Während Nationalstaaten Städtesysteme brauchten, waren umgekehrt Städte oft nicht auf einen funktionierenden nationalstaatlichen Rahmen angewiesen. Weder eine große Hafenkolonie wie Hongkong noch eine nichtkoloniale maritime Großstadt wie Beirut an einer der Peripherien des Osmanischen Reiches wurde durch das Fehlen oder die relative Schwäche staatlich-territorialer Einbettung in ihrer Entfaltung behindert.75
Die meisten der nationalen Städtesysteme waren nach außen offen: Während der Nationalstaat da, wo es ihn gab, im Laufe des Jahrhunderts immer mehr zum Organisationsrahmen von National-Ökonomien wurde, in denen städtische Industrialisierungsräume eine zunehmende Rolle spielten, waren die ganz großen Städte in internationale Netze von Handel, Migration und Kommunikation eingebunden. Anders gesagt: Auch im «Zeitalter der Nationalstaaten» sind Staaten nicht unbedingt «stärker» als die großen Städte, die als Sammelpunkte und Verteiler von nicht nur nationalem Kapital dienen und für die «transnationale» Beziehungen eine Existenzgrundlage sind. Stadtentwicklung ist ebensowenig eine direkte Folge von Staatsbildung, wie sie ein Epiphänomen von Industrialisierung ist.76
Schon in der frühen Neuzeit waren Fernvernetzungen eine unerlässliche Dimension, ohne die Stadtgeschichte nicht geschrieben werden kann. Da gab es die regelmäßigen Handelsverbindungen innerhalb Europas, etwa mit Messestädten, und die maritimen Aktivitäten zunächst der mittelmeerischen, dann, in viel größerer Dimension, der zum Atlantik gewendeten Häfen: Lissabon, Sevilla, Amsterdam, London, Nantes oder Bristol, mit denen Häfen jenseits der Meere korrespondierten. Dies konnten koloniale Hafenstädte (Kapstadt, Bombay, Macau, Batavia, Rio de Janeiro, Havanna) ebensogut sein wie Häfen unter einheimischer Kontrolle (Istanbul, Sansibar, Surat, Kanton, Nagasaki). Die kolonialen Städte, etwa Batavia und die Städte Spanisch-Amerikas, waren vielfach leicht modifizierte Kopien europäischer Stadtanlagen. Zumindest eine koloniale Gründung sah sich nicht als Trabant und Brückenkopf Europas, sondern übernahm auch politische und kulturelle Zentralfunktionen: Philadelphia war um 1760, kaum achtzig Jahre alt und mit 20.000 Einwohnern etwas größer als New York, eine der dynamischsten Städte der englischsprachigen Welt. Sein Kern, in dem sich Handel, Politik und Kultur konzentrierten, war der Verbindungspunkt der Kolonie Pennsylvania zum gesamten atlantischen Raum.77
Neu im 19. Jahrhundert war, dass die Geographie des kolonialen Städtewachstums auch auf internationaler Ebene stärker Marktgesetzen als politischen Vorgaben gehorchte. So galten im British Empire bis in die 1840er Jahre die Navigation Laws, die viele überseeische Handelsbeziehungen definierten. Sie regelten etwa, dass ein Exportproduzent wie Jamaika als Gegenleistung für ein Monopol seiner Produkte auf dem britischen Markt seine Importe aus dem Vereinigten Königreich beziehen musste. Diese Gesetze waren eine scharfe Waffe in der Rivalität der europäischen Handelsimperien untereinander und führten unter anderem dazu, dass im 18. Jahrhundert Amsterdams weltwirtschaftliche Bedeutung hinter diejenige Londons zurückfiel. Zu exakt dem gleichen Zeitpunkt wie die Navigation Laws endete unter britischem Druck in China die monopolistische Privilegierung von Kanton als Umschlagplatz für den gesamten Seehandel mit Europa. Solche merkantilistischen Regelungen, die es ganz unabhängig voneinander in Asien wie in Europa und seinen Kolonien gab, führten direkt oder indirekt zur Bevorzugung bestimmter Städte und zur Behinderung des Aufkommens anderer. Die frühneuzeitlich geschaffenen Pfadabhängigkeiten wirkten auch später noch nach. Sie hatten strukturelle Tatsachen geschaffen. Aber die weltweite Durchsetzung von Freihandel und Freizügigkeit seit den 1840er Jahren verstärkte den außerstaatlich-marktwirtschaftlichen Aspekt des Gestaltwandels von Städtesystemen.
|  Netze und Knotenpunkte


Was aber ist ein Städtesystem? Der Begriff wurde bisher undefiniert verwendet. Ein wenig Theorie soll deshalb nachgetragen werden. Städtesysteme kann man in zwei unterschiedlichen Weisen konzipieren. Erstens lassen sie sich vertikal als Pyramiden verstehen: Zwischen einer Vielzahl von Dörfern am Boden und einem zentralen Ort an der Spitze erstreckt sich dann eine mehr oder weniger fein ausdifferenzierte Hierarchie von Siedlungen unterschiedlicher Größenordnung: Kleinstädten mit periodischen Märkten, solchen mit einer permanenten Marktorganisation, Mittelstädten mit Dienstleistungs- und Verwaltungsfunktionen usw. Der alternative Ansatz fragt nach den horizontalen Beziehungen zwischen Städten, also nach den Netzen, in die sie eingewoben sind und an deren Zustandekommen und Funktionieren sie mitwirken. Lässt sich das erste Modell als Struktur von Über- und Unterordnung visualisieren, so das zweite als Interaktion zwischen einem städtischen Zentrum und seiner Peripherie oder auch direkt mit einem anderen solchen städtischen Zentrum. Je weiter man in der Hierarchie nach oben steigt, desto leichter lassen sich die beiden Modelle verbinden. Denn viele Städte, zumal die großen, besitzen intensive vertikale wie horizontale Einbindungen. Für einen globalhistorischen Zugang ist das horizontale Netzwerkmodell ergiebiger. Indem es den Knotenpunktcharakter einer Stadt stärker betont als ihre dominante Stellung in einer regional begrenzten Hierarchie, schärft es den Blick dafür, dass die Kontrolle über ein unmittelbares Umland für eine Stadt möglicherweise viel weniger wichtig ist als die Kontrolle, die sie über weit entfernte Märkte oder Lieferquellen ausübt. So pflegten etwa die Textilstädte von Lancashire mindestens so enge Beziehungen zu den russischen Schwarzmeerhäfen, die ihnen Getreide lieferten, oder zu den Baumwolllatifundien Mittelägyptens wie zum Hinterland der benachbarten Grafschaft Suffolk. Eine solche unsichtbare Wirtschaftstopographie, die sich auf keiner konventionellen Landkarte abbilden lässt, hatte auch politische Folgen. Für Städte wie Manchester oder Bradford hatte der Amerikanische Bürgerkrieg bei weitem direktere Auswirkungen als kurz zuvor die Revolutionen 1848/49 auf dem nahe gelegenen Kontinent. Doch auch innerhalb eines Nationalstaates waren Städte in größere Zusammenhänge einbezogen. Die Boomstädte der Industriellen Revolution mochten Produktion, Rohstoffbeschaffung und Absatz ganz aus eigenen Kräften organisieren können; sie waren dennoch von politischen und finanziellen Entscheidungen abhängig, die in London getroffen wurden.
Der Netzwerk-Ansatz hat den zusätzlichen Vorteil, dass er städtische Neubildungen an der Peripherie erfassen kann. Viele neue Städte des 19. Jahrhunderts sind weniger aus ihrem ländlichen Umfeld hervorgewachsen als durch Angebote für externe Interessenten groß geworden.78 Dies gilt für zahlreiche Städte in den Kolonien und im amerikanischen Westen, aber auch für Dar-es-Salam, das Ende der 1860er Jahre, also in vorkolonialer Zeit, durch den Sultan Seyyid Majid von Sansibar ex nihilo als Endpunkt des Karawanenhandels geschaffen worden war,79 oder für eine schnell aufstrebende Metropole wie Beirut. Anfang des 19. Jahrhunderts hatte Beirut gerade einmal 6000 Einwohner, an der Jahrhundertwende waren es über 100.000. Sein Aufstieg wäre ohne die alte und immer noch lebendige städtische Tradition Syriens nicht möglich gewesen, doch war die eigentliche Triebkraft die von Europa ausgehende Belebung des gesamten Mittelmeerhandels.80
Dass Städtesysteme prinzipiell an ihren Grenzen offen sind, ist eine direkte Folge ständiger Zirkulation. Netze sind das Ergebnis von menschlichem Handeln. Sie haben keine «objektive» Existenz. Auch Historiker müssen versuchen, sie aus den wechselnden Perspektiven ihrer Schöpfer und Benutzer zu sehen. Netze befinden sich auch intern im ständigen Umbau. Die Relationen ihrer einzelnen Netzknoten, der Städte, zueinander verändern sich unentwegt. Wenn eine einzelne Stadt stagniert oder in «Niedergang» gerät, dann muss auch dies im Zusammenhang des Städtesystems bewertet werden, dessen Teil sie ist. Oft zeigen einzelne Städtesysteme viel Beständigkeit im Wandel. So ist in Europa während der letzten anderthalb Jahrhunderte keine vollkommen neue Stadt zu wirklicher Erstrangigkeit aufgestiegen. Auch kann es vorkommen, dass die Gesamtbilanz des Urbanisierungsgrades gleich bleibt, obwohl sich das System im Inneren tektonisch bewegt. Schrumpfung und Funktionsverlust einer Stadt kann durch Wachstum an anderer Stelle ausgeglichen werden. In Indien hat man nostalgisch über den Niedergang vieler alter Residenzstädte geklagt und dabei übersehen, dass sich die wirtschaftliche und zum Teil auch die kulturelle Dynamik oft auf kleinere Marktstädte auf einem niederen Rang in der Funktions- und Prestigehierarchie verlagert hatte. Hinter gleichsam offiziellen Städtegeographien können sich im Halbschatten neue Verteilungen ergeben.81
Städte, die in beiden Modellen dominant sind, die also zugleich als wichtige Knoten in horizontalen Netzen und als Zentralorte an der Spitze von vertikalen Hierarchien fungieren, kann man auch «Metropolen» nennen. Eine Metropole ist zudem eine große Stadt, die (1) einer bestimmten Kultur weithin anerkannten Ausdruck verleiht, (2) Kontrolle über ein ausgedehntes Hinterland ausübt und (3) in großem Umfang Zuzügler anzieht. Ist sie zusätzlich Teil eines globalen Netzwerks, dann hat sie den Titel einer «Weltstadt» verdient. Gab es in der frühen Neuzeit und im 19. Jahrhundert «Weltstädte»? Die Antwort wird dadurch erschwert, dass dieser Begriff in mehreren Bedeutungen im Umlauf ist. Tautologisch und viel zu einfach wäre es, Weltstädte als Städte von «aktueller oder potenzieller globaler Bedeutung» zu bestimmen; dann ist das sumerische Uruk die erste Weltstadt gewesen.82 Etwas präziser ist Fernand Braudels Idee der «Weltstadt», die ihre eigene begrenzte «Weltökonomie» dominiert, so wie Venedig oder Amsterdam dies zeitweise taten.83 Erst im 19. Jahrhundert jedoch entstand die im Weltmaßstab hegemoniale Stadt, die es nur in einem einzigen Exemplar gab: London. Nach 1920 wurde sie von New York abgelöst. Auch das ist natürlich eine stark vereinfachte Sicht. So etwas wie eine «Kulturhauptstadt» der Welt, auch weithin als solche anerkannt, ist im 19. Jahrhundert eher Paris als London gewesen, mit starker Konkurrenz um 1800 und um 1900 von Wien, das wiederum in Welthandel und Weltfinanz kaum ins Gewicht fiel. Der «Stabwechsel» von London nach New York geschah auch nicht so säuberlich, wie es ein präzises Jahresdatum suggeriert. London blieb immerhin der Mittelpunkt eines Weltreichs und bewahrte eine finanzielle Zentralstellung, auch nachdem seine relative Bedeutung in Handel und Industrie zurückgegangen war. Von «Weltstädten» spricht man heute meist im Plural. Danach ist eine Weltstadt nicht bloß eine sehr einflussreiche Metropole, etwa der Mittelpunkt eines großen Imperiums, sondern ein national verankerter global player innerhalb einer Pluralität solcher players. Sie ist Teil eines globalen Städtesystems, in welchem die Bindungen zwischen Weltstädten in unterschiedlichen Ländern stärker sind als ihre jeweilige Integration in ihr eigenes nationales oder imperiales Umfeld und Hinterland. Eine solche Distanzierung von einer territorialen Basis ist überhaupt erst als Folge heutiger telematischer Technologien möglich.84 Manche der Parameter globaler Vernetzung, die es erlauben, Aussagen über den Rang einer Stadt in der globalen Städtehierarchie zu treffen, bildeten sich erst gegen Ende des 19. Jahrhunderts heraus, so etwa transnationale Konzerne mit einer eigenen Binnenhierarchie von Hauptquartieren und Filialen, Sitz internationaler Organisationen, Einbindung in weltweite Mediennetze.
Empirische Untersuchungen über Art und Frequenz der Kontakte zwischen den größten Städten der Welt sind für das 19. Jahrhundert noch nicht unternommen worden. Sie dürften zu dem Ergebnis führen, dass erst die Technologien des späteren 20. Jahrhunderts ein eigenes System der Metropolen entstehen ließen, ein wahres Weltstädtesystem. Bevor interkontinentale Telephonie, Funkverkehr und Linienflugverkehr in regelmäßigen und normalisierten Gebrauch kamen, kann man noch nicht davon sprechen, dass die größten und wichtigsten Städte auf den verschiedenen Kontinenten einen permanenten Interaktions- und Kommunikationszusammenhang gebildet hätten. Satellitentechnologie und Internet bewirkten dann einen weiteren Quantensprung der Kontaktdichte. In dieser Hinsicht erscheint das 19. Jahrhundert, als eine Transatlantikreise noch ein kostspieliges Abenteuer und keine erschwingliche Routine war, wie die graue Vorgeschichte der Gegenwart. Zu ihr gehört sogar noch die Zeit der Zeppeline und der schnellen Atlantiküberquerung (in 4 bis 5 Tagen) in komfortablen transatlantischen Schnelldampfern, deren goldenes Zeitalter 1897 mit dem Stapellauf des ersten superliner, des 14.000-Tonners Kaiser Wilhelm der Große aus der Flotte des Norddeutschen Lloyd, begann. Die dichte Dauervernetzung von London, Zürich, New York, Tokyo, Sydney und einigen anderen Metropolen der obersten Bedeutungsklasse ist eine Neuerung der Zeit nach etwa 1960 und erst durch den Linienverkehr in der Luft möglich geworden.
4  |  Spezielle Städte, allgemeine Städte

|  Pilgerziele, Badeorte, Bergbaustädte


Von einer gewissen Größenordnung an aufwärts lassen sich Städte nicht leicht auf eine einzige Funktion festlegen. Sie spielen mehrere Rollen zur gleichen Zeit. Städte sind meist pluralistisch. In jeder Epoche gibt es daneben Städte, für die dieser Satz nicht gilt: hochspezialisierte Konzentrationen von Arbeitskraft einer besonderen Ausrichtung. Mitte des 17. Jahrhunderts war Potosí im heutigen Bolivien mit etwa 200.000 Einwohnern die größte Stadt Amerikas. Diese Stellung erlangte es, mit 4000 Metern über dem Meeresspiegel extrem menschenunfreundlich gelegen, allein deshalb, weil dort die umfangreichsten Silbervorkommen der Neuen Welt ausgebeutet wurden. Noch wesentlich größer war im frühen 18. Jahrhundert Jingdezhen, das für den heimischen wie für den internationalen Markt produzierende Töpferzentrum in der zentralchinesischen Provinz Jiangxi, die vermutlich größte manufakturelle Agglomeration irgendwo auf der Welt vor dem Beginn des Maschinenzeitalters. Im 19. Jahrhundert gab es weiterhin monofunktionale Städte älterer Art: Religiöse Pilgerstätten haben eine extrem mobile und fluktuierende Bevölkerung, sind selbst aber oft sehr stabil und langlebig. Neben alten Zentren wie Mekka und Benares entstanden zahlreiche neue Pilgerorte in hinduistischen und buddhistischen, muslimischen und christlichen Ländern, etwa Lourdes am Nordrand der Pyrenäen, dessen Aufstieg zum Pilgermagneten in den frühen 1860er Jahren begann. Die Pilgerschaft zu heiligen Orten war am Ende des 19. Jahrhunderts ein größeres Geschäft denn je. Der niederländische Orientalist Christiaan Snouck Hurgronje, der sich 1884–85 ein Jahr lang als Erforscher muslimischer Gelehrsamkeit in Arabien aufgehalten hatte, stellte fest, dass die gewerbsmäßige Ausbeutung von Pilgern den Charakter der Mekkaner unvorteilhaft verändert und den frommen Wallfahrern so manche Enttäuschung beschert habe.85 Nicht anders dürfte es in Lourdes gewesen sein. Charismatische Bewegungen können innerhalb kürzester Zeit große Menschenmengen konzentrieren. Omdurman, das religiöse Zentrum der Mahdi-Bewegung im Sudan, 1883 gegründet, wurde binnen kurzem ein Ort, an dem ständig bis zu 150.000 Menschen beisammen waren, Anhänger des religiösen Führers sowie Soldaten, beide Rollen kaum zu trennen.86 Strategisch offen zur Wüste gelegen, aus welcher der Mahdi den Großteil seiner Anhänger rekrutierte, war es zum Nil hin – umgekehrt bei Khartoum – befestigt, ein Kultort und zugleich Militärlager, von dem nach der Vernichtung der Bewegung durch britische Truppen 1898 nichts übrig blieb.
Andere monofunktionalen Ortstypen konnten erst im 19. Jahrhundert entstehen. Die Eisenbahn schuf den hochspezialisierten Eisenbahnknotenpunkt, an dem sich wichtige Linien kreuzten. Clapham Junction bei London, Kansas City, Roanoke in Virginia und Changchun in der Mandschurei, ein chinesisches Provinznest, das 1898 an die von Russen gebaute Chinesische Ostbahn zu liegen kam, sind dafür gute Beispiele. Auch Nairobi ist aus einer Eisenbahnsiedlung hervorgegangen; sie wurde 1899 von den Briten angelegt, um als logistisches Zentrum für den Bau der Uganda-Bahn zu dienen.87 An solchen Orten waren in der Regel Eisenbahnwerkstätten angesiedelt. Wenn sie zusätzlich die Verbindung zwischen Eisenbahn und Fluss herstellen konnten (wie Cincinnati oder Memphis/Tennessee), waren ihre Entwicklungschancen besonders günstig.
Eine weitere Neuerung des 19. Jahrhunderts war das Seebad. Man muss es von den Kurorten des 18. Jahrhunderts unterscheiden, in die Angehörige der Oberschicht «Badereisen» unternahmen, um sich durch Heilquellen stärken zu lassen. Solche Kurorte, an denen sich zugleich die feine Gesellschaft öffentlich inszenierte, gewannen im Laufe des Jahrhunderts an Bedeutung: Karlsbad in Böhmen, Spa in Belgien, Wiesbaden, Baden-Baden. Sie waren auch westliche Außenposten osteuropäischer Aristokratien und zunehmend, nach Graden der Exklusivität und Erschwinglichkeit gestaffelt, Ziele bürgerlicher Bankiers- und Geheimratsfamilien, dabei des Glückspiels wegen leicht anrüchig. In Bad Ems, wo Wilhelm I. von Preußen zur Kur weilte, spielten sich im Juli 1870 diplomatische Verwicklungen zwischen dem König und dem französischen Botschafter ab, die dem telegraphisch auf dem Laufenden gehaltenen Bismarck «die Provozierung eines nationalen Verteidigungskrieges der Deutschen» ermöglichten.88 Kaiser Franz Joseph zog es immer wieder nach Bad Ischl, wenn er nicht gerade an der französischen Riviera überwinterte, wo er 1895 im selben Hotel den britischen Ex-Premier Gladstone sah, ohne dass die alten Herren ein Wort miteinander gewechselt hätten.89
Die Demokratisierung des Urlaubs am Meer begann in England und Wales. Hier war es auch, dass erstmals Ferienorte zu Stützpunkten einer holiday industry wurden, deren Bedeutung als Wirtschaftsfaktor stetig wuchs. 1881 gab es in England und Wales 106 anerkannte Küstenbäder. 1911 waren es bereits 145, in denen 1,6 Millionen Menschen lebten, d.h. etwa 4,5 Prozent der Gesamtbevölkerung. Im Wachstum dieser Branche schaukelten sich eine Nachfrage, die mit steigendem Wohlstand der Gesamtgesellschaft von der zahlungskräftigen Oberschicht nach unten durchsickerte, und ein Angebot, das immer geschmeidiger auf die Bedürfnisse unterschiedlicher sozialer Schichten einging, gegenseitig hoch. Wie die Kurorte älteren Typs sich auf bestimmte Krankheiten spezialisierten, so in mancher Hinsicht die Küstenbäder auf eine sozial jeweils besonders profilierte Klientel. Schon im 18. Jahrhundert hatte es in England eine soziale Hierarchie der Bäder gegeben, mit den aristokratischen und großbürgerlichen Orten Bath und Tunbridge Wells an der Spitze. Höher im Norden, in Lancashire, hatten aber bereits um die Mitte des 18. Jahrhunderts einzelne Mitglieder der lower class Badefreuden am Meer für sich entdeckt.
Das Seebad war ein besonderer Städtetyp, weil sich hier die Stadtentwicklung nicht um Trinkquellen, Thermalbäder und Parks zentrierte, sondern ganz zur offenen Küste hin orientiert war. Das gesellschaftliche Klima in Seebädern war lockerer als in binnenländischen Kurorten. Die Lebensgestaltung war ungezwungener, Statusmarkierungen mussten weniger offen zur Schau gestellt werden, und Kinder fanden den Spiel-Raum, der ihnen sonst fehlte. Die Feriensaison war bei weitem kürzer als in Heilbädern; man blieb einige Wochen, nicht mehrere Monate. Bereits um 1840 hatte sich in England und Wales der Typus des Seebades mit den meisten der Eigenschaften herausgebildet, die man auch heute noch kennt. Prototyp des neuen volkstümlichen Seebades war Blackpool an der englischen Westküste. Um 1900 beherbergten 47.000 Einheimische mehr als 100.000 Urlauber. Diesen wurden die frühen Errungenschaften einer speziellen Fun-Architektur geboten, wie sie zunächst für die verschiedenen Weltausstellungen erfunden worden war. Neben Zirkus, Oper und Ballsaal gab es eine durchaus imposante und standfeste Imitation des Eiffelturms und ein Old English Village als Raum begehbarer Vergangenheit.90 Seither verdankte der Typus Seebad sein Wachstum der Zunahme von Freizeit, Erschwinglichkeit und Anschluss an Eisenbahnen und Fernstraßen. Um 1900 gab es Seebäder der prinzipiell gleichen Art rund um den mittleren Atlantik und das Mittelmeer, am und im Pazifik, an der Ostsee, auf der Krim und in Südafrika. In China hatte man traditionell Erholung in den Bergen gesucht. Zum Baden kamen nur heiße Quellen in Frage, nicht aber das Meer. Die Eröffnung des Küstenbades Beidaihe am Golf von Zhili antwortete erst auf die Erholungswünsche von Europäern, die am Ende des 19. Jahrhunderts in größerer Zahl in den nahe gelegenen Großstädten Peking und Tianjin lebten. Heute ist der Ort mit Hunderten von Hotels ein Anziehungspunkt des Massentourismus; die besten Strände bleiben freilich Mitgliedern der kommunistischen Partei- und Staatsführung vorbehalten. Der Stadttypus Seebad ist eine eindeutig westliche Erfindung des frühen 19. Jahrhunderts, deren Anfänge in vorindustrieller Zeit liegen und die sich bis zur postindustriellen Dienstleistungsgesellschaft der Gegenwart stetig über den Globus verbreitet hat.91
Auch eine andere Art von Stadt fand man bald auf allen Kontinenten: die Bergbaustadt, für die in der frühen Neuzeit bereits Potosí als Beispiel genannt wurde. Im 19. Jahrhundert gruben sich Gesellschaften so tief in die Erde ein wie nie zuvor. Der Kohlebergbau wurde zur energetischen Grundlage der Industrialisierung und konnte umgekehrt durch technische Verbesserungen effektiviert und in immer größere Tiefen vorangetrieben werden. Die spezialisierte Bergwerksstadt wurde zu einem Emblem der Epoche. Es gab sie in Schlesien und im Ruhrgebiet, in Lothringen, in den englischen Midlands, im ukrainischen Donec-Becken und in den Appalachen. Kurz nach 1900 begann auch die Erschließung von Kohlevorkommen in Nordchina und in der Mandschurei. Hier waren es teils britische, teils japanische Unternehmer, die die neuesten technischen Errungenschaften einführten. Die Industrialisierung erzeugte eine Nachfrage auch nach anderen Bergbauprodukten, während die Wissenschaft der Geologie und die Fortschritte im Bergwerksbau und der Gewinnungstechnologie die Ausbeutung neuer Lagerstätten ermöglichten. Nicht nur die technisch und finanziell anspruchslose Goldwäscherei in Kalifornien oder Australien, sondern auch Bodenschatzfunde, die erhebliche Investitionen erforderten, lösten immens schnelle, goldrauschartige Konzentrationen von Arbeitskräften aus. In Chile war neben Gold- und Silber in der Kolonialzeit auch bereits Kupfer abgebaut worden. In den 1840er Jahren begann ein schneller Anstieg von Produktion und Export. Noch mehrere Jahrzehnte lang war der Kupferbergbau allerdings eher kleinbetrieblich und handwerklich organisiert. Dampfmaschinen wurden selten eingesetzt. Auch nachdem um die Jahrhundertwende moderne Technologie zum Normalfall wurde, entstanden in Chile keine richtigen Bergbaustädte. Die Bergarbeiterlager waren isolierte Enklaven, die an der Peripherie der örtlichen Wirtschaft existierten.92
Eine richtige Bergbaustadt wurde hingegen Aspen in Colorado, wo 1879 Silbervorkommen entdeckt worden waren. Hier folgten auf die ersten «Prospectors» sogleich die Stadtentwickler. Aus zwei vereinzelten Blockhäusern war 1893 bereits die drittgrößte Stadt Colorados geworden: mit gepflasterten Straßen, Gasbeleuchtung, einer Straßenbahn von zwei Kilometern Länge, einer kommunalen Wasserversorgung, drei Banken, einer Post, einer Stadthalle, einem Gefängnis, einem Hotel, drei Tageszeitungen und einem Opernhaus. Was man «the finest mining city in the world» nannte, verlor aber schon 1893 mit dem Zusammenbruch des Silberpreises seinen ökonomischen Daseinsgrund.93
|  Hauptstädte


Das Gegenteil solcher Spezialstädte waren die Metropolen, die neben mancherlei Sonderaufgaben die zentralen Funktionen von Städten erfüllten, also (a) zivile und religiöse Verwaltung, (b) Überseehandel, (c) industrielle Produktion, (d) Dienstleistungen.94 Sieht man Dienstleistungen als ein ubiquitäres und diffuses Dauerangebot einer großen Vielzahl von Städten, so kann man nach dem Grad der Ausprägung der anderen drei Funktionen drei Städtetypen unterscheiden: Hauptstädte, Industriestädte und Hafenstädte. Ein und dieselbe Stadt konnte selbstverständlich alles drei zugleich sein. Dafür gibt es jedoch erstaunlich wenige Beispiele. New York, Amsterdam und Zürich sind keine nationalen Hauptstädte, Paris, Wien und Berlin keine Hafenstädte. Im meeresfernen Peking gab es bis vor wenigen Jahrzehnten kaum Industrie. Regierungssitz, Überseehafen und Industriezentrum zugleich sind allenfalls London und Tokyo. Die funktionale Gewichtung strebt jedoch so stark auseinander, dass die Unterscheidung von Typen nicht ganz willkürlich ist.
Eine Hauptstadt, wie groß oder wie klein sie von ihrer Einwohnerzahl her auch sein mag, hebt sich von anderen Städten dadurch ab, dass hier politische und militärische Macht ihren Sitz hat. Daraus folgen weitere Besonderheiten: Die Hauptstadt ist gleichzeitig Residenz, also der Sitz eines Hofes und einer zentralen Bürokratie. Der Arbeitsmarkt einer Hauptstadt ist stärker an Dienstleistungen orientiert als der anderer Städte: von der Versorgung der Angehörigen des Herrschaftsapparats bis zu einem besonders aktiven, künstlerisch anspruchsvollen Baugewerbe. Um die Bevölkerung der Hauptstadt müssen sich die Herrschenden besonders gut kümmern, denn in allen politischen Systemen, bis auf die repressivsten, ist die Hauptstadt eine Bühne von Massenpolitik. In vormodernen Gesellschaften war die Getreideversorgung der Hauptstadt ein erstrangiges Politikum. Dies war im kaiserlichen und päpstlichen Rom nicht anders als im Falle von Peking, das einen großen Teil seiner Nahrungsmittel über den Kaiserkanal aus dem östlichen Mittelchina bezog. Der osmanische Sultan war unmittelbar für die Ernährung der Bevölkerung von Istanbul verantwortlich; man erwartete von ihm nicht nur die Sicherung einer Grundversorgung, sondern auch Schutz vor Wucher und anderen Missbräuchen. Dies hatte sich im frühen 19. Jahrhundert nicht geändert.95 Der städtische «Mob», der in London besonders aktiv und gefürchtet war, aber auch sonst existierte, barg revolutionären Zündstoff. Er konnte manipuliert und unterdrückt, aber nicht in allen Fällen verlässlich unter Kontrolle gebracht werden. Die Hauptstadt war ein Ort, wo Souveräne mit großem Pomp inauguriert und oft auch begraben wurden, zuweilen auch im 19. Jahrhundert noch hingerichtet, so etwa Sultan Mustafa IV. 1808. Die Hauptstadt war eine Bühne öffentlicher Schaustellung, sie war symbolisches Gelände, auf dem politische Ordnungsvorstellungen sich in Geometrie und Stein verwandelten. Keine anderen Städte sind so hoch mit Bedeutungen, oft mit sich überlagernden historischen Bedeutungsschichten befrachtet, wie Hauptstädte. Ihre Repräsentationsarchitektur visualisiert einen jeweils spezifischen Herrschaftswillen.
Hauptstädte sind selten, sieht man von Rom ab, religiöse Zentren ersten Ranges gewesen. Orte wie Mekka, Genf oder Canterbury hatten niemals Hauptstadtfunktion innerhalb eines nationalstaatlichen Rahmens inne. Doch in jeder Form von sakralisierter Monarchie war die Hauptstadt von selbst eine Arena religiöser Rituale. Die chinesischen Kaiser der Qing-Dynastie vollzogen die vorgeschriebenen Riten im Jahresablauf. Der Sultan von Istanbul war in seiner Eigenschaft als Kalif zugleich Oberhaupt der sunnitischen Gläubigen. Im katholischen Wien festigte sich nach 1848 die Allianz von Thron und Altar. Kaiser Franz Joseph ließ es sich nicht nehmen, in feierlichem Schritt an den prunkvollen Fronleichnamsprozessionen mitzuwirken und alljährlich am Gründonnerstag den Ritus der Fußwaschung an zwölf Greisen, die sorgsam unter den Insassen der städtischen Altersheime ausgesucht worden waren, zu vollziehen.96
Schließlich strebten Hauptstädte auch immer nach kulturellen Zentralfunktionen eigenständigen Charakters. Solches Streben wurde nicht immer erfüllt. Wahre Kulturhauptstädte werden nicht durch Regierungen oder Kommissionen gekürt. Sie entstehen durch kaum planbare kommunikative Verdichtung und durch die Entwicklung kultureller Märkte. Nur so stellt sich die für kulturelle Zentralität entscheidende Magnetwirkung ein. Das gelang nicht in jedem Fall. So war das Philadelphia des 18. Jahrhunderts vorübergehend, was es gerne sein wollte: ein «Athen der Neuen Welt». Seine Nachfolgerin als Hauptstadt der USA, Washington D. C., hat im Verhältnis zu den anderen Städten der USA eine solche kulturelle Hegemonie niemals durchsetzen können. Ebenso erlangte Berlin nicht das kulturelle Übergewicht einer dominierenden Nationalmetropole von der Art von London, Wien oder Paris.
Im 19. Jahrhundert kamen außerhalb der hispano-amerikanischen Republiken, in denen meist die hohen Verwaltungssitze der Kolonialzeit hauptstädtischen Rang erhielten, wenige neue Hauptstädte hinzu. Sonderfälle waren (neben dem bereits erwähnten Addis Abeba) Freetown in Liberia, eine «richtige» Hauptstadt nach europäischem Vorbild,97 sowie Rio de Janeiro, das nach 1808 als Sitz der portugiesischen Monarchie und dann ab 1822 als Hauptstadt des unabhängigen Kaiserreichs Brasilien zu einem «tropischen Versailles» ausgebaut wurde.98 Die wichtigsten neuen nationalen Hauptstädte in Europa waren Berlin, Rom (erst im dritten Anlauf nach Turin und Florenz 1871 zur Hauptstadt geworden) und Bern (seit 1848 die «Bundesstadt» der Eidgenossenschaft), auch Brüssel, das auf eine hauptstädtische Vergangenheit zurückblicken, aber erst im neuen Königreich Belgien nach 1830 sämtliche Zentralfunktionen des Landes bei sich konzentrieren konnte. Ein interessanter Fall ist Budapest. Es wurde nach dem «Ausgleich» von 1867 zur zweiten Hauptstadt der Donaumonarchie. Im Wettbewerb mit Prag war es von größter Bedeutung, dass die tschechische Metropole in der Habsburgermonarchie keinen Hauptstadtstatus erreichte. Budapest, eigentlich erst 1872 durch den Zusammenschluss von Buda und Pest geschaffen, wurde zu einem der großen Schauplätze städtischer Modernisierung in Europa. Die fortschreitende Magyarisierung seiner Bevölkerung hatte ihm am Ende des Jahrhunderts auch kulturell und ethnisch einen deutlich nationalen Charakter gegeben. Im Reichszusammenhang blieb aber die Spannung zwischen Wien und Budapest bestehen.
Damit findet sich auch in der K. u. k.-Monarchie ein Dualismus der Metropolen, der sich weltweit im 19. Jahrhundert stärker ausprägte als zuvor. Dieser Dualismus konnte dadurch entstehen, dass Hauptstadtfunktionen bewusst von wirtschaftlicher Zentralität getrennt wurden. Nicht nur Washington D. C., sondern auch Canberra und Ottawa waren im Vergleich und Verhältnis zu den überschäumenden Handels-, Industrie- und Dienstleistungszentren New York, Melbourne und Sydney, Montreal und Toronto beschauliche Provinzstädte. Manche Regime förderten bewusst die Konkurrenz. So hielt der Pascha von Ägypten, Muhammad Ali, an Kairo als seiner Hauptstadt fest, tat aber mehr für das Wiederaufblühen des verfallenen Alexandria.99 In anderen Fällen setzten sich «zweite Städte» mit der Kraft bürgerlicher Selbstbehauptung gegen große Metropolen durch. Moskau verschmerzte seine 1712 verlorene Funktion als Hauptstadt des Zarenreiches gut und wurde zum wichtigsten Ort der russischen Frühindustrialisierung. Osaka, das nach dem Meiji-Umbruch von 1868 wenig Unterstützung von der japanischen Zentralregierung erhielt, stärkte dennoch seine Stellung als Hafen- und Industriestadt in scharfer Rivalität mit Tokyo. An die Stelle des Antagonismus zwischen dem Shogun in Edo und dem Kaiser in Kyoto trat die modernere Konkurrenz des Geschäftszentrums Osaka mit dem Regierungssitz Tokyo. In China wurde Shanghai, dessen Aufstieg in den 1850er Jahren begann, zu einer solch ernsthaften Herausforderung des Herrschaftssitzes Peking, wie es sie im zentralistischen Herrschaftssystem Chinas seit dem 15. Jahrhundert nicht mehr gegeben hatte. Die Spannung zwischen dem bürokratisch-konservativen Peking und dem kommerziell-liberalen Shanghai besteht bis heute. Von ähnlicher Art war ein, durchaus nicht immer politisch geplanter, Dualismus in der kolonialen Städtegeographie, vor allem bei den Altkolonien: Wirtschaftszentren wie Johannesburg, Rabat und Surabaya liefen Hauptstädten wie Kapstadt (1910 von Pretoria als Regierungssitz der Südafrikanischen Union abgelöst), Fes und Batavia/Jakarta den Rang ab. In Vietnam verteilten sich die Rollen ähnlich zwischen der politischen Hauptstadt Hanoi im Norden, die vor 1806 bereits Residenz gewesen war und dann erst wieder 1889 unter den Franzosen zum Regierungssitz wurde, und dem südlichen Wirtschaftszentrum Saigon. Im neuen italienischen Nationalstaat bildete sich eine Opposition zwischen Rom und Mailand heraus. In Indien wurden die Gegensätze 1911 stärker, als der Regierungsapparat aus dem Wirtschaftszentrum Kalkutta in das neu erbaute New Delhi verlegt wurde. Insgesamt fällt auf, dass sich im 19. Jahrhundert nur wenige Städte der Welt nach dem Vorbild von London und Paris zu allumfassenden, Funktionen der verschiedensten Art auf sich vereinenden Metropolen entwickelten. Selbst dort, wo es, auf jahrhundertealten Grundlagen beruhend, solche dynamischen Metropolen gab (Tokyo, Wien), war die Herausforderung durch eine second city nicht weit. In Rom hielt sich der Dualismus zwischen säkularem Regime und Vatikan.
|  Fürstliche und republikanische Residenzen


Sämtliche fünf Top-Metropolen (und zugleich bevölkerungsreichsten Städte) Europas um 1900 – London, Paris, Berlin, St. Petersburg und Wien – waren keine Geschöpfe der Industrie wie Manchester, das sich seit 1800 vom 24. auf den 7. Rang unter den Städten Europas und damit nahe an die Spitzenreiter herangeschoben hatte. Diese Städte waren aber auch zu groß, um reine politische Hauptstädte zu sein und sich von monarchischen Höfen dominieren zu lassen. In Frankreich hatten Napoleon und Joséphine einen neuartigen Hof schicker Parvenus und Revolutionsgewinnler geschaffen. Da der Kaiser allerdings oft unterwegs war, stabilisierte sich vor 1815 kein innerstädtisches Herrschaftszentrum. Danach pflegten selbst die restaurierten Bourbonen und erst recht der «Bürgerkönig» einen eher bescheidenen Repräsentationsstil, der Ahmad Bey von Tunis so gut gefiel, dass er ihn, in symbolischer Distanzierung von seinem Oberherrn in Istanbul, getreu kopierte.100 In London war die Monarchie noch schwächer präsent. Soeben erst, schrieb Fürst Pückler-Muskau 1826 aus London, habe die Stadt dank John Nash und seiner großzügigen Gestaltung der Regent Street das Aussehen eines Regierungssitzes erhalten.101 Der Umbau des ruinenhaften Buckingham House zum Buckingham Palace zwischen 1825 und 1850 war indes kein architektonisches Meisterstück, und Queen Victoria bevorzugte ihre Schlösser in Windsor, in Schottland und auf der Isle of Wight. Die Hofburg nahm sich neben dem Wiener Ringstraßenpomp geradezu bescheiden aus. Nirgendwo dominierte der Hof die Stadt in einem solchen Maße wie in den spätabsolutistischen Kaisersitzen Istanbul und Peking, wo ganze Stadtteile der Nutzung durch den Monarchen und seinen Haushalt vorbehalten blieben. In Istanbul wurden im Laufe des Jahrhunderts zahlreiche imperiale Liegenschaften, oft als Gärten oder Standorte hölzerner Paläste genutzt, in öffentliches Terrain verwandelt und für Hafenanlagen, Arsenale oder die Eisenbahn verwendet.102 Peking blieb bis 1897 von der Eisenbahn und noch lange danach von moderner Industrie unberührt: eine im Erscheinungsbild viel altertümlichere Stadt als Istanbul. Hier waren noch um 1900 Hof und zentrale Regierungsämter räumlich hinter derselben Mauer der Verbotenen Stadt vereint. Die Macht jedoch war inzwischen aus dem Kaiserpalast großenteils verschwunden. Sie lag bei den Vertretern der Großmächte im Gesandtschaftsviertel, bei den Generalgouverneuren in den Provinzhauptstädten und den Kapitalisten in Shanghai. Peking war eine architektonische Hülle und eine dicht besetzte Symbollandschaft ohne Substanz. Die doppelte Invasion durch Bauernbanden vom Lande und Soldaten der Großmächte im Jahre 1900 beendete eine Epoche. Soldatenstiefel marschierten durch die Hallen der Verbotenen Stadt, Pferde wurden in ihren Tempeln eingestellt. Die Beamten waren geflohen, die Dokumente verbrannt. Peking blieb bis 1927 Chinas Hauptstadt und wurde es nach dem Zweiten Weltkrieg wieder. Die zerstörten christlichen Kirchen wurden nach dem Boxeraufstand wieder aufgebaut, von den vielen beschädigten Tempeln fast keiner. Das kaiserliche Peking erholte sich nie wieder vom Schock des Jahres 1900. Seine Würde und rituelle Aura waren dahin.103 Wenige Jahre später war Peking, mit neuen Hotels ausgestattet, neben Rom, den Pyramiden von Gizeh und dem Taj Mahal in Agra zu einer der großen Attraktionen des beginnenden internationalen Tourismus geworden.104
Auch die republikanische Residenz Washington D. C. hatte einen Krieg hinter sich: Im August 1814 legten die Briten Feuer an das Kapitol und das Weiße Haus. Washington war der Prototyp einer geplanten Hauptstadt. Die Anlage einer neuen Hauptstadt hatte der Kongress bereits 1790 beschlossen. Ab 1800 war die Siedlung am Potomac Sitz des Präsidenten. Der ungefähre Ort war als Kompromiss zwischen den südlichen und den nördlichen Staaten festgesetzt, die genaue Lokalität von George Washington persönlich ausgewählt worden, der auch den Architekten Major Pierre Charles L’Enfant engagierte. Der allererste Plan stammte, wie so vieles, von Thomas Jefferson, der ein Schachbrettprinzip gewählt hatte. L’Enfant trieb diese Uridee ins Gigantische: weite Boulevards, eine Stadt der magnificent distances und der großzügigen offenen Räume. Der Baumeister, der als Knabe neben Le Nôtres Gärten von Versailles aufgewachsen war (wo sein Vater als Hofmaler gedient hatte), hatte dort gelernt, in Achsen zu denken. So war sein Hauptstadtentwurf vom Grundriss her eine letztlich noch spätbarocke Vision. Es ist bemerkenswert, dass gleichzeitig (zwischen 1800 und 1840), aber ohne jeden nachweislichen Zusammenhang, die russische Hauptstadt St. Petersburg als klassizistische Idealstadt in einem ähnlichen esprit mégalomane umgestaltet wurde – mit viel gewaltigerem materiellem Aufwand und mit konkreteren Ergebnissen als in Washington.105 Die Initiative ging vom schieren Antitypus des Republikaners George Washington aus: von Zar Paul I., einem der schlimmsten Despoten des Zeitalters. Ein zweiter Unterschied bestand in der Zentralität des Kirchenbaus in St. Petersburg. Dort sollte die Kasaner Kathedrale ein russisches Gegenstück zum Petersdom in Rom werden, und die Isaakskathedrale war als Synthese der gesamten europäischen Kathedralentradition gedacht. In Washington D. C. spielte Sakralarchitektur hingegen überhaupt keine Rolle.
Die ursprünglichen Pläne wurden lange Zeit weder im Detail noch im Geiste ihrer Schöpfer konsequent umgesetzt. L’Enfant wurde schon 1792 nach einer heftigen Auseinandersetzung mit dem gutmütigen Präsidenten George Washington entlassen und verschwand unter Mitnahme zahlreicher seiner Pläne.106 Die städtische Fläche «Washington» wurde dann zu einem Experimentierfeld, allerdings in kleineren Dimensionen, als L’Enfant es sich vorgestellt hatte. Dessen Amtssitz für den Präsidenten wäre ein Palast geworden, sechsmal so groß wie das heutige Weiße Haus. Was zunächst entstand, ließ L’Enfants grandeur kaum ahnen. Charles Dickens, der im Frühjahr 1842 vorbeischaute, äußerte sich unbeeindruckt. Eine Stadt nicht der großartigen Entfernungen, sondern der «großartigen Absichten»: «breite Boulevards, die nirgendwo anfangen und nirgendwo enden, Straßen ohne Häuser und Bewohner, öffentliche Gebäude, denen die Öffentlichkeit fehlt».107 Kuppel und Seitenflügel des Kapitols als dem Sitz beider Häuser des Kongresses wurden erst Ende der 1860er Jahre hinzugefügt. Die Gesamtgestaltung der Mall folgte erst in den 1920er Jahren. Das Lincoln Memorial wurde 1922 eingeweiht, das Geld für das Jefferson Memorial erst 1934 bewilligt. Das eklektisch durchwucherte, sogar mit einer neuromanischen Burg aus dem späten 19. Jahrhundert, dem Smithsonian Castle, ausgestattete klassizistische Ensemble ist im Wesentlichen ein Produkt des Architekten John Russell Pope aus der Zeit zwischen den Weltkriegen. Washington täuscht über seine Jugendlichkeit hinweg.
|  «Shock city» Manchester


Die US-Hauptstadt war von Anfang an städtesystemisch eine Randlokalität, und sie war eine Stadt, die größte Distanz zur ökonomischen Hauptkraft der Epoche hielt: der Industrie. Unter den Hauptstädten des 19. Jahrhunderts konnte Berlin, das es mit London, Paris oder Wien weder an Geschichtsfülle noch an Zentralität im nationalen Städtesystem aufzunehmen vermochte, am ehesten als Industriestadt bezeichnet werden. In keiner anderen deutschen Stadt ballte sich im Verlauf der Industrialisierung so viel große, den neuesten Stand der Technik repräsentierende Industrie, allen voran die Elektroindustrie. Berlin war kein Zentrum der ersten, der Dampfmaschinenphase der Industrialisierung. Es fand seinen eigenen Charakter mit der systematischen Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse auf Fragen der industriellen Produktion. In keiner Stadt zuvor war die Laborforschung großer Konzerne, die eng mit dem Staat als Organisator von Wissenschaft und Großkunden zusammenarbeiteten, so wichtig für wirtschaftliche Innovation gewesen. Das Berlin des Kaiserreiches wurde zur ersten «Technopolis», zum, wie Peter Hall es zugespitzt hat, «first Silicon Valley».108 Vor allem Paris blieb im Vergleich mit Berlin eine Stadt der Dienstleistungen und des Kleingewerbes: wirtschaftlich gesehen eine Metropole der Vergangenheit und der Zukunft.
Nicht nur Paris, auch einige der am schnellsten wachsenden und in den Augen der Zeitgenossen ökonomisch modernsten Städte der Welt wurden niemals zu ausgeprägten Industriestädten. In London überwogen, anders als im Berlin oder Moskau des späten 19. Jahrhunderts, die kleinund mittelbetriebliche Produktion sowie der Servicebereich, einschließlich der internationalen Finanzdienstleistungen der City. Auch New York war noch um 1890 im Grunde eine Kaufmanns- und Hafenstadt.109 Beide Städte zogen viel Dynamik aus ihrem eigenen internen Bedarf. In beiden war die Bauindustrie ein wichtiger Motor des Wachstums. London hatte kaum großbetriebliche Eisen- und Stahlindustrie in Kruppschen Dimensionen. Im Textilsektor war (wie in Paris und Berlin) die Weiterverarbeitung von Stoffen, also das Schneider- und Konfektionsgewerbe, wichtiger als die maschinelle Baumwollspinnerei und -weberei. Im Schiffbau führten London und die Unterthemse zu Beginn des Jahrhunderts, hatten aber an seinem Ende die Führung längst an Glasgow und Liverpool abgegeben.110 Der Standortvorteil Londons lag nicht in großbetrieblicher Spezialisierung, sondern in der Vielfalt seiner Produktionszweige. Sie sorgte dafür, dass London nicht wie eine typische Textil-, Stahl- oder Chemiestadt aussah. Der Eindruck, Großbetriebe seien generell «moderner» als small-scale business täuscht. Die ökonomische Modernität einer Großstadt lag im Laufe des Jahrhunderts zunehmend in ihrer Fähigkeit, Innovationen zu ermöglichen.111
Wo findet man «typische» Industriestädte – zweifellos ein neuer und präzedenzloser Stadttypus des 19. Jahrhunderts?112 Zunächst waren sie nur in England zu sehen. Besucher aus Frankreich oder Deutschland, die vor 1850 in die englischen Midlands kamen, waren an die altertümlichen Städte der frühen Neuzeit gewohnt und verstanden die industriegetriebene Urbanisierung nicht. Mochten sie von zuhause das Elend der städtischen Armen kennen und die überfüllten, feuchten Kellerwohnungen von Manchester als eine Steigerung des Bekannten erleben, so waren sie doch auf Schlotlandschaften und Riesenfabriken nicht vorbereitet. Nicht zuletzt wegen seiner neuen physischen Dimensionen wurde Manchester in den 1830er und 1840er Jahren als shock city des Zeitalters wahrgenommen.113 Hier gab es siebenstöckige Fabrikgebäude, die offensichtlich ohne jeden Gedanken an Ästhetik und an Einfügung in ein urbanes Ensemble errichtet worden waren. Am deutlichsten wurde dies weniger in innenstädtischen Kernen als dort, wo Industrie sich in kleinen Ortschaften ansiedelte, deren Charakter sie innerhalb kürzester Zeit umprägte. Bereits in der ersten Generation der Industrialisierung – in England etwa den Jahren zwischen 1760 und 1790 – überwältigte die schiere Größe der neuen Fabrikgebäude die meisten der Siedlungen, in denen sie errichtet wurden. Schon zwei bis drei solcher Fabriken konnten ein Dorf in eine Kleinstadt verwandeln; die Ansiedlung eines einzigen Konzerns schuf in späteren Phasen industrieller Entwicklung so manches Industriezentrum. Schornsteine wurden zu Merkzeichen einer neuen Wirtschaftsform. Sie prägten ein Stadtbild auch und vielleicht gerade dann, wenn sie als italienische Campanile verkleidet waren.114 Andere Städte wurden als Industriestandorte völlig neu gegründet und fanden in der Industrie lange ihren alles dominierenden Daseinszweck. So war es mit Sheffield und Oberhausen, mit Kattowitz und Pittsburgh. Wiederum andere Städte hatten eine durchaus beachtliche vorindustrielle Vergangenheit, wurden aber erst durch die Industrie zu Großstädten.
Das vielgeschmähte Manchester, das Beobachtern wie Charles Dickens, Friedrich Engels und Alexis de Tocqueville als eine Apparatur zur Umwandlung von Zivilisation in Barbarei erschien, war das bekannteste Beispiel einer solchen monofunktionalen Großstadt.115 Hier waren Industrieansiedlungen und der Zustrom von Arbeitermassen jedem möglichen Aufbau einer infrastrukturellen Basis vorausgeeilt. Birmingham verdreifachte zwischen 1800 und 1850 seine Bevölkerung von 71.000 auf 230.000. Manchester wuchs im gleichen Zeitraum von 81.000 auf 404.000 und die Hafenstadt Liverpool von 76.000 auf 422.000.116 Manchester und andere Städte schockierten die Zeitgenossen durch Schmutz, Lärm und Gestank, aber auch dadurch, dass in ihnen keinerlei städtische Form verwirklicht werden konnte. Städte vom neuen Manchester-Typ wuchsen sehr schnell, ohne dass zugleich die Institutionen und Merkmale entstanden wären, die man als unerlässlich für eine Stadt ansah. Wirtschaftliche Funktionalität schuf sich Räume und soziale Umgebungen, während früher niemand auf die Idee gekommen wäre, in der Ökonomie den letzten Daseinsgrund städtischen Lebens zu sehen.117 Das spiegelte sich auch in der Architektur. Die Fabrik ließ sich als architektonisches Element in eine Stadt nicht einfügen. Stadtplanung wurde in solchen Städten von der Gesamtgestaltung eines Ensembles (wie der barocken Reißbrettgestaltung) zur lokalen Problemlösung. Fabriken, deren Standorte ausschließlich unter dem Gesichtspunkt der Profiterzielung gewählt waren, hatten unweigerlich eine zentrifugale Wirkung, wo die europäische Stadt traditionell doch immer zur Stärkung eines Zentrums hin gestrebt hatte.118 Vielleicht wurden die neugebauten Rathäuser von Manchester und Leeds bis Hamburg und Wien deshalb so viel gigantischer angelegt als ihre frühneuzeitlichen Vorläufer, weil sie dem Symbolismus des Kapitals (und, wie in Wien, des Hofes) ein Symbol des Bürgersinns balancierend entgegenstellen wollten.
Das Manchester-Modell war freilich nicht die einzig mögliche Art der Verbindung von Industrie und Stadt. Schon Birmingham, wie Tocqueville nach dem Besuch in beiden Städten erkannte, folgte mit seiner diversifizierten Wirtschaftsstruktur einer anderen Formel als Manchester, und Manchester war nicht so typisch, wie der junge Friedrich Engels wenig später behaupten sollte.119 Das Ruhrgebiet entstand ebenfalls aus einer puren Kombination wirtschaftlicher Faktoren und fand doch eine ganz andere Siedlungsform. Sein Erfolgsrezept war in dem Moment gefunden, als die vier Elemente Kohleförderung, Kokstechnologie, Eisenbahn und Zuwanderung von Arbeitskräften aus dem Osten zusammenfanden. Anfangs gab es im Ruhrtal jedoch kaum städtische Strukturen, wohl aber ausgedehnte und unstrukturierte Arbeitersiedlungen von manchmal bis zu 100.000 Einwohnern, die zunächst nur den rechtlichen Status von Dörfern hatten. Im gesamten 19. Jahrhundert entwickelte das Ruhrgebiet keinen einzigen urbanen Kern. Es war damit eine frühe «Konurbanition», ein multipolarer städtischer Ballungsraum, auf andere Weise ebenso radikal neu wie die konzentrierte Industriestadt vom Typus Manchester.120
Ob allerdings selbst Manchester dem stereotypen Bild einer reinen, menschenverschleißenden Industriestadt entsprach, wird heute von einigen Historikern angezweifelt. Sie betonen, dass die Wirtschaft sogar des frühindustriellen Manchester wesentlich vielgestaltiger war, als es der Blick nur auf die Baumwollindustrie erkennen lässt. Auch war Manchester Teil eines arbeitsteilig ausdifferenzierten Städtesystems, das mit der Zeit ganz Mittelengland erfasste. Die großen Industriestädte konnten sich nur weiterentwickeln, wenn sie in solchen Städtesystemen ihre jeweils besondere Rolle spielten und wenn es ihnen gelang, ihre verschiedenen Umwelten – vom benachbarten Umland bis zum Weltmarkt – zu organisieren. Die Industriellen nicht nur der Pioniergeneration waren deshalb mehr als bloße sklaventreibende Fabrikherren. Sie mussten «Netze» gestalten, den technologischen Fortschritt, die wirtschaftliche Gesamtsituation und die politische Lage im Auge behalten und sich um die kollektive Vertretung ihrer Interessen bemühen.121 Die Industriestadt sollte also nicht ausschließlich von der Fabrik her gedacht werden. Zumindest in den großen Industriestädten, die nicht von einer Handvoll Unternehmen dominiert wurden, entwickelte sich ein kulturelles Klima, in dem Innovation möglich wurde. Städte wie Manchester, Birmingham oder Leeds fanden dann auch weitgehend aus der eigenen Kraft bürgerlichen Engagements über das Chaos ihrer frühindustriellen Anfänge hinweg. Sie verbesserten die kommunale Infrastruktur, gründeten Museen und manchmal sogar Universitäten (civic universities im Gegensatz zu den mittelalterlichen Stiftungsuniversitäten Oxford und Cambridge) und verzierten ihre Zentren durch bürgerliche Repräsentationsbauten, vor allem ein Theater und ein prunkvolles Rathaus, in dem unbedingt im großen Festsaal eine Riesenorgel installiert werden musste.122 Das Spektrum industriegeprägter Siedlungen war sehr breit. Es umfasste auch primitive Barackenlager (etwa in Russland oder Japan), in denen mindestens so schlimme Zustände herrschten wie in den Elendsquartieren der großen Industriestädte, aber ebenso Musteranlagen eines patriarchalischen Unternehmertums, in denen der Fabrikant neben der Fabrik wohnte und für erträgliche Arbeitsplätze und ansprechende Arbeitersiedlungen sorgte.123
5  |  Die goldene Zeit der Hafenstädte

Das allumfassende London war auch Hafenstadt, und man könnte seine ganze Geschichte seit spätestens dem 17. Jahrhundert, als der große Überseehandel nach West- und Ostindien einsetzte, vom Wasser aus schreiben. Unterscheidet man das maritim-kaufmännische und das kontinental-politische Modell einer Hauptstadt, dann wurden beide nirgendwo so perfekt zur Deckung gebracht wie in London.124 Hafenstädte scheinen auf den ersten Blick archaisch zu sein, Industriestädte modern. Dieser Eindruck trügt. Nicht nur dass einige große Städte – Antwerpen ist ein gutes Beispiel – ihre Wirtschaft von vorindustrieller Produktion auf die Dienstleistungen eines Überseehafens umstellten;125 das 19. Jahrhundert sah auch eine Revolution des Verkehrs, die das Wesen von Hafenstädten radikal veränderte. In einigen Teilen der Welt begann Urbanisierung überhaupt mit Häfen und beschränkt sich bis heute weitgehend auf sie: In der Karibik wurden schon im 17. Jahrhundert alle bis zur Gegenwart wichtigen Städte als exportorientierte Häfen gegründet. So entstand eine Welt kleiner kolonialer Häfen, unter denen Kingston (Jamaika) und Havanna die wichtigsten waren, eng durch Handel und (vor ca. 1730) Piraterie miteinander versponnen.126
|  Aufstieg der Hafenstädte


Das 19. Jahrhundert war das goldene Zeitalter der Häfen und Hafenstädte. Man muss präzisieren: der großen Häfen, denn nur wenige konnten die riesigen Umschlagsmengen des expandierenden Welthandels bewältigen. In Großbritannien hatte sich um 1914 der Export auf zwölf Hafenstädte konzentriert, während zu Beginn des 19. Jahrhunderts ein Mehrfaches von Städten Schiffe auf Überseerouten laufen hatte. An der Ostküste der USA baute New York seinen Vorsprung stetig aus. Nach 1820 wurde es zum Haupthafen für das wichtigste amerikanische Exportgut: Baumwolle. Waren zunächst in einem Dreieck Baumwollschiffe von Charleston oder New Orleans direkt nach Liverpool oder Le Havre gefahren und dann retour mit Auswanderern und europäischen Exporten nach New York, so wurde immer mehr Baumwolle von den südlichen Plantagen erst nordwärts nach New York verfrachtet. Bis zum Bürgerkrieg dominierten New Yorker Zwischenhändler, Reeder, Versicherer und Bankiers den internationalen Handel des Südens.127 In China waren zwischen 1842 und 1861 eine Reihe von wichtigen Hafenstädten als Treaty Ports für den Überseeverkehr geöffnet worden (später noch zahlreiche andere). Gegen Ende des Jahrhunderts waren allein Shanghai und die britische Kronkolonie Hongkong den Anforderungen des transozeanischen Verkehrs in vollem Umfang gewachsen, danach allenfalls noch Tianjin, der wichtigste Hafen Nordchinas, sowie Dalian an der Südspitze der Mandschurei.
Seehäfen waren, was in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts Flughäfen geworden sind: die wichtigsten Transaktionspunkte zwischen Ländern und Kontinenten. Als erstes sah der vom Meer ankommende Reisende die Kaianlagen und Gebäude einer Hafenfront. Die ersten Einheimischen, die er traf, waren Lotsen, Hafenarbeiter und Zöllner. Mit der Dampfschifffahrt, der Multiplikation des überseeischen Transports von Massengütern und den großen Wellen der interkontinentalen Migration erlangten Meer und Schifffahrt sowohl quantitativ als auch von ihrem kulturellen Gewicht her eine Bedeutung, die sie bis dahin niemals gehabt hatten. Nicht jede Anrainerschaft an das Meer hat freilich in der Geschichte zu einer Sympathie mit Salzwasser geführt. Manche Inselbewohner vergaßen die nautischen Technologien, die sie überhaupt erst zu ihren Inseln gebracht hatten. Die Tasmanier sollen sich sogar das Essen von Fisch abgewöhnt haben.128 Wie Alain Corbin gezeigt hat, entwickelten kontinentale Europäer – oder jedenfalls die Franzosen, um die es Corbin besonders geht – erst um die Mitte des 18. Jahrhunderts eine aufgeschlossene Haltung zur See. Amsterdam, das 1607 in einem genialen Wurf als waterscape zwischen Erde und Wasser konzipiert wurde, war eine frühe Ausnahme.129 Nicht vor dem 18. Jahrhundert erschienen außerhalb der Niederlande Küsten und Häfen als populäre Motive auf Gemälden. Gleichzeitig wurden Häfen als würdige Orte architektonischen Aufwandes und ingenieurtechnischer Spitzenleistungen entdeckt. In vielen Küstenstädten wurden erstmals Promenaden angelegt. Selbst in Großbritannien war es für eine Hafenstadt erst ab 1820 eine Selbstverständlichkeit, eine solche Promenade zu besitzen.130 Schon seit dem 14. Jahrhundert hatte allerdings die osmanische Oberschicht, aus dem kontinentalen Asien kommend, die Annehmlichkeiten des Wohnens am Wasser entdeckt. Das 1453 eroberte Istanbul bot ideale Bedingungen für den Bau von Palästen, Pavillons und Villen mit Blick auf den Bosporus und das Goldene Horn.131 Auf die Idee, ein kahles Stück Sand zum Strand und zum Genussraum von Meereslust zu erklären, kam man in Europa überhaupt erst im späten 19. Jahrhundert.
Dass die Hinwendung zum Meer keineswegs überall «natürlich» war, zeigen auch die Bemühungen weitsichtiger frühneuzeitlicher Regierungen, Handels- und Flottenstützpunkte zu errichten, so in Frankreich unter Ludwig XIV., in Russland unter Peter dem Großen. Vermutlich waren in jeder historischen Epoche vor dem 19. Jahrhundert die meisten der größten Städte und der erstrangigen Zentren von Macht und kulturellem Glanz nicht an der Küste lokalisiert: Kaifeng, Nanjing und Peking, Ayudhya und Kyoto, Bagdad, Agra, Isfahan und Kairo, Rom, Paris, Madrid, Wien und Moskau, nicht zuletzt Mexico City. Nordamerika bildete die erste auffällige Ausnahme von dieser Regel: Alle wichtigen Städte der frühen USA waren Hafenstädte oder hatten einen leichten Zugang zum Meer. Der große japanische Historiker Amino Yoshihiko, der sich intensiv mit den Menschen an der Küste beschäftigt hat, kam zu dem Ergebnis, dass sogar das insulare Japan mit einer Küstenlinie von insgesamt 28.000 Kilometern sich stets als eine agrarische Gesellschaft definierte und niemals Seefahrt, Fischerei und Seehandel zu zentralen Elementen seiner kollektiven Identität machte.132 Hier ist aber zwischen Fischerdörfern und Hafenstädten deutlich zu unterscheiden. In allen Zivilisationen leben Fischer in kleinen, oft isolierten Gemeinschaften, die sich ihre besonderen Lebensweisen ungewöhnlich lange bewahren. Hafenstädte hingegen sind in größere und neuere soziale Entwicklungen eingeklinkt, Konjunkturen der Weltmärkte bestimmen das wirtschaftliche Geschehen. Eine Hafenstadt unterhält dichtere Beziehungen zu ihrem Gegenüber auf der anderen Seite des Wassers als zum Fischerdorf nebenan.
Die Geschichtsschreibung hat Hafenstädte und ihre Bevölkerung meist stiefmütterlich behandelt.133 Sie liegen per definitionem immer an der Peripherie, also entfernt von binnenländischen Zentren, ihre Bevölkerung gilt als turbulent und unkontrollierbar, auch als kosmopolitisch und daher suspekt für Vertreter kultureller, religiöser und nationaler Orthodoxien. Selbst das Hanseatische blieb ein ferner Saum am entstehenden deutschen Nationalzusammenhang. Hamburg wurde erst 1883 Teil des deutschen Zollgebietes. Bis dahin war es zollmäßig Ausland und von seinem natürlichen Hinterland durch Zollgrenzen abgeschottet. Kaum je haben Hafenstädte Heiligtümer ersten Ranges und Stätten höchster Gelehrsamkeit beherbergt. Die großen Tempel, Kirchen und Schreine, auch die führenden Universitäten und Akademien pflegen landeinwärts lokalisiert zu sein. All dies gilt für Europa ebenso wie für Nordafrika und die gesamte asiatische Welt.
|  Sonderwelt Hafen


Im 19. Jahrhundert erhöhten zwei allgemeine Entwicklungen die Bedeutung von Hafenstädten und veränderten ihren Charakter: zum einen die Ausdifferenzierung maritimer Tätigkeiten, zum anderen die Ablösung hölzerner durch metallene Schiffe.
Mit dem Wachstum von Überseehandel und Flottenmacht wurde die Schifffahrt immer spezialisierter und zerfiel in ein Mosaik von Aktivitäten. Funktionen, die bis dahin in den großen Überseekompanien (etwa der East India Company) vereinigt gewesen waren, differenzierten sich nun aus. Vor allem trennten sich die zivilen und die militärischen Verwendungen der Schifffahrt. Im 18. Jahrhundert verlangte der Seekrieg spezielle Einrichtungen unter der ausschließlichen Kontrolle von Staatsapparaten. Marinebasen wie Plymouth, Portsmouth und Chatham in England, Brest und Toulon in Frankreich oder Kronstadt in Russland erlangten nun größte Bedeutung als Standorte, Werften und Reparaturateliers von riesigen Schlachtschiffflotten. Deutsche Beispiele folgten später: Wilhelmshaven wurde 1856 als preußischer Kriegshafen gegründet. Im 19. Jahrhundert verbreiteten sich solche Marinebasen rund um die Welt. Das Britische Empire unterhielt große Kriegswerften in Malta (das nach der Eröffnung des Suezkanals 1869 besonders wichtig wurde), Bermuda und Singapur.134 Der Aufstieg der Dampfschifffahrt machte in der ersten Phase häufigere Landbesuche erforderlich und brachte daher einen zusätzlichen neuen Hafentyp hervor: die Kohlestation, die angelaufen werden musste, um die Treibstoffvorräte aufzustocken. Manche der absurd anmutenden imperialen Streitereien des späten 19. Jahrhunderts, etwa im Pazifik, werden verständlich, wenn man erkennt, dass es im Kern um die Kohleversorgung von Kriegsschiffen ging.135
Eine ähnliche Kluft wie zwischen militärischer und ziviler Schifffahrt öffnete sich zwischen Fracht- und Passagierverkehr. Dies zeigte sich in der wachsenden Differenzierung von Hafenlandschaften. Die Passagierabfertigung blieb so nahe wie möglich an den Stadtzentren, während die Eisenbahn es ermöglichte, Fracht in entlegeneren Teilen des Hafens zu löschen. Marseille bietet ein gutes Beispiel für diese Zweiteilung des Hafenraumes. Um die Mitte des 19. Jahrhunderts wurde sein alter Hafen, der sich im Grunde seit der Römerzeit nicht verändert hatte, in einen «modernen Hafen» (wie er damals bereits genannt wurde) verwandelt. Der alte Hafen war dicht in das städtische Leben integriert gewesen. Mächtige Schiffe hatten das Stadtinnere von Städten wie Boston oder Bristol geradezu dominiert. Der Hafen neuen Typs wurde zu einer geschlossenen Welt für sich. Er war ein technisch als Ganzheit konzipierter unabhängiger Organismus unter eigener Verwaltung, räumlich wie mental von der Stadt entfernt.136 Erste separate docklands entstanden in London, Hull und Liverpool. Das Vorbild für die Modernisierung des Hafens von Marseille waren die West India Docks in London, deren Bau 1799 begonnen hatte. Während des gesamten 19. Jahrhunderts kamen in London neue Hafenanlagen hinzu, um die Vervielfachung der Schiffstonnage bewältigen zu können. Das Gesamtvolumen der aus dem Ausland in London einlaufenden Schiffe steigerte sich von 778.000 Tonnen 1820 auf 10 Millionen Tonnen 1901, also auf fast das Dreizehnfache. Im gleichen Zeitraum wurden die größten Schiffe, mit denen der Hafen zurechtkommen musste, zehnmal größer.137 Im Unterschied zu den offenen Kaianlagen entlang der Themse, an deren Stelle sie traten, waren die West India Docks ein abgeschlossener Raum. Umgeben waren sie von einer acht Meter hohen Backsteinmauer, die unter strenger Bewachung stand. Es handelte sich im Prinzip um tiefe künstliche Seen, die von festungsartigen Bauwerken mit quasi-mittelalterlichen Toren umgeben waren. Genau in jenem historischen Moment, in dem die äußeren Stadtmauern in Europa fielen, wurden die neuen Umfriedungen der Häfen in die Höhe gezogen. Sie rahmten einen in sich zunehmend differenzierten Kosmos arbeitsteiliger Aktivitäten. Die Londoner Docks galten als Wunder der Ingenieurkunst, und Karl Baedekers berühmte Touristenführer empfahlen sie als eine Sehenswürdigkeit, die man nicht versäumen dürfe.138
Der moderne Hafen von Marseille, der im 19. Jahrhundert zweitgrößten Stadt Frankreichs, sollte das Londoner Vorbild noch übertreffen. Sehr große Schiffe konnten in die Hafenbecken einlaufen, deren Bau durch die Verwendung von Beton erheblich vereinfacht wurde. Die Schiffe legten so nahe wie möglich an den Lagerhäusern an. Eisen- und Stahltechnologie stellten immer stärkere dampfgetriebene und hydraulische Kräne bereit. Der Modernisierungsdruck zwang Häfen in ganz Europa, den Weg von London und Marseille zu gehen. Die Mitte des Jahrhunderts bedeutet daher die tiefste Zäsur in der Bedeutung der Hafengeschichte seit dem Mittelalter. In Hamburg, um ein anderes Beispiel zu nennen, wurde der alte Naturhafen nach 1866 durch neu gebaute Anlagen ersetzt.139 Hier wie vielerorts sonst war der Hafenausbau mit dem resettlement von vielen Menschen verbunden.
Mit der erwartbaren Zeitverzögerung wurden die Neuerungen auch in Asien eingeführt. Nach langem Hin und Her wegen der Finanzierung erhielt Bombay, das besonders stark von der Eröffnung des Suezkanals 1869 profitierte, ab 1875 einen Hafen auf der Höhe der Zeit. In Japan finanzierte die Bürgerschaft von Osaka ohne Hilfe der Regierung in Tokyo einen sehr aufwendigen Hafenausbau, das wichtigste Städtebauprojekt im Japan des späten 19. Jahrhunderts. Erst 1886 wurde es in Batavia möglich, Schiffe direkt am Kai zu be- und entladen: zu spät, um der alten Kolonialhauptstadt ihren Vorsprung vor dem aufstrebenden Hafen Surabaya zu sichern. 1888, als die erste moderne Kaianlage in Hongkong eröffnet wurde, kann als das Anfangsjahr der Hafenmodernisierung in China gelten.140 Allerdings kam der Hafenausbau entlang der Chinaküste nur schleppend voran, da der Überfluss an extrem billigen Arbeitskräften die Mechanisierung hemmte. Wozu brauchte man Kräne, wenn Träger so gut wie nichts kosteten?
Die neuen Häfen bildeten eine Sonderwelt von Massenfracht, schwerer Handarbeit und etwas Mechanisierung, zunehmend von jenen Teilen des Hafens separiert, in denen wohlhabende Reisende der Oberklasse und große Scharen von Emigranten die Schiffe bestiegen. Nach etwa 1950 verschwand der transozeanische Linienverkehr, während gleichzeitig Containerhäfen und Öllagerstationen weit hinaus an die Flussmündungen verlegt wurden. Die «modernen» Häfen des 19. Jahrhunderts wurden Schritt um Schritt stillgelegt, abgerissen, zugeschüttet und für Hochhausbauten benutzt. Manchmal erwiesen sich mangelhafte Hafeneinrichtungen als ernste Behinderung eines aufblühenden Handels. In Buenos Aires, das keinen brauchbaren Naturhafen besaß, mussten die Ozeandampfer noch bis in die 1880er Jahre weit draußen auf der Reede mit Barken be- und entladen werden. Erst dann setzte sich derjenige Flügel der argentinischen Oligarchie durch, der die hohen Kosten des Hafenausbaus nicht scheute. 1898 war das aufwendige Projekt abgeschlossen und der Rio de la Plata mit neun Kilometern betonierter Kais, Tiefseebecken und moderner Lademechanik ausgerüstet.141 In Kapstadt war es erst der Burenkrieg, der eine solche Hafenmodernisierung auslöste. Sie war finanziell und technisch die gewaltigste Aufgabe, die sich die Kommune jemals stellte.142
|  Eisenschiffe und Eisenbahnen


Die Ablösung hölzerner durch metallene Schiffe und, damit verwandt, wenn auch leicht zeitverzögert einsetzend, der Übergang von wind- zu brennstoffgetriebenen Fahrzeugen, war die zweite wichtige Wandlungstendenz. Sie wurde um 1870 herum allgemein deutlich und fand ihren Abschluss um 1890. Die Folgen waren erhöhte Transportkapazitäten, niedrigere Fracht- und Passagiertarife, eine höhere Geschwindigkeit, eine größere Unabhängigkeit vom Wetter sowie die Möglichkeit, im Linienverkehr Fahrpläne einzuhalten. Geschwindigkeit machte sich nicht allein bei der Überfahrt bemerkbar. Dampfer mussten nicht so lange in Häfen verweilen wie Segelschiffe. Daher beschleunigten sich die Rhythmen von Leben und Arbeit in den Häfen dramatisch.
Eine weitere Folge der Durchsetzung von Dampfschiffen war, dass die Barriere zwischen dem Verkehr zur See und auf großen Flüssen teilweise beseitigt wurde. Es ist schwierig, unter Segel flussaufwärts zu fahren. Maschinengetriebene Kanonenboote und kleinere Handelsschiffe hingegen hatten keine Mühe, in das bis dahin unzugängliche Hinterland von Häfen vorzudringen. China wurde zweimal «geöffnet»: einmal auf dem Papier durch die sogenannten Ungleichen Verträge seit 1842 und ein zweites Mal nach 1860 in der Praxis durch Dampfschiffe. Jahrzehnte bevor Eisenbahnen das Innere Chinas zugänglich machten, hatten westliche und chinesische Dampfschiffe bereits damit begonnen. Zwischen 1863 und 1901 wurde Hankou (heute Wuhan), die große Stadt genau in der Mitte Chinas, über den Yangzi-Fluss bei hohem Wasserstand von Ozeandampfern aller Größen erreicht. Erst nach der Jahrhundertwende machte eine groß angelegte Verbesserung der Hafenanlagen Shanghai zum alles andere monopolisierenden Endhafen für Ozeanriesen. Güter von und nach Hankou wurden seither in Shanghai umgeladen.143
Als dann Eisenbahnen gebaut wurden, hatte dies auch großen Einfluss auf die Funktionsweise von Hafenstädten. Um abermals Ost- und Südostasien als Beispiel zu nehmen: Zwar konnten einige optimal gelegene Seehäfen, allen voran Hongkong und Singapur, sehr lange ohne eine brauchbare Eisenbahnverbindung zum Hinterland funktionieren. Darin blieben sie aber Ausnahmen. Die allgemeine Regel, auf allen Kontinenten gültig, war die, dass Hafenstädte mit fehlendem Anschluss an die Eisenbahn keine Zukunft hatten. Die großen Hafenstädte der Moderne sind Punkte, an denen Land- und Wassertransport sich treffen und miteinander interagieren.
Nicht alle dieser großen Häfen waren und sind zugleich auch Zentren des Schiffbaus. Aber viele waren es. Sehr häufig war der Schiffbau überhaupt die erste Form von Industrie in diesen Städten, etwa in Barcelona oder Bergen: eine der härtesten und technologisch anspruchsvollsten Formen von Gerätekonstruktion, auch schon zu einer Zeit, als Schiffsrümpfe genietet wurden und noch nicht geschweißt werden konnten. In China begann die Industrialisierung vor jeder Ansiedlung von Baumwollfabriken mit den großen Werften in Shanghai, Hongkong und Fuzhou, die alle zunächst unter staatlicher Kontrolle standen. Nicht nur in China begriffen Regierungen die Bedeutung des Schiffbaus für die nationale Entwicklung, wirtschaftlich wie militärisch, und förderten die beginnende Werftindustrie. Einige Hafenstädte, z.B. Glasgow oder Kiel, waren im Schiffbau bedeutender als im Überseehandel. Glasgow stellte sich nach 1850 erfolgreich von der stagnierenden Baumwollspinnerei auf Schiff- und Maschinenbau um; auf dem Höhepunkt, in den 1880er und 1890er Jahren, waren seine Werften die leistungsfähigsten der Welt.144
|  Hafengesellschaften


In sozialgeschichtlicher Hinsicht ist der wichtigste Aspekt einer Hafenstadt, insbesondere einer sich industrialisierenden Hafenstadt, die Vielfältigkeit und Beweglichkeit ihrer Arbeitsmärkte. Es gab Nachfrage nach Seeleuten und Transportarbeitern, nach Facharbeitern für Werften und ungelernten Arbeiterinnen und Arbeitern in der örtlichen Leichtindustrie, nach Kapitänen, Schiffsoffizieren, Lotsen und Hafeningenieuren. Dienstleistungen aller Art wurden angeboten und nachgefragt: von der Handelsfinanzierung bis zum Rotlichtdistrikt. Man kann mit guten Gründen so weit gehen, eine Hafenstadt nicht nur durch ihren geographischen Ort, sondern auch durch die Besonderheiten ihrer Beschäftigungsstruktur zu definieren.145 Der wichtigste Unterschied zwischen einer Hafenstadt und einer Stadt im Binnenland war die außerordentliche Bedeutung von kurzfristiger Beschäftigung. Von heute auf morgen wurden Tagelöhner gesucht, und es gab eine große Zahl von Männern auf Arbeitssuche. Die Arbeiterschaft im Hafen war nahezu ausschließlich männlich, während in der Leichtindustrie der frühen Industrialisierung der weibliche Anteil unter den Beschäftigten bis auf drei Viertel steigen konnte. Hafenarbeiter standen in Europa ganz unten in der Arbeiterhierarchie, während sie in China im frühen 20. Jahrhundert als Protagonisten anti-imperialistischer Streiks und Boykotte jedenfalls zur politischen Avantgarde gehörten. In Europa wurden sie besonders schlecht bezahlt und brutal behandelt und waren selten mehr als Tagelöhner. Auch als der Tagelohn in anderen Beschäftigungsbereichen zurückging, blieb er in der Hafenarbeit dominant. Die Mechanisierung der Transportarbeit senkte die Anforderungen für die Masse der Arbeiter weiter. Dass die Beschäftigung saisonal stark schwankte, machte Zuverdienst durch Frauen und Kinder oft unerlässlich. Kinder arbeiteten nicht in Häfen, aber Hafenarbeit zog indirekt Kinderarbeit nach sich.146
Hafenstädte haben nicht erst im 19. Jahrhundert eine besonders instabile und fluktuierende Bevölkerung gehabt. Sie waren schon früh Sitze von Handelsdiasporas. Allerdings sollte man sie nicht bloß als Konglomerationen von Fremden aus dem Ausland sehen. Die Fremdheit von Zuzüglern aus dem Hinterland ist nur eine graduell andere. In den chinesischen Hafenstädten zum Beispiel pflegten Zuwanderer aus den Provinzen, die sich oft in ein und demselben Gewerbezweig wiederfanden, beieinander zu leben und ihre eigenen sozialen Umwelten, eigene Gildenorganisationen und eigene Rekrutierungsnetze zu entwickeln. Vor allem Shanghai war ein Flickenteppich solcher Gemeinschaften mit einer gemeinsamen Solidarität der Herkunft. Versuche im frühen 20. Jahrhundert, ein Hafenproletariat gewerkschaftlich und politisch zu organisieren, hatten gegen solche Partikularismen anzukämpfen.147
Die Bildung von Herkunftsgruppen war keine Besonderheit asiatischer Städte. Transkontinental vernetzte Hafenstädte tendieren unweigerlich zu einer differenzierten ethnischen Struktur. In Triest zum Beispiel lebten im 19. Jahrhundert armenische, griechische, jüdische und serbische «Nationen» nebeneinander; Odessa wuchs nach 1805 durch die gezielte Anwerbung von Juden, Schweizern, Deutschen, Griechen und anderen.148 Nach dem Großen irischen Hunger lebten irische Arbeiterminderheiten in Hafenstädten wie Liverpool, Glasgow oder Cardiff in abgegrenzten und ziemlich geschlossenen Gemeinschaften. Iren machten 1851 mehr als ein Fünftel der Bevölkerung von Liverpool aus. Verhältnisse wie in Hamburg, wo die Segregierung von Einwanderern schwach ausgeprägt war, bildeten die Ausnahme. Immigranten waren oft besonders schlecht untergebracht; die Aufstiegschancen ihrer Kinder waren vergleichsweise gering.
Bei Ordnungskräften aller Art stehen Hafenstädte im Ruf, Brutherde von Verbrechen und Aufruhr zu sein. Solche Einschätzungen bewahrheiteten sich im 20. noch mehr als im 19. Jahrhundert. In Deutschland ging 1918 eine Revolution aus einer Marinemeuterei hervor. In Russland erhoben sich 1921 Matrosen der Kriegsmarine gegen eine Revolution, die ihre eigenen Prinzipien verraten hatte. Dockarbeiter standen in der ersten Reihe des Kampfes gegen Kolonialismus und fremde Interessen: in den chinesischen Städten Hongkong und Kanton, im indischen Madras, im vietnamesischen Haiphong oder im kenianischen Mombasa. Hafenstädte waren und sind nicht nur für Menschen aus dem Ausland offener als Städte des Binnenlandes, sondern auch für fremde Ideen. In Deutschland wurde der preußische Autoritarismus durch die bürgerliche Liberalität von Hansestädten wie Hamburg oder Bremen ausbalanciert. Ähnliche Gegensätze finden sich in anderen Teilen der Welt. Mehr als andere Orte tendieren Hafenstädte dazu, Räume der Abweichung und Innovation zu sein. Hier war der Staat mit Organen vertreten, die er sonst im städtischen Bereich selten brauchte: Zöllnern und Zollämtern. Spezielle Gerichte sprachen ein besonderes Recht, das der See. Ihre Lage macht Hafenstädte gegenüber Piraterie und Seekrieg besonders empfindlich. Das britische Empire hat seit den Aktionen elisabethanischer Korsaren stets gewusst, wie man mit Hafenblockaden und Bombardierungen von der See aus naval pressure ausüben konnte. Eine berüchtigte Episode ist die Zerstörung der Altstadt von Kopenhagen durch die Royal Navy im Jahre 1807, eine unprovozierte Attacke auf ein neutrales Land, die dem Ruf Großbritanniens in Europa sehr schadete. Das «Piratennest» Algier, für das niemand in Europa Sympathie aufbrachte, war bereits im Jahre 1815 von amerikanischen Fregatten bombardiert worden.149 1863 zerstörten englische Kriegsschiffe aus Rache für die Ermordung eines Kaufmanns große Teile der japanischen Burgstadt Kagoshima.150
Überseehandel war nicht nur in den Kolonien, sondern auch in Europa ein wichtiger Motor der Urbanisierung. Um 1850 waren auf der Welt 40 Prozent der Städte mit mehr als 100.000 Einwohnern Häfen, erst in der Mitte des 20. Jahrhunderts rückten in der europäischen Städtehierarchie industrielle Ballungsräume vor Hafenstädten an die erste Stelle.151 In einigen Ländern Europas war die Urbanisierung im Prinzip ein Küstenphänomen. Außer Madrid lagen sämtliche spanischen Großstädte (Barcelona, Cadiz, Malaga, Sevilla, Valencia) am Meer. Ähnliches gilt für die Niederlande und Norwegen, doch auch im «kontinentalen» Frankreich lagen einige der großen Provinzzentren an der Küste (Bordeaux, Marseille, Nantes, Rouen). Die Industriestruktur von Hafenstädten, abgesehen von den allergrößten, unterschied sich von der binnenländischer Zentren. Typische Hafenindustrien waren Getreide- und Ölmühlen, Zuckerraffinerien, Fischverpackung, Kaffeeröstung, später Verarbeitung von Mineralöl, selten Schwerindustrie oder selbst größere leichtindustrielle Komplexe. Nicht die Industriedistrikte, sondern die Häfen waren in Städten wie New York oder Hamburg die wichtigsten Zonen der Innovation.152 Dass Hafenstädte sich später (auch) zu Industriezentren mauserten, war eher selten: Genua, das zu einem der wichtigsten Industriestandorte Italiens wurde und dessen Entwicklung am Ende des Jahrhunderts stärker von der Industrie als vom Außenhandel bestimmt war, bildet hier ebenso ein Beispiel wie Barcelona oder wie Shanghai nach dem Ersten Weltkrieg.
Hafenstädte wurden oft durch kleine Oligarchien von Kaufleuten, Bankiers und Reedern beherrscht, einer grande bourgeoisie, die sich im 19. Jahrhundert oft Handelskammern als Organe zur Interessenvertretung und Sicherung sozialer Exklusivität schuf. Dies war in Rotterdam und Bremen nicht anders als in Shanghai oder Izmir. Grundbesitzer hatten einen geringeren politischen Einfluss als in binnenländischen Großstädten. Allerdings waren diese Oligarchien nicht immer unter sich einig. Es konnte zu Spannungen zwischen Handels- und Industrieinteressen oder zwischen Befürwortern und Gegnern des Freihandels kommen. Im Allgemeinen war die dominante Ideologie handelskapitalistischer Oligarchien durch eine Vorliebe für einen Nachtwächter-Staat bestimmt, der sich wenig einmischte und sich mit niedrigen Steuern begnügte. Oberster Wert war es, das ruhige Fließen des Handels zu gewährleisten. Innovationen städtischer Verwaltung gingen von diesen Städten seltener aus. Kaufleute tendierten dazu, Stadtplanung skeptisch zu betrachten und vor infrastrukturellen Investitionen außerhalb des Hafens zurückzuschrecken. Hafenstädte standen daher selten in der Avantgarde stadthygienischer Neuerungen. Länger als anderswo verließ man sich eher auf paternalistische Wohltätigkeit und Ad-hoc-Philanthropie als auf die regelhafte Gewährung sozialer Unterstützung. Charakteristisch für Liverpool oder Genua waren daher relativ scharfe Klassenkonflikte als Ergebnis einer polarisierten Klassenstruktur, in der Handwerker und später auch Angestellte eine geringere Rolle spielten als in stärker industriell geprägten Städten des Binnenlandes wie Birmingham, Berlin oder Turin.
6  |  Kolonialstädte, «Treaty Ports», imperiale Metropolen

Wenn Hafenstädte oder administrative Zentren in Kolonien lagen, ist es dann sinnvoll, sie als «Kolonialstädte» zu bezeichnen?153 Am Ende des 19. Jahrhunderts stand ein solch großer Teil der Erde unter kolonialer Herrschaft, dass es naheliegt, einen für die Epoche besonders prägenden Stadttypus der «Kolonialstadt» zu vermuten. Er besaß frühneuzeitliche Vorläufer. Die Spanier hatten von Anfang an iberische Städteformen in die Neue Welt exportiert, allerdings nicht immer denselben Standardgrundriss. Die hispano-amerikanische Kolonialstadt wurde am Ende des 16. Jahrhunderts auf die Philippinen übertragen: Manila unterschied sich mit Ausnahme der Präsenz von Chinesen in nichts von einer mexikanischen Stadt. Es war, einzigartig unter den Brückenköpfen der frühen europäischen Expansion in Asien, nicht bloß ein Handelshafen, sondern zugleich ein Zentrum weltlicher und religiöser Beherrschung.154 In bescheidenerem Umfang hatten es die Niederländer, ebenso aus einer hoch urbanisierten Umgebung stammend, den Spaniern in Asien nachgetan, zumindest in der 1619 gegründeten Burgstadt Batavia mit sichtbarem Erfolg.
|  Kalkutta und Hanoi


Als die Briten später in Indien fest im Sattel saßen, machten sie ihre wichtigste Basis, Kalkutta, zu einer Stadt der Paläste. Die Hauptstadt Bengalens wurde ab 1798, nachdem die East India Company dort schon mehr als vier Jahrzehnte lang die oberste politische Gewalt ausgeübt hatte, in ein weltweit fast konkurrenzloses klassizistisches Prunkensemble verwandelt. Die Funktion der Stadt änderte sich nicht grundlegend. Ihr hatte nur trotz reger britischer Bautätigkeit seit den 1760er Jahren das passende architektonische Gewand gefehlt. Im Mittelpunkt des Neuentwurfs stand das New Government House, ein riesiger Gouverneurspalast, über den kritische Inder und missgünstige Franzosen nicht länger, wie über seinen als arg bescheiden empfundenen Vorgänger, die Nase rümpfen würden. Die neue Residenz stellte zum Zeitpunkt ihrer Einweihung 1803 alles in den Schatten, was den englischen Monarchen als Wohn- und Amtssitz zu Gebote stand. Eine ganze Reihe weiterer öffentlicher Gebäude (Rathaus, Gericht, Zollamt usw.), Kirchen und zahlreiche Privatvillen von Funktionären der EIC und Kaufleuten wurden hinzugefügt, und über dem Ganzen wachte die alte Zitadelle des Fort William.155
Das Kalkutta der Portikus und dorischen Säulenkolonnaden transplantierte nicht einfach eine englische Stadt nach Indien. Es war die steinerne Utopie eines neuen imperialen Rom, weniger als funktionierende Stadt gedacht denn als durchgestaltete Herrschaftslandschaft, in der auch Inder ihren Ort finden sollten. Architektonisch fällt es nicht schwer, die kolonialen Spuren Europas um den Globus herum zu verfolgen. Sie treten nicht immer so kompakt und wuchtig auf wie in Kalkutta. Wenige andere Kolonien wurden mit solchem symbolischen Gewicht befrachtet wie Indien. Wenige waren auch so reich und so leicht ausbeutbar, dass koloniale Pracht sich lokal finanzieren ließ, denn ein Zuschussgeschäft durften Kolonien nur werden, wenn es sich aus Gründen internationalen Prestiges nicht vermeiden ließ. Daher formierten sich Gebäude europäischen Stils nicht durchweg zu einem geschlossenen kolonialen Stadtbild. Zur Minimalausstattung einer kolonialen Hauptstadt, mit der auch die ärmlichste Besitzung versehen wurde, gehörten der Gouverneurspalast, Kasernen für das Militär und eine Kirche. Ein paar Villen für europäische Beamte und Kaufleute sowie ein Hospital erweiterten diesen Kern. Ob ganze Wohnviertel europäischen Charakters entstanden, hing von der personellen Stärke der ausländischen Präsenz ab. Ein planerischer und finanzieller Wille zu einer ganz neuen kolonialen Musterstadt war die große Ausnahme. Dakar, die 1857 gegründete spätere Hauptstadt ganz Französisch-Westafrikas, ist dafür ein besonders eindrucksvolles Beispiel.156 Als Sonderfall kann Dublin gelten: keine geplante koloniale Stadtlandschaft, aber doch ein reich besetztes symbolisches Feld imperialen Charakters. Die Hauptstadt Irlands wurde überreich mit Statuen englischer Könige und Königinnen besetzt, die den Herrschaftswillen Londons zum Ausdruck brachten und zugleich als Ausgangspunkt protestantischer Zeremonien dienten. Da die Briten die Stadtregierung Dublins aber niemals völlig unter Kontrolle hatten, wurden den imperialen Monumenten allmählich auch nationale Gedenkorte als Symbole des Widerstandes entgegengesetzt.157
Eine voll ausgebaute Kolonialmetropole war das Hanoi des frühen 20. Jahrhunderts, gleichzeitig Zentrum des Protektorats Tonking und ab 1902 auch die Hauptstadt der Indochinesischen Union, einer Föderation der drei französischen pays in Vietnam sowie von Kambodscha und Laos. Vietnam war von Anfang an ein widerspenstiges Terrain gewesen, und das Frankreich der Dritten Republik sah hier eine besondere Notwendigkeit, die Einheimischen zu beeindrucken und die Welt von den kolonisierenden Fähigkeiten der Nation zu überzeugen. Hanoi, die wichtigste Stadt in Tonking und seit 1806 Sitz der vietnamesischen Kaiser, war 1889 de facto unter französische Kontrolle gekommen. Unverzüglich wurde mit seiner Umgestaltung zu einer französischen Stadt auf asiatischem Boden begonnen. Die Stadtmauern und pikanterweise auch die zu Beginn des Jahrhunderts im Stil Vaubans errichtete Zitadelle wurden geschleift, neue Straßenzüge und gar Boulevards im Schachbrettmuster angelegt und teilweise mit festem Belag versehen. Neben Regierungsbauten und einer ungewöhnlich protzigen und hässlichen Kathedrale entstanden ein Bahnhof, ein Opernhaus (eine verkleinerte Kopie der Pariser Garnier-Oper), ein Gymnasium (Lycée), ein (weithin berüchtigtes) Gefängnis, eine technisch bemerkenswerte Brücke über den Roten Fluss, Klöster und Konvente, zahllose Amtsgebäude, Kaufhäuser mit Glaskuppeln nach Pariser Art und zusätzlich zu den üblichen Villen der Topbürokraten und Großkaufleute – am Ende gab es zweihundert solcher individuell gestalteter Luxusresidenzen – auch standardisierte vorstädtische Wohnsiedlungen für das niedere französische Personal. Mit großer symbolischer Brutalität wurden die krassesten Monumente des Kolonialismus, der Gouverneurspalast und die Kathedrale, auf dem Gelände abgerissener Pagoden und konfuzianischer Examensgebäude errichtet. Während die Briten in Kalkutta die koloniale Neustadt neben der einheimischen Altstadt aufgebaut hatten, setzte sich die französische Kolonialmacht an deren Stelle. Die Straßen und Plätze wurden nach «Helden» der französischen Eroberung Indochinas benannt und überhaupt nach großen Männern des historischen und gegenwärtigen Frankreich. Der Baustil der kolonialen Gründerzeit machte keine Zugeständnisse an asiatische Formsprachen; in Saigon hatten sich die Colons sogar aus symbolpolitischen Gründen ganz offen gegen vietnamesische Bauzitate gestellt. Der Glanz Frankreichs sollte unverfälscht strahlen und seine zivilisierende Wirkung verbreiten. Korinthische Säulen, Neugotik und Frühbarock wurden bedenkenlos gemischt. Auch in Britisch-Indien schreckte man zur gleichen Zeit vor keiner historistischen Anleihe zurück, wagte es aber immerhin, so etwa beim 1888 fertiggestellten Victoria-Bahnhof in Bombay, englischer, französischer und venezianischer Gotik Elemente dessen beizumischen, was man für den «indo-sarazenischen» Stil hielt.158
Erst nach der Jahrhundertwende regte sich in Vietnam und Paris Unbehagen gegenüber dem Bombast und Imponiergehabe der neunziger Jahre. Wissenschaftler entdeckten hinter der chinesisch-vietnamesischen Tradition das politisch weniger brisante «alte» Indochina des Cham- und Angkorstils, und nach dem Ersten Weltkrieg wurden in Hanoi auch einige Art-déco-Designs realisiert.159 Auch politisch trieb man die Europäisierung so weit wie nur möglich. Hanoi mit seinen tausend (1901) bis viertausend (1908) französischen Bewohnern war mit Bürgermeister, Stadtrat, Budget und Fraktionskämpfen wie eine französische Provinzmetropole verfasst:160 Der wichtigste Unterschied zu Tours oder Lyon lag darin, dass die Einheimischen ebenso wie die zugewanderten Nichteuropäer (Chinesen, Inder) zwar ein gewisses Maß an zivilem Rechtsschutz und an informeller Partizipation genossen (die reichen chinesischen Kaufleute waren sogar Mitglieder der Handelskammer), jedoch keinerlei politische Mitspracherechte.




|  Idealtypus «Kolonialstadt»


Hanoi wurde zu einer der am verblüffendsten europäisch aussehenden Kolonialhauptstädte der Welt. Man könnte es daher, auf den ersten Blick, zur Grundlage der Definition eines Idealtypus der «modernen» – im Unterschied zur frühneuzeitlichen – Kolonialstadt machen. Die moderne Kolonialstadt ist ebenso wie die globale Stadt des späten 20. Jahrhunderts geprägt durch ihre allgemeinste Eigenschaft: eine primäre Orientierung nach außen, also über politische Grenzen hinweg. Ihre weiteren Merkmale sind:161
 
	politisch-militärisch-polizeiliche Beherrschung («Gewaltmonopol») der Stadt durch fremdstämmige, nur durch Eroberung (Recht des Stärkeren) faktisch legitimierte Herrschaftsträger;
	Ausschluss der einheimischen Bevölkerung, selbst ihrer Elite, von Entscheidungen über die obrigkeitliche Regelung des Lebens der Stadt;
	Import europäischer (weltlicher wie sakraler) Repräsentationsarchitektur, meist an der (vor-)letzten Baumode bzw. dem für «national» gehaltenen Stil des Heimatlandes orientiert;
	räumlicher Dualismus und horizontale Segregation zwischen einem nach Prinzipien europäischer Stadtgestaltung großzügig und gesund angelegten Ausländerviertel und einer nur zögernd modernisierten, als rückständig betrachteten native city;
	Fehlen einer homogenen städtischen Gesellschaft, statt dessen rigide Schichtung nach rassischen Gesichtspunkten und Einbeziehung der indigenen Bevölkerung in unselbständigen, dienenden, schlecht bezahlten Positionen;
	Ausgangspunkt für die Erschließung, Umgestaltung und Ausbeutung eines Hinterlandes nach Maßgabe von ausländischen Interessen und Erfordernissen internationaler Märkte.

Eine solche Merkmalliste hat den Vorzug, dass sie vorschnellen Etikettierungen vorbeugt: Die «Kolonialstadt» lässt sich nicht nur von ihrer architektonischen Form oder ihrer wirtschaftlichen Funktion her bestimmen. Auf der anderen Seite liegen die Merkmale eben nicht «auf einer Ebene», so, wenn etwa Form und Funktion durcheinander gemischt werden. Auch ergibt die Summe der Merkmale eine solch hoch determinierte Definition, dass ihr nur wenige Fälle in der Realität entsprechen. So war Hanoi wirtschaftlich nicht unbedeutend, aber doch keine Hafenstadt und nicht ein charakteristischer kolonialer «Schröpfkopf». Seine Funktionen können ohnehin nur im Zusammenhang eines Städtesystems angemessen beschrieben werden, zu dem in Indochina mindestens der Hafen Haiphong und die südvietnamesische Metropole Saigon gehören müssten, darüber hinaus aber auch Hongkong, Batavia und letzten Endes auch Marseille oder Nantes.
Wie jeder Idealtyp, so kann auch der einer «Kolonialstadt» nur ein Hilfsmittel sein, um die beobachtete Realität schärfer zu erfassen und im Vergleich Besonderheiten hervortreten zu lassen. Auch schließt er von vornherein manches aus. Wenn man eine Kolonialstadt als einen Ort des andauernden Kontakts zwischen unterschiedlichen Kulturen versteht,162 dann haben alle großen multikulturellen Häfen etwas Koloniales an sich, ob sie nun in Kolonien lagen oder nicht: auch London, New Orleans, Istanbul oder Shanghai. Sie alle besitzen plurale Gesellschaftsstrukturen. Dieses Merkmal allein wäre also nicht spezifisch. Versteht man «Kolonialstadt» hingegen ausschließlich politisch und wählt als das entscheidende Kriterium die Entmündigung der örtlichen Elite durch einen von außen implantierten autokratischen Herrschaftsapparat, dann würde etwa Warschau als Teil des Zarenreiches diese Bedingung erfüllen. Noch am Ende des 19. Jahrhunderts waren in einer Stadt, die nicht die Hauptstadt eines polnischen Nationalstaats sein durfte, ständig 40.000 russische Soldaten stationiert. Eine hässliche und einschüchternde Zitadelle thronte über der Stadt, Kosaken patrouillierten durch die Straßen, und die höchste Befehlsgewalt lag in der Hand des russischen Polizeichefs, der direkt Moskau unterstand. Zum Vergleich: in einer «normalen» europäischen Metropole wie Wien lagen damals regulär 15.000 Soldaten in Garnison, die meisten davon einheimischer Herkunft.163
Manche der Merkmale einer Kolonialstadt sollten dynamisiert, also nicht «binär» nach Fehlen oder Vorhandensein unterschieden werden. Historikern, denen eher strikte Segregation und «städtische Apartheid» ins Auge fallen, stehen andere gegenüber, die eher auf Mischung, Verschmelzung oder «Hybridität» achten und die den «Kosmopolitismus» mancher der großen Kolonialstädte bewundern. Dazwischen gab es von Fall zu Fall mannigfache Abstufungen. Der Gesellschaftsaufbau in Kolonialstädten war vor dem Hintergrund einer prinzipiellen, jedoch nicht in allen Lebensäußerungen wirksam werdenden Dichotomie zwischen Kolonisierern und Kolonisierten durch Schattierungen, Übergänge und Überlappungen geprägt. Soziale und ethnische Hierarchien überlagerten sich auf eine komplizierte Weise. Selbst auf dem Höhepunkt rassistischen Denkens setzte die Solidarität von Hautfarbe und Nationalität keineswegs durchgängig die Solidarität der Klassenlage außer Kraft. Reichen indischen Kaufleuten oder malaiischen Prinzen waren in der Regel die britischen Clubs in den großen kolonialen Städten versperrt, aber den poor whites waren sie es auch. Im Zweifelsfall war die soziale Distanz zwischen einem britischen Beamten des Indian Civil Service und dem weißen Insassen eines Arbeitshauses in Indien größer als die ethnische zwischen eben diesem Beamten und einem wohlhabenden und gebildeten indischen Rechtsanwalt – wenn das Verhältnis nicht (was erst nach dem Ersten Weltkrieg erwartet werden konnte) politisch getrübt war. Die «typische» kolonialstädtische Gesellschaft war keine simpel geschichtete Zwei-Klassen- oder Zwei-Rassen-Ordnung.
|  Segregation


Ein räumlicher Dualismus zwischen einem privilegierten und geschützten, oft klimatisch günstiger gelegenen Ausländerviertel und dem Siedlungsbereich der Einheimischen ist einfacher zu identifizieren. Aber auch dieser binäre Gegensatz ist ein modellhaftes Konstrukt. Herrschaftsverhältnisse und soziale Schichtung bildeten sich nicht durchweg in einer schroffen Zweiteilung städtischer Grundrisse ab. Und selbst wo dies der Fall war, verhinderte schon die Abhängigkeit kolonialer Europäer von Heerscharen von örtlichem Hauspersonal eine scharfe Trennung der Lebenssphären. Die Kolonisierer waren selten ganz unter sich. Sie agierten im Alltagsleben auf einer halboffiziellen Bühne vor einem genau beobachtenden einheimischen Publikum. Die Separierung von Wohnvierteln musste nicht immer zugleich eine eindeutige Über- und Unterordnung bedeuten. Kasan an der Wolga etwa besaß ein Russenviertel und ein Tatarenviertel, ohne dass man umstandslos von kolonialen Verhältnissen sprechen würde.164 In den ganz großen Städten zumindest Asiens waren seit vormoderner Zeit Sondergemeinden von Minderheiten geduldet worden, die oft auch beisammen wohnten, so etwa in Istanbul, in dem 1886 mindestens 130.000 Nicht-Muslime dauerhaft lebten.165 Auch viele süd- und südostasiatischen Städte boten beim Eintreffen der Europäer das Bild solcher Koexistenz in sich integrierter Gemeinschaften, die nicht immer, aber doch meist eine friedliche war. Sie waren – wie durchweg die Städte im Osmanischen Reich – villes plurielles, wo Religion und in zweiter Linie Sprache die wichtigsten Sortierungskriterien bildeten.166 Der europäische Kolonialismus stülpte sich über solche Mosaikstrukturen, ohne sie auszulöschen. Segregation entsprang keineswegs einem «Wesen» der kolonialen Stadt. Sie hat ihre je eigene Geschichte. In Delhi, das 1803 von den Briten erobert worden war, gab es bis zum Indischen Aufstand von 1857 keinen besonderen britischen Stadtteil. Lord Palmerston und manch anderer verlangten nach dem Aufstand, Delhi zur Strafe dem Erdboden gleichzumachen. Trotz drastischer Zerstörungen, denen etwa große Teile des Roten Forts der Mogulkaiser zum Opfer fielen, kam es nicht ganz so weit.167 Nach den Schrecken von 1857 wollten viele Briten von der native city entfernt leben. Doch blieb indischer Grundbesitz im neuen Ausländerviertel weiterhin erlaubt, und die Polizei konnte niemals die vollständige Sicherheit der Kolonial-«Herren» vor indischen Räubern garantieren. Manche Engländer wohnten in ihrem «eigenen» Quartier bei Indern zur Miete, arbeiteten (und vergnügten sich) aber weiterhin in der Altstadt. Nachdem die Pestepidemie von 1903 die Vorzüge einer entzerrten suburbanen Bebauung unter Beweis gestellt hatte, zogen immer mehr indische Grundbesitzer in die civil lines, wie der britische Bezirk genannt wurde.168 Anders Bombay: Hier bildete die festungsartig gesicherte Faktorei der East India Company den Nukleus der Stadtentwicklung, dem erst im frühen 19. Jahrhundert eine native town angelagert wurde. Als drittes Element kamen noch später gartenartige Vorstädte für wohlhabende Europäer hinzu.169
Was unterscheidet überhaupt eine koloniale Segregation innerhalb einer Stadt von anderen Arten räumlicher Entmischung? In europäischen Städten gab und gibt es Mikromuster der Segregation, manchmal von Straße zu Straße oder in der Vertikalen eines einzigen Wohnblocks – mit den bourgeois in der bel étage und dem armen Poeten in der Mansarde.170 Segregation, lose genug gefasst, ist daher weit verbreitet und eine elementare Form gesellschaftlicher Differenzierung, die in zahllosen Ausprägungen auftritt. «Kolonial» kann hier nur bedeuten: eine von dem Herrschaftsapparat eines minoritären Fremdenregimes erzwungene städtische Apartheid nach ethnischen Kriterien. Dafür aber gibt es wenige Beispiele. Einige der schärfsten Segregationspraktiken, die die neuere Geschichte kennt, waren ganz ohne ethnische Konnotation, etwa die Trennung von Kriegern und Gemeinen im Edo der Tokugawa-Zeit. Umgekehrt ist es schwer zu entscheiden, ob die Iren in frühviktorianischen Industrie- und Hafenstädten und wenig später auch in Nordamerika aus sozialen oder aus «ethnischen» (hier: auch religiösen) Gründen auf unteren Positionen der gesellschaftlichen Hierarchie verharrten.171 Die Iren waren «weiß», aber es gab zahlreiche Schattierungen des «Weißen».172
Alles in allem verliert der Idealtypus der «Kolonialstadt» bei näherem Hinsehen seine scharfen Konturen. Nicht jede Stadt auf dem Territorium einer Kolonie wird damit schon zu einer typischen Kolonialstadt, und die Unterschiede zwischen kolonialen und nicht-kolonialen Städten mit ähnlichen Funktionen sollten nicht überschätzt werden. Dass Marseille und Madras Hafenstädte sind, begründet vermutlich Gemeinsamkeiten, die das Trennende zwischen nicht-kolonialen und kolonialen Rahmenbedingungen mehr als aufwiegen. Auf der anderen Seite gab es so etwas wie eine koloniale Übergangsphase in der globalen Stadtentwicklung. Sie reichte von der Mitte des 19. bis zur Mitte des 20. Jahrhunderts. War die «Frontierstadt» von der Art Bostons und New Yorks, Rio de Janeiros und Kapstadts als Neugründung in städteloser Umgebung eine urbane Innovation der frühen Neuzeit gewesen, so prägte sich die «moderne» Kolonialstadt europäischen Ursprungs den alten Stadtkulturen Nordafrikas und Asiens auf und provozierte mitunter deren Widerständigkeit. Niemals in der Geschichte entfalteten europäische Urbanitätsmuster eine solch starke Wirkung in der Welt wie in jener Periode. Die Kolonialstadt im strikten Sinne ist mit den Kolonialreichen verschwunden. Heute erscheint sie als eine Durchgangsstation zu den post-kolonialen Megastädten der Gegenwart, deren Evolution sich von europäischen Vorbildern entfernt hat und aus Quellen teils lokaler, teils globaler Natur gespeist wird, also nicht aus einer spezifisch europäischen oder westlichen Dynamik.
|  Koloniale Verwestlichung


Koloniale Vergangenheit und späterer Aufstieg zur Megastadt stehen in einem derart variablen Verhältnis zueinander, dass sich allgemeine Aussagen verbieten. Unter den zehn größten Städten der Erde im Jahre 2000 findet sich nur eine ehemalige imperiale Metropole: Tokyo, eine zweite dann, wenn man New York als Zentrum amerikanischer Welthegemonie betrachten möchte.173 Die noch vor Tokyo wichtigsten imperialen Metropolen der Zeit zwischen ca. 1850 und 1941, nämlich London und Paris, rangieren längst nicht mehr unter der Spitzengruppe der bevölkerungsreichsten Städte, haben sich aber eine Position als global cities, also Knotenpunkte auf der höchsten Ebene des globalen Städtesystems und multiplen Konzentrationen von weltweiter Steuerungskapazität, gesichert. Mit Ausnahme Londons besitzen die heutigen globalen Städte (Spitzengruppe: Tokyo, New York, London, Paris) diesen Rang nicht, weil sie zuvor koloniale Metropolen waren. Außer Tokyo waren alle unter den zehn größten Städten (auch New York!) irgendwann einmal «Kolonialstädte», aber von unterschiedlichster Art und zu den verschiedensten Epochen. Als Seoul 1905 unter japanische Kolonialherrschaft geriet, hatte Mexico City bereits ein knappes Jahrhundert post-kolonialer Geschichte hinter sich. Kairo war nur 36 Jahre lang (1882–1918) in einem formalen Sinne kolonisiert, Batavia/Jakarta war es 330 Jahre lang (1619–1949). Andere vormals spektakuläre Kolonialstädte sind nicht den Weg der Megapolisierung gegangen: Kapstadt, Hanoi, Dakar und viele andere fristen heute ein relativ beschauliches Dasein. Zentren einst großer Kolonialreiche wie Madrid oder Amsterdam sind in globalem Maßstab zu mittleren Touristenorten geworden. Städte, die nach anderen als rein statistischen Kriterien ebenfalls zu den Megapoleis gerechnet werden könnten, wie Bangkok und Moskau, waren niemals kolonisiert, Shanghai war es in einem ganz besonderen und begrenzten Maße. Die Epoche der Kolonialstädte hat die der Megastädte in ihren globalen Vernetzungen nur auf eine unspezifische Weise vorbereitet, und es ist viel zu einfach zu fragen, ob eine koloniale Vergangenheit sich als Vorzug oder als Nachteil für die Gegenwart auswirkt. Man kann am ehesten ausschließend formulieren: Eine koloniale Vergangenheit als kolonisierte Stadt ist nicht eine notwendige Bedingung und Hauptursache von Städteexplosion seit der Mitte des 20. Jahrhunderts gewesen, und ein Kolonialreich «besessen» zu haben, garantierte keine urbane Erstrangigkeit in der nach-kolonialen Welt.
Die neo-europäischen Frontierstädte in den britischen Siedlungskolonien (Dominions), am augenfälligsten in Australien, daneben in Kanada (vor allem im Westen) und Neuseeland, bilden einen eigenen Städtetyp. Sie sind ein unmittelbares Produkt europäischer Kolonisierung und haben wenig «Hybrides» an sich. Da sie nicht in existierende Stadtlandschaften hineingesetzt, sondern unter Grenzbedingungen neu gestaltet wurden, entsprechen sie nicht der «Kolonialstadt», wie sie oben definiert wurde. Die australischen Städte sind auch nicht in dem Sinne bloße Kopien britischer Städte gewesen, wie die spanischen Neugründungen in Amerika bei aller lokalen Differenzierung doch im Wesentlichen ein spanisches Urbanitätsmodell reproduzierten. Am ehesten ähneln sie noch den US-amerikanischen Städten des Mittleren Westens, die nahezu gleichzeitig emporkamen. Anders als die asiatischen oder nordafrikanischen Kolonialstädte nahmen die australischen Städte eine kontinuierliche Entwicklung. Es gab keine plötzliche Dekolonisation, sondern einen langsamen, stetigen und friedlichen Prozess der politischen Emanzipation im Rahmen der britischen Verfassungstradition. Wirtschaftlich blieben die australischen Städte «kolonial», solange sie keine Unabhängigkeit vom Londoner Finanzmarkt erlangten (allmählich nach 1860),174 solange Märkte im britischen Empire von alternativloser Bedeutung waren und solange der eigene Außenhandel zu einem großen Teil durch Agenturen britischer Firmen gesteuert wurde.175 Die sanfte wirtschaftliche Entkolonialisierung der Dominions war in den 1950er Jahren in den Grundzügen abgeschlossen.
Eine markante koloniale Neuentwicklung des 19. Jahrhunderts waren die Treaty Ports («Vertragshäfen», aber die englische Bezeichnung ist eingeführt).176 In Asien und Afrika hatten Herrscher im Normalfall die Handelsaktivitäten von Fremden auf bestimmte Orte beschränkt und möglichst unter ihrer Kontrolle zu halten versucht. Fremden wurden dabei bestimmte Residenzrechte eingeräumt.177 Als nach 1840 nacheinander China, Japan und Korea für den internationalen Handel «geöffnet» wurden, war es selbst den fanatischsten Freihändlern klar, dass diese Wirtschaftsräume nicht allein durch ein freies Wirken von Marktkräften «durchdrungen» werden könnten. Es bedurfte besonderer institutioneller Formen, hinter denen in letzter Instanz militärische Drohung stand. In verzweigten internationalen Vertragswerken («Ungleichen Verträgen») wurden westlichen Ausländern einseitige Privilegien, vor allem Immunität gegenüber der Justiz der asiatischen Länder eingeräumt, auch wurden Handelsregime errichtet, die den einheimischen Regierungen die Kontrolle über die Zollpolitik entzogen. In einigen der vertraglich für ausländische Kaufleute geöffneten Städte (nicht alle dieser «Vertragshäfen» lagen am Wasser) wurden außerdem kleine innerstädtische Zonen der Kontrolle durch die einheimische Staatsmacht entzogen und entweder ausländischen Konsuln («Konzessionen») oder sich selbst regierenden ausländischen Kaufmannsoligarchien («Niederlassungen») unterstellt. Solche exterritorialen Enklaven oder Hafenkolonien, wie man sie treffend genannt hat, sollten in ihrer allgemeinen Bedeutung nicht überschätzt werden.178 In Japan waren sie nach der Landesöffnung zunächst für einige Jahre die wichtigsten Einfallstore westlichen Einflusses, verloren nach 1868 aber mit der dem Westen freimütig entgegenkommenden Modernisierungspolitik des Meiji-Staates rasch ihre Bedeutung. Für die Urbanisierung Japans haben sie keine große Rolle gespielt; unter den führenden Städten Japans ist nur Yokohama eine Treaty-Port-Gründung. Die ersten Ausländer ließen sich dort 1859 nieder; dreißig Jahre später hatte die Hafenstadt 120.000 Einwohner (die allermeisten selbstverständlich Japaner) – ein Aufstieg mit ähnlicher Geschwindigkeit wie der des neun Jahre später gegründeten Vladivostok.179 In China waren die Treaty Ports von weitaus größerer Bedeutung. Von den bis zum Ende solcher Hafenöffnungen im Jahre 1915 insgesamt 92 Orten, die man irgendwann einmal vertraglich zu Treaty Ports erklärte, wurden jedoch nur sieben jemals mit europäischen Mini-Kolonien versehen. Unter diesen wiederum wurden nur zwei Städte von ihren ausländischen Enklaven tief geprägt: Shanghai mit seiner «Internationalen Niederlassung» und der benachbarten Französischen Konzession sowie die nordchinesische Hafenstadt Tianjin, in der gleich neun Konzessionen, aber viel kleinere als in Shanghai, bestanden. Das rasante Wachstum dieser beiden Städte seit etwa 1860 ist vorwiegend auf die gesteigerte Weltmarktorientierung der chinesischen Wirtschaft zurückzuführen. Diese wiederum wurde durch die geschützte Präsenz der Ausländer in den Treaty Ports gefördert.
Einige der kleineren Konzessionen (etwa in Kanton und Amoy) waren so etwas wie insulare «Ausländerghettos». Auf die Sondergebiete in Shanghai und Tianjin träfe eine solche Bezeichnung nicht zu. Die Internationale Niederlassung in Shanghai wurde bis in die 1920er Jahre ohne jede formelle chinesische Beteiligung von Vertretern der großen westlichen Chinakonzerne regiert. 99 Prozent ihrer Bevölkerung waren aber Chinesen, die dort Land besitzen durften und vielfältigen wirtschaftlichen Aktivitäten nachgehen konnten. Auch waren die Spielräume für oppositionelle Politik hier größer als im Jurisdiktionsbereich des chinesischen Staates. Eine kritische Öffentlichkeit in China entstand vor allem hier, wo im Prinzip rechtsstaatliche Verhältnisse herrschten.180 Trotz manch anderer Standortvorteile ist Shanghai um seinen kolonialen Kern herum gewachsen. Die Konzessionen und Niederlassungen in den Treaty Ports wurden Räume der Übertragung europäischer Stadtvorstellungen nach China. An Stelle einer pompösen Palastarchitektur nach der Art Kalkuttas und Hanois herrschten Zweckbauten der Weltmarkterschließung vor: Geschäftszentralen großer Firmen, die aber erst in den 1930er Jahren gemeinsam die bekannte Skyline des «Bund» ergaben. Ab und zu leistete man sich disneylandartige Phantasiekonstruktionen, so zum Beispiel die Gordon Hall, das Verwaltungsgebäude der britischen Konzession in Tianjin, das wie eine etwas breit ausgefallene mittelalterliche Burg mit Türmen und Zinnen aussah, oder die Reproduktion einer deutschen Kleinstadt mit Fachwerk und Butzenscheiben in Qingdao, dem Hauptort des deutschen «Schutzgebietes» (also einer Kolonie) in der nordöstlichen Provinz Shandong. Wichtiger war, dass dort, wo die Niederlassung sich ausbreiten konnte, ein für China neuartiges Stadtbild entstand: breitere Straßen, eine weniger dichte Bebauung, Stein- und Mörtelbauweise auch bei Häusern im chinesischen Stil, vor allem Öffnung der Wohnungen zur Straße hin, wohingegen das traditionelle chinesische Haus gegenüber der Gasse durch fensterlose Mauern abgeschlossen war und nur Ladengeschäfte sich der Straße zuwandten.181
|  Urbane Selbstverwestlichung


«Kolonialstädte» gab es nicht nur in Kolonien. Dies ist vielleicht der gewichtigste Einwand gegen einen handlichen Idealtypus. Denn einige der nach ihrem Erscheinungsbild markantesten «kolonialen» Städte gingen auf keinerlei Initiative einer kolonialen Obrigkeit zurück. Sie waren das Resultat einer präventiven Selbstverwestlichung. Im 20. Jahrhundert kann derlei nicht mehr überraschen. Spätestens in den 1920er Jahren war man sich überall auf der Welt einig, was zu einer «modernen» und «zivilisierten» Stadt zu gehören hatte: gepflasterte oder geteerte Straßen, Trinkwasserversorgung, Kanalisation, Müllbeseitigung, öffentliche Toiletten, feuergeschützte Bauweise, Beleuchtung der wichtigsten Straßen und Plätze, zumindest Rudimente eines öffentlichen Nahverkehrs, möglichst Eisenbahnanschluss, öffentliche Schulen wenn nicht für alle, so doch für einige, ein Gesundheitsdienst mit Hospital, ein Bürgermeister, eine handlungsfähige Polizei und eine halbwegs professionelle Verwaltung. Selbst unter ungünstigsten äußeren Umständen, etwa im vom Bürgerkrieg zerrissenen China der Zwischenkriegszeit, strengten sich lokale Machthaber und Eliten an, einem solchen Ziel zumindest nahezukommen.182 Dass ein solches Modell westlicher Herkunft war, störte niemanden. Ohnehin erzwangen die örtlichen Umstände Anpassungen und Abstriche der verschiedensten Art.
Vor dem Ersten Weltkrieg, als das Prestige Europas auf dem Höhepunkt stand, war urbane Selbstverwestlichung neben einem praktisachen Erfordernis auch ein politisches Signal. Kairo vor seiner kolonialen Epoche, die erst mit der britischen Besetzung 1882 begann, bietet dafür ein gutes Beispiel. Hier war innerhalb weniger Jahre, zwischen 1865 und 1869, ein städtischer Dualismus in einer solch reinen Form verwirklicht worden, wie man ihn allenfalls in einigen französischen Kolonialhauptstädten findet. Nachdem die Franzosen unter Bonaparte in den Jahren 1798 und 1800 der Stadt schwere Schäden zugefügt hatten, tat der erste Modernisierer Ägyptens, Pascha Muhammad Ali (r. 1805–48) überraschend wenig für seine demographisch stagnierende Hauptstadt. Der bevorzugte Baustil begann sich langsam zu ändern: Fensterglas kam in Gebrauch, die innere Einteilung von Wohnhäusern verschob sich, Hausnummern wurden eingeführt, und der Pascha ließ von einem französischen Architekten eine monumentale Moschee in einem «neo-mamlukischen» Stil errichten, den er zum ägyptischen Nationalstil erklärte. Sonst änderte das alte Kairo aber sein Erscheinungsbild unter Muhammad Ali und seinen beiden Nachfolgern sehr wenig.183 Einen tiefen Einschnitt in der Stadtgeschichte bewirkte erst Pascha Ismail (r. 1863–79, seit 1867 mit dem vizeköniglichen Titel eines Khediven), der «den Traum der Verwestlichung» träumte.184 Zwischen der labyrinthischen Altstadt, in deren engen Gassen noch nicht einmal Platz für die Kutsche Muhammad Alis gewesen war, und dem Fluss ließ er eine geometrisch konstruierte Neustadt anlegen: hier dunkle Straßen, die nur zu Fuß passierbar waren, dort für Kutschen taugliche erleuchtete Boulevards; hier Staub, dort grüne Parks; hier gute Luft, dort Gestank; hier Kanalisation, dort Sickergruben und offene Abwasserkanäle (wie kurz zuvor auch noch im großen Vorbild Paris); hier Fernkontakt durch Karawanen, dort durch die Eisenbahn. In Kairo wie etwa gleichzeitig in Istanbul war die Einführung schnurgerader Avenuen mit ihren langen Sichtachsen auch eine ästhetische Revolution.
Der Khedive hatte sich 1867 durch die Weltausstellung in Paris von den Vorzügen europäischer Urbanistik überzeugen und von dem Herrn der Pariser Stadtplanung, Baron Haussmann, beraten lassen. Nach seiner Rückkehr schickte er seinen Minister für öffentliche Arbeiten, den fähigen und tatkräftigen Ali Pascha Mubarak, zu einem gründlichen Studienbesuch in die französische Hauptstadt. Zum Zielpunkt hektischer Bauaktivitäten wurde die für 1869 geplante Eröffnung des Suezkanals. Dann sollte Kairo als moderne Perle des Orients erstrahlen. Der Khedive sparte an nichts, ließ Theater, Opernhaus, Parks, einen neuen Palast für sich selbst und die ersten beiden Nilbrücken errichten.185 Dass all dies zum ägyptischen Staatsbankrott beitrug, steht auf einem anderen Blatt. Ismail verfolgte teils das taktische Ziel, die Europäer vom Modernitätswillen Ägyptens zu überzeugen und letztlich in den Zauberkreis Europas aufgenommen zu werden, teils war er von der Überlegenheit einer Moderne, wie er sie sich nördlich des Mittelmeeres entfalten sah, zutiefst überzeugt. Stadtplanung erschien ihm das ideale Instrument zu sein, um die Moderne zu realisieren und zugleich symbolisch sichtbar zu machen. Ismail sparte die Altstadt nicht aus und ließ, was unter Muhammad Ali noch schwer vorstellbar gewesen wäre, einige geradlinige Straßen durch sie hindurch treiben. Die Notwendigkeit, die Gesundheitsverhältnisse in allen Teilen der Stadt zu verbessern, wurde durchaus gesehen, doch nur bei der Trinkwasserversorgung durch Wasserwerke und ein Röhrensystem wurden bedeutende, im Stadtbild freilich kaum sichtbare Fortschritte erzielt.186 Der schroffe Gegensatz zwischen alter und benachbarter neuer Stadt milderte sich dadurch kaum.187 Die britische Kolonialzeit nach 1882 übernahm die Grundstrukturen von Ismail und Ali Pascha Mubaraks Kairo und fügte ihnen wenig Neues hinzu. Das «koloniale» Kairo war das Geschöpf eines ägyptischen Herrschers, der an den Fortschritt glaubte, die europäische Zivilisation der Zeit als maßstäblich anerkannte, dabei aber versuchte (auf längere Sicht erfolglos), politisch nicht zum abhängigen Klienten der Großmächte zu werden.
Ähnliche Geschichten der Selbstverwestlichung könnten von anderen Städten Asiens und Nordafrikas erzählt werden:
 
	von Beirut die Geschichte einer im Gegensatz zu Kairo neuen Stadt, die zum von Tradition unbelasteten Schaufenster osmanischer Moderne wurde, zu einem transmaritimen bürgerlichen Spiegelbild des bewunderten Marseille;
	von Istanbul die Geschichte einer im Vergleich zu Kairo weniger brachialen, aber tiefer dringenden, infrastrukturelle Verbesserungen ernster nehmenden und einen schroffen Dualismus vermeidenden Anverwandlung europäischer Stadtformen;
	von Tokyo die Geschichte zentrifugaler Kräfte, die einerseits Teile des alten Edo schon um 1880 wie Vorstädte von Chicago oder Melbourne aussehen und überhaupt die architektonische Erscheinung der Stadt bemerkenswert hässlich werden ließen, andererseits einen selbstbewussten Neo-Traditionalismus der alltäglichen Lebensführung bewahren halfen;
	von Seoul die Geschichte eines sehr spät (1876) geöffneten und erst 1910 formell kolonisierten Landes, das in diesem Intervall seine Hauptstadt in der international-westlichen Bausprache der Zeit neu gestaltete.188

Wieder anders klingt die Geschichte Hankous.
|  Nichtkoloniale Dynamik: Hankou


Die Anschließung immer neuer Gebiete auf allen Kontinenten an die Netze des Welthandels verschaffte meeresnahen Gebieten einen großen Vorteil. Fast die gesamte Urbanisierung Australiens war maritim orientiert. In nicht-kolonialen Ländern mit einem alten Städtesystem (wie China oder Marokko) verlagerte sich das demographische, ökonomische und politische Gewicht vom Binnenland zur Küste.189 Shanghai und Hongkong, Casablanca und Rabat profitierten von dieser räumlichen Verschiebung. Trotzdem gelang es auch Städten im Landesinneren, sich zum Mittelpunkt einer Dynamik zu machen, in der sich Kräfte des Weltmarktes und solche des Binnenhandels verbanden. Kontinentale Wirtschaftszentren dieser Art hätte man, wären sie in Kolonien situiert gewesen, unbesehen als «typisch kolonial» bezeichnet. Sie waren dies nur, insofern sie dem langfristig wachsenden Trend eines strukturellen Gefälles zwischen eher dynamischen («entwickelten», «westlichen») und eher statischen («rückständigen», «orientalischen») wirtschaftlichen Umwelten entgegenwirkten.
Städte dieses Typs finden sich in verschiedenen Größenklassen und auf mehreren Ebenen von Städtesystemen – sofern es sie gab. Kano im Sahelgebiet, die Metropole des nordnigerianischen Sokoto-Kalifats, war ein Beispiel. Hugh Clapperton besuchte die Gegend 1824–26, Heinrich Barth, in britischem Auftrag unterwegs, 1851 und 1854. Beide sahen eine imposante ummauerte Stadt, die auf dem Höhepunkt der transsaharischen Karawanensaison im Frühjahr 60.000 bis 80.000 Einwohner zählte. Am Vorabend der britischen Intervention von 1894, mit der die Kolonialzeit in der Region begann, waren es etwa 100.000 Menschen, davon die Hälfte Sklaven. Kano war ein dynamisches Wirtschaftszentrum mit einem tüchtigen Handwerkssektor und einem großen kommerziellen Einzugsbereich. Lederwaren wurden nach Nordafrika, Stoffe und sogar geschneiderte Textilien in den westlichen Sudan ausgeführt. Im Umland gediehen Baumwolle, Tabak und Indigo, viel davon ging ebenfalls in den Export. Sklaverei und Sklavenhandel blieben wichtig. Sklaven dienten als Soldaten und arbeiteten in der Produktion. Als Ausgangspunkt für Jihads besaß Kano seine eigene Kontrolle über den Sklavennachschub. Es war eine Stadt, die ökonomische Chancen gut genutzt hatte, die wichtigste von mehreren villes industrieuses im Sahelraum.190
Die Lage von Hankou, das heute einen Teil der Tripelstadt Wuhan bildet, ist ein Traum der Wirtschaftsgeographie: inmitten dicht besiedelter fruchtbarer Landschaften, mit Anschluss an ein verzweigtes Wassersystem, das Verbindungen in alle Himmelsrichtungen ermöglicht, über Chinas größten Fluss, den Yangzi, auch nach Shanghai und Übersee.191 Im Unterschied zu Hongkong an der südchinesischen Küste, das erst die Briten nach 1842 zu einer bedeutenden Hafenstadt ausbauten, war Hankou, seit etwa 1465 als Siedlung dokumentiert, im späten 19. Jahrhundert ein binnenländisches Zentrum mit überseeischen Verbindungen, nicht umgekehrt ein Seehafen (entrepôt) und Organisationszentrum mit relativ schwachem Anschluss zu Lande.192 Schon die Jesuiten hatten Hankou im 18. Jahrhundert als lebendiges Zentrum des Reiches beschrieben, und ein chinesisches Kaufmannshandbuch nannte die Stadt den wichtigsten Umschlagplatz für den Warenhandel des ganzen Imperiums.193 Im Vergleich zu Kano war Hankou mit seinen – vor dem verheerenden Taiping-Aufstand, kurz nach 1850 – mindestens einer Million Einwohnern eine Riesenstadt, ja, eine der größten Städte der Erde, in einer Größenklasse mit London, an das sich wegen der ungewöhnlich dichten Bebauung und Besiedlung manche europäischen Beobachter erinnert fühlten. Hankou verdankte sein Wachstum bis zu diesem Zeitpunkt keiner ausländischen Präsenz und keiner Anbindung an den Weltmarkt. 1861 wurde es zum Treaty Port erklärt. Briten und Franzosen richteten sogleich territorial kleine Konzessionen ein, in denen Chinesen nur als Hauspersonal geduldet waren; Deutsche, Russen und Japaner folgten nach 1895. Sogleich nach der «Öffnung» kamen ausländische Konsuln, Kaufleute und Missionare (letztere weniger in den Konzessionen als in der chinesischen Stadt tätig). Das plötzliche Erscheinen von Europäern, die Häuser, die sie sich bauten und die militärisch durch Kanonenboote auf dem Yangzi unterstützten Ansprüche, die sie stellten, bedeuteten einen tiefen Einschnitt in der Geschichte der Stadt.
Aber Hankou wurde dadurch in seinem Gesamtcharakter nicht «kolonial». Die Konzessionsgebiete dominierten die Innenstadt nicht in der Weise, wie es gleichzeitig in Shanghai geschah. In der wichtigsten von ihnen, der britischen, lebten um 1870 gerade einmal 110 Ausländer. Eine richtige «Europäerstadt» wie in Shanghai, Hongkong, Kairo oder Hanoi entstand nicht. Vor allem geriet Hankous weitläufiger Handel nicht unter das Diktat ausländischer Wirtschaftsinteressen. Seine Struktur wurde nicht imperialistisch umgepolt und Hankou nicht von einem «nationalen» Handelszentrum in einen Schröpfkopf des europäischen und nordamerikanischen Kapitalismus verwandelt. Wie William T. Rowe in einer meisterhaften Analyse gezeigt hat, war Hankou vor 1861 alles andere als die statische, geometrisch geformte, dem Primat staatlicher Verwaltung unterstehende «orientalische Stadt» der westlichen Soziologie und nach 1861 nicht eine typische «Kolonialstadt». Rowe vermeidet ein eigenes Etikett. Seine Darstellung zeigt einen urbanen Kosmos eher «bürgerlichen» Zuschnitts, in dem eine in sich vielfältig differenzierte und spezialisierte Kaufmannschaft bestehende Handelsnetze ausbaute und sich neue Aktivitäten erschloss. Gilden, die man nach Lektüre von Rowes Stadtgeschichte nicht länger als «vormodern» bezeichnen sollte, wurden veränderten Umständen flexibel angepasst, bewährte Kreditinstitutionen nicht durch Banken westlichen Typs ersetzt, sondern weiter effektiviert. Die städtische Gesellschaft nahm neue Zuwanderer auf, sie wurde pluraler und entwickelte unter der Führung städtischer Notabeln Ansätze zu einer Gemeinschaft, in der auch die keineswegs immer stillhaltenden Unterschichten ihren Platz fanden. Nach dem Ende der Taiping-Schrecken, die von außen auf die Stadt zukamen, waren immense Wiederaufbauleistungen nötig und wurden auch großenteils erbracht. Die Leute von Hankou ließen sich nicht passiv kolonisieren. Erst der Beginn der Industrialisierung in den 1890er Jahren veränderte das soziale Klima und Gefüge der Stadt. Einige der frühen Fabriken waren ausländische Gründungen, die größeren, etwa das 1894 eröffnete ebenso riesige wie technisch moderne Eisen- und Stahlwerk in Hanyang, gingen auf chinesische Initiative zurück. Auch das Hankou der Frühindustrialisierung wurde nicht zu einer Kolonialstadt. Das große städtische Zentrum des mittleren Yangzi-Tales soll als ein besonders anschaulicher Beweis für eine allgemeine Einsicht dienen: Nicht jeder Weltmarktkontakt einer schwachen Ökonomie führt zu kolonialer Abhängigkeit.
Es gab im 19. Jahrhundert auch bereits die ersten post-kolonialen Städte, also solche, die sich schärfer als die Städte der jungen USA von ihrer kolonialen Vergangenheit abwandten, sich gewissermaßen neu zu «erfinden» versuchten. Mexico City war in einer solchen Situation. Hier war der erste Schritt der eigenen Dekolonisation ab 1810, also noch vor der formalen Unabhängigkeit des Landes, die Auflösung der «indianischen Republik», d.h. vor allem die Abschaffung des Indianertributs gewesen. Aber der Archipel von Dörfern mit Mais anbauenden Indios rund um die Stadt prägte das Bild noch für Jahrzehnte. Indianerland geriet allerdings in der Folgezeit zunehmend in die Hände privater Spekulanten. Im November 1812 wurden die Mexikaner unter der Verfassung von Cadiz zum ersten Mal zu Kommunalwahlen aufgerufen. Seit April 1813, acht Jahre vor der Unabhängigkeit, wurde Mexico City von einem gewählten Stadtrat regiert, der allein aus «Amerikanern» bestand und auch einige indianische Notabeln einschloss. Das war eine veritable anti-koloniale Revolution; man wollte die Spuren des Ancien Régime ausmerzen. Aber in Wirklichkeit waren die Änderungen weniger dramatisch, als im Programm vorgesehen. Mexico City hatte in der Befreiungsbewegung keine große Rolle gespielt. Im neuen republikanischen Staat verlor die Stadt die Ausstrahlung und Macht, die sie in der Kolonialzeit besessen hatte. Das Stadtbild blieb bis Mitte des Jahrhunderts nahezu unverändert. Vor allem bewahrte der Katholizismus seine Stellung als Staatsreligion. Die Stadt war nach wie vor ein großes Kloster. 1850 zählte man 7 Konvente und 21 Nonnenklöster. Mexico City blieb «barock», Staat und Kirche waren weiterhin eng verzahnt. Erst nach der Mitte des Jahrhunderts erfuhr die Stadt größere Veränderungen.194
|  Imperiale Städte


Das Gegenstück zur Kolonialstadt war schließlich die imperiale Stadt, die beherrschende Metropole der Reiches, die Kraftquelle der Kolonisatoren. Die imperiale Stadt ist einfach definiert: Sie ist zugleich politische Kommadozentrale, Informationssammelpunkt, wirtschaftlich parasitärer Nutznießer asymmetrischer Beziehungen zu ihren verschiedenen Peripherien und Ausstellungsraum einer versinnbildlichten Herrschaftsideologie. Das Rom des Prinzipats und der ersten beiden nachchristlichen Jahrhunderte war eine solche imperiale Stadt in reiner Form, auch Lissabon und Istanbul im 16. oder Wien noch im 19. Jahrhundert. In der Neuzeit sind die verschiedenen Kriterien sonst nicht leicht zur Deckung zu bringen. So hat man im Stadtbild von Berlin viele Spuren seiner Vergangenheit als Kolonialmetropole (zwischen 1884 und 1914/18) gefunden, aber wirtschaftlich war Berlin niemals in nennenswerter Weise von Deutschlands vergleichsweise ärmlichem Kolonialreich in Afrika, China und der Südsee abhängig.195 Umgekehrt wäre die Prosperität der Niederlande im 19. Jahrhundert ohne die Ausbeutung Indonesiens undenkbar gewesen. Man behandelte diese nach Maßstäben der neueren Imperialgeschichte ziemlich weitgehende Abhängigkeit aber mit großer Diskretion (und Sparsamkeit) und unternahm nur schwache Anläufe, Amsterdam den Phänotyp einer imperialen Stadt zu verpassen. Das Königliche Tropenmuseum ist heute die sichtbarste Erinnerung an einstigen kolonialen Luxus. Rom hingegen, dessen entstehendes Kolonialreich eher geringfügig war, wurde nach 1870 mit imperialen Monumenten geschmückt – kein Problem angesichts ererbter cäsarischer Kulissen.196 In Paris gab es ebenfalls günstige Voraussetzungen: Der überseeische Kolonialismus des Zweiten Kaiserreichs und der Dritten Republik konnte sich in die imperiale Stadtlandschaft des ersten Napoleon einfügen. In Frankreich spielte Marseille neben Paris die Rolle einer zweiten Imperialstadt, ähnlich wie Sevilla es im Verhältnis zu Madrid getan hatte. Glasgow, in mancher Hinsicht Zentrum eines eigenen schottischen Imperiums, redete sich beharrlich ein, the second city of the Empire zu sein, auch wenn dies dem Besucher im Stadtbild nicht sogleich auffiel.
Doch auch London selbst, das Zentrum des einzigen Weltreichs der Epoche, zeigte sich nicht sehr aufdringlich von seiner imperialen Seite. Kalkutta sah um 1870 «imperialer» als die Metropole aus. London verzichtete sehr lange auf imperiale Monumentalität. Im architektonischen Prestigewettbewerb mit Paris zog die britische Hauptstadt mehrfach den kürzeren: John Nashs Regent Street war eine schwache Antwort auf den Arc de Triomphe (an dem von 1806 bis 1836 gebaut worden war), und der Neugestaltung von Paris unter Napoleon III. hatte man ebenfalls wenig entgegenzusetzen. Auch verstanden es die Franzosen mit der Zeit besser, ihren Welt- und Kolonialausstellungen Glanz zu verleihen. London blieb das hässliche Entlein unter Europas Metropolen, stets ärmer aussehend, als es wirklich war, allerdings im ganzen 19. Jahrhundert besser kanalisiert und beleuchtet als das unbescheidenere Paris.
Wenn Gründe für Londons imperiale Abstinenz eingefordert wurden, berief man sich auf private und öffentliche Sparsamkeit und die Abneigung einer konstitutionellen Monarchie gegen hohlen absolutistischen Pomp. Außerdem fehlte eine einheitliche Stadtverwaltung mit hinreichenden Planungsvollmachten. Selbst als Klagen laut wurden, die Weltstadt London müsse sich vor Wiener und selbst vor Münchner Prachtentfaltung verstecken und der Tourismus leide unter dem Mangel an Sehenswürdigkeiten (und ordentlichen Hotels), geschah einstweilen gar nichts. Erst Queen Victorias 50. Thronjubiläum 1887 und vollends das Diamond Jubilee der Monarchin (die immerhin auch Kaiserin von Indien war) zehn Jahre später weckte die Nation aus ihrem imperialen Schlummer. Architektonisch kam dabei jedoch wenig mehr heraus als der Admiralty Arch an der Südwestecke des Trafalgar Square.197 Abgesehen von ein paar Standbildern imperialer Eroberer und vom Albert Memorial am Nordrand des Hyde Park mit seiner Weltreichsikonographie, sah London vor 1914 nicht sehr imperial aus – wesentlich weniger als etwa Chengde (Jehol) in der Inneren Mongolei, der Sommersitz der Qing-Kaiser, wo Herrschaftsansprüche über Zentralasien in der Architektur feinsinnig repräsentiert waren. Gebäude wie das Australia House oder das India House entstanden erst nach dem Ersten Weltkrieg mit der Zweckbestimmung als Sitze von Hochkommissariaten (also de facto Botschaften). London war indes in einem anderen als dem stadtplanerisch-architektonischen Sinne eine imperiale Metropole: durch den Hafen und seine oft aus Asien und Afrika stammenden Menschen, durch dunkelhäutige Besucher aus Übersee im Straßenbild, durch exotische Ornamente im Lebensstil heimgekehrter Kolonialfunktionäre, durch Music Hall-Belustigungen mit exotischen Sujets. Der imperiale Nexus wirkte eher im Verborgenen.198 London hatte es nicht nötig, symbolisch dick aufzutragen.
7  |  Binnenräume und Untergründe

|  Mauern


Die vormoderne Stadt war ein ummauerter, durch Verteidigungsanlagen geschützter Raum. Selbst wo sie ihren militärischen Zweck nicht mehr erfüllten, fungierten Mauern als Zollschranken. Und auch nachdem diese Aufgabe entfallen war, dienten sie der symbolischen Abgrenzung von Räumen. Ganze Reiche haben durch ihre schiere technische, organisatorische und finanzielle Fähigkeit, Mauern zu bauen, ihre Überlegenheit über die «Barbaren» rings umher zum Ausdruck gebracht. Die Barbaren mögen Mauern zerstören – errichten können sie sie nicht. Mauer und Tor trennen Stadt und Land, Verdichtung und Zerstreuung. Die «typische» Stadt war in Europa, Asien und Afrika ummauert, doch nicht jede einzelne war es. Damaskus oder Aleppo hatten Mauern, Kairo hingegen war von vielen Binnenmauern zwischen Stadtteilen durchzogen, doch niemals durch einen geschlossenen äußeren Befestigungsring geschützt. Aus militärischen Gründen entfernten die Franzosen während ihrer kurzen Besatzung (1798–1801) viele dieser inneren Mauern; sie wurden nach dem Ende der Franzosenzeit unverzüglich wieder errichtet, aber seit den 1820er Jahren nicht länger durch private Milizen, sondern durch öffentliche Polizei kontrolliert.199 In der Neuen Welt gab es selten Stadtmauern, etwa in der Stadt Quebec und in Montreal. Die US-amerikanische wie auch die australische Stadtentwicklung wurde niemals durch Mauern gehemmt. Dafür haben die Amerikaner seit den 1980er Jahren an neuen Mauern Gefallen gefunden: Das gating wohlhabender Wohnkomplexe und Stadtbezirke, ihre Abgrenzung und Sicherung durch Schutzwände, mannshohe Zäune und Wachtposten, nimmt immer mehr zu. Diese koloniale Praxis verbreitet sich überall, wo Einkommensunterschiede und soziale Segregation des Wohnens ein hohes Ausmaß erreicht haben. Auch in den Großstädten des offiziell noch sozialistischen China ist sie üblich geworden.
Um 1800 war es für die durchschnittliche europäische Stadt noch eine Selbstverständlichkeit, von einem Mauerring umgeben zu sein. Nicht immer waren die Menschen dahinter eingepfercht; viele russische Städte waren locker und weitläufig besiedelt. Vororte mochten das Mauerwerk überwunden und überwuchert haben, doch die Befestigungsanlagen blieben weitgehend physisch intakt. Ihr Verschwinden war kein linearer Prozess und eignet sich schlecht als Gradmesser von Modernität. In einer in vieler Hinsicht modernen Stadt wie Hamburg wurden noch bis Ende 1860 nachts die Stadttore geschlossen, im marokkanischen Rabat, das bald Kolonialhauptstadt werden würde, noch um 1900 jeden Abend bei Sonnenuntergang die Tore zugesperrt und die Schlüssel dem Gouverneur der Stadt übergeben.200
Bei der Entfestigung von Städten ging es nicht nur um die Abtragung von Stadtmauern, die Zuschüttung von Gräben und die Bebauung des Glacis. Diese Veränderungen hatten stets kolossale Auswirkungen auf den Bodenmarkt. Verschiedene Interessen standen hier oft scharf gegeneinander. Die Stadtverwaltungen mussten den Nutzen und die hohen Kosten nicht nur des Abbruchs, sondern auch der infrastrukturellen Erschließung der neu gewonnen Böden gegeneinander abwägen. Der Fall der physischen Stadtgrenze machte Eingemeindungen oft unvermeidlich. Auch dies war mit zahlreichen Konflikten verbunden.201 Die Entfestigung begann in der Regel bei den großen Städten und erfasste erst später Mittel- und Kleinstädte. In Bordeaux waren die Stadtmauern schon um die Mitte des 18. Jahrhunderts einer großzügigen Modernisierung des urbanen Raumes gewichen, die den Mauerkranz durch Plätze und Alleen ersetzte. Auch Nîmes verwandelte Mauern in Esplanaden.202 Nicht alle französischen Städte folgten sogleich. Grenoble blieb bis 1832 hinter seinen Mauern eingezwängt, und danach wurden sie zunächst nicht abgetragen, sondern erweitert.203 In Deutschland hatten sich vor 1800 bereits mehrere große Städte ihrer Mauern entledigt: Berlin, Hannover, München, Mannheim oder Düsseldorf. Während der Napoleonischen Kriege wurden dann zahlreiche Städte zur Schleifung ihrer Festungswerke gezwungen, etwa Ulm, Frankfurt am Main oder Breslau. Sofern das frühere Befestigungsareal für Grünflächen und Promenaden benutzt wurde, blieb der einstige Mauerkranz im Stadtbild erkenntlich. In den Jahrzehnten nach dem Wiener Kongress drückte sich die allgemeine gesellschaftliche Stagnation in Deutschland auch in einem langsameren Tempo der Entfestigung aus. Während der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts verschwanden dann aber die letzten Stadtmauern, so 1881 in Köln und 1895 in Danzig. Kaum eine der großen Städte Europas hielt länger, bis zum Ende des Jahrhunderts, an ihren Mauern fest als Prag, das sich erst in den 1830er Jahren als romantisch-mittelalterlich-magische Stadt «neu erfunden» hatte, im Gegensatz zu dem entschlossenen Modernismus Budapests.204 In Großbritannien gab es um die Mitte des Jahrhunderts bereits keine Stadtmauern mehr, die anderen als ästhetisch-nostalgischen Zwecken gedient hätten, in den Niederlanden waren sie zwischen 1795 und 1840 entfernt worden.205 Wo ein konservatives Patriziat das Sagen hatte und einem «Traum von der geschlossenen Stadt» (Philipp Sarasin) nachhing, konnte sich die Entfestigung hinziehen. So in Basel bis nach 1859, während in Zürich und Bern Landbevölkerung und städtische Radikale gemeinsam schon in den 1830er Jahren für das Verschwinden der Mauern gesorgt hatten.206
In Spanien sprengte man die Mauergürtel nach 1860; eine dynamische Großstadt wie Barcelona war bis dahin hinter Mauern zusammengepfercht. In Italien hatten nur die Hafenstädte Genua und Neapel seit langem auf ihre Mauern verzichtet. Ansonsten verharrten noch um die Wende zum 20. Jahrhundert die Mehrzahl der italienischen Städte «in dem Mauerkleid, das ihnen das späte Mittelalter oder die Frühe Neuzeit angemessen hatten».207 Fiel die Beseitigung der Stadtmauern schon in die Epoche intensiveren Straßenbaus, dann empfahl sich eine Nutzung der gewonnenen Landstreifen für repräsentative und den Stadtkern entlastende Ringstraßen, wie es etwa in Wien, Mailand oder Florenz der Fall war. Kaiser Franz Joseph ordnete 1857 den Abriss der alten Befestigungen aus den Türkenkriegen mit der ausdrücklichen Absicht an, Wien eine neue Bühne für höfisch-imperiale Prachtentfaltung zu verschaffen.208
Besonders in kleineren Städten wurden oft einige der Stadttore aus dekorativen Gründen stehengelassen. Stadtmauern wurden auch im 19. Jahrhundert noch neu gebaut. Als 1840 in Paris, das sich noch lebhaft an die russische und deutsche Okkupation von 1814/15 erinnerte, wieder Krieg zu drohen schien, beschloss man, einen neuen Verteidigungsring zu bauen. Zwischen 1841 und 1845 wurde eine Stadtmauer von 36 Kilometern Länge mit 94 Bastionen und einem 15 Meter breiten Wassergraben angelegt, die sogar solche Vorstädte einschloss, die administrativ noch gar nicht zu Paris gehörten. Die Reste dieser längst obsolet gewordenen Mauer wurden erst 1920 entfernt und teilweise mit Parkgeländen, Sportplätzen usw. verbaut.209 In Indien schossen die Briten gleichsam ein urbanistisches Eigentor: Die Stadtmauern von Delhi waren 1720 bei einem Erdbeben stark beschädigt worden. Die Briten bauten sie zwischen 1804 und 1811 so gründlich wieder auf, dass es sie vier Monate und große Mühe kostete, während des Großen Aufstands von 1857 die Stadt einzunehmen. Als Reaktion auf 1857 rissen die Briten in Indien, wo immer es ging, die Stadtbefestigungen nieder. In Delhi, wo das Sprengen von 7 Kilometern massiver Mauer zu kostspielig gewesen wäre, gab es weiterhin eine von durchlöcherten Bastionen umgebene walled city, deren Tore aber nicht mehr geschlossen wurden.210
Nachdem man auch in Istanbul die Land- und Seemauern allmählich abgetragen hatte, ragten die Mauern von Peking wie Monumente einer anderen Zeit in die Gegenwart der Jahrhundertwende hinein. Sie erschienen wie ein städtisches Gegenstück zur Großen Mauer, die wenige Dutzend Kilometer nördlich der Kapitale verläuft. Die riesigen Mauern der Qing-Hauptstadt wurden in der Zeit des Boxeraufstandes durch Photographien in aller Welt bekannt. Sie schienen die Mittelalterlichkeit des chinesischen Reiches zu symbolisieren, zumal sie in ihrer Form klassischen chinesischen Mustern folgten und, anders als die Bastionen von Istanbul, keine Einflussspuren der frühneuzeitlichen europäischen Festungsarchitektur zeigten. Der Angriff der Acht-Mächte-Armee, die Anfang August 1900 gegen Peking zog, gestaltete sich wie ein mittelalterlicher Sturm auf eine befestigte Stadt. Angriffsziele waren die Stadttore im Osten. In Torflügel wurden Breschen geschossen, man legte Leitern an die Mauern an und kämpfte Mann gegen Mann auf den Mauerkronen. Zum letzten Mal ließ sich, aber ohne andauernden Erfolg, die Doppelung des chinesischen Mauerrings nutzen: für einige russische Soldaten wirkte das Gelände zwischen äußerem und innerem Tor wie eine Todesfalle.211 Die chinesische Hauptstadt war das größte ummauerte Areal der Welt. Es barg im Inneren (wie auch heute noch) den ebenfalls von hohen Mauern umgebenen Kaiserpalast, also die Verbotene Stadt, die wiederum von den Mauern der Kaiserstadt umschlossen war, zu der auch Seen, Parks, Behörden- und Wirtschaftsgebäude gehörten. Die noch weiteren Außenmauern um die Nordstadt (von Europäern im 19. Jahrhundert «Tatarenstadt» genannt) und die Südstadt («Chinesenstadt») mit ihren dreizehn monumentalen und wohlbewachten Toren stammten zumeist aus dem 15. und 16. Jahrhundert. Sie waren in der Mitte des 18. Jahrhunderts ergänzt worden. Nach ihrem Sieg im Boxerkrieg ersparten die Großmächte dem Kaiserreich die Demütigung und die Kosten, auf dem Abriss der Mauern zu bestehen. Erst 1915 wurde ein kurzes Mauerstück vor einem der Stadttore entfernt, um den Verkehr zu erleichtern.212
Alle chinesischen Städte waren von Mauern umgeben – das Schriftzeichen cheng kann als «Mauer» wie als «Stadt» übersetzt werden – und folgten ungefähr, aber nicht schematisch ein- und demselben kosmologisch begründeten Muster. Die jeweiligen Entschlüsse zum Bau von Mauern entsprangen jedoch konkreten lokalen Überlegungen. So wurden die Mauern von Shanghai seit den 1550er Jahren angelegt, als heftige Attacken von Piraten entlang der gesamten chinesischen Küste das Leben der Stadtbevölkerung unsicher machten. Nach wenigen Jahrzehnten war die Piratengefahr vorüber und die Mauer zwecklos geworden. Um die Mitte des 19. Jahrhunderts befanden sich die Befestigungen, vorwiegend aus Erde und ungebrannten Ziegeln gebaut, im Zustand fortgeschrittenen Verfalls. Die Wallgräben und die Wasserläufe innerhalb der Stadt waren verschlammt. Am Ende der 1850er Jahre begann sich ein neues Stadtbild von Chinas aufstrebender Metropole abzuzeichnen. Die bröckelnde Stadtmauer bestand weiter; sie umschloss the walled city, in der sich der Amtssitz des höchsten Beamten sowie der Stadttempel befanden.
Der Abriss dieser Mauern wurde im frühen 20. Jahrhundert zum Anlass eines heftigen Streits zwischen modernisierungswilligen «Demolitionisten» und ihren traditionalistischen Gegnern. Außerhalb der Mauer hatten sich geschäftige Vorstädte mit engen und gewundenen Straßen angelagert. Neben dieser «Südstadt», wie die Ausländer sie nannten, war innerhalb weniger Jahre die «Nordstadt» entstanden. Nach dem Ende des Opiumkrieges war Shanghai für Ausländer vertraglich geöffnet worden, und in den Jahren danach hatten Briten und Franzosen größere Territorien im Stadtbereich unter ihre Kontrolle gebracht. Hier entstand nun eine Stadt von europäischem Charakter mit rechtwinklig angelegten Straßen und Plätzen, einem Park, einer Pferderennbahn und einer Prachtstraße entlang des Flusses, wo sich mit der Zeit die Geschäftshäuser der großen europäischen Chinafirmen aufreihten.213 Wie später in der nordchinesischen Großstadt Tianjin oder in Saigon, so errichteten die Ausländer in Shanghai eine Art von Gegenstadt zur alten chinesischen walled city. Die mingzeitlichen Mauern der Altstadt hatten ihren Sinn umgekehrt. Sie dienten nicht länger der Verteidigung gegen Angreifer, sondern umschlossen eine Siedlung, mit der die Ausländer nichts zu tun haben wollten und die in ihren Augen Schmutz und Dekadenz des einheimischen China verkörperte. Auch in der Kronkolonie Hongkong blieb die kleine walled city eine Enklave, in die sich die britische Polizei und Verwaltung nicht einmischen mochte. Britische Stadtpläne Shanghais aus dem späten 19. Jahrhundert ließen innerhalb der Stadtmauern oft ein weißes Feld. Das ausländische Shanghai umringte sich mit keinem physischen Wall. An anderen Orten zog man sich indes hinter Schutzanlagen zurück: Das Gesandtschaftsviertel in Peking war durch eine Mauer abgeriegelt, die nach dem Boxeraufstand weiter verstärkt wurde, und in Kanton im tiefen Süden residierten die Ausländer auf einer künstlichen Insel im Perlfluss.
|  Die Invasion der Eisenbahn


Wenn etwas Mauern obsolet machte, dann war es die Eisenbahn (mit dem Automobil können Stadtmauern leichter koexistieren).214 Keine andere infrastrukturelle Innovation hat jemals so tief in städtische Organismen eingeschnitten. Sie bewirkte «die erste große Verwundung der überkommenen städtischen Textur».215 Man denkt als erstes an die Verbindungen zwischen Städten, die durch die Eisenbahnen entstanden. In Großbritannien war die erste Linie die 1838 eröffnete zwischen London und Birmingham, in Indien – um ein frühes asiatisches Datum zu nennen – 1853 die Bahn von Bombay in die Kleinstadt Thana. Nähe zu Fluss oder Meer entschied nicht länger über die Entwicklungschancen einer Siedlung. Städte wurden national, später grenzüberschreitend zu Netzen verknüpft. Dies geschah in Europa und im Osten Nordamerikas innerhalb von zwei oder drei Jahrzehnten, konzentriert auf die 1850er und 1860er Jahre. Interessanter als der chronologische Beginn des Eisenbahnverkehrs auf den jeweils allerersten Linien ist die Schwelle, jenseits deren von einem Eisenbahnsystem gesprochen werden kann. Das ist nicht nur eine Frage der netzförmigen Streckenausbreitung. Auch ein gewisses Niveau der Beherrschung von Material und Organisation muss vorausgesetzt werden, ein Grundmaß an Sicherheit, Regelmäßigkeit, Rentabilität und Zuspruch des Publikums. In Frankreich und den nicht-habsburgischen deutschen Ländern wurde in den 1850er Jahren ein Grad der Kohäsion erreicht, der von einem solchen System zu sprechen erlaubt, einige Jahre früher bereits in den Neuenglandstaaten. Um 1880 war ganz Europa bis zum Ural und nur unter Ausschluss des Balkans und des nördlichen Skandinavien von einem Eisenbahnnetz überzogen, das Systemanforderungen genügte.216 Bis 1910 entstanden solche Netze auch in Indien, Japan, Nordchina und Argentinien.
Was bedeutete die Ankunft der Eisenbahn für eine Stadt? Überall ging es bei den ersten railway manias nicht nur um Geld und Technik, sondern auch um Fragen städtischer Zukunftsgestaltung. Heiße Debatten wurden um die Folgen des Eisenbahnbaus für die Städte geführt, um das Verhältnis von privaten Interessen und allgemeinem Nutzen, um Lage und Gestaltung der Bahnhöfe. Die große Pionierzeit des Bahnhofsbaus, der eine ganz eigene Technologie und Ästhetik mit sich brachte, waren in Großbritannien und in Zentraleuropa bereits die vierziger Jahre. Schon 1852 war mit der Gare de Lyon der letzte der Pariser Fernbahnhöfe fertiggestellt. Man beeilte sich mit dem Bahnhofsbau auch deshalb, weil die Kosten von städtischem Land in Gleisnähe in die Höhe schossen. Eisenbahnen und Bahnhöfe waren enorme Landfresser. Am Ende des Übergangs von der eisenbahnlosen in die von Eisenbahnen geprägte Großstadt besaßen Bahngesellschaften zwischen 5 Prozent (London) und 9 Prozent (Liverpool) des Grund und Bodens in britischen Städten und beeinflussten indirekt die Nutzung von weiteren 10 Prozent.217 Die Bahnlinien schlugen tiefe Schneisen in Innenstädte hinein. Das Argument, dadurch Slums zu beseitigen, verfing selten, denn um die Neuansiedlung der verdrängten Menschen kümmerte man sich wenig. Das Problem wurde buchstäblich verschoben. Hunderttausende von Briten verloren durch den Eisenbahnbau ihre Wohnung. Innerhalb weniger Wochen konnten gewachsene Stadtteilstrukturen vernichtet und neue neighbourhoods diesseits und jenseits der Trassen geschaffen werden. Die anfangs beliebten Viadukte lösten dieses Problem nicht. Bahnstrecken und Bahnhöfe waren laut und schmutzig. Die Erwartung, sie würden das Geschäftsleben ihrer Umgebung stimulieren, erfüllte sich manchmal, häufig aber auch nicht. In ausgesprochenen Immigrantenstädten wie etwa Moskau bestand die Gefahr, dass sich um die Bahnhöfe neue Slums von Wanderarbeitern bilden würden.218 Als erstes entwickelte sich in Großbritannien der Personenfernverkehr, in einer zweiten Phase dann der Gütertransport auf der Schiene, der den Ausbau abermals landintensiver Güterbahnhöfe verlangte; erst in einer dritten Phase nach 1880 begann der Pendlerverkehr im Nahbereich, von den Bahngesellschaften mit wenig Nachdruck betrieben und manchmal sogar von den Städten subventioniert.219 In den Ländern, die als erste mit dem Bahnbau begonnen hatten, war um 1870 die physische Prägung der Innenstädte durch die Bahnhöfe abgeschlossen.
Bahnhöfe veränderten Stadtlandschaften, sie konnten mitunter den gesamten Charakter einer Stadt revolutionieren. Der 1889 eröffnete Hauptbahnhof von Amsterdam, auf drei künstlichen Inseln und 8687 Pfählen errichtet, schob einen mächtigen Riegel zwischen die Innenstadt und die Hafenfront. Der vielbewunderte Kontrast zwischen enger Stadt und der Weite des Meerespanoramas verschwand. Amsterdam drehte den Rücken zum Meer. Es verwandelte sich nach Wahrnehmung und Lebensgefühl von einer Wasserstadt in eine Landstadt. Gleichzeitig wurde eine Gracht nach der anderen zugeschüttet, insgesamt sechzehn. Die Planer wollten Amsterdam «modernisieren», es am Vorbild anderer Metropolen ausrichten. Erst der Protest von Heimatschützern bewirkte, dass 1901 der Grachtenvernichtung ein Ende gesetzt wurde. So vermochte Amsterdam wenigstens das Grundmuster seines frühneuzeitlichen Stadtbildes zu bewahren.220 Gleise und Bahnhof versperrten auch in Konstanz, das 1863 Eisenbahnanschluss erhielt, den Zugang von der Altstadt zum Bodensee.
Bahnhöfe brachten einige der größten architektonischen Herausforderungen der Epoche mit sich – jedenfalls, seit die Eisenbahngesellschaften oder die zuständigen Behörden Geld dafür auszugeben bereit waren, denn die allerersten Bahnhöfe (etwa Euston Station in London) waren sparsam gebaut worden. Niemals zuvor waren überdachte Räume der Zirkulation von einem ähnlichen Ausmaß gestaltet worden. Der Bahnhof musste Bewegung organisieren, Maschinen und Menschen lenken und den Geboten der Zeitkontrolle Genüge tun. Die neuen Materialien Eisen und Glas, kurz zuvor etwa schon in Pariser Einkaufspassagen ausprobiert, schufen neue Möglichkeiten leichter Konstruktion, virtuos etwa in Newcastle genutzt (1847–50). Die Fassaden hingegen hatten gewichtig zu sein und starke visuelle Akzente zu setzen. Oft waren sie weithin sichtbare Endpunkte von Straßen, die auf sie zuführten. Als die größten Kunstwerke wurden Bahnhöfe bewundert, die neueste Technik, Bequemlichkeit und gelungene Außengestaltung verbanden, so etwa J. I. Hittorfs Gare du Nord.221 Die Stilentscheidungen der Bahnhofsbaumeister, einflussreicher Leute, die eine Vielzahl von Kompetenzen in sich vereinigen mussten, waren schier unerschöpflich.222 Nichts blieb unversucht: Renaissance (Amsterdam, 1881–91), Romanik und Gotik vermischt (Madras, 1868), wilder europäischer Eklektizismus plus indische Handwerkskunst (Bombay, 1888), der Bahnhof als Festung (Lahore, 1861–64), neugotische Zuckerbäckerextravaganz mit virtuosem Eisenmaßwerk (St. Pancras in London, 1864–73), die riesige Rundbogenfassade (Gare du Nord, 1861–66; Frankfurt am Main, 1883–88), Mischmasch von allem (Antwerpen, 1895–99), «maurische» Phantastik (Kuala Lumpur, 1894–97), Jugendstil (Gare d’Orsay in Paris, 1898–1900), Zitate aus dem alten Rom (Pennsylvania Station in New York, 1910 eröffnet), nordische Nationalromantik (Helsinki, 1910–14).223 Wie diese Beispiele zeigen, war auch Indien ein Tummelplatz der frühen Bahnhofsbaumeister. Istanbul leistete sich mit seinen beiden von deutschen Ingenieuren errichteten Bahnhöfen (1887 und 1909 vollendet) die hübsche Pointe, Reisende, die von Europa her kamen, mit «islamisch» inspirierter Architektur, Besucher aus Kleinasien hingegen mit einer griechisch-klassizistischen Fassade zu empfangen.
|  Fußgänger und Pferde


Wer um 1870 mit der Eisenbahn in eine europäische Großstadt hineinfuhr, reiste mit einer Technik, die im Prinzip heute noch verwendet wird – und fand sich wenige Augenblicke später in einer archaischen Welt des Pferdetransports wieder. Alle Städte der Welt waren noch um 1800 Fußgängerstädte, standen also in dieser Hinsicht auf derselben Evolutionsstufe.224 Sie unterschieden sich in ihrem Erscheinungsbild hauptsächlich dadurch, in welchem Umfang Pferde benutzt wurden. Dies war nicht überall möglich und nicht unter allen Umständen jedem unbeschränkt gestattet. Wer nicht zu Fuß ging, ließ sich in Sänften durch chinesische Städte tragen, Pferde waren nicht üblich. In Istanbul war Nicht-Muslimen das Reiten im Stadtbereich untersagt, und selbst Esels- und Maultierkarren blieben für den Gütertransport bis ins 19. Jahrhundert hinein weniger wichtig als Menschenkraft.225 In Japan war es bis zum Ende der Tokugawa-Zeit nur den adligen Samurai erlaubt, zu Pferde zu reisen. Alle anderen quälten sich mühselig und oft barfuß durch Straßen, die entweder schlammig oder staubig waren. Nach der Landesöffnung um die Jahrhundertmitte wurde das Barfußgehen verboten, da es vor den Augen der Ausländer als beschämend galt.226
In der Fußgängerstadt durften die Wege zwischen Wohnung und Arbeitsplatz nicht zu weit sein. Dies war ein wesentlicher Grund für die slumartige Verdichtung des Wohnens in innerstädtischen Bezirken und dafür, dass sich Slums nur langsam auflösten. Ein Massentransport, den sich auch die schlecht verdienende Bevölkerung leisten konnte, war dafür die unerlässliche Voraussetzung. Vorindustrielle Transporttechnologien brachten keine wesentlichen Erleichterungen. Solche Technologien hielten sich auch noch lange nach dem Beginn des «Industriezeitalters». Pferdeomnibusse waren seit langem die erste wichtige Innovation im innerstädtischen Verkehr. Sie beruhten auf der betrieblichen Organisation des bis dahin privaten Kutschenverkehrs und setzen keinerlei fortgeschrittene Technik voraus. Der Pferdeomnibus als öffentliches Verkehrsmittel, nach Fahrplan regelmäßig auf bestimmten Strecken zu festen Preisen verkehrend, war eine amerikanische Erfindung, 1832 zuerst in New York eingesetzt. Es dauerte 21 Jahre, bis er 1853 in Paris erschien.227 Pferdebusse konnten nicht anders als teuer sein, da ihr Betrieb hohe Kosten verursachte: Es mussten Reservepferde in hoher Zahl gehalten werden; ein Pferd arbeitete in der Regel fünf bis sechs Jahre, Futter und Versorgung waren kostspielig. Zudem bewegte sich ein Pferdebus höchstens doppelt so schnell wie ein durchschnittlicher Fußgänger. Eine Lösung für den Transport von Arbeitern zwischen Wohnung und Arbeitsplatz waren Pferdebusse daher nicht. Pferde verursachten eine Menge Unrat. Allein in Chicago sammelte die Stadtreinigung um 1900 pro Jahr die unvorstellbare Menge von 600.000 Tonnen Pferdedung von den Straßen auf.228 Das Klappern beschlagener Hufe auf dem Pflaster und das Knallen der Peitschen verursachten einen Lärm, über den sich nicht nur Arthur Schopenhauer in Frankfurt am Main beklagte. Staus und Unfälle waren an der Tagesordnung. Allein die Beseitigung von Pferdekadavern war ein größeres sanitäres Problem.
Die Pferdetram, die 1859 erstmals in Liverpool eingesetzt wurde und sich in den 1870er Jahren auf dem europäischen Kontinent ausbreitete, löste diese Probleme nicht, bedeutete jedoch einen gewissen technischen Fortschritt, da sie durch Schienenführung die Last, die ein einzelnes Pferd ziehen konnte, verdoppelte. Die Kosten und Fahrpreise fielen, aber nicht dramatisch. Nirgendwo wurde die Pferdetram beliebter als in den USA. In New York lagen 1860 bereits 142 Meilen Schienen, und 100.000 Menschen benutzten pro Tag die Bahn. In den 1880er Jahren gab es in den USA 415 street railway companies, die 188 Millionen Passagiere per annum beförderten.229 In Istanbul, wo Wassertransport bis heute wichtig geblieben ist, wurden Tramschienen durch die bereits bestehenden breit angelegten Straßen westlichen Stils gelegt. Die Bahnen glichen das Straßenbild dem der großen europäischen Städte an, auch wenn den Pferden stockschwingende Männer vorausgingen, um die berüchtigten stambulischen Hunde von den Gleisen zu scheuchen.230
Tram-Gesellschaften war es in Großbritannien (nicht aber in den USA), gesetzlich verboten, mit Land zu spekulieren. Deshalb hatten sie keinen Anreiz zur Erschließung von Vorstädten. Dennoch trugen Pferdebusse und Pferdetrams zur sozialräumlichen Differenzierung bei. Sie erlaubten es der Mittelschicht, die sich Fahrtarife und ebenso die entlang der Transportrouten steigenden Bodenpreise leisten konnte, vom Arbeitsplatz entfernt zu wohnen und lösten damit das auf, was Soziologen workplace communities nennen.231 Um wirkungsvoll zu sein, setzten Pferdebusse und Pferdetrams die Eisenbahn voraus, da ihre wichtigste Stärke im Zubringerverkehr zu den zwischen- und vorstädtischen Bahnlinien lag. Die Bahn wiederum machte den vermehrten innerstädtischen Einsatz von Pferden erforderlich, weil sich die gesamte Zirkulation in der Stadt durch sie vermehrte. Es ist ein merkwürdiges Paradox, dass der fortgeschrittensten Beförderungstechnik des Zeitalters buchstäblich bis zum Ende des Jahrhunderts keine Verbesserung des innerstädtischen Transports entsprach. Noch 1890 bewegte man sich mit der Technologie von 1820 durch die großen Städte Europas und Amerikas.
1890 waren in Großbritannien insgesamt etwa 280.000 Pferde im Bus- und Tram-Einsatz.232 Für keine andere Stadt weiß man über die Verwendung von Pferden so gut Bescheid wie für Paris. In ganz Frankreich gab es 1862 schätzungsweise 2,9 Millionen Pferde (ein großer Teil davon in Landwirtschaft und Militär), in Paris 1880 mindestens 79.000, 1912 ca. 55.000. Fiaker, also Pferdetaxis, waren seit dem 17. Jahrhundert in Gebrauch; 1828 wurden sie erstmals in einer Art von Linienverkehr eingesetzt. Pferdeomnibusse verbreiteten sich erst nach der Gründung der Compagnie Générale des Omnibus 1855. Zur gleichen Zeit traten neue Arten der Nachfrage nach Transportdienstleistungen auf. So unterhielt das neu gegründete Kaufhaus Bon Marché in den 1850er Jahren in musterhaft geführten unterirdischen Stallungen mehr als 150 Pferde und einen großen Fuhrpark, um die Kundschaft zu Hause beliefern zu können. Auch Post, Feuerwehr und Polizei benötigten Pferde. Wohlhabende Privatleute hielten sich auch noch weit ins Automobilzeitalter Reit- und Kutschpferde. In London gab es 1891 mehr als 23.000 private Kutschen.233 Im französischen Zweiten Kaiserreich wurde unter englischem Einfluss das öffentliche Promenieren hoch zu Ross so beliebt wie nie zuvor. Reitstunden, Hippodrome und Pferdemiete gehörten zur bürgerlichen Freizeitgestaltung, und die entscheidende Distinktionsgrenze verlief gegenüber denen, die sich kein eigenes Gespann mit privatem Kutscher leisten konnten. Die Unterschichten profitierten vom letzten Goldenen Zeitalter des Pferdes durch billige Angebote von Pferdefleisch.234
Der Kutschenverkehr über Land war der neuen Konkurrenz durch die Eisenbahn auf längere Sicht selbstverständlich nicht gewachsen. Doch er verschwand nicht über Nacht. Im Gegenteil: Im frühen 19. Jahrhundert erreichte der Postkutschenverkehr in Europa den Höhepunkt seiner Effizienz und Eleganz. Er folgte der neuen, zunächst in Frankreich entwickelten Maxime, Passagiere so schnell zu befördern wie Briefe, also kuriermäßig. In England wurden Überlandkutschen niemals stärker frequentiert als im Übergang zum Eisenbahnzeitalter. Noch Anfang der 1830er Jahre unterhielt die größte Londoner Kutschfirma, Chaplin & Company, 64 Reisewagen und 1500 Pferde. 1835 verkehrten von London aus täglich 50 Kutschen nach Brighton, 22 nach Birmingham, 16 nach Portsmouth und 15 zum Fährhafen Dover. Das Londoner Fernkutschengewerbe hatte eine Gesamtkapazität von 58.000 Sitzen aufzubieten. Wie das Segelschiff so erreichte die Postkutsche ganz am Ende ihrer Epoche ein Maximum an technischer Vollkommenheit. Verbesserte Straßen (Oberflächenteerung), hinter denen selbstverständlich ökonomische Interessen und politische Entscheidungen standen, sowie perfektionierte Wagen führten dazu, dass die Reise von London nach Edinburgh (530 Kilometer), die um 1750 im Sommer noch zehn Tage gedauert hatte, nun in zwei Tagen bewältigt werden konnte. Von Frankfurt am Main nach Stuttgart brauchte man nach der Einführung des «Eilwagens» im Jahre 1822 statt vorher 40 nur noch 25 Stunden. Von Moskau gelangte man in 4 bis 5 Tagen nach St. Petersburg. Die Kutsche kam den Idealen des sanften Dahinschwebens und der geplanten Pünktlichkeit so nahe wie nie zuvor.235 Auf ebenen und glatten Straßen konnten die besten Wagen Geschwindigkeiten von 20 Kilometern pro Stunde oder sogar etwas mehr erreichen. Das schiere Gegenteil waren übrigens die schweren, mit 4 bis 6 Pferden bespannten Wagen der amerikanischen Siedler, die mit 3 bis 4 Kilometern pro Stunde den Kontinent westwärts durchquerten. Sie wurden in den 1880er Jahren durch den Ausbau der Eisenbahnen obsolet.236 Anderswo hielt sich, durchaus unter modernen Vorzeichen, das Pferd im Fernverkehr über das Jahrhundertende hinaus. 1863 wurde eine gute Straße zwischen Beirut und Damaskus eröffnet. Auf ihr verkehrte ein 12 bis 15 Stunden benötigender Kutschenexpress, für den bis zu tausend Pferde bereitgehalten wurden. Zwar verkürzte die 1895 eröffnete Bahnlinie die Fahrzeit auf 9 Stunden, doch schlug die Bahn das Pferd erst in den 1920er Jahren endgültig aus dem Rennen.237
|  Straßenbahn, Metro, Automobil


Eine Lösung vieler Probleme des innerstädtischen Personentransports brachte erst die Einführung der elektrischen Straßenbahn: 1888 in den USA, 1891 in Leeds und Prag, 1896 als zarisches Prestigeprojekt in Niznij Novgorod, 1901 in London, 1903 in Freiburg im Breisgau. Sie setzte technisch die Transformation von Elektroantrieb in rollende Bewegung voraus. Erst die Straßenbahn brachte eine wirkliche Revolution im städtischen Binnenverkehr. Sie war doppelt so schnell und halb so teuer wie die Pferdetram und ermöglichte es nun endlich auch den Arbeitern zu pendeln. Nun fielen die Fahrpreise mit solch erheblichen Folgen, wie sie Jahrzehnte zuvor das Sinken der Tarife im transatlantischen Dampferverkehr gehabt hatte. In Großbritannien stieg die Zahl der Fahrten mit öffentlichen Nahverkehrsmitteln pro Kopf der Bevölkerung von 8 im Jahr 1870 auf 130 im Jahre 1906. Am Vorabend des Ersten Weltkriegs besaßen fast alle europäischen Großstädte ein Straßenbahnnetz. Gleichzeitig war das Ende der Pferdetraktion in den Städten eingeläutet. 1897 wurden in New York sämtliche Omnibuspferde abgeschafft, in Paris gab es 1913 keine Pferdebusse mehr.238 Die Straßenbahn war für die ganz Armen immer noch unerschwinglich. Sie brachte Verbesserungen vor allem für die regulär beschäftigte Arbeiterklasse.
In Asien lieferten nicht Pferde, sondern Menschen die Zubringerenergie für die Eisenbahnen. Die japanische Rikscha (auch kuruma genannt), ein Art von Sänfte auf zwei Rädern, wurde 1870 erfunden, bald darauf serienmäßig produziert und in den 1880er Jahren nach China, Korea und Südostasien exportiert.239 Der Rikschaverkehr wurde in den großen Städten Japans schnell großbetrieblich organisiert. Die einzelnen Rikscha-Gesellschaften lieferten sich scharfe Preiskämpfe. Um 1898 sollen vor dem Bahnhof von Osaka mehr als 500 Rikschas ständig auf Kundschaft gewartet haben. 1900 waren in Tokyo 50.000 Rikschazieher im Einsatz. Die Benutzung des menschlich gezogenen einachsigen Tragwagens war zunächst ein Luxus, wurde später für viele erschwinglich und nach der Verbreitung der Straßenbahn am Ende der Meiji-Zeit abermals zu einer Dienstleistung gehobenen Anspruchs.240 Auch in Japan wurde der Pferdeantrieb nach der Jahrhundertwende schnell durch die elektrisch angetriebene Eisenstraßenbahn ersetzt. Pferdedroschken für bessere Herrschaften gab es hier wie dort weiter.
Am Ende unserer Epoche hatte das Automobilzeitalter noch nicht begonnen. Erst diese technische Innovation ermöglichte die wahre Explosion der Städte zunächst in den USA, in Europa erst nach dem Zweiten Weltkrieg. 1914 waren in der Welt 2,5 Millionen Personenkraftfahrzeuge im Einsatz. 1930 sollten es dann 35 Millionen sein. Um die Jahrhundertwende war es in Kontinentaleuropa für viele Menschen noch eine Sensation, einen Kraftwagen zu Gesicht zu bekommen. Wer selbst ein solch seltenes und kostbares Gerät nicht besaß, mochte aber vielleicht schon mit einer Motordroschke gefahren sein: Seit 1907 ging in Berlin die Zahl der Pferdedroschken dramatisch zurück, und bereits 1914 hatten motorisierte «Taxis», darunter auch solche mit Elektromotor, gleichgezogen. In Deutschland kam 1913 auf 1567 Einwohner ein PKW, in Frankreich auf 437, in den USA bereits auf 81. In Süd- und Osteuropa gab es noch kaum Autos in Privatbesitz. Zum Alltagsleben, besonders außerhalb der Großstädte, gehörte das Auto vor dem Ersten Weltkrieg noch nicht. Die USA, wo damals die technisch besten Autos produziert wurden, waren das einzige Land der Erde, für das dieser Satz nicht galt. Verkehrstechnisch gesehen, begann das 20. Jahrhundert in den USA. Nur dort war das Auto schon um 1920 mehr als eine Kuriosität: die technische Grundlage neuartiger Systeme des Massentransports.241
Das größte Pionierunternehmen im öffentlichen Nahverkehr war die Konstruktion der ersten Untergrundbahn der Welt, der Londoner «Underground», einer Kombination von Eisenbahntechnik und der im Kanalisationsbau erprobten Untertunnelung. Sie ging auf private Initiative zurück und blieb das ganze 19. Jahrhundert über ein Profit anstrebendes Projekt kapitalistischen Unternehmergeistes. An ihrem Beginn stand nicht eine Entscheidung weitsichtiger Stadtplanung, sondern die Vision eines einzigen Mannes, Charles Pearson. Die Bauarbeiten begannen 1860. Drei Jahre später wurde die erste Strecke von 3,5 Meilen der «Metropolitan Line» (die den U-Bahnen in aller Welt den Namen «Metro» gab) eröffnet. Die Bahnstrecken lagen 15 bis 35 Meter unter der Erdoberfläche. Von einer richtigen tube, einer Röhrenkonstruktion, konnte aber erst ab 1890 die Rede sein, als die Tiefbohrtechnik es erlaubte, die Trassen noch tiefer in der Erde zu versenken. Gleichzeitig begann man mit der Elektrifizierung des Antriebs. Bis dahin wurden die anfangs fensterlosen U-Bahn-Waggons von Dampflokomotiven gezogen, eine besonders problematische Technik im geschlossenen Tunnel. Die Waggons waren mit Öl- oder Gaslampen schummrig erleuchtet. Loks hatten bei voller Ladung oft Schwierigkeiten, unterirdische Anhöhen zu erklimmen, stoppten und rollten rückwärts. Zahlreiche städtische Großgrundbesitzer ließen auf und unter ihrem Gelände Bauarbeiten nicht zu. Dies erklärt eine umständliche und oft gewundene Linienführung. Da aber der Widerstand der Grundbesitzer gegen oberirdische Bahnen noch größer war, verdankt die U-Bahn ihre Existenz eigentlich der Wahl eines kleineren Übels. Wie die Eisenbahn so musste auch die U-Bahn anfangs Skeptiker überzeugen. Lord Palmerston, der 79 Jahre alte Premierminister, weigerte sich, 1863 an den Eröffnungsfeierlichkeiten teilzunehmen: in seinem Alter sei man froh, so lange wie möglich über der Erde bleiben zu dürfen. Das Publikum hingegen nahm das neue Verkehrsmittel ohne Bedenken an. Schon am ersten Betriebstag, dem 10. Januar 1863, wurden 30.000 Menschen befördert. Unbequem und schmutzig wie sie war (ein pensionierter Kolonialbeamter aus dem Sudan verglich den Geruch in ihr später mit dem Atem eines Krokodils), erwies sie sich doch als ein relativ schnelles und unfallfreies Verkehrsmittel. Die allmähliche Ausdehnung des Liniennetzes trug wesentlich zur Integration der Metropole und zur Anlage von Vororten bei. Die U-Bahn war für weite Kreise erschwinglich und wurde dennoch für ihre Betreiber zu einem profitablen Unternehmen. Nach dem Londoner Vorbild wurden die anderen frühen U-Bahnen angelegt: in Budapest (1896), Glasgow (1896), Boston (1897), Paris (1900), New York (1904), Buenos Aires (1913). In Asien wurde die erste Metro 1927 eröffnet (Tokyo).242 Die alte Grundidee britischer Ingenieure wird heute in aller Welt umgesetzt. Niemals wurden so viele U-Bahnen neu gebaut wie seit 1970.
|  Slums und Suburbia


In der Fußgängerstadt waren die besten privaten Adressen zugleich die zentralsten. Von Paris bis Edo hielt man in der frühneuzeitlichen Stadt die extramuralen Vorortsiedlungen meist für Plätze minderen Ranges. Mexico City um 1800 bietet ein schönes Beispiel für eine solche konzentrische Anordnung: Die Spanier besetzten mit Ämtern, Kirchen, Klöstern, Kollegien und Geschäftshäusern das Zentrum der Stadt, dazwischen sah man in großer Zahl farbige Diener. Darum herum waren Neuzuwanderer nach Herkunftsgruppen angeordnet. Den äußersten Kreis bildeten die indianischen Dörfer.243 Moskau sah um 1900 ähnlich aus: Die besten Lagen fanden sich im Zentrum, von dem ausgehend es immer schlimmer wurde. Die äußeren Stadtteile waren wild und rau: schlechte unbeleuchtete Straßen, Holzhütten noch ohne Kerosinlampen, viel verwildertes Land, barfüßige Menschen, für bürgerliche und aristokratische Moskauer das Ende der Zivilisation.244 In vielen Megastädten der Gegenwart liegen die Shantytowns der Arbeitslosen ebenfalls an der äußersten Peripherie, ohne Verbindung zum städtischen Kern.
Dass sich die Wertung von Zentrum und Peripherie umkehrte, war also nicht selbstverständlich. Wo dies geschah, wo es erstrebenswert wurde, zentrumsfern zu leben, da war dies neben der Invasion der Eisenbahn und der Assanierung die dritte große Revolution der Stadtgeschichte im 19. Jahrhundert. Suburbanization als Prozess, bei dem die Randgebiete schneller wachsen als der städtische Kern und der einen Zustand herbeiführt, wo das Pendeln zum Normalfall wird, begann in Großbritannien und USA nach etwa 1815. Er wurde schließlich in den Vereinigten Staaten und in Australien ins Extrem getrieben, während Europäer niemals eine derart starke Vorliebe für dezentrales gegenüber innerstädtischem Wohnen ausbildeten.245 Schon vor der allgemeinen Verbreitung des PKWs in den 1920er Jahren festigte sich in den USA das Ideal des räumlich isolierten Haushalts. Weniges charakterisiert ein eigenes nordamerikanisches (mit Abstrichen für Kanada) Zivilisationsmodell so deutlich wie die Präferenz für Hauseigentum, für das Leben in freistehenden Häusern weit entfernt vom Arbeitsplatz und für eine geringe Wohndichte. Sie erreichte im metropolitan sprawl nach 1945 ihre deutlichste Ausprägung, nirgendwo extremer als in Los Angeles, das man als «Zurückweisung der Metropole zugunsten ihrer Vororte» beschrieben hat.246
Die nationalen Stile von Suburbanisierung unterscheiden sich in mancher Hinsicht: Eine französische banlieue ist etwas anderes als eine deutsche oder skandinavische Schrebergartenkolonie (wie sie seit den 1880er Jahren populär wurden). Dennoch gibt es Grundmechanismen europäischer Suburbanisierung, die sich gut am Beispiel Englands erläutern lassen. In London, dem Geburtsort der Vorstadt, und anderswo in Südengland war es eine seit langem verbreitete Gepflogenheit, sich aufs Land zurückzuziehen, auf aristokratische Landsitze oder in Villen (schamhaft cottages genannt) für den gut gepolsterten Ruhestand. Suburbanisierung war etwas Anderes und Neues. Leute, die weiterhin regelmäßig in der Stadt arbeiten mussten, gaben ihre zentralen Wohnsitze auf und pendelten täglich. Schon um 1820 wurden für die obere Mittelschicht, die sich das Pendeln mit der Kutsche erlauben konnte, im Umkreis Londons neuartige Edelsiedlungen mit Villen und Doppelhäusern angelegt. John Nashs Regent’s Park schuf eine reizvolle Verbindung von Stadt und Land, das Vorbild für parkartige Villensiedlungen in ganz England. Als der Pariser Stadtmensch Hippolyte Taine in den sechziger Jahren solche Villenorte in Manchester und Liverpool besuchte, erschrak er vor der Ruhe, die dort herrschte.247 In Manchester waren bereits früher als in London die zentralen Distrikte von den «feinen Leuten» verlassen worden. Das Mittagessen nahm man im Club ein, abends ließ man sich nach Hause kutschieren. Ähnlich war es im kaiserlichen Deutschland, dem zweiten großen Land der Villenvororte und «feinen Wohngegenden» in Distanz zum Stadtzentrum. Aber war die «Villa» mit ihrem römischen Bedeutungshintergrund wirklich eine europäische Spezialität? Als sich im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts das marokkanische Sultanat liberalisierte und die Wohlhabenden sich nicht mehr vor dem Auge des Herrschers unauffällig machen mussten, da wurden die Anhöhen über Fes, einer altislamischen, mittelalterlich geprägten Stadt, rasch mit prunkvollen Wohnhäusern überbaut.248
Die Voraussetzungen für suburbanes Wohnen immer größerer Teile der Mittelschichten waren verbesserte Einkommen, angenehmere Verkehrsverbindungen, Zunahme der für den Verkehr aufzuwendenden Zeit sowie ein kommerzielles Häuserangebot durch Bauunternehmer. Man darf die frühe Suburbanisierung freilich nicht isoliert betrachten. Sie hing eng mit einem anderen Prozess in den viktorianischen Großstädten zusammen: dem Aufstieg und Fall von Slums.249 Die von der middle class betriebene Industrialisierung schuf die innerstädtische Verdichtung minderwertigen Wohnraums. Darauf floh die middle class aus der Nachbarschaft solchen gesundheitsgefährdenden Elends in die Vororte, kassierte aber weiterhin Einkommen aus den Slumbezirken: entweder Miete oder nach Verkauf des Slumlandes Bodenerlöse. Slumbildung und Suburbanisierung erscheinen hier als zwei Aspekte ein und desselben kapitalistischen Prozesses. Er spielte sich lange unter Bedingungen eines politisch ungeregelten Marktes ab. Nicht vor 1880 machte sich in den europäischen Ländern die Ahnung breit, der freie Wohnungsmarkt könne keine minimalen Wohnstandards für alle herbeiführen, und erst nach dem Ersten Weltkrieg begann in einigen Ländern, etwa Großbritannien, eine effektive staatliche Wohnungspolitik.250 Diese allmähliche Politisierung der Wohnungsfrage setzte voraus, dass sie überhaupt als Problem definiert wurde. Solange extreme Armut und Slumverhältnisse aus der Sicht politisch handlungsfähiger Kreise als «normal» oder gar in moralischer Bewertung als selbstverschuldet betrachtet wurden, schien ebensowenig Handlungsbedarf zu bestehen wie unter der Gewissheit, dass Elendsquartiere nur eine erste Durchgangsstation für die Integration von Zuwanderern in die städtische Gesellschaft seien.251 In den USA, wo Slums eher ausnahmsweise in extrem dicht (und das hieß: mehrstöckig in Mietskasernen) besiedelten Stadtzentren vorkamen (etwa in New York oder Cincinnati), wo sie in der Zusammensetzung ihrer Bevölkerung exotischer wurden und wo man sie immer mehr als Abgrund von Asozialität sah, erlangte diese Einsicht in die Grenzen der Assimilation von Unterschichtsimmigranten am Ende des Jahrhunderts eine große Bedeutung. Die weiter vorangeschrittene Slumbildung in einigen Städten Europas, etwa in Glasgow, Liverpool, Dublin, Lissabon oder in den 12. und 13. Arrondissements von Paris, stand warnend vor Augen.252 In Großbritannien fürchtete und verabscheute man Slums eher als Streuungsherde gesundheitlicher und moralischer Übel, als mahnende Erinnerung an die Grenzen der Modernität und nicht zuletzt als unproduktiven Missbrauch wertvollen Grund und Bodens.253
In die sanierten Slums kehrten selten die Mittelschichten zurück; diese Areale wurden zu Geschäftsvierteln. Aber die Flucht in geräumige, grüne und gesunde Vororte und Villenviertel wurde nicht in Europa und noch nicht einmal in den USA zur allgemein verbindlichen Norm. Die Pariser, Budapester oder Wiener Bourgeois hielten an ihren großen Stadtwohnungen mit repräsentativen Empfangsräumen und eher anspruchslosen Privatgemächern fest; entsprechend waren die Zentren dieser Städte um 1890 doppelt so dicht besiedelt wie das Innere Londons.254 Obwohl auch hier Vororte entstanden und die Entleerung der Stadtzentren voranschritt, erreichten diese Prozesse niemals Ausmaß und Tempo der britischen Suburbanisierung. Die Entwicklung in New York wich von einem charakteristisch amerikanischen Muster ab. Von den sechziger bis zu den achtziger Jahren waren die großbürgerlichen Stadthäuser, meist schmale, hochgestreckte Reihenhäuser, immer voluminöser geworden. Das ging bei steigenden Grundstückspreisen auf Kosten der Gärten hinter dem Haus. Schließlich hatten mit Ausnahme der Superreichen alle New Yorker gleich wenig Privatland zur nutzbaren Verfügung. Als Alternative zum nun einsetzenden Drang an die Peripherie kamen in den 1880er Jahren French flats in Mode. Mit der Verbreitung des hydraulischen oder elektrischen Fahrstuhls war es nun möglich, high rise luxury apartments in zentraler Innenstadtlage kommerziell anzubieten. Wer nicht gerade auf einer extrem teuren Stadtvilla beharrte, konnte seit etwa der Jahrhundertwende sein großzügiges Domizil in einem Wohnblock mitten in Manhattan beziehen – mit Telephon, Rohrpost, heißem und geeistem Wasser aus der Leitung, Wäscherei und Swimming Pool im Keller.255
Warum vermieden die (meisten) Städte Nordamerikas und Australiens im 19. Jahrhundert die Slumbildung, und warum wurde die Ausbreitung separat stehender, für einen großen Teil der Bevölkerung bis hin zu Facharbeiterhaushalten erschwinglicher Einfamilienhäuser bei ihnen zum vorherrschenden Urbanisierungsmodus? Warum blieben Zustände wie die im Paris des Bürgerkönigs aus, wo ein Viertel bis ein Fünftel der Arbeiter zusammengepfercht in heruntergekommenen Hotels «garni» hauste: fünfstöckigen Häusern mit niedrigen, feuchten Zimmern, oft ohne Kamin und Tapeten und nur den allernötigsten Möbeln ausgestattet?256 Anders gefragt: warum entwickelten sich in den Neo-Europas völlig andere Muster der siedelnden Raumnutzung als in der Alten Welt?
Dies ist die vielleicht interessanteste stadtgeschichtliche Frage der Epoche. Die auf den ersten Blick überzeugende Erklärung, es habe dort ein größeres Angebot an Land gegeben, reicht nicht aus. Des Rätsels Lösung scheint anderswo zu liegen. Raumgreifende Urbanisierung ist wesentlich teurer als kompakte, weil sie größere infrastrukturelle Investitionen erfordert: längere Vorortbahnen mit mehr Haltestellen, ausgedehntere Kanalisation usw. Drei Faktoren mussten zusammentreffen, um ein verstreutes Wohnen überhaupt realistisch zu machen: (1) neue Technologien des preiswerten Hausbaus (das um einen Rahmen gebaute «Fertighaus»), (2) das Vorhandensein mechanisierter Verkehrsmittel, also dampfgetriebener U-Bahnen und Vorortzüge sowie der elektrischen Straßenbahn und (3) hohe und vor allem ziemlich gleichmäßig verteilte Durchschnittseinkommen. Die Kombination dieser drei Voraussetzungen fehlte in den europäischen Ländern zum jeweiligen Zeitpunkt des Einsetzens intensiver Urbanisierung. Sie war in einer Stadt wie Melbourne perfekt realisiert.257 Eine «angelsächsische» oder «amerikanische» kulturelle Vorliebe für Einfamilienhäuser kann daher nicht als unabhängige Variable behandelt werden. Diese Präferenz traf auf die praktische Möglichkeit ihrer Realisierung. Die neuen Städte in Australien und im Mittleren Westen der USA mochten zwar nach den ästhetischen Maßstäben europäischer Urbanistik langweilig oder gar hässlich aussehen, sie rückten aber den «kleinbürgerlichen» Traum von einem gesunden, den Schutz einer Privatsphäre sichernden Leben der Kleinfamilie im eigenen Haus in die Reichweite eines großen Teils der arbeitenden Bevölkerung. Kapitalistische Serienproduktion stellte seit dem frühen 19. Jahrhundert uniforme Wohnquartiere unterschiedlichster Art bereit: von den aus Ziegelstein gebauten engen, oft gartenlos Rücken an Rücken stehenden Reihenhäusern englischer Städte bis zu den Wohnblöcken von Glasgow, Paris oder Berlin. Neun Zehntel der Wohnungsbauten im viktorianischen London waren – ganz in heutiger Manier – «spekulative» Projekte in Erwartung der Nachfrage, nicht purpose-built. Die Produktionsweise garantierte aber noch nicht die Qualität der Produktion. Allein die demokratisierte suburbia der Neuen Welten löste das Problem von Überfüllung von Wohnquartieren. Damit hinterließ sie dem 20. Jahrhundert das Folgeproblem verödeter Innenstädte.
Der technisierte Vorort von 1910 ist uns heute noch nah und vertraut, wir bezeichnen ihn ohne Zögern als «modern». Die Fußgängerstadt des frühen 19. Jahrhunderts hingegen war das schiere Mittelalter: eine Stadt, in der auch nach den Fließbandmorden der französischen Guillotine öffentliche Hinrichtungen – im «zivilisierten» London wurden zwischen 1816 und 1820 insgesamt 140 Menschen öffentlich gehenkt – zu den beliebtesten Volksbelustigungen gehörten.258 Sie war auch eine finstere Stadt.259 Die Lichter in den Häusern wurden früh gelöscht, und über die Gassen konnten man sich nur beim Schein von Fackeln und Windlichtern bewegen. Gasbeleuchtung wurde zuerst in Baumwollfabriken installiert, um den Arbeitstag zu verlängern. 1807 erhellten die ersten Gaslichter Londons Straßen, um 1860 hatten 250 deutsche Städte Gasbeleuchtung.260 In Japan wurden in der Mitte der 1870er Jahre gleichzeitig Petroleum- und Gasbeleuchtung an öffentlichen Orten eingeführt. Petroleum hielt sich neben Gas, da es kaum infrastrukturelle Anlagen erforderte: Die Eisenbahn verteilte Öl an Groß- wie Kleinabnehmer im ganzen Land. 1912, im Todesjahr des Meiji-Kaisers, war Japan vorwiegend ein Land der Petroleumlampen.261 Innenräume wurden überall zu einem späteren Zeitpunkt mit neuer Lichttechnik ausgestattet als die zentralen Plätze und Straßen.
Seit den 1880er Jahren hatte der durchschnittliche britische Arbeiterhaushalt Zugang zu Gas für Beleuchtung, Kochen und Heizung. Die Gastechnik stand in einem engen Zusammenhang mit der Industrie. Besonders nachdem in den 1880er Jahren in Westeuropa Gasherde in Gebrauch gekommen waren, erzeugte sie einen hohen Eisenverbrauch. Elektrizität wurde in Paris 1875 öffentlich verfügbar gemacht. Dauerhaft genutzte elektrische Straßenbeleuchtung gab es 1882 in Nürnberg als erster deutscher Stadt, 1884 in Berlin, 1897 in Mexico City, wo die gesamte Installation importiert werden musste. Anfangs war es schwierig, in den Gasmarkt vorzudringen. Die Gasbeleuchtung erfüllte ihren Zweck, und es dauerte eine Weile, bis die Vorteile der Elektrizität deutlich wurden. Besonders spektakulär waren sie als Bühnenbeleuchtung in Theatern. Schon in den späten 1830er Jahren war in Paris durch Herunterdrehen der Gasbeleuchtung das Licht im Zuschauerraum effektvoll zum Erlöschen gebracht worden. Erst die volle Ausleuchtung des Bühnenraumes begründete die moderne, körperbetonte Schauspielkunst.262 Sobald die neue Technik massenwirksam wurde, brach eine richtige Lichtmanie aus. Die europäischen Städte wetteiferten um den Titel der «Lichtstadt».263 Die Erleuchtung der Innenstädte hatte die gewaltigsten Konsequenzen: Der Abend wurde demokratisiert, seit sich nicht mehr nur Kutschenbesitzer und Leute mit Fackelträgern auf die Straßen wagten. Gleichzeitig konnte der Staat das nächtliche Treiben seiner Untertanen und Bürger besser kontrollieren. Das platte Land lag weiter im Dunkeln. Nichts legte einen solchen Abstand zwischen Stadt und Land wie die Verwandlung des Lichts von der Ausstrahlung schwacher Kerzen und Funzeln in das Produkt technischer Systeme.
8  |  Symbolik, Ästhetik, Planung

|  Strafe und Exotisierung


Der besondere Charakter von Stadtteilen und townscapes entzieht sich von einem bestimmten Punkt an der formalen Analyse. Literarische Beschreibung kann dem örtlichen Kolorit, dem genius loci, besser gerecht werden.264 Es ist nicht nötig anzunehmen, in gebauten Stadtlandschaften drücke sich der «Geist» einer Gesellschaft aus. Einfacher ist es, nach den artikulierten Ideen der Zeitgenossen über das Wesen der Stadt zu fragen. Man findet dann im Europa des 19. Jahrhunderts oft den Gedanken, die Stadt sei ein natürlicher Organismus – eine Idee, die am Beginn der Stadtsoziologie steht. «Modernität» als Maßstab von außen an eine Stadt heranzutragen, ist problematisch. Allzu leicht teilt der Historiker dann die Begeisterung der neuen «Großstadtmenschen» oder umgekehrt die Abneigung alter Eliten – des Landadels, der Mandarine – gegen emporkommende Kaufmannsund Industriestädte. Ein Diskurs der Rückständigkeit ist schwer zu entwirren. Was bedeutet es, von einer Stadt zu sagen, sie sei «ein großes Dorf»? Westeuropäer mokierten sich in Moskau oder Peking über die Häufigkeit und Selbstverständlichkeit von simplem Landvolk im Stadtbild und wunderten sich in einem nächsten Schritt über die Mischung der sozialen Schichten, damit andeutend, dass es sich um anders beschaffene städtische Gesellschaften als die westeuropäischen handeln könnte.
Bilder und Bewertungen einzelner Städte können sich abrupt ändern. Lucknow, die von 400.000 Menschen bewohnte Hauptstadt des Nawab von Awadh, die glanzvolle Residenz eines der reichsten Fürsten Indiens, vermutlich um die Mitte des 19. Jahrhunderts die wohlhabendste binnenländische Stadt des Subkontinents, kulturelles Zentrum einer anspruchsvollen persianisierten Elite, verwandelte sich 1857 über Nacht in den Augen der Briten in eine Brutstätte von Rebellion und Übel. Die Bewunderung für das alte muslimische Indien verschwand von einem Tag auf den anderen. In Lucknow war die britische Garnison während des Großen Aufstandes 140 Tage lang belagert worden. Dass dies möglich war, wurde unter anderem der verwinkelten Anlage der alten Stadt zugeschrieben. Nach 1857 wurde sie daher auf Sicherheit hin umgebaut. Zur gleichen Zeit wurde die Hygiene verbessert. Krankheiten hatten unter den Europäern mehr Opfer gefordert als die Kampfhandlungen selbst. Zwei Jahrzehnte lang, bis 1877, wurde die Stadt umgemodelt. Auch andere wichtige vorkoloniale Städte, die während des Aufstandes zu Schlachtfeldern geworden waren, sahen sich einer ähnlichen Behandlung unterzogen: Agra, Meerut, Jhansi. Der größte Teil ihrer Altstädte wurde demoliert, ihre Symbolik systematisch entwertet: Eines der wichtigsten islamischen Heiligtümer in Lucknow, zugleich Mausoleum eines vom Volk verehrten Nawab, wurde in eine Armeebaracke verwandelt, wo britische Soldaten mit Stiefeln herumliefen, Alkohol tranken und Schweinefleisch aßen. Die große Freitagsmoschee, bis dahin das religiöse Zentrum der Stadt, wurde geschlossen und dem Verfall preisgegeben – ein kapitaler Eingriff in die soziale Räumlichkeit der Stadt. Fortan gab es nur noch kleine Stadtteilmoscheen. Große militärisch nutzbare Straßenschneisen wurden angelegt; die gewundenen Straßen und Sackgassen verschwanden. Aus Monumenten indischer Tradition wurden in britischen Augen militärisch motivierte Sanierungsfälle.265 Lucknow wurde radikal ent-exotisiert.
Stadtideale und Baustile wirkten in unterschiedlichen Richtungen aufeinander ein. Baustile ließen sich leicht kopieren, ganze Stadtanlagen schwieriger, der «Geist» kulturspezifischer Urbanität fast gar nicht. Im 19. Jahrhundert schwankte man zwischen Eklektizismus und der Suche nach kultureller Authentizität. Nicht nur in Europa: In Osaka führten die Architekten Nahouchi Magoichi und Hidala Yitaka europäischen art nouveau und Design jüngster Herkunft ein; die neu erbaute Stadt Yokohama wurde zu einem Sammelsurium der verschiedensten Einflüsse: Kuppeln und Säulenreihen, gotische Spitz- und maurische Rundbögen fanden Gefallen.266 Ein zweites nicht-kolonisiertes Land, Siam, bemühte sich im frühen 20. Jahrhundert selbstbewusst um einen «nationalen» Thai-Stil, der als Ausdruck des Bauwollens einer entstehenden Nation aus vorhandenen Elementen erst geschaffen werden musste.267
Umgekehrt erlebte Europa nach dem mittleren 18. Jahrhundert von etwa 1805 an eine zweite und Nordamerika wenig später seine erste Welle des architektonischen Exotismus. Damals entstanden im englischen Seebad Brighton der Royal Pavilion mit seinen «indischen» Kuppeln und Minaretten und in der Nähe die prunkvollen orientalisierenden Stallungen für die Vollblüter des Prince of Wales, heute als Konzerthalle genutzt.268 Der amerikanische Show-Unternehmer Phineas Taylor Barnum versuchte, den Brighton Pavillion durch sein dreistöckiges Phantasiegebäude «Iranistan» im «Mogul-Stil» zu übertreffen. Die fragile Konstruktion, 1848 vollendet, fiel neun Jahre später einem Brand zum Opfer. Andere «orientalische Villen» jenseits des Atlantiks waren langlebiger und ästhetisch erfolgreicher.269 Häufiger als ganze Gebäude findet man orientalisierende Interieurs: Kacheln, durchbrochene Holz- und Metallarbeiten, Teppiche und Wandbehänge. Orte des technischen Avantgardismus wie Bahnhöfe und Pumpstationen wurden «maurisch» verziert, Friedhöfe mit Exotica ausgestattet. Chinesische Pagoden und hölzerne japanische Torbögen gehörten zum Mobiliar auch bürgerlicher Stadtparks.270 Umgekehrt hat allerdings das typisch europäische Reiterstandbild niemals Anklang bei Asiaten gefunden. Die Weltausstellungen wurden zu Schaustellungen von Architektur aus aller Welt oder dem, was man dafür hielt.271 In ihrer Wirkung gingen zwei «orientalische» Elemente über die Ornamentik einzelner Gebäude hinaus: der Basar und der Obelisk. Seit der Eröffnung der ersten «Basar» genannten Einkaufspassage im Okzident 1816 bis zu den shopping malls der Gegenwart hat sich die orientalische Form des überdachten Marktes anhaltender Beliebtheit erfreut. In europäischen «Basaren» wurde allerdings nicht gefeilscht. Sie waren, im Gegenteil, Pioniere des Festpreises.272
Obelisken haben eine Geschichte für sich. Seit man im Europa der Renaissance den alten Ägyptern tiefe Weisheit zuzutrauen begann, waren sie deren ästhetisch perfektes Symbol. Sie standen weniger für den gegenwärtigen Orient als für frühe zivilisatorische Vollendung in der Tiefe der Zeit. Neu war die Idee, europäische Metropolen an optisch zentralen Stellen mit solchen kulturell fremden Objekten zu schmücken. Machten sich es die Amerikaner später einfach, wenn sie den 50 Meter hohen Obelisken des 1885 eingeweihten Washington Monument in Washington D. C. selbst anfertigten, so setzten sich die Imperialmächte des 19. Jahrhunderts die Idee in den Kopf, Originalobelisken herbeizuschaffen. «Cleopatra’s Needles» wurden 1880 am Londoner Themseufer und ein Jahr später im Central Park zu New York installiert. Das unübertroffene Vorbild dieser Aktionen aber war die Errichtung eines riesigen Obelisken in der Mitte der Place de la Concorde am 25. Oktober 1836. Den 220 Tonnen schweren Monolithen hatte Muhammad Ali, der Pascha von Ägypten, dem französischen König geschenkt. Der Pascha hing nicht besonders an den Kunstschätzen der vorislamischen Antike und nutzte die Gelegenheit, den Franzosen, die seit Bonapartes Ägyptenfeldzug über die Altertümer am Nil gut unterrichtet waren, eine diplomatische Freude zu bereiten. Schließlich brauchte er ihre Unterstützung bei seinen Bestrebungen, sich von seinem Oberherrn, dem Sultan in Istanbul, unabhängig zu machen. Nur: holen müssten sie sich den Koloss selber. Kein geringerer als Jean-François Champollion, der in Frankreich wie in Ägypten gleichermaßen verehrte Entzifferer der Hieroglyphen, reiste 1828 nach Ägypten, um das Obeliskenangebot zu prüfen. Er empfahl, sich um den westlichen Obelisken von Luxor zu bemühen. Die neue Regierung der Julimonarchie schickte 1831 ein Spezialschiff mit einem Team von Ingenieuren nach Oberägypten. Es dauerte mehr als fünf Jahre, bis der Obelisk abgebaut, verladen, über Nil, Mittelmeer und Seine verschifft, an Land gebracht und schließlich in einem spektakulären öffentlichen Akt aufgerichtet wurde. Als Ergebnis dieser extrem kostspieligen Unternehmung schmückte die «Hauptstadt des 19. Jahrhunderts» einen ihrer belebtesten öffentlichen Räume, die Wirkungsstätte der Guillotine, mit einem 33 Jahrhunderte alten Monument des frühen Orients.273 Die Ruhe des Riesensteins stand in deutlichem Kontrast zu den blutigen Spektakeln der Revolutionszeit. Der Obelisk, mit dem Laien unverständlichen Schriftzeichen bedeckt, besaß zugleich den großen Vorteil, dass niemand etwas gegen ihn haben konnte. Er war ein integrierendes, kein spaltendes Symbol, ganz anders als die ebenfalls postrevolutionäre Sühnekirche Sacre Cœur auf dem Hügel von Montmartre, die als Bekräftigung von Ordnung und Kirche nach dem Desaster des Commune-Aufstandes gebaut wurde (1876–1914) und vielen als Provokation erschien.
Nordamerikanische und australische Städte passten unterschiedliche europäische Modelle an unterschiedliche Umwelten und gesellschaftliche Bedürfnisse an. Die Vorstadt, wie wir sahen, war eine englische Erfindung, die in den USA und in Australien mit letzter Konsequenz heimisch gemacht wurde. Einiges wanderte auch in entgegengesetzter Richtung. Das Mustergefängnis «Panoptikon» mit Zellenstockwerken um geschlossene Innenhöfe, die wie Radspeichen von einer zentralen Beobachtungshalle ausgehen, von dem englischen Philosophen, Staatstheoretiker und Sozialreformer Jeremy Bentham 1791 ersonnen, wurde zuerst in den USA tatsächlich gebaut und von dort aus re-importiert. Die Amerikaner waren auch die Pioniere des Hotelbaus. Seit den 1820er Jahren gab es in den USA Riesenhotels, die europäischen Reisenden zunächst wie Kasernen vorkamen. Größe und Pracht der kommerziellen Luxusherbergen zogen in Europa erst 1855 mit der Eröffnung des Grand Hôtel du Louvre ein, das beispiellose 700 Zimmer anzubieten hatte. So erfolgreich wurde der neue Gebäudetyp, dass Edmond de Goncourt bereits 1870 die «Amerikanisierung» von Paris beklagte.274 Jede Stadt der Welt, die sich modern und mondän gab und die, prosaischer, Reisende unterzubringen hatte, brauchte von nun an Hotels. Die zwei Jahrzehnte vor dem Ersten Weltkrieg wurden zur Gründerzeit legendärer Luxushotels in Europa und in Teilen der kolonialen Welt. Beirut hatte bereits 1849 ein Hotel, das Europäer als solches identifizieren konnten. In Nordafrika und Westasien besaß man den zusätzlichen Vorteil der altbewährten Institution der Karawanserei, die sich leicht modernisieren ließ: oft geschlossene Hofanlagen, in denen fremde Kaufleute mit ihren Tieren übernachteten und in denen auch Handel getrieben wurde.275
|  Regulative und entwerfende Stadtplanung


Wurden die Städte des 19. Jahrhunderts geplant? Vermutlich ist selten so viel und so wenig geplant worden wie in dieser Epoche. In den emblematischen Städten der Zeit, den schnell wachsenden shock cities von Manchester über Chicago bis Osaka, versagte lange jeder Planungswille vor den spontanen Kräften gesellschaftlichen Wandels. Planung konnte es auch erst dann geben, als politische Organe sie zu ihrer Aufgabe machten. London zum Beispiel war lange gewissermaßen regierungslos. Erst 1869 wurde das erste städtische Zentralorgan, der Metropolitan Board of Works, finanziell zureichend ausgestattet. Nicht vor 1885 war die Metropole ihrem Rang entsprechend parlamentarisch repräsentiert und damit fähig, auf die nationale Politik Einfluss zu nehmen, und erst vier Jahre später konstituierte sich ein direkt gewählter Stadtrat, der London County Council. An Manchester entsetzte Besucher wie Alexis de Tocqueville und Charles Dickens, wie wenig das Neue dieser Stadt einer das Ganze bedenkenden Planung verdankt war. Dabei übersahen die Kritiker leicht, dass sich gerade in Manchester schon früh, ein paar Jahre nach den meinungsbildenden Berichten der 1830er und 1840er Jahre, eine sozialpolitisch sensible Leistungsverwaltung herauszubilden begann.276 An dieses Missverständnis anschließend und Anregungen von Josef Konvitz folgend, sollte zwischen zwei Arten von Stadtplanung unterschieden werden: zum einen entwerfender Stadtplanung, die Grundriss und ästhetisches Gesamtbild einer Stadt konstruiert, zum anderen regulativer Stadtplanung, die eine Stadt als eine permanente technische und sozialpolitische Managementaufgabe begreift. Gemeinsam war ihnen der Aufstieg professioneller Stadtplaner, die großen Einfluss gewinnen konnten.
Regulative Stadtplanung entstand in Europa und Nordamerika in den 1880er Jahren. Damals sahen städtische Eliten die Notwendigkeit, von palliativen Ad-hoc-Maßnahmen, wie sie noch weitgehend die frühe Sanierungsbewegung ausgemacht hatten, zur laufenden und ununterbrochenen Gestaltung der gesamten städtischen Umwelt überzugehen. Infrastrukturen wurden nun als regulierbare Systeme verstanden. Technische und sozialpolitische Systemgesichtspunkte gewannen die Oberhand über den Primat unkoordinierter ökonomischer Privatmotive (für die etwa die Anarchie des Londoner Bahnhofbaus ein schlagendes Beispiel wäre). Nicht zuletzt bedeutete dies einen verminderten Respekt vor Eigentümerinteressen an Grund und Boden. Den Aufstieg regulativer Stadtplanung kann man daran gut erkennen, dass unbesorgter im Interesse der Gesamtheit enteignet wird.277
Entwerfende Stadtplanung war der Sache nach uralt und keine europäische Erfindung. Sie setzte sich auch im 19. Jahrhundert fort. Zumindest in China und Indien waren die Geometrie der Herrschaft und die Geometrie der Religion älter und stärker ausgeprägt als in Westeuropa, wo oft wenig mehr verlangt wurde als die korrekte Ausrichtung der Kirchenachsen. Eine ebenso einfache wie wirkungsvolle Urform von Planung war die einheitliche Rasterung von Raum. Sie findet sich in der quadratischen Anlage alter chinesischer Städte ebenso wie in europäischen geometrischen Grundrissen (Mannheim, Bari) und in dem Gittermuster (grid), das nicht nur dem weiten Land, sondern auch den Städten der USA aufgeprägt wurde. Mit wenigen Ausnahmen, etwa Boston und Lower End Manhattan, folgten sie einer Logik rechtwinkliger Zellvermehrung. Boston erinnerte im frühen 19. Jahrhundert Reisende immer wieder an eine mittelalterliche europäische Stadt, doch schon in Philadelphia bekam man den urbanen Rationalismus einer angewandten Aufklärung zu Gesicht, die in die Zukunft schaut. Erst wurde das Land gerastert und an Eigentümer vergeben, dann wurde das Raster gefüllt.278 Immer wieder ließ jedoch die Bodenspekulation Ansätze zu geordneter Stadtentwicklung außer Kontrolle geraten.279
Stadtplanung fällt im 19. Jahrhundert so deutlich auf, weil sie nicht der Normalfall war. Viele Städte auf allen Kontinenten expandierten wildwüchsig, so etwa Osaka, in dem so etwas wie Planung erst 1899 begann.280 Ob irgendetwas geplant wurde, hing von besonderen Umständen ab. Ein Großbrand konnte günstige Voraussetzungen schaffen – oder auch nicht. Moskau sollte nach dem großen Feuer von 1812 nach einem Plan von 1770 wiederaufgebaut werden; die Realität sah weniger ordentlich aus. Madrid verlor 1790 durch ein Großfeuer einen Teil jenes Rokoko-Charmes, den ihm die Stadterneuerung unter Karl III. soeben erst verliehen hatte; diese Goldenen Zeiten kehrten nicht wieder zurück.281 Hamburg hingegen erhielt und nutzte eine stadtplanerische Chance nach dem Feuer von 1842. In Chicago wurde 1871 der gesamte Geschäftsbezirk ausgelöscht (nicht aber das Fabrikquartier); die Stadt erstand neu als erste Wolkenkratzermetropole der Welt.282
Das schiere Expansionstempo der dynamischsten Metropolen verurteilte einerseits die guten Absichten von noch barock denkenden Behörden zum Scheitern und schuf andererseits umso mehr die Notwendigkeit ordnender Eingriffe in wucherndes Siedeln. Moskau etwa wuchs durch die wilde Anlage von Häusern, Gärten und Straßen zu einem Gebilde, in dem fremde Besucher anstelle einer Stadt nur eine Anhäufung menschlicher Behausungen zu erkennen vermochten. Die Realität der Urbanisierung widersprach hier allen tradierten wie modernen, westeuropäischen wie russischen Vorstellungen von Stadtplanung.283 In vielen anderen Städten der Welt war es ähnlich. Besonders krass konnten Gegensätze dort ausfallen, wo ein architektonisch ehrgeiziger, das Stadtbild als ganzes gestaltender Spätabsolutismus durch ein Regime abgelöst wurde, das ungezügelten Privatinteressen freien Raum ließ. Dies war in Mexico City der Fall und machte sich dort nach einer Übergangszeit nach der Mitte des Jahrhunderts drastisch bemerkbar. Unter der liberalen Regierung Benito Juárez wurde nach 1855 das barocke Stadtbild schonungslos zerstört. Dies konnte nach Aufhebung der kirchlichen Privilegien ohne Widerstand geschehen. 1861 wurde zum Jahr des großen Abbruchs. Innerhalb weniger Monate wurden Dutzende religiöser Gebäude beseitigt. Soldaten drangen in die Kirchen ein und rissen mit Pferden die Altarbilder heraus. Einige Gebäude wurden durch Umwidmung ihrer Bestimmung gerettet: Die Nationalbibliothek fand Unterkunft in einer umgewandelten Kirche. Ikonoklasmus größten Stils verfolgte ein politisches Programm: die Zurückweisung der kolonialen Vergangenheit, deren Kunst als billiger Abklatsch europäischer Vorbilder gesehen wurde, durch liberale Intellektuelle einer selbständigen Nation. Wie ein halbes Jahrhundert zuvor in Frankreich, so erfuhr der öffentliche Raum eine gewaltsame Laisierung.284
|  Haussmanns Paris und Lutyens’ New Delhi


Entwerfende Stadtplanung musste neu ansetzen, und sie tat dies prinzipiell in drei unterschiedlichen Weisen: Erstens griff sie chirurgisch in gewachsene Stadtzentren ein und opferte sie zugunsten umfassender ästhetischer Visionen. Dies war das Modell Haussmann. Es war zunächst eine Pariser Spezialität, hervorgegangen aus dem politischen Willen des Präsidenten und nachmaligen Kaisers Louis Napoléon, Frankreich so zu modernisieren, dass es die Hegemonialstellung wieder erlangen würde, die es unter dem ersten Napoleon innegehabt hatte. 1853 wurde Baron Georges Haussmann, der Präfekt des Departement Seine, zum Direktor der öffentlichen Arbeiten ernannt und in der Folgezeit mit umfassenden Vollmachten und Finanzen ausgestattet. Jahrelang waren Haussmanns Ziele und Methoden in Frankreich heftig umstritten. Das Ergebnis gab ihm schließlich recht, und seine Vorstellungen von Stadtplanung wurden für ganz Europa vorbildlich. In Haussmannschen Dimensionen vermochten aber nur wenige andere Städte des Kontinents zu planen, an erster Stelle vielleicht Barcelona.285 Oft wurden nur einzelne Elemente übernommen, so etwa schon früh in Nottingham das Haussmannsche Konzept des Boulevards, das in den 1880er Jahren etwa auch in Buenos Aires großzügig realisiert wurde – ein Indiz für einen allgemeinen Wechsel des Kulturmodells vom bis dahin bevorzugten England nach Frankreich hin, das nun als «moderner» wahrgenommen und zum Vorbild einer umfassenden Neugestaltung erkoren wurde. Die damals geschaffenen Salons de thé überdauerten zum Teil bis zur McDonald-Invasion der 1980er Jahre.286 Sobald das Pariser Vorbild allen Besuchern vor Augen stand, konnten andere frei damit umgehen. Die Budapester nahmen sich vor, das schönste Opernhaus der Welt zu bauen, und schauten sich daher mit wählerischem Blick um: in Paris, aber auch in Dresden mit Gottfried Sempers Oper und in Wien, wo das Burgtheater als Vorbild in Frage kam. In einem übertraf das 1881 eröffnete Budapester Opernhaus alle anderen: Es war mit modernster Technik ausgerüstet und galt als eines der brandsichersten der Welt.287 Überhaupt hatte Budapest als Spätentwickler, der erst in den letzten Jahren des 18. Jahrhunderts den Umbruch von Holz zu Stein vollzogen hatte, eine glückliche Hand bei der Wahl seiner Leitbilder, vor allem in der Hochphase des Bauens und Umgestaltens zwischen 1872 und 1886. Aus London übernahm man die Organisation der Projekte durch ein zentrales Komitee, den Ausbau der Uferstraßen und die Architektur des Parlaments, aus Wien manches von der Ringstraßenidee, aus Paris die Boulevards. Um die Jahrhundertwende war aus dem urbanistischen Spätzünder Budapest eine Perle geworden, von deutschen oder amerikanischen Architekten mit Interesse studiert.288
Der unmittelbare Anstoß für die Umgestaltung der französischen Städte war die Notwendigkeit, Platz für die neuen Bahnhöfe und Zugang zu ihnen zu verschaffen. Hinzu kamen weitere Faktoren: die Absicht, Slums aus den Innenstädten zu entfernen, auch eine nostalgische Rückwendung zur gestaltenden Großzügigkeit des Empire. Nicht zuletzt hatte man schon den Gedanken planmäßiger Konjunkturbelebung. Von einem Bauboom versprach man sich belebende Effekte für die Gesamtwirtschaft einer Stadt und letztlich des ganzen Landes. Von einer politisch in Gang gesetzten, aber zunehmend durch private Investitionen getragenen Dynamik profitierte an erster Stelle Paris, wo man bereits in den 1840er Jahren zahlreiche Versuche zur Umgestaltung unternommen hatte. Damals fehlten noch die rechtlichen Grundlagen für staatliche Eingriffe großen Stils. Sie wurden durch ein Dekret geschaffen, das es der Stadtverwaltung von Paris leicht machte, Land in der Innenstadt zu enteignen. Haussmann nutzte eine Periode, in der die Gerichte, vom Bauboom infiziert, diese Bestimmung unterstützten. Aber auch er war keineswegs allmächtig und scheiterte mit manchen seiner Pläne zur Straßenerweiterung an widerstrebenden Eigentümerinteressen. Dass dennoch die meisten seiner Visionen Wirklichkeit wurden, lag an der doppelten Unterstützung durch einen zielstrebigen politischen Willen und das Kalkül vieler Kleinanleger, von den steigenden Bodenpreisen profitieren zu wollen. Haussmann, so hat Peter Hall gesagt, «was gambling on the future».289
Haussmann wurde von drei Passionen getrieben: der Liebe zur Geometrie, vor allem zur schnurgeraden Linie; dem Wunsch, Räume des Nutzens und des Vergnügens zu schaffen, Boulevards etwa, auf denen der Verkehr rollen und der Spaziergänger erholsam flanieren könnte; schließlich von dem Ehrgeiz, Paris an die Spitze aller Metropolen zu setzen. Die Stadt sollte zu einem Weltwunder werden und wurde nach 1870 auch weithin als ein solches wahrgenommen. So gigantisch der technische Aufwand auch war, der für die Erneuerung einer ganzen Innenstadt getrieben werden musste, so behutsam gingen Haussmann und seine Mitarbeiter doch im Ästhetischen zu Werke. Ihnen gelang eine Anpassung des Pariser Klassizismus des 17. und 18. Jahrhunderts an die Dimensionen der Massenstadt. Stilistische Einheitlichkeit hielt das Projekt zusammen, Variationen im Detail und hohe Qualität der architektonischen Ausführung verhinderten Eintönigkeit. Das Grundelement war das fünfstöckige Appartementhaus, durch horizontale Linien und den überall verwendeten Kalkstein (erst die Eisenbahn machte es möglich, ihn in riesigen Mengen nach Paris zu bringen) zu langen Fassadenfluchten entlang der neuen Boulevards integriert. Plätze und Monumente strukturierten das Gesamtbild.290
Die zweite Form der Stadtplanung trägt eine deutsche Signatur. In Deutschland kamen eine gewisse planerische Tradition und die traditionell starke Stellung lokaler Obrigkeiten zusammen. Der im Vergleich zu Großbritannien und Westeuropa etwas spätere Beginn der Industrialisierung erlaubte es, sich mit den Problemen schnell wachsender moderner Großstädte vertraut zu machen und rechtzeitig nach Lösungen zu suchen. Das deutsche Modell der Städteplanung war weniger an der grandiosen Neugestaltung von Stadtzentren als an der Planung des städtischen Wachstums an der Peripherie interessiert. Im Kern handelte es sich in Deutschland um Erweiterungsplanung. Sie begann um die Mitte der siebziger Jahre und ging dann in den frühen neunziger Jahren in eine umfassende Stadtplanung über.291 Um die Jahrhundertwende war Deutschland vorbildlich als das Land der geordneten Stadtexpansion und der ganzheitlich konzipierten kommunalen Stadtplanung, bei der die Großstadt zugleich als Sozialraum, Zirkulationssystem, ästhetisches Ensemble und Ansammlung privater Eigentümer geplant wurde.292 Mit anderen Worten: Zusätzlich zur entwerfenden Stadtplanung und mit ihr koordiniert setzte sich in Deutschland früh und vorbildlich ein Bewusstsein von regulativer Stadtplanung durch.
Neben dem französischen und dem deutschen gab es kein markantes britisches Modell, will man nicht die besonders frühe und nachdrückliche öffentliche Befassung mit Stadthygiene darunter verstehen. London war nach dem Großen Feuer von 1666 eher konservativ wiederaufgebaut worden, und nach der Anlage der Regent Street in den 1820er Jahren, also der Verbindung zwischen dem Palast des Prinzregenten (Carlton House) und dem neuen Regent’s Park im Norden, unterblieb jeder weitere Eingriff von ähnlicher Radikalität. Regent Street war die erste neue Hauptstraße, die man nach Jahrhunderten unausgeführter Projekte durch einen dicht besiedelten europäischen Innenstadtbezirk trieb. Es wurde in London viel gebaut und verändert, aber ein großer Wurf à la Haussmann blieb aus. Sucht man dennoch ein Beispiel für den energischen Zugriff, dann muss man ins Empire gehen. Kurz vor dem Ersten Weltkrieg war mit dem Bau einer neuen Hauptstadt Indiens begonnen worden. Die Realisierung des Projekts zog sich bis in die 1930er Jahre hin. Deshalb, und auch weil es trotz mancher orientalisierenden Ornamentik von einem modernistischen Impuls getragen war, überspringt es die Grenze eines wie auch immer definierten 19. Jahrhunderts. Dennoch, der imperialpolitische Wille hinter dem Vorhaben und die Bereitschaft, es zu finanzieren (oder genauer: es durch den Steuerzahler finanzieren zu lassen), tragen noch die Signatur der Vorkriegszeit, als man Kolonialherrschaft als (nahezu) ewige Veranstaltung zu denken beliebte. In New Delhi konnten die Architekten Sir Edwin Lutyens und Herbert Baker mit Hilfe großer Planungsstäbe und eines indischen Arbeiteraufgebots von gleichzeitig bis zu 30.000 Mann Visionen gesamthafter Gestaltung verwirklichen, für die weder im Mutterland noch irgendwo sonst im Empire die Bedingungen gegeben waren. Was entstand, war weniger eine funktionierende, «lebbare» Stadt als ein Repräsentationsensemble, aber doch eines, in dem eine imperiale Ästhetik nicht – wie im Hanoi der 1880er Jahre und, mit rücksichtsloser Vulgarität, wenige Jahre später in den Plänen Albert Speers für die Hauptstadt des «Großgermanischen Reiches» – brutal auftrumpfte. Der Palast des Vizekönigs (Viceroy’s House), die Behördengebäude, die Vertretungen der größeren Fürstenstaaten, das Archiv, Gärten, Brunnen und Avenuen sollten ein harmonisches Ensemble bilden. Das New Delhi von Lutyens und Baker war als eine Stilsynthese gemeint, in welcher die importierten und in Indien seit langer Zeit ansässigen Architekturidiome mit indischen Elementen sowohl muslimischer als auch hinduistischer Herkunft verschmolzen sein sollten. Lutyens hatte die Werke seiner stadtplanerischen Vorgänger genau studiert, vor allem Haussmanns Paris und das Washington L’Enfants. Er war mit den Entwürfen zu Gartenstädten, einem alten islamischen Ideal, kürzlich in Europa erneuert, ebenso vertraut wie mit den neuesten Strömungen des architektonischen Modernismus und hegte einen tiefen Widerwillen gegen solchen viktorianischen Schwulst, wie er ihn im Hauptbahnhof von Bombay vorgefunden hatte. Nicht in Europa, auch nicht in Washington D. C. oder in Australiens seit 1911 neu angelegter Hauptstadt Canberra, sondern in Indien, auf dem Boden einer alten architektonischen Tradition, wurde ganz am Ende unserer Epoche die größte stadtplanerische Extravaganz verwirklicht.293
Stilistisch trafen sich in Lutyens und Bakers Flächen und geraden Linien ein ent-kitschter Orient und ein westlicher Widerwille gegen das Ornament. Das gab ihrer post-viktorianischen Architektur eine gewisse Zeitlosigkeit und näherte sie einer steinernen Kultursynthese erstaunlich weit an. Das Projekt New Delhi war einmalig und musste einmalig bleiben. Der architektonische Modernismus, der zur Universalsprache der Architektur im 20. Jahrhundert werden würde, war unterdessen am anderen Ende der Welt entstanden. In Chicago wuchsen in den späten 1880er Jahren die ersten Hochhäuser empor, bei denen die Modernität der Bauweise im äußeren Erscheinungsbild Ausdruck fand. Der Monadnock Building Complex (1891) ist vielleicht das erste Gebäude, das man, wenn man es sieht, spontan einer neuen Ära der Architektur zurechnet.294 Bis 1910 waren Hochhäuser von mehr als fünfzig Etagen technisch nicht realisierbar. Diese Modernität blieb lange eine amerikanische. Dass Stadtplaner und Architekten immer mehr so etwas wie eine Internationale bildeten, sich beobachteten, besuchten und Erfahrungen austauschten, dass Stilanleihen und technische Transfers ganz normal wurden, bedeutete noch keine homogenisierende Globalisierung der Geschmäcker. Die spektakulärsten Neubauten im Madrid des 19. Jahrhunderts waren riesige Stierkampfarenen – nicht unbedingt ein Exportschlager.295 Und ebensowenig wie die weitgehende US-amerikanische Vorstellung von suburbia haben die Europäer bereitwillig den skyscraper übernommen. Europäische Stadtplaner kämpften gegen diese disproportionalen Höhen, gegen Silhouetten, in denen Kirchen und andere Repräsentativbauten untergingen.296
Das 19. Jahrhundert war eines der wichtigsten in der mehrtausendjährigen Geschichte der Stadt als Materialität und Lebensform. Von 1900 aus gesehen und vollends im Rückblick von den 1920er Jahren her war es stadtgeschichtlich die Zeit einer Grundlegung von «Moderne». Die Kontinuitäten zurück in die frühe Neuzeit sind schwächer als die Zukunftslinien ins 20. Jahrhundert hinein. Bis auf die Herausbildung von «Megastädten» und die telekommunikative Nah- und Fernintegration stammen alle Merkmale heutiger Urbanistik aus dem 19. Jahrhundert. Sogar die Automobilisierung zeichnete sich am Horizont ab, wenn auch noch nicht die Herrschaft oder Tyrannei des PKW über alle Städte der Welt.
Was bleibt von den säuberlich definierten kulturellen Stadttypen, wie sie die ältere Stadtsoziologie und heute noch die Stadtgeographie gerne unterscheiden? Auch für die Vormoderne sieht man die Unterschiede zwischen «europäischer», «chinesischer», «islamischer» Stadt (usw.) inzwischen als weniger schroff und plastisch. Funktionale Ähnlichkeiten fallen mindestens ebenso deutlich auf wie kulturspezifische Eigenarten. Es wäre aber oberflächlich, nun in das entgegengesetzte Extrem zu verfallen und überall nur Mischformen und «Hybridität» sehen zu wollen.297 Manche Entwicklungstendenzen verbreiteten sich weltweit, unterstützt durch die reale demographische, militärische und ökonomische Expansion Europas, aber keineswegs nur als Nebenwirkung von Imperialismus und Kolonialismus. Der Blick auf Städte in nicht-kolonisierten Ländern außerhalb Europas (Argentinien, Mexiko, Japan, Osmanisches Reich) hat dies immer wieder gezeigt. Entwürfe städtischer Zukunft wurden zunehmend in weiträumigen Zusammenhängen konzipiert: transatlantisch, transmittelmeerisch, transpazifisch, eurasisch usw. Der Typus «Kolonialstadt» ist im Versuch einer trennscharfen Definition sogleich zerronnen. Ganz unhaltbar ist die schroffe Dichotomie zwischen «westlicher» und «östlicher» Stadt. Das zeigt sich allein schon auf westlicher Seite. In Nordamerika und Australien entstanden völlig neue Stadtlandschaften, die keine schlichten Reproduktionen europäischer Vorbilder waren. Es gab keine unmittelbaren europäischen Modelle für das Chicago oder Los Angeles von 1900. Typen wie die «amerikanische» oder die «australische» Stadt sind nicht leicht zu konstruieren. Wieder fallen dem weltgeschichtlichen Blick Querverbindungen auf: Melbourne war dünn und zerstreut gebaut wie die Städte der US-Westküste, Sydney dicht und kompakt wie New York, Philadelphia und die Großstädte Europas.298
Die Modernisierung städtischer Infrastrukturen war ein weltweiter Prozess, der politischen Willen, ein gewisses Maß an administrativer Leistungsfähigkeit, Geld, Technologien und das Engagement sowohl philanthropisch-zivilgesellschaftlicher als auch profitorientierter Privatinteressen voraussetzte. Eine solche Modernisierung vollzog sich mit Zeitverschiebungen, aber sie war bis 1930 im Allgemeinen weit über die großen Metropolen vorgedrungen. In China etwa, damals ein sehr armes Land mit schwacher Staatsautorität, blieben Assanierung und physische Umgestaltung von Städten nicht auf das kosmopolitische Schaufenster Shanghai beschränkt. Städtische Modernisierung findet sich nach 1900 vielfach auch fernab von starken ausländischen Einflüssen im Landesinneren, oft durch nationalistisch motivierte Initiativen der provinzialen und städtischen Oberschichten angestoßen und realisiert.299 Die Erneuerung von Bausubstanz, Technik und Organisation verweist nun aber keineswegs auf korrespondierende Wandlungen der städtischen Gesellschaft. Eine Stadt ist ein eigener sozialer Kosmos und zugleich ein Spiegel ihrer gesellschaftlichen Umwelt. In unterschiedlichen Stadtgesellschaften wirkten daher je besondere Mechanismen und Institutionen sozialer Integration. So wird man Städte im muslimischen Nahen und Mittleren Osten mithilfe von Modellen sozialer Schichtung nur dann erfassen können, wenn man zugleich auch die fortwirkende Bedeutung von religiösen Stiftungen (waqf) erkennt, die gleichzeitig vier Zentralfunktionen erfüllten: Sie waren Zentren politischer Autorität, religiöser und säkularer Gelehrsamkeit, des Tauschs und der Spiritualität. Sie wirkten stabilisierend, schützten Eigentum und definierten seine Bedeutung im Raum. Sie boten Mechanismen der Vermittlung zwischen individuellen und korporativen Privatinteressen und den übergreifenden Belangen der städtischen Gesellschaft an.300 Überall in der Welt findet man ähnliche Beispiele. Besondere gesellschaftliche Institutionen, oft viele Jahrhunderte alt, widerstanden einem von außen kommenden Anpassungsdruck und blieben in die soziale Textur einer sich schnell verändernden Stadt eingewoben.




VII  |  Frontiers:
Unterwerfung des Raumes und Angriff auf nomadisches Leben

1  |  Invasionen und Frontier-Prozesse

Das extreme Gegenteil der Stadt ist im 19. Jahrhundert nicht länger das «Land», die Lebenssphäre der erdgebundenen Ackerbauern. Es ist die Frontier (wir werden den amerikanischen Ausdruck wie ein deutsches Fremdwort gebrauchen): die bewegliche Grenze der Ressourcenerschließung. Sie wird in Räume vorangetrieben, die selten so «leer» sind, wie die Aktivisten der Expansion sich und anderen einreden. Aus der Sicht derer, auf die sich die Frontier zubewegt, ist sie die Speerspitze einer Invasion. Danach wird weniges mehr so sein, wie es einmal war. Menschen strömen in die Stadt und an die Grenze. Beide, Stadt wie Frontier, haben aber auch etwas gemeinsam: Sie sind die großen Wanderungsmagneten des 19. Jahrhunderts. Als die Räume erträumter Möglichkeiten ziehen sie Migranten an wie nichts sonst in der Epoche. Gemeinsam ist der Stadt wie der Grenze die Durchlässigkeit und Formbarkeit der sozialen Verhältnisse. Wer nichts hat, aber einiges kann, mag es hier zu etwas bringen. Die Chancen steigen und ebenso die Risiken. An der Frontier werden die Karten zwischen Gewinnern und Verlierern neu gemischt.
In Relation zur Stadt ist die Frontier «Peripherie». In der Stadt wird letzten Endes die Herrschaft über die Frontier organisiert; die Waffen und Werkzeuge zu ihrer Unterwerfung werden ganz buchstäblich hier geschmiedet. Werden an der Frontier Städte gegründet, dann verschiebt sich das Vorfeld weiter nach außen; neu etablierte Handelsstützpunkte werden zu Basen für die weitere Expansion. Doch die Frontier ist keine passive Peripherie. An ihr entstehen besondere Interessen, Identitäten, Lebensentwürfe und Charaktertypen, die auf die Zentren zurückwirken. An der Peripherie kann die Stadt ihren Gegentypus erkennen. Für einen Patrizier aus Boston waren die backwoodsmen in ihren Blockhütten kaum weniger wild und exotisch als indianische Stammeskrieger. Die Gesellschaften, die sich an Frontiers bilden, führen ein Eigenleben in größeren Zusammenhängen. Manchmal emanzipieren sie sich dauerhaft, manchmal erliegen sie dem Druck der Stadt oder den Folgen eigener Erschöpfung.
|  Landnahme und Ressourcenerschließung


Alle archäologisch oder historisch dokumentierte Geschichte ist erfüllt von Prozessen kolonisierender Landnahme. Menschliche Gemeinschaften erschließen sich Grund und Boden als Basis für die eigene Lebenssicherung. Das 19. Jahrhundert führte diese Tendenzen zu einem Höhepunkt, in gewissem Sinne auch zu einem Ende. In keinem früheren Säkulum wurde die landwirtschaftlich genutzte Fläche so stark ausgedehnt. Dies war zweifellos eine Folge der Bevölkerungszunahme in vielen Teilen der Welt. Jedoch reicht diese Erklärung noch nicht aus. Denn die Weltbevölkerung wuchs im 20. Jahrhundert noch stärker als im 19., und dennoch schritt die extensive Ressourcennutzung nicht im gleichen Tempo voran. Das 20. Jahrhundert ist insgesamt gekennzeichnet durch intensivere, also weniger raumgreifende Nutzung von Potenzialen. Die Zerstörung tropischer Regenwälder sowie die Überfischung der Meere setzen allerdings das frühere Muster extensiver Ausbeutung auch noch in einem Zeitalter fort, das an anderen Stellen durch Nanotechnologie oder Echtzeitkommunikation eine neue Stufe der Intensivierung erreicht hat.
Kolonisierende Landnahme großen Stils war im Europa des 19. Jahrhunderts, zumal außerhalb Russlands, selten geworden. Sie nahm vorwiegend die Form der Expansion europäischer Siedler in der Welt an. In Übersee schienen sich alte Dramen der europäischen Geschichte zu wiederholen. Daneben gingen vergleichbare Prozesse etwa auch von Chinesen und einigen Völkern im tropischen Afrika aus. Migrationsbewegungen zur burmesischen Reisgrenze oder zur plantation frontier in anderen Teilen Südostasiens waren eine Folge neuer Exportchancen auf internationalen Märkten. Mit der landnehmenden Kolonisierung verbanden sich extrem unterschiedliche Erfahrungen, die sich auch in der Geschichtsschreibung spiegeln. Auf der einen Seite standen die aktiven Kolonisten, die mit ihren Wagentrecks – so verstanden sie sich selbst – in die «Wildnis» hinauszogen, dort neben ihrer Viehwirtschaft «herrenloses» Land urbar machten und die Errungenschaften der «Zivilisation» einführten. Die ältere Historiographie neigte dazu, diese Pionierleistungen zu glorifizieren und sie teils als Beiträge zum Aufbau moderner Nationen, teils als Fortschritte für die gesamte Menschheit darzustellen. Wenige Autoren versetzten sich in die Lage derjenigen Völker, die seit Jahrhunderten oder Jahrtausenden in der angeblichen «Wildnis» gelebt hatten. Bereits James Fenimore Cooper, ein Patriziersohn, dessen Familie Ländereien an der Frontier im Bundesstaat New York besaß, hatte in seinen Lederstrumpf-Romanen, zwischen 1824 und 1841 erschienen, die Tragik des indianischen Untergangs beschworen. In die amerikanische Geschichtsschreibung fand eine solch düstere Sicht erst im frühen 20. Jahrhundert vereinzelt Eingang.1
Als nach dem Zweiten Weltkrieg und spätestens während der Dekolonisation Zweifel an der Rolle des «weißen Mannes» bei der Verbreitung des Guten in der Welt aufkamen, begannen Historiker sich für die Arbeit der Ethnologen zu interessieren und bemühten sich um die Opfer der kolonisierenden Expansion. Nun rückten die Ungerechtigkeiten, die den Native Americans, den Indianern Brasiliens oder den australischen Aborigines angetan worden waren, ins Bewusstsein von Wissenschaft und breiterer Öffentlichkeit. Aus den heroischen Pionieren der älteren Geschichtsschreibung wurden brutale und zynische Imperialisten.2 In einem dritten Schritt wurde dann ein solch schlichtes Schwarz-Weiß-Bild durch Grautöne verfeinert. Historikerinnen und Historiker entdeckten, was der amerikanische Umwelt- und Ethnohistoriker Richard White «the middle ground» genannt hat: Räume eines sich länger hinziehenden Kontakts, bei dem die Täter- und Opferrollen nicht immer eindeutig verteilt waren, in dem es ausgehandelte Kompromisse, vorübergehende Machtgleichgewichte, die Verschränkung wirtschaftlicher Interessen zwischen natives und newcomers gab, oft auch kulturelle und biologische «Hybridität».3 In dieser dritten Phase der Forschung, in der wir uns heute noch befinden, wurde das Bild ungemein differenziert. Regionale Variationen wurden beachtet; die Rolle «dritter» Minderheiten bei Expansionsprozessen, etwa der Chinesen im nordamerikanischen Westen, wurde ebenso gewürdigt wie der Umstand, dass zahlreiche (aber nicht alle) Expansionsvorgänge von Familien getragen wurden. Blicke durch die Gender-Brille machten neben den Cowboys auch Cowgirls sichtbar.4 Eine besonders reichhaltige Literatur widmete sich der Mythisierung von Kolonisationsvorgängen und ihrer Darstellung in den Medien, von frühen illustrierten Reiseberichten bis zu den Westernfilmen Hollywoods.
Trotz aller Nuancierungen sollte die fundamentale Tatsache nicht übersehen werden, dass sich Verlierer und Gewinner der kolonisierenden Landnahme leicht unterscheiden lassen. Mochten auch einige nichteuropäische Völker, etwa die Maori in Neuseeland, der Invasion erfolgreicheren Widerstand entgegensetzen als andere: Die globale Offensive gegen tribale Lebensformen führte fast überall zur Niederlage von Urbevölkerungen. Einheimische Gesellschaften verloren ihre traditionellen Subsistenzgrundlagen, ohne dass ihnen gleichzeitig Plätze in der neuen Ordnung ihres eigenen Landes angeboten wurden. Wer nicht rücksichtslos verfolgt wurde, den unterzog man Prozeduren der «Zivilisierung», die auf der völligen Entwertung der traditionellen einheimischen Kultur beruhten. In diesem Sinne entstanden bereits im 19. Jahrhundert jene «traurigen Tropen», über die Claude Lévi-Strauss 1955 bewegend geschrieben hat. Die große Attacke gegen diejenigen, die Europäer und Nordamerikaner grobschlächtig als «Primitive» bezeichneten, hinterließ tiefere Spuren als die dem ersten Anschein nach dramatischere Kolonisierung solcher Nichteuropäer, die als Untertanen immerhin einen wirtschaftlichen Nutzen versprachen.
Kolonialherrschaft ist im 20. Jahrhundert formal beseitigt worden. An der untergeordneten Position von «ethnischen Minderheiten», die einstmals alleinige Herren ihres Landes waren, hat sich indes beinahe nirgendwo etwas geändert. Diese Position der Unterordnung wurde in einem relativ schnellen Prozess erreicht: Noch im 18. Jahrhundert entstanden in vielen Teilen der Welt die halbwegs stabilen Kontaktzonen des middle ground. In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts konnte sich diese Form von prekärer Koexistenz nicht halten. Erst mit der allgemeinen De-Legitimation von Kolonialherrschaft und Rassismus nach 1945 wurde über Unrecht, aboriginal rights und Wiedergutmachung nachgedacht (das betrifft auch die Frage der Entschädigung für Sklavenhandel und Sklaverei). Die beginnende Anerkennung von außen schuf den betroffenen Minderheiten auch neue Möglichkeiten der eigenen Identitätsbildung. An der Grundtatsache der Marginalisierung ihrer Lebensformen ließ sich jedoch nichts mehr ändern.
|  Frederick Jackson Turner und die Folgen


Landnehmende Kolonisation ist einer der Wege, auf denen Imperien entstehen. Nicht immer muss der Legionär vorangehen, oft sind es auch der Kaufmann, der Siedler oder der Missionar, mit denen die große Invasion beginnt. In manchen Fällen aber sind es auch Nationalstaaten selbst, die das vorgreifend abgesteckte Territorium kolonisierend «füllen». Es gibt so etwas wie innere Frontiers und Binnenkolonisation. Der auffälligste und global folgenreichste Prozess der Pioniererschließung war die europäische Besiedlung Nordamerikas von der atlantischen Küste nach Westen, das, was die ältere amerikanische Geschichtsschreibung als «the winning of the West» (Theodore Roosevelt) gefeiert hat. Auch der Name für diesen gigantischen Vorgang ist amerikanischen Ursprungs. Der junge Historiker Frederick Jackson Turner prägte ihn 1893 in einem Vortrag, der wahrscheinlich bis heute der einflussreichste Text der amerikanischen Geschichtsschreibung ist.5 Turner sprach von einer «Frontier», die sich immer weiter von Ost nach West vorangeschoben habe und in seiner Gegenwart zum Stillstand und Ende (closure) gekommen sei. Hier seien Zivilisation und Barbarei in asymmetrischer Verteilung von Macht und historischem Recht aufeinandergetroffen; in den Mühen der Pioniere habe sich ein besonderer amerikanischer Nationalcharakter geformt; der besondere Egalitarismus der amerikanischen Demokratie verdanke sich dem Gemeinschaftserlebnis in den Wäldern und Prärien des Westens. Mit «Frontier» war ein Stichwort gefunden, das zunächst eine neue «Großerzählung» der US-amerikanischen Nationalgeschichte ermöglichte und später als eine allgemeine, auch auf andere Umstände übertragbare Kategorie generalisierend weiterentwickelt wurde.6
Frederick Jackson Turners ursprüngliches Konzept der Frontier ist in Hunderten von Büchern und Aufsätzen ideengeschichtlich interpretiert, durch Neo-Turnerianer verfeinert, durch Kritiker grundsätzlich in Frage gestellt und durch eher pragmatisch vorgehende Historiker ihren besonderen Problemstellungen angepasst worden. Turners Begriff und die damit verbundene Gesamtvision der nationalen Vergangenheit haben das amerikanische Selbstverständnis auch dort tief geprägt, wo man den Namen Turners gar nicht kennt. Der Mythos der Frontier hat seine eigene Geschichte.7 Die Originalität Turners lag darin, dass er einen Begriff fand, der sich ebenso zur Schärfung als wissenschaftliche Kategorie wie als Schlüssel zur Deutung der US-amerikanischen Sonderrolle in der Geschichte eignete. Für Turner war die siedelnde Erschließung der dünn bevölkerten Regionen des «Westens» die Grundtatsache der amerikanischen Geschichte im 19. Jahrhundert. Mit der vorrückenden Frontier schob sich die «Zivilisation» in die unberührte Natur hinein vor. Insofern diese «Wildnis» von Einheimischen bewohnt war, trafen sich Menschen auf unterschiedlichen «Stufen» der gesellschaftlichen Evolution. Die Frontier war nicht nur geographisch beweglich, sondern öffnete auch einen Raum sozialer Mobilität. Die transfrontiersmen und ihre Familien konnten es durch harte Pionierarbeit im Ringen mit Natur und «Naturvölkern» materiell zu etwas bringen. Sie waren Schmiede ihres eigenen Glücks und zugleich Erbauer einer Gesellschaft neuen Typs. Diese Gesellschaft war durch ein ungewöhnliches Maß an Gleichheit der Voraussetzungen, Lebenschancen und Einstellungen gekennzeichnet – nicht nur im Vergleich mit Europa, sondern auch mit der stärker verfestigten und hierarchisierten Gesellschaft der amerikanischen Ostküste.
Turner, zugleich Visionär und penibel arbeitender Detailforscher, unterschied zwischen mehreren Arten der Grenze. Seine Anhänger haben solche Klassifikationen später bis zum Exzess betrieben. Dies war der Versuch, wie er bei einer solchen Modellbildung nicht ausbleiben kann, das recht allgemeine Basiskonzept der unendlichen Vielfalt historischer Erscheinungsformen anzupassen. So hat etwa der einflussreichste unter den Neo-Turnerianern, Ray Allen Billington, modellhaft zwischen sechs aufeinanderfolgenden «Zonen» und «Schüben» des Vordringens unterschieden: Erst kamen die Pelzhändler, dann die Viehhirten, drittens die Bergleute, an vierter Stelle die pioneer farmers, nach ihnen die equipped farmers und schließlich die urban pioneers, die dann die Frontier schlossen und stabile städtische Gesellschaften errichteten.8 Kritiker zogen diese Sequenz als allzu stark idealisierend in Zweifel, sie vermissten die politisch-militärische Dimension und machten sich Gedanken darüber, was man unter der «Öffnung» und «Schließung» einer bestimmten Frontier zu verstehen habe. Turner selbst hatte ausdrücklich auf eine präzise Definition verzichtet. Die neuere Frontierforschung, die den Turnerschen Dynamismus übernommen, aber an Stelle einer scharfen Grenzlinie zwischen «Zivilisation» und «Leere» das Konzept der «Kontaktzone» gesetzt hat, konnte bisher ebenfalls mit keiner breit akzeptierten Bestimmung des Begriffs aufwarten.
Eine sich von Turner lösende Definitionstradition – Walter Prescott Webb ist hier der wichtigste Autor – ging ins Universalhistorische hinein und betonte besonders den Organcharakter der Frontier, also ihre Fähigkeit, das zu verändern, was mit ihr in Berührung kommt.9 Diese Idee stand Pate bei Immanuel Wallersteins Konzept der Inkorporation peripherer Gebiete in ein dynamisches Weltsystem. Alistair Hennessy verstand in einem bemerkenswerten vergleichenden Essay die Summe aller Frontierprozesse schlichtweg als «die Geschichte der Expansion des europäischen Kapitalismus in nichteuropäische Gebiete», als die irreversible Ausbreitung von Waren- und Geldwirtschaft und europäischen Eigentumsauffassungen in meeresfernen Räumen von endlosem Grasland: den Prärien Kanadas, den Great Plains im Westen der USA, den Pampas Argentiniens, dem südafrikanischen Veldt, den russisch-mittelasiatischen Steppen und dem australischen outback.10 Und William H. McNeill, der große Meister weltgeschichtlicher Analyse, wendete das Turner-Konzept auf Eurasien an und nahm dabei das für Turner selbst besonders wichtige Freiheitsmotiv auf. McNeill sieht die Frontier als ambivalent: zum einen durchaus als politische und kulturelle Bruchlinie, zum anderen aber auch als Öffnung von Freiräumen, wie sie die stärker strukturierten Gesellschaften stabil besiedelter Kernzonen nicht zuließen. Zum Beispiel war die Stellung der Juden, die oft in Grenzgebieten siedelten, deutlich besser als unter weniger flüssigen Verhältnissen.11
Muss man die Frontier als einen auf einer Landkarte umgrenzbaren Raum betrachten? Manches spricht dafür, sie als besondere soziale Konstellation zu verstehen. Dann könnte eine hinreichend breite, dabei nicht zu schwammige Definition folgendermaßen lauten:12 Eine Frontier ist ein sich großräumig, also nicht bloß lokal begrenzt manifestierender Typus einer prozesshaften Kontaktsituation, in der auf einem angebbaren Territorium (mindestens) zwei Kollektive unterschiedlicher ethnischer Herkunft und kultureller Orientierung meist unter Anwendung oder Androhung von Gewalt Austauschbeziehungen miteinander unterhalten, die nicht durch eine einheitliche und überwölbende Staats- und Rechtsordnung geregelt werden. Eines dieser Kollektive spielt die Rolle des Invasoren. Das primäre Interesse seiner Mitglieder gilt der Aneignung und Ausbeutung von Land und/oder anderen natürlichen Ressourcen.
Eine spezifische Frontier ist das Produkt eines Eindringens von außen, das primär privater Initiative entspringt und nur sekundär staatlich-imperialen Schutz genießt oder von staatlicher Seite gezielt instrumentalisiert wird. Der Siedler ist weder Soldat noch Beamter. Die Frontier ist ein manchmal lange andauernder, doch prinzipiell flüchtiger Zustand von hoher sozialer Labilität. Es stehen sich zunächst (mindestens) zwei lokale frontier societies gegenüber, die in übergreifende, von außen angestoßene Prozesse des Wandels einbezogen werden. Sie durchdringen sich in einer Minderheit von Fällen (inclusive frontier) zu einer – stets ethnisch geschichteten – Mischgesellschaft, die mit ihrer métissage vor allem in Nordamerika im «Untergrund» der respektablen Gesellschaft weißer protestantischer Familienoberhäupter existierte.13 In der Regel brechen instabile Gleichgewichtsverhältnisse zu Ungunsten der einen Seite zusammen, die dann aus dem sich verfestigenden («modernisierenden») Sozialzusammenhang des stärkeren Kollektivs ausgeschlossen, ausgegrenzt oder gar vertrieben wird. Ein Zwischenstadium auf dem Weg dorthin ist das ökonomische Abhängigwerden der schwächeren von der stärkeren Seite. Während die Frontier Räume für die Anbahnung von Kommunikation – etwa durch die Herausbildung von Pidgin-Sprachen – und für die Zuspitzung besonderer kultureller Selbstverständnisse (Identitäten) öffnet, liegen die wichtigsten Konfliktlinien auf nicht-kulturellen Gebieten: Zum einen geht es um den Kampf um Land und die Sicherung von Ansprüchen durch Konzepte von Bodeneigentum, zum anderen um unterschiedliche Formen der Arbeitsorganisation und Ordnung von Arbeitsmärkten.
Auf der Seite der Invasoren werden je nach Bedarf drei Rechtfertigungsmuster einzeln oder in Kombination herangezogen:
 
	das Recht des Eroberers, das eventuell vorhandene Besitzrechte der anderen Seite für nichtig erklärt;
	die schon bei den Puritanern des 17. Jahrhunderts beliebte Doktrin der terra nullius, welche Land, das von Jägern und Sammlern oder von Hirten bevölkert ist, als «herrenlos», frei akquirierbar und kultivierungsbedürftig betrachtet;
	die oft erst später als sekundäre Ideologisierung hinzukommende Vorstellung eines zivilisierenden Missionsauftrags gegenüber den «Wilden».

Obwohl der Frontier-Begriff heute alltagssprachlich für alle nur denkbaren Situationen verwendet wird, in denen sich mit Unternehmungsgeist und Innovationsfreude Profit erzielen lässt, haftet historischen Frontier-Situationen die Aura des Übergangs aus vormodernen Verhältnissen an. Sobald ein Gebiet, in dem sich eine Frontier-Situation entwickelt hat, an die großen technischen Makrosysteme der Moderne angeschlossen wird, verliert es rasch seinen Frontier-Charakter. Auch die Domestizierung der Natur geht dann bald in großunternehmerische Ressourcenausbeutung über. So hat etwa das Kommen der Eisenbahn nicht nur im Westen der USA bestehende prekäre Gleichgewichtszustände zerstört. Die Frontier ist daher eine gesellschaftliche Konstellation besonderer Prägung, die ihrem Wesen nach einer Zwischenepoche am Vorabend von Dampflok und Maschinengewehr angehört.
|  Frontier und Imperium


Wie hängen Frontier und Imperium zusammen?14 Hier muss vor allem räumlich argumentiert werden. Nationalstaaten haben an ihren Grenzen niemals Frontier-Räume. Frontiers können sich nur dort über die erste Invasionsphase hinaus halten, wo, erstens, keine klaren Territorialgrenzen (borders) gezogen werden und wo, zweitens, die Durchstaatlichung rudimentär oder lückenhaft bleibt. Von der Warte der Frontier ist der «Staat» verhältnismäßig fern. Die Grenzen von Imperien sind typischerweise Frontiers, doch sie sind es nicht immer. Sobald Imperien nicht länger expandieren, sind Frontiers, sofern es sie noch gibt, keine Zonen potenzieller Einverleibung, sondern eher offene Flanken in der Sicherung vor äußeren Bedrohungen. Es handelt sich dann um unkontrollierte und unkontrollierbare Räume jenseits dessen, was als Verteidigungsperimeter wahrgenommen wird: Landstriche hinter dem letzten Wachposten, aus denen Guerillakämpfer und Reiterkrieger hervorbrechen. Im britischen Empire des 19. Jahrhunderts war die Nordwestgrenze Indiens eine solche neuralgische Verteidigungszone, die besondere Arten der Kriegführung, an erster Stelle mountain warfare mit leichter Bagage in unübersichtlichem Gelände, erforderlich machte; die Russen im Kaukasus und die Franzosen in Algerien führten ähnliche Grenzkriege.15 Im Unterschied dazu bot die Nordgrenze Britisch-Indiens keine Sicherheitslücke dieser Art. Sie war eher eine in umständlichen Verhandlungen zwischenstaatlich vereinbarte Staatengrenze, also border, nicht frontier.16 Auch die Grenzen, die in plural kolonisierten Gegenden wie Afrika oder Südostasien zwischen den europäischen Kolonialmächten gezogen wurden, waren verhandelte Grenzen, also borders. Sie waren allerdings oft von so geringer lokaler Prägewirkung, dass die politische Geographie der zwischenkolonialen Hoheitsgrenzen oft durch eine Geographie der Frontiers überlagert wurde. So haben sich vielfach im Kontaktbereich zwischen Bewohnern der Ebene und Hochland-Ethnien Frontier-Situationen ergeben, die gelegentlich durch religiöse Unterschiede ein zusätzliches Profil erhielten. Dort, wo zwei oder mehrere Kolonialmächte mit ihren modernen Begriffen von territorialer Staatlichkeit sich Gebiete streitig machten, sollte man nicht von Frontiers, sondern von «Grenzländern» sprechen. Nach einem von dem Turner-Schüler Herbert Eugene Bolton vorgeschlagenen Konzept versteht man unter solchen borderlands «umstrittene Grenzgebiete zwischen kolonialen Sphären».17 In solchen borderlands hatten die Einheimischen andere Handlungsmöglichkeiten als an einer Frontier, konnten sie doch in gewissem Maße die rivalisierenden Invasoren gegeneinander ausspielen und die verschiedenen Grenzlinien überqueren. Sobald aber einmal eine Einigung zustande gekommen war, ging sie auf Kosten der Lokalbevölkerung. Im Extremfall wurden ganze Völker über die Grenze deportiert, oder es wurden Transfers ausgehandelt, so schon im 18. Jahrhundert an der Grenze zwischen dem Zarenreich und dem Qing-Imperium.
Manchmal benötigen Imperien Frontiers, zuweilen werden sie ihnen aufgezwungen. Immer ist das Verhältnis kolonialer Zentralen zu ihnen ambivalent. Frontiers sind stets turbulent und stellen daher unweigerlich eine Bedrohung für das dar, was für das Imperium in der Zeit nach der Eroberungsphase das höchste aller Güter sein muss: Ruhe und Ordnung. Bewaffnete private Grenzpioniere beeinträchtigen jenes Gewaltmonopol, das auch der (moderne) koloniale Staat so weit wie möglich zu realisieren trachtet. Eine Frontier am Rande eines kolonial kontrollierten Gebiets kann daher selten mehr sein als ein Noch-Nicht- oder ein Bald-Nicht-Mehr-Imperium, kein Dauerzustand. Imperien dulden besondere frontier societies länger als Nationalstaaten, in denen sie nur dort toleriert werden können, wo die natürliche Umwelt sie erzwingt. An der Frontier verwirklicht sich mithin nicht die Idee des Imperiums in reiner Form. Sie ist eher eine geduldete Anomalie. Allgemeiner gesagt: Siedlungskolonialismus und Imperium sind zwei durchaus unterschiedliche Dinge. Aus der Sicht einer imperialen Leitzentrale ist der Siedler, wenn er nicht gerade als entsandter «Wehrbauer» an einer militärisch unsicheren Grenze eingesetzt wird, ein Widerspruch in sich: Zum einen ist er der «ideale Kollaborateur» (Ronald Robinson),18 zum anderen hat von den widerspenstigen spanischen Conquistadoren mit ihren amerikanischen Zwangsarbeitern und Landgütern bis zur weißen Herrschaftselite Süd-Rhodesiens, die 1965 einseitig ihre Unabhängigkeit vom Empire erklärte, niemand den Verwaltern großer Reiche soviel politischen Ärger bereitet wie Siedler.
Die interessanteste neue Bedeutung, die der Frontier-Begriff in der letzten Zeit gewonnen hat, ist die ökologische. Bereits Turner hatte neben der Siedlungs-Frontier als die vielleicht wichtigste zweite – und anders beschaffene – Art von Grenze die mining frontier, die Bergwerksgrenze, unterschieden, die übrigens meist komplexere Gesellschaften hervorbringt als eine rein agrarische Konstellation, von der sie durchaus unabhängig zu sein vermag. Man kann allgemeiner von Frontiers extraktiver Ressourcenausbeutung sprechen. Hier geht es um ökonomische, aber zur gleichen Zeit auch um ökologische Zusammenhänge. Schon bei der klassischen Siedlungsgrenze spielte das, was erst nach Turner «Ökologie» genannt wurde, eine große Rolle. Siedler mussten sich mit ihren landwirtschaftlichen Methoden auf neue Umwelten einstellen. Sie lebten mit Tieren, betrieben Viehwirtschaft und schoben, stark vereinfachend gesagt, ihre eigene rinderbasierte Zivilisation in den Bereich der bisonbasierten Zivilisation der Indianer vor. Man kann nicht über Frontiers sprechen und dabei von Ökologie schweigen.
Ein anderer, von Turner unabhängiger Denkansatz führt in eine ähnliche Richtung. 1940 veröffentlichte der amerikanische Reisende, Journalist und Zentralasienexperte Owen Lattimore sein bahnbrechendes Buch Inner Asian Frontiers of China. Lattimore interpretierte hier die Geschichte Chinas aus dem ständigen, durch die Große Mauer symbolisierten Konflikt zwischen Bauern- und Hirtenkulturen, also zwischen gesellschaftlichen Lebensweisen, die primär von ihren natürlichen Grundlagen her verstanden wurden.19 Lattimore ging keineswegs geo-deterministisch vor. Er sah den Grundgegensatz zwischen Acker und Steppe als politisch gestaltbar an. Zwischen China und den immer wieder auftretenden Step-penreichen an seiner Peripherie entwickelte sich auf beiden Seiten ein breites Spektrum manipulativer Möglichkeiten. Deren letzte Grundlage blieb der Gegensatz zwischen Hirten-Nomaden und Bauern. Im Lichte eines neuen ökologischen Interesses lassen sich Turnersche Andeutungen mit der viel breiter ausgeführten Sichtweise Lattimores leicht verbinden. Unmittelbar an die Vorstellung einer Frontier der Ressourcenerschließung knüpfen jene Historiker an, die das gesamte – eher extensive – Eingreifen des Menschen in die Natur unter den Begriff der Frontier stellen. So hat John F. Richards eine globale Umweltgeschichte der frühneuzeitlichen Welt am Leitfaden der überall auftretenden frontiers of settlement geschrieben. Schon in der frühen Neuzeit begann jener Prozess, der im 19. Jahrhundert seinen Höhepunkt und Abschluss fand: Technisch überlegen ausgestattete Siedler nahmen Land in Besitz, das bis dahin von Hirten und Jägern/Sammlern genutzt, aber nicht im agrarischen Sinne «tief» bearbeitet worden war. Die Siedlerpioniere griffen überall im Namen einer produktiveren Landnutzung in bestehende Formen von Kultivierung und Jagd ein. Sie rodeten, legten Sümpfe trocken, bewässerten trockenes Land und massakrierten den als nutzlos betrachteten Teil der Fauna. Zugleich mussten sie ihre eigenen mitgebrachten Methoden an neue Umweltverhältnisse anpassen.20 Folgt man Richards in seinem großen Werk, so lassen sich die gesellschaftliche, die politische, die ökonomische und die ökologische Seite von Frontiers nicht trennen. Richards selbst sucht Frontier-Konstellationen rund um die Welt auf und kann daher jeweils die Vielfalt der einzelnen Aspekte darstellen. Da es in diesem Kapitel nicht um eine solche regionale Vollständigkeit gehen kann, sollen die Frontiers der Naturerschließung nur kurz in einem der späteren Abschnitte behandelt werden.
|  Überschreitung und Verstaatlichung


Der ökologische Ansatz hat das Verdienst, das Gespür für Frontier-Prozesse zu schärfen. Frontiers lassen sich kaum statisch beschreiben. Sie sind sozialräumliche Konstellationen, in denen Wirkungen ausgelöst werden, die man mit dem matten Ausdruck «sozialer Wandel» nur untertreibend bezeichnen würde. Diese Prozesse sind von unterschiedlicher Art. Zwei davon sind besonders verbreitet:
(1)  Als «Transfrontier-Prozesse» bezeichnet man Bewegungen von Gruppen über ökologische Grenzen hinaus. Ein gutes Beispiel dafür sind die im letzten Drittel des 18. Jahrhunderts auftretenden Treckburen in Südafrika. Als fruchtbare und leicht zu bewässernde Böden am Kap knapp wurden, gaben viele afrikaanssprachige Weiße eine intensive Landwirtschaft europäischen Stils auf und übernahmen eine semi-nomadische Lebensweise. Einige von ihnen, man schätzt ein Zehntel, schlossen sich afrikanischen Gemeinschaften an. Zu Beginn des 19. Jahrhunderts bildeten Leute gemischter Abstammung als griquas ihre eigenen Sozialverbände, Städte und sogar staatsähnliche Strukturen (Griqualand East und West). Auch in Südamerika traten solche transfrontiersmen auf, allerdings nicht unter Mangelbedingungen, sondern dort, wo ein Überfluss an Tieren die Jagd auf Vieh und Pferde erlaubte. Sonst aber bestanden große Ähnlichkeiten zwischen Afrika und Amerika, vor allem waren diese grenzüberschreitenden Gemeinschaften im Binnenland von außen so gut wie nicht regierbar. Charakteristisch war auch die ethnisch-biologische Mischung, die erst im 19. Jahrhundert durch Rassedoktrinen trennend überformt wurde. Weitere Beispiele wären die freibeuterischen buchaneers in der Karibik sowie die bush rangers in Australien, Kriegerbanden, die großenteils aus ehemaligen Sträflingen bestanden, allerdings schon nach etwa 1820 vom Staat unterdrückt wurden.21
(2)  Die Verstaatlichung von Frontiers: Selbst wenn Kolonisation und Grenzergewalt sich zunächst ohne permanente militärische Unterstützung durchsetzen konnten und bei der Unterscheidung zwischen Verbrechen und gesetzestreuem Verhalten durchaus nicht ausnahmslos reguläre Prozeduren der Justiz beachtet wurden, trat der Staat immer dort auf den Plan, wo er das Eigentum an Land garantieren musste. Der allgemeinste Beitrag von Regierungen zur Frontier-Kolonisation lag schon in der frühen Neuzeit darin, dass sie die faktische Okkupation von Land pauschal legalisierten und dabei gleichzeitig die Eigentumsansprüche der Einheimischen rundweg bestritten. Frontier-Regime unterschieden sich dadurch, mit welcher Gründlichkeit sich der Staat auch die Aufgabe der Katasterführung und der vorauseilenden Vermessung und Zuteilung von Grund und Boden zu eigen machte. Gerade im «Wilden Westen», wo es nach dem populären Eindruck besonders anarchisch zuging, war die Vergabe und Sicherung von Landeigentum besonders früh und besonders streng geregelt. Dabei gingen Regierungen aber selten so weit, Einfluss auf die Konzentration von Grundbesitz zu nehmen. Amerikanische Frontiers mit ihrem zunächst, wie es schien, grenzenlosen Angebot an Land, machten die Utopie von allgemeinem Wohlstand bei relativ gleichmäßiger Verteilung prinzipiell realisierbar. Dies war Thomas Jeffersons große Vision gewesen: eine Gesellschaft ohne Unterklasse. Ein unbeschränktes Angebot an Land würde die Fesseln der Knappheit sprengen. Hier ist der Vergleich zwischen Kanada und Argentinien aufschlussreich. In beiden Ländern wurde das Land an der Frontier zunächst als öffentliches Eigentum betrachtet. In Kanada wurden die Landangebote des Staates durch risikofreudige agrarische Kleinunternehmer von großer Mobilitätsbereitschaft aufgegriffen; früh wurde auch bereits mit Land spekuliert. In Argentinien hingegen gelangte das Land in die Hände von Großgrundbesitzern. Deren Pächter bekamen häufig günstige Konditionen, doch enttäuschte die Grenze auf längere Sicht alle, die sich in Argentinien von ihr egalitäre Verhältnisse versprochen hatten. Unter ähnlichen Umweltbedingungen und unter ähnlich beschaffenen Beziehungen zum Weltmarkt entwickelten sich in Kanada und Argentinien gegensätzliche Eigentumsstrukturen. Dies lag auch daran, dass der Staat in Argentinien eine eher wachstumsorientierte, exportbezogene Politik betrieb, während die kanadische Politik soziale Ordnungsziele stärker in den Vordergrund rückte. Die herrschende Oligarchie war in Kanada nicht am eigenen Landbesitz interessiert, in Argentinien war sie es.22
2  |  «Wilder Westen» in Nordamerika

|  Die US-Frontier als Ausnahme


Von allen Frontiers hebt sich diejenige in den Vereinigten Staaten, vor allem in der Zeit zwischen ca. 1840 und 1890, aus mehreren Gründen ab:
|  Erstens. Keine andere Bewegung siedelnder Kolonisation im 19. Jahrhundert war von ähnlichem demographischem Gewicht. Noch mehr als im Falle Australiens handelte es sich um die demographische Ausfüllung eines Kontinents. Dies galt für den langfristigen Gesamtprozess der Besiedlung, aber auch für einzelne Episoden von dramatischer Beschleunigung. So war der kalifornische Goldrausch die größte zusammenhängende Migrationsbewegung in der Geschichte der USA. Allein im Jahr 1849 strömten 80.000 Menschen nach Kalifornien, 1854 lebten dort 300.000 Weiße. Eine ähnliche Dimension hatte 1858 der weniger bekannte gold rush nach Colorado.23 Strukturell ähnliche rushes gab es am südafrikanischen Witwatersrand, im australischen New South Wales oder in Alaska, doch waren sie enger lokalisiert und weniger stark in ein kolonisierendes Vordringen quer durch eine riesige Landmasse eingebunden.
|  Zweitens. Keine andere Frontier wirkte in höherem Maße gesellschaftsprägend über den unmittelbaren Grenzbereich hinaus. Nirgendwo sonst wurden Strukturen der Frontier-Gesellschaft erfolgreicher in einen nationalen Gesamtzusammenhang integriert. Der amerikanische Westen entwickelte sich nicht zu einer rückständigen Randzone eines «inneren Kolonialismus». Dies hing unter anderem mit einer geographischen Besonderheit der USA zusammen: Entlang der pazifischen Küste entstand nach dem Goldrausch der Jahrhundertmitte eine Region von einer außerordentlichen wirtschaftlichen Dynamik, die sich nicht überwiegend aus den Mechanismen der extensiven Landnahme entwickelte. Die Region der eigentlichen Frontier lag also zwischen einer seit langem dynamischen Ostküste und einem aus anderen Ursachen wirtschaftlich aufstrebenden Landesteil am anderen maritimen Rand des Kontinents. Sie war buchstäblich eine «Mitte». Die grundlegende sozialgeschichtliche Unterscheidung, die man treffen muss, ist die zwischen zwei Arten von Frontiergesellschaft: Auf der einen Seite gab es den Westen der Farmen und kleinen von der Mittelschicht bewohnten Landstädte, einen Westen, den Familien, Religion und eng geknüpfte Gemeinschaften prägten. Dem stand der viel turbulentere Pionierwesten gegenüber, bestimmt durch Viehherden, Goldsucher und Militärposten. Der charakteristische soziale Typus war hier der junge, familiär ungebundene männliche Arbeiter, oft nur saisonal beschäftigt, hochmobil und gefährlichen Arbeitsbedingungen ausgesetzt. Hinzu kommt als eine regionale Sonderform die Gesellschaft, die nach dem Goldrausch in Kalifornien entstand. Sie widerspricht so deutlich manchen Zügen des konventionellen Westens, dass es lange Kontroversen darüber gegeben hat, ob und in welchem Sinne das pazifische Kalifornien überhaupt zum «Westen» gerechnet werden sollte.
|  Drittens. Gegenüber den einheimischen Indianern war die US-Frontier im 19. Jahrhundert ausnahmslos ein exklusiv wirksamer Mechanismus. Dies war in Südamerika ähnlich, während in Asien und Afrika da und dort größere Spielräume für die einheimische Bevölkerung blieben. Es hatte früher auf nordamerikanischem Boden durchaus auch Fälle einer starken Assimilation zwischen Indianern und Europäern gegeben. Die Franzosen hatten im 18. Jahrhundert viel mehr als Engländer und Schotten eine Art von modus vivendi mit den Indianern erreicht. Auch im Verhältnis von Spaniern und Pueblos im heutigen New Mexico war es unter den Bedingungen eines ungefähren Machtgleichgewichts zu einer langfristig stabilen frontier of inclusion gekommen.24 Dies wiederholte sich im Machtbereich der USA nicht. Die charakteristische Form der Behandlung der Einheimischen, wie sie sich im Laufe des Jahrhunderts schrittweise herausbildete, war das Reservat. Je mehr sich die Mitte des Kontinents mit Siedlern füllte, desto weniger gab es die Möglichkeit, die Indianer in eine offene «Wildnis» abzudrängen. Nach dem Bürgerkrieg und vollends nach dem Ende der Indianerkriege in den 1880er Jahren wurde das System zahlreicher verstreuter Sondergebiete zur allgemein praktizierten Norm. An keiner anderen Frontier – gewisse Ähnlichkeiten bestehen mit dem Homeland-System im Südafrika des 20. Jahrhunderts – erlangte diese umzingelnde Ausgrenzung der Urbevölkerung eine ähnliche Bedeutung.25
|  Viertens. Als wissenschaftliches Konzept wie als populärer Mythos (der von der neueren wissenschaftlichen Entheroisierung der Frontier wenig berührt wurde) war die Frontier schon lange, bevor Turner ihr einen Namen gab, das große integrierende Thema einer nationalen Geschichtskonstruktion. Bereits für Thomas Jefferson stand um 1800 fest, dass die Zukunft der USA im kontinentalen Westen liegen würde. In den 1840er Jahren fügte man dem das Ideologem der Manifest Destiny hinzu, das immer wieder zur Rechtfertigung einer aggressiven Außenpolitik genutzt werden sollte. In diesem Sinne haben einige Historiker die maritime Expansion der USA in den Pazifik, deren Speerspitze der Walfang war, als Voranschieben einer Frontier über die Landesgrenzen hinaus interpretiert.26 Die Erschließung des Westens wurde und wird als die spezifisch nordamerikanische Form der Nationsbildung gesehen. Integrierend wirkt das Thema auch deshalb, weil nahezu jede nordamerikanische Region irgendwann einmal in ihrer Geschichte ein «Westen» gewesen ist.
Die immens reichhaltige Forschung zum amerikanischen Westen kann hier nicht zusammengefasst werden.27 Im Extremfall hat sich die Geschichtsschreibung des Westens völlig vom Frontier-Konzept abgekoppelt. Dies geschah mit einer gewissen Zwangsläufigkeit, sobald man das nahezu ausschließliche Augenmerk auf die Geschichte einzelner Regionen und Lokalitäten richtete, denn damit war einer von Turners Grundgedanken aufgegeben, dass nämlich die verschiedenen geographischen und sektoralen Frontiers letzen Endes zusammenhingen und ein und denselben Prozess repräsentierten. Eine andere Richtung in der amerikanischen Forschung, der wir uns hier annähern, wendet sich gegen die geographische Verdinglichung des Westens. Es handele sich nicht um eine Region, die durch objektive geographische Merkmale beschreibbar sei, sondern um das Resultat von Abhängigkeitsbeziehungen. «Westen» sei demnach eher eine besondere Art von Kraftfeld als ein Ort, der sich auf der Landkarte markieren ließe. Andere Relativierungen verweisen auf die Vielfalt der sozialen Akteure in Gebieten, die sich nicht auf die simple Gegenüberstellung von Ranchers und Indianern reduzieren lässt und, vom 20. Jahrhundert ausgehend, auch auf den städtischen Charakter des Westens. In klassischen Wildwestfilmen der 1930er und 1940er Jahre tauchen niemals Städte auf, obwohl zu der Zeit, als sie gedreht wurden, Teile des Westens bereits zu den am höchsten urbanisierten Gegenden der USA gehörten. Revisionen der historischen Interpretation speisen sich selten nur aus Fortschritten des empirischen Wissens. Die Debatte zwischen Neo-Turnerianern und ihren Gegnern lässt sich daher nicht allein unter Berufung auf den Fortschritt der Forschung entscheiden. Jeder Revisionismus hat auch politische Hintergründe, und bei dem Versuch, die Turner-Orthodoxie zu demontieren, geht es etwa auch um eine Kritik am amerikanischen «Exzeptionalismus». Wenn sich die Frontier verflüchtigt, dann vermindern sich zumindest in dieser Hinsicht auch die Ansprüche auf einen amerikanischen Sonderweg.
Aus der Sicht einer Globalgeschichte des 19. Jahrhunderts fällt indessen eher die Einzigartigkeit der USA auf. Wir sahen bereits bei der Urbanisierung, dass sich in der Neuen Welt nicht einfach europäische Muster reproduzierten, dass sich dort vielmehr bei der Entwicklung von Suburbia ein besonderer neo-europäischer Weg herausbildete, der die USA typologisch besonders nahe an Australien heranrückt. Wäre die Eroberung und Besiedlung des amerikanischen Westens in europäischen Augen nicht eine kolossale Besonderheit gewesen, dann hätte man sie nicht mit solcher Faszination beschrieben, kommentiert und zum Ausgangspunkt für eigene Phantasien und Fiktionen genommen. Dem amerikanischen Bestreben, sich eine «normale» Nationalgeschichte zuzulegen, steht das europäische Erstaunen vor der amerikanischen Sonderentwicklung der Frontier entgegen. Europäer werden daher den amerikanischen «Exzeptionalismus» nicht so heftig kritisieren, wie einige amerikanische Historiker dies getan haben. Mit süd- oder ostasiatischen Augen gesehen, werden amerikanische Eigenarten noch deutlicher: grenzenlose Verwunderung angesichts eines solchen Überflusses an fruchtbarem Land. In vielen Teilen Asiens waren bereits um 1800 fast alle hochproduktiven Gegenden besiedelt und genutzt und die Landreserven aufgebraucht. Amerika erschien in solcher Sicht als ein gelobtes Land des Überflusses und der Verschwendung.
|  Indianer


Betont man den Eigencharakter der nordamerikanischen Frontier, so muss zunächst das Verhältnis von Euro-Amerikanern und Indianern betrachtet werden. Wie zuvor schon in der Karibik, in Mittel- und Südamerika, so nahm auch die Zahl der nordamerikanischen Ureinwohner als Folge der europäischen Invasion deutlich ab. Der generelle Vorwurf eines weißen Genozids an den Indianern ist übertrieben. Gewiss wurden aber einige amerikanische Ethnien ausgelöscht, und es gab dramatische regionale Einbrüche, an erster Stelle in Kalifornien. Dort hatten am Beginn der spanischen Besiedlung um 1769 ca. 300.000 Einheimische gelebt, am Ende der spanischen Periode um 1821 noch ca. 200.000. Nach dem Goldrausch waren 1860 von ihnen nur noch 30.000 übrig geblieben. Krankheit, Hunger und vielfach sogar Mord – ein führender Historiker hat von einem «Programm systematischen Abschlachtens» gesprochen – hatten diesen drastischen Rückgang verursacht.28 Auch für die Überlebenden war er eine Katastrophe, denn die weiße Gesellschaft Kaliforniens machte keinerlei Angebote zur Integration.29
Bei den Indianern fällt zunächst ihre große Diversität auf. Eine einheitliche indianische Lebensweise gab es nicht, auch keine gemeinsame Sprache, so dass die militärische Koordination im Widerstand gegen die Weißen sehr erschwert war. Das Spektrum reichte von den Büffel jagenden Bewohnern der westlichen Ebene über die sesshaften Pueblo, die Landwirtschaft (Getreide, Bohnen) betrieben, bis zu den Schafe hütenden, Silberschmuck herstellenden Navajo und den besonders lose organisierten Fischern im äußersten Westen.30 Unter ihnen, die bis ins 19. Jahrhundert hinein oft wenig Kontakt miteinander hatten, gab es kein einheitliches indianisches Bewusstsein, keine indianische Einheitsfront gegen die Invasion und oft noch nicht einmal Solidarität zwischen verwandten und benachbarten Stämmen. Solange Indianer als Bundesgenossen der Europäer begehrt waren, gelang es indianischer Politik häufig, die Weißen – Briten, Franzosen, Spanier und rebellische Kolonisten – gegeneinander auszuspielen. Dies war nach dem Britisch-amerikanischen Krieg von 1812 kaum noch möglich. Die Chance eines pan-indianischen Widerstandes aus dem Geist militarisierten Prophetentums, vom Norden aus organisiert, war vertan.31 In allen künftigen Indianerkriegen würden indianische Renegaten auf euro-amerikanischer Seite kämpfen und logistische Hilfestellung gewähren.
Gemeinsam war den meisten Indianern, dass sie von einer technologischen Revolution berührt worden waren. Nicht anders kann man die Einführung von Pferden als Last- und Reittieren bezeichnen, die um 1680 vom spanisch kolonisierten Süden Nordamerikas ausgegangen war.32 Mit dem Pferd kamen die Feuerwaffen, zunächst durch die Franzosen mitgebracht, um ihre indianischen Bundesgenossen gegen die Spanier zu bewaffnen. Pferd und Muskete veränderten in radikaler Weise das Leben von Zehntausenden, die noch nie einen weißen Mann gesehen hatten. Bereits für die 1740er Jahre wird über Pferdeherden, Pferdehandel, Pferdediebstahl und Reiterkrieg berichtet, und um 1800 hatten so gut wie alle Indianer westlich des Mississippi ihre Lebensweise auf das Pferd eingestellt. Ganze Völker erfanden sich neu als Zentauren. Dies galt nicht nur für die angestammten Bewohner an den Rändern der Ebenen. Teils eigene Wanderungsziele verfolgend, teils von den Euro-Amerikanern nach Westen abgedrängt, siedelten sich Indianervölker aus dem Nordosten, etwa die Lakota-Sioux, auf den Großen Ebenen an und gerieten dabei in Konflikt mit Ackerbauern ebenso wie mit rivalisierenden Reiternomaden. Während unter den berittenen Jägern und Kriegern (Sioux, Comanche, Apache u.a.) 1840 ein relativ stabiler Friede ausgehandelt wurde, dauerten die heftigen Kämpfe zwischen nomadischen und sesshaften Indianervölkern an: die blutigste Konfliktlinie in Nordamerika während der vier Jahrzehnte vor dem Bürgerkrieg.33 Auf der anderen Seite waren die Pferdebesitzer auf Gärtner und Ackerbauern angewiesen, um ihre eigene Versorgung mit Kohlehydraten sicherzustellen und zugleich um die Produkte der Jagd (besonders Trockenfleisch und Häute) gegen Objekte aus dem fernen Osten einzutauschen.34 Dies war durchaus möglich, denn die indianische Landwirtschaft hatte im Rahmen einfacher Technologie (kein Pflug, keine Düngung) eine hohe Leistungsfähigkeit erreicht, von der anfangs auch die Euro-Amerikaner profitierten. Um 1830 waren die Großen Ebenen so stark bevölkert wie niemals zuvor. Man hat geschätzt, dass sich damals 60.000 Indianer, 360.000 bis 900.000 gezähmte Pferde, 2 Millionen Wildpferde, 1,5 Millionen Wölfe und bis zu 30 Millionen Bisons diesen riesigen Lebensraum teilten.35
Erst das Pferd erlaubte die vollständige Erschließung der Ebenen zwischen Mississippi und Rocky Mountains, 300 Kilometer von Ost nach West und 1500 Kilometer von Norden nach Süden sich erstreckend. Das Pferd wirkte als Energietransformator. Es verwandelte die im Grasland gespeicherte Energie in Muskelkraft, die – anders als diejenige nicht domestizierbarer Großtiere – menschlicher Führung gehorchte.36 Nunmehr konnte es der Mensch mit der Geschwindigkeit der Bisons aufnehmen. Sie wurden nicht länger von Massenaufgeboten der gesamten Bevölkerung in Abgründe getrieben, sondern durch kleine, mobile Trupps junger Männer vom Pferderücken aus abgeschossen. Die neue Jagdtechnik revolutionierte die indianischen Gemeinschaften. Die Arbeit der Frauen wurde entwertet. Sie waren fortan nicht primär in ihrer eigenen unabhängigen Nahrungsmittelproduktion, sondern in der Weiterverarbeitung der Jagdbeute tätig. Andererseits erhöhte eine steigende Nachfrage nach Bisonhäuten den Bedarf an Frauen, die diese Felle präparierten. Ein Mann benötigte daher möglichst viele Frauen. Frauen wurden mit Pferden gekauft, deren Akkumulation schon aus diesem Grunde unerlässlich wurde; dies wiederum regte den Pferdediebstahl an.37 Die Aufteilung der Männer in Jagdbanden führte zu sozialer Fragmentierung und Ent-Hierarchisierung, stellte aber auch neue Anforderungen an Kooperation und Koordination. Zugleich wurden die indianischen Gemeinschaften und Stämme noch mobiler, als sie es zuvor gewesen waren, mussten sie doch dem Zug der gigantischen Herden folgen.38 Erst durch ihre Pferd-Bison-Kultur wurden die Indianer der Großen Ebenen zu wahrhaften Nomaden. Packpferde ermöglichten den Transport schwerer Habe, etwa von Zelten. Wer individuellen Besitz hatte, brauchte Pferde, die selbst wiederum als Prestigegüter angesehen wurden. Pferde verschafften zudem Vorteile im Krieg. Auch hier wurden den Indianern Kreativität und Anpassungsfähigkeit abverlangt. Denn es gab keine einheimische Tradition der Kriegskunst zu Pferde, und die schwere Kavallerie der Spanier, die man im 17. Jahrhundert im Süden kennenlernen konnte, war kein Vorbild. Da das Pferd bi-funktional zur Jagd wie zum Kampf genutzt werden musste, war es unausweichlich, die beiden Techniken möglichst weit einander anzunähern. Daher entwickelten die Indianer Taktiken der leichten Kavallerie, in denen es einige von ihnen zu unübertroffener Meisterschaft brachten. Das stereotype Bild der Indianer als virtuose Kampfreiter trifft erst für die letzte Phase ihrer freien Existenz zu. Innerhalb von drei oder vier Generationen entwickelte sich die berühmte indianische Pferdekunst, vielleicht am höchsten bei den Comanche ausgeprägt, die das Gebiet östlich der Südlichen Rocky Mountains und südlich des Arkansas River kontrollierten, nachdem sie die dort zuvor lebenden Gruppen vertrieben hatten.39
Die im 18. Jahrhundert neu entstandene Pferde-Bison-Kultur kann grundsätzlich als eine vorzügliche Anpassung an eine Umwelt gelten, in der – östlich etwa des 99. Längengrades – das trockene Klima der Landwirtschaft nicht entgegenkommt. Das Bild des ökologisch friedfertigen, im Einklang mit der Natur lebenden Indianers ist freilich eine realitätsferne Sentimentalisierung.40 Die neue Einbindung in weitere kommerzielle Kreisläufe schuf ihre eigenen Zwänge. Die ersten stabilen Kontakte zwischen Indianern und Weißen waren durch den Pelzhandel entstanden, der Jäger und Fallensteller im Inneren Nordamerikas und auch Sibiriens zwei Jahrhunderte lang mit dem Welthandel verbunden hatte. Dieser Nexus wurde durch die hohe Anpassungsbereitschaft euro-amerikanischer «Waldläufer» und durch Heiratsallianzen über ethnische Grenzen hinweg stabilisiert. Über den Pelzhandel, den man deshalb nicht verklären sollte, machten die Indianer aber auch erste Bekanntschaft mit Alkohol, einer Droge, die – wie einige Jahrzehnte später das Opium in China – den Zusammenhalt und die Widerstandskraft ihrer Gemeinschaften stark schwächen sollte. Die Pferd-Bison-Kultur verstärkte die Verbindungen zu äußeren Märkten. In der einen Richtung mussten die Indianer wachsende Teile ihres Bedarfs durch Kauf und Tausch decken. Selbst die unnachsichtigsten Gegner der Weißen verzichteten nicht auf Messer und Kochtöpfe, Teppiche und Stoffe, die sie über Zwischenhändler aus den Manufakturen und Fabriken des Ostens bezogen. Nachdem viele Indianer neben Pfeil und Bogen (in der Bisonjagd unübertroffen) auch Feuerwaffen übernommen hatten, die sie nicht selbst herstellen und reparieren konnten, waren sie auch hier für Nachschub auf Handelskanäle angewiesen. In umgekehrter Richtung stieg die Abhängigkeit der monokulturellen Ausbeutung der Bisons von nicht kontrollierbaren Marktfaktoren weiter an, als nach etwa 1830 Bisonfelle und -häute im Cross-frontier-Handel wichtiger als Fleischprodukte wurden. Damals begann bereits die Übernutzung der Herden. Eine «Ernte» von 6 bis 7 Tieren pro Person und Jahr war möglich (wie man heute weiß), ohne die Reproduktion der Tiere zu gefährden. Alles, was darüber hinausging, bedeutete Raubbau.41
Die Lebensgrundlagen der Plains Indians, die auf den Nachfragestimulus ökonomisch rational, aber ökologisch unvernünftig reagierten, verschwanden zusehends. Dazu trugen weitere Faktoren bei: Bisonkrankheiten, häufigere Trockenperioden, die Verdrängung der Bisons durch die kommerziellen Viehherden der Siedler. Schließlich entstand durch den wachsenden Lederbedarf der Industrie (etwa für Treibriemen) eine zusätzliche Nachfrage. Weiße Jäger schalteten sich in das Geschäft ein und veranstalteten einen Massenmord an Bisons, wie ihn die Indianer niemals praktiziert hatten. Der durchschnittliche euro-amerikanische Bisonjäger schoss täglich ca. 25 Tiere. Zwischen dem Ende des Bürgerkrieges und den späten 1870er Jahren fiel die Zahl der Bisons auf den Großen Ebenen von 15 Millionen auf wenige hundert Exemplare.42 Profitinteresse wurde zynisch durch das Argument verschleiert, man wolle durch Vernichtung der natürlich gewachsenen, «wilden» Bisonherden der «zivilisierten» Rinderwirtschaft Raum schaffen und zugleich die Indianer zur Aufgabe ihrer «barbarischen» Lebensweise zwingen. Um 1880 war die Pferd-Bison-Kultur der Großen Ebenen vernichtet. Den Indianern war ihre Lebensgrundlage entzogen; sie konnten die Ressourcen ihrer Subsistenz nicht länger kontrollieren. Den einstigen Herren der Prärie blieb nur der Weg in die Reservate.
War es für die Indianer ein Vorteil oder ein Unglück, dass die Siedler ihre Arbeitskraft nicht in systematischer Weise benötigten? Sie entgingen möglicherweise einem Schicksal von Zwangsarbeit und Versklavung, wurden dafür aber sozial marginalisiert. Es gab da und dort indianische Cowboys, doch kein indianisches Proletariat. Schon im 17. Jahrhundert waren Versuche gescheitert, die Indianer als arbeitende Unterklasse in die Kolonialgesellschaft einzubeziehen. Am stärksten wurden die Indianer Kaliforniens in die Marktökonomie integriert, ohne dass ihnen dies eine stabile Perspektive eröffnet hätte. Anpassung war selten eine effektivere Strategie als Widerstand. Das Vorrücken der immer übermächtiger werdenden Weißen beschränkte überall den Handlungsspielraum der Indianer. Von Anfang an unterschieden sich die Reaktionen, ohne eine Regel erkennen zu lassen. Mitunter entwickelten enge Nachbarn ganz unterschiedliche Verhaltensweisen. Die Illinois-Indianer bevorzugten eine Strategie der Assimilation und der beinahe totalen Aufgabe der eigenen Kultur. Ihre Nachbarn, die Kickapoo, wurden hingegen zu den heftigsten Kämpfern gegen Eindringlinge aller Art, seien sie Europäer, seien sie andere Indianerstämme. Sie galten lange als die erbittertsten Feinde der Weißen. Obwohl ihr militärischer Widerstand bis 1812 gebrochen worden war und auch sie schließlich aus ihren Wohngebieten verdrängt wurden, konnten sie sich doch in besonderem Maße ihre eigene Kultur bewahren.43
|  Siedler


Die nordamerikanische Frontier zeigt zwei unterschiedliche Seiten: zum einen die Verdrängung der Indianer, zum anderen die Ausdehnung des nationalen Raumes der USA durch staatliche und private Landnahme. Jede dieser Seiten hat ihre eigene Demographie. Auf indianischer Seite lässt sich die Bevölkerungsentwicklung nur ungefähr beziffern. Wie viele Indianer es am Vorabend der ersten Kontakte mit Europäern gab, ist ganz unterschiedlich geschätzt worden. Eine Zahl von 1,15 Millionen scheint gut begründet zu sein. Um 1900 lag die Zahl ihrer Nachkommen bei 300.000.44 Über die Zahlen der Zuwanderer ist man genauer orientiert. Bezeichnet man mit der amtlichen Statistik der USA als «Westen» das gesamte nationale Gebiet außer Neuengland und den weiter südlich gelegenen Atlantikstaaten bis hinunter nach Florida (sowie ebenfalls mit der Ausnahme von Alaska und Hawaii), dann lebten dort um 1800 ca. 386.000 Menschen, das waren 7,3 Prozent der Gesamtbevölkerung der USA. Im Jahre 1900 betrug die Bevölkerung dieses Westens 44,7 Millionen, damals 53 Prozent der Gesamtbevölkerung. Die Schwelle von 50 Prozent war bereits in den 1860er Jahren überschritten worden. Danach wuchs die Bevölkerung in den Ost- und in den Westteilen in etwa gleichem Tempo.45 Die Besiedlung des Westens erfolgte nicht allein im Turnerschen Sinne als ein allmähliches Auffüllen leerer Räume. Mit der direkten Erschließung der pazifischen Küste durch den «Oregon-Trail» sowie wenige Jahre später durch die Eröffnung der Gold-Frontier in Kalifornien kam eine sprunghafte Migration hinzu. Der Oregon-Trail war in einer Welt, in der es einstweilen keine Straßen gab, eine präparierte Überlandverbindung vom Missouri-Fluss bis zur Mündung des Columbia-River in den Pazifik im Territorium Oregon (das erst 1859 als 33. Staat in die Union aufgenommen wurde). Auf dieser 3200 Kilometer langen Strecke erreichten die ersten Siedler mit Pferdewagen und Viehherden 1842 den fernen Westen. Innerhalb weniger Jahre wurde aus dem einstigen Pfad von Fallenstellern und Händlern eine vielbereiste transkontinentale Verbindung. Sie blieb bis in die 1890er Jahre in Gebrauch, als sie von der Eisenbahn überflüssig gemacht wurde.46
Während die Realität der Westwärtsbewegung durch Millionen von individuellen Entscheidungen geschaffen wurde, war das Ganze zugleich Teil einer großen politischen Vision. Für die Gründergeneration, deren repräsentativer Sprecher in dieser Frage Thomas Jefferson war, eröffnete die Wendung der USA nach Westen die Möglichkeit, eine grandiose Raumutopie zu realisieren. In Jeffersons Sicht hatten die USA die neuartige Chance, den Niedergang der alten europäischen Gesellschaften zu vermeiden, indem sie sich im Raum und nicht primär in der Zeit entwickelten. Damit war von vornherein der weitere Gedanke verbunden, dieser Raum dürfe und müsse zum allgemeinen Guten wie zur persönlichen Bereicherung genutzt, ja ausgebeutet werden.47 Jeffersons Ideal für den Osten wie für den Westen der USA war der Farmer als Kleinunternehmer, der mit seiner Familie in selbstgenügsamen Gemeinschaften lebte und die allgemeinen Angelegenheiten demokratisch regelte. Dies blieb auch noch für die Besiedlung des Westens im 19. Jahrhundert weithin ein Idealbild, vom Staat immer wieder gesetzlich unterstützt, mit besonderem Nachdruck 1862 durch Präsident Abraham Lincolns Homestead Act, der als sozialpolitischer Gegenentwurf zur Sklaverei der Südstaaten gemeint war. Dieses Gesetz gab jedem erwachsenen Bürger, der Oberhaupt einer Familie war, das Recht auf nahezu kostenfreie Zuteilung von 160 acres (ca. 65 Hektar) öffentlichen Landes im Westen, sofern dieses Land fünf Jahre lang kontinuierlich bearbeitet worden war. Die Realität sah nicht selten anders aus. Zahlreiche Familien aus dem städtischen Osten, die zunächst homesteads in Anspruch genommen hatten, gaben das Land wieder auf, das vielfach in die Hände von Spekulanten fiel. Überhaupt ist der Makler und Bodenspekulant eine ebenso charakteristische Figur der Frontier wie der karge und raubeinige Pionier.
Die Mobilität der Siedler, in der Mythologie der Frontier immer wieder gefeiert, war für viele von ihnen eher eine bittere Notwendigkeit. Man musste Land dort suchen, wo es verfügbar und bezahlbar war, zog weiter, um Konflikten aus dem Weg zu gehen, und gab auch immer wieder unhaltbare Positionen auf. Neben den vielen Erfolgsgeschichten an der Frontier gibt es die weniger bekannten Erlebnisse des Scheiterns. Siedler, die aus den Städten des Ostens kamen, waren auf das harte Leben in einer Welt fast ohne jede Infrastruktur und oft ohne den effektiven Schutz durch staatliche Hoheitsträger nicht vorbereitet. Viele litten unter der Furcht, zu verwildern und in einen überwundenen Kulturzustand zurückzufallen.48 Manche in den Städten des Ostens teilten diese Einschätzung. Die allmähliche Mythologisierung der Frontier konnte ihre abschätzige Bewertung aus städtischer Sicht nicht ganz verdrängen. Die allgemeine Verachtung von Städtern gegenüber Nomaden übertrug sich auch auf die mobilen Grenzpioniere, und nicht selten wurde in zeitgenössischen Kommentaren der Zusammenhang mit Volks- und Völkerwanderungen in anderen Teilen der Welt hergestellt; verschiedentlich war von den «Tataren» an der Frontier die Rede.
Bis sich stabile kleinstädtische Gemeinschaften gebildet hatten, waren männliche Pioniere darauf angewiesen, sich Bräute aus dem besiedelten «zivilisierten» Hinterland zu besorgen – eine ständige Hin- und Herbewegung. Anders als bei den Pelzhändlern des 18. Jahrhunderts, waren Heiraten über die ethnische Grenze hinweg verpönt. Die Grenze sollte, zumindest in der Theorie, «weiß» bleiben. An ihr reproduzierte sich die christliche Kleinfamilie mit eindeutiger Rollentrennung. Der Mann sollte die Welt draußen erobern, die Frau im Heim für Zivilität sorgen. Fast nirgendwo auf der Welt wurde das Ideal der einerseits selbständigen, andererseits in nachbarschaftliche Netze eingewobenen Kernfamilie so unerschütterlich vertreten wie im nordamerikanischen Westen.49 Nicht nur unter den individualistischen Goldgräbern und -wäschern gab es Abweichungen von der Norm des autonomen Pionierhaushalts, der zugleich Familie und Kleinunternehmen war. In Kalifornien geriet das Land schnell in die Hände von Großgrundbesitzern; dort wurde auch die Landwirtschaft von Anfang an aggressiv kapitalistisch betrieben; die große Mehrheit der Immigranten hatte hier nur eine Zukunft als landlose Lohnarbeiter.50 Wer als Farmhelfer oder auch als Pächter in dieses System einstieg, schaffte es nur selten, sich hochzuarbeiten. Auch Immigranten der zweiten Generation waren in einer relativ ungünstigen Lage, so etwa Iren und Europäer vom Festland, denen der Erwerb eigenen Landes nicht gelang und die daher in abhängige Positionen einrückten.
Im Südwesten rekrutierte sich die Unterklasse der Landarbeiter und Bergleute weitgehend aus Mexikanern, die vielfach diskriminiert und ausgebeutet wurden, ein Resultat vorwiegend des Angriffskrieges der USA gegen Mexiko, der über Nacht 100.000 Mexikaner zu Bewohnern der Vereinigten Staaten machte. Dabei spielten auch rassistische Denkweisen eine Rolle.51 Es gab an der Frontier neben dem «klassischen» Turnerschen Siedler, der als patriotischer Amerikaner gen Westen aufgebrochen war, alle möglichen anderen ethnischen Gruppen: Einwanderer, die individuell und sehr oft auch als Gemeinschaften aus Europa (etwa den skandinavischen Ländern) direkt in den Westen gekommen waren, ohne sich zunächst in den Städten des Ostens zu akklimatisieren, Schwarze als Freie und Sklaven (einige auch als Arbeitssklaven von Indianerstämmen), seit dem Goldrausch und verstärkt nach dem Beginn des Eisenbahnbaus auch Chinesen. Die Grenze war in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts ethnisch noch bunter zusammengesetzt als die städtischen Gesellschaften des Ostens. Ebensowenig wie diese wurde sie automatisch zu einem «Schmelztiegel».52 Die Frontier lässt sich also nicht auf eine «binäre» Konfrontation zwischen Weißhäuten und Rothäuten reduzieren. Bei den Siedlern machten sich ähnliche Hautfarbenhierarchien bemerkbar wie im städtischen Raum.
Verglichen mit den Zuständen in vielen Gegenden Europas, war es an der nordamerikanischen Frontier relativ leicht, preiswert an Land zu kommen. Man erwarb es in der Regel vom Staat durch Kauf oder Versteigerung. Gesetzlich festgelegt waren die Minimalpreise per Flächeneinheit sowie ein Minimum der Betriebsgröße. Da Land selten (wie unter dem Homestead Act) vom Staat frei verschenkt wurde, da zudem spekulativem Missbrauch selten rechtliche Hindernisse in den Weg gelegt wurden, stellte sich für viele Siedler das Finanzierungsproblem.53 Dies hatte zur Folge, dass es mit der reinen Subsistenzwirtschaft des Pioniers in seinem Blockhaus nicht getan war. Wie stark welche Siedler wo und wann in Marktverhältnisse eingebunden waren, ist ein seit langem diskutierter Punkt. Zweifellos gab es einen Generaltrend in Richtung auf wachsende Kommerzialisierung. Nach der Jahrhundertmitte war nicht länger der rustikale Selbstversorger, sondern der unternehmerisch denkende Farmer der vorherrschende Sozialtypus an der landwirtschaftlichen Frontier. Land war keineswegs so frei verfügbar, wie die Ideologie es versprach. Um gutes Land wurde immer konkurriert, und die Kosten seiner Anschaffung und Erschließung mussten sich betriebswirtschaftlich auszahlen. Nach der «Säuberung» der Großen Ebenen von Bisons und Indianern machte sich hier, von Texas ausgehend, das Big Business der Viehbarone breit, weithin aus großstädtischen Quellen und durch britisches Kapital finanziert. Wie in Frontier-Konstellationen auf anderen Kontinenten wurde die Viehwirtschaft Nordamerikas zu einer big man economy.54 Die Unterschiedlichkeit der Grenzerfahrung spiegelt sich auch in den Problemen, die jeweils im Vordergrund standen. Hier finden sich Ungleichzeitigkeiten, wie sie in Turners Vorstellung von sozialer Evolution durch Stadien hindurch bereits vorgedacht waren. Während nach dem generellen Ende der Bedrohung durch Indianer die Farmer auf den Großen Ebenen von Texas im Süden bis North Dakota typische Fragen des 19. Jahrhunderts zu lösen hatten – Hypotheken, Eisenbahntarife, Liquidität im Alltagsgeschäft –, debattierte man in Kalifornien bereits über Themen, die für das 20. Jahrhundert charakteristisch werden sollten – Wasserversorgung, Obstanbau, transpazifischer Handel, städtische Immobilienmärkte. Wasser ist hier kein beiläufiges Stichwort. Kein ökologisches Problem des Westens war bedrohlicher. Wenn die Mythologie der Frontier von der «grenzenlosen» Verfügbarkeit natürlicher Ressourcen schwärmt, dann muss dem entgegengehalten werden, dass eine Ressource von Anfang an knapp war: Wasser.55
|  Indianerkriege und Revolverterror


Eine Frontier-Konstellation schließt fast immer ein Gewaltverhältnis ein. Dafür ist der nordamerikanische Westen paradigmatisch. Vom «First Anglo-Powhatan War» in Virginia in den Jahren 1609–14 bis zum Ende des letzten Apache-Krieges im Südwesten 1886 war das Verhältnis zwischen Weißen und Indianern durch eine lange Serie von Kriegen bestimmt.56 Insgesamt hielten die östlichen Indianervölker, die oft föderiert waren, länger aus und waren die vergleichsweise stärkeren Gegner. Die letzten von ihnen wurden erst mit der Deportation der verbliebenen Seminolen-Kämpfer aus den Sümpfen Floridas im Jahre 1842 militärisch ausgeschaltet. Im Osten hatten die Kämpfe etwa 230 Jahre lang gedauert. Die Auseinandersetzung mit den Indianern westlich des Mississippi drängte sich dagegen auf knapp 40 Jahre zusammen. Die Invasion der Großen Ebenen durch euro-amerikanische Siedler begann erst in den 1840er Jahren. 1845 wurden erstmals tödliche Übergriffe von Indianern auf overland trailers registriert, doch gaben sich die Stämme oft zufrieden, wenn die durchziehenden Siedler Wegezoll entrichteten und zu als fair empfundenen Bedingungen Proviant eintauschten; einige der brutalsten Angriffe auf Trecks wurden von weißen Banditen verübt, manchmal in Indianerkostümen.57 In den fünfziger Jahren nahm die Zahl der Zwischenfälle zu, in den sechziger Jahren brachen die klassischen Indianerkriege aus, die tief im nationalen Gedächtnis der USA verankert sind und die durch Hollywood unsterblich gemacht wurden. Als 1862 bei dem größten Massaker, das seit der Gründung der USA von Indianern (hier: Sioux) an weißen Siedlern verübt worden war, mehrere hundert Menschen umkamen, wuchs gar die Furcht vor einem großen Indianeraufstand im Rücken der Bürgerkriegsarmeen.58 An den Indianerkriegen war jedoch nur eine Minderheit der Stämme beteiligt. Allein Apache, Sioux, Comanche, Cheyenne und Kiowa leisteten Dauerwiderstand. Andere Stämme (Pawnee, Osage, Crow, Hopi u.a.) kämpften auf der Seite der Bundestruppen.59 Eine Militärgrenze der USA gegen rabiate Indianervölker entstand nach 1850, als die Kriegsbeute New Mexico der Union angeschlossen wurde. In der Folge wurde der Südwesten mit Armeecamps übersät, von denen aus die «wilden» Indianer kontrolliert werden sollten.60 Hatten die Forts zunächst Mühe, Überfälle von Apache und Comanche abzuwehren, so wurden sie nach dem Ende des Bürgerkrieges zu Stützpunkten einer wirksamen «Pazifizierung» der Region. Ehemalige Bürgerkriegstruppen der Union wurden in den Süden geschickt, um die Eigenständigkeit der Indianer zu brechen.
Auf manche der Indianerkriege ist ein neuzeitlicher europäischer Begriff von Krieg durchaus anwendbar. Unter den Indianern traten immer wieder hervorragende Strategen auf, die bei einem ungefähren Gleichstand der materiellen Voraussetzungen der weißen Seite manche Niederlage zufügten. Die Indianer der Großen Ebenen waren die beste leichte Kavallerie der Welt, überaus wirkungsvoll gegenüber schlecht trainierten und unzureichend ausgerüsteten Gegnern. Ihre Widersacher waren oft wenig motiviert und durch harte Lebensbedingungen in Forts und im Felde mürbe gemacht. Neben junger Elite-Reiterei gab es auf Bundesseite auch bunt zusammengewürfelte, überalterte Verbände: irische Veteranen der britischen Armee, ungarische Husaren und im frühen 19. Jahrhundert Überlebende der Napoleonischen Kriege. Die militärischen Schwächen der Indianer lagen selbstverständlich in mangelnder Ausrüstung (gegen die gefürchteten Berghaubitzen konnten sie am Ende nichts ausrichten), aber auch in unzureichender Disziplin, im Fehlen einer übergreifenden Kommandostruktur und in der schlechten Sicherung von Lagern und Dörfern. Es wiederholten sich die Asymmetrien, die an vielen Schauplätzen in Asien und Afrika auf längere Sicht die militärische Durchsetzung der Europäer begünstigten.61
Der Übergang von Krieg zu verwandten Gewaltformen war fließend. Massaker beider Seiten und Übergriffe auf ungeschützte Siedlungen waren an der Tagesordnung. Beide Seiten waren bewaffnet, und vorstaatliche Grenzergewalt bestimmte den Alltag in den zahlreichen Abschnitten der Frontier. Das Erbe exzessiver Gewalt hatten beide Seiten aus den Kolonialkriegen des späten 18. Jahrhunderts übernommen.62 Die Gewalt zwischen den Zivilisationen stand in einem Wechselverhältnis mit der allgemeinen Gewaltsamkeit des zivilen Lebens auf der euro-amerikanischen Seite der Frontier. Die zivilen Pioniere des «Wilden Westens», die mit Revolvern und Gewehren ihre Alltagsangelegenheiten regelten, gehörten im 19. Jahrhundert zu den am höchsten bewaffneten Populationen der Erde. Gewaltbereitschaft und Gewaltanwendung prägten auch in Friedenszeiten das gesellschaftliche Leben in einer Weise, die sonst nur für Bürgerkriege charakteristisch ist. Es bildeten sich extreme Normen von männlicher Ehre aus, wie sie im städtischen Osten der USA unbekannt waren. Zum westlichen Normensystem gehörten die Regel, Konflikte zu steigern statt sie zu mildern («no duty to retreat»), die Bereitschaft, eigene Interessen auf eigene Faust durchzusetzen, und eine in vielen Fällen suizidale Kultur des «Mutes». Typisch für den Westen war vigilantism: Banden von Vigilanti setzten sich in Situationen, in denen staatlichem Recht keine Geltung verschafft werden konnte, an die Stelle des Staates, verhielten sich also objektiv revolutionär. Dahinter standen die Vorstellung eines Rechts auf Selbstschutz sowie eine arg brachiale Interpretation des Prinzips der Volkssouveränität.
Richard Maxwell Brown vermutet, dass dies – bei höheren menschlichen Kosten – eine billigere Methode der Ordnungssicherung gewesen sei als ein reguläres Rechtssystem. Innerhalb der etwa vier Jahrzehnte nach dem Ende des Bürgerkrieges 1865 erreichte die Terrorherrschaft von Revolverhelden ihre größte Intensität und weiteste Verbreitung. Brown vertritt die Auffassung, es habe sich dabei um eine Art von kleinem «Bürgerkrieg» gehandelt: Die meisten der 200 oder 300 berühmt-berüchtigten Killer (und eine große Zahl von weniger bekannten) hätten im Auftrag von Großgrundbesitzern gehandelt und deren Interessen gegen kleine Rancher und Farmerfamilien auf Einzelgehöften (homesteaders) durchgesetzt. Sie seien keine Sozialbanditen mit Gerechtigkeitssinn und Sympathie für die kleinen Leute gewesen, sondern eher Agenten in einem Klassenkampf von oben. Die großen Massaker an Indianern wie z.B. 1864 das Sand Creek Massacre im Osten Colorados, dem ca. 200 Männer, Frauen und Kinder der Cheyenne zum Opfer fielen, wurden aber eher von Angehörigen der Armee als von Milizen und privaten Vigilantentrupps angerichtet. Dass die Armee in zahlreichen anderen Fällen Indianer gegen weiße Privatgewalt schützte, macht die Kompliziertheit der Lage deutlich.63
|  Deportationen


Indianerpolitik wurde überwiegend in der Hauptstadt gemacht, jedoch an der Grenze in die Praxis umgesetzt. Zum Zeitpunkt der Gründung der Vereinigten Staaten besaßen die meisten indianischen Gemeinschaften bereits eine reiche Erfahrung mit Herausforderungen von außen. Sie hatten medizinische, ökologische und militärische Schocks erlitten und waren immer wieder in die Situation geraten, reagieren und sich «neu erfinden» zu müssen. Um 1800 standen sich also keineswegs listenreiche «Zivilisierte» und tumbe «Wilde» gegenüber.64 Die Indianer waren zuweilen fair behandelt worden, vor allem von den Quäkern in Pennsylvania, viel öfter jedoch in einer niederträchtigen Weise, die ihrem Gerechtigkeitssinn tief widersprach. Die Haltung der US-Regierung zu den Indianern war widersprüchlich. Zum einen wurde ihr Charakter als «Nationen» (nationhood) faktisch dadurch bestätigt, dass man mit ihnen Verträge schloss, die durchaus nicht immer nur einseitig diktiert waren. Auf der anderen Seite wurde der alte puritanische Glaube an die Überlegenheit der Christenmenschen gegenüber den indianischen Heiden im Zeitalter der Aufklärung in die Idee der Zivilisierungsmission umdefiniert. Der «Große Vater» in Washington sollte sich mit Strenge und Wohlwollen um seine indianischen «Kinder» kümmern.65 Die zivilisierende Einwirkung sollte zunächst von außen geschehen. Bis zur Mitte des Jahrhunderts waren rechtlich gestützte Eingriffe in die inneren Angelegenheiten der Stämme nicht vorgesehen. Sie waren einer Art von indirect rule zu Sonderkonditionen unterworfen. Erst nach 1870 setzte sich die Idee durch, auch die Indianer hätten den allgemeinen Gesetzen des Landes zu gehorchen.66
1831 erklärte der alte Oberste Bundesrichter (Chief Justice) John Marshall, 35 Jahre lang eine der einflussreichsten Persönlichkeiten des Landes, die Nation der Cherokee sei «eine eigenständige politische Gesellschaft, von anderen getrennt und fähig, ihre eigenen Angelegenheiten zu regeln und sich selbst zu regieren». Die «Stämme» seien dennoch keine souveränen Staaten auf amerikanischem Boden, sondern, wie Marshall einflussreich formulierte, «domestic dependent nations».67 Dieses Urteil schien auf dem Papier einen Schutz für die Indianer zu bedeuten. Die Exekutive verfolgte aber längst einen anderen Kurs und ignorierte die Meinung des Verfassungsgerichts. General Andrew Jackson, der 1829 ins Amt gekommene 7. Präsident der USA, hatte sich bereits als energischer Kämpfer gegen Briten, Spanier und Indianer gezeigt. Er fand nichts dabei, Indianerverträge zu brechen, und folgte Marshall nicht in dessen Auffassung, die Enteignung indianischen Landes bedürfe zumindest einer juristisch haltbaren Begründung. Jacksons populäre und effektive Politik der Deportation (Indian removal) ist gelegentlich individualpsychologisch erklärt worden: Die unglückliche Kindheit des Präsidenten habe ihn die Indianer als gleichsam «ewige Kinder» beneiden lassen und gleichzeitig den Wunsch in ihm geweckt, ihnen gegenüber eine übermächtige väterliche Autorität zur Geltung zu bringen.68 Das mag so sein. Wichtiger ist das Resultat dieser Politik.
In Jacksons Augen war die Zivilisierungsmission der Jefferson-Generation gescheitert. Er knüpfte an die Mentalität der sogenannten Paxton Boys an, die in den 1760er Jahren in Pennsylvania schlimme Massaker an Indianern verübt hatten.69 Die Duldung indianischer Enklaven hielt er für zwecklos. Sein Ziel war es, mit den Methoden, die man heute «ethnische Säuberung» nennt, die Indianer hinter den Mississippi zu vertreiben. Während der 1830er Jahre, dem neben den 1870er Jahren vielleicht katastrophalsten Jahrzehnt für die nordamerikanischen Indianer, wurden etwa 70.000 indianische Menschen, die meisten aus dem Südosten, deportiert. Die Ausläufer des Programms reichten bis hoch zu den Großen Seen, nur die Irokesen im Staat New York konnten sich mit Erfolg widersetzen. Es wurden Konzentrationslager eingerichtet, ganze indianische Gemeinschaften wurden mit wenigen Habseligkeiten bei manchmal extremen Witterungsbedingungen in Gewaltmärschen in das sogenannte Indian Territory verbracht. Dass sich einige der so behandelten Stämme zuvor bereits mit großem Erfolg um die eigene Selbst-Zivilisierung bemüht hatten, schützte sie nicht. Tausende von Indianern starben auf den endlos langen Märschen an Krankheiten, Mangelernährung und Unterkühlung. Trotz solcher schrecklichen Konsequenzen muss gesehen werden, dass Jacksons Indian removal einen älteren Prozess des Exodus nach Westen nur verstärkte. Schon seit 1814 waren Menschen aus dem Wohngebiet der Creek freiwillig nach Westen gezogen. Für manche unternehmungslustigen Indianer übte der «offene» Westen einen ähnlichen Anreiz aus wie für weiße Siedler.70
Die schlimmste Episode war die Deportation des Volkes der Seminolen aus Florida. Hier verflocht sich Jacksons Kampagne mit der Sklavereifrage. Unter den Seminolen lebten zahlreiche schwarze Amerikaner, darunter auch entlaufene Sklaven, manche in separaten Dörfern, andere in die indianische Gemeinschaft integriert. Die Weißen Floridas waren weniger an dem Sumpfland interessiert, in dem die Seminolen lebten, als an den Afroamerikanern. Da die Seminolen Widerstand leisteten, wurde ein mehrere Jahre andauernder Krieg geführt, in dem auch zahlreiche weiße Soldaten umkamen.71 Einige der vertriebenen Stämme setzten in ihren neuen Wohngebieten ihre unhonoriert gebliebene Anpassung an die euro-amerikanische Umgebung fort. Den «Five Civilized Tribes» – Cherokees, Creeks, Choctaws, Chickasaws und Seminolen – ging es zwischen 1850 und dem Beginn des Bürgerkrieges relativ gut. Sie überwanden die Folgen des removal, fanden zu neuer Einigkeit, gaben sich Verfassungen und bauten an eigenen politischen Institutionen, in denen sich die alte indianische Demokratie mit den institutionellen Formen der US-Demokratie verband. Viele wirtschafteten in bäuerlichen Familienbetrieben, andere beschäftigten schwarze Sklaven in Plantagen. Sie entwickelten eine Bindung zu dem neuen Boden (der ja nicht das Wohngebiet ihrer Vorfahren war), die sich von derjenigen weißer Farmer an ihr Land nicht unterschied. In den 1850er Jahren schufen sie sich ein Schulwesen, um das sie die weiße Bevölkerung in den benachbarten Staaten Arkansas und Missouri hätte beneiden können. Missionare wurden willkommen geheißen und in die Gemeinschaft aufgenommen. Mit all dem folgten die Fünf Stämme dem von den Weißen vorgegebenen Pfad der «Zivilisierung» und rückten zugleich in immer größere Distanz zu ihren indianischen Nachbarn.72
Hätten die indianischen Völker eine effektive Garantie für das Verbleiben in ihren neuen Gebieten erhalten, dann hätte Andrew Jacksons brutale Politik die vorletzte Phase in der Entwicklung der Indianergrenze bedeutet. Eine solche permanente Sicherung blieb indessen aus.73 Der Landhunger von Siedlern und Eisenbahngesellschaften sowie da und dort das Vordringen undisziplinierter Bergleute in Indianergebiete behinderten das Entstehen lebensfähiger Gemeinschaften. Die allgemeine Brutalisierung der amerikanischen Gesellschaft durch den Bürgerkrieg setzte sich nach Kriegsende in erneuter Aggression gegen die Indianer fort. Eine Sprache der Ausmerzung machte sich breit, wie man sie zuerst ein Jahrhundert zuvor gehört hatte. 1860 fiel der berüchtigte Satz, nur ein toter Indianer sei ein guter Indianer, und er repräsentierte den Geist dieser Zeit.74 Es war fatal für die Fünf Stämme in ihrem sogenannten Indian Territory (im heutigen Oklahoma), dass sie sich während des Bürgerkrieges auf die Seite der Südstaaten gestellt hatten. Nach Kriegsende beruhte die Politik der Bundesregierung gegenüber den Nationen im Indian Territory auf dem Grundsatz, sie seien besiegte konföderierte Feindtruppen und hätten für ihre Illoyalität zu büßen. Die Völker verloren den größten Teil ihres Landes und mussten Eisenbahngesellschaften zulassen. Innerhalb von zwanzig Jahren wurden sie zu Minderheiten in jenem Gebiet, das sie unter Präsident Jackson mit ihren Heimatgegenden hatten vertauschen müssen.75 Die großen Indianerkriege der 1860er und 1870er Jahre müssen vor diesem Hintergrund gesehen werden. Infolge des Kriegsgeschehens im Osten, einer gleichzeitigen Verstärkung des Siedlerzustroms und einer Fülle lokaler Provokationen intensivierte sich der indianische Widerstand überall auf den Großen Ebenen. Die Armee hatte in früheren Zeiten eher ein distanziert-neutrales Verhältnis zu den indianischen Stämmen gepflegt und war immer wieder als deren Beschützerin gegen Gewalt aufgetreten. Nun wurde sie zum Instrument des Staates bei dem Vorhaben, die «Indianerfrage» endgültig zu lösen. Anfang der 1880er Jahre brach der indianische Widerstand vollends zusammen. Die Kapitulation des berühmten Siouxhäuptlings Sitting Bull 1881 und das Ende der Apache-Kriege im Südwesten markieren diesen tiefen Einschnitt in der Geschichte der amerikanischen Indianer.76
Hinter den Indianerkriegen lässt sich ein ungefähres Ablaufmuster erkennen. Bevor Weiße und Indianer militärisch aufeinander trafen, hatte es zwischen ihnen bereits Kontakte gegeben. Die meisten dieser Kontakte waren im Laufe der Zeit durch gegenseitiges Misstrauen geprägt. Eine große Rolle spielten zivile und militärische Vertreter der Bundesregierung, denn Indianerangelegenheiten wurden als Prärogative der Zentrale in Washington behandelt. Vertreter der Bundesregierung traten oft mit dem Anspruch auf, über den lokalen Parteien (also auch in einem gewissen Abstand zu den örtlichen Euro-Amerikanern) zu stehen und die Probleme durch obrigkeitliche Weisheit zu lösen. Das Ergebnis war oft Konfusion auf allen Seiten – eine Lage, aus der leicht militärische Konflikte entstehen. Die ersten Kampfhandlungen ergaben sich selten als Ergebnis kalkulierter Aggression. Typischer waren spontane Zusammenstöße, die dann schnell eskalierten. Die Euro-Amerikaner verstanden sich in spezifischen Situationen nicht durchweg als Agenten eines großen historischen Expansionstrends. Oft genügten lokale Entwicklungen, um sich selbst im Recht zu sehen. Während die Weißen selten zwischen indianischen Kämpfern und der Zivilbevölkerung unterschieden, wurden indianische Übergriffe auf Siedler stets als Beweis der moralischen und rechtlichen Überlegenheit der westlichen Seite benutzt. Sobald es zu indianischen Grausamkeiten gekommen war, sah man sich auf weißer Seite pauschal im Recht.
Bis in die letzten Ausläufer der Indianerkriege hinein gelangen den Indianern oft überraschende taktische Siege sogar gegenüber der Bundesarmee. Die weiße Seite neigte zur Überschätzung der eigenen Stärke und zur Unterschätzung der militärischen Fähigkeiten von Gegnern, die man für «primitiv» und inflexibel hielt. Es ist erstaunlich, wie zäh eine solche Überheblichkeit Lerneffekte behinderte. Mochten die Indianer auch taktische Siege erringen, so war ihre Niederlage am Ende doch unvermeidlich. Die Kriege endeten selten in den für «zivilisierte» Kriegführung üblichen Konventionen der Zeit. War der indianische Widerstand erst einmal gebrochen, dann blieb keine ehrenvoll besiegte gegnerische Armee zurück, sondern eine Masse elender, hungernder und frierender Menschen in provisorischen Behausungen oder auf der Flucht. Militärisch starke Indianer konnten ein furchteinflößender Feind sein; besiegte Indianer boten ein Bild des Jammers. Am Schluss der Kriege blieb auf beiden Seiten soviel Erbitterung zurück, dass niemand an die Verklärung dachte, die solche Auseinandersetzungen später durch eine literarische und cineastische Indianerromantik erfuhren. Die Brutalitäten beider Seiten hinterließen oft so tiefe Traumatisierungen, dass so etwas wie Versöhnung oder auch nur ein friedliches Nebeneinander der Beteiligten kaum möglich schien.77
Wenn es den mythischen Westen der Indianerliteratur und des Westernfilms je gegeben hat, dann begrenzt auf die Zeit zwischen etwa 1840 und 1870 und räumlich auf die Großen Ebenen am Fuße der Rocky Mountains. Was sich um 1890, als Frederick Jackson Turner seine Frontier-These formulierte, «geschlossen» hatte, war nicht die Siedlungsgrenze; sie blieb nach dem Urteil vieler heutiger Historiker bis in die 1920er Jahre offen. Beendet war vielmehr der indianische Widerstand in seiner militärischen wie seiner ökonomisch-ökologischen Dimension. Zugleich machte die kommerzielle Parzellierung der Weiten des mittleren Westens große Fortschritte. Mit der Verbreitung des 1874 patentierten und umgehend in riesigen Mengen produzierten Stacheldrahts und der lückenlosen Festlegung privater Besitzansprüche kam der «offene Westen» zu seinem Ende.78 Die «Wildnis» war parzelliert und kolonisiert, für «wandernde Wilde» (wie es in der Sprache der Zeit hieß) blieb kein Raum mehr. Die theoretische Unterwerfung des gesamten Staatsgebiets der USA unter ein einheitliches Vermessungsraster wurde nun überall praktisch umgesetzt. Grenzüberschreitende Existenzformen wurden unmöglich gemacht.79 Es begann die Epoche des Reservats. Auch die letzten Indianer wurden nun zu «gefangenen Völkern unter stärkstem Druck, sich in etwas zu verwandeln, das all dem widersprach, was sie jemals gewesen waren».80
In den 1880er Jahren waren auch noch die letzten widerständigen Indianervölker entwaffnet und zu abhängigen Schutzbefohlenen des Staates geworden. Dass man die indianischen «Nationen» als Verhandlungspartner selbst nominell nicht mehr ernst nahm, hatte schon 1871 die Entscheidung bewiesen, keine Verträge mehr mit ihnen abzuschließen. Noch um die Mitte des Jahrhunderts hatte es große Zeremonien gegeben, an deren Vorbereitung in der Regel beide Seiten beteiligt gewesen waren. Ein Höhepunkt solcher Inszenierungen war der Treaty Council gewesen, den Thomas Fitzpatrick als Indian Agent der Bundesregierung im September 1851 beim Fort Laramie veranstaltet hatte. Damals waren 10.000 Indianer verschiedener Völker mit 270 weißen Abgesandten und Soldaten zusammengekommen, hatten Verhandlungen geführt und Geschenke ausgetauscht.81 Obwohl es friedlich zuging, war den Regierungsunterhändlern doch klar geworden, dass sich die wenigsten Indianer freiwillig in Reservate sperren lassen würden. In den 1880er Jahren wäre es undenkbar gewesen, dass sich eine solche Szene wiederholt hätte. In Kalifornien und an der Nordwestküste waren die Indianer durch Gewalt schon früh in Reservate gezwungen worden. In Texas, New Mexico und auf den Großen Ebenen geschah dies nach dem Bürgerkrieg. Aus indianischer Sicht machte es einen Unterschied aus, ob die Reservate in Gegenden lagen, die als «Land der Vorfahren» galten oder ob sie als permanentes Exil aufgefasst werden mussten. Vor allem aus diesem Grund machten sich im März 1850 etwa 350 Cheyenne unter ihren Häuptlingen Stumpfes Messer und Kleiner Wolf auf eine abenteuerliche Reise von mehr als 2000 Kilometern – eine Art von Wiederholung des Langen Marsches der Torghut-Mongolen von der Volga zurück in ihr Heimatland 1770/71.82 Nicht nur Sentimentalitäten bewirkten diese Flucht, sondern auch eine unzureichende Versorgung mit Lebensmitteln durch die Behörden. Unprovoziert von der Armee angegriffen, erreichten nur wenige ihr Ziel. Immerhin zog eine Untersuchungskommission aus dieser Affäre den Schluss, dass es dann zwecklos sei, Indianer zu «zivilisieren», wenn sie ihre Situation als Gefangenschaft interpretierten.83
|  Eigentum


Nicht überall ist die agrarische Nutzung von Land der Kern der Frontier-Konstellation. In Kanada, wo ein Gegenstück zur fruchtbaren Mississippi-Ebene fehlte und auch die Prärien unwirtlicher waren, hatte der Angriff auf die «Wildnis» und ihre Bewohner nicht primär die Form landwirtschaftlicher Kolonisation durch Siedlerfamilien. Die alte kanadische Frontier war ein middle ground von Jägern, Fallenstellern und Pelzhändlern gewesen. Im 19. Jahrhundert blieb der kommerzielle Charakter der Frontier erhalten, wurde aber nun kapitalistisch überformt. Pelzhandel, Holzeinschlag und Viehwirtschaft wurden industriell, großbetrieblich und kapitalintensiv organisiert; nicht selbständige Pioniere, sondern Lohnarbeiter trugen die physische Last der Naturausbeutung.84 Im Gegensatz zur kanadischen war die US-Frontier ein Dauerkonflikt um agrarisch nutzbares Land. Dies, nicht christlicher Überlegenheitsglaube oder Rassismus, gab den Auseinandersetzungen zwischen Eingeborenen und Neuankömmlingen ihre Schärfe. Handelskontakte sind «interkulturell» gestaltbar, Kontrolle über Land ist hingegen eine Frage des Entweder-Oder. Die europäischen Eigentumsbegriffe, mit denen die Siedler ideologisch bewaffnet waren, ließen wenig Raum für Kompromisse.
Die Formel, europäische Eigentumsbegriffe seien individualistisch und tauschbezogen, indianische kollektivistisch und nutzenbezogen, mag hier genügen, obwohl sie komplizierte Sachverhalte stark vereinfacht. Die Indianer wie viele andere jagende, sammelnde und Land bestellende Völker der Welt kannten durchaus «Privat»-Eigentum. Es bezog sich aber nicht auf Land «an sich», sondern auf die Dinge, die sich auf dem Land befanden. Dazu gehörte die Ernte, über die im Prinzip diejenigen verfügen konnten, die sie produziert hatten.85 Die Idee, Grund und Boden durch fixe Grenzen zu parzellieren, war den Indianern ebenso fremd wie die Vorstellung, Einzelpersonen, Haushalte oder Clans könnten mehr Land dauerhaft in ihren Besitz bringen, als sie zu kultivieren vermochten. Kontrollansprüche über Land mussten durch Arbeit immer wieder neu begründet werden. Wer sein Land ordentlich nutzte, durfte dies ungestört tun. Kommunale Kontrolle über Land («Gemeineigentum»), die Europäern des 19. Jahrhunderts überall auf der Welt «archaisch» vorkam, wurde paradoxerweise erst in der Reaktion auf die weiße Invasion gestärkt.86 Nachdem etwa die Cherokee im späten 18. Jahrhundert erfahren mussten, dass man sie immer wieder um Land betrog, verboten sie Individuen, Boden an die Weißen zu verkaufen und stärkten die kommunalen Rechte.87 Der Umgang mit solchen Rechten ist eine komplizierte Materie gewesen, zumal im British Empire mit seiner differenzierten Rechtstradition. Die Franzosen erkannten in Nordamerika indianische Landrechte niemals an und beriefen sich von Anfang an auf das Recht des Eroberers und der effektiven Okkupation, ebenso wie die Briten in Australien. Die englischen Kolonialbehörden in Amerika hingegen beanspruchten alles Land für die «Souveränität» der Krone, räumten aber die Existenz «privater» indianischer Landrechte ein. Nur so war es überhaupt möglich, dass Indianer Land direkt abtreten und verkaufen konnten. Die US-Gerichte folgten dieser Praxis. Mit der Northwest Ordinance von 1787, einem der Grunddokumente des neuen Staates (noch vor der Verfassung verabschiedet und vor allem bekannt, weil es die Ausbreitung der Sklaverei begrenzte), legten sich die USA auf den Grundsatz der Landabtretung durch Verträge fest: keine gute Lösung für die Indianer, aber auch nicht die schlechtestmögliche.88 In der Praxis jedoch tat der Staat wenig, um die Indianer vor der Aggressivität der frontiersmen zu schützen. Man kann in dieser Perspektive Präsident Andrew Jacksons Politik der Deportation als eine Anpassung der offiziellen Linie an die Realität verstehen: Die Position der östlichen Indianer war um 1830 herum bereits faktisch unhaltbar geworden.89
Die Geschichte der nordamerikanischen Frontier lässt sich daher als eine Geschichte kontinuierlichen und irreversiblen Landverlusts der Indianer schreiben.90 Selbst grandiose Innovationen wie die Pferd-Bison-Kultur des 18. Jahrhunderts boten auf längere Sicht keine Alternative. Die Ureinwohner Nordamerikas wurden in diesem Prozess von ihren natürlichen Produktionsmitteln getrennt: ein klassisches Beispiel für das, was Karl Marx die «ursprüngliche Akkumulation des Kapitals» nannte. Da die Indianer als Landbesitzer nicht geduldet und als Arbeitskräfte nicht erforderlich waren, da ihre Rolle als Fell- und Lederlieferanten nach wenigen Jahrzehnten ausgespielt war, blieb für sie kein würdiger Platz in der Ordnung der Immigranten. Aus der «Wildnis» wurden Nationalparks: menschenleere oder gerade noch folkloristisch ausgeschmückte Räume des Naturschutzes.91
3  |  Südamerika und Südafrika

|  Argentinien


Gab es auch in Südamerika mit seiner noch älteren europäischen Kolonisation eine Frontier?92 Zwei Länder sind es vor allem, wo man ebenfalls einen Pionierwesten vermuten möchte: Argentinien und Brasilien. Die frühesten Frontiers in Südamerika waren Bergbau-Frontiers bei der Gewinnung von Gold und Silber. Die landwirtschaftliche Erschließung erfolgte später. Die größte Ähnlichkeit zu den USA findet man in Argentinien. Dort erstreckt sich das Grasland der Pampa von der Gran Chaco-Region im Norden bis zum Rio Colorado im Süden sowie etwa 1000 Kilometer tief vom Atlantik in Richtung Westen. Es fehlen allerdings Flüsse, die wie der Mississippi Immigranten ins Herz des Kontinents trugen. Bis etwa 1860 waren hier, anders als im Westen der USA, so gut wie keine Veränderungen der natürlichen Umwelt zu bemerken: eine wilde Vegetation, ein im Prinzip fruchtbarer Boden. In den 1820er Jahren begann die «Öffnung» der Pampa mit Landaneignungen großen Stils.93 Im Unterschied zur US-Frontier wurde das Land in Argentinien nicht in kleine Einheiten zerlegt. Die Regierungen verkauften es oder vergaben es in großen Stücken als politische Geschenke. So entstanden große Viehgüter, die ihr Land zuweilen an kleinere Rancher verpachteten. Produziert wurden anfangs nur Häute; Weizen spielte keine Rolle und musste sogar eingeführt werden.94 Ähnlich der australischen Frontier und deutlich von der US-amerikanischen unterschieden, war die argentinische eine big man’s frontier. Rechtliche Regelungen zugunsten des kleinen autonomen Siedlers mit seiner Familie konnten nie durchgesetzt werden. Eigentumsrechte bildeten sich überhaupt nur langsam und lückenhaft heraus.95 Die Italiener, die am Ende des 19. Jahrhunderts nach Argentinien strömten, wurden dem System eher als Pächter denn als Landwirte auf eigenem Grund und Boden eingegliedert. Wenige von ihnen wurden argentinische Bürger. Daher konnten sie auch den großen Latifundien-Besitzern politisch nichts entgegensetzen. Mit der Zeit konzentrierte sich der Landbesitz weiter. Es gab keine Grundlage für das Entstehen einer stabilen agrarischen Mittelschicht, wie sie dem gesamten Mittleren Westen der USA gesellschaftliche Kohärenz verschaffte. Die kleine Landstadt mit Dienstleistungsfunktion und allmählich ausgebauter Infrastruktur, so typisch für den US-Westen, fehlte in Argentinien. Daher wurde in argentinischen Auffassungen von der frontera der Gegensatz zwischen «zivilisierter» Stadt und «barbarischem» Land besonders scharf gezogen. Die Abwesenheit eines Kreditsystems für kleine Farmer und der Verzicht auf eine Katastererfassung des Landes erschwerten die Ansiedlung kleinbäuerlicher Unternehmer weiter. Streng genommen gab es in Argentinien gar keine Siedlungsgrenze und keine ausgeprägte frontier society mit politischem Eigengewicht und mythenbildendem Potenzial. Die Peripherie wurde niemals – wie die Städte an Mississippi und Missouri – zu einem Zentrum von eigener Ausstrahlung. Als die Eisenbahn kam, erleichterte sie eher den Zustrom in die Küstenstädte als die Besiedlung des Hinterlandes. In Buenos Aires fürchtete man die Rückkehr der ungehobelten Migranten aus der Pampa und ihren barbarisierenden Einfluss. Die Eisenbahn führte mindestens ebenso sehr zu einer Kontraktion wie zu einer Expansion der Frontier.96
Ein für Argentinien charakteristischer Sozialtypus war der Gaucho: ein Wanderarbeiter, Ranchknecht und Pferdemann der Pampa.97 (Der Cowboy war im Grunde eine lateinamerikanische Erfindung: Erst über die großen Viehfarmen Nordmexikos verbreitete er sich nach Texas und von dort in den übrigen Wilden Westen. Außerhalb der USA hatte der Cowboy auch seinen größten und letzten politischen Auftritt: in Gestalt von Pancho Villas Kämpfern während der Mexikanischen Revolution nach 1910.)98 Als auffällige soziale Gruppe verschwanden die Gauchos im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts. Verdrängt wurden sie durch ein Bündnis zwischen einer mächtigen Landelite und der staatlichen Bürokratie. Dies war ein zentraler Prozess der argentinischen Geschichte während des 19. Jahrhunderts. Die Gauchos (der Begriff scheint 1774 aufzutauchen) entstanden während des 18. Jahrhunderts aus den Jägern wilden Viehs. Sie waren meist gemischt spanisch-indianischer Abstammung und daher Opfer eines Rassismus, der auch im kolonialen wie post-kolonialen Argentinien virulent war. Das Ansehen, das sie sich als Kämpfer im Unabhängigkeitskrieg (1810–16) erworben hatten, vermochten sie nicht zu bewahren. Bereits um 1820 war die Zeit der Jagd auf Vieh und Pferde und des wilden Schlachtens von Rindern für Häute und Talg vorüber. Einfache Verarbeitungsbetriebe erzeugten nun gesalzenes Trockenfleisch, das zu einem großen Teil an die Sklavenplantagen in Brasilien und Kuba verkauft wurde.
Während der folgenden zwei oder drei Jahrzehnte wurde in Argentinien das Schaf zum Wirtschaftsfaktor: ein anspruchsloseres und robusteres Tier, das man nicht umbringen musste, um von ihm zu profitieren. Einzäunungen und die Errichtung spezieller Viehfarmen verwandelten die Hirtenwirtschaft in eine Mischwirtschaft. Bis etwa 1870 konnte in der Provinz Buenos Aires, der bevölkerungsreichsten Argentiniens, vielleicht ein Viertel der ländlichen Bevölkerung als Gauchos bezeichnet werden. Danach ging die Zahl schnell zurück. Zäune verminderten den Bedarf an berittenen Hirten. Um 1900 hatte der frigorífico, die moderne Fleischpackerei und Fleischfrostung, große Bedeutung erlangt. Mit der Industrialisierung der Fleischproduktion reduzierte sich der Bedarf an Arbeitskräften dieser Art rapide. Der Gaucho wurde der letzten Reste seiner Unabhängigkeit beraubt. Seine Werte wurden gering geschätzt. Als General Julio A. Roca 1879 die Araukanier, das wichtigste Indianervolk Argentiniens, angriff und großenteils vernichtete, wurden zugleich die turbulenteren Elemente unter den Gauchos domestiziert. Die gesellschaftliche Elite sah die Gauchos als (potenzielle) Kriminelle und zwang viele von ihnen in Pacht, Abhängigkeit oder Militärdienst. Eine rigorose Gesetzgebung schränkte die Mobilität der Gauchos ein. Wie so oft trat die romantische Verklärung des Gaucho durch städtische Intellektuelle in jenem Moment auf, als er als realer Sozialtypus verschwand. Der Gaucho wurde im Untergang und postum zur Verkörperung der argentinischen Nation.99
Anders als in Brasilien wichen in Argentinien die Indianer lange nicht. Noch in den 1830er Jahren wurde die Provinz Buenos Aires immer wieder von Indianerüberfällen heimgesucht. Hunderte von Frauen und Kindern wurden verschleppt. Die Zurückschiebung der inneren Grenze verlangte zum einen die Definition eines maximalen Staatsgebietes, zum anderen einen Diskurs über die Minderwertigkeit der Ureinwohner, die nicht in die nationale Gemeinschaft eingeschlossen werden sollten. Der Kampf galt nun nicht mehr den konkreten Einheimischen, sondern der «Barbarei» an sich. Der «Wüstenkrieg» gegen die Indianer, der 1879 begann und sich bis 1885 hinschleppte, konnte erst durch die allgemeine Verwendung des Hinterladers zugunsten der republikanischen Regierung entschieden werden. Fast aufs Jahr gleichzeitig mit dem letzten großen Indianerkrieg der USA wurden die riesigen Landflächen des inneren Argentinien für die wirtschaftliche Nutzung geräumt. Den Indianern wurde noch nicht einmal das kümmerliche Überleben in Reservaten gestattet.
|  Brasilien


In Brasilien, einem Land mit mindestens ebenso großen Landreserven wie die USA, verlief die Entwicklung der Frontier ganz anders als dort – und auch abweichend von Argentinien.100 Brasilien ist das einzige Land der Welt, in dem einige der nach 1492 in Amerika begonnenen Frontier-Prozesse von Ausbeutung und Ansiedlung immer noch anhalten. Neben der frühen Bergbau-Frontier gab es in Brasilien eine Art von Frontier der von Sklaven bewirtschafteten Zuckerplantagen, in manchem den Plantagen Alabamas und Mississippis vor dem Bürgerkrieg ähnlich. Eine bäuerliche Frontier entwickelte sich spät und lückenhaft. Bis heute konzentriert sich das gesellschaftliche Leben Brasiliens auf einen Streifen an der Küste. Das Landesinnere (sertão), ursprünglich alles Land jenseits der Reichweite der Kanonen der portugiesischen Eroberer, galt (und gilt teilweise noch) als symbolisch minderwertiger Raum, für dessen Erkundung sich wenige interessieren. Der Amazonasdschungel war bis zur großen Attacke auf die Regenwälder in den letzten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts so etwas wie eine «Frontier jenseits der Frontier».101 In der brasilianischen Literatur wird die Frontier ausgesprochen räumlich aufgefasst und kaum als Prozess. Die Raumkategorie sertão ist das nächste Äquivalent zum Turnerschen Begriff; fronteira bezeichnet eher die lineare Staatsgrenze.
In Brasilien fehlten manche objektiven Voraussetzungen für eine Erschließung des Landesinneren. Vor allem gab es kein nutzbares Netz von Wasserstraßen, das dem für die USA unschätzbaren Ohio-Missouri-Mississippi-System auch nur annähernd vergleichbar wäre. Bodenschätze, die im Laufe der Industrialisierung hätten wichtig werden können (Kohle und Eisen spielten im US-Westen eine gewisse Rolle) fehlten ebenfalls. Erst als Brasilien sich eine frühe Pionierrolle auf dem Weltkaffeemarkt sicherte, kam so etwas wie eine agrarische Erschließungsgrenze auf. Mitte der 1830er Jahre hatte der Kaffee-Export erstmals die Zuckerausfuhr übertroffen, und Brasilien war zum wichtigsten Kaffeeproduzenten der Welt geworden.102 Mit der Erschöpfung von Böden, die unter den technologischen Bedingungen der Epoche nur eine Generation lang produktiv blieben, zogen die Pflanzer nach Westen weiter. Nach der Abschaffung der Sklaverei 1888 entstand eine Nachfrage nach Plantagenarbeitern, auf die vor allem Italiener reagierten. Sie wurden dem Arbeitsmarkt zu noch ungünstigeren Bedingungen eingegliedert als in Argentinien. Die Verhältnisse waren so verheerend, dass die italienische Regierung 1902 die Abwerbung von Landsleuten nach Brasilien untersagte. Die Machtstrukturen waren in beiden Ländern ähnlich. Den argentinischen latifundistas entsprachen die großen Kaffeepflanzer Brasiliens. Ebensowenig wie in Argentinien gab es eine Politik der Verteilung bzw. Umverteilung von Land an Kleinbauern.103 Die brasilianische fronteira war im Wesentlichen monokulturelles Kaffeeland, mit oder ohne Sklaven großbetrieblich bewirtschaftet, kein Ort, an dem sich im Sinne Frederick Jackson Turners ein selbständiger Pioniercharakter mit häuslichem Mittelstandsmilieu herausbilden und eine Freiluftschule der Demokratie etablieren konnte. Wie John Hemming in einer bewegenden Trilogie geschildert hat, wurde den brasilianischen Indianern, die zwar nicht in die Zucker- und Kaffeeökonomie, wohl aber in den Kautschukhandel am Amazonas verwickelt waren, vor 1910 noch nicht einmal Reservatsschutz gewährt.104 Die Regenwälder waren, anders als die von euro-amerikanischen Siedlungsräumen umschlossenen Great Plains der USA, eine offene Grenze. Die Indios zogen sich daher immer tiefer in die entlegensten Regionen zurück. Ihr letzter Widerstand gegen Kolonisten war um die Jahrhundertwende erloschen.
|  Südafrika


Die Frontier-Prozesse in Südamerika und Südafrika standen in keiner realen Wechselwirkung miteinander. Daher fällt umso mehr ihre exakte Gleichzeitigkeit auf. Die letzten Indianerkriege fanden in Nord- und Südamerika in den 1870er und 1880er Jahren statt, also genau zu derselben Zeit, als die weiße (britische) Eroberung des südafrikanischen Landesinneren abgeschlossen wurde. Für Südafrika markiert das Jahr 1879 einen Schlusspunkt. In diesem Jahr wurden die Zulu, die wichtigste afrikanische Gegenmacht zu den Briten, militärisch geschlagen. Es war der letzte in einer Reihe von Kriegen zwischen der Kolonialmacht und afrikanischen Armeen. Der Zulu-König Ketchwayo, von den Briten durch unerfüllbare Forderungen provoziert, konnte immerhin noch mehr als 30.000 Mann mobilisieren (eine Größenordnung ganz außerhalb der Reichweite nordamerikanischer Indianer), musste sich der britischen Übermacht dann aber doch geschlagen geben.105 Die Sioux und die Zulu waren beide bedeutende regionale Militärmächte, die sich manche ihrer einheimischen Nachbarn untertänig und abhängig gemacht hatten. Als Folge eines jahrzehntelangen Kontakts mit Weißen waren sie sich über deren militärische Möglichkeiten durchaus im Klaren. Beide hatten sich auch nur in einem sehr geringen Maße den Invasoren und ihrem Lebensstil assimiliert. Sie bildeten komplexe politische Strukturen und Glaubenssysteme aus, die den Europäern und Euro-Amerikanern fremd blieben und zum Bild des irrationalen und zivilisationsfeindlichen «Wilden» beitrugen, das in der Propaganda von ihnen gezeichnet wurde. In den USA ebenso wie im kolonialen Südafrika war die Vorherrschaft der Weißen um 1880 unerschütterlich geworden.106
Diesen Gemeinsamkeiten stehen einige Unterschiede im Schicksal von Sioux und Zulu gegenüber. Dem hohen ökonomischen Druck, der auf sie ausgeübt wurde, setzten die beiden Völker eine unterschiedliche Widerstandskraft entgegen. Die Sioux waren nomadische Bisonjäger, die sich in Jagdbanden organisiert hatten und über keine ausgeprägte politische und militärische Hierarchie verfügten. Sie waren auf dem expandierenden Binnenmarkt der USA wirtschaftlich völlig nutzlos geworden. Die Zulu hingegen existierten auf der Basis einer viel stärkeren stationären Mischwirtschaft von Viehzucht und Ackerbau. Sie verfügten über eine zentralisierte monarchische Organisation und integrierten sich gesellschaftlich durch ein System klar definierter Altersgruppen. Daher ließ sich die Zulu-Gesellschaft trotz ihrer militärischen Niederlage und der folgenden Okkupation ihrer Wohngebiete nicht so einfach zerschlagen und demoralisieren wie die Gesellschaft der Sioux. Im wirtschaftlichen Zusammenhang Südafrikas wurde Zululand nicht marginalisiert, sondern in ein Reservoir billiger Arbeitskraft verwandelt. Die allmählich proletarisierten Zulu spielten daher immerhin eine wichtige Rolle in der wirtschaftlichen Arbeitsteilung des Landes.
Auch die früheren Chronologien der Frontier in Südafrika und Nordamerika verliefen in erstaunlicher Parallelität. Die ersten Kontakte zwischen einwandernden Europäern und einheimischer Bevölkerung fallen in das 17. Jahrhundert, und in beiden Geschichten stellen die 1830er Jahre einen wichtigen Wendepunkt dar: in den USA mit Andrew Jacksons Politik der Deportation der südlichen Indianer, in Südafrika mit dem Beginn des Großen Trecks der Buren. Eine südafrikanische Besonderheit war die Zweispaltung der weißen Bevölkerung nach der britischen Eroberung des Kaps der Guten Hoffnung im Jahre 1806. Von da an gab es neben der auf niederländische Emigranten des 17. Jahrhunderts zurückgehenden Burenbevölkerung eine kleinere britische community, die mit einer reichen und mächtigen imperialen Metropole verbunden war und am Kap die wichtigen Entscheidungen traf. Die Treckburen, die ausschließlich von der Landwirtschaft gelebt hatten, wurden zunächst durch Landmangel zur Mobilität getrieben. Dann kam in den frühen 1830er Jahren die von London ausgehende Politik der Sklavenbefreiung hinzu. Sie wurde auch am Kap durchgeführt und traf damit ein zentrales Strukturelement der burischen Gesellschaft. Die von London aus proklamierte rechtliche Gleichstellung der Hautfarben war für die Buren inakzeptabel. Die Richtung des Trecks der Pioniere mit ihren Ochsenwagen war durch den Widerstand gut bewaffneter afrikanischer Militärmächte vorgegeben, vor allem der Xhosa im Osten. Geringere Widerstände waren im Hohen Veldt des Nordens zu erwarten. Die Buren profitierten von der Zerrüttung zahlreicher afrikanischer Gemeinschaften, die eine Folge jüngster militärischer Auseinandersetzungen unter den afrikanischen Völkern, der Mfecane, war: Zwischen 1816 und 1828 hatte der blitzartig erstarkte Militärstaat der Zulu unter deren Kriegskönig Shaka große Gebiete im Grasland entvölkert und zugleich den weißen Siedlern Bundesgenossen aus dem Anti-Zulu-Lager zugeführt.107
Der Große Treck war ein militärisch und logistisch erfolgreiches Manöver einer der ethnischen Gruppen in Südafrika, die um Land konkurrierten. Er wurde zu einem kolonialen Eroberungszug von zunächst «privatem» Charakter. Eine Staatsbildung erfolgte erst später, gleichsam als «Nebenfolge» (Jörg Fisch) privater Landaneignung, als sich die Buren zwei eigene Republiken schufen: 1852 die Republik Transvaal, 1854 den Oranje-Freistaat. Diese beiden Staaten waren sezessionistische Gegengründungen im Widerstand gegen die britische Kapkolonie. Sie wurden von den Briten am Kap vertraglich anerkannt, und britische Staatsangehörige übten einen gewissen Einfluss auf ihr Wirtschaftsleben aus. Es gab also in Südafrika im 19. Jahrhundert keinen einheitlichen und abstrakten Staat, der eine allgemeingültige «Schwarzenpolitik» in Analogie zur «Indianerpolitik» der USA hätte entwerfen können.108 Militärisch stand den Buren keine Zentralarmee zur Seite. Als bewaffnete Siedler hatten sie für sich selbst zu sorgen und ihre Fähigkeit zur Staatsbildung allein unter Beweis zu stellen. Im Oranje-Freistaat gelang dies einigermaßen, im Transvaal, der 1877 vorübergehend von den Briten annektiert wurde, sehr viel weniger. In beiden Fällen war der Staatsapparat rudimentär, die Finanzlage heikel, und es fehlte an «zivilgesellschaftlicher» Integration außerhalb der Kirche.109 Da in den 1880er Jahren die südafrikanische Frontier «geschlossen» war, es also kein «freies Land» mehr zu verteilen gab, waren die Burenrepubliken schließlich auch keine Staatsgebilde an einer Siedlungsgrenze mehr.
Jede Frontier weist besondere demographische Verhältnisse auf, und hier liegt ein besonders wichtiger Unterschied zwischen Nordamerika und Südafrika. Vor den 1880er Jahren gab es keine Masseneinwanderung nach Südafrika, und selbst danach ließ sich der Zustrom zu den Goldund Diamantenfeldern nicht mit der gigantischen transatlantischen Migration in Richtung Nordamerika vergleichen. Die Indianer machten bereits um die Mitte des 19. Jahrhunderts einen verschwindend kleinen Bruchteil der Bevölkerung der USA aus, während Afrikaner mehr als 80 Prozent der Gesamtbevölkerung des südlichen Afrika darstellten. Die schwarzen Afrikaner wurden viel weniger durch eingeschleppte Krankheiten dezimiert als die nordamerikanischen Indianer. Auch ging ihre kulturelle Traumatisierung nicht so tief, dass sie zu einem deutlichen demographischen Knick geführt hätte. In Südafrika wurden die vor-kolonialen Bewohner also nicht zu einer Minderheit im eigenen Land.110
In Südafrika wie in Nordamerika war der sich und seine Familie selbst versorgende bewaffnete Pionier zunächst der vorherrschende Grenzertypus. In Amerika war die Grenze aber schon früh mit Elementen großbetrieblicher Produktion für Exportmärkte durchsetzt. Im 18. Jahrhundert waren Tabak- und Baumwollplantagen, von denen sich manche an der Grenze befanden, in großräumige Handelsnetze eingesponnen. Im Laufe des 19. Jahrhunderts wurde die Grenze zunehmend zum Organ kapitalistischer Entwicklungsprozesse. In Südafrika waren die Buren nach dem Exodus eines Teils von ihnen ins Landesinnere zunächst noch weiter von den Weltmärkten entfernt als zuvor. Erst als in den 1860er Jahren auf dem Gebiet der Burenrepubliken Diamanten und zwei Jahrzehnte später Goldvorkommen gefunden wurden, trat unmittelbar neben die agrarische Subsistenzwirtschaft der burischen Farmer eine in hohem Maße weltmarktorientierte mining frontier.111
Am Ende des 19. Jahrhunderts hatte sich die Bantu-sprechende Bevölkerung Südafrikas einen relativ günstigeren Platz in der gesellschaftlichen Ordnung bewahren können, als dies bei den nordamerikanischen Indianern der Fall war. Während die Khoisan-Völker am südlichen Kap bereits in der frühen Kolonialzeit den Zugang zu agrarischem Land fast völlig verloren hatten, konnten sich die Bantu-Sprecher im Landesinneren trotz der vorrückenden Siedlungsfrontier die effektive Nutzung von erheblichen Bodenressourcen sichern. In großen Teilen von Lesotho (Basutoland), Swasiland und in Teilen des östlichen Staatsgebiets der heutigen Südafrikanischen Republik bewirtschafteten afrikanische Kleinbauern ihren eigenen Boden. Dies war teils das Ergebnis ihres Widerstandes, teils der Ad-Hoc-Beschlüsse der verschiedenen Regierungen, die sich gegen eine völlige Enteignung der Afrikaner entschieden. In Nordamerika wurden solche Zugeständnisse nicht gemacht. Hier geriet der Nomadismus der Bisonjäger in einen unmittelbaren Konflikt mit der Expansion von Farmland und der Nutzung der Prärien für eine kapitalistische Viehwirtschaft. Keine dieser neuen Wirtschaftsformen hatte Bedarf an indianischen Lohnarbeitern. In Südafrika benötigten Farmen und Bergwerke einheimische Lohnarbeit. Den Afrikanern wurden daher nicht nur Subsistenznischen eingeräumt; sie wurden auch auf der untersten Stufe einer rassisch definierten Hierarchie in die dynamischen Sektoren der Wirtschaft integriert. Dass die südafrikanischen Machthaber die Zerstreuung eines schwarzen Proletariats im ganzen Lande verhinderten und stattdessen abgegrenzte Wohngebiete ghettoartigen Charakters einrichteten, erinnert in vieler Hinsicht an die Reservate, in denen die nordamerikanischen Indianer eingekapselt wurden. Die südafrikanischen Reservate, die erst viel später – nach 1951 – unter der Bezeichnung homelands ihre volle Ausprägung fanden, waren weniger ein Freiluftgefängnis zur Isolation einer ökonomisch funktionslosen Bevölkerung als der Versuch, schwarze Arbeitskraft politisch zu kontrollieren und ökonomisch zu kanalisieren. Sie beruhten auf dem Prinzip, dass sich in den Reservaten die Familien durch Subsistenzlandwirtschaft selbst ernährten, während die männlichen Arbeitskräfte, deren physische Reproduktionskosten auf diese Weise minimal gehalten wurden, in den dynamischen Sektoren beschäftigt wurden.
Die Haltung der Weißen gegenüber der schwarzen Bevölkerungsmehrheit war überwiegend von Brutalität und Zynismus gekennzeichnet. Dies hatte die Nebenwirkung, dass man sich (mit Ausnahme einiger Missionare) nicht die Mühe machte, die Afrikaner zu «zivilisieren», also ihre kulturelle Autonomie zu unterminieren. Gerade dies aber geschah seit dem letzten Drittel des 19. Jahrhunderts durch wohlmeinende «Indianerfreunde» in den USA. Insgesamt erlitten die Bantu-sprechenden Afrikaner in Südafrika keine totale Niederlage. Demographisch blieben sie die Bevölkerungsmehrheit, kulturell wurde ihnen ein Minimum an Eigenem zugestanden, wirtschaftlich spielten sie eine unentbehrliche Rolle. Als in den 1930er Jahren in den USA erstmals eine Art von humaner Indianerpolitik realisiert wurde, war es für ein genuines Indian revival zu spät. In Südafrika stand damals das Maximum an Unterdrückung der schwarzen Bevölkerungsmehrheit noch bevor. Erst nach dem Umsturz des Zwangsapparates am Ende des 20. Jahrhunderts waren in Südafrika die Voraussetzungen für die Selbstbestimmung der Bevölkerung gegeben. Die Frontier hatte die Entwicklung südafrikanischer Staatlichkeit tiefgreifend geprägt, mündete aber nach langer Verzögerung schließlich in eine «normale» Nationalstaatsentwicklung. In den USA gibt es immer noch Reservate, während die südafrikanischen homelands auf dem Papier verschwunden sind, die Verteilung des Landbesitzes aber bis heute prägen.
|  Turner in Südafrika


Auf keine andere Interpretation einer Nationalgeschichte außer derjenigen der USA ist die Frontier-These öfter, nachhaltiger, aber auch kontroverser angewendet worden als auf die südafrikanische. Im Kern sind sich alle südafrikanischen Vertreter der These in ihren mannigfachen Variationen darüber einig, dass sich mit wachsendem Abstand von der kolonial-kosmopolitischen Atmosphäre am Kap soziale Spannungen und rassistische Haltungen verschärft hätten. Die ins Landesinnere gezogenen Treckburen erscheinen allgemein als Inbegriff ungehobelter Grenzpioniere. Das konnte mit unterschiedlichen Wertungen versehen werden: Der Grenzer war für die einen ein freiheitsliebender Naturbursche, für die anderen ein wilder Rassist. Gemeinsam ist diesen Deutungen die Betonung der Isolation der Grenzerbevölkerung von der «westlichen Zivilisation», jedenfalls derjenigen des städtischen Europa, die ihren afrikanischen Vorposten in der Kapkolonie hatte. Ein starres calvinistisches Sendungsbewusstsein gehörte ebenfalls zu diesem Bild. Südafrikas künftige rassistische Ordnung, die ihren Höhepunkt nach 1947/48 fand, entstand, den kritischen Versionen der Frontier-These zufolge, an eben dieser Grenze. Die Grenzer-Erfahrungen des 19. Jahrhunderts prägten daher die gesamte gesellschaftliche Ordnung Südafrikas in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts. In dieser Annahme einer langfristigen Kontinuität rassistischer Haltungen von der Grenze der 1830er Jahre bis zur vollen Ausbildung des Apartheid-Systems liegt der Kern südafrikanischer Frontier-Interpretation.
1991 wiederholte ein in Südafrika viel gelesenes Buch die Behauptung, an den südafrikanischen Buren seien Aufklärung und Liberalismus spurlos vorbeigegangen, sie seien «das simpelste und rückständigste Element der westlichen Zivilisation in der Neuzeit».112 Kritiker dieser These wollten die Last des Rassismus nicht ganz auf die Buren abgewälzt sehen, sondern fanden auch in der Kap-Bevölkerung des späten 18. Jahrhunderts Ansätze zu rassistischem Denken. Eine andere Linie der Kritik äußerte Zweifel an der Schärfe der Auseinandersetzung zwischen Weißen und Afrikanern und verwies in Annäherung an Middle-ground-Interpretationen der nordamerikanischen Frontier auf zahlreiche Beispiele für Kontakt und Kooperation zwischen den Rassen. Einen Ausweg aus der Gegenüberstellung solch schroff unterschiedlicher Positionen suchte vor allem der Historiker Leonard Guelke mit der These von einer doppelten Grenzergemeinschaft: einer orthodoxen, die für eine frontier of exclusion und einer liberalen, die für eine frontier of inclusion stehe. Eine anderer Vorschlag besteht darin, zwischen einer Phase der noch offenen Grenze und einer Phase der Schließung zu unterscheiden; erst in diesem zweiten Stadium hätten sich die Verhältnisse verhärtet und radikalisiert. Unter heutigen südafrikanischen Historikern findet eine strikte Kontinuitätsthese nur noch wenige Anhänger. Die Frontier des 19. Jahrhunderts wird ebensowenig wie die Sklaverei am Kap (vor der Abschaffung der Sklaverei im British Empire 1833/34) als unmittelbare Quelle der Apartheid gesehen. Beides, Sklaverei wie Frontier, trug jedoch dazu bei, dass sich bereits im späten 19. Jahrhundert eine (auch religiös motivierte) kulturelle Überheblichkeit der Weißen sowie Praktiken scharfer Ausgrenzung herausbildeten. Die Frontier-These liefert keinen Generalschlüssel zur Geschichte Südafrikas, weist aber auf die große Bedeutung von Geographie und Umwelteinflüssen für die Herausbildung sozialer Haltungen hin.113
Das Turnersche Motiv der Emergenz von Freiheit an der Frontier findet sich in Südafrika nur in gebrochener Weise. Der burische Exodus vom Kap ins Landesinnere war unter anderem auch eine Reaktion auf eine soziale Revolution: die Befreiung der Sklaven am Kap 1834. Dem war bereits 1828 ein Erlass des Gouverneurs vorausgegangen, wonach jeder, der nicht Sklavenstatus besaß, vor dem Gesetz gleich sei und dessen vollen Schutz genieße.114 Der Auszug der Treckburen aus der (relativ) urbanen und weltoffenen Kapkolonie war, politisch gesehen, eine Flucht vor solchem rechtlichen Egalitarismus. In ihren eigenen Republiken, gegründet zu einer Zeit, als selbst in Europa die republikanische Staatsform eine Rarität war, verwirklichten die Buren eine gewissermaßen ur-hellenische Form von Selbstverwaltung und Demokratie mit weiter Partizipation aller männlichen Bürger und unter Ausschluss eines als politisch unmündig betrachteten Teils der Bevölkerung (die Sklaverei wurde allerdings auch in den Burenrepubliken nicht zugelassen). Diese Grenzerdemokratie erinnert weniger an einen modernen Verfassungsstaat als an den Egalitarismus von transfrontiersmen überall in der Welt. In Argentinien schuf sich Juan Manuel de Rosas, das Urbild eines Caudillo, zunächst eine Machtbasis als Indianerkämpfer an der Frontier und ließ sich erst später von der urbanen Oligarchie in Buenos Aires als «starker Mann» kooptieren, der dann eine Kehrtwendung vollzog und gegen seine einstigen Gaucho-Anhänger vorging. In Südafrika war die britische Kolonialmacht am Kap zu stark verwurzelt, um eine burische Befreiungsbewegung fürchten zu müssen. Die Buren wiederum wollten in ihren isolierten Republiken in Ruhe gelassen werden und strebten nicht nach einer Eroberung des Kaps. Der 1886 beginnende «Goldrausch» am Witwatersrand störte diese Selbstgenügsamkeit. Die Buren wollten von den neuen Reichtümern durchaus profitieren und ließen britischen Kapitalisten freie Hand, sorgten aber dafür, die politische Macht in der Hand zu behalten. Dazu gehörte, die Grenzerdemokratie nunmehr nicht nur gegen die schwarze Unterklasse, sondern auch gegen weiße Neuankömmlinge (uitlanders) zu schützen. Der Südafrikanische Krieg oder Burenkrieg von 1899–1902 entstand aus einer solchen Gemengelage. Er endete mit dem militärischen Sieg einer Imperialmacht, die sich ungewöhnlich verausgaben musste, um einen militärisch scheinbar belanglosen Gegner niederzuringen, und der nun Zweifel kamen, ob koloniale Vorherrschaft – zumal gegen andere Weiße – zu einem solch hohen Preis durchgesetzt werden solle.
Die burische Gesellschaft auf dem Hohen Veldt war durch den Krieg tief verwundet worden; ein Zehntel der Bevölkerung war umgekommen. Die Buren stellten aber weiterhin die große Mehrheit unter der weißen Bevölkerung Südafrikas, und sie kontrollierten die Landwirtschaft. Andere Bundesgenossen gab es für die Briten im Land nicht. Da ein permanentes Besatzungsregime nicht in Frage kam, musste man sich mit den unterlegenen Buren arrangieren. Dass eine jüngere und den Umständen nach liberalere burische Führung dies ähnlich sah, war die Voraussetzung für einen Kompromiss. Er kam 1910 mit der Gründung der Südafrikanischen Union zustande: einem Triumph für die Buren, einer Niederlage für die schwarzen Afrikaner und einer Wahrung elementarer wirtschaftlicher und strategischer Interessen für die Briten, die die Union bis 1931 als Dominion, also mit einem ähnlichen Status wie Kanada und Australien, im Empire halten konnten.115
In der Folge wurden ältere Elemente rassischer Diskriminierung zu einem vollen Rassestaat ausgeprägt. Die politischen und kulturellen Werte der burischen Frontier bemächtigten sich des Gesamtstaates, erst schrittweise und dann 1948 dramatisch mit dem Wahlsieg der rassistischen Nationalen Partei. Anders als in Argentinien, wo die Macht der Gaucho-Frontier bald zerschlagen wurde, eroberte in Südafrika die Frontier-Peripherie das politische Zentrum und prägte ihm fast das ganze 20. Jahrhundert über ihren Stempel auf. Auch in den USA hatte es dazu niemals eine Parallele gegeben. Mit Präsident Andrew Jackson hatte 1829 erstmals ein Repräsentant der Frontier die städtische Oligarchie der Ostküste im höchsten Staatsamt abgelöst. Seither haben bis hin zur texanischen Öldynastie der Bushs immer wieder «westliche» Haltungen die amerikanische Politik geprägt. Eine größere Herausforderung ging im 19. Jahrhundert aber vom sklavenhaltenden Süden aus. Für die politische Entwicklung der USA war der Bürgerkrieg das, was für Südafrika der Burenkrieg bedeutete – allerdings in einem wesentlich komprimierteren Zeitablauf. Die Sezession der Südstaaten der USA von der Union 1860/61 war ein Äquivalent des Großen Trecks, und die Pflanzerdemokratie der Südstaaten vor der Sezession zeigt große Ähnlichkeiten mit dem gleichzeitigen Herrenvolk-Republikanismus der burischen Pioniere, der allerdings weniger durch eine elaborierte rassistische Ideologie wie in den Südstaaten gerechtfertigt wurde als durch ein kaum artikuliertes, dumpfes Überlegenheitsgefühl. Die Niederlage des Südens 1865 verhinderte in den USA auf gesamtstaatlicher Ebene, was sich nach 1910 in Südafrika verstärkte und durchsetzte: Ideologie und Praxis weißer Vorherrschaft. Allerdings wurde in den USA den Schwarzen seit dem Ende der 1870er Jahre wieder ein Teil jener Rechte genommen, die ihnen in und nach dem Bürgerkrieg gewährt oder zumindest versprochen worden waren. Das Ende der Sklaverei machte die Schwarzen in den USA keineswegs zu rechtlich (und erst recht nicht zu faktisch) gleichgestellten Bürgern. In den großen Kompromissen nach dem jeweiligen Kriegsende von 1865 in den USA und 1902 in Südafrika vermochten die unterlegenen weißen Parteien ihre Interessen und Werte in hohem Maße zur Geltung zu bringen – in beiden Fällen auf Kosten der Schwarzen. Offensichtlich hat aber in den USA die Frontier nicht in derselben Weise gesiegt wie in Südafrika: Die Werte und Symbole des eigentlichen «Wilden Westens» machten sich nicht auf der Ebene der politischen Ordnung, sondern als Ingredienzien des amerikanischen Kollektivbewusstseins und «Nationalcharakters» bemerkbar. Der Nord-Süd-Gegensatz komplizierte in den USA die politische Geographie. Er wurde zum Äquivalent einer rebellischen Grenze in anderen Teilen der Welt.116
4  |  Eurasien

Zu Beginn dieses Kapitels war eine Frontier definiert worden als eine besondere Art von Kontaktsituation, in der zwei Kollektive unterschiedlicher Herkunft und kultureller Orientierung miteinander in Austauschprozesse treten, bei denen sich Konflikt und Kooperation in unterschiedlichen Verhältnissen mischen. Die alte Turnersche Voraussetzung, dass es sich bei diesen Kollektiven um Gesellschaften auf unterschiedlicher «Entwicklungsstufe» handele, hat sich nicht als generell haltbar erwiesen. Zur Zeit des Großen Trecks, um nur ein Beispiel zu geben, standen die viehzüchtenden Treckburen keineswegs auf einer anderen evolutionären Stufe der Gesellschaftsentwicklung als ihre Bantu-Nachbarn. Auch war es, um ein weiteres Motiv Turners aufzugreifen, keineswegs offensichtlich, wo die «Barbaren», wo die «Zivilisierten» zu finden waren. In Nordamerika bildete sich mit dem Aufstieg der indianischen Bisonjagd erst relativ spät ein scharfer Gegensatz zwischen unterschiedlichen Wirtschaftsformen heraus: hier ackerbauende Pioniere mit stationärer, also eingehegter Viehzucht als Ergänzung – dort hütende Nomaden mit der zusätzlichen Beweglichkeit berittener Jäger. Solche scharfen Kontraste findet man in Afrika mit seinen zahlreichen Schattierungen von Nomadismus selten. Sie sind aber, wie schon Owen Lattimore unterstrich, charakteristisch für das ganze nördliche Asien. Noch zu Beginn des 19. Jahrhunderts waren mobile Lebensformen, deren Grundlage die Aufzucht und Nutzung von Tierherden war, über ein riesiges Gebiet verbreitet, das von der Südgrenze des skandinavisch-sibirisch-mandschurischen Waldgürtels südlich bis zum Himalaya, zu den Hochländern des Irans und Anatoliens und zur Arabischen Halbinsel reichte und sich westöstlich von der Volga bis kurz vor die Tore von Peking erstreckte: ein Gebiet, das noch weit mehr umfasste als das «Zentralasien» heutiger Karten. Stationäre Landwirtschaft konzentrierte sich an den Rändern des eurasischen Kontinents von Nordchina bis zum Panjab und dann wieder in Europa westlich der Volga, die die Welt der Grasländer und Steppen nach Westen hin abschloss.117 Ein solcher idealtypischer Gegensatz zwischen Statik und Mobilität darf freilich nicht übersehen lassen, dass es auch in Europa oder Südasien (kaum dagegen in China) auch im 19. Jahrhundert wandernde Bevölkerungsgruppen gab.118
|  Nomadismus an der Steppengrenze


Innerhalb dieser riesigen Sphäre mobiler Existenzweisen haben die Ethnologen verschiedene Spielarten des Nomadismus unterschieden: (1) die Kamel-Nomaden der Wüste, die sich auch in ganz Nordafrika finden; (2) die Schaf- und Ziegenhirten Afghanistans, des Irans und Anatoliens; (3) die Reiternomaden der eurasischen Steppe, unter denen Mongolen und Kasachen die bekanntesten sind; schließlich (4) die Yak-Hirten des tibetischen Hochlandes.119 Diese verschiedenen Varianten des Nomadismus hatten mehrere charakteristische Gemeinsamkeiten: große Distanz und oft auch heftige Abneigung gegenüber städtischem Leben, eine soziale Organisation in Abstammungsgemeinschaften mit gewählten Oberhäuptern sowie eine große Bedeutung der Nähe zum Tier für die kulturelle Identitätsbildung. Das nomadische Asien war von unzähligen ökologischen Grenzen durchzogen, in zahlreiche Sprachgemeinschaften parzelliert und religiös zumindest in die drei großen Orientierungen Islam, Buddhismus und Schamanismus (mit jeweils mehreren Richtungen und Spielarten) differenziert. An der Grenze dieser Welt, die der Fläche nach den größeren Teil Eurasiens ausmacht, waren die Verhältnisse dann aber relativ einfach. Wenn der Nomadismus nicht – wie in Arabien und am Persischen Golf – direkt an das Meer heranreichte, traf er überall irgendwo auf die Welt sesshafter Bauern. Dies war seit Jahrtausenden eine Gemeinsamkeit zwischen Europa und Ostasien: Beide besaßen eine Steppengrenze.
Die Geschichte ist selten aus der Sicht von Nomaden geschrieben worden. Europäische, chinesische und iranische Geschichtsschreiber sahen und sehen in ihnen das schlechthin Andere, eine aggressive Bedrohung von außen, bei deren Abwehr jedes Mittel recht war, am meisten die Vorwärtsverteidigung. Obwohl bereits Edward Gibbon danach fragte, was die Reiterkrieger des frühen Islam und die Mongolen Dschingis Khans zu einer solch elementaren Gewalt machte, haben sesshafte, sich als «zivilisiert» betrachtende Gesellschaften Nomaden kaum verstanden. Umgekehrt standen Nomaden immer wieder ratlos vor den Repräsentanten städtisch-immobiler Kulturen. Dies hat beide Seiten nicht daran gehindert, im Kontakt ein breites Repertoire von Strategien des Umgangs miteinander zu entwickeln. So gehörte die Behandlung der innerasiatischen «Barbaren» seit jeher zu den am feinsten ausgearbeiteten Feldern chinesischer Staatskunst, und Ibn Chaldûn machte im 14. Jahrhundert den Gegensatz zwischen Städtern und Beduinen zur Grundlage seiner Theorie der (islamischen) Zivilisation.
Das Leben von Nomaden ist risikoreicher als das von Ackerbauern, und dies prägt ihre Weltsicht. Herden können sich mit exponentieller Geschwindigkeit vermehren und schnell zu Reichtum führen, sind aber biologisch noch anfälliger als die Pflanzenzucht. Mobiles Leben verlangt ständig Entscheidungen über Wege, das Management von Herden und das Verhalten zu Nachbarn und Fremden, denen man begegnet. Der nomadischen Existenz wohnt also eine ganz eigene Rationalität inne. Wie der russische Anthropologe Anatoly M. Khazanov betont hat, sind nomadische Gesellschaften, anders als die Gesellschaften von Subsistenzbauern, niemals autark. Sie können isoliert nicht funktionieren. Je feiner eine bestimmte Nomadengesellschaft sozial differenziert ist, desto aktiver sucht sie Kontakt und Wechselwirkung mit der Außenwelt. Khazanov unterscheidet vier große Klassen von Strategien, die Nomaden zur Verfügung stehen: (1) freiwillige Sesshaftwerdung, (2) Handel mit komplementären Gesellschaften oder auch Zwischenhandel mit Hilfe der perfektionierten Transportmittel (etwa des Kamels), die vielen Nomadengesellschaften zur Verfügung stehen; (3) freiwillige oder widerstandslos erduldete Unterordnung unter sesshafte Gesellschaften und den Aufbau von Abhängigkeitsbeziehungen zu ihnen; (4) umgekehrt Dominierung sesshafter Gesellschaften und Aufbau entsprechender asymmetrischer Dauerbeziehungen.120
Die vierte dieser Strategien erreichte den Höhepunkt ihres Erfolges im Mittelalter, als von Spanien bis China Bauerngesellschaften unter die Kontrolle von Reiternomaden fielen. Noch die großen Dynastien des kontinentalen Asien, die den Erdteil in der frühen Neuzeit beherrschten, stammten aus Zentralasien und hatten nicht unbedingt einen nomadischen, so doch einen nicht-bäuerlichen Hintergrund. Dies gilt auch noch für die mandschurische Qing-Dynastie, die China von 1644 bis 1911 regierte. Nach 1644 ist es zu diesem Typus von Reichsbildung nicht mehr neu gekommen; die Reichs- und Staatsbildung der Qing zog sich freilich über mehr als ein Jahrhundert hin.121 Doch waren in verschiedenen Teilen Eurasiens nomadische Gesellschaften weiterhin stark genug, um ihre sesshaften Nachbarn zu plündern und in tributäre Abhängigkeit zu bringen. Selbst Russland leistete noch weit ins 17. Jahrhundert hinein Tributabgaben in astronomischer Höhe an die Krimtataren. Frontier-Prozesse der unterschiedlichsten Art gehörten also über sehr lange Zeiträume hinweg zur historischen Wirklichkeit Eurasiens, und zentralisierende Staatsbildungen auf dem Kontinent, ob nun mit russischem oder sino-mandschurischem Vorzeichen, waren maßgeblich durch die Abwehr nomadischer Bedrohungen motiviert. Frontiers dieser Art durchliefen jeweils eigene Geschichten der Machtverhältnisse und Austauschbeziehungen. Da Ackerbauern und Nomaden jeweils den Zugang zu Ressourcen hatten, welche die andere Seite benötigte, war Kooperation viel charakteristischer als totale Konfrontation. Auch wenn sich keineswegs immer ein middle ground der kulturellen Hybridität, des Überläufertums und der multiplen Loyalitäten herausbildete, so verband die Frontier doch ebenso oft, wie sie trennte. Dies blieb so bis ins 18. Jahrhundert hinein. Seit langem ist es ein Gemeinplatz weltgeschichtlicher Interpretationen, dass die mongolischen Eroberungen des frühen 13. Jahrhunderts einen Interaktions- und Kommunikationsraum von beispielloser Ausdehnung eröffneten, man hat sogar gesagt: ein «mittelalterliches Weltsystem» schufen. Danach, so die übliche Ansicht, hätten sich die Staaten und Zivilisationen Asiens wieder auf sich selbst zurückgezogen – das sich hinter seiner Großen Mauer verbergende China der Ming-Dynastie (1368–1644) sei dafür ein Beispiel – und hätten das mittelalterliche «ökumenische» Eurasien zum Ende gebracht. Die neueste Forschung weist demgegenüber auf eine Offenheit der Verbindungswege und eine Vielfalt von Transfrontier-Beziehungen hin, die noch bis an die Schwelle zum 19. Jahrhundert andauerten. Es hat daher einen guten Sinn, auch noch für diese Zeit von einem kontinuierlichen Eurasien zu sprechen. Eine schroffe Dichotomie Europa versus Asien, schon bei einigen Autoren Europas im 18. Jahrhundert angebahnt, ist erst ein ideologisches Konstrukt des frühen 19. Jahrhunderts.




|  Reichsperipherien


Es ist eine Besonderheit von Frontiers in Eurasien, dass sie imperial überformt waren. Anders als in Amerika und im subsaharischen Afrika war das zentralisierte und in sich hierarchisch geordnete Großreich die dominierende politische Form. Es gab dabei, grob unterschieden, zwei Formen von Reichen: zum einen die von Reiternomaden getragenen Steppenreiche, die sich zu ihrer bäuerlich-sesshaften Umwelt parasitär verhielten, zum anderen solche Reiche, die sich ihre Ressourcen vor allem durch direkte Besteuerung der eigenen Bauernschaft besorgten.122 Übergänge zwischen den Typen waren möglich. So war das Osmanische Reich als ein lockeres Gebilde von Militärkriegern entstanden, war also zunächst dem Mongolischen Reich strukturell ähnlich gewesen, hatte sich dann mit der Zeit aber in ein Reich vom zweiten Typus verwandelt. Mit der allgemeinen Konsolidierung dieses Typus, den man auch (weniger glücklich) als Schießpulverimperium (gunpowder empire) bezeichnet hat, rückten die Reiche in Eurasien näher aneinander heran, bis sich an mehreren Stellen ihre Grenzen berührten. Vor allem die bis etwa 1760 unaufhaltsame Expansion des sino-mandschurischen Qing-Imperiums und die danach erst richtig in Fahrt kommende Ausdehnung des Zarenreiches führte dazu, dass vielfach aus offenen Frontiers inter-imperiale borderlands (im Sinne Herbert Boltons) wurden. Schon in der frühen Neuzeit wurden die Nomaden des zentralen Asien also imperial eingekreist. Sie selbst (vor allem Mongolen, Kasachen und Afghanen) waren zwar gelegentlich noch zu großen militärischen Kraftanstrengungen fähig, brachten aber keine neuerliche Reichsbildung nach dem Vorbild Dschingis Khans oder selbst Timurs zustande. Ein Vorgang von welthistorischer Bedeutung war die definitive Ausdehnung des chinesischen Reiches nach Zentralasien. Ausgerechnet einer nicht-chinesischen Erobererdynastie, den mandschurischen Qing, gelang es zwischen 1680 und 1760, sich die mongolischen Stämme teils untertan (Innere Mongolei), teils von sich abhängig zu machen (Äußere Mongolei) und die islamischen Oasengesellschaften Ostturkestans, des heutigen Xinjiang, in den Reichsverband zu integrieren. Am Ende des 18. Jahrhunderts waren daher die Kernländer der alten militärischen Dynamik der Reiternomaden unter den Imperien aufgeteilt. Dieser Zustand sollte bis zur Gründung mittelasiatischer Republiken nach dem Ende der Sowjetunion 1991 andauern.
Die imperiale Überformung der Frontiers hat zur Folge, dass das Thema in das benachbarte der Reichsbildung hineinreicht. Hier interessiert einstweilen das Schicksal der Nomaden im 19. Jahrhundert. Die große Bedeutung der Imperien erlaubt es, die Frage der Frontier in diesem Rahmen zu stellen. Das Qing-Reich traf bei seiner Expansion nach 1680 an mehreren seiner Ränder auf Völker, die keine ethnischen Chinesen («Han-Chinesen») waren und die daher als herrschafts- und zivilisierungsbedürftig eingestuft wurden: in Südchina, auf der neu eroberten Insel Taiwan und in der Mongolei.123 Diese Völker standen nach der Eroberung unter einer – je nach den Verhältnissen fein abgestuften – Form von kaiserlicher Herrschaft oder Oberaufsicht. Sie waren also keine semi-autonomen Tributstaaten wie Korea oder Siam, sondern kolonisierte Völker im Inneren des Reiches. Dies galt auch seit der Mitte des 18. Jahrhunderts für die aus Pekinger Distanz nur indirekt regierbaren Tibeter. Im chinesischen Fall blieb der Primat der Politik gewahrt. Staatlich unkontrollierte Siedlungsbewegungen gab es nur bei der Erschließung unwirtlicher Gebirgsgegenden in den Provinzen des Kernlandes. An der nicht-han-chinesischen Peripherie, die in erster Linie als strategischer Puffer gegen das Zarenreich im Norden, das Osmanische Reich im Westen und das gerade entstehende britische Reich in Indien betrachtet wurde, war die Reichszentrale nicht daran interessiert, durch Destabilisierung der jeweiligen Gesellschaften die Ordnung zu gefährden. Die ideale Lösung war daher eine Art von indirekter Herrschaft, bei der aber immer genügend chinesisch-mandschurisches Militär vor Ort stationiert sein musste, um die Zugehörigkeit zum Reich zu sichern. Bis spät ins 19. Jahrhundert hinein unterband der Qing-Staat, soweit es seine Kräfte vermochten, das Einströmen han-chinesischer Siedler nach Xinjiang, in die Mongolei und insbesondere in die als Stammland und potenzielles Rückzugsgebiet der Dynastie geschützte Mandschurei.
Dass dennoch chinesische Händler sich in all diesen Gegenden ausbreiteten und vor allem die kommerziell ganz unerfahrenen Mongolen vielfach in eine ruinöse Schuldabhängigkeit brachten, konnte nicht verhindert werden. Eine demographisch wirklich ins Gewicht fallende hanchinesische Kolonisationsbewegung begann aber erst im frühen 20. Jahrhundert, zunächst auf die geographisch am nächsten gelegene Mandschurei konzentriert. Noch in den 1930er Jahren wurde in China indes laut über die Vernachlässigung der inneren Peripherie, insbesondere der mongolischen Provinzen, als Kraftquellen der Nation geklagt. Die millionenfache Expansion von Han-Chinesen in die Peripherie begann erst nach 1949 unter kommunistischer Herrschaft. Erst im 20. Jahrhundert entstand also eine innerchinesische Frontier der siedelnden Ressourcenerschließung, die auch mit den zu erwartenden Landverlusten der Ursprungsbevölkerung verbunden war. Reservatartige Einkapselungen nordamerikanischen Stils entwickelten sich aber in China nicht. Besonders viel kulturelle und politische Autonomie konnten sich die islamischen Bewohner Xinjiangs bewahren, die bis zur Festsetzung der kommunistischen Macht nach der Mitte des 20. Jahrhunderts eher die Vor- als die Nachteile eines inter-imperialen borderland genossen.124
Trotz seiner zunehmenden relativen Schwäche konnte das Qing-Reich seine kontinentalen Grenzen bis 1911 (mit der Ausnahme der Südmandschurei) erstaunlich gut behaupten.125 Es verlor auch nicht annähernd so viele und ökonomisch wie demographisch wichtige Gebiete wie das Osmanische Reich. Die allmähliche Zurückdrängung der osmanischen Herrschaft vom Balkan machte immer wieder bestehende Grenzverläufe und Grenzverwaltungen obsolet. Sie wurden durch die nationalstaatlichen Grenzen der neuen Balkanstaaten ersetzt, wie sie überwiegend unter der Direktion und Garantie der europäischen Großmächte entstanden. Eine innere Kolonisationsbewegung, wie ansatzweise im Qing-Imperium und in größerem Umfang im Zarenreich, fehlte im osmanischen Herrschaftsbereich. Es gab dafür auch keine traditionellen Vorbilder, denn die osmanische Militärmacht der frühen Neuzeit hatte sich in Gebiete mit stabilen Bauernschaften wie dem Balkan und Ägypten vorangeschoben, in denen kein Vakuum für eine mögliche türkische Landerschließung bestand. Ohnehin waren anatolische Bauern viel weniger als chinesische oder russische mit den Techniken erschließender Landnutzung vertraut. Auch die Ökologie setzte Schranken, denn es gab im Osmanischen Reich kaum größere Gebiete, die durch Arbeitseinsatz hätten neu kultiviert werden können. Dennoch finden sich Formen von expansiver Grenzbewegung. In dem Maße, wie der osmanische Staat unter den Druck südosteuropäischer Nationalbewegungen, des militärisch expandierenden Zarenreiches und des Verlusts seiner Kontrolle über Nordafrika zwischen Ägypten und Algerien geriet, besann er sich auf die noch verbliebenen tribalen Gebiete in Ostanatolien.
Dort lebten im frühen 19. Jahrhundert vor allem kurdische Völker unter ihren Khanen. Selbst auf dem Höhepunkt seiner Macht hatte der osmanische Staat die Kurden gefürchtet und sich mit einer lockeren Oberhoheit über sie zufriedengegeben. Dass man nach 1831 von dieser herkömmlichen Politik abwich, war eine Konsequenz des neuen Selbstbildes, das die osmanische Elite nun zu entwickeln begann. Man sah sich als moderne und reformfreudige Regierung eines Reiches, das zunehmend Elemente eines Nationalstaates in sich aufnehmen sollte. Dazu schien es nötig zu sein, halbautonome Sonderherrschaften aufzulösen und Randgebiete wie das an der Grenze zum Iran liegende Kurdistan in den zu homogenisierenden Staatsverband aufzunehmen. Um dieses Ziel zu erreichen, griff die Regierung der frühen Tanzimat-Periode zu militärischen Mitteln. In den 1830er Jahren wurden die wichtigsten kurdischen Khanate in mehreren Feldzügen zerschlagen; seit 1845 betrachtete man Kurdistan erstmals als direkt regiertes Gebiet. Dem militärischen Sieg folgte jedoch keine konstruktive Politik. Kurdistan wurde zu einem verwüsteten und teilweise entvölkerten Besatzungsgebiet mit einer erbittert anti-türkischen Bevölkerung. Der finanzielle Aufwand für den zentralen Fiskus war hoch, ohne dass ein besteuerbares Wirtschaftswachstum in Gang gesetzt worden wäre. Unter Zwang ließen sich kurdische Stammesangehörige nicht in loyale osmanische Bürger verwandeln. Während die Balkangrenze sich immer weiter nach Süden zurückzog, wurde die Ostgrenze des Reiches immer aufwendiger militärisch gesichert. Dies war jedoch nicht von einer siedelnden Kolonisation begleitet, und von einer Anbindung Kurdistans an größere Marktzusammenhänge konnte nicht die Rede sein.126 Spuren einer internen Siedlungskolonisation finden sich allenfalls bei der Neuansiedlung von Muslimen, die vom Balkan und aus dem Kaukasus geflüchtet waren. Einige Tausend von ihnen schickte man als Siedler nach Syrien und Transjordanien.
Wenn es mithin im Eurasien des 19. Jahrhunderts eine Frontier gab, dann muss man sie im Süden und Osten des Zarenreiches suchen.127 Der russische Staat entstand als Frontstaat. Er war in seinen Anfängen eine Konzentration von Widerstandskräften gegen die Goldene Horde der Mongolen. Kaum war das mongolische «Joch» abgeschüttelt, da machte sich die ökonomische und kulturelle Überlegenheit des westlichen Europa schmerzlich bemerkbar. Peter der Große war der erste russische Herrscher, der das Land aus einer Position relativer Zweitrangigkeit herauszuholen versuchte. Erst unter Katharina der Großen wurde das Reich zu einer imperialen Potenz ersten Ranges. Unter der Zarin wurde das einst mächtige Khanat der Krimtataren zerschlagen und dem Reich damit der Zugang zum Schwarzen Meer geöffnet. Gegenüber dem Osmanischen Reich gelangte Russland erstmals in eine Position der militärischen Überlegenheit, die es nie wieder verlieren sollte, obwohl die Osmanen sich noch mehrfach zu wehren verstanden. Nach 1780 begann auch die Eroberung des Kaukasus, ein langwieriger Prozess, der erst 1865 seinen Abschluss finden sollte. Allerdings setzte die Hochphase der Kaukasuskampagnen erst in den 1830er Jahren ein, nachdem sich die Tschetschenen gegen Russland vereinigt hatten.128 Am Ende von Katharinas Regierungszeit hatten Vertreter des russischen Staates Beziehungen zu einer großen Vielfalt von Völkern und staatlichen Gebilden im östlichen Eurasien aufgenommen: von sibirischen Ethnien, die häufig nur von Pelzjägern und Forschungsreisenden besucht worden waren, über die verschiedenen tatarischen Gruppen und die kasachischen Horden bis hinunter zum Kaiser von Georgien.129 Inter-imperiale Beziehungen bestanden nicht nur zum Osmanischen Reich, sondern auch zu China, mit dem bereits 1689 in der Grenzstadt Nerčinsk ein langfristig tragfähiger Grenzvertrag abgeschlossen worden war, zum Iran, der bis zum Russischiranischen Krieg von 1826–28 durchaus expansiven Gelüsten frönte (und der 1795 große Teile Georgiens verwüstet und Zigtausende seiner Bewohner verschleppt hatte) und selbstverständlich zu Großbritannien, mit dem man sich seit 1798 in einer Koalition gegen das revolutionäre Frankreich befand.
Trotz dieser Grundlagen fällt die eigentliche Bildung des zarischen Vielvölkerreiches ebenso wie die militärische Expansion bis an das andere Ende des asiatischen Kontinents in die Zeit des kalendarischen 19. Jahrhunderts. Den Zeitrahmen für diesen in ganz Eurasien beispiellosen Expansionsprozess kann man durch die (teils erst nominelle) Inkorporation Georgiens (1801) und durch die russische Niederlage im Krieg gegen Japan 1905 markieren.
Auch wenn schon Frederick Jackson Turner selbst in seinen späteren Schriften vor der allzu einfachen Idee gewarnt hatte, es gebe in Nordamerika eine einzige ununterbrochene Pionierfront, die sich stetig nach Westen voranschob, so waren die Verhältnisse in der Neuen Welt doch ungleich übersichtlicher als die große Zahl unterschiedlicher Frontiers im russisch beeinflussten Eurasien. Diese Vielfalt ergibt sich aus Geographie, Ökologie, sozialer und politischer Organisationsform der beteiligten Ethnien, aus der zarischen Politik ebenso wie aus lokalen Entscheidungen russischer Kommandeure. Von einer Grenzpolitik kann spätestens von dem Zeitpunkt an die Rede sein, als 1655 der Zar einen Grenzvertrag mit den Kalmücken schloss: kein Instrument der Unterwerfung, sondern eine relativ gleichgewichtige Vereinbarung.130 Der russische Staat griff damit schon früh zu einem Mittel, das die USA von Anfang an gegenüber den Indianern anwenden würden. Vertragliche Regelungen setzen selbst bei ungleichgewichtigen Inhalten ein Minimum an Handlungskompetenz beider Seiten voraus. Sie sind daher kein Instrument eines voll entwickelten Kolonialismus, sondern bestenfalls dessen Vorstufe. Verträge wie der von 1655 dienten zunächst der Beschwichtigung militärisch starker Nachbarn an der Grenze. In der Folgezeit entwickelte die zarische Politik ein reiches Instrumentarium an grenzpolitischen Optionen von Beschwichtigung bis Völkermord.131 Hinter der Anwendung dieser Werkzeuge stand niemals eine als Generalplan formulierte einheitliche Politik der Reichsexpansion und inneren Kolonialverwaltung. Jede einzelne der Grenzen müsste daher, wie die Geschichtsforschung es heute tut, für sich behandelt werden.132
|  Das Zarenreich und Nordamerika im Vergleich


Unter dem Gesichtspunkt der Frontier-Problematik kann es an dieser Stelle nicht um eine russozentrische Darstellung des Aufbaus des zarischen Vielvölkerimperiums gehen. Vielmehr fragen wir nach den Besonderheiten eurasischer Frontiers, wie sie der Vergleich mit Nordamerika zeigt.
|  Erstens. Bis zur Zeit der Gründung der USA, ja, bis zum Britisch-amerikanischen Krieg von 1812, blieben die mächtigsten Indianernationen gewissermaßen außenpolitische Partner der weißen Kolonisten, in etwa dem traditionellen Verhältnis des Moskauer Staates zu Tataren, Kirgisen und Kasachen entsprechend. In beiden Ländern fand die große Verschiebung der Machtverhältnisse erst in den Jahren um 1800 statt. In Nordamerika waren die Indianer aber niemals diesseits der Grenze in die Kolonistengesellschaft eingefügt worden. Gerade die Tatsache, dass die nordamerikanische Frontier von Anfang an exklusiv war, ermöglichte die Herausbildung des middle ground, also einer Kontaktzone mit Misch- und Übergangscharakter. Im Gegensatz dazu gab es im Zarenreich, wie Andreas Kappeler in seinem Standardwerk formuliert hat, «bis auf das Mittelalter zurückgehende alte Traditionen der polyethnischen Symbiose».133 Die in den Reichsverband einbezogenen nichtrussischen Völker wurden nicht vollständig entwaffnet, ihre Eliten als Aristokratien eigenen Rechts bis zu einem gewissen Grade von den Russen anerkannt. In den unklar definierten Randzonen des Reiches entstanden auch semiautonome Sonderformen, wie es sie in Nordamerika nicht gab, in mancher Hinsicht aber in Gestalt der bandeirantes in Brasilien: die Kosaken, die sich seit dem späten 15. Jahrhundert als Kriegergesellschaften in der heutigen Ukraine und anderswo formierten. Die Kosaken waren typische Grenzbewohner, deren Lebenshaltung und Militärtaktik sich von denen ihrer Nachbarn, der Steppennomaden (wie z.B. Nogai-Tataren und Kalmücken), kaum unterschieden. Sie wurden lange auch von den Zaren gefürchtet und waren in der frühen Neuzeit keineswegs willige Instrumente der Zentralmacht. Eine ähnliche Autonomisierung an der Grenze hat es in Nordamerika nie gegeben.
Solche Sondergesellschaften waren flüchtiger Natur, weil sie irgendwann einmal den Aufbau fester Reichs- oder Nationsstrukturen behinderten. Ebenso wie der britische Staat seit etwa 1720 energisch gegen die bis dahin im Kampf gegen Spanier und Franzosen nützlichen Freibeuter in der Karibik vorging, so wurde die Stellung der Kosaken immer schwächer, je weniger sie als Puffer gegen die Steppennomaden dienten und je mehr der zarische Staat seine Sicherheitsbedürfnisse in eigener Regie befriedigte. Es wäre nicht richtig, sich die Kosaken als «europäische» Kämpfer gegen anbrandende asiatische Horden vorzustellen. In vieler Hinsicht ähnelten ihre Gesellschaftsorganisation und ihre kulturellen Leitbilder mehr den nichtrussischen Nachbarn als der Metropole. Vor allem im Kaukasus war dies so, wo Terek-Kosaken und die kaukasischen Bergvölker als geradezu spiegelbildlich organisierte Kriegerkulturen in engem Austausch miteinander lebten. Für die Kosaken waren russische Kaufleute und Karawanen eine leichtere Beute als ihre wehrhaften Nachbarn. Als der zarische Staat in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts Druck auf die Terek-Kosaken ausübte, um sie gegen die Kaukasusvölker einzusetzen, gerieten viele in Loyalitätskonflikte; manche desertierten zur kaukasischen Seite und konvertierten zum Islam. Erst 1824 wurden die Terek-Kosaken offiziell in den zarischen Staatsverband aufgenommen, hatten Dienste zu leisten und Steuern zu zahlen.134
|  Zweitens. Die Armee der USA spielte im Kampf gegen die Indianer eine Rolle, die nicht unterschätzt werden sollte. Abgesehen vom Intermezzo des Bürgerkrieges war der Einsatz an der Frontier die wichtigste Verwendung der Truppe zwischen dem Krieg gegen Mexiko (1846–48) und dem Spanisch-amerikanischen Krieg von 1898. Der Höhepunkt der Armee-Aktivitäten im Westen der USA lag (ohne ursächlichen Zusammenhang) nahezu zeitgleich mit den Feldzügen des zarischen Militärs im Kaukasus und gegen die Emirate Mittelasiens (vor allem Chiva und Buchara). Der wichtigste Unterschied besteht darin, dass die US-Armee flankierend zum Schutz privater Siedler eingesetzt wurde, also letzten Endes eher in großangelegten Polizeiaktionen denn in militärisch geplanten Eroberungszügen. Im Gegensatz dazu wurde die zarische Armee im Laufe des 19. Jahrhunderts zu einem Instrument von Eroberungen, denen keine bäuerliche Siedlungsbewegung vorausging oder folgte. Damit wurde ein älteres Muster fortgesetzt: Nach wie vor war die Fähigkeit des russischen Staates zu Militäraktionen größer als zur Organisation systematischer Ansiedlung. Ökonomische Motive hinter solchen militärischen Erweiterungen des Reiches fehlten nicht ganz: Die Eroberung Mittelasiens trat 1864 in ihre entscheidende Phase ein, als der amerikanische Bürgerkrieg die Belieferung der russischen Textilindustrie mit Baumwolle erschwerte und alternative Versorgungsquellen in Mittelasien in den Gesichtskreis der Moskauer Politik rückten.135 Strategische Ziele in der Auseinandersetzung mit dem Osmanischen Reich, dem Iran und dem britischen Empire waren aber mindestens genauso stark motivierend wirksam wie die einsamen Aggressionsentschlüsse örtlicher Militärkommandanten (men on the spot). Ein solcher Militärimperialismus führte nicht zum Entstehen einer Frontier. Er war eine staatliche Veranstaltung, die unweigerlich die angegriffenen nicht-russischen Gesellschaften erschütterte, aber nicht zum Aufbau neuer Gesellschaftsformen führte.
|  Drittens. Anders als die Indianer Nord- und Südamerikas hatten die vom Zarenreich bedrängten Völker Zentralasiens immerhin die Chance, oft eine minimale Chance, dritte Verbündete oder zumindest aufnehmende Exilländer zu finden. Den nordamerikanischen Indianern war bestenfalls die Flucht nach Kanada möglich, das aber nur wenigen ein sicheres Exil bot. Die Kaukasusvölker jedoch waren in Netze islamischer Solidarität eingesponnen und konnten zumindest mit der Aufnahme im Osmanischen Reich rechnen. In der Zange zwischen Zarenreich und sino-mandschurischem Imperialismus waren die Spielräume der zentralasiatischen Völker gegen Ende des 18. Jahrhunderts eng geworden. Doch es war noch eine ganze Weile lang für einige von ihnen möglich, zwischen den beiden großen Reichen zu lavieren. Mehrere von ihnen entrichteten bis 1864 sowohl an Russland wie an China Tribut. Seit 1820, als der Zugriff Chinas auf Xinjiang nachließ, brachen dort sowie knapp jenseits der Reichsgrenze in Kokand unter der muslimischen Bevölkerung Aufstände aus. Bis 1878 wurden immer wieder Versuche zu eigenständigen muslimischen Staatsbildungen zwischen den Imperien unternommen.136 Mit Ausnahme mancher Völker Sibiriens konnten sich die Opfer der zarischen Expansion Handlungsspielräume erhalten, die den Indianern Nordamerikas verschlossen waren.
|  Viertens. Von einer frontierartigen Siedlerinvasion kann in zwei Großregionen die Rede sein: in Westsibirien und in der Kasachensteppe. Seit ihrem Beginn im 17. Jahrhundert wurde die russische Eroberung Sibiriens, also der riesigen Länder östlich des Uralgebirges, durch die Nachfrage nach Pelzen angetrieben. Auf diese Weise wurde Sibirien in den großräumigen Handel mit Tierfellen einbezogen, der die fellproduzierenden Waldgegenden der nördlichen Erdhalbkugel mit europäischen und chinesischen Absatzmärkten verband.137 Da die verstreuten Ressourcen weiträumig durch Jagd und Fallenstellerei ausgebeutet wurden, bildete sich keine eigentliche «Pelzgrenze». Ähnlich wie in Nordamerika konnten die Einheimischen von den neuen Marktchancen durchaus profitieren. Ihre Situation verschlechterte sich dann aber mit der zunehmenden agrarischen Kolonisation Westsibiriens, die im 18. Jahrhundert begann. Sie wurde logistisch erst möglich, nachdem man 1763 begonnen hatte, eine durchgehende Straße vom Ural bis Irkutsk am Baikalsee zu bauen. Von dort war es nicht mehr weit bis zur chinesischen Grenze. Dafür musste eine Schneise durch Tausende Kilometer von Wald geschlagen und eine Straßenoberfläche angelegt werden, die Wagen und Schlitten tragen konnte. Dies war, mehrere Jahrzehnte vor dem vergleichbaren Oregon Trail im Norden der USA und mehr als ein Jahrhundert vor dem Bau der Transsibirischen Eisenbahn, eine bedeutende technische Leistung. Der sogenannte trakt’ wurde so weit südlich geführt, dass die gefährlichen Flussüberquerungen minimiert wurden. Er regte die Anlage neuer und das Wachstum bestehender Städte an, vor allem von Omsk, das 1824 zum Sitz des Generalgouverneurs von Sibirien wurde. Der trakt’ erleichterte aber auch die Ausbeutung der natürlichen Umwelt und griff tief in die Lebensbedingungen der von ihm berührten sibirischen Völker ein.
Ein zweiter historischer Einschnitt war die Befreiung der leibeigenen Bauern 1861. Sie erlaubte zwar noch nicht unbehinderte Mobilität, da die rechtlich befreiten Bauern weiterhin an ihre Dorfgemeinschaften gebunden blieben (diese Einschränkung wurde erst 1906 abgeschafft), doch setzten sich Hunderttausende über diese Schranke hinweg. In den 1880er Jahren erreichten im Jahresdurchschnitt 35.000 Emigranten aus dem europäischen Russland Sibirien; in den späten 1890er Jahren wurden es etwa 96.000, und nach 1906 steigerte sich die Immigration nach Sibirien zu einer Flut. Der Höhepunkt war 1908 erreicht, als 759.000 Menschen die Grenze nach Sibirien überschritten.138 Mannigfache Spannungen zwischen früheren Sibirien-Einwanderern (den «Altsiedlern» oder starozily), die sich weitgehend der Subsistenzweise der sibirischen Völker angepasst und manchmal sogar ihr Russisch verlernt hatten, und den neuen Kolonisten traten auf.139 Für die eingeborenen Völker waren die Folgen der Kolonisation fatal. Ihre soziale Widerstandsfähigkeit war ebenso gering wie die der nordamerikanischen Indianer gegenüber den Euro-Amerikanern und die der Mongolen gegenüber den Han-Chinesen. Erschwerung des Jagens und Fischens, Verschuldung und Alkohol untergruben die traditionellen Lebensweisen und kulturellen Orientierungen. Bis hin zum Ochotskischen Meer – und im Osten kam der Siedlungsdruck aus China hinzu – scheiterten die Sibirier entweder bei der Anpassung an die neuen Umstände oder zogen sich noch tiefer in die Wälder zurück. Ähnlich wie bei den Indios Südamerikas war für sie noch nicht einmal die schützende Obhut von Reservaten vorgesehen.140
Das wichtigste Gebiet für agrarische Kolonisation war die kasachische Steppe, d.h. das Gebiet zwischen dem Unterlauf der Volga bis zum Fuß des Altai-Gebirges, ungefähr bei der Stadt Semipalatinsk.141 Gegen die reiternomadischen Kasachen, die in großen «Horden» organisiert waren, und benachbarte Steppenvölker wie die Baschkiren hatte sich der russische Staat seit den 1730er Jahren durch eine Reihe von Festungen zu schützen gesucht, unter denen Orenburg anfangs die wichtigste war. Von hier aus trieben die Vertreter des Zaren eine gemischte Politik von Verhandlungen, Spaltung und Einschüchterung. Trotz – aus russischer Sicht gesprochen – mancher Erfolge dieser Politik blieb diese Steppengrenze bis ins 19. Jahrhundert hinein unbefriedet. Noch 1829, als Alexander von Humboldt auf Einladung des Zaren die Gegend bereiste, stellte man ihm eine besonders starke Kosaken-Eskorte als Schutz, denn die Grenze zwischen Orenburg und Orsk galt als besonders gefährlich. Reiternomaden fielen oft in russisches Gebiet ein und raubten Menschen und Vieh. Einige der Menschen wurden nach Chiva als Sklaven verkauft, wo sie bei Bewässerungsbauten angeblich besonders geschätzt wurden. Von hölzernen Wachttürmen aus beobachteten russische Soldaten das Geschehen in der Steppe. Die Eingliederung der Kasachen in das Russische Reich erfolgte nicht durch schnelle Eroberungen, sondern durch einen langsamen Prozess, zu dem punktuelle militärische Expeditionen ebenso gehörten wie die allmähliche Uminterpretation feudaler Treueeide in Unterwerfung unter zarische Herrschaft. Das Ziel war neben der Sicherung der Region auch die «Zivilisierung» der Reiternomaden durch ihre Einbeziehung in übergreifende imperiale Rechtsstrukturen und ihre Verwandlung in Ackerbauern.142
Von tieferer Wirkung als die Umsetzung solcher Absichten war die Ansiedlung russischer und ukrainischer Bauern. Sie nahmen die Urbarmachung der Steppenrandzone viel energischer in Angriff als zuvor die Kosaken mit ihrer semi-nomadischen Mischwirtschaft. Die Bauernbefreiung gab auch hier, wie schon in Sibirien, einen anfänglichen Impuls. Wie in jeder Phase der russischen Expansion half abermals der Staat kräftig nach. Durch das Steppen-Statut von 1891 wurde der Landbesitz der Kasachen drastisch beschränkt. Die Hirtennomaden, von denen sich wenige zur Sesshaftigkeit bekehren ließen, wurden in den Süden abgedrängt und damit von den feuchteren Weidegebieten im Norden abgeschnitten, die im Zyklus der jährlichen Viehwanderungen unentbehrlich waren. Man beachte die chronologische Verschiebung gegenüber den USA und Südafrika. Erst in den 1890er Jahren, als die US-Frontier und die südafrikanische Siedlungsgrenze bereits «geschlossen» waren und es im Mittleren Westen ebenso wie auf dem Hohen Veldt kein «herrenloses» Land mehr gab, wurde die südrussische Steppengrenze geöffnet. Auch hier geschah dies eindeutig auf Kosten der einheimischen Bevölkerung, die allerdings nicht in umschlossenen Enklaven verschwand, sondern auf marginalen Böden ihre nomadische Existenzweise fortsetzte. Die kasachische Siedlungsgrenze war im gesamten Zarenreich der markanteste Fall einer Frontier. Eine nomadische Lebensweise wurde von pflügenden Landwirten zurückgedrängt. Dieser Konflikt war weniger einer zwischen Populationen auf unterschiedlicher «Entwicklungsstufe» als ein Zusammenprall von verschiedenartigen Gesellschaftsformen und Ethnien. Das Gebiet, auf dem sich der Frontier-Prozess vollzog, verwandelte sich «von einer Grenzzone der Nomaden und Kosaken zu einem imperialen Territorium der Bauern und Bürokraten» und von einer türkisch-mongolischen Welt in eine multiethnische Sphäre unter slawischer Dominanz.143 Es ist ziemlich gleichgültig, ob man das Ergebnis eine «innere Kolonie» oder ein «Grenzland» nennt. Da es nicht unter Sonderverwaltung stand, sondern der russischen Staatsordnung eingegliedert war, spricht allerdings manches gegen den Kolonie-Begriff.
Eine ähnliche Sequenz von Schritten findet man in anderen Grenzzonen des Zarenreiches: Erst kamen die Kosaken, dann Garnisonsstädte und Grenzbefestigungen, schließlich bäuerliche Kolonisten. Viel stärker als in den USA suchte der Staat diesen Prozess zu steuern, wie überhaupt in allen Formen der Grenzerschließung die staatliche Initiative und Kontrolle viel stärker war als in Amerika und Südafrika. Der wichtigste Beitrag des amerikanischen Staates zur Frontier war die geordnete Verfügbarmachung von billigem Land für Siedler. Die Pioniere waren persönlich vollkommen freie Menschen, die von niemandem irgendwo hingeschickt werden konnten. Demgegenüber betrieb der zarische Staat bis zur späten Liberalisierung der Agrarpolitik durch Ministerpräsident Stolypin eine Politik der gelenkten Ansiedlung. Mit Staatsbauern konnte man problemlos so verfahren, doch auch gegenüber anderen Bauern, ob nun leibeigen oder «befreit», nahm sich der Staat eine Haltung der Vormundschaft heraus. Obwohl viele der Kolonisten ihr persönliches Schicksal am Ende selbst gestalteten, wurde die Siedlungsgrenze nicht, wie in den USA, im Prinzip durch freie Entscheidungen der Migranten selbst geformt.144 Ein weiterer Unterschied zu den USA liegt in der geringen Bedeutung städtischer Ansiedlungen. Die nordamerikanische Frontier war überall mit der Entstehung kleiner Landstädte verbunden, von denen sich einige unter verkehrsgeographisch günstigen Bedingungen innerhalb kurzer Zeit zu großen urbanen Zentren entwickelten. Die Frontier endete am westlichen Rand des Kontinents in einer dicht besiedelten städtischen Zone, die ihre Entstehung nicht der Frontier selbst verdankte. Ein solches russisches Kalifornien entstand nie; Vladivostok wurde nicht zu einem zweiten Los Angeles. Aber auch sonst blieb eine Frontier-Urbanisierung nur gering entwickelt.
|  Fünftens. Die russische Expansion des 18. und 19. Jahrhunderts in jeder ihrer Formen wurde in ungewöhnlich hohem Maße ideologisiert. Auch die öffentliche Rhetorik der USA gegenüber den Indianern durchlief verschiedene Phasen, in denen man ihre «Zivilisierung» teils für zwecklos, teils für eine menschheitlich wichtige Aufgabe hielt. Im Zarenreich wurde der Osten jedoch mit noch weitaus ausschweifenderen Phantasien verbunden als der Westen in Nordamerika. Nirgendwo in der gesamten Geschichte der europäischen Expansion wurde ein Programm der «Zivilisierungsmission» so ernst genommen wie im Russischen Reich.145 Da nach der Auffassung vieler russischer Zeitgenossen Zivilisierung vor allem durch Kolonisation erfolgen sollte, entstanden im Zarenreich Geschichtsdeutungen, die in vielem die Frontier-These Frederick Jackson Turners vorwegnahmen, etwa bei dem einflussreichen Moskauer Historiker Sergej M. Solov’ev.146 Im frühen 19. Jahrhundert begann sich die Auffassung zu verbreiten, Russland habe gegenüber Asien als Sachwalter eines fortschrittlichen Europa zu agieren. Der Osten vom Eismeer bis hinunter zum Kaukasus schien ein Raum zu sein, in dem sich die aufgeklärte russische Oberschicht als Promotor der europäischen Zivilisation bewähren konnte. Man eroberte und kolonisierte gleichsam mit dem Blick über die Schulter nach Westeuropa. Damit wollte man sich zugleich von allen übel beleumundeten Aspekten von Kolonialismus und Imperialismus distanzieren, wie überhaupt die russische und sowjetische Geschichtsschreibung sich stets gescheut hat, den imperialen Charakter russischer Politik einzugestehen. Noch in der beliebten Formel von der «Aneignung» (osvoenie) der nichtrussischen Gebiete und ihrer Bewohner schwingt diese kaschierende Schamhaftigkeit mit, die eine gewisse Ähnlichkeit zu der amerikanischen Abneigung aufweist, sich die imperialen Seiten der eigenen Kontinentalexpansion einzugestehen. Ein wichtiger Unterschied zwischen amerikanischen und russischen Frontierkonzeptionen lag im Stellenwert Europas: War Turners Frontier der Ort der Abwendung von Europa und der Geburt eines eigenständigen amerikanischen Pioniercharakters, so blieb für Solov’ev und seine Nachfolger Westeuropa das Maß aller Dinge. Die Europäisierung Russlands sollte sich als Russifizierung der Nationalitäten im Imperium fortsetzen.
Ein amerikanisches Konzept von «Wildnis» scheint in Russland keine große Rolle gespielt zu haben. Dafür wurden besondere Höhen der Ideologisierung dort erreicht, wo die Expansion zum Kampf gegen den Islam stilisiert wurde. Geschichtsphilosophisch gestimmte Propagandisten glaubten, den «historischen Niedergang» des Christentums gegenüber dem Islam umkehren zu können. Archäologen machten sich auf die Suche nach «reinen», also vorislamischen Kulturformen an der eroberten Peripherie. Der Islam wurde als fremdartiger Import diskursiv ausgegrenzt; christliche Vorposten wie Georgien wurden in diesen Heilsplan einbezogen.147 Die purifizierende Wirkung der Grenzerfahrung sollte auch Russen zugute kommen. So schickte der Staat nach 1830 mit Vorliebe religiöse Abweichler (etwa Altgläubige, deren Richtung sich Mitte des 17. Jahrhunderts von der Orthodoxen Kirche gelöst hatte) an die Peripherie, auch deshalb, um die orthodoxe Bevölkerung im Kernland vor häretischer Ansteckung zu schützen. In den 1890er Jahren machten heterodoxe Christen die überwiegende Mehrheit unter den ethnischen Russen im Transkaukasus aus.148 Wie meist, so zeigt auch hier der imperiale Diskurs innere Widersprüche. Der gleiche islamische Kämpfer in Dagestan, der als Feind der zivilisierten Christenheit dämonisiert wurde, konnte in anderer Beleuchtung als romantischer Bergkrieger und «edler Wilder» betrachtet werden. Solche Motive eines romantischen Orientalismus verbinden das russische Denken über das «Fremde» mit den Ideologien anderer Imperien, etwa der Verklärung der Berber im französischen Nordafrika oder der Bewunderung für «Kriegervölker» (martial races) bei den Briten in Indien und Ostafrika.149
|  Sechstens. Anders als im Fall der nordamerikanischen Indianer gibt es im Zarenreich wenigstens einige Erfolgsgeschichten zu vermelden. So bewiesen manche Völker unter dem Druck der Expansionskräfte, die auf sie zukamen, eine große kulturelle Widerständigkeit und zugleich Anpassungsfähigkeit. Dazu gehören die Bucharis, die unter den Tataren Sibiriens im 18. Jahrhundert durch ihre Urbanität, ihre relative Loyalität zur russischen Regierung und durch verbreitete Alphabetisierung in Arabisch und Persisch hervorstachen. Sie bildeten den Kern einer Händlerschicht und hielten innerislamische Kontakte zwischen Buchara und dem Zarenreich aufrecht. Andere Beispiele sind die Jakuten und die Burjaten. Als eines von nur zwei Mongolenvölkern im Russischen Reich (das andere waren die Kalmücken) repräsentierten die Burjaten aus russischer Sicht eine höhere kulturelle Entwicklungsstufe im Vergleich zu den «primitiven» schamanistischen Völkern Sibiriens, zumal sie eine ausdifferenzierte Gesellschaftsstruktur mit einer deutlich erkennbaren und zu kolonialen «Kollaborateuren» tauglichen Aristokratie besaßen. Trotz aller möglichen missionarischen und administrativen Zudringlichkeiten konnten sich die Burjaten in einer Weise Respekt und Handlungsfreiheit bewahren, wie es keinem Indianervolk auf dem amerikanischen Kontinent gelang. Vor allem vermochten sie es, neben der traditionalen politischen und kirchlichen Hierarchie Ansätze zu einer modernen Bildungselite hervorzubringen, die ihre Interessen sowohl öffentlich als auch innerbürokratisch artikulierte.150 Überall auf der Welt waren diejenigen Ethnien und Gesellschaften am schlechtesten gestellt, die nicht mindestens eines von drei Kriterien auf längere Sicht erfüllten: militärisch gefürchtet zu werden, wirtschaftlich nützlich zu sein, die eigenen Positionen in den Foren moderner Politik vertreten zu können.
5  |  Siedlungskolonialismus

|  Staatskolonialistische Siedlungsprojekte im 20. Jahrhundert


Frontiers können beides sein: Orte der Vernichtung und Orte der Neubildung. Destruktion und Konstruktion sind oft dialektisch miteinander verschränkt. Joseph Alois Schumpeter nannte das in einem anderen Zusammenhang «schöpferische Zerstörung». Im 19. Jahrhundert wurden an Frontiers ganze Völker dezimiert oder zumindest ins Elend gestürzt. Gleichzeitig entstanden dort die ersten demokratischen Verfassungsstaaten. Frontiers können also ebenso Schauplätze archaischer Gewalttätigkeit wie Geburtszonen politischer und gesellschaftlicher Modernität sein.
Auch im 20. Jahrhundert gab es noch Frontiers; an ihnen setzten sich zuweilen Prozesse aus dem 19. Jahrhundert heraus fort. Aber es scheint, als hätten Frontiers ihre Doppelsinnigkeit verloren. Konstruktive Entwicklungen wurden selten, Frontiers wandelten sich zu peripheren Zonen straff gelenkter Imperien, die sich von dem inneren Pluralismus des British Empire deutlich unterschieden.
Neu waren nach dem Ersten Weltkrieg eine gesteigerte Ideologisierung und Verstaatlichung von Neulanderschließung durch bäuerliche Siedler. Diese Siedler waren keine unternehmungslustigen Privatleute wie diejenigen, die gleichzeitig nach Kanada oder Kenia auswanderten, sondern Menschen aus meist ärmlichsten Verhältnissen, die erobernden Armeen nachgeschickt wurden und unter harten Bedingungen «Grenzmarken» sichern sollten. Die Idee, «starke» Nationen bräuchten «Lebensraum», um einer drohenden Ressourcenknappheit durch Übervölkerung zu entgehen, und sie hätten zugleich das Recht und die Pflicht, den von weniger tüchtigen Völkern oder gar «minderwertigen Rassen» unzureichend genutzten Boden «in Kultur» zu nehmen, findet sich bei zahlreichen rechtsradikalen Meinungsführern und Bewegungen des frühen 20. Jahrhunderts. Praktiziert wurde solche Lebensraumpolitik von den neuen Imperien, die in den 1930er Jahren aufkamen: vom faschistischen Italien in Libyen (und in geringerem Umfang in Äthiopien), von Japan nach 1931 in der Mandschurei und vom nationalsozialistischen Deutschland in seinem kurzlebigen Ostreich während des Zweiten Weltkriegs. In allen drei Fällen verbanden sich damit Visionen von «völkischer» Bewährung im Grenzkampf und von der besonderen nationalen Würde der Erde. Hitler, der Leser und Bewunderer Karl Mays, zog unmittelbare Parallelen zwischen dem Wilden Westen Old Shatterhands und dem Wilden Osten, den er selbst Anfang der 1940er Jahre zu schaffen begann.151 Frontiers wurden zu Experimentierräumen stilisiert, in denen, unbehindert von Traditionen, «neue Menschen» und neuartige Gesellschaftsformen entstehen sollten: eine militärische Ordnungsutopie in der Mandschurei, eine «arische» Rassetyrannei im eroberten Osteuropa. Die deutsche «Blut und Boden»-Ideologie, in der ethnische Säuberungen größten Stils und Massenmord vorgedacht wurden, verkörpert die Extremform dieses Denkens. Die Siedler waren nicht selbst als Exekutoren solch extremer Ziele vorgesehen, doch dienten sie in jedem dieser Fälle als Instrumente staatlicher Politik. Es war der Staat, der sie anwarb, entsandte und mit Land in kolonialen Rand- und Überseegebieten versorgte und der ihnen einredete, sie erfüllten eine besonders wichtige nationale Pflicht und sollten unvermeidliche Härten des Alltags zum Wohle des «Volksganzen» ertragen. Die Siedler der faschistischen Imperialträume – ob in Afrika, der Mandschurei oder an der Volga – waren Versuchskaninchen einer staatlich gelenkten Volkstumspolitik. Ihnen fehlten die Hauptmerkmale Turnerscher Pioniere: Freiheit und self-reliance.
Ein weiteres Motiv, das nicht auf die faschistischen oder (im japanischen Fall) ultranationalistischen Systeme beschränkt war, kam im 20. Jahrhundert hinzu. Der Soziologe James C. Scott hat es als «social engineering» ländlicher Ansiedlung und Produktion bezeichnet. Die Natur, so glaubten viele, sei durch den geplanten und organisierten Masseneinsatz von Arbeitskraft und durch eine rationale und uniforme Gestaltung der agrarischen Produktionsverhältnisse maximal ausbeutbar.152 Ein Nebeneffekt war stets eine stärkere Kontrolle des Staates über die ländliche Bevölkerung. Die Kollektivierungen in der Sowjetunion und der Volksrepublik China, jedes Mal mit Programmen zu extensiver Landerschließung («Neuland unterm Pflug») verbunden, folgten dieser Logik ebenso wie, in wesentlich weniger illiberaler Ausprägung, manche Projekte der Tennessee Valley Authority unter Franklin D. Roosevelts New Deal. In der kommunistischen Kollektivierungspolitik war das Element siedlerischer Freiheit völlig verschwunden, und die eigentliche Urbarmachung zusätzlichen Bodens wurde oft Militärkolonisten und Staatsgütern übertragen. Doch die Formbarkeit des Raumes und das Vorantreiben einer ökologischen und «zivilisatorischen» Grenze waren Vorstellungen, die alle Arten staatlich initiierter Landgewinnung im 20. Jahrhundert mit älteren Formen von Siedlungskolonialismus verbanden.
Man trifft das Stichwort «Siedlungskolonialismus» meist im Zusammenhang mit Imperien und Imperialismus an. Dann wird es, jedenfalls für das 19. und 20. Jahrhundert, in der Regel als eine abweichende Sonderform behandelt, denn besonders viele Kolonien, in denen europäische Siedler einen erheblichen Teil an der Gesamtbevölkerung ausmachten und in denen sie die politischen Prozesse dominierten, gab es vor 1930 nicht: außer den britischen Dominions, die sich längst in quasinationalstaatlichen Formen selbst regierten, im Grunde nur Algerien, Kenia, Südrhodesien, Angola und Mosambik. In ganz Asien fehlten europäische Siedlungskolonien. Nordirland war ein innereuropäischer Sonderfall. Die Kolonialgeschichtsschreibung hat Siedlungskolonien denn auch recht stiefmütterlich behandelt. Nur Algerien als wichtigster Bestandteil des französischen Überseereiches fand größere Beachtung. Siedlungskolonialismus dem Thema der Frontier zuzuordnen, verschiebt die Bezüge. Er erscheint nun nicht mehr als Spezialtypus kolonialer Herrschaft, sondern als Ergebnis und Ausdruck besonderer Formen von Grenzexpansion.
|  Siedlungskolonialismus: die erstarrte Frontier153


Nicht jede Form von Grenzexpansion durch nicht-staatliche Akteure führt zum dauerhaften Voranschieben einer erkennbaren Scheidelinie zwischen Wirtschaftsund Lebensformen. Die frühe kanadische Frontier war eine undemarkierte Zone des Kontakts zwischen indianischen und weißen Pelzjägern und Pelzhändlern, allesamt Menschen von hoher Mobilität und das schiere Gegenteil von Siedlern, und die Amazonasgrenze war nie etwas anderes als ein Raum der Plünderung und des Raubbaus. Grenzkolonisation ist daher eine Unterkategorie von Grenzexpansion.154 Damit ist die in den meisten Zivilisationsräumen bekannte extensive Erschließung von Land für die menschliche Nutzung gemeint, das Hinausschieben einer Kultivierungsgrenze in die «Wildnis» hinein zum Zwecke der Landwirtschaft oder der Gewinnung von Bodenschätzen. Solche Kolonisation ist naturgemäß mit Siedlung gepaart; es handelt sich, ökonomisch gesehen, um die Heranführung der mobilen Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital an standortgebundene natürliche Ressourcen.155 Nicht notwendig ist mit dieser Art der Kolonisation die Gründung von Kolonien im Sinne separater politischer Einheiten verbunden, da sie oft am Rande bestehender Siedlungsgebiete erfolgt. Ein Beispiel ist die allmähliche Ausbreitung der han-chinesischen Ackerbauzone auf Kosten der Hirtenökonomie Zentralasiens, wie sie im 19. und frühen 20. Jahrhundert ihren Höhepunkt erreichte. Solche Kolonisation kann aber auch sekundär von überseeischen Neusiedlungskernen ausgehen. Das bekannteste Beispiel dafür ist die Erschließung des nordamerikanischen Kontinents von seiner Ostküste her. Die industrielle Technik hat die Reichweite – und die naturzerstörende Wirkung – der Kolonisation enorm vermehrt. Besonders die Eisenbahn hat die Rolle des Staates in einem Prozess gestärkt, der in der Geschichte meist durch nichtstaatliche Gemeinschaften organisiert wird. Die umfassendste staatlich gelenkte Eisenbahnkolonisierung war die Erschließung des asiatischen Russland seit dem späten 19. Jahrhundert.156
Siedlungskolonisation wiederum ist eine Sonderform der Grenzkolonisation, die ihre erste europäische Ausprägung in der Kolonisationsbewegung des griechischen Altertums (und zuvor schon der Phönizier) fand: die Anlage von «Pflanzstädten» jenseits des Meeres in Gegenden, wo meist nur relativ geringe militärische Machtentfaltung möglich und erforderlich war. Nicht nur unter antiken, sondern auch noch unter neuzeitlichen Bedingungen macht die Logistik einen entscheidenden Unterschied zu anderen Formen von Grenzkolonisation aus. Das Meer, aber ebenso vergleichbare Zwischenräume kontinentaler Unwirtlichkeit (Kulja in Xinjiang war unter vorindustriellen Verkehrsbedingungen von Peking aus wesentlich langwieriger zu erreichen als Philadelphia von London aus) verhindern jene Regelmäßigkeit und Frequenz von Beziehungen, die erst soziale Kontinuität erlaubten.
Unter solchen Voraussetzungen war es möglich, dass aus der Kolonisation tatsächlich Kolonien im Sinne nicht nur von Grenzsiedlungen, sondern von distinkten Gemeinwesen hervorgingen, sich also Siedlergesellschaften mit eigenen politischen Strukturen bildeten. Der klassische Fall sind die Anfänge der englischen Besiedlung Nordamerikas. Die Gründergruppen von Siedlungskolonien versuchten, sich wirtschaftlich weitgehend selbstversorgende Brückenköpfe zu bilden, die weder auf Nachschub aus dem Mutterland noch auf Handel mit der einheimischen Umwelt existenziell angewiesen waren. Die Europäer fanden in Nordamerika, Argentinien oder Australien nicht – wie etwa die Römer in Ägypten, die Engländer in Indien und z.T. auch die Spanier in Mittel- und Südamerika – leistungsfähige Ackerbausysteme vor, deren besteuerbare Überschüsse einen militärisch gestützten kolonialen Herrschaftsapparat hätten tragen können. Es war also nicht möglich, einen strukturell bereits vorhandenen Tribut von den Kassen der alten Machthaber in die der neuen Herren umzuleiten. Zudem waren die indianische Bevölkerung oder die australischen Aborigines zur Zwangsarbeit in einer Landwirtschaft europäischer Art wenig geeignet. Aus diesen Umständen entwickelte sich Typ I, der «neuenglische» Typ, von Siedlungskolonisation: Wachstum einer agrarischen Siedlerbevölkerung, die ihren Arbeitskräftebedarf aus der eigenen Familie und durch Rekrutierung von europäischen «Schuldknechten» (indentured servants) deckt und die ökonomisch für sie nutzlose, demographisch schwache einheimische Bevölkerung rücksichtslos vom Land verdrängt. Auf diese Weise waren um 1750 in Nordamerika – und in der gesamten außereuropäischen Welt bis dahin nur dort – sozial und ethnisch in hohem Maße homogene europäisierte Gebiete entstanden: die Kerne einer neo-europäischen Nationalstaatsbildung. In Australien unter den besonderen Bedingungen einer anfänglichen Zwangsmigration von Sträflingen und später auch, gegen besonders heftigen Widerstand der einheimischen Maori, in Neuseeland folgten die Briten ebenfalls diesem Kolonisierungsmodell.
Ein zweiter Typ von Siedlungskolonisation stellt sich dort ein, wo eine politisch dominante Siedlerminderheit mit Hilfe des kolonialen Staates eine traditionell bereits Ackerbau treibende einheimische Bevölkerungsmehrheit zwar vom besten Land vertreiben kann, aber auf ihre Arbeitsleistung angewiesen bleibt und in ständiger Konkurrenz mit ihr um knappen Boden steht. Anders als beim «neuenglischen» Typ sind die Siedler bei dieser zweiten Form, die man nach ihren wichtigsten modernen Ausprägungen (Algerien, Rhodesien, Kenia, auch Südafrika) die «afrikanische» nennen kann, von der indigenen Bevölkerung wirtschaftlich abhängig.157 Dies erklärt auch die Instabilität dieses zweiten Typus. Nur die europäische Kolonisation Nordamerikas, Australiens und Neuseelands ist irreversibel geworden, während es in den afrikanischen Siedlungskolonien zu besonders heftigen Dekolonisationskämpfen kam.
Ein dritter Typ von Siedlungskolonisation löst das Problem der Versorgung mit Arbeitskräften nach der Vertreibung oder Vernichtung der Urbevölkerung durch Zwangsimport von Sklaven und deren Beschäftigung in einer mittel- bis großbetrieblich organisierten Plantagenökonomie. Nach dem Raum seiner deutlichsten Ausprägung kann man vom «karibischen» Typ sprechen; weniger dominant findet er sich auch im südlichen Britisch-Nordamerika. Eine wichtige Variable ist das demographische Verhältnis der Bevölkerungsgruppen. In der britischen Karibik machten um 1770 Schwarze etwa 90 Prozent der Gesamtbevölkerung aus, in den nördlichen Kolonien der späteren USA zur gleichen Zeit nur 22 Prozent, in den späteren «Südstaaten» immerhin nicht mehr als 40 Prozent.158 Typ 3 ist allerdings ein Grenzfall. Mit Ausnahme der Südstaaten der USA in dem halben Jahrhundert vor dem Bürgerkrieg entstanden auf der Basis neuzeitlicher Sklaverei nirgendwo kohärente Pflanzeroligarchien mit politischer Handlungsfähigkeit und eigenen politischen Visionen. Besonders dort, wo, wie in Jamaika oder Saint-Domingue, viele «große» Plantagenbesitzer in Europa residierten, war dies nahezu unmöglich. Die Plantagenbesitzer können daher nur in einem ungenauen Sinne als Siedler bezeichnet werden.
Worin lag nun in der langen Geschichte des Siedlungskolonialismus die Besonderheit des 19. Jahrhunderts, als Typ I zu besonderer Ausprägung kam? «Klassisch» als Kulmination älterer Entwicklungen und Modell für die Zukunft war der Siedlungskolonialismus des 19. Jahrhunderts in einem mehrfachen Sinne:
|  Erstens. Er folgte – wie Adam Smith schon 1776 gesehen hatte – dem Prinzip freiwilliger Ansiedlung und damit einer individualistischen Marktlogik: Siedler strömten als Kleinunternehmer dorthin, wo sie Chancen zur optimalen Nutzung ihrer eigenen Ressourcen – Arbeitskraft und manchmal auch Kapital – in Verbindung mit extrem billigem Boden sahen. Sie waren also keine obrigkeitlich entsandten Kolonisten und imperialen Agenten. Ihre Wirtschaftsform beruhte auf dem Familienbetrieb, zielte aber nur im frühen Pionierstadium oder in Ausnahmefällen auf reine Selbstversorgung. Siedleragrikultur produziert arbeitsteilig bestimmte Massengüter (staples) für Binnen- und Exportmärkte und ist ihrerseits auf die Versorgung durch Handel angewiesen.159 Sie beschäftigt Lohnarbeiter und verzichtet auf außerökonomischen Arbeitszwang. Sie hat sich im 19. Jahrhundert in zahlreichen Fällen – von argentinischem Weizen bis zu australischer Wolle – als überdurchschnittlich produktiv, kostengünstig und international wettbewerbsfähig erwiesen. Kurz: im 19. Jahrhundert wurden Frontiers, zumeist kapitalistisch bewirtschaftet, zu Kornkammern der Welt. Dieser Prozess der Einbeziehung unter den Pflug genommenen Graslandes in die kapitalistische Weltwirtschaft erreichte seinen Höhepunkt um die Jahrhundertwende. Kanada und Argentinien waren noch um 1870 vergleichsweise arme, für Einwanderer wenig attraktive Länder. Zwischen 1890 und 1914 machten beide einen immensen Entwicklungsschub durch. Als führende Produzenten und Exporteure von Weizen und nicht durch Industrialisierung fanden sie zu Prosperität. Zwischen 1909 und 1914 produzierte Argentinien 12,6 Prozent der Weltexporte an Weizen, Kanada sogar 14,2 Prozent.160 Dies war möglich durch die Erschließung einer offenen Frontier, ein Vorgang, der zu Beginn des Ersten Weltkriegs abgeschlossen war.
|  Zweitens. Der klassische Siedlungskolonialismus beruhte auf der Nutzung eines Überflusses an preiswertem Land. Solches Land wurde mit Hilfe aller möglichen Methoden von Kauf über Täuschung bis zu gewaltsamer Vertreibung in den exklusiven Besitz der Siedler gebracht.161 Es wäre nicht ganz richtig, davon zu sprechen, dass es seinen bisherigen Eigentümern «geraubt» worden sei. Sehr oft überwog vor der Siedlerinvasion gemischte Nutzung bei unklaren Besitz- und Eigentumsverhältnissen. Entscheidend ist, dass den bisherigen Nutzern, sehr oft mobilen Stammesgesellschaften, der Zugang verwehrt wurde. Die Produzenten wurden – nach Karl Marx – von ihren Produktionsmitteln getrennt oder in marginale Räume abgedrängt: Nomaden verloren ihre besten Weidegründe an den Ackerbau oder die umzäunten Koppeln der Siedler usw. Der Siedlungskolonialismus führte überall zur Einführung eines modernen europäischen Begriffs von «Eigentum», dem zufolge der individuelle Eigentümer die ausschließliche Verfügung über genau vermessene und abgesteckte Stücke Grund und Boden genießt. Konflikte zwischen unterschiedlichen Auffassungen von Landbesitz waren eine allgegenwärtige Begleiterscheinung der europäischen Frontierexpansion.162 Die Enteignung einheimischer Gemeinschaften setzte in Übersee Prozesse fort, die sich zuvor oder gleichzeitig auch in Europa abgespielt hatten oder noch abspielten, vor allem bei der Privatisierung von Allmendeland. Allerdings muss auch auf europäischer Seite zwischen verschiedenen Rechtsbegriffen unterschieden werden. Zentral war dabei die Freiheit des Bodenhandels. Im British Empire und seinen Nachfolgestaaten (etwa den USA) wurde Land zur frei handelbaren und verpfändbaren Ware. In der spanischen Rechtstradition spielte demgegenüber die Familienbindung von Eigentum eine viel größere Rolle. Nach der Kolonialzeit hielten sich solche fideikommissartigen Beschränkungen des Bodenhandels: Latifundien konnten nicht ohne weiteres aufgeteilt und verkauft werden. Dies hat wesentlich zur Stabilisierung ländlicher Oligarchien in Hispanoamerika beigetragen und möglicherweise die wirtschaftliche Entwicklung dort behindert.
|  Drittens. Der klassische Siedlungskolonialismus stand, anders als die «faschistische» Variante des 20. Jahrhunderts, in einem zweideutigen Verhältnis zum kolonialen Staat. Bereits die spanische Monarchie der frühen Neuzeit hatte mit erheblichem Erfolg die Akkumulation permanenten Landbesitzes in privaten Händen erschwert und so anfangs verhindert, dass aus den Conquistadoren eine Klasse schwer kontrollierbarer Großgrundbesitzer wurde. Im 19. Jahrhundert agierte die britische Krone keineswegs immer als Handlangerin von Siedlerinteressen. In Neuseeland etwa, einer der wichtigsten Siedlungskolonien, gaben sich die staatlichen Autoritäten in den ersten Jahrzehnten nach dem Beginn der Kolonisation um 1840 alle Mühe, direkte Landabtretungen von Maori an britische Privatleute zu unterbinden und die Maori vor Landhaien zu schützen. Die Maori besaßen ebensowenig wie die nordamerikanischen Indianer ein Konzept von Land als unabhängig von Abstammungsgemeinschaften und der Autorität von Häuptlingen: Nutzungsrechte konnten vergeben oder gar verkauft werden, aber nicht die Erde selbst. Daher war das europäische Rechtskonzept zunächst ganz unverständlich. Der koloniale Staat hielt an einer königlichen Prärogative über die Verfügung allen Landes fest, auch des von Einheimischen effektiv genutzten, übte faktisch eine Art Vorkaufsrecht aus und versuchte, durch die Vergabe von Kronlehen eine Anarchie von Privatinteressen zu verhindern. Solche grants waren selbstverständlich der langsame Einstieg in permanente Landabtretungen, und im Prinzip gaben die Gerichte der «Sicherheit der Besitztitel» den Vorrang vor als fiktiv betrachteten «Eingeborenenrechten». Allerdings konnten crown grants entzogen werden, wenn Land nicht durch Nutzung «verbessert» wurde. In allen britischen Kolonien (und manchen anderen) trat irgendwann einmal die Situation auf, dass die Behörden sich im Namen des «Eingeborenenschutzes» gegen extreme Siedlerforderungen stellten. Dies geschah selbstverständlich im Rahmen einer allgemeinen Affinität zwischen Siedlern und Kolonialstaat. Ein wichtiges gemeinsames Interesse war zum Beispiel die Bekämpfung mobiler Bevölkerungsgruppen – wenn auch oft aus unterschiedlichen Motiven: In den Augen von Siedlern waren «wandernde Stämme» Konkurrenten um Land, aus der Sicht des Staates Störer der Ordnung und potenzielle Steuerzahler.163
|  Viertens. Der klassische Siedlungskolonialismus besaß eine immanente Tendenz zu semi-autonomer Staatsbildung. Siedler wollen sich selbst regieren und streben nach demokratischen oder zumindest oligarchischen Verhältnissen. Die schroffe Sezession, die sich 1776/83 die Mehrheit der britischen Siedler in Nordamerika erlaubte, und die Unabhängigkeitserklärungen der Burenrepubliken in Südafrika 1852/54 blieben Ausnahmen. Erst 1965 kam es in Südrhodesien (später: Simbabwe) wieder zu einer Siedlerrevolte von staatspolitischer Dimension. Die meisten Siedler benötigten das schützende Dach eines Imperiums: Das Mutterland sollte sie gewähren lassen, aber im Notfall mit seinen Machtmitteln zu Gebote stehen. Daher konnte die Stellung von Siedlern, vor allem in Kolonien afrikanischen Typs mit einheimischen Mehrheiten in der Bevölkerung, nur eine halbautonome sein. Unter keinen Umständen aber waren sie bloße Werkzeuge der Metropole. Umgekehrt suchten sie oft Einfluss auf den politischen Prozess im Heimatland zu gewinnen. Besonders erfolgreich waren damit die algerischen colons. Ihre Repräsentation im Pariser Parlament war eine Quelle von Stärke, ihre Abhängigkeit vom kolonialen Militär allerdings ein andauerndes Zeichen ihrer prinzipiell bedrohten Position. Einen anderen Weg wählten die britischen Dominions. In Kanada, Australien, Neuseeland und auf eine besondere Weise auch in Südafrika übernahmen Siedler im Laufe des 19. Jahrhunderts den kolonialen Staat und gewannen die Kontrolle über dessen wichtigste Zwangsinstrumente, ohne sich durch eine formelle Einbeziehung ins politische System des Vereinigten Königreichs zu binden. Keine britische Kolonie entsandte jemals wie Algerien Abgeordnete ins Unterhaus. Gerade die Dominions widersetzten sich immer wieder Plänen zu einer stärkeren Binnenintegration des Empire. Lange vor dem Auftreten nationaler Befreiungsbewegungen waren Siedler die größten Unruhefaktoren in den europäischen Überseereichen. Aus der Sicht des kolonialen Staates waren diese «idealen Kollaborateure» zugleich eine sehr eigenwillige und schwer zu behandelnde Klientel. «Siedlerdemokratie» war ein Ziel, das grundsätzlich über die Imperien hinausführte.
|  Fünftens. Der klassische Siedlungskolonialismus war eine historische Kraft von ungeheurer transformativer Energie. Kein Bereich bekam dies stärker zu spüren als die Natur. Selten in der Geschichte haben relativ kleine Menschengruppen in relativ kurzer Zeit solch tiefgreifende Veränderungen der Umwelt bewirkt wie die Siedler in den neo-europäischen Siedlungsgebieten. Dies geschah noch vor der großen technischen Revolution im Verhältnis zur Natur, die durch Traktor, Kunstdünger und Kettensäge (seit 1947 technisch einsetzbar) bewirkt wurde. Die europäischen und euro-amerikanischen Siedler wussten lange sehr wenig über die Natur in den Gegenden, in denen sie sich eine neue Existenz aufzubauen suchten. Ihr erster Reflex war daher, Agrarlandschaften nach den Vorbildern zu schaffen, die ihnen vertraut waren.164 Erfolgreich waren sie anfangs vor allem dort, wo die naturräumlichen Voraussetzungen denen in Europa ähnelten. Die Potenziale ungewohnter Landschaften wurden aber mit der Zeit erkannt, zugleich auch die natürlichen Grenzen aller kolonisatorischen Möglichkeiten. Die Rocky Mountains, das Innere Australiens, der hohe Norden Kanadas, die Sümpfe Westsibiriens, der saharische Süden Algeriens: das waren alles Herausforderungen von einer Dimension, die europäische Erfahrungen überstieg. Siedler zerstörten Ökosysteme und legten neue an. Sie rotteten Tiere aus und führten andere ein – manchmal absichtlich, manchmal als unwissentliche Träger eines «ökologischen Imperialismus», der biologische Arten von der Mikrobe aufwärts über die Welt verbreitete. Neuseeland, eine so ferne Welt, dass man von Europa dorthin ohne die Hoffnung auf baldige Wiederkehr reiste, wurde biologisch besonders radikal revolutioniert. Schon Kapitän Cooks Schiffe, die 1769 gelandet waren, hatten auf ein Land, in dem es außer dem Hund, der Fledermaus und einer kleinen Rattenart keine Säugetiere gab, wie eine Arche Noah gewirkt. Mit Cook, also Jahrzehnte vor dem ersten Siedler, kamen winzige Pathogene und stattliche Schweine – und blieben. Die Siedler brachten Pferde, Rinder, Schafe, Kaninchen, Spatzen, Forellen und Frösche mit, auch jagbares Wild, wie es der englische Gentleman selbst in den Kolonien für seinen liebsten Sport benötigte. Die Maori sahen diese biologische Invasion nicht nur als Bedrohung, sondern auch als Chance und widmeten sich mit großem Erfolg der Schweinehaltung. Wolle wurde zum wichtigsten Exportartikel der Siedlerökonomie. Schon 1858 gab es auf den beiden Inseln 1,5 Millionen Schafe, zwanzig Jahre später 13 Millionen.165 Neuseeland war nur ein besonders drastisches Beispiel für die Umweltveränderungen, die Siedlungskolonialismus überall bewirkte. Im 19. Jahrhundert generalisierte sich der «kolumbianische Austausch» von Pflanzen und Tieren von einem transatlantischen zu einem globalen Phänomen, und die Eingriffe siedelnder Landwirtschaft gingen weiter und tiefer als je zuvor.
6  |  Natureroberung: Invasionen der Biosphäre

Frontiers wirken aufeinander ein. Sie sind Konstellationen, in denen bestimmte Arten von Erfahrungen gemacht werden, die sich dann wieder auf ähnliche Rahmenbedingungen übertragen lassen. Der Grenzkampf des spanischen Adels gegen die Mauren und später die Überfälle auf die Urbevölkerung der Kanarischen Inseln formten einen Charaktertypus, der auf die Eroberung Amerikas vorbereitet war. Und wer im 17. Jahrhundert der englischen Krone in Irland gedient hatte, war auch in Übersee gut zu gebrauchen. Frontiers wurden über den Welthandel koordiniert und erlebten einen Anpassungsdruck, der von den Weltmärkten ausging. Frontiers mit gleichen Massenexportgütern, etwa Weizen, Reis oder Wolle, gerieten in scharfe Konkurrenz. Sie griffen oft zu ähnlichen Strategien der Interessensicherung. So sahen sowohl Kalifornien als auch Australien im späten 19. Jahrhundert in Gartenbau und Obstwirtschaft einen Schutz vor den Schwankungen des Weltgetreidepreises.166 Frontiers standen auch in ökologischen Beziehungen zueinander. Zunehmend wurde solcher Austausch planvoll betrieben: die Kalifornier importierten den australischen Eukalyptus als wichtigste Pflanze bei der Aufforstung arider Landschaften, und in Australien wurde die kalifornische Monterey-Pinie zum beliebtesten Plantagenbaum.167 Hinter der scheinbaren Unschuld botanischer Experimente standen auch politische Visionen: Mancher in Australien träumte davon, der Fünfte Kontinent könne ein zweites Amerika werden.
Spätestens seit Owen Lattimore gehört zu unserem Verständnis von Frontier neben der demographischen, ethnischen, wirtschaftlichen und politischen auch eine ökologische Dimension. Große Teile der Umweltgeschichte lassen sich sogar als Geschichte von Expansionsgrenzen schreiben. Dies trifft besonders auf das 19. Jahrhundert zu, die wichtigste, aber auch letzte Phase extensiver Erschließung, bevor sich im ersten Drittel des 20. Jahrhunderts die noch verbliebenen offenen Grenzen – mit Ausnahme der Tiefsee und der Regenwälder – schlossen. Dieses Buch hat kein eigenes Kapitel über Umweltgeschichte. Dafür gibt es zwei Gründe: zum einen ist die Forschungslage für das 19. Jahrhundert derzeit noch ungünstiger als für die frühe Neuzeit oder das 20. Jahrhundert, zum anderen sind «Umwelt» und «Natur» nahezu allgegenwärtige und oft prägende Faktoren.168
In diesem Abschnitt werden einige ökologische Frontierprozesse angesprochen, von denen bisher noch nicht die Rede war. Ihnen allen ist gemeinsam, dass der Mensch seine Kontrolle über natürliche Ressourcen dramatisch erweiterte. Sie alle setzten auch Entwicklungen fort, die bereits in früheren Epochen begonnen hatten. Selbstverständlich schuf die Industrialisierung bis dahin unerhörte Umweltbelastungen, eröffnete ganz neue Bereiche der Nachfrage nach Produkten der Erde und stellte Technologien bereit, welche dem menschlichen Eingreifen in die Natur eine ganz neue Wirkungskraft verliehen. Aber sie modifizierte doch sehr oft nur Prozesse früheren Ursprungs. Die folgenden Beispiele sind nicht aus dem Bereich landwirtschaftlicher Extensivierung gewählt. Auch betreffen sie nicht die Erweiterungen der Naturerkenntnis oder der Naturwahrnehmung. Auch dort gab es nicht nur metaphorische, sondern ganz konkrete Frontiers. Ein gutes Beispiel dafür ist die sich verändernde Haltung der Europäer zum Hochgebirge. Dass mit wachsender Bevölkerung Gemeinschaften immer höher in Hochtälern und an Berghängen siedelten und dabei mit neuen Formen der Landnutzung experimentierten, ist ein an zahlreichen Stellen der Erde zu bemerkendes Phänomen, in den Alpen ebenso wie im Himalaya oder im südwestchinesischen Bergland, wo schon im 18. Jahrhundert ein spezieller Typus von anarchischer, vom Staat kaum kontrollierbarer frontier society entstand, der scharf mit der agrarisch-bürokratischen Ordnung der Ebenen kontrastierte.169 Einzigartig in Europa war aber die Verwandlung der eher ästhetischen Alpenbewunderung des 18. Jahrhunderts, zunächst ein Spezialinteresse von Intellektuellenzirkeln in Genf und Zürich, in die sportliche Praxis des Alpinismus, bei der sich zwei Kulturen begegneten: die kletternden Gentlemen von auswärts und die rustikalen einheimischen Bergführer.170 Der Alpinismus begann um 1800 am Mont Blanc und am Großglockner, gleichzeitig mit Alexander von Humboldts außerordentlichen bergsteigerischen Aktionen in den Anden, die den deutschen Naturforscher in Höhen führten, auf denen sich noch nie ein Europäer aufgehalten hatte. Im 19. Jahrhundert wurden Berge auf allen Kontinenten bestiegen, vermessen und mit Namen versehen. Auch dies, symbolisch endend in Edmund Hillarys und Tenzing Norgays Erstbesteigung des Mount Everest 1953, bedeutete das Öffnen und Schließen einer Grenze. Hinfort gab es Intensivierungen der sportlichen Herausforderung durch die Wahl schwerster Aufstiege, den Verzicht auf Sauerstoffgeräte usw.; doch die extensive Eroberung des Hochgebirges war in einem ähnlichen Sinne abgeschlossen, wie es die der Antarktis bereits seit 1911 gewesen war. Drei Beispiele für ökologische Frontier-Prozesse sollen im Folgenden vorgestellt werden; Entwaldung, Walfang und die Einpolderung von Land.
|  Entwaldung


In den langen Geschichten planmäßiger Entwaldung und des Klagens darüber, die beide in Europa und China in dem halben Jahrtausend vor den Zeitenwende beginnen, kann dem 19. Jahrhundert nicht ohne Mühe ein genau bestimmter Platz zugewiesen werden. Mit Sicherheit war es die bis dahin für die Urwälder der Erde zerstörerischste Epoche, jedoch noch harmlos im Vergleich zum 20. Jahrhundert. Es ist geschätzt worden, dass von den großen Rodungen seit Beginn der Landwirtschaft etwa die Hälfte im 20. Jahrhundert erfolgte.171 Im 19. Jahrhundert beschleunigte sich das Tempo der Abholzungen. Zwischen 1850 und 1920 ging weltweit wahrscheinlich genausoviel Ur-Wald verloren wie in dem doppelt so langen Zeitraum von 1700 bis 1850. Das mit Abstand wichtigste Rodungsgebiet war Nordamerika (36 Prozent), gefolgt vom Russischen Reich (20 Prozent) und Südasien (11 Prozent).172 Der große Prozess der Entwaldung in den gemäßigten Zonen der Erde kam dann um 1920 herum, einer wichtigen Zäsur der globalen Umweltgeschichte, fast überall zum Halt. Diese Wende zugunsten des Waldes hatte in Frankreich und Deutschland bereits im frühen 19. Jahrhundert begonnen, in den USA im letzten Jahrhundertdrittel, in Russland aber nicht vor dem Ende des Zarenreiches. Danach stabilisierten oder regenerierten sich viele der Bestände.173 Die beiden wichtigsten Gründe dafür waren zum einen das Ende extensiver Landgewinnung auf Kosten der Wälder, zum anderen die stärkere Heranziehung der tropischen Produktion zur Deckung des Nutzholzbedarfs im Norden.
Bis heute fällt es schwer, durch Diskurse über Versteppung und Holznot hindurch zu belegbaren Sachverhalten vorzustoßen. Und wenn man für begrenzte Zeiten und Räume solche Sachverhalte ermittelt hat, ergibt sich die zusätzliche Schwierigkeit, die näheren und ferneren Folgen von Waldverlust zu beurteilen. Eine Verminderung des Waldbestandes in einer bestimmten Region kann lange voranschreiten, bis krisenhafte Auswirkungen unverkennbar werden. Und wann wird eine Krise «allgemein», wann erlangt sie überregionale Bedeutung? Man kann mehrere unterschiedliche Geschichten erzählen, die zeigen, dass es innerhalb eines weltweiten Generaltrends der Zerstörung und nicht-nachhaltigen Verwendung von Wäldern verschiedene besondere Entwicklungspfade gab.174
In China wird seit zweieinhalbtausend Jahren Wald vernichtet. Doch erst seit dem 18. Jahrhundert ist es gerechtfertigt, von einer generellen Holzkrise zu sprechen. Erst seitdem waren nicht nur einzelne sehr dicht besiedelte und landwirtschaftlich sehr intensiv genutzte Provinzen, sondern vermutlich der allergrößte Teil des Kernlandes von einem Mangel an Holz als Baustoff und Energielieferant betroffen. Nicht-han-chinesische Gemeinschaften in entlegenen Peripherien organisierten sich damals erstmals, um ihre restlichen Wälder gegen Han-Chinesen zu verteidigen, die oft als großbetrieblich operierende Einschlagkommandos auftraten. Holzdiebstahl wurde im Kernland zu einem weitverbreiteten Delikt. Wenn Bäume zu kommerziellen Zwecken neu angepflanzt wurden, dann waren es schnell wachsende Arten; sogar ihnen wurde selten Zeit gelassen, sich auszuwachsen.175 In China war im 19. Jahrhundert das Stadium einer generellen Entwaldungskrise erreicht. Niemand, weder der Staat noch Privatleute, unternahm dagegen etwas – woran sich bis heute wenig geändert hat. Es gab keine Tradition des obrigkeitlichen Forstschutzes, wie sie sich in Europa seit dem 16. Jahrhundert entwickelt hatte. Die heutige chinesische Umweltkrise hat ihre Wurzeln im 19. Jahrhundert. Die Schwäche und mangelnde Gemeinwohlorientierung des chinesischen Staates im 19. Jahrhundert, die Tatsache, dass in China Kontrolle über Wald (ähnlich wie offenbar im Mittelmeerraum und anders als in Indien, wo Bergwälder verschiedentlich zum Ausgangspunkt von Staatsbildung wurden)176 niemals als Machtbasis gedient hatte, oder eine kulturelle Indifferenz gegenüber Mythos und Schönheit des Waldes können das, selbst zusammengenommen, nicht zureichend erklären. Mindestens ein ökonomischer Faktor kam hinzu, eine Art von Pfadabhängigkeit der Kalamitäten. Die Krise hatte den Punkt erreicht, an dem die Behebung ihrer Ursachen Kosten verursachen würde, die die Gesellschaft aufzubringen nicht fähig war.177
Bei dieser ganzen Entwicklung spielten externe Faktoren keine Rolle. Weder war China ein traditioneller Holzexporteur, noch hatten im Zeitalter der westlichen Aggression, also nach 1840, ausländische Geschäftsleute Interesse am chinesischen Wald. Jedenfalls befand sich China auf dem Weg einer hausgemachten Waldkrise ohne Korrekturmöglichkeit. Dies lässt sich nicht aus «wesensmäßigen» Unzulänglichkeiten «asiatischer» Gesellschaften erklären. Denn Japan, das seit dem späten 16. Jahrhundert, vor allem als Folge des Burgen- und Flottenbaus der Reichseinigungszeit um 1600, eine große Entwaldungskrise durchgemacht hatte, ging im späten 18. Jahrhundert zu Aufforstungen und zur Plantagenproduktion von Holz über und gebot so dem Waldverlust Einhalt. Dies geschah noch unter dem politischen Ancien Régime der Tokugawa-Zeit und ohne den Einfluss europäischer Forstdoktrinen. Die Industrialisierung Japans, die in den 1880er Jahren begann, zog dann die Waldressourcen wieder stark in Mitleidenschaft, und der Staat sah keine Priorität darin, sie zu schützen. Japan verfügt kaum über fossile Brennstoffe und gewann daher ungewöhnlich lange einen großen Teil seiner industriellen Energie aus Holzkohle (daneben aus Wasserkraft). Erst nach 1950 kehrte sich der Trend abermals zugunsten der Waldbestände um.178 Auch Japan wurde wie China niemals zu einem signifikanten Holzexporteur. Siam/Thailand hingegen blieb ebenso wie Japan ein selbständiges Land (das einzige in Südostasien), war aber wegen seiner Teakwälder für europäische Firmen interessant, denen der Staat Konzessionen gewährte. An Waldschutz war hier nicht zu denken.
Eine andere Geschichte lässt sich von der indonesischen Insel Java erzählen, einem der kolonial am dauerhaftesten und tiefsten durchdrungenen Gebiete der Welt. In Südostasien begann Entwaldung größeren Ausmaßes bereits lange vor der im 19. Jahrhundert einsetzenden Ära der waldverschlingenden Plantagenlandwirtschaft. Dort war es vielerorts schon um 1400, vor jedem kolonialen Kontakt, zur Anlage von Pfeffergärten für den Export gekommen. Europäische Abnehmer wurden über die Mittelmeerhäfen, später über den portugiesischen Monopolhandel erreicht. Dieser Ersatz von Urwald durch angelegte Monokulturen nahm über Jahrhunderte hinweg stetig zu, vor allem auf Sumatra.179 Auf Java wurden während der 330 Jahre niederländischer Präsenz verschiedene Phasen durchlaufen.180 In den 1740er Jahren war die Niederländische Ostindische Kompanie (VOC) zur Herrin über den größten Teil der javanischen Teakbestände geworden, also den als wertvoll und exporttauglich betrachteten Teil des Waldes, dem der schwer nutzbare Dschungel entgegengestellt wurde. Mit der Zeit wurden die Folgen zerstörerischer Holzgewinnungsmethoden sichtbar. 1797 wurde zum ersten Mal das Prinzip der Nachhaltigkeit (sustained yield) formuliert, nachdem bereits 1722 ein erstes zeitlich begrenztes Fällverbot für einen bestimmten Wald ausgesprochen worden war. Damit war der Grundgedanke der Konservierung zu einer Alternative geworden. Er wurde zunächst gegen schädliche einheimische Methoden, vor allem das Abbrennen von Teakwäldern, durchgesetzt (das 1857 vollkommen verboten wurde). 1808 wurde eine Forstverwaltung eingeführt, jede private Nutzung der Wälder untersagt und der Konservierungsgedanke detailliert ausformuliert. Dies war auch die Zeit, in der in Deutschland eine wissenschaftlich gestützte Forstkultur entstand, die bald in anderen europäischen Ländern, im British Empire und in Nordamerika Aufmerksamkeit fand.
Nach der Einführung des sogenannten «Kultursystems» 1830, eines Zwangssystems kolonialer Ausbeutung, das mit der gesamten Tradition des niederländischen Vorgehens auf Java abrupt brach, wurden solche Initiativen hinweggefegt. Der Bedarf an Holz ebenso wie an Land (für Landwirtschaft, besonders für neu angelegte Kaffeepflanzungen, für Straßen, seit ca. 1860 auch für Eisenbahnen) nahm sprunghaft zu. Diese Phase des unreglementierten Raubbaus, hauptsächlich durch private Interessen, dauerte bis 1870. Zwischen 1840 und 1870 verlor Java etwa ein Drittel seiner Teakwälder; an Aufforstung wurde nicht gedacht. Danach begann abermals eine Phase (wie nach 1808) konservierender Reform: Wiederaufbau einer Forstverwaltung, Zurückdrängung privater Nutzung, Regeneration der Bestände durch Baumschulen. 1897 wurde die Teakwirtschaft definitiv unter Staatskontrolle gestellt und forstlicher Pflege unterworfen. Fortan wurde der Holzbedarf ohne die Schäden früherer Zeiten gedeckt. Das Beispiel Javas zeigt: Kolonialismus, in vieler Hinsicht eine «umwelthistorische Wasserscheide»,181 konnte unterschiedliche Wirkungen auf Wälder an der Frontier der Ressourcenerschließung haben: extremen Raubbau zugunsten kurzfristiger Profitinteressen und ebenso die Einführung einer langfristig denkenden Bestandspflege. Es wäre nicht richtig, den kolonialen Staat pauschal für die Zerstörung indonesischer Waldreserven verantwortlich zu machen. Er war es ebenso, der – auch in Indien oder der Karibik – neuartige Gesichtspunkte und Methoden der Konservierung einführte.182
Ähnlich ambivalent war die Wirkung kolonialer Herrschaft in Indien. In großem Ausmaß entzogen die Briten den himalayischen Wäldern Nutzholz, als erstes die hochwertigen Hölzer. Ihr dringlichster Bedarf resultierte aus dem Schiffbau, seit während der Napoleonischen Kriege neben der East India Company auch die Royal Navy begonnen hatte, auf indischen Werften Großschiffe bauen zu lassen. Nach dem Zeitalter der Segelschiffe nahmen, von etwa 1850 an, die Abholzungen in Indien noch weiter zu, bedingt durch das Zusammentreffen von Eisenbahnbau (der hier wie überall breite Schneisen ins Land schlug), Bevölkerungswachstum und fortschreitender Kommerzialisierung der Landwirtschaft.183 Doch die kolonialen Machthaber, die einerseits die «Modernisierung» des Landes guthießen und betrieben, leiteten andererseits auch Aufforstungsprogramme in die Wege und nahmen Traditionen der Waldpflege auf, die eher von den indischen Herrschern als von den Bauern ausgingen. Dort, wo Kolonialherren – wie die Briten in Indien – einheimische Ansprüche bis zu einem gewissen Punkt respektierten, mussten sie sich mit einer Vielzahl alter Nutzungsrechte an Wald auseinandersetzen und in langen Verhandlungen Kompromisse suchen.184 Waldschutz war dort am einfachsten durchzusetzen, wo man im innerbürokratischen Wettbewerb seinen langfristigen fiskalischen Nutzen glaubhaft zu machen verstand. Die Schattenseite eines waldpflegenden Regiments konnte – nicht nur unter kolonialen Bedingungen – allerdings darin bestehen, dass die Gemeinschaften, die traditionell im und vom Wald lebten, nun zu Objekten staatlicher Intervention wurden: «stumme Abhängige der Wälderverwaltung».185 Analog zu Forstordnungen und Jagdgesetzen der europäischen frühen Neuzeit schufen die waldpflegerischen Eingriffe eines umweltbewussten Staates neue Abgrenzungen zwischen Legalität und Illegalität.186 Immer wieder riefen sie den Widerstand bäuerlicher Gemeinschaften hervor.187
So bietet Indien mit seltener Deutlichkeit ein Beispiel für eine Paradoxie des kolonialen Staates: Während des zweiten Quartals des 19. Jahrhunderts bauten die Briten mit der Hilfe deutscher Forstexperten eine Forstverwaltung und ein Korpus gesetzlicher Regelungen auf, die auf Jahrzehnte hinaus nirgendwo in der Welt ein Gegenstück fanden. Das Forest Department entwarf und praktizierte ein vorbildliches rationales Waldmanagement, das die chaotische Zerstörung der indischen Wälder in kontrollierte Bahnen lenkte. Es wurde zu einem weltweit und nicht zuletzt in England und Schottland kopierten Modell, auch deshalb, weil es effizient und profitabel wirtschaftete. Zugleich aber erschien es vielen Indern als eine besonders hässliche Fratze des kolonialen Staates: eine fremde Invasionsmacht, die rücksichtslos in das Leben von Millionen eingriff, die alle irgendwie mit dem Wald zu tun hatten, ob sie ihn nun erhalten oder beseitigen wollten.188
Indien und Indonesien hatten im 19. Jahrhundert an einer weltweiten Tendenz Teil, Waldland zugunsten monokultureller Plantagen (Tee, Kaffee, Baumwolle, Kautschuk, Bananen usw.) zu roden. Dabei ging es nur nebensächlich um Holznutzung, im Mittelpunkt stand das alte Streben nach Ausdehnung von Anbauflächen, nunmehr kapitalistisch befeuert. Ein solches Motiv trieb die Waldvernichtung in den küstennahen Gebieten Brasiliens voran. Die Ausbreitung des Kaffeeanbaus begann schon nach 1770. In den 1830er Jahren hatte der Kaffeestrauch, aus Ostafrika eingeführt, Zuckerrohr als die wichtigste kommerzielle Nutzpflanze ersetzt. Er behielt diese Stellung bis Anfang der 1960er Jahre. Für Kaffee wurde vor allem Hügelland gerodet, das ungeschützt dann besonders schnell von Erosion betroffen war und bald verwüstet wieder aufgegeben wurde. Hinter solch mobiler Wirtschaft, die nicht derart extrem hätte praktiziert werden müssen, stand auch die Überzeugung, Kaffeesträucher benötigten die «jungfräuliche» Erde frisch gerodeten Waldes. So wurde bis in die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts hinein die Kaffeekultur zu einer eigenartigen Mischung aus «moderner» kapitalistischer Wirtschaft und primitiver Wanderkultur: eine deutlich sichtbare Frontier, die sich unaufhaltsam ins Landesinnere vorschob. Von den 1860er Jahren an ermöglichte der Eisenbahnbau eine Ausbeutung auch der küstenferneren Hochländer. Zur selben Zeit nahm auch die Zahl von Einwanderern aus Südeuropa sprunghaft zu, die in der Produktion an die Stelle schwarzer Sklaven traten. Im Jahre 1900 gab es 6000 Kilometer Eisenbahnstrecke. Überall führte ihr Bau zu großer Waldzerstörung und zur Ausdehnung des Kaffeeanbaus. An den Ausbeutungsmethoden änderte sich einstweilen nichts. Nach wie vor spielten Feuer, die oft außer Kontrolle gerieten, eine große Rolle. Dass Vieh auf uneingezäuntem Land frei grasen konnte, verhinderte jegliches natürliche Nachwachsen von Wald auf verlassenen Rodungsflächen. Die Land- und Forstnutzung in Brasilien ignorierte ebenso die Zukunft von Wald als Ressource wie die dauerhafte Gewinnung von Ackerland. Zurück blieb oft nur Steppe oder niedriges Buschland. Niemand hatte ein Interesse an hochwertigem Wald. Es war einfacher und billiger, Holz für den Schiffbau aus den USA und später Eisenbahnschwellen aus Australien zu importieren.
Der brasilianische Fall repräsentiert eine extrem verschwenderische Waldnutzung, die durch keinerlei Forstaufsicht gebremst wurde. Anders als der koloniale Staat, der bestenfalls eine langfristige Ressourcenpflege im Auge hatte, ließ der unabhängige brasilianische Staat Privatinteressen schrankenlos gewähren. Die Zerstörung des atlantischen Regenwaldes in Brasilien, die in der portugiesischen Kolonialzeit begann, aber erst unter dem post-kolonialen Kaiserreich (1822–89) und der darauf folgenden Republik wirklich verheerende Ausmaße annahm, gehört zu den brutalsten und gründlichsten Prozessen der Waldvernichtung in der Neuzeit, umso schlimmer deshalb, weil nicht der geringste gesamtwirtschaftliche Vorteil daraus gezogen wurde und keinerlei politische oder wissenschaftliche Gegenkräfte aufkamen, die das Zerstörungswerk zumindest gebremst hätten.189
Eine einheitliche europäische Forstgeschichte gibt es für das 19. Jahrhundert nicht. Dies liegt allein schon daran, dass der gesamte peninsulare und insulare Teil des Kontinents (die iberische und die italienische Halbinsel, Großbritannien und Dänemark) bereits zu Jahrhundertbeginn waldarm bzw. nahezu waldlos waren, ebenso die Niederlande. Das andere Extrem bildeten die skandinavischen Länder, insbesondere Schweden und Finnland. Dort hatten sich eine kulturelle Nähe zum Wald, der schiere Überfluss in Relation zu kleinen Bevölkerungszahlen, die anhaltende Einbeziehung des Waldes in die Landwirtschaft sowie in Schweden auch ein forstpolitisch zielstrebiger Staat zu einem Motivkomplex verbunden, der die skandinavischen Wälder bis heute erhalten hat. Ganz anders England: Hier hatte unter anderem der unersättliche Bedarf der Royal Navy erst zu Abholzungen und später zu den unvermeidlichen Klagen über eine strategisch riskante Abhängigkeit von ausländischen Holzquellen geführt. Immerhin waren für ein großes Kriegsschiff mindestens 2000 ausgewachsene Eichenstämme bester Qualität erforderlich. Holzmangel zwang die britische Kriegsmarine (unter dem Druck des Unterhauses), schon früh, Eisentechnologie zu nutzen. Ab 1870 machte sich überall der technische Umstand bemerkbar, dass große Schiffe aus Eisen leichter sind als solche aus Holz; dieser Effekt wurde durch den Übergang von Eisen zu Stahl verstärkt. Auch in Frankreich fand bei der Kriegsmarine zwischen 1855 und 1870 ein fast vollständiger Wechsel von Holz zu Stahl statt. Damit verminderte sich die Doppelbelastung durch Schiffbau und Eisenbahnschwellen, der europäische Wälder ausgesetzt waren. Gerade in diesem Moment, um 1870, schuf die chronische Krise, in welche die britische Landwirtschaft nun eintrat, neue Spielräume für eine forstliche Nutzung von Land. Schnell wachsendes Nutzholz wurde neu gepflanzt; zugleich wurde erstmals der Erholungswert größerer Wälder für die Stadtbevölkerung entdeckt. Was vom englischen Wald übrig geblieben war, fand nun konservierende Aufmerksamkeit.190
Solche Einzelgeschichten können noch stärker verbunden werden. Zum Beispiel weitete sich die Reichweite des Holzhandels deutlich aus. So verlagerten sich als Folge von Napoleons Kontinentalsperre von 1807 die Aktivitäten britischer Holzinteressen vom Ostseeraum und Russland nach Kanada. In den 1840er Jahren schickte allein die kanadische Provinz New Brunswick jährlich 200.000 Tonnen Nutzholz nach Europa.191 Im späten 19. Jahrhundert entstand dann ein wahrhaft globaler Holzmarkt. Er wurde durch die wachsende Nachfrage nach Holzschliff für das Zeitungspapier der Massenpresse angekurbelt. Auch der weltweite Transfer von Baumarten und ihre «Akklimatisierung», setzte sich, aus dem 18. Jahrhundert kommend, weiter fort. So waren nach Großbritannien vor 1800 etwa 110 Baumarten eingeführt worden; zwischen 1800 und 1900 wurden es dann mehr als 200. Können und müssen lokale Geschichten verknüpft werden, so addieren sie sich doch nur schwer zu einer globalen Gesamtgeschichte ungemilderter Umweltentwertung. Entwaldung setzte sich nicht immer fort, bis der allerletzte Baum gefällt war. Schon im 19. Jahrhundert standen ihr in mehreren Ländern die Logik der Energienutzung und die Anfänge eines konservierenden Bewusstseins gegenüber, das ganz unterschiedlich motiviert sein konnte: aus romantischer Naturfreundschaft oder aus kühler Einsicht in die Folgen unkontrollierten Raubbaues. Es wäre ein Missverständnis zu glauben, die Industrialisierung habe die Holzwirtschaft als Teil eines archaischen «primären Sektors» kontinuierlich zurückgedrängt. Anfangs erhöhte sie dort den lokalen Holzverbrauch dramatisch, wo die frühen Dampfmaschinen und Eisenhütten mit Holzkohle befeuert wurden. Dies war nicht nur in ressourcenschwachen Ökonomien wie der japanischen der Fall, sondern auch unter Bedingungen eines Überflusses an billigem Holz, etwa in Pennsylvania und Ohio, wo noch lange die Holzkohle aus dem Energie-Input der Schwerindustrie nicht verschwand.
Eine weitere große Bedarfsquelle war das private Heizen. Eine warme Wohnung gehörte bald zu den selbstverständlichen Annehmlichkeiten materiellen Fortschritts. Noch um 1860 war Holz mit 80 Prozent die wichtigste Energiequelle in den USA, erst in den 1880er Jahren von der Kohle überholt.192 Auch dort, wo sich die Industrialisierung der Produktion wenig bemerkbar machte, verschlang die Industrialisierung des Verkehrs in Gestalt von Eisenbahnschwellen viel Holz, etwa in Indien, wo das Material für den Bahnbau zuweilen von weit her beschafft werden musste. Auch wurden die frühen Eisenbahnen mit Holz befeuert. In Indien wurden um 1860 ca. 80 Prozent der Lokomotiven mit Holz betrieben, und erst um die Jahrhundertwende machte sich die Umstellung auf Kohle bemerkbar.193 In einem wirtschaftlich «modernen» Land wie Kanada und sogar in den USA blieb die Holzwirtschaft (zu der auch große Sägewerke gehörten) einer der Sektoren mit der höchsten Wertschöpfung. Einige der größten Vermögen der Welt wurden mit Holz verdient.
Fügen wir noch einen Ausblick auf eine weitere Art von ökologischer Grenze hinzu. Sie entstand weniger als Folge menschlich bewirkter Zerstörung denn als Ergebnis langsamer klimatischer Veränderungen. Dazu muss man sich in die Sahelzone bewegen, eine Wüsten-Frontier. Der Sahel ist eine etwa 300 Kilometer breite Ökozone am Südrand der Sahara. Das Leben dort war seit etwa der Zeit um 1600 von stetig zunehmender Trockenheit bestimmt. Die Viehwirtschaft wurde immer mehr nach Süden abgedrängt und dafür in Wüstennähe das wüstentaugliche Kamel, das acht bis zehn Tage ohne Wasseraufnahme und Weide überleben und sich trittfest auf Sand bewegen kann, immer wichtiger. So war um die Mitte des 19. Jahrhunderts eine great camel zone entstanden, die sich vom Maghreb bis südlich zum Adrar Plateau hinzog. Wachsende Trockenheit zwang auch zu neuen Mustern der Transhumanz innerhalb der sich südlich anschließenden Viehzone, in der eine Mischwirtschaft von Rindern, Ziegen, Kamelen überwog. Unter diesen Bedingungen entstand eine desert frontier von gemischter Ethnizität: Araber, Berber und schwarzafrikanische Völker lebten hier zusammen und legten sich eine neue Identität als «Weiße» zu, die mit Abgrenzungen zu den südlichen Schwarzen verbunden war. Immer schärfer profilierten sich die Lebensstile von nomadischem Pastoralismus und Ackerbau heraus. Sie drückten sich auch in Unterschieden der Mobilität aus: Kamel- und Pferdereiter konnten leicht Überfälle durchführen, gegen die sich die schwarzen Gemeinschaften/ Dörfer kaum zu wehren verstanden. Über die «Grenze» hinweg erstreckten sich in beide Richtungen komplizierte Tributbeziehungen, gekennzeichnet durch eine umso mehr zunehmende Abhängigkeit der südlichen Bauern von den «Weißen», je weniger diese mit der Agrarproduktion in ihrer eigenen Sphäre auskamen. Dennoch bestanden große Gemeinsamkeiten in der sozialen Hierarchie, die letzten Endes die Frontier-Zone integrierten: eine klare Trennung zwischen Kriegern und Priestern und die Abgrenzung von Kastengruppen. Der Islam verbreitete sich mit kriegerischen wie friedlichen Mitteln im ganzen Sahelgebiet. Mit ihm kam von Norden die Sklaverei, die sich ungewöhnlich tief verwurzelte. Die Reste von Sklaverei im Mauretanien der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts zeugen davon.194
|  Großwildjagd


Eine weitere ökologische Frontier ist die Jagdgrenze. Im 19. Jahrhundert war die Welt noch voller Jägervölker: nicht nur im Mittleren Westen der USA, sondern auch im Eismeer, in Sibirien oder in den Regenwäldern Amazoniens und Zentralafrikas.195 Zur gleichen Zeit entdeckten Europäer und Euro-Amerikaner neue Dimensionen der alten Beschäftigung des Jagens. Was ein aristokratisches Privileg gewesen war, verbürgerlichte sich selbstverständlich in den ganz und gar bürgerlichen Gesellschaften der Neuen Welt, wurde aber auch in Europa der Bourgeoisie dort zugänglich, wo sie den Anschluss an Reichtum und Lebensstil des Adels suchte und fand. Die Jagd diente als Symbolbühne der Statusannäherung. Ein Herr jagte, auch wenn nicht jeder Hobbyjäger dadurch zum Herrn wurde – ein beliebtes Motiv für Satiriker. Neu war der organisierte Angriff auf exotisches Großwild, der größte seit der Verschleppung von Hekatomben wilder Tiere in die blutigen Arenen des alten Roms, eine Absonderlichkeit, die die römische Zivilisation für einen unkonventionellen Kommentator der Geschichte wie Lewis Mumford besonders abstoßend machte.196 Im 19. Jahrhundert wurde unter ganz anderen Vorzeichen ein beispielloses Massaker an Großwild angerichtet. Frühe Reiseberichte zeigten sich noch überwältigt von der paradiesartigen Fülle und Zutraulichkeit der Großfauna in Afrika, Südostasien oder Sibirien. Das änderte sich, sobald der Kampf für die «Zivilisation» gegen die Tiere geführt zu werden begann. Im Namen der Aufrechterhaltung der kolonialen Ordnung, für die eine animalische Persönlichkeit wie der Tiger ein tatsächlicher wie symbolischer Rebell sein musste, zur Befriedigung der Schaulust von Menagerie- und Zirkusbesuchern in den Metropolen des Nordens und zur Inszenierung von Spektakeln der Herrschaftsrepräsentation wurden im größten Stil wilde Tiere getötet und geraubt. Die technische Voraussetzung dafür war die allgemeine Verbreitung des Gewehrs. Sie erlaubte es auch Asiaten und Afrikanern, die exterminatorischen Praktiken der Europäer zu imitieren. Der Beruf des professionellen Großwildjägers kam allerdings erst nach der Verbreitung des Repetiergewehrs auf, wodurch sich die unerfreuliche Aussicht verminderte, im Angesicht eines kampfeslustigen Tigers oder Elefanten die letzte Kugel im Lauf verschossen zu haben.
Die Großwildjagd war in zahlreichen Gesellschaften Asiens ein königliches Privileg gewesen. Nun wurde sie nach europäischem Vorbild auch niederen Rängen der Aristokratie zugänglich gemacht. In Indien diente die Tigerjagd zur Befestigung der britischen Allianz mit den einheimischen Fürsten, die für die Stabilität des Raj unerlässlich blieb. Ein Maharaja und ein hoher Beamter der Kolonialregierung hatten sich sonst vielleicht wenig zu sagen, fanden aber Gemeinsamkeiten im Lebensstil des Großwildjägers. Europäische Jagdvorlieben verbreiteten sich oft durch Trickle-down-Effekte. Im frühen 20. Jahrhundert galt der Sultan von Johore, ein von den Briten abhängiger Fürst im Hinterland von Singapur, als großer Tigerjäger: 35 ausgestopfte Trophäen waren in seinem Palast zu besichtigen. Allerdings hatte er damit keine Tradition seiner Vorgänger übernommen. Eine solche Tradition gab es nicht. Der Sultan kopierte aus Prestigegründen einfach das Verhalten indischer Maharajas, die wiederum die britischen Machthaber imitierten.
Ebenso gingen nun auch Dorfbewohner rabiater gegen Großtiere vor. Selbstverständlich hatte zwischen Mensch und Tier niemals eine unschuldige Harmonie geherrscht. Tiger etwa konnten ganze Landstriche terrorisieren. Dörfer wurden verlassen, wenn das Vieh, der kostbarste Besitz der Landbewohner, nicht mehr geschützt werden konnte, wenn das Sammeln von Früchten und Brennholz (eine Beschäftigung junger Mädchen und alter Frauen) unmöglich geworden war oder wenn ein übermäßiger Anteil der Kinder den Raubtieren zum Opfer fiel. Darüber gibt es besonders herzzerreißende Geschichten, daneben aber auch das literarische Motiv vom Wasserbüffel, der ein Kind vor dem Räuber schützt. Manche Regionen konnten nur unter größter Gefahr durchreist werden. Trägerkolonnen zogen oft ein altes Pferd hinter sich her, das dem Tiger als Opfer angeboten wurde. Noch 1911 wurde in West-Sumatra eine Postkutsche überfallen und der Kutscher in den Dschungel verschleppt.197
Die Jagd auf den Tiger war nicht nur Luxus, sondern vielfach auch Notwendigkeit. Es gab sie bereits vor der Ankunft der kolonisierenden Europäer. Manchmal brachen ganze Dorfgemeinschaften, oft unter Führung eines Ältesten oder eines rangniedrigen Kolonialbeamten, zu regelrechten Strafexpeditionen auf. Besonders auf Java wurde der Tiger geradezu militärisch als Feind definiert, an dem Rache zu üben und der zu vernichten sei. Die islamischen Javaner kannten dabei die geringsten Hemmungen. Ihre monotheistische Religion verbot die abergläubische Vorstellung, im Tiger stecke ein Geist – sei es nun ein guter oder ein böser. Der Tiger wurde als zu bekämpfende Bestie gesehen. Die Vorstellung, Tiger sollten ausgerottet werden, scheint jedoch eher selten geblieben zu sein. Es gab eine Tendenz, «unschuldige» Tiger in Frieden zu lassen. Insgesamt hatte die nicht-muslimische Bevölkerung Asiens – und wohl auch ein Teil der volkskulturell geprägten muslimischen – ein ungutes Gefühl, wenn sie gegen den Tiger vorging. Dies zeigt sich daran, dass man gegenüber dem erlegten Tier oft Abbitte tat, sich geradezu für den aus praktischen Gründen unumgänglichen Mord, eine Art von Königsmord, entschuldigte. Zuweilen wurde der tote Tiger auf dem Dorfplatz wie ein Kriegshäuptling mit Tänzen und Waffenspielen geehrt.198 Die europäischen Bräuche des nach der Rangordnung im Tierreich gestaffelten Auslegens einer Jagd-«Strecke» und der nach Tierarten unterschiedenen Hornsignale zeigen damit eine gewisse mentale Verwandtschaft.
Was es bis ins frühe 20. Jahrhundert hinein offenbar kaum gab, ist die Vermarktung des toten Tigers. Tigerfleisch galt zwar bei der javanischen Aristokratie als Delikatesse, ist aber im Volk nicht gegessen worden. Zumindest aus Südostasien gibt es fast keine Hinweise darauf, dass Tiger wegen ihres Fells getötet worden wären. Dem Fell wurde kein eigener Wert beigemessen. Häuser mit Tigerfellen zu dekorieren war selbst unter dem Adel nicht üblich. Die Jagdtrophäe, die manchmal zum Bettvorleger in einer europäischen Wohnung degenerierte, scheint eine Erfindung von Europäern gewesen zu sein. Im frühen 20. Jahrhundert kam in den indischen Hafenstädten eine Touristennachfrage nach Fellen oder gar ganzen ausgestopften Leichnamen auf. Händler und Präparatoren bestellten oft den Nachschub bei einheimischen (nicht britischen!) Jägern. Vor allem in den USA erfreuten sich Tigerüberreste großer Beliebtheit.199
Einige Jäger spezialisierten sich auf die Beschaffung von Großkatzen für europäische und nordamerikanische Zoos und Zirkusse. Der erste «moderne» Zoo in Europa war der 1828 eröffnete in London, 1844 folgte Berlin (wo erst 1865 ein Großraubtierhaus eröffnet wurde), in den USA gab es Zoologische Gärten nach 1890. Beliefert wurden sie von einer kleinen Zahl international vernetzter Tierhändler. Johann Hagenbeck, der Halbbruder des Hamburger Tierhändlers und Zirkusbesitzers Carl Hagenbeck, der schließlich 1907 seinen eigenen Zoo eröffnete, ließ sich 1885 als Tierfänger in Ceylon nieder, kaufte dort Tiere von einheimischen Anbietern und unternahm selbst Expeditionen nach Indien, auf die Malaiische Halbinsel und nach Indonesien. Solche Leute praktizierten selbstverständlich etwas schonendere Jagdmethoden, doch die Wirkung ihrer Tätigkeit war die gleiche wie die anderer Jäger auch: Der Tierbestand ging zurück. Das Geschäft selbst war riskant; viele Tiere überlebten den Transport nicht. Doch die enormen Handelsspannen glichen dies aus. Nashörner konnten in den 1870er Jahren für 160 bis 400 Mark in Ostafrika erworben und für 6000 bis 12.000 Mark in Europa verkauft werden. Bis 1887 hatte die Firma Hagenbeck mehr als 1000 Löwen und 300 bis 400 Tiger umgesetzt.200
Der Tiger war das spektakulärste Opfer von Entwaldung und aus Europa importiertem Jagdeifer. Spezialisten schossen im Lauf ihrer Karriere in Indien, Sibirien oder Sumatra 200 Tiere oder mehr; der König von Nepal und seine Jagdgäste brachten es zwischen 1933 und 1940 noch auf 433.201 Trotz zaghafter kolonialer Anfänge begann ein effektiver Tigerschutz erst nach 1947 unter der Indischen Republik. Elefanten wurden früher rechtlich geschützt als Tiger, in Ceylon schon 1873, und die Zeiten, in denen sich ein einzelner Jäger rühmen konnte, 1300 Exemplare getötet zu haben, waren damit vorbei. Aber der Einsatz von Elefanten bei der Arbeit scheint die biologische Stabilität der Spezies in Asien nicht gefördert zu haben. Auf der anderen Seite beendeten die Kolonialmächte den Einsatz von Elefanten im Krieg, in Asien eine traditionelle Quelle großer Verluste.
Im 19. Jahrhundert wurden Teile der Jagd als weltwirtschaftlich relevantes big business betrieben. Das war nichts ganz Neues. Der Pelzhandel war bereits seit dem 17. Jahrhundert ein die Kontinente überspannender Geschäftszweig gewesen. Er war keineswegs vollkommen «vormodern». Johann Jacob Astor gründete noch 1808 seine American Fur Company, die bald die größte US-Firma überhaupt war. Besonders schlimm traf das Vordringen einer kommerzialisierten Jagdgrenze die Elefanten Afrikas. In der Buren-Republik Transvaal war bis zum Anlaufen des Diamant- und Goldbergbaus Elfenbein der mit Abstand wichtigste Exportartikel. Elefanten wurden im größten Stil abgeschlachtet, um Europa und Amerika mit Messergriffen, Billardbällen und Klaviertasten zu versorgen. Allein in den 1860er Jahren importierte Großbritannien jährlich 550 Tonnen Elfenbein aus allen Teilen des damals noch gar nicht kolonisierten Afrika sowie aus Indien. Der Höhepunkt der afrikanischen Exporte war zwischen 1870 und 1890 erreicht, also gerade während des Wettlaufs der Kolonialmächte um Besitzungen in Afrika. Damals wurden jährlich in Afrika 60–70.000 Elefanten getötet. Danach gingen die (statistisch niemals exakt erfassten) Exporte allmählich zurück. Im Jahre 1900 führte Europa immerhin noch 380 Tonnen Elfenbein ein, die «Ernte» von ca. 40.000 Elefanten, an denen sonst kommerziell nichts verwertbar war.202 Nachdem in einigen Kolonien die Bestände bereits dramatisch reduziert waren oder – im British Empire – allererste und zaghafte obrigkeitliche Schutzmaßnahmen eingesetzt hatten, blieb der belgische Kongo-Freistaat das letzte erschlossene Stoßzahnreservoir: ein Ort nicht nur extremer Ausbeutung von Menschen, sondern auch ein gigantischer Elefantenfriedhof. Zwischen dem Beginn des 19. Jahrhunderts und der Mitte des 20. verschwand der Elefant aus großen Teilen Afrikas: aus dem nördlichen Savannengürtel ebenso wie aus Äthiopien und dem gesamten Süden. Bis über den Ersten Weltkrieg hinaus wurden in Afrika mehr Elefanten getötet als geboren. Erst in der Zwischenkriegszeit begann so etwas wie ein wirksamer Artenschutz.
Für viele andere Tiere können ähnliche Geschichten erzählt werden. Das 19. Jahrhundert war für sie alle – wie für die Bisons Nordamerikas – eine Epoche der Schutzlosigkeit und des Massentodes. Das Rhinozeros galt als eine besondere Herausforderung für europäische Sportjäger. Zum Verhängnis wurde ihm aber (bis in die jüngste Zeit) nicht die europäische, sondern die asiatische Nachfrage. Die Substanz der Hörner wurde nämlich im muslimischen Orient und im Fernen Osten als Aphrodisiakum geschätzt und zu Höchstpreisen abgenommen. Die Beliebtheit von Straußenfederhüten führte dazu, dass dieser wilde Vogel Afrikas auf Farmen gezüchtet wurde; immerhin schützte ihn dies vor der Ausrottung. Das Muster war weltweit dasselbe: rücksichtslose Gewalt gegen Wildtiere im 19. Jahrhundert, dann ein langsames Umdenken, zunächst unter frühen Ökologen und in der britischen Kolonialbürokratie. Das 20. Jahrhundert gilt in der Menschengeschichte zu Recht als «Jahrhundert der Gewalt». Aus der Sicht von Tigern und Leoparden, Elefanten und Adlern steht es günstiger da: als Beginn der Versuche der Menschen, einen modus vivendi mit Lebewesen zu finden, denen sie jahrtausendelang – vor der Erfindung von Feuerwaffen – in etwa chancengleich gegenüber gestanden hatten.
Selbstverständlich wurde aus vielen anderen Motiven gejagt, nicht allein um des Profits willen. Großwildjäger wurden zu Kulturheroen. In der Fähigkeit, die Begegnung mit einem Grizzlybär in freier Wildbahn erfolgreich zu überstehen, schienen sich die höchsten Eigenschaften des nordamerikanischen Charakters zu konzentrieren. Präsident Theodore Roosevelt an der Jahrhundertwende gab sich viel Mühe, als ihre Verkörperung zu erscheinen. Medienwirksame Großwildjagden führten ihn bis zum Kilimandscharo. Gentlemen jagten, aber das Jagen gehörte auch zum natürlichen Privileg von Siedlern, die fast immer Bauern und Jäger zugleich waren. Schließlich waren in allen Siedlungsgebieten der Welt zumindest am Beginn des 19. Jahrhunderts Raubtiere noch so weit verbreitet, dass die Pioniere gute Gründe hatten, ihr Eigentum zu schützen.203
|  Moby Dick: Walfang


Das Fischen von Heringen oder Kabeljau ähnelte mehr einer Meeresernte als einem listenreichen Anpirschen, doch gab es im 19. Jahrhundert zumindest eine Form des Angriffs auf Meerestiere, die des Jagd- und Sportcharakters nicht ganz entbehrte: den Walfang. Er gehört zu den großen Epen des 19. Jahrhunderts und war dennoch eine Art von Industrie. Schon die Basken hatten im Mittelalter Wale gejagt und dabei Techniken entwickelt, die im 17. Jahrhundert von Niederländern und Engländern übernommen wurden. Im 19. Jahrhundert begann dann der Walfang um Grönland.204 Bei Spitzbergen war die See schon zu Beginn des 19. Jahrhunderts so leergefischt, dass der Walfang dort unprofitabel wurde. Die Nordamerikaner stiegen 1715 vom Hafen Nantucket in Massachusetts aus in den Walfang ein und konzentrierten sich dabei anfangs auf die Erbeutung von Pottwalen im Atlantik. 1789 drangen amerikanische Walfänger erstmals in den Pazifik vor. Während der folgenden drei Jahrzehnte wurden fast alle wichtigen Walgründe der Welt entdeckt.205 Der Walfang erreichte den Höhepunkt seiner internationalen Bedeutung etwa zwischen 1820 und 1860. Nach dem Krieg von 1812 wurden die USA zur wichtigsten Walfangnation. Die US-Walfangflotte, vornehmlich in den Häfen Neuenglands stationiert, die sich einen heftigen Wettbewerb um den Vorrang lieferten, umfasste 1846 nicht weniger als 722 Fahrzeuge. Die Hälfte davon jagten den Pottwal, einen Zahnwal, dessen im riesigen Kopf zu findende Körperflüssigkeit «Walrat» (spermaceti) zu Öl verkocht wurde, das wiederum für die Herstellung der besten und teuersten Kerzen der Welt erforderlich war.
Der Walfang war ein globales Geschäft mit einer komplizierten Geographie und Chronologie, die unter anderem auch von den Eigenschaften der zahlreichen unterschiedlichen Walarten bestimmt wurde. In der Südsee fand man Fanggründe des Pottwals vor der Küste Chiles, wo um 1810 der riesige Weiße Wal «Mocha Dick» Schrecken verbreitete, das Urbild für Herman Melvilles mythisches Monster.206 Damals konzentrierte sich die internationale Jagd auf einen Streifen See zwischen Chile und Neuseeland sowie um die Ozeane bei Hawaii. Neuentdeckungen von Walpopulationen lösten «Ölkämpfe» zwischen einzelnen Schiffen und ganzen nationalen Flotten aus, die an den Goldrausch in Kalifornien oder Australien erinnerten. Australien war um 1830 vorübergehend im Walfang besonders erfolgreich.207 Im westlichen Nordpolarmeer (Alaska, Bering-Straße usw.) wurden 1848 reiche Walfanggründe entdeckt, vor allem bevölkert von dem heute fast verschwundenen Grönlandwal, die wichtigste Entdeckung überhaupt im Walfang des 19. Jahrhunderts, denn keine Walart liefert durch ihre Barten besseres «Fischbein». Sie führte zur ersten kommerziellen Präsenz der USA im maritimen Norden, ausgehend vor allem von New Bedford (Massachussetts), dem Rivalen Nantuckets, mit San Francisco als wichtigem Unterstützungshafen. Das Interesse der USA an Alaska wäre ohne diese vorausgehende Entwicklung kaum denkbar. Ein Wendepunkt kam 1871, als der größere Teil der arktischen Walfangflotte der USA im Packeis verloren ging.208 Zur gleichen Zeit näherten sich die wichtigsten Fanggründe bereits der Erschöpfung. Die 1870er Jahre waren eine allgemeine Krisenzeit für den amerikanischen Walfang. Die einstweilige Rettung kam von der Nachfrageseite durch das neue Schönheitsideal der Wespentaille und die dadurch gestiegenen Ansprüche an eine Korsett-Technik, die auf die feste Elastizität von Fischbeinstäbchen angewiesen war. Es lohnte sich jetzt, noch weiter auf dem Meer vorzudringen.209
Der Walfang war keine anglo-amerikanische Spezialität. Neuengländer jagten zwar im Südpazifik, um die Pariser Damenwelt mit Kerzen und Korsettstangen versorgen zu können. Vor allem von Le Havre aus beteiligten sich bis Ende der 1860er Jahre aber auch die Franzosen selbst. Ihre Fanggebiete reichten bis Australien, Tasmanien und Neuseeland: Gegenden, wo noch um 1840 vor Anker liegende Walfänger angegriffen und ermordet werden konnten. Auch sonst war das Geschäft nicht ungefährlich: 5,7 Prozent der französischen Walfangexpeditionen zwischen 1817 und 1868 endeten mit dem Verlust des Schiffes, meist in einem Sturm. Im gleichen Zeitraum töteten französische Fänger 12–13.000 Wale – eine relativ bescheidene Zahl, bedenkt man, dass noch kurz vor dem Zweiten Weltkrieg weltweit jährlich 50.000 Wale abgeschlachtet wurden.210
Die Moby-Dick-Zeit des Duells zwischen Mensch und Wal mit einer zumindest minimalen Chance für den tierischen Kontrahenten endete mit der Einführung von Harpunenkanonen und Raketen. In den 1880er Jahren war die Zeit des open-boat lancing unwiderruflich vorbei. Nur einige Romantiker pflegten noch die Kunst der Handharpune – umso schwieriger, als die gelehrigen Pottwale inzwischen so scheu geworden waren, dass es Mühe machte, in ihre Nähe zu gelangen. Die Post-Ahab-Epoche des Walfangs hatte der Norweger Svend Foyn eingeleitet, der um 1860 eine an Bord installierte Harpunenkanone erfand: 104 Millimeter-Geschosse, die im Körper des Wals explodierten, eher eine Artilleriewaffe als ein Jagdgerät. Die US-whalers übernahmen diese neuen Methoden nicht mehr.211 Ab 1880 kam als weitere Neuerung der Einsatz von Dampfschiffen hinzu, der aber zunächst die Konstruktionskosten für Walfangschiffe verdoppelte. Die neue Tötungstechnik war sogar aus der Sicht der Walfänger ein zweifelhafter Fortschritt. Um 1900 waren zahlreiche Fanggründe leergefischt.212 Manche Walarten waren dem Aussterben nahe, andere hatten sich in schwer zugängliche Teile der Weltmeere zurückgezogen. Die technische Entwicklung hatte zudem die Nachfrage nach zahlreichen Walprodukten obsolet gemacht. Vor allem war eine Vielfalt alternativer pflanzlicher und fossiler Öle und Ölprodukte in Gebrauch gekommen. (Weitsichtige Walunternehmer in New Bedford hatten bereits 1858 eine Fabrik zur Destillation von Petroleum gegründet.)213 Dass sich der Walfang von diesem Tiefpunkt bald wieder erholte, ist eine andere Geschichte.
Das einzige nicht-westliche Volk, das unabhängig von westlichen Einflüssen Walen nachstellte, waren die Japaner. Der Walfang in Japan begann etwa um die gleiche Zeit wie der an den atlantischen Küsten. Gegen Ende des 16. Jahrhunderts war das küstennahe Jagen von Walen zu einer Beschäftigung geworden, von der sich zahlreiche Dörfer entlang des Meeres buchstäblich ernährten. Seit dem späten 17. Jahrhundert verwandte man statt des Harpunierens die Methode, Wale (die vor Japan zumeist zu kleineren und langsamer schwimmenden Arten gehören) von Booten aus in große Netze zu treiben. Die Verarbeitung der Wale, bei der nichts ungenutzt blieb, geschah nicht auf Schiffen (wie bei den US-whalers), sondern an Land. Nachdem um 1820 die walreichen Gegenden zwischen Hawaii und Japan von amerikanischen und britischen Walfängern entdeckt worden waren, tummelten sich innerhalb kurzer Zeit Hunderte von Walfangschiffen auf dem Ozean vor Japans Küsten. Offenbar betraten schon 1823 japanische Beamte einen ausländischen Walfänger. Ein in ganz Japan publizierter Fall war der des Nakahama Manjirō. Er wurde als schiffbrüchiger Fischerjunge 1841 von einem amerikanischen Walfangschiff gerettet. Der Kapitän nahm ihn zu Hause in seine eigene Familie auf und sorgte für eine gute Schulausbildung. So wurde Nakahama zum ersten japanischen Studenten in Amerika. Er zeichnete sich an seinem College aus, wo er vor allem Navigation lernte, und wurde 1848 als Schiffsoffizier auf einem Walfangschiff angestellt. Aus Heimweh kehrte er aber auf abenteuerlichen Wegen 1851 nach Japan zurück. Dort wurde er zunächst monatelang verhört, denn die japanischen Behörden nutzten jede der spärlichen Gelegenheiten, um Informationen über die Außenwelt zu erlangen. Nakahama wurde zu einem Lehrer an der Clanschule in Tosa; einige seiner Schüler sollten später zu den Führern der Meiji-Renovation gehören. 1854 wurde er vom Shōgun als Übersetzer bei den Verhandlungen mit Commodore Perry eingesetzt, dem Befehlshaber der amerikanischen Flottille, die Japan «öffnete». Nakahama übersetzte eine Reihe ausländischer Bücher über Navigation, Astronomie und Schiffbau und beriet die Regierung beim Aufbau einer modernen japanischen Flotte.214
Der Walfang gehörte zum diplomatischen Hintergrund der Öffnung Japans in den Jahren 1853/54. Denn es war unter anderem der Wunsch, in Zukunft in Japan strandende amerikanische Walfänger vor der Bestrafung durch die Behörden eines Landes zu schützen, das seit zweihundert Jahren eine rigorose Politik der Selbstabschottung betrieb, der das amerikanische Interesse an einem Kontakt mit Japan beflügelte. Commodore Perry hatte den Auftrag, hier für minimale rechtliche Garantien zu sorgen und ebenso amerikanischen Schiffen das Bunkern von Kohle zu ermöglichen.215 Ohne die vorausgegangene schnelle Expansion des Walfangs wäre die Öffnung Japans vermutlich später gekommen. Die Japaner gehörten dann zu den ersten, die Svend Foyns unsportliche Methode der Kanonierung von Walen übernahmen. Es waren allerdings nicht die Amerikaner oder direkt die Norweger, die diese «norwegische Methode» in Japan bekannt machten, sondern die Russen. Auch dieser Wal-Kontakt hatte am Ende einen außenpolitischen Aspekt, denn erst Japans Sieg 1905 im Russisch-japanischen Krieg vertrieb diesen wichtigen Konkurrenten aus japanischen Gewässern und erlaubte es Japan, die Walgründe zwischen Taiwan im Süden und Sachalin im Norden zu monopolisieren.216
Herman Melvilles Moby Dick von 1851, einer der größten Romane des 19. Jahrhunderts, hat die Welt des Walfangs tief im Bewusstsein der Epoche und noch stärker in dem der Nachwelt verankert. Im Roman selbst finden sich lange Passagen mit allen möglichen Einzelheiten der Walkunde. Melville kannte sich mit Walen aus. Da er selbst als junger Mann vier Jahre lang auf Walfangschiffen gefahren war, besaß er ein unmittelbares Wissen von der sozialen Welt der Waljäger. Es gab reale Vorbilder für den «Weißen Wal», für Kapitän Ahab und für die Tragödie untergehender Walfangschiffe. Der berühmteste Fall, den auch Melville genau studiert hatte, war der des Schiffes Essex aus Nantucket, das am 20. November 1820 Tausende von Meilen von zuhause entfernt im Südpazifik von einem wütenden Pottwal gerammt und versenkt worden war. Zwanzig Mitglieder der Crew retteten sich in drei schmalen Booten. Acht von ihnen überlebten neunzig Tage lang, nachdem sie sieben ihrer Kollegen verspeist hatten. Erst 1980 wurde ein Bericht eines Beteiligten entdeckt, der die klassische, auch von Melville verwendete Beschreibung der Vorgänge durch den Augenzeugen Owen Chase ergänzt und bestätigt.217 Nur vier Jahre nach dem berüchtigten Floß mit den Schiffbrüchigen der vor Westafrika gesunkenen französischen Fregatte Méduse – von den 149 Menschen, die sich auf das Floß retten konnten, hatten nur 15 überlebt – hatte sich ein Hochseedrama von vergleichbarer kannibalischer Schauerlichkeit ereignet.218
|  Faust: Landgewinnung


Repräsentieren Walfang und Hochseefischerei ein offensives Verhältnis zum Meer und seinen tierischen Bewohnern und zur gleichen Zeit eine besondere maritime Lebensweise, bei der sich alles um Fische und Wale dreht, so findet man das extreme Gegenteil einer defensiven Haltung zur See bei den Projekten von Landgewinnung an der Küste. Die Regulierung großer Flüsse, etwa die 1818 beginnende des Oberrheins219 oder ein Jahrhundert später die des Mississippi, war spektakulär genug. Noch mehr Faszination ging von dem «faustischen» Vorhaben aus, der See permanent besiedelbares Land zu entreißen. Goethe, der schon 1786 die wasserbautechnische Situation Venedigs aufmerksam studiert hatte, hielt sich in den Jahren 1826 bis 1829 über die Arbeiten am Bremer Hafenausbau auf dem Laufenden und ließ den alten Faust zu einem Landgewinnungsunternehmer großen Stils werden:
Kluger Herren kühne Knechte


Gruben Gräben, dämmten ein,


Schmälerten des Meeres Rechte


Herrn an seiner Statt zu sein.220


Der Dichter sah dabei auch, dass solche Großbaustellen einen opferreichen Arbeitseinsatz verlangten («Menschenopfer mussten bluten/Nachts erscholl des Jammers Qual»). Eindeichungen, das Trockenlegen von Sümpfen oder das Graben von Kanälen gehörten zu den härtesten Arbeitsstrapazen in der frühen Neuzeit, zu denen die Obrigkeiten, die derlei zumeist betrieben, immer wieder Arbeiterheere von Sträflingen und Kriegsgefangenen (etwa aus den Türkenkriegen) abkommandierten. Das 20. Jahrhundert war gekennzeichnet durch große Dammbauten und durch eine Leidenschaft für Moordrainage, mittels deren weltweit ein Sechstel der vorhandenen wetlands trockengelegt wurde.221 Ebenfalls gingen im 20. Jahrhundert Großprojekte der Ingenieurkunst an der Küste weiter: Landgewinnungen in der Bucht von Tokyo, die in den 1870er Jahren begannen, an der Yangzi-Mündung sowie die schon 1890 projektierte, aber erst nach 1920 angepackte Abriegelung der Zuiderzee, die am Ende das Territorium der Niederlande um mehr als ein Zehntel vergrößerte, zogen sich über viele Jahrzehnte hin.
An dieser ökologischen Frontier war man auch im 19. Jahrhundert in vielen Teilen der Welt aktiv. In Frankreich etwa waren bereits um 1860 alle größeren Moorgebiete drainiert und in Weideland verwandelt worden, eine Voraussetzung für den steigenden Fleischkonsum einer reicher werdenden Gesellschaft. Vor allem für die Niederlande blieben Flutsicherung und Neulandgewinnung Teil ihrer nationalen Existenzweise. Seit dem Mittelalter war Drainage eine organisierte Aufgabe, und seit dem frühen 16. Jahrhundert gab es eine zentralisierte Betreuung von Wasserschutzanlagen: Den Bauern wurden Steuern statt Arbeitsdienste abverlangt. Dies trug einerseits zur Kommerzialisierung der Landwirtschaft bei und führte andererseits zur Entstehung eines mobilen Proletariats von Deicharbeitern. Bereits im 16. und nicht erst im 19. Jahrhundert wurden die entscheidenden technologischen Fortschritte erzielt. Schon zwischen 1610 und 1640 wurde ein Höhepunkt der Seetrockenlegung erreicht, der später selten übertroffen wurde. Zwischen 1500 und 1815 wurden in den Niederlanden insgesamt 250.000 Hektar gewonnen, etwa ein Drittel der kultivierten Fläche.222 Verbesserungen der Windmühlentechnik erhöhten die Pumpleistung. Konzentrierten sich die Kräfte im 18. Jahrhundert auf die Flussregulierung von Rhein und Waal, so folgte im 19. Jahrhundert eine weitere Intensivierung der Landgewinnung. Insgesamt wurden zwischen 1833 und 1911 350.000 Hektar neu in Kultur genommen, 100.000 Hektar davon ein Gewinn aus Eindeichungen und Trockenlegungen.223 Erstmals galt nun, ausgelöst durch eine verheerende Sturmflut 1825, der Primat der Küstensicherung vor der Landgewinnung. Jetzt begann zum Beispiel die Dünenpflege.224 Neu war auch, dass der Wasserbau – wie in China schon seit fast zwei Jahrtausenden – zur zentralen Regierungsaufgabe erklärt wurde und nicht mehr nur eine Sache von Provinzen und Privatleuten war.
Das Hauptprojekt des 19. Jahrhunderts war die Trockenlegung des 18.000 Hektar großen Haarlemermeeres in den Jahren 1836 bis 1852. Das Haarlemermeer war ein flacher Binnensee inmitten der wichtigsten Provinz des Landes, Holland. Entstanden war er durch Überschwemmungen während der Stürme vom Herbst 1836. Die gravierendste Folge war verkehrstechnischer Natur: die Überflutung und Beschädigung von Straßen in der Umgebung, besonders der technisch fortgeschrittenen Straatwegen (aus Backsteinen plus Natursteinen gebaut), auf die die Niederländer besonders stolz waren. Hinzu kam zweierlei: die Furcht, das sich stetig ausdehnende Haarlemermeer würde die Städte Amsterdam und Leiden gefährden, und außerdem ein neuer wirtschaftspolitischer Gesichtspunkt: Arbeitsbeschaffung. Die Trockenlegung wurde auf moderne Weise organisiert, wie sie auch heute noch bei Infrastrukturprojekten üblich ist. Genaue wissenschaftliche Vorbereitung gingen ihr voraus und begleiteten sie. Juristen wurden beschäftigt, um die zahlreichen Anrainerinteressen auszugleichen. Die Arbeiten wurden öffentlich ausgeschrieben und an Privatfirmen vergeben. Die Arbeiter, polderjongens genannt, arbeiteten in Kolonnen von acht bis zwölf Mann unter einem Vorarbeiter. Die meisten waren alleinstehend, aber manche brachten auch ihre Familien mit, für deren Unterbringung in Reet- und Strohkaten bei der Baustelle gesorgt wurde. Bei Hochbetrieb im Sommer waren gleichzeitig mehrere Tausend Arbeiter im Einsatz. Die üblichen Probleme bei Baustellen dieser Dimension blieben nicht aus: Gesundheitsrisiken, die Sauberkeit des Trinkwassers, Kriminalität. Seit 1848 waren britische Dampfpumpen im Einsatz, darunter drei große Pumpwerke – ein weiteres Beispiel für den vielfältigen Einsatz der Dampfmaschine außerhalb der industriellen Produktion.225 1852 fiel das Haarlemermeer trocken und konnte danach langsam in nutzbares Land umgewandelt werden. Heute befindet sich auf einem Teil dieses Geländes der Flughafen Schiphol.226
Alle Frontiers haben eine ökologische Dimension. Sie sind gleichermaßen Sozial- wie Naturräume. Das heißt nicht, dass man der frontiertypischen Naturalisierung gesellschaftlicher Verhältnisse folgen sollte. Die Verdrängung von Jägervölkern ist etwas anderes als die Verdrängung des Meeres. Nomaden und Steppe sind nicht ununterscheidbare Elemente ein und derselben «Wildnis».227 Das Zurückdrängen von Steppe, Wüste oder Regenwald hat jedoch stets die Konsequenz, ein Habitat zu zerstören und auch den Menschen, die dort leben, ihre Existenzgrundlagen zu entziehen. Das 19. Jahrhundert war derjenige Zeitabschnitt der Weltgeschichte, in dem Expansion und Extensivierung von Ressourcenerschließung ihr Maximum erreichten und Frontiers eine gesellschaftliche und sogar politische Bedeutung erlangten, die sie davor und später nicht hatten. In den heutigen Zonen der Regenwaldvernichtung oder im Weltraum kommt es nicht zu gesellschaftlichen Neubildungen wie in den USA, Argentinien, Australien oder Kasachstan im 19. Jahrhundert. Viele Frontiers, nicht nur die in den USA, waren um 1930 herum «geschlossen». Oft stammten sie aus der frühen Neuzeit, doch begründete das 19. Jahrhundert mit Massenwanderungen, Siedlerlandwirtschaft, Kapitalismus und Kolonialkriegführung eine neue Epoche. Manche Frontiers haben eine Nachgeschichte im 20. Jahrhundert: die staatskolonialistische Unterwerfung von «Lebensraum» zwischen etwa 1930 und 1945, die sozial- und umwelttechnischen Großprojekte im Zeichen des Sozialismus oder die politisch geförderte Expansion der Han-Chinesen, die während der letzten Jahrzehnte die Tibeter zu einer Minderheit in ihrem eigenen Land werden ließ. Frontiers waren im 19. Jahrhundert vieles: Räume der Urbarmachung und Produktionssteigerung, Migrationsmagneten, umstrittene Berührungszonen zwischen Imperien, Brennpunkte von Klassenbildung, Sphären von ethnischem Konflikt und Gewalt, Entstehungsorte von Siedlerdemokratie und Rasseregimen, Ansatzpunkte von Phantasmen und Ideologien. Vorübergehend wurden Frontiers zu erstrangigen Herden historischer Dynamik. Nur eine auf Industrialisierung verengte Auffassung von der Epoche wird solche Dynamik allein in den Fabriken und Hochöfen von Manchester, Essen oder Pittsburgh erkennen wollen. Was die Folgen solcher Dynamik betrifft, sollte ein wichtiger Unterschied nicht übersehen werden: Die Industriearbeiterschaft in Europa, den USA und Japan wurde zunehmend in die Gesellschaft integriert, schuf sich ihre eigenen Interessenvertretungen und konnte ihre materielle Lage über mehrere Generationen hinweg verbessern. Die Opfer von Frontierexpansionen blieben ausgegrenzt, enteignet und entrechtet. Erst vor wenigen Jahren haben Gerichte in den USA, Australien, Neuseeland oder Kanada begonnen, manche ihrer Rechtsansprüche anzuerkennen; Regierungen haben moralische Verantwortung übernommen und sich für Untaten der Vergangenheit entschuldigt.228




VIII  |  Imperien und Nationalstaaten:
Die Beharrungskraft der Reiche

1  |  Tendenzen: Großmachtdiplomatie und imperiale Expansion

Imperien und Nationalstaaten waren im 19. Jahrhundert die größten politischen Ordnungseinheiten menschlichen Zusammenlebens. Sie waren um 1900 auch zu den einzigen geworden, die weltweit ins Gewicht fielen. Fast alle Menschen lebten unter einer imperialen oder einer nationalstaatlichen Autorität. Eine Weltregierung und supranationale Ordnungsinstanzen gab es noch nicht. Nur tief in Regenwäldern, Steppen oder Polarlandschaften lebten kleine Ethnien, die keiner höheren Macht tributpflichtig waren. Autonome Städte spielten nirgendwo eine Rolle mehr. Dass Venedig, jahrhundertelang der Inbegriff einer wehrhaften Bürgergemeinde, 1797 seine Selbständigkeit verlor und die Stadtrepublik Genf sich nach einem Intermezzo unter französischer Herrschaft (1798–1813) 1815 als Kanton der schweizerischen Eidgenossenschaft anschloss, symbolisierte das Ende eines langen Zeitalters der Stadtstaaten.1 Imperien und Nationalstaaten bildeten den Rahmen für gesellschaftliches Leben. Nur die Solidaritätsgemeinschaften einiger weniger Religionen – die societas christiana oder die muslimische umma – waren noch umfassender, doch korrespondierten ihnen keine ähnlich weiträumigen Herrschaftsgebilde. Imperien und Nationalstaaten besaßen noch eine zweite Seite: Sie waren Akteure auf einer besonderen Bühne, derjenigen der «internationalen Beziehungen».
|  Triebkräfte internationaler Politik


Bei internationaler Politik geht es im Kern um Fragen von Krieg und Frieden. Bis zu den staatlich organisierten Massenmorden des 20. Jahrhunderts war Krieg das größtmögliche vom Menschen verursachte Übel, seine Vermeidung daher ein besonders hohes Gut. Mochten sich Eroberer auch kurzzeitig den meisten Ruhm sichern, so sind ihnen in allen Zivilisationen, zumindest im Urteil der Nachwelt, die Stifter und Bewahrer des Friedens vorgezogen worden. Wem beides gelang, dem war das höchste Ansehen gewiss: ein Reich erobert und ihm dann Frieden gebracht zu haben. Wie sonst nur noch die anderen apokalyptischen Reiter – Seuchen und Hungersnöte –, so ergreift Krieg eine Gesellschaft als ganze. Seine unauffällige Abwesenheit, der Frieden, bildet überhaupt erst die Voraussetzung für die Sicherung von zivilem Leben und materieller Existenz. Daher ist internationale Politik niemals ein isolierter Bereich für sich. Alle anderen Aspekte der Wirklichkeit stehen zu ihr in einem engen Wechselverhältnis. Es bleibt nie ohne Folgen für Wirtschaft, Kultur oder Umwelt, wenn Krieg sie trifft. Andere dramatische Momente der Geschichte sind zumeist mit Krieg verbunden. Revolutionen entstehen oft aus Krieg (wie die englische des 17. Jahrhunderts, die Pariser Commune von 1871 oder die russischen Revolutionen von 1905 und 1917) oder münden in ihn (wie die Französische Revolution von 1789). Nur wenige Revolutionen, etwa diejenigen von 1989/91 im sowjetischen Hegemonialbereich, blieben von kriegerischen Folgen frei,2 doch auch die Ereignisse von 1989/91 hatten indirekt militärische Ursachen: den vorausgegangenen Rüstungswettlauf im «Kalten» Krieg, bei dem man nie sicher sein konnte, dass er sich nicht zu einem heißen aufschaukeln würde.
Die enge Verflechtung von internationaler Politik mit dem gesellschaftlichen Leben in all seinen Facetten sollte indes nicht vergessen lassen, dass sich in der europäischen Neuzeit die internationalen Beziehungen als ein Handlungsfeld ausdifferenzierten, das zum Teil einer eigenen Logik folgt. Seit der Entstehung der (europäischen) Diplomatie im Italien der Renaissance gab es Spezialisten für die Beziehungen zwischen Staaten. Die Denkweise dieser Spezialisten und die Wertvorstellungen, denen sie folgten, etwa Konzepte der Staatsräson, der dynastischen und später nationalen Interessen oder des Prestiges und der Ehre eines Herrschers oder Staates, sind dem normalen Untertan oder Staatsbürger oft fremd. Sie bilden eigene «Codes», Rhetoriken und Regelsysteme. Gerade die Ambivalenz von Einbindung in gesellschaftliche Zusammenhänge und eigengesetzlicher Autonomie macht internationale Politik für Historiker zu einem intellektuell besonders reizvollen Gegenstand.
Das 19. Jahrhundert war die Geburtsepoche der internationalen Beziehungen, wie wir sie heute kennen. Das ist in den letzten Jahren umso deutlicher geworden, als nach dem Ende der «bipolaren» atomaren Konfrontation zwischen den USA und der Sowjetunion manche Muster der Kriegführung und des internationalen Verhaltens erneut in den Vordergrund getreten sind, die an die Zeit vor dem Kalten Krieg oder gar vor den beiden Weltkriegen erinnern. Allerdings mit einem großen Unterschied: Seit 1945 ist es keine Selbstverständlichkeit mehr, dass Staaten Kriege führen, um ihre politischen Ziele durchzusetzen. Der Angriffskrieg ist als Mittel der Politik durch internationale Übereinkunft delegitimiert worden. Ebensowenig gilt die Fähigkeit zu solcher Kriegführung heute, wie noch im 19. Jahrhundert, als «Modernitätsbeweis» (Dieter Langewiesche), sieht man ab von der Symbolik atomarer Rüstung in einigen Staaten des heutigen Asien.3 Fünf große Entwicklungen sind im 19. Jahrhundert festzustellen:
|  Erstens. Durch den nordamerikanischen Unabhängigkeitskrieg (1775–81), der eine Übergangsform zwischen altem Duell von Offizierskasten und neuem Kampf patriotischer Milizionäre war, und erst recht durch die Kriege, die schon früh die Französische Revolution begleiteten, wurde das Prinzip der Volksbewaffnung in die Welt gesetzt. Sein europäischer Ausgangspunkt ist das Dekret des französischen Nationalkonvents über das Volksaufgebot vom 23. August 1793, das, am Ende einer vierjährigen Vorbereitungsphase stehend, alle Franzosen zum permanenten Kriegsdienst verpflichtete.4 So ist das 19. Jahrhundert zur ersten Epoche mobilisierter Nationen geworden. Nun wurden Massenheere denkbar und bald auch immer besser organisierbar. Allgemeine Wehrpflicht wurde zu ihrer Grundlage, obwohl sie in den einzelnen europäischen Staaten zu unterschiedlichen Zeitpunkten eingeführt (in Großbritannien erst 1916), mit ganz unterschiedlicher Effizienz praktiziert und von der Bevölkerung mit unterschiedlicher Zustimmung akzeptiert wurde. Dass solche Massenheere nach dem Untergang von Napoleons Imperium 1815 dann ganze hundert Jahre lang in zwischenstaatlichen Kriegen sehr selten zum Einsatz kamen, erklärt sich durch das Wirken hemmender Gegenkräfte wie Abschreckung, Gleichgewicht und vernünftiger Einsicht, vor allem aber durch die Furcht der Herrschenden vor dem unlenkbaren Tiger einer bewaffneten Volksmacht. Das Instrument war jedenfalls geschaffen worden. Zumal dort, wo die allgemeine Wehrpflicht eingeführt wurde und wo man das Militär nicht länger als bloßes Werkzeug des Herrschers, sondern als Verkörperung des politischen Willens einer Nation sah, war ein neuer Typus von entfesseltem Krieg latent angelegt.
|  Zweitens. Erst für das 19. Jahrhundert kann man im strengen Sinne von internationaler Politik sprechen, die dynastische Rücksichten hintanstellt und einem abstrakten Begriff von Staatsräson folgt. Sie setzt voraus, dass die normale Einheit politischen und militärischen Agierens ein Staat sei, der nicht als willkürlich verwendbares Patrimonium eines Herrscherhauses verstanden wird, der seine Grenzen definiert und verteidigt und dessen institutioneller Bestand unabhängig vom konkreten Führungspersonal garantiert ist. Ein solcher Staat ist, abermals in der Theorie, ein Nationalstaat. Dieser nun ist eine spezielle Art staatlicher Organisation, die sich überhaupt erst im 19. Jahrhundert bildete und, gewiss zögerlich und lückenhaft, weltweit durchzusetzen begann. Internationale Politik spielte sich in der Praxis des 19. Jahrhunderts zwischen «Mächten» ab, die teils als Nationalstaaten, teils als Imperien organisiert waren. Sie erfüllt ihren Begriff am besten dann, wenn andere Handelnde der Bühne fernbleiben: Freibeuter und Partisanen, semi-private Gewaltunternehmer und Warlords, übernationale Kirchen, multinationale Konzerne und grenzüberschreitende Lobby-Gruppen, kurz: alle jene Kräfte, die man als Gruppierungen auf mittlerer Ebene (communautés intermédiaires) zusammenfassen kann.5 Parlamente und demokratische Öffentlichkeiten trugen auf neuartige Weise zur Unübersichtlichkeit bei, und «Außenpolitiker» gaben sich Mühe, deren unberechenbaren Einfluss einzudämmen. In diesem Sinne war die Zeit zwischen 1815 und den 1880er Jahren die klassische Epoche einer von Störfaktoren mehr als früher und später abgeschirmten, «übersichtlichen» internationalen Politik, die weithin in den professionellen (nicht unbedingt auch fähigen) Händen von Diplomaten und Militärs lag.6 Dies schloss populistische, auf öffentlichen Effekt abzielende Aktionen keineswegs aus, die es sogar in traditionalistisch-autoritären Systemen wie dem Zarenreich gab.7 Dass die veröffentlichte Meinung nicht bloß als manipulierter Resonanzboden offizieller Politik wirkte, sondern als bestimmende Kraft Außenpolitik «machte», war eine Neuerung, die über das Politikverständnis des 19. Jahrhunderts hinauswies. Ein frühes und drastisches Beispiel dafür war der Spanisch-amerikanische Krieg, als eine aggressiv nationalistische («jingoistische») Massenpresse den zunächst widerstrebenden Präsidenten William McKinley 1898 in die Konfrontation mit – einem durchaus nicht «unschuldigen» – Spanien hineintrieb.8
|  Drittens. Die technologische Entwicklung gab dem neuen Typus des Nationalstaates Zerstörungskapazitäten in die Hand, wie die ältere Geschichte sie nicht kannte. Dazu gehörten die Perfektionierung des Repetiergewehrs, die Erfindung des Maschinengewehrs, die Entwicklung von immer leistungsfähigerer Artillerie und von neuen chemischen Sprengstoffen, die Ablösung hölzerner Kriegsschiffe durch eiserne, maschinengetriebene Fahrzeuge von immer weiter wachsendem Umfang (kurz vor dem Ersten Weltkrieg waren auch bereits die technischen Grundlagen für Unterwasserboote gelegt), die für den Truppentransport ganz neue Möglichkeiten eröffnende Eisenbahn sowie ein Signalwesen, das Meldereiter, Fahnenschwenker und Lichttelegraphen durch elektrische Telegraphie, Telephonie und schließlich sogar Funk ersetzte.9 Technik an sich gebiert nicht zwangsläufig Gewalt, doch Gewalt potenziert ihre Wirkungen durch Technik. Bis in die zweite Hälfte des 20. Jahrhunderts hinein, als die ABC-Schreckensschwelle stieg, ist noch jede militärische Erfindung zum Einsatz gekommen.
|  Viertens. Diese neuen Machtmittel standen spätestens seit dem Beginn des letzten Drittels des 19. Jahrhunderts in einem unmittelbaren Verhältnis zur industriellen Leistungskraft eines Landes. Mit der wirtschaftlichen öffnete sich die militärtechnologische Schere in der Welt immer weiter. Länder ohne eigene industrielle Basis, zum Beispiel die einst seebeherrschenden Niederlande, konnten nicht länger internationale Erstrangigkeit beanspruchen. Es entstand eine neue Art von Großmacht, die sich nicht mehr von der Bevölkerungszahl, Steuerkraft und maritimen Präsenz eines Landes her definierte, sondern in erster Linie von seinen industriell-produktiven Möglichkeiten und ebenso von seiner Fähigkeit, Rüstung zu organisieren und zu finanzieren. Um 1890, also vor dem Beginn ihrer überseeischen Militäraktivitäten, verfügten die USA über eine Truppenstärke von nur 39.000 Mann und wurden dennoch als damals schon führende Industriemacht international nicht weniger respektiert als Russland mit seinem siebzehnmal zahlreicheren Militärpersonal.10 Die Mannschaftsstärke von Heeren blieb wichtig, wichtiger als im «Atomzeitalter» nach 1945, war aber nicht länger das entscheidende Erfolgskriterium. Außerhalb Europas erkannte dies besonders schnell die japanische politische Elite, als sie sich nach 1868 das Ziel setzte, Japan «reich und stark» zugleich zu machen, es zu einem militärisch leistungsfähigen Industriestaat auszubauen, der sich in den 1930er Jahren zu einem industrialisierten Militärstaat weiterentwickeln würde. Wenig mehr als ein Jahrhundert lang, etwa von den 1870er Jahren bis zum «Niederrüsten» der Sowjetunion durch die ökonomisch leistungsfähigeren USA, war der Faktor der industriellen Potenz für die Weltpolitik von ausschlaggebender Bedeutung. Seither haben Terrorismus und die alte Waffe der Schwachen, der Guerillakrieg, ihn wieder relativiert, und Atombomben finden sich heute in der Hand industrieller Zwerge wie Pakistan und Israel, während Industriestaaten wie Japan, Deutschland oder Kanada nicht über sie verfügen.
|  Fünftens. Das europäische Staatensystem, welches in seinen Grundzügen bereits im 17. Jahrhundert geschaffen worden war, wurde im Verlauf des 19. Jahrhunderts zu einem Weltstaatensystem erweitert. Dies geschah auf zwei Wegen: zum einen durch das Emporkommen der nichteuropäischen Großmächte USA und Japan gegen Ende des Jahrhunderts, zum anderen durch die erzwungene Einbeziehung großer Teile der Welt in die europäischen Imperien. Beide Prozesse hängen eng miteinander zusammen. Die Kolonialreiche waren eine Übergangsform zur entwickelten Weltstaatengemeinschaft. Man kann darüber streiten, ob sie den Übergang beschleunigten oder verlangsamten. Jedenfalls blieb die weltweite Pluralität der Staatenwelt vor dem Ersten Weltkrieg noch gewissermaßen im imperialen Latenzzustand. Erst im 20. Jahrhundert bildete sich in zwei Schüben das heutige internationale System heraus: unmittelbar nach dem Ersten Weltkrieg innerhalb des organisatorischen Rahmens des Völkerbundes, der Ländern wie China, Südafrika, dem Iran, Siam und den Republiken Lateinamerikas einen institutionalisierten Dauerkontakt mit den Großmächten ermöglichte, sodann durch die Dekolonisation während der zwei Jahrzehnte nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs. Der Imperialismus, so erkennt man heute, wurde zum Gegenteil dessen, was seine Protagonisten bezweckten: zum großen Arrondierer der politischen Verhältnisse in der Welt und damit zum Geburtshelfer einer post-imperialen internationalen Ordnung, die freilich vom imperialen Erbe mannigfach belastet bleibt.
|  Erzählung I: Aufstieg und Fall der europäischen Staatenordnung


In den historischen Lehrbüchern über die Geschichte des 19. Jahrhunderts findet man zwei Großgeschichten (master narratives), die fast immer getrennt voneinander erzählt werden: die Geschichte der Großmächtediplomatie in Europa und die Geschichte der imperialen Expansion. An beiden Geschichten haben Generationen von Historikern gearbeitet. Nimmt man extreme Vergröberungen in Kauf, dann kann man sie zur ersten Orientierung folgendermaßen zusammenfassen:
Die erste Geschichte erzählt von Aufstieg und Fall der europäischen Staatenordnung.11 Man kann sie mit der Friedensregelung von Münster und Osnabrück 1648 beginnen lassen oder mit dem Frieden von Utrecht 1713, es genügt aber, um 1760 anzufangen. Damals war unstrittig, wer die europäischen «Groß»-Mächte waren und wer nicht. Ältere Hegemone wie Spanien und die Niederlande, geographisch umfangreiche, aber schwach organisierte Gebiete wie Polen-Litauen und vorübergehend militärisch hochaktive Mittelstaaten wie Schweden hatten sich nicht behaupten können. Als Folge des Aufstiegs Russlands und Preußens war eine «Pentarchie» von fünf Großmächten entstanden: Frankreich, Großbritannien, Österreich, Russland und Preußen.12 Seit dem Frieden von Karlowitz (1699) musste nicht länger mit äußerem Druck von einem aggressiven, lange sogar übermächtigen Osmanischen Reich gerechnet werden. Innerhalb dieser Fünferkonstellation bildeten sich besondere Mechanismen eines labilen Gleichgewichts heraus. Es beruhte auf dem Prinzip des einzelstaatlichen Egoismus, war durch keine überwölbenden Friedensvisionen stabilisiert und erhielt sich im Zweifelsfall durch Opferung der «Kleinen», etwa Polens, das mehrfach zwischen seinen großen Nachbarn aufgeteilt wurde. Der Versuch des revolutionären Frankreich, unter seinem Kriegsführer Napoleon dieses System der balance of power in ein kontinentales Großreich von hegemonialem Gewicht gegenüber seinen Nachbarn zu verwandeln, scheiterte im Oktober 1813 auf den Schlachtfeldern bei Leipzig. Bis 1939 sollte nie wieder (sieht man ab von extremen deutschen Kriegszielen im Ersten Weltkrieg) ein ähnlicher Griff nach der Vormacht in Europa gewagt werden. Auf dem Wiener Kongress von 1814/ 15 wurde unter Schonung des zweimal (1814 und abermals 1815 nach der Rückkehr Napoleons von der Insel Elba) besiegten Frankreich die Pentarchie wiederhergestellt, nun allerdings von einem allgemeinen Willen der politischen Eliten zur Friedenssicherung und Revolutionsvermeidung getragen. Gegenüber dem 18. Jahrhundert wurde das System durch einige explizit gemachte Regeln, durch elementare Konsultationsmechanismen und durch einen bewussten, auch sozialkonservativ motivierten Verzicht auf die neuen Techniken militärischer Massenmobilisierung stabilisiert und verstrebt. Für mehrere Jahrzehnte sicherte diese Ordnung, die einen bedeutenden friedenspolitischen Schritt über das 18. Jahrhundert hinaus darstellte, den Frieden in Europa. Sie wurde durch die Revolutionen von 1848/49 erschüttert, doch nicht ganz außer Kraft gesetzt. Dennoch garantierte auch das Wiener System nicht den von vielen Menschen ersehnten und zumindest von Immanuel Kant 1795 für möglich gehaltenen «ewigen» Frieden. In der zweiten Hälfte des Jahrhunderts wurde es Schritt für Schritt demontiert.
Das Wiener System, dessen eigentlicher Urheber und geschicktester Manipulator der österreichische Staatsmann Fürst Metternich war, setzte eine Art von eingefrorenem Status quo des Jahres 1815 (genauer 1818, als Frankreich wieder in den Kreis der Großmächte aufgenommen wurde) voraus. Anders gesagt: Solange es innenpolitisch konservativ interpretiert wurde und die Regierungen auf dem Kontinent mit vereinten Kräften nicht nur gegen Volksbewegungen, sondern auch gegen Liberalismus, Konstitutionalismus und alle Formen eines in Richtung Bürgerlichkeit zielenden sozialen Wandels vorgingen, stellte es sich gegen neu auftretende historische Entwicklungen. Dazu zählte vor allem der Nationalismus als Ideologie und motivierendes Prinzip politischer Bewegungen. Er hatte zwei unterschiedliche Stoßrichtungen: In den multiethnischen Großreichen der Dynastien Romanov und Habsburg (und ebenso im Osmanischen Reich, das seit 1856 pro forma Mitglied des europäischen «Konzerts der Mächte» war) regten sich Bestrebungen kleinerer, sich unterdrückt fühlender Volksgruppen nach einem größeren Maß an Selbstbestimmung, in manchen Fällen sogar nach völliger politischer Unabhängigkeit. Eine zweite Form von Nationalismus ging vor allem von bürgerlichen Mittelschichten aus und verlangte die Schaffung größerer Wirtschaftsräume durch effizienter und rationaler vorgehende Staatsapparate. Diese Art von Nationalismus fand sich vor allem in Italien sowie in Nord- und Mitteldeutschland. Aber auch die verschiedenen Regimewechsel in Frankreich zwischen 1815 und den 1880er Jahren waren weithin von der Suche nach einer effektiven Politik für die Nation motiviert.
Ein weiterer neu auftretender Faktor war die regional ganz unterschiedlich verlaufende Industrialisierung. Sie schuf neue machtpolitisch nutzbare Potenziale, die aber für die Zeit vor etwa 1860 nicht überschätzt werden sollten. Die simple Vorstellung der älteren Literatur, die Wiener Ordnung sei durch die unabhängigen Variablen und «unaufhaltsamen» Kräfte des Nationalismus und der Industrialisierung «unterminiert» worden, greift zu kurz. Der Krimkrieg, der von 1853 bis 1856 Russland gegen Frankreich, Großbritannien und schließlich auch Piemont-Sardinien, den Kernstaat des späteren Königreichs Italien, in Stellung brachte, ist dafür ein guter Beleg. Damit war seit knapp vierzig Jahren wieder der erste Krieg unter europäischen Großmächten, allerdings in einer peripheren Region am Rande westeuropäischer mental maps ausgetragen. Er zeigte, dass es ein Nachteil des Wiener Systems war, die Stellung des Osmanischen Reiches im Verhältnis zum christlichen Europa nicht geregelt zu haben. Die «orientalische Frage», also das Problem der Zukunft des osmanischen Vielvölkerreiches, wurde durch den Krimkrieg nicht gelöst, ebensowenig wie irgendein anderes Problem der europäischen Politik.13 Vor allem aber war er weder ein Zusammenprall industrialisierter Kriegsmaschinerien noch ein ideologisch hoch erhitzter Kampf der Nationalismen, insofern also keineswegs der Ausdruck «moderner» Tendenzen der Epoche.
Am Ende des Krimkriegs wurde die Chance verpasst, die Wiener Ordnung auf zeitgemäße Weise zu erneuern. Nach dem Krimkrieg konnte von einem funktionierenden «Konzert der Mächte» nicht länger die Rede sein. In diesem normativen Vakuum schlug die Stunde machiavellistischer «Realpolitiker» (der Begriff «Realpolitik» wurde im Deutschen 1853 geprägt), die ohne Skrupel internationale Spannungen oder gar Krieg riskierten, um ihre Pläne zur Bildung neuer, großer Nationalstaaten durchzusetzen. Vor allem sind hier Camillo Benso di Cavour in Italien und Otto von Bismarck in Deutschland zu nennen.14 Sie erreichten ihre Ziele auf den Trümmern der Wiener Friedensordnung. Nachdem sich das von Preußen geführte Deutschland 1866 gegenüber der Habsburgermonarchie und 1871 gegenüber dem französischen Kaiserreich Napoleons III., eines Friedensstörers eigener Art, durchgesetzt hatte, wurde es zu einer Großmacht, die wesentlich mehr relatives Gewicht in die Waagschale werfen konnte als das alte Preußen. Zwischen 1871 und 1890 dominierte der deutsche Reichskanzler Bismarck die Politik zumindest auf dem europäischen Kontinent durch ein System fein abgestufter Verträge und Allianzen. Es diente dem obersten Zweck, das 1871 geschaffene «Deutsche Reich» international zu sichern und es vor allem gegen französische Revanchegelüste abzuschirmen. Die Bismarcksche Ordnung, die mehrere Phasen durchlief, war aber keine gesamteuropäische Friedensregelung nach dem Vorbild des Wiener Kongresses.15 Obwohl sie im Kern defensiv gemeint war und kurzfristig friedenssichernd wirkte, gingen von ihr keinerlei konstruktive europapolitische Impulse aus. Schon am Ende von Bismarcks Amtszeit war dieses überkomplexe System ausbalancierter Antagonismen, ein «fortschreitender Drahtseilakt», kaum noch funktionsfähig.16
Unter Bismarcks Nachfolgern wurde die relative Zurückhaltung des «Reichsgründers» aufgegeben. Im Namen einer «Weltpolitik», die teils Konsequenzen aus Deutschlands wirtschaftlichem Erstarken zog, teils durch einen ideologischen Hypernationalismus angetrieben war, teils auf ähnliche weltpolitische Bestrebungen anderer Mächte reagierte, gab Deutschland jeden Anspruch auf, an einer Friedensordnung für Europa mitzuwirken. Zugleich ließ die deutsche Politik es geschehen, dass die übrigen Großmächte ihre durch Bismarck einfallsreich geschürten Antagonismen überwanden und sich unter Ausschluss Deutschlands neu gruppierten. Schon 1891, ein Jahr nach Bismarcks Entlassung durch Kaiser Wilhelm II., wurde einer seiner Alpträume wahr: eine Annäherung zwischen Frankreich und Russland.17 Fast unbemerkt von der kontinentaleuropäischen Politik vollzog sich daneben eine transatlantische Annäherung zwischen Großbritannien und den USA. Spätestens ab 1907 war eine neue Konfiguration der weltpolitischen Kräfte sichtbar, die sich allerdings nicht zu einem formellen Allianzensystem verhärtete: Frankreich hatte aus seiner von Bismarck stets betriebenen Isolation herausgefunden und sich erst Russland, dann (unter Beilegung kolonialer Streitpunkte) 1904 Großbritannien angenähert. Großbritannien und das Zarenreich entschärften 1907 ihren jahrzehntelang in mehreren Teilen Asiens ausgetragenen Dauerkonflikt.18 Zwischen dem Vereinigten Königreich und dem Deutschen Reich tat sich eine Kluft auf, die vor allem durch eine provokante deutsche Flottenaufrüstung verbreitert wurde. Deutschland, das kaum verbergen konnte, wie sehr ihm trotz seiner wirtschaftlichen Stärke die Mittel für eine wirkliche Weltpolitik fehlten, war am Ende auf den einzigen Bundesgenossen Österreich-Ungarn angewiesen, dessen Politik auf dem Balkan immer unverantwortlicher wurde und zwischen Aggressivität und Hysterie hin- und herpendelte. Der Ausbruch des Ersten Weltkriegs im August 1914 war keineswegs unvermeidlich. Jedoch hätte es auf allen Seiten eines außergewöhnlichen Maßes an Staatskunst, militärischer Zurückhaltung und Zügelung nationaler Sentiments bedurft, um angesichts der sich aufbauenden Konfliktdynamik einen Zusammenstoß zumindest von einigen der europäischen Großmächte zu verhindern.19 Der Erste Weltkrieg zerstörte das europäische Mächtesystem der letzten anderthalb Jahrhunderte vollkommen. 1919 konnte es nicht mehr, wie 1814/15, wiederhergestellt werden.
Die neuen Großmächte USA und Japan spielten in diesem Szenario nur eine nachgeordnete Rolle. Russlands überraschende Niederlage gegen Japan in einem Krieg, der überwiegend auf chinesischem Territorium ausgetragen wurde, dem Russisch-japanischen Krieg von 1904/05, löste allerdings eine Krise der russischen Politik aus, die auch für Europa und die «orientalische Frage» nicht folgenlos blieb. Dass die USA 1905 den Frieden zwischen den beiden Kriegsgegnern vermittelten (der sonst ausgesprochen martialische Präsident Theodore Roosevelt erhielt dafür den Friedensnobelpreis), symbolisierte nach dem Spanisch-amerikanischen Krieg von 1898, in dem die USA mit ungezügelter Angriffslust vorgingen, und der Beteiligung der USA an der Acht-Mächte-Intervention gegen die aufständischen Yihetuan («Boxer») in China 1900 zum dritten Mal hintereinander einen neuen Anspruch auf eine Großmachtrolle. Eine solche Rolle Japans war bereits 1902 anerkannt worden, als die führende Weltmacht, Großbritannien, einen Allianzvertrag mit dem Inselkaiserreich geschlossen hatte.20 1905 war der Schritt vom europäischen Staatensystem zum Weltstaatensystem unwiderruflich getan. Allerdings waren Japan und die USA an der Entstehung des Ersten Weltkriegs nicht direkt beteiligt. Von seiner Genese her war er ein europäischer Krieg. Das europäische Staatensystem wurde von innen her zerstört.
|  Erzählung II: Metamorphose der Imperien


Neben dieser Großerzählung von Erneuerung, Erosion und Katastrophe des europäischen Staatensystems steht eine zweite Geschichte. Sie trägt den Titel «Überseeexpansion und Imperialismus». Obwohl in den letzten Jahren frühere Versionen dieser Geschichte stärker in Zweifel gezogen worden sind als das Stan-dardnarrativ vom europäischen Staatensystem, lässt sich doch ein einfaches Verlaufsmuster rekonstruieren. Sein unstrittiger Kern sieht ungefähr so aus: Mit der britischen Niederlage im amerikanischen Unabhängigkeitskrieg und der Neuformierung der abtrünnigen Kolonien in Nordamerika zu der neuen Föderation «United States of America» begann im Jahre 1783 das Ende der frühneuzeitlichen Phase der europäischen Expansion und Kolonialgeschichte. Auch Frankreich erlitt einen tiefen Rückschlag, als sich nach langen Kämpfen 1804 seine ökonomisch wichtigste Kolonie, das zuckerproduzierende Saint-Domingue (der Westteil der Insel Hispaniola) in der Karibik, als «Haiti» selbständig machte. Schon 1763 hatte Frankreich seine Besitzungen in Nordamerika verloren. Revolution und napoleonisches Empire, die zur Vormacht in Europa führten, waren paradoxerweise mit einem Rückzug Frankreichs aus Übersee verbunden, denn Napoleon eroberte keine neuen Kolonien. Aus Ägypten, in das Bonaparte 1798 eingedrungen war, zogen sich die Franzosen bereits nach drei Jahren wieder zurück, und aus anderen Vorhaben, England in Asien herauszufordern, wurde nichts. Die Briten konnten ihre Niederlage in Amerika leichter kompensieren als die Franzosen ihr koloniales Debakel, denn es gelang ihnen zwischen 1799 und 1818, durch große Feldzüge die Oberhoheit über Indien zu gewinnen. Dort saßen sie zwar schon seit dem 17. Jahrhundert als Händler und seit den 1760er Jahren auch als Territorialherren der Provinz Bengalen, doch erst im Zuge ihrer weltweiten Auseinandersetzung mit Frankreich (das unter den indischen Fürsten Verbündete gesucht hatte) gelang es ihnen, die verbliebenen einheimischen Militärmächte zu besiegen oder zumindest zu neutralisieren. Schließlich war um die Mitte der 1820er Jahre die spanische Herrschaft aus dem kontinentalen Süd- und Mittelamerika verschwunden. Vom spanischen Weltreich blieben nur die Philippinen und Kuba.
Während der mittleren Jahrzehnte des 19. Jahrhunderts war das Interesse der Europäer an Kolonien nicht sehr groß. Es wurde von einzelnen Politikern (Napoleon III. in Frankreich oder Benjamin Disraeli in Großbritannien) aus innenpolitischen Gründen geweckt und geschürt. Dort, wo man bereits Kolonien unter Kontrolle hatte (Indien, Niederländisch-Ostindien, Philippinen, Kuba), versuchte man sie wirtschaftlich besser zu nutzen. Einige Neueroberungen kamen hinzu: Algerien, mit dessen Invasion Frankreich 1830 begann, ohne sie vor dem Ende der 1850er Jahre wirklich abschließen zu können; Sind (1843) und Panjab (1845–49) als westliche Ergänzungen des bestehenden britischen Herrschaftsbereichs in Indien; Neuseeland, wo sich die Maori bis 1872 militärisch wehrten; binnenländische Erweiterungen von Küstenkolonien am Kap der Guten Hoffnung und im Senegal; der Kaukasus und die Khanate Innerasiens. Während der mittleren Jahrzehnte des 19. Jahrhunderts errichteten Großbritannien und Frankreich, die beiden einzigen damals in Übersee aggressiv auftretenden Mächte, in Asien und Afrika einzelne Stützpunkte (etwa Lagos oder Saigon), die später zu Ausgangspunkten territorialer Eroberungen werden sollten, und erzwangen durch militärischen Druck auf asiatische Länder Zugeständnisse für den europäischen Handel. Das typische imperialistische Instrument dieser Zeit war weniger die Expeditionsarmee als das billige, aber effektive Kanonenboot, das drohend in einen Hafen einlief. Allerdings waren zumindest die beiden Kriege gegen China (erster Opiumkrieg 1839–42, zweiter Opiumkrieg oder «Arrow War» 1856–60) auch mit Aktionen zu Lande verbunden und keineswegs bloße Spaziergänge. Einige imperiale Unternehmungen scheiterten, so etwa die erste Intervention der Briten in Afghanistan (1839–42) und der für Frankreich ebenso wie für Mexiko (ca. 50.000 Tote!) kostspielige Versuch Napoleons III., in einem Land, das seine Auslandsschulden nicht mehr bezahlte, einen habsburgischen Prinzen als Herrscher eines Satellitenstaates einzusetzen. Diese bizarre Episode endete 1867 mit der kriegsgerichtlichen Verurteilung und Hinrichtung des Erzherzogs Maximilian, der sich «Kaiser von Mexiko» nannte. Dass Frankreich für sein mittelamerikanisches Abenteuer anfangs die Unterstützung Großbritanniens und Spaniens besaß, ist später oft übersehen worden.21
In den 1870er Jahren deutete sich ein Wandel in der Vorgehensweise und in der Aggressionsbereitschaft der europäischen Großmächte an. Das Osmanische Reich und Ägypten, die sich bei westlichen Gläubigern hoch verschuldet hatten, gerieten unter finanziellen Druck, der von den Großmächten politisch ausgenutzt werden konnte. Zur gleichen Zeit rückte Afrika durch einige spektakuläre und weit publizierte Forschungsreisen in den Aufmerksamkeitshorizont der europäischen Öffentlichkeit. 1881 musste der Bey von Tunis einen französischen «Generalresidenten» als Macht hinter dem Thron akzeptieren. Das war der Beginn der «Aufteilung Afrikas». Als Großbritannien 1882 Ägypten, das wegen des 1869 eröffneten Suezkanals von außerordentlicher strategischer Bedeutung für das Empire war, als Reaktion auf eine nationalistische Bewegung militärisch besetzte, war damit der Startschuss zu einem Wettlauf um koloniale Ansprüche in Afrika gegeben. Innerhalb weniger Jahre wurden auf dem gesamten Kontinent claims abgesteckt und bald auch durch militärische Eroberungen realisiert. Zwischen 1881 und 1898 (britischer Sieg über die Mahdi-Bewegung im Sudan) wurde ganz Afrika unter den Kolonialmächten Frankreich, Großbritannien, Belgien (hier fungierte zunächst nicht der belgische Staat, sondern König Leopold II. als «Besitzer» einer Kolonie), Deutschland und Portugal, das einige ältere Siedlungskerne an den Küsten von Angola und Mosambik besaß, aufgeteilt. In einer allerletzten Phase kamen Marokko (1912) unter französische und die – faktisch kaum «kontrollierbare», aber zuletzt von Istanbul aus mit neuer Aufmerksamkeit betrachtete – libysche Wüste unter italienische Kontrolle (1911/12).22 Nur Äthiopien und das von ehemaligen amerikanischen Sklaven gegründete Liberia blieben selbständig. Dieser sogenannte Wettlauf um Afrika (scramble for Africa) muss als ein einheitlicher, freilich im Einzelnen oft ungeplant, chaotisch und opportunistisch verlaufender Prozess gesehen werden. Als ein solcher war die Okkupation eines riesigen Kontinents innerhalb weniger Jahre beispiellos in der gesamten Weltgeschichte.23
Zwischen 1895 und etwa 1905 wiederholte sich ein ähnlicher scramble in China. Dort waren allerdings nicht alle Imperialmächte gleichermaßen an Territorialbesitz interessiert. Einigen, vor allem Großbritannien, Frankreich und Belgien, ging es eher um Eisenbahn- und Bergbaukonzessionen sowie um die Absteckung informeller Einflusszonen für den Handel. Die USA proklamierten Chancengleichheit (das Prinzip der open door) für die Wirtschaftsinteressen aller Länder auf dem chinesischen Markt. Allein Japan, Russland und Deutschland konnten sich damals an der chinesischen Peripherie kolonieartige Territorien von einiger Bedeutung aneignen: Taiwan (Formosa), die Südmandschurei sowie Qingdao und sein Hinterland auf der Halbinsel Shandong. China blieb aber als Staat erhalten; die allermeisten Chinesen wurden niemals koloniale Untertanen. Daher hatte der «kleine» scramble in China viel weniger gravierende Auswirkungen als der «große» in Afrika. Kolonien suchten die westeuropäischen Mächte weniger in Nordost- als in Südostasien. Dort setzten sich die Briten in Burma und Malaya, die Franzosen in Indochina (Vietnam, Laos, Kambodscha) fest. Die USA eroberten zwischen 1898 und 1902 die Philippinen erst von Spanien und dann von der philippinischen Unabhängigkeitsbewegung. Um 1900 war Siam das einzige nominell unabhängige (wenn auch aus einer schwachen Position heraus vorsichtig taktierende) Land in dieser politisch und kulturell besonders vielfältigen Gegend der Welt. Die ideologische Begründung für alle Prozesse europäischer (und nordamerikanischer) Eroberung und Machtergreifung in Asien und Afrika zwischen 1881 und 1912 war überall dieselbe: das oft rassistisch ideologisierte «Recht des Stärkeren», das angebliche Unvermögen der Einheimischen, sich selbst ordentlich zu regieren, und die – oft präventive – Wahrung des eigenen nationalen Interesses in der Konkurrenz mit den europäischen Rivalen.
Diese zweite Großgeschichte mündet nicht so direkt wie die erste in den Weltkrieg der Jahre 1914 bis 1918. Bereits mehrere Jahre vor 1914 stabilisierte sich die koloniale Welt. Die Spannungen zwischen den Kolonialmächten ließen nach und wurden teilweise sogar vertraglich geregelt. Außereuropäische Schauplätze dienten gelegentlich der symbolischen Machtentfaltung, die an ein europäisches Publikum adressiert war, so etwa in den beiden Marokkokrisen von 1905/06 und 1911, als das Deutsche Reich Nordafrika zur Bühne von Bluffmanövern machte und sich zugleich die konfliktaufheizende Macht der Presse fatal zu erkennen gab. Dahinter verbargen sich selten genuin koloniale Rivalitäten. Der Erste Weltkrieg wurde nicht primär durch die Kollision imperialer Dynamiken in Asien und Afrika ausgelöst. Dies hat historiographisch zur Folge, dass Geschichte Nr. 2 oft nur als wenig relevante Nebenlinie der schnurstracks auf den Sommer 1914 zulaufenden Geschichte Nr. 1 verstanden wird. Nicht wenige Gesamtdarstellungen der europäischen Geschichte des 19. Jahrhunderts erwähnen Kolonialismus und Imperialismus nur in knappen Bemerkungen.24 Sie erwecken den Eindruck, als habe die europäische Expansion in der Welt nicht zum Wesen der europäischen Geschichte gehört, sondern sei ein Nebenprodukt der Entwicklungen in Europa selbst gewesen. Deshalb haben Diplomatie- und Kolonialgeschichte selten wirklich zueinandergefunden. Eine weltgeschichtliche Betrachtungsweise kann sich damit nicht begnügen. Sie muss eine Brücke finden zwischen europazentrischen und asien- oder afrikazentrischen Sichtweisen und steht vor zwei anspruchsvollen Aufgaben: Erstens muss sie versuchen, die Geschichte des europäischen, sich gegen Ende des Jahrhunderts global erweiternden Staatensystems mit der Geschichte der kolonialen und imperialen Expansion in Beziehung zu setzen. Zweitens sollte sie der Versuchung widerstehen, die internationale Geschichte des 19. Jahrhunderts teleologisch auf den Kriegsausbruch 1914 zulaufen zu lassen. Wir wissen, dass der Krieg am 4. August 1914 begann, aber selbst wenige Jahre zuvor ahnten nur wenige der Zeitgenossen, dass es bald so weit kommen würde. Ein genuiner Weltkrieg lag nicht im Handlungshorizont der historischen Akteure, und es würde das Verständnis des 19. Jahrhunderts ungebührlich einengen, wollte man es bloß als lange Vorgeschichte der großen Katastrophe auffassen. Eine dritte Herausforderung kommt hinzu: die Vielfalt imperialer Phänomene in den Blick zu nehmen. Gewiss wäre es oberflächlich, alles, was sich selbst als «Reich» oder «Imperium» bezeichnet, über einen Kamm zu scheren. Die Reichssemantik hat in unterschiedlichen Ländern und Zivilisationen ganz verschiedenartige Bedeutungen. Sie muss als «Diskurs» untersucht werden und taugt nicht zur trennscharfen Bestimmung von Phänomenen der historischen Wirklichkeit. Auf der anderen Seite hat bereits die Betrachtung von Frontiers in unterschiedlichen Zusammenhängen große Ähnlichkeiten zwischen Fällen zutage gefördert, die zumeist ohne Verbindung miteinander gesehen werden. Ähnlich ist es mit den Imperien. Es muss daher versucht werden, die übliche, selten reflektierte Unterscheidung zwischen den «maritimen» Imperien der Westeuropäer und den «kontinentalen» Reichen, die von Wien, St. Petersburg, Istanbul und Peking aus regiert wurden, in Frage zu stellen. Zunächst aber ein Blick auf den Nationalstaat.
2  |  Wege zum Nationalstaat

|  Reichssemantik


Das 19. Jahrhundert gilt den Historikern, insbesondere den deutschen und französischen, als das Zeitalter des Nationalismus und der Nationalstaaten.25 Der preußisch/ deutsch-französische Konflikt war eine Auseinandersetzung zwischen einem der ältesten Nationalstaaten Europas und einem Nachbarn, der sich am Land der Revolutionen übertrumpfend messen wollte. Die deutsche und die französische Geschichte waren entangled histories, wenn es jemals so etwas in Europa gab – nicht zwischen grundsätzlich ungleichen Partnern, sondern in einer Konstellation, die langfristig auf das Gleichgewicht zulief, das nach 1945 erreicht wurde. Aber trägt die deutsch-französische Perspektive eine Interpretation Europas oder gar der ganzen Welt im 19. Jahrhundert? Die britische Historiographie war immer schon etwas vorsichtiger. Sie, für welche «Reichsgründung» eine weniger tiefe Resonanz weckt als lange Zeit für nationalistisch gesinnte deutsche Historiker, hat den Gesichtspunkt der Nationalstaatsbildung selten so weit in den Mittelpunkt gerückt. Reichsgründung war aus britischer Sicht eine deutsche Angelegenheit mit europäischen Wirkungen. Das British Empire hingegen verdankte seine Existenz keiner «Gründung», wenn man nicht gerade ein paar Freibeuter aus der Zeit Elisabeths I. als seine Urheber feiern wollte. Es war nicht in einem plötzlichen Schöpfungsakt entstanden, sondern an zahlreichen Schauplätzen in aller Welt in einem komplizierten und langwierigen Prozess ohne einen datierbaren «Urknall» und ohne zentrale Steuerung. Großbritannien brauchte im 19. Jahrhundert kein Reich zu gründen, weil es bereits seit langem eines besaß, ohne dass sich genau angeben ließ, wo es herkam. Dass die verstreuten Besitzungen der Krone und andere Territorien britischer Siedlung und Kolonisation gemeinsam ein geschlossenes «Empire» bilden könnten, fiel vor der Mitte des 19. Jahrhunderts kaum jemandem auf. Bis in die 1870er Jahre wurden die Siedlungskolonien, deren «Mutterland» zu sein Großbritannien beanspruchte, als etwas konzeptionell ganz anderes gesehen als die übrigen Kolonien, zu denen keine «mütterlichen» Beziehungen bestanden, eher solche eines streng erziehenden Paternalismus.26 Auch später war die Natur des Empire stets heftig umstritten.
Auch in anderen Fällen ist die Reichssemantik vielschichtig und sogar widersprüchlich. Das deutsche «Reich» war um 1900 je nach Blickpunkt mindestens dreierlei: (1) ein junger Nationalstaat in der Mitte Europas, der sich parvenuhaft ein kaiserliches Oberhaupt gegeben hatte (mit Anklängen an die Selbsterhöhung Peters des Großen zum Kaiser 1721) und sich «Deutsches Reich» nannte, sodann (2) das kleine überseeische «Reich» kolonialen und handelshegemonialen Charakters, das sich dieses Deutsche Reich seit Bismarcks ersten kolonialen Aneignungen in Afrika 1884 peu à peu zugelegt hatte, schließlich (3) aber auch die romantische, durch Bismarcks kleindeutsche Arrondierung eher enttäuschte Phantasmagorie eines diffusen kontinentalen Großreichs, eines wiederhergestellten Heiligen Römischen Reichs, einer Sammlung aller Deutschen oder «Germanen», einer Sphäre deutschen «Lebensraums» oder gar eines deutsch dominierten «Mitteleuropa»: also ein Reich, wie es Anfang 1918 im Diktatfrieden mit Russland von Brest-Litovsk kurz aufblitzte und dann erst unter den Nazis nach 1939 für kurze Zeit Wirklichkeit wurde.27 Man könnte so fortfahren: Es gab zu allen Zeiten und in vielen Kulturen Begriffe vom «Reich», und selbst innerhalb des spätneuzeitlichen Europa und hier sogar in einzelnen nationalen Reichssemantiken finden sich kolossale Unterschiede. Ein Reich lässt sich daher durch seine Selbstbeschreibung nicht zureichend identifizieren, und der Ausweg, alles als ein Reich zu betrachten, was sich so nennt, ist keiner, der überzeugt. Ein Reich muss also strukturell, durch beobachtbare Merkmale beschrieben werden können.
|  Nationalstaat und Nationalismus


Reiche sind eine gesamteurasische Erscheinung von hohem Alter, im 3. Jahrtausend v. Chr. entstanden, und daher mit einer Fülle von Sinnkonstruktionen aus zahlreichen unterschiedlichen kulturellen Zusammenhängen befrachtet. Nationalstaaten hingegen sind eine relativ junge Erfindung Westeuropas, ein Phänomen, dessen Entstehung man im 19. Jahrhundert gleichsam unter Laborbedingungen beobachten kann. Dennoch hat es sich als schwierig erwiesen, einen «Nationalstaat» zu definieren. Vielleicht so? «Der moderne Nationalstaat ist ein Staat, in dem die Nation als die Gesamtheit der Staatsbürger der Souverän ist, [der] die politische Herrschaft festlegt und kontrolliert. Die gleichberechtigte Teilhabe aller Bürger an den Institutionen, Leistungen und Projekten des Staates ist sein leitendes Prinzip.»28 Diese Definition, so plausibel sie auf den ersten Blick ist, kommt mit derart hohen Ansprüchen an politische Partizipation daher, dass sie eine übergroße Zahl von Fällen ausschließt. Polen unter kommunistischer Herrschaft, Spanien unter Franco, Südafrika bis zum Ende der Apartheid: das wären dann alles keine Nationalstaaten gewesen. Und versteht man die Formulierung «alle Bürger» geschlechtsneutral: wie wäre Großbritannien, das «Mutterland der Demokratie», einzustufen, das erst 1928 das allgemeine Wahlrecht für Frauen einführte, oder das Frankreich der III. Republik, das dies erst 1944 tat? Im 19. Jahrhundert gab es wenige Länder auf der Welt, die sich nach solchen Maßstäben als Nationalstaaten qualifiziert hätten, allenfalls Australien nach 1906 und vor allem Neuseeland, das 1893 als erster Staat der Welt das allgemeine aktive Frauenwahlrecht einführte (das passive erst 1919) und in dem auch die eingeborenen Maori wahlberechtigt waren.29
Eine Alternative wäre der Weg zum Nationalstaat über denNationalismus.30 Darunter kann man ein Wir-Gefühl verstehen, das sich auf ein großes, sich als politischen Akteur und als Sprach- und Schickalsgemeinschaft begreifendes Kollektiv richtet. Eine solche Haltung wurde in Europa seit den 1790er Jahren wirksam. Sie beruht auf einfachen, allgemeinen Grundideen: Die Welt zerfällt in Nationen als ihre «natürlichen» Grundeinheiten; Imperien zum Beispiel sind demgegenüber künstliche Zwangsgebilde. Die Nation – und nicht die lokale Heimat oder eine übernationale Religionsgemeinschaft – ist der primäre Bezugspunkt individueller Loyalität und der maßgebende Rahmen für Solidaritätsbildung. Eine Nation muss daher klare Kriterien der Zugehörigkeit zum Großkollektiv formulieren und Minderheiten als solche kategorisieren – eine Vorstufe zu einer möglichen, aber nicht zwingenden Diskriminierung. Eine Nation erstrebt politische Autonomie auf einem definierten Territorium und benötigt zur Gewährleistung einer solchen Autonomie einen eigenen Staat.
Der Zusammenhang zwischen Nation und Staat ist nicht leicht zu fassen. Hagen Schulze hat dargelegt, wie in Europa zuerst der «moderne Staat» auf den Plan tritt, wie sich in einer zweiten Phase «Staatsnationen» und dann «Volksnationen» herausbilden oder sich selbst als solche definieren und wie erst in der Zeit nach der Französischen Revolution ein gesellschaftlich breit fundierter Nationalismus – Schulze sagt «Massennationalismus» – das Formgehäuse des Staates annektiert. Schulze vermeidet eine explizite Definition von «Nationalstaat», verdeutlicht aber, was er meint, in einem grand récit, das in säuberlicher Periodisierung den «revolutionären» (1815–1871), den «imperialen» (1871–1914) und schließlich den «totalen» Nationalstaat (1914–1945) aufeinander folgen lässt.31 In jedem Fall erscheint der Nationalstaat hier als das Kompositprodukt oder die aufhebende Synthese von Staat und Nation: nicht einer virtuellen, sondern einer mobilisierten Nation.
Wolfgang Reinhard gab der Diskussion um den historischen Ort des Nationalstaates eine andere Wendung, indem er, im Einklang mit Nationalismustheoretikern wie John Breuilly oder Eric J. Hobsbawm, formulierte: «Die Nation war die abhängige, die Staatsgewalt aber die unabhängige Variable der historischen Entwicklung.»32 Demnach wäre der Nationalstaat, den auch Reinhard erst im 19. Jahrhundert erkennen kann,33 nicht das nahezu unvermeidliche Resultat einer massenhaften Bewusstseinsbildung und Identitätsformierung «von unten», sondern das Produkt eines konzentrierenden Machtwillens «von oben».34 Der Nationalstaat ist in diesem Verständnis nicht die staatliche Hülle einer gegebenen Nation. Er ist ein «Projekt» von Staatsapparaten und machthabenden Eliten, aber auch, wie man ergänzen müsste, von revolutionären oder antikolonialen Gegeneliten. Der Nationalstaat knüpft meist an ein bereits vorhandenes Nationalgefühl an, instrumentalisiert es dann aber für eine Politik der Nationsbildung. Diese Politik setzt sich zum Ziel, mehreres zugleich zu schaffen: einen aus eigenen Kräften lebensfähigen Wirtschaftsraum, einen handlungsfähigen Akteur der internationalen Politik und manchmal auch eine homogene Kultur mit eigenen Symbolen und Werten.35 Daher gibt es nicht nur Nationen auf der Suche nach einem eigenen Nationalstaat, sondern umgekehrt auch Nationalstaaten auf der Suche nach der perfekten Nation, mit der sie sich im Idealfall zur Deckung bringen könnten. Wie Wolfgang Reinhard richtig beobachtet, sind die meisten Staaten, die sich heute als Nationalstaaten bezeichnen, in Wahrheit multinationale Staaten mit erheblichen Anteilen sich zumindest im vorpolitisch-gesellschaftlichen Raum organisierender Minderheiten.36 Diese Minderheiten unterscheiden sich vor allem dadurch voneinander, ob ihre politischen Führer die Existenz des Gesamtstaates separatistisch in Frage stellen wie Basken und Tamilen oder ob sie sich mit einer Teilautonomie zufrieden geben wie etwa Schotten, Katalanen oder Frankokanadier. Solche «Minderheiten» waren die «Völkerschaften» und (in einem vormodernen Wortsinne) «Nationen» der großen Imperien. Die Polyethnizität aller Imperien hat sich in die Nationalstaaten hinübergerettet, gerade auch in die jungen des 19. Jahrhunderts, auch wenn diese das stets hinter homogenisierenden Diskursen zu verbergen versuchen.
Wo sind nun die Nationalstaaten, die angeblich die Signatur des 19. Jahrhunderts ausmachen? Ein Blick auf die Weltkarte zeigt eher Imperien als solche Nationalstaaten.37 Um 1900 konnte niemand das bevorstehende Ende des imperialen Zeitalters prognostizieren. Nach dem Ersten Weltkrieg, der drei Imperien – das osmanische, das hohenzollernsche und den habsburgischen Vielvölkerstaat – zerstörte, dauerte die imperiale Epoche an. Sämtliche westeuropäischen Kolonialreiche sowie das kleine, auf die Philippinen konzentrierte Kolonialreich der USA bestanden fort und erreichten überwiegend erst in den 1920er und 1930er Jahren den Höhepunkt ihrer wirtschaftlichen und mentalen Bedeutung für die Mutterländer. Der neuen Sowjetmacht gelang es innerhalb weniger Jahre, den kaukasischen und innerasiatischen Gürtel des spätzarischen Russischen Reiches wiederherzustellen. Japan, Italien und – sehr kurzlebig – das nationalsozialistische Deutschland bauten neue Imperien auf, welche die älteren Reiche imitierten und karikierten. Das imperiale Zeitalter kam erst mit der großen Dekolonisierungswelle zwischen der Suezkrise von 1956 und dem Ende des Algerienkrieges 1962 zum Abschluss.
Wenn auch das 19. Jahrhundert kein «Zeitalter der Nationalstaaten» war, so doch immerhin zweierlei: Zum einen war es die Epoche des Nationalismus, in der diese neue Denkweise und politische Mythologie entstand, als Doktrin und Programm formuliert und als massenbewegendes Sentiment mobilisierend wirksam wurde. Der Nationalismus hatte von vornherein eine starke anti-imperiale Komponente. Erst die Erfahrung französischer «Fremdherrschaft» radikalisierte den Nationalismus in Deutschland. Im Zarenreich, in der Habsburgermonarchie, im Osmanischen Reich, in Irland: überall regten sich Widerstände im Namen neuer nationaler Vorstellungen. Keineswegs jedoch waren solche Widerstände unweigerlich mit dem Ziel nationalstaatlicher Unabhängigkeit verknüpft. Oft ging es anfangs nur um Schutz vor Übergriffen oder Diskriminierung, um stärkere Repräsentation der eigenen Interessen innerhalb des imperialen Verbandes, um Spielräume für Sprache und andere kulturelle Äußerungsformen. Auch der frühe, unmittelbar auf die erste Invasion reagierende Widerstand in Asien und Afrika gegen koloniale Eroberung (primary resistance) hatte selten bereits den eigenen Nationalstaat vor Augen. Secondary resistance kam erst im 20. Jahrhundert hinzu, als neue, mit dem Westen vertraute Bildungseliten sich mit dem Modell des Nationalstaates angefreundet und die mobilisierende Kraft einer national-emanzipatorischen Rhetorik erkannt hatten. Doch war der eigene Nationalstaat, wie vage auch immer imaginiert, als Entfaltungs- und Gestaltungsrahmen politischer Führungsgruppen, die sich keiner höheren Autorität mehr unterordnen wollten, ein immer attraktiveres Ziel: in Polen, Ungarn, Serbien und vielen anderen Regionen Europas, aber auch schon in ganz wenigen außerokzidentalen Kontexten, etwa in der ägyptischen Unabhängigkeitsbewegung von 1881/82, die nach ihrem wichtigsten Anführer als Urabi-Bewegung bekannt ist und die ihre Anhänger unter der Parole «Ägypten den Ägyptern!» gegen eine extrem auslandsfreundliche Regierung sammelte, sowie in frühen Regungen des vietnamesischen Anti-Kolonialismus (etwa ab 1907).38
Zum anderen war das 19. Jahrhundert eine Zeit der Bildung von Nationalstaaten: Trotz mancher spektakulärer Gründungsakte waren dies stets längere Prozesse, und es ist nicht immer leicht anzugeben, wann ein Zustand der Nationalstaatlichkeit tatsächlich erreicht war, wann die «äußere» und die «innere» Nationalstaatsbildung hinreichend ausgereift waren. Der «innere» Aspekt ist schwieriger zu beurteilen. Er verlangt Entscheidungen darüber, wann ein bestimmtes territorial organisiertes Gemeinwesen innerhalb meist evolutionär verlaufender Wandlungen einen Grad der strukturellen Integration und homogenisierenden Bewusstseinsbildung erreicht hat, der es von seinem früheren Zustand (als Fürstenstaat, Imperium, alteuropäische Stadtrepublik, Kolonie usw.) qualitativ deutlich verschieden macht. Allein schon wann Frankreich, ein Land, das als Musterfall der Nationalstaatsbildung gilt, ein solcher wurde, ist nicht einfach zu beantworten. Bereits mit der Revolution von 1789 und ihrer nationalen Rhetorik und Gesetzgebung? Oder mit Napoleons zentralisierenden Reformen? Oder im Zuge einer sich über Jahrzehnte hinweg vollziehenden Verwandlung von «Bauern in Franzosen», eines Prozesses, den sein maßgebender Historiker überhaupt erst um 1870 in Gang kommen sieht?39 Wenn sich das schon bei Frankreich so schwer einschätzen lässt, wie dann erst bei weniger transparenten Fällen?
Im Unterschied dazu ist es einfacher zu entscheiden, wann ein Gemeinwesen international handlungsfähig wird, also die äußere Form eines Nationalstaates annimmt. Ein Staat konnte unter den Bedingungen der internationalen Ordnungen und Konventionen des 19. und 20. Jahrhunderts nur dann als ein Nationalstaat gelten, wenn er von einer großen Mehrheit der Staatengemeinschaft als unabhängiger Akteur anerkannt wurde. Dieses westliche Konzept von Souveränität ist eine notwendige, aber nicht auch schon eine hinreichende Bedingung für realisierte Nationalstaatlichkeit. Nicht jede außenpolitische Macht ist auch zugleich ein Nationalstaat. Das würde die «Außen»-Sicht verabsolutieren, und dann wäre Bayern um 1850 ein Nationalstaat gewesen. Aber als notwendige Grundbedingung ist das Kriterium brauchbar: Einen Nationalstaat, der kein eigenes Militär und keine eigene Diplomatie unterhält und der nicht als Partner beim Abschluss völkerrechtlicher Verträge akzeptiert wird, gibt es nicht. Die Zahl internationaler Akteure war im 19. Jahrhundert kleiner als die jener Gemeinwesen, denen man ein einigermaßen erfolgreiches gesellschaftliches und kulturelles nation-building bescheinigen möchte. Obwohl um 1900 herum das von Russland kontrollierte Polen, Ungarn im Habsburgerreich oder Irland im United Kingdom viele Merkmale von Nationsbildung zeigten, kann man sie nicht als Nationalstaaten bezeichnen. Sie wurden dies erst nach dem Ende des Ersten Weltkriegs – in einem Schub nationalstaatlicher Emanzipation, der alles in den Schatten stellte, was das «Jahrhundert des Nationalstaates» zu bieten hatte. In der zweiten Hälfte des 20. Jahrhundert war es dann umgekehrt: Viele nach außen als souverän anerkannte Staaten waren labile Quasi-Staaten ohne institutionelle und kulturelle Kohärenz.
Nationalstaaten entstanden im 19. Jahrhundert auf drei unterschiedlichen Wegen: (1) durch revolutionäre Verselbständigung von Kolonien, (2) durch hegemoniale Vereinigung, (3) durch evolutionäre Autonomisierung.40 Dem entsprachen drei Formen von Nationalismus, die John Breuilly unterschieden hat: anti-kolonialer Nationalismus, Vereinigungsnationalismus und separatistischer Nationalismus.41
|  Revolutionäre Verselbständigung


Die meisten neuen Staaten des kalendarischen 19. Jahrhunderts entstanden bereits in dessen erstem Quartal. Sie waren Produkte der Sattelzeit und wurden am Ende eines atlantischen Revolutionszyklus geboren.42 Diese erste Welle der Dekolonisation war Teil einer transatlantischen Kettenreaktion, die mit dem etwa gleichzeitigen, aber ursächlich unverbundenen zentralisierenden Zugriff Londons und Madrids auf die jeweiligen amerikanischen Kolonien in den 1760er Jahren begonnen hatte.43 Die Reaktion der Nordamerikaner erfolgte prompt, die der Hispanoamerikaner mit einiger Verzögerung. Als sie 1810 als offene Revolte am Rio de la Plata und in Mexiko begann, waren neue Voraussetzungen gegeben: das Vorbild der USA, vor allem aber der Zusammenbruch der spanischen Monarchie 1808 als Folge von Napoleons Invasion der Iberischen Halbinsel, die wiederum ein Resultat der von Anfang an militärisch expansiven Französischen Revolution war. Eine frühere und direktere Wirkung hatte die Revolution von 1789 zuvor auf der Insel Hispaniola gehabt. Dort begann in der Kolonie Saint-Domingue schon 1792 eine Revolution der mulattischen Mittelschicht (gens de couleur) und der schwarzen Sklaven. Aus ihr, einer genuin anti-kolonialen und sozialen Revolution, ging 1804 die zweite Republik Amerikas hervor: Haiti.44 Sie wurde 1825 von Frankreich anerkannt, danach schrittweise von den meisten anderen Staaten. Auf dem Festland entstanden in einem plurizentralen Prozess der Unabhängigkeitsrevolutionen die Republiken Hispanoamerikas, wie sie heute noch bestehen: Argentinien, Chile, Uruguay, Paraguay, Peru, Bolivien, Kolumbien, Venezuela und Mexiko. Die Bildung größerer Einheiten, wie Simón Bolívar sie angestrebt hatte, misslang.45 Durch spätere sekundäre Abspaltungen entstanden 1830 Ecuador, 1838 Honduras, 1839 Guatemala. So tauchte ein ganzer Archipel neuer, allesamt (nach dem Intermezzo eines ersten mexikanischen Kaiserreichs 1822–24) republikanischer Staatsgebilde auf, die nach außen hin Souveränität beanspruchten und auch zugestanden bekamen, selbst wenn Erfolge bei der inneren Nationsbildung oft noch lange auf sich warten ließen.
In Brasilien entwickelten sich die Dinge weniger revolutionär. Hier brachen nicht kreolische Eliten mit einem ungeliebten Reichszentrum. Der portugiesischen Dynastie gelang es 1807, vor Napoleon in ihre wichtigste Kolonie zu fliehen. Nach der Niederlage Napoleons entschloss sich der Regent Dom Joäo (später: Johann VI.), in Brasilien zu bleiben, erhob Brasilien in den Rang eines Königreiches und regierte ab 1816 als König von Portugal, Brasilien und der Algarve. Nach der Rückkehr des Königs nach Europa blieb sein Sohn als Prinzregent zurück und ließ sich 1822 zum Kaiser Peter (Pedro) I. eines nun unabhängigen, aber vom Mutterland friedlich geschiedenen Brasilien krönen. Erst 1889 wurde das bevölkerungsreichste Land Lateinamerikas Republik.
Ein Einzelfall als einziger neuer Staat in Europa, der aus einem Imperium hervorging, war Griechenland. Hier kamen einheimische Befreiungskräfte (die auch aus dem Exil heraus wirkten), eine laute philhellenische Agitation in Großbritannien und Deutschland und schließlich eine anti-türkische Marineintervention Großbritanniens, Russlands und Frankreichs zusammen, um 1827 Hellas aus dem Osmanischen Reich zu lösen – einstweilen noch in Grenzen, die nur den Süden des heutigen Griechenland und die Ägäis-Inseln umschlossen. Betrachtet man die auf das 15. Jahrhundert zurückgehende osmanische Herrschaft (ohne auf definitorische Feinheiten zu achten) als «kolonial», dann war das befreite Griechenland – wie die gleichzeitig entstandenen neuen Staaten Lateinamerikas – ein postkoloniales Gebilde, das Resultat allerdings nicht einer ganz autonomen, sondern einer von den Großmächten unterstützten Unabhängigkeitsrevolution ohne eine breite Massenbasis. Griechenland blieb denn auch noch stärker von den Großmächten abhängig als die neuen Staaten Lateinamerikas. Der griechische Staat wurde im Londoner Protokoll vom Februar 1830 international anerkannt und gewann erst dadurch völkerrechtliche Realität. Der äußeren Hülle entsprach jedoch noch kein gesellschaftlicher und kultureller Inhalt: «Nun gab es einen griechischen Staat. Aber eine griechische Nation musste erst noch geschaffen werden.»46
Gleichzeitig, 1830/31, entstand der Staat Belgien, traditionell die Südlichen Niederlande. Im Unterschied zu den Griechen konnten sich die Bürger von Brüssel und seiner Umgebung nicht über jahrhundertelange Fremdherrschaft beklagen. Sie nahmen vor allem Anstoß an der, wie sie es sahen, autokratischen Politik, die der niederländische König Wilhelm I. seit der postnapoleonischen Vereinigung des Königreiches 1815 betrieb. Auch fehlte dem innerniederländischen Gegensatz die Ideologisierbarkeit als Kampf freier Europäer gegen eine orientalische Despotie, die dem griechischen Fall soviel Publizität und Unterstützung eingetragen hatte. Mehr noch als Griechenland war Belgien das Geschöpf einer Revolution. Während des Tumults, den die französische Julirevolution von 1830 in großen Teilen Europas ausgelöst hatte, brachen im August auch in Brüssel Unruhen aus, zunächst im Opernhaus während einer Vorstellung von Aubers La Muette de Portici. Aufstände in anderen Städten folgten. Die Niederlande setzten Truppen ein. Die völlige Trennung von den Niederlanden, die binnen weniger Wochen der Radikalisierung zum Ziel der revolutionären Bewegung wurde, gelang, anders als im Falle Griechenlands im Verhältnis zum Osmanischen Reich, ohne ausländische Militärintervention, obwohl der Zar und der preußische König damit gedroht hatten, ihrem Kollegen Wilhelm zu Hilfe zu kommen, und die internationale Krise um Belgien zeitweilig gefährlich eskalierte. Doch ganz wie Griechenland war auch Belgien in seiner Existenz von einer vertraglichen Garantie durch die Großmächte abhängig.47 Abermals spielte dabei Großbritannien die Rolle des wichtigsten Geburtshelfers.
Weit weniger von der internationalen Öffentlichkeit beachtet, hatte sich 1804 in einer Grenzprovinz des Osmanischen Reiches, dem Paschalik von Belgrad, wo etwa 370.000 Menschen lebten, die christliche Bevölkerung serbischer Herkunft gegen die örtliche osmanische Truppe, die Janitscharen, erhoben, die, von Istanbul aus kaum kontrollierbar, ein Terrorregiment ausübte.48 Nach einem langen und komplizierten Konflikt erkannte 1830 der Sultan die Autonomie des Fürstentums Serbien an. Serbien blieb dennoch ein Teil des Osmanischen Reiches. 1867 – gleichzeitig mit ähnlichen Entwicklungen in Kanada – war der Punkt erreicht, wo die Serben keine Einmischung ihres fernen Suzeräns in ihre inneren Angelegenheiten mehr zu befürchten hatten; die letzten türkischen Truppen waren abgezogen.49 Als unabhängiger Staat im Sinne des Völkerrechts wurde Serbien schließlich 1878 auf dem Berliner Kongress von den Großmächten anerkannt. Auch Montenegro und das lange zwischen russischer und osmanischer Protektion hin- und hergerissene Rumänien erlangten diesen Status. Bulgarien profitierte von der verheerenden Niederlage des Sultans im Russisch-türkischen Krieg von 1877/ 78, blieb aber weiterhin ein der Pforte tributpflichtiges Fürstentum und erfuhr erst während der jungtürkischen Revolution im Osmanischen Reich 1908/09 seine internationale Anerkennung als selbständiger Staat mit einem «Zaren» an der Spitze.50
Waren alle diese neuen politischen Gebilde «Nationalstaaten» in einem inneren Sinne? Daran lässt sich zweifeln. Haiti musste nach hundert Jahren staatlicher Existenz auf «eine bedenkliche Vergangenheit und klägliche Gegenwart» blicken; politische Institutionenbildung und sozioökonomische Entwicklung waren unterblieben.51 Auf dem süd- und mittelamerikanischen Kontinent kann im ersten halben Jahrhundert nach der Unabhängigkeit von einem ruhig verlaufenden Prozess der Konsolidierung keine Rede sein. Politische Stabilität wurde in den meisten Ländern erst in den 1870er Jahren erreicht, die weltweit eine Periode der Zentralisierung und Neuorganisation staatlicher Macht waren. Griechenland stand zunächst unter so etwas wie bayerischer Kuratel. Die Großmächte hatten aus München den siebzehnjährigen Prinzen Otto, einen Sohn König Ludwigs I., als Monarchen abgeordnet. Griechenland erlebte dann seine eigenen Staatsstreiche (1843, 1862, 1909) und fand erst nach 1910 unter dem liberalen Premierminister Eliftherios Venizelos zu stabileren Institutionen.52 Selbst Belgien war kein Musterbeispiel eines einheitlichen Nationalstaates: Dort wurde der offizielle, sich gegen die Niederlande abgrenzende Staatsnationalismus, der Französisch als einzige Amtssprache in der Verfassung verankert hatte, seit den 1840er Jahren durch einen ethnischsprachlichen Nationalismus unter den Flamen herausgefordert. Der «Flämischen Bewegung» ging es um kulturelle Gleichberechtigung innerhalb des Gesamtstaates und um die grenzüberschreitende Einheit der niederländischen Sprache und Kultur.53
|  Hegemoniale Vereinigung


Staatsbildung durch freiwilligen Zusammenschluss von Bundesgenossen ist ein historisch altes Muster. Wenn es dabei keine einzelne dominierende Macht gibt, handelt es sich um die Verfestigung territorialer Staatlichkeit durch eine polykephale, also «vielköpfige» Föderation von Städten oder Kantonen. Die Niederlande und die Schweiz sind Beispiele für eine solche Einigung aus gleichgewichtiger Polyzentralität heraus.54 Die Grundlagen dafür waren in beiden Ländern schon lange vor dem 19. Jahrhundert gelegt worden. Beide bewahrten nach 1800 auch angesichts der nationalen Großstaaten in ihrer Nachbarschaft ihren bündischen Charakter, der sich als flexibel genug erwies, um soziale und religiöse Spannungen aufzufangen. Während aber die Niederlande, in der frühen Neuzeit als Kuriosität bestaunt, um 1900 einem «normalen» Nationalstaat sehr ähnlich geworden waren, betonte die Schweiz eher ihre Sonderrolle, hielt vor allem an ihrer locker föderalen Verfassung mit großen kantonalen Eigenrechten fest und baute ihre ungewöhnliche direkte Demokratie noch weiter aus.55 Die Vereinigten Staaten von Amerika waren ein typologisch komplizierterer Fall. Sie entstanden in einer Kombination von revolutionärer Verselbständigung und polykephaler Föderation – eine Chance, die den Führern der hispanoamerikanischen Unabhängigkeitsbewegung entglitt. Der neue Staat USA war von Anfang an auf den Anschluss neuer Territorien an die Union angelegt. Die Northwest Ordinance von 1787, ein Basisdokument der Gründungszeit, traf dafür schon genaue Regelungen. Ähnliches, einen Staat mit eingebauten Erweiterungsmechanismen, hat es in Europa nicht gegeben.
Die Europa beherrschenden Nationalstaatsbildungen der Epoche folgten nicht dem polykephalen, sondern einem hegemonialen Modell, bei dem eine regionale Vormacht die Initiative ergreift, militärische Mittel einsetzt und dem neu entstandenen Staat ihren Stempel aufdrückt.56 Solche hegemoniale Einigung «von oben» war keine Neuerung der europäischen Moderne. Der geographisch am Rande der chinesischen Staatenwelt gelegene Militärstaat Qin hatte 221 v. Chr. mit der Gründung der ersten Dynastie das chinesische Einheitsreich geschaffen. Qin zeigt sogar gewisse Ähnlichkeiten mit Preußen im 18. und 19. Jahrhundert: ein vergleichsweise grobschlächtiges Militärsystem (in Preußen nach 1815 aber weniger schreckenerregend als zuvor), das zugleich über Zugang zur Kultur und Technik der benachbarten Kernzivilisation – hier Ost-China, dort West-Europa – verfügte. Wie Preußen der unifizierende Hegemon in Deutschland war, so in Italien zuvor schon das kleine Grenzkönigtum Pie-mont-Sardinien. Es qualifizierte sich für diese Rolle als der einzige einheimisch regierte Staat Italiens, denn der Rest des Landes stand unter der Herrschaft Österreichs, Spaniens und des Vatikans. In Preußen wie in Piemont-Sardinien waren es durchsetzungsstarke «Realpolitiker», die Ministerpräsidenten Bismarck und Cavour, welche internationale Gegensätze schürten, um Gelegenheiten für ihre Einigungspolitik zu schaffen. Die Italiener waren als erste erfolgreich: Im Februar 1861 konstituierte sich das neue gesamtitalienische Parlament. Mit der Abtretung Venetiens durch Österreich 1866 und der Verlegung der Hauptstadt nach Rom, das Papst Pius IX. durch eine eher symbolische Eroberung entrissen wurde, im Jahre 1871 war die äußere Nationalstaatsbildung abgeschlossen. Der Anschluss Roms wurde erst möglich, nachdem die Niederlage Napoleons III. in der Schlacht von Sedan den Papst eines verlässlichen Protektors beraubt hatte und die französische Garnison abgezogen worden war. Pio Nono zog sich grollend in den Vatikan zurück und bedrohte alle Katholiken mit Exkommunikation, wenn sie sich in der nationalen Politik engagierten.57
Bei allen typologischen Ähnlichkeiten wiesen die Vereinigungsprozesse in Italien und in Deutschland doch einige Unterschiede auf.58
|  Erstens. In Italien war dieser Prozess, obwohl mental unter den Intellektuellen tief verankert, organisatorisch schlechter vorbereitet als in Deutschland: Es gab keine integrativen Vorstufen wie den Zollverein und den Norddeutschen Bund, und überhaupt war die innere Nationsbildung, «verstanden als wirtschaftliche, soziale und kulturelle Integration eines Kommunikationsraumes»,59 weniger weit fortgeschritten als in Deutschland. Auch mental gab es außer dem katholischen Glauben fast nichts, das alle Italiener von der Lombardei bis Sizilien verband; aber die Kirche lag seit 1848 auf Kollisionskurs mit dem italienischen Nationalismus.
|  Zweitens. Der wichtigste Grund für das Fehlen struktureller Voraussetzungen für die nationale Einheit war, dass seit Jahrhunderten externe Kräfte in Italien hineinregiert hatten. Italien musste von fremden Besatzungsregimen befreit werden, während in Deutschland bloß der Einfluss des habsburgischen Kaisers zurückgedrängt wurde, immerhin um den Preis, wie man nur leicht übertreibend gesagt hat, eines deutsch-deutschen Bürgerkrieges.60 Der wurde allerdings umgehend militärisch entschieden: Die Schlacht von Königgrätz (Sadová) am 3. Juli 1866 war das entscheidende Datum der kleindeutschen Nationalstaatsbildung. Preußen war eine eigenständige Militärmacht von einem ganz anderen Kaliber als das kleine Piemont-Sardinien. Es konnte die Einigung Deutschlands im internationalen Umfeld brachial durchsetzen, während Piemont auf die Unterstützung von Mächtekoalitionen angewiesen war, in denen es selbst stets den schwächeren Partner spielte.
|  Drittens. In Italien wurde die Einigung «von oben», wie Cavour sie (im Bunde mit dem Frankreich Napoleons III.) durchaus auch auf dem Schlachtfeld, aber primär am Verhandlungstisch betrieb, durch eine stärkere nationale Volksbewegung unterstützt und von mehr öffentlicher Debatte begleitet als in Deutschland. Zu einer völligen Neukonstituierung des Staates «von unten» kam es freilich in Italien nicht, und die nationalrevolutionäre Bewegung, deren charismatische Führungsfigur Giuseppe Garibaldi war, hatte die «Massen» durchaus manipuliert. Eine verfassunggebende Nationalversammlung wurde nicht einberufen. Die Verfassung, die Gesetze und die bürokratische Ordnung Piemont-Sardiniens, die weithin auf dem Präfektensystem aus der napoleonischen Besatzungszeit beruhten, wurden einfach auf den neuen Staat übertragen. Solche Piemontisierung traf auf viel Widerstand. In Deutschland hatten Verfassungsfragen (im weiten Sinne) seit Jahrhunderten im Mittelpunkt des politischen Geschehens gestanden. Bereits das frühneuzeitliche Alte Reich, zu dem es kein Gegenstück in Italien gab, war weniger ein Zwangsverband als eine immer wieder neu austarierte Kompromissordnung gewesen, und dasselbe galt noch mehr für den auf dem Wiener Kongress geschaffenen Deutschen Bund, der so etwas wie die staatliche Rahmung einer werdenden Nation unter übernationaler Garantie darstellte. Die deutsche Verfassungstradition war in der Tendenz dezentral und föderal, und selbst die preußische Führungsstellung zunächst ab 1866 im Norddeutschen Bund und dann ab 1871 im Reich musste dem Rechnung tragen und noch lange auf anti-borussische Stimmungen im Süden Rücksicht nehmen. Für das neue «Reich» war Bundesstaatlichkeit «die zentrale Tatsache seiner Existenz» (Nipperdey).61 In Italien blieb nichts Ähnliches wie der fortdauernde Dualismus Preußen-Reich; Cavours Piemont-Sardinien ging völlig im italienischen Einheitsstaat auf. Auch blieben die inneren sozioökonomischen Entwicklungsdifferenzen in Italien ein (bis heute) beherrschendes Problem. Zwischen dem wohlhabenden Norden und dem verarmten Süden wurde niemals eine wirkliche Einheit erzielt.
|  Viertens. In Italien war der innere Widerstand größer und dauerte länger an. Die deutschen Fürsten ließen sich materiell beschenken, und die Bevölkerung folgte ihnen. In Sizilien und auf dem südlichen Festland hingegen tobte die ganzen sechziger Jahre hindurch ein Bürgerkrieg, der von der ländlichen Unterschicht im Bunde mit manchen örtlichen Notabeln geführt wurde. Offiziell sprach man von brigantaggio, den Umtrieben von Räuberbanden. Die Kampfformen hatten Guerillacharakter (typisch war die Blitzattacke zu Pferde aus dem Hinterhalt), bevorzugte Opfer waren alle, die als Kollaborateure des Nordens und der neuen Ordnung galten, und die Grausamkeit der Insurgenten ebenso wie die Repressalien ihrer Gegner erinnern weniger an die «regulär» geführten Einigungskriege der Epoche als an die Hemmungslosigkeit des Spanienkrieges von 1808–13. Vermutlich sind im «Brigantenkrieg» mehr Menschen umgekommen als in allen anderen Kriegen auf italienischem Boden zwischen 1848 und 1861.62
Geschah Ähnliches in anderen Teilen der Welt? Gab es einen asiatischen «Reichsgründer», einen Bismarck? Ein entfernter asiatischer Parallelfall war schon 1802 die Einigung Vietnams durch den Kaiser Gia Long gewesen. Sie legte die territoriale Grundlage für das heutige Vietnam. Gia Long, der in der geographischen Mitte des Landes in Huê residierte, hatte sich damit begnügt, die Macht mit den starken Regionalfürsten im Norden (Hanoi) und Süden (Saigon) zu teilen. Das musste kein Nachteil sein. Gravierender war, dass auf den (Wieder-)Aufbau einer starken Zentralbürokratie verzichtet wurde, die in Vietnam unter chinesischem Einfluss starke Wurzeln geschlagen hatte. Auch vernachlässigte das neue Kaiserreich sein Militär. Gia Longs Nachfolger holten diese Versäumnisse nicht nach. Dies trug zur Schwäche Vietnams bei, als es sich einige Jahrzehnte später dem imperialen Frankreich konfrontiert sah.63 Die koloniale Intervention, die mit der französischen Eroberung Saigons 1859 begann, hielt die Entwicklung eines vietnamesischen Nationalstaates um mehr als ein volles Jahrhundert auf.
|  Evolutionäre Autonomisierung


Neben der revolutionären Loslösung aus einem Imperium, wie sie innerhalb Europas (abgesehen vom Balkan) im 19. Jahrhundert kein einziges Mal und im 20. Jahrhundert in Friedenszeiten erst 1921 dem Irischen Freistaat gelang, gibt es den weiteren Pfad des allmählichen Autonomiegewinns in einem weiter bestehenden imperialen Rahmen oder gar der friedlichen Trennung. Schweden und Norwegen beendeten 1905 unkriegerisch, ohne innere Konvulsionen und ernsthafte internationale Spannungen ihre dynastische Union. Dies geschah nach einem drei Jahrzehnte andauernden Prozess langsamer politischer Entfremdung und nationaler Identitätsbildung auf beiden Seiten. Keine maßgebende Kraft in Schweden wollte für die Einheit kämpfen, die Öffentlichkeit war nur gedämpft engagiert. Diese einvernehmliche Trennung nahm die Form einer plebiszitär getragenen Unabhängigkeit Norwegens, des Juniorpartners in der Union, an. Das norwegische Volk entzog in einer Volksabstimmung dem schwedischen König die in Personalunion gehaltene norwegische Krone, die einem dänischen Prinzen übertragen wurde.64
Die mit Abstand wichtigsten Beispiele evolutionärer Autonomisierung finden sich innerhalb des British Empire. Außer den kanadischen Kolonien waren sämtliche Siedlungskolonien britischer Emigranten nach der revolutionären Verselbständigung der USA 1783 entstanden: Australien peu à peu nach 1788, die Kapprovinz nach 1806, Neuseeland nach 1840. Die Siedler ebenso wie die Lenker der Empire-Geschicke in London hatten also Zeit, die Erfahrungen des nordamerikanischen Unabhängigkeitskampfes zu verarbeiten. Es ist denn auch im Empire bis zur Sezession Südrhodesiens (des späteren Simbabwe) im Jahre 1965 niemals wieder zu einer Revolte britischstämmiger Siedler gekommen. Ein kritischer Punkt wurde in der zweiten Hälfte der 1830er Jahre in Kanada (korrekt müsste es bis 1867 Britisch-Nordamerika heißen) erreicht. Bis zu diesem Zeitpunkt saßen in den verschiedenen Provinzen lokale Oligarchien fest im Sattel. Es gab gewählte Parlamente (assemblies), die aber noch nicht einmal die Kontrolle über die Finanzen besaßen. Die Hauptkonfliktlinie verlief zwischen den jeweilig dominierenden Kaufmannsfamilien und dem Gouverneur. In den zwanziger Jahren wurden die assemblies immer mehr zum Forum von Politikern, die gegen die Oligarchie aufbegehrten und eine allmähliche Demokratisierung des politischen Lebens anstrebten. Sie sahen sich als Vertreter vor allem der «independent cultivators of the soil» und vertraten politische Vorstellungen, die denen der gleichzeitigen «Jacksonian Democracy» (seit 1829 in den USA) ähnelten. 1837 ereigneten sich gleichzeitig mehrere gewalttätige Aufstände, deren Ziel nicht die Loslösung aus dem britischen Empire, sondern der Sturz der herrschenden politischen Kräfte in den einzelnen Kolonien war. Die spontanen Erhebungen fanden nicht zu einer organisierten Rebellion zusammen und wurden brutal unterdrückt.
Dabei hätte es die Regierung in London belassen können.65 Stattdessen erkannte sie, dass in Kanada ein mehr als nur oberflächliches Konfliktpotenzial zusammengekommen war, und entsandte eine Untersuchungskommission unter der Leitung von Lord Durham. Obwohl Durham nicht lange in Kanada blieb, war sein Report on the Affairs in British North America vom Januar 1839 eine profunde Analyse der kanadischen Probleme.66 Durch seine Empfehlungen wurde der Bericht zu einem Markstein in der verfassungspolitischen Geschichte des British Empire. Der Durham-Report stand, kaum zwanzig Jahre nach dem Erfolg der hispanoamerikanischen Unabhängigkeitsbewegungen und nach der Monroe-Doktrin von 1822, unter dem Eindruck, die Tage imperialer Herrschaft in Amerika seien gezählt, wenn nicht geschicktes politisches Management dem entgegenwirke. Zugleich übertrug Durham neueste Erfahrungen aus Indien, wo Ende der 1820er Jahre eine Periode ehrgeiziger Reformen begonnen hatte, auf Amerika. Die Wege, die in Indien und in Kanada beschritten wurden, waren ganz unterschiedlich. Doch der Grundgedanke, ein lebensfähiges Imperium bedürfe immer wieder der Reform, verschwand von nun an nicht wieder aus der Geschichte des British Empire. Lord Durham formulierte die Überzeugung, dass britische politische Institutionen prinzipiell für die überseeischen Siedlerkolonien am besten geeignet seien und dass diesen Institutionen Gelegenheit gegeben werden solle, der zunehmenden Selbstbestimmung der kolonialen Untertanen zu dienen. Nur sieben Jahre, nachdem das politische System im britischen Mutterland durch die Reform Bill (1832) demokratisch geöffnet worden war, wenngleich noch sehr zaghaft, war dies im imperialen Kontext ein radikaler Neuansatz. Konkret empfahl Lord Durham die Einführung von responsible government, also eines nach dem Westminster-Modell verfassten Unterhauses, das eine Kabinettsregierung wählte und auch wieder abberufen konnte.67 Der Durham-Report ist eines der wichtigsten Dokumente der globalen Verfassungsgeschichte. Er etablierte das Prinzip des Interessenausgleichs zwischen Siedlern und der imperialen Metropole im Gehäuse wandlungsfähiger demokratischer Institutionen. Die Machtund Aufgabenverteilung zwischen den von London entsandten Gouverneuren und den örtlichen Repräsentativorganen musste immer wieder neu ausgehandelt werden. Manche Bereiche, vor allem in der Außen- und Militärpolitik, behielt sich die Metropole vor, und kanadische oder australische Gesetze erlangten erst Gültigkeit, wenn ihnen das Parlament in London zustimmte. Wichtiger war aber, dass ein verfassungspolitischer Rahmen entstanden war, der es den Dominions (wie die Kolonien mit responsible government mit der Zeit genannt wurden) erlaubte, sich zu Proto-Nationalstaaten zu entwickeln.
Dieser Prozess verlief in Kanada, Australien und Neuseeland in jeweils besonderer Weise. Auch für Australien war der föderative Zusammenschluss mehrerer einzelner Kolonien zu einem Gesamtstaat, der dort 1901 erfolgte, ein bedeutender Einschnitt. Erst mit dem Westminster-Statut von 1931 wurden die Dominions (Südafrika war ein Spezialfall) auch nominell zu selbständigen Nationalstaaten, die sich nur noch symbolisch, vor allem durch die Anerkennung des britischen Monarchen als Staatsoberhaupt, an das alte koloniale Zentrum banden. Aber während der gesamten zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts durchliefen diese Länder eine Stadienfolge politischer Demokratisierung und sozialer Integration, die sich als Verbindung von innerer Nationsbildung und verzögerter äußerer Nationalstaatswerdung beschreiben lässt. Auf diesem Wege der evolutionären Autonomisierung im Rahmen eines liberalen Imperiums sind einige der institutionell stabilsten und sozialpolitisch fortschrittlichsten Staaten der Welt entstanden, allerdings belastet durch Entrechtung und Ausgrenzung der jeweiligen Urbevölkerung.68 Dieser Vorgang war bereits vor dem Ersten Weltkrieg großenteils abgeschlossen.69
|  Sonderwege: Japan und die USA


Nicht alle Fälle von National-staatsbildung im 19. Jahrhundert lassen sich einem dieser drei Pfade zuordnen. Einige der spektakulärsten Entwicklungen waren einzigartig und blieben ohne Parallele. Zwei Länder Asiens waren niemals Teile größerer Imperien gewesen und daher in der Lage, sich wie Westeuropa ohne den Energieaufwand anti-imperialen Widerstandes von selbst zu transformieren: Japan und Siam. Beide waren immer schon (im Falle Siams genauer: seit der Mitte des 18. Jahrhunderts) außenpolitisch selbständig und gerieten auch niemals unter europäische Kolonialherrschaft. Ob sie daher überhaupt als «neue Nationalstaaten» im äußeren Sinne des Souveränitätsgewinns gelten können, ist fraglich. Obwohl beide nicht gegen Fremdherrschaft kämpfen mussten, so reformierten sie sich doch unter dem sehr erheblichen informellen Druck, den die westlichen Mächte, vorab Großbritannien, Frankreich und die USA, auf sie ausübten. Der Anstoß zur Reform war in beiden Fällen die Sorge um das Überleben der eigenen Gemeinschaft und der eigenen Dynastie in einer Welt, in der die westliche Einmischung in die inneren Angelegenheiten nichtwestlicher Staaten eine Selbstverständlichkeit zu sein schien. Um 1900 war Japan einer der am dichtesten integrierten Nationalstaaten der Welt: mit einem zentralistischen und unitarischen Regierungssystem von geradezu französischer Striktheit, Regionalbehörden, die nichts als Weisungsempfänger der Zentralregierung waren, einem gut funktionierenden inneren Markt und einer außerordentlich hohen kulturellen Homogenität, da es in Japan außer den eingeborenen Ainu hoch im Norden keine ethnischen oder sprachlichen Minderheiten gab und Religions- oder selbst Konfessionskonflikte, wie sie viele europäische Länder im 19. Jahrhundert plagten, ganz fehlten. Diese kompakte Einförmigkeit war das Resultat eines umfassenden Reformprozesses, der 1868 begann und den man die Meiji-Renovation oder auch Meiji-Restauration nennt. Dies war einer der markantesten Fälle von nation-building im ganzen 19. Jahrhundert, in mancher Hinsicht dramatischer als die Entwicklung in Deutschland.
Allerdings war dieser Prozess nicht mit territorialer Erweiterung verbunden. Japan griff bis 1894 nicht über seinen Archipel hinaus, sieht man ab von einer misslungenen Marineexpedition zur chinesischen Insel Taiwan 1874. Bis 1854 hatte Japan als Folge seiner Selbstabschließung in den 1630er Jahren wenig «Außenpolitik» im üblichen Sinne betrieben. Es unterhielt diplomatische Beziehungen mit Korea, aber nicht mit China und als einzigem europäischem Land mit den Niederlanden (die im 17. Jahrhundert die sichtbarste europäische Macht in Südost- und Ostasien gewesen waren). Dies lag aber nicht an mangelnder faktischer Souveränität. Hätte Japan in der frühneuzeitlichen Welt «mitspielen» wollen, wäre es zweifellos – wie China – als souveräner Akteur bis hin nach Europa allgemein anerkannt worden. Äußere Nationalstaatsbildung bedeutet im Falle Japans also, dass das Land nach seiner «Öffnung» Anfang der 1850er Jahre allmählich eine Rolle auf der internationalen Bühne zu suchen begann. Im Inneren hielt sich bis zur Meiji-Renovation im Prinzip jene Ordnung, die um 1600 durch kriegerische Regionalfürsten wie Hideyoshi Toyotomi und vor allem Tokugawa Ieyasu in den Grundzügen geschaffen worden war und sich dank kluger Politik bis zum Ende des 17. Jahrhunderts zu einem politischen System mit der höchsten bis dahin je in Japan erreichten Integrationsdichte gefestigt hatte. Der territoriale Aspekt dieser Ordnung ist mit europäischen Kategorien nicht leicht zu greifen. Das Land zerfiel in etwa 250 Fürstentümer (han), an deren Spitze jeweils ein Fürst (daimyō) stand. Diese daimyō waren keine vollkommen selbständigen Territorialherrscher. Sie verwalteten ihre Gebiete im Prinzip autonom, standen aber in Lehensbeziehungen zu dem mächtigsten aller Fürstenhäuser, den Tokugawa, dem der shōgun präsidierte. Die eigentliche Legitimität lag bei einem völlig entmachteten Kaiserhof in Kyoto. Der shōgun in Edo (Tokyo) hingegen war eine innerweltliche Figur ohne sakrale Funktionen und ohne eine herrscherliche Aura. Er konnte sich auf keine Theorie des Gottesgnadentums oder des «Mandats des Himmels» berufen. Die daimyo waren nicht als Stand organisiert. Es gab keinen Reichstag, auf dem sie in geschlossener Formation dem Oberherrn gegenübertreten konnten. Das zunächst stark parzelliert aussehende System, das an den Flickenteppich in der Mitte Europas während des Heiligen Römischen Reiches und noch zur Zeit des Deutschen Bundes erinnert, wurde durch eine rotierende Residenzpflicht der Fürsten am Hofe des shōgun in Edo gesamtjapanisch integriert. Dieses Rotationssystem trug auch wesentlich zum Aufblühen der Städte und einer städtischen Kaufmannschaft, besonders in Edo, bei. Die Entwicklung eines nationalen Marktes war bereits im 18. Jahrhundert weit vorangeschritten. Das funktionale Äquivalent eines Zollvereins gehörte daher bereits zum frühneuzeitlichen Japan.
Gleichzeitig mit politischen Eliten im nördlichen Deutschland begriffen politisch einflussreiche Kreise in Japan die Unhaltbarkeit von Kleinstaaterei und Partikularismus in einer sich rasch ändernden Welt. Auch in Japan führte dies nicht zu einer von allen freiwillig beschlossenen föderalen Lösung. Sie wäre auf eine Selbstabschaffung der Territorialfürstentümer hinausgelaufen. Unter diesen Umständen war nur eine hegemoniale Initiative denkbar. Nun war das Inselreich mit der Tokugawa-Regierung (dem bakufu) bereits in den Grenzen des Siedlungsgebiets von Japanern politisch geeint. Die Frage war, von wem die Zentralisierungsimpulse ausgehen würden. Die Urheber des Wandels waren schließlich nicht Männer des bakufu, sondern Kreise innerhalb der Samurai, also des privilegierten Dienstadels, in den beiden südjapanischen Rand-Daimyaten Choshu und Satsuma. Von der geographischen und politischen Peripherie des Landes aus ergriffen sie, unterstützt von Beamten des bislang nur zeremoniell bedeutsamen Kaisers, die Macht in der Hauptstadt. Die Meiji-Restauration von 1868 trägt diesen Namen, weil nach Jahrhunderten der Zurücksetzung nun die Autorität des kaiserlichen Hauses wiederhergestellt und der junge Kaiser unter der sorgfältig ausgewählten Regierungsdevise «Meiji» («erleuchtete Herrschaft») in die zentrale Position des politischen Systems gerückt wurde. Die rebellischen Samurai waren weder durch traditionelle politische Denkweisen noch durch demokratische Prozeduren legitimiert. Hinter der Fiktion oder Anmaßung, im Namen des Kaisers zu handeln, verbarg sich die pure Usurpation. In der Sache handelte es sich um eine Revolution, die innerhalb weniger Jahre zu einer radikalen Umgestaltung von Politik und Gesellschaft in Japan führte. Diese Revolution war auch nicht eine «von oben» in dem Sinne, dass sie sozialkonservativ gewirkt oder einer revolutionären Volksbewegung vorgebeugt hätte. Die Samurai-Modernisierer schafften nämlich binnen kurzem den Samurai-Status mit all seinen Privilegien ab. Man kann daher von der weltweit am tiefsten greifenden Revolution in den mittleren Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts sprechen. Diese Revolution erfolgte ohne Terror und Bürgerkrieg. Es gab in einigen Daimyaten Widerstand gegen sie, der militärisch gebrochen wurde, aber nichts, das an Dramatik und Gewalttätigkeit auch nur annähernd an den Preußisch-österreichischen Krieg von 1866, den Deutsch-französischen Krieg von 1871 oder den Norditalienischen Krieg zwischen Piemont und Frankreich auf der einen, Österreich auf der anderen Seite herangereicht hätte.70 Die daimyō wurden teils überredet, teils unter Druck gesetzt, teils finanziell abgefunden. Kurz: in Japan wurden mit relativ geringem Gewalteinsatz weitreichende Veränderungen erzielt – eine friedliche Konvergenz von innerer und äußerer Nationsbildung in einem internationalen Schonraum außerhalb des europäischen Staatensystems, aber auch ohne nennenswerte militärische Invasion und ganz ohne koloniale Unterwerfung.71
Die Isolation von europäischer Mächtepolitik verband Japan und die USA. Ansonsten verliefen die politischen Flugbahnen unterschiedlich. In den USA gab es keine «feudalen» Strukturen, die aufgebrochen werden mussten. Der nordamerikanische Rebellenstaat war bereits 1778 von Frankreich und 1783 von seinem einstigen imperialen Mutterland Großbritannien diplomatisch anerkannt worden. Die USA waren daher von Anfang an ein nach außen souveräner Staat, der im Inneren auf verschiedenen Ebenen bemerkenswert gut integriert war, von einem einheitlichen Staatsbürgerbewusstsein seiner politischen Elite getragen wurde und der modernen Welt in jeder Hinsicht gewachsen zu sein schien. Dass diese hoffnungsvollen Ansätze nicht in eine kontinuierliche und harmonische nationale Entwicklung übergingen, ist eine der großen Paradoxien des 19. Jahrhunderts. Ausgerechnet in einem Land, das glaubte, den Militarismus und die machiavellistische Realpolitik der Alten Welt hinter sich gelassen zu haben, kam es zum zweitgrößten (der größte war die Taiping-Revolution in China 1850–64) Gewaltexzess in der Weltgeschichte zwischen dem Ende der Napoleonischen Kriege 1815 und dem Beginn des Ersten Weltkriegs. Warum dies so war, kann hier nicht erläutert werden. Jedenfalls trieben die politisch und rechtlich kaum kontrollierbare Westexpansion und das zunehmende Auseinanderdriften zwischen einer auf Sklaverei basierten Gesellschaft in den Südstaaten und einer auf Free laborKapitalismus gegründeten Gesellschaft im Norden zu einem Punkt hin, an dem die Abspaltung von elf Südstaaten kein kontingentes Ereignis, sondern strukturell «programmiert» war.72 Dieser Punkt kam 1861, also in unmittelbarer zeitlicher Nähe zum Abschluss der italienischen Einigung und zum Beginn (im Jahre 1862) einer politischmilitärischen Dynamik, die auf die deutsche Reichsgründung von 1871 zulief. Der Vorgeschichte des Amerikanischen Bürgerkrieges wohnt aber eine viel fatalistischere Logik inne als den italienischen und deutschen Einigungsprozessen, bei denen so viel vom taktischen Geschick und dem Hasardeursglück von Leuten wie Bismarck und Cavour abhing. Die Sezession des Südens wurde im Laufe der zweiten Hälfte der 1850er Jahre immer unausweichlicher.
Durch die Sezession war zunächst einmal der einheitliche Nationalstaat USA zerstört. Die Zukunftsoffenheit historischer Entwicklungen kommt eher beim Resultat der großen Auseinandersetzungen ins Spiel. Am Vorabend der Schlacht von Königgrätz 1866 erwarteten viele, wenn nicht die meisten Zeitgenossen, dass Österreich sie gewinnen würde. Warum Preußen siegte, wird im nachhinein verständlich: Moltkes mobile Offensivstrategie, eine besser bewaffnete Infanterie und der hohe Ausbildungsstand der preußischen Wehrpflichtigenarmee waren die entscheidenden Faktoren. Dennoch war das Ergebnis knapp. Ebenso ist es nicht unstatthaft, sich das Gedankenspiel zu erlauben, dass der amerikanische Bürgerkrieg in einem militärischen Patt geendet hätte. Dann hätte der Norden die Spaltung der Union akzeptieren müssen. Wenn es der Konföderation im Süden möglich gewesen wäre, sich unter friedlichen Umständen weiterzuentwickeln, wäre das Sklavenhalterregime zu einer wohlhabenden und international einflussreichen zweiten Großmacht auf nordamerikanischem Boden geworden – eine Aussicht, mit der sich 1862 sogar die liberale Regierung Großbritanniens anzufreunden begann, bevor der Kriegsverlauf sie illusorisch werden ließ.73 Noch vor den gescheiterten nationalen Erhebungen in Polen (1830, 1867) und Ungarn (1848/49) war die fehlgeschlagene Sezession der Südstaaten der dramatischste Fall eines misslungenen Griffs nach staatlicher Unabhängigkeit im 19. Jahrhundert.
Nach dem Ende des Bürgerkrieges 1865 mussten die Vereinigten Staaten in gewissem Sinne neu gegründet werden. Fast aufs Jahr genau gleichzeitig mit dem (mühsamen) Aufbau eines liberalen Italien nach 1861, mit der Meiji-Umwälzung Japans nach 1868 und mit der «inneren Reichsgründung» in Deutschland setzten die USA, als Einheitsstaat gerettet, aber im Inneren noch lange nicht geeint, zu einer neuen Phase ihres nation-building an. Die Wiedereingliederung des Südens im sogenannten Zeitalter der Reconstruction (1867–77) fiel zusammen mit einem Schub neuerlicher Expansion nach Westen. Auch darin waren die USA einzigartig, dass während der intensivsten Phase ihrer inneren Nationsbildung drei Integrationsvorgänge gleichzeitig zu bewältigen waren: (1) der Anschluss der ehemaligen Sklavereigebiete, (2) die Inkorporation des Mittleren Westens hinter der sich allmählich schließenden Frontier sowie (3) die Aufnahme von Millionen europäischer Immigranten in die Gesellschaft. Die Neugründung des Nationalstaates USA nach 1865 erinnert am ehesten an das Modell hegemonialer Einigung. Rein machtpolitisch gesehen, war Bismarck der Lincoln Deutschlands, allerdings der Befreier von niemandem. Die Re-Integration eines Bürgerkriegsgegners, der militärisch kapituliert hatte, erfolgte in den USA ohne Änderung des politischen Systems in den Bahnen der herkömmlichen Verfassungsentwicklung. Dies beweist die absolute symbolische Zentralität des Konstitutionalismus in der politischen Kultur der USA. Die älteste der großen Verfassungen der Welt ist zugleich die stabilste und integrationsfähigste gewesen.
|  Verlassene Zentren


Schließlich eine im 19. Jahrhundert neu auftretende Situation: das verlassene imperiale Zentrum. Während der Dekolonisation nach 1945 wurde dies zu einer Erfahrung mehrerer europäischer Länder: Frankreichs, der Niederlande, Belgiens, Großbritanniens und Portugals. Sie alle mussten sich irgendwann nach 1945 der Tatsache stellen, dass sie nunmehr kein Imperium mehr besaßen. Großbritannien wäre beinahe schon nach dem verlorenen amerikanischen Unabhängigkeitskrieg in eine solche Lage geraten, hätte es nicht durch den Ausbau seiner Position in Indien und den Zugewinn anderer Kolonien und Stützpunkte am Indischen Ozean den Verlust Amerikas geopolitisch ausgleichen können. Diese Chance hatte Spanien nicht. Ihm blieben nach der Emanzipation der amerikanischen Republiken nur noch die Kolonien Kuba und die Philippinen. Obwohl besonders Kuba sich zu einer einträglichen Kolonie entwickelte, war Spanien seit den 1820er Jahren die Aufgabe gestellt, sich vom Zentrum eines Weltreichs in einen europäischen Nationalstaat zu verwandeln: eine besondere Art von eher kontraktiver denn expansiver Nationalstaatsentwicklung. Damit hatte Spanien ein halbes Jahrhundert lang verhältnismäßig wenig Erfolg. Erst 1874 stabilisierten sich die politischen Verhältnisse, wurden aber durch den Schock der Niederlage 1898 im Krieg gegen die USA, die zum Verlust der Philippinen und Kubas führte, wieder in Turbulenz versetzt. Spanien, nicht die angeblich «kranken Männer» am Bosporus und am Gelben Meer, war der eigentliche imperiale Absteiger des 19. Jahrhunderts. Kuba, Puerto Rico, die Philippinen und die Pazifik-Insel Guam fielen als fette koloniale Beute an die USA; hyänenhaft bemühte sich das Deutsche Reich, das am Krieg gar nicht beteiligt gewesen war, um einen eigenen Happen.74 Spanien war bitter enttäuscht, dass England es nicht gegen die USA unterstützte – und bezog es auf sich, als Premierminister Lord Salisbury im Mai 1898 eine Rede über lebende und sterbende Nationen hielt. Die spanische Innenpolitik blieb von dem Trauma «1898» jahrzehntelang schwer belastet.75
Ähnlich und doch etwas anders Portugal: Durch die Unabhängigkeit Brasiliens reduzierte sich das portugiesische Reich auf Angola, Mosambik, Goa, Macau und Timor. Das war etwas weniger drastisch als die Schrumpfung der spanischen Position in der Welt. Immerhin fiel die Einwohnerzahl des Reiches von 7,3 Millionen im Jahre 1820 auf 1,65 Millionen um 1850.76 Nur die afrikanischen Gebiete blieben von einiger Bedeutung. Ein schwerer Schlag war, dass Großbritannien 1890 die Abtretung von Regionen zwischen Angola und Mosambik verlangte. Immerhin war Portugal nicht ganz erfolglos beim Aufbau eines «dritten» Imperiums in Afrika: Angola und Mosambik, bisher zumeist nur in Küstennähe portugiesisch besiedelt, wurden nun erst, wie es in der damaligen Sprache des Völkerrechts hieß, einer effective occupation unterworfen.77 Mehr noch als Portugal war daher Spanien nach dem Verlust Amerikas das erste postimperiale Land in Europa. Im heraufziehenden «Zeitalter des Imperialismus» mussten die Nachfahren von Cortés und Pizarro mühsam lernen, ohne Imperium auszukommen.
Fragt man danach, welche Nationalstaaten, die heute noch existieren, zwischen etwa 1800 und 1914 weltweit neu entstanden, dann fällt die Bilanz so aus: In einer ersten Welle bildeten sich zwischen 1804 und 1832 Haiti, das Kaiserreich Brasilien, die Republiken Iberoamerikas, Griechenland und Belgien. In einer zweiten Welle entstanden im dritten Quartal des Jahrhunderts durch hegemoniale Vereinigung das Deutsche Kaiserreich und das Königreich Italien. 1878 schufen die Großmächte auf dem Berliner Kongress neue Staaten in den ehemals osmanisch beherrschten Teilen des Balkans. Die 1910 geschaffene Union of South Africa war de facto ein selbständiger Staat, der viel losere Beziehungen zu Großbritannien unterhielt als die anderen Dominions. Deren Status zwischen Realität und völkerrechtlichen Fiktionen ist schwer zu bestimmen. Um 1870 regelten sie ihre eigenen inneren Angelegenheiten durch Organe repräsentativer Demokratie, waren aber noch nicht völkerrechtlich souverän. Sie schlossen einen jahrzehntelangen Prozess der einvernehmlichen Verselbständigung im Ersten Weltkrieg weitgehend ab. Der immense Beitrag, den Kanada, Australien und Neuseeland – mehr freiwillig als gezwungen – durch Menschen und ökonomische Hilfe zum Sieg der Alliierten leisteten, machte es unmöglich, sie nach 1918 noch wie Quasi-Kolonien zu behandeln. Die neuen Nationalstaaten, die es am Vorabend des Ersten Weltkriegs auf der Erde gab, waren nicht alle aus «Blut und Eisen» entstanden. Deutschland, Italien und die USA waren es, andere aber nicht: Japan, Kanada, Australien.
3  |  Imperien: Was sie zusammenhält

|  Ein Jahrhundert der Imperien


Aus einer Welt von Imperien arbeiteten sich selbst in Europa während des 19. Jahrhunderts nur wenige neue Nationalstaaten hervor. Wendet sich der Blick Asien und Afrika zu, dann dramatisiert sich das Bild. Hier triumphierten die Imperien. Zwischen 1757/64 (Schlachten von Plassey und Baksar), als die East India Company in Indien erstmals als militärische Großmacht auftrat, und 1910/12, als gleichzeitig zwei wichtige Staaten mittlerer Größe, Korea und Marokko, Kolonialreichen einverleibt wurden, verminderte sich die Zahl selbständiger politischer Einheiten auf den beiden Kontinenten in einer historisch beispiellosen Weise. Es ist nahezu unmöglich, genau anzugeben, wie viele solcher Einheiten – Königreiche, Fürstentümer, Sultanate, Stammesföderationen, Stadtstaaten usw. – es um die Mitte des 18. Jahrhunderts in Afrika und in kleinteilig organisierten Regionen Asiens wie in Indien nach dem Zerfall des Mogulreiches oder auf Java und der malaiischen Halbinsel gab. Ein moderner westlicher Staatsbegriff ist zu kantig und randscharf, um der Vielfalt solch polyzentrischer, in sich hierarchisch gestufter politischer Welten gerecht zu werden. Aber soviel lässt sich sagen: In Afrika waren an die Stelle der vermutlich mehreren Tausend politischer Einheiten, die es noch um 1800 gab, hundert Jahre später etwa vierzig separat verwaltete Kolonialgebiete der Franzosen, Briten, Portugiesen, Deutschen und Belgier getreten. Die sogenannte «Aufteilung» Afrikas unter den Kolonialmächten war aus afrikanischer Sicht das schiere Gegenteil: eine rücksichtslose Zusammenlegung und Konzentration von Herrschaftsbereichen, eine gigantische politische Flurbereinigung. Wurden um 1879 noch 90 Prozent der Fläche des Kontinents von Afrikanern regiert, so war dieser Anteil bis 1912 auf einen winzigen Rest geschrumpft.78 Es gab damals auf dem gesamten Erdteil kein einziges politisches Gebilde, das die Kriterien von Nationalstaatlichkeit erfüllt hätte. Allein Äthiopien, obwohl ethnisch heterogen, administrativ schwach integriert und letztlich (bis zu dessen schwerer Erkrankung 1909) von der überragenden Persönlichkeit des Kaisers Menelik II. zusammengehalten, war immerhin ein autonomer außenpolitischer Akteur, der Verträge mit mehreren europäischen Großmächten schloss und mit deren Duldung «einen eigenständigen afrikanischen Imperialismus» praktizierte.79
In Asien fiel die Machtkonzentration weniger drastisch aus, war es doch der Kontinent alter Reichsbildungen schlechthin. Doch auch hier siegten die Großen über die Kleinen. Indien wurde im 19. Jahrhundert erstmals in seiner Geschichte einer den ganzen Subkontinent erfassenden Zentralgewalt unterworfen. Sogar das Mogulreich in seiner größten Ausdehnung um 1700 hatte den äußersten Süden nicht eingeschlossen, der britischer Kontrolle nicht entrann. Auf den indonesischen Inseln gingen die Holländer seit dem großen, von Aristokraten geführten Java-Aufstand von 1825–30 allmählich von indirect rule, die einheimischen Fürsten noch einen gewissen Kooperationsspielraum gelassen hatte, zu direkter, also zentralisierender und homogenisierender Herrschaft über.80 Das Zarenreich eignete sich nach 1855 riesige Gebiete östlich des Kaspischen Meeres («Turkestan») sowie nördlich und östlich des Flusses Amur an und beendete die Selbständigkeit der islamischen Emirate von Buchara und Chiva. Die Franzosen schließlich fassten 1897 Vietnam (das selbst aus den historischen Landschaften Cochinchina, Annam und Tonking bestand) mit Kambodscha und Laos zu «L’Indochine» zusammen, einem Gebilde ohne Grundlagen in der Geschichte Hinterindiens. Um 1900 war Asien fest im Griff der Imperien.
China war und blieb selbst ein solches Imperium. Der neue Nationalstaat Japan wurde 1895 mit der Annexion der Insel Taiwan auf Kosten Chinas selbst zur Kolonialmacht, die in ihren Methoden westlichen Vorbildern folgte und bald großen geopolitischen Visionen von panasiatischer Führerschaft nachhing. Nur Siam und Afghanistan bewahrten sich eine prekäre Unabhängigkeit. Afghanistan war aber das schiere Gegenteileines Nationalstaates; es war – und blieb bis heute – eine lockere Stammesföderation. Siam hatte dank der Reformen weitsichtiger Monarchen seit der Mitte des 19. Jahrhunderts im Inneren wie nach außen hin zahlreiche Merkmale eines Nationalstaates angenommen, war aber noch eine Nation ohne Nationalismus. Im offiziellen und öffentlichen Verständnis bestand die Nation aus denjenigen, die sich loyal zum absolutistischen König verhielten. Erst im zweiten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts begannen sich Vorstellungen von einer besonderen Thai-Identität oder von der Nation als der Gemeinschaft von Bürgern zu verbreiten.81
Für Asien und Afrika war das 19. Jahrhundert noch weniger als für Europa ein Jahrhundert der Nationalstaaten. Vordem unabhängige, keiner höheren Autorität unterstehende Gemeinwesen wurden von Imperien absorbiert. Kein einziges afrikanisches und asiatisches Land vermochte sich vor dem Ersten Weltkrieg aus solcher imperialen Gefangenschaft zu befreien. Ägypten, das seit 1882 von den Briten regiert worden war, erlangte 1922 eine recht weitgehende (aber eingeschränktere als gleichzeitig Irland) Selbstregierung auf der Grundlage eines Konstitutionalismus europäischer Art. Es blieb jahrzehntelang ein Einzelfall. Erst 1951 in Libyen und 1956 im Sudan begann der Prozess der Dekolonisation Afrikas. Im Mittleren Osten entstanden aus der Auflösung des Osmanischen Reiches «Mandatsgebiete», die unter der Aufsicht des Völkerbundes von Großbritannien und Frankreich faktisch wie Protektorate behandelt wurden. Daraus wurden später die ersten neuen Staaten Asiens, beginnend 1932 mit dem Irak – allesamt überaus schwache, einem fortdauernden «Schutz» von außen unterliegende Gebilde. Der erste neue, aus seiner Geschichte bereits ein hohes Integrationsniveau mitbringende Nationalstaat Asiens hätte Korea sein können, das durch den Zusammenbruch Japans 1945 plötzlich seinen Kolonialherren verlor. Die Teilung des Landes im beginnenden Kalten Krieg verhinderte jedoch eine «normale» Entwicklung. Der wahre Rückzug der europäischen Imperien aus Asien begann erst 1947 (ein Jahr nach der Unabhängigkeit der Philippinen von den USA) mit der Ausrufung der Republik Indien. Für Asien und Afrika waren erst die zwanzig Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs die wahre Ära nationalstaatlicher Selbständigkeit. Diese Selbständigkeit war in ganz unterschiedlichem Ausmaß in der späten Kolonialzeit vorbereitet worden: intensiv auf den Philippinen und in Indien, gar nicht in Burma, Vietnam oder im belgischen Kongo. Nur in Indien, wo sich bereits 1885 der National Congress als gesamtindisches Sammelbecken gemäßigter Nationalisten bildete, lassen sich die Wurzeln nationalstaatlicher Emanzipation ins 19. Jahrhundert zurückverfolgen.
All dies führt zu einem einfachen Schluss: Das 20. Jahrhundert war die große Epoche des Nationalstaates. Im 19. Jahrhundert war das Imperium, noch nicht der Nationalstaat, die im Weltmaßstab dominante territoriale Organisationsform von Macht.82
Dieser Befund lässt Zweifel an dem verbreiteten Topos «stabile Nationalstaaten versus instabile Imperien» aufkommen. Dieser Topos geht auf die Grundidee nationalistischer Rhetorik zurück, die Nation sei etwas Natürliches und Ursprüngliches, das Imperium, von dem sie sich emanzipiert, hingegen ein künstliches Gewaltverhältnis. Die schon im chinesischen wie im abendländischen Altertum entwickelte Auffassung, Imperien unterlägen einem zyklischen Schicksal, ist eine optische Täuschung. Da sie irgendwann einmal untergehen, glaubt man, schon früh die Keime des Untergangs zu entdecken.83 Weil es im Falle von Imperien, anders als bei der verhältnismäßig jugendlichen Erscheinung des Nationalstaates, aus drei Jahrtausenden viel Erfahrungsmaterial über Untergänge gibt, finden eben diese vorzugsweise Beachtung. Europäer des 19. Jahrhunderts sahen verächtlich, triumphierend oder elegisch den Untergang der asiatischen Landreiche voraus; sie seien im scharfen internationalen Wettbewerb des modernen Zeitalters nicht überlebensfähig. Keine dieser Prophezeiungen traf zu. Das Osmanische Reich löste sich erst nach dem Ersten Weltkrieg auf. Es gab noch einen Sultan, als der letzte Zar schon ein schlimmes Ende gefunden hatte und sein hohenzollernscher Cousin im Exil Holz hackte. Die gesamte Osmanistik ist sich heute einig, das wertbeladene Wort vom «Niedergang» aus ihrem Sprachschatz zu streichen. In China stürzte 1911 die Monarchie, aber nach vier Jahrzehnten der Wirren gelang der Kommunistischen Partei Chinas nach 1949 die Wiedererrichtung des Reiches beinahe in jenem territorialen Maximalumfang, den es um 1760 unter dem Qing-Kaiser Qianlong erreicht hatte.
Ebenso wie das Habsburgerreich, das die Revolution von 1848/49, die vor allem in Ungarn existenzbedrohend wurde, sowie die Niederlage gegen Preußen 1866 überlebte, überstanden auch die anderen Reiche im 19. Jahrhundert gefährliche Herausforderungen: China die Taiping-Erhebung (1850–64) und die für den imperialen Zusammenhalt noch gefährlicheren Muslim-Aufstände (1855–73), das Zarenreich seine Niederlage im Krimkrieg (1856). Den schwersten Schlag hatte das Osmanische Reich in dem verheerenden inter-imperialen Krieg mit Russland 1877/78 hinzunehmen. Es verlor den größten Teil des Balkans. Da der Balkan mehrnoch als das kerntürkische Anatolien ein geopolitischer Schwerpunkt des Reiches gewesen war, war dies ein Eingriff, wie ihn nach der Unabhängigkeit Lateinamerikas kein anderes Imperium im 19. Jahrhundert verkraften musste. Dennoch überlebte das Rumpfreich für mehrere Jahrzehnte und durchlief im Inneren Entwicklungen, welche einen relativ stabilen und krisenfreien Nationalstaat strukturell vorbereiteten: die 1923 gegründete Türkische Republik. Nimmt man noch die Fähigkeit der europäischen Kolonialreiche hinzu, beide Weltkriege zu überstehen, dann fällt weniger die Verwundbarkeit der Imperien auf als ihre Beharrungskraft und Regenerationsfähigkeit. Sie ragten, wenn man jeweils von ihren entscheidenden Formationsperioden ausgeht, als «Relikte» des 15. (Osmanisches Reich), 16. (Portugal, Russland) oder des 17. Jahrhunderts (England, Frankreich, Niederlande, Qing-China als Endpunkt einer im 3. Jahrhundert v. Chr. beginnenden imperialen Geschichte) in die Moderne hinein. Von der Warte des frühen 20. Jahrhunderts aus gehörten diese Imperien neben der Katholischen Kirche und der japanischen Monarchie zu den ältesten politischen Institutionen der Welt.
Die Reiche hätten nicht überdauern können, hätten sie nicht zum einen beträchtliche Kohäsionskräfte, zum anderen die Fähigkeit zur Anpassung an veränderte Umstände besessen. Die erfolgreichsten unter ihnen – im 19. Jahrhundert das British Empire – waren sogar imstande, diese Umstände in ihrem eigenen Großraum entscheidend zu gestalten. Sie setzten Bedingungen, auf die sich dann wieder andere reagierend einstellen mussten.
|  Typen: Imperium versus Nationalstaat


Was unterscheidet typologisch ein Imperium von einem Nationalstaat? Ein mögliches Unterscheidungskriterium sind die Sichtweisen der sie jeweils tragenden und/oder als Idee vertretenden Eliten, anders gesagt: die Begründungsstrukturen, die zugunsten dieser beiden politischen Ordnungsformen vorgebracht werden:84
Erstens. Der Nationalstaat sieht sich von deutlich fixierten Grenzen zu anderen, ähnlich strukturierten Nationalstaaten umgeben. Das Imperium findet seine weniger deutlich bestimmten Außengrenzen dort, wo es auf «Wildnis» und/oder «Barbaren» oder auf ein anderes Imperium trifft. Das Imperium legt zwischen sich und das Nachbarimperium am liebsten einen Pufferstreifen. Pufferlose Grenzen zwischen Imperien werden oft militärisch ungewöhnlich hoch gesichert (die habsburgisch-osmanische Grenze auf dem Balkan; die Grenzen zwischen sowjetischem und amerikanischem Imperium in Deutschland und Korea).85
Zweitens. Der Nationalstaat, im Idealfall mit einer Nation kongruent, proklamiert seine eigene Homogenität und Unteilbarkeit. Das Imperium betont dagegen Heterogenität und Unterschiede aller Art und sucht kulturelle Integration nur auf der höchsten Ebene einer imperialen Elite. Auch in Landreichen sind Zentrum und Peripherien klar voneinander unterscheidbar. Peripherien differieren wiederum untereinander nach den Kriterien des sozialökonomischen Entwicklungsniveaus und der Intensität der Beherrschung durch das Zentrum (direkte/indirekte Herrschaft, Suzeränität). Am Primat des Zentrums wird auch in Krisenzeiten insofern festgehalten, als für den schlimmsten Fall seine Überlebensfähigkeit ohne die Peripherien angenommen wird – eine in der Neuzeit häufig bestätigte Auffassung.
Drittens. Unabhängig von seiner Verfassungsform, ob demokratisch oder autoritär-akklamatorisch, pflegt der Nationalstaat die Idee einer Legitimierung politischer Herrschaft «von unten». Herrschaftsausübung sei nur dann gerecht, wenn sie den Interessen der Nation oder des Volkes diene. Das Imperium muss sich sogar im 20. Jahrhundert noch mit einer Legitimierung «von oben» begnügen, etwa durch loyalitätssichernde Symbolik, Herstellung des Landfriedens (pax), Verwaltungsleistungen oder distributive Sonderbegünstigung von Klientelgruppen. Es ist ein Ergebnis von Zwangsintegration, nicht von Konsensintegration: «seinem Wesen nach undemokratisch»,86 «ein Souveränitätsverband ohne Gemeinschaftsbasis».87 Beinahe immer, wenn Kolonialmächte einen Raum für Wahlen und politischen Wettbewerb unter den Kolonisierten öffneten, wurde eine irreversible Emanzipationssdynamik, jedenfalls für das betroffene Teilsegment des Imperiums, ausgelöst.
Viertens. Dem Nationalstaat gehört man unmittelbar als Bürger an; citizenship ist ein allgemeiner Status von Rechtsgleichheit und Staatsunmittelbarkeit. Die Nation versteht sich nicht als Untertanenverband, sondern als Staatsbürgergesellschaft.88 Im Imperium tritt an die Stelle einer gleichen Bürgerschaft eine Hierarchie abgestufter Berechtigungen. Sofern es sie überhaupt gibt, ist imperiale Bürgerschaft, die den direkten Zugang zum metropolitanen Gemeinwesen öffnet, an der Peripherie auf kleine Teile der Bevölkerung beschränkt. Minoritäten müssen sich im Nationalstaat Sonderrechte erst erkämpfen; das Imperium beruht von Anfang an auf der Zuweisung von Sonderrechten und -pflichten.
Fünftens. Im Nationalstaat werden kulturelle Gemeinsamkeiten – Sprache, Religion, alltagsweltliche Praktiken – tendenziell von der gesamten Bevölkerung geteilt. In einem Imperium sind sie auf die imperiale Elite im Zentrum und deren koloniale Ableger beschränkt. Im Imperium erhalten sich Unterschiede zwischen universalen great traditions und lokalen little traditions, wie sie im Nationalstaat, vor allem unter dem Einfluss homogenisierender Massenmedien, eher verschliffen werden. Imperien neigen stärker zu religiösem und sprachlichem Pluralismus, d.h. bewusst geduldeter Pluralität, als Nationalstaaten.
Sechstens. Dennoch sieht sich die zentrale Elite des Imperiums kraft der vermuteten eigenen zivilisatorischen Überlegenheit zu irgendeiner Art von mission civilisatrice berufen, die das Ziel der Schaffung einer akkulturierten Bildungsschicht an der Peripherie verfolgt. Die Extreme, also die völlige Assimilation indigener Bildungsschichten (Frankreich, zumindest in der Theorie) oder deren Vernichtung (das Nazi-Imperium in Osteuropa), treten selten auf. Die Zivilisierungsaufgabe wird als großzügig gewährte Gnade verstanden. Vergleichbare Prozesse in Nationalstaaten, etwa die Durchsetzung einer allgemeinen Schulversorgung, eine funktionierende polizeiliche Ordnung oder elementare staatliche Daseinsvorsorge, werden hingegen als nationale Gesamtaufgabe, eventuell auch als Einlösung staatsbürgerlicher Rechtsansprüche aufgefasst.
Siebtens. Der Nationalstaat rekurriert für seine genetische Selbstbeschreibung auf die urtümlichen Anfänge der ihm korrespondierenden Nation oder gar auf eine (möglicherweise fingierte, jedenfalls aber am Ende geglaubte) gemeinsame biologische Abstammung. In seinen deutlichsten Ausprägungen konstruiert er eine Stammesnation (tribenation).89 Das Imperium hingegen führt sich selbst auf Gründungsakte erobernder Kriegskönige und législateurs zurück und bedient sich oft auch der Idee imperialer translatio und Fortsetzung (die East India Company und später Queen Victoria als Nachfolgerin der Mogul-Dynastie in Indien). Imperien haben daher Schwierigkeiten, ihre eigene Geschichte zu (re-)konstruieren – vor allem seit der Erhebung der historistischen Nationalhistoriographie mit ihren organizistischen Kontinuitätsannahmen zur allgemeinen Norm.
Achtens. Der Nationalstaat behauptet von sich, eine besondere Beziehung zu einem bestimmten Territorium, sichtbar in eigens gehegten, manchmal sakralisierten Erinnerungsorten, zu besitzen. Die «Unverletzlichkeit» eines nationalen Geo-Körpers ist «ein Glaubenskern des modernen Nationalismus».90 Das Imperium hat eher ein extensives als ein intensives Verhältnis zum Boden, der ihm primär disponible Fläche der Herrschaftsausübung ist. Siedlungskolonialismus, der oft einen protonationalistischen Charakter trägt, neigt allerdings zu einer intensiven Bodenbeziehung – eine der Quellen für Spannungen mit imperialen Administrationen ebenso wie eine wichtige Wurzel von kolonialem Nationalismus.
|  Etwas Theorie: Dimensionen imperialer Integration


Es hat Vorteile, Nationalstaaten und Imperien zunächst von den unterschiedlichen «Logiken» her zu verstehen, die ihnen jeweils zugrunde liegen, und von den Bedeutungen, die ihnen zugeschrieben werden. Ein ergänzender Ansatzpunkt besteht darin, nach den spezifischen Modi der Integration zu fragen: Was hält einen typischen Nationalstaat zusammen, was ein Imperium?
Imperien sind Gebilde großräumiger Herrschaftsbildung. Man könnte sie bestimmen als die unter gegebenen technologischen und geographischen Voraussetzungen jeweils grßtmöglichen politischen Einheiten. Imperien sind polyethnisch, multikulturell und politisch zentrifugal. Sie sind Kompositgebilde. Imperiale Integration hat eine horizontale und eine vertikale Dimension. Horizontal müssen die einzelnen territorialen Segmente des Imperiums an das Zentrum gebunden, vertikal müssen Herrschaft und Einfluss in den kolonisierten Gesellschaften gesichert werden. Horizontale Integration verlangt zunächst Zwangsmittel und militärische Potenziale. Alle Imperien beruhen auf ständiger latenter Gewaltandrohung außerhalb der Durchsetzung einer gesatzten Rechtsordnung. Auch wenn Imperien nicht durch Dauerterror gekennzeichnet waren, auch wenn sich zumindest das British Empire im 19. und 20. Jahrhundert, wenn man nicht gerade dabei war, Aufstände zu unterdrücken, an Grundregeln von Rechtsstaatlichkeit band, so steht ein Imperium doch immer unter dem Schatten des Ausnahmezustands. Der Nationalstaat hat schlimmstenfalls – und selten – mit Revolution und Sezession zu rechnen, das Imperium immerfort mit der Rebellion unzufriedener Untertanen und Klienten. Die Fähigkeit zur Aufstandsunterdrückung ist die Grundbedingung imperialer Präsenz. Der koloniale Staat besitzt diese Fähigkeit daher bis zu einem sehr späten Zeitpunkt. Die Briten hatten sie in Indien noch während des Zweiten Weltkriegs, in Malaya bis in die fünfziger Jahre. Die Franzosen konnten sie in Vietnam nach dem Zweiten Weltkrieg trotz heftigster Anstrengungen nicht wiedergewinnen und verloren sie in Algerien um 1954. Imperien verlassen sich nicht allein auf lokale Gewaltressourcen. Sie behalten sich die Intervention des Zentrums vor. Die strafende Expeditionstruppe ist das Leitsymbol dieses Interventionismus. Zu seinen Prinzipien gehört der Einsatz ortsfremder Spezialverbände: von Kosaken, Sikhs, Gurkhas, Tirailleurs Sénégalais, polnischen Truppen in habsburgischen Kriegen gegen Italiener – eine Art von Globalisierung der Gewalt. Dies konnte kuriose Blüten treiben: Bei der französischen Intervention in Mexiko kämpften auf französischer Seite 450 Mann ägyptischer Elitetruppen, die Said Pascha, der Herrscher in Kairo, seinem außenpolitischen Protektor Napoleon III. gegen Kostenauslagen «lieh». Die Ägypter blieben bis zum Schluss, deckten den französischen Rückzug und wurden eine der am höchsten dekorierten imperialen Truppen.91
Fernverkehr und weiträumige Informationsübertragung waren konstante Notwendigkeiten in Imperien.92 Vor der Einführung des Telegraphen nach etwa 1870 reisten Nachrichten nicht schneller als ihre Boten und Träger. Allein dies schon legt nahe, dass vormoderne Imperien selbst bei bestmöglicher Organisation des Schriftverkehrs (Spanisches Reich im 16. Jahrhundert, East India Company) nach heutigen Begriffen extrem locker zusammengeknüpft waren. Es ist allerdings fraglich, ob die moderne Kommunikationstechnik die Imperien stabilisiert hat. Keineswegs immer gelang es den Kolonialmächten, die Nachrichtenübertragung zu monopolisieren. Ihre Gegner bedienten sich ähnlicher Methoden und bauten Gegen-Systeme der Kommunikation auf: von der Buschtrommel zum Internet.
Ob eine elaborierte Bürokratie als Integrationsinstrument eines Imperiums geschaffen wird, hängt ebensosehr vom politischen System und Stil des imperialen Zentrums wie von den funktionalen Erfordernissen an Ort und Stelle ab. Das chinesische Reich der Han-Dynastie wurde um ein Vielfaches intensiver verwaltet als zur gleichen Zeit das frühkaiserliche Imperium Romanum, ohne dass ein entsprechender Unterschied im Integrationserfolg erkennbar wäre. Auch Imperien der Neuzeit variieren außerordentlich im Grad ihrer Bürokratisierung, ebenso in Art und Ausmaß der personellen und institutionellen Verbindung von metropolitanem und peripherem Staatsapparat. Eine einheitliche reichsweite Verwaltung hat es (mit Ausnahme Chinas) selten oder nie gegeben. Das British Empire, das seinen Zusammenhalt über Jahrhunderte wahren konnte, wurde von einer verwirrenden Vielfalt von Instanzen regiert, allenfalls durch die nominelle Generalkompetenz des Kabinetts in London zusammengehalten. Kaum anders war es im französischen Überseereich, dessen institutionelle Vielfalt allen Vorstellungen von einem «cartesisch» klaren Staat zuwiderläuft.
Anders als ein Nationalstaat, dem so etwas wie eine nationale Gesellschaft entspricht, ist ein Imperium ein politischer, aber kein gesellschaftlicher Verband. Es gibt keine imperiale «Gesamtgesellschaft». Der imperiale Integrationsmodus lässt sich daher als politische Integration ohne soziale Integration charakterisieren. Am engsten waren die gesellschaftlichen Rückbindungen bei entsandten Funktionären mit zeitlich beschränkten Amtsmandaten, also Spitzenkadern von der Vizekönig- und Gouverneursebene abwärts. Bis zur Einführung kompetitiver, also leistungsbetonter Prüfungen für den Kolonialdienst spielten Familienbeziehungen und Patronage bei der Besetzung kolonialer Posten überall eine große Rolle. Danach konnte man, je nachdem, auf imperiale Außenposten befördert oder auch strafversetzt werden.
Wesentlich schwächer waren die Beziehungen zwischen Heimatmilieus und ausgewanderten Siedlern. Hier machten sich immer wieder und in vielen Varianten Prozesse sozialer Kreolisierung, also der Bildung eigenständiger Siedleridentitäten, bemerkbar. Solche Selbständigkeitsbestrebungen waren besonders stark, wenn sie sich, wie in Spanisch-Amerika, gegen statusmßig begünstigte Abkömmlinge des Mutterlandes richteten oder wenn die soziale Distanz der Emigranten zur Metropole besonders groß war wie in der (ehemaligen) Sträflingskolonie Australien. Zum Entstehen reproduktionsfähiger Siedlergesellschaften fehlte oft die nötige demographische Masse. Es blieb dann bei der insularen und fragmentierten Gesellschaftlichkeit örtlicher Ausländergemeinschaften, wie sie für städtische Handelsstützpunkte und Verwaltungssitze, aber auch für eine geographisch weite Streuung einer kleinen Siedlerpopulation (wie in Kenia nach ca. 1890) bezeichnend ist. Noch weitaus lockerer waren die Beziehungen über ethnische Barrieren und Hautfarbengrenzen hinweg. Einige Imperien, variierend im Laufe der Zeit, erlaubten oder erleichterten den Aufstieg von kolonialen Untertanen in administrative, militärische und kirchliche Hierarchien, andere verhielten sich ethnisch-rassisch exklusiv. Diese Exklusivität tendierte in den europäischen Imperien im Laufe des 19. Jahrhunderts dazu, zu wachsen. In manchen Fällen, etwa den deutschen und belgischen Kolonien in Afrika, war sie absolut. Einzigartig war in der frühen Neuzeit die systematische Rekrutierung von Fremden in die Militärelite des Osmanischen Reiches und des mamlukischen Ägypten; im 19. Jahrhundert gab es das nicht mehr. Im Allgemeinen ist es nicht richtig, politische «Kollaboration», wie sie strukturell zum Funktionieren kolonialer Staatsapparate unentbehrlich war, mit sozialer Integration, wie sie sich etwa am Heiratsverhalten ablesen lässt, gleichzusetzen. Horizontale soziale Beziehungen gehörten nicht zum Kitt von Imperien.
Wichtig war hingegen der Rückgriff auf symbolische Ressourcen der Integration. Für Nationalstaaten ist die Herstellung von Identität durch Symbole aller Art konstitutiv. Bei Imperien ist sie mindestens ebenso bedeutsam, da sie als funktionales Äquivalent anderer, schwacher Bindekräfte dienen muss. Monarch und Monarchie als Orte symbolischer Verdichtung hatten den doppelten Vorteil, sowohl die Kolonialeuropäer zu sammeln als auch die Einheimischen zu beeindrucken. So schien es jedenfalls. Ob allerdings die Proklamation Queen Victorias zur Kaiserin von Indien im Jahre 1876 viele Inder begeisterte, ist unbekannt. Immerhin: Ihr Großvater Georg III. hatte den rebellischen Nordamerikanern als nützliches Negativ symbol gedient. Überall, wo es sie gab, wurde die Monarchie als Integrationsfokus eingesetzt: im Habsburgerstaat, wo aus Anlass des Kaiserjubiläums von 1898 ein auf den alten Franz Joseph zentrierter Reichspatriotismus die aufkommenden Nationalismen neutralisieren sollte, im Wilhelminismus, im Zarenreich, sehr geschickt im Qing-Imperium mit seinen buddhistischen und muslimischen Minderheiten, plump im japanischen Reich, wo den chinesischen (taiwanesischen) und koreanischen Untertanen der Tenno-Kult aufgezwungen wurde, der ihnen kulturell fremd und zuwider war. Ein anderes beliebtes Symbol war das Militär, im britischen Fall vor allem die allgegenwärtige Royal Navy. Die Bindekraft von Symbolen und daneben vielleicht anderen Formen affektiver, also nicht primär interessengeleiteter Solidarität zeigte sich vor allem während der beiden Weltkriege, als die Dominions Kanada, Australien und Neuseeland, unter Sonderbedingungen auch Südafrika, Großbritannien in einem Maße zur Seite standen, das durch die formale Verfassung des Empire und die tatsächlichen Machtverhältnisse allein nicht begründet war.
Schließlich bleiben noch vier weitere Elemente horizontaler Integration zu nennen: (a) religiöse bzw. konfessionelle Bindungen, (b) die Bedeutung des Rechts für die Vereinheitlichung ausgedehnter Imperien, etwa des römischen und des britischen, (c) großräumige Marktbeziehungen sowie (d) die Gestaltung imperialer Außenbeziehungen. Das vierte dieser Elemente ist nicht das unwichtigste. Imperien haben stets ihre Grenzen militärisch gesichert und das verteidigt: gegen benachbarte Imperien, gegen Piraten und andere Banditen und gegen die allgegenwärtigen unruhestiftenden «Barbaren». Sie haben sich aber in ganz unterschiedlichem Maße gegen die kommerziellen Aktivitäten Fremder abgeschottet. Der Freihandel, den Großbritannien seit der Mitte des 19. Jahrhunderts im eigenen Empire zuließ und den es auch anderen abverlangte, war ein neuartiger und extremer Fall. Die meisten Imperien, sofern sie über die dafür nötige organisatorische Stärke verfügten, praktizierten irgendeine Form von «merkantilistischer» Außenwirtschaftskontrolle. Einige – wie das chinesische Reich von der frühen Mingzeit bis zum Opiumkrieg oder über lange Strecken das spanische – beschränkten den Spielraum für Dritte auf streng überwachte Enklavenaktivitäten. Andere, etwa das Osmanische Reich, duldeten die Einrichtung der besteuerbaren Handelsdiaspora (von Griechen, Armeniern, Parsen usw.) oder förderten sie sogar. Frankreich verlieh und behütete Monopole für den kolonialen Handel. Im 19. Jahrhundert trug die britische Freihandelspolitik zur Unterminierung der verbliebenen geschützten Imperien bei, ohne im 20. Jahrhundert die Rückkehr eines Neo-Merkantilismus verhindern zu können. Die allgemein praktizierte Politik der Zollpräferenzen, Handelsblocks und Währungszonen förderte in den 1930er und 1940er Jahren die Re-Integration des britischen und des französischen Imperiums sowie die gesteigerte Aggressivität der neuen faschistisch-militaristischen Imperialismen.
Die Unterscheidung von horizontaler und vertikaler Integration wird unter anderem deshalb erforderlich, weil Imperien, anders als hegemoniale Konfigurationen oder Föderationen, radial angeordnet sind.93 Die einzelnen Peripherien stehen untereinander nur in lockerem Kontakt; die Metropole ist bestrebt, alle Informations- und Entscheidungsströme durch das imperiale Nadelöhr zu lenken; Befreiungsbewegungen werden voneinander isoliert. Diese strukturell notwendige Zentralisierungstendenz steht einer breit fundierten horizontalen Integration, der Bildung einer reichsweiten Oberschicht, im Wege. Die Loyalität imperialer Untertanen muss daher auch lokal gesucht werden. Das vor allem ist mit vertikaler Integration gemeint. Die meisten Mechanismen horizontaler Integration sind doppelwertig, besitzen also auch eine vertikale Dimension: ein recycling von Gewalt durch Rekrutierung lokaler «Sepoy»-Truppen und Polizisten, den symbolischen Anschluss an einheimische Vorstellungen von legitimer Herrschaft, die Beobachtung und Ausspionierung der unterworfenen Gesellschaft durch die koloniale Regierung. Unerlässlich ist die kontrollierte Machtdelegation durch Zusammenarbeit mit alteingesessenen Notabeln oder neu privilegierten «Kollaborationseliten» der verschiedensten Art. Je größer die wahrgenommenen oder «konstruierten» kulturellen und rassischen Unterschiede sind, desto deutlicher macht sich eine Dialektik zwischen politischer Inklusionsnotwendigkeit und soziokultureller Exklusionsneigung bemerkbar: Dem politisch nützlichen Ortspotentaten bleibt der weiße Club verschlossen, was er seinerseits übelnimmt. Umgekehrt sind Siedler auch dann brauchbare Geschäftspartner, wenn sie sich politisch emanzipiert haben. Das war die Grundlage des für beide Seiten gut funktionierenden Dominion-Modells und zeigt sich auch darin, dass Großbritannien und die USA seit (und trotz) ihres Krieges gegeneinander im Jahre 1812 enge Wirtschaftsbeziehungen unterhielten und, wenngleich nach manchen Turbulenzen, im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts allmählich auch eine umfassende special relationship aufbauten. Am anderen Ende des Typenspektrums stehen koloniale Ordnungen ohne jegliche vertikale Integration, vor allem die Sklavereigesellschaften der britischen und französischen Karibik im 18. Jahrhundert.
Quellen von Desintegration lassen sich aus der Umwertung integrativer Zusammenhänge hypothetisch herleiten. Imperien fallen aber meist, wie schon seit der Antike bekannt, nicht bloß interner Auflösung, sondern einer Verbindung von innerer Erosion und äußerer Aggression zum Opfer. Zugespitzt gesagt: Die größten Feinde eines Imperiums sind immer andere Imperien gewesen. Auffällig ist, dass sich Imperien meist in kleinere Einheiten, regna oder Nationalstaaten, auflösen und selten der unmittelbare Übergang zu hegemonialen oder föderalen Strukturen gelingt. Pläne für transozeanische Nationen, wie sie etwa in den bourbonischen Reformen Spanisch-Amerikas nach 1760 oder um 1900 von dem britischen Kolonial-minister Joseph Chamberlain ausgedacht wurden, sind unweigerlich gescheitert. Erfolgreich waren nur einige, keineswegs alle, Versuche der Föderation innerhalb eines imperialen Gesamtrahmens, so 1867 in Kanada und 1901 in Australien; Föderationspläne für Malaya und Britisch-Zentralafrika während der Dekolonisation schlugen fehl.
Um das bisher Gesagte in einem «Idealtypus» zu fassen: Ein Imperium ist ein großräumiger, multiethnisch zusammengesetzter Herrschaftsverband mit einer asymmetrischen, in autoritärer Praxis realisierten Zentrum-Peripherie-Struktur, der durch den Zwangsapparat, die Symbolpolitik sowie die universalistische Ideologie des imperialen Staates und der ihn tragenden imperialen Elite zusammengehalten wird. Eine soziale und kulturelle Integration unterhalb der imperialen Elite findet nicht statt; es gibt keine homogene imperiale Gesellschaft und keine gemeinsame imperiale Kultur. Auf internationaler Ebene gestattet das Zentrum den Peripherien keine eigenständigen Außenbeziehungen.94
Dass es im Vollzug imperialer Beziehungen immer wieder zu «Aushandlungen» und Kompromissen kommt, steht außer Frage. Ein Imperium ist kein riesiger Kasernenhof, und allenthalben finden sich Nischen für Widerstand und Freiräume für die Entfaltung von Eigensinn. Man kann auf allen gesellschaftlichen Ebenen unter günstigen Bedingungen in Imperien gut und sicher leben. Doch darf dabei der fundamentale Zwangscharakter eines jeden Imperiums nicht vergessen werden. Ein Imperium, dem sich viele oder alle freiwillig anschließen, ist keines, sondern – wie die NATO – ein hegemonialer Verband mit überwiegend autonomen Partnern und einem primus inter pares in der Mitte.
4  |  Imperien: Typen und Vergleiche

Imperien unterscheiden sich durch ihren Umfang auf der Weltkarte, durch ihre Bevölkerungszahl, durch die Anzahl ihrer Peripherien und durch deren wirtschaftliche Leistungsfähigkeit. Die Niederlande besaßen mit Indonesien das ganze Jahrhundert über die nach Indien seinerzeit ökonomisch erfolgreichste aller Kolonien. Da sie außer Surinam und einigen winzigen Antilleninseln keine Kolonien hatten, war ihr «Reich» von einem anderen Kaliber als etwa das weltumspannende British Empire. Das Gleiche gilt auf ganz andere Weise für das junge, erst seit 1884 bestehende deutsche Kolonialimperium: eine Sammlung relativ bevölkerungsschwacher und ökonomisch für die Metropole entbehrlicher Gebiete in Afrika, China und der Südsee. Die Niederlande waren ein kleines Land mit einer großen und reichen Kolonie, bei Deutschland war es umgekehrt. In beiden Fällen sind Vorstellungen von wahrhaft globaler Expansion fehl am Platze. «Weltreiche» hatten im 19. Jahrhundert nur die Briten und in anderer Weise die Franzosen. Das Zarenreich war so großflächig und ethnisch so vielfältig, dass auch es eine «Welt» für sich bildete; das mittelalterliche «Weltreich» der Mongolen war nicht wesentlich größer.
|  Leviathan und Behemoth


Es ist nicht möglich, die oben vorgeschlagene idealtypische Definition eines Imperiums säuberlich in eine vollständige Typologie zu übersetzen. Dafür sind die imperialen Phänomene selbst in einem einzigen Jahrhundert allein schon nach Raum und Zeit zu vielgestaltig. Doch man kann anhand einiger Punkte Unterschiede zwischen Varianten hervorheben.
Der Unterschied zwischen kontinentalen und seegestützten Imperien wird oft als der wichtigste aller Gegensätze angesehen – nicht nur als eine akademische Unterscheidung, sondern sogar als ein tiefer Antagonismus in der politischen Welt. Geopolitiker und Geophilosophen von Sir Halford Mackinder bis zu Carl Schmitt haben im angeblich unvermeidbaren Konflikt zwischen Landmächten und Seemächten sogar einen Grundzug der neueren Weltgeschichte entdecken wollen. Hinderlich ist aber seit langem gewesen, dass man die Unvergleichbarkeit der beiden Typen von Imperien weithin ungeprüft vorausgesetzt hat. Enge, gewissermaßen hanseatische Vorstellungen von «Überseegeschichte» haben verhindert, die historische Erfahrung Russlands und Chinas, des Osmanischen und des Habsburgischen Reiches für eine vergleichende Erörterung von Imperien zu nutzen, von Napoleons und Hitlers Imperien ganz zu schweigen. Nicht immer ist die Unterscheidung von Land- und Seereichen überhaupt eindeutig und hilfreich. Für England und Japan war alles irgendwie «Übersee». Schon das Imperium Romanum war beides zugleich: Beherrscher des Mittelmeeres ebenso wie seiner tiefen Randzonen bis weit hinein nach Britannien und in die arabische Wüste. Ein maritimes Imperium in reiner Gestalt muss als ein transkontinental verbundenes Netz befestigter Häfen gedacht werden. Dergleichen bauten in der frühen Neuzeit nur Portugiesen, Holländer und Engländer auf, die sich alle bis zum späten 18. Jahrhundert mit der Kontrolle von Brückenköpfen und deren näherem Hinterland begnügten. Schon das Spanische Weltreich des 16. Jahrhunderts enthielt insofern eine kontinentale Komponente, als die Festigung des Zugriffs auf die amerikanischen Gebiete Techniken territorialer Verwaltung erforderte. Die East India Company musste solche Techniken entwickeln, nachdem sie in den 1760er Jahren ihre Kontrolle über Bengalen gefestigt hatte.
Sobald Stützpunktkolonien zu Beherrschungskolonien erweitert oder durch sie ergänzt wurden, stellten sich überall Kontrollprobleme, für deren Lösung die geographische Entfernung der Subzentren vom europäischen Oberzentrum nur von zweitrangiger Bedeutung war. Die De zentralität, die eine der Stärken des British Empire war, ergab sich zwangsläufig aus der Mühsal der Nachrichtenübermittlung vor der Einführung des Telegraphen. Das British Empire war seit der Eroberung Indiens ein amphibisches Gebilde, Leviathan and Behemoth in einem. Indien und Kanada waren subordinierte Landimperien eigenen Charakters, gigantische Länder, die beide im Laufe des 19. Jahrhunderts in nicht geringerem Maße als das Zarenreich durch das erschlossen wurden, was die Geopolitiker für die moderne Kraftquelle imperialer Landmacht hielten: die Eisenbahn.95 Die Logistik im Zeitalter der Dampfmaschinen auf Rädern und auf See begünstigte keinen der beiden Grundtypen eindeutig vor dem anderen. Land- und Seereiche änderten ihren Charakter mit der Steigerung von Verkehrsgeschwindigkeit und Transportvolumen. In vorindustrieller Zeit waren gleich weite Distanzen zu Wasser leichter und schneller zu bewältigen als auf dem Lande. Am Ende des 19. Jahrhunderts stand ein Weltkrieg, in dem die Ressourcen zweier riesiger Landmassen gegeneinander eingesetzt wurden. Die Alliierten obsiegten nicht wegen einer natürlichen Überlegenheit von Seemächten, sondern weil ihnen ihre zivilen maritimen Kapazitäten den Zugang zu den landbasierten Industrie- und Agrarpotenzialen Amerikas, Australiens und Indiens erschlossen.96 Währenddessen blieb das große Duell der Schlachtschiffe aus, auf das sich Deutschland und Großbritannien jahrelang vorbereitet hatten.
Trotz alledem sind einige Unterschiede zwischen «reinen» Land- und Seereichen nicht zu übersehen. «Fremdherrschaft» hat eine andere Bedeutung, wenn sie das Verhältnis zwischen alten Nachbarn bestimmt, als wenn sie unerwartet durch einen Invasionssprung zustande kommt. Im geographischen Nahverhältnis kann sie Teil eines langfristigen Hin und Her sein wie etwa die Beziehung zwischen Polen und Russland über die Jahrhunderte hinweg. In Landreichen müssen größere Anstrengungen unternommen werden, um einen überwölbenden Souveränitätsanspruch zu begründen und zu realisieren: dynastische Verklammerungen durch Personalunionen, die den österreichischen Kaiser zum König von Ungarn, den russischen Zaren zum König von Polen und den chinesischen Kaiser zum Großkhan der Mongolen machten, oder auch administrative Integration durch eine einheitliche Provinzialverwaltung wie im Osmanischen Reich oder durch eine universalistische Organisation wie die Kommunistische Partei in der imperialen Sowjetunion. Sezessionen von Teilen eines zusammenhängenden Imperiums sind in der Tendenz für das Zentrum gefährlicher als kreolische Autonomietendenzen jenseits der Meere. Sie reduzieren das Gebiet des Imperiums qua Großmacht, lassen möglicherweise eine neue feindliche Nachbarschaft entstehen oder den Satellitenstaat eines rivalisierenden Imperiums. Die Geopolitik von Landimperien ist daher eine geringfügig andere als die von Seereichen. Es darf aber nicht vergessen werden, dass sowohl Großbritannien als auch Spanien während der revolutionären Sattelzeit den Abfall Amerikas mit immensem Militäraufwand zu verhindern suchten.
|  Kolonialismus und Imperialismus


Der Kunstbegriff der «Peripherie», der in diesem Kapitel oft verwendet wird, ist etwas weiter gehalten als die geläufigere Bezeichnung «Kolonie». Im 19. Jahrhundert hätten die Herrschaftseliten der kontinentalen Imperien (Russland, Habsburg, China, Osmanisches Reich) es empört von sich gewiesen, über «Kolonien» zu herrschen, während andere (die Deutschen etwa) gerade stolz darauf waren, Kolonien zu «besitzen». In Großbritannien hätte man darauf beharrt, dass Indien keine normale Kolonie, sondern ein Fall sui generis sei; in Frankreich hätte man einen Trennstrich zwischen Algerien als einem Teil der Französischen Republik und den eigentlichen Kolonien gezogen. Auch eine strukturelle Definition von «Kolonie» muss so eng sein, dass sie Peripherien anderer Art ausschließt.97
Im Begriff des späteren 19. Jahrhunderts von «Kolonie» schwingt die Vorstellung von einem sozioökonomischen Entwicklungsrückstand gegenüber der Metropole mit. Aber die polnischen Gebiete im Zarenreich, Böhmen in der Habsburgermonarchie oder Mazedonien im Osmanischen Reich waren keineswegs unterentwickelt – und doch zweifellos abhängige Peripherien, über deren politisches Schicksal in St. Petersburg, Wien und Istanbul entschieden wurde. Innerhalb des British Empire gab es um 1900 nur wenige Ähnlichkeiten zum Beispiel zwischen Kanada und Jamaika: beides Peripherien im Verhältnis zu Großbritannien, das eine Land aber ein sich selbst demokratisch regierender Proto-Nationalstaat, das andere eine Kronkolonie, in welcher der Gouverneur als Vertreter des Kolonialministers in London nahezu unumschränkte Vollmachten ausübte. In vieler Hinsicht war das Dominion Kanada einem europäischen Nationalstaat ähnlicher als einer karibischen oder afrikanischen Kolonie innerhalb desselben Reichsverbandes. Das gleiche gilt für Peripherien im Zarenreich. Finnland, für den größten Teil des 19. Jahrhunderts ein von russischen Truppen besetztes semi-autonomes Großfürstentum, in dem eine Minderheit anfangs deutsch sprechender schwedischer Grundbesitzer und Großkaufleute gesellschaftlich den Ton angab, und das in den 1850er Jahren eroberte Turkestan, das nach der Eroberung Taškents 1865 von allen Teilen des Zarenreiches am ehesten analog zu einer asiatischen Kolonie Großbritanniens oder Frankreichs behandelt wurde, lassen sich ebenfalls kaum demselben Typus von Abhängigkeit zuordnen.98 Nicht alle Peripherien der Reiche waren Kolonien, und nicht in allen Reichen gab es gleich dynamische koloniale Frontiers. Kolonialismus ist nur ein Aspekt der imperialen Geschichte des 19. Jahrhunderts.
Die schnelle Eroberung und Aufteilung des afrikanischen Kontinents, ein neuer draufgängerischer Ton in der internationalen Politik und die rasche Ausweitung der politisch gestützten Geschäfte europäischer Banken und Ressourcen erschließender Kapitalgesellschaften in Übersee ließen bei manchen Beobachtern gegen Ende des Jahrhunderts den Eindruck aufkommen, die Weltentwicklung sei in eine neue Phase eingetreten: diejenige des «Imperialismus». Zur Analyse dieses Phänomens sind viele kluge Dinge geschrieben worden. Vor allem das Buch Imperialism: A Study (1902) des britischen Ökonomen und Publizisten John A. Hobson kann noch heute als eine profunde und teilweise prophetische Zeitdiagnose gelesen werden.99 Diese Literatur, zu der auch Marxisten wie Rosa Luxemburg, Rudolf Hilferding und Nikolaj Bucharin Wichtiges beitrugen, wollte vor allem den Ursachen der neuen weltweiten Expansionsdynamik Europas (oder gar des «Westens») auf den Grund gehen.100 Bei allen Differenzen in den Details der Analyse war man sich darin einig, dass der Imperialismus ein Ausdruck modernster Zeittendenzen sei. Nur der österreichische Allround-Sozialwissenschaftler Joseph A. Schumpeter erhob 1919 dagegen Einspruch, indem er den Imperialismus als politische Strategie anti-liberaler vorbürgerlicher Eliten oder solcher kapitalistischer Kräfte interpretierte, die den Weltmarkt scheuten.101 Auch daran ist manches richtig. Man muss hier nicht eindeutig Position beziehen. Gegenüber dem Schockerlebnis des Neuen, das die Zeitgenossen verspürten, kann man heute langfristige Kontinuitäten von europäischen und anderen Expansionsprozessen deutlicher erkennen.102 Hinter diesen Expansionsprozessen standen ganz unterschiedliche Triebkräfte und Motive. Daher ist ein deskriptiver Begriff des Imperialismus von Vorteil, der seine Benutzer nicht auf eine bestimmte – politische, ökonomische oder kulturelle – Erklärung festlegt. Unter Imperialismus lässt sich dann die Summe von Handlungen verstehen, die auf die Eroberung und den Erhalt eines Imperiums abzielen. Demnach wäre es möglich, von einem römischen, mongolischen oder napoleonischen Imperialismus zu sprechen. Imperialismus ist durch einen besondere Stil von Politik gekennzeichnet: Grenzen überschreitend, den Status quo nicht achtend, interventionistisch, das Militär schnell einsetzend, Krieg riskierend, Frieden diktierend. Imperialistische Politik geht von einer Hierarchie der Völker aus, immer einer von Starken und Schwachen, meist kulturell oder rassisch abgestuft. Imperialisten sehen sich als zivilisatorisch überlegen und daher zur Herrschaft über andere berechtigt.
Die in den «klassischen» Imperialismustheorien um 1900 postulierte Nähe zwischen Imperialismus und kapitalistischer Moderne ist ein epochaler Spezialfall, jedoch einer von ganz besonderem Gewicht. Im Laufe der langen Abfolge von Imperien und Imperialismen begann um 1760 mit dem Siebenjährigen Krieg ein «erstes Zeitalter des globalen Imperialismus».103 Ein zweites Zeitalter des globalen Imperialismus setzte um 1880 ein und endete 1918, ein drittes, das einstweilen letzte, fing 1931 mit dem japanischen Überfall auf die Mandschurei an und dauerte bis 1945. Das Zweite Zeitalter des globalen Imperialismus, oft auch «Hochimperialismus» genannt, kam durch die Verknotung mehrerer zunächst unabhängiger Prozesse zustande: (a) sprunghaft zunehmender weltwirtschaftlicher Integration (ein Aspekt von «Globalisierung»), (b) neuen Technologien der Intervention und Überwältigung, (c) dem Zusammenbruch friedenserhaltender Mechanismen im europäischen Staatensystem, (d) dem Aufstieg sozialdarwinistischer Interpretationen der internationalen Politik. Neu gegenüber dem Ersten Zeitalter war auch, dass imperialistische Politik nicht nur von Großmächten gemacht wurde, oder anders gesagt: dass die Großmächte auch schwächeren europäischen Mächten einen Anteil am imperialen «Kuchen» gönnten. Der belgische König Leopold II. konnte sich sogar als Privatmann an den staatlichen Organen seines Landes vorbei 1884 auf der Berliner Afrikakonferenz den riesigen «Kongo-Freistaat» als Privatkolonie garantieren lassen.104
Oft ist behauptet worden, der Hochimperialismus sei eine unmittelbare Folge der Industrialisierung gewesen. Das ist zu einfach gesehen. Außerhalb Afrikas fanden die territorial umfassendsten Expansionsprozesse vor der Industrialisierung der jeweiligen Imperialmacht statt: die Expansion des Zarenreiches in Sibirien, am Schwarzen Meer, in der Steppe und im Kaukasus; die Qing-Expansion in Zentralasien 1720–60; die britische Eroberung Indiens bis 1818. Indien wurde als Absatzmarkt für die britische Industrie erst wichtig, nachdem es erobert war. Ebenso wurde Malaya nicht schrittweise von den Briten unter ihre Kontrolle gebracht, um an Kautschuk heranzukommen. Dass es bald zu einem wichtigen Gummilieferanten wurde, ist eine andere Geschichte. Aber es gab indirekte Zusammenhänge: Die Verkäufe der Baumwollindustrie von Lancashire in Amerika brachten das mexikanische Silber in die Kassen, das die indischen Eroberungen Lord Wellesleys mitfinanzierte.105 Industrialisierung drängt nicht unmittelbar zu imperialistischer Politik. Wenn sich industrielle Kapazität direkt in internationale Stärke umgesetzt hätte, wären Belgien, Sachsen und die Schweiz um 1860 aggressive Großmächte gewesen. Die Suche nach Rohstoffen und staatlich «gesicherten» Absatzmärkten – eine Erwartung, die immer wieder enttäuscht wurde – war von Fall zu Fall als Motiv nicht unwichtig; für Frankreich etwa hat sie zeitweise eine gewisse Rolle gespielt. Doch erst im 20. Jahrhundert sahen Regierungen in der Kontrolle über Ressourcen im Ausland eine nationale Aufgabe von erstrangiger Bedeutung. Öl war der wichtigste Anlass für diese strategische Aufwertung von Bodenschätzen, die kurz vor dem Ersten Weltkrieg begann. Bis dahin war die Ressourcenausbeutung ebenso wie die Kapitalanlage in Direktinvestitionen Sache privater Firmen, die sich dabei der Unterstützung durch ihre Regierungen in einem neuartigen Maße sicher sein konnten. Imperialistische Politik im Zweiten Zeitalter des globalen Imperialismus bestand zu einem großen Teil in der politischen Erzwingung günstiger Plantagen-, Holz-, Bergbau-, Eisenbahn- und Kanalkonzessionen für private europäische Geschäftsinteressen.106 Im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts machte sich die gesamte Umstrukturierung der Weltwirtschaft überall bemerkbar. Wirtschaftliche Globalisierung war kein unmittelbares Ergebnis staatlicher Politik, sondern stand in einer Wechselbeziehung mit ihr. Rohstoffe wurden nicht länger geraubt, sondern durch eine Mischung aus Extraktionssystemen (etwa der Plantage) und kommerziellen Anreizen angeeignet: Das «Gemisch von Willfährigkeitsmechanismen» änderte sich, auch in Abhängigkeit vom Kolonietyp.107
Welche unmittelbaren Auswirkungen hatte die Industrialisierung auf die Methoden imperialer Kriegführung? Die Eroberung Indiens um 1800 wurde noch mit vorindustrieller Militärtechnologie bewerkstelligt. Die Hauptgegner Wellesleys, die Marathen, besaßen sogar die bessere (von deutschen Söldnern gewartete) Artillerie, vermochten aber nicht, sie vorteilhaft einzusetzen.108 Erst dampfgetriebene Kanonenboote brachten auf entscheidende Weise industrielle Technologie ins Spiel, zum ersten Mal im Ersten Anglo-burmesischen Krieg von 1823–24, dann 1841 im britischen Opiumkrieg gegen China.109 Eine zweite Phase kolonialer Eroberung stand im Zeichen einer – nach europäischen Maßstäben – relativ simplen Neuerung, des 1884 erfundenen Maschinengewehrs (Maxim Gun), das in den 1890er Jahren Zusammenstöße zwischen europäischen und einheimischen Truppen zu Massakern ausarten ließ.110 Wichtig war nicht das absolute Niveau der industriellen und technologischen Entwicklung in der jeweiligen Metropole, sondern die Erzwingungsmacht an Ort und Stelle. Industrielle Stärke muss sich von Fall zu Fall in lokale Überlegenheit umsetzen, sonst hätten Großbritannien nicht im Zweiten Afghanischen Krieg (1878–80) und die USA nicht im 20. Jahrhundert bei einer ganzen Reihe von Interventionen (Vietnam, Iran, Libanon, Somalia usw.) den Kürzeren gezogen.
Nicht alle Imperialismen waren im 19. Jahrhundert gleich aktiv, und die Differenzierung folgt nicht der Trennlinie zwischen landgestützten und maritimen Mächten. Es gab drei während des ganzen 19. Jahrhunderts imperial tätige Großmächte des europäischen Staatensystems: das Vereinigte Königreich, Russland, Frankreich. Deutschland kam kolonial 1884 hinzu, betrieb aber unter Bismarck bewusst noch keine «Weltpolitik». Das war dann die Parole des Wilhelminismus an der Jahrhundertwende, dem das bescheidene Kolonialreich bald zu eng wurde. Österreich war Großmacht, allerdings seit dem preußischen Triumph 1866/71 eine Großmacht zweiten Ranges, und zugleich Imperium, trieb aber keine expansive imperialistische Politik. Die Nicht-Großmächte Niederlande, Portugal und Spanien pflegten alte Kolonialbesitzungen, denen sie nichts Wesentliches hinzufügten. Die einst überaus kriegerischen und dynamischen Imperien China und Osmanisches Reich bewahrten einen rudimentären Reichszusammenhang, standen aber (China noch relativ weniger als das Osmanische Reich) gegenüber den Europäern in der Defensive. Japan war ab 1895 ein sehr aktiver imperialistischer player. Die Imperien des 19. Jahrhunderts unterschieden sich durch das Ausmaß ihrer imperialistischen Intensität. Was auf den ersten Blick oder in einer sehr abstrakten theoretischen Perspektive wie ein geschlossener Imperialismus anmutet, zerfällt, wenn man genauer hinsehen will, in den Plural der Imperialismen.




5  |  Imperien: Fälle und Grenzfälle

|  Die Habsburgermonarchie


Das typische Imperium findet sich in der historischen Wirklichkeit nicht. Und sogar eine saubere Typologie scheitert an der Vielzahl der möglichen Kriterien. Einzelne Fälle lassen sich aber durch den Vergleich ihrer Besonderheiten bestimmen.
Ein extremer Grenzfall war das Habsburgerreich.111 Es war territorial saturiert und eingepfercht: ein Imperium in der Mitte Europas, das einzige mit einem problematischen Zugang zum Meer (Kriegshäfen Triest und Pola) und ohne nennenswerte Kriegsflotte.112 Metternich fand auf dem Wiener Kongress, Österreich habe seine optimale Ausdehnung erreicht; er widerstand jeglicher Versuchung der Gebietserweiterung.113 Allerdings ließ er sich dann doch die Lombardei und Venetien aufdrängen. Österreich freundete sich rasch mit dem Gedanken an, eine italienische Macht zu sein. Es blieb dies bis 1866. Die Okkupation Bosnien-Herzegowinas 1878 und seine Annexion 1908, mit der die unmittelbare Vorgeschichte des Ersten Weltkriegs begann, waren weniger ein Akt von wohlüberlegtem empire-building als ein anti-serbischer und anti-russischer Streich einer verantwortungslosen Kriegspartei am Wiener Hof.114 Niemand wollte die knapp zwei Millionen Südslawen Bosniens ins Reich aufnehmen, die das delikate Gleichgewicht der Nationalitäten gestört hätten; daher wurde Bosnien-Herzegowina im eher Verlegenheit ausdrückenden Status eines «Reichslandes» inkorporiert.
In keinem einzigen der anderen Reiche war der Begriff der Kolonie so fehl am Platze wie in der Habsburgermonarchie. Es gab noch nicht einmal eine derart benachteiligte «innere» Kolonie, wie Irland es im Verhältnis zu England war. Dennoch zeigt der K. u. k.-Staat zahlreiche Merkmale eines Imperiums.115 Er war ein schwach integriertes Vielvölkerreich, eine Ansammlung von Gebieten mit oft alten historischen Identitäten. Eigenständig war vor allem Ungarn, das 1867 in der verfassungspolitischen Lösung des «Ausgleichs» als semi-autonomes Königtum (König Franz Jóseph wurde in Budapest durch einen habsburgischen Erzherzog repräsentiert) mit eigenem Zweikammerparlament und eigener Regierung in die neu geschaffene «Doppelmonarchie» inkorporiert wurde. Nach den Deutsch-Österreichern hatte keine andere Volksgruppe im Reich fortan eine stärkere Stellung als die Magyaren. Ungarn besaß unter dem Dualismus eine Stellung im Reich, die sich derjenigen des Dominions Kanada, im gleichen Jahr 1867 entstanden, innerhalb des British Empire vergleichen ließe. In beiden Fällen wurden die imperialen Bindungen nicht als Zwangsverhältnis empfunden. Ungarn wie Kanadier konnten im jeweiligen Imperium Karriere machen. Die wirtschaftliche Entfaltung wurde von der Metropole nicht ernsthaft behindert, und manche staatlichen Kosten wurden geteilt.116 Ebensowenig wie das British Empire entwickelte sich die Donaumonarchie zu einer Föderation. Nach 1867 wurde der Gesamtstaat eher heterogener. Die slawischen Nationalitäten sahen sich aus guten Gründen als Verlierer des Ausgleichs und rückten innerlich vom Reich ab, zumal man den Monarchen nicht als neutralen Schiedsrichter über den Interessen wahrnahm. Bis zum Ende war Österreich Ungarn auf imperiale Manier integriert: Eine gesamtimperiale Kultur und Identität wurde nicht erzwungen, die horizontale gesellschaftliche Integration blieb begrenzt. Das Reich wurde nur an der Spitze zusammengehalten: durch die Symbolik der Monarchie und durch ein multikulturelles Offizierskorps, das so bunt zusammengesetzt war wie die spanischen Heere der frühen Neuzeit oder die britische Armee in Indien. Dennoch erschien es den meisten seiner Bewohner nicht als Militärstaat. Nur die Italiener in Lombardo-Venetien hatten das Gefühl tyrannischer Fremdherrschaft. In einer geteilten Region wie Galizien war das österreichische Regiment charakteristischerweise weitaus liberaler, auch der großen jüdischen Bevölkerungsgruppe gegenüber aufgeklärter als das in den russischen und preußischen Teilungszonen. Die seit Jahrhunderten zum Habsburgerreich gehörigen Nationalitäten sorgten sich eher argwöhnisch um ihr Verhältnis untereinander. Bei der berühmten habsburgischen «Nationalitätenfrage» ging es weniger um das Verhältnis der Peripherien zum Zentrum (wie im Zarenreich) als um die konfliktreiche Nachbarschaft ineinander verschränkter Peripherien; so hatte etwa Ungarn seine eigenen brisanten Minderheitenprobleme.117
Das Habsburgerreich war das einzige Imperium ohne zumindest Reste einer offenen «Barbarengrenze». Es gab auch keinen Siedlungskolonialismus mehr. Das Reich war ethnisch und kulturell trotz aller Differenzen dennoch gleichförmiger nicht nur als die Überseereiche der westeuropäischen Mächte, sondern auch als das Russische und das Osmanische Reich. Mochten die Unterschiede zwischen den Sprachen, Gebräuchen und historischen Erinnerungen mit fortschreitender nationaler Bewusstwerdung immer deutlicher auffallen: Alle Untertanen des Kaisers in Wien besaßen eine weiße Hautfarbe, und die allermeisten waren Katholiken. Orthodoxe Serben, die größte religiöse Minderheit, machten 1910 gerade einmal 3,8 Prozent der Bevölkerung aus, Muslime gar nur 1,3 Prozent.118 Man vergleiche dies mit den etwa 40 Prozent Nicht-Muslimen im offiziell muslimischen Osmanischen Reich (vor den großen Gebietsverlusten auf dem Balkan nach 1878), den 29 Prozent Nicht-Orthodoxen im offiziell christlich-orthodoxen Zarenreich (1897) oder gar mit dem British Empire, in dem alle Hautfarben und alle Weltreligionen vertreten waren und der Hinduismus die zahlenmäßig überwiegende religiöse Orientierung war.119 Selbst wenn man in Wien, Budapest und Prag die Südslawen oder die rumänische Minderheit als «Barbaren» betrachten mochte: sie passten nicht ins Bild westeuropäischer, russischer oder chinesischer Diskurse von den edlen und unedlen «Wilden». Das Habsburgerreich war geographisch wie kulturell ein europäisch-abendländisches Vielvölkergebilde. Dass die Herrschaft des Gesetzes und die staatsbürgerliche Gleichstellung im Prinzip überall galten, machte es zu dem «modernsten» und «zivilsten» unter den Imperien.120 Aber nicht in jeder Hinsicht: Einzigartig war, dass die nationale Formierung zumindest bei Ungarn und Tschechen weiter fortgeschritten war als unter den Deutschösterreichern. Noch um 1900 bildeten diese keine Nation, geschweige denn eine herrschende. Überall sonst schlummerte unter der Hülle der imperialen Metropole ein Nationalstaat der Titularnation, der nach dem Verlust der Peripherien auf eigenen Beinen stehen konnte – so wie aus dem Osmanischen Reich nach dem Ersten Weltkrieg erstaunlich schnell die Türkische Republik entstand. Nicht so in der Donaumonarchie. Sie war deshalb in dieser Beziehung das altertümlichste aller Reiche und daher nicht zufällig unter den ersten, die von der Landkarte verschwanden.
Der Untergang kam durch eine Generalsezession, für die es nur einen einzigen Parallelfall gibt: das Ende der Sowjetunion 1990–91. Sie geschah aus der militärischen Niederlage heraus am Ende eines Weltkriegs, der den Zusammenhalt des British Empire eher noch gestärkt hatte. Der geeignetste Vergleich ist trotz dieses Unterschieds dennoch der mit dem British Empire: Vor allem Lombarden, Ungarn und Tschechen hatten unter dem Dach der Donaumonarchie die innere Nationsbildung so weit vorangetrieben, dass sie wie Australien, Neuseeland und Kanada als politisch wie ökonomisch lebensfähige und auch international gewichtige Nationalstaaten ohne große Gewaltkonvulsionen aus ihrer imperialen Vergangenheit heraustraten. Das lässt sich etwa für die mittelöstlichen und balkanischen Nachfolgestaaten des Osmanischen Reiches nicht mit gleicher Entschiedenheit behaupten. Am anderen Ende des Spektrums steht das Chinesische Reich. Von ihm ist in der Neuzeit nur eine einzige Sezession geglückt: die der Äußeren Mongolei (1911), eines Staates, der nach labiler früher Autonomie dann siebzig Jahre lang der dauerhafteste Satellit der Sowjetunion war und erst 1991 an die um 1690 verlorene Unabhängigkeit anknüpfen konnte.121
|  Die vier Imperien
Frankreichs


Jahrhundertelang rivalisierten das Haus Habsburg und Frankreich um den Vorrang auf dem europäischen Kontinent. Noch 1809 hatte Napoleon die österreichische Monarchie an den Rand des Zusammenbruchs getrieben und Wien militärisch besetzen lassen. Damals trafen zwei nahezu reine Kontinentalreiche aufeinander. Napoleons Imperium, wegen seiner Kurzlebigkeit in der Literatur meist nicht in einen Vergleich von Imperien einbezogen, war gleichwohl ein Imperium reinsten Wassers. Trotz des militärischen Primats, dem in den sechzehn Jahren Napoleons letztlich alle Politik unterlag und der sich vor allem in einer steten Suche nach Geld und Rekruten äußerte, sind systemische Konturen dieses Reiches erkennbar.122 Zwei für Imperien generell charakteristische Merkmale waren sogar besonders ausgeprägt. Erstens schuf Napoleon binnen kurzem eine genuin imperiale Herrschaftselite, die er auf Posten in ganz Europa verteilte und zwischen ihnen rotieren ließ. Ihren Kern bildeten die Familien Bonaparte und Beauharnais, diesen angeschlossen Napoleons vertrauteste Marschälle und eine Kaste professioneller Administratoren, die ebenfalls überall eingesetzt werden konnten.123 Das Empire Napoleons, des letzten und größten aufgeklärten Absolutisten, war ein extrem etatistisches Gebilde, in dem ein überall ähnlich aufgebauter Staatsapparat vorgab, im allgemeinen Interesse modernisierend zu wirken, den betroffenen Untertanen aber keine institutionalisierte Mitsprache und Mitwirkung einräumte. Wie jedes Imperium, so musste sich auch das napoleonische auf die Kollaboration einheimischer Machthaber und Eliten stützen, ohne welche die Ressourcen unterworfener Gesellschaften nicht hätten mobilisiert werden können. Ihnen wurde aber nicht einmal ein Minimum an formalisierter Repräsentation – nach britischem Modell – zugebilligt.124 Keines der Reiche des 18. und 19. Jahrhunderts war stärker zentralisiert als das napoleonische. Ein Befehl oder ein Gesetz aus Paris galt sofort im gesamten Reich.
Zweitens war das gesamte napoleonische Expansionsprojekt von einer scharfen kulturellen Arroganz durchdrungen, wie sie vor der Epoche des voll entwickelten Rassismus auch zwischen Europäern und Nichteuropäern selten zu finden war. Diese Arroganz, die auf der Überzeugung von der allseitigen zivilisatorischen Spitzenstellung eines postrevolutionären und säkularen Frankreich beruhte, in dem die Aufklärung Realität geworden war, machte sich am wenigsten in den Kerngebieten des Imperiums bemerkbar, die Michael Broers identifiziert hat: in Ostfrankreich, den Niederlanden, Oberitalien und den deutschen Rheinbundstaaten, umso mehr aber im «äußeren Imperium», zu dem etwa Polen, Spanien und Italien südlich von Genua gehörten.125 Dort benahmen sich die Franzosen als militärische Besatzungsmacht, die den «abergläubischen» und ineffizienten Einheimischen mit größter Verachtung entgegentrat und offene koloniale Ausbeutungsverhältnisse gar nicht erst zu bemänteln versuchte. In seinem Willen zur kulturellen Vereinheitlichung ging das napoleonische Imperium weit über alle anderen Reiche hinaus. Napoleon war beeinflusst durch die Friedensutopien und Europaentwürfe der Aufklärung und behauptete zumindest in seinen Memoiren, von einem geeinten Europa geträumt zu haben, «überall geleitet von denselben Prinzipien, demselben System».126 Die Eliten, sofern sie nicht schon französisch waren, sollten als erste frankisiert, die Volksmassen dann einer radikalen mission civilisatrice unterzogen werden, die sie vom Joch der Religion und des Lokalismus befreien würde. Schon in Spanien stieß dieses Vorhaben ab 1808 an seine Grenzen.127
Im Oktober 1813 endete das napoleonische Reich auf den Schlachtfeldern bei Leipzig. Das französische Überseeimperium des 19. Jahrhunderts, das mit der Eroberung von Algier 1830, einem typischen Fall opportunistischer Ablenkung von innenpolitischen Schwierigkeiten, begründet wurde, war ein völliger Neuansatz.128 So wie oft von einem Ersten und einem Zweiten British Empire gesprochen wird, die durch die Unabhängigkeit der USA 1783 getrennt sind, könnte man (obwohl französische Historiker dies bisher nicht getan haben), vier französische Reiche unterscheiden: (1) das Erste Reich des Ancien Régime, dessen Schwerpunkt in der Karibik lag und das spätestens mit der Unabhängigkeit Haitis 1804 endete: streng merkantilistisch geführt, nur schwach durch Emigration unterfüttert, ökonomisch weithin auf Sklavenarbeit aufgebaut; (2) das Zweite Reich: Napoleons durch Blitzkriege eroberte France-Europe; (3) das Dritte Kolonialreich, das auf der schmalen Grundlage der 1814/15 an Frankreich zurückgegebenen Kolonien (etwa Senegal) nach 1830 aufgebaut wurde und bis in die 1870er Jahre von Algerien dominiert wurde; (4) das Vierte Reich, das erstmals, durch Erweiterung seines Vorgängers entstanden, ein multikontinentales Weltreich war und von den 1870er bis zu den 1960er Jahren mit Nordafrika, Westafrika und Indochina als seinen geographischen Schwerpunkten bestand.
Von dieser vierfachen Reichsgeschichte sind heute ausgerechnet Relikte des Ersten Imperiums übrig geblieben, vor allem die Überseedepartements Guadeloupe und Martinique, die voll integrierte Teile der Europäischen Union sind. Die postnapoleonischen Reiche waren von Anfang an und blieben bis zum Schluss Reaktionen auf das British Empire, aus dessen Schatten sie niemals heraustraten. Schon die Invasion Algeriens, die sich als Strafaktion gegen einen Schurkenstaat muslimischer Piraten und Kidnapper international gut verkaufen ließ, war der Versuch, in ein machtpolitisches Vakuum einzudringen, das Großbritannien noch nicht für sich entdeckt hatte. Die Briten kontrollierten zwar seit 1713 Gibraltar, hatten die napoleonische Flotte im Mittelmeer ausgeschaltet und besaßen seit 1814 (de facto schon seit 1802) die Insel Malta als Kronkolonie und Flottenstützpunkt, verfolgten aber sonst bis zur Okkupation Ägyptens 1882 keine kolonialen Interessen im mediterranen Raum. Die französische Kolonialgeschichte litt lange unter einem Trauma der Zweitrangigkeit.
Nach anderen Maßstäben als denen der britischen Konkurrenz war die französische Kolonialexpansion jedoch sehr erfolgreich. Mit großem Abstand nach dem British Empire war das französische das zweitwichtigste der Übersee-Imperien des 19. Jahrhunderts. Das Flächenmaß (1913: British Empire 32,3 Millionen Quadratkilometer, Frankreich 9,7 Millionen),129 täuscht allerdings etwas, weil für Großbritannien die Dominions und für Frankreich die menschenleeren Weiten der von Algerien reklamierten Sahara mitgerechnet werden. Das British Empire war um 1913 auf allen Kontinenten mit wichtigen Besitzungen vertreten, Frankreich «nur» in Nordafrika (Algerien, Tunesien, Marokko), West- und Zentralafrika, auf Madagaskar, in Südostasien (ab 1887 Indochina = Vietnam und Kambodscha; dazu ab 1896 Laos), in der Karibik (Guadeloupe, Martinique), in der Südsee (Tahiti, Bikini u.a.) und in Südamerika (Guayana). Frankreichs Kolonialinteressen in Asien gingen nicht wesentlich über Indochina hinaus. In Ost- und Südafrika war Frankreich ebensowenig präsent wie in Nordamerika und Australien. Selbst in Afrika, wo sich die französischen Besitzungen konzentrierten, hatte Großbritannien den Vorteil, von Ägypten im Norden bis zum Kap der Guten Hoffnung, an der West- wie an der Ostküste und auch auf der wichtigen Insel Mauritius im Indischen Ozean kolonial etabliert zu sein.
Auch die späteren Eroberungen vermochten nie, Algerien vom ersten Platz unter den französischen Kolonien zu verdrängen. Chronologisch fügt sich Algerien in eine umfassendere Periodisierung ein. Die ursprüngliche Invasion traf auf einen gut organisierten einheimischen Widerstand unter der Führung des Emirs Abd al-Qadir (1808–1883), dem zeitweise, um 1837 bis 1839, der Aufbau eines algerischen Gegenstaates mit Gerichtswesen und eigener Steuererhebung gelang.130 Wie so oft in der Geschichte des europäischen Imperialismus (und der nordamerikanischen Frontier) setzten sich die Aggressoren nur wegen der Uneinigkeit der einheimischen Kräfte durch. Abd al-Qadir kapitulierte 1847 – und wurde nach vier Jahren in französischer Haft für den Rest seines Lebens als «edler Feind» von den Franzosen einigermaßen achtungsvoll behandelt, ein ähnliches Schicksal wie das des in Vielem vergleichbaren muslimischen Widerstandsführers aus dem Kaukasus, Shamil. Schon während der Eroberungsphase wuchs die Zahl französischer und anderer (vor allem spanischer und italienischer) Einwanderer nach Algerien schnell an: von 37.000 im Jahre 1841 auf 131.000 zehn Jahre später.131 Die meisten von ihnen zogen in die Städte, nur wenige wurden agrarische Pioniere. Obwohl die Eroberung und Kolonisierung Algeriens bereits zu einem Zeitpunkt begonnen hatte, als Europäer sonst nur im tiefen Süden Afrikas saßen (auffällig ist die genaue Gleichzeitigkeit mit dem Großen Treck der Buren), waren die für ganz Afrika so fatalen achtziger Jahre auch für Algerien eine Wendezeit. Napoleon III., in Asien und Mexiko ein imperialistischer Abenteurer, hatte dem Machtstreben der Siedler niemals völlig nachgegeben und das Landeigentum der algerischen Stämme zumindest auf dem Papier anerkannt. Nach dem Ende des Zweiten Kaiserreiches 1870 fiel diese Schranke fort. Die Republik ließ den colons nun freie Hand beim Aufbau eines Siedlerstaates, ermöglichte ihnen also das, was die britische Kolonialmacht am Kap den Buren verweigert hatte. Die 1870er und 1880er Jahre wurden daher – 1871/72 war der letzte große Aufstand der Algerier mit einer Brutalität niedergeschlagen worden, die an die Unterdrückung der Indischen «Mutiny» von 1857 erinnert – zu einer Zeit einheimischer Landverluste größten Ausmaßes: durch strafweise Enteignung, Gesetzgebung oder gerichtlich gedeckten Betrug. Die Zahl der Europäer in Algerien stieg von 280.000 im Jahre 1872 auf 531.000 zwanzig Jahre später. Hatte das Zweite Kaiserreich auf Landerschließung durch Kapitalgesellschaften gesetzt, so propagierte die Dritte Republik das Leitbild des siedelnden Bauern auf eigenem Land. Ihr Ziel war eine Kopie des ländlichen Frankreich im kolonialen Raum.
Es gab keine «typische» europäische Kolonie. Auch Algerien war das nicht. Es spielte aber eine ganz besonders große Rolle im nationalen Emotionshaushalt des Mutterlandes und stand am Beginn einer neuerlichen scharfen Konfrontation zwischen Europa und der islamischen Welt. In kaum einer anderen Kolonie wurden die Interessen der Einheimischen so krass missachtet wie in Algerien. Im logistischen wie im historischen Sinne war Nordafrika von Europa aus nicht eigentlich «Übersee». Es gehörte zur räumlichen Sphäre des Imperium Romanum, ein Umstand, den die koloniale Apologie später ausgiebig ausschlachten sollte. Der scharfe Kulturkonflikt mit dem Islam, der in Algerien entstand, ist ein Paradox. Denn kein anderes europäisches Land hat in der Neuzeit (bis heute) engere und bessere Kontakte zur islamischen Welt besessen als Frankreich.132 Auch blieb die Konfrontation mit dem Islam im benachbarten Marokko aus, wo nach 1912 der Generalresident Marschall Hubert Lyautey eine sozial konservative Politik minimaler Eingriffe in die einheimische Gesellschaft betrieb und den Einfluss der (relativ wenigen) Siedler einzudämmen wusste.133
Ein zweites Paradox liegt in der Stellung der algerischen Siedler. Sie hatten eine starke lokale Position und wollten doch keine politische Selbständigkeit, folgten also nicht «normalen» Siedlerimpulsen. Anders als die britischen Kolonisten in Nordamerika, Australien und Neuseeland erstrebten sie keine Staatsbildung vom Dominion-Typ. Warum nicht?
Erstens blieben die Siedler wegen ihrer relativen demographischen Schwäche von Anfang bis Ende auf den Schutz der französischen Armee angewiesen. Kanada, Australien und Neuseeland hingegen verließen sich bereits seit ca. 1870 auf eigene, selbstrekrutierte Sicherheitskräfte. Zweitens war Algerien seit 1848 juristisch keine Kolonie, sondern ein Teil des französischen Staates. Der ausgeprägte Zentralismus Frankreichs sah aber politische Autonomie jedweder Art, also auch Zwischenlösungen, nicht vor. Die Folge war eine eher tribale als nationale Bewusstseinsbildung unter den Algerienfranzosen, vergleichbar den protestantischen Engländern in Nordirland. Zudem wurde Algerien stärker als fast alle anderen europäischen Kolonien durch den heimischen Nationalismus vereinnahmt: Nach der schmählichen Niederlage gegen Deutschland 1870/71 sollte Algerien zu einer Arena nationaler Regeneration durch Kolonisierung werden.134Drittens blieb die algerische Kolonialökonomie abhängig und prekär, nach 1870 überwiegend kleinbetrieblich organisiert und ohne verlässliche Exportbasis außer Wein – während die Dominions Getreide, Wolle und Fleisch großbetrieblich produzierten und exportierten.
Außerhalb Algeriens war das französische Kolonialreich relativ jungen Datums. Erst mit den großräumigen Eroberungen in Westafrika und von dort weiter östlich im Gebiet der heutigen Staaten Mali, Niger und Tschad wurde eine territoriale Basis geschaffen, von der aus man hoffte, mit dem British Empire konkurrieren zu können. Als dann aber 1898 in Faschoda am oberen Nil britische und französische Kolonialtruppen aufeinandertrafen, traten die Franzosen den Rückzug an: ein Ausdruck der tatsächlichen Machtverhältnisse. War im afrikanischen Savannengürtel ökonomisch wenig zu holen, so erwies sich Vietnam von Anfang an als eine produktive und gut ausbeutbare Kolonie. Im längeren Prozess des Verlusts der Unabhängigkeit der drei vietnamesischen Teilstaaten Cochinchina, Annam und Tonking war 1884 das entscheidende Datum. Aber selbst darüber hinaus setzte sich der bis dahin erhebliche Widerstand fort. Erst um die Jahrhundertwende konnten Vietnam und die beiden anderen Teile Indochinas als «pazifiziert» gelten. In den folgenden vier Jahrzehnten wurde Indochina zum wichtigsten Tummelplatz innerhalb des Imperiums für Banken, Bergwerksunternehmen und Landgesellschaften.135 Aber auch hier zeigten sich Grenzen des kolonialen wirtschaftlichen Einflusses, etwa darin, dass es nicht gelang, Indochina aus dem asiatischen Währungszusammenhang herauszulösen. Niemals konnte der Franc eingeführt werden; der Silberpiaster und andere kleine Währungen bestanden fort. Indochina blieb also wie das unabhängige China auf einem Silberstandard, der außerordentlichen Schwankungen ausgesetzt war.136 Aus diesem Grunde und ebenso wegen der Unterentwicklung des Kreditwesens waren die verzweigten Aktivitäten französischer Banken nicht nur ein Zeichen eines aggressiven Finanzimperialismus, sondern ebenso das Resultat ernsthafter Anpassungsprobleme. Von allen französischen Kolonien war Indochina diejenige, die die höchsten privatwirtschaftlichen Gewinne erbrachte. Dies verdankte sich neben dem Export auch dem relativ großen Binnenmarkt in einer bevölkerungsreichen Region. Vietnam war dabei nicht nur direkt mit Marseille verbunden, sondern fungierte auch als Stützpunkt für französische Wirtschaftsinteressen in Hongkong, China, Singapur, Siam, Britisch-Malaya und Niederländisch-Ostindien. Indochina verhalf nicht nur einzelnen französischen Firmen zu hohen Profiten, sondern trug auch zum Wohlergehen des französischen Kapitalismus insgesamt bei.137
Alles in allem waren die französischen Kolonien viel schwächer als die britischen in umfassendere globale Systeme eingefügt: Weder ging von Frankreich (mit der Ausnahme des Ziels Algerien) eine signifikante Siedlungsbewegung aus, noch war Paris ein erstrangiges, London vergleichbares Zentrum des internationalen Kapitalverkehrs. Die größten Kapitalströme waren ohnehin nicht ins Kolonialreich, sondern nach Russland gerichtet, weiterhin nach Spanien und Italien. Auch im Anleihengeschäft mit dem Osmanischen Reich, Ägypten und China war Frankreich sehr aktiv. Manche dieser Kredite verbesserten die Absatzmöglichkeiten der französischen Industrie, insbesondere der Rüstungsproduktion, aber waren im Ganzen der Ausdruck eines selbständigen Finanzimperialismus. Noch weniger als im britischen Fall deckte sich bei Frankreich die Geographie seiner Finanzinteressen mit dem formellen Imperium. Frankreich hatte keine alte Übersee- und Kolonialtradition, die der englischen und niederländischen vergleichbar wäre. Seine frühneuzeitliche Ostindiengesellschaft konnte niemals mit den großen englischen und niederländischen Konkurrentinnen mitziehen. Bis in die Zeit nach dem Ersten Weltkrieg hinein war die französische Öffentlichkeit an Kolonialfragen verhältnismäßig wenig interessiert. Die Kolonialpolitik wurde daher besonders stark von kleinen Lobby-Gruppen bestimmt, vor allem der Kolonialarmee, der Marine und den Geographen. Auf der anderen Seite gab es aber auch weniger Kritik an Kolonialismus und Imperialismus als etwa in Großbritannien. In den 1890er Jahren bildete sich ein gesellschaftlicher Konsensus, dass Kolonien selbstverständlich, gut für die Nation und zudem eine vorzügliche Gelegenheit seien, die eigene kulturelle Vortrefflichkeit durch eine mission civilisatrice in der Welt zu verbreiten.138
Erstaunlich ist die politische Sterilität des französischen Imperialismus. Das Land der citoyens exportierte keine Demokratie. Die Kolonialregime waren meist ungewöhnlich autoritär. Später gelang die Dekolonisation nur in Westafrika einigermaßen reibungsfrei. Auch die frühere französische Expansionsgeschichte war von viel zahlreicheren Fehlschlägen gekennzeichnet als die britische. Dass Großbritannien 1882 Ägypten den Franzosen geradezu vor der Nase wegschnappte, war eine besonders schlimme Schlappe. Der wichtigste kulturelle Effekt der französischen Expansion war die Verbreitung der französischen Sprache, besonders dauerhaft in Westafrika. Ansonsten stand der Weg zur assimilation nur wenigen Mitgliedern der entstehenden nichteuropäischen Bildungsschichten in den Kolonien offen. Er war mit der Erwartung eines radikalen kulturellen Seitenwechsels verbunden. Eine wirklich integrierende imperiale Kultur entstand auf diese Weise nicht. Daher hat sich das französische Reich nach seinem Ende auch nicht in eine locker organisierte Solidargemeinschaft nach der Art des britischen Commonwealth überführen lassen.
|  Kolonien ohne
Imperialismus


Es gab auch Kolonialbesitz ohne einen eigenen Reichszusammenhang. Ein Extremfall war hier der Belgische Kongo (auch Frankreich hatte seine Kongo-Kolonie: Congo-Brazzaville, ein Ergebnis des privaten Flaggenhissens durch den Abenteurer Pierre Savorgnan de Brazza seit 1880),139 den der belgische Staat erst 1908 nach der Aufdeckung zahlreicher Gräueltaten von König Leopold II. übernahm, völkerrechtlich gesprochen: annektierte. Leopold war einer der ehrgeizigsten und rücksichtslosesten Imperialisten der Epoche; seine anderen Pläne blieben jedoch unverwirklicht. Der Kongo unter Leopold wurde noch nicht einmal minimal als Kolonie entwickelt. Er war ein reines Ausbeutungsobjekt. Eine Bevölkerung, die allen möglichen Arten von Gewalt und Willkür schutzlos ausgeliefert war, wurde zu härtester Arbeit und zur Ablieferung extrem hoher Quoten an exporttauglichen Produkten (Kautschuk, Elfenbein u.a.) gezwungen. Die Profite flossen in die Taschen des Königs und in öffentliche Bauten, die Belgien noch heute schmücken. Der walisische, später in den USA tätige Journalist und Forschungsreisende Henry Morton Stanley, der 1877 als erster Europäer Afrika auf Kongohöhe von Ost nach West durchquert hatte, klärte danach in Leopolds Auftrag mit bewaffneten Expeditionen die Verhältnisse in einer Gegend, in der zunächst wenig einheimischer Widerstand angetroffen wurde. Ab 1886 sorgte eine ungewöhnlich brutale afrikanische Söldnerarmee (später durch lokal rekrutierte Kämpfer ergänzt), die Force Publique, für Ruhe im Kongo. Sie war auch in besonders blutige, Zehntausende von Todesopfern fordernde Auseinandersetzungen mit Suaheli-Sklavenhändlern (oft «Araber» genannt) im Osten des Kongos verwickelt. Der Staatsapparat im euphemistisch so genannten Kongo-«Freistaat» war daher extrem rudimentär. Belgische Siedler gab es so gut wie nicht. Die großen Konzessionsgesellschaften, die in späteren Phasen die Reichtümer des Kongos untereinander aufteilten, schufen auch nach 1908 keine umfänglicheren Beschäftigungsmöglichkeiten für Belgier. Afrikaner gelangten kaum in den Gesichtskreis der belgischen Bevölkerung. So gut wie niemand wurde, anders als im französischen und britischen Imperium, zu einer höheren Ausbildung in das «Mutter»-Land geholt. Kulturelle Transfers in beide Richtungen blieben gleich null.140 Da die belgischen Überseeinteressen so geringfügig waren, spielte Belgien in der hohen Diplomatie des Imperialismus kaum eine Rolle, allenfalls in der chinesischen Eisenbahnfinanzierung.
Die Niederlande besaßen ebenfalls kein Kolonialreich, aber immerhin eine intensiv verwaltete Kolonie. Zwischen etwa 1590 und 1740 waren sie die stärkste einzelne Kraft im Welthandel gewesen und besaßen ein seaborne empire mit Stützpunkten von der Karibik bis nach Japan. Im 19. Jahrhundert war davon außer Niederländisch-Ostindien nicht viel geblieben. In den achtziger Jahren waren die Niederlande das einzige westeuropäische Land, das sich nicht an der Aufteilung Afrikas beteiligte. Sie hatten sogar 1872 ihre letzten Besitzungen an der Goldküste (Ghana) an die Briten verkauft. Die Niederländer freundeten sich mit ihrer Rolle als einer nicht länger expandierenden, eher kontrahierenden Kolonialmacht an. Sie entwickelten ein Selbstbild, in dem sie sich als kleine, friedensliebende, neutrale, dem Fortschritt dienende und einen sanften Kolonialismus pflegende Nation von den aggressiven und habgierigen Großmächten abgrenzten.141 Sofern die Niederlande expandierten, geschah dies durch eine weitere Sicherung ihrer Kontrolle über die indonesischen Inseln. Dort hatten sie sich bereits seit dem frühen 17. Jahrhundert (1619 Gründung von Batavia) festgesetzt, doch erst in einem jahrhundertelangen Prozess auch wirklich effektive Kontrolle über die größeren Inseln gewonnen. Diese sehr allmähliche Eroberung kulminierte und endete erst in dem Atjeh-(oder Aceh)-Krieg, der gegen heftigen Widerstand in den Jahren 1873 bis 1903 die Nordspitze der Insel Sumatra unter niederländische Herrschaft brachte. Dieser in den Niederlanden umstrittene Krieg, der etwa 100.000 Tote forderte, war in erster Linie durch internationale Faktoren motiviert, denn man fürchtete nacheinander eine amerikanische, britische, später eine deutsche oder japanische Intervention.142 Es war dies, wie so oft in der Expansionsgeschichte, ein Beispiel für eine aggressive Defensive, nicht ein Ausdruck von «Torschlusspanik» der kolonial zu kurz Gekommenen. Wenn der Eindruck entstand, dass sich auch die Niederlande entgegen ihrer Selbstauffassung am neu intensivierten imperialistischen Spiel beteiligten, dann nicht, weil auch sie neuen Triebkräften folgten.143 Die große und reiche Kolonie Indonesien – nach Britisch-Indien die in jeder Hinsicht zweitwichtigste aller europäischen Besitzungen in Asien und Afrika – blieb aus denselben Gründen interessant, aus denen sie es bereits vor 1870 gewesen war. Die Niederlande waren «ein kolonialer Riese, aber ein politischer Zwerg».144
Um 1900 herum änderten sich allerdings die Methoden des kolonialen Vorgehens. Damit standen die Niederlande nicht allein. In Afrika war die koloniale Eroberung um die Jahrhundertwende fast überall abgeschlossen, und die großen Kolonialmächte gingen unter friedlicheren Bedingungen zu einer systematischen und weniger gewalttätigen Kolonialpolitik über. Das Ziel war überall das, was die französische Kolonialtheorie «Inwertsetzung» (mise en valeur) nannte. Im afrikanischen Kolonialreich der Deutschen, vor allem in Ostafrika, wurde dies nach 1905 in der Ära Dernburg versucht, benannt nach dem damaligen Kolonialminister.145 In Britisch-Malaya lässt sich um dieselbe Zeit Ähnliches beobachten. Die gründlichste und von anderen Kolonialmächten genau studierte mise en valeur fand in Indonesien statt: Zwischen 1891 und 1904 besuchten allein 25 französische Studiendelegationen Niederländisch-Ostindien, um hinter die Geheimnisse einer profitablen Nutzung indigener Arbeitskraft zu kommen.146 Als überall auf der Welt der Kolonialismus zwischen den Weltkriegen in sein Reifestadium eintrat, konnte Niederländisch-Ostindien als eine Art von Musterkolonie im Guten wie im Schlechten dienen. Indien, das diese Rolle, so untypisch es in vielem war, im 19. Jahrhundert gespielt hatte, war damals durch seine sehr aktive Freiheitsbewegung den allermeisten anderen Kolonien weit vorausgeeilt und schon auf dem Weg in eine neue Zukunft. Niederländisch-Ostindien stand eher für Kontinuität im kolonialen Wandel.
Indonesien war in der Zeit zwischen 1830 und 1870 durch hohe Zwangslasten unter dem «Kultursystem» in extremer Weise zugunsten der Metropole ausgebeutet worden. Ein Fünftel der Nettoeinnahmen der niederländischen Staatskasse stammte damals direkt aus der Kolonie. In den drei Jahrzehnten nach 1870 rückte man von einer allzu drastischen Ausplünderung der indonesischen Bauern ab und proklamierte 1901, gegen Ende des für die Kolonialmacht sehr kostspieligen Atjeh-Krieges, sogar eine sogenannte «ethische Politik». Dies bedeutete vor allem, dass der koloniale Staat erstmals in Indonesien investierte, vor allem in den Ausbau der Infrastruktur: Eisenbahnen, Elektrizitätserzeugung und Bewässerung (eine traditionell hochentwickelte Technik besonders der Javaner). Es wurden auch erste Ansätze eines wohlfahrtsstaatlichen Kolonialismus entwickelt, wie er zum Beispiel in Indien nie entstand und in Afrika erst nach 1945 eine gewisse Rolle spielte.147 Kaum eine andere Kolonialmacht im langen 19. Jahrhundert hat soviel Geld in das, was man heute «Entwicklung» nennt, gesteckt wie die Niederländer in Indonesien nach der Jahrhundertwende. Nicht ohne Erfolg: Wäre die indonesische Wirtschaft später so weiter gewachsen wie zwischen 1900 und 1920, dann würde das Land heute zu den reicheren in Asien gehören.148 Dieses Wachstum war jedoch nicht in erster Linie der kolonialstaatlichen Politik zu verdanken, sondern dem Fleiß und Unternehmungsgeist der Völker des indonesischen Archipels. Wie überall in der kolonialen Welt kam aber auch in Indonesien, selbst in der Reformphase nach 1901, die Bildung und Ausbildung der einheimischen Bevölkerung zu kurz. Nicht hinreichend, d.h. weitaus weniger als in Europa, für die Qualifizierung der Menschen (des «Humankapitals») in den Kolonien gesorgt zu haben, ist vielleicht die größte Unterlassungssünde des europäischen Kolonialismus gewesen.
|  Privatimperien


Solche Formen der Reichsbildung, die letzten Endes der Kontrolle durch eine autonome Metropole unterliegen und wesentlich durch die Projektion von Macht vom Zentrum an Peripherien angetrieben werden, kann man als «primäre» Reichsbildungen bezeichnen. Dahinter stand sehr selten eine Große Strategie des empire-building. Wenn der Historiker Sir John Robert Seeley mit einer berühmten Äußerung aus dem Jahre 1883, also kurz nach der durchaus planvollen Okkupation Ägyptens, feststellte, das britische Empire sei im Zustand der «Geistesabwesenheit» erobert worden, dann hatte er jedenfalls in diesem Sinne nicht ganz Unrecht, und sein Befund gilt auch für andere europäische Imperien.
Es gab allerdings zahlreiche Abweichungen von diesem Modell. Nicht immer erweiterten sich Imperien auf militärischem Wege. 1803 verdoppelte der Ankauf von Louisiana von den Franzosen auf einen Schlag das Staatsgebiet der USA und eröffnete damit weite neue Räume der Siedlung und der Gründung neuer Bundesstaaten. 1867 erwarben die USA Alaska vom Zarenreich. 1878 verkaufte Schweden seine karibische Inselkolonie St. Barthelemy an Frankreich, nachdem die USA und Italien Angebote ausgeschlagen hatten.149 Solche Aktionen waren das moderne Gegenstück des friedlichen Besitzwechsels von Territorien durch dynastische Heiraten (so war Bombay 1661 als Mitgift der portugiesischen Prinzessin Katharina an England gefallen, als sie die Gemahlin Karls II. wurde). Zu den friedlichen Erweiterungsmodi gehörte auch die Selbstunterstellung unter höhere Protektion etwa als Schutz vor einem noch unerfreulicheren Nachbarn. Diesen Weg wählten zum Beispiel die Herrscher von Betschuanaland (dem heutigen Botswana), als sie (erfolgreich) um britische Annexion baten, die der drohenden Herrschaft von Cecil Rhodes’ privater British South Africa Company vorzuziehen war.150 «Freiwillige» Unterwerfung, ob in einem solchen Dreieck oder in unmittelbarer Anerkennung von Vasallität, ist einer der ältesten und verbreitetsten Mechanismen der Reichserweiterung gewesen. Noch das US-amerikanische Hegemonialsystem nach dem Zweiten Weltkrieg, in der Formulierung des norwegischen Zeithistorikers Geir Lundestad ein System freiwilliger Unterordnung (empire by invitation), trägt seine Spuren.
Im Windschatten imperialer Großmächtedynamik entstanden auch Privatimperien. Das von König Leopold II. im Kongo war nicht das einzige. In Brunei und Sarawak (Nordborneo) etablierte sich die Familie Brooke als Herrscherdynastie über ein Gebiet von immerhin etwa 120.000 Quadratkilometern. 1839 traf der englische Abenteurer James Brooke auf der Insel ein, 1841 wurde ihm vom Sultanhaus, das außerhalb niederländischer Kontrolle geblieben war, der Titel Rajah verliehen. In den folgenden Jahren brachte er ein großes Territorium unter seine Kontrolle. Nach seinem Tod 1868 vergrößerte der zweite Rajah, sein Neffe Charles Brooke, der bis 1917 regierte, das Gebiet weiter. Der dritte Rajah kapitulierte 1941 vor den Japanern. Die Brookes waren keine ausgesprochene Räuberbande, aber organisierten doch einen beträchtlichen Abfluss von Reichtum aus Sarawak, der zum Teil in Großbritannien angelegt wurde. Für eine längerfristige ökonomische Entwicklung wurde wenig getan. Die Brookes betrachteten sozialen Wandel als nachteilig für die Einheimischen, ließen aber dennoch die Ausbeutung von Bodenschätzen durch ausländische Firmen zu. Sarawak gab sich, anders als König Leopolds Kongo, immerhin den Anschein minimaler Staatlichkeit.151
Anderswo wurden Versuche unternommen, quasi-staatsfreie Domänen zu errichten. Cecil Rhodes, der zuvor im südafrikanischen Diamantengeschäft ein riesiges Vermögen verdient hatte, war im südlichen Afrika relativ erfolgreich damit, ein privates Wirtschaftsimperium aufzubauen. Es war für die britische Regierung billig und bequem, die Gegend zwischen Betschuanaland und dem Sambesi-Fluss (Süd-Rhodesien, heute Simbabwe) der 1889 mit einer Konzession (Royal Charter) versehenen British South Africa Company zu überlassen, die weithin von Rhodes und anderen südafrikanischen Bergbaumagnaten finanziert war. Die Gesellschaft versprach, das Gebiet zu «entwickeln» und vor allem, für die Kosten alleine aufzukommen. 1891 wurde der Company erlaubt, ihre Aktivitäten auf das Land nördlich des Sambesi (Nord-Rhodesien, heute Sambia) auszudehnen. Rhodes und seiner Company war es nicht um Territorialherrschaft an sich zu tun. Zentrales Ziel war die monopolistische Erschließung bekannter und vermuteter Edelmetallvorkommen und der Anschluss der Bergbaugebiete an den südafrikanischen Wirtschaftsraum. Dafür aber war Kontrolle nötig. «Wenn wir [das Gebiet] nicht besetzen», so brachte Cecil Rhodes 1889 die Logik des scramble for Africa auf die kürzestmögliche Formel, «wird es jemand anders tun».152 Rhodes machte der Regierung in London seine Pläne dadurch zusätzlich schmackhaft, dass er die «rhodesischen» (der Name wurde um 1895 gebräuchlich) Gebiete für britische Siedler öffnete. Company rule, eine Methode, die zuvor in Deutsch-Südwestafrika gescheitert war, wurde von Missionaren heftig kritisiert, die hier das Fehlen eines afrikanerfreundlichen kolonialen Paternalismus beklagten, bewährte sich aber bestens aus der Sicht der anderen lokalen Weißen als Symbiose von Großkapital und Siedlern im Rahmen quasi-privater Protektoratsverhältnisse.153
Oft waren auch die großen Plantagen und Areale der Konzessionsgesellschaften staatsfreie Räume, in denen wie auf einem ostelbischen Gutshof das Recht des Landes nur indirekt galt.154 Missionare konnten mitunter so einflussreich werden, dass sie regelrechte Missionsprotektorate errichteten. Auch nach dem Ende der Chartered Companies in Asien, zuletzt der EIC in Indien 1858, entstanden dort neue semi-offizielle Kolonisationsagenturen. Die wichtigste war die South Manchurian Railway Company (SMR), die nach dem Russisch-japanischen Krieg 1905 in den Besitz der Südspitze der Mandschurei und der südlichen Abschnitte der russischen Eisenbahnen dort kam. Die SMR wurde in der Mandschurei zu einer vom japanischen Staat unterstützten Kolonialmacht, die hier die lukrativste Eisenbahnkolonie der Geschichte aufbaute, eine Gravitationszone für die gesamte Wirtschaft des chinesischen Nordostens, zugleich auch der Standort der größten schwerindustriellen Anlagen auf dem ostasiatischen Kontinent.155
|  Sekundäre
Reichsbildungen


Unter den nichteuropäischen Reichsbildungen war nur eine einzige, diejenige des Kaiserreichs Japan nach 1895, von spektakulärem Erfolg gekrönt – bis 1945. Man sollte dabei einige andere Fälle nicht übersehen, die in ihrer jeweiligen Region für eine Weile große Wirkungen zeitigten. Man könnte hier von sekundärer Reichsbildung sprechen und sie definieren als militärische Aggression und territoriale Machterweiterung mithilfe europäischer Militärtechnologie außerhalb der Kontrolle europäischer Regierungen. Ausgerechnet Afrika, das später zum Hauptopfer der Reichsbildungen Anderer werden sollte, war in der ersten Hälfte des Jahrhunderts ein besonders bewegter Schauplatz solcher sekundären Reichsbildungen. Zu einer Zeit, als die Europäer – wie Christoph Marx unterscheidet – in drei Formen mit ihrer Expansion in Afrika begannen, nämlich (a) als Radikalisierung einer Frontier zu einem Eroberungszug in Südafrika, (b) als militärische Intervention in Algerien und (c) als Umwandlung einer Händler- in eine Militärfrontier im Senegal,156 entstanden im Savannengürtel südlich der Sahara unabhängig voneinander mehrere expansive und großräumige Staatsgebilde mit starker Militarisierung und zentraler Struktur, auf die manche Merkmale unserer Imperiumsdefinition zutreffen. Diese Reiche waren von Jihad-Motiven angetrieben und waren für ihre großräumige Kohärenz auf zwei kommunikative Elemente angewiesen, die weiter südlich in Afrika fehlten: Schrift und kavallerietaugliche Reittiere.157 Andere embryonale Imperien entwickelten sich ohne Islam und Kavallerie: Ganda (in Buganda) baute seit den 1840er Jahren eine Flotte von Kriegskanus auf und gewann eine Art von imperialer, auch die Arbeitskraft schwächerer Völker ausnutzender Vorherrschaft auf dem und um den Viktoria-See.158 Bei solchen Aktionen wurde oft nicht die neueste, manchmal sogar eine beinah altertümliche Technologie benutzt. Die militärische Macht der Buren im frühen 19. Jahrhundert beruhte auf berittener Infanterie, die mit Musketen ausgerüstet war. Auch das Sokoto-Kalifat, dessen Aufbau sich etwa zwischen 1804 und 1845 vollzog, stützte sich auf Kavallerie und Musketen.159 In allen genannten Fällen bestand kein direkter Zusammenhang mit der Industriellen Revolution in Europa. Kleiner war der technologische Abstand dann schon beim Aufbau des muslimischen Reiches des Scheichs Umar Tal im oberen Senegal in den 1850er und 1860er Jahren.
Die Expansion Ägyptens ist ein besonders gutes Beispiel für eine sekundäre Reichsbildung. Es gehört zu den bemerkenswertesten Tatsachen in der Imperialgeschichte des 19. Jahrhunderts, dass das unabhängige Ägypten zwischen etwa 1813 und 1882 ein eigenes Reich besaß, also einen militärisch kontrollierten Raum, der mehr war als eine bloße Einflusssphäre. Bedenkt man, dass das japanische Reich nur etwa fünfzig Jahre lang, von 1895 bis 1945, bestand, so verdient der ägyptische Fall einige Aufmerksamkeit.160 Pascha Muhammad Ali, obskuren albanischen Ursprungs, war de facto ab 1805 Selbstherrscher Ägyptens. Von Anfang an begnügte er sich aber nicht mit der Herrschaft über das Land entlang des Nils. Dass er jemals geplant haben sollte, den Sultan als universalen Kalifen des Islam zu ersetzen, lässt sich nicht beweisen. Auf jeden Fall begann der Pascha mit einer Reichsbildung, die in einem widersprüchlichen Verhältnis zum Osmanischen Reich stand, dessen Oberhoheit über Ägypten Muhammad Ali übrigens niemals in Zweifel zog. Auf der einen Seite forderte er den Sultan als aufmüpfiger Satrap offen heraus. Auf der anderen Seite sah das Sultanat in der puritanischen, fundamentalistischen und anti-modernistischen Bewegung der Wahhabiten in Arabien, die auf ihren Stifter Scheich Muhammad ibn Abd al-Wahhab zurückging, eine größere Bedrohung. Die Wahhabiten, die zum reinen Glauben und den idealen Praktiken des Propheten und der vier rechtgläubigen Kalifen des 7. Jahrhunderts zurückgehen wollten und alle Gegner als Häretiker brandmarkten, führten einen heiligen Krieg gegen alle anderen Muslime, einschließlich des osmanischen Sultans. Der Scheich betrachtete den Sultan als die schlimmste Quelle des Übels und rief die Muslime auf, ihn zu stürzen. Bis zum Tod des Gründers 1792 hatte die Bewegung mit religiösem Eifer und militärischem Geschick die Osmanen aus großen Teilen der Arabischen Halbinsel verdrängt. 1803 und 1805 hatten sie sogar Mekka bzw. Medina besetzt und 1807 den Zugang von osmanischen Pilgerkarawanen zu den heiligen Stätten unterbrochen. Daher war dem Sultan Muhammad Alis Hilfe beim Kampf gegen die Wahhabiten willkommen. Muhammad Ali seinerseits hegte große Pläne für die Modernisierung Ägyptens und konnte mit einer fundamentalistischen Version des Islam wenig anfangen. Der Auftrag des Sultans an Muhammad Ali, eine Expedition gegen die Wahhabiten auszurüsten, war der Startschuss zum ägyptischen empire-building. 1813 hatte die ägyptische Armee die heiligen Stätten und den Hafen Djidda zurückerobert; ein Jahr später brach die wahhabitische Macht zusammen, damit aber noch nicht die Bewegung und ihr Widerstand.
Das geopolitische Ergebnis dieses Erfolges war die Festsetzung des Herrschers von Ägypten am Ostufer des Roten Meeres. Damit geriet Muhammad Ali auf einen Kollisionskurs mit einer Macht, die sein Vorgehen gegen die unberechenbaren Wahhabiten zunächst begrüßt hatte: Großbritannien. 1839 besetzten die Briten den Hafen Aden im Jemen und übten auf den Pascha Druck aus, Arabien zu verlassen. Die Diplomatiegeschichte kennt dies als die «Zweite Mehmed-Ali-Krise». Der Pascha musste 1840 klein beigeben. Dass er 1831/32 das Osmanische Reich in Syrien direkt angegriffen hatte, zeigte seine militärische Stärke (die türkische Armee war im Dezember 1832 bei Konya vernichtend geschlagen worden), aber auch seine politische Verletzlichkeit. Wenn es darauf ankam, setzten sich, aus jeweils besonderen Motiven, Großbritannien, Österreich und Russland für den Erhalt des Osmanischen Reiches ein; nur Frankreich unterstützte Muhammad Ali. Im September 1840 beschoss ein britisches Geschwader die Küsten Syriens und des Libanons, an denen ägyptische Truppen saßen. Wenig später landeten österreichische und britische Truppen in Syrien, zur gleichen Zeit näherte sich eine türkische Armee. Unter solchem Druck willigte Muhammad Ali in eine Kompromisslösung ein. Er wurde als erblicher Herrscher Ägyptens anerkannt, hatte aber alle Eroberungen und Ansprüche im Osmanischen Reich aufzugeben.161
Diese Regelung hatte keine Auswirkungen auf die Politik und Position Ägyptens in Afrika. Unter Muhammad Ali ebenso wie unter seinen Nachfolgern wurde die Macht des «türkisch-ägyptischen» Regimes in Kairo auf den gesamten Sudan ausgedehnt. Die Eroberung wurde von einer Armee durchgeführt, in der sich auf eigenartige Weise europäisch trainierte Truppenteile mit Militärsklaven verbanden, die von den Sklavenmärkten Afrikas stammten. Nach einer Weile verstand der Pascha aber, dass durch Wehrpflicht rekrutierte ägyptische Bauern bessere Soldaten waren als afrikanische Sklaven. Unter ägyptischer Herrschaft wurden die Bodenschätze des Sudan, insbesondere Gold, ausgebeutet. Die Sudanesen wurden mit Steuern in ganz ungewohnter Art und Höhe belastet. Sudanesischer Widerstand wurde gnadenlos unterdrückt. An der Frontier kamen auf dem Gewaltmarkt neue Warlords auf und bedrückten die Bevölkerung zusätzlich.
Der Khedive Ismail nahm ausgerechnet die Unterdrückung der Sklaverei zum Vorwand für ein noch weiteres Vordringen in den Sudan: eine gegenüber Europa «politisch korrekte» Rechtfertigung. Ismail bediente sich dabei des legendären Generals Charles Gordon, schon in den sechziger Jahren im Kampf gegen die chinesischen Taiping bewährt, der die ägyptische Verwaltung in den tiefen Süden vorantreiben sollte. Gegen die fortgesetzte ägyptische Expansion und auch gegen das Verbot des Sklavenhandels erhob sich schließlich im Jahre 1881 eine messianisch-revolutionäre Bewegung, die in ihrem Führer Muhammad Ahmed die ersehnte Messiasfigur des «Mahdi» erkannte. Sie gewann in kurzer Zeit die Kontrolle über den größten Teil des Sudan und vernichtete 1883 eine unter britischem Kommando stehende Armee. Die Ermordung des inzwischen völlig isolierten Gordon, der seinen Auftrag überinterpretiert und seine Gegner sträflich unterschätzt hatte, durch Mahdi-Anhänger im Jahre 1885 beendete das ägyptische Imperium in Afrika. Das lockere Herrschaftsgebilde, das der Mahdi aufgebaut hatte, beruhte vollkommen auf charismatischer Autorität und war nach seinem Tod 1885 kaum noch lebensfähig; eine verheerende Dürre schwächte es zusätzlich so sehr, dass Lord Kitchener 1898 bei der (Rück-)Eroberung keinen ernsthaften Widerstand antraf. Die Mahdi-Bewegung entstand im Widerstand gegen das ägyptisch-europäische Eindringen. Sie zeigte viele Eigenschaften einer typischen anti-imperialen Reaktion. Dazu gehörte die Etikettierung der Invasoren als landfremd – in diesem Falle: «türkisch» – und als religiöse Normverletzer.162
Andersartige Voraussetzungen waren in der ähnlich volatilen indischen Staatenwelt des späten 18. Jahrhunderts gegeben. Von den Nachfolgestaaten des Mogulreiches, das nach dem Tod des Großmoguls Aurangzeb 1707 schnell zerfiel, wird man die meisten nicht als Imperien bezeichnen wollen. Manche verbanden jedoch territoriale Expansion mit der Herrschaft über steuerzahlende Bauern und elementaren Maßnahmen der Staatsbildung, damit in manchem an Muhammad Ali in Ägypten erinnernd. Das Sultanat Maisur unter Haidar Ali und seinem Sohn Tipu, das sonst vielleicht einen «ägyptischen» Entwicklungspfad eingeschlagen hätte, legte sich mit der aufstrebenden Militärmacht der East India Company an und wurde 1799 zerstört. Vorsichtiger taktierte Maharaja Ranjit Singh im Panjab, der wie zuvor Tipu seine Truppen durch europäische Offiziere reformieren ließ und auf dieser Machtbasis einen zeitweise mächtigen Staat der Sikhs gründete, dem schwächere Gemeinwesen – darin liegt der imperiale Aspekt – tributpflichtig wurden. Anders als bei den Jihad-Reichen der afrikanischen Savanne spielten religiöse Antriebe bei der Sikh-Expansion, die schließlich bis Peshawar am Fuße des Hindukuschs vordrang, keine Rolle. Ranjit Singh formte eine typisch imperiale, also «kosmopolitische» Elite, die aus Sikhs, Muslimen und Hindus bestand. Die Briten waren zu Ranjit Singhs Zeit aber bereits so stark, dass der neue Staat nur so lange bestehen blieb, wie er ihnen als Puffer gegen die unberechenbaren Afghanen nützlich war. Nach dem Tod des autokratischen Maharaja im Jahre 1839, der, anders als Muhammad Ali in Ägypten, keine ohne ihn lebensfähigen Institutionen geschaffen hatte, wurde der Sikh-Staat 1849 annektiert und in eine Provinz Britisch-Indiens umgewandelt.163
|  Binnenkolonialismus in den USA


Als eine sekundäre Reichsbildung ganz besonderer Art, noch dazu eine der erfolgreichsten überhaupt, kann man auch die Ausbreitung der USA über den nordamerikanischen Kontinent interpretieren.164 Die Vereinigten Staaten von Amerika begannen 1783 ihre Existenz als einer der umfangreichsten Flächenstaaten der Erde. Während der folgenden siebzig Jahre verdreifachten sie ihr Staatsgebiet. Für Thomas Jefferson und viele andere Freunde geopolitischen Projektierens war das Vorrücken bis zum Mississippi in den neunziger Jahren ein vorrangiges Ziel. Jenseits des Flusses lag das riesige Gebiet Louisiana, das von der Höhe der Großen Seen bis hinab zum Golf von Mexiko reichte, mit seiner Hauptstadt La Nouvelle Orléans im tiefen Süden. Es war 1682 von Frankreich, das nicht an eine intensive Kolonisierung dachte, in eher nominellen als faktischen Besitz genommen worden. Das französische Desinteresse war so ausgeprägt, dass der französische an den spanischen König jenen Teil Louisianas abtrat, den er nach dem Frieden von Paris 1763 behalten hatte. Karl III. empfing das Geschenk ohne Begeisterung, und die Spanier ließen sich viel Zeit, es in Besitz zu nehmen.165 Von Norden her waren amerikanische Kaufleute bereits zum Mississippi vorgestoßen; es hatten sich erhebliche kommerzielle Interessen gebildet. 1801 gab Spanien (heimlich!) Louisiana an Frankreich zurück. Bonaparte, der zunächst an eine große Militärexpedition zum Mississippi gedacht hatte und sich Louisiana vorübergehend als imperiales Kronjuwel vorstellte, vollzog im April 1803 eine Kehrtwendung. Als Präsident Jefferson seinen Botschafter in Paris um Verhandlungen über eine Abtretung der Mississippi-Mündung bitten ließ, bot der Erste Konsul, angesichts eines bevorstehenden neuen Krieges mit Großbritannien an guten Beziehungen zu den USA interessiert, überraschend ganz Louisiana, also sämtliche französischen Territorien in Nordamerika, günstig zum Kauf an. Die amerikanischen Unterhändler griffen sofort zu. Am 20. Dezember wurde La Nouvelle Orléans der Bundesregierung der USA übergeben.
Juristisch gesehen handelte es sich um eine Annexion. Die etwa 50.000 in Louisiana lebenden Weißen, die erst Franzosen, dann Spanier und bald wieder Franzosen gewesen waren, fanden sich nun als Untertanen der USA wieder, ohne dass sie – und erst recht nicht die Indianer – jemals um ihre Meinung gefragt worden wären. Mit einem Federstrich und ohne allzu hohe Kosten hatte die größte Republik der Welt ihre Fläche verdoppelt. Zugleich war die potenziell gefährliche Präsenz des damals mächtigsten Militärstaates auf nordamerikanischem Boden beendet. Genau zwanzig Jahre, nachdem sie ihre eigene koloniale Vergangenheit abgeschüttelt hatten, besaßen die Vereinigten Staaten nun ihre erste eigene Kolonie – ein Fall von sekundärer Reichsbildung ohne Anwendung militärischer Gewalt. Es stellten sich viele der für die Übernahme einer Kolonie charakteristischen Probleme: Konfrontation mit einer kulturell fremden (französischsprachigen) Bevölkerung, die den Machtwechsel ablehnte und die Einführung des vom spanischen und französischen Recht fundamental abweichenden amerikanischen Rechts, das auf englischem Common Law beruhte, als feindlichen Akt betrachtete. Im Louisiana vor 1803 besaßen zum Beispiel die Freien aller Hautfarben die gleichen Bürgerrechte, während das neu praktizierte US-Recht solche Rechte fast völlig verweigerte, sobald nur ein Bruchteil «farbigen» Blutes vermutet wurde.166 1812 sprach der Kongress in Washington dem ersten von insgesamt dreizehn federal states, in die das alte französische Louisiana verwandelt werden sollte, den Status eines Bundesstaates der USA zu. Louisiana amerikanisierte sich nur langsam. Aus Frankreich kamen vereinzelt neue Immigranten und Tausende auch aus Kuba, wohin sich viele Pflanzer vor der haitianischen Revolution geflüchtet hatten und wo es während des spanischen Widerstandskrieges gegen Frankreich für sie ungemütlich wurde. New Orleans, das städteplanerisch wie eine typische französische Kolonialhauptstadt angelegt war, wurde sogar noch mitten in seinem Wirtschaftsboom der 1830er Jahre in separate Stadtteile für englischsprachige Amerikaner und französischsprachige «Kreolen» aufgeteilt. Trotz der harten amerikanischen Rassengesetze blieb die color line hier jedoch weniger scharf gezogen als sonst im amerikanischen Süden. Wie Donald Meinig in seiner monumentalen geohistorischen Deutung der amerikanischen Geschichte schreibt, war Louisiana genau das, was das Selbstverständnis der USA nicht zugeben wollte: «eine imperiale Kolonie». Das wäre vielleicht noch mit der herrschenden Ideologie vereinbar gewesen, hätte man tatsächlich die Louisianer aus irgendeiner Form von Knechtschaft befreit. Sie waren aber «Leute von fremder Kultur, die nicht freiwillig Amerikaner wurden».167 Darin unterschieden sie sich nicht von den Ureinwohnern des Kontinents, den Indianern.
Die Frage, ob man sogar für die Eroberung der Philippinen nach 1898 und für die zahlreichen Interventionen in Mittelamerika und der Karibik während der ersten Jahrzehnte des 20. Jahrhunderts von einem «Imperialismus» der USA sprechen kann, hat lange die Gemüter erhitzt. Die einen betrachten die USA als eine per definitionem anti-imperialistische Macht, die anderen sehen in ihr die höchste Vollendung eines kapitalistischen Imperialismus.168 Donald Meinig befreit die Debatte aus ihren ideologischen Verstrickungen, indem er überzeugend auf strukturelle Ähnlichkeiten zwischen den USA und anderen imperialen Gebilden hinweist. Um die Mitte des 19. Jahrhunderts seien die USA, so Meinigs Hauptthese, viererlei gleichzeitig gewesen: eine Ansammlung regionaler Gesellschaften, eine Föderation, eine Nation und ein Imperium.169 Weshalb ein Imperium?
Die USA unterhielten einen gewaltigen Militärapparat mit Forts, Straßenkontrollen usw. zur Abwehr und Niederhaltung der Indianer. Sondergebiete mit auch nur minimaler Autonomie wurden nicht geduldet. Es gab keine Protektorate über Indianerland oder keine Enklaven nach Art der indischen Fürstenstaaten. Gegenüber den Indianern befand sich das weiße Amerika während der Jahre der großen Indianerkriege in einer ähnlichen Lage wie gleichzeitig das Zarenreich gegenüber den Völkern der kasachischen Steppe. Auch hier wurde ein genereller Souveränitätsanspruch des imperialen Zentrums erhoben, es wurden aufwendige Militäranlagen geschaffen und bewaffnete Siedler an der Grenze ermutigt. Die Kasachen aber waren zahlreicher, unter sich weniger aufgesplittert und ließen sich nicht mit völliger Willkür behandeln. Ihre fortdauernde kulturelle und teilweise auch militärische Selbstbehauptung machte den polyethnischen Charakter des Zarenreichs deutlich. Heute haben sie ihren eigenen (National-) Staat. Die Politik von militärischer Okkupation und Landnahme rechtfertigt es in Meinigs Augen, vom imperialen Charakter der USA zu sprechen. Es wäre aber zu einfach (und ein Missverständnis von Meinigs Sicht) zu behaupten, die USA seien als Imperium erschöpfend beschrieben. Die USA waren eine expandierende Nation von föderaler Organisationsform, die ihre Zusammengehörigkeit nicht aus einer gemeinsamen Volks-Genealogie herleiten konnte. Alle weißen und alle schwarzen Bewohner der USA waren irgendwie «Zugereiste». Der Mythos vom kulturellen «Schmelztiegel», realitätsfern wie er war, wurde niemals zum nationalen Grundverständnis. Damit kam auch die dichotomische Wir/Andere-Basisfigur des europäischen Nationalismus nicht in Betracht. Das Wir war niemals einheitlich bestimmbar. Die US-Amerikaner des 19. Jahrhunderts waren von der feinstufigen Hierarchisierung von Differenz besessen, von der Unentbehrlichkeit und zugleich Instabilität der Ordnungskategorie race170 – eine typisch imperiale Rasterung der Weltauffassung, die ihre reale Entsprechung in vielfältigen Praktiken der Segregation fand.
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|  Imperialer Nationalismus und globale Vision


Unter den Imperien des 19. Jahrhunderts war das British Empire nicht nur das der Fläche und der Bevölkerungszahl nach mit Abstand größte.171 Es unterschied sich auch seinem Wesen nach von allen anderen. Großbritannien war das, was man einen imperialen Nationalstaat nennen kann: ein aus inneren Tendenzen heraus schon in vorimperialer Zeit politisch geeinter und territorial in festen Grenzen zur Ruhe gekommener Nationalstaat, dessen Politiker mit der Zeit gelernt hatten, nationale Interessen als imperiale zu definieren und umgekehrt. Die neuere Geschichtsschreibung hat darauf aufmerksam gemacht, dass man die nationale Homogenität des Vereinigten Königreiches nicht übertreiben sollte. Großbritannien sei bis heute ein Sammelgehäuse für vier unterschiedliche Nationen gewesen: Engländer, Schotten, Waliser und Nordiren. Für diese Sichtweise spricht auch imperialgeschichtlich manches. Schotten waren im British Empire überproportional aktiv – als Geschäftsleute, Soldaten und Missionare gleichermaßen. Man hat sogar von verkappten schottischen Teilimperien innerhalb des britischen Empire gesprochen. Ambivalent war die Position der Iren. Auf der einen Seite hatte die katholische Bevölkerung der Insel allen Grund, sich (nach dem Anschluss an das Vereinigte Königreich 1801) quasi-kolonial benachteiligt zu fühlen, auf der anderen Seite nahmen viele Iren, darunter auch Katholiken, enthusiastisch an den Aktivitäten des British Empire teil.172 Trotz dieser Differenzen, die vor allem aus britischer Sicht selbst auffallen, bleibt es aber eine fundamentale Tatsache, dass Großbritannien in der Welt draußen als geschlossener imperialer Nationalstaat wahrgenommen wurde.
Lange gehörte es zur Selbstauffassung von Oberschicht und Intellektuellen in Großbritannien, dass das Land vom Virus des Nationalismus verschont geblieben sei. Nationalistisch, das waren die engstirnigen Kontinentaleuropäer, der Brite dachte kosmopolitisch. Großbritannien sei also gewissermaßen ein Nationalstaat ohne Nationalismus gewesen. Das wird man heute nicht mehr so sagen wollen. Charakteristisch war vielmehr die Paradoxie eines imperialen Nationalismus. Er entstand in den 1790er Jahren als ein Nationalgefühl, das seine Energie weitgehend aus den imperialen Erfolgen der Zeit zog.173 Der (männliche) Brite sah seine Überlegenheit in der Kunst des Eroberns, im Erfolg des Handels und in den Wohltaten, die britische Herrschaft über alle bringe, die mit ihr in Berührung kämen. Überlegen waren nach diesem Selbstverständnis die Briten nicht allein gegenüber den farbigen Völkern, die einer disziplinierenden und zugleich zivilisierenden Führung bedürften, sondern auch im Verhältnis zu den europäischen Staaten, von denen keiner auch nur annähernd mit ähnlich glücklicher Hand in Übersee agierte wie Großbritannien. Dieser besondere Imperialismus hielt sich während des gesamten 19. Jahrhunderts. Dass er sich gelegentlich «jingoistisch» verstärkte, ist weniger wichtig als die Tatsache seiner fundamentalen Kontinuität. Der imperiale Nationalismus verband sich mit dem religiösen Sendungsbewusstsein eines Protestantismus, in dem Werte wie Führung und Charakterstärke eine große Bedeutung hatten. Die Idee, die Engländer seien ein Werkzeug der Vorsehung zur Verbesserung der Welt, bildete eine Art von Grundbass des britischen Selbstverständnisses unter denjenigen Bevölkerungsgruppen, die über ihren lokalen Bereich hinausschauten. Ähnlich wie die Franzosen nach der Revolution, so fühlten sich die Briten als eine Art von «allgemeiner» Nation, deren Kulturleistungen von universaler Gültigkeit seien und ihren Trägern damit auch das Recht vermittelten, sie universal zu verbreiten.
Daher war das britische Verhältnis zur Welt im gesamten 19. Jahrhundert stark zivilisationsmissionarisch grundiert. Der Topos, von Despotie unterdrückte und von nichtchristlichem Aberglauben umnachtete Völker befreien zu müssen, übte eine selten versagende Wirkung aus. Großbritannien war das Land, in dem die Idee humanitärer Interventionen geboren wurde, und in dem – bei John Stuart Mill – das Problem der zwischenstaatlichen Intervention in einer noch heute aktuellen Weise durchdacht wurde.174 Schon der vierte Krieg gegen den indischen Staat Maisur, der 1799 mit dem Sieg über Tipu Sultan endete, war, im Gegensatz zu den drei früheren als machtpolitische Konfrontationen interpretierten Kriegen, propagandistisch zu einem Befreiungsschlag gegen einen muslimischen Tyrannen stilisiert worden. Viel wichtiger aber für das britische Selbstverständnis wurde der öffentlich geführte Kampf gegen den Sklavenhandel, der 1807 zum Sieg der Sklavereigegner im britischen Parlament führte. In den Jahrzehnten danach wurde es zu einer Hauptaufgabe der königlichen Kriegsmarine, die Sklavenschiffe dritter Länder aufzubringen und ihre gefangene Fracht in Freiheit zu setzen. Dass mit einem solchen Pan-Interventionismus auch nationale Interessen strategischer Art gefördert werden konnten, war ein erfreulicher Nebeneffekt. Es handelte sich aber weniger um maritime Weltherrschaft als um, wie Schumpeter gesagt hat, «maritime Straßenpolizei».175 Der ideologische Kern der britischen Haltung zur Welt war eine civilizing mission, die mit pragmatischen Mitteln und ohne rechthaberischen Fanatismus verwirklicht werden sollte. Im günstigsten Falle genügte ein Blick auf das britische Vorbild, um von seiner Unübertrefflichkeit überzeugt zu werden.
Die tatsächlichen Erfolge des British Empire lassen sich selbstverständlich nicht allein mit kollektiver Autosuggestion erklären. Am Beginn des imperialen Aufstiegs eines kleinen Archipels in der Nordsee standen drei Faktoren: (1) der Niedergang der niederländischen Handelshegemonie und die kommerziellen Erfolge der East India Company (EIC); (2) ein globaler Machtzuwachs im Siebenjährigen Krieg, bekräftigt im Frieden von Paris 1763; (3) der Übergang zur Territorialherrschaft über reiche Gebiete Asiens, die fähig waren, einen substanziellen finanziellen Tribut zu leisten. Vor diesem Hintergrund war ein Land, das seine heimischen Staatsfinanzen besser organisierte als irgendein anderes in der Welt und dessen politische Elite beschlossen hatte, große und kontinuierliche Investitionen in eine Königliche Flotte zu tätigen, in der Lage, die Auseinandersetzung mit Napoleon zumindest auf den Meeren erfolgreich zu bestehen. Bereits in den 1760er Jahren hatte die britische Elite als erste in Europa gelernt, global zu denken. War bis dahin nur von den einzelnen über die Welt verstreuten Besitzungen die Rede gewesen, so entstand nun die Vision eines zusammenhängenden globalen Reiches (the Empire). Lösungsvorschläge wurden in der Metropole erdacht und für universal anwendbar gehalten.176 Das war maritim, aber auch schon mit Blick auf mögliche Landherrschaft gedacht – im Unterschied zu der früheren habsburgischen Version der universalen Reichsidee. Am Ende des Siebenjährigen Krieges blitzte zum ersten Mal die Vorstellung von einem Land auf, dem keine Schranken für die Ausweitung zwar nicht seiner Herrschaft, doch seines Einflusses gesetzt zu sein schienen. Der Verlust der dreizehn Kolonien Nordamerikas war ein herber Rückschlag. Die Kontinuität des Empire konnte dennoch gerettet werden, weil die East India Company durch eine energische Reform ihre Herrschaft in (noch nicht: über) Indien schon vor 1783 auf eine neue und solide Basis gestellt hatte.177
|  Navy, Freihandel und das britische «imperial system»


Selbst während der Napoleonischen Kriege ging nicht alles nach britischem Wunsch: 1806 in Buenos Aires und 1812 gegenüber den USA musste man Niederlagen hinnehmen. Als Napoleon auf St. Helena saß und sich die Bedrohung vom europäischen Kontinent verflüchtigt hatte (nur mit den Russen spielte man jahrzehntelang eine Art von Kaltem Krieg, das Great Game, in Asien), gewann das britische Empire seine ausgereifte Form. Auf welchen Grundlagen beruhte sie?
|  Erstens. Das überdurchschnittliche Bevölkerungswachstum auf den Britischen Inseln und die ungewöhnliche Bereitschaft großer Teile der Bevölkerung zur Emigration (von den Zwangsemigranten nach Australien und anderswohin nicht zu sprechen) gab Großbritannien eine demographische Dynamik, die kein anderes europäisches Land vorzuweisen hatte. Von Briten maßgeblich bevölkert und kulturell geprägt wurden neben den USA in erster Linie Kanada, dann die übrigen Dominions. Um 1900 fanden sich weitere, kleinere Gruppen von britischen expatriates in Indien, Ceylon, Malaya,178 in Kenia, Rhodesien, auch in Hafenkolonien wie Hongkong, Singapur und Shanghai. So entstand eine kulturell ziemlich kohärente, durch Sprache, Religion und Lebensstil zusammengehaltene British World, ein globales Angelsachsentum in einer zwar ausgedehnten, aber niemals abgeschnittenen Diaspora.179
|  Zweitens. Großbritannien hatte sich schon im Siebenjährigen Krieg auf den Weltmeeren eine führende Stellung gesichert. Aus dem großen Zusammenstoß mit dem napoleonischen Frankreich ging es als Besitzer der einzigen weltweit operationsfähigen Kriegsflotte hervor. Es kann nicht genug betont werden, dass dies die unmittelbare Folge einer einzigartigen Mobilisierung finanzieller Ressourcen war. Zwischen 1688 und 1815 verdreifachte sich das britische Bruttosozialprodukt, während die Steuereinnahmen um den Faktor 15 stiegen. Die britische Regierung konnte über einen doppelt so hohen Anteil des Volkseinkommens verfügen wie jedes der französischen Regime. Da die Besteuerung während des 18. Jahrhunderts überwiegend auf indirektem Wege über die Belastung des Konsums aufgebracht wurde, fühlten sich die Briten weniger stark besteuert als die Franzosen. 1799 wurde als Notmaßnahme eine Einkommenssteuer eingeführt, nach Kriegsende aber beibehalten. Auch diese Steuer fand breite öffentliche Akzeptanz und wurde zu einer tragenden Säule des britischen Staates. Unter den Empfängern öffentlicher Mittel stand die Royal Navy an erster Stelle.180 Sie war überhaupt nur einsatzfähig, weil die Netzknoten eines weltumspannenden Stützpunktsystems planvoll angelegt wurden. Am Ende des 19. Jahrhunderts gab es keine wichtige Wasserstraße und Meerenge der Welt, an der die Royal Navy nicht ein Wort mitzureden hatte.181
Die Navy nutzte diese Position sehr selten, um den Verkehr aus strategischen Gründen zu strangulieren (wie einfach wäre dies in Gibraltar, Suez, Singapur oder auch Kapstadt gewesen!) und den Handel von Nicht-Briten zu beeinträchtigen. Ihr generelles Ziel war es vielmehr, Verkehrswege offenzuhalten und andere an der Blockade von Zugängen zu hindern. Während des gesamten 19. Jahrhunderts trat Großbritannien für das Prinzip des mare liberum ein. Seine maritime Überlegenheit beruhte nicht allein auf materiellen Vorsprüngen, sondern hatte auch politische Ursachen: Da die Aktivitäten der Royal Navy den europäischen Regierungen nicht bedrohlich erschienen, gab es keinen Grund, sich auf ein Wettrüsten einzulassen. Als in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts Frankreich, Russland, die USA, Deutschland und Japan ihre Flottenrüstungen verstärkten (während ein Land wie die Niederlande, das sich eine Dampferflotte hätte leisten können, darauf verzichtete), blieb Großbritannien dennoch weiterhin in der Lage, seinen Spitzenplatz mit Abstand zu wahren. Entscheidend war bei der Vorrangstellung der Royal Navy zudem ihre überlegene Logistik. Schließlich wurde die militärische Überlegenheit auf den Ozeanen und Meeren der Welt durch eine umfangreiche und leistungsfähige Handelsflotte unterstützt. Noch 1890 verfügte Großbritannien über mehr zivile Schiffstonnage als der Rest der Welt insgesamt.182 Reederei und Schifffahrt trugen erheblich zur britischen Zahlungsbilanz bei; einige der großen Vermögen wurden in diesen Bereichen akkumuliert.
Die Seeherrschaft machte es unnötig, gleichzeitig umfangreiche Landtruppen zu unterhalten. Das Prinzip No standing armies! galt weiterhin. Die Heimatverteidigung war außerordentlich dürftig, und noch am Vorabend des Ersten Weltkriegs war die größte Abteilung unter den Landtruppen des Vereinigten Königreichs die indische Armee, paradoxerweise das ganze 19. Jahrhundert über eines der größten stehenden Heere der Welt. Die indische Armee, die nach 1770 auf der Grundlage eines entwickelten indischen Söldnermarktes geschaffen worden war, erfüllte mehrere Zwecke zugleich. Sie war neben der Bürokratie der zweite «Stahlrahmen», wie der britische Premierminister David Lloyd George es 1922 formulieren sollte, der das riesige Indien zusammenhielt, fungierte aber auch als eine mobile Einsatztruppe, die für koloniale Vorstöße in anderen Teilen Asiens und in Afrika eingesetzt werden konnte, bis hin zu Polizeifunktionen in der Internationalen Niederlassung von Shanghai. Dort waren es noch 1925 Sikh-Soldaten, deren Vorgehen chinesische Massenproteste auslöste.183
|  Drittens. Großbritannien hatte bis ins letzte Quartal des 19. Jahrhunderts hinein die leistungsfähigste Volkswirtschaft der Welt. Es war um 1830 herum zum workshop of the world geworden. Seine Leichtindustrie versorgte Märkte auf allen Kontinenten. Die meisten Eisenschiffe, Eisenbahnen und Textilmaschinen wurden in Großbritannien gebaut. Großbritannien bot Waren an, die es sonst noch nirgendwo gab. Mit diesen Waren verbreiteten sich Konsummuster, die sich kulturell einwurzelten und die wiederum die Nachfrage nach eben diesen Gütern ausweiteten und stabilisierten. Die hohe Produktivität der britischen Wirtschaft ermöglichte es zudem, die Exportprodukte preisgünstig zu verkaufen und Konkurrenten aller Art zu unterbieten. Wer ihn brauchte, bekam für billige Exporte dann auch noch billigen Kredit. Die Chancen des Empire wurden von Privatfirmen genutzt. Getreu seinem liberalen Credo hielt der Staat sich mit eigenem wirtschaftlichen Engagement im Empire stark zurück. Selbst auf staatliche Druckausübung vor Ort konnten sich britische Geschäftsleute weniger verlassen als ihre französischen oder (nach 1871) deutschen Kollegen, wenngleich die britischen Diplomaten und Konsuln in aller Welt für ihre Informationen auf businessmen angewiesen waren. Oft trugen auch die frühen Aktivitäten von Geschäftsleuten dazu bei, jene Instabilität zu erzeugen, die der «Politik» dann Vorwände zum Eingreifen bot.184 In einer Art von Kettenreaktion kam es zu einer stetigen Akkumulation von neuen Interessen und Möglichkeiten, auch von neuen Arten investiven Risikos, die genutzt wurden. Innerhalb der formalen Strukturen des Empire entstanden zuweilen private Wirtschaftsimperien, die sich um die Grenzen formeller britischer Souveränität wenig scherten.
Im Unterschied zu den Imperien des 18. Jahrhunderts war das British Empire im Hochviktorianismus ein weltumspannendes System kapitalistischer Ermöglichung. Dadurch unterschied es sich fundamental von merkantilistischen Reichsgebilden, die sich durch die Instrumente der Außenwirtschaftskontrolle bis hin zur Monopolisierung nach außen abschotteten und sich als ökonomische Kampfmaschinen gegen die Nachbarimperien organisierten. In solcher wirtschaftspolitischen Selbstdemontage oder, positiv formuliert, Liberalisierung lag der wichtigste Beitrag des britischen Staates zum Entstehen eines britischen imperial system, das über die formell beherrschten Kolonialgebiete weit hinausreichte. Die Liberalisierung verlief zweispurig. Auf der einen Spur wurden bis 1849 die Navigation Acts abgeschafft: gesetzliche Bestimmungen aus dem 17. Jahrhundert, die vorschrieben, dass alle Importe nach England bzw. Großbritannien in Schiffen transportiert werden müssten, die entweder englischen Staatsbürgern oder Staatsbürgern des Ursprungslandes der importierten Waren gehörten; damit sollte ursprünglich der niederländische Zwischenhandel getroffen werden. Zur Jahrhundertmitte war die ökonomische Freiheit der Meere hergestellt.
Die zweite Schiene war die Abschaffung der Getreidezölle (also der sie festsetzenden Corn Laws), ein großes Thema der britischen Innenpolitik in den 1840er Jahren. Die Zölle waren jüngeren Datums. Sie waren erst 1815 eingeführt worden, um einen Zusammenbruch des Getreidemarktes als Folge von Überproduktion und Importen zu verhindern. Die Einfuhr von Weizen wurde untersagt, solange der Preis auf dem Binnenmarkt nicht ein bestimmtes Niveau erreicht hatte. Ein solcher landwirtschaftlicher Schutzzoll kam den Agrarinteressen entgegen, traf aber auf den zunehmenden Widerstand von Industriellen, die in künstlich hochgehaltenen Lebensmittelpreisen eine Ursache für eine nach ihrer Ansicht zu geringe Nachfrage nach Industriegütern sahen. Außerdem wurde das System als Symbol aristokratischer Privilegien grundsätzlich unter Beschuss genommen. Sir Robert Peel, ein Führer der überwiegend protektionistischen Konservativen, stellte sich im Interesse des gesamten Landes gegen starke Kräfte seiner Partei und setzte als Premierminister 1846 die Abschaffung der Getreidezölle durch, die drei Jahre später wirksam wurde. Eine Reihe anderer Maßnahmen zur Liberalisierung des Außenhandels folgte in den fünfziger Jahren, die zur Durchbruchsphase des Freihandels wurden, und das Ende der Corn Laws wurde bald über Parteigrenzen hinaus zu einem national unumstrittenen Symbol für wirtschaftlichen Fortschritt.185
Einzigartig und geradezu revolutionär war, dass Großbritannien diese Maßnahmen unilateral verfügte, also keine entsprechenden Gegenleistungen seiner Handelspartner erwartete. Dennoch löste dies eine Kettenreaktion aus – ein treffendes Bild, denn das Vereinigte Königreich rief niemals eine große internationale Konferenz zusammen, auf der eine neue «Weltwirtschaftsordnung» beschlossen worden wäre. Die schnelle Ausbreitung des Freihandels führte dazu, dass bereits um die Mitte der 1860er Jahre zwischenstaatliche Zölle in Europa weitgehend abgebaut wurden. Europa wurde damals zu einer Freihandelszone, die von den Pyrenäen bis an die russische Grenze reichte. Auch innerhalb des Empire galten freihändlerische Verhältnisse. Es war das sicherste Zeichen für das Erstarken der Dominions, dass sie sich am Ende des Jahrhunderts Spielräume für eine jeweils selbständige Zollpolitik zu schaffen vermochten. Dort, wo der freie Weltmarkt, den Großbritannien einstweilen dank seiner produktiven Überlegenheit dominierte, auf Handelsbarrieren stieß, kam der energische Interventionismus zum Einsatz, hinter dem die gesamte britische Elite stand.186 Die Abschirmung des eigenen Marktes, wie sie in Abwehr der britischen Warenflut 1791 der US-Finanzminister Alexander Hamilton und 1841 der schwäbische Ökonom Friedrich List empfohlen hatten, galt der britischen Staatsdoktrin als Ausdruck einer nicht akzeptablen zivilisatorischen Rückständigkeit. Die Republiken Lateinamerikas in den 1820er Jahren, das Osmanische Reich 1838, China 1842, Siam 1855 und Japan 1858 wurden, meist unter Androhung oder Anwendung militärischer Gewalt, zur Unterzeichnung von Freihandelsverträgen gedrängt, in denen sie auf den Zollschutz ihrer Märkte so gut wie ganz verzichteten. Aus britischer Sicht wurden sie auf diese Weise zu ihrem eigenen Glück gezwungen. Man hat dies paradox, aber treffend als «Freihandelsimperialismus» bezeichnet.187
Dieses globale Freihandelssystem eröffnete britischen Interessen außerordentliche Möglichkeiten. Da es aber auf Gleichbehandlung Aller und striktem Anti-Monopolismus beruhte, war es für Angehörige anderer Nationalitäten im Prinzip genauso offen. Je stärker europäische und amerikanische Ökonomien wurden, desto geringer waren die Vorteile, die zumindest die britische Industrie (das Finanzwesen war robuster) aus ihrer schwindenden Überlegenheit zu ziehen vermochte. Obwohl nach 1878 die meisten europäischen Staaten zum Schutzzoll zurückkehrten und die USA niemals (bis zum heutigen Tage) von einer protektionistischen Grundstimmung abwichen, die oft im Widerspruch zur Forderung nach der Öffnung anderer Märkte stand, hielt das Vereinigte Königreich am Freihandel fest. Er wurde von einem breiten, weit über Wirtschaftslobbies hinausgehenden und bis in die Arbeiterschaft hineinreichenden gesellschaftlichen Konsens getragen und war am Ende des Jahrhunderts zu einem Pfeiler der politischen Kultur und zu einem emotionalen Grundelement des nationalen Selbstverständnisses in Großbritannien geworden.188 Die Beharrungskraft dieses Unilateralismus ist ebenso erstaunlich wie sein Ursprung in der Mitte des Jahrhunderts
Großbritannien übte mit seinem weltweiten imperial system eine Art von «gütiger» (benign) – im Unterschied zu egoistisch-räuberischer – Hegemonie aus. Es stellte öffentliche Güter (public goods) kostenfrei zur Verfügung: die Gewährleistung von Recht und Ordnung auf den Weltmeeren (dazu gehörte der Kampf gegen verbliebene Piraten), die Sicherung von Eigentumsrechten über nationale und kulturelle Grenzen hinaus, Freizügigkeit der Migration, ein egalitäres und generalisiertes Zollregime, ein System von Freihandelsverträgen, an dem andere über die Meistbegünstigungsklausel automatisch beteiligt waren. Diese Klausel, der wichtigste juristische Mechanismus globaler Liberalisierung, besagte, dass die jeweils günstigsten Bestimmungen eines Vertragswerks automatisch allen Beteiligten zugute kommen würden.189
|  Kosten und Nutzen des British Empire


In der zweiten Hälfte der achtziger Jahre des 20. Jahrhunderts stritten die Historiker darüber, ob sich das British Empire «gelohnt» habe. Eine amerikanische Forschergruppe war mit großem empirischem Aufwand zu dem Ergebnis gekommen, das Empire sei letzten Endes ein riesiger Akt der Geldverschwendung gewesen.190 Damit sollte marxistischen Thesen der Boden entzogen werden: Der britische Kapitalismus habe der Expansion aus «objektiver Notwendigkeit» bedurft, das Empire sei in großem Stile ausgebeutet worden usw. Man kann am Ende der Debatte zu einem differenzierteren Urteil gelangen. Zunächst hat sich das Empire für eine große Zahl einzelner Firmen und sogar für ganze Wirtschaftssektoren über längere Zeitabschnitte zweifellos rentiert: Privatisierung von Gewinnen, bei Sozialisierung der Kosten. Mit imperialen Geschäften ist auf individueller Ebene viel Geld verdient worden; man muss Firmenarchive studieren, um das nachweisen zu können. Da die britische Volkswirtschaft die einzige auf der Welt war, für die der überseeische Handel eine zentrale Bedeutung besaß, definierte sich die ökonomische Stellung Großbritanniens in der Welt stärker als bei allen anderen europäischen Ländern über weltweite Handels- und Finanzbeziehungen. Beziehungen dieser Art mit dem sogenannten dependent Empire waren (mit der Ausnahme Indiens) jedoch weitaus weniger wichtig als die wirtschaftlichen Verbindungen zum europäischen Kontinent, zu den USA und zu den Dominions. Das Empire, so kann man zusammenfassen, nutzte der britischen Wirtschaft, ohne dass diese von ihm abhängig gewesen wäre. Die Gegenprobe zeigt dies: Als mit der Unabhängigkeit Indiens 1947 die Dekolonisation begann, hatte sie überraschend wenige negative Folgen für die britische Volkswirtschaft.
Spitzt man die Frage nach dem Nutzen des Empire auf die mit Abstand größte Kolonie, Indien, zu, dann ist der Befund ziemlich eindeutig: Über ein gut organisiertes koloniales Steuersystem finanzierte Indien langfristig die Kosten der Fremdherrschaft selbst, kam also aus eigenen Mitteln für den britischen Verwaltungs- und Militärapparat auf. Da der indische Markt mit politischen Methoden für bestimmte Arten britischer Exporte offengehalten wurde und da Indien ein langfristiges Handelsbilanzdefizit aufwies, das einen großen Beitrag zum Ausgleich der britischen Zahlungsbilanz leistete, war das «Kronjuwel» des Imperiums während des halben Jahrhunderts vor 1914 alles andere als ein Verlustgeschäft.191
Geht man weniger buchhalterisch vor und beschränkt sich nicht auf eine ökonomische Kosten-Nutzen-Rechnung, dann werden drei Punkte wichtig: (1) Selbst wenn es stimmt, dass sich große Teile der britischen Bevölkerung für das Empire wenig interessierten, so gab es doch immer noch Millionen, die «stolz auf das Reich» waren und es als ein Prestigeobjekt (status good) konsumierten. Man schwelgte auch dann in imperialem Pomp, wenn es nicht galt, «Eingeborene» zu beeindrucken, sondern nur sich selbst.192 (2) Das Empire schuf zahlreiche Beschäftigungsmöglichkeiten, insbesondere im Militär. Vor allem aber waren die Emigrationschancen, die es eröffnete, wirtschaftlich gesehen eine Möglichkeit, Arbeitskräfte produktiver einzusetzen als in der britischen Ökonomie. Gesellschaftspolitisch stellten sie ein Ventil dar, das sozialen Druck nach außen kanalisierte. Dieser Effekt wurde allerdings selten manipulativ hergestellt. Die Emigration war meist eine persönliche Entscheidung. Das Empire eröffnete Optionen. (3) Das Empire ermöglichte Großbritannien eine – aus britischer Sicht – in hohem Maße rationale Außenpolitik. Der Vorzug der Insellage, dass man nämlich nicht an Nachbarn, die man sich nicht aussuchen konnte, auf natürliche Weise gebunden war, verstärkte sich.
Die britische Politik hatte größere Handlungsspielräume als die jeder anderen Großmacht. Das Vereinigte Königreich konnte Bindungen eingehen, wenn es dies wollte, sich aber auch erlauben, Distanz zu halten. Großbritannien hatte in der internationalen Politik wenige «Freunde», benötigte sie aber auch nicht und vermied es daher, in möglicherweise fatale Verpflichtungen hineingezogen zu werden. Diese Politik des Managements von Distanzen wurde unabhängig von den Parteifärbungen von allen Regierungen des 19. Jahrhunderts praktiziert. Wenn Großbritannien am Ende des Jahrhunderts dennoch zu diplomatischen Übereinkünften gelangte – dem Bündnis mit Japan 1902, der Entente Cordiale mit Frankreich 1904, der Asien-Konvention mit Russland 1907 –, dann waren sie nie so formuliert, dass sich daraus ein Beistandsautomatismus im Kriegsfalle herleiten ließ. Noch in den Ersten Weltkrieg trat das Empire (der Krieg wurde am 4. August 1914 im Namen des gesamten Empire erklärt) nicht wegen einer fatalen Bündnismechanik ein, sondern aus eigenem Willensentschluss. Der Besitz des Empire machte also eine splendid isolation, die allerdings nur bei einem Machtgleichgewicht auf dem europäischen Kontinent funktionieren konnte, zu einer günstigen außenpolitischen Option. Die Ressourcen des Empire standen ja immer zur Verfügung, und die britische Politik war stets pragmatisch genug, sich die Möglichkeiten einer Umorientierung offenzuhalten. Am Beginn des Ersten Weltkriegs war daher Großbritannien nicht isoliert. Der Wert des Empire zeigte sich überhaupt erst in beispielloser Weise zwischen 1914 und 1918.193
Man muss kein Apologet des Imperialismus sein, um festzustellen, dass das britische Empire nach den Maßstäben der vergleichenden Imperialgeschichte im 19. und 20. Jahrhundert ein Erfolgsfall war. Es überdauerte die Weltkrise der Sattelzeit und die beiden Weltkriege des 20. Jahrhunderts, in denen zahlreiche andere Imperien Schiffbruch erlitten. Es erlebte auch wenige dramatische Rückschläge. Kein wichtiges Territorium, das einmal unter britische Kontrolle geraten war, ging vor dem Zweiten Weltkrieg verloren. (Deshalb war der Fall Singapurs vor der japanischen Armee im Februar 1942 ein solch tiefgehender Schock.) Rückzüge von unhaltbaren vorgeschobenen Positionen dienten der Arrondierung des Imperiums. So war 1904 eine von Indien aus gestartete Expeditionsarmee unter Sir Francis Younghusband bis nach Lhasa vorgedrungen (wo man die vermuteten «russischen Waffen» nicht fand) und hatte dort einen Protektoratsvertrag über Tibet abgeschlossen, ein Land, über das damals China wolkige Suzeränitätsansprüche erhob, ohne sie machtpolitisch unterfüttern zu können. Die treibende Kraft hinter der abenteuerlichen Aktion war Lord Curzon, der ehrgeizige Vizekönig in Indien, gewesen. London hatte aber kein Interesse selbst an minimalen Verpflichtungen gegenüber einem wirtschaftlich und strategisch wenig bedeutenden Land und desavouierte den zweifelhaften Erfolg seiner men on the spot.194
Die britische politische Klasse war auch sehr erfolgreich bei der Anpassung an veränderte äußere Umstände, als im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts neue Großmächte weltpolitisch aktiv wurden und sich die wirtschaftliche Position Großbritanniens im Vergleich zu anderen verschlechterte. Zwar ließ sich die britische Hegemonie im Weltmaßstab nicht halten, also ein Zustand, in dem nichts wirklich Wichtiges gegen den Willen des British Empire geschah, doch fand die britische Politik auch jetzt wieder, wenn auch mit einiger Mühe, einen Mittelkurs zwischen der defensiven Bewahrung von Besitzständen und der Nutzung neuer wirtschaftlicher und territorialer Chancen.195 Über das lange 19. Jahrhundert hinweg zeigte das British Empire mehrere Gesichter und durchlief verschiedene Metamorphosen. Es blieb durchweg das erfolgreichste Reich der Epoche und konnte nach dem Ersten Weltkrieg unter der Ägide des Völkerbundes seinen Kontrollbereich sogar noch um einige «Mandatsgebiete» (u.a. Irak, Jordanien und Palästina) erweitern.
|  Stabilitätsfaktoren


Außer den schon genannten Faktoren erklären weitere Gründe diesen relativen Erfolg:
|  Erstens. Wie Anthony G. Hopkins und Peter Cain gezeigt haben, waren nicht Industrieinteressen die wichtigste metropolitane Triebkraft hinter der britischen Expansion, sondern ein in der City of London basierter Finanzsektor, der in engen Beziehungen zu modernisierungswilligen großagrarischen Interessen stand. In London saßen die einflussreichsten Banken und die größten Versicherungsunternehmen der Welt. Die City finanzierte Schifffahrt und Außenhandel aller möglicher Nationen. Sie war der Mittelpunkt des internationalen privaten Anleihengeschäfts. Wer sich als Anleger in China, in Argentinien oder im Osmanischen Reich engagieren wollte, tat dies über den Finanzplatz London. Das Pfund Sterling war die wichtigste Währung der Welt, und die Mechanismen des Goldstandards wurden im Wesentlichen von London aus in Gang gehalten. Finanzen haben gegenüber der Industrie den Vorteil, weniger standortgebunden zu sein. Sie sind daher auch weniger «national». Gelder aus allen Teilen der Welt strömten auf dem Finanzplatz London zusammen. Die City war daher nicht bloß ökonomisches Zentrum des formellen Kolonialreichs oder selbst der viel größeren Sphäre, in der Großbritannien politischen Einfluss ausübte. Sie war ein globales Steuerungszentrum für Geld- und Warenströme, das bis zum Aufstieg New Yorks konkurrenzlos blieb.196
|  Zweitens. Die Manager des britischen Empire hatten mit der Zeit, am Anfang unserer Epoche auch durch die verhängnisvollen politischen Schnitzer in der Amerikakrise der 1770er Jahre belehrt, ein überaus differenziertes Instrumentarium der Intervention entwickelt und in der Praxis vielfach erprobt. Das Grundprinzip des Interventionismus zu einer Zeit, als der Begriff der «Intervention» weniger negativ besetzt war als heute,197 war die Optimierung des Mitteleinsatzes. Dass dies bei Imperien nicht selbstverständlich ist, zeigt das Beispiel der USA im 20. Jahrhundert, die dazu neigten, relativ früh mit massierter militärischer Gewalt aufzutreten. Das British Empire hielt diese Gewalt immer im Hintergrund und entwickelte eine außerordentliche Virtuosität beim Aufbau von Drohkulissen. Britische Diplomaten und Militärs waren Meister in der Ausübung von Druck und Erpressung aller Art. Solange persuasion und pressure das gewünschte Ziel erreichten, war es nicht nötig, teurere Mittel einzusetzen. Besonders wirkungsvoll war die konzertierte Druckausübung in Partnerschaft mit einer dritten Macht, vorzugsweise Frankreich, wie sie 1857 gegenüber Tunesien und 1858–60 gegenüber China praktiziert wurde, während Siam eine Spur erfolgreicher damit war, die Europäer gegeneinander auszuspielen.198 Die britische Politik folgte der Maxime, so lange wie möglich Einfluss auszuüben und erst nach der Erschöpfung solch informeller Möglichkeiten zu formeller Kolonialherrschaft überzugehen. Eine Lieblingskonstellation britischer Imperialisten war es, gefügige einheimische Herrscher durch «Residenten» und andere «Berater» diskret zu lenken. Dies konnte sogar zu einer offenen Fiktion werden: Ägypten war nach 1882 de facto eine britische Kolonie. Die nominelle Oberhoheit des Sultans in Istanbul wurde aber vor 1914 nicht durch eine Annexion in Frage gestellt, und die ganze Zeit über blieben ein einheimischer Monarch auf dem Thron und einheimische Minister im Amt. Der faktisch allmächtige oberste Vertreter Großbritanniens, der die Regierung anwies, trug den bescheidenen Titel eines «Generalkonsuls», der offiziell keinerlei hoheitliche Befugnisse besaß. Dieses verschleierte Protektorat ermöglichte in der Praxis ein kaum weniger direktes Durchgreifen als etwa in einer autokratisch regierten Kronkolonie.199
|  Drittens. Das insgesamt aristokratische Gepräge der britischen Politik im 19. Jahrhundert, das sich zum Beispiel sehr stark vom eher bürgerlichen Politikstil in Frankreich unterschied, machte es leicht, über Kulturgrenzen hinweg Elitensolidarität zu üben. Imperiale Integration erfolgte viel stärker als etwa im französischen Imperium über die subordinierte Inkorporation einheimischer Eliten in den imperialen Apparat, wenn auch manchmal nur symbolisch.200
|  Viertens. Die britische imperiale Klasse war, zumal gegen Ende des 19. Jahrhunderts hin, nicht weniger rassistisch eingestellt als andere europäische und nordamerikanische Kolonialherren. Sie betonte sehr stark die soziale Differenz zwischen Menschen unterschiedlicher Hautfarbe. Der britische Elitenrassismus steigerte sich aber so gut wie nie zu exterminatorischen Extremen. Dies war dem Siedlerrassismus, etwa vorübergehend in Australien, vorbehalten. Aufstände, wie die «Mutiny» 1857 in Indien, konnten brutal unterdrückt werden, und Rassismus hat dabei manche Hemmschwelle gesenkt. Im britischen Empire ist aber niemals im 19. Jahrhundert Massenmord oder gar Völkermord als Herrschaftsinstrument eingesetzt worden – wie etwa in König Leopolds Kongo oder in Deutsch-Südwestafrika 1904–8. Ein kritischer Moment wurde mit der sogenannten «Governor Eyre Controversy» erreicht. Im Oktober 1865 hatten Jamaikaner in der Kleinstadt Morant Bay bei einem Gerichtsverfahren Widerstand gegen die koloniale Polizei geleistet. Daraus entstand ein Protest von Kleinbauern, bei dem einige Weiße ermordet wurden. Gouverneur Edward Eyre witterte den seit langem paranoid erwarteten «großen Aufstand der Schwarzen», ein «zweites Haiti», und setzte eine große Repressionsmaschinerie in Gang. Während der «Pazifizierung» der Insel wurden in einer wochenlangen Schreckensherrschaft etwa 500 Jamaikaner getötet, eine noch größere Zahl öffentlich ausgepeitscht und auf andere Weise gefoltert; tausend Häuser wurden niedergebrannt. Um die Unterdrückung des Aufstandes entspann sich ein öffentlicher Streit in Großbritannien, der fast drei Jahre lang andauerte. Es ging darum, ob Gouverneur Eyre als ein Held gefeiert werden sollte, der Jamaika für die Krone gerettet und die Weißen auf der Insel vor der Massakrierung bewahrt habe oder ob er ein inkompetenter und pflichtvergessener Mörder sei. Kaum eine andere Debatte hat die viktorianische Öffentlichkeit jemals so tief erregt und gespalten. Die prominentesten Intellektuellen des Landes bezogen Stellung. Thomas Carlyle verteidigte den Gouverneur mit einer rassistischen Schmähschrift, John Stuart Mill führte die Partei der liberalen Gegner an, die auf eine strenge Bestrafung hinarbeitete. Die Sache endete atmosphärisch mit einem Sieg der Liberalen, doch Edward Eyre wurde nicht bestraft, sondern nur aus dem Kolonialdienst entlassen; schließlich bekam er sogar, wenn auch widerwillig, per Parlamentsbeschluss eine Pension zugesprochen.201 Dennoch war 1865 ein wichtiges Datum im Kampf gegen Rassismus, vergleichbar der großen Entscheidung gegen den Sklavenhandel aus dem Jahre 1807. Die Wachsamkeit der öffentlichen Meinung ließ nie wieder nach, und die übelsten Seiten im Schwarzbuch des Kolonialismus wurden fortan nicht von Briten gefüllt.202 Als sich nach dem Ersten Weltkrieg (und zumal in den 1930er Jahren) der Rassismus in Deutschland und Italien radikalisierte, hatte er in Großbritannien bereits aufgehört, unumstritten salonfähig zu sein. Race wurde nicht ignoriert (und wird es bis heute nicht), doch führte fortdauernde Diskriminierung in den Kolonien ebenso wie auf den Britischen Inseln selbst nicht zu staatskriminellen Konsequenzen.
Was also ist die «Pax Britannica» – aus heutiger analytischer Sicht und nicht als politische Rhetorik der Zeitgenossen?203 Es ist zunächst einfacher zu sagen, was sie nicht war. Anders als das Imperium Romanum oder das Sino-mandschurische Reich des 18. Jahrhunderts, umfasste das Imperium Britannicum nicht eine komplette zivilisatorische Welt, keinen orbis terrarum. Auf keinem einzigen Kontinent außer Australien und Neuseeland besaß Großbritannien ein konkurrenzloses imperiales Monopol; überall und zu jeder Zeit war es in Rivalitäten mit anderen Mächten verstrickt. Sein Imperium war kein homogener Territorialblock, sondern ein kompliziertes Netz weltweiter Machtausübung, also ein Gebilde mit knotenhaften Verdickungen und unkontrollierten Zwischenräumen. Anders als die USA im Zeitalter der Pax Americana nach dem Zweiten Weltkrieg, die technisch imstande sind, jeden Flecken des Planeten in Trümmer zu legen, verfügte Großbritannien im 19. Jahrhundert nicht über militärische Interventionskapazitäten, welche ihm die Landmassen der Erde zugänglich gemacht hätten; das von Teilen der britischen Öffentlichkeit 1849 geforderte Eingreifen zur Rettung der ungarischen Revolutionäre wäre kaum realisierbar gewesen. Es konnte daher in gewissem Maße als Gendarm der Meere auftreten, aber nicht als wahrer «Weltpolizist».
Während des gesamten Zeitraums zwischen 1815 und 1914 (und ungeachtet der Tatsache, dass es ab etwa 1870 für Großbritannien auf internationaler Bühne etwas – aber nicht viel – schwieriger wurde, sich zu behaupten) bedeutete Pax Britannica vielmehr dies: (a) die Fähigkeit, das größte Kolonialimperium der Welt zu verteidigen und sogar ohne Mächtekrieg vorsichtig zu erweitern; (b) die Fähigkeit, über die Grenzen des formellen Kolonialreiches hinaus in zahlreichen Ländern außerhalb des europäischen Staatensystems (China, Osmanisches Reich, Lateinamerika) unter Ausnutzung eines ökonomischen Entwicklungsgefälles einen starken bis dominierenden informellen Einfluss auszuüben, der durch vertraglich verbriefte Privilegien («ungleiche Verträge») und das Damoklesschwert ständiger Interventionsdrohung («Kanonenbootpolitik») abgesichert war;204 (c) die Fähigkeit, der internationalen Gemeinschaft Dienstleistungen (Freihandelsordnung, Währungssystem, Regeln des internationalen Rechts) zur Verfügung zu stellen, deren Nutzung nicht an britische Staatsbürgerschaft gebunden war. Das britische Empire war darin einzigartig, dass sein territorial definierter Kern (das formal empire) von zwei weiteren konzentrischen Kreisen umgeben war: der nicht randscharf begrenzten Sphäre, in welcher Großbritannien «informell» maßgebenden Einfluss ausüben konnte, sowie dem globalen Raum einer britisch geprägten, aber nicht britisch kontrollierten Weltwirtschafts- und Weltrechtsordnung. So überragend groß das globale britische Reich war, so wenig fasste es doch selbst während jener Jahrzehnte in der Mitte des Jahrhunderts, als das United Kingdom so etwas wie die einzige Weltmacht war, die britischen Wirtschaftsaktivitäten in sich. Wäre es anders gewesen, dann hätte sich die transimperiale, «kosmopolitische» Freihandelspolitik nicht auf Dauer durchhalten lassen. Dies ist ein weiteres imperiales Paradox: Für das Großbritannien der Industrialisierungsepoche und der klassischen Pax Britannica war das Empire wirtschaftlich weniger wichtig als vor dem «Verlust» der USA und nach dem Beginn der Weltwirtschaftskrise 1929.
7  |  Imperien: Wie man darin lebt

Seit es Imperien gibt, hat ihre Beurteilung zwischen Extremen geschwankt. Der entweder militaristisch triumphierenden oder paternalistisch begütigenden Rhetorik der Imperialisten stand die Unterdrückungs- und Freiheitsrhetorik der Widerstandskämpfer, im 19. Jahrhundert Nationalisten genannt, gegenüber. Diese uralten Grundpositionen wiederholen sich in heutigen Kontroversen. Die einen sehen in Imperien Gewaltmaschinen zur Erzeugung physischer Unterdrückung und kultureller Entfremdung: Interpretationen, deren Grundzüge bereits in der Ära der Dekolonisation entwickelt wurden.205 Dem widersprechen diejenigen, die aus dem Chaos der heutigen Weltlage den Schluss ziehen, Imperien hätten in Weltgegenden wie Afrika, Zentralasien oder auf dem Balkan erfolgreicher für Frieden und bescheidenen Wohlstand gesorgt als das Neben- und Durcheinander unausgereifter Nationalstaaten. Die Frage danach, wie «man» in Imperien lebt, ist in der Spannung solch konträrer Deutungen nicht leicht zu beantworten. Imperialistische Propaganda hat einen Schleier um die Realitäten gelegt, und umgekehrt muss nicht jede Klage darüber, ein Imperium sei ein «Völkergefängnis», auch auf ein real unerträgliches Leiden hindeuten. Eine zweite, mit der ersten verwandte Komplikation, tritt hinzu. Nicht das gesamte Leben unter einem Imperium oder in einer Kolonie war von imperialen Strukturen oder einer situation coloniale bestimmt. Deshalb ist es auch wenig sinnvoll, die koloniale Welt als eine geschlossene Sphäre für sich zu betrachten und sie nicht (so geschieht es in diesem Buch) unter die allgemeinen Gesichtspunkte einer weltgeschichtlichen Darstellung einzuordnen. Hier ist es schwierig, einen Mittelweg zu finden. Die klassischen Kritiker des Kolonialismus aus der Zeit der Dekolonisation hatten recht, wenn sie koloniale Verhältnisse als generell deformierend beschrieben. Sowohl der idealtypische Kolonisierer als auch der oder die Kolonisierte erlitten, gemessen an einem fiktiven Normalstandard, Beschädigungen ihrer Persönlichkeit. Auf der anderen Seite wäre es bloß eine Bekräftigung von Allmachtsphantasien der Kolonisierer, würde man das gesamte Leben in einem kolonialen Rahmen als fremdbestimmtes Zwangsverhältnis begreifen. Es geht hier, methodisch gesehen, auch um das Verhältnis zwischen Struktur und Erfahrung. Hier stehen sich unterschiedliche Richtungen der Analyse von Imperien gegenüber. Ein Strukturdenken, wie es etwa die marxistische Deutungstradition auszeichnet, räumt der konkreten Lebenswirklichkeit und psychischen Situation in Imperien oft keinerlei Platz in der Analyse ein. Seit die kritischen Energien des Marxismus in den Postkolonialismus hinübergewandert sind, ist der gegenteilige Effekt eingetreten: Eine ausschließliche Fixierung auf die «Mikro»-Ebene von Individuen oder bestenfalls Kleingruppen hat größere Zusammenhänge ganz ausgeblendet und die Kräfte, die überhaupt erst Erfahrungen, Identitäten und Diskurse prägten, können gar nicht mehr erfasst werden.
Dennoch ist es möglich, einiges Allgemeine über typische und verbreitete Erfahrungen in Imperien des 19. Jahrhunderts zu sagen:
|  Erstens. In den meisten Fällen steht am Beginn der Einbeziehung einer Region in ein Imperium ein Gewaltakt. Dies kann ein sich lang hinziehender Eroberungskrieg sein, aber auch ein lokales Massaker, das selten einfach nur «geschieht», und in vielen Fällen instrumentell als Machtdemonstration zur Einschüchterung eingesetzt wird.206 Der Eroberer erzeugt auf diese Weise ein buchstäblich lähmendes Entsetzen, demonstriert (wenn er erfolgreich ist) die Überlegenheit seiner Gewaltmittel, markiert symbolisch seinen Herrschaftsanspruch und leitet die dann folgende Entwaffnung der Bevölkerung ein, die zur Etablierung seines Gewaltmonopols erforderlich ist. Überall dort, wo Imperien sich nicht auf den leisen Sohlen von Handelsverträgen oder missionarischen Erstvorstößen einschleichen, stehen an ihrem Beginn traumatisierende Gewalterfahrungen. Oft bricht diese Gewalt nicht in idyllische Zustände paradiesischer Friedlichkeit ein. Sie trifft Gesellschaften, die bereits durch ihre eigene innere Gewaltsamkeit stark belastet waren, so etwa im Indien des 18. Jahrhunderts, als sich zahlreiche der Nachfolgestaaten des Mogulreiches gegenseitig bekriegten, oder in großen Teilen Afrikas, die vom europäischen ebenso wie vom arabischen Sklavenhandel aufgewühlt waren. Auf die Gewalt der Eroberungsphase ist dann in der Tat oft der koloniale Landfrieden gefolgt.
|  Zweitens. Eine imperiale Machtübernahme muss nicht in allen Fällen die plötzliche politische Enthauptung indigener Gesellschaften und die völlige Ersetzung einheimischer Autoritäten durch fremde bedeuten. Das dürfte insgesamt sogar eher selten der Fall gewesen sein. Dramatische Beispiele dafür sind die spanische Eroberung Amerikas im 16. Jahrhundert und die Unterwerfung Algeriens nach 1830. Oft suchen Imperialmächte zunächst einmal nach willigen Kollaborateuren unter der einheimischen Elite, denen sie, allein schon aus Kostengründen, einen Teil der Herrschaftsfunktionen lassen oder neu übertragen können. Man bezeichnet diese Strategie, die in vielen Formen auftritt, als indirect rule. Dennoch: selbst in Extremfällen, in denen die bestehende Herrschaftspraxis unter den neuen Oberherren sich kaum zu ändern scheint, werden die einheimischen Machtträger beschädigt. Die Ankunft des Imperiums führt immer zu einer Entwertung einheimischer politischer Autorität. Selbst Regierungen, die – wie die chinesische nach dem Ende des Opiumkrieges 1842 – unter äußerem Druck einige territorial nicht weiter erhebliche Zugeständnisse machen mussten, erleben einen Verlust an Legitimität in ihrer eigenen politischen Gemeinschaft. Sie werden dadurch verwundbarer und müssen mit einem Widerstand rechnen, der zunächst einmal, wie im Fall der chinesischen Taiping-Bewegung nach 1850, gar nicht «anti-imperialistisch» motiviert sein muss. Umgekehrt hat auch der imperiale Aggressor ein Legitimitätsproblem. Koloniale Herrschaft ist zunächst einmal immer nicht-legitime Herrschaft, also Usurpation. Kolonialherren, die dies begreifen, bemühen sich bald darum, sich zumindest rudimentär zu legitimieren, indem sie sich durch Leistung oder durch das Anzapfen einheimischer symbolischer Ressourcen Respekt verschaffen. Aber nur selten und fast stets allein dort, wo kulturelle Unterschiede nicht sehr groß sind (etwa im Habsburgerreich), verschleift sich mit der Zeit der usurpatorische Charakter imperialer Herrschaft. Ohne die Mobilisierung des symbolischen Kapitals der Monarchie ist dies kaum möglich. Wenn die Gesellschaften, die unter ein Imperium kamen, nicht gerade – wie in Teilen Sibiriens und Zentralafrikas – «kopflos» (akephal) waren, dann kannten sie Königsoder Häuptlingsherrschaft. Die Kolonialmächte versuchten hier, sich den Mantel imperialer Oberherrschaft umzuhängen oder direkt in die Rolle einheimischer Monarchen zu schlüpfen. Dass dies dem republikanischen Frankreich nach 1870 nicht möglich war, erwies sich immer wieder als ein symbolpolitisches Handicap.
|  Drittens. Die Einbeziehung in ein Imperium bedeutet den Anschluss an einen größeren Kommunikationsraum. Die Kommunikationsströme innerhalb eines Imperiums verlaufen typischerweise radial zwischen Zentrum und Peripherie. Kommunikationsbeziehungen zwischen einzelnen Kolonien und anderen peripheren Reichsteilen gab es selbstverständlich auch (viele von ihnen werden gerade erst von der historischen Forschung entdeckt), doch sind sie selten dominant gewesen. Die imperialen Metropolen kontrollierten vielfach die Kommunikationsmedien und verfolgten direkte Kontakte zwischen den Untertanen verschiedener Kolonien mit besonderem Argwohn. Wo immer es technisch möglich war und wo staatliche Repression es nicht unterband, nutzten periphere Eliten die neuen Kommunikationschancen. Dies lässt sich gut an der Verwendung der imperialen Sprachen erkennen.207 Mehrsprachigkeit ist beinahe der historische Normalfall gewesen. Erst die neuzeitliche, im 19. Jahrhundert voll zum Durchbruch kommende Gleichsetzung einer Nation mit einer einsprachigen Nationalkultur hat dies verdunkelt. So war unter den Gebildeten in der muslimischen Welt die Dreisprachigkeit von Arabisch, Persisch und Türkisch weit verbreitet. Ihr lag auch eine funktionale Differenzierung zugrunde, denn Arabisch war die Sprache des nicht übersetzbaren Koran, und das Persische genoss ein besonders hohes literarisches Prestige und war die Lingua Franca in einem riesigen Gebiet, das sich von den Ostprovinzen des Osmanischen Reiches bis zum Ganges erstreckte. In der Einführung imperialer Sprachen nichts als das Machtdiktat eines europäischen «Kulturimperialismus» zu sehen, vereinfacht die komplizierte Wirklichkeit zu sehr. Kolonialmächte rangen oft mit sich, wie stark sie das einheimische Bildungswesen europäisieren sollten. In Indien und Ceylon wurden darüber im frühen 19. Jahrhundert umfangreiche und anspruchsvolle Debatten geführt, deren Ausgang gar nicht eindeutig war.208 Manchmal wurde eine fremde Bildungssprache in keiner Weise aufgezwungen, sondern freiwillig übernommen. Ägypten hatte während der kurzen französischen Besatzung zwischen 1798 und 1802 keineswegs nur angenehme Erfahrungen mit den Franzosen gemacht. Dennoch wurde im Verlauf des 19. Jahrhunderts Französisch zur zweiten Bildungssprache in Ägypten. Dies war eine freiwillige Übernahme der Sprache jenes Landes, das man für die führende Kulturnation Europas hielt. Sogar nach der britischen Okkupation von 1882 behauptete das Französische seinen Rang. Auch im Zarenreich, wie jeder Leser Lev Tolstojs weiß, blieb das Französische sehr lange das Prestigeidiom der Aristokratie. Die Inkorporation in ein Imperium bedeutete auch nicht sofort die Übernahme von dessen Herrschaftssprache.
|  Viertens. Die Einbindung in großräumige Wirtschaftskreisläufe ging oft der Inkorporation in ein Imperium voraus. Imperien zerschnitten nicht immer, aber doch häufig solche Zirkulationszusammenhänge, wenn sie nämlich merkantilistische Zollschranken um sich herum errichteten, neue Währungen einzuführen versuchten oder Karawanen- und Schifffahrtsrouten blockierten. Stets eröffneten sie aber Möglichkeiten der Einbeziehung in neue wirtschaftliche Zusammenhänge. Im 19. Jahrhundert war dies, langfristig an Volumen und Dichte wachsend, der «Weltmarkt». Am Vorabend des Ersten Weltkriegs waren nur wenige Regionen der Erde von ihm völlig unberührt geblieben. Die Einbindung in den Weltmarkt, oder besser: in einzelne Weltmärkte, verlief in den unterschiedlichsten Formen. Sie führte immer zu Abhängigkeiten neuer Art, daneben oft zu neuen Chancen. Jedes Imperium ist ein Wirtschaftsraum eigener Prägung. Der Anschluss an ihn lässt auch lokale Verhältnisse nicht unverändert.
|  Fünftens. Dichotomien zwischen Tätern und Opfern, Kolonisierern und Kolonisierten taugen bestenfalls als grobe modellhafte Annäherung. Sie bildeten eine Art von Grundwiderspruch in kolonisierten Gesellschaften. Nur in extremen Fällen, etwa in den Sklavereigesellschaften der Karibik während des 18. Jahrhunderts, war dieser Widerspruch so dominant, dass er die gesellschaftliche Wirklichkeit zutreffend beschreibt – und selbst dort gab es die Zwischenschichten der free persons of colour oder gens de couleur. Gesellschaften, die in Imperien einbezogen wurden, waren in aller Regel hierarchisch geordnet. Der Kontakt mit dem Imperium stellte solche Hierarchien in Frage. Das Imperium unterschied zwischen seinen Freunden und seinen Feinden. Es spaltete einheimische Eliten und spielte ihre Faktionen gegeneinander aus; es suchte sich Kollaborateure, die belohnt werden mussten. Der koloniale Staatsapparat brauchte auf allen Ebenen einheimisches Personal – im großen Umfang gegen Ende des 19. Jahrhunderts in der Telegraphen-, Eisenbahn- und Zollverwaltung. Die Anbindung an Weltmärkte schuf Nischen für sozialen Aufstieg in Handel und kapitalistischer Produktion. Sie wurden oft von Minderheitengruppen genutzt, etwa den Chinesen in Südostasien. Wenn europäisches Bodenrecht eingeführt wurde, führte dies unweigerlich zu radikalen Veränderungen der Eigentums- und Schichtungsverhältnisse auf dem Lande. Kurz: mit Ausnahme extremer Fälle von zurückhaltender indirect rule (etwa in Nord-Nigeria, im anglo-ägyptischen Sudan usw.) führte die Einbeziehung in Imperien zu tiefgreifenden sozialen Umwälzungen, manchmal innerhalb weniger Jahre zu so etwas wie einer sozialen Revolution.
|  Sechstens. An der kulturellen Grenze eines vorrückenden Imperiums ändern sich persönliche und kollektive Identitäten. Zu einfach wäre es, hier nur einen Übergang von einer eindeutigen, in sich ruhenden Selbstauffassung zu zerrissenen, «multiplen» Persönlichkeitsund Vergesellschaftungsformen zu sehen. Auch dass, wie heute zuweilen gesagt wird, «Hybridität» entstehe, ist nicht unbedingt ein unverwechselbares Merkmal von kolonialen und imperialen Konstellationen. Hilfreicher ist hier das ältere soziologische Konzept der «Rolle». Jede gesellschaftliche Situation wird komplexer, wenn zusätzliche Faktoren hinzutreten. Das Rollenrepertoire erweitert sich und damit zugleich auch die Notwendigkeit für viele Menschen, mehrere Rollen zu beherrschen. Eine typische koloniale Rolle ist etwa die des Vermittlers und des Dolmetschers. Die Situation von Frauen ist betroffen, wenn neue Vorstellungen von weiblichem Verhalten und weiblicher Arbeit eingeführt werden. Oft waren es christliche Missionare, die solche Vorstellungen importierten. «Identität» ist eine dynamische Kategorie: Man erkennt eine solche Identität besonders gut dann, wenn sie sich in Akten der Abgrenzung bildet. Das war keine ausschließliche Besonderheit kolonialer Situationen. Aber vielleicht kann man doch allgemein sagen, dass es imperialen Machthabern wichtig war, die verwirrend vielfältige Bevölkerung ihres Reiches übersichtlich in «Völker» sortieren zu können. Nationalstaaten tendieren zu kultureller und ethnischer Gleichförmigkeit und suchen sie mit politischen Mitteln herbeizuführen. In Imperien wird eher Differenz betont. Dies wird ihnen von postkolonialen Kritikern in der Regel als ein schwerer Verstoß gegen die Gleichheit der Menschen vorgeworfen, sollte aber nicht bloß moralisch bewertet werden. Die Herausbildung von Völker-Stereotypen hat sich zweifellos im späten 19. Jahrhundert unter dem Einfluss von Rassedoktrinen verstärkt. Sie ging jedoch von verschiedenen Richtungen aus. Koloniale Herrschaftssysteme suchten Ordnung in die Unübersichtlichkeit zu bringen, indem sie «Stämme» künstlich schufen. Sie entwickelten komplizierte Kategoriensysteme zur Klassifikation ihrer Untertanenbevölkerung. Die in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts aufstrebende anthropologisch-ethnologische Wissenschaft war dabei ein einflussreicher Helfer, das Instrument der Volkszählung ein Mittel, um solchen Taxonomien materielles Gewicht zu verleihen. Gewisse soziale Gruppen, die in der Theorie definiert worden waren, entstanden erst danach in der Wirklichkeit.209 Kolonialstaaten schufen erst Differenz und gaben sich danach viel Mühe, sie zu ordnen. Dies geschah in unterschiedlichen Graden der Differenzierung. Die französische Präsenz in Algerien war um die einfache Gegenüberstellung der «guten» Berber und der «verkommenen» Araber herum konstruiert.210 In Britisch-Indien hingegen wurde ein Ordnungsraster von pedantischer Feinheit ausgearbeitet.
Die Kategorisierung und Stereotypisierung der kolonialen Untertanen war allerdings nicht allein ein obrigkeitliches Projekt. Die Völker in den Imperien übernahmen teils diese für sie vorgesehenen Identitäten, leisteten aber auch Widerstand und investierten viel Energie in die Konstruktion eigener Ethnizität. Der Nationalismus als in Europa entwickelte und von dort importierte Idee wurde daher in zahlreichen Fällen bereits im Gange befindlichen Prozessen der ethnischen Formierung gleichsam verstärkend aufgepfropft und dabei stets angepasst und verändert. Koloniale Behörden standen vor einem Dilemma. Einerseits nährten sie nach dem Divide-et-impera-Prinzip Unterschiede zwischen einzelnen Volksgruppen, andererseits mussten sie verhindern, dass zwischen diesen Volksgruppen Konflikte bis an den Punkt eskalierten, an dem sie gewalttätig und schwer kontrollierbar wurden. Kollektive Identitäten waren nicht immer vom kolonialen Staat aus manipulierbar und sie waren keineswegs unweigerlich ethnisch definiert. Das war im 19. Jahrhundert außerhalb Europas erst schwach zu erkennen. Nach dem Ersten Weltkrieg zeigte sich die große Spannweite der Möglichkeiten anti-imperialer Solidaritätsstiftung. Die indische Freiheitsbewegung in der Phase, die mit Mohandas K. Gandhis erster Kampagne 1919 begann, war weder ethnisch noch religiös fundiert, und die Vorstellung, es solle auf indischem Boden einen eigenen Muslimstaat geben, reifte nicht in einem langen Prozess heran, sondern entstand nach 1940 im kleinsten Kreis der späteren Begründer von Pakistan. Die Imperien waren seit der Mitte des 19. Jahrhunderts Arenen von Prozessen kollektiver Identitätsbildung. Diese Prozesse, wie sie in der Spätzeit mancher Imperien bereits als «Nationalitätenfrage» diskutiert wurden, waren von niemandem wirklich steuerbar. Dass einigermaßen kompakte Proto-Nationen wie Ägypten 1882, Vietnam 1884 oder Korea 1910 von einer Imperialmacht unterworfen wurden und nach dem Ende der Kolonialepoche an ihre frühere Quasi-Nationalgeschichte anknüpfen konnten, war eher der Ausnahmefall. Sonst brachten die Imperien unwillentlich jene Kräfte hervor, die sich später gegen sie wenden würden.
|  Siebtens. Unter den politischen Erfahrungen, die man in Imperien machen konnte, war die allgemeinste und wichtigste, dass Politik nur als Widerstand möglich war.211 Imperien kennen an der Peripherie keine Bürger, nur Untertanen; die Dominions im British Empire waren hier die große Ausnahme. Selten wurde diese allgemeine Regel durchbrochen. Die Ungarn schafften dies 1867 im Habsburgerreich, die Buren auf ganz besondere Weise in der 1910 gegründeten Südafrikanischen Union. Nur im französischen Reich wurden nach 1848 einer kleinen Zahl nicht-weißer Bewohner Bürgerrechte gewährt: in den «alten Kolonien» (vieilles colonies) Guadeloupe, Martinique, Guyane und Réunion sowie in vier Küstenstädten des Senegal.212 Selbst wenn Kollaborationseliten in den imperialen Staatsapparat eingebunden waren, blieb ihnen die Beteiligung an den höchsten Entscheidungen verwehrt. Sie waren bloß Transmissionsriemen von den wahren Macht- und Entscheidungszentren in die abhängigen Gesellschaften hinein. Imperien schufen selten Institutionen, die es lokalen Interessen ermöglicht hätten, sich zu artikulieren. So reduziert sich bei allen Unterschieden im Detail ein Imperium auf eine einlinige Kommandokette. Sie konnte durch eigenwillige men on the spot aufgelockert werden, auch sahen kluge Imperialpolitiker darauf, dass Befehle im Prinzip erfüllbar waren und sich die Zumutungen in Grenzen hielten. Der Bogen durfte nicht überspannt, das Imperium in den Augen seiner Untertanen nicht zum reinen Terrorapparat werden. Imperiale Staatskunst, die stets auf die Optimierung des Kosten-Nutzen-Verhältnisses achten muss, schafft eingewurzelte Interessen, nährt also die Einsicht, dass es vorteilhafter ist, innerhalb des Imperiums zu leben als separat von ihm.213 An dem prinzipiellen Fehlen geregelter politischer Partizipation der Einheimischen änderte dies nichts. Die Kooptation ganz weniger Eliteangehöriger in die «Legislativräte» der britischen Kronkolonien war eine pseudo-ständische Augenwischerei. Alle Imperien des 19. Jahrhunderts waren von Anfang bis Ende autokratische Systeme. Wie in den «aufgeklärten» Spielarten des westeuropäischen Absolutismus der frühen Neuzeit schloss dies eine gewisse Rechtssicherheit nicht aus. Auch wenn es übertrieben wäre, das britische Empire, wo diese Entwicklung am weitesten ging, als entwickelten Rechtsstaat zu beschreiben, so herrschte doch generell eine Art von Basislegalität, eine regelgebundene Befehlsordnung (rule-bound command).214 Dies schloss keineswegs aus, dass den Einheimischen elementare Rechte, wie sie die Weißen im gleichen Lande genossen, verweigert wurden oder dass der Zugang zur Rechtsprechung in der Praxis für sie oft sehr schwer war. Dennoch machte es um 1900 einen Unterschied aus, wie geringfügig auch immer, ob ein Afrikaner in König Leopolds Kongo oder im britischen Uganda lebte.
Das 19. Jahrhundert war ein Zeitalter der Imperien, und es kulminierte in einem Weltkrieg, in dem sich Imperien bekämpften. Jede der kriegführenden Parteien mobilisierte die Hilfsquellen abhängiger Peripherien. Fehlten solche Peripherien, wie im Falle Deutschlands, das von seinen Kolonien nach 1914 nicht länger profitieren konnte, dann wurde es ein wichtiges Kriegsziel, sich quasi-koloniale Ergänzungsräume anzueignen. Nach Kriegsende wurden nur einige der Imperien aufgelöst, nicht die größten und wichtigsten unter ihnen. Deutschland verlor seine kleinen und wirtschaftlich unbedeutenden Kolonien; die Großmächte der Siegerkoalition teilten sie unter sich auf. Das Habsburgerreich, ein binneneuropäisches Vielvölkerkompositum ohne Kolonialbesitz und als solches ein Unikum, zerfiel in seine Bestandteile. Vom Osmanischen Reich blieben die Türkei auf der einen, die einstmals arabischen Provinzen, jetzt Mandatsgebiete oder Quasi-Kolonien Großbritanniens und Frankreichs, auf der anderen Seite. Russland musste auf Polen und das Baltikum verzichten, konnte aber sonst unter bolschewistischer Führung die große Mehrzahl der nicht-russischen Völker des Zarenreiches im Verband einer imperialen «Union» wieder vereinigen. Das Zeitalter der Imperien war 1919 noch nicht beendet.
Gewiss haben Generationen von Historikern, die im «Aufstieg» des Nationalismus und der Bildung von Nationalstaaten eines der Hauptmerkmale des 19. Jahrhunderts sahen, nicht Unrecht. Aber dieser Befund muss doch stark eingeschränkt werden. Nach der Bildung zahlreicher neuer Republiken in Lateinamerika vor 1830 schritt die Formierung von Nationalstaaten nur langsam voran. Weltweit war der kleine Balkan die einzige Region, die eine Ausnahme von dieser Regel bildete. Ansonsten geschah das Gegenteil: In Asien und Afrika verschwanden selbständige politische Einheiten – man wird sie nicht immer als «Staaten» bezeichnen wollen – in großer Zahl in den expandierenden Imperien. Umgekehrt lösten sich keine kleinen Nationen aus imperialen Zwangsverhältnissen. Keine einzige der zahlreichen Nationalbewegungen im Europa des 19. Jahrhunderts vermochte ihrem Land zu Selbständigkeit außerhalb eines Imperiums zu verhelfen; nur Italien mag hier als eine gewisse Ausnahme zählen. Polen blieb geteilt, Irland ein Teil des Vereinigten Königreiches, Böhmen unter der habsburgischen Krone. Noch weniger gelang es einer der Nationalbewegungen, ein Imperium zu zerstören.
Der Nationalismus zeitigte in Europa nur wenige greifbare politische Erfolge; noch erfolgloser war er zunächst in Asien und Afrika. Davon muss unterschieden werden, dass Solidaritätsstiftung im Namen einer «Nation» in zweierlei Hinsicht eine neue Entwicklung des Jahrhunderts war. Zum einen breiteten nationalistische Intellektuelle mit ihrer Anhängerschaft im Gehäuse von Imperien jene nationalstaatliche Unabhängigkeit vor, die für viele Länder irgendwann zwischen 1919 und etwa 1980 kommen würde. Schon die großen Protestbewegungen des Jahres 1919 in Ägypten, Indien, China, Korea und einigen anderen afro-asiatischen Ländern waren nationalistisch motiviert.215 Zum anderen wurde Nationalismus auch in den selbständigen und konsolidierten Staaten der Welt zu einer dominanten Rhetorik der Selbstbeschreibung.216 Man begann sich als französische oder englisch/britische, als deutsche oder japanische «Nation» zu verstehen, entwickelte einen passenden Symbolkosmos, bemühte sich um Abgrenzung von anderen Nationen, redete sich ein, mit ihnen im Wettbewerb zu stehen, und senkte die Toleranzschwelle gegenüber «fremden» Menschen und Ideen. Dies geschah in einer Welt, in der sich zur gleichen Zeit die Austauschbeziehungen zwischen den Angehörigen verschiedener Nationen vervielfachten und intensivierten. Nationalismen verschiedener Art fanden sich in Imperien wie in Nationalstaaten. «Stolz» auf das eigene Empire, nicht selten propagandistisch angefacht, wurde um die Jahrhundertwende zu einem verbreiteten Sentiment in den Metropolen, zu einem Bestandteil der nationalen Selbstauffassung. Nationalismus in den Imperien richtete sich nicht allein gegen die Strukturen imperialer Herrschaft, war also nicht ausschließlich anti-kolonial gezielt. Er konnte auch, vor allem, wenn er durch religiöse Identifikationen verstärkt wurde, zu einem Instrument der Auseinandersetzung zwischen untergeordneten Gruppierungen werden. Daran sollten das Habsburgerreich 1918/19 oder Indien 1947 zerbrechen.
Die Worte «Imperium» und «Empire» wecken heute in der Öffentlichkeit Assoziationen an grenzenlose Macht. Sogar für das «imperiale Zeitalter» (Eric J. Hobsbawm) auf dem Höhepunkt seiner Entfaltung um 1900 muss dies eingeschränkt werden. Frühneuzeitliche Imperien (mit der Ausnahme Chinas) waren eher lockere politische und ökonomische Netzwerke als dicht integrierte Staaten oder effektiv abgeschottete Wirtschaftsblöcke. Selbst das spanische Weltreich im 16. Jahrhundert, oft als Beispiel früher transozeanischer Territorialherrschaft genannt, beruhte auf einem hohen Maß an lokaler Autonomie. Merkantilistische Kontrolle über den Handel musste sich in allen Imperien ständig gegen Schmuggel gewaltigen Umfangs durchsetzen. Die Imperien waren nicht die Geschöpfe von Nationen. Ihre Eliten ebenso wie oft das imperiale Proletariat auf Schiffen oder Plantagen setzten sich aus Leuten aus den verschiedensten Ländern zusammen. Um 1900 waren die meisten Imperien stärker «nationalisiert». Dank moderner Techniken und Medien der Macht waren sie dichter integriert und damit besser kontrollierbar. Solche Gebiete, die für den Export produzierten, waren eng in die Weltwirtschaft eingeknüpft, oft als kleine Enklaven, deren Hinterland währenddessen immer uninteressanter wurde und nur dann die Aufmerksamkeit imperialer Regierungen fand, wenn sich dort Unruhe zusammenbraute. Nach wie vor beruhte aber jedes Imperium irgendwie auf ausgehandelten Kompromissen mit lokalen Eliten, auf labilen Gleichgewichten, die allein durch Gewalt und Gewaltandrohung nicht stabilisiert werden konnten, denn Gewalt war teuer, ließ sich schwer rechtfertigen und schuf unkalkulierbare Folgeprobleme. Als «moderne» Imperien galten im «Club der Imperialisten» solche, die ihre Verwaltung rationalisierten und zentralisierten, die Ausbeutung wirtschaftlicher Ressourcen effektiver und rentabler gestalteten und sich die Mühe machten, die «Zivilisation» zu verbreiten. Ein solcher Aktivismus war indes mit hohen Risiken verbunden. Reformen störten Gleichgewichte und lösten immer irgendeine Art von Widerstand aus, dessen Stärke schwer zu prognostizieren war.217 Nordamerika in den 1760er Jahren war ein warnendes Beispiel. Sie schufen auf der anderen Seite für einzelne Gruppen neue materielle und kulturelle, manchmal auch politische Chancen. Solche Gruppen konnten auf längere Sicht zu Trägern einer rivalisierenden Modernisierung werden, zu Gegeneliten und Kräften, die letztlich über das Imperium hinausstrebten. So stärkten zentralisierende Initiativen im Osmanischen und im Chinesischen Reich die Notabeln in den Provinzhauptstädten.218 In China trug dies 1911 sogar zum Sturz der Monarchie bei. Zurückhaltung bei Eingriffen in den sensiblen Bereichen Recht, Finanzen, Erziehung und Religion blieb daher durchaus eine Handlungsoption für imperiale Zentren. Die Briten etwa neigten nach 1857 in Indien und später überall dort, wo sie indirect rule praktizierten, zu einem solchen Konservativismus. Empire light verschwand daher nicht aus dem Repertoire der historischen Möglichkeiten. Der Nationalstaat konnte unter Umständen auf seinen Bürgern und erst recht auf denjenigen unter ihnen, die zu ethnischen oder religiösen Minderheiten zählten, schwerer lasten als manches Imperium auf seinen Untertanen.




IX  |  Mächtesysteme, Kriege, Internationalismen:
Zwischen zwei Weltkriegen

1  |  Der kurvenreiche Weg zum Weltstaatensystem

Staatliche außenpolitische Akteure auf der Erde insgesamt oder innerhalb einer ihrer Großregionen – in diesem Kapitel wird von «Ordnungsräumen» die Rede sein – bilden miteinander eine «Staatenwelt», einerlei, welche Art und Dichte die Beziehungen zwischen ihnen besitzen. Folgen diese Beziehungen einer gewissen Ordnung und Regelmäßigkeit, dann sollte man von einem «Staatensystem» (international system) sprechen. Unter einer Mehrzahl von solchen Systemen, die es in der Geschichte gab, ist das «moderne europäische» der Jahre von etwa 1770 bis 1914 das bekannteste Exemplar.1 Wird ein Staatensystem durch Institutionen und normative Verbindlichkeiten mit friedensstiftender Tendenz zusammengehalten, ohne bereits die höheren Integrationsstufen eines Staatenbundes oder gar Bundesstaates zu erreichen, ist die Bezeichnung «Staatengemeinschaft» (international society) angebracht.2 Ein Beispiel für die Anwendung dieser Nomenklatur: Zur Zweiten Haager Friedenskonferenz traten im Juni 1907 nicht bloß die europäischen Großmächte, die seit vielen Jahrzehnten ihr eigenes «Staatensystem» gebildet hatten, zusammen, sondern die Vertreter von insgesamt 44 Staaten. Damit waren erstmals fast alle zu einem bestimmten Zeitpunkt als selbständig anerkannte Staaten der Welt in einem Konferenzsaal versammelt: die Staatenwelt.3 Es gelang aber auf diesem Kongress nicht, wirklich friedensfördernde Institutionen und Übereinkünfte zu vereinbaren. Eine Staatengemeinschaft entstand daher in Den Haag nicht.
|  Die beiden Friedensphasen in Europa


Das europäische Staatensystem war einerseits eine handlungsleitende Fiktion in den Köpfen der außenpolitischen Eliten der einzelnen Länder, andererseits eine beobachtbare Wirklichkeit. Es war spätestens seit dem Wiener Kongress kein natürliches System mehr, in dem sich gewissermaßen automatisch Gleichgewichtszustände herstellten, sondern ein regelgeleiteter Zusammenhang zwischen seinen staatlichen Elementen, der eines politischen Managements bedurfte. Staatskunst bestand, in der Theorie zumindest, darin, nationale Interessen nur bis zu jenem Punkt zu vertreten, an dem das Funktionieren des Ganzen nicht ernsthaft in Frage gestellt war. Dies gelang vier Jahrzehnte lang – eine beträchtliche Zeitspanne in der Geschichte der internationalen Politik. Darauf folgte in Europa eine Phase von achtzehn Jahren, 1853 bis 1871, in der fünf Kriege unter Beteiligung von Großmächten geführt wurden: der Krimkrieg (1853–56), der Italienische Krieg, der 1859 zwischen Frankreich und Piemont-Sardinien auf der einen, Österreich auf der anderen Seite ausgetragen wurde, der Deutsch-dänische Krieg (1864), der Preußisch-österreichische oder auch Deutsche Krieg (1866) und der Deutsch-französische Krieg (1870–71). Österreich war in vier dieser Kriege involviert, Preußen in drei, Frankreich in zwei, Großbritannien und Russland nur in den Krimkrieg. Durch den Krimkrieg wurde die europäische Solidarität schwer erschüttert, und die italienischen und deutschen Einigungskriege wurden durch «real»-politische Manöver herbeigeführt, die dem Geist der postnapoleonischen Friedensordnung flagrant widersprachen.
Der erste Krieg in dieser Reihe unterschied sich von den vier anderen in einer doppelten Weise: Zum einen war der Krimkrieg weniger zielstrebig herbeigeführt worden als die übrigen. Er entstand, wie einer seiner besten Kenner schreibt, «aus einer vielgliedrigen Kette von Fehlern, Fehlschlüssen, Missverständnissen, falschen Verdächtigungen und irrationalen Feindvorstellungen, weniger aus kühler Berechnung und bösem Willen».4 Bemerkenswert ist dabei, dass in den unterschiedlichsten politischen Systemen kriegsfördernde Kräfte am Werke waren: in Russland ein rücksichtsloser und schlecht informierter Zar, Nikolaus I., am Ende seiner Herrschaft, der Außenpolitik dilettantisch als Chefsache betrieb; in Frankreich ein politischer Hasardeur, Kaiser Napoleon III., der durch riskante außenpolitische Manöver von hohem Prestige- und Propagandawert seine Popularität im eigenen Lande zu stärken versuchte; und in Großbritannien eine seit langem anti-russisch gestimmte Presseöffentlichkeit, die Druck auch auf eine solch selbstsichere (allerdings Anfang der 1850er Jahre keineswegs einmütige) politische Klasse wie die britische auszuüben vermochte. Zum anderen lag dem Krimkrieg trotz aller Kurzfristigkeit und Kontingenz seines Entstehens dennoch eine Logik geopolitischer und wirtschaftlicher Interessen zugrunde, und diese Logik wies über den Rahmen des europäischen Staatensystems hinaus. Sein Anlass fand sich an der europäischen Peripherie, denn es ging im Grunde um die Frage, ob das Osmanische Reich unter russische Protektion kommen oder als strategischer Puffer, Garant der Verbindungen zu Indien (noch gab es den Suezkanal nicht!) und wirtschaftlicher Erschließungsraum Großbritanniens erhalten werden solle. Der Krimkrieg war im Kern ein Konflikt der beiden einzigen Großmächte der damaligen Zeit, die starke Interessen in Asien besaßen. Sein Verlauf und sein Ausgang erwiesen die militärische Schwäche beider Hauptkontrahenten, Russlands und Großbritanniens. Die Rückständigkeit des Zarenreichs wurde unübersehbar, aber es wurden auch starke Zweifel an der Überlegenheit Großbritanniens als angeblich einziger Weltmacht möglich.5 Jedenfalls markiert das Frühjahr 1854, als der Krieg zwischen dem Zarenreich auf der einen, England und Frankreich auf der anderen Seite begann, einen tiefen Einschnitt in der internationalen Geschichte des 19. Jahrhunderts. Erstmals seit 1815 wurde Krieg soweit in Kauf genommen, dass er tatsächlich geschah.
Die kriegerische Zwischenphase der europäischen Geschichte endete 1871. Bedenkt man, dass auch die mit Abstand größten Bürgerkriege des Jahrhunderts, der Sezessionskrieg in den USA (1861–65) und die Taiping-Revolution (1850–64) sowie die Muslim-Unruhen (1855–73) in China, in das dritte Quartal des 19. Jahrhunderts fallen, dann sehen wir hier eine Periode weltweiter Gewaltausbrüche, deren Gleichzeitigkeit über die Kontinente hinweg allerdings keine gemeinsamen Ursachen zugrunde lagen.6 Für die Zeit danach steht man einem großen Paradoxon gegenüber: Spätestens seit 1871 gab es selbst die einfachsten Institutionen und die elementarsten Werte der Friedenssicherung nicht mehr, und dennoch herrschte in Europa abermals 43 Jahre lang Frieden, jedenfalls dann, wenn man der Konvention der Historiker folgt und den überwiegend im heutigen Bulgarien ausgefochtenen Russisch-türkischen Krieg von 1877/78 nicht einbezieht. Das Erstaunliche am Ersten Weltkrieg ist nicht, dass er überhaupt kam, sondern dass er so spät begann. Die «systemische» Interpretation der europäischen Politik, die der amerikanische Historiker Paul W. Schroeder für die Zeit zwischen 1815 und 1848 entwickelt hat, kann überzeugend erklären, warum in jener Zeit der Frieden in Europa erhalten blieb: Das europäische Staatensystem wurde, kurz gesagt, zu einer Staatengemeinschaft ausgebaut.7 Viel schwerer fällt es, die internationale Stabilität Europas im Zeitalter von Hochindustrialisierung, beschleunigter Rüstung und allseits verbreitetem militantem Nationalismus zu erklären. Jede der verschiedenen internationalen Krisen, die dann doch nicht zu Kriegen wurden, müsste gesondert betrachtet werden.8 Einige generelle Argumente lassen sich aber vorschlagen:
|  Erstens. Lange Zeit betrieb keine einzige europäische Großmacht eine offensive Rüstung für einen innereuropäischen Krieg. Eine gewisse Ausnahme bildete das britisch-französische Wettrüsten zur See in den 1850er und 1860er Jahren, der erste Rüstungswettlauf der Geschichte, der nicht quantitativ durch Anhäufung von Materialmassen, sondern qualitativ durch die Suche nach der neuesten Technologie geführt wurde.9 Die Gründung eines mächtigen deutschen Nationalstaates im Herzen Europas löste keineswegs unverzüglich ein neues Wettrüsten aus. Generalfeldmarschall von Moltke, der oberste Stratege des Deutschen Reiches, hatte aus den Ereignissen von 1870/71 den Schluss gezogen, dass die Interessen Deutschlands durch eine auf Abschreckung zielende Rüstung am besten gewahrt würden. Dies änderte sich erst 1897 mit dem von Admiral Alfred Tirpitz, Kaiser Wilhelm II. und «navalistischen» Kräften in der deutschen Öffentlichkeit betriebenen deutschen Schlachtflottenbau, der einerseits Teil eines Trends im internationalen System war, die britische Seehegemonie durch ein neues Gleichgewicht auf den Ozeanen abzulösen, andererseits «von Anfang an eine klar gegen England gerichtete offensive Zielsetzung gehabt hat».10 Großbritannien nahm die Herausforderung an, und in beiden Ländern, in Deutschland allerdings ohne Grundlage in einer kulturell zentralen Seefahrtstradition, stilisierte man nun die Marine zum Symbol nationaler Einigkeit, Größe und technologischer Potenz. Es war die Autorität ausgerechnet eines US-amerikanischen Historikers und Militärtheoretikers, des Seeoffiziers Alfred Thayer Mahan, auf die sich die neue Flottenbegeisterung weltweit und gerade auch in Deutschland stützte.11 Von da an machte die europäische Politik ihre ersten Erfahrungen mit einem industriell beschleunigten Rüstungswettlauf, an dem sich alle Großmächte beteiligten.12 In defensive Abschreckung wurde nun ein Angriffswille gleichsam systemisch eingebaut. Anders als nach 1945, als die Atombombenabwürfe von Hiroshima und Nagasaki zumindest ahnen ließen, wohin ein Krieg auf höchstem rüstungstechnologischem Niveau führen würde, rüstete man seit der Jahrhundertwende in eine nicht realistisch imaginierbare Zukunft hinein.
|  Zweitens. Aus Gründen, die sich nicht «systemisch» erklären lassen, trat in Europa kein Machtvakuum auf, das irgendjemanden zu einer aggressiven Außenpolitik hätte veranlassen können. Dies war das paradoxe Ergebnis einer durchweg erfolgreichen Nationalstaatsbildung in Deutschland, Italien, aber gerade auch in Frankreich, das sich von seiner militärischen Katastrophe des Jahres 1871 schnell erholte. Kein Staat brach zusammen. Das Osmanische Reich wurde bis 1913 schrittweise vom Balkan verdrängt, kollabierte aber niemals in der Weise, dass die Aufteilungsphantasien seiner Nachbarn eine Chance der Verwirklichung gehabt hätten. 1920, im Frieden von Sèvres, gipfelten diese Phantasien noch einmal in Plänen, die neue Türkei auf einen anatolischen Rumpfstaat zu beschränken. Eine große militärische Kraftanstrengung der Türkei unter Mustafa Kemal (Atatürk) setzte solchen Visionen, an denen vorübergehend auch die USA beteiligt waren, ein rasches Ende. Im Frieden von Lausanne 1923 akzeptierten die Großmächte einen türkischen Nationalstaat als stärkste politische Kraft im östlichen Mittelmeer. Noch wichtiger war die Position Österreich-Ungarns in der europäischen Staatenwelt. Seine innere Entwicklung war widersprüchlich: eine eindrucksvolle wirtschaftliche Entwicklung in mehreren Landesteilen, gleichzeitig steigende Spannungen zwischen den Nationalitäten. Dies hatte keine Auswirkungen auf Österreich-Ungarns internationale Position. Nach allen nur denkbaren Kriterien blieb die K. u. k.-Monarchie während des gesamten Jahrhunderts die jeweils zweitschwächste Großmacht in Europa. Österreich-Ungarn war während der ganzen vier Jahrzehnte vor dem Ersten Weltkrieg stark genug, um seinen stabilen Platz in Europa zu behaupten, aber zu schwach, um etwas gegen seine beiden Hauptrivalen Deutschland und Russland unternehmen zu können. Diese ungewollte Optimierung von Österreichs Machtpotenzial stabilisierte Ostmitteleuropa und ließ keinen Raum für irgendwelche «Mitteleuropa»-Imperialismen, wie mancher in Berlin und auch Wien sie erträumte. Der Erste Weltkrieg war keine Folge des Zusammenbruchs des Habsburgerreiches; es verhielt sich genau umgekehrt.
|  Drittens. Als Folge der Bismarckschen Politik waren nach 1871 in Europa keine Mächteduelle mehr führbar. Alle denkbaren Kriege konnten nur noch Koalitionskriege sein. Solche Kriege zwischen Bündnissen sind jedoch politisch wie militärisch bei weitem mühsamer und langwieriger vorzubereiten, und allen Staatsmännern Europas war klar, dass der nächste Krieg in der Mitte Europas keine der Großmächte unberührt lassen würde.13 Das «kompetitive Bündnisgleichgewicht»14 nach 1871 litt an einem Mangel an Vertrauen und Schlichtungsmechanismen, wurde aber dadurch aufrechterhalten, dass alle Allianzen defensiv gemeint waren: kein «Gleichgewicht des Schreckens» wie nach 1945, aber doch eines des Misstrauens. Erst das Virulentwerden von Endkampfphantasien nach der Jahrhundertwende («Slawen gegen Germanen» usw.) und die neuen Entwicklungen auf dem Balkan, die es kleinen Staaten ermöglichten, die gefährlichste Bruchlinie der europäischen Politik, die zwischen Österreich und Russland, manipulativ auszunutzen, trugen eine fatale Instabilität in das System hinein.15
|  Viertens. Auch das besondere Verhältnis zwischen Europa und Übersee erwies sich als konflikthemmend. Grundsätzlich waren von der Peripherie verschiedene Funktionen für das europäische Staatensystem zu erwarten. Sie konnte als «Sicherheitsventil» für innereuropäische Spannungen dienen, umgekehrt als «Katalysator» von Konflikten, die dann auf Europa zurückwirkten, auch als Experimentierfeld für neue Waffen. Imperialmächte konnten erkennen – Russland und Großbritannien taten dies bei der Entstehung der Asienkonvention von 1907 –, dass sie auf riskante Weise «überdehnt» waren, und ihre Expansionsdynamik mäßigen. All dies traf irgendwann und irgendwo zu. Entscheidend war aber etwas anderes: die sicherheitspolitische Abkoppelung der Peripherie, wie sie mit deren zunehmender ökonomischer Integration auf widersprüchliche Weise einherging. Die Abkoppelung bestand das gesamte Jahrhundert über, und Versuche, die ungeschriebenen Umgangsregeln des europäischen Staatensystems auf den Wettlauf um Kolonien zu übertragen (so Bismarck auf der Berliner Afrikakonferenz von 1884/85), blieben längerfristig ohne Erfolg.16 Wohlgemerkt: dies ist ein systemisches Argument. In den Handlungshorizonten der Akteure, vor allem Großbritanniens und Russlands, ließ sich gar nicht genau zwischen Europa und der übrigen Welt unterscheiden. So war es ein wichtiger Grund für die kontinuierliche britische Stützung des Osmanischen Reiches, dass ein Vorgehen gegen den Sultan (der zugleich den religiösen Rang des Kalifen beanspruchte) Unruhe unter Millionen indischer Muslime getragen hätte.
|  Globaler Dualismus


Im Unterschied zu verschiedenen frühneuzeitlichen Friedensschlüssen, in denen auch Kolonialinteressen geregelt worden waren, wurde auf dem Wiener Kongress allein die Staatenwelt Europas geordnet. Der Rest der Welt wurde ausgeblendet, sieht man davon ab, dass der Sklavenhandel ein Nebenthema der Beratungen bildete. Schon die Tatsache, dass das Osmanische Reich nicht am Konferenztisch saß, machte diesen kleineuropäischen Ansatz deutlich. Nur so konnte überhaupt die «Orientalische Frage» als ein Sonderproblem entstehen, das einer Regelung mit der Apparatur der Wiener Kongressordnung entzogen war. Alle damals beschlossenen Mechanismen kamen daher nur in Europa zur Anwendung: gegenrevolutionäre Interventionen oder die Veranstaltung von Diplomatentreffen zur punktuellen Konfliktlösung. Bereits nach wenigen Jahren wurde der Ausschluss der Peripherie praktisch bedeutsam. Im östlichen Mittelmeer intervenierten unter britischer Führung die Großmächte, darunter die reaktionärste: Russland, entgegen allen Absprachen, wie sie für Europa selbst galten, zugunsten einer revolutionären Bewegung, die sich gegen die älteste Dynastie wandte, die es weit und breit gab, das seit dem 14. Jahrhundert regierende Haus Osman. Das Eingreifen in der Griechenlandfrage hatte denn auch keinerlei Rückwirkungen auf das Verhältnis der europäischen Mächte zueinander.
In mehrfacher Hinsicht war die auf dem Wiener Kongress beschlossene Abschirmung Europas gegenüber einer konfliktreichen Peripherie eine geniale friedensstiftende Idee.17 Ein Echo darauf kam 1823, als Präsident James Monroe in den USA seine berühmte Doktrin verkündete, derzufolge beide Amerikas, also auch der Süden, «fortan nicht als Ziele künftiger Kolonisation durch irgendeine europäische Macht betrachtet werden sollen».18 Die Jahre 1814 bis 1823 sahen also auf beiden Seiten des Atlantiks eine bewusste Entglobalisierung der internationalen Politik. Gegenüber der großen Weltkrise der Sattelzeit, als die revolutionären Ereignisse in Nordamerika, Frankreich und der Karibik Wirkungen bis hin nach Südafrika, China und Südostasien auslösten, fragmentierten sich die internationalen politischen Beziehungen (während die wirtschaftlichen Vernetzungen fortschritten). Dies bedeutete in längerer Betrachtung aber auch etwas anderes: Während der frühen Neuzeit war es nicht gelungen, zwischen asiatischen und europäischen Mächten eine gemeinsame Rechtsordnung zu schaffen. Man erkannte nur an, dass es sich bei dem jeweils Anderen um ein prinzipiell gleichrangiges Rechtssubjekt handele. Verträge oder Eide hatten daher über Kulturgrenzen hinweg Gültigkeit. Auch bei der Neuordnung von 1814/15 verzichteten die Europäer darauf, die Initiative zu einer solchen globalen Rechtsordnung zu ergreifen. Damit fehlten die Voraussetzungen für eine weltweite Friedenssicherung. Selbst die Gültigkeit des europäischen Völkerrechts, einer bedeutenden zivilisatorischen Errungenschaft, in Übersee wurde nicht als Selbstverpflichtung der Europäer Teil des okzidentalen Rechtsbewusstseins. Weder das ius ad bellum, das für einen Krieg Rechtsgründe verlangte, noch das ius in bello, das die Art der Kriegsführung regelte und Exzesse vermeiden sollte, fand außerhalb Europas stringent Anwendung. In der Epoche eines wachsenden Weltgefälles und einer immer schärferen Wahrnehmung kultureller und ethnischer Differenzen konnte die Globalisierung des Rechts dann nur in der allmählichen Durchsetzung europäischer Rechtsvorstellungen bestehen, die zudem in der Praxis stets zu europäischen Gunsten interpretiert wurden.19
Die konzeptionelle Trennung von Europa und Außereuropa entzog Eroberungen und Interventionen in Übersee jenen – damals noch minimalen – Restriktionen, denen Kriegführung in Europa unterlag. Es traten auch keinerlei normative Regeln des Staatensystems in Kraft, welche die dreistesten Formen okzidentaler Landnahme in Übersee verhindert oder abgemildert hätten, z.B. die erpresserische Aneignung großer Territorien nördlich des Amur durch Russland 1860, den scramble in Zentralafrika, das italienische Vorgehen in Tripolitanien oder die Unterwerfung der Philippinen durch die USA. Dass eine solche Trennung selbst auf dem Höhepunkt imperialistischer Aggression aufrechterhalten wurde, hatte für Europa allerdings die Folge, den Abschirmungseffekt zu bewahren. Die Großmächte gewöhnten sich seit den 1870er Jahren daran, Gleichgewichtsüberlegungen nicht mehr nur innereuropäisch, sondern auf einer Weltbühne anzustellen, ein Denken, das aber erst während des Kalten Krieges nach 1945/47 zu voller Ausprägung kam. Im späten 19. Jahrhundert standen sich gegenläufige Tendenzen gegenüber: einerseits die steigende Gewissheit, dass alle internationalen Beziehungen als Elemente eines einzigen globalen Systems gesehen werden müssten, andererseits eine fortbestehende konzeptionelle Trennung der «Peripherie» von der Sphäre «eigentlicher», innereuropäischer Politik.20 Die verschiedenen Imperialmächte gerieten an verschiedenen Stellen der Welt aneinander: in allen Teilen Afrikas, in China, Südostasien, in der Südsee und sogar im Winter 1902/03 in Venezuela. Alle diese imperialen Konflikte konnten aber gelöst oder in ihrer Wirkung eingedämmt werden, nicht zuletzt wegen der Beachtung ungeschriebener Regeln des imperialistischen «Spiels», etwa des Prinzips, dass für gescheiterte Ambitionen einer der Imperialmächte an anderer Stelle «Kompensation» gewährt oder geduldet wurde. Manche der imperialen Spannungen nährten ein dauerhaftes Misstrauen zwischen europäischen Regierungen, doch keine einzige schlug unmittelbar kriegsverursachend auf die Verhältnisse in Europa zurück.21
Das europäische Staatensystem der Jahrzehnte vor dem Ersten Weltkrieg wurde nicht von außen her destabilisiert. Asien, Afrika und Amerika spielten eine immer größere Rolle im politischen Gesamtkalkül europäischer Regierungen, ohne dass dieses Kalkül dadurch in Richtung auf die angebliche Unvermeidlichkeit eines großen Krieges der Imperien getrieben worden wäre. Theodor Schieder hat sogar davon gesprochen, das europäische Staatensystem der fünf Großmächte sei in dem halben Jahrhundert vor 1914 insgesamt zur «Vormacht der Welt» geworden.22 Ist dies gerechtfertigt? In zweierlei Hinsicht zweifellos: Zum einen hatten Großbritannien, Russland und Frankreich zusammengenommen erhebliche Interessen außerhalb der geographischen Grenzen Europas. Anders gesagt: sie beherrschten oder beeinflussten große Territorien auf anderen Kontinenten. Dies galt ab 1884 in viel geringerem Maße auch für das Deutsche Reich. Zum anderen besaßen die fünf Staaten der europäischen Pentarchie zusammen das weltweit größte Potenzial an industrieller Wirtschaftskraft und militärisch verwendbarer Stärke und waren bereit, diese Möglichkeiten in Übersee intervenierend einzusetzen (die Ausnahme bildete hier Österreich-Ungarn).
Dies heißt aber nicht, nur Europa habe die hohe Kulturleistung «internationaler Beziehungen» hervorgebracht, der Rest der Welt sei in seiner eigenen blutigen Anarchie befangen geblieben.23 Das europäische Staatensystem war niemals eine «Vormacht» in dem Sinne, dass es als Gesamtkörperschaft oder auch nur in abgestimmter Kollektivität international gehandelt hätte. Das Staatensystem selbst war kein «Akteur» auf der internationalen Bühne. Das «Konzert der Mächte» fand im Saale statt. Die wichtigsten diplomatischen Kongresse der Epoche wurden nicht vom System an sich, sondern von einer «makelnden» Macht einberufen, die damit ihre eigenen Interessen verband. Die entscheidenden Abgleichungen von Übersee-Interessen geschahen ausnahmslos bilateral. Nur ein einziges Mal gab es eine kollektive Aktion außerhalb Europas: die Befreiung der in Peking von der Aufstandsbewegung der Yihetuan («Boxer») belagerten Gesandtschaften im Sommer 1900 durch eine Expeditionstruppe von acht Mächten. In dieser Truppe spielten Japan und die USA bereits führende Rollen, und Österreich-Ungarn unternahm die ehrgeizigste weltpolitische Aktion seiner gesamten Geschichte.24 Politisch gesehen war der europäische Imperialismus wenig mehr als die Summe einzelner Imperialismen. Die Mechanik dieses Systems funktionierte, wenn sie es denn tat, nur zwischen den fünf Großmächten qua europäischen Spielern, nicht zwischen ihnen als multikontinentalen Imperien. Das System als solches war kein Träger von «Weltpolitik».
2  |  Ordnungsräume

Die imperial expandierenden Europäer und Nordamerikaner stießen nicht in politisch unstrukturierte Räume vor. Jede simple Gegenüberstellung zwischen Europa und dem «Rest» ist fehl am Platze. Zunächst: Abhängigkeitsverhältnisse quasi-kolonialer Art gab es durchaus auch innerhalb Europas. Die traditionelle Diplomatiegeschichte erwähnt diejenigen, die sie die «mindermächtigen Staaten» Europas nennt, nur am Rande und interessiert sich wenig für ihre Handlungsspielräume in einer Welt von Großmächten. Portugal zum Beispiel war von Großbritannien in einem extremen Maße wirtschaftlich abhängig. Um 1870 gingen 80 Prozent von Portugals Exporten auf die britischen Inseln. Portugal versorgte britische Konsumenten mit Sherry und Kork. Zuweilen herrschten brutale Ausbeutungsverhältnisse, wie sie in Großbritannien selbst schon nicht mehr möglich waren, wenn etwa britische Firmen portugiesische Kinder dafür beschäftigten, in Stücklohnarbeit mit Rasiermessern Flaschenkorken zuzuschneiden.25 Solche Auslagerungen von Risiken und Niedriglohntätigkeiten sind stets ein wichtiges Merkmal von Asymmetrie im Weltsystem.
|  Amerika


Ein Ordnungsraum mit eigenen Ordnungsprinzipien war Amerika. In den 1820er Jahren hatten die Trennung der spanischen Kolonien vom Mutterland und die sich langsam entfaltenden Wirkungen der Monroe-Doktrin zusammengenommen die Neue Welt weiter von der Alten Welt entfernt, als dies seit Jahrhunderten der Fall gewesen war. Es hatte einen kurzen historischen Moment gegeben, um 1806/07, als Großbritannien in der Versuchung stand, das Erbe der spanischen Kolonisatoren in der La-Plata-Region und anderswo anzutreten. Tatsächlich hat Großbritannien aber nie wieder außerhalb seiner bestehenden Kolonialgebiete in Amerika zu intervenieren versucht. Im Kampf zwischen Spanien und dessen rebellischen Untertanen in Amerika blieb das Vereinigte Königreich neutral. Der britische Handel wuchs schon während der Unabhängigkeitskriege; bereits 1824 nahm Lateinamerika 15 Prozent aller britischen Exporte ab. London beeilte sich, die neuen Republiken schnell anzuerkennen, zumal schon zu diesem frühen Zeitpunkt US-Diplomaten den Einfluss des Nordens auszuweiten versuchten. Rasch wurde ein völkerrechtlicher Rahmen aufgebaut, der britischen Staatsbürgern in Lateinamerika den Schutz britischer Gesetze zukommen ließ und der die lateinamerikanischen Staaten zwar nicht zur bevorzugten Behandlung britischer Importe verpflichtete, ihnen aber abverlangte, von britischen Kaufleuten keinen höheren Zoll zu erheben als von Vertretern des meistbegünstigten Drittlandes. Unter einem solch relativ leichten Regime eines «informellen Imperialismus» konnte Großbritannien lange der wichtigste Außenhandelspartner zahlreicher lateinamerikanischer Staaten bleiben, bis gegen Ende des Jahrhunderts die USA zunehmend diese Rolle übernahmen.26
Schon in den 1830er Jahren verschwand Lateinamerika aus dem Gesichtskreis der internationalen Diplomatie, nachdem es zwanzig Jahre lang nach oder neben Europa der unruhigste Kontinent des Planeten gewesen war und gerade zu jener Zeit dank Alexander von Humboldt und anderer Reisender ein großes Interesse im Ausland gefunden hatte.27 Kein einziges Land des Subkontinents wurde in die innereuropäische Machtpolitik einbezogen. Auch eine ernsthafte US-britische Rivalität in Südamerika entstand während des ganzen Jahrhunderts nicht. Großbritannien konnte sein wirtschaftliches Gewicht nicht immer erfolgreich in politischen Einfluss ummünzen. So gelang es der britischen Diplomatie mit ihren üblichen Druckmethoden nicht, die Sklaverei in Brasilien, zu dem man sonst gute Beziehungen unterhielt, zu beenden. Untereinander bildeten die lateinamerikanischen Staaten kein ausgeprägtes Staatensystem. Eher herrschte Anarchie unter den zum Teil oft willkürlichen Spaltprodukten des spanischen Imperiums. Schon der «Befreier» Simón Bolívar war am Ende seines Lebens über den Partikularismus seiner Landsleute verzweifelt. Ein genuiner, nicht von den USA instrumentalisierter Pan-Amerikanismus war nie von Bedeutung. Viele Staatsgrenzen blieben umstritten. Für die Verteidigung des Subkontinents nach außen wurde wenig getan; kaum ein Land besaß eine einsatzfähige Kriegsmarine.28
Nicht charakteristisch, aber immerhin doch möglich war eine grausige Episode wie der «Krieg der Tripelallianz» von 1864–70 zwischen Paraguay auf der einen, Brasilien, Argentinien und Uruguay auf der anderen Seite, der verlustreichste Krieg zwischen Staaten in der gesamten Geschichte Südamerikas. Das kleine Paraguay hatte sich ab 1814 unter drei Diktatoren in Folge zu einem, wie David Landes schreibt, «aufgeklärten Sparta» entwickelt: egalitär, diszipliniert, hoch gerüstet und mit einer vergleichsweise wenig analphabetischen Bevölkerung.29 Eine brasilianische Verletzung der Grenze zu Uruguay war für den Diktator Francisco Solano López Anlass, sein gut ausgebildetes Heer gegen die zweitklassigen Truppen Brasiliens und Argentiniens in Marsch zu setzen. Die ersten Gefechte endeten für die Alliierten, zu denen auch Uruguay stieß, mit einer Katastrophe. Seit 1867 aber lief die Kriegsmaschinerie des großen Brasilien, das zwanzigmal mehr Einwohner als Paraguay hatte, auf Hochtouren. Bis zum Ende des Krieges, das Paraguay in zäher Defensive hinauszögerte, war mehr als die Hälfte der Bevölkerung des Landes umgekommen, die höchste militärische ebenso wie zivile Verlustrate unter allen Kriegen der Neuzeit.30 Der Krieg wurde zum zentralen Ereignis in der nationalen Geschichte Paraguays, zum wichtigsten Datum der kollektiven Erinnerung und zu einem Wendepunkt in der Geschichte des Subkontinents. Auch Argentinien erlitt schwere militärische und ökonomische Verluste und verlor seine bis dahin unangefochtene Vorrangstellung am La Plata. Brasiliens regionale Überlegenheit bestätigte sich.31 Der Pazifikkrieg oder «Salpeterkrieg» (1879–83), den Chile siegreich und unter Aneignung reicher Nitratvorkommen gegen Peru und Bolivien führte, hatte eine ähnliche Wirkung unter den Beteiligten. Für die chilenische Gesellschaft, die in beispiellosem Maße mobilisiert wurde, war er die am tiefsten einschneidende kollektive Erfahrung seit der Unabhängigkeit; in Peru, wo Guerillakrieger gegen die Invasoren gekämpft hatten, setzte er einen Prozess gewaltsamen Staatszerfalls in Gang.32 Insgesamt ist es aber erstaunlich, dass es in Lateinamerika trotz dauerhaft labiler Verhältnisse, die nicht nur innenpolitisch, sondern auch international mit der Formel «Zersplitterung und schwache Ordnungsmächte» charakterisiert werden können, relativ friedlich blieb.33
Die Staaten Südamerikas entwickelten kein gemeinsames Sicherheitssystem, diejenigen Mittelamerikas gerieten zunehmend unter den Einfluss der USA. Hier spielte eine Rivalität zwischen Großbritannien und den USA zumindest indirekt eine Rolle, da die Briten als Hauptgläubiger Mexikos einen gewissen politischen Einfluss ausüben konnten. Die US-Regierung fürchtete, London könne auf diese Weise die Hand auf die mexikanische Provinz Kalifornien legen. Viel dichter sind aber die Beweise dafür, dass die USA von langer Hand die Aneignung Kaliforniens geplant hatten. Präsident James K. Polk spielte das imperialistische Spiel lange, bevor es alle Europäer gelernt hatten. Er übte so viel militärischen Druck auf Mexiko aus, bis dieses endlich zurückschlug. Dann präsentierte er dem Kongress die Beweise für den mexikanischen Angriff und ließ ihn eine Kriegserklärung aussprechen.34 Im Spätsommer 1847 erreichte eine US-Expeditionsarmee Mexico City. Starke Kräfte in den USA, darunter der Präsident selbst, forderten eine Annexion ganz Mexikos. Ausnahmsweise mäßigten in diesem Falle men on the spot, die sonst zum Vorpreschen neigen, die maximalistischen Ziele ihrer Auftraggeber. Trotzdem war der Friedensvertrag von Guadeloupe Hidalgo (Februar 1848) ein Diktatfrieden. Eine geringfügige Entschädigung an Mexiko wurde um ein Vielfaches aufgewogen durch Mexikos erzwungenen Verzicht auf Gebiete, die den heutigen Staaten Arizona, Nevada, Kalifornien, Utah und Teilen von New Mexico, Colorado und Wyoming entsprechen.
Auf Kollisionskurs gerieten die USA und Großbritannien nicht wegen Mexiko und Kalifornien, sondern weiter südlich in Mittelamerika. Dort dominierte Großbritannien zunächst die schwach organisierte Staatenwelt. Mit dem schnell wachsenden US-Interesse am Asienhandel, der Annexion von Kalifornien und Oregon (ebenfalls 1848) und den Goldfunden in Kalifornien richtete sich die Aufmerksamkeit des Nordens auf das Transitgebiet Mittelamerika. Ein Interessenausgleich wurde 1850 ganz ohne Beteiligung der Zentralamerikaner durch ein Abkommen zwischen einem britischen Gesandten und dem amerikanischen Außenminister erzielt (Clayton-Bulwer-Vertrag). Er besagte, dass weder Großbritannien noch die USA neue Kolonien in der Region erwerben und dass keine Seite ohne die Zustimmung der anderen einen Kanal durch den Isthmus bauen dürfe. Damit hatte Großbritannien symbolisch die Gleichrangigkeit der USA in Zentralamerika anerkannt. Auf dieser Grundlage weiteten die USA ihren Einfluss während der folgenden Jahrzehnte kontinuierlich aus. Während der 1870er und 1880er Jahren landeten US-Streitkräfte mehrere Male in Panama, einer Provinz Kolumbiens, um «die Ordnung wiederherzustellen» und «US-Bürger zu schützen».35 Das US-britische Gleichgewicht in der Region verschwand mit der Zeit. 1902 beschloss der US-Kongress einseitig den Bau eines Kanals durch Panama. Als Kolumbien mit dem vorgesehenen Kaufpreis für eine Kanalzone nicht einverstanden war, arrangierten private Interessenten mit US-Unterstützung die «Unabhängigkeit» des neuen Staates Panama von Kolumbien. Unverzüglich wurde die Kanalzone an die USA verpachtet. Die Bauarbeiten begannen 1906 mit der Anwerbung von mehreren Hundert Arbeitern aus Spanien (denen weitere 12.000 Spanier, Italiener und Griechen folgen sollten). Im August 1914 wurde der Kanal für die Schifffahrt geöffnet.36
In Südamerika veränderte sich die politische Landkarte nach der Unabhängigkeit nur wenig. Es entstand ein Mosaik schwach ausgeprägter Staaten, die alle mehr oder weniger auf der Suche nach der eigenen Nation waren. Keiner dieser Staaten, auch nicht das durch seinen portugiesischen Hintergrund abweichende Brasilien, vermochte sich zur Hegemonialmacht auf dem Kontinent aufzuschwingen. Ebensowenig gelang dies Großbritannien oder – bis in die 1890er Jahre – den USA. Die Großmächte besaßen Klientelbeziehungen zu einzelnen der Staaten, aber keine ordnende Rolle in einem größeren Zusammenhang, wie dies eine Hegemonie auszeichnet. An die Träume der Befreiungszeit von einer großen hispanoamerikanischen Föderation nach dem Vorbild der USA wollte niemand mehr anknüpfen. Man imitierte die europäische Diplomatie, indem man z.B. Geheimverträge miteinander abschloss, aber fand zu keinen überstaatlichen Organisationsformen, noch nicht einmal zu einem lateinamerikanischen «Konzert». Verglichen mit den Höhepunkten des militärischen Streits unter Europäern gingen die lateinamerikanischen Staaten im 19. Jahrhundert miteinander relativ friedlich um. Das Fehlen richtiger Großmächte ist in dieser Hinsicht eher ein Segen als ein Nachteil für den Kontinent gewesen. Andererseits fehlten im Süden staatlich-militärische Kräfte, die einer gegen Ende des Jahrhunderts übermächtig werdenden Dominanz der USA hätten widerstehen können.
Präsident Monroes Botschaft «Amerika den Amerikanern!» wurde erst in ihrer Wirkungsgeschichte zu einer «Doktrin» und erreichte den Höhepunkt ihrer Geltung in den Jahrzehnten nach Frankreichs Scheitern in Mexiko 1867. In der Venezuela-Krise von 1895/96 setzten die USA erstmals auch südlich des mittelamerikanischen Isthmus ihren Führungsanspruch gegenüber Großbritannien unter Kriegsdrohungen durch. 1904 ergänzte Präsident Theodore Roosevelt die Monroe-Doktrin durch einen Zusatz (corollary), in dem sich die USA das Recht zur «zivilisierenden» Intervention in ganz Südamerika herausnahmen. Damit war Monroes ursprüngliche Position auf den Kopf gestellt. Er hatte lateinamerikanische Revolutionen geschützt, Roosevelt wollte gegen sie vorgehen. Monroe hatte den Süden militärfrei halten wollen, Roosevelt verließ sich auf die Übermacht nordamerikanischer Waffen. Das Roosevelt-Corollary bekannte sich nur zu einer gängigen Praxis: Zwischen 1898 und 1902 hatten US-Truppen zwanzigmal in Lateinamerika eingegriffen.37 So entstand in den 1890er Jahren kein eigenes, voll ausgebildetes amerikanisches Staatensystem, sondern eine überwiegend wenig «gütig» praktizierte Hegemonie der wirtschaftlich und militärisch überlegenen USA. Diese Hegemonie blieb allerdings oft virtuell. Die USA konnten durchaus nicht alle ihre Absichten durchsetzen. So unterhielten die verschiedenen Regime, die in Brasilien an der Macht waren, durchweg gute Beziehungen zu den USA, ohne diesen die gewünschten Wirtschaftsprivilegien einzuräumen. Aus einer panamerikanischen Freihandelszone wurde im 19. Jahrhundert nichts.38 Lateinamerika ist, auch das muss gesehen werden, anders als Asien und Afrika, unter anderem als Folge des US-Schirms von den Weltkriegen verschont geblieben. Auch die beiden Staaten Nordamerikas formten im 19. Jahrhundert kein «System» nach europäischem Muster. Von größter Wichtigkeit wurde schon 1817 die Übereinkunft, die Großen Seen zu entmilitarisieren – eine frühe Maßnahme bilateraler Abrüstung. Nach der definitiven Regelung aller Grenzfragen 1842 normalisierte sich das Verhältnis zwischen den USA und Britisch-Kanada zu einer ebenso friedlichen wie kühlen Nachbarschaft – ein ruhender Pol in der turbulenten internationalen Geschichte des 19. Jahrhunderts.
|  Asien


In anderen Teilen der Welt trafen die Europäer auf ältere staatliche Konfigurationen, die sie nicht sogleich umkrempeln konnten und wollten. Im Südasien des 18. Jahrhunderts spielten Franzosen und Briten (und schließlich nur noch letztere) im Machtspiel unter den Nachfolgestaaten des Mogulreiches erfolgreich mit. Die britische Eroberung Indiens ist nur zu erklären durch eine Machtergreifung aus dem Inneren der indischen Staatenwelt heraus, unterstützt durch militärische und ziviladministrative Organisationsformen, die die Briten mitbrachten oder vor Ort experimentell entwickelten. Unter der voll ausgebildeten britischen Herrschaft, d.h. seit der Annexion des Panjab 1849, gab es nur noch einen Scheinpluralismus der indischen Staaten. Die etwa 500 verbliebenen Fürstenstaaten, in denen die East India Company und ihre Nachfolgerin nach 1858, die britische Krone, keine direkte Herrschaft ausübte, waren nicht in der Lage, eine unabhängige Außen- und Militärpolitik zu betreiben. Ein Maharaja, der etwa mit den Russen angebandelt hätte, wäre sofort aus seiner Stellung entfernt worden. Thronnachfolgen bedurften der Genehmigung durch die kolonialen Behörden.39 Auch achteten die Briten sorgsam darauf, dass die Verbindungen zwischen den einzelnen Fürstenstaaten so schwach wie möglich sein würden. Die gesamtindischen Fürstentage, die man ab 1877 in großen Abständen mit einem riesigen zeremoniellen Pomp beging, waren feudale Huldigungsrituale gegenüber der abwesenden Monarchin und ihren vizeköniglichen Stellvertretern und von jedem politischen Inhalt entleert.
In Malaya operierten die Briten lange innerhalb der pluralen Staatenwelt der einheimischen Fürstentümer, die niemals durch eine imperiale Obermacht, wie es in Indien das Mogulreich gewesen war, überwölbt worden waren. 1896 wurden die vier Staaten an der Ostküste der Halbinsel zu den Federated Malay States (FMS) mit der Hauptstadt Kuala Lumpur zusammengefasst; daneben gab es noch die Unfederated Malay States und die Straits Settlements. Vor dem Angriff der Japaner 1941 wurde niemals eine einheitliche Verwaltungsstruktur für British Malaya geschaffen. Annexion war ein Mittel, von dem die Briten, anders als in Afrika, nur sparsam Gebrauch machten, und die Diplomatie von «Residenten» an den malaiischen Sultanshöfen blieb eine noch lange gepflegte Kunst. Dies lag auch daran, dass in Südostasien die Vertreter der britischen Krone das Geschehen weithin in der Hand behielten und Subimperialismen wie derjenige der frühen EIC in Indien oder der von Cecil Rhodes in Südafrika keine große Rolle spielten. Obwohl die Unabhängigkeit der Einzelstaaten weithin nur noch auf dem Papier stand, wurde in diesem Fall immerhin ein vorkolonialer Pluralismus der Herrschaftsbereiche nicht völlig weggefegt. Nach der Unabhängigkeit wurde er allerdings dann nicht wiederbelebt. Vom Flickenteppich der Kolonialzeit blieben seit den 1960er Jahren nur zwei souveräne Staaten: Malaysia und Singapur. Französisch-Indochina hingegen zerfiel im Prozess der Emanzipation wieder in die drei historisch gewachsenen Einheiten Vietnam, Laos und Kambodscha. Nimmt man noch Burma und Siam hinzu, die beide nach einer tiefen inneren Krise in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts zu Großmächten (wieder-) aufgestiegen waren,40 ergibt sich der erstaunliche Befund, dass die Epoche des Kolonialismus die vorkoloniale Staatenwelt des kontinentalen Südostasien nicht grundstürzend verändert hat. Die hinterindische Pentarchie, die ziemlich genau gleichzeitig mit der europäischen entstanden war, besteht noch heute.
In China und Japan trafen Europäer und Nordamerikaner auf hochkomplexe politische Systeme, die sie nicht kolonial unterwerfen konnten. Die geopolitischen Kontexte waren aber ganz verschieden. Japan war niemals fest eingebundener Bestandteil irgendeiner Art von «internationaler» Ordnung. Es war nie Teil eines größeren Imperiums und ebensowenig eines Systems etwa gleich starker Einzelstaaten, wie es im neuzeitlichen Europa, aber auch in Indien und Malaya während des 18. Jahrhunderts bestand. Es hatte aber auch nach der «Schließung» des Landes in den 1630er Jahren intensive kommerzielle, künstlerische und gelehrte Beziehungen zu China unterhalten, war also kulturell gesehen ein wichtiges Mitglied der Chinesischen Weltordnung gewesen.41 Dennoch musste die «Öffnung» Japans zu einem ungewöhnlich dramatischen clash of civilizations werden. Vor der Ankunft Commodore Perrys wussten die Japaner einiges über internationale Politik in Europa, aber eben nur theoretisch. Sie hatten kaum Erfahrung im diplomatischen Verkehr mit anderen Ländern. Die Öffnung erfolgte mit vergleichsweise sanften Methoden. Japan wurde nicht militärisch unterworfen und keinem Besatzungsregime unterstellt (diese Erfahrung sollte es erst 1945 machen). Die USA und, ihnen unverzüglich folgend und bald vorausgehend, Großbritannien setzten nur den Zugang zum Inselreich für ihre Staatsangehörigen durch und erwirkten die in den 1850er Jahren bereits aus anderen Teilen der Welt bekannten Freihandelsprivilegien. Dies geschah mit dem Harris-Vertrag von 1858.42 Dafür, dass sie niemals mit auch nur annähernd ähnlichen Problemen konfrontiert gewesen waren, schlugen sich die japanischen Unterhändler erstaunlich gut. Sie hatten den zusätzlichen Nachteil einer bereits aus inneren Gründen stark geschwächten Regierung des Shōgun. Japan wurde also nicht aus einer bestehenden Integration in einen Staatenzusammenhang herausgelöst, sondern gewissermaßen voraussetzungslos und zu vergleichsweise günstigen Konditionen in die moderne Staatenwelt eingefügt. Dieser Prozess war in der Realität bereits in den 1870er Jahren abgeschlossen und wurde juristisch 1895 dadurch beglaubigt, dass die Großmächte einem Ende der zwischen 1858 und 1871 ausgehandelten «ungleichen Verträge» zustimmten – ein Ziel, das China für seine eigenen Verträge erst 1942 erreichen sollte.43 Damit hatte die Meiji-Regierung ein Hauptziel ihrer Außenpolitik verwirklicht: Japan zu einem vollberechtigten Völkerrechtssubjekt zu machen.
Viel schwieriger als in Japan war die Lage in China.44 Das chinesische Kaiserreich hatte viele Jahrhunderte lang seine eigene Weltordnung aufgebaut und politisch funktionsfähig gehalten. Diese Weltordnung, zu der Japan institutionell niemals gehört hatte, war eine voll entwickelte monozentrische Alternative zum polyzentrischen Staatensystem des neuzeitlichen Europa. In mancher Hinsicht war sie «moderner» als dieses, etwa indem sie einen abstrakteren Begriff von territorialer Zugehörigkeit besaß: Dynastischer Besitz oder «Kronland» (wie in Europa noch im 19. Jahrhundert: Luxemburg als Kronland der niederländischen Oranier, usw.) war unbekannt und ebenso die «feudale» Figur sich überlappender Herrschaftsrechte. Noch im 17. Jahrhundert hatte es in Ost- und Zentralasien (beide müssen als geopolitische Einheit gesehen werden) starke Elemente von Polyzentralität gegeben. Legt man einen zeitlichen Querschnitt etwa um 1620, so sieht man neben dem Ming-Reich eine Reihe starker Nachbarn, die ihm nicht untertan waren: die Mandschu im Norden, die Mongolen im Nordwesten, die Tibeter im Süden. Nach der Vollendung des sino-mandschurischen Großreichs um 1760 hatten es die Herrscher in Peking mit dem schnell erstarkenden Zarenreich als unabhängigem Nachbarn zu tun, waren aber sonst nur von schwächeren Tributstaaten umgeben, die in unterschiedlichen Verhältnissen symbolischer Vasallität zu ihnen standen. Diese Weltordnung war ein System im weiteren Sinne, sofern sie aus erkennbaren einzelnen Elementen und explizit regelhaften Beziehungen zwischen ihnen bestand. Sie war aber kein Analogon zum europäischen Staatensystem, da die gesamte Konfiguration radial auf den chinesischen Kaiserhof hin orientiert war und der Gedanke der Souveränität und Gleichberechtigung der einzelnen Elemente keinerlei Rolle spielte. Ein Denken in Hierarchien war der chinesischen Staatsräson zutiefst eingeschrieben, auch wenn sie aus historischer Erfahrung über ein breiteres Handlungsrepertoire verfügte als nur das Management von Vasallität. Für die Chinesen musste daher die Anpassung an die neue internationale Staatenordnung des 19. Jahrhunderts viel schwieriger werden als für Japaner, Inder oder Malaien.
Die Zeit zwischen 1842 und 1895 war eine markante Periode, die man früher im Westen beschönigend als «Chinas Eintritt in die Familie der Nationen» zu bezeichnen pflegte. Anders als gegen Japan wurden gegen China mehrere Kriege geführt: 1839–42, 1858–60 und 1884–85. Dass die Japaner über den ersten dieser Kriege, den Opiumkrieg von 1839–42, genau Bescheid wussten, kam ihrer Verhandlungstaktik zugute und machte ihnen die Risiken eines zu weitgehenden Widerstandes deutlich. Mit dem chinesisch-japanischen Vertrag von 1871, der ersten in den Formen des Völkerrechts gehaltenen Vereinbarung zwischen den beiden Nachbarn, war die Öffnung Chinas institutionell abgeschlossen. Das Land war durch «ungleiche» Freihandelsverträge für den internationalen Warenverkehr geöffnet worden. Ausländer wurden dem Zugriff der chinesischen Justiz entzogen und erhielten das Recht, sich in einigen Hafenstädten anzusiedeln. Stück um Stück wurde der alte Vasallengürtel des Qing-Reiches gewissermaßen «wegkolonisiert», ein Prozess, der mit der Annexion Koreas durch Japan 1910 und der Selbständigkeit der Mongolei 1912 zu einem vorläufigen Abschluss kam. Die Inkorporation Chinas in die Weltstaatenordnung verlief ungleich langwieriger und hindernisreicher als diejenige Japans. Anders als im japanischen Fall handelte es sich um einen wahren Zusammenstoß von Imperien.
Die Situation wurde dadurch verschärft, dass China in der Sicht von Europäern und Amerikanern auf einer viel «niedrigeren Zivilisationsstufe» stand als Japan und entsprechend herablassend behandelt wurde. Anders als Japan oder Indien wurde China auch zur Arena eines internationalen Wettrennens um koloniale Stützpunkte und wirtschaftliche Zugeständnisse. Immerhin hat China aber niemals – mit der Ausnahme kurzer Momente, etwa nach der Niederlage der Boxerbewegung 1900/01 oder während des Umbruchs vom Kaisertum zur Monarchie im Herbst und Winter 1911/12 – aufgehört, als souveräner Staat zu agieren. Es hat auch in den meisten Fällen an der Gestaltung seiner Außenbeziehungen, selbst aus Positionen der Schwäche, aktiv mitgewirkt. So war das System der «ungleichen Verträge» keineswegs nur ein westliches Diktat. Von chinesischer Seite aus gesehen stand es in der Tradition des Umgangs mit «Barbaren», die man sich am besten dann kontrolliert vom Leibe hielt, wenn man ihnen klar definierte Wohnbezirke zuwies und mit ihnen allein über die Oberhäupter ihrer Gemeinschaften verkehrte. Genau diese Rolle erfüllten die Vertragshäfen und die ausländischen Konsuln. Anfang der 1890er Jahre hatte sich China auf eine einigermaßen stabile Weise in einer untergeordneten, aber nicht extrem niedrigen Position in die internationale Hierarchie eingeordnet.
Der Chinesisch-japanische Krieg von 1894/95 offenbarte dann ganz überraschend eine extreme militärische Schwäche des Reichs der Mitte, die bis dahin niemand, nicht einmal die Japaner, im tatsächlichen Ausmaß bemerkt hatten.45 Mit diesem Krieg, in dem China seinen Einfluss in dem traditionell wichtigsten Tributstaat, Korea, fast ganz verlor, verschwanden die Reste der alten «sinozentrischen» Weltordnung in Ostasien. So jedenfalls schien es, bis japanische Historiker unter der Oberfläche der Kriege und Verträge tiefer liegende Kontinuitäten aufspürten. Danach ging die alte sino-zentrische Ordnung in Ostasien viel unmerklicher, als man bis dahin angenommen hatte, in eine vom Westen und von Japan in antagonistischer Kooperation dominierte neue Konstellation über. Vor allem im innerasiatischen Handel, der für China viel wichtiger blieb als der Handel mit Europa und den USA, bildeten sich Mischformen zwischen «Tribut» und «Handel» heraus. Wenn man die Treaty Ports einmal aus asiatischer Perspektive betrachtet, dann erscheinen sie weniger als Brückenköpfe westlich-kapitalistischer «Penetration» einer passiven und darniederliegenden chinesischen Wirtschaft denn als Relais-Punkte zwischen unterschiedlichen, aber nicht unvereinbaren ökonomischen Systemen.46 Auch die in vielen Jahrhunderten eingeschliffenen Denkweisen der Chinese world order verschwanden nicht von heute auf morgen unter dem angeblichen «Ansturm des Westens». Korea etwa behandelte alle frühen ausländischen Vorstöße im Rahmen der traditionellen sino-koreanischen Beziehungen, und starke Kräfte im Lande waren bis zum letztmöglichen Moment besorgt, den Qing-Hof nicht zu reizen. Sie konnten sich bis zum Vorabend der japanischen Protektoratserklärung von 1905 nur schwer eine Alternative zu chinesischer Oberhoheit vorstellen, obwohl schon 1895 die Tributpraktiken beendet worden waren und eine modernistische Gegenströmung seither China als «barbarisches» Land am Rande der «zivilisierten Welt» gesehen hatte.47 Der Russisch-japanische Krieg, der zu «einer gänzlich veränderten Formation der Staatenwelt» führte und tiefe Auswirkungen mitten nach Europa hinein hatte,48 setzte dann den Schlusspunkt unter die Chinesische Weltordnung. Auf sie folgte vier Jahrzehnte lang der japanische Versuch, einen eigenen Ordnungsraum in Ostasien aufzubauen, der als «Großostasiatische Wohlstandssphäre» im Zweiten Weltkrieg sogar einen Namen fand. In der Kontinuität dieser Entwicklung war der Erste Weltkrieg nicht von erstrangiger Bedeutung. Die internationale Geschichte Ostasiens wird durch die Jahre 1905 und 1945 strukturiert.
3  |  Kriege: Friedliches Europa, friedloses Asien und Afrika

Zeitgenössische Beobachter und die Politikwissenschaftler der jüngeren Vergangenheit haben komplizierte Erwägungen darüber angestellt, was eine «Großmacht» ausmache. Die meisten dieser Überlegungen führen zu einem einfachen Kern: Eine Großmacht ist ein Staat, der von anderen Großmächten als im Prinzip ebenbürtig oder «satisfaktionsfähig» anerkannt wird. Dies geschieht, wenn er seine Interessen notfalls mit militärischen Mitteln zu wahren versteht oder wenn seine Nachbarn ihm zutrauen, dies zu tun. Auch wenn etwa wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und territorialer Umfang wichtige Kriterien für den Status als Großmacht sind, so haben gerade im 19. Jahrhundert mehrfach Kriege die Einstufung in die internationale Hierarchie geklärt. Großmachtstatus und militärischer Erfolg waren viel enger miteinander korreliert als in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Dass ein wirtschaftlicher Gigant wie heute Japan militärisch fast kein Gewicht einsetzen kann, wäre um 1900 undenkbar gewesen. Die USA mochten nach dem Ende des Bürgerkrieges wirtschaftlich noch so schnell gewachsen sein und noch so viel außenpolitisches Prestige angesammelt haben, erst der Sieg über Spanien 1898 beglaubigte ihren Großmachtanspruch. Japan verschaffte sich 1895 mit seinem Triumph über China Respekt als regionaler Machtfaktor in Ostasien, aber erst durch seinen Sieg über das Zarenreich 1905 Eintritt in den Kreis der großen Mächte. «Deutschland», bis dahin vornehmlich eine kulturelle Kategorie, machte 1871 schlagartig als Großmacht auf sich aufmerksam. Umgekehrt entlarvten militärische Rückschläge und Katastrophen mehrfach einen leeren Schein. China, das Osmanische Reich und Spanien verloren durch militärische Niederlagen ihren Anspruch, als «Mächte» ernstgenommen zu werden. Österreichs Prestige erholte sich im Grunde nie wieder vom Debakel Königgrätz 1866, Russland wurde durch seine Niederlagen von 1856 und 1905 in schwere innere Krisen getrieben, Frankreichs internationale Stellung und sein Selbstgefühl waren 1870/71 so stark beschädigt worden, dass die traumatischen Ereignisse von Sedan für Jahrzehnte einen Schatten auf die französische Außenpolitik warfen und einen Revanchekomplex nährten. Und selbst Großbritannien, das zwischen 1899 und 1902 größte Mühe gehabt hatte, sich gegenüber den personell und materiell vielfach unterlegenen Buren zu behaupten, fiel auf dem Höhepunkt imperialistischer Mächtekonkurrenz in tiefe kritische Selbstbesinnung. Überblickt man den Zeitraum zwischen 1815 und 1914 insgesamt, dann gab es nur drei ungebremste machtpolitischmilitärische Aufsteiger: Preußen/Deutschland, die USA und Japan.
Hinter dieser Verschiebung im ranking der führenden Militärstaaten der Welt stehen allgemeinere Tendenzen der Gewaltgeschichte. Sie lassen sich am besten in einem Zeitrahmen überblicken, der von der Französischen Revolution bis zum Ersten Weltkrieg reicht.
|  Organisation und Waffentechnik


|  Erstens. Die allgemeinste und übergreifende Tendenz des Zeitalters war die systematische Anwendung von Wissen auf Probleme militärischer Effektivität. Dieses Wissen bestand aus Organisationswissen auf der einen, technischem Wissen auf der anderen Seite. Dass Krieg sich nicht in expressiven Kampfritualen erschöpft, sondern den planvollen Umgang mit begrenzten Ressourcen erfordert, war den Organisatoren von Armeen und den Feldherrn in den Schlachten nicht nur Europas schon früh bewusst. Der chinesische Klassiker Sun Zi (5. Jahrhundert v. Chr.) formulierte strategische Regeln, die noch im 20. Jahrhundert beherzigt wurden. Neu im 19. Jahrhundert war die Verdichtung, Flexibilisierung und zugleich Systematisierung von Kommandostrukturen. Hier lag das wichtigste Erfolgsgeheimnis des Wiederaufstiegs Preußens unter den Mächten, dessen Grundlage die umfassende Heeresreform der Jahre 1807 bis 1813 war, eine umgehende Reaktion auf den Zusammenbruch von 1806. Preußen war der erste Staat, der das alte Führer-Gefolgschaftsverhältnis zwischen dem Feldherrn und seinen Truppen auf eine höhere Stufe der Rationalität hob. Unterhalb eines königlichen «Obersten Kriegsherrn» konzentrierten sich militärisches Wissen und militärischer Wille in einem Kriegsministerium, später auch einem Generalstab, der für strategische Planungen zuständig war und zugleich als eine auch in Friedenszeiten tätige Instanz die Kontinuität militärischer Bereitschaft garantierte. Der Generalstab, eine der wichtigsten militärischen Neuerungen des 19. Jahrhunderts, führte entscheidend über den romantischen Heroismus der Napoleonzeit hinaus, wie er nur noch in Kolonialkriegen ausgelebt werden konnte. Preußische Offiziere waren nicht mehr vorrangig Kämpfer und Führernaturen. Sie waren auf dem Stande der Zeit umfassend ausgebildete Profis, die das Kriegs-«Handwerk» als wissenschaftlich abgesicherte Kunst betrieben. Die preußische Heeresorganisation, besonders seit den 1860er Jahren, gab dem Berufsoffizier ein ganz neues professionelles Profil. Dazu gehörte auch, dass man die Kommandierenden verschiedener Ebenen sorgfältig darauf vorbereitete, auf dem Schlachtfeld rationale Entscheidungsfähigkeit zu beweisen. Die Armee sollte ein dichter Kommunikationszusammenhang sein, untergeordnete Offiziere sollten im Wissen um den Gesamtplan und notfalls in seinem Geiste flexibel reagieren können. Schon bevor Preußen über große industrielle Machtmittel verfügte, hatte es durch die Rationalisierung seiner Heeresorganisation sein militärisches Potenzial außerordentlich verstärkt. Eine aristokratische Stellung an sich setzte sich nicht sogleich in einen militärischen Rang um. Die Professionalisierung ließ allenfalls die Prinzen des Herrscherhauses, doch auch sie nicht immer, den Anforderungen einer generellen Kompetenzsteigerung entgehen. So wurde die preußische Heeresorganisation, vor allem nach den Siegen von 1864, 1866 und 1870/71 weltweit zum Vorbild eines modernen Militärs.49 Besonders gelehrige Schüler wurden die Japaner, während Großbritannien und die USA das preußische Modell erst um die Jahrhundertwende ihren Bedürfnissen anpassten.
|  Zweitens. Technisches Wissen hat sich in allen Kulturen besonders stark in Kriegsgerät manifestiert, und software und hardware müssen in der Militärgeschichte immer zusammen gesehen werden. Noch die Armeen Napoleons und Suvorovs kämpften –vor den großen militärischen Neuerungen des 19. Jahrhunderts – im Wesentlichen mit einer frühneuzeitlichen Waffentechnik, wie überhaupt das Heerwesen der Napoleonzeit manche Kontinuitätslinien zum 18. Jahrhundert aufweist.50 Auch militärgeschichtlich hat man es mit einer wahren «Sattel»-Zeit zu tun. Die Überlegenheit dieser Armeen, vor allem der französischen, lag weniger in einem technologischen Vorsprung vor ihren Gegnern als in höherer Geschwindigkeit, der Flexibilität kleinerer Einheiten und einer neuartigen Integration der Artillerie in das Geschehen auf dem Schlachtfeld. Dass das Bajonett, also das Gewehr als Spieß, weiterhin eine außerordentliche Rolle spielte, bewies die geringe Wirkweite und die Witterungsempfindlichkeit der üblichen Infanteriefeuerwaffen. Die großen Neuerungen der Waffentechnologie machten sich erst ab der Mitte des 19. Jahrhunderts bemerkbar. Das Gewehr, das der französische Offizier Claude-Etienne Minié 1848 erfand, wurde in den 1850er Jahren von allen europäischen Armeen übernommen und ersetzte die ältere Muskete als Standardausrüstung des Infanteristen.51 Im weiteren Verlauf des Jahrhunderts wurden die Treffsicherheit und die Schießgeschwindigkeit von Infanteriewaffen verbessert. Sie wurden leichter handhabbar und verursachten weniger Pulverdampf. Auf dem Gebiet der Artillerie vergrößerte sich das Spektrum der Kaliber. Die Schusskraft nahm ebenso zu wie die Beweglichkeit und die Rückschlagsicherheit. Die Kriegsmarinen der Mächte profitierten von der Weiterentwicklung der Schiffsartillerie, die es ermöglicht, an Bord Kaliberstärken aufzustellen, wie sie zu Lande kaum zu bewältigen waren. Mit dem Fortschritt der Eisen- und Stahltechnologie wurden Kriegsschiffe größer, aber zugleich auch leichter und besser manövrierfähig. Im Laufe des 19. Jahrhunderts entwickelte sich «aus der einstigen halbstaatlichen Magazinwirtschaft ein industrieller Rüstungskomplex».52 Dies geschah in mehreren Nationalstaaten, die nun in ihrer militärischen Schlagkraft und Kampfbereitschaft miteinander wetteiferten. Seit der Mitte des Jahrhunderts gewannen quantitative Unterschiede der Bewaffnung einen bestimmenden Einfluss auf das Kriegsgeschehen. Rüstungswettläufe wurden nun ein permanentes Merkmal der internationalen Beziehungen.53
|  Drittens. Dass avancierte Rüstungsgüter nur auf dem fortgeschrittensten industriellen Stand, also nur von wenigen Ländern, produziert werden konnten, verhinderte nicht die weltweite Verbreitung vor allem neu entwickelten Infanteriegeräts. In einigen Fällen setzte sich industrielles Potenzial unmittelbar in militärische Überlegenheit um, etwa während des Amerikanischen Bürgerkrieges, als die Südstaaten dem Norden oft taktisch überlegen waren, aber industriell nicht mit ihm mithalten konnten. Sofern aber sonst Regierungen in aller Welt die Mittel zur Anschaffung fortgeschrittener Bewaffnung aufbrachten, stand der internationale Waffenhandel bereit, um den Bedarf zu decken. Firmen wie Krupp in Deutschland oder Armstrong in England machten weltweit Geschäfte. Bereits in der frühen Neuzeit war die Diffusion europäischer Rüstungstechnologie keine Seltenheit gewesen. Portugiesische, deutsche oder andere Waffenschmiede und Kanoniere hatten Inder, Chinesen, Japaner und manche anderen Abnehmer mit Musketen und Kanonen europäischen Stils versorgt. Das Osmanische Reich hatte sich systematisch um europäische Waffen und die zugehörige Technologie bemüht.54
Solche globale Verbreitung setzte sich im 19. Jahrhundert fort. Eine militärtechnologische Kluft zwischen dem Westen und dem «Rest» öffnete sich nur langsam. Die Chinesen, seit der Niederlage im Opiumkrieg 1842 in europäischer Sicht mit dem Stigma einer Operettenarmee behaftet, erwiesen sich als fähig, Hafenfestungen zu bauen, die den Briten und Franzosen 1858 größte Mühe bereiteten. Das französische Lebel-Gewehr von 1885 (dem noch im gleichen Jahr das deutsche Mausergewehr folgte) war das erste funktionierende Magazingewehr, das schnell nachgeladen werden konnte. Der äthiopische Kaiser Menelik II., den der italienische König Umberto leichtsinnig als einen «afrikanischen Affen» bezeichnet hatte, kaufte in den frühen neunziger Jahren 100.000 Lebel-Gewehre und zwei Millionen Munitionsrunden. Mit Hilfe seines langjährigen engen Beraters, des schweizerischen Ingenieurs Alfred Ilg, baute er zusätzlich eine eigene Waffenproduktion auf. Als Italien seinen Traum eines ostafrikanischen Kolonialreichs in die Tat umsetzen wollte, fügte Menelik den Invasoren am 1. März 1896 in der Schlacht von Adua (oder Adwa) die schlimmste Niederlage zu, die jemals eine europäische Macht in einem kolonialen Eroberungskrieg erlitt. Meneliks Artillerie tötete an einem einzigen Tag mehr italienische Soldaten, als in den gesamten italienischen Einigungskriegen der Jahre 1859 bis 1861 umgekommen waren.55
Die geübten burischen Schützen waren 1900 mit Mausern und Maschinengewehren so gut ausgestattet, dass sie den Briten unerwartet hohe Verluste zufügten. Im Russisch-türkischen Krieg von 1877/78 waren die Osmanen den Russen technisch keineswegs unterlegen; ganz hervorragend waren sie bei der Anlage von Schützengräben.56 Im Russisch-japanischen Krieg, der 1904/05 in der Mandschurei ausgetragen wurde, setzte der japanische David dem russischen Goliath modernstes Kriegsgerät und eine nach europäischen Vorbildern organisierte und trainierte Armee entgegen. Damals war Japan in vieler Hinsicht ein «westlicheres» und «zivilisierteres» Land als Russland und wurde auch in der internationalen Öffentlichkeit so beurteilt; es ist also zu einfach, im Russisch-japanischen Krieg einen Zusammenstoß zwischen «Europa» und «Asien» zu sehen.57 Bereits 1894/95 hatte es sich für China, den Favoriten der Weltöffentlichkeit, bitter gerächt, dass es im Vergleich zu Japan seine moderne Rüstung vernachlässigt hatte. Die beiden großen chinesischen Schlachtschiffe besaßen keine Geschosse für ihre Krupp-Kanonen und kein Pulver für ihre Armstrong-Geschütze. China hatte sich nicht im mindesten um ein militärisches Sanitätswesen gekümmert; bei den Japanern war es vorbildlich. Die Kompetenz der chinesischen Offiziere war generell sehr niedrig, es gab keine einheitliche Kommandostruktur, und die miserable Behandlung der Soldaten ließ so etwas wie Kampfmoral überhaupt nicht aufkommen.58 Führende chinesische Staatsmänner hatten schon in den sechziger Jahren die Notwendigkeit militärischer Modernisierung erkannt und sogar mit dem Aufbau einer eigenen Rüstungsproduktion begonnen. Doch kam es nicht nur darauf an, sich neue Waffen zu besorgen. Es war auch wichtig, mit ihnen umgehen zu können.
|  Kolonialkriege, Guerilla


|  Viertens. Selbst auf dem Höhepunkt europäischer Eroberungen in der Welt bedeutete Imperialismus nicht, dass die Europäer gegen wehrlose «Wilde» vorgingen, die sich nicht zu verteidigen wussten. Europäer verschafften sich vielmehr, wie auch schon in der frühen Neuzeit, lokale militärische Vorteile, die sie dann auszunutzen verstanden. In der Gesamtbilanz besteht aber kein Zweifel daran, dass sie militärisch außer gegen Japan und Äthiopien auf längere Sicht überall obsiegten. Das 19. Jahrhundert war insgesamt eine Epoche der für Nichteuropäer katastrophalen Kolonialkriege, eines weltweit anzutreffenden Kriegstyps, wie er auch gegen die Indianer Nordamerikas praktiziert wurde. Katastrophal waren diese Kriege auch für viele europäische Soldaten, die unter ungünstigen Klimabedingungen litten und ihnen in großer Zahl zum Opfer fielen. Wer im 19. Jahrhundert nicht gerade nach Kanada, Australien oder an das Kap der Guten Hoffnung geschickt wurde, musste mit tropischen Krankheiten, miserabler Verpflegung, einem elenden Barackenleben, überlangen Aufenthalten und einer ungewissen Chance auf Heimkehr rechnen.
Der Kriegstypus «Kolonialkrieg» ist nicht einfach zu umgrenzen.59 Das liegt auch daran, dass schon in der Kriegsliteratur der Zeit die Abgrenzung zu anderen Gewaltformen, etwa der Polizeiaktion, undeutlich blieb. Mit dem Ausbau kolonialer Polizeiapparate nach dem Ersten Weltkrieg verwischten sich solche Grenzen noch mehr. Kolonialkriege, so scheint es auf den ersten Blick, dienten dem Zweck, sich «fremde» Gebiete untertan zu machen. Aber galt dies nicht auch für Napoleons Kriege oder für den Deutsch-französischen Krieg, der in der deutschen Kontrolle über Elsass-Lothringen mündete? Im Ergebnis führten manche Kolonialkriege dazu, dass neue Gebiete an die Weltwirtschaft angeschlossen wurden, doch war dies selten das vorherrschende Motiv der Eroberung. Militärische Gewalt erschließt nicht ohne weiteres Absatzmärkte; man gewinnt keine Kunden, indem man sie umbringt. Vor 1914 wurden auch wenige Kriege um industriell nutzbare Rohstoffe geführt, und wenn dies geschah, dann fanden sie zumeist zwischen souveränen Nationalstaaten statt, so etwa der bereits erwähnte «Salpeterkrieg» (1879–83) zwischen Chile auf der einen, Peru und Bolivien auf der anderen Seite. Große Gebiete, um die und in denen es zu Kolonialkriegen kam, waren zudem wirtschaftlich uninteressant, etwa Afghanistan oder der Sudan. Es muss daher ein anderes Kriterium hinzukommen: Kolonialkriege waren «außersystemische» Kriege jenseits des europäischen Staatensystems. Daher wurden sie ohne Rücksicht auf die balance of power und ebenso ohne (oder mit geringer) Beachtung jener spärlichen Regeln des humanitären Völkerrechts geführt, die es damals schon gab. In Kolonialkriegen wurden also «keine Gefangenen gemacht», und die Gefangenen, die es dennoch gab, hatten nichts Gutes zu erwarten. Dies war bereits bei den guerres sauvages der frühen Neuzeit (und ebenso noch früherer Epochen) der Fall gewesen, etwa den Indianerkämpfen in Nordamerika im 18. Jahrhundert, bei denen Unterschiede zwischen Kombattanten und Nichtkombattanten belanglos waren. Je mehr im 19. Jahrhundert ein Repertoire rassischer Kategorisierung bereitstand, desto leichter und öfter ließen sich Kolonialkriege als Kriege gegen lower races ideologisieren, praktisch gesagt: als Kriege, die die Europäer stets zu gewinnen erwarteten, die sie aber auch durchaus mit den grausameren Methoden der sonst so schnell verachteten «Wilden» zu führen bereit waren.60
Umso traumatischer war die gelegentliche Enttäuschung europäischer Siegeserwartungen: 1879, als bei Isandlwana in Zululand mehr britische Offiziere umkamen als in der Schlacht von Waterloo, 1876, als General Custer am Little Big Horn von den Sioux geschlagen wurde, oder 1896, als die Italiener bei Adua Maschinengewehre in den Händen ihrer äthiopischen Gegner fanden und die Hälfte ihrer Truppen verloren. Die rassistische Ideologisierung war dann wenig brauchbar, wenn auf der Gegenseite Weiße standen, der Kolonialkrieg also nicht der Eroberung, sondern der Verhinderung oder Rücknahme einer Sezession diente. Dies war nicht nur im Burenkrieg der Fall, sondern unmittelbar davor auch auf Kuba. Dort war unter den Kreolen, also den in Kuba geborenen Bewohnern spanischer Abstammung, eine revolutionäre Home-rule-Bewegung aufgekommen, die so etwas wie einen Dominion-Status innerhalb des spanischen Imperiums anstrebte. Da dies, anders als im British Empire, konstitutionell nicht vorgesehen war und Madrid hart blieb, wurde daraus 1895 ein großer Krieg, auf dessen Höhepunkt 1897 Spanien 200.000 Mann gegen eine viel kleinere Zahl von Insurgenten einsetzte, übrigens auch eine für den spanische Fiskus ruinöse Politik.
Die Kriege in Südafrika und Kuba zeigen manche Parallelen. Durch die Grausamkeit, mit der gegen die – überwiegend weißen – Gegner vorgegangen wurde, erwiesen sie sich als Kriege kolonialen Charakters. Die Spanier unter dem berüchtigten Generalkapitän Kubas, Valeriano Weyler y Nicolau, einem Bewunderer von General Shermans Verwüstungszug durch Georgia 1864 und Pionier der Guerillabekämpfung auf den Philippinen, «konzentrierten» 1896/97 die widerspenstige kubanische Bevölkerung (aller Rassen) unversorgt in umzäunten Lagern (campos de concentración), in denen mehr als 100.000 Menschen an Unterernährung und Vernachlässigung starben.61 Mit ähnlichen concentration camps, in denen 116.000 Angehörige der burischen Nation und manche ihrer schwarzen Helfer interniert wurden, ebenso mit Erschießungen von Gefangenen und Geiseln, versuchten die Briten unter Horatio Kitchener und Alfred Milner die Kampfmoral ihrer südafrikanischen Kontrahenten zu brechen.62 Ein junger Journalist namens Winston Spencer Churchill, soeben von einer Südafrikareise zurückgekehrt, empfahl den Amerikanern, ähnliche Methoden auf den Philippinen anzuwenden, was denn auch (nicht nur wegen Churchills Rat) bald geschah.63 Im Herero-Nama-Krieg richteten die Deutschen nach 1904 ebenfalls Lager ein. Neu war die Lageridee, nicht die grundsätzliche Brutalität des Vorgehens. Ein Beispiel dafür ist der Zulukrieg von 1879. Die Initiative ging hier nicht von London aus, sondern von einem man on the spot, Sir Bartle Frere, dem britischen Hochkommissar für Südafrika. Sein Ziel war es, Zululand von dem «Tyrannen» Ketchwayo zu befreien, die Zulu zu entmilitarisieren und sie einer indirekten Herrschaft durch gefügige Häuptlinge unter einem britischen Residenten zu unterstellen – also ein indisches Modell.64 Im Anglo-Zulu-Krieg von 1879 waren die militärischen Chancen ziemlich gleich verteilt. Dennoch war er kein edler Wettstreit zwischen Kriegerkasten. Als die Briten eine Niederlage fürchten mussten, reagierten sie auf Grausamkeiten des Zulu-Gegners mit der Tötung von Gefangenen, dem Niederbrennen von Kraals und der Konfiskation von Vieh, der Existenzgrundlage der Zulu.65
Eine «rassische» Interpretation allein kann die Brutalität von Kolonialkriegen nicht erklären. Auch stand das, was während der Balkankriege 1912–13 zwischen Weißen geschah, den Schrecklichkeiten gleichzeitiger Kolonialkriege nicht nach. Kriegsgefangene genossen keinerlei Schutz, und systematisch wurde Terror zum Zwecke ethnischer Homogenisierung eingesetzt. Die Kriege der Jahrhundertwende in Kuba, Südafrika, Atjeh und auf den Philippinen, zuvor schon die in Algerien, Zululand oder im Kaukasus waren keine «kleinen» Kriege. Dennoch hielt sich die Vorstellung, jeder Kolonialkrieg sei im Grunde nichts als eine «Strafexpedition». Überall gab es solche kleineren militärischen Bewegungen. Allein auf britischer Seite hat man für die Jahre 1869 bis 1902 vierzig Kolonialkriege und Strafexpeditionen gezählt, die meisten unprovozierte Angriffskriege, wenige auch Aktionen zur Befreiung europäischer Geiseln (so 1868 in Äthiopien).66 Vor allem in Afrika war die technologische Überlegenheit der Kolonialinvasoren überwältigend. Dramatisch wurde dies am 2. September 1898 bei der Schlacht von Omdurman sichtbar, als Kitcheners anglo-ägyptische Streitkräfte 49 Tote und 382 Verwundete zu beklagen hatten, ihr Gegner, die Mahdisten-Armee, die heldenhaft kämpfte, jedoch mit ihren acht Krupp-Kanonen und mehreren Maschinengewehren nicht umzugehen verstand, zwischen 11.000 und 16.000 Gefallene. Die Briten verließen das Schlachtfeld, ohne sich um die sterbenden und verwundeten Sudanesen zu kümmern.67 Nicht immer war neueste Technik die erfolgreichste. Bei der französischen Eroberung großer Teile Westafrikas waren schnelle Kavalleriebewegungen und der Einsatz des Bajonetts entscheidend. Das häufig angeführte, während der späteren britischen Kriege in Afrika oder auch bei der britischen Invasion Tibets 1904 («Younghusband Mission») sehr wichtige Maschinengewehr, spielte hier kaum eine Rolle.68 Die Kolonialkriege waren in weitere logistische Kontexte eingebettet, die ihren Erfolg erleichterten: Dampfertransport, Eisenbahn, Telegraphenkommunikation und Tropenmedizin. Manchmal wurden Eisenbahnen allein zum Zweck des Truppentransportes gebaut, so im Sudan oder an der indischen Nordwestgrenze. Sucht man Faktoren, die in den meisten Kolonialkriegen zugunsten der Europäer und Nordamerikaner wirksam wurden, dann waren es zwei: die bessere Logistik und die Möglichkeit, nach dem indischen Sepoy-Prinzip einheimische Hilfstruppen zu rekrutieren.
|  Fünftens. Die Waffe der Schwachen war in vielen Fällen der Partisanenkampf. Hier gab es keine großen Unterschiede zwischen Europa und der übrigen Welt. Schon die Koreaner hatten 1592 gegen Hideyoshis Samurais einen Guerillakrieg geführt.69 Selten entstanden aus Guerillakriegen stabile zivile Ordnungen; selten kamen Gewaltspiralen dieser Art von sich aus zum Stillstand. In Spanien 1808–13, dem Ur-Fall des Partisanenkriegs, wendeten sich die Guerilleros auch als bloße Banditen gegen eben jene Zivilbevölkerung, die sie der Legende nach beschützen wollten und sollten.70 Reguläre Truppen liierten sich nur widerwillig mit Partisanen. Der militärische Profi misstraut dem Freibeuter zu Lande wie zu Wasser selbst dann, wenn man – wie Engländer und spanische Partisanen – für eine gemeinsame Sache kämpft. Aus der Sicht der Zivilbevölkerung war der Unterschied so lange nicht sehr groß, wie Truppen aller Art sich gewaltsam nahmen, was sie brauchten. Partisanen sind oft nur schwer von denen zu unterscheiden, die man seit Eric Hobsbawm «Sozialrebellen» nennt.71 Sozialrebellentum vom Typus «Robin Hood» definiert sich durch seine Ziele und seine Träger, und der «kleine Krieg» des Hinterhalts und der ungeregelten bösen Überraschung ist eine seiner Aktionsformen. Fast alle Sozialrebellen benutzen solche Methoden, aber umgekehrt ist nicht jeder Guerillakämpfer auch ein Sozialrebell oder gar Sozialbandit. Beides war eng verbunden bei den Nian-Rebellen, die zwischen 1851 und 1868 mehrere Provinzen Nordchinas der effektiven Kontrolle der Qing-Regierung entzogen. Die speertragende Infanterie und schwertschwingende leichte Kavallerie der Nian war eine der wirkungsvollsten Guerillatruppen des 19. Jahrhunderts, und es kostete die Qing gewaltige Mühe, nach dem Ende der Taiping-Revolution 1864 auch diesen, mit den Taiping kaum verbundenen Gegner auszuschalten. Die Qing-Kommandanten versuchten die Nian-Reiter mit Kanälen und Gräben zu stoppen, eine Methode, die die Spanier 1895–98 in Kuba im großen Stil wiederholen würden. Gleichzeitig versuchten die Qing, durch gute Behandlung die Dorfbevölkerung, die vielfach die Rebellen unterstützte, für sich zu gewinnen. Den Ausschlag gab aber schließlich wie in vielen europäischen Kriegen in Afrika ein technisches Gefälle. Denn Li Hongzhang, dem der Hof schließlich die Anti-Nian-Kampagne übertrug und der hier den Grundstein zu seiner späteren Karriere als Chinas leitender Staatsmann legte, setzte nagelneue Kanonenboote aus dem Westen auf den Gewässern Nordchinas ein und bildete zudem eine gut besoldete Elitetruppe heran, die den konventionellen Qing-Streitkräften an Motivation und Loyalität überlegen war.72 Wenige Jahre später traten in Europa Partisanen auf, die nicht als Sozialrebellen, sondern als Organe nationaler Verteidigung entstanden: die franc-tireurs im Deutsch-französischen Krieg, ihrer militärischen Wirkung nach kaum erheblich.73
|  Sechstens. Die Französische Revolution hatte 1793 die levée en masse in die Welt gesetzt, die Mobilisierung der gesamten (männlichen) Bevölkerung im Geiste eines patriotischen Enthusiasmus. Man hat hier von der Geburt des «totalen Krieges» gesprochen – nicht falsch, aber doch eine Übertreibung.74 Die militärische Massenerhebung pfropfte die Energien eines neuartigen Nationalismus auf die Dynamik auf, die in früheren Zeiten von sozialen und religiösen Massenbewegungen ausgegangen war. Dabei konnte unter einer levée en masse oder, genauer gesagt, ihrem Mythos Unterschiedliches verstanden werden: ein Ausdruck spontaner und enthusiasmierter Freiwilligkeit, die Pflicht aller männlichen Staatsbürger zum Wehrdienst oder die Mobilisierung aller, auch der zivilen Kräfte für den Kriegseinsatz. Wenn es während des 19. Jahrhunderts nach 1815 eine levée en masse gab, dann kurz während des Deutsch-französischen Krieges 1870/71 (mit der Folge der Einführung der allgemeinen Wehrpflicht in Frankreich). Der Mythos der allgegenwärtigen französischen «Franktireurs» verselbständigte sich danach im deutschen Militär und wurde 1914 zum Vorwand für präventive Gräueltaten gegen die Zivilbevölkerung Belgiens und Nordfrankreichs. Wirkliche Massenmobilisierungen finden sich vor allem in Bürgerkriegen: im amerikanischen Sezessionskrieg und während der chinesischen Taiping-Revolution, bei der sich seit 1850 ein religiös bewegter charismatische Führer, Hong Xiuquan, innerhalb weniger Jahre eine riesige bewaffnete Gefolgschaft aufbaute. In Europa sorgten die herrschenden Gewalten früh dafür, den gefährlichen Schwung militärischer Massenmobilisierung in disziplinierende institutionelle Bahnen zu lenken. Auch Napoleon war vorsichtig genug, sich nicht auf Enthusiasmus zu verlassen. Seine Heere wurden nicht von Wellen patriotischer Entflammung zu den Enden Europas getragen. Ihr kampftüchtiger Kern waren schließlich gestählte Veteranen, eher eine besondere Sorte von Gewaltprofis als Bürger in Uniform. Das organisatorische Zentrum des gesamten napoleonischen Imperiums bildete eine gigantische Konskriptionsmaschine. Das Reich und sogar seine Satellitenstaaten wurden komplett von ihr erfasst, und aus der Sicht der Untertanen aller Nationalitäten war nichts an der napoleonischen Herrschaft so abstoßend wie die erzwungene Ablieferung junger Männer an die französische Kriegsmaschinerie: eine Menschenernte, die 1811 ihre höchsten Erträge erbrachte, das Kanonenfutter für die geplante Invasion Russlands.75 Die Kriege des Revolutionszeitalters erteilten jedem, der hören wollte, Lehren über die Mobilisierbarkeit großer Bevölkerungen. Dies war eine neue Erkenntnis der Sattelzeit, reflektiert bei einem Militärtheoretiker wie Carl von Clausewitz. Landwehren, Milizen, Partisanen und irreguläre Truppen aller Art stellten jedoch eine potenzielle Bedrohung jeder politischen und sozialen Ordnung dar. Regierungen hüteten sich daher generell, sie «von der Leine zu lassen». Nicht schon der «Volkskrieg» an sich, sondern erst seine bürokratische Organisation im Rahmen des staatlichen Gewaltmonopols, lässt den Namen des «totalen Krieges» zu. Und erst die neuen Kommunikationstechnologien, die seit den 1860er Jahren in den technisch fortgeschrittensten Ländern der Welt zur Verfügung standen, schufen die Möglichkeiten der Propaganda, Koordination und der planmäßigen Nutzung produktiver Ressourcen, die solche Totalität über mehrere Jahre hinweg aufrechterhielten.76 Der erste totale Krieg ist daher der Amerikanische Bürgerkrieg gewesen. Er blieb im 19. Jahrhundert der einzige. Die Epoche bereitete die Ingredienzien des totalen Kriegs vor. Sie selbst hatte vor 1914 noch nicht die Konsequenzen zu tragen.
|  Siebtens. Das soll nicht zu dem Schluss verführen, die Kriege des 19. Jahrhunderts seien weniger fürchterlich gewesen als die anderer Epochen. Die Statistiken von Toten, Verwundeten und erst recht nicht die von Betroffenen in der Zivilbevölkerung erlauben keine allgemeinen Aussagen. Sicher ist aber: Die napoleonischen Heere waren größer als alles, was es in der frühen Neuzeit gegeben hatte. Die wenigen großen Kriege des 19. Jahrhunderts lagen in solchen napoleonischen Dimensionen. Napoleon hatte 1812 eine Armee von 611.000 Mann nach Russland geführt; Zar Alexander I. konnte gegen ihn 450.000 Mann aufbieten. Vor Nanjing soll im März 1853 ein Taiping-Heer von 750.000 Menschen erschienen sein. In Königgrätz kämpften 1866 auf jeder der beiden Seiten 250.000 Soldaten. Zwei Wochen nach der französischen Kriegserklärung vom 16. Juli 1870 hatte Moltke 320.000 kampfbereite Soldaten an der Grenze zu Frankreich postiert; eine Million Reservisten und Landwehrtruppen warteten im Hintergrund. Ebenfalls 320.000 Mann stark war die Armee, die die Briten bis zum Oktober 1899 nach Südafrika geschickt hatten. Die Japaner traten im Winter 1904/05 mit 375.000 Mann gegen die Russen in der Südmandschurei (Port Arthur) an.77 Das napoleonische Format blieb also bis zum Ersten Weltkrieg erhalten.
Erst im Herbst 1914 öffnete sich eine neue Dimension der Massenschlächterei. Bei der größten Schlacht des Amerikanischen Bürgerkrieges, die zwischen dem 1. und dem 3. Juli 1861 in der Nähe von Gettysburg (Pennsylvania) stattfand, lag die Zahl der Toten und Verwundeten bei 51.000 (exakt identisch mit den amerikanischen Verlusten im Vietnamkrieg 1962–75). Im blutigsten der innereuropäischen Kriege zwischen 1815 und 1900, dem Deutsch-französischen Krieg von 1870/71, starben 57.000 Soldaten, im Krimkrieg von 1853–56 an die 53.000. Bei den Kämpfen um die russische Festung Port Arthur an der Südspitze der Mandschurei fielen dann zwischen August 1904 und Januar 1905 beinahe 100.000 Mann.78 Dies wurde damals als beispiellos und schockierend angesehen, sollte jedoch wenige Jahre später auf den Schlachtfeldern von Flandern bei weitem übertroffen werden. Wenn es aber zwischen 1815 und 1913 einen Krieg gab, der den Ersten Weltkrieg vorwegnahm, dann war es der Russisch-japanische Krieg.79
Die Gräuel des Krieges lassen sich nicht quantifizieren und in eine säuberliche Entwicklungsgeschichte bringen. Sie reichten von den Schrecken der französisch-russischen Winterschlacht von Eylau (Februar 1807) und den Exzessen des Partisanenkampfes und seiner Unterdrückung in Spanien nach 1808, wie sie Goya beklemmend dargestellt hat, über die Massaker zahlreicher Kolonialkriege bis zu dem Dauerbeschuss durch zielgenaue Artillerie, der 1904/05 vor Mukden und Port Arthur bereits Verdun vorscheinen ließ. Eine Auffälligkeit des 19. Jahrhunderts war, dass die medizinische Versorgung mit den wachsenden Tötungskapazitäten weniger Schritt hielt denn je. Seit 1851 ermöglichte die Einführung der Injektionsspritze die Verabreichung von größeren Opiatmengen als Schmerzmittel. Dies war ein großer Fortschritt. Ein junger Genfer Geschäftsmann namens Henri Dunant, den es am 24. Juni 1859 auf das Schlachtfeld von Solferino südlich des Gardasees verschlagen hatte, war von dem Elend, das er sah, so überwältigt, dass er den Anstoß zur Gründung des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz gab.80 «Krüppelheere», wie sie der Erste Weltkrieg hervorbringen sollte, fehlten nach 1871 nicht etwa, weil es weniger Verwundete gegeben hätte, sondern weil deren Überlebenschancen außerordentlich gering waren.81 Trotz aller Schrecken des Krieges, wie sie die Literatur von Erckman-Chatrians Roman Histoire d’un conscrit de 1813 (1864) über Tolstoj bis zu Stephen Cranes amerikanischem Bürgerkriegsroman The Red Badge of Courage (1895) dargestellt hat, war das 19. Jahrhundert zwischen 1815 und 1914 in Europa eine Zeit von relativ geringer zwischenstaatlicher Gewalttätigkeit, ein ruhiges Intermezzo zwischen der frühen Neuzeit und dem 20. Jahrhundert. Die wenigen Kriege, die geführt wurden, waren weder langwierig noch «total». Die Trennung zwischen kämpfenden Militärs und Zivilbevölkerung wurde stärker beachtet als in früheren und späteren europäischen Kriegen und auch als in der außereuropäischen Welt. Das gehört zu «den großen, bislang noch kaum gewürdigten Kulturleistungen dieses Jahrhunderts» (Dieter Langewiesche).82
|  Seemacht und Seekrieg


|  Achtens. Der Seekrieg verlangt Gerätschaften und Fähigkeiten, die sich weniger leicht verbreiten lassen als das Handwerk und Handwerkszeug der Infanterie. Zwei technische Neuerungen kamen zusammen. Die eine war die recht gemächliche Ablösung von wind- durch kohlegetriebene Schiffe. 1848 lief das letzte große Segel-Kriegsschiff der Royal Navy vom Stapel, aber noch in den sechziger Jahren waren die britischen Flaggschiffe um Afrika und im Pazifik Segelschiffe. Die zweite Innovation war die schnellere Durchsetzung stählerner Schiffsrümpfe, die ironclad revolution, seit 1858. Damit setzte bald auch die Ausrüstung mit drehbaren Geschütztürmen ein, ein entscheidender Schritt über das unbeweglichere hölzerne Kriegsschiff hinaus. Das Rammen (eine bereits seit der Mitte des 18. Jahrhunderts ungebräuchliche Methode), mit dem 1866 bei Lissa in der Adria die österreichischen und italienischen ironclads aufeinander losgingen, war ein kurioses Missverständnis der neuen technischen Möglichkeiten. Um diese Zeit war von den stattlichen Holzkonstruktionen und der Windjammer-Romantik der Nelson-Zeit kaum noch etwas übrig: keine Gentleman-Offiziere, sondern militärische Fachleute, keine durch Werbekommandos (press gangs) entführten und mit der neunschwänzigen Katze terrorisierten Mannschaften.83
Bis 1870 besaßen außerhalb des Westens nur das Osmanische Reich und Japan Schiffe der neuen Bauart. China hatte 1866 begonnen, sich durch Auslandskäufe und Eigenkonstruktionen in neu gegründeten Staatswerften eine moderne Kriegsflotte zuzulegen. Bis 1891 waren 95 moderne Schiffe in Dienst genommen und zahlreiche Marinekadetten von ausländischen Instrukteuren ausgebildet worden.84 Damit konnte China Ansprüche auf eine regionale Großmachtrolle geltend machen. Westliche Beobachter waren durchweg von der militärischen Modernisierung Chinas, deren Schwerpunkt auf der Flotte lag, sehr beeindruckt.85 Die chinesische Kriegsmarine war aber aus Schiffen aller möglichen Typen zusammengestückelt und auf vier unabhängige Flotten verteilt, die jeweils den Gouverneuren der Küstenprovinzen unterstanden. Für ihren möglichen Einsatz gab es kein übergreifendes strategisches Konzept.86 Dass 1895 die chinesische Flotte der japanischen unterlag und dass China daraufhin für mehr als ein halbes Jahrhundert keine Ambitionen zur See mehr verfolgte, sollte einen erstaunlichen Vorgang nicht verdecken: Anders als zum Beispiel das Osmanische Reich, das sich früh in die mittelmeerische Seefahrtskultur eingefügt hatte, verfügte China über keine Seemachtstraditionen. Die berühmten Hochsee-Expeditionen des Admirals Zheng He im frühen 15. Jahrhundert konnten nicht mehr als Orientierung für das 19. dienen. China musste sich daher nach dem Opiumkrieg, auf den es überhaupt nicht eingestellt gewesen war, ein völlig neues Konzept der maritimen Landesverteidigung zulegen («ungleiche Verträge» hinderten es daran nicht) und sich die dazu nötigen Waffen und Kenntnisse beschaffen: eine ungeheure Herausforderung, die es fast bestanden hätte.
Ähnlich und doch anders war die Lage in Japan. Nach dem Scheitern einer Invasion Koreas 1592, die nicht – wie gleichzeitig der Angriff der spanischen Armada auf England 1588 – bereits auf See fehlschlug, sondern zu äußerst blutigen Landkämpfen führte, verzichtete Japan auf den Aufbau maritimer Streitkräfte. Es hatte wenig Anlass, sich bedroht zu fühlen, obwohl sich seit dem Opiumkrieg zahlreiche westliche Schiffe in den Gewässern um Japan tummelten. Commodore Perry konnte daher am 2. Juli 1853 mit seinen vier bewaffneten Dampfschiffen vollkommen ungehindert (und natürlich uneingeladen) in die Bucht von Tokyo einlaufen. Das größte seiner Schiffe war sechs bis sieben mal voluminöser als jedes Schiff oder Boot, das die Japaner aufzubieten und auch je gesehen hatten.87 Ebenso wie weitsichtige chinesische Provinzgouverneure erkannten helle Köpfe in Japans politischer Elite bereits vor dem Umbruch der Meiji-Renovation die Notwendigkeit, eine leistungsfähige Flotte aufzubauen. Dies geschah nach 1868 und insbesondere ab der Mitte der achtziger Jahre mit hoher nationaler Priorität und in anspornender Rivalität zum Wachstum der Armee. Die Flottenrüstung – und nicht nur die oft beschworene Industrialisierung allein – war das Erfolgsgeheimnis des japanischen Aufstiegs zur Großmacht. Gleichzeitig wurden eine Kriegsund (privatwirtschaftlich, mit staatlicher Unterstützung) auch eine Handelsmarine geschaffen, die schon 1910 nach der britischen und der deutschen die drittgrößte der Welt war.88 Die enorme Kriegsentschädigung, die China 1895 oktroyiert worden war (und an der westliche Kreditgeber glänzend verdienten), vergleichbar in ihrer Wirkung der französischen Kontribution von 1871, leistete einen kräftigen Beitrag zur japanischen Aufrüstung.89 Vom Nullpunkt um 1860 wurde Japan binnen kürzester Zeit zu einer Seemacht, die am 27./28. Mai 1905 bei der Insel Tsushima in der Straße von Korea die weltweit größte Seeschlacht seit Trafalgar 1805 schlug und gewann. Russland, die zweitstärkste Seemacht Europas, wurde dank exzellenter Schiffe, gut ausgebildeter Besatzungen, meisterhafter Taktik und etwas Glück in einer Weise geschlagen, für die das Klischee «vernichtend» präzise zutrifft.90
Die Epoche der eisernen Schlachtschiffflotten mit ihren Küstenblockaden und Vernichtungsschlachten war erstaunlich kurz. Sie begann in den 1860er Jahren und endete im Zweiten Weltkrieg. Danach wurden Flugzeugträger und (Atom-)U-Boot zu den zentralen Dispositiven der Seekriegsführung. Während der Ära der Schlachtschiffe blieben die kriegsentscheidenden Duelle zwischen den europäischen Mächten, für die man jahrzehntelang gerüstet und geplant hatte, aus. Im Ersten Weltkrieg kam es gerade einmal zur unentschiedenen Schlacht von Skagerak (31. Mai bis 1. Juni 1916), im Zweiten Weltkrieg wurde im Atlantik gar keine klassische Seeschlacht geschlagen, und Deutschland zog schon 1942 seine Überwasserschiffe von hoher See zurück. Der Schauplatz der letzten Seeschlachten der Geschichte war der Pazifik, wo im Oktober 1944 Amerikaner und Japaner in der gigantischen Schlacht im Golf von Leyte aufeinandertrafen. Doch schon die Schlacht von Midway zwischen Japan und den USA, die eine reine Flugzeugträgerschlacht war, hatte im Juni 1942 gezeigt, dass die «nelsonische» Epoche der Flottengefechte vorüber war. Darin liegt eine historische Ironie: Das Zeitalter des Überwasserkrieges, der seit der Schlacht von Salamis eine europäische Spezialität gewesen war, endete im Konflikt der beiden neuen außereuropäischen Großmächte der Jahrhundertwende. Das maritim traditionslose Japan meisterte die Seekriegstechnik und -strategie im Rahmen seiner vergleichsweise begrenzten industriellen Möglichkeiten und wurde nach den USA zur zweiterfolgreichsten Seemacht der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts – bis 1942.
4  |  Diplomatie: Politisches Instrument und interkulturelle Kunst

|  Visionen, Mechanismen, Normen


Im europäischen Denken des 19. Jahrhunderts über internationale Beziehungen standen sich zwei Strömungen gegenüber, die beide in ältere Ideenschichten zurückreichen: die Idee eines geregelten Weltfriedens und das Prinzip egoistischer Staatsräson. Wir sahen bereits, dass die Wiener Ordnung von 1814/15 eine ingeniöse Verbindung beider Richtungen fand: Die Sicherheit des Einzelstaats sollte durch einvernehmliche Konfliktzügelung im Staatensystem garantiert werden. Mit dem Wiederaufkommen des Machtstaatsdenkens nach der Jahrhundertmitte schob sich die zweite Denkrichtung erneut in den Vordergrund. Der weltpolitische Liberalismus, dessen wichtigster Sprecher der Brite Richard Cobden gewesen war, hatte sich von einer weltweiten Freizügigkeit der Menschen, der Waren und des Kapitals Wohlstandssteigerungen für alle und ein dauerhaft friedliches Zusammenleben der Nationen erwartet. Freihandel, Einschränkung von Rüstung und ein gewisses Maß an internationaler Moral – Cobden war ein heftiger Gegner der britischen Intervention in China 1856 – sollten die Welt aus dem blutigen Chaos der Vormoderne hinausführen.91 In der politischen Praxis Großbritanniens, der führenden Freihandelsnation, war dieses Programm mit einem gewissen Widerspruch behaftet. Staatsmänner wie Lord Palmerston hatten keine Bedenken, die erwünschte weltweite Freizügigkeit zu erzwingen. Dies war bis 1860 im Wesentlichen erfolgreich geschehen. Der letzte große Akt eines solchen «Freihandelsimperialismus» war die Öffnung Koreas, eine Öffnung gleichsam zweiter Ordnung, denn es war nun Japan, das sich dort gerade mal zwei Jahrzehnte nach seiner eigenen Öffnung zum Vorreiter der «zivilisierten Welt» aufschwang. Der japanisch-koreanische Kanghwa-Vertrag von 1876 war eine Kopie jener «ungleichen Verträge», die Japan selbst hatte unterschreiben müssen.92 Der weltpolitische Liberalismus verschwand nie mehr aus dem Denken über internationale Beziehungen; er ist heute zur herrschenden Lehre oder zumindest zur dominierenden Rhetorik auf internationalen Foren geworden. Aber sein Einfluss sank auf einen Tiefpunkt, als die Rückkehr zur «Realpolitik» und (seit 1878) zum Schutzzoll auf dem europäischen Kontinent im letzten Quartal des 19. Jahrhunderts durch imperialistisches Denken radikalisiert wurde.
Dabei handelte es sich um ein Weltbild, welches von der großen Mehrheit der politischen Klassen in den großen Machtstaaten, einschließlich der USA, geteilt, aber selten geschlossen formuliert wurde.93 Es war dies insgesamt ein düsteres und fatalistisches Weltbild, das aus folgenden Elementen bestand:
(1) Nicht nur in Gesellschaft und Natur, so lehrte der nun überaus populäre «Sozialdarwinismus», sondern auch auf der internationalen Bühne herrsche ein Kampf ums Dasein. Stillstand bedeute Untergang. Nur wer wachse und expandiere, habe die Chance, im Wettbewerb zu bestehen. Politische Systeme müssten so gestaltet werden, dass sie das jeweilige Land für den Kampf der Giganten möglichst gut wappneten. (In umgekehrter Richtung förderte die zunehmend kompetitive Rhetorik in weltpolitischen Fragen eine Lesart von Darwins Lehre, die das Element des Konflikts bei der «natürlichen Auslese» betonte.)94
(2) Nur diejenigen könnten in diesen Auseinandersetzungen erfolgreich sein, die vier Elemente verbänden: industrielle Leistung, technischwissenschaftliche Innovationsfähigkeit, Kolonialbesitz und einen nationalen Kampfgeist.
(3) Der Planet «schließe» sich immer mehr. Es gebe immer weniger offene Expansionsräume, in die neue dynamische Kräfte ausweichen könnten. Weltpolitische Konflikte würden daher zunehmend zu Verteilungskämpfen und zu Streit um die Umverteilung des bereits Verteilten führen.
(4) Die Schwächeren auf dem Kampfplatz der Nationen müssten nicht unbedingt physisch untergehen (die beliebte Rede von den «sterbenden Nationen» war nicht immer wörtlich zu verstehen), aber sie hatten mit ihrer mangelnden Durchsetzungsfähigkeit bewiesen, dass sie nicht imstande seien, ihr Schicksal in die eigene Hand zu nehmen. Sie seien zur politischen und kulturellen Selbstbestimmung unfähig und könnten sich daher glücklich schätzen, unter koloniale Vormundschaft gestellt zu werden.
(5) Der Ausgang des internationalen Wettbewerbs beweise – mit einer gewissen Tautologie – die Überlegenheit der «weißen Rasse». In besonderem Maße zur Führerschaft über den Rest der Menschheit sei die so ungemein erfolgreiche Anglo-Saxon race berufen. Selbst den Südeuropäern oder Slawen sei, jedenfalls aus britischer oder nordamerikanischer Sicht, nicht viel Ordnungsstiftung zuzutrauen. Die nicht-weißen Rassen seien in unterschiedlichem Maße bildbar und lernfähig. Sie ordneten sich in selbst wiederum nicht statischen Hierarchien. Besondere Vorsicht sei gegenüber der «gelben Rasse» geboten. Sie sei demographisch stärker als die übrigen, durch Fleiß und einen aggressiven Geschäftssinn ausgezeichnet, im japanischen Fall zusätzlich noch durch eine feudale Kriegerethik. Wenn das Abendland nicht aufpasse, werde es von einer «gelben Gefahr» bedroht.95
(6) Aus dem zunehmend rassisch zugespitzten Kampf auf planetarischer Bühne folge, dass der militarisierte Nationalstaat nicht die einzige und umfassendste Einheit der Konfliktaustragung bleiben könne. Die angelsächsischen Völker in aller Welt müssten ihre Solidarität stärken, die Slawen sich unter russischer Führung im Panslawismus zusammenfinden, die Deutschen lernen, über die Grenzen des Bismarckreiches hinaus «alldeutsch» zu denken.
Ein solches Denken machte den Ersten Weltkrieg zwar nicht unvermeidlich, aber doch möglich. Er wurde herbeiphantasiert und herbeigeredet. Ein sozialdarwinistisches Denken blieb nicht auf den «Westen», wie er sich nun zunehmend selbst nannte, beschränkt; es war selbst ein grenzüberschreitendes Phänomen, in unterschiedlichen, aber vielfältig miteinander verbundenen Spielarten auftretend.96 Unter den Opfern imperialistischer Aggression fand eine solche Denkweise ebenfalls Anklang, auch wenn das ideologische Gepäck des westlichen Sozialdarwinismus nicht komplett übernommen wurde. Japan, das sich spätestens seit 1863 ausgezeichneter Beziehungen zu den westlichen Großmächten zu erfreuen glaubte, erlebte einen kräftigen Schock, als Frankreich, Russland und Deutschland ihm mit einem konzertierten Einspruch, in der Diplomatiegeschichte als Triple Intervention (ostasiatischer Dreibund) bekannt, einige der Früchte des militärischen Sieges von 1895 verwehrten. Dies diskreditierte in der japanischen Öffentlichkeit Vorstellungen von internationaler Harmonie und ließ an ihre Stelle Ideologien heroischer Anstrengung und nationaler Kampfbereitschaft treten.97 In China, das auf ganz andere Weise unter imperialistischem Druck stand (gerade auch von Japan), erhielt der entstehende Nationalismus sogleich eine tragische Note. Das Überleben Chinas als Staat und der Chinesen als Volk sei in der Raubtierwelt der Jahrhundertwende bedroht. Innere Reformen des maroden Qing-Systems müssten sich an dem vorrangigen Ziel ausrichten, China im Überlebenskampf der Nationen zu stärken. So dachte etwa der damals maßgebliche chinesische Gelehrte und Journalist Liang Qichao, der in anderen Bereichen durchaus modernistisch eingestellt war und nicht in einem europäischen Sinne als «rechts» bezeichnet werden kann.98 Ganz ähnlich war es bei einer nicht minder komplexen und widersprüchlichen intellektuellen Persönlichkeit im muslimischen Bereich, Sayyid Jamal al-Din al-Afghani, der ebenfalls nach Wegen suchte, die Lethargie der Tradition zu überwinden und in den Völkern des Islam neue politische Energien zu wecken; dazu gehörte auch die Propagierung panislamischer Einigkeit.99
Diese Visionen einer internationalen Dschungelwelt griffen am Ende eines Jahrhunderts um sich, das die diplomatische Vernetzung des Globus erlebt hatte. Heute unterhält selbst das kleinste und ärmste Land ein weltumspannendes Netz von Auslandsvertretungen; Minister treffen sich unentwegt, und Staatsoberhäupter besuchen sich zu Gipfeltreffen. Diese Art von Diplomatie ist erst ein Produkt der Zeit nach dem Ersten Weltkrieg. Das 19. Jahrhundert bereitete sie vor, indem es europäische Theorien und Praktiken des diplomatischen Umgangs universalisierte. Ob nun die Diplomatie im Italien der Renaissance oder unter altindischen Fürstenstaaten «erfunden» wurde, ist hier unerheblich. Innerhalb Europas war ein Botschafterwesen seit dem 16. Jahrhundert verbreitet. Als für lange Zeit einzige nicht-christliche Macht war das Osmanische Reich in diesen Verkehr einbezogen. Venedig, Frankreich, England und der Kaiser in Wien unterhielten dort ständige Vertretungen. Im Umgang über Kulturgrenzen hinaus gab es keine weltweit einheitliche Praxis. In Nordafrika betrieben französische Konsuln im 18. Jahrhundert eine flexible, den örtlichen Verhältnissen angepasste Diplomatie.100 Japan ließ in der gesamten frühen Neuzeit nur niederländische (noch nicht einmal chinesische) Abgesandte ins Land. China kanalisierte seine Außenkontakte durch den aufwendigen Ritualismus von Tributgesandtschaften, wie sie gelegentlich auch von Portugal, den Niederlanden und Russland ausgeschickt wurden. Daneben gab es den weniger aufwendigen, aber diplomatieähnlichen Dauerkontakt zwischen den Superkargos, also den Chefrepräsentanten der europäischen Ostindiengesellschaften in Kanton, und den dort ansässigen offiziösen chinesischen «Hong-Kaufleuten». Diese Praxis hielt sich bis zum Opiumkrieg.
In keiner dieser Situationen frühneuzeitlichen Kulturkontakts versuchte eine der beiden Seiten, auf symbolischer Gleichheit zu bestehen. Dies änderte sich erst mit der protokollarisch entschlackten, auf Symmetrie und Gleichberechtigung beruhenden «Neuen Diplomatie» des Revolutionszeitalters. Ein symbolisch hoch aufgeladener Moment war die Weigerung von Lord Macartney, dem Chef der ersten britischen Gesandtschaft nach China 1793, vor dem Kaiser Qianlong den erwarteten Kotau, also das neunmalige Niederwerfen, zu vollziehen. Ein freier Engländer demütige sich nicht vor einem orientalischen Despoten. Der Kaiser nahm das überraschend gelassen hin und rettete die Situation, indem er so tat, als ob der Abgesandte des englischen Königs die vorgeschriebenen Riten korrekt vollzogen hätte.101 Immerhin beugte Macartney das Knie und vollzog damit eine auch an europäischen Höfen erwartete zeremonielle Selbstverständlichkeit, die erst in jenen Jahren durch die Französische Revolution in Verruf gebracht wurde.102 Im Maghreb verweigerten nach der Französischen Revolution die Konsuln die bisher widerwillig praktizierten Unterwerfungsriten, etwa das unerwiderte Küssen der Hand eines muslimischen Herrschers. Hatten europäische Diplomaten bis dahin die örtlichen Praktiken im Prinzip akzeptiert, so sah man seit den 1790er Jahren die Spielregeln der europäischen Diplomatie als allgemeinverbindlich an. Das ließ sich nicht überall sofort durchsetzen. Immerhin wurde der Tributcharakter staatlichen Schenkens durch «praktisches» Schenken abgelöst (schon Lord Macartney hatte den enttäuschten Chinesen die prosaischen Produkte der englischen Stahlindustrie mitgebracht). Auch in Kleinigkeiten wurde auf Reziprozität, etwa die Gegenseitigkeit des Gabentauschs, geachtet. Zum Beachten von universalistischen Normen gehörte, dass man nun die diplomatische Anerkennung ernster nahm als zuvor. Dies trug in europäischen Augen zur Delegitimierung von Staaten bei, deren souveräne Existenz man bis dahin stillschweigend anerkannt hatte, an deren Legitimität aber Zweifel möglich waren. Derlei traf etwa den Bey von Tunis.
Bis etwa 1860 entwickelte sich dann ein teils geschriebenes, teils ungeschriebenes Regelwerk moderner Diplomatie. Auch von orientalischen Mächten wie China und dem Osmanischen Reich wurde erwartet, dass sie in ihren Hauptstädten permanente Gesandtschaften zuließen und selber solche Gesandtschaften in den westlichen Hauptstädten einrichteten. Die Gesandten sollten unmittelbaren Zugang zum Staatsoberhaupt und den höchsten Regierungskreisen erhalten: in China etwa, wo kein Sterblicher ein «Recht» hatte, sich dem Kaiser zu nähern, ein unerhörter Vorgang. Außenministerien, wie es sie bis dahin nur in Europa gegeben hatte, sollten eingeführt und die diplomatischen Kontakte über sie kanalisiert werden. Auch das war keineswegs selbstverständlich, und sogar in einem so stark zentralisierten Land wie China mischten selbst nach der Einrichtung eines zunächst bürokratisch niederrangigen Außenamtes, des Zongli Yamen, im Jahre 1860 (erst 1901 entstand ein richtiges Außenministerium) bis zum Ende des Kaiserreichs 1911 die Generalgouverneure der küstennahen Provinzen kräftig in der Außenpolitik mit. In den Gesandtschaften sollten auch Militärattachés vertreten sein, von denen manche über den Verdacht der Spionage nicht immer erhaben waren. Die Immunität von Diplomaten war zwar in vielen Teilen der Welt traditionell verankert, wurde aber nun ausdrücklich bekräftigt. Fortan konnte ein Übergriff auf einen Diplomaten jedweden Ranges ein casus belli sein. 1867 wurde ein britisches Expeditionskorps nach Äthiopien geschickt, um den dort inhaftierten Konsul samt mehreren anderen Geiseln zu befreien. Es sollte sich nicht wiederholen, was 1824 geschehen war (allerdings im Kriege), als der Gouverneur von Sierra Leone von den Ashanti besiegt und sein Schädel zu einem Kultobjekt bei afrikanischen Riten wurde.103 Der dramatischste aller Konflikte, in den Diplomaten als unmittelbare Akteure hineingerieten, war die Belagerung der Gesandtschaften in Peking während des Boxeraufstandes im Sommer 1900, der nach der Ermordung eines deutschen und eines japanischen Diplomaten zu einem internationalen Krieg eskalierte. Aufständische Bauernmilizen, vom chinesischen Hof geduldet und schließlich durch reguläre chinesische Truppen verstärkt, hätten vermutlich ein Blutbad unter den westlichen und japanischen Gesandtschaftsvertretern angerichtet, wäre deren improvisierte Verschanzung vor dem Eintreffen der rettenden Expeditionsarmee am 14. August durchbrochen worden. Danach war jahrzehntelang ausländisches Militär zum Schutz der Diplomaten in Peking und Umgebung stationiert. Aber nicht nur die «Barbaren» in der «farbigen» Welt machten sich der Verletzung diplomatischer Konventionen schuldig. Während der Französischen Revolution waren gelegentlich ausländische Diplomaten von Mobs angegriffen und die Gesandten Portugals und des Heiligen Stuhls sogar vorübergehend gefangengesetzt worden, umgekehrt waren in Rom und Rastatt französische Diplomaten zu Tode gekommen.104 Die Neue Diplomatie der Revolution brach alte Regeln, etwa indem französische Repräsentanten sich offen in die Innenpolitik ihrer Gastländer einmischten.
Das nach 1815 neu geschnürte Paket diplomatischer Umgangsformen und internationaler Verhaltensregeln wurde als normales Produkt fortgeschrittener Zivilisiertheit angepriesen. Nach der Öffnung nichteuropäischer Länder wurde in Verträgen dafür Sorge getragen, dass sie diese Normen der Zivilisiertheit (standard of civilization) anerkannten und in der Realität beherzigten.105 Einige Bestandteile des Pakets waren deshalb explosiv, weil sie die Handhabe boten, von der allgemeinen Norm der Nichteinmischung in die Angelegenheiten eines anderen Staates abzuweichen. Heikle Situationen konnten zum Beispiel dann auftreten, wenn europäische Diplomaten sich auf der Seite christlicher Gruppen in religiöse Streitigkeiten einmischten. Überall intervenierten seit etwa 1860 Vertreter der westlichen Mächte zugunsten europäischer und nordamerikanischer Missionare. Manchmal taten sie es widerwillig, weil viele Missionare sich im Vertrauen auf solchen Schutz zu unüberlegten Provokationen der Einheimischen hinreißen ließen. Große Politik kam dann ins Spiel, wenn sich europäische Staaten zu Schutzmächten christlicher Minoritäten ausriefen. Das französische Zweite Kaiserreich tat dies im osmanischen Syrien und Libanon. Der Versuch des russischen Zaren, sich auch noch in die levantinischen Religionshändel einzumischen, wurde zum unmittelbaren Anlass für den Krimkrieg.106
Eine zweite Quelle des Eingreifens war der Schutz ausländischen Eigentums. Seit dem 17. Jahrhundert waren in Europa die Rechte landfremder Kaufleute immer deutlicher formuliert worden. Das Problem wurde umso akuter, je größer das Entwicklungsgefälle zwischen den beteiligten Ländern war und je größere Ausmaße die Investitionen in fremder Hand annahmen. Hafenanlagen, Fabriken, Bergwerke (später Ölraffinerien) und wertvolle Immobilien in ausländischem Besitz wurden durch neue Rechtsregeln geschützt. Man kann das frühe chinesische Treaty-System nach 1842 nicht nur im Sinne des chinesischen Nationalismus als Speerspitze imperialistischer Aggression deuten, sondern ebenso als relativ erfolgreichen Versuch der Einhegung ausländischer Ansprüche. Es verlor seine Wirksamkeit nach 1895, als ausländische Investitionen zunehmend außerhalb der Vertragshäfen lokalisiert waren und ihr Schutz durch chinesische Behörden «up-country» immer schwieriger wurde. Die Versuchung für die Großmächte stieg, die Sicherheit ihrer Kapitalanlagen in eigene Regie zu nehmen. Dies war überall der Fall, wo Eisenbahnen direkt von Ausländern unter Konzession gebaut oder überwiegend durch ausländische Geldgeber finanziert wurden.
Ein verwandtes Problem tauchte auf, wenn Schuldnerstaaten ihren finanziellen Verpflichtungen gar nicht oder unpünktlich nachkamen. Kaum ein Staat – Venezuela war eine Ausnahme – tat dies mit provokanter Absichtlichkeit. Aber wenn es geschah, dann gab es neuartige Mittel ausländischer Finanzkontrolle: Es wurden internationale Überwachungsorgane (in denen auch die privaten Gläubigerbanken vertreten waren) eingesetzt, die Staatsfinanzen ausländischen Bevollmächtigten unterstellt und wichtige staatliche Einnahmen (etwa der Zoll oder die Salzsteuer) am Staatshaushalt vorbei direkt in die Kassen der Gläubiger gelenkt. So geschah es auf unterschiedliche Weise zwischen 1876 und 1881 im Osmanischen Reich, in Ägypten und Tunesien. Bis 1907 waren auch in China, Serbien und Griechenland Formen internationaler Staatsschuldenverwaltung installiert.107 Im 19. Jahrhundert trat der Staatsbankrott von Schuldnerländern an die Stelle früherer dynastischer Insolvenzen. Er war aber unter Bedingungen eines interventionsbereiten Finanzimperialismus als Schicksal unangenehm und als Strategie hoch riskant. Noch niemand wagte den revolutionären Schritt der Enteignung von ausländischem Besitz, wie es dann in der frühen Sowjetunion, im Mexiko der 1930er Jahre oder in China nach 1949 geschah. Bei kleineren lokalen Übergriffen und bei der Nichtbedienung privater Anleihen – dies waren im 19. Jahrhundert die typischen Konfliktpunkte in Gegenden wie Lateinamerika und China – hielt sich Großbritannien, die weltweit führende Investorennation, im Vergleich zur Praxis der USA im 20. Jahrhundert eher zurück. Zunächst mussten die privaten Interessenten selbst zusehen, wie sie zu ihrem Geld kamen, so wie heute multinationale Konzerne weithin ihre eigene Diplomatie einsetzen. Der britische Staat mit der Royal Navy als wirkungsvollem Drohinstrument setzte Rechtsstandpunkte durch, etwa in Entschädigungsfragen, versuchte aber die Gewaltspirale eines übereifrigen Eingreifens zu vermeiden.108
Für Länder wie China, Japan oder Siam war es eine Neuerung ohne Beispiel, plötzlich mit ausländischen Diplomaten zu tun zu haben, die auf protokollarischer Gleichrangigkeit beharrten und zudem oft mit dem ganzen Kommandogehabe auftrumpfender Großmächte daherkamen. In Europa selbst entwickelte sich während derselben Epoche die Diplomatie weiter, jedoch eher gemächlich. Die außenpolitischen Apparate wuchsen langsam, am Vorabend des Ersten Weltkriegs beschäftigten die diplomatischen und konsularischen Dienste des Vereinigten Königreichs insgesamt 414 Personen, davon weniger als 150 Karrierediplomaten. Neue Konsuln wurden vielfach in den beiden Amerikas und in den nichtkolonialen Ländern Asiens stationiert, wo sie oft viel mehr waren als bloße Repräsentanten, als imperiale Konsuln quasi-diplomatische Aufgaben erfüllten und häufig zu den typischen men on the spot mit enormen Vollmachten und Handlungsspielräumen wurden. Britische Konsuln in China etwa hatten das Recht, ein Kanonenboot anzufordern.
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Da es im Vergleich zu heute wenige Staaten gab, blieben die diplomatischen Apparate überschaubar. Die Gründung der lateinamerikanischen Republiken in den 1820er Jahren soll die Arbeitsbelastung des britischen Foreign Office mit einem Mal verdoppelt haben. Da die Zahl der selbständigen Staaten danach nur langsam wuchs, wiederholte sich diese Erfahrung lange nicht. Die Außenämter in den Hauptstädten waren spärlich besetzt. Um 1870 beschäftigte das französische Finanzministerium mehr als fünfzehnmal so viele Beamte wie das Außenministerium. Außenpolitik blieb in Europa eine Domäne der Aristokratie. Auch in demokratischen Regierungssystemen wurde sie außerhalb akuter Krisensituationen weithin abseits aller parlamentarischen Kontrollorgane betrieben. Die innere Hierarchie des diplomatischen Umgangs reflektierte die sich wandelnde Bedeutung der Länder in Staatensystemen. Die Kleinen wurden weniger wichtig. Länder wie die Niederlande, Dänemark, Schweden und die Eidgenossenschaft entwickelten nach 1815 allmählich eine Haltung der Neutralität, die Außenpolitik im üblichen Sinne beinah entbehrlich machte. Für die Vertreter der Großmächte waren die vornehmsten Positionen lange Zeit die in den Hauptstädten der Pentarchie. Noch um die Mitte des Jahrhunderts zahlte die französische Regierung ihrem Vertreter (im Gesandtenrang) in Washington ein Siebtel des Gehalts des Botschafters in London. Erst 1892 wurden die europäischen Gesandtschaften in den USA zu Botschaften aufgewertet. Kaum ein Diplomat drängte sich in diplomatische Einöden wie Teheran, wo es seit 1809 eine britische (aber erst seit 1855 eine französische) Gesandtschaft gab. Nach einem frühen Fehlstart entstand erst in den 1830er Jahren ein permanentes osmanisches Gesandtennetz. Der Austausch von Gesandten zwischen Istanbul und Teheran 1859 war das erste Beispiel «moderner» diplomatischer Beziehungen innerhalb der muslimischen Welt. China wurde 1860 gezwungen, diplomatische Vertreter nach Europa zu entsenden, ließ sie aber auf demonstrativ niedriger protokollarischer Stufe rangieren. Nur Japan, bemüht, praktisch ebenso wie symbolisch mit dem Westen gleichzuziehen, stürzte sich enthusiastisch in das neue Spiel der Diplomatie. Bis 1873 gab es bereits neun japanische Gesandtschaften in den europäischen Hauptstädten und in Washington. 1905/06 werteten einige Großmächte ihre Repräsentanzen in Tokyo von Gesandtschaften zu Botschaften auf: ein deutliches Zeichen für Japans Aufstieg in der Weltpolitik.109 Die Einführung des Telegraphen schuf ganz neue Kommunikationsbedingungen für auswärtige Politik, allerdings nicht von heute auf morgen. Als Frankreich und Großbritannien im März 1854 Russland den Krieg erklärten, erfuhr dies die Hohe Pforte in Istanbul erst mehr als zwei Wochen später, denn die Nachricht erreichte auf telegraphischem Wege nur Marseille und musste von dort per Schiff weitergetragen werden.110 Zwanzig Jahre später war fast die ganze Welt verkabelt. Mit den Kommunikationswegen verkürzten sich anfangs aber auch die Berichte und Depeschen. Es war zu teuer, umfangreiche Schriftsätze um die Welt zu kabeln.
Gegenüber der nichteuropäischen Welt bestand eine der Hauptaufgaben der Diplomatie im 19. Jahrhundert darin, Verträge aller möglichen Arten zu schließen: Handelsverträge, Protektoratsverträge, Grenzverträge, usw. Das Konzept des völkerrechtlichen Vertrages war zwar außerhalb Europas nicht völlig unbekannt (China hatte schon 1689 einen solchen mit Russland geschlossen), aber es führte doch in zahllosen einzelnen Situationen zu Missverständnissen an kulturellen Grenzen. Allein schon Übersetzungsprobleme konnten extrem heikel sein und später bei der Anwendung eines Vertrages zu ernsthaften Komplikationen führen. Der Vertrag von Waitangi, den ein Vertreter der britischen Krone am 6. Februar (heute Neuseelands Nationalfeiertag) 1840 mit einer großen Anzahl – am Ende waren es etwa 500 – neuseeländischer chiefs abschloss und der die Grundlage für die Erklärung britischer Souveränität bildete, ist dafür ein gutes Beispiel. Er war eigentlich kein brutales imperialistisches Diktat und war deutlich vom Geist des damaligen britischen Humanitarismus geprägt. Und dennoch wurde er zum umstrittensten Element neuseeländischer Politik, weil der englische und der Maori-Wortlaut deutlich voneinander abwichen. Angesichts der damaligen militärischen Kräfteverhältnisse hätte Großbritannien Neuseeland ohne das Einverständnis der Maori gar nicht «in Besitz nehmen» können, denn Großbritannien hatte gegenüber den Maori, ganz anders als zwei Jahre später in China, keineswegs einen Krieg gewonnen, und Captain William Hobson, der Unterzeichner des Vertrages, gebot gerade einmal über eine Handvoll von Polizisten. Die Auslegung des Dokuments sollte indes für die Maori manche unliebsame Überraschung bereithalten.111
Bei schriftlosen Gesellschaften in Afrika oder der Südsee war der konzeptionelle Graben naturgemäß besonders tief. Europäische Vorstellungen von Geltung, Gültigkeit und Sanktionsbewehrung von Verträgen waren nicht überall sogleich verständlich. Aber auch in der Beziehung zu asiatischen Kulturen, die mit diplomatischem Schriftverkehr im asiatischen Umfeld vertraut waren, blieben Missverständnisse nicht aus. Die einzelnen Abkommen türmten sich zu unkontrolliert wuchernden Vertragswerken auf, an denen zahlreiche Partner beteiligt waren. Das System der «ungleichen Verträge», die die verschiedenen Mächte mit dem chinesischen Kaiserreich abschlossen, war im frühen 20. Jahrhundert so labyrinthisch geworden, dass nahezu niemand es im Detail überblickte, am ehesten vielleicht die besten chinesischen Juristen, die damit beschäftigt waren, ausländische Ansprüche abzuwehren. Bereits 1868, inmitten der Wirren des Regimewechsels, hatte die neu errichtete Kaiserliche Regierung Japans das gerade erst zur Kenntnis genommene Völkerrecht gegen Interventionsabsichten der USA und europäischer Regierungen ins Feld geführt.112 Die Undurchdringlichkeit der Vertragswerke wurde dadurch unterstrichen, dass manche von ihnen geheim gehalten wurden. In Europa waren die Jahrzehnte vor dem Ersten Weltkrieg Höhe- und Endpunkt der Geheimdiplomatie. In Namen einer öffentlich legitimierten Neuen Diplomatie, wie sie vor allem Woodrow Wilson progagierte, regte sich Widerstand gegen solche Praktiken. Die neue bolschewistische Regierung in Russland veröffentlichte Aktenstücke aus den Archiven der Zaren, und die Völkerbundssatzung verbot 1919 Geheimverträge.
Ein neues, oder besser: ein wiederbelebtes Element der internationalen Beziehungen waren in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts persönliche Begegnungen zwischen Monarchen, oft mit großem Pomp inszeniert. Napoleon III., Wilhelm II. oder Nikolaus II. schwelgten in derlei Anlässen und inszenierten sie für ein neues Massenpublikum.113 Die weltweite Ausstrahlung solcher Theatralität war jedoch nicht sehr groß. Die Monarchen besuchten noch nicht einmal ihre eigenen Kolonien; Wilhelm II. schaffte es 1898 immerhin bis ins osmanische Palästina. Als erster britischer Monarch reiste Georg V. 1911/12 nach Indien, um sich ein Jahr nach der Besteigung des englischen Throns auch zum Kaiser von Indien krönen zu lassen. Treffen mit ihren nichteuropäischen Kollegen hatten Seltenheitswert. Kein europäischer Herrscher sah jemals die Kaiserinwitwe Cixi oder den Meiji-Tenno, dem 1906 immerhin der englische Hosenbandorden (Order of the Garter) feierlich überbracht wurde, eine fast automatische Konsequenz aus dem britisch-japanischen Bündnisvertrag von 1902.114 Die Orientalen mussten sich nach Europa begeben. Als erster osmanischer Sultan reiste Abdülaziz (r. 1861–76) 1867 aus Anlass der Pariser Weltausstellung für sechs Wochen ins christliche Europa, eine Reise, deren Bedeutung vor allem darin lag, dass sein Neffe, der spätere Sultan Abdülhamid II. (ein wesentlich wichtigerer Herrscher) mit von der Partie war und prägende Eindrücke empfing. Die Delegation wurde von Napoleon III. persönlich an der Gare de Lyon in Empfang genommen. Sie traf später Queen Victoria in Windsor Castle und besuchte die Höfe von Brüssel, Berlin und Wien.115 1873 bereiste Schah Nasir al-Din (r. 1848–1896) als erster iranischer Monarch die Länder der Ungläubigen.116 Der siamesische König Chulalongkorn begegnete auf seinen Europareisen 1897 und 1907 der Queen sowie zahlreichen anderen Herrschern. Er betrieb eine zielstrebige Politik der symbolischen Aufwertung seines Landes durch Ordensverleihungen und war umgekehrt ziemlich verärgert, als Großbritannien ihn nicht zur Ehre des Hosenbandordens erhob.
Bei anderen Mitgliedern kaiserlicher und königlicher Familien waren die transkulturellen Beziehungen etwas dichter. Nicht Queen Victoria, aber doch Kronprinz Edward (der spätere Edward VII.) reiste nach Indien. Kaiserin Eugénie fuhr mit ihrer Luxusyacht zur Eröffnung des Suezkanals nach Ägypten. Chulalongkorn ließ zwei seiner zahlreichen Söhne in preußischen Kadettenanstalten erziehen. Der Qing-Dynastie wurde befohlen, als Buße für den Boxer-Aufstand einen «Sühneprinzen» in die europäischen Hauptstädte zu entsenden, und Wilhelm II. charmierte 1905 das japanische Kronprinzenpaar. Die Internationale der gekrönten Häupter blieb auf Europa beschränkt. Die Neue Welt lag jenseits ihres Orbits, seit 1889 auch Brasilien Republik geworden war. Spätestens Theodore Roosevelt signalisierte mit seinem Auftreten, dass amerikanische Präsidenten es mit europäischen Monarchen aufzunehmen bereit seien. Vom Meiji-Kaiser, der wie kaum einer seiner Kollegen zeremoniell entrückt war, wird berichtet, keiner seiner zahlreichen ausländischen Besucher habe in 44 Regierungsjahren einen stärkeren Eindruck hinterlassen als 1877 der unprätentiös bürgerliche Ex-Bürgerkriegsheld und Ex-Präsident Ulysses S. Grant.117 Von derlei «interkulturellen» Begegnungen, wäre es denn öfter dazu gekommen, hätte man sich wenig versprechen können. Europäer des 19. Jahrhunderts kultivierten das alte Bild vom tumben und verkommenen «orientalischen Potentaten», der gerade einmal als Stoff für Operetten herhalten konnte. Gilbert und Sullivans The Micado (1885) war eine Japanphantasie ohne den geringsten Bezug zur realen Figur des energischen und fähigen Meiji-Kaisers. Aber das spielte auch keine Rolle. In der klischeeartigen europäischen Wahrnehmung schienen die osmanischen Sultane den «kranken Mann am Bosporus» selbst zu verkörpern. Klischees verdunkelten die Leistungen solch aufgeklärter Herrscher wie der Könige Mongkut und Chulalongkorn von Siam oder Mindon von Burma. An Mindon interessierte die Öffentlichkeit vor allem ein pittoreskes Detail: In seiner Gegenwart zogen britische Botschafter, wie vorgeschrieben, noch jahrzehntelang ihre Schuhe aus. Als die britisch-indische Regierung in Kalkutta dies 1875 verbot, kam das einem Entzug der diplomatischen Anerkennung Burmas gleich. Die Schuhfrage wurde zu einem der Gründe für die Annexion des burmesischen Reststaates.118
Fehlende Achtung für die Herrscher spiegelte mangelnden Respekt für ihre Länder. Das Völkerrecht, das 1815 an Bedeutung gewann und seit den vierziger Jahren vor allem von britischen Juristen ausgestaltet und von der britischen Politik gefördert wurde, schützte außereuropäische Territorien nicht. Es ließ auch ungeregelte Rechtsräume, besonders auf See. So trafen Kapitäne von Walfangschiffen, die in derselben Gegend jagten, detaillierte Absprachen für Konfliktfälle über die Entdeckung und die Aneignung der Beute.119 Im Zeichen britischer Vorherrschaft auf den Meeren gab es kein Seerecht, das die Schwächeren vor den Starken bewahrte. Die europäische Expansion des 19. Jahrhunderts bediente sich nach englischem Vorbild bevorzugt der Rechtsform des «Protektorats». Damit war ursprünglich nur ein Zustand gemeint, in dem ein Staat die Wahrnehmung seiner Außenbeziehungen einem Protektor übertrug. In der kolonialen Praxis war jedoch mit der Errichtung eines Protektorats oft nur «eine verschleierte Form der Annexion» gemeint.120 Diese Rechtsform war beliebt, weil sie dem Protektor alle Chancen der wirtschaftlichen Ausbeutung sicherte, ohne ihm die Last einer verantwortlichen Verwaltung des beherrschten Gebiets aufzubürden. Solange kein Dritter, also eine andere Kolonialmacht, der Errichtung eines Protektoratsverhältnisses widersprach, stand dem völkerrechtlich nichts im Wege. Oft kam es vor, dass Protektorate, entgegen der Rechtsdoktrin, über Gemeinschaften erklärt wurden, die man beim besten Willen nicht als Staaten klassifizieren konnte. Am anderen Ende des Spektrums war es möglich, einen seit Jahrhunderten etablierten Staat, der mindestens so stabil legitimiert war wie die meisten europäischen Staaten, von der Landkarte zu tilgen. Korea, ein Land mit kontinuierlicher Staatlichkeit seit dem 14. Jahrhundert und 1905 zum japanischen Protektorat erklärt, wandte sich 1907 an die Zweite Haager Friedenskonferenz, um gegen seine Degradierung zu protestieren. Das Konferenzpräsidium ließ die koreanischen Vertreter überhaupt nicht zu und machte damit deutlich, dass es Korea für ein illegales oder nicht existierendes Land hielt. Ein solcher Standpunkt war machtpolitisch durchzusetzen. Korea wurde 1910 von den Japanern annektiert und blieb deren Kolonie bis 1945. Dennoch: Entscheidungen dieser Art, so oft von Ministern oder im kleinsten Konferenzkreis der Großmächte getroffen, wurden allmählich Gegenstand öffentlicher Debatten.
Es ist nahezu ein Gemeinplatz zu sagen, die Zeit zwischen etwa 1815 und 1870 sei das klassische Zeitalter der Außenpolitik als reinem Machtspiel aristokratischer Experten gewesen. Bis dahin verhinderten dynastische Rücksichten oft eine «realistische» Außenpolitik, und die Professionalisierung der Diplomatie stand erst in den Anfängen. Danach machten sich Presse und Wählerstimmung als plebejische Störfaktoren bemerkbar. Der erste Napoleon, nicht weniger als seine großen Gegenspieler William Pitt d.J. und Fürst Metternich, hielt das Volk von Entscheidungen über Krieg und Frieden fern. Der dritte Napoleon spielte dann mit den Gefühlen der Massen. Er inszenierte publikumswirksame Krisen und ordnete koloniale Eroberungen an, etwa in Vietnam, um zu Hause die Stimmung zu verbessern. Bismarck, der sich von niemandem in seine Außenpolitik hineinreden ließ, zog dennoch gelegentlich die Karte nationaler Mobilisierung, so etwa 1870, als ihm Napoleons Kriegserklärung den willkommenen Vorwand gab, die Deutschen patriotisch zusammenzuschweißen. Sein britischer Dauerkontrahent Gladstone, im Gegensatz zu Bismarck zu einer moralisierend-idealistischen Außenpolitik tendierend, startete öffentliche Kampagnen aus Anlass von Missständen und Massakern in Italien und Bulgarien. Große imperialistische Gemütsaufwallungen ereigneten sich in Russland 1877, als panslawistische Enthusiasten den Zaren Alexander II. zu einer Kriegserklärung an das Osmanische Reich drängten, die nach seinem eigenen Urteil nicht im nationalen Interesse lag,121 später in Japan 1895 oder in den USA 1898. Die «jingoistische» Stimmung in den USA übertraf nahezu alles, was man in den Jahren des «Hochimperialismus» in Europa erlebte.122 Überall war zweierlei beteiligt: Nationalismus und die Presse. Unter solchen Bedingungen ließen sich öffentliche Reaktionen immer weniger (wie Bismarck es bevorzugte) ein- und ausknipsen. Es konnte die Situation entstehen, dass die Politik in der Öffentlichkeit einen nationalistischen Erwartungsdruck erzeugte, dem sie sich dann kaum noch zu entziehen vermochte. Die Zweite Marokkokrise von 1911, bei welcher der deutsche Außenstaatssekretär Alfred von Kiderlen-Wächter mit seinen medialen Helfern leichtfertig eine Kriegsstimmung herbeiredete, war dafür ein Beispiel.123 Klassische Arkanpolitik und Geheimdiplomatie hatten um die Jahrhundertwende den Höhepunkt ihrer Wirksamkeit überschritten. So fanden die von Präsident Theodore Roosevelt vermittelten russisch-japanischen Friedensverhandlungen nach dem Krieg von 1904/05 unter großer Anteilnahme der entstehenden Weltöffentlichkeit statt. Alle beteiligten Parteien standen vor der Notwendigkeit, eine geschickte Pressepolitik zu betreiben.
|  Widerstand


Das galt auch für Teile der sogenannten Peripherie. In Indien, im Iran und in China ging damals anti-imperialistischer Widerstand über chancenlose Militäraktionen hinaus und bediente sich moderner Agitationsformen. Im Iran hatten schon 1873 Notabeln und Korangelehrte protestiert, als die Regierung des Schahs dem Baron Julius de Reuter, Besitzer der gleichnamigen Presseagentur, eine sehr weitgehende Konzession für den Eisenbahnbau und andere Investitionsprojekte gewährt hatte. Ähnliches wiederholte sich mit viel größerer Massenbeteiligung: Im Winter 1891/92 brachen im Iran landesweite Proteste gegen ein Monopol für Produktion, Inlandverkauf und Export von Tabak aus, das der Schah einem britischen Geschäftsmann übertragen hatte. Sogar die Frauen des Schahs und die nicht-muslimischen Minderheiten beteiligten sich daran. Anfang 1892 wurde die Konzession vollständig storniert, allerdings gegen eine exorbitante Entschädigung, die den Iran zwang, seine erste Auslandsanleihe aufzunehmen. Dies war der erste erfolgreiche Massenprotest in der neueren Geschichte des Landes. Muslimische Geistlichkeit, Kaufleute und große Teile der städtischen Bevölkerung gingen einträchtig gegen die Politik der Regierung vor. Der Telegraph ermöglichte die Abstimmung des taktischen Vorgehens über große Entfernungen.124
1905 ist das Jahr, in dem sich diese Art von nationalistischer Gegenöffentlichkeit zum ersten Mal quer durch Asien bemerkbar machte. Das wichtigste Mittel war der Boykott. 1905 wurden in Indien große Boykotte gegen Großbritannien organisiert. Ein nahezu landesweiter Boykott amerikanischer Schiffe und Waren in China, ausgelöst durch die Verschärfung der US-amerikanischen Immigrationspraxis, war, nur wenige Jahre nach dem archaischen Gewaltexzess des Boxerkrieges, die erste moderne Massenbewegung in der Geschichte des Landes. Der britische Gesandte registrierte 1906 ein «Bewusstsein nationaler Solidarität, das in China völlig neu ist».125 Im Osmanischen Reich kam es nach der österreichischen Annexion von Bosnien und Herzegowina, zwei osmanischen Provinzen, die bereits seit 1878 unter faktischer österreichischer Kontrolle gestanden hatten, im Oktober 1908 zu großen Protestaktionen. Innerhalb kurzer Zeit nach dem Eintreffen der ersten Nachrichten von dem Ereignis versammelten sich in Istanbul, ohnehin schon durch die jungtürkische Revolution aufgewühlt, empörte Menschenmengen und blockierten den Zugang zu österreichischen Geschäften. Der Boykott erfasste andere Städte des Reiches. Er endete erst 1909, nachdem die Hohe Pforte die Annexion anerkannt, Österreich-Ungarn sich aber zur Zahlung einer Entschädigung bereitgefunden hatte.126 Alle diese Protestbewegungen, die nicht in offensichtlicher Weise miteinander verbunden waren, werden mit dem Schlagwort «nationalistisch» nur oberflächlich charakterisiert. Stets gab es lokalspezifische Ursachen und Triebkräfte. Gleichwohl ist unverkennbar, dass hinter diesen Bewegungen neuen Typs nicht nur spontaner Ärger und unmittelbare materielle Interessen standen, sondern auch – und das verbindet sie alle – ein sich allmählich kräftigendes Bewusstsein von so etwas wie internationaler Gerechtigkeit. Wer diese neuartigen Ansprüche und Normen erst im Denken Präsident Woodrow Wilsons und auf der Pariser Friedenskonferenz von 1919 erkennen kann, übersieht ihre außerokzidentalen Ursprünge in asiatischen und auch afrikanischen Reaktionen auf den europäischen Imperialismus. Im Unterschied zu fast allen primary resistance movements, mit denen sich nichteuropäische Gesellschaften gegen ihre allerersten Invasionen durch Europäer wehrten, waren diese überwiegend friedlich ausgetragenen Massenproteste bemerkenswert erfolgreich. Improvisierte Allianzen quer durch die städtische Gesellschaftshierarchie (die Bauern waren wenig involviert) erreichten mehr, als die bloße Diplomatie der Regierungen es je vermochte. Unter den Staaten der Zeit vor 1914 hatte von allen afro-asiatischen Ländern allein Japan den internationalen Einfluss, um zum Beispiel seine Bürger im westlichen Ausland vor rassistischen Diskriminierungen zu schützen. Und selbst dieser Einfluss war sehr begrenzt, wie sich auf der Friedenskonferenz von 1919 schmerzlich zeigen sollte.127
5  |  Internationalismen und normative Universalisierung

Eine Verdichtung und Integration der Staatengemeinschaft erfolgte nicht nur durch die Ausbreitung zwischenstaatlicher Verkehrsformen europäischen Typs und der ihnen korrespondierenden Völkerrechtsnormen. Auch private oder nicht-gouvernementale Verflechtungen transnationalen Charakters nahmen in der zweiten Jahrhunderthälfte sprunghaft zu. Neu war das im 19. Jahrhundert selbstverständlich nicht. Schon die Renaissance, die Reformation und die Aufklärung waren in Europa wenn nicht «transnationale», so doch grenzüberschreitende Diskurse und Intellektuellenbewegungen gewesen; Musik und Malerei, Naturwissenschaft und Technologie hatten sich nie durch Landesgrenzen aufhalten lassen. Seit etwa der Mitte des 19. Jahrhunderts nahmen transnationale Initiativen nichtstaatlichen Charakters an Zahl und Reichweite zu. Statistiker haben die Häufigkeit der Gründungen von sogenannten International Nongovernmental Organizations (INGO) ausgezählt. Bis etwa 1890 gab es davon sehr wenige, dann vervielfachte sich die Zahl der Gründungen, erreichte einen Höhepunkt 1910 (der bis 1945 nicht wieder übertroffen werden würde) und ging schon in den letzten Jahren vor dem Ersten Weltkrieg wieder zurück.128 Zu fast jeder dieser Initiativen könnte eine eigene Geschichte erzählt werden. Nach Zielen, Organisation und Trägerschaft waren sie ganz unterschiedlich.
|  Das Rote Kreuz


Henri Dunants Rotes Kreuz war die erfolgreichste all dieser Organisationen. Es verdankte seinen Erfolg einer genial ausgedachten Arbeitsteilung: Während das Internationale Komitee in Genf sich darauf konzentrierte, die Weltlage kritisch zu beobachten und über die 1864 beschlossene Genfer Konvention («Konvention zur Verbesserung des Loses der verwundeten Soldaten der Armeen im Felde») und ihrer Nachfolgedokumente zu wachen, wurden in den einzelnen Ländern ab 1863 nationale Rotkreuzgesellschaften gegründet, zuerst in Württemberg und Baden; 1870 existierten sie in allen west- und nordeuropäischen Staaten. Daraus hatte sich bis zum Ersten Weltkrieg eine breit und tief ausdifferenzierte Organisation entwickelt, die dennoch den Übeln der Bürokratisierung entging. Sie wurde vom Enthusiasmus Hunderter und Tausender von Freiwilligen getragen. Die Organisation war locker genug, um Finanzspenden und persönliches Engagement jeder Art und Größenordnung nutzen zu können. Das Verhältnis von nationalen Organisationsstilen und internationalistischer Grundausrichtung bildete dabei ein Problem, das bis heute immer wieder neu zu lösen ist. Während der Aufbauphase des Roten Kreuzes traten Probleme der Asymmetrie auf. Im Deutschen Krieg von 1866 wandte Preußen die Genfer Konvention an, während Österreich es nicht tat; 1894/95 verpflichtete sich Japan zur unilateralen Beachtung der Genfer Regeln, China hingegen nicht. In den 1870er Jahren stellte sich das Problem, ob die Genfer Konvention auch in Bürgerkriegen (damals auf dem Balkan) anzuwenden sei. Diese Frage wurde für den Balkan bejaht, wo eine solche Interpretation damals vor allem die Gegner des im Westen als besonders «grausam» bewerteten Osmanischen Reiches schützte, aber vor dem Ersten Weltkrieg von den Großmächten generell negativ beantwortet. Gleichzeitig erhob sich bei der Konfrontation zwischen dem muslimischen Reich des Sultans und seinen Gegnern auf dem Balkan die Frage, ob die ursprünglich als «christlich» verstandenen Prinzipien des Genfer Komitees auch außerhalb des christlichen Westens Gültigkeit beanspruchen dürften. Die Antwort bestand darin, auf längere Sicht den überreligiösen humanitären Charakter des Rotkreuzgedankens und des Kriegsvölkerrechts zu betonen. Bereits im blutigen Getümmel der Balkankriege nach 1875, als Muslime aggressiv gegen Träger des Rotkreuz-Symbols vorgingen, begannen improvisierte Verhandlungen über die alternative Symbolik des Roten Halbmonds.129 Die Idee des Roten Kreuzes hatte auch ferne Wirkungen. In China gab es eine lange Tradition lokaler philanthropischer Hilfe. Sie wurde im 19. Jahrhundert von neuen gesellschaftlichen Kräften wiederbelebt, die darin eine Möglichkeit zum Reputationsgewinn sahen. Als während des Boxerkrieges von 1900 zahlreiche Opfer unter der Zivilbevölkerung zu beklagen waren und viele Menschen heimatlos wurden, entsandten reiche Kaufleute aus Jiangnan, der Gegend am unteren Yangzi, Hilfsgüter in den Norden und holten umgekehrt Opfer aus den Katastrophengebieten, um sie im Süden zu versorgen. Dies war das erste Beispiel von transregionaler Hilfe großen Stils in China. Das Rote Kreuz diente dabei als Vorbild, und schon während des folgenden Jahrzehnts entstand ein eigener chinesischer Rotkreuz-Aktivismus.130
Der Humanitarismus einiger Genfer Bürger und das Rote Kreuz, das daraus entstand, sind eine wichtige Etappe im Wachstum eines «internationalen sozialen Gewissens».131 Die Bewegung zur Abschaffung von Sklavenhandel und Sklaverei war eine wichtige Vorläuferin gewesen. Der Humanitarismus stellte eine Gegenbewegung zu mächtigen Tendenzen der Zeit dar, ein moralisches Korrektiv gegen den normativen Minimalismus der Anarchie unter den Völkern und Staaten.
|  Politische Internationalismen


Als solche Gegenmächte und Gegengewichte verstanden sich auch die zahlreichen nichtstaatlichen politischen Internationalismen der Zeit. Dazu gehörten die von Karl Marx 1864 persönlich gegründete Erste Internationale und die viel umfassendere und stabilere Zweite Internationale der Arbeiterbewegung und ihrer sozialistischen Parteien (gegründet in Paris 1889). Beide blieben auf Europa beschränkt, da es in den USA keinen breit organisierten, politisch einflussreichen Sozialismus gab.132 In Japan, dem einzigen nicht-westlichen Land mit einem entstehenden industriellen Nährboden für sozialistische Organisationen, wurden die ersten Sozialisten, unter ihnen der auch als Theoretiker des Imperialismus hervorgetretene Kotoku Shusui, brutal verfolgt. Eine 1901 gegründete sozialdemokratische Partei und die Anfänge ihrer Presse wurden unverzüglich unterdrückt.133 In China gelangten der Sozialismus und der dort anfangs sehr starke Anarchismus erst während des Ersten Weltkriegs über kleine Intellektuellenzirkel hinaus und wurden dann nach 1921 durch Agenten der Dritten Internationale (Komintern) weltrevolutionär eingebunden. Der Sozialismus in seinen verschiedenen Spielarten war von Anfang an eine transnationale Bewegung. Schon die «früh»-sozialistischen Saint-Simonisten hatte es nach Ägypten gezogen. Ob und wie sich die einzelnen sozialistischen Bewegungen vor 1914 in ihren jeweiligen politischen Kontexten «nationalisierten», ist ein großes Thema der Geschichtsschreibung geblieben. Diese Nationalisierung hat dann 1914 über den Internationalismus die Oberhand gewonnen. Der Anarchismus, der Zwilling des Sozialismus in der Entstehungszeit beider Bewegungen, verwurzelte sich niemals ebenso stark. Er war im Grunde überall Exilpolitik und konspirative Aktion; Grenzüberschreitung gehörte zu seinem Wesen.
Die Frauenbewegung, d.h. zuerst der Kampf der Frauen selbst für bürgerliche und politische Rechte, war im Prinzip mobiler und expansionsfähiger als die sozialistische Arbeiterbewegung, die es ohne zumindest Ansätze eines Industrieproletariats nicht geben konnte. Politische Frauenbewegungen tauchten daher nicht als Nebeneffekt der Industrialisierung auf, sondern fast überall dort, wo «die Demokratisierung für Männer auf der Tagesordnung stand».134 Da dies auch recht früh schon in den USA, in Kanada, Australien und Neuseeland der Fall war, entstanden überall dort Organisationen des Suffragismus, schließlich auch 1919 in Japan, wo just zu dieser Zeit neben der Wahlrechtsfrage auch das kulturelle Bild der «Neuen Frau» lebhaft diskutiert wurde (wie auch in China und Europa).135 Die Frauenbewegung war also in mancher Hinsicht internationaler als die Arbeiterbewegung, sie hatte, zumindest potenziell, eine breitere gesellschaftliche Rekrutierungsbasis und ließ sich weniger leicht als Gefährdung der politischen Stabilität anprangern und unterdrücken. Bis 1914 gab es nirgendwo in der kolonialen Welt (außerhalb der Dominions) Frauenrechtsorganisationen, auch nicht im nicht-kolonialen muslimischen Bereich, wohl aber (1913) in China. In mehreren Ländern begannen Frauen jedoch bereits vor 1920 in kleinen Zirkeln, sich außerhäusliche öffentliche Räume zu erschließen, am Anfang oft über karitatives Engagement, das sich von der traditionellen religiösen Armenpflege löste.136
Wie bei den meisten anderen transnationalen Netzwerken, so ist es auch im Falle der Frauenbewegung zu einfach, ihre gesamte Geschichte von den frühesten Anfängen her als ein grenzenüberschreitendes Phänomen zu entwickeln. Viel interessanter ist die Frage nach der Schwelle, jenseits deren sich einzelne Verbindungen zu Strukturen verdichten und verfestigen. Wenn es um Bewegungen geht, hat es die Geschichtsforschung deshalb relativ leicht, weil sie nach organisatorischer Kristallisierung suchen kann. Die Zweite Internationale Frauenkonferenz, die 1888 in Washington D. C. stattfand, markierte eine solche Schwelle. Daraus ging die erste langfristig beständige transnationale Frauenorganisation hervor, die sich nicht auf ein einziges Kampfziel festlegte: der International Council of Women (ICW). Der Council war von vornherein mehr als eine Vereinigung von Suffragetten, vielmehr sollte er eine Dachorganisation für nationale Frauenverbände aller Art sein. Der ICW beanspruchte 1907, für vier bis fünf Millionen Frauen zu sprechen. Zu diesem Zeitpunkt waren außerhalb Europas und Nordamerikas allerdings nur Australien und Neuseeland vertreten, Südafrika folgte 1908. Die langjährige Präsidentin – sie amtierte mit kurzen Unterbrechungen von 1893 bis 1936 – war Lady Aberdeen, eine schottische Aristokratin, die zum Zeitpunkt ihrer ersten Wahl als Frau des britischen Generalgouverneurs in Kanada lebte. Selbstverständlich gab es wie bei allen übergreifenden Organisationen dieser Art bald auch Abspaltungen und unabhängige Neugründungen. Der ICW galt zunehmend als konservativ und konfliktscheu, in den Augen vieler Frauen auch als zu adels- und monarchienah. Dennoch hat er das große Verdienst, Frauen vieler Länder zusammengebracht und Impulse für die politische Arbeit in den einzelnen Ländern vermittelt zu haben. Der feministische Internationalismus begann 1888 seine kontinuierliche Geschichte.137
Es ist erstaunlich, dass ein solcher Neuansatz erforderlich war, denn zuvor hatte es bereits eine erste internationale Frauenbewegung gegeben. Sie war um 1830 entstanden, gespeist aus den zahlreichen Diskussionen um die Rolle von Frauen in Gesellschaft und Politik, wie sie etwa von Mary Wollstonecraft oder einigen frühsozialistischen Autoren ausgelöst worden waren. Dies war eine Zeit, in der zum Beispiel George Sand einen neuen Typus der emanzipierten und in der Öffentlichkeit sichtbaren Frau repräsentierte, Louise Otto-Peters mit ihrer vielseitigen Publizistik begann, die Sozialistin Flora Tristan die neu entstehende Industriegesellschaft kritisch kommentierte und Harriet Taylor grundsätzliche Gedanken formulierte, die in die Schrift On the Subjection of Women (1869) ihres Ehemannes und Witwers John Stuart Mill eingingen, das emphatischste Freiheitsbekenntnis des liberalen Philosophen. Diese erste Frauenbewegung kulminierte auf dem europäischen Kontinent in der Revolution von 1848 – und war damit auch schon beendet. Die Politik der Reaktion unterdrückte den öffentlichen Feminismus in Frankreich, Deutschland und Österreich. Neue Gesetze untersagten es Frauen, an politischen Versammlungen teilzunehmen. Dass Assoziationen, mit denen Frauen zusammengearbeitet hatten, etwa solche sozialistischen oder freikirchlichen Charakters, ebenfalls unterdrückt wurden, zerstörte eine zivilgesellschaftliche Infrastruktur.
Paradoxerweise förderte aber dieser Rückschlag, der in vielen persönlichen Tragödien endete, die internationale Frauenbewegung: denn es gelang einigen wichtigen Vertreterinnen dieser ersten Generation, in freiere Länder, vor allem die Vereinigten Staaten, zu fliehen und dort ihre Arbeit fortzusetzen. In den USA gab es bereits Frauenorganisationen, die durch den Zuzug aus Europa belebt und gestärkt wurden. Dennoch hielt dieser Aufschwung nicht an. Mitte der fünfziger Jahre war ein Höhepunkt der Aktivitäten erreicht. Dann kam es zu Zerwürfnissen über die Sklavereifrage (viele Feministinnen meinten, hinter ihr solle der Kampf für Frauenrechte einstweilen zurücktreten); auch sorgte die Nationalisierung fast aller Politik in Europa in den 1850er und 1860er Jahren dafür, dass von dort keine neuen internationalistischen Impulse ausgingen. Anfang der sechziger Jahre waren die internationalen Bande der Frauenbewegung schwach geworden. Die Initiativen ein Vierteljahrhundert später bedeuteten daher einen Neuanfang.138 So jedenfalls sieht es auf der Ebene organisierter Bewegungen aus. Weniger weiß man bisher über die informellen persönlichen Netze, mit denen sich Frauen während des ganzen Jahrhunderts etwa transatlantisch verbanden, als Reisende, Missionarinnen und Gouvernanten, als Künstlerinnen und Unternehmerinnen.139 Auch das British Empire wurde im Laufe der Zeit zu einem Wahrnehmungs- und Aktionsraum für weibliche Solidarität. Viktorianische Feministinnen engagierten sich für eine Verbesserung der rechtlichen Stellung indischer Frauen, und Kampagnen gegen die chinesische Sitte des erzwungenen Fußbindens fanden Unterstützung bei britischen und amerikanischen Frauen, die in China damit konfrontiert waren.140
Anders als die Arbeiter- und die Frauenbewegung erstrebte der Pazifismus von vornherein nicht die Repräsentation in nationalen politischen Systemen.141 Er konnte zwar von innen heraus die Militarisierung einzelner Nationalstaaten (selten mit nennenswertem Erfolg) bekämpfen, operierte aber mit minimalen Einflusschancen allein auf der internationalen Ebene. Kriegsfurcht und Gewaltkritik sind eine alte Strömung im europäischen, daneben auch im indischen oder chinesischen Denken. Im kriegsmüden Europa nach 1815 gewannen solche Bestrebungen, von denen einige auf ältere religiöse Wurzeln (etwa Quäker und Mennoniten) zurückgingen, wieder an Zulauf, zumal in Großbritannien.142 Um öffentlichkeitswirksam zu werden, benötigt der Pazifismus die Anschaulichkeit konkreter Kriegserfahrung oder eine starke und glaubwürdige Vision von der Schrecklichkeit künftiger Kriege. Dies gab ihm auch Kraft, als er in den 1860er Jahren in Europa neue Anhänger fand. 1867 tagte in Genf der erste «Friedens- und Freiheitskongress», dem mehrere andere ähnliche Treffen begrenzten Umfangs folgten. 1889 begann der Pazifismus zu einer transnationalen Lobby zu werden. In jenem Jahr traten in Paris 310 Aktivisten zum ersten Weltfriedenskongress zusammen, dem bis 1913 insgesamt 23 weitere Kongresse folgten. Der 24. hätte im September 1914 in Wien tagen sollen. Diese internationale Friedensbewegung wurde auf dem Höhepunkt ihrer Bedeutung weltweit von etwa dreitausend Personen getragen.143 Sie war ein europäisches Projekt mit nordatlantischen Ausläufern; sonst gab es nur in Argentinien und Australien Friedensgesellschaften. Für die Kolonien, die ja keine eigenen kriegführenden Subjekte sein konnten, war Pazifismus als internationale Haltung wenig relevant (Gandhis spätere Politik der Gewaltlosigkeit war eine Strategie des inneren Ungehorsams). In Japan, das seit 1868 zielstrebig am Aufbau nationaler militärischer Größe arbeitete, konnte er in der Meiji-Zeit überhaupt nur ein Anliegen einzelner Autoren und ihrer engsten Zirkel sein und musste ohne breitere Wirkung bleiben. Der früheste japanische Pazifist war Kitamoru Tokoku (1868–1894). Wie fast alle anderen Pazifisten war er von dem in Japan damals verfemten Christentum inspiriert und bewegte sich hart an der Grenze zum Vorwurf des Landesverrats. Der chinesische Philosoph Kang Youwei entwarf 1902 im indischen Exil in seinem «Buch von der Großen Gemeinschaft» (Datongshu) eine grandiose Utopie des Weltfriedens, die erst 1935 vollständig veröffentlicht wurde und politisch wirkungslos blieb.144 China und das Osmanische Reich waren keine Bedrohung für andere Staaten, sondern mussten zusehen, dass sie ein Minimum an militärischer Stärke behielten, um sich verteidigen zu können. Pazifismus war daher politisch für sie uninteressant.
Mehr als die Arbeiter- und die Frauenbewegung war der Pazifismus des 19. Jahrhunderts, der keine «natürliche» gesellschaftliche Grundlage und Klientel besaß, sondern aus individuellen ethischen Überzeugungen entsprang, auf die charismatische Kraft Einzelner angewiesen. Deshalb war es so wichtig, dass Bertha von Suttners rhetorisch effektvoller Roman Die Waffen nieder! (1889) ein internationaler Erfolg wurde, dass der schwedische Sprengstofffabrikant Alfred Nobel einen Preis zur Erhaltung des Friedens stiftete, der – wie die anderen Nobelpreise auch – seit 1901 verliehen wurde, damals an Henri Dunant und an den französischen Politiker Frédéric Passy (1905 an Bertha von Suttner), und dass der amerikanische Stahlmagnat Andrew Carnegie 1910 Teile seines gigantischen Vermögens für Zwecke der Friedenssicherung und der Völkerverständigung zur Verfügung stellte. Die Hauptströmungen des Pazifismus sahen ihr Ziel weniger in der Abrüstung als im Aufbau einer internationalen Schiedsgerichtsbarkeit. Sie setzten keine großen Hoffnungen in ein allgemeines Friedlichwerden der Welt, sondern begnügten sich realistisch damit, elementare Konsultationsmechanismen vorzuschlagen, wie es sie in der anarchischen Staatenwelt seit dem Krimkrieg nicht mehr gab.
Die Aktivitätsdichte der internationalen Friedensbewegung erreichte einen Höhepunkt in den neunziger Jahren vor dem Hintergrund eines leichtfertigen Kriegsgeredes in Europa und der Verschärfung imperialistischer Aggressionen in Afrika und Asien. Ihr größter Erfolg war das Zusammentreten der Ersten Haager Friedenskonferenz im Jahre 1899, als gerade die Großmächte über China herfielen, die USA einen kolonialen Eroberungskrieg auf den Philippinen führten und in Südafrika der große Kampf zwischen Buren und Briten begann. Eine solche Konferenz konnte, anders als der Gründungskreis des Roten Kreuzes, keine Versammlung von Privatleuten sein. Der förmliche Anstoß musste von einer Regierung kommen. Es war dies pikanterweise die autoritärste Regierung Eurasiens, die des Zarenreiches. Das Motiv war nicht moralisch reine Friedensliebe. Russland sah sich angesichts eines intensivierten Rüstungswettlaufs in einer finanziellen Klemme und erprobte einen neuartigen Ausweg. Auf die erste Konferenz in Den Haag folgte 1907 eine zweite. Beide führten zu wichtigen Neuerungen im Völkerrecht, ohne die angestrebten Schiedsmechanismen wirklich auf die Beine zu stellen. Sie waren keine Konferenzen zur Reform des internationalen Staatensystems und standen auch nicht in der Tradition der großen Friedenskongresse. Es reflektiert die tatsächlichen oder wahrgenommenen Gewichtsverteilungen im Staatensystem, dass 1899 von den 26 vertretenen Staaten nur sechs außerhalb Europas lagen: die USA, Mexiko, Japan, China, Siam und der Iran. Die Friedenskonferenzen erwuchsen aus dichter internationaler Kooperation weniger zwischen Staaten als zwischen Einzelpersönlichkeiten, gleichsam einem transnationalen Friedensmilieu. Es war ihr Problem, dass sie die Ebene der Großmachtpolitik nicht erreichten und der «Geist von Den Haag» das Denken der politischen Entscheidungsträger nicht nennenswert veränderte.145
Wenn Regierungen in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts an internationale Beziehungen außerhalb des militarisierten Mächtespiels dachten, dann weniger an Friedensstiftung als an «Mechaniken» des Internationalismus.146 Insofern das Völkerrecht ein Instrument und Medium solcher Verdichtung unterhalb der Ebene «großer» Politik war, erfolgte ein Übergang «von einem Koexistenz- zu einem Kooperationsrecht», dessen Ziel die «solidarische Erreichung überstaatlicher Zwecke durch die Staaten» war.147 Verträge mit starker Bindungswirkung, gestützt durch periodisch zusammentretende Konferenzen von Experten, griffen einem übernationalen Recht vor, das es noch nicht gab. Das Ergebnis war eine historisch beispiellose «Normierung» auf zahlreichen Gebieten der Technik, der Kommunikation und des grenzüberschreitenden Wirtschaftsverkehrs. Von der Vereinheitlichung der Weltzeit war im Kapitel über die Zeit bereits die Rede.148 In der gleichen Epoche wurden Maße und Gewichte, die Post (Weltpostverein 1874, Weltpostvertrag 1878), Eisenbahnspurweiten, Eisenbahnfahrpläne, das Münzwesen und vieles andere mehr großräumig vereinfacht und vereinheitlicht.149 Großräumig, aber nicht wirklich global: die einzelnen Funktionssysteme waren unterschiedlich kompliziert, kulturelle und politische Widerstände unterschiedlich groß. Die internationale Briefpost kann letzten Endes leichter homogenisiert werden als die unendliche Vielfalt von Währungen und Zahlungsmitteln auf der Erde. Nicht alle der im 19. Jahrhundert angestoßenen Anpassungs- und Homogenisierungsprozesse konnten daher bereits am Ende der Epoche, um den Ersten Weltkrieg herum, abgeschlossen werden; manche ziehen sich bis heute hin. Das Wichtige ist, dass man im 19. Jahrhundert die Notwendigkeit zu solchen Regelungen sah und die ersten Schritte zu ihrer Verwirklichung unternahm. Dass große Teile der Welt noch nicht auf solche Weise integriert wurden, kann nicht verwundern. China hat bis zum heutigen Tage niemals eine international voll kompatible Währung gehabt. Auch hier blickt die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts in langer Kontinuität in das 20. Jahrhundert hinein.
Auf der anderen Seite gibt es nicht viele Verbindungen in die Vergangenheit. Die europäische frühe Neuzeit kannte zahlreiche Formen eines philosophischen und wissenschaftlichen Universalismus, schuf aber außerhalb von Handelsbeziehungen im «modernen Weltsystem» (Immanuel Wallerstein) nur wenige transeuropäische Systemverknüpfungen. Ihr Erbe lebt weniger in direkter Anknüpfung als in der Wiederaufnahme älterer Programme fort. So standen die neuen Vorschläge, eine einheitliche Welthilfssprache einzuführen, in der Nachfolge von Überlegungen, die bereits Leibniz angestellt hatte. Das bekannteste Ergebnis war noch vor der Weltsprache «Volapük» des Konstanzer Priesters Johann Martin Schleyer das 1887 von dem polnischen Augenarzt Ludwik Lejzer Zamenhof der Öffentlichkeit vorgelegte «Esperanto». 1912 gab es mehr als 1500 Esperanto sprechende Gruppen, nur wenige davon außerhalb Europas und Nordamerikas. Aus dem Sektierertum haben diese Sprachglobalisten nicht hinausgefunden; ein lebensfähiges Medium ist aus dem Esperanto nicht geworden.150 Weit hinter die frühe Neuzeit griff eine auf lange Sicht ungleich erfolgreichere Initiative zurück: die Wiederbelebung der antiken Idee der Olympischen Spiele. Eine Obsession weniger, zunächst vorwiegend englischer Hellenenfreunde und Sportenthusiasten, denen sich der anglophile französische Baron Pierre de Coubertin anschloss, führte 1896 zur ersten neuzeitlichen Olympiade und wuchs seither zu einer der umfassendsten, prestigereichsten und wirtschaftlich stärksten globalen Bewegungen heran. De Coubertins ursprüngliches Motiv entstammte keineswegs einer philosophischen Kontemplation des kommenden Weltfriedens. Vielmehr war der junge Aristokrat zu der Überzeugung gelangt, Deutschland habe den Krieg von 1870/71 wegen der Überlegenheit seines Schulturnens gewonnen. 1892 hatte er solchen athletischen Nationalismus hinter sich gelassen und propagierte den Wettkampf zwischen Sportlern aus verschiedenen Nationen.151 Die grenzüberschreitende Verbreitung anderer Sportarten, vor allem der beiden heute auf allen Kontinenten kommerziell praktizierten Mannschaftsspiele Fußball und Cricket, begann ebenfalls im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts.152
Wie die meisten Dichotomien, so ist auch der Gegensatz zwischen kriegstreiberischer Machtpolitik und den zivilen und friedlichen Bestrebungen nichtstaatlicher Internationalisten zu simpel, um ganz zu überzeugen. Tatsächlich gab es Vermittlungsstufen, vor allem Versuche nationaler Regierungen, Internationalismus für ihre eigene Außenpolitik zu nutzen, «Internationalismus zum Vorteile der Nation», wie schon 1908 der Pazifist Alfred H. Fried formulierte.153 Die Schweiz und vor allem Belgien verfolgten Internationalisierungsstrategien als Elemente ihrer nationalen Außenpolitik, indem sie etwa wissenschaftliche und wirtschaftspolitische Kongresse mit internationaler Beteiligung ausrichteten und keine Gelegenheit verstreichen ließen, um sich als Standorte für internationale Veranstaltungen und Organisationen zu empfehlen.154 Die entscheidende Gründungsperiode für IGOs, also von Regierungen geförderte International Governmental Organizations, waren die 1860er Jahre, das Jahrzehnt, in der auch die Nichtregierungs-Organisation des Roten Kreuzes entstand. Beginnend mit der Internationalen Telegraphenunion 1865 wurden bis zum Ersten Weltkrieg mehr als dreißig Organisationen dieser Art gegründet.155 Die meisten von ihnen betrachteten auch die Kolonien als Teil ihrer Tätigkeitssphäre. Noch weitaus zahlreicher waren die technischen Konferenzen, die eine Koordination der neuen Verkehrs- und Kommunikationssysteme wie des Telegraphen und der fahrplanmäßigen Dampfschifffahrt sowie eine Abgleichung zivilrechtlicher Normen etwa zur Sicherung grenzüberschreitenden Zahlungsverkehrs anstrebten. Besonders wichtig war die bereits 1851 beginnende Serie internationaler Sanitätskonferenzen.156

Unter dem Gesichtspunkt von Krieg, Frieden und internationaler Politik beginnt das 19. Jahrhundert 1815. Es folgt auf ein langes 18. Jahrhundert, das für einige Gegenden der Welt eine Zeit außergewöhnlicher militärischer Gewaltanwendung war: Europa, Indien, Südostasien oder Zentralasien. Die hundert Jahre zwischen 1815 und 1914 waren, verglichen mit der Zeit davor und danach, auf dem europäischen Kontinent eine Epoche ungewöhnlicher Friedlichkeit. Staatenkriege waren selten sowie räumlich und zeitlich begrenzt, die Opferzahlen relativ zu Truppenstärke wie Zivilbevölkerung niedrig. Die großen Bürgerkriege fanden in Amerika und China statt, nicht in Europa. Waffentechnik, Eisenbahn (diese zuerst 1859 in Italien), Generalstabsorganisation und Wehrpflicht revolutionierten die Kriegführung. Die Potenziale entluden sich erst 1914. Der damals beginnende Große Krieg verlief unter anderem deshalb so langwierig, weil die Hauptkontrahenten im Prinzip über ähnliche Voraussetzungen verfügten. Einzelne Blitzkampagnen waren noch möglich, aber nicht mehr erfolgreiche Blitzkriege von napoleonischem Typ, die den Gegner innerhalb von Tagen niederwarfen. Technologische und organisatorische Vorsprünge Europas und Nordamerikas kamen im 19. Jahrhundert, vor allem nach etwa 1840, dort zur Geltung, wo kein Wettrüsten Gleichgewichte herzustellen vermochte: gegenüber den vorindustriellen Militärkulturen in Asien, Afrika, in Neuseeland und im Inneren Nordamerikas. Der «asymmetrische» Kolonialkrieg wurde zu einer der charakteristischen Gewaltformen der Epoche. Eine weitere war der Öffnungskrieg, eine eher punktuelle Aktion, die nicht territoriale Eroberung, sondern politische Gefügigkeit und die Umpolung außenpolitischer Orientierungen zum Westen hin bezweckte. Militärische Macht konzentrierte sich in den Arsenalen und Händen einer kleiner werdenden Zahl von «Großmächten». Mit der Ausnahme Japans nach ca. 1880 lagen sie geographisch im Norden, kulturell im «Westen». Trotz aller regionaler Machtdifferenzen, die zum Beispiel das imperiale Ägypten unter Muhammad Ali als einen durchaus respektablen militärischen Faktor erscheinen ließen: Erstmals seit Jahrhunderten gab es in ganz Afrika, in der gesamten muslimischen Welt und auf dem eurasischen Kontinent östlich von Russland keinen einzigen Staat mehr, der imstande war, seine Grenzen erfolgreich zu verteidigen oder gar seine Macht über die eigenen Landes- oder Reichsgrenzen hinaus zu projizieren. Auch das Osmanische Reich hatte diese Fähigkeit nach dem Krieg gegen Russland 1877/78 endgültig verloren. Brasilien war eine starke Regionalmacht, aber auch nicht mehr.
In einer Zeit, in der sich durch Migration, Handel, Währungsabstimmungen und später auch Kapitaltransfer weltumspannende Zusammenhänge herausbildeten, wurde keine globale politische Ordnung geschaffen. Selbst das umfassendste der europäischen Imperien, obwohl zeitweise wirtschaftlich dominant und normativ als Vorbild akzeptiert, war weit davon entfernt, ein ordnungstiftendes Universalreich zu sein. Zwischen den Großmächten Europas wurde 1814/15 eine erstaunlich erfolgreiche Friedensordnung vereinbart. Zwischen denselben Großmächten in ihrem Charakter als Imperien mit Überseeinteressen herrschte indessen weiterhin prinzipiell Anarchie, auch wenn große inter-imperiale Kriege ausblieben und vor allem der französisch-englische Gegensatz, der das 18. Jahrhundert bis zur Schlacht von Waterloo geprägt hatte, nie wieder zu einem Krieg aufflammte. Die alten regionalen Ordnungen, die es in der Geschichte der Staaten immer gegeben hatte, wurden aufgelöst und absorbiert. Die indische Staatenwelt verschwand im Bauch des British Empire. Die alt-chinesische, von der Qing-Dynastie im 18. Jahrhundert perfektionierte Weltordnung ging mit der Kolonisierung der traditionellen Tributperipherie unter. Japan hatte noch nicht den Willen und die Kraft, eine neue eigene Ordnung zu gestalten; das sollte erst nach 1931 geschehen und bei riesigen Menschenopfern nach vierzehn Jahren bereits wieder vorüber sein. So war das 19. Jahrhundert außerhalb des europäischen Geltungsbereichs der Wiener Ordnung und nach dem Krimkrieg auch in Europa selbst durch eine Art von regulierter Anarchie gekennzeichnet, zu deren herrschender Ideologie um 1900 ein sozialdarwinistisch-rassistisch verstandener internationaler Liberalismus geworden war. Regulierung verharrte im vorpolitischen Raum und ging von zahlreichen privaten oder manchmal technisch-administrativen Initiativen zu internationaler Vereinheitlichung, Solidarität und Harmonie aus. All dies konnte den Weltkrieg nicht verhindern, und kaum ein Jahrzehnt nach dem Ende des Krieges begannen schon wieder die Hoffnungen zu verfliegen, man habe die richtigen Lehren aus der Katastrophe gezogen und den Weg zu einer tragfähigen Friedensordnung beschritten.




X  |  Revolutionen:
Von Philadelphia über Nanjing nach St. Petersburg

1  |  Revolutionen – von unten, von oben und woher sonst?

|  Philosophische und strukturelle Begriffe von «Revolution»


Mehr als in jeder anderen Epoche war Politik im 19. Jahrhundert revolutionäre Politik: Politik, in der nicht «alte Rechte» verteidigt wurden, die vielmehr in die Zukunft vorausgriff und partikulare Interessen, etwa die einer besonderen «Klasse» oder Klassenkoalition, zu Interessen einer ganzen Nation oder gar der Menschheit erhob. «Revolution» wurde in Europa zu einer zentralen Idee des politischen Denkens, zum Maßstab, der erstmals «Linke» und «Rechte» voneinander schied. Das ganze lange 19. Jahrhundert war eine Zeit der Revolutionen. Am offensichtlichsten wird dies durch den Blick auf die politische Landkarte. Zwischen 1783, als in Nordamerika die größte Republik der Welt entstand, und der nahezu weltweiten Krise am Ende des Ersten Weltkriegs verschwanden einige der ältesten und machtvollsten Staatsorganisationen von der historischen Bildfläche: der britische und der spanische Kolonialstaat in Amerika (jedenfalls südlich von Kanada), das Ancien Régime der Bourbonendynastie in Frankreich, die Monarchien in China, im Iran, im Osmanischen Reich, im Zarenreich, in Österreich-Ungarn und in Deutschland. Umbrüche von revolutionärer Konsequenz geschahen nach 1865 in den Südstaaten der USA und nach 1868 in Japan sowie überall dort, wo Kolonialherrschaft einheimische Herrschaftsgruppen entmachtete und sich als direct rule etablierte. In jedem dieser Fälle wurde nicht bloß das staatliche Personal innerhalb eines fortbestehenden institutionellen Gehäuses ausgewechselt. Neue Ordnungen mit neuen Legitimationsgrundlagen entstanden. Rückwege in die Welt vor den Neustiftungen waren verbaut. Nirgends gelang die Wiederherstellung vorrevolutionärer Zustände.
Die Geburt der USA 1783 war das erste Gründungsdatum eines Staates neuen Typs. Die revolutionäre Unruhe, die zu diesem Ergebnis führte, hatte bereits um die Mitte der 1760er Jahre begonnen, damit im Grunde auch das Zeitalter der Revolution. Ein Zeitalter der Revolution oder der Revolutionen? Für beides sprechen gute Gründe. Eine geschichtsphilosophische Auffassung von «Revolution» bevorzugt den Singular, eine strukturelle den Plural. Die Urheber und miterlebenden Zeitgenossen der Revolutionen in Nordamerika und Frankreich sahen vor allem die Singularität des Neuen. Für sie war das, was 1776 in Philadelphia und 1789 in Paris geschah, ohne Beispiel in der gesamten Geschichte der Menschheit. Durch die Proklamation der Unabhängigkeit der dreizehn Kolonien von der britischen Krone und durch die spontane Bildung einer verfassunggebenden Nationalversammlung in Frankreich schien die Geschichte in einen neuen Aggregatzustand versetzt worden zu sein. Hatten frühere gewaltsame Umwälzungen doch immer wieder nur zu den bloß äußerlich modifizierten früheren Zuständen zurückgeführt, so sprengten die amerikanischen und die französischen Revolutionäre den Horizont der Zeit, öffneten eine Bahn linearen Fortschritts, fundierten gesellschaftliches Zusammenleben erstmals auf dem Prinzip formaler Gleichheit und unterstellten politische Machthaber einer regelgeleiteten, von Traditionen wie von Charisma gelösten Rechenschaftspflicht gegenüber einer Gemeinschaft von Staatsbürgern. Mit diesen beiden Revolutionen, so unterschiedlich sie gemeint gewesen waren, begann die politische Moderne. Nichts an ihnen blickte zurück, war «frühneuzeitlich». Sie setzten Maßstäbe, an denen alles neu gemessen wurde. Erst seit den beiden Revolutionen des Aufklärungszeitalters trugen die Verteidiger des Bestehenden den Stempel des Überholten, Gegenrevolutionären, Reaktionären oder mussten ihre Haltung als bewusst «konservativ» neu begründen.
Die Revolutionen – die Französische mehr als die Nordamerikanische – polarisierten entlang neuer Bruchlinien: nicht länger zwischen Elitefaktionen oder Religionsgruppen, sondern zwischen Weltanschauungslagern. Zugleich und in einem Widerspruch, der niemals gelöst wurde, erhoben sie den Anspruch auf menschheitliche Versöhnung. «Für die Modernität der Revolution», so hat Hannah Arendt geschrieben, «ist vermutlich nichts so charakteristisch, als dass sie von vornherein beanspruchte, die Sache der Menschheit zu vertreten […].»1 Und sie zitiert jemanden, der beide Revolutionen durchlebt und beeinflusst hatte. Schon 1776 hatte der Engländer Thomas Paine diesen neuen Ton angeschlagen und ein Lieblingsthema der europäischen Aufklärung, das Fortschreiten des «Menschengeschlechts», mit dem lokalen Protest einiger britischer Untertanen verkoppelt. Amerikas Bestrebungen seien die der gesamten Menschheit: «The cause of America is in great measure the cause of all mankind.»2 Nimmt man die Programme der Nordamerikanischen und der Französischen Revolution beim Wort, dann gehören seither zu jeder Revolution, die sich so nennen darf, das «Pathos des Neubeginns» (Arendt)3 und der Anspruch, mehr zu vertreten als nur die selbstsüchtigen Interessen der Protestierenden. Eine Revolution ist in diesem Verständnis ein lokales Ereignis mit universalem Geltungsanspruch. Und jede spätere Revolution zehrt von den Ideenpotenzialen, die mit der revolutionären Urzeugung von 1776 und 1789 in die Welt kamen, jede ist in gewissem Sinne imitativ.
Ein solcher philosophischer Begriff von «Revolution» ist freilich sehr eng, und er wird noch enger, wenn man verlangt, dass Revolutionen notwendig unter der Parole der «Freiheit» zu geschehen hätten und stets dem «Fortschritt» dienen sollten. Auch verallgemeinert er einen Universalitätsanspruch, der eine Erfindung des Okzidents war und sich nirgendwo sonst ähnlich findet. Eine größere Zahl von Fällen in einem weiteren Raum bekommt man in den Blick, wenn man nicht nach Zielen und ihrer philosophischen Begründung fragt, auch nicht nach der geschichtsphilosophischen Sonderrolle der Großen Revolutionen, sondern nach dem beobachtbaren Geschehen und seinen strukturellen Ergebnissen.4 Eine Revolution ist dann ein Fall von kollektivem Protest mit besonderer Tragweite: ein tiefgreifender politischer Systemwechsel unter Beteiligung von Menschen, die nicht dem Kreis der bisherigen Inhaber der Macht angehörten. In der umsichtigen Sprache eines Sozialwissenschaftlers, der darauf achtet, seine begrifflichen Werkzeuge scharf zu halten, lässt sich definieren, eine Revolution sei «der erfolgreiche Umsturz der bisher herrschenden Eliten durch neue Eliten […], die nach ihrer (meist mit größerem Gewaltgebrauch und der Mobilisierung von Massen verbundenen) Machtübernahme die Sozialstruktur (und damit auch Herrschaftsstruktur) fundamental verändern».5
Hier ist nichts über einen geschichtsphilosophischen Augenblick gesagt, das Pathos der Modernität verflüchtigt sich. Revolutionen in dieser Bedeutung kann es nahezu überall und in jeder Epoche geben. In der gesamten dokumentierten Geschichte ist es tatsächlich immer wieder zu radikalen Einschnitten gekommen, auch solchen, bei denen viele Menschen glaubten, alles Gewohnte sei auf den Kopf gestellt oder gar zerstört worden. Gäbe es eine Statistik über solche Umbrüche, würde sie wahrscheinlich zeigen, dass besonders tiefe Zäsuren öfter noch als auf Revolutionen auf militärische Eroberungen zurückzuführen sind. Die Eroberer besiegen nicht allein eine Armee. Sie besetzen das unterlegene Land, vernichten oder entmachten zumindest einen Teil seiner bisherigen Elite und pflanzen sich an deren Stelle, führen fremde Gesetze, manchmal auch eine fremde Religion ein. Das geschah auch im 19. Jahrhundert noch überall auf der Welt. Koloniale Eroberung war daher, von ihren Auswirkungen her betrachtet, in einem ganz konkreten, gar nicht übertragenen Sinne oft «revolutionär». Sie musste schon sehr sanft und allmählich vor sich gehen, wenn sie von den Eroberten nicht als traumatischer Einbruch erlebt werden sollte. Selbst dort, wo die alte Elite physisch erhalten blieb, wurde sie dadurch degradiert, dass sich eine neue Herrenkaste über sie legte. Die Machtübernahme durch landfremde Kolonialherren als Folge militärischer Invasion, seltener als Ergebnis von Verhandlungen, hatte also in vielen Fällen für Afrikaner, Asiaten oder Südseeinsulaner durchaus den Charakter einer Revolution. Man könnte diesen Gedanken noch einen Schritt weiter ausspinnen: Auf längere Sicht war der Kolonialismus vor allem dadurch revolutionär, dass er nach der Eroberung Spielräume für den Aufstieg neuer Gruppen in der indigenen Gesellschaft schuf und dadurch eine zweite Welle von Revolutionen vorbereitete. Die eigentliche soziale und politische Revolution fand in manchen Ländern erst während oder nach der De-Kolonisation statt. Revolutionäre Diskontinuität steht am Anfang und am Ende der Kolonialzeit.
Dass auch Eroberungen durch äußere Kriegsmächte «Revolutionen» sein konnten, war Europäern im 18. und noch im 19. Jahrhundert gegenwärtiger als uns heute. So wurde die Eroberung Chinas durch die Mandschu, die mit dem Sturz der Ming-Dynastie 1644 begann und sich dann noch mehrere Jahrzehnte hinzog, in einer reichhaltigen europäischen Publizistik bis ins frühe 19. Jahrhundert hinein als ein besonders drastisches Beispiel für eine «Revolution» dargestellt und bezeichnet. Die ältere politische Sprache Europas verband den Begriff der Revolution eng mit dem Aufstieg und Fall der Reiche. Dabei spielten in einer Weise, die Edward Gibbon zwischen 1776 und 1788 – also im beginnenden Zeitalter der Revolutionen! – in seinem Werk über Niedergang und Fall des Römischen Reiches mit dem Blick auf die mittelmeerische Spätantike und das eurasische Mittelalter großartig zusammenfasste, mehrere Faktoren zusammen: innerer Aufruhr und Elitenwechsel, militärische Bedrohung von außen, Sezessionen an der Peripherie des Imperiums und Ausbreitung subversiver Ideen und Werte. Nichts anderes waren die Ingredienzien revolutionärer Politik während der «Sattelzeit». Das alteuropäische Politikverständnis hielt also eine komplexe Auffassung von Umwälzungen im Makroformat bereit, von der ein Weg zum Verständnis des neuartigen Geschehens im letzten Drittel des 18. Jahrhunderts hinführte. Es wäre auch zu einfach, ein neues «lineares» einem älteren «zyklischen» Geschichtsverständnis entgegenzusetzen: Was war die Schlacht von Waterloo 1815 anderes als der Abschluss eines Zyklus französischer Hegemonie? Wer «vormoderne» Muster in Reinform suchte, konnte sie auch weiterhin finden. So spielte sich in exakter zeitlicher Parallele zu den revolutionären Ereignissen in Frankreich im heutigen Nigeria ein Drama ab, das direkt aus Gibbon hätte kopiert sein können: der Zerfall des Reiches von Oyo aufgrund von Elitenkämpfen im Zentrum und Erhebungen in den Provinzen.6
Das kalendarische 19. Jahrhundert zwischen 1800 und 1900 hat in den üblichen revolutionsgeschichtlichen Narrativen keine erstrangige Bedeutung. In ihm entfalteten sich die Folgen der Revolutionen in Nordamerika und Frankreich, aber es selbst brachte, so scheint es, keine «große» Revolution hervor. Um 1800 waren die revolutionären Würfel gefallen. Alles spätere, so sah es aus, war Imitation, matte Wiederholung des entrückten heroischen Beginns: die Farce nach der Tragödie, nach der Großen Revolution von 1789 die Routine der kleinen Unruhe. Erst 1917 raffte sich in dieser Sicht die Geschichte in Russland wieder zu etwas Unerhörtem auf. Das 19. Jahrhundert war in Europa weniger ein Zeitalter der Revolutionen als ein rebellisches Jahrhundert, eine Epoche verbreiteten, aber selten auf der Bühne nationaler Politik gebündelten Protests. Vor allem die Zeit zwischen 1849 und 1905, dem Jahr der ersten russischen Revolution, verlief in Europa – mit Ausnahme der kurzlebigen und gescheiterten Pariser Commune von 1871 – fast ganz revolutionsfrei. Auch die Statistik bestätigt diesen Eindruck. Charles Tilly zählt in Europa zwischen 1842 und 1891 insgesamt 49 «revolutionäre Situationen», im Vergleich zu 98 in der Periode von 1792 bis 1841.7 In den meisten dieser Situationen wurde das Potenzial nicht nachhaltig in wirksame Aktion umgesetzt.
|  Varianten und Grenzfälle


Schaut man dennoch im Sinne eines strukturellen Revolutionsbegriffs über die Gründungsrevolutionen in Nordamerika und Frankreich hinaus, lässt sich vom Mythos ihrer Unvergleichlichkeit nicht zu sehr blenden und zieht den Kreis der Fälle so weit, dass Systemumbrüche und kollektive Gewaltaktionen verschiedener Art in den Blick kommen, dann stellen sich vorweg zwei Fragen:
|  Erstens. Sollen nur erfolgreiche Revolutionen als solche bezeichnet werden? Oder darf man den Titel auch einigermaßen spektakulären Griffen nach der Macht zubilligen, die ihre Ziele nicht erreichten? So definiert etwa einer der besten soziologischen Überblicke über Revolutionstheorien: «Revolutionen sind Versuche untergeordneter Gruppen, die gesellschaftlichen Grundlagen politischer Macht zu verändern.»8 Hier zählt also schon der radikal gemeinte und groß dimensionierte Versuch. Sind «Erfolg» und «Scheitern» überhaupt in jedem Fall klar erkennbare Alternativen? Gibt es nicht Siege aus Niederlagen ebenso, wie die in verselbständigte Gewalt ausartende siegreiche Revolution ihre eigenen Fundamente zerstören kann? Die Frage nach Gelingen und Misslingen wird oft zu akademisch gestellt. Die Menschen im 19. Jahrhundert sahen die Dinge dynamischer, sie begriffen die Revolution eher adjektivisch, achteten auf revolutionäre Tendenzen, die sie vorantrieben, begrüßten oder fürchteten. Der Historiker kann hier folgen und das Kriterium der tatsächlichen Mobilisierung ins Spiel bringen. Wenn Bewegungen, die immer auch Volksbewegungen sein müssen, mit systemüberwindenden Zielsetzungen auf der Bühne nationaler Politik bis zu jenem Punkt gelangten, an dem sie zumindest eine Weile eine Gegenmacht aufbauten, dann sollte man von einer Revolution sprechen. Um die beiden wichtigsten Beispiele aus dem 19. Jahrhundert zu nennen: Da es die Nationalversammlung in der Paulskirche tatsächlich gab und in Baden, Sachsen, Budapest, Rom, Venedig und Florenz sogar für kurze Zeit Rebellenregierungen mit eigenem Militär die Macht innehatten, war das, was 1848/49 in Europa geschah, eine Revolution. Und ebenso fand in China zwischen 1850 und 1864 die Taiping-Revolution statt und nicht bloß, wie die übliche westliche Bezeichnung lautet, die «Taiping-Rebellion», denn die Aufständischen hielten immerhin einige Jahre lang einen komplexen Gegenstaat aufrecht, der in vieler Hinsicht eine umgepolte Variante der bestehenden Ordnung war.
|  Zweitens. Soll die ernsthafte Erschütterung oder gelungene Beseitigung bestehender Herrschaftsverhältnisse in jedem Fall «von unten» ausgehen, also von denjenigen Mitgliedern einer Gesellschaft, die von der regulären Wahrnehmung ihrer Interessen ausgeschlossen sind und die zu kollektiver Gewalt greifen, weil ihnen angesichts der organisierten Macht von Staat und Eliten nichts anderes übrig bleibt? Oder soll man die Möglichkeit einer «Revolution von oben» zulassen, also der Auslösung einer über bloß kosmetische Reform hinausgehenden Systemumwandlung durch Teile der bestehenden Elite selbst? Diese Figur der «Revolution von oben» ist mehrdeutig, will man sie nicht sorglos eher als eine façon de parler behandeln.9 Die Revolution selbst kann mit ihrer unvermeidlichen «Veralltäglichung» ihren Massenimpuls verlieren und in ein bürokratisches Regime übergehen, das manche Ziele der Revolution mittels der Instrumente der Staatsmacht durchsetzt, oft ohne, gegen oder gar auf Kosten der Revolutionäre der ersten Stunde. Napoleon und Stalin waren «Revolutionäre von oben» dieses Typs. Etwas anderes ist die konservative Flucht nach vorn: Revolutionsprophylaxe durch modernisierende Stärkung des Staates. Gerade anti-jakobinische Staatsmänner wie Otto von Bismarck, besonders in seiner Phase als preußischer Ministerpräsident, oder Camillo de Cavour in Italien waren solche «weißen Revolutionäre». Sie sahen, dass nur der die Initiative behalten könne, der sich nicht störrisch gegen die Zeit stellte: eine alte Einsicht der englischen herrschenden Klasse. Dennoch: solche «weißen» Revolutionen führten zu keinem richtigen Elitenaustausch, allenfalls zur Kooptation neuer Elitengruppen (etwa des Bürgertums nationalliberaler Prägung), und sie retteten Bestehendes eher durch Verallgemeinerung als durch Neuerfindung. Bismarck bewahrte Preußen in Deutschland, und Cavour projizierte sein Piemont auf die größere Fläche Italiens. Daher ist die Rede vom «weißen» Revolutionsersatz ungenau und von begrenzter Tragweite.
Doch gab es im 19. Jahrhundert einen Grenzfall, bei dem eine sub-dominante Elite das gesamte politische und gesellschaftliche System ihres Landes und damit sich selbst neu erfand, das radikalste Experiment einer Revolution «von oben», zugleich aber eines, das diesen Namen verschmähte und sich selbst als angebliche Wiederherstellung früherer Zustände legitimierte: die «Meiji-Renovation» in Japan nach 1868. Sie lag nicht im Wahrnehmungshorizont der meisten Kommentatoren europäischer Politik, und Kenntnisse über sie hatten keinen Einfluss auf das europäische Verständnis von Revolution und Reform. In Japan, einem Land, in dem sich die Eliten weniger vom Schreckgespenst einer «roten» sozialen Revolution als von den unkalkulierbaren Folgen einer Zwangsöffnung zum Westen bedroht sahen, verkleidete sich das, was in der Konsequenz ein radikaler Systemumbruch war, als «Renovation» oder auch «Restauration», als eine Erneuerung der politischen Ordnung im Gewande legitimer Kaiserherrschaft. Zweieinhalb Jahrhunderte lang hatte der Kaiserhof in Kyoto ein machtloses Schattendasein geführt, während die tatsächliche Herrschaftsgewalt bei dem obersten Kriegsherrn des Landes, dem Shogun in Edo (Tokyo), gelegen hatte. 1868 wurde das Shogunat im Namen eines neuerlich aktiv werdenden Kaisertums beseitigt.10 Die treibenden Kräfte waren nicht die Mitglieder der alten dominanten Elite, also der Territorialfürsten, sondern kleine Kreise unter deren privilegierten Vasallen, den Samurai, einem niederen, durch Reisstipendien entlohnten Schwertadel, der im frühen 19. Jahrhundert fast nur noch Verwaltungsaufgaben erfüllte.
Diese besondere Art einer nicht gegenrevolutionär motivierten und auch in keiner Weise universale Prinzipien propagierenden Erneuerung unter dem Gesichtspunkt rapider Effizienzsteigerung war im eigenen Lande von ebenso einschneidender Wirkung wie die Nordamerikanische und die Französische Revolution in ihren jeweiligen Ursprungsländern. Der historische Kontext war aber nicht das Aufbegehren gegen Ungerechtigkeit und mangelnde Mitsprache, sondern das «Fitmachen» einer werdenden Nation für einen globalen Wettbewerb, dessen neuartige Regeln man von Anfang an anerkannte und für sich zu nutzen suchte. Dabei war die Meiji-Renovation in ihrem sozialen Gehalt unvergleichlich viel radikaler als das preußisch-deutsche nation-building der Bismarckzeit. Eine winzig kleine Oligarchie hatte sich nach kurzem militärischem Konflikt zwischen Shogunat und Kaiserlichen der zentralen Staatsmacht bemächtigt und leitete eine innere Reformpolitik ein, die zwar bestehende gesellschaftliche Hierarchien nicht völlig umkrempelte, aber doch den Interessen der Samurai-Klasse, aus der die Meiji-Oligarchen fast ausnahmslos stammten, deutlich zuwiderlief. Die europäische Kategorie der Revolution wird im japanischen Fall eigentümlich unscharf und damit auch die Vorstellung einer Revolution «von oben». Die Meiji-Renovation muss an anderer Stelle historisch eingeordnet werden: Sie war die radikalste und erfolgreichste Selbststärkungsaktion des 19. Jahrhunderts und gehört in den vergleichenden Zusammenhang ähnlicher staatlicher Strategien der Epoche.11 Sie als ein japanisches Äquivalent einer «bürgerlichen Revolution» zu bezeichnen, wäre insofern formal richtig, als sie das feudale Ancien Régime im Lande beendete. Das wird man von keiner der europäischen «Revolutionen von oben» sagen können. Volksrechte wurden dabei sehr wenig beachtet, und es dauerte zwei Jahrzehnte, bis mittlere und untere Schichten gewisse Artikulationsmöglichkeiten im politischen System Japans erhielten. Zur Durchführung der Meiji-Strategie bedurfte es noch nicht einmal einer Mobilisierung von Volksmassen außerhalb einer zunehmend disziplinierten Arbeitswelt. Nicht die Motive und Methoden, wohl aber die Folgen der Meiji-Renovation waren revolutionär: ein ideologisch kaschierter Bruch mit der Vergangenheit, der plötzlich neue Zukunftsräume öffnete, und zugleich das Vorrücken einer vordem peripheren Elite ins Zentrum der Macht.
Unter dem Gesichtspunkt massenhafter Krisenerfahrung sollen schließlich noch vier andere Fälle erwähnt werden, die sich nicht eindeutig dem Typus «Revolution» zuordnen lassen, Grenz- und Übergangsphänomene, die das Besondere der eigentlichen Revolutionen umso plastischer hervortreten lassen.
Eine Revolution im Windschatten der Geschichte: der Tay Son-Aufstand in Vietnam. Drei Brüder aus dem zentralvietnamesischen Dorf Tay Son begannen im Frühjahr 1773 eine Protestbewegung, die zur größten Erhebung in der vietnamesischen Geschichte vor dem 20. Jahrhundert werden sollte. Sie predigten die Gleichheit von Reich und Arm, verbrannten Steuerlisten, verteilten Inventar (aber nicht Land) von wohlhabenden Haushalten an die Armen, marschierten mit einer Bauernarmee von 100.000 Mann durch den Norden Vietnams (Tonking), beseitigten die seit mehr als dreihundert Jahren regierende Lê-Dynastie, schlugen chinesische und siamesische Interventionen zugunsten der Lê zurück und griffen die benachbarten Königreiche Laos und Khmer an. Französische, portugiesische und chinesische Söldner und «Piraten» kämpften auf beiden Seiten. Hunderttausende Menschen starben durch Krieg und Hungersnöte. Nachdem die Tay Son-Führer die Herren ganz Vietnams geworden waren, führten sie ein tyrannisches Regiment ein, das besonders die chinesische Minderheit brutal unterdrückte. Ihre Massenunterstützung verfiel. Eine andere Warlord-Gruppe machte ihrer Herrschaft ein Ende und konnte 1802 in der Stadt Huê die Nguyen-Dynastie errichten.12
Kleinere Bürgerkriege, in der überblickenden Geschichtsschreibung oft übersehen, fehlten auch in Europa und seiner näheren Umgebung nicht: Teile Spaniens wurden nach dem Tod Ferdinands VII., des letzten spanischen Monarchen mit absolutistischen Anwandlungen, zwischen 1833 und 1840 von einem Bürgerkrieg, dem Ersten Karlistenkrieg, in ein Schlachtfeld verwandelt.13 Hier standen sich ein parlamentarischer Liberalismus und eine klassische Form von Konterrevolution gegenüber. Die Karlisten, die ihre wichtigste Hochburg im Baskenland hatten, wollten das katholisch geeinte Spanien, die Ausmerzung aller liberalen und überhaupt «modernen» Tendenzen und die Inthronisation des absolutistischen, mental noch im 16. Jahrhundert steckenden Prätendenten «Karl V.» an Stelle seiner Nichte, Königin Isabella II. (r. 1833–70). 1837 und 1838 standen sich ganze Armeen gegenüber und führten einen Krieg gegeneinander, dessen Grausamkeit an die Zeit der napoleonischen Besatzung erinnerte. Auch nach seiner Niederlage 1840 gab der Karlismus nicht auf, setzte den Kampf als Guerillakrieg fort und bereitete Staatsstreiche vor. Erst nach 1876 saß die konstitutionelle Monarchie fest im Sattel, nachdem sie durch einen neuerlichen Feldzug den karlistischen «Staat im Staate» (im Baskenland, in Navarra und Teilen Kataloniens) endgültig beseitigt hatte.14 In der Dimension der Kämpfe etwas kleiner, in der Brutalität des Umgangs der Gegner miteinander vergleichbar war der Bürgerkrieg in Portugal 1832 bis 1834; eine Kette kleinerer Revolten zog sich bis 1847 hin.15 Im osmanischen Libanon entstanden aus einer Gemengelange von sozialen Konflikten, religiös-konfessionellen Spannungen und den Interventionsgelüsten fremder Mächte nach 1840 «kommunale» Feindseligkeiten, die 1858–60 zu einem Bürgerkrieg mit Tausenden von Massakrierten und Zig- bis Hunderttausenden von Flüchtlingen eskalierten. Das Ergebnis war hier nicht der Sturz eines Ancien Régime oder die Abwehr einer post-revolutionären Konterrevolution, sondern eine Art von international ausgehandeltem konstitutionellem Kompromiss, mit dem 1861 überhaupt die Geschichte einer eigenen libanesischen Staatlichkeit begann, allerdings unter Anerkennung französischer Schutz- und Interventionsrechte.16
Bauernaufstände verschwanden in Europa (mit Ausnahme des Balkans), nachdem sie 1848/49 nochmals vom Osten der Habsburgermonarchie bis hinunter nach Sizilien sowie in Süd- und Mitteldeutschland aufgetreten waren, oft mit durchaus realistischen, der Zeit entsprechenden Zielen und Aktionsformen, also nicht notwendig als rückwärtsgewandte, blindwütige Gewaltausbrüche – wie Städter, mithin auch Historiker, sie gerne sahen. Außerhalb jener wenigen Länder Europas, in denen bäuerliche Interessen durch parlamentarische Repräsentation artikuliert werden konnten, griffen Bauern immer wieder zu Gewalt oder markanter Symbolik. In jeder Agrargesellschaft waren solche Protestformen im Prinzip zu erwarten. Größere Ausmaße nahmen sie etwa in Mexiko zwischen 1820 und 1855, mit einem besonderen Höhepunkt 1842–46, an.17 In Japan, also unter gefestigteren politischen Verhältnissen, häuften sie sich in den ökonomisch wie ökologisch harten dreißiger Jahren und dann noch einmal unter ganz anderen Umständen, vor allem in Allianzen mit städtischer Politik, in den Achtzigern.18 Der Nahe und Mittlere Osten erlebte zwischen 1858 und 1902 in seinen verschiedenen Ländern eine Serie von Bauernrevolten, die zumeist durch die Abwehr «modernisierender» Kräfte motiviert waren, vor allem eines systematischer als zuvor Steuern fordernden Staates und abwesender Grundbesitzer, die höhere Gewinne als zuvor aus einer strukturell unreformierten, also nicht produktiver gewordenen Landwirtschaft zu ziehen versuchten und somit den Ausbeutungsdruck erhöhten.19
Anti-kolonialer Widerstand kann revolutionäre Formen annehmen und revolutionäre Wirkungen zeitigen.20 Die USA und die lateinamerikanischen Republiken entstanden aus einer ebensolchen Situation. Vom griechischen Aufstand gegen die Osmanenherrschaft (1821–26), dem großen Java-Krieg der Jahre 1825–30 und dem gleichzeitig beginnenden Widerstand der Kasachen gegen die russische Kolonisation über die Khoikhoi-Rebellion am Kap der Guten Hoffnung 1850–58 (die wesentlich zur Herausbildung rassischer Stereotypen von «schwarz» und «weiß» und zur Solidarisierung entlang einer colour line beitrug), der polnischen Erhebung von 1863, dem jamaikanischen Aufstand von 1865 und der Revolte auf Kreta 1866–69 zog sich eine lange Kette des Protests gegen Fremdherrschaft bis zur neuen großen Welle anti-kolonialer oder anti-imperialer Unruhen 1916–19 in Irland, Indien, Ägypten, China, Korea und Innerasien hin. Anti-kolonialer Widerstand ist jedoch nur dann revolutionär, wenn er das Ziel der Errichtung einer neuen, unabhängigen Ordnung, etwa eines Nationalstaates, verfolgt. Dies war vor dem Ersten Weltkrieg außerhalb Europas relativ selten der Fall. Eines der wenigen Beispiele ist die Urabi-Bewegung in Ägypten 1881/82.21
Revolutionen als eine besonders wichtige Spielart von «beschleunigten Prozessen»22 verteilen sich nicht gleichmäßig im Zeitkontinuum. Sie treten oft gehäuft auf, in krisenhaften Konzentrationen historischen Wandels, und werden daher gerne als Marken der Periodisierung verwendet, nicht erst seit der Französischen Revolution von 1789. Schon vor der Mitte des 18. Jahrhunderts lassen sich ungefähr gleichzeitige tiefe politische Systemkrisen oder gar Staatszusammenbrüche in mehreren Teilen der Welt beobachten, so im Zeitraum zwischen etwa 1550 und 1700 – um nur die wichtigsten zu nennen – in Japan, dem Osmanischen Reich, England, China und Siam. Sie geschahen, ohne einander unmittelbar beeinflusst und angestoßen zu haben. Der (vorübergehende) Sturz der Stuart-Dynastie in England 1649 und die (endgültige) Beseitigung der Ming-Dynastie in China 1644 hatten ursächlich nichts miteinander zu tun. Man hat allerdings die Auffassung vertreten, dass solche zufällige Gleichzeitigkeit auf verborgene, den Zeitgenossen nicht erkennbare Hintergrundfaktoren zurückzuführen sei, unter denen eine ähnliche demographische Entwicklung besonders wichtig sein könnte.23 In unserer Epoche liegen die Zusammenhänge zunächst viel offensichtlicher zutage. Zwischen etwa 1765 und 1830 ballte sich revolutionäres Geschehen an mehreren Schauplätzen so deutlich, dass man von einem kompakten Zeitalter der Revolutionen sprechen kann.24 Seine imperialen Ausläufer erreichten alle Kontinente. Die Herde der interaktiven Unruhe lagen in Amerika und in Kontinentaleuropa. Deshalb trifft am ehesten das Bild von einem «revolutionären Atlantik» zu. Ein zweites Cluster des Aufruhrs und der Revolution findet sich zwischen 1847 und 1865. Hierher gehören die Revolutionen in Europa 1848–51, die Taiping-Revolution in China (1850–64), die «Mutiny» in Indien (1857) und, als ein Sonderfall, der Amerikanische Bürgerkrieg (1861–65). Diese Vorgänge wirkten viel schwächer und indirekter aufeinander ein als die Ereignisse rund um den revolutionären Atlantik. Dies war daher weniger ein zweites kompaktes Zeitalter der Revolutionen als eine Koinzidenz separater, durch eher schwache «transnationale» Beziehungen verknüpfter Mega-Krisen. Eine dritte Welle der Revolution erfasste Eurasien nach der Jahrhundertwende: Russland 1905, den Iran 1905, die Türkei 1908, China 1911. Die zweite russische Revolution, im Februar 1917 unter den besonderen Umständen des Weltkriegs geboren, gehört in mancher Hinsicht ebenfalls in diesen Zusammenhang, außerdem die 1910 beginnende Revolution in Mexiko, die sich ein volles Jahrzehnt hinziehen sollte. Hier wiederum waren die Einflüsse zwischen den einzelnen Ereignissen intensiver als in der Zeit um die Jahrhundertmitte; sie waren Ausdrucksformen eines gemeinsamen Zeithintergrundes.
2  |  Der revolutionäre Atlantik

|  Nationale Revolutionen und atlantischer Zusammenhang


Revolutionen haben immer lokale Wurzeln. Sie entspringen aus Wahrnehmungen einzelner Menschen und kleiner Gruppen, Wahrnehmungen von Ungerechtigkeiten, Alternativen und Handlungschancen. Aus solchen punktuellen Wahrnehmungen werden Akte kollektiven Ungehorsams, ganze Bewegungen, die wachsen, Gegner hervorlocken, ihre eigene Dynamik ausbilden. In seltenen Fällen tritt ein, was die marxistische Revolutionstheorie als Norm annimmt: Ganze Klassen werden zu historischen Akteuren. Da in der Neuzeit Revolutionen oft als die Gründungsakte von Nationen und Nationalstaaten gesehen werden, ist Revolutionsgeschichte ihrem Wesen nach Nationalgeschichte. Die Nation «erfindet» sich in der gemeinsamen Anstrengung der Revolution. Dass die Revolution auf Bedingungen angewiesen war, die außerhalb ihrer selbst lagen, dass womöglich sogar Außenstehende Geburtshilfe geleistet haben könnten, passt schlecht in ein solches narzisstisches Bild. Der moderne europäische Begriff der Revolution ist enger gefasst als ein älterer, der auch Krieg und Eroberung mitdachte. Er schließt die äußere und internationale Dimension aus, vernachlässigt andere als lokale Wurzeln und betont das Entstehen und die Entladung eines Konflikts innerhalb einer bestimmten Gesellschaft, also den endogenen Charakter von Revolutionen.25 In extremen Fällen war Revolutionshistoriographie so binnenzentriert, dass sie zentrale Entwicklungen gar nicht erklären konnte. Ist es möglich, wie Hippolyte Taine (1828–1893) es versuchte, der Terreur-Phase (1793/94) der Französischen Revolution gerecht zu werden, wenn man die Kriegsgefahr außer acht lässt, die den Terror wesentlich anfachte und die als Rechtfertigung der Schreckensherrschaft verwendet wurde?26 Erstaunlich spät ist die Französische Revolution in ihren internationalen, also europäischen Zusammenhang gestellt worden: zuerst bei dem Preußen Heinrich von Sybel in seiner Geschichte der Revolutionszeit (1853–58), in Frankreich erst nach 1885 durch den Historiker Albert Sorel.27 Diese Perspektive ist jedoch niemals dominant geworden; sie wurde periodisch vergessen und neu in Erinnerung gerufen. In der Geschichtsschreibung über die Amerikanische Revolution hat ebenfalls lange eine «nationalhistorische Nabelschau» überwogen, in den USA oft «Exzeptionalismus» genannt.28 Die rebellischen Neuengländer, so die Grundthese, hätten der korrumpierten Alten Welt den Rücken gekehrt und in genügsamer Selbstisolation ein Gemeinwesen von einzigartiger Vollkommenheit geschaffen. Da Revolutionen in den Augen ihrer Protagonisten und der ihnen folgenden nationalistischen Geschichtsschreiber meist als einzigartig betrachtet wurden, hat auch der Vergleich zwischen Revolutionen, der immer relativierend wirkt und den Mythos der Singularität entzaubert, lange keine größere Rolle gespielt, bis Geschichtsphilosophen und komparativ arbeitende Soziologen ihn ernstzunehmen begannen.29
Die Auffassung, dass es nicht reiche, die großen Revolutionen der «Sattelzeit» in Europa und Amerika isoliert voneinander zu betrachten, hat zwei Ursprünge. Auf der einen Seite schlugen seit den 1940er Jahren Historiker vor allem aus den USA und aus Mexiko vor, die Geschichte der Neuen Welt als eine Einheit zu behandeln. Trotz ihrer unterschiedlichen Besiedlungs- und Kolonialgeschichte sollten in dieser pan-amerikanischen Auffassung hinter den nationalen Unterschieden Gemeinsamkeiten der historischen Erfahrung gesucht werden. Auf der anderen Seite entstand in den fünfziger und sechziger Jahren die Vision einer gemeinsamen «atlantischen Zivilisation», eine Idee, die auf dem Höhepunkt des Kalten Krieges bei einigen Autoren eine stark anti-kommunistische oder auch anti-eurasische Bedeutung erhielt: Das «Abendland» expandierte gewissermaßen über das Meer hinweg. Man musste einer solchen Ideologisierung aber nicht folgen, um die grundsätzliche Berechtigung einer transatlantischen Perspektive einzusehen. Der Franzose Jacques Godechot und der Amerikaner Robert R. Palmer entwickelten zur gleichen Zeit ein gemeinsames, nur in Nuancen unterschiedliches Konzept von einem atlantischen Zeitalter der Revolution, das die beiden großen Revolutionen in Nordamerika und Frankreich umschloss.30 Demselben Thema näherte sich Hannah Arendt in philosophischer Absicht. Erst in den 1980er Jahren begann man, neben einem «weißen» den «schwarzen» Atlantik (wieder) zu entdecken sowie den britisch geprägten Norden und den spanisch und portugiesisch geprägten Süden zusammenzudenken.31 Ein weiterer Impuls, das sattelzeitliche «Zeitalter der Revolution» nicht nur als bestenfalls gesamteuropäischen Geschehenszusammenhang aufzufassen, kam aus Leipzig. Dort hatten Walter Markov, ein Spezialist für die «Linke» in der Französischen Revolution, und später sein Schüler und Nachfolger Manfred Kossok einen Arbeitsschwerpunkt zur vergleichenden Revolutionsgeschichte aufgebaut, in dem die Traditionen von Karl Marx und dem eigenwilligen Leipziger Historiker Karl Lamprecht zusammenflossen.32 Kossok entwickelte ein Konzept großregionaler «Revolutionszyklen», das es erlaubte, die Interaktionen zwischen den Revolutionären verschiedener Länder und Regionen zu erfassen und zugleich über die Vorstellung eines durch Anfang und Ende markierten Zyklus zu einer verhältnismäßig gut abgesicherten weltgeschichtlichen Periodisierung zu gelangen.33
|  Nordamerika, England, Irland


Um welche Revolutionen geht es, wie sieht ihre jeweils spezifische Zeitstruktur aus, und wie verhalten sie sich chronologisch zueinander? Nicht immer lässt sich mit gleicher Eindeutigkeit sagen, wann eine Revolution als Ereigniszusammenhang (und nicht nur als potenziell revolutionäre Situation) begann und wann sie endete. Nicht in jedem Fall ist auch das Ergebnis eindeutig. Die Nordamerikanische Revolution34 erreichte ihren ersten Höhepunkt am 4. Juli 1776 mit der Annahme der berühmten Declaration of Independence durch die aufständischen Kolonien Britisch-Nordamerikas (mit Ausnahme von New York). Damit hatte die überwiegende Mehrheit der bisherigen britischen Untertanen in Nordamerika den Souveränitätsanspruch der britischen Krone ein für allemal zurückgewiesen. Die Unabhängigkeitserklärung kam freilich nicht aus heiterem Himmel. Sie war der Kulminationspunkt eines koordinierten Widerstandes gegen die britische Kolonialherrschaft, der bereits im März 1765 mit Protesten gegen das Stempelsteuergesetz (Stamp Act) begonnen hatte. Diese neue, von der Regierung in London ohne Konsultation mit den Kolonisten beschlossene Steuer auf Zeitungen und Dokumente aller Art verschärfte bestehende Spannungen zwischen den Kolonien und dem Mutterland und löste gewalttätige Übergriffe auf Vertreter des kolonialen Staates aus.35 Die Krise um die Stempelsteuer mobilisierte die Nordamerikaner, in deren un-aristokratischen Gesellschaften republikanische Ideen seit längerem Anklang gefunden hatten, in einem Ausmaß, wie es keinem früheren politischen Ereignis gelungen war.36 Sie schuf ein neues Gefühl der Einheit unter den Eliten der verschiedenen Kolonien, die sich in ihrer Herrschaftsform und Sozialstruktur zum Teil erheblich voneinander unterschieden. Die britisch-amerikanische Krise eskalierte zum Wirtschaftskrieg und schließlich im April 1775 zur offenen militärischen Auseinandersetzung zwischen dem British Empire und der rebellischen Kontinentalarmee, die dem Oberkommando von General George Washington unterstellt wurde. Der Kontinentalkongress, der die wesentlich von Thomas Jefferson verfasste Unabhängigkeitserklärung verabschiedete, fand mitten im Kriege statt. Die öffentliche Formulierung der Gründe für die Unabhängigkeit war daher vor allem ein symbolischer Akt.
Das faktische Wendejahr war 1781, als zweierlei geschah: Zum einen einigten sich die Kolonien auf die Articles of Confederation, eine Art von Verfassung des damit neu gegründeten Staatenbundes (noch nicht Bundesstaates), zum anderen kapitulierte am 18. Oktober die britische Armee bei Yorktown in Virginia. Im Friedensvertrag von Paris erkannte Großbritannien 1783, weitgehend zu den Bedingungen der Amerikaner, die Unabhängigkeit der Vereinigten Staaten von Amerika an. Damit waren die USA zum handlungsfähigen Völkerrechtssubjekt geworden, also zu einem unabhängigen Staat. Vieles spricht dafür, dies als den Endpunkt des revolutionären Prozesses zu sehen. Heftige Debatten über die innere Ordnung der neuen Union setzten sich aber noch mehrere Jahre lang fort. Erst im Juni 1788 wurde die neue Bundesverfassung in Kraft gesetzt, und im Frühjahr 1789 konstituierten sich die wichtigsten Staatsorgane des Bundes, darunter das Präsidentenamt mit George Washington als erstem Inhaber. Die Nordamerikanische Revolution dauerte von 1765 bis 1783. Die Bildung eines neuen, unabhängigen Staates, die ihr wichtigstes Ergebnis war, wurde wenige Monate vor dem Sturm auf die Pariser Bastille abgeschlossen.
Der nächste Akt im Drama der circum-atlantischen Revolution trug sich nicht in Frankreich zu, sondern in Großbritannien. Zwischen 1788 und 1791 brachen unabhängig voneinander in Irland, Yorkshire und London Aufstände aus, welche die herrschende Ordnung auf den Britischen Inseln mit einer Radikalität herausforderten, wie sie bis dahin im 18. Jahrhundert unbekannt war. Es wäre falsch, das gärende Frankreich einem friedlichen England gegenüberzustellen. Wer im Juni 1780 in London die sogenannten Gordon Riots erlebte, die sich anfangs gegen neue Zugeständnisse an die englischen Katholiken richteten, musste zu dem Schluss kommen, hier und nicht auf dem europäischen Kontinent braue sich ein großer Umsturz zusammen. Die Gordon Riots richteten enormen Schaden in der Londoner Innenstadt an. Militär konnte nur mit Mühe die Ordnung wiederherstellen, und am Ende wurde 59 Aufrührer zum Tode verurteilt, 26 davon hingerichtet.37 Die Unruhen in Irland waren unmittelbar durch die Entwicklungen jenseits des Atlantiks angestoßen worden. Auch sie konnten nur mühsam durch den Einsatz der Miliz, in die sogar Katholiken rekrutiert wurden, gebändigt werden. Irland blieb, erst recht nach 1789 unter dem Einfluss der Französischen Revolution, bis zum Jahre 1798 ein Herd nationalrevolutionärer Rebellion. Ein führender Historiker Irlands hat den Aufstand von 1798, der vom revolutionären Frankreich unterstützt wurde «die konzentrierteste Episode von Gewalt in der Geschichte Irlands» genannt.38 Vermutlich verloren dabei an die 30.000 Menschen (auf allen Seiten) ihr Leben. Die gnadenlose Bestrafung der Rebellen dauerte bis 1801. Allein 1798/99 wurden mehr als 570 Todesurteile ausgesprochen.39
Wir greifen kurz vor: Auch in England, wie in vielen Ländern des Kontinents, traten Sympathisanten der frühen Phase der Französischen Revolution auf und forderten eine radikale, bisweilen sogar eine republikanische Reform des politischen Systems – die Neugestaltung der politischen Ordnung nach Vernunftgrundsätzen. Solcher Radikalismus beschränkte sich zumeist auf einen öffentlichen Papierkrieg der Pamphletisten für und wider die Revolution und führte nicht zu Aufständen wie im Jahre 1780.40 Zunehmend wurden solche Auseinandersetzungen in den drohenden, schließlich den seit Februar 1793 wirklich geführten Krieg mit Frankreich hineingezogen. Kritik am System konnte – wie spiegelbildlich in Frankreich – als Hochverrat dargestellt werden. Zum Radikalismus mancher Intellektueller und Handwerker trat in den wirtschaftlich schwierigen Kriegsjahren eine ständige Unruhe auf dem Lande hinzu. Der britische Staat sorgte mit Ausnahmegesetzen und harter Repression (die aber in keiner Weise der französischen terreur vergleichbar war) für Ruhe. Etwa um 1801 waren die letzten Spuren einer quasi-revolutionären Herausforderung verschwunden, und es entstand ein neuer nationaler Konsens im Zeichen eines anti-französischen Patriotismus.41 Wenn auch in Großbritannien der große politische Umsturz ausblieb, so war es doch eng in das revolutionäre Geschehen verwickelt. Von toten Klassikern wie John Locke bis zu sehr lebendigen Publizisten und Agitatoren wie Thomas Paine, dessen Schrift Common Sense (1776) der Nordamerikanischen Revolution im richtigen Moment einen kräftigen Schub versetzt hatte, stammten einige der wichtigsten Ideengeber der revolutionären Epoche aus Großbritannien. Die politische Klasse wiederum stand im anderen Lager und führte, mit wechselndem Erfolg, Kriege gegen die amerikanischen und die französischen Revolutionäre. Während der unruhigen Jahrzehnte verstand es die britische Oligarchie, ihre Herrschaftsstellung zu wahren.
Auf die britische Beinahe-Revolution der 1780er und 1790er Jahre folgten dreißig Jahre konservativer Systemverteidigung, dann ein vorsichtiger Reformismus «von oben», der seit einer Wahlrechtsreform 1832 für den Rest des Jahrhunderts stilprägend wurde. In einigen, aber nur wenigen Ländern des europäischen Kontinents blieb es ähnlich ruhig oder noch ruhiger. Vor allem an Russland prallten die revolutionären Tendenzen der Zeit ab. Dort herrschte bis zu ihrem Tode 1796 die Zarin Katharina II., unbeeindruckt vom revolutionären Geschehen im Westen. Ein großer Bauernaufstand in den südöstlichen Randgebieten des Reiches, angeführt durch Emilian Pugacev, wurde 1774 unterdrückt. Dies war für mehr als ein Jahrhundert die letzte revolutionäre Herausforderung der zarischen Zentralmacht. Die Angst vor einer Wiederholung eines solchen Aufstandes, der mehrere Hundert Adlige das Leben gekostet hatte, hielt sich freilich als ein hintergründiger Bestimmungsfaktor der Politik. Russland überstand die Invasion durch Napoleons Grande Armée 1812, ohne von den Ideen des westlichen Liberalismus infiziert zu werden. Der Versuch adliger Verschwörer, 1825 die unklare Situation nach dem Tode des Zaren Alexander I. für einen Putsch zugunsten einer Liberalisierung der Autokratie zu nutzen, schlug binnen weniger Tage fehl. Die gescheiterten «Dekabristen» verschwanden größtenteils in der sibirischen Verbannung.
|  Frankreich


Das verworrene Revolutionsgeschehen auf dem Kontinent begann keineswegs am 14. Juli 1789 mit dem Sturm auf die Pariser Trutzburg Bastille. Den Anfang machten im Frühjahr 1782 Unruhen zwischen Bürgerparteiungen im republikanischen Stadtstaat Genf. Genf hatte während des 18. Jahrhunderts manche Turbulenzen erlebt. Der Aufstand von 1782 war blutiger als alles, was ihm vorausgegangen war, und wurde durch die vereinte Intervention Frankreichs, Sardiniens und des Kantons Bern niedergeschlagen.42 Gravierender und für die transnationale Verkettung des revolutionären Geschehens folgenreicher war jedoch das, was in den Niederlanden geschah. Auch dort hingen, wie so oft, Revolution und Krieg eng zusammen, und abermals gehörte Großbritannien zu den kriegführenden Parteien. Nach einem Jahrhundert friedlicher Beziehungen griff Ende 1780 das Vereinigte Königreich die Republik der Niederlande, längst ein Schatten ihrer früheren politischen Größe, aus einem Grunde an, der bereits ein Folgeproblem der Revolution war: Großbritannien war darüber verärgert, dass die rebellischen nordamerikanischen Kolonien, mit denen man sich im Kriegszustand befand, durch niederländische Schiffe über die Karibik versorgt wurden. Der kurze Krieg endete selbstverständlich für die Niederlande in einem militärischen Desaster. Er löste die Bewegung der sogenannten «Patrioten» aus: politisch interessierter, von der Amerikanischen Revolution und überhaupt den Ideen der Aufklärung beeinflusster Bürger, die einen selbstbewussten Nationalismus vertraten und die Herrschaft des Erbstatthalters (stadhouder) Willhelm V. und seiner Clique beenden wollten. Dass die Patriotenbewegung aus weniger innen- denn außenpolitischen Gründen anti-britisch und pro-französisch war, erhielt wegen einer scheinbaren Lappalie große Bedeutung. Nachdem ein patriotisches Freikorps die Gattin des Erbstatthalters, eine Schwester des preußischen Königs Friedrich Wilhelm II., in Arrest genommen hatte, intervenierte Preußen, gedeckt von London, 1787 mit einer Armee von 25.000 Mann.43 Die Dame wurde befreit, der inkompetente Statthalter wieder in sein Amt eingesetzt. Die Patrioten verschwanden im Untergrund oder ins Ausland. Entscheidend war aber dies: Die französische Öffentlichkeit, an Konfrontation mit England und Preußen gewöhnt, sah in der vor allem finanziell bedingten Unfähigkeit der Regierung Ludwigs XVI., den niederländischen Patrioten zu Hilfe zu kommen, einen ernsthaften Prestigeverlust der französischen Monarchie.
Die Französische Revolution ist nicht primär aus außenpolitischen Ursachen entstanden. Sie war, wie alle Strömungen der Revolutionsgeschichtsschreibung mit unterschiedlichen Akzenten herausgestellt haben, in erster Linie «hausgemacht».44 Doch die Dynamik sozialer Gegensätze, die Kraft radikaler Ideen oder der nationale Wille eines zu sich selbst findenden «Volkes» können allein nicht erklären, warum das französische Königtum ausgerechnet ab Mitte der 1780er Jahre einen dramatischen Verfall seiner Legitimität erlebte. Die Erklärung für die Überführung einer (potenziell) revolutionären Situation in einen Prozess tatsächlicher revolutionärer Aktion muss gleichermaßen die Stärke rebellischer Dynamik und die Schwäche ihres Angriffsziels erfassen. Hier setzt jene Argumentation der Revolutionsgeschichtsschreibung ein, die neben gesellschaftlichen Konflikten und ideologischer Radikalisierung auch die Versuche eines Landes berücksichtigt, seine Stellung im internationalen System zu wahren.45 Frankreich hatte den zuletzt im Siebenjährigen Krieg global ausgetragenen Hegemonialkonflikt mit England 1763 verloren. Trotz einer sonst recht großzügigen britischen Haltung in den Friedensverhandlungen von Paris sah es sich definitiv aus Nordamerika verdrängt, seine Position in Indien war stark geschwächt. Der nordamerikanische Unabhängigkeitskrieg bot den Architekten der französischen Außenpolitik eine Chance der Revanche gegenüber dem alten Konkurrenten. 1778 schlossen der französische König und die nordamerikanischen Anti-Royalisten zu Konditionen, die für die Amerikaner ziemlich vorteilhaft waren, eine allein machtstrategisch begründete Allianz gegen Großbritannien, die zugleich die erste offizielle Anerkennung der Rebellen durch eine europäische Großmacht bedeutete. Im folgenden Jahr schloss sich Spanien der Allianz an. Die kontinentaleuropäische Unterstützung half den Amerikanern in entscheidenden Momenten, Engpässe zu überwinden. Vor allem gelang es der französischen Flotte 1781 für kurze Zeit, den nordatlantischen Raum zu kontrollieren und dadurch die britischen Truppen in Amerika zu isolieren.46
Der Frieden von Paris 1783, ein großer Rückschlag für England nur zwanzig Jahre nach dem Triumph von 1763, stärkte auch die französische Position in der Welt. Allerdings war es ein Pyrrhus-Sieg, denn der Preis für den Erfolg der amerikanischen Verbündeten und für einige eher symbolische Erfolge im Seekrieg gegen die führende Flottenmacht der Welt war der bevorstehende Bankrott des französischen Staates. Jede andere Krise hätte diese verzweifelte Lage ebenso in ein helles Licht gerückt wie das für Frankreich blamable Versagen in den Niederlanden 1787. War die fatale Lage des Fiskus sicher nicht die tiefste Ursache der Französischen Revolution, so gab es, ereignisgeschichtlich gesehen, doch kaum einen stärkeren Anstoß für die Serie von Herausforderungen der Monarchie, die nun begann. Da das Steuersystem keinen Spielraum für die schnelle Erhöhung von Einkünften bot und da die Dynastie zu schwach war, um kurzerhand ihre Schulden zu annullieren, sah sie sich gezwungen, die Notabeln des Landes zu konsultieren. Statt die Krise pragmatisch zu bereinigen, forderten diese nun aber eine Formalisierung des Konsultationsprozesses durch Einberufung der Generalstände, eines repräsentativen Organs, das zuletzt 1614 zusammengetreten war. Damit wurde eine Dynamik sich steigernder Forderungen an die Krone in Gang gesetzt. In sie flossen bald andere konfliktträchtige Tendenzen ein: Cliquenkämpfe am Hofe, Unruhe unter der Landbevölkerung in den Provinzen und unter dem «Volk» der Hauptstadt, Widersprüche zwischen Adligen und Nicht-Adligen innerhalb der Oberschicht. Von dem Moment an, als die Regierung aus einer Position der Schwäche heraus Reformbereitschaft signalisiert hatte, brachen innerhalb einer Opposition, die sich zunächst weniger gegen das Herrschaftssystem an sich als gegen seine stümperhafte Handhabung unter Ludwig XVI. gerichtet hatte, neue Gräben auf. Angesichts bevorstehender Veränderungen bemühten sich Gruppen und Individuen, ihre Interessen möglichst erfolgreich zur Geltung zu bringen. Bald sollte sich in diesem Wettlauf um Vorteile und Positionen die Reformunfähigkeit des Regimes insgesamt erweisen. Wie weit in der Zeit vom offenen Ausbruch der Revolution 1789 bis zum Beginn der militärischen Auseinandersetzung zwischen Frankreich und den verschiedenen europäischen Großmächten im April 1792 außen- und kolonialpolitische Fragen eine Rolle spielten, beschäftigt weiter die Historiker.47 Klar ist aber eines: Nachdem die faktische wie symbolische Schwächung von Frankreichs außenpolitischer Position in den Jahren 1787–89 ein wichtiges Moment beim Zusammenbruch des Ancien Régime gewesen war, musste die Korrektur dieses Zustandes ein wichtiges Ziel der neuen politischen Kräfte sein, zumal diese sich in einer schnell schärfer werdenden Rhetorik des Nationalismus artikulierten. Die spätere militärische Expansion unter Napoleon folgte daher ganz der Logik der globalen Rivalität mit Großbritannien.
Wann begann die Französische Revolution, wann endete sie? Es fehlte ein tumultuöser Vorlauf, wie ihn in Nordamerika die Zeit von der Stempelsteuerkrise 1765 bis zum großen revolutionären Schritt der Unabhängigkeitserklärung 1776 gebildet hatte. So etwas wie die terminale Krise des Ancien Régime kann man mit eben diesem Jahr 1776 beginnen lassen, als der Außenminister Vergennes sich gegen die Warnungen des im Mai stürzenden großen Ministers Turgot mit seiner am Ende fatalen Politik der amerikanischen Intervention durchsetzte.48 Man kann aber auch 1783 beginnen, als sich die Folgen dieser Politik zeigten. Nicht vor 1789 kam es in Frankreich zu revolutionärer Gewalt, die den amerikanischen Ereignissen von 1765 vergleichbar gewesen wäre. Der revolutionäre point of no return war am 17. Juni 1789 erreicht, als sich der Dritte Stand der Generalstände als Nationalversammlung konstituierte. Zu diesem Zeitpunkt hatten der König und seine Regierung alles verloren, was ihnen an Macht noch geblieben war. Es war schon für die Zeitgenossen diese außerordentliche Beschleunigung unerhörter Ereignisse, die sichtbarsten davon in Versailles und Paris, die der Französischen Revolution einen ganz neuartigen Charakter verlieh. Eine ähnliche Raum-Zeit-Komprimierung in Friedenszeiten hatte es selten gegeben, auch nicht in Nordamerika nach 1765.
Der weitere innerfranzösische Verlauf der Revolution muss hier nicht beschrieben werden, ihr Durchgang durch mehrere Stadien, in denen jeweils Möglichkeiten verschlossen wurden (so im Sommer 1792 die Chance einer parlamentarischen Monarchie) und sich neue Horizonte öffneten.49 Wann die Revolution endete, war und ist unlösbar umstritten. Ihre «heiße» Phase gesteigerter revolutionärer Gewalttätigkeit begann im August 1792 und dauerte fast genau zwei Jahre bis zum Sturz Robespierres Ende Juli 1794. Einigermaßen stabile politische Zustände stellten sich aber erst im November 1795 mit der Regierung des Direktoriums unter der Verfassung vom August desselben Jahres (Constitution de l’an III) ein. Endete die Revolution mit der Machtübernahme des Generals Bonaparte am 9. November (18. Brumaire) 1799, mit der vorübergehenden Herstellung eines friedlichen außenpolitischen Umfeldes durch den Frieden von Amiens zwischen Großbritannien und Frankreich im März 1802 oder doch erst mit dem Ende von Napoleons Herrschaft im April 1814? In weltgeschichtlicher Perspektive spricht das meiste für diese letzte Option. Die Weltwirkung der Französischen Revolution entfaltete sich langsam, und es waren zunächst die Armeen Napoleons, die sie von Ägypten bis Polen und Spanien in die Welt hinaustrugen.
|  Haiti


In gleichen Jahr 1804, als sich Bonaparte zum Kaiser Napoleon krönte, proklamierte sich Jean-Jacques Dessalines in Frankreichs vordem reichster Kolonie zum Kaiser Jacques I. Damit endete, in diesem Fall eindeutig, ein revolutionärer Prozess, der mit dem französischen auf das Engste verbunden war und ihm zeitlich fast genau parallel lief. Die Revolution in der Kolonie Saint-Domingue, die die westliche Hälfte der Antilleninsel Hispaniola ausmachte und mit dem Staat Haiti in seinen heutigen Grenzen schon im 18. Jahrhundert fast identisch war, ist in einem unmittelbaren Sinne als Folge der Revolution in Frankreich zu verstehen. Noch bevor es zu dem ideologischen Weltbürgerkrieg zwischen Revolutionären und ihren Gegnern kam, den der anglo-irische Politiker und Publizist Edmund Burke bereits 1790 in seinen Reflections on the Revolution in France vorausgesehen und selbst mit angestoßen hatte, zündeten die Pariser Ereignisse einen Revolutionsprozess in der fernen Karibik, der im Zeitraum von 1791–1804 an Gewaltsamkeit die Nordamerikanische und die Französische Revolution weit in den Schatten stellen sollte.50 Da das Geschehen weniger bekannt ist als das im revolutionären Nordamerika und in Frankreich, ist eine kurze Skizze nötig.
Die gesellschaftliche Ausgangslage in der zuckerproduzierenden Kolonie war selbstverständlich eine ganz andere als in Nordamerika und in Frankreich. In den 1780er Jahren gab es in Saint-Domingue eine prototypische Sklavereigesellschaft, die in drei Klassen zerfiel: eine große Mehrheit schwarzer Sklaven, davon sehr viele, die noch in Afrika geboren waren, im Jahr 1789 etwa 465.000 Menschen; eine weiße Herrschaftselite von 31.000 Plantagenbesitzern, angestellten Aufsehern und kolonialen Funktionären; dazwischen etwa 28.000 gens de couleur, Farbigen im Status von Freien, von denen es einige zu beträchtlichem Wohlstand und sogar zum Besitz eigener Plantagen mit Sklaven gebracht hatten.51 In diesem Dreieck spielten sich drei Revolutionen gleichzeitig ab: (1) die Auflehnung konservativer Pflanzer gegen das neue sklavereifeindliche Regime in Paris, (2) ein veritabler Aufstand der größten Sklavenbevölkerung außerhalb der USA und Brasiliens und (3) der Versuch der gens de couleur, die Dominanz der Weißen in einer tief von rassischer Diskriminierung durchdrungenen Gesellschaft zu brechen. In keinem anderen Land, das in den atlantischen Revolutionszusammenhang einbezogen wurde, war so viel gesellschaftlicher Sprengstoff versammelt wie in Saint-Domingue. Dort ging es weniger um Verfassungsfragen oder um die Durchsetzung von Rechtsprinzipien als um das schiere Überleben in einer extrem brutalisierten Gesellschaft. Die haitianische Revolution war nicht nur von ihren Ursachen her unter den großen Revolutionen der Epoche diejenige, die man am eindeutigsten eine soziale Revolution nennen kann, sie war es auch in ihren Ergebnissen. Die Nordamerikanische Revolution schuf keinen völlig neuen Gesellschaftstypus und löschte keine Klassen der kolonialen Ordnung vollkommen aus. Es gibt gute Gründe für die Behauptung, der gesellschaftliche Wandel während der Zeit der sogenannten market revolution, etwa 1815 bis 1848, sei tiefer gegangen als die sozialstrukturellen Veränderungen der Revolutionszeit nach 1765.52 Die gesellschaftlichen Auswirkungen der Französischen Revolution waren erheblicher. An erster Stelle standen hier die Abschaffung aristokratischer Privilegien, die Befreiung der Bauern aus feudalen Zwängen, die Ausschaltung der Kirche als eines wichtigen gesellschaftlichen Faktors (etwa als großer Grundbesitzerin) sowie die Schaffung rechtlicher und administrativer Rahmenbedingungen für bürgerlich-kapitalistische Wirtschaftsformen: dies letztere vor allem eine Errungenschaft der napoleonischen Zeit. In keiner der beiden «großen» Revolutionen wurde aber neben einer politischen Ordnung auch ein gesamtes Gesellschaftssystem zerstört. Dies geschah in Haiti. In einer langen Serie von Massakern und Bürgerkriegen siegten am Ende die Sklaven, aus der kolonialen Kastenordnung wurde eine egalitäre Gesellschaft freier afroamerikanischer Kleinbauern.
Dieses Drama entfaltete sich in einem Kraftfeld internationaler Einwirkung. In Frankreich drängten aufgeklärte Vertreter der allgemeinen Menschenrechte auf die Befreiung der Sklaven in den Kolonien. Zugleich stellte sich schon ganz zu Beginn der Revolution in Frankreich die Frage, in welcher Weise die kolonialen Franzosen und – das war der besonders umstrittene Punkt – die gens de couleur an der Demokratisierung französischer Politik teilhaben sollten. Ein Partizipationsprozess begann in Saint-Domingue bereits im Februar 1790 mit Wahlen unter den Weißen für eine koloniale Repräsentativversammlung.53 Bereits noch früher, im Oktober 1789, war eine Delegation der gens de couleur in der Pariser Nationalversammlung aufgetreten. Die Ereignisse in Frankreich und diejenigen auf der Antilleninsel verliefen in direkter Wechselwirkung, doch machten Kommunikationsprobleme eine direkte Koordination unmöglich. Als im November 1791 drei Kommissare als Abgesandte der Nationalversammlung auf Saint-Domingue eintrafen, um für eine ordentliche Umsetzung der neuen, allerdings in sich durchaus widersprüchlichen Pariser Politik zu sorgen, da wussten sie noch gar nicht, dass in der Kolonie bereits im August ein großer, nur mühsam unterdrückter Sklavenaufstand ausgebrochen war.54
Ein tiefer symbolischer Einschnitt war erreicht, als im April 1792 die Nationalversammlung in Paris das Prinzip gleicher politischer Rechte für weiße Bürger und gens de couleur bzw. freie Schwarze verkündete. Damit waren zwar die Sklaven noch nicht befreit, aber es war der Grundsatz in die Welt gekommen, dass Bürgerrechte nicht nach Hautfarbe gestaffelt werden dürften. Die verschiedenen revolutionären Gruppierungen in Paris hatten aber keineswegs die Absicht, ihre kostbarste Kolonie in die Unabhängigkeit zu entlassen. Unter der Führung eines ehemaligen Sklaven, François Dominique Toussaint Louverture (oder L’Ouverture, 1743–1803), der in Diensten der französischen Revolutionsregierung aufgestiegen war, verschränkten sich auf eine komplizierte Weise revolutionärer Kampf und eine vorsichtige Bewegung hin zur Unabhängigkeit. Frankreich hätte ein unabhängiges Haiti möglicherweise dulden können, wäre garantiert gewesen, dass die Insel weiter ihre Rolle im transatlantischen französischen Handelssystem gespielt hätte. Toussaint Louverture, der 1797 mit der Ernennung zum Gouverneur von Saint-Domingue auf dem Höhepunkt seiner Macht angekommen war, scheint gesehen zu haben, dass ein völliger ökonomischer Bruch mit Frankreich nicht ratsam war. Toussaint lavierte auch geschickt zwischen Frankreich und den beiden gegenrevolutionären Interventionsmächten Spanien (dem die Osthälfte der Insel Hispaniola gehörte) und Großbritannien. Die Briten gaben 1798 einen verlustreichen Versuch zur Eroberung der Insel auf.55 Napoleon setzte dem Experiment Toussaints ein Ende. Die 1794 vom Konvent in Paris beschlossene Abschaffung der Sklaverei in allen kolonialen Besitzungen wurde rückgängig gemacht. Nachdem der Erste Konsul im April 1802 mit Großbritannien Frieden geschlossen hatte, entsandte er eine militärische Expedition in die Karibik, um dem Autonomieprojekt Toussaint Louvertures ein Ende zu bereiten. Der Gouverneur wurde gefangengenommen und starb bald darauf in französischer Festungshaft. Die Wiedereinführung der Sklaverei ließ sich jedoch nicht durchsetzen. Die Schwarzen wehrten sich und brachten der französischen Armee 1803 in einem ungemein destruktiven Guerillakrieg eine vernichtende Niederlage bei. Am 1. Januar 1804 wurde der unabhängige Staat Haiti ausgerufen. Erst 1825 erkannte Frankreich ihn an und verzichtete damit auf die Möglichkeit einer gewaltsamen Rückeroberung. Gegen den Widerstand der beiden stärksten Militärmächte der Epoche, Großbritannien und Frankreich (die sich hier ausnahmsweise einig waren), hatte die Bevölkerungsmehrheit von Haiti die drei Jahrhunderte alte Institution der Sklaverei auf der Insel zerstört. Revolution und Interventionskriege hatten aber gleichzeitig Verwüstungen solchen Ausmaßes angerichtet, dass der Aufbau einer befriedeten und prosperierenden neuen Gesellschaft extrem schwierig wurde.
Der Lauf der Dinge in Haiti löste keine weitere revolutionäre Kettenreaktion aus. In keiner einzigen anderen Sklavereigesellschaft sollte sich im 19. Jahrhundert das Schauspiel einer revolutionären Selbstbefreiung der Sklaven wiederholen. In Frankreich wirkte das Fanal von Haiti als Warnung vor einer zu nachgiebigen Politik in der Sklavereifrage. Das Land, das 1794 die totale Emanzipation verkündet hatte, befreite seine restlichen Sklaven erst 1848, also fünfzehn Jahre nach dem vormals konterrevolutionären Großbritannien. In allen Sklavereigesellschaften, nirgendwo mehr als in den Südstaaten der USA, wurde fortan bei Bedarf das Schreckgespenst des großen «Negeraufstandes» an die Wand gemalt, der auszubrechen drohe, wenn man den Sklaven auch nur ein Minimum an Zugeständnissen gewährte. Bis zum Bürgerkrieg, also mehr als ein halbes Jahrhundert nach den Ereignissen, erinnerten südstaatliche Propagandisten daran, dass die französischen Abolitionisten (die Amis des Noirs) die Pandorabüchse der Sklavenrevolte geöffnet hätten. Umgekehrt wiesen die US-Abolitionisten darauf hin, nur die Abschaffung der Sklaverei könne das drohende Übel an der Wurzel ausrotten.56
Im Unterschied zur Nordamerikanischen und zur Französischen Revolution fand die Revolution von Haiti nicht in einer Gesellschaft mit einer ausgeprägten Schrift- und Druckkultur statt. Es gibt Selbstzeugnisse der Revolutionäre, aber nicht viele, und nur wenige ausformulierte programmatische Erklärungen. Selbst die Absichten Toussaint Louvertures, einer vielschichtigen Persönlichkeit, lassen sich teilweise nur aus seinen Taten erschließen. Historikerinnen und Historiker haben diese verstreuten Quellen in jüngster Zeit sehr einfallsreich ausgewertet und damit dem Zeitalter der Revolutionen eine ganz neue Facette hinzugefügt.57 Diese diskursive Kargheit hat dazu beigetragen, dass Haiti in der Revolutionsgeschichte lange nicht ernstgenommen wurde. Von dieser Revolution schien außer dem Freiheitsappell an die Sklaven aller Länder kein universalisierbares politisches Denken auszugehen. Das ist nicht falsch. Doch muss gesehen werden, dass die Revolution in der französischen Karibik von Anfang an den Freiheitsdiskurs teilte, wie er der gesamten atlantischen Revolution zugrunde lag. Die britisch-nordamerikanische ebenso wie die französische Absolutismuskritik hatte den Topos des sklavischen Jochs, von dem man sich befreien müsse, stark strapaziert. Schon Samuel Johnson, der englische Aufklärer, hatte sich darüber gewundert, dass die lautesten Rufe nach Freiheit ausgerechnet von Sklavenhaltern kamen.58 Einige der Gründerväter der USA waren Sklavenbesitzer und blieben es (George Washington gab aber all seinen Sklaven die Freiheit), und die Verfassung der USA schwieg 1787 ebenso wie in den folgenden Verfassungszusätzen zum Problem der Sklaverei. Zuerst in Haiti – und nirgendwo mehr – gewann das Programm zunächst der rassischen Nicht-Diskriminierung, dann der Sklavenemanzipation eine unmittelbare Bedeutung für Menschen, die revolutionär aktiv wurden. Schwarze und Farbige, die Opfer eines rigiden Unterdrückungssystems, eigneten sich die Ideen, Ideale und Symbole der Französischen Revolution an und suchten ihre Position in einem neuen Universum «farbenblinder» Staatsbürgerschaft, wie es 1794 proklamiert worden war.59 So war es denn auch die Wiedereinführung der Sklaverei, die in den Jahren 1802/03 einen apokalyptischen Befreiungskrieg auslöste. Und der fortdauernde Kolonialismus überall außer in Haiti hielt den Widerspruch zwischen der Norm rechtlicher Gleichheit und deren praktischer Verweigerung noch weitere anderthalb Jahrhunderte auf der historischen Tagesordnung.
|  Lateinamerika und Nordamerika im Vergleich


Die geistigen Weltwirkungen der Prinzipien von 1776 und 1789 waren zeitlich und räumlich unbegrenzt.60 Fast überall (vielleicht mit der Ausnahme Japans) hat man sich in allen folgenden Epochen auf Freiheit, Gleichheit, Selbstbestimmung, Menschen- und Bürgerrechte berufen. Eine Gegenströmung im westlichen Denken vom britischen Zeitgenossen Edmund Burke bis zu dem französischen Historiker François Furet hat mit umgekehrter Wertung im jakobinischen Radikalismus die Ursprünge der «totalitären Demokratie» (so Jacob L. Talmon, der Rousseau als den Hauptübeltäter ausmachte) und überhaupt jeder Form von politischem Fanatismus und Fundamentalismus sehen wollen. Die unmittelbare, in konkreten Interaktionen greifbare Weltwirkung war wesentlich enger begrenzt. Sie endete, wie wir sahen, bereits vor Russland.61 In China blieb die Französische Revolution im Grunde bis 1919 ohne spürbare Resonanz, und auch dann fand aus guten Gründen der anti-imperiale Befreiungskampf der nordamerikanischen Kolonien ein größeres Interesse. Der Revolutionsführer Sun Yatsen (1866–1925) hätte sich gerne als der George Washington Chinas gesehen. In Indien hofften einige Gegner der Briten vergeblich auf französische Unterstützung, umgekehrt wurde die taktisch geschickt genutzte Furcht vor einer französischen Invasion zum Vorwand für die präventive Eroberung großer Teile des Subkontinents unter Richard Wellesley, dem Bruder des im Kampf gegen Napoleon bewährten Arthur Wellesley, seit 1814 Duke of Wellington.62 Die tiefste Wirkung außerhalb oder am Rande des atlantischen Interaktionsraumes hatte die französische Revolution samt ihrer napoleonischen Erweiterung im Nahen und Mittleren Osten. Viel wichtiger als die Revolution selbst war in Ägypten, im Osmanischen Reich und sogar im fernen Iran selbstverständlich die militärische Expansion unter Napoleon. Sie machte sich 1798 mit der französischen Invasion Ägyptens auf einen Schlag bemerkbar. Die französische Besatzung brach die jahrhundertealte Macht der Mamluken und schuf auf diese Weise Raum für neue Individuen und Gruppen, die nach dem Abzug der Franzosen 1802 die Macht ergriffen. Das Osmanische Reich war ein bewährter und jetzt wieder wichtig werdender Partner der Briten als Sicherheitsfaktor im östlichen Mittelmeer. Hier misslang jedoch der Versuch von Sultan Selim III. (r. 1789–1807), der zufälligerweise im Epochenjahr der Revolution auf den Thron gekommen war, den Einfluss der konservativen Militärtruppe der Janitscharen, die allen möglichen Reformen im Wege standen, zu brechen; dies gelang erst seinem übernächsten Nachfolger, Sultan Mahmud II., im Jahre 1826. Immerhin begann Sultan Selim unter dem Eindruck intensivierter diplomatischer und militärischer Aktivitäten mit einer Politik militärischer Modernisierung; der Iran folgte wenig später mit einem ähnlichen Programm. Aber nirgendwo in der islamischen Welt und überhaupt in ganz Asien und Afrika löste die Französische Revolution eigenständige revolutionäre Bewegungen «von unten» aus.63
Wie passt Lateinamerika in dieses Bild?64 Es war der vierte der an den Atlantik angrenzenden Großräume, der in den Revolutionsprozess der Sattelzeit einbezogen wurde. Überall war dieses Einschwingen in den Gesamtprozess regional unterschiedlich verteilt. In Nordamerika standen jene Kolonien, die später Kanada bilden sollten, loyal zur britischen Krone. In den übrigen Sklavenkolonien der Karibik blieb es sonst ruhiger als in Saint-Domingue, und auch auf den anderen französischen Antilleninseln nahm die Entwicklung einen eigenen Lauf. Es ist demgegenüber eines der markantesten Merkmale Hispanoamerikas (Brasilien ging unter einem Ableger der portugiesischen Krone einen Sonderweg), dass das spanische Kolonialreich mit Ausnahme Kubas vollständig zusammenbrach. Innerhalb weniger Jahre zerfiel ein riesiges Imperium in ein Mosaik selbständiger Republiken. Auch der spanische Nationalstaat selbst war in mancher Hinsicht ein Zerfallsprodukt seines Imperiums. Dieser Vorgang, den man am besten als «Unabhängigkeitsrevolutionen» (im Plural) bezeichnet, war zeitlich der letzte der großen Transformationsschübe im atlantischen Raum. Man kann ihn ziemlich unstrittig auf die Jahre 1810 bis 1826 datieren.65 Alle drei großen Revolutionen konnten dabei als Bezugspunkte dienen. Haiti flößte überall dort Furcht ein, wo Sklaverei eine größere Rolle spielte und vor allem wo freie Farbige, in Hispanoamerika pardos genannt, ihre eigenen politischen Ziele zu entwickeln begannen. Haiti war also weniger Vorbild denn Menetekel, diente aber auch als Zufluchtsort für Rebellen gegen Spanien. Die Französische Revolution taugte nur bedingt als Modell. Die Führer der hispanoamerikanischen Unabhängigkeitsrevolutionen waren zumeist Kreolen, also in der Neuen Welt geborene Weiße spanischer Abstammung. Typischerweise gehörten sie der wohlhabenden Oberschicht an, waren Grundbesitzer und/oder Mitglieder des städtischen Patriziats. Solche Leute mussten bei aller Sympathie für die liberalen Ziele der Anfangsphase der Französischen Revolution einen jakobinischen Radikalismus als Bedrohung empfinden. Ebenso betrachteten sie die mitunter unumgängliche Bewaffnung der Volksmassen mit Vorsicht und Argwohn.
Dass es auch im spanischen Amerika das Potenzial zu großen Volksprotesten gab, hatte in den Jahren 1780–82 der Aufstand gezeigt, den José Gabriél Condorcanqui, der selbsternannte Inka Túpac Amaru II., geführt hatte. Wenige Jahre nach der Pugacev-Rebellion in Russland war dies am anderen Ende der Welt eine in mancher Hinsicht ähnliche Erhebung, die auf einer breiten, aber lose geknüpften Koalition verschiedenartigster Kräfte beruhte und die Quellen eines volkskulturellen Selbstbewusstseins anzapfte. Ebenfalls gegen die spanische Herrschaft gerichtet (und von ihr brutal unterdrückt), war dies dennoch eine Erhebung, deren Motive sich mit dem Autonomiestreben der kreolischen Oligarchie nicht völlig deckten. Die Größenordnung der Rebellion, abermals am besten an den Opferzahlen ablesbar, war eindrucksvoll; an die 100.000 Indios und 10.000 Spanier sollen den Tod gefunden haben.66 Jakobinismus und levée en masse hielten daher für die «Befreier» Lateinamerikas wenige Attraktionen bereit. Auch konnte man nicht auf revolutionäre Unterstützung aus Frankreich rechnen, denn in den entscheidenden Jahren des Freiheitskampfes herrschte nach dem Ende des napoleonischen Reiches in Frankreich wieder die Restauration.
Der Zusammenhang zwischen den Transformationen in Frankreich und in Lateinamerika war weniger ein substanziell revolutionärer als ein machtpolitischer. Dazu muss man in die 1760er Jahre zurückgehen. In diesem Jahrzehnt liegen die Wurzeln sowohl der nordamerikanischen als auch der lateinamerikanischen Unabhängigkeitsrevolution. Aus verwandten, aber doch je eigenen Gründen unternahmen damals gleichzeitig der britische und der spanische Staat Versuche, durch Stärkung ihrer kolonialen Autorität und durch Reformen des kolonialen Herrschaftsapparates die amerikanischen Kolonien an eine kürzere Leine zu legen und ihre wirtschaftlichen Potenziale stärker als bisher für die Metropolen nutzbar zu machen. Großbritannien unter seinem neuen König Georg III. scheiterte damit schon nach wenigen Jahren kläglich. Spanien unter Karl III. (r. 1759–88) war zunächst erfolgreicher; jedenfalls traf es auf einen viel geringeren Widerstand der Kolonisten. Dies hatte verschiedene Gründe. So war das spanische Herrschaftssystem in Amerika immer schon homogener und zentralistischer gewesen, sodass Reformen durch fähige Administratoren leichter durchgesetzt werden konnten. Auch waren die südamerikanischen Kreolen weniger dicht in den Diskurs einer autoritätskritischen Aufklärung einbezogen und weniger daran gewöhnt, in Repräsentativorganen ihren Willen zum Ausdruck zu bringen. Aus diesem und vielen anderen Gründen brach das spanische Kolonialsystem nicht wie das britische schon im dritten Quartal des 18. Jahrhunderts zusammen. Vielmehr behauptete es sich, bis 1808 Napoleons Invasion Spaniens die Bourbonenherrschaft in Spanien selbst zum Einsturz brachte.
Richtete sich die nordamerikanische Erhebung gegen eine Reichsregierung, die als zunehmend ungerecht und despotisch empfunden wurde, so schürzte sich der Krisenknoten in Hispanoamerika erst in dem Moment, als es ein solches Reichszentrum gar nicht mehr gab.67 In dieser Situation eines imperialen Vakuums traten zwei Tendenzen in den Vordergrund: zum einen die verschiedenen kreolischen Patriotismen, die sich mit der Zeit im Rahmen des spanischen Imperiums herausgebildet hatten und die viel deutlicher profiliert waren als die Charaktere der einzelnen Kolonien in Britisch-Nordamerika, zum anderen der Wille, dennoch im Rahmen neuer, liberaler Verfassungsstaatlichkeit an einem lockeren politischen Verband mit Spanien festzuhalten. Dies war in gewissem Sinne das Spiegelbild der vorausgegangenen Entwicklung in Nordamerika. Die «Kreolen» (wie man sie getrost nennen darf) in den dreizehn rebellischen Kolonien Nordamerikas fühlten sich zu Beginn des Konflikts überwiegend noch als Briten. Es dauerte bei vielen von ihnen eine ganze Weile, bis aus einer gefestigten britischen Identität eine einstweilen noch unsichere amerikanische wurde.68 Umso entschiedener war der Widerstand weniger gegen den König als reale und symbolische Figur gerichtet denn gegen die Allmachtsansprüche des Parlaments in London, das sich das Recht der willkürlichen Besteuerung der Amerikaner nahm, ohne ihnen etwas anderes als die leere Fiktion einer virtual representation anzubieten. Im spanischen Fall war die separate Identitätsbildung weiter fortgeschritten.
Auf der anderen Seite setzten die hispano-amerikanischen Kreolen große Hoffnungen in die nicht-royale (der reaktionäre König Ferdinand VII. war ein Gefangener Napoleons) Gegen-Regierung im unbesetzten Teil Spaniens. Das Herz dieser Gegenregierung waren die im September 1810 zusammengetretenen cortes von Cadiz, die erste moderne Nationalversammlung Spaniens, die von Anfang an als eine Repräsentativkörperschaft für die gesamte spanische Welt, also auch die Kolonien gedacht war.69 Die cortes, in denen die Amerikaner selbstverständlich nur mit wenigen Mitgliedern vertreten waren, erwiesen sich aber in Fragen zum Beispiel der Handelspolitik als ebenso starrsinnig wie einige Jahrzehnte zuvor das britische Parlament. Das durchaus denkbare Ideal einer imperialen Föderation ließ sich auch jenseits des spanischen Absolutismus nicht verwirklichen. Auch versäumten es die cortes, den Sklavenhandel und/oder die Sklaverei abzuschaffen und überhaupt zu den Problemen der Multiethnizität amerikanischer Gesellschaften Stellung zu beziehen. Dennoch: das frühe und für damalige europäische Verhältnisse sehr weitgehende spanische Experiment in Verfassungsstaatlichkeit gewöhnte gerade auch die Kreolen an den Nutzen geschriebener Verfassungen (die spanische Verfassung von 1812 wurde zum formalen Vorbild für den gesamten üppig wuchernden Konstitutionalismus im Lateinamerika des 19. Jahrhunderts) und an die Praxis einer weitgespannten politischen Partizipation, die zum Beispiel keine Einschränkungen des Männerwahlrechts durch Besitzqualifikationen kannte.
Die Emanzipation Hispanoamerikas verlief viel weniger geradlinig als die im britischen Amerika. Das Gebiet war größer, seine Logistik schwieriger, der Stadt-Land-Gegensatz schärfer, der Royalismus stärker, die kreolische Elite oftmals bis an den Rand des Bürgerkrieges untereinander entzweit. Räumlich gesehen, führten mehrere Armeen und Milizen nebeneinander verschiedene, nur lose miteinander verbundene Unabhängigkeitskriege. Zeitlich folgten zwei Kriegsphasen aufeinander:70 Der ganze neue Aufbruch diesseits wie jenseits des Atlantiks wurde im Mai 1814 mit der Rückkehr des neo-absolutistischen Königs Ferdinand VII. von heute auf morgen zunichte gemacht. Erst im militärischen Widerstand gegen den nun beginnenden und zunächst überaus erfolgreichen Versuch einer Rückeroberung der schon entglittenen Kolonien erreichte der von Männern wie Simón Bolívar, José de San Martín und Bernardo O’Higgins geführte Freiheitskampf seinen heroischen Höhepunkt.71 Um 1816 sah es so aus, als habe Spanien den Widerstand – mit Ausnahme vor allem Argentiniens – unter Kontrolle gebracht. An vielen Stellen des Kontinents fanden sich die Rebellen in die Defensive gedrängt; die Reaktion setzte ihre Strafgerichte in Gang. Erst nach diesem Tiefpunkt der revolutionären Sache begann allmählich eine zweite Phase von Befreiungskriegen, eine Phase, in der caudillos bereits eine ominöse Rolle zu spielen begannen: Kriegsherren, deren Macht darauf beruhte, dass sie ihren bewaffneten Banden und zivilen Anhängern den Zugang zu Beute sicherten, und die sich nicht um staatliche Institutionen scherten. Das Revolutionsgeschehen war insgesamt sozial vielschichtiger als im Norden. Dort hatten Bauernrebellionen und überhaupt Volksaufstände innerhalb der Elitenrevolution gefehlt, wie sie etwa im ländlichen Mexiko vorkamen: Erhebungen, die oft nichts mit der spanischen Kolonialpräsenz zu tun hatten und viel eher der Verteidigung bedrohter Lebensweisen dienten.72 Die letzte Serie militärischer Siege in den Ländern südlich von Neuspanien/Mexiko hatte abermals mit spanischer Schwäche zu tun, denn in der Armee war die Begeisterung für die Rückeroberung Amerikas gering, und ohne die Armee wäre es den Liberalen nicht gelungen, König Ferdinand 1820 zur Wiederherstellung der Verfassung zu zwingen. Diese neuerlichen spanischen Wirren verzögerten die Abfahrt frischer Expeditionstruppen. Dass die Spanier beim Versuch der reconquista Amerikas französische Methoden der Guerillabekämpfung anwandten, die sie kurz zuvor am eigenen Leibe erfahren hatten, zeigt ein weiteres Mal den revolutionären Atlantik als Lernzusammenhang.
Schließlich der internationale Kontext: Im Unterschied zu den nordamerikanischen Insurgenten nach 1778 erhielten die hispanoamerikanischen Freiheitskämpfer keine direkte militärische Unterstützung von außen, auch nicht von den USA. Keine externe Großmacht griff, wie in Haiti, direkt in das Geschehen ein. Die Royal Navy spannte einen Schutzschirm über den Atlantik, doch anders als bei den übrigen Revolutionen wurden die entscheidenden militärischen Auseinandersetzungen ohne die Einmischung Dritter zwischen Kreolen und den Repräsentanten der spanischen Restaurationsmonarchie ausgetragen. Jedoch darf man nicht übersehen, dass anfangs, um 1810, die Furcht, Frankreich könnte sich auch der spanischen Kolonien bemächtigen, eine große Rolle spielte. Als es die spanische Monarchie nicht mehr gab, war niemand in Lateinamerika darauf erpicht, Untertan Napoleons zu werden. In späteren Phasen war «private» Unterstützung nicht unwichtig. Englische und irische Söldner und Freiwillige kämpften an verschiedenen Schauplätzen (zwischen 1817 und 1822 trafen 5300 von ihnen in Südamerika ein) und wurden zu einem wichtigen militärischen Faktor,73 amerikanische Freibeuter gingen mit Duldung ihrer Regierung gegen spanische Schiffe vor, und britische Kaufleute besorgten finanzielle Unterstützung: längerfristig eine gute Investition in die Erschließung neuer Märkte.
In ganz Amerika hatten die Unabhängigkeitsrevolutionen zumindest in der Tendenz zwei fundamentale Folgen: Untertanen wurden zu Staatsbürgern, und das Gefüge der alten hierarchischen Gesellschaften war ins Wanken geraten.74 Aus kolonialer Pluralität entstanden in Nord- und in Hispanoamerika unterschiedliche politische Landschaften: hier eine noch größere, durch nationalstaatliche Souveränitäten verstärkte Vielfalt, dort ein Bundesstaat, dessen Grunddynamik die territoriale Expansion nach Westen und Süden war, auch auf Kosten Mexikos und überhaupt der spanisch geprägten Zivilisation (der Spanisch-amerikanische Krieg von 1898 liegt in dieser Fluchtlinie). Im Norden wie im Süden gab es weiterhin jeweils einen nicht-revolutionären Großstaat: hier das Kaiserreich (ab 1889 die Republik) Brasilien, dort das Dominion Kanada im British Empire. Im Norden wie im Süden mündete die politische Revolution nicht sogleich in stabile Verhältnisse, doch im Norden waren die Voraussetzungen dafür günstiger, weil der Unabhängigkeitskrieg nicht zugleich auch ein Bürgerkrieg gewesen war und weil es kein nördliches Äquivalent der pardos gab, jener großen Schicht freier Farbiger, die zeitweise sowohl von Republikanern wie Royalisten umworben wurde.75 Im Norden wurden die Abgrenzungen zu Indianern und Schwarzen eindeutig gezogen: Nationale Politik blieb weiße Politik. Im Süden, wo der Kolonialstaat Schattierungen der Hautfarbe in rechtlichen Status übersetzt hatte, verliefen die Konfliktlinien weiterhin komplizierter. Im Norden blieb eine deutlichere Balance von Stadt und Land erhalten, während die Kriegszeit im Süden zu einer «Ruralisierung der Macht» führte.76 In den folgenden Jahrzehnten förderte die nordamerikanische Frontier eine gewisse Demokratisierung des Landbesitzes. In Südamerika hingegen monopolisierten landbesitzende Oligarchien die Macht, die der jeweiligen nationalen Politik stärker ihren Stempel aufdrückten, als dies agrarischen Kräften in den USA selbst auf dem Höhepunkt des Einflusses der Südstaaten vor dem Bürgerkrieg jemals gelingen konnte.
Eine der großen Leistungen der jungen USA, im Süden nicht wiederholt, war das Vermeiden von Militarisierung und Militarismus. Aus der nation in arms der Revolutionszeit wurde keine Militärdiktatur. Unabhängige Militärmächte vom Caudillo-Typ erlangten keine Bedeutung. Anders als Südamerika und Teile Europas wurde Nordamerika nicht zu einem Kontinent der Militärputsche.77 Zahlreiche Staaten Hispanoamerikas kamen erst in den 1860er oder gar 1870er Jahren innerlich zur Ruhe, auch eine Folge verstärkter Einbindung in die Weltwirtschaft.78 Wenn man so etwas wie eine Hochphase politischer Stabilität in Mittel- und Südamerika abgrenzen will, dann die drei Jahrzehnte zwischen 1880 und dem Beginn der mexikanischen Revolution 1910. In den USA war bereits ein hohes Maß an post-revolutionärer Stabilisierung erreicht, als der lateinamerikanische Unabhängigkeitskampf überhaupt erst begann. Mit der Wahl des dritten Präsidenten, Thomas Jefferson, im Jahre 1800 trat die Union in die Periode ihrer Konsolidierung ein.79 Manches an dieser Konsolidierung war trügerisch oder vorübergehend. Vor allem zwei Fragen blieben ungeklärt: wie in ein und demselben Staat zwei ganz unterschiedliche Gesellschaftstypen, die Sklavereigesellschaft und der auf freier Lohnarbeit beruhende Kapitalismus des Nordens, koexistieren könnten, und die zweite Frage, in welcher Weise neue Bundesstaaten integriert werden sollten, ohne die fein austarierte Verfassungsbalance aus dem Gleichgewicht zu werfen. Der Bürgerkrieg, der 1861 begann, kam nicht völlig überraschend. Er scheint im Nachhinein viel «unvermeidlicher» als zum Beispiel der Erste Weltkrieg. Am Beginn des Bürgerkrieges standen ungelöste Folgeprobleme der Revolutionszeit. Nur weil die Gründerväter es versäumt hatten, die Frage der Sklaverei eindeutig zu klären, war es möglich, dass noch in den späten 1850er Jahren ernsthaft die Wiederaufnahme des 1807 verbotenen Sklavenhandels aus Afrika gefordert werden konnte und dass ein besonnener Politiker wie Abraham Lincoln zu der Überzeugung gelangte, der Süden beabsichtige die Erzwingung der Sklaverei in den freien Staaten des Nordens.80 So war der Bürgerkrieg in gewissem Sinne der letzte Ausläufer der Revolution. Wenn man das Risiko nicht scheut, den Revolutionsbegriff heftig zu strapazieren, könnte man mit dem Gedanken eines hundertjährigen Zyklus revolutionärer Unruhe in Nordamerika spielen: von der Stamp Act Crisis 1765 bis zur Niederlage der Konföderation 1865.
Das Ende der hispanoamerikanischen Unabhängigkeitsrevolutionen führt zeitlich nahe an die janusköpfigen, in die Vergangenheit wie in die Zukunft blickenden europäischen Revolutionen von 1830/31 heran. Auch sie sollten als Teil – und Abschluss – des Revolutionszeitalters gewertet werden. Damals herrschten, ausgelöst durch Unruhen unter Pariser Handwerkern Ende Juli 1830, revolutionäre Zustände in Frankreich, den südlichen Niederlanden (die aus diesen Entwicklungen als autonomer Staat Belgien hervorgingen), Italien, Polen und einigen Staaten des Deutsches Bundes (vor allem Kurhessen, Sachsen und Hannover). Das Ergebnis war eher bescheiden. Die restaurativen Kräfte, die in Kontinentaleuropa nach 1815 die Oberhand gewonnen hatten, wurden da und dort geschwächt, aber nur in Frankreich politisch besiegt – und selbst dort verschafften sich vor allem solche gesellschaftliche Gruppierungen, ob man sie nun «Notabeln» oder «liberale Bourgeoisie» nennen will, politisch mehr Spielraum, die schon vor der Julirevolution den Kern der postrevolutionären französischen Elite gebildet hatten.81 1830 war eher eine politische als eine soziale Revolution. Sie schloss aber insofern an 1789/91 an, als sie den ursprünglichen revolutionären Gedanken der Verfassungsstaatlichkeit in Erinnerung rief und sich stark auf die Rhetorik und Symbolik der Großen Revolution in ihrer vorjakobinischen Phase zurückbezog. Die heroisierende Bilderwelt des städtischen Barrikadenkampfes sollte indes nicht darüber hinwegtäuschen, dass es, oft nur in lockerem Zusammenhang mit den Ereignissen in den Städten, weiterhin Formen ländlichen Protests gab, über die man wenig sagt, wenn man sie als «vormodern» etikettiert.82
|  Transatlantische Integration


Die atlantischen Revolutionen hatten eine neuartige Grunderfahrung gemeinsam, die jede Rückkehr zu vorrevolutionären Verhältnissen verbot: die andauernde Politisierung breiter Bevölkerungskreise. Überall hörte Politik auf, bloß Elitenpolitik zu sein. Davon blieb fast immer etwas zurück, auch wenn der Übergang aus der Revolutionsphase, das Abkühlen revolutionärer Hitze, auf ganz unterschiedlichen Wegen geschah.83 Die Politisierung wurde am erfolgreichsten in den USA in das Gehäuse repräsentativer Institutionen kanalisiert, dort allerdings unter Ausschluss der nicht-weißen Bevölkerung. Wo ein solcher Versuch quasi-demokratischer Rekonstruktion scheiterte, wie in Frankreich während des Intermezzos des Direktoriums (1795–99) und in manchen Staaten Lateinamerikas, konnten neue autoritäre Systeme einer gewissen, mindestens akklamatorischen Legitimierung durch das «Volk» nicht entbehren. «Bonapartismus» bedeutete keine Rückkehr zum Ancien Régime, und selbst die Bourbonen-Restauration nach 1814 akzeptierte manches Erbe der Zeit seit 1789, etwa den Verfassungsgedanken (als charte constitutionelle) und die neue Aristokratie, die Napoleon aus seinen Generälen und Günstlingen geschaffen hatte. Sie legte allerdings das fürchterlichste Instrument still, das aus der Revolution entstanden war: Napoleons männerverschlingende Konskriptionsmaschine.84 Nirgendwo außer in Spanien, Kurhessen und Teilen Italiens wollte die «Reaktion» die Spuren der Revolution vollkommen tilgen. Dass reines Charisma eine postrevolutionäre Ordnung nicht zu tragen vermochte, verstand Napoleon, ein großer Institutionenbauer, sehr gut. Bolívar sah es auch und kämpfte trotz mancher diktatorischer Anfechtungen, die sich in seinen Jahren des Triumphes anboten, unermüdlich für Rechtsstaatlichkeit und die überpersönliche Bindung persönlicher Macht. Er konnte aber nicht verhindern, dass sein heimatliches Venezuela und ähnlich andere Staaten des Kontinents in Jahrzehnte der Caudillo-Herrschaft abglitten.85 Unter solchen Bedingungen reduzierte sich Massenpolitisierung darauf, die enge eigene Klientel bei Laune zu halten.
Die atlantischen Revolutionen entstanden aus einem beide Ränder des Ozeans erfassenden Beziehungsgeflecht, das seit den Zeiten des Kolumbus gewachsen war. Mehrere Ebenen der Integration überlagerten sich:
(1) die administrative Integration innerhalb der großen Imperien Spaniens, Englands/Großbritanniens und Frankreichs sowie der kleineren Portugals und der Niederlande;
(2) die demographische Integration durch Migration in die Neue Welt, vor allem von Osten nach Westen, aber auch durch Re-Migration in umgekehrter Richtung, vor allem von kolonialem Personal;
(3) die Integration durch den Handel, vom Pelzhandel im Norden bis zum Sklavenhandel von Angola nach Brasilien im Süden, dabei organisiert nach den kompetitiven Spielregeln eines mit schwindendem Erfolg durchsetzbaren nationalen Merkantilismus und zunächst gestört (seit etwa 1730 rückläufig) durch endemische Piraterie; dieser Handel schuf so etwas wie eine gemeinsame atlantische Konsumkultur (also die Anfänge des heutigen westlichen consumerism), deren Unterbrechung durch politisch motivierten Boykott nun erstmals zur Waffe im internationalen Umgang wurde;86
(4) die Integration durch kulturelle Transfers mannigfacher Art von der Übertragung westafrikanischer Lebensformen über die Verbreitung performativer Praktiken kreuz und quer durch die Region bis zur modifizierten Reproduktion europäischer Architekturstile jenseits des Atlantiks;87
(5) die Integration durch gemeinsame oder ähnliche, von einer wachsenden Zirkulation von Büchern, Pamphleten und Zeitschriften getragene und verbreitete normative Grundlagen einer «atlantischen Zivilisation»; schon der englische Schriftsteller und Literaturkritiker William Hazlitt hatte 1828 die Französische Revolution als Spätfolge der Erfindung des Buchdrucks bezeichnet.88
Dieser fünfte Punkt ist für das Verständnis der atlantischen Revolutionen nicht unwichtig, obwohl die reine Idee ohne ein fundierendes Interesse politische Aktion nicht zureichend erklären kann. Ideengeschichtlich gesehen, sind alle atlantischen Revolutionen Kinder der Aufklärung. Diese Aufklärung war europäischen Ursprungs, und ihre Wirkungen jenseits des Atlantiks müssen zunächst einmal als ein riesiger Vorgang des Mitnehmens und der Rezeption beschrieben werden. Eigene amerikanische, auch in Europa gehörte Stimmen meldeten sich seit den 1760er Jahren zu Wort, manche in empörter Antwort auf europäische Autoren (wie den Naturforscher Buffon und später den Philosophen Hegel), die sich herablassend über Natur und Kultur der Neuen Welt geäußert hatten: Benjamin Franklin, Thomas Jefferson, die Verfasser der Federalist Papers (erschienen 1787–88), der mexikanische Theologe Fray Servando Teresa de Mier.89 Auch Simón Bolívar, der neben dem vielseitigen, lange in London lebenden Gelehrten Andrés Bello wichtigste politische Denker Lateinamerikas der Epoche, beharrte immer wieder darauf, die Programme der europäischen Aufklärung nicht unmodifiziert auf Amerika zu übertragen. Hier konnte er sich auf Montesquieu berufen, der verlangt hatte, die Gesetze eines Landes dessen konkreten Umständen anzupassen. Innerhalb der gesamtatlantischen Aufklärung bildeten sich Zentren und Peripherien. Im Verhältnis zu Frankreich oder Schottland war auch Spanien in der Phase anti-klerikaler Reformpolitik unter Karl III., intellektuell gesehen, ein Nebenschauplatz. Es war aber ein Merkmal der Zeit, dass man sich über innereuropäische Kulturgrenzen hinweg orientierte. Dass Engländer und nordamerikanische Kolonisten, obwohl religiös oft auf unterschiedlichen Spuren, eine gemeinsame Rechtstradition und gemeinsame Überzeugungen von Individualität und ihren Sicherungen teilten, ist oft bemerkt worden.90 Zahlreiche Pamphlete im inneramerikanischen Meinungskrieg und vor allem dann die Declaration of Independence zeigten, dass John Locke und seine Auffassung vom Herrschaftsvertrag, die Widerstandslehre eines Algernon Sidney und die Theorien früher schottischer moral philosophers wie Francis Hutcheson und Adam Ferguson in Nordamerika wohlbekannt waren.91 Thomas Paine, ein gelernter Korsettmacher und philosophischer Autodidakt, der erst im November 1774 in die Neue Welt gekommen war und sich zu einem der einflussreichsten Journalisten aller Zeiten wandelte, bündelte dann den britischen politischen Radikalismus in seiner durchschlagenden Schrift von 1776, Common Sense, dem Produkt eines atlantischen Kosmopolitismus, der in Paines späterer Schrift The Rights of Man (1791–92) einen noch markanteren Ausdruck finden sollte.
Verglichen mit den konkreten Ergebnissen des «aufgeklärten Absolutismus» in Europa verkörperten die neuen Vereinigten Staaten einen Fortschritt verwirklichter Aufklärung. Wenn es in der Sattelzeit überhaupt je Philosophenkönige gegeben hat, dann waren es mehr noch als Friedrich II. von Preußen oder Joseph II. von Österreich neben dem einzigartigen Napoleon die drei Nachfolger George Washingtons im Präsidentenamt: John Adams, Thomas Jefferson und James Madison. Auch im englischsprachigen Amerika wurden französische Autoren stark beachtet, allen voran Montesquieu, Rousseau und der scharfe Kolonialismuskritiker Abbé Raynal (unter dessen Namen zum Teil auch Denis Diderot schrieb). Lateinamerikaner lernten diese philosophes ebenfalls rasch kennen. Ein junger Mann aus reichem Hause in Caracas wie Simón Bolívar las ihre Werke und die von Hobbes und Hume, Helvétius und Holbach; er dürfte nicht ganz untypisch gewesen sein.92 In den 1790er Jahren studierte in Mexiko alle Welt vom Vizekönig abwärts, was die kritischen Geister Europas zu sagen hatten – ohne es sogleich in die Tat umzusetzen.93 Noch allgemeiner gesagt, war es der Zeitgeist des Fortschrittsglaubens, der auf beiden Seiten des Atlantiks nicht nur die Intellektuellen im engeren Sinne erfasste, sondern auch Teile der Geschäftswelt.94 Ein Besuch im politisch konservativen London, dem Weltzentrum ökonomischer Modernität, war daher für viele Amerikaner mindestens so aufregend wie der hautnahe Eindruck vom revolutionär aufgewühlten Paris.
Die Revolution ist keine Dinnerparty, hat der junge Mao Zedong, der es wissen musste, 1927 geschrieben. Und dasselbe gilt auch für die atlantischen Revolutionen. Keine von ihnen war eine friedliche Revolution wie die der Jahre 1989–91 zwischen Elbe und Wüste Gobi. Statistiken aufzustellen ist hier müßig. Die Opfer der französischen terreur von 1793/94, auf bis zu 50.000 im ganzen Land geschätzt (hinzu kommen die 150.000 bis 200.000 Toten des Bürgerkrieges in der Vendée 1793 bis 1800),95 müssen gesehen werden neben den zahlreicheren Opfern der europäischen Kriege zwischen 1792 und 1815 (einschließlich des schrecklichen Terrors aller Seiten in Spanien nach 1808), den Hunderttausenden von Toten in Lateinamerika vom Túpac-Amaru-Aufstand 1780 bis zum Ende der Befreiungs- und Bürgerkriege, die mitunter als totale Kriege ohne Vernichtungshemmung geführt wurden,96 und denjenigen, die im schlimmsten revolutionären Hexenkessel der Epoche, Saint-Domingue/Haiti, ihr Leben verloren, darunter Zehntausende einfacher Soldaten der französischen und britischen Expeditionsarmeen, von denen die meisten an Tropenkrankheiten starben. Mit Recht wird die Revolution Thomas Jeffersons und George Washingtons vorteilhaft mit derjenigen Maximilien Robespierres verglichen; es gab kein amerikanisches Gegenstück zum Massenmord an angeblichen Volksverrätern. Dennoch darf nicht vergessen werden, dass der amerikanische Unabhängigkeitskrieg von 1775 bis 1781 aus britischer Sicht einen Mobilisierungsgrad verlangte, der über alle früheren Kriege Großbritanniens hinausging und ihn gewissermaßen zum ersten modernen Krieg werden ließ, und dass er allein auf der Seite der Rebellen ca. 25.000 Tote forderte.97 Der Krieg produzierte mehr Flüchtlinge und Emigranten als die gesamte Französische Revolution.98 Anders als etwa im Russisch-osmanischen Krieg, als bei der Einnahme der Hafenfestung Ocakov (Özi) 1789 an einem Nachmittag Tausende von Türken umgebracht wurden, kam es aber nicht zu Massakern an der Zivilbevölkerung. Das zweite Quartal des 19. Jahrhunderts war demgegenüber eine harmlose Etappe in der Geschichte der Welt, bis 1850/51 das große Taiping-Gemetzel in China begann.
Ganz eigentümlich im großen atlantischen Revolutionsfeld war die Stellung Großbritanniens. Es war spätestens seit 1763 die stärkste Militärmacht im atlantischen Raum. Der Versuch, die eigenwilligen Kolonialbriten zur Räson zu bringen, löste überhaupt erst die Kettenreaktion (wenn man es einmal so linear vereinfachen will) der zeitlich aufeinanderfolgenden Revolutionen aus. Überall war Großbritannien beteiligt. Es führte Krieg gegen sämtliche Revolutionen der Zeit außer der lateinamerikanischen, doch auch hier hatte zumindest eine frühe britische Militäraktion, die Besetzung von Buenos Aires im Juni 1806, weitreichende mobilisierende Konsequenzen. Bei alledem blieb das britische politische System intakt, ließ sich von sozialem Protest und subversiven Aktionen sowohl auf dem Lande wie in den neuen Städten der Industriellen Revolution nicht erschüttern, brachte zwischen 1775 und 1815 die größte militärische und ökonomische Mobilisierungsleistung vor dem Ersten Weltkrieg zustande und bewährte sich bei einer Führungsauslese, die ungemein fähige Politiker wie William Pitt d.J. (zwischen 1783 und 1806 nahezu ununterbrochen Premierminister), den gefährlichsten aller Gegenspieler Napoleons, an die Macht gelangen ließ. War Großbritannien, das gleichzeitig besonders schnelle sozialökonomische Veränderungen durchlief, also ein konservativer ruhender Pol in einer Welt des Umsturzes?
Auch das Vereinigte Königreich nahm an der europäischen Revolutionsbewegung von 1830 teil. Zwischen Sommer 1830, als kurz auf den Tod König Georgs IV. die Nachrichten von der Julirevolution in Frankreich folgten, und dem Juni 1832, als das Paket der Reformgesetze unter dramatischster Spannung endgültig vom Parlament beschlossen wurde, durchlebte Großbritannien seine größte innenpolitische Krise des 19. Jahrhunderts. Nicht die 1790er Jahre und nicht 1848 waren die Momente größter revolutionärer Anfälligkeit, sondern ein Zeitpunkt fünfzehn Jahre nach dem Ende des mehr als zwanzigjährigen Krieges. Unbewältigte Kriegsfolgen und die Auswirkungen der frühen Industrialisierung kamen zusammen, um die Unzufriedenheit mit der herrschenden Ordnung extrem zu steigern. Zwischen 1830 und 1832 brachen in weiten Teilen Süd- und Ostenglands und in Wales Unruhen aus, die Hafenstadt Bristol erlitt beträchtliche Zerstörungen, Nottingham Castle wurde niedergebrannt, Arbeiter und middle class formierten sich in Garden, Milizen und unions. Hätte der Herzog von Wellington, der führende konservative Politiker, im Frühjahr 1832 in der Art des Prinzen Polignac zwei Jahre zuvor in Frankreich mit der Rückendeckung eines reaktionären Königs die direkte Konfrontation mit der öffentlichen Stimmung gesucht, dann wäre das Haus Hannover womöglich den Weg der französischen Bourbonen gegangen.99 So aber half der Herzog dem reformwilligen Premierminister der Whig-Partei, Charles Grey (2nd Earl Grey), eine Mehrheit für das Reformgesetz zu finden. Wichtiger als der Inhalt des Gesetzes, das die Zahl der wahlberechtigten Männer vorsichtig erweiterte und die parlamentarische Repräsentation der wachsenden Industriestädte verbesserte, war die Tatsache, dass es überhaupt angenommen wurde.100 Reform von oben war der Revolution von unten zuvorgekommen. Damit war ein neues Erfolgsrezept für stabilitätssichernde Politik gefunden und zugleich das konservative Oligarchenregime, für das Pitt gestanden hatte, durch eine neue Haltung abgelöst worden, die über Parteigrenzen hinweg mehr auf die Stimmung im Lande hörte, zunehmend auch unter denjenigen, die noch von Wahlen ausgeschlossen waren. Das genügte nicht allen, denn aus der Enttäuschung über die Grenzen der Reform entstand die auch intellektuell fruchtbare Massenbewegung des Chartismus, die 1848 politisch scheiterte, weil sie weder den Sprung in die gewaltsame Revolution tat noch hinreichend viele Verbündete unter Reformkräften in den Mittelschichten fand.
Eine andere Form von britischer Revolution hatte bereits 1807 ihren ersten großen Erfolg errungen: Der Abolitionismus, der als riesige Bürgerbewegung organisierte Kampf gegen den Sklavenhandel, erreichte, dass das britische Parlament den Sklavenhandel verbot. 1834 folgte die Unterdrückung der Sklaverei im British Empire. Dies kam einer Revolution der Moral und des Rechtsempfindens gleich, einer radikalen Verwerfung einer Institution, die man jahrhundertelang in ganz Europa als selbstverständlich und den jeweiligen «nationalen» Interessen förderlich betrachtet hatte. Am Anfang dieser spezifisch britischen Revolution, den man auf das Jahr 1787 datieren kann, standen wenige religiöse Aktivisten, zumeist Quäker, und radikale Humanitaristen. Ihr ausdauerndster und erfolgreichster Organisator wurde ein anglikanischer Geistlicher, Thomas Clarkson, ihr prominentester parlamentarischer Sprecher der evangelikale Gentleman-Politiker William Wilberforce. Auf dem Höhepunkt seiner Wirksamkeit war der Abolitionismus eine gesamtbritische Massenbewegung, die sich eines breiten Spektrums gewaltfreier Agitationstechniken bediente, die erste breit fundierte Protestbewegung der europäischen Geschichte, die wesentlich von Geschäftsleuten geführt wurde (etwa dem Töpfereiunternehmer Josiah Wedgwood) und in der, anders als in der Französischen Revolution, adlige Renegaten kaum eine Rolle spielten.101 Wenn der Abolitionismus auch kein politisches System eines Territorialstaates zerstörte, so doch eine Zwangseinrichtung mitsamt der sie stützenden Rechtsordnung und Ideologie, die zu den Fundamenten der frühneuzeitlichen atlantischen Welt gehört hatte.102
Die Revolutionen wirkten nicht allein durch Bücher und abstrakte Diskurse aufeinander ein. Künftige Revolutionäre lernten «vor Ort». Benjamin Franklin, dank seiner naturwissenschaftlichen Experimente der in Europa bekannteste Amerikaner der Zeit, verkörperte zwischen 1776 und 1785 als Gesandter in Paris das neue Amerika. Der Marquis de Lafayette, der «Held zweier Welten», hatte neben vielen anderen europäischen Freiwilligen im Nordamerikanischen Unabhängigkeitskrieg gekämpft und wurde, geprägt von amerikanischen Verfassungsprinzipien, der Freundschaft mit George Washington und Thomas Jeffersons persönlicher Belehrung, zu einem der führenden gemäßigten Politiker in der ersten Phase der Französischen Revolution. Lafayette musste sich bald sagen lassen, dass Frankreich das amerikanische Modell nicht «sklavisch» kopieren werde. Er floh aus Frankreich, landete als angeblich gefährlicher Radikaler in preußischen und österreichischen Kerkern und wurde schließlich für viele – wie den jungen Heinrich Heine, der ihn als temperamentvollen alten Herrn in Paris kennenlernte – zur Verkörperung der reinen Ideale der Revolution.103 Die einzelnen Revolutionen gingen selbstverständlich ihre eigenen Wege. So legte man in Frankreich viel weniger Wert auf checks and balances zwischen den Staatsorganen und viel mehr auf die Artikulation eines ungeteilten nationalen Willens im Sinne Jean-Jacques Rousseaus. Hier waren die Nordamerikaner bessere Schüler Montesquieus als dessen französische Landsleute, die erst in den späten 1870er Jahren dauerhaft zu einer liberalen Demokratie fanden. Immerhin näherte sich die Direktoriumsverfassung von 1795 amerikanischen Vorstellungen stärker an als ihre revolutionären Vorgängerinnen, und der General Bonaparte wurde von vielen als ein neuer George Washington gefeiert.104 Weiterhin spiegelten sich die Revolutionen ineinander, bis sich im 19. Jahrhundert allmählich ein breiter mentaler Graben zwischen Amerika und Europa öffnete.
Auch die spätere Restauration stand im Zeichen einer oft biographisch unmittelbaren Revolutionserfahrung. Die französische Revolutionszeit vom Ballhausschwur bis Waterloo hatte gerade einmal 26 Jahre gedauert. Leute wie Talleyrand, der jedem der französischen Regime in hoher Funktion diente, hatten sie in der Mitte ihres Lebens aktiv durchgemacht, andere sie von Anfang bis Ende beobachtet wie Goethe, Hegel, Friedrich von Gentz und die langlebigeren unter ihren Generationsgenossen. Alexander von Humboldt hatte noch vor der Französischen Revolution Edmund Burke in London reden gehört, hatte mit Thomas Jefferson wissenschaftlich diskutiert, war Napoleon vorgestellt worden, hatte in Europa um Sympathien für den lateinamerikanischen Unabhängigkeitskampf geworben und besuchte im März 1848 als Achtzigjähriger Revolutionsversammlungen in Berlin.105
Das Zeitalter der Revolutionen präsentiert sich als ein großes Paradoxon, seit die Wirtschaftsgeschichte die Industrialisierung später ins 19. Jahrhundert hinein datiert hat. Die eingängige, vor allem von Eric Hobsbawm populär gemachte These von der «Doppelrevolution» – politisch in Frankreich, industriell in England – ist nicht länger haltbar. Mit den großen Texten des Revolutionszeitalters, vor allem der nordamerikanischen Unabhängigkeitserklärung (1776), der Verfassung der USA (1787), der Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte (1789), dem französischen Dekret über die Abschaffung der Sklaverei in den Kolonien (1794) oder Bolívars Rede von Angostura (1819), beginnt die politische Moderne. Diese Dokumente stammen aus einer Zeit, als selbst in Großbritannien die Industrielle Revolution erst kaum revolutionär gewirkt hatte. Die atlantische Revolutionsdynamik wurde nicht von den neuen sozialen Konflikten der Industrialisierung gespeist. Wenn etwas an ihr «bürgerlich» war, dann hatte es mit Industrie nichts zu tun.
3  |  Die Konvulsionen der Jahrhundertmitte

Ein zweites Zeitalter der Revolutionen hat es nicht gegeben, sieht man ab von den stürmischen Jahren 1917 bis 1923, als Revolutionen und Aufstände Russland, Deutschland, Irland, Ägypten, Spanien, Korea und China erschütterten und in Europa wie im Nahen Osten mehrere neue Staaten entstanden. Um die Mitte des 19. Jahrhunderts ereigneten sich in verschiedenen Teilen der Welt große kollektive Gewaltausbrüche. Die wichtigsten waren die Revolutionen von 1848/49 in Europa, die Taiping-Revolution in China (1850–64), der Große Aufstand in Indien (1857–59), auch «Mutiny» genannt, und der Bürgerkrieg in den USA (1861–65).106 Die ungefähre Gleichzeitigkeit dieser Ereignisse innerhalb eines Zeitstreifens von siebzehn Jahren legt es nahe, sie als eine Art von revolutionärem Cluster zu betrachten. Es sieht so aus, als sei die Welt insgesamt durch eine schwere Krise hindurchgegangen. Die globalen Verflechtungen, so mag man vermuten, hatten sich seit dem Zeitalter der atlantischen Revolutionen verdichtet. Das revolutionäre Geschehen an verschiedenen Orten der Welt könnte daher enger aufeinander bezogen sein. Das war nicht der Fall. Dem Revolutionscluster der Jahrhundertmitte fehlte die räumliche Einheitlichkeit des revolutionären Atlantiks. Die Revolutionen blieben Ereigniszusammenhänge von jeweils subkontinentaler Erstreckung, keine nationalen Ereignisse, denn die Achtundvierziger-Revolution übersprang sogleich nationale Grenzen, Indien und China waren damals keine Nationalstaaten, und in den USA wurde eine prekäre nationale Einheit infrage gestellt. Die einzelnen Krisen müssen daher zunächst unabhängig voneinander beschrieben werden.




|  1848/49 in Europa


Die europäischen Revolutionen von 1848/49 wiederholten in ihrem Verlaufsmuster das, was nach der französischen Julirevolution von 1830 passiert und damals ohne Beispiel gewesen war: ein ungemein schnelles Überspringen von Protestbereitschaft in ganz unterschiedliche politische Milieus in vielen Teilen Europas.107 Historiker halfen sich früher gern mit dem naturalistischen Bild des Flächenbrandes oder des Lauffeuers, das selbstverständlich noch nichts erklärt und eine genauere Untersuchung der Reaktionsmechanik nicht ersetzen kann. Jedenfalls wurde die Revolution dieses Mal nicht, wie nach 1792, durch die Heere eines revolutionären Staates in anderen Ländern verbreitet. Es waren Nachrichten, oft nur Gerüchte, die revolutionäres Handeln als Antwort auf objektive Problemlagen hervorriefen. Dies konnte so schnell geschehen, weil viele Menschen seit dem Herbst 1847 einen revolutionären Ausbruch bereits erwarteten. Dabei konnte ein Repertoire von Rhetorik, Dramatisierung und Aktionsformen – etwa der Bau von Barrikaden, dem emblematischen Instrument des städtischen Häuserkampfes – aktiviert werden, das seit 1789, wiederbelebt 1830, in der politischen Kultur West- und Südeuropas bereitlag. Auch die Kräfte des Bestehenden glaubten ab 1789 und 1830 zu wissen, wie eine Revolution «funktionierte», und trafen entsprechend ihre Vorbereitungen. Die anfangs sensible Reaktion der revolutionären Zentren aufeinander hatte freilich nicht lange Bestand. Die einzelnen Revolutionen lokalisierten sich, nahmen ihre je besondere Machtkonstellation und ideologische Färbung an und gingen, ohne sich nennenswert gegenseitig zu Hilfe zu kommen, ihre je eigenen Wege. Gleichwohl bleiben sie Teile eines synchronen Epochenzusammenhangs und lassen sich miteinander vergleichen.108 Die einzelnen Revolutionen flossen 1848/49 nicht zu einer einzigen großen europäischen Revolution zusammen, aber Europa wurde in einem Maße wie zuletzt während der Napoleonischen Kriege zu einem «Kommunikationsraum», einer «großräumigen Handlungseinheit».109 Einzelne Schauplätze und besondere Ereignisse, auch wenn sie oft lokal «gemeint» waren, wurden in europäische Zusammenhänge und Horizonte eingebettet; politische Ideen, Mythen und Heldenbilder zirkulierten in ganz Europa.110
Beteiligt am revolutionären Geschehen waren die Schweiz (die 1847 im «Sonderbundskrieg» zwischen protestantischen und katholischen Kantonen einen richtigen Bürgerkrieg erlebte), Frankreich, die deutschen und die italienischen Staaten, der gesamte Vielvölkerstaat der Habsburgermonarchie, auch die Grenzzonen des Osmanischen Reiches auf dem Balkan. Die Niederlande, Belgien und die skandinavischen Länder wurden insofern berührt, als sich dort Reformprozesse beschleunigten. Zusammengenommen war dies die an Teilnehmern zahlreichste, geographisch ausgedehnteste und gewaltsamste politische Bewegung im Europa des 19. Jahrhunderts. Die Revolution mobilisierte oft große Teile der Bevölkerung, und es ist ratsam, mehrere simultane Teilrevolutionen zu unterscheiden: bäuerliche Protestbewegungen, bürgerliche Verfassungsbewegungen, Protestaktionen städtischer Unterschichten, schließlich nationalrevolutionäre Bewegungen, die mitunter auf breiten gesellschaftlichen Bündnissen beruhten.111 Zwischen diesen Teilrevolutionen bestand nicht immer eine enge Verbindung: Bauern, die Holz stahlen, und städtische Notabeln, die Festbankette zu politischen Foren umfunktionierten, hatten wenig miteinander gemein.112 Das Beispiel des Holzdiebstahls ist nicht zufällig gewählt. Es zeigt, dass 1848 nahezu alle latenten Konflikte virulent wurden. Die Frage des Zugangs zu Forstressourcen war ein besonders weit verbreiteter Protestanlass: «Überall, wo es Wälder gab, gab es auch Waldaufstände.»113 Und es gab viel Wald in Europa.
Vom chronologischen Beobachtungspunkt vor allem des Frühjahrs 1848, als in mehreren Ländern die Macht «auf der Straße» zu liegen schien, ist es erstaunlich, dass die Revolutionen dann doch allesamt scheiterten. Sie schlugen in dem Sinne fehl, dass fast keine Gruppe von Akteuren ihre jeweiligen Ziele dauerhaft durchzusetzen vermochte. Allerdings ist hier die Differenzierung wichtiger als ein solches allzu pauschales Verdikt. Das «Scheitern» nahm nämlich verschiedene Grade und Formen an. Differenziert man sozial, dann gewannen die Bauern am meisten. Im Habsburgerreich, an dem die frühere «Bauernbefreiung» spurenlos vorübergegangen war, und in einigen deutschen Staaten wurden die Bauern von ihrem servilen Status entlastet. Dort, wo die rechtliche Lage der Bauern zuvor schon verbessert worden war, beschleunigten sich Emanzipationsprozesse und kamen zum Abschluss; so wurden etwa Ablösezahlungen auf ein realistisches Maß reduziert.114 Hatten die Bauern solche Ziele erreicht, dann verloren sie das Interesse an der Revolution. Ihr Unmut hatte sich ohnehin nur gegen die Grundbesitzer gerichtet, nicht gegen die spätabsolutistischen Monarchen, deren Macht die bürgerlichen Verfassungsbewegungen beschränken wollten. Anders als sehr viele Bauern gehörten die unterbäuerlichen Schichten, denen die Regierungen keine Konzessionen machten, zu den Verlierern der Revolution. Dort fanden sich auch die städtischen Unterschichten, denen die volle Wucht der Repression zugedacht war. Insgesamt fällt aber auf, wie viele Gewinner dann doch bei Revolutionen zu finden waren, die an der Oberfläche «scheiterten». Der Adel (wenn er nicht ohnehin schon schwach war wie in Frankreich) verteidigte im Großen und Ganzen seine Position; die Staatsbürokratien lernten viel über den Umgang mit einer politisierten Bevölkerung und über den geschickten Einsatz von Medien; das Wirtschaftsbürgertum fand ein wachsendes staatliches Verständnis zumindest für seine Geschäftsinteressen.115
Differenziert man regional, dann schlug die Revolution in Frankreich weniger drastisch fehl als andernorts. Letzte Spuren eines legitimistischen Königtums wurden beseitigt. Zum ersten Mal seit 1799 entstand wieder eine Republik. Als sie drei Jahre später durch den Staatsstreich Louis Napoléons, der sich dann als Napoleon III. und politischer Erbe seines Onkels zum Kaiser machte, beendet wurde, war dies in keiner Weise eine Restauration früherer Zustände. Das Zweite Kaiserreich war eine modernisierte Neuauflage des ursprünglichen Bonapartismus, in manchem Sinne eine Synthese aller Tendenzen der politischen Kultur Frankreichs seit dem Ende der Schreckensherrschaft 1794.116 Das Regime des Präsidenten Louis Napoléon und nachmaligen Kaisers Napoleon III. begann mit einer harten Unterdrückung aller Gegner, sollte sich mit der Zeit aber als durchaus liberalisierungswillig erweisen und wurde zu einem Rahmen, in dem sich die bürgerlich-kapitalistische Gesellschaft Frankreichs ruhig entfalten konnte. Spektakulär war hingegen die Niederlage der Revolutionäre in Ungarn, wo nationale Autonomie im Zentrum aller Forderungen gestanden hatte. Da die ungarischen Revolutionäre die einzigen waren, die sich zureichend bewaffnet hatten, musste hier der Konflikt zu einem Krieg zwischen Ungarn und der störrischen Imperialmacht Österreich eskalieren. Russland kam im Zeichen konterrevolutionärer Solidarität zu Hilfe. In Ungarn endete die Revolution im August 1849 mit einer förmlichen militärischen Kapitulation. Ungarn wurde rachsüchtig unterworfen. Alle Spuren der Revolution sollten getilgt werden, durchaus mit wohlwollendem Einverständnis mancher ungarischer Magnaten. Die ungarischen Offiziere wurden kriegsgerichtlich abgeurteilt; die grausame Strafe von Zwangsarbeit in Ketten (das österreichische Äquivalent der Verbannung auf tropische Inseln) wurde reichlich ausgesprochen. Einschließlich der Opfer auf österreichischer Seite verloren 1848/49 in Ungarn allein etwa 100.000 Soldaten ihr Leben, dazu kamen Tausende von Bauern, die bei ländlichen Nationalitätenkämpfen im Donauraum getötet wurden.117
Wenn man schließlich das «Scheitern» der Achtundvierziger-Revolution in einen längeren Zeithorizont rückt, dann relativiert es sich deutlich. Wir können nur darüber spekulieren, wozu ein Erfolg der Revolution geführt hätte. Frankreich wäre Republik geblieben, gewiss eine mit unversöhnten Gegensätzen. Bei einem Sieg der italienischen und der ungarischen Rebellen wäre das Habsburgerreich als Vielvölkerstaat zerfallen, in Deutschland hätte sich die Richtung auf Verfassungsstaat und breitere politische Partizipation beschleunigt. Man muss aber unterscheiden zwischen den Wirkungen, die von der Revolution, wie sie war, ausgingen, und denen, die von einer siegreichen Revolution hätten ausgehen können. Die konservativen Oligarchien, die den Sturm überdauert hatten, reagierten mit einer neo-absolutistischen Politik, die keinen Zweifel daran ließ, wo die Macht – gerade auch die nun gestärkte militärische Macht – lag, dennoch aber zu Zugeständnissen bereit war. Die Suche Napoleons III. nach Akklamation aus dem Volk, die österreichische Besänftigung der ungarischen Oberschicht im verfassungspolitischen «Ausgleich» von 1867 (der ohne die militärische Niederlage vom Jahr vorher gegen Preußen nicht denkbar gewesen wäre) und die Gewährung des allgemeinen und gleichen Männerwahlrechts in der Verfassung des Deutschen Reiches von 1871 waren solche Zugeständnisse, fraglos ganz unterschiedlicher Art. Eine zweite ebenso unumkehrbare Langzeitfolge bestand darin, dass viele gesellschaftliche Gruppen lernten, die oft für sie selbst überraschende Erfahrung der Politisierung in festere institutionelle Formen zu gießen. Daher markieren die europäischen Revolutionsjahre einen Wendepunkt in einer Entwicklung «von den überlieferten Formen kollektiver Gewalt zur organisierten Interessendurchsetzung».118
Ein globales Ereignis waren die Achtundvierziger-Revolutionen nicht. Hier liegt ihr tiefstes Paradox: Die größte europäische Revolutionsbewegung zwischen 1789 und 1917 blieb in ihrer Weltwirkung überaus beschränkt. Als Fanal wurde sie außerhalb Europas nicht verstanden. Im Unterschied zur Französischen Revolution hatte sie keine neuen universalen Prinzipen formuliert. Um 1848 waren die Dauerkontakte Kontinentaleuropas mit dem Rest der Welt weniger zahlreich und dicht als fünfzig Jahre früher oder später, die möglichen Transmissionswege daher selten und eng. Am wichtigsten war die transatlantische Emigration. Die USA nahmen flüchtige «Achtundvierziger» gerne auf und sahen dadurch ihre eigene überlegene Fortschrittlichkeit bestätigt. Lajos Kossuth gelangte über den Umweg des Osmanischen Reiches Ende 1851 in die USA und wurde dort als Held gefeiert. 1867 von Kaiser Franz Joseph begnadigt, blieb er aber bis zu seinem Tode im oberitalienischen Exil. Carl Schurz, Teilnehmer am pfälzisch-badischen Aufstand von 1849, wurde in der amerikanischen Immigration einer der einflussreichsten Führer der neugegründeten Republikanischen Partei, General im Bürgerkrieg, seit 1869 Senator und 1877 (bis 1881) Innenminister in der Bundesregierung. Gustav von Struve, etwas weniger anpassungsbereit und erfolgreich als Schurz, war in Südbaden wie im Shenandoah Valley militärisch aktiv und stolz darauf, an zwei großen Freiheitskämpfen der Menschheit teilgenommen zu haben. Ein kleinerer revolutionärer Fisch, der sächsische Kapellmeister Richard Wagner, ließ sich bis 1864 nicht wieder in Deutschland blicken.119 Wie stark die nach der Jahrhundertmitte anschwellende Auswanderung aus Mitteleuropa von politischen Motiven bestimmt war, ist schwer abzuschätzen. Unbezweifelbar ist aber, dass die Revolution einen erheblichen brain drain in die liberaleren Länder Europas und in die Neue Welt auslöste und dass viele Emigranten ihre politischen Ideale mitnahmen.120
1848/49 waren die beiden europäischen Flügelmächte Großbritannien und Russland, die wichtigsten Brücken zu anderen Kontinenten, weniger stark in das Revolutionsgeschehen einbezogen als während der Sattelzeit, als immerhin der Vollstrecker der Französischen Revolution mit 110.000 Mann in Moskau eingerückt war. In Russland blieb es 1848 ruhig, in England hatte der Chartismus, eine lose organisierte Massenbewegung der kleinen Leute, die für den Schutz alter Rechte gegen «Willkürherrschaft» (arbitrary government) kämpfte, schon 1842 seinen Höhepunkt erreicht und war 1848 noch einmal ergebnislos aufgeflackert, ohne dass danach die Ideen und die Sprache des Radikalismus völlig aus der britischen politischen Kultur verschwunden wären. Die nicht-radikalen Richtungen in der britischen Öffentlichkeit beglückwünschten sich 1848 zur überlegenen Leistungsfähigkeit der eigenen Institutionen. Die unruhigsten Nationen in den beiden großen Imperien – hier die Iren, dort die Polen – waren nach den westeuropäischen Maßstäben der Zeit ruhig geblieben. Immerhin wurden mehrere Hundert irische Rebellen strafweise in die Kolonien verschickt. Dies bietet einen ersten Fingerzeig auf imperiale Zusammenhänge.121 Wie schon so oft in der Vergangenheit, nutzte die britische Regierung das bequeme Mittel der Deportation (transportation), um Unruhestifter unblutig aus dem Weg zu räumen. Mittlerweile waren es viele Bewohner der Kolonien aber leid, ihre Länder als Ferngefängnisse des britischen Staates missbraucht zu sehen. 1848/49 kam es zu heftigen Protesten mit jeweils Tausenden von Demonstranten gegen Sträflingsschiffe in Australien, Neuseeland und Südafrika. Wenn der britische Staat sich also Chartisten und aufmüpfige Iren durch Verschickung erfolgreich vom Leibe hielt, so löste er damit unliebsame Reaktionen an anderen Stellen des Empire aus.
Eine weitere Verbindung zwischen Weltreich und vermiedener Revolution im Heimatland ergab sich über die Finanzen. Die Machthaber in London sahen, dass um jeden Preis eine Erhöhung der steuerlichen Belastung der Mittelschichten vermieden werden musste. Das konnte verschiedenartige Konsequenzen haben. Wo die Steuerbürde in den Kolonien verstärkt wurde (wie 1848 in Ceylon/Sri Lanka), riskierte man Steuerproteste von einem klassischen, auch in Europa bekannten Typus, die nur durch Repression unter Kontrolle gebracht werden konnten. Wo der koloniale Staat seine Präsenz durch Personalreduktion verbilligte (wie in Kanada), konnten selbstbewusste Siedler diese Lücke füllen. In Indien war es sogar eines der Motive für die Annexion des Panjab 1848/49, dass dadurch eine notorisch unruhige Grenze befriedet wurde und die Verteidigungskosten gesenkt werden konnten. Auch wenn von den europäischen Revolutionen keine Funken zur Peripherie des British Empire übersprangen, so nutzten doch Gegner des Empire die Nachrichten aus Europa, sobald sie nach mehreren Monaten – dies war die Zeit vor der Verkabelung der Welt – eingetroffen waren. In Ceylon, unter den Frankokanadiern und in radikalen Zirkeln von Sydney fanden sich Echos französischer Revolutionsrhetorik. Trotz solcher Verbindungen steigerten sich die imperialen Konflikte von 1848/49 nirgendwo zu politischen Explosionen. Und dennoch gab es im Empire so etwas wie eine post-revolutionäre Politik der Konfliktentschärfung. Kolonialen Repräsentativversammlungen, den sogenannten assemblies, wurde ein größerer Spielraum als zuvor eingeräumt und zugleich die Kontrolle der Gouverneure über die alles entscheidenden Finanzen verstärkt. Symbolisches Entgegenkommen verband sich mit festerem Zugriff auf die Hebel der Macht.
|  Die Taiping-Revolution in China


Nichts spricht dafür, dass die Taiping-Rebellen in China auch nur das Mindeste von der Achtundvierziger-Revolution in Europa gehört hatten. Umgekehrt gilt Ähnliches. Während es um die Mitte des 19. Jahrhunderts gar keine chinesischen Beobachter in Europa gab, die über die aktuellen politischen Entwicklungen hätten berichten können, saßen um 1850 immerhin europäische Konsuln, Missionare und Kaufleute in Hongkong sowie in den 1842 durch den Vertrag von Nanjing geöffneten Vertragshäfen, also relativ nahe am Geschehen. Sie erfuhren wenig. Die ersten Berichte, noch ganz auf Gerüchte aufbauend, stammen vom August 1850, als sich die Taiping-Bewegung gerade in der entlegenen Provinz Guangxi zu rühren begann. Erst 1854 nahm aber das westliche Interesse zu, dann hörte man vier Jahre lang gar nichts mehr über die Taiping und kam erst 1858 während des Zweiten Opiumkrieges wieder in flüchtige Berührung mit ihnen. Erst nach 1860, als die Bewegung bereits auf dem Rückzug war und ums Überleben kämpfte, vervielfältigten sich Kontakte und Berichte.122 Die Führer der bei weitem größten Aufstandsbewegung der Neuzeit wussten also nichts über die Ereignisse in Europa, und den Europäern blieb die Dimension des Geschehens in China weithin verborgen. Eine unmittelbare Wechselwirkung kann man ausschließen. Auf Taiping-Seite kämpften einige westliche Söldner. Dass unter ihnen Achtundvierziger gewesen seien, ist nicht bekannt. Nichts verband um die Mitte des 19. Jahrhunderts die mentalen Welten europäischer und chinesischer Revolutionäre, und dennoch müssen beide einen Platz in der Weltgeschichte des 19. Jahrhunderts finden.
Was war der Taiping-Aufstand, der mindestens genauso revolutionär war wie die Achtundvierziger-Revolution, da er für eine Weile erfolgreich einen Gegenstaat errichtete und in einigen Provinzen Chinas die alte soziale Elite nahezu auslöschte?123 Die Taiping-Bewegung, die China fast fünfzehn Jahre lang mit Bürgerkrieg überzog, ging auf die charismatische Erleuchtung ihres prophetischen Gründers Hong Xiuquan zurück, 1814 als Bauernsohn im tiefen Süden Chinas geboren. Hong war durch das Scheitern bei den Provinzprüfungen in eine persönliche Krise geraten. Er hatte Visionen erlebt, die durch die Lektüre christlicher Traktate (in chinesischer Sprache) eine von den chinesischen Traditionen wegführende Richtung erhalten hatten. In Kanton suchte er 1847 Unterweisung bei einem amerikanischen Erweckungsmissionar. Aus allem, was er erfuhr, zog Hong Xiuquan den Schluss, er sei der jüngere Bruder Jesu Christi und von Gott beauftragt, den rechten Glauben zu verbreiten. Bald gesellte sich dem das eingebildete Mandat hinzu, China von den Mandschu zu befreien. Charismatische Ursprünge von Politik waren auch im Westen nicht unbekannt. Die Sekte der Mormonen in Nordamerika entstand auf ähnliche Weise, und die Apokalyptik eines Endkampfes zwischen den Mächten der Finsternis und den Kämpfern für eine erneuerte Weltordnung findet sich auch am extremen Rand der Französischen Revolution. Einzigartig in China war, dass aus der Erweckung eines einzigen Individuums innerhalb weniger Jahre eine gigantische Massenbewegung wurde. Dies wäre nicht möglich gewesen, hätte nicht im Südwesten Chinas, wo die Bewegung sich zunächst sammelte, und dann auch in den anderen Landesteilen, die sie als rasch anschwellender Heerzug überrollte, das Potenzial für eine soziale Revolution bereit gelegen. Immer mehr traten neben das politische Ziel, die ethnisch fremden Mandschu zu vertreiben, Programme einer radikalen gesellschaftlichen Umgestaltung. In jenen Gebieten Süd- und Zentralchinas, die unter Taiping-Kontrolle gerieten, wurde im großen Stil Land enteignet, wurden Beamte und Grundbesitzer verfolgt und neue Gesetze eingeführt. Das Anfang 1851 proklamierte Himmlische Reich des Großen Friedens (Taiping Tianguo), das 1853 Nanjing, die alte Kaiserstadt der Ming-Dynastie, zu seiner Hauptstadt erhob, verwirklichte einige Jahre lang ein radikales Gegenmodell zur überkommenen konfuzianischen Ordnung, allerdings nicht ganz so egalitär oder gar proto-sozialistisch, wie es die offizielle Geschichtsschreibung in der Volksrepublik China später darstellte. Man ahnt zumindest, in welche Richtung China gegangen wäre, hätten sich die Taiping schließlich durchgesetzt.
Der außergewöhnliche militärische Erfolg der Taiping erklärt sich durch die anfängliche Schwäche der kaiserlichen Streitkräfte und dadurch, dass sich zu Hong Xiuquan mehrere Unterführer gesellten, die militärisch und administrativ begabter waren als der ziemlich konfuse Prophet. Zwischen diesen Unterführern, die sich nach dem alten chinesischen Muster der «streitenden Reiche» bald Königstitel zulegten (Nordkönig, Ostkönig usw.) brachen mit der Zeit scharfe Rivalitäten aus. Wurden die revolutionären Bewegungen Europas 1848/49 durch inneren Dissens geschwächt, so galt dies erst recht für die Taiping, zumal sie durch solchen Streit auch mehrere medial begabte Führer verloren, die die göttlichen Visionen Hong Xiuquans durch neue Erleuchtungen aktualisiert hatten. 1853 waren Taiping-Truppen in die Sichtweite der Mauern von Peking gekommen, aus dem der Qing-Hof bereits geflohen war. Ihr Kommandant kehrte jedoch um, angeblich, weil er keinen «himmlischen Befehl» zur Eroberung der Hauptstadt erhalten habe. Damit war die größte Chance der Bewegung bereits vertan. Um 1856 begannen sich die Kräfteverhältnisse umzukehren. Die Qing-Dynastie erlaubte in ihrer Not einigen hohen regionalen Beamten, neue Armeen und Milizen aufzustellen, die den offiziellen kaiserlichen Truppen bei weitem überlegen waren und die Taiping allmählich zurückzudrängen vermochten. Dass die Qing-Regierung mit Duldung der europäischen Regierungen westliche, vor allem britische und französische Söldner anheuerte, stärkte die kaiserliche Seite, ohne kriegsentscheidend gewesen zu sein. 1864 wurde die Himmlische Hauptstadt Nanjing in einem gigantischen Blutbad von den Kaiserlichen zurückerobert. Die Brutalität, mit der die Taiping gegen ihre Gegner vorgingen, und der Ausrottungswille, mit dem diese zurückschlugen, sind in der Geschichte des 19. Jahrhunderts einzigartig. Nur zwei Beispiele unter vielen: Bei der Eroberung der Stadt Nanjing durch die Taiping im März 1853 kamen durch Massaker und Massenselbstmorde etwa 50.000 Mandschu-Soldaten und deren Familienangehörige ums Leben. Als Nanjing im Juni 1864 wieder von den Qing-Truppen eingenommen wurde, fielen deren Säuberungen innerhalb von zwei Tagen vermutlich 100.000 Menschen zum Opfer; viele waren einem grausamen Schicksal durch Selbstmord zuvorgekommen.124 Allein in den drei dichtbesiedelten ostchinesischen Provinzen Jiangsu (mit der Stadt Nanjing), Zhejiang und Anhui soll zwischen 1851 und 1864 die Bevölkerung um 43 Prozent zurückgegangen sein.125 Die Erbitterung und Gewaltsamkeit, mit der die Auseinandersetzungen in China ausgetragen wurden, gab ihnen die Schärfe eines genuinen Bürgerkrieges. Alle, die als Führer der Taiping galten, wurden umgebracht oder nach Gerichtsverfahren hingerichtet, auch der fünfzehnjährige Sohn des «Himmelskönigs» Hong Xiuquan. Dieser selbst war in Nanjing einer Krankheit oder einem Giftanschlag erlegen. Die Praxis pauschaler Vernichtung der «Banditen», wie sie genannt wurden, war nicht eine natürliche Folge chinesischer Grausamkeit, sondern die Konsequenz politischer Entscheidungen. Die Taiping erlitten, anders als die europäischen Revolutionäre, eine totale Niederlage. Daher konnte es nach 1864, dem ersten Jahr des Aufatmens, in China keine Kompromisse und keine Versöhnung geben.
Auf westlicher Seite sahen einige, insbesondere Missionare, in den Taiping die Gründer eines neuen, christlichen China. Andere misstrauten ihnen als einer unberechenbaren Kraft des Chaos und stellten sich auf die Seite der angeschlagenen Qing-Dynastie. In China lag zunächst jahrzehntelang eine Art von Tabu über der Erinnerung an die Bewegung. Die überlebenden Verlierer vermieden, sich als frühere Taiping-Anhänger zu erkennen zu geben, die Sieger lebten in dem (berechtigten) Glauben, die Bewegung vollkommen ausgemerzt zu haben. Es gibt erstaunlich wenige Anzeichen dafür, dass China durch die Taiping-Episode mit ihren radikalen Programmen und ihren massenhaften Morden andauernd traumatisiert worden sei. Der Revolutionsführer Sun Yatsen berief sich gelegentlich auf die Taiping, doch erst die parteikommunistische Geschichtsschreibung holte sie in ein offiziöses Geschichtsbild zurück, nunmehr als anti-feudaler und anti-imperialistischer Kampf der verelendeten Bauernschaft gedeutet, eine Interpretation, von der man in China heute abrückt. Ebenso einseitig und überholt ist die spiegelbildliche Gegendeutung aus der Zeit des Kalten Krieges, die in den Taiping eine frühe «totalitäre» Bewegung sah.
Globalgeschichtlich ist viererlei von Interesse:
|  Erstens. Die Taiping-Bewegung unterschied sich von allen früheren Volksbewegungen der chinesischen Geschichte durch ihre Inspiration aus dem Westen. Auch wenn in die synkretistische Weltanschauung der Bewegung manches andere Element einfloss, so hätte es ohne die Präsenz von europäischen und amerikanischen Missionaren und ihren ersten chinesischen Konvertiten in Südchina die Revolution in solcher Form nicht gegeben. Die Machthaber und die kulturelle Elite Chinas wussten um die Jahrhundertmitte noch so gut wie nichts vom Christentum. Die Ideenwelt der Taiping war ihnen daher ganz fremd, das besondere Amalgam von chinesischen Volksreligionen, Konfuzianismus und evangelikalem Protestantismus unverständlich. Auch war die wirtschaftliche Krise in Südwestchina, die der Bewegung viele ihrer Anhänger zuführte, teilweise eine Folge der allmählichen Öffnung Chinas für einen unkontrollierten Außenhandel seit 1842. Opium und die Bedrängung der chinesischen Wirtschaft durch Importe führten zu sozialen Verwerfungen, die zum Entstehen einer revolutionären Situation beitrugen. Die Taiping-Revolution war auch, wenngleich keineswegs ausschließlich, ein Globalisierungsphänomen.
|  Zweitens. Parallelen der Taiping zu religiösen Erweckungsbewegungen in anderen Teilen der Welt sind unverkennbar. Einzigartig waren aber die frühe Militarisierung und der militärische Erfolg der Bewegung und ihr keineswegs weltfremdes Ziel des Umsturzes einer herrschenden politischen Ordnung. Die Taiping waren eine charismatisch inspirierte Bewegung, aber keine messianische Sekte, die im Banne einer erlösenden Endzeiterwartung stand. Sie waren, hier ganz der chinesischen Tradition folgend, innerweltlich orientiert.
|  Drittens. Programmatisch verband die Taiping und die europäischen Revolutionen wenig. Die Vorstellung, eine Dynastie könne wegen Erfolglosigkeit ihr «himmlisches Mandat» verwirken, stammte nicht aus westlichen Quellen, sondern war Gemeingut des altchinesischen Staatsdenkens. An Menschen- und Bürgerrechte, Schutz des Privateigentums, Volkssouveränität, Gewaltenteilung und Verfassungen dachte damals in China niemand. Auch innerhalb der Taiping-Bewegung wurden aber, vor allem von Hong Reng’an (dem «Schildkönig», faktisch eine Art Kanzler des Taiping Tianguo), einem in Hongkong bei Missionaren ausgebildeten und daher mit dem Westen bekannten Vetter Hong Xiuquans, Pläne zur infrastrukturellen und ökonomischen Modernisierung Chinas formuliert, die deutlich von Erfahrungen im britischen Hongkong geprägt waren und weit in die Zukunft wiesen. Hong Reng’an konnte sich ein christliches China als Teil der Weltgemeinschaft vorstellen und war damit den meisten offiziellen Vertretern des chinesischen Staates, die damals noch am Bild eines einzigartigen und überlegenen «Reichs der Mitte» festhielten, weit voraus. Hong wollte bereits Eisenbahnen, Dampfschifffahrt, ein Postsystem, Patentschutz sowie Banken westlichen Stils und Versicherungen einführen, und er wollte dies nicht allein durch den Staat realisiert sehen, sondern warb für das öffentliche Engagement von Privatleuten («wohlhabenden und an öffentlichen Angelegenheiten interessierten Leuten»).126 Dieses Programm war den Bedürfnissen Chinas nicht unangemessen. Es wies wie die europäischen Revolutionen über die Zukunftshorizonte der Anciens Régimes hinaus.
|  Viertens. Die Unterdrückung der Taiping löste keine Fluchtwelle vom Umfang der europäischen nach 1848/49 aus. Wohin hätten Chinesen auch fliehen sollen? Es gibt aber manche Spuren, die vor allem nach Südostasien weisen, und unter denjenigen, die auf dem Wege über den nun beginnenden Kulihandel ins Ausland gelangten, müssen manche gewesen sein, die sich als ehemalige Revolutionäre in der Heimat nicht mehr sicher fühlten. Die Taiping-Revolution ist aber nicht exportiert worden, und alte Taiping-Kämpfer haben ihre Ziele nicht in andere Milieus übertragen.
|  Der Große Aufstand in Indien


Im Frühjahr 1857 befanden sich die Qing-Truppen an mehreren Fronten in fluchtartigem Rückzug vor den Taiping-Heeren. Dass an anderer Stelle, etwa in der Provinz Hubei, die kaiserlichen Kräfte erstarkten, sollte sich erst später als Beginn einer Trendwende zu erkennen geben. 1857 hing das Überleben der Dynastie und damit des traditionellen Kaisertums in der Schwebe. Auf der anderen Seite des Pazifiks war 1857 das Jahr der großen Weichenstellung in den USA. Als Folge einer kumulativen Verschärfung mehrerer Konflikte erreichten der Norden und der Süden einen point of no return, danach lief die Entwicklung mit großer Fatalität auf eine gewaltsame Lösung der Spannungen zu. Einigen klarsichtigen Beobachtern blieb dies damals nicht verborgen, und sie ahnten die Heraufkunft eines Bürgerkrieges, wie er vier Jahre später tatsächlich begann.127 Nicht nur die älteste Monarchie der Welt war von einem dramatischen Zusammenbruch bedroht, auch die größte aller Republiken, die in mancher Hinsicht das fortschrittlichste Gemeinwesen der Welt war, stand am Abgrund einer existenziellen Krise. Der größte Staat Eurasiens durchlief ebenfalls eine Zeit besonderer Unsicherheit. Die Machthaber Russlands waren soeben durch die Niederlage im Krimkrieg in tiefe Selbstzweifel gestürzt worden. Zar Alexander II. und seine Berater verbrachten das Jahr 1857 damit, Pläne für die Emanzipation der Leibeigenen zu entwickeln, die nun für unvermeidlich gehalten wurde.128 Noch schien kein großer Bauernaufstand bevorzustehen, doch waren vorbeugende Reformen dringend geboten.
Was einem Imperium widerfuhr, wenn seine Peripherie aufbegehrte, konnte man gleichzeitig in Indien erleben. Die Briten hatten seit genau hundert Jahren in Feldzug um Feldzug ihre Herrschaft über den Subkontinent ausgedehnt und dabei so gut wie keine Rückschläge erlitten. Sie glaubten sich im sicheren Besitz der Macht und wiegten sich in der Vorstellung, nicht nur von ihren indischen Untertanen als Herrscher akzeptiert zu werden, sondern den Indern auch als Bringer einer überlegenen Zivilisation Gutes zu tun. Die Realität und ihre Einschätzung änderten sich innerhalb weniger Wochen. Im Juli 1857 war die britische Herrschaft über große Teile Nordindiens zusammengebrochen, und es schien zumindest den Pessimisten fraglich, ob die größte Kolonie der Welt im Empire gehalten werden könne.
Die Briten sprachen und sprechen von der indischen «Meuterei» (Mutiny). Bis zum heutigen Tage gehören Schreckensbilder wie das Massaker von Kanpur (Cawnpore), als im Juli 1857 mehrere Hundert europäische und anglo-indische Frauen und Kinder umgebracht wurden, zur Mythologie imperialer Erinnerungen.129 In Indien, wo man sich eher an die brutale Bestrafung der Aufständischen – Hunderte oder gar Tausende wurden mit Kanonen exekutiert, manche Muslime vor der Hinrichtung in Schweinehäute eingenäht – erinnert, spricht man vom Großen Aufstand, eine Bezeichnung, die vorzuziehen ist.130 Ob der Aufstand als Beginn der indischen Unabhängigkeitsbewegung betrachtet werden kann, ist eine politisch seit langem umstrittene Frage, die hier nicht entschieden werden muss. Wichtig ist: Er war eine Rebellion, keine Revolution. Die Aufständischen hatten kein anderes Programm als die Rückkehr zu vor-britischen Zuständen. Anders als die amerikanischen und europäischen Revolutionäre, anders auch als gleichzeitig die Taiping, entwarfen sie keine Visionen einer den Herausforderungen der Gegenwart angemessenen neuen Ordnung. Im Unterschied zu den Taiping gelang es ihnen auch niemals, einen über kurzfristige militärische Besetzung hinaus lebensfähigen Gegenstaat zu errichten. Dennoch lohnt es, den Indischen Aufstand vergleichend in die Serie der großen Konvulsionen der Jahrhundertmitte einzuordnen.
Im Unterschied zu früheren und späteren Erhebungen in Indien begann der Große Aufstand nicht als Protest der Landbevölkerung, sondern als Soldatenrevolte, eine ständige Gefahr in einem Militärapparat, in dem 1857 neben 45.000 Briten 232.000 Inder dienten.131 Die Unruhe braute sich in der Armee von Bengalen zusammen, der größten der drei Armeen der East India Company. Seit etwa eineinhalb Jahrzehnten hatte die Unzufriedenheit unter den indischen Truppen, den Sepoys, zugenommen. Gerüchte, die Soldaten sollten zwangsweise zum Christentum bekehrt werden, standen am Beginn. 1856 nährte die Anordnung, die Armee in Übersee einzusetzen und ihr damit die Verletzung religiöser Vorschriften abzuverlangen, solche Befürchtungen. Seit einiger Zeit hatten die hohen Kasten der Nordwest-Provinzen, die bis dahin das Rückgrat der britischindischen Armee gebildet hatten, manche Privilegien verloren. Zahlreiche Mitglieder dieser Militärelite stammten aus dem Fürstenstaat Awadh (auch: Oudh), der erst kurz zuvor von den Briten annektiert worden war. Diese Annexion war auch außerhalb von Awadh als besonders willkürlich empfunden worden. In Awadh schloss sich den meuternden Soldaten eine besonders breite Koalition der verschiedenen gesellschaftlichen Kräfte an: Bauern, Großgrundbesitzer (taluqdar), Handwerker usw. Der Beginn des Aufstandes lässt sich exakt auf den 10. Mai 1857 datieren. An jenem Tag meuterten drei Sepoy-Regimenter in der Stadt Mirat (auch: Meerut) in der Nähe von Delhi, nachdem einige ihrer Kameraden in Eisen gelegt worden waren, weil sie den Gebrauch neuer Patronen verweigerten, die mit religiös (für Hindus wie für Muslime) anstößigem Tierfett behandelt waren. Die Soldaten ermordeten ihre europäischen Offiziere und marschierten auf Delhi. Die Revolte verbreitete sich mit rasender Schnelligkeit. Übergriffe auf europäische Offiziere und ihre Familien entsprangen nicht nur spontanem Zorn, sondern dienten auch der taktischen Radikalisierung. Danach gab es kein Zurück zu normalen Verhältnissen. Ein Tiefpunkt aus britischer Sicht war erreicht, als die Rebellen die große Durchgangsstraße (Great Trunk Road) blockierten, die Bengalen mit dem Khyber-Pass verband. Etwa um diese Zeit gewann die britische Gegenoffensive an Schwung. Wie gleichzeitig in viel größerem Maßstab in China, gab die Belagerung und Eroberung von Städten auch hier militärisch den Ausschlag. Die Briten waren auf Truppen angewiesen, die sie von anderen Schauplätzen abzogen: aus dem Iran, aus China (wo gerade der Zweite Opiumkrieg vorbereitet wurde) und von der Krim. Mit dem Fall von Lakhnau (auch: Lucknow) am 1. März 1858 hatte sich die Kolonialmacht im Prinzip durchgesetzt. Letzte Kämpfe konzentrierten sich auf Zentralindien, wo die Rani von Jhansi sich an der Spitze ihrer Reitertruppen heroisch den Briten entgegenwarf. Anfang Juli 1858 erklärte der Generalgouverneur den Aufstand für beendet.
Die indischen Rebellen trieben den britischen Kolonialstaat niemals ganz so nahe an den Rand des Untergangs, wie es den Taiping (verstärkt durch die unabhängig von ihnen operierenden Nian-Rebellen) mit der Qing-Dynastie gelang. Trotz eines in der indischen Bevölkerung weitverbreiteten Hasses auf die Fremdherrscher erlangte der Aufstand außerhalb von Awadh niemals eine solch breite soziale Basis wie die Taiping. Er blieb regional viel stärker begrenzt. Ganz Südindien war nicht einbezogen, und die beiden anderen Sepoy-Armeen, die von Bombay und Madras, waren kaum involviert. In Bengalen selbst, also der Gegend um Kalkutta, war die militärische Präsenz der Briten so stark, dass es hier ruhig blieb. Im erst 1848 annektierten Panjab zahlte es sich für den Kolonialstaat aus, dass man die dortige Oberschicht und die einheimischen Sikh-Kämpfer gut behandelt hatte. Sie wurden nach dem Aufstand zum Kern der britisch-indischen Armee. Mit schottischen Hochlandtruppen und Gurkhas aus dem nepalesischen Himalaya zählten sie fortan zu den wichtigsten jener männlich-heroischen «Kriegervölker» (martial races), in deren Hand die britische Öffentlichkeit die Sicherheit des Empire gut aufgehoben sah.
Dank einer viel größeren Medienpräsenz, etwa den Berichten des vorzüglichen Times-Korrespondenten William Howard Russell, der später auch den Amerikanischen Bürgerkrieg beobachten würde, war die internationale Öffentlichkeit über das Geschehen in Indien bei weitem besser informiert als über die Zustände im Inneren Chinas.132 Indien war kommunikationstechnisch ein Stück weiter als China. Es gab bereits binnenländische Telegraphenverbindungen, die, sofern die Rebellen sie nicht kappten, von den Briten militärisch sowie propagandistisch genutzt werden konnten. Auch entstand später eine riesige britische Erinnerungsliteratur, wie sie für China fehlt. Man ist daher über die konkreten Umstände des Großen Aufstandes besser informiert als über die Taiping-Revolution. Diese dauerte bedeutend länger als der Aufstand: hier vierzehn Jahre, dort gerade einmal zwölf Monate. Dass der Aufstand so wie die Taiping-Revolution ganze Landstriche entvölkert und die Oberschicht physisch vernichtet hätte, kann man nicht sagen. Die Ursprünge beider Bewegungen waren unterschiedlich: In Indien stand die Meuterei am Anfang, in China verwandelte sich eine zunächst zivile Bewegung unter dem Druck ihrer Gegner rasch in eine militärische Truppe. Während in China christliche Inspiration den Urimpuls gab, wollte der Indische Aufstand eine befürchtete Christianisierung abwehren. Doch auch in Indien spielte millenarische Religiosität eine gewisse Rolle. Sie ging weniger von Hindus als von Moslems aus. Muslimische Prediger hatten am Vorabend der Revolte das Ende der britischen Herrschaft prophezeit. Auf dem Höhepunkt wurde an vielen Orten zum Jihad aufgerufen, ein Appell, der breite Bevölkerungskreise mobilisierte, aber offen ließ, ob er nicht auch gegen indische Nicht-Muslime gerichtet sei. Strategisch einsichtige Führer versuchten aber, keinen schwächenden Gegensatz zwischen Muslimen und Hindus aufbrechen zu lassen.133 Der Aufstand war gewiss nicht, wie einige britische Zeitgenossen vermuteten, das Ergebnis einer großen, vielleicht sogar weltweiten Muslimverschwörung. Die religiöse Dimension, die in den indischen Mythen vom patriotischen Volksaufstand in den Hintergrund tritt, sollte jedoch nicht vergessen werden.
Die Erhebungen in Indien und China trugen eine patriotische Note. Sie standen daher in Europa einem Aufstand wie dem ungarischen von 1848/49 am nächsten. Man könnte sie vielleicht als proto-nationalistisch bezeichnen, wenngleich in Indien nicht erkennbar ist, wie die traditionelle Zersplitterung des Subkontinents nach einem Erfolg der Rebellion überwunden worden wäre. Die Protestbewegungen in Indien und China scheiterten dramatischer als die europäische Revolution von 1848/49. In allen Fällen ging zunächst einmal die herrschende Ordnung gestärkt aus der Herausforderung hervor. In Indien wurde die East India Company abgeschafft und die Herrschaft über Indien direkt der Krone übertragen. Hier hielt sich das koloniale Ancien Régime bis 1947, in China die gerettete Qing-Dynastie nur bis 1911. In China versuchte sich der restaurierte Qing-Staat in der sogenannten Tongzhi-Restauration immerhin an zaghaften Reformen, allerdings eher militärischer als politischer oder gar sozialer Natur. In Indien wurde die britische Herrschaft konservativ und konservierend, stützte sich noch mehr auf traditionale Eliten und hielt eine größere innere, zunehmend durch Rassedenken geprägte Distanz zu den Indern. Sie musste erst nach der Jahrhundertwende auf neue politische Forderungen der indischen Elite reagieren. Man kann nicht sagen, die «reaktionären» Kräfte hätten über die Träger des «Fortschritts» gesiegt. Der «Himmlische König» Hong Xiuquan oder Nana Sahib, eigentlich Govind Dhondu Pant, der bekannteste oder jedenfalls der im Ausland berüchtigtste Führer des indischen Aufstandes, waren kaum Leute, die ihre Länder in die Moderne hätten führen können. Hier enden daher Analogien zu Europa.
|  Bürgerkrieg in den USA


Beim Amerikanischen Bürgerkrieg kann es eine solche Offenheit des Urteils nicht geben.134 Er war von allen großen innergesellschaftlichen Konflikten der Jahrhundertmitte derjenige, in dem die Kräfte des moralischen und politischen Fortschritts eindeutig siegten und wo dies mit einem konservativen oder konservierenden Ziel verbunden war: der Bewahrung eines bereits existierenden Nationalstaates. Anders in Indien und China: Die indischen Sepoy-Rebellen und die kleine Zahl von Fürsten, bei denen sie Unterstützung fanden, hätten mit Sicherheit die große Klammer nicht ersetzen können, die damals schon der britische Militär- und Herrschaftsapparat bildete. Es war nicht absehbar, dass aus dem Aufstand ein «indisches Preußen» hervorzugehen begann, das die britische Rolle als Einiger des Subkontinents hätte übernehmen können. Ein «befreites» Indien wäre wahrscheinlich in die Kleinstaatlichkeit des 18. Jahrhunderts zurückgefallen. Ein von den Taiping beherrschtes China vermag man sich noch weniger vorzustellen. Eine liberale Demokratie wäre es – trotz der Pläne Hong Reng’ans – mit Sicherheit nicht gewesen, eher schon ein autoritärer Gottesstaat, vielleicht mit der Zeit auch nur eine modifizierte Variante der konfuzianischen Ordnung ohne mandschurische Komponente. Die Spaltungstendenzen unter den Taiping waren aber so stark, dass die Bewahrung des Einheitsreiches kaum denkbar ist. Hätte sich China schon im 19. Jahrhundert zu einer Pluralität von Nationalstaaten entwickeln können, wären sie wirtschaftlich überlebensfähig gewesen? Man kann daran zweifeln.
Eindeutig hingegen ist der Befund in Nordamerika. Der Sieg des Nordens 1865 verhinderte die dauerhafte Verselbständigung eines dritten Großstaates auf nordamerikanischem Boden und zerstörte jene Institution, mit der alles zusammenhing, was damals in einem amerikanischen Kontext als konservativ oder reaktionär gelten konnte. Die politischen Koordinaten der USA waren ganz andere als die des gleichzeitigen Europa. Wer um 1850 oder 1860 in den Vereinigten Staaten «rechts» stand, der war kein Vertreter von Obrigkeitsstaat, neo-absolutistischer Monarchie oder aristokratischen Standesprivilegien, er war ein Verteidiger der Sklaverei. Darf man den Amerikanischen Bürgerkrieg unter dem Problemtitel der «Revolutionen» behandeln, wie einige zeitgenössische Beobachter (so Karl Marx oder der junge französische Journalist Georges Clemenceau) es taten?135 Die US-amerikanische Geschichtsschreibung hat darüber seit den 1920er Jahren mehrfach debattiert; eine vergleichende Betrachtung verleiht dieser Frage eine zusätzliche Dimension.136 Ähnlich war es schon bei der Taiping-Bewegung. Aus strikt konfuzianischer Sicht handelte es sich um illegitime Banditen, die ausgerottet zu werden verdienten, von späterer sino-marxistischer Warte aus waren die Taiping zwar Vorläufer der Revolution, aber keine «bürgerlichen» Revolutionäre, und die eigentliche Revolution begann dann ohnehin erst mit der Gründung der Kommunistischen Partei Chinas 1921.137 Wenn man aber von den europäischen Ereignissen 1848/49 als revolutionär spricht, dann muss man dies auch von den Taiping sagen. Auch ihre Revolution scheiterte. Die sozialen Umwälzungen, die von den Taiping ausgelöst wurden, waren aber mindestens so radikal wie alles, was in Europa 1848/49 geschah. Sie bauten keine neue dauerhafte Ordnung auf, schwächten aber tragende Pfeiler der alten. Das chinesische Ancien Régime kollabierte bereits 1911, das mitteleuropäische erst 1918/19.
Der Amerikanische Bürgerkrieg lässt sich in der Dimension von Gewalt und Tod, die er mit sich brachte, nur neben die noch viel gewaltsamere Taiping-Revoltion stellen. 1848/49 in Mitteleuropa oder 1857/58 in Indien verblassen neben diesen monströsen Großereignissen. Noch mehr als in anderen Fällen muss man beim Amerikanischen Bürgerkrieg zwischen der revolutionären Qualität von Ursachen und Folgen unterscheiden. Unmittelbare Voraussetzung des Bürgerkrieges war das Entstehen zweier völlig konträrer Interpretationen der US-Verfassung, also des wichtigsten symbolischen Bandes, das die Union seit 1787 zusammengehalten hatte. Spannungen zwischen den politischen Eliten im Süden und im Norden waren in den vorausgegangenen Jahrzehnten durch ein ziemlich robustes Zwei-Parteien-System gemildert worden, das regionale (in Amerika hieß es «sektorale») Widersprüche überbrückte. Dieses System hatte sich in den 1850er Jahren regional polarisiert: Die Republikaner standen für den Norden, die Demokraten für den Süden. Sobald die Wahl des Sklavereigegners Abraham Lincoln zum neuen Präsidenten Ende 1860 bekannt wurde, begannen die Vertreter eines neuen südlichen Nationalismus, ihr Programm in die Tat umzusetzen. Als Lincoln Ende Januar 1861 sein Amt antrat, hatten bereits sieben südliche Bundesstaaten ihren Austritt aus den USA erklärt. Im Februar bildeten sie einen neuen Nationalstaat, die Confederate States of America. Sie begannen unverzüglich, die Kontrolle über Bundeseigentum auf ihrem Territorium zu übernehmen. In seiner Antrittsrede vom 4. März ließ Lincoln keinen Zweifel daran, dass er die Einheit der Nation wahren werde und die Sezession des Südens als einen rebellischen Akt betrachte.138 Der Krieg begann am 14. April, nachdem der Süden Fort Sumter, eine Garnison von Bundestruppen auf einer Insel vor der Küste von South Carolina, angegriffen hatte.
Die Ursachen des Konflikts, unter Historikern seit den Ereignissen selbst umstritten, waren nicht die typischen der europäischen Revolutionsgeschichte. Es handelte sich nicht um ein Aufbegehren von wirtschaftlich und sozial benachteiligten Bevölkerungsteilen, also nicht um eine Sklavenrevolte, einen Bauernaufstand oder einen Arbeiterprotest. Auch ging es selbstverständlich nicht um die Befreiung von monarchischer Alleinherrschaft – obwohl Barrington Moore Recht hat, wenn er schreibt, die Unterdrückung der Sklaverei sei «ein zumindest ebenso bedeutsamer Akt wie die Niederwerfung der absolutistischen Monarchie im englischen Bürgerkrieg und in der französischen Revolution» gewesen.139 Beide Seiten führten das Wort liberty im Munde: Der Norden wollte Freiheit für die Sklaven, der Süden die Freiheit, sie weiter halten zu dürfen.140 Was immer die tieferen Hintergründe des Konflikts gewesen sein mochten (ungleiche ökonomische Entwicklung zwischen Nord und Süd, Zusammenstoß unterschiedlicher nationalistischer Identitätsbildungen, unerfahrener und übermäßig emotionalisierter Umgang mit neuartigen politischen Institutionen, ein Antagonismus zwischen einem «aristokratischen» Süden und einem «bürgerlichen» Norden usw.): der Bürgerkrieg gründete nicht in einem typisch europäischen Kampf für den Verfassungsstaat. Er war vielmehr ein post-revolutionärer Folgekonflikt früher und unvollendeter Verfassungsstaatlichkeit. Gekämpft wurde nicht für eine Verfassung, sondern um die Spielräume unterschiedlicher Gesellschaftsmodelle innerhalb einer bestehenden Verfassung. Der nationale Zusammenhang, wie ihn die Verfassung von 1787 definierte, wurde durch das Auseinanderdriften regionaler Interessen unterminiert.141 Eine Bereitschaft zum Bürgerkrieg, die auf beiden Seiten am Ende weit über die jeweiligen Machteliten hinausreichte, entwickelte sich aus den Widersprüchen von Amerikas inkompletter Revolution des 18. Jahrhunderts, einer Revolution, die weißen Männern ihre Freiheit garantierte und über die Unfreiheit der Afroamerikaner hinwegging.
Der Bürgerkrieg begann, ereignisgeschichtlich gesehen, damit, dass diejenigen, die an einem solchen Widerspruch festhielten, die einheitliche Nation der Unabhängigkeitsepoche spalteten und ihren eigenen Staat errichteten.142 Die Jahre des Bürgerkriegs zerfasern in viele Geschichten. Eine, die sich erzählen lässt, ist die Geschichte, wie der Süden trotz großer materieller Unterlegenheit sich zunächst erstaunlich gut behauptete und erst Mitte 1863 vor dem stärkeren Norden zurückweichen musste. Eine andere Geschichte wäre die der Mobilisierung immer größerer Bereiche der Gesellschaft auf beiden Seiten, eine dritte die der ungeheuren Führungsleistung Abraham Lincolns, der, wenn denn ein solcher Superlativ überhaupt statthaft ist, größten «weltgeschichtlichen Persönlichkeit» des 19. Jahrhunderts. Der Krieg endete im April 1865 mit der Kapitulation der letzten konföderierten Truppen.143
Die gescheiterte Kollektivrevolte großer Teile der weißen Bevölkerung im Süden mündete in Konsequenzen, die man revolutionär nennen kann. Der separate Staat, den der Süden 1861 errichtet hatte, und sein Militärapparat wurden zerschlagen. Durch Abraham Lincolns 13. Verfassungszusatz gewannen die Sklaven im ganzen Lande ihre konstitutionell verbürgte Freiheit. Die Verwandlung von vier Millionen Menschen aus rechtlosen Sklaven in Staatsbürger muss auch dann als einer der tiefsten möglichen sozialen Einschnitte gelten, wenn sie in der Praxis noch lange durch Diskriminierung eingeschränkt war. Die Befreiung der Afroamerikaner prägte auf Jahrzehnte hinaus den Charakter des Südens und die Mentalität seiner Bevölkerung. Die alte Elite der Sklavenhalter wurde zwar nicht physisch ausgelöscht, verlor ihr Sklaveneigentum aber ohne Entschädigung und war unmittelbar nach Kriegsende von den Entscheidungen über die Nachkriegsordnung ausgeschlossen. Die Sieger übten an den Führern der unterlegenen Seite keine Rachejustiz, wie die qingkaiserlichen Generäle an den Taiping, die Briten an den indischen Meuterern und das habsburgische Militär 1849 an den Ungarn. Jefferson Davis, der Gegenpräsident der Konföderation, verlor seine Staatsbürgerschaft, saß zwei Jahre im Gefängnis und starb in Armut. Robert E. Lee, der militärische Führer der Südstaaten und brillanteste Stratege des gesamten Bürgerkrieges, wurde später zu einem Anwalt der Versöhnung und beschloss seine Tage als Präsident einer Universität. Das waren milde Folgen von offenem Hochverrat. Der Süden mit seinen verwüsteten Landschaften und ruinierten Städten – Atlanta, Charleston und Richmond hatte es besonders hart getroffen – wurde zunächst unter militärische Besatzungsverwaltung gestellt. Sie machte schnell einer erneuerten zivilen Ordnung Platz, die unter dem Nachfolger Abraham Lincolns, der am 15. April 1865 ermordet worden war, durch eine Generalamnestie fast sämtlicher Funktionsträger der Konföderation untermauert wurde.144 Alle, die während der ersten Nachkriegsjahre im Süden lebten oder aus den unterschiedlichsten Motiven dorthin gekommen waren, hatten das Gefühl, durch eine Zeit tiefen Umbruchs hindurchzugehen. Die einstmals herrschende Klasse im Süden wurde dramatisch geschwächt. Krieg und Abolition beraubten sie mehr als der Hälfte ihres früheren Vermögens. Vor 1860 war die Pflanzeroligarchie des Südens reicher als die Wirtschaftselite des Nordens gewesen. Nach 1870 lebten vier Fünftel der superreichen Amerikaner in den früheren Nordstaaten.145
Dass nun die befreiten Sklaven keine Gelegenheit verpassten, ihr Schicksal in die eigenen Hände zu nehmen, war allein schon etwas Neues.146 Begonnen hatte dies bereits in den beiden letzten Jahren des Bürgerkriegs. In der Armee des Nordens hatten insgesamt 180.000 Afroamerikaner gedient; im Süden war mit den militärischen Niederlagen der Konföderation die Unruhe unter den Sklaven immer größer geworden. In der offenen Situation nach Kriegsende kämpften, nun eher mit den Mitteln der Gesetzgebung als mit Waffen, verschiedene soziale Gruppen um ihre Positionen in der Nachkriegsordnung: die Besitzer der nun zerfallenden großen Plantagen, weiße Farmer, die zuvor wenige oder keine Sklaven beschäftigt hatten, Freigelassene aus der Zeit vor 1865, die Ex-Sklaven. Dies geschah im politischen Rahmen der «Rekonstruktion» durch den Norden.
Nicht unmittelbar nach Kriegsende, sondern 1867–72 erreichten die reformierenden Eingriffe der Bundesregierung in den Südstaaten ihren Höhepunkt: die Zeit der radical reconstruction. Sie reduzierte die Macht der alten Südstaatenoligarchie zugunsten größerer politischer Partizipation, ließ aber bis auf die großen Plantagen ihre soziale und ökonomische Stellung weitgehend intakt. Auch wenn die Republikanische Partei spätestens 1877 ihre Versuche aufgab, dem Süden eine neue Machtverteilung aufzuzwingen und sich mit der Südstaatenelite arrangierte (einer der großen beschwichtigenden Kompromisse der Epoche neben dem österreichisch-ungarischen «Ausgleich» von 1867 und der Gründung des Deutschen Reiches als Bund von Fürstenstaaten 1871): Zu den Verhältnissen vor 1865 gab es kein Zurück, und insofern war die Wende revolutionär. Dass Ende der siebziger Jahre Afroamerikaner in Wahlämter auf fast allen politischen Ebenen gelangt waren, wäre um 1860 noch undenkbar gewesen. Die schwarze Bevölkerung wurde aber nicht in den Stand gesetzt, von neuen Chancen wirklich zu profitieren. Politische Emanzipation verband sich nicht mit sozialer und wirtschaftlicher Emanzipation und führte bei den meisten Weißen nicht zu einem Bewusstseinswandel, der rassistisch motivierte Verfolgung und Diskriminierung hinter sich ließ.147 In dieser Hinsicht blieb der Bürgerkrieg eine «unvollendete Revolution».148 Auch wurden Hoffnungen auf größere politische Rechte für Frauen (aller Hautfarben) enttäuscht. In einer weiteren Hinsicht gingen jedoch von den 1860er und 1870er Jahren Impulse aus, die viele Historiker als ebenfalls «revolutionär» bewerten: Nach Jahrzehnten eines weitgehenden Laisser-faire übernahm der Staat, vor allem auf bundesstaatlicher Ebene, eine aktivere Rolle und weitergehende Kompetenzen: Aufbau eines staatlichen Bankensystems, das die vordem chaotischen Währungsverhältnisse vereinheitlichte, Schutzzollpolitik (also eine aggressive Außenhandelspolitik, wie die USA sie bis heute treiben), verstärkte Regierungsinvestitionen in den Ausbau der Infrastruktur, striktere Regulierung der Expansion nach Westen. Dieses American system, wie es genannt wurde, war eine wichtige politische Voraussetzung für den Aufstieg der USA zur führenden Wirtschaftsmacht. All dies wird erst dann sichtbar, wenn Bürgerkrieg und Reconstruction als eine zusammenhängende Epoche der Jahre 1861 bis 1877 gesehen werden, ebenso wie die Französische Revolution und die Napoleonzeit als ein Kontinuum begriffen werden müssen, das sich von 1789 bis 1815 erstreckte.149
4  |  Eurasische Revolutionen nach 1900

|  Seitenblick auf Mexiko


Das dritte Quartal des 19. Jahrhunderts war weltweit (mit der relativen Ausnahme Afrikas) eine Zeit großer, oft gewalttätig ausgetragener Krisen. Revolutionsartige Herausforderungen bestehender Ordnung begannen 1847 in Westeuropa und endeten 1873 mit der verwüstenden Niederschlagung der letzten großen, aus ethnischen ebenso wie religiösen Spannungen entstandenen Muslim-Aufstände in Südwestchina.150 In diese Zeit fallen von der Krim bis Sedan auch die größten innereuropäischen Kriege zwischen 1815 und 1914. Nach den Erschütterungen traten viele Länder der Welt beinahe gleichzeitig in eine Phase der staatlichen Konsolidierung ein, die in einigen Fällen die besondere Form des integrierenden Aufbaus von Nationalstaaten annahm. Einige Jahrzehnte lang blieb die Welt nun ruhiger, bis 1917 in Russland eine neue Art von Revolutionären siegte, die sich Revolution als einen Prozess vorstellten, der über nationale Grenzen hinaustrieb, als Weltrevolution. Mit der Gründung der Kommunistischen Internationale 1919 begannen Versuche, dieser Weltrevolution durch Entsendung von Emissären und durch Militärhilfe auf die Sprünge zu helfen. Das war ein ganz neuer Ansatz in der Geschichte der Revolutionen. Im 19. Jahrhundert hatten allein die Anarchisten Ähnliches versucht, waren aber durchweg gescheitert. Eine Zeitlang war der bekannteste Anarchist, Michail Bakunin, an den Krisenherden Europas nahezu omnipräsent, doch erreicht hat er nichts. Ein Revolutionsexport, der nicht wie der französische nach 1792 durch militärische Eroberungen getragen wurde, war eine Neuerung des 20. Jahrhunderts. Es war charakteristisch, dass das einstweilen letzte große Revolutionsereignis in Europa, die Pariser Commune von 1871, vollkommen isoliert blieb und sich trotz anderer Ähnlichkeiten das Muster gesamteuropäischer Verbreitung von 1830 und 1848 nicht wiederholte. Sie war ein lokales Intermezzo, aus dem Deutsch-französischen Krieg entstanden, und der Beweis dafür, dass die französische Gesellschaft auch mehr als achtzig Jahre nach der Großen Revolution noch nicht ganz zur Ruhe gekommen war.
In einer solchen Vogelperspektive übersieht man leicht einige «kleinere» Revolutionen, die an der «Peripherie» zu liegen scheinen, und von denen man nicht so recht sagen kann, ob sie nach europäischen Maßstäben scheiterten oder erfolgreich waren. Sie fielen alle in den Zeitraum zwischen 1905 und 1911 und waren weniger spektakulär gewaltsam als die Konvulsionen der Jahrhundertmitte. Die Ausnahme davon ist die Revolution in Mexiko, die das Jahrzehnt zwischen 1910 und 1920 ausfüllte; es bedurfte aber noch der ganzen zwanziger Jahre, um ihre Folgen einigermaßen einzudämmen. Die mexikanische Revolution wurde schnell zu einem Bürgerkrieg, der mehrere unterschiedliche Phasen durchlief und dem jeder achte Mexikaner zum Opfer fiel: ein fürchterlicher Tiefpunkt in der Geschichte der Revolutionen, nur noch dem Taiping-Aufstand in Ostchina vergleichbar.151 Die mexikanische Revolution war eine «große» Revolution nach französischem Modell. Sie besaß eine breite soziale Basis, war im Kern ein Bauernaufstand, aber doch viel mehr als das. Sie beseitigte ein Ancien Régime, hier nicht eine absolute Monarchie, sondern eine mit der Zeit versteinerte Oligarchenherrschaft, und ersetzte sie durch ein «modernes» Einparteiensystem, das bis vor wenigen Jahren bestand. Bemerkenswert an der mexikanischen Revolution war neben der tiefen Mobilisierung der Bauernschaft auch das Fehlen der Abwehr eines äußeren Feindes. Gewiss, die USA mischten sich ein, aber das sollte man nicht überschätzen. Anders als später die Bauern Chinas oder Vietnams kämpften die Mexikaner nicht primär gegen koloniale Herren und imperiale Eindringlinge. Eine weitere Besonderheit der mexikanischen Revolution, die sie von den «großen» Revolutionen in Nordamerika, Frankreich, Russland und China (seit den 1920er Jahren) unterscheidet, ist die Abwesenheit einer ausformulierten revolutionären Theorie. Ein mexikanischer Jefferson, Sieyès, Lenin oder Mao wurde niemals international bekannt, und die mexikanischen Revolutionäre erhoben nie den Anspruch, den Rest der Welt oder auch nur ihre Nachbarländer beglücken zu wollen. Daher ist die mexikanische Revolution trotz ihrer gewaltigen Ausmaße und ihrer langen Dauer ein eher lokales oder nationales Ereignis gewesen.
|  Eurasische Gemeinsamkeiten und Lernprozesse


Das wird man auch von den «kleinen» Revolutionen Eurasiens nach der Jahrhundertwende sagen. Es waren dies vier Ereignisfolgen:
(1) die russische Revolution «von 1905», die sich, zeitlich etwas breiter gesehen, in den Jahren 1904 bis 1907 entfaltete;
(2) die, wie man sie meist nennt, «konstitutionelle» Revolution im Iran, die im Dezember 1905 begann, ein Jahr später zur ersten iranischen Verfassung führte, und Ende 1911 mit einem Abbruch der Parlamentarisierung endete;
(3) die «jungtürkische» Revolution im Osmanischen Reich, die im Juni 1908 begann, als rebellische Offiziere Sultan Abdülhamid II. zwangen, die 1878 suspendierte Verfassung erneut in Kraft zu setzen; diese Revolution endete nicht eigentlich, sondern war der Beginn eines längeren Transformationsprozesses von der Sultansherrschaft zum türkischen Nationalstaat;
(4) die «Xinhai»-Revolution in China: sie begann im Oktober 1911 als Militärrevolte in den Provinzen, führte zum unverzüglichen und relativ unblutigen Zusammenbruch der Qing-Dynastie und schon am 1. Januar 1912 zur Gründung einer Chinesischen Republik; sie endete 1913 mit der Machtübernahme Yuan Shikais, eines hohen Würdenträgers des Ancien Régime, der sich gegen die Revolutionäre von 1911 stellte und die Republik bis 1916 als Präsident diktatorisch regierte.
Die Gesellschaften und politischen Ordnungen, in denen diese vier Revolutionen ihren Lauf nahmen, unterschieden sich selbstverständlich in vielerlei Hinsicht. Es wäre unverantwortlich, von einem einheitlichen Typus zu sprechen. Auch entzündeten sich die Revolutionen nicht direkt aneinander. Das entscheidende auslösende Moment war in keinem Falle die vorausgegangene Revolution im Nachbarland. So war, um ein Beispiel zu konstruieren, die iranische Revolution nicht der primäre Auslöser des jungtürkischen Umsturzes von 1908. Indes lassen sich einige Wirkungsketten finden, mit denen man gedankenspielerisch umgehen kann. Das Zarenreich wäre politisch vermutlich stabiler geblieben, wenn es 1904/05 nicht beschämend deutlich den Krieg gegen Japan verloren hätte (ähnlich wie sich Ludwig XVI. 1787 mit seiner Untätigkeit in der niederländischen Krise blamiert hatte). Wäre das Zarenreich dann nicht durch den Krieg und die Revolution von 1905 weiter geschwächt worden, dann hätte es sich vermutlich nicht 1907 zur Abgrenzung asiatischer Einflusssphären mit dem British Empire bereitgefunden. Und wäre diese Übereinkunft ausgeblieben, dann hätte sich unter den osmanischen Offizieren in Mazedonien die Panik, auch die Aufteilung des Osmanischen Reiches unter den Großmächten stehe bevor, nicht so heftig bemerkbar gemacht, wie sie es dann tat und den letzten Anstoß zur Revolte gab.
Wenn sich auch die eurasischen Revolutionen nicht durch einen Dominoeffekt unmittelbar fortpflanzten, so handelten die Akteure doch mit einem Wissen um das Repertoire revolutionärer Möglichkeiten. Dazu gehörte zuallererst die jüngere Geschichte des eigenen Landes. Die Verfassung von 1876, deren Reaktivierung die Jungtürken durchsetzten, war bereits durch eine Art «Revolution von oben» dem damaligen Sultan von den «Jungosmanen» in Regierung und Verwaltung abgetrotzt worden. Die Jungtürken übernahmen die Vorstellung, durchgreifende Veränderung müsse von aufgeklärten Mitgliedern der Elite ausgehen. In China spielten die Taiping als Vorbild in den letzten Jahren vor 1911 keine Rolle mehr. Wer zu Beginn des Jahrhunderts revolutionär aktiv war, dachte jedoch an zwei Initiativen, die erst wenige Jahre zuvor gescheitert waren: 1898 der Versuch eines Teils der Beamtenschaft, dem Hof ein ehrgeiziges Reformprogramm nahezubringen («100 Tage-Reform»), und 1900/01 der Boxeraufstand, der keinerlei konstruktive Perspektiven aufzuzeigen vermochte. Die Reformbewegung von 1898 bot ein Beispiel für eine zu schmale gesellschaftliche Basis für Veränderungen, der Boxeraufstand eines für die Maßlosigkeit unkontrollierten Volkszorns.
Die eurasischen Revolutionäre kannten in unterschiedlichem Maße auch die europäische Revolutionsgeschichte. Schon die Jungosmanen, also die reformorientierten Intellektuellen und hohen Staatsbeamten der Zeit etwa zwischen 1867 und 1878, hatten die Französische Revolution (nicht den Terror, den man missbilligte) bewundert, und die Jungtürken der Jahrhundertwende taten es ihnen hier nach.152 Grundschriften der vorrevolutionären europäischen Aufklärung, etwa Werke von Rousseau, waren in verschiedene orientalische Sprachen übersetzt worden. In China war die Amerikanische Revolution populärer als die Französische; über beide war aber wenig historische Literatur ins Chinesische übertragen worden. Für besonders vorbildlich hielten die meisten Intellektuellen um die Jahrhundertwende eine energische Modernisierungspolitik «von oben», für die insbesondere Zar Peter der Große stand.153 Ein noch wichtigeres Vorbild, in China ebenso wie im Osmanischen Reich, war Meiji-Japan.154 Dort hatte eine aufgeklärte Elite ohne Blutvergießen das Land reich, stark und für den Westen zivilisatorisch akzeptabel gemacht. Chinesische Revolutionäre sahen ihr Vorbild und Ziel teils unmittelbar in den politischen Institutionen Mitteleuropas und Nordamerikas, teils in der Anverwandlung, gewissermaßen Asiatisierung solcher Institutionen, ähnlich wie in Japan, wenn auch nicht unbedingt im Detail à la japonais.155 Den Jungtürken war Japan auch deshalb besonders sympathisch, weil es soeben Russland, dem Erzfeind der Osmanen, eine schwere Niederlage zugefügt hatte. Sie beobachteten aufmerksam, was «nebenan» in Russland und Persien geschah, und kommentierten es in ihrer Presse. In beiden Revolutionen spielten Volksproteste eine größere Rolle, als die Jungtürken dies in ihren eigenen Szenarien vorgesehen hatten. Die Entwicklungen in den Nachbarländern, vor allem in Russland, überzeugten sie nun, dass es mit der älteren jungosmanischen Strategie der Druckausübung innerhalb des Herrschaftsapparats allein nicht getan war.156
Die Revolutionen im Iran, im Osmanischen Reich und in China waren keine unvollkommenen Imitate westlicher Vorbilder, und sie kopierten sich auch nicht gegenseitig. Das schloss die Bereitschaft nicht aus, voneinander zu lernen. «Transfers», obwohl niemals von ganz entscheidender Bedeutung, kamen immer wieder vor. So brachten iranische Arbeiter bei den Ölquellen im russisch-aserbaidschanischen Baku revolutionäre Ideen nach Täbris mit.157 Die chinesische Revolution von 1911 fand viel Unterstützung bei wohlhabenden Auslandschinesen, die in den USA oder den westeuropäischen Kolonien in Südostasien die Vorzüge einer vergleichsweise liberalen Wirtschaftspolitik kennengelernt hatten. Solch ein Lernen konnte auch kompliziertere Wege gehen. Der japanische Prinz Saionji Kinmochi aus dem noblen Fujiwara-Clan traf im März 1871 in Paris ein, um Französisch und Jura zu studieren. Er wurde zum Augenzeugen der Commune, blieb zehn Jahre in der französischen Hauptstadt und kehrte nach Japan mit der Überzeugung zurück, das Land benötige bürgerliche Grundfreiheiten, ohne sich der Gefahr ungezügelter Volksherrschaft auszuliefern.158 Dieser Freund Georges Clemenceaus wurde später als vielfacher Minister, Ministerpräsident und schließlich letzter überlebender Elder Statesman der Gründerzeit zu einem der wichtigsten Vertreter liberaler Elitenherrschaft in Japan.
In der Vierergruppe der Fin-de-Siècle-Revolutionen war Russland in einer Hinsicht ein Sonderfall: Es war, vor allem als Resultat der Modernisierungspolitik unter dem Finanzminister Vitte, wirtschaftlich deutlich weiter entwickelt als die übrigen drei Länder. Nur in Russland gab es bereits ein Industrieproletariat, das imstande war, seine Interessen politisch vertreten zu können. In keinem der asiatischen Länder wäre damals bereits eine Demonstration möglich gewesen wie die vom 9. Januar 1905 (dem «Blutsonntag» in St. Petersburg), als 100.000 Arbeiter in friedlicher Absicht zum Winterpalast zogen, um dem Zaren eine Petition zu überreichen. Als Folge des Massakers, mit dem zarische Truppen diese Demonstration beendeten, begann eine beispiellose Streikbewegung im ganzen Russischen Reich von Riga bis Baku, an der mehr als 400.000 Menschen teilgenommen haben sollen.159 Noch umfangreicher war der Generalstreik, der ab Oktober 1905 die wachsende Unruhe in zahlreichen Teilen des Reiches bündelte. Wo es noch nicht genügend Industrie gab und wo die Eisenbahnen noch so selten waren, dass ihre Bestreikung keinen wirklichen Schaden anrichten konnte, stand das Kampfmittel des Boykotts, also des Händlerund Konsumentenstreiks, bereit, mit dem im Iran und in China (hier bis in die 1930er Jahre hinein) große Wirkungen erzielt wurden. War die russische Revolution von 1905 hinsichtlich ihrer sozialen Trägerschaft also eine «modernere» Revolution als die parallelen Bewegungen in den drei asiatischen Ländern, so stand sie ihnen in anderer Beziehung doch nahe genug, um einen Vergleich zu erlauben. Insgesamt sind die Ähnlichkeiten zwischen den vier Revolutionen mindestens so groß wie die Unterschiede zwischen ihnen, und selbst dort, wo vor allem die Unterschiede der Voraussetzungen und der nationalen Entwicklungspfade auffallen, kann der Vergleich doch die jeweiligen Besonderheiten erhellen.
|  Despotie und Verfassung


Alle vier Revolutionen wandten sich gegen Autokratien alten Stils, wie es sie in Westeuropa niemals gegeben hatte. Traditionen der Einschränkung von Macht durch Recht fehlten in Russland und Asien nicht ganz, waren aber wesentlich schwächer entwickelt als in Westeuropa. Der Adel und andere landbesitzenden Elitegruppen waren nicht stark genug, um in der Art eines westeuropäischen (oder japanischen) Feudalismus Gegengewichte gegen die absolute Macht des Herrschers zu bilden. Die relative Stellung der Monarchen in den jeweiligen politischen Systemen war unangefochtener als diejenige Ludwigs XVI. und erst recht Georgs III. von England. Es handelte sich daher im Prinzip um Despotien, in denen der Herrscher das letzte Wort hatte und auf keine Ständeversammlung und kein Parlament Rücksicht nehmen musste. Dies bedeutete nun nicht, dass die Macht auch tatsächlich mit despotischer Willkür ausgeübt wurde. Hier hing sehr viel, mehr als in anderen Systemen, von den persönlichen Qualitäten des jeweiligen Throninhabers ab. Sultan Abdülhamid II. entsprach am ehesten dem westlichen Klischee eines Despoten. Er hatte im Februar 1878 die erst zwei Jahre zuvor eingeleitete Periode einer zaghaften Parlamentarisierung des Osmanischen Reiches beendet, das (bis dahin ziemlich nutzlose) Parlament in die Ferien geschickt und die Verfassung von 1876 suspendiert.160 Seither regierte er als ziemlich aktiver Selbstherrscher. Zar Nikolaus II. (r. 1894–1917) stand ihm dabei wenig nach. Er machte liberalen Zeitströmungen in seinem Selbstbild als Monarch keine Zugeständnisse. Nikolaus war insgesamt vielleicht ein weniger tüchtiger Monarch als Abdülhamid, noch weniger im Einklang mit großen Tendenzen seiner Zeit und in seinen letzten Jahren zunehmend einem seltsamen Obskurantismus verfallen.161 Im Iran war Schah Nasir al-Din (r. 1848–96) 1896 nach einem halben Jahrhundert auf dem Thron von einem Attentäter erschossen worden. Reformen hatte er so gut wie nicht in die Wege geleitet, aber immerhin die im Iran notorisch unruhigen Stämme unter Kontrolle gebracht und damit das Land einigermaßen zusammengehalten.162 Sein Sohn und Nachfolger Muzaffar al-Din (r. 1896–1907) erwies sich als mild und entscheidungsschwach und wurde zum Spielball von Hofkräften. Ihn ersetzte sein grausamer und tyrannischer Sohn Muhammad Ali Schah (r. 1907–9). Singulär unter den vier Revolutionen fand im Iran ein Thronwechsel zu einem Zeitpunkt statt, als der revolutionäre Prozess bereits im Gange war. Dass der neue Schah eine vollkommen kompromisslose Haltung einnahm, und noch nicht einmal zu minimalen Zugeständnissen bereit war, verschärfte die Situation im Iran erheblich.
In China wiederum war die Zeit mächtiger Selbstherrscher spätestens mit dem Tode des Daoguang-Kaisers 1850 beendet. Die vier Kaiser, die ihm noch folgten, waren allesamt zu Regierungsgeschäften unfähig oder an ihnen desinteressiert. Seit 1861 wurde die Autokratenrolle von einer Frau gespielt, der «Kaiserinwitwe» Cixi (1835–1908), einer überaus energischen Dame, die die Interessen der Dynastie listenreich zu wahren wusste. Formal gesehen war Cixi eine Art von Usurpatorin und daher niemals so unangreifbar, wie die großen Qing-Kaiser des 18. Jahrhunderts es gewesen waren. Sie regierte buchstäblich als «Herrscherin hinter dem Thron» – der Vorhang, hinter dem sie gesessen haben soll, wird heute noch in Peking gezeigt – für zwei schwächliche Kaiser. Ihren Neffen, den Guangxu-Kaiser (r. 1875–1908), hielt sie seit 1898, als der junge Mann es gewagt hatte, Sympathien mit liberalen Reformern zu zeigen, unter Hausarrest. Kurz vor ihrem eigenen Tod 1908 hat sie ihn vermutlich vergiften lassen. Nach Cixi war der chinesische Thron im Grunde leer. Auf ihm wurde 1908 ein Großneffe der Witwe, der dreijährige Puyi, platziert. Die Regentschaft übernahm sein Vater, ein Halbbruder des verstorbenen Kaisers. Dieser Prinz Qun hatte zum Zeitpunkt der Revolution 1911 faktisch die monarchische Gewalt inne. Er war ein engstirniger Mann, der mit einer aggressiven Pro-Mandschu-Politik am Hofe die hohen chinesischen Bürokraten vor den Kopf stieß.
Richtige Autokraten gab es also am Vorabend der jeweiligen Revolutionsprozesse nur in Russland und im Osmanischen Reich, bedingt auch im Iran. Gegen diese Herrschaftssysteme stellten die Revolutionäre – und das war ihre wichtigste Gemeinsamkeit überhaupt – den Gedanken der Verfassung.163 Ganz wie in Europa auch, wurde die Forderung nach einer Verfassung zum Kern der politischen Programme der Revolutionäre. Man war mit den europäischen Vorbildern vertraut. Im Osmanischen Reich und im Iran genoss die belgische Verfassung von 1831, die eine parlamentarische Monarchie vorsah, einen besonders guten Ruf.164 Republikanische Kräfte, denen eine konstitutionelle Monarchie nach dem Vorbild der französischen Juli-Monarchie oder des Deutschen Kaiserreichs seit 1871 nicht genügte, waren zumeist innerhalb der revolutionären Strömungen in der Minderheit. Allein in China herrschten republikanische Tendenzen vor. Nach mehr als zweieinhalb Jahrhunderten mandschurischer «Fremd»-Herrschaft gab es nicht einmal unterdrückte Reste einer einheimischen Dynastie, die als Alternative zu den Qing in Frage gekommen wäre, und das Fehlen eines Hochadels schloss andere Aufstiegswege zur Kaiserwürde aus. Alle vier Revolutionen brachten Verfassungen hervor. Trotz der unvermeidlichen Anleihen bei westlichen Vorbildern bemühten sich die Urheber dieser Verfassungen durchweg, den Besonderheiten ihrer jeweiligen politischen Kultur gerecht zu werden. Der Konstitutionalismus war daher eine genuin politische Strategie und keineswegs nur ein hilfloses oder opportunistisches Anlehnen an Europa. Ein allgemein bekanntes und vielbewundertes Vorbild war die japanische Verfassung von 1889, weithin das Werk des welterfahrenen Staatsmanns Itō Hirobumi, die in exemplarischer Weise eine Verbindung zwischen übernommenen Elementen und Einheimischem verwirklicht zu haben schien. In Japan schien sich auch gezeigt zu haben, dass die Verfassung tatsächlich zum einigenden politischen Symbol in einer entstehenden Nation werden konnte. Sie war nicht nur der Organisationsplan für die staatlichen Instanzen, sondern eine kulturelle Leistung, auf die man stolz sein konnte. In Japan hatte man das europäische Konzept der Volkssouveränität ausdrücklich nicht übernommen. Hier lag im Allgemeinen der größte Unterschied zu Westeuropa, und jede der entstehenden asiatischen Verfassungstraditionen hatte sich damit auseinanderzusetzen: Auf welchen anderen Quellen von Legitimität, weltlichen wie religiösen, durfte politische Herrschaft beruhen?
|  Reformen als Auslöser von Revolutionen


Der Französischen Revolution von 1789 war nicht eine Verschärfung von Repression und Ausgrenzung vorausgegangen, sondern durchaus der Versuch, vor allem unter dem Minister Turgot, das System behutsam zu öffnen und zu modernisieren. Daraus hat man die – noch in der Sowjetunion unter Michail Gorbacev bestätigte – Hypothese abgeleitet, Revolutionen würden durch erste Liberalisierungssignale des alten Regimes erleichtert, gewissermaßen als Beginn einer Spirale steigender Erwartungen. In diesem Punkt unterschieden sich die Voraussetzungen der Revolutionen im Osten voneinander. Der Sultan war nicht ganz der Tyrann, als den ihn seine Gegner propagandistisch darstellten. Manche Reformen, die bereits vor seiner Regierungszeit eingeleitet worden waren, setzte er fort, etwa den Ausbau des Bildungswesens und die Modernisierung des Militärs. Abdülhamid II. zeigte aber keinerlei Entgegenkommen in der Frage der Ausweitung politischer Partizipation. Auch im Iran war am Vorabend der Revolution von Reformen wenig zu spüren. Der Schah hatte in den vorausgegangenen Jahrzehnten öfters unter dem Druck von Protesten einzelne Maßnahmen zurückgenommen, sich aber niemals zu Änderungen am System bereitgefunden. Russland und China waren sich hier ähnlicher. Weniger aus Einsicht denn aufgrund äußeren Drucks ließ Nikolaus II. im Sommer 1904 kleine Reformschritte ankündigen. Anstatt aber damit die erhoffte Dämpfung der öffentlichen Unruhe zu erreichen, war dieses lange erwartete Signal minimaler Konzessionen der Anstoß für die Verstärkung der oppositionellen Aktivitäten gegen die Autokratie.165 Ähnlich hatte schon die Entscheidung König Ludwigs XVI., die Generalstände einzuberufen, der öffentlichen Debatte großen Auftrieb gegeben.
China bot die größte Überraschung und entfernte sich am weitesten vom Klischee der orientalischen Despotie. Die Kaiserinwitwe hatte im Ausland den Ruf, der vielleicht extremste hardliner unter den asiatischen Monarchen zu sein. Nirgendwo war das Leben für Oppositionelle so gefährlich wie im Chinesischen Kaiserreich. Noch 1898 hatte Cixi eine moderate Reformbewegung gnadenlos unterdrückt. Die katastrophale Niederlage im Boxerkrieg 1900 hatte die Kaiserinwitwe dann aber von der Notwendigkeit überzeugt, die Institutionen des chinesischen Staates auf den Prüfstand zu stellen, die Modernisierung des Lands aktiver voranzutreiben und Teile der Oberschicht an der politischen Willensbildung zu beteiligen. Eine solche Beteiligung gab es im Zarenreich bereits seit 1864 in Gestalt der zemstva (Singular: zemstvo): Organen der ländlichen Selbstverwaltung auf der Gouvernements- und der Kreisebene, die sich um die Belange der lokalen Bevölkerung, vor allem um Bildung, medizinische Versorgung, Wegebau usw. kümmern sollten. Die zemstva waren bis zu einem gewissen Grade von der staatlichen Bürokratie unabhängig. Sie wurden seit 1865 durch Wahlen gebildet, an denen nicht nur der Adel beteiligt war. So konnten Bauern ihre eigenen Vertreter entsenden, seit 1890 jedoch nicht mehr in direkter Wahl. Die Einrichtung der zemstva führte zu einer Politisierung der verschiedenen Bevölkerungskreise, damit auch zur Aufspaltung in Richtungen, die sich bekämpften. Dort, wo radikale Kräfte die Oberhand gewannen, wurden zemstva in den ersten Jahren des 20. Jahrhunderts zu Foren der Opposition. Ansätze lokaler Parlamentarisierung waren mit einer verfassungslosen Autokratie und einem wachsenden und selbstbewusster werdenden Staatsapparat, der ihr diente, schwer in Einklang zu bringen. Russland betrat vor 1914 keinen Pfad eines sich stetig ausweitenden self-government.166
In China war es seit jeher völlig undenkbar, außerhalb der Bürokratie Politik zu machen. Das Prinzip der Repräsentation war unbekannt. Daher bedeutete es einen radikalen Bruch mit der Tradition, als die Kaiserinwitwe im November 1906, ohne auf nennenswerten oppositionellen Druck reagieren zu müssen, die Vorbereitung einer Verfassung versprach, und der Hof Ende 1908 den Übergang zur konstitutionellen Regierung innerhalb von neun Jahren ankündigte. Im Oktober 1909 traten Provinzversammlungen zusammen, in denen nur männliche Angehörige der Elite vertreten waren, ganz wie früher in europäischen Organen dieser Art auch. In der gesamten chinesischen Geschichte hatte es nichts Ähnliches gegeben. Erstmals entstanden legale Foren, in denen über die Probleme der Provinz und sogar des Landes insgesamt frei diskutiert werden konnte. Mindestens ebenso wichtig waren eine ganze Reihe von Reformen, die die hohen Beamten der Qing-Dynastie im ersten Jahrzehnt des neuen Jahrhunderts auf den Weg brachten: die Einrichtung von Fachministerien, die Unterdrückung des Opiumanbaus, der Ausbau des Eisenbahnnetzes, die stärkere Förderung von Universitäten und anderen Bildungseinrichtungen und vor allem die Abschaffung des staatlichen Prüfungssystems, durch das seit mehr als 800 Jahren die Spitzenbeamten des chinesischen Staatsapparates im Wettbewerb der Besten ausgewählt worden waren. Die Abschaffung des Prüfungssystems veränderte von heute auf morgen den Charakter des chinesischen Staates und zugleich den der gesellschaftlichen Oberschicht. In keinem anderen der hier verglichenen vier Länder wurden am Vorabend des revolutionären Prozesses solch radikale und auch weitsichtige Reformen nicht nur angekündigt, sondern auch in die Tat umgesetzt wie in China. Die älteste Monarchie der Welt schien sich, wohl auch unter dem Eindruck des Geschehens in Russland seit 1905, als besonders lernfähig zu erweisen.167 Umso größer ist die Ironie, dass keines der Anciens Régimes so blitzartig von der Bildfläche verschwand wie das chinesische.
|  Intelligentsia


Hinter jeder Revolution stehen besondere Koalitionen von gesellschaftlichen Kräften. Hier differierten die vier Fälle schon deshalb, weil ihre traditionalen Gesellschaftsformen ganz unterschiedlich beschaffen waren. Dennoch gibt es einige Gemeinsamkeiten. Überall war die Intelligentsia (intelligencija) ein treibender Faktor. In Russland, wo dieser Begriff geprägt wurde, war sie im ersten Viertel des 19. Jahrhunderts durch die gemäßigt aufklärerische Bildungsreform unter Alexander I. entstanden. Nun wurde für große Teile des Adels Bildung «zum unentbehrlichen Teil des Lebensplans».168 Am Beginn standen das Rollenmodell des westeuropäischen Aufklärers und überhaupt die Einflüsse der Aufklärung und später eines heroisch-romantischen Idealismus, wie sie die recht kosmopolitische russische Elitenkultur erreichten. Die Intelligentsia konnte sich, auch unter dem Schutz der Oberschichtherkunft vieler ihrer Mitglieder, trotz Zensur seit den sechziger Jahren entfalten. Das Aufkommen freier Berufe und eine weitere, wenn auch im Vergleich zu Westeuropa begrenzt und elitär bleibende Expansion der Bildungseinrichtungen erweiterten ihre Rekrutierungsbasis über adlige Kreise hinaus. Zunehmend entwarf sie sich anti-staatlich: intelligencija versus Beamtentum. Auch der Lebensstil der in den sechziger Jahren aufkommenden «nihilistischen» Gegenkultur und Gesinnungsgemeinschaft war von Symbolen des Protests bestimmt, wie man sie in den anderen drei östlichen Ländern der heranreifenden Revolution schwächer findet. Nach dem Mord an Zar Alexander II. am 1. März 1881, der von einer terroristischen Gruppierung innerhalb der Intellektuellenbewegung der narodniki («Volksfreunde») verübt worden war, wurde die Intelligentsia stärker als eine Kraft radikaler politischer Opposition gesehen.169
Im Osmanischen Reich – in gewisser Weise mit Preußen oder den süddeutschen Staaten im frühen 19. Jahrhundert zu vergleichen – hatten sich um die Mitte des 19. Jahrhunderts aufklärerische und reformistische Denkansätze am ehesten in der hohen Staatsbürokratie bemerkbar machen können. Hier war die kritische Intelligenz zunächst eine besonders staatsnahe Gruppe, bis die autoritäre Kehrtwendung unter Sultan Abdülhamid II. Kritik an den bestehenden Zuständen zu einem gefährlichen Geschäft werden ließ. Im Staatsdienst war fortan wenig Raum für unabhängige Geister. Zahlreiche von ihnen gingen ins Exil, auch nach Westeuropa. Die revolutionären Aktivitäten wurden überwiegend von dieser Exildiaspora vorbereitet. Sie spielte auch im iranischen Fall eine gewisse Rolle, wenn auch eine kleinere. Eine Besonderheit des Iran war, dass hier die Säkularisierung, verstanden als Trennung von Religion und Politik, weniger schnell und weit fortgeschritten war als im Osmanischen Reich. Die schiitischen Gottes- und Rechtsgelehrten, vor allem die hochrangigen unter ihnen (mujtahids), konnten ihren allgemeinen kulturellen Einfluss stärker als die sunnitische Geistlichkeit bewahren. Er war sogar im 18. Jahrhundert gestärkt worden und unter der Qajaren-Dynastie (seit 1796) dann nochmals größer geworden als zuvor unter den Safaviden.170 Äquivalente zur europäischen Intelligentsia fand man daher nicht, wie im Osmanischen Reich, auf dem liberalen Flügel der Staatsbürokratie, sondern bei aufgeschlosseneren Gruppierungen innerhalb des religiösen Establishments.
In China war seit jeher außerhalb der durch den Prüfungserfolg eindeutig definierten Elite der Gelehrten-Beamten (Literati) kein Raum für eine unabhängige kritische Intelligenz gewesen. Kritik wurde immer aus der Bürokratie selbst geäußert. Als seit 1842 auf chinesischem Boden Gebiete entstanden, zunächst die britische Kolonie Hongkong, auf welche die chinesische Obrigkeit keinen direkten Zugriff hatte, entwickelten sich dort die Anfänge eines modernen Pressewesens und die ersten Spielräume zu kritischem Räsonnement.171 Solange das Prüfungssystem aber weiter bestand und den jungen Chinesen ihre Lebensplanung vorgab, konnte sich eine «freischwebende» Intelligenz nur sehr eingeschränkt entfalten. Daher datiert ihre Geschichte im Grunde erst von 1905 an.172 Zu dieser Zeit wurde auch das Studium im Ausland in größerem Umfang möglich, eine Chance, die sehr schnell Tausende nutzten. Eine revolutionäre Intelligentsia entstand in China nicht aus einer reformorientierten Staatsbürokratie (die gescheiterten Reformer von 1898 waren Außenseiter) und auch nicht wie in Russland aus einer zum Westen hin orientierten Elitenkultur; eine Geistlichkeit wie im Iran gab es nicht. Der Begriff der Intelligentsia (zhishi fenzi) lässt sich überhaupt nur auf Zirkel nationalistischer Studenten anwenden, die sich nach 1905 vor allem in Japan bildeten. Ihre wichtigste Organisation war der Tongmenghui, ein revolutionärer «Schwurbund», der Wesentliches zur Programmatik der Revolution beitrug und aus dem die Guomindang entstand, die «Nationalpartei» Sun Yatsens. In kaum einem anderen Land der Welt wurde im 20. Jahrhundert die Intelligentsia zu einer solch geschichtsprägenden Kraft wie in China, vor allem nach etwa 1915. An der Revolution von 1911 nahmen solche Intellektuelle, die überwiegend im Exil lebten, einige auch in Shanghai oder Hongkong, nicht unmittelbar teil. Anders als bei den übrigen drei Revolutionen, war die Intelligentsia in China eine im Hintergrund einflussreiche, aber auf dem Schauplatz des Geschehens schwach vertretene Größe. Am wichtigsten war sie in Russland und im Iran. Im Osmanischen Reich ging die Initiative im Frühjahr 1908 von den Exilrevolutionären (zu denen auch armenische Revolutionäre gehörten) auf eine Gruppe von Offizieren im osmanischen Mazedonien über. Sie waren es, aus denen sich nach dem Erfolg der Revolution die Führung der jungtürkischen Bewegung rekrutieren sollte.173
|  Militär und internationaler Rahmen


Keine der vier Revolutionen war ein Militärputsch. In Russland und im Iran stand das Militär loyal auf der Gegenseite. Wenn die Streitkräfte in Russland auf die Seite der streikenden Arbeiter, der aufrührerischen Bauern und der unruhigen Nationalitäten in den Grenzgebieten übergegangen wären, hätte das autokratische Regime nicht überleben können. Unruhe in der Schwarzmeerflotte eskalierte nicht zu einer allgemeinen Meuterei. Nur auf dem Schlachtschiff Potemkin ergriffen revolutionäre Matrosen das Kommando und verbrüderten sich im Hafen von Odessa mit örtlichen radikalen Gruppen. Am 16. Juni 1905 unterdrückte die Armee den Aufstand mit einer Brutalität, die ihr Vorgehen am Petersburger «Blutsonntag» noch weit übertraf. Innerhalb weniger Stunden sollen über 2000 Menschen umgekommen sein.174 Im Iran gab es gar keine Armee, die der zivilen Staatsmacht eindeutig unterstellt gewesen wäre. Nach dem frühen Tod des Kronprinzen Abbas Mirza im Jahre 1833 endete der Versuch einer modernisierenden Militärreform. Nachdem Schah Nasir al-Din bei einer Russlandreise Kosaken getroffen hatte, richtete er 1879 eine Kosakenbrigade unter dem Kommando russischer Offiziere ein. Dies war eine Art von Prätorianergarde, die außer ihren eigenen Interessen und denen des Schahs auch die Anliegen Russlands vertrat. Im Juni 1908 setzte Muhammad Ali Schah die Kosaken, nur etwas mehr als 2000 Mann, zu einem Staatsstreich ein, der das Parlament verjagte und damit die erste Phase der Revolution beendete.
Der Unterschied zum Osmanischen Reich und zu China hätte kaum größer sein können.175 In beiden Ländern waren Offiziere die für den Erfolg der Revolution ausschlaggebenden Kräfte. Auch die Voraussetzungen waren ähnlich. Sowohl Sultan Abdülhamid als auch, zwei bis drei Jahrzehnte später beginnend, die Qing-Dynastie gründeten Kriegsakademien, holten Militärberater ins Land und versuchten, wenigstens einige Einheiten auf einen europäischen Standard von Training, Kampfgeist und Bewaffnung zu heben. Während dies recht gut gelang, versäumten es die Zentralregierungen aber, sich die Loyalität dieser neuen Offiziersgeneration, die besonders patriotisch gestimmt war, zu sichern. Die jungtürkische Bewegung, in deren Emigrantenzirkeln Militärs zunächst eine sehr geringe Rolle gespielt hatten, wurde in dem Moment zur großen Gefahr für das Sultanat, als es zivilen Organisationen gelang, Offiziere zu gewinnen.176 Militärischer Druck bewirkte, dass Abdülhamid am 23. Juli 1908 die Verfassung wieder in Kraft setzte und damit zumindest auf dem Papier von seinem Absolutismus abrückte. Ganz ähnlich fanden die in Japan entwickelten Ideen des revolutionären Schwurbundes Interesse unter den Offizieren der modernisierten Armeeteile im Qing-Imperium. In China waren im Zuge der Bekämpfung der Taiping regionale Milizen aufgebaut worden. Auch die neuen Armeen, die seit den 1890er Jahren entstanden, waren nicht zentral auf die Hauptstadt konzentriert, wo die militärisch inzwischen ziemlich nutzlosen Mandschu-Truppen stationiert waren, sondern in den Provinzhauptstädten. Dort ergaben sich oft enge Beziehungen zwischen Offizieren und örtlichen Beamten und sonstigen Notabeln. Diese Allianz war für die Dynastie verhängnisvoll.177
Zufällig entdeckte subversive Aktivitäten unter dem Militär in Hankou (ähnlich war es 1908 im osmanischen Saloniki gewesen) führten zu einer eher improvisierten Meuterei in mehreren Provinzen. Die chinesische Revolution von 1911 nahm die Form eines Abfalls der meisten Provinzen vom Kaiserhaus an.178 Damit war die Machtkonstellation der folgenden Jahre vorgegeben. Die Autonomiebestrebungen militärisch-ziviler Machteliten in den Provinzen bildeten mehr als zwanzig Jahre lang die dominierende Grundtendenz chinesischer Politik. Das türkische System war viel stärker zentralisiert. Hier rückten Militärführer nach 1908 allmählich in die zentralen Machtpositionen ein. Dass die Türkei, anders als China, tatsächlich in den Ersten Weltkrieg verwickelt wurde – China blieb ein eher nomineller Teilnehmer – und dass sie gleich nach Kriegsende einen neuen Krieg, nämlich gegen Griechenland, zu führen hatte, stärkte die Stellung der Militärführung weiter. Während es in der Türkei einem der erfolgreichsten Generäle, Kemal Pascha (später: Atatürk), aber gelang, das Militär in den 1920er Jahren zu «zivilisieren» und militärische Energien in den Aufbau eines zivilen republikanischen Nationalstaates umzulenken, setzte sich die Militarisierung Chinas bis zur Mitte des 20. Jahrhunderts fort. «Militärdiktatur» wäre nicht das richtige Wort für das, was in der Türkei und in China geschah. Enver Pascha, der einflussreichste Militär in der jungtürkischen Regierung, die 1913 fest im Sattel saß, war zwar stark genug, um das Osmanische Reich 1914 auf der Seite der Mittelmächte in den Ersten Weltkrieg zu ziehen, besaß aber niemals absolute Macht und blieb primus inter pares einer gemischt militärisch-zivilen Machthabergruppe. In China übernahm schon nach wenigen Monaten ein mächtiger Bürokrat und Militärreformer der Qing-Zeit, Yuan Shikai, die Präsidentschaft. In den Jahren 1913–15 regierte er de facto diktatorisch, gestützt auf die Armee, aber keineswegs allein auf sie. Yuan stand noch unter dem Eindruck des alten chinesischen Misstrauens gegen die Autonomie der Waffenträger. Erst nach seinem Tod 1916 zerfiel das Land in ein Mosaik von Militärherrschaften.179
Die gesellschaftlichen Koalitionen, auf denen die einzelnen Revolutionen beruhten, waren unterschiedlich breit. Die intensivste Beteiligung des «Volkes» war in Russland festzustellen. Revolutionsbereite Gegner der Autokratie fanden sich im Spektrum zwischen liberalen Adligen und bitterarmen Bauern, die unter den Folgen von Hungersnöten und unter den hohen Ablösezahlungen nach der Bauernbefreiung litten. In China verlief die Revolution so schnell, dass sich ihre Dynamik gar nicht von den Städten auf das Land übertragen konnte. In den Jahren vor 1911 gab es in einigen Teilen Chinas ein überdurchschnittliches Maß an bäuerlichem Protest, doch wurde die Qing-Dynastie keineswegs durch Bauernaufstände, wie sie vor 1644 den Fall der Ming-Dynastie vorbereitet hatten, vom Thron vertrieben. «Bürgerliche Kräfte» waren wegen der weiter fortgeschrittenen sozialökonomischen Entwicklungen in Russland wichtiger als in den anderen Revolutionsprozessen. Im Iran waren Basarkaufleute aktiv und beteiligten sich an Boykotten. In China kann man vor 1911 eigentlich von einer «Bourgeoisie» nicht sprechen. Das Etikett der «bürgerlichen» Revolution war schon, wie Lenin erkannte, auf Russland schwer anzuwenden, erst recht galt das für den Iran, China und das Osmanische Reich. Keine der vier Revolutionen kann aus ihrem internationalen Kontext gelöst werden. In allen Fällen waren die bestehenden Regime durch militärische oder außenpolitische Niederlagen angeschlagen: Russland durch den Russischjapanischen Krieg, China durch die Boxer-Invasion von 1900, das Osmanische Reich durch neue Rückschläge auf dem Balkan, der Iran durch ausländische Konzessionsjäger und das Vordringen von Briten und Russen in ihren jeweiligen Einflusszonen. Alle vier standen außenpolitisch in der Defensive. Die Revolutionäre erwarteten von einer Veränderung oder gar Beseitigung des bisherigen politischen Systems nicht nur die Lösung ihrer eigenen materiellen Probleme, die Gewährung bürgerlicher Freiheiten und die Möglichkeiten zu politischer Mitsprache. Sie erhofften sich ebenso, dass ein gestärkter Staat den Zumutungen der Großmächte und des kapitalistischen Auslandes selbstbewusster und erfolgreicher entgegentreten würde. Dies galt weniger für Russland, das ja selbst, gerade gegenüber den drei anderen Ländern, eine aggressive Imperialmacht war. Hier war es umgekehrt eher die Kritik an einer teuren und letztlich wenig erfolgreichen Außenpolitik, welche zu Protesten motivierte.
|  Ergebnisse des revolutionären Prozesses


Wozu führten die vier verschiedenen Revolutionen? In keinem einzigen Fall wies nach ihnen ein Weg zurück zur alten Ordnung. Russlands mittelfristige Zukunft war die bolschewistische Revolution. In der Türkei und im Iran etablierten sich in den frühen 1920er Jahren nicht-kommunistische, autoritäre Entwicklungsregime. In China gelang einem Regime dieses Typs, der Regierung der Guomindang nach 1927, eine weniger umfassende Stabilisierung, und der langfristige Prozess politischer Desintegration, den die Revolution von 1911 verstärkt hatte, wurde erst nach 1949 durch den Erfolg einer zweiten, der kommunistischen Revolution gestoppt und umgekehrt. Wie aber sahen die kurzfristigen Resultate der Revolutionen, gewissermaßen noch im Horizont des 19. Jahrhunderts, aus? In Russland wurden die Ansätze verfassungsstaatlicher Entwicklung, die zeitweise mehr gewesen war als bloßer «Scheinkonstitutionalismus» (Max Weber), im Juni 1907 durch den vom Zaren unterstützten Staatsstreich des Premierministers Stolypin beendet. Die Staatsduma, also die während der Revolution 1905 vom Zaren konzedierte gewählte Volksvertretung (es handelte sich, genau gesagt, um die zweite Duma), wurde nach Hause geschickt. Ihre Nachfolgerin, die dritte Duma, wurde auf der Grundlage eines neuen, extrem ungleichen Wahlrechts gewählt und war entsprechend zaghaft und gefügig. Die vierte Staatsduma (1912–17) war dann nahezu vollkommen irrelevant. Der entscheidende Abbruch der Parlamentarisierung Russlands war 1907 erfolgt. Ein ähnlich harter Rückschlag traf den blühenden Parlamentarismus, der sich innerhalb kürzester Zeit im Iran entwickelt hatte. Hier hatte sich in einem Maße wie nirgends sonst in Asien das Parlament, der majles, zu einer zentralen Institution des politischen Lebens entwickelt, getragen durch eine Trias von Basarkaufleuten, liberaler Geistlichkeit und weltlicher Intelligentsia, die in der Islamischen Revolution von 1979 abermals zum Vorschein kommen sollte.180 Der Staatsstreich des Schahs vom Juni 1908 wurde mit großer Brutalität und Gründlichkeit durchgeführt. Während aber in Russland nach der Auflösung der zweiten Duma eine allgemeine Apathie ausbrach, führte der Widerstand gegen den Schah und seine Kosaken zu einem Bürgerkrieg, der im Norden des Landes erst endete, nachdem im Winter 1911 russische Truppen eingriffen. Im großen Stil wurden konstitutionelle Politiker und revolutionäre Aktivisten aus ihren Ämtern entfernt, exekutiert oder deportiert.181 Parallelen zu Ungarn 1849 sind deutlich, obwohl damals die Russen den Habsburgern die Rache an den Revolutionären überließen. Der Parlamentarismus hatte aber bereits Wurzeln in der politischen Kultur geschlagen, und der Iran hat sich seither über alle Regimewechsel hinweg immer als ein prinzipiell konstitutionelles Land betrachtet.
Ganz anders China. Dort war vor 1911 die Forderung nach staatlicher Effizienz im Inneren wie nach außen viel wichtiger gewesen als das Drängen auf Demokratisierung. Von 1912 an gab sich China immer wieder Verfassungen. Die Institution des Parlaments hat aber bis heute niemals Fuß fassen können (mit der Ausnahme Taiwans seit den 1980er Jahren). Die Revolution von 1911 schuf keine stabilen parlamentarischen Institutionen und, was noch wichtiger ist, keinen kritisch aktivierbaren Mythos von Parlamentssouveränität. Nirgendwo brach ein Ancien Régime so schnell und geräuschlos zusammen wie in China. Nirgendwo entstand so unvermittelt aus seinen Trümmern eine Republik. Nirgendwo handelte aber auch die einzige Kraft, die das Land unter solchen Umständen theoretisch hätte zusammenhalten können, das Militär, derart verantwortungslos. Die Revolution beseitigte die Zensur und einen staatlich verordneten institutionellen Konformismus. Sie öffnete damit zumindest die Städte Chinas einer besonderen Art von «Moderne», ohne stabile Institutionen zu bauen.
In dieser Hinsicht war die osmanisch-türkische Entwicklung erfolgreicher. Die Übergänge waren gleitender. Der Altsultan Abdülhamid blieb sogar noch ein Jahr lang auf dem Thron, bis seine Anhänger versuchten, die neuen Machthaber zu beseitigen. Sein Nachfolger Mehmed V. Reşad (r. 1909–18) war dann erstmals in der osmanischen Geschichte ein konstitutioneller Monarch ohne politische Ambitionen. Ein solch sanfter Ausklang war den Dynastien Romanov und Qing nicht vergönnt. Die Periode von Freiheit und Pluralismus, die 1908 begonnen hatte, endete freilich schon 1913 nach einem erfolgreichen Attentat auf Mahmud Sevket Pascha, einen der Führer der Jungtürken. Gleichzeitig geriet das Reich durch den Balkankrieg in extreme äußere Bedrängnis.182 Die jungtürkische Revolution führte aber nicht zu einer vorläufigen Restauration (wie in Russland und im Iran) und nicht zur territorialen Desintegration des Kernlandes (wie in China nach dem Intermezzo Yuan Shikais nach 1916), sondern über Hindernisse und Umwege zur Herausbildung eines der krisenfesteren und humaneren Gemeinwesen im Eurasien der Zwischenkriegszeit: der kemalistischen Republik. Atatürk, gewiss kein Demokrat, war in der Bilanz ein Erzieher, kein Verführer seines Volkes, kein Kriegstreiber, kein türkischer Mussolini. Der osmanisch-türkische Revolutionsprozess zeigt daher die klarste Logik unter den vier eurasischen Revolutionen. Er verlief relativ stetig und kontinuierlich und fand im Kemalismus der zwanziger Jahre ein ruhendes Ziel. Um 1925, als dieses Ziel erreicht war, traten Russland (die Sowjetunion) und China hingegen in neue Phasen ihrer stürmischen Geschichte ein. Im Iran setzte in diesem Jahr der militärisch starke Mann des Landes, Reza Khan, die rein ornamental gewordene Qajaren-Dynastie ab und erhob sich selbst zum ersten Schah der neuen Dynastie Pahlavi. In den zwanzig Jahren seiner faktischen Alleinherrschaft, vom Aufstieg zum Kriegsminister 1921 bis zu seinem Gang in die Verbannung 1941, verkörperte Reza viel deutlicher als seine Zeitgenossen Kemal Atatürk in der Türkei und Jiang Kaishek (seit 1926 in wechselnden militärischen und politischen Führungsrollen) in China den Typus des brachialen, aber begrenzt modernisierungswilligen Militärdiktators. Er war aber, anders als Atatürk, kein Institutionenbauer und kein Mann mit politischen Visionen, und die Schwäche des Iran machte ihn von den Großmächten, die ihn schließlich wegen pro-deutscher Neigungen stürzten, bei weitem abhängiger.183 Die iranische Geschichte im 20. Jahrhundert, eine Konsequenz der Revolution von 1905–11, verlief diskontinuierlicher als die türkische. Wichtige Ziele der Revolutionäre blieben unerfüllt. Eine zweite Revolution verfolgte 1979 eine neue, illiberale Agenda, zehn Jahre, bevor auch die Ordnung in Russland abermals revolutionär verändert wurde. Allein die Türkei erlebte in ungefährer Gleichzeitigkeit mit dem post-revolutionären Mexiko nach der Übergangszeit 1908–13 keine weiteren Revolutionen mehr.
Alle vier eurasischen Revolutionen kurz nach 1905 brachen nicht plötzlich in versteinerte Zustände ein. Europäische Imaginationen, wie sie im 17. Jahrhundert aufkamen, von der Friedhofsruhe unter blutrünstigen «orientalischen Despoten» verzerrten die Wirklichkeit. Überall in Eurasien waren die Gesellschaften in kaum weniger gärender Bewegung als die europäischen, gab es zahlreiche Spielarten von Protest und kollektiver Gewalt.184 Im Iran etwa, der hauptsächlich den Stoff für das okzidentale Konzept des orientalischen Despotismus geliefert hatte, gerieten immer wieder einzelne Bevölkerungsgruppen in Aufruhr und versuchten auf diese Weise, ganz wie im frühneuzeitlichen Europa, ihre Interessen durch Druck und Theatralik durchzusetzen: Nomadenstämme und städtische Arme, Frauen, Söldner und schwarze Sklaven, manchmal das «Volk» insgesamt, vor allem im Protest gegen Ausländer.185 In anderen asiatischen Ländern war es nur graduell anders. In China hatte der Staat die Bevölkerung traditionell besser unter Kontrolle gehabt als in den muslimischen Ländern. Durch ein System der Kollektivhaftung (baojia) wurden ganze Familien oder Dörfer für die Regelüberschreitungen einzelner verantwortlich gemacht. Dies gelang aber nur, solange die Bürokratie einigermaßen effizient blieb und die Menschen nicht in die Verzweiflung existenzgefährdender Notlagen getrieben wurden. Spätestens nach 1820, als diese Voraussetzungen zu entfallen begannen, wurde auch China immer schwerer regierbar.186 So waren die Revolutionen auch Antworten auf Regierbarkeitsprobleme. Diese Probleme wiederum waren durch gesellschaftliche Konfliktdynamik und kulturellen Wertewandel mitbedingt, daneben auch durch die mannigfaltige Destabilisierung «peripherer» und sozialökonomisch «rückständiger» Länder von außen.
Es kann nicht überschätzt werden, wie stark der westeuropäische Verfassungsgedanke im Osten – von Russland bis Japan – wirkte und wie kreativ er den jeweils besonderen Bedürfnissen der einzelnen Länder angepasst wurde.187 Die osmanische Verfassungsbewegung von 1876 hatte ein wichtiges erstes Signal gesetzt, Japan seit 1889 den Beweis erbracht, dass eine Verfassung nicht bloß ein Stück Papier war, sondern auch in einem asiatischen Kontext zu einem wirkungsvollen Symbol nationaler Integration werden konnte. Mit Rhetorik und Praxis des Konstitutionalismus begann unweigerlich der Kampf um den Staat. Obrigkeiten wurden nicht länger als natürlich gegeben betrachtet. Macht konnte im Konflikt errungen und dann institutionell geformt werden. Dynastische Herrschaft hatte damit ihre Selbstverständlichkeit verloren. Sie war am Ende ihrer Epoche angekommen. Das Zeitalter der Ideologien und der Massenpolitik begann.




XI  |  Staat:
«Minimal government», Herrscherpomp und «Hörigkeit der Zukunft»

1  |  Ordnung und Kommunikation: Der Staat und das Politische

In keinem anderen Jahrhundert dürfte die Vielfalt politischer Formen größer gewesen sein als im neunzehnten. Zwischen der völligen Staatslosigkeit kleiner Jägergemeinschaften und den ausdifferenzierten politischen Systemen von Imperien und Nationalstaaten spannte sich ein breites Spektrum von Gestalten des Politischen. Bis zur Ankunft des europäischen Kolonialismus, in den einzelnen Teilen der Welt ganz unterschiedlich datiert, herrschte eine große Mannigfaltigkeit der Arten und Weisen, auch ohne einen institutionell kristallisierten «Staat» neuzeitlich-europäischen Typs Macht zu generieren und auszuüben und die Angelegenheiten des Gemeinschaftslebens zu regeln. Diese Varianten eines vorstaatlichen Politischen wurden erst allmählich durch den kolonialen Staat, der von Fall und Fall in ganz unterschiedlichen Erscheinungsformen auftrat, absorbiert und zumindest modifiziert. Von einer universalen, wenngleich keineswegs einförmigen und lückenlosen Verbreitung «des» europäischen Staates kann man für die Zeit kurz vor dem Weltkrieg sprechen, keineswegs aber für 1770, 1800 oder noch 1830. Das 19. Jahrhundert begann mit dem Erbe staatlicher Neubildungen, wie sie weltweit in der frühen Neuzeit erfolgt waren. Man weiß heute, dass die «absoluten» Monarchien Europas, vielleicht mit Ausnahme des petrinischen Zarentums, gar nicht so absolut und unumschränkt handlungsfähig waren, wie es zeitgenössische Apologeten und spätere Historiker darzustellen liebten. Selbst «absolute» Herrscher waren in Gespinsten gegenseitiger Verpflichtung gefangen. Sie mussten auf Kirchen oder einen landbesitzenden Adel Rücksicht nehmen, konnten etablierte Rechtsvorstellungen nicht völlig vom Tisch wischen, hatten ihre Höflinge bei Laune zu halten und mit der Tatsache zu leben, dass selbst das autoritärste Gebaren nicht mit Verlässlichkeit die Staatskassen füllte. Die europäischen Monarchien um die Mitte des 18. Jahrhunderts waren das Ergebnis einer Evolution, die nicht vor dem 16. Jahrhundert begonnen hatte. Das Gleiche gilt für die monarchischen Systeme Asiens. Sie stammten ebenfalls nicht aus unvordenklichen Zeiten. Vielmehr waren sie in der Form, die sie im 18. Jahrhundert angenommen hatten, Produkte militärischer Reichsbildungen, die nicht allzu lange zurücklagen. Die politischen Ordnungen Eurasiens um die Mitte des 18. Jahrhunderts waren vornehmlich junge, neuzeitliche Monarchien. Die ehrwürdige, etwa durch Montesquieu 1748 in seinem Werk De l’esprit des lois («Vom Geist der Gesetze») zuspitzend entwickelte Gegenüberstellung zwischen gemäßigter Monarchie in Westeuropa und maßloser Despotie vom Zarenreich an ostwärts ist nicht ganz abwegig, doch es überwiegt der Gesamteindruck eines differenzierten Spektrums monarchischer Staatlichkeit im frühneuzeitlichen Eurasien, eines Spektrums, das sich nicht dichotomisch in einen westlichen und einen östlichen Bereich zerlegen lässt.1
Eine weitere Neuentwicklung der frühen Neuzeit war der europäische Kolonialstaat in Übersee, einstweilen auf die westliche Hemisphäre beschränkt, seit den 1760er Jahren dann auch nach Indien übertragen. Er war einerseits Ableger und Kopie europäischer Staatsformen, passte sich andererseits aber den lokalen Gegebenheiten an. Auch dieser Typus von Staat hielt sich im 19. Jahrhundert, dabei vielfältige Wandlungen durchlaufend. Mit seinem Zusammenbruch in Nordamerika in den 1770er Jahren begann innerhalb kurzer Zeit eine ganz neue Entwicklung von größter Tragweite: der Aufstieg des republikanischen Verfassungsstaates. Die größte Variationsbreite politischer Formen auf der Welt war um die Mitte des 19. Jahrhunderts erreicht. Niemals zuvor existierten zur gleichen Zeit so extrem unterschiedliche Ausprägungen politischer Herrschaft. Danach transformierten sich Staaten weltweit in territorial definierte National-Staaten, verwandelten sich also in einen relativ einheitlichen Typus, der sich mit unterschiedlichen Verfassungsgestalten verbinden konnte, der Demokratie ebenso wie der Diktatur. Nach der politischen Formenfülle des 19. Jahrhunderts war das zwanzigste durch weiter fortschreitende Homogenisierung gekennzeichnet. In der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts wurde der durch Wahlen legitimierte Verfassungsstaat zur weltweit allein anerkannten Norm. Mit dem Verschwinden der immerhin als «Volksdemokratien» getarnten kommunistischen Parteidiktaturen blieb nur noch ein «nicht-westliches» Gegenmodell, das sich selbstbewusst auf eigene Prinzipien gründet: die islamische Republik theokratischer Prägung.
|  Differenzierung und Vereinfachung


Das 19. Jahrhundert war also in der Geschichte der Organisation politischer Macht ein Übergangsstadium der Differenzierung und neuerlichen Vereinfachung. Zugleich war es Ausgangspunkt von vier großen Entwicklungen, die sich erst im 20. Jahrhundert weltweit entfalten sollten: Nationenbildung, Bürokratisierung, Demokratisierung und Sozialstaatsentwicklung. Im Rückblick vom Europa zwischen den Weltkriegen musste das 19. Jahrhundert geradezu als das Goldene Zeitalter des Staates erscheinen: durch die Revolutionen in Nordamerika und Frankreich an Prinzipien des Gemeinwohls gebunden, ordnungskräftig und zugleich in Maßen partizipationssichernd, bis 1914 sogar für lange Zeit seine militärischen Potenziale im Zaume haltend, mithin das Gegenteil der Extreme politischer Erfahrung: Despotie und Anarchie.
Dies waren die großen Linien staatlicher Entwicklung im 19. Jahrhundert:
•  Aufbau militarisierter Industriestaaten mit neuartigen Kapazitäten für empire-building;
•  Erfindung der «modernen» Staatsbürokratie;
•  Ausbau des Staates zum systematisch die «Gesellschaft» abschöpfenden Steuerstaat;
•  Neudefinition des Staates als Anbieter von public goods (z.B. Daseinsvorsorge, Sozialleistungen, Infrastrukturausbau usw.);
•  Entstehung des Rechts- und Verfassungsstaates, begleitet von der neuen Idee des Staatsbürgers (citizen) mit legitimem Anspruch auf Wahrung von Privatinteressen und Mitsprache am politischen Geschehen;
•  Diskreditierung der Idee von Herrschaftslegitimation durch Geburt, von daher Unterminierung der Monarchie als «normaler» politischer Form, die allerdings in der Praxis ein großes Beharrungsvermögen zeigte;
•  Entstehung der Diktatur als Formalisierung von Klientelbeziehungen und/oder Ausübung akklamierter Technokratenherrschaft.
Keineswegs gingen alle diese Tendenzen von Europa aus und verbreiteten sich durch bewussten Export oder schleichende Diffusion allmählich über die ganze Welt. Einige von ihnen waren durchaus nichteuropäischen Ursprungs: Der moderne Verfassungsstaat entstand in Nordamerika auf der Grundlage der englischen Glorious Revolution von 1688 und ihrer politiktheoretischen Begründung. Die post-monarchische Diktatur florierte zuerst in Südamerika. Ebenso einseitig wäre es, die großen Tendenzen sich überall «hinter dem Rücken der Subjekte» entfalten zu sehen. Die Staatsentwicklung war kein automatisch ablaufender, von gesellschaftlichen Entwicklungen und politischen Entscheidungen unabhängiger Prozess. Dies zeigt sich spätestens dann, wenn die Frage beantwortet werden muss, warum sich ein und dieselbe große Tendenz hier ganz anders und viel stärker ausprägte als dort.
Das Problem verschärft sich, wenn man davon abrückt, den westeuropäischen Staat als historische Norm zu betrachten. So waren politische Ordnungen im vorkolonialen Afrika keineswegs «primitiv» oder «rückständig», auch wenn sie dem Modell des europäischen Staates ganz und gar nicht entsprachen. «Staat» in Afrika bedeutete nicht die militärisch gesicherte Kontrolle über ein genau definiertes Territorium, in dem eine einzige Macht «Souveränität» beanspruchte und daraus Gehorsamserwartungen ableitete. Vielmehr organisierte sich Afrika als ein Flickenteppich sich überlappender und sich rasch ändernder Verpflichtungen zwischen übergeordneten und mindermächtigen Herrschern. Auf der Arabischen Halbinsel gab es bis weit ins 19. Jahrhundert hinein ebenfalls keine im europäischen Sinne «staatliche» Organisation, wohl aber komplexe Beziehungen zwischen einer Vielzahl von Stämmen unter einer lange Zeit kaum spürbaren osmanischen Oberhoheit. Man hat hier von «tribalen Quasi-Staaten» gesprochen.2
Auf andere Weise fragmentiert war die zwar zu Fürstentümern (Sultanaten) geformte, aber doch polyzentrische politische Landschaft Malayas, ein Mikrokosmos des größeren Mosaiks Südostasien, in dem erst der Kolonialismus eindeutige Herrschaftsverhältnisse auf territorialer Grundlage definierte.3 Den europäischen Staat für «normal» zu halten, würde bedeuten, die Geschichte dieser Weltteile mit Zwangsläufigkeit auf die koloniale Eroberung und Neuordnung zulaufen zu lassen. Tatsächlich war der Kolonialismus nicht das sanfte Telos der historischen Entwicklung, sondern aus der Sicht der Betroffenen eine oft brutale Intervention.
Ebenso problematisch ist es, das «Gewaltmonopol» des Staates nicht bloß als theoretische Idealforderung, sondern als konkrete Zustandsbeschreibung zu betrachten. Für einige Gegenden der Welt ist «Gewaltmonopol» niemals eine sinnvolle Kategorie gewesen; dies gilt etwa bis heute für Afghanistan. In den großen Imperien hielten sich bis zum letzten Viertel des 19. Jahrhunderts mitunter autonome bewaffnete Minderheiten, die keinem zentralen Militärkommando unterstanden, etwa die Donkosaken im Zarenreich.4 Die schon totgeglaubte Piraterie flammte im Zuge der lateinamerikanischen Unabhängigkeitskämpfe in den 1820er Jahren in der Karibik nochmals auf und konnte erst nach 1830 von der britischen und der US-Kriegsmarine mühsam unterdrückt werden.5 Das Gewaltmonopol ist also nicht ein gleichsam naturgegebenes Definitionsmerkmal des «modernen» Staates, sondern ein historischer Extremzustand, der nur vorübergehend angestrebt und erreicht wurde. In revolutionären Zeiten brach ein solches Gewaltmonopol schnell zusammen. Der chinesische Staat zum Beispiel hatte sich das ganze 18. Jahrhundert hindurch mit einigem Erfolg darum bemüht, die Bevölkerung zu entwaffnen und ruhig zu halten. Nach 1850 griffen dann aber in der Taiping-Revolution Millionen von Aufständischen zu Gewaltmitteln gegen den Qing-Staat. Es ist für Revolutionäre selten ein Problem gewesen, sich Waffen zu besorgen. Gewaltmonopole lassen sich nur aufrechterhalten, solange ein zentraler Staat kriegerische Eliten domestiziert und solange er einem großen Teil der Bevölkerung das Gefühl vermittelt, effektiv für Recht und Ordnung sorgen zu können. Ist dies nicht der Fall, öffnen sich private Gewaltmärkte. Die Sozialisierung von Gewalt kann dann sehr schnell in ihre Privatisierung umkippen. In einer der stabilsten Demokratien, den USA, waren beide Kräfte eng miteinander verwoben. Dies führt noch zu einer anderen Schlussfolgerung: Seine «Stärke» ist nicht immer nur eine unabhängige Variable in der Entwicklung des Staates. Eine eingebaute Tendenz zur wachsenden Rationalität, zum «Sachlichwerden» des Staates zu sehen, wäre eine arg idealisierende Annahme. Der Staat prägt die Gesellschaft, aber er ist zugleich auch abhängig von Revolution und Krieg, von der produktiven Basis seiner Finanzkraft und von der Loyalität seiner «Diener».
|  Typen politischer Ordnung


Es gibt zahlreiche Möglichkeiten, politische Ordnungen zu typologisieren. Sie unterscheiden sich danach, welchen Unterscheidungskriterien man den Vorrang gibt. Eine sinnvolle Möglichkeit wäre es, zu fragen, wo in politischen Ordnungen Macht ihren Sitz hat und in welcher Intensität und Weise sie ausgeübt wird. So könnte man eine Unterscheidung treffen zwischen Ordnungen, in denen Macht «extensiv» eingesetzt wird, um eine große Zahl von Menschen in weiträumigen Territorien zu organisieren (etwa einem großen Imperium), und solchen, in denen «intensive Macht» in einem engeren Rahmen Menschen zu einem hohen Niveau an politischer Aktivität bringt (etwa in einer Polis). Eine weitere nützliche Unterscheidung wäre die zwischen «autoritativer Macht», d.h. der Weitergabe von Befehlen in einer Hierarchie der Über- und Unterordnung, und «gestreuter Macht», die sich weniger direkt als Kommandokette zu erkennen gibt und über subtilere Einschränkungen wirkt, etwa durch eine Rechtsordnung oder durch ideologische Vorgaben. Diese zweite Unterscheidung kann nicht nur auf ganze politische Ordnungen angewendet werden, sondern auch auf einzelne Organisationen, zum Beispiel eine Behörde, eine Kirche oder eine Schule.6 Ein Kriterium, das sich auf die Übergangszeit des 19. Jahrhunderts gut anwenden lässt, ist das der Kontrolle von Macht. Die weltweit einflussreichste politische Lehre des Jahrhunderts, der Liberalismus, sah in einer solchen Kontrolle eines seiner wichtigsten Ziele. Auch wenn sich der Liberalismus bis zum Ersten Weltkrieg in kaum einem Land der Welt im Sinne der Idealvorstellungen seiner Vertreter durchgesetzt hatte, so gab es doch eine Tendenz, die sich in vielen Teilen der Welt bemerkbar machte, die Ausübung von politischer Macht der Willkür Einzelner zu entziehen und sie rechenschaftspflichtig zu machen. Um 1900 findet man unter diesem Gesichtspunkt folgende Grundtypen politischer Ordnung:
Autokratien, in denen der Wille eines einzelnen Fürsten, der mit der Hilfe von Beraterstäben regierte, letzte Gültigkeit hatte (durchaus auch im Rahmen einer gewissen Rechtsordnung), waren selten geworden. Es gab solche absolutistischen Verhältnisse noch im Zarenreich, im Osmanischen Reich (wiederhergestellt 1878) oder in Siam. Dies musste nicht notwendig bedeuten, dass es sich um besonders rückständige Systeme handelte. König Chulalongkorn von Siam war einer der unumschränktesten Herrscher des Zeitalters, und dennoch traf er als aufgeklärter Despot und umsichtiger Reformer eine ganze Reihe von Entscheidungen, die dem Gesamtinteresse seines Landes dienten und es an die Moderne heranführten.
Auch in Monarchien können Minister nahezu unumschränkte Vollmachten übertragen bekommen, etwa der Kardinal Richelieu oder auch im Portugal der 1760er Jahre der Marquês de Pombal. Sie sind aber stets vom Wohlwollen des Herrschers abhängig, sei er noch so schwach. Diktaturen sind postrevolutionäre oder aus Republiken hervorgegangene Systeme, in denen ein Einzelner, meist umgeben von einer kleineren Gruppe von Helfern und untergeordneten Machthabern, ähnliche Handlungsmöglichkeiten besitzt wie ein absoluter Monarch. Es fehlt ihm allerdings die Sanktionierung durch Tradition, dynastische Legitimität oder religiöse Weihe. Der Diktator, als Typ in Europa seit der Antike bekannt, hält sich mit Gewalt und Gewaltandrohung an der Macht und außerdem dadurch, dass er eine – unterschiedlich große – Klientel versorgt. Die Kontrolle über Militär und Polizei, denen es unter seiner Herrschaft gut geht, ist für ihn unerlässlich. Er hat sich selbst auf Lebenszeit ins Amt gesetzt und muss darauf achten, die besonderen Umstände, denen er seinen Aufstieg verdankt, sei es durch einen Putsch, sei es durch Akklamation, in belastbare Institutionen zu übersetzen. Beispiele für diesen Typus waren in Europa nach Napoleon I. selten anzutreffen. Am nächsten kommt ihm Feldmarschall (später Herzog) Juan Carlos de Saldanha, der von 1823 bis zu seinem Tod 1876 immer wieder in die portugiesische Politik eingriff, aber auf längere Sicht weniger der eigenen Herrschaft als dem Aufbau einer «oligarchischen Demokratie» diente.7 Erst mit der bolschewistischen Revolution von 1917 und ihrer neuen Form der Parteidiktatur sowie dem Aufstieg rechter Machthaber 1922 in Italien (Benito Mussolini) und 1923 in Spanien (Miguel Primo de Rivera) begann auf diesem Kontinent eine Epoche der Diktatur, im gleichen Jahrzehnt auch im nichtkolonialen Asien (Iran, China). Im 19. Jahrhundert war Hispanoamerika die weltweit einzige Arena der Diktatoren. Ein deutlich ausgeprägtes Exemplar der Gattung war Porfirio Díaz, der Präsident Mexikos in den Jahren 1876 bis 1911, ein Mann, der Mexikos Teufelskreis von politischer Instabilität und wirtschaftlicher Stagnation durchbrach, aber die Partizipation der Bevölkerung an politischen Entscheidungen auf ein Minimum reduzierte und das öffentliche Leben lahmlegte. Don Porfirio war kein Warlord, kein mörderischer Tyrann wie Juan Manuel de Rosas, der von 1829 bis 1852 (besonders brutal in den Jahren 1839–42) Argentinien mittels Geheimpolizei, Spitzelwesen und Todesschwadronen beherrschte,8 und auch kein typischer süd- und mittelamerikanischer Caudillo, also kein institutionenfeindlicher, an ökonomischer Entwicklung uninteressierter Gewaltunternehmer, der vor allem seine eigene unmittelbare Anhängerschaft mit Beute versorgt und sich den Besitzenden als «Protektor» andient. Im Gegensatz zum typischen Caudillo war Díaz von Stabilität geradezu besessen, ohne aber eine wohlgeölte, ganz von seiner Person abhängige Patronagemaschine in einen krisenfesten Staatsapparat zu transformieren.9 Ein anderer starker Präsident aus dem Militär, Julio Argentino Roca in Argentinien, bewies mehr Weitsicht, indem er in den 1880er und 1890er Jahren über Parteien und Wahlen die Leistungsfähigkeit des politischen Systems seines Landes stärkte und es auf eine elitäre «Demokratie» vorbereitete.10
In konstitutionellen Monarchien, in jener Form jedenfalls, die dieser Staatstyp um 1900 angenommen hatte, war zwar durch eine geschriebene Verfassung ein gewisses Maß an parlamentarischer Repräsentation und Mitsprache vorgesehen, doch konnte das Parlament eine vom Fürsten berufene Regierung nicht stürzen. Die Exekutive wurde nicht aus dem Parlament heraus gebildet, und sie war ihm gegenüber nicht verantwortlich. Der Monarch spielte eine verhältnismäßig aktive Rolle und wurde in der Regel auch als Schiedsrichter zwischen den zahlreichen informellen Machtgruppen benötigt, in welche die politische Elite zerfiel. Systeme dieses Typs gab es zum Beispiel im Deutschen Kaiserreich, in Japan, dessen Verfassung von 1889 wesentliche Anleihen bei der deutschen Reichsverfassung von 1871 gemacht hatte, sowie in Österreich-Ungarn seit den 1860er Jahren, wo der Parlamentarismus allerdings weitaus weniger funktionsfähig war als im Deutschen Reich – unter anderem als Folge der starken ethnischen Zersplitterung der Untertanenschaft.
Systeme parlamentarischer Verantwortlichkeit konnten ein monarchisches (wie in Großbritannien oder den Niederlanden) oder auch ein republikanisches (wie im Frankreich der III. Republik) Staatsoberhaupt besitzen. Dies war von nachgeordneter Bedeutung hinter der Tatsache, dass sich die Exekutive aus dem gewählten Parlament heraus konstituierte und von diesem Parlament wieder abberufen werden konnte. Eine Sonderform dieses Typus bildete der US-amerikanische Dualismus von Präsident und Kongress. Aber obwohl hier der Präsident nicht aus der Versammlung der Volksvertreter heraus an die Macht berufen wurde, sondern durch – direkte oder indirekte – Volkswahl, so war das Präsidentenamt doch ein zeitlich befristetes Wahlamt, das niemals, auch nicht in Kriegszeiten, in eine Präsidialdiktatur verwandelt wurde. Die nordamerikanische Revolution brachte keinen Napoleon hervor.
Anhand von Material aus aller Welt hat die politische Anthropologie zu zeigen vermocht, in welch zahlreichen Formen Machtdifferenzen innerhalb von Gesellschaften entstehen und politische Prozesse, die dem Erreichen der Ziele des Kollektivs oder einzelner seiner Untergruppen dienen, in Gang kommen und ablaufen. Noch schwieriger aus den Quellen zu ermitteln sind die politischen Gedankenwelten oder «Kosmologien» in Gesellschaften mit fehlender oder spärlicher schriftlicher Überlieferung. Durchaus komplexe Vorstellungen vom «Politischen» gab es nicht nur in den großen literarischen Traditionen politischen Denkens (China, Indien, christliches Europa, Islam). Eine statische, auf den «Staat» bezogene Betrachtung von Institutionen muss von solcher Warte aus durch einen Blick auf dynamisches Geschehen innerhalb politischer Räume und Felder ersetzt werden. Das ganze Unternehmen einer typisierenden Staatsformenlehre samt der Idee einer notwendigen Zuordnung eines Staates zu einem bestimmten Territorium wird dadurch fragwürdig.11 Zur Ergänzung der bereits unterschiedenen vier Spielarten von Machtausübung und ihren Grenzen kann man eine fünfte Restkategorie annehmen, die eine Fülle unterschiedlicher Möglichkeiten relativ schwacher Institutionalisierung aufnimmt. Es handelt sich, auf den allgemeinsten Nenner gebracht, um Gefolgschaftsbeziehungen oder Patron-Klient-Verhältnisse, bei denen, durch das Herkommen getragen (darin liegt ein Unterschied zur Diktatur), ein Fürst, Häuptling oder big man (auch Frauen konnten diese Rollen gelegentlich füllen) Protektion bietet und als Fokus der symbolischen Einheit der Gemeinschaft dient. Es mag hier auch einzelne Ämter geben, aber keine von Personen relativ unabhängige Ämterhierarchie. Dynastisches Prinzip und Sakralisierung des Herrschers sind schwächer ausgeprägt als bei stabileren und komplexeren Formen von Monarchie, Usurpationen leichter zu realisieren. Die Legitimität von Machthabern beruht zu einem Teil auf erwiesener Führungsleistung, die Kontrolle von Machtausübung auf der Beratung und dem Urteil über solche Leistung. Erbkönigtum ist einem solchen Verständnis von Politik fremder als die Bestimmung des Ersten Mannes durch Wahl oder Akklamation. Politische Systeme dieser Art gab es zu Beginn des 19. Jahrhunderts unter ganz unterschiedlichen kulturellen Voraussetzungen auf allen Kontinenten einschließlich der pazifischen Inselwelt. Sie machten dem europäischen Kolonialismus das «Andocken» relativ leicht, konnten die Europäer doch nach der Eroberungsphase versuchen, sich als Oberpatrone an die Spitze von Gefolgschaftsketten zu setzen.12
|  Vision und Kommunikation


Derlei Typologien ermöglichen geordnete und gleichsam eingefrorene Momentaufnahmen, müssen aber daraufhin befragt werden, welche Arten von politischen Prozessen sie vorsehen. Politische Ordnungen können sich hier in zwei weiteren Hinsichten voneinander unterscheiden. Zum einen werden sie durch Visionen und Bilder politischer Ganzheit unterlegt. Die Ideologen des Systems, aber auch eine größere Zahl von Menschen, die darin leben, sehen sie nicht bloß als Strukturen ungleicher Machtverteilung, sondern als Rahmen von Zugehörigkeit. Im 19. Jahrhundert wurde immer mehr die Nation zur größten denkbaren Einheit gelebter Identifizierung. Daneben hielten sich unter anderen Bedingungen aber auch Vorstellungen wie die von einem paternalistischen Band zwischen einem Herrscher und seinen Untertanen oder, wie im chinesischen Fall, von der kulturellen Einheitlichkeit eines Großreiches, bei dem Zivilisation und Imperium zusammenfielen. Abgesehen von einer Handvoll von Anarchisten stellte sich niemand den politischen Idealzustand als Chaos vor. Die Integration der idealen Ordnung konnte durch vielerlei geschehen. Auch im 19. Jahrhundert war die Religion, die das Weltbild einer Mehrheit definierte, ein besonders stark wirkender Kitt.
Zum anderen wiesen realisierte politische Ordnungen unterschiedliche Kommunikationsformen auf, und man muss fragen, welche dieser Formen jeweils dominant und charakteristisch waren. Diese Kommunikation lief intern innerhalb von Herrschaftsapparaten ab, also etwa zwischen einem Monarchen und seinen hohen Beamten. Sie konnte sich in Kabinetten oder in inoffiziellen Elitezirkeln (etwa britischen Clubs oder «patriotischen Gesellschaften» im Zarenreich) vollziehen. Sie konnte aber auch – und dies wurde im 19. Jahrhundert immer wichtiger – Politiker und ihre Wähler- und Gefolgschaft miteinander verbinden. Könige und Kaiser hatten sich schon immer ihrem Volk präsentiert, meist mit zeremoniell gesichertem Abstand, wenn nicht gar die Rolle eines unsichtbaren oder abwesenden Herrschers gepflegt wurde, wie etwa von den chinesischen Kaisern seit etwa 1820. Napoleon III. war ein früher Meister solcher Appelle an das Volk, mehr als sein Onkel, der einsamer und despotischer regiert hatte. Auch Wilhelm II., der konstitutionell auf die Meinung seiner Untertanen wenig Rücksicht zu nehmen brauchte, redete so häufig zu öffentlichen Versammlungen wie kein anderer Hohenzollernmonarch.13 Neu im 19. Jahrhundert war, dass Politiker sich direkt ihren Anhängern und Wählern stellten, sie unmittelbar ansprachen, sie um ein Mandat baten. Diese Art von Politik wurde zunächst in den USA zum Normalfall, beginnend unter der Präsidentschaft Thomas Jeffersons (1801–1809), dann vor allem seit der «Jacksonian Revolution», d.h. während der Amtszeit von Präsident Andrew Jackson (1829–1837), als die Elitepolitik der Gründergeneration durch eine stärker populistische oder «basisdemokratische» Politikauffassung abgelöst wurde und die Skepsis gegenüber «Faktionen» unter der Bürgerschaft durch eine Bejahung des Wettstreits zwischen Parteien abgelöst wurde.14 Die Zahl der Wahlämter vermehrte sich außerordentlich, auch Richter wurden nun weithin gewählt. Abgesehen von der Schweiz blieb in Europa demokratische Praxis noch sehr lange viel stärker oligarchisch, selbst in Großbritannien bis 1867. Das Wahlrecht war restriktiver als in den USA.
Revolutionen brachten selbstverständlich besondere Ausbrüche popularen Engagements hervor. In revolutionsfreien Zeiten wurde der Wahlkampf – abermals eine «Erfindung» des 19. Jahrhunderts – zur Gelegenheit für unmittelbare Kommunikation zwischen Politikern und Bürgerschaft. Hier war William Ewart Gladstone mit der «Midlothian Campaign» 1879/80 in seinem schottischen Wahlkreis ein Pionier. Bis dahin waren britische Wahlkämpfe eher gesellige Unternehmungen in kleinerem Rahmen gewesen, von Charles Dickens in den Pickwick Papers (1837) satirisch beschrieben. Gladstone war der erste europäische Politiker (und Disraeli machte es ihm dann auf konservativer Seite nach), der Massenveranstaltungen als Teil des normalen demokratischen Geschehens abhielt, also unabhängig von besonderen Protestaktionen. Der Ton seiner Versammlungen war der quasi-religiöser Erweckung. Der Redner agitierte sein Publikum, lieferte sich Wortkämpfe mit Zwischenrufern und badete hinterher in der Menge seiner Anhänger.15 Für Gladstone gehörte dies, verantwortungsvoll gehandhabt, zur politischen Erziehung einer sich sozial verbreiternden Wählerschaft. Die feine Grenze zur Demagogie wurde dort überschritten, wo – wie im Falle von Juan Manuel Rosas in Argentinien – der Diktator und seine Frau, eine Evita des 19. Jahrhunderts, sich mit aufwiegelnden, von institutionellen Zwecken (wie etwa einem Wahlkampf) gelösten Reden gegen Widersacher direkt an die städtische Plebs wandten: eine primitive und personalistische Form politischer Manipulation, in Europa seit der Antike bekannt, aber außerhalb revolutionärer Situationen wenig gebräuchlich.16 Charakteristisch und neu im 19. Jahrhundert war die Zähmung von Agitation als Form des Wahlkampfes im regulären Funktionieren eines politischen Systems.
2  |  Neuerfindungen der Monarchie

Noch um die Mitte des 19. Jahrhunderts, also lange nach der Französischen Revolution, war die Monarchie die weltweit vorherrschende Staatsform. Kaiser und Könige gab es auf allen Kontinenten. In Europa verschwanden die frühneuzeitlichen und die im Revolutionszeitalter neu ausgerufenen Republiken im Zuge einer neuen und letzten «Monarchisierung».17 Wenn die Enthauptung Ludwigs XVI. der Monarchie als Ordnungs- und Bewusstseinsform in Europa die Grundlage entzogen haben soll, wie mitunter bemerkt wird, dann erlebte sie danach noch eine lange und fröhliche Agonie. Nach 1815 war zunächst unter allen größeren europäischen Staaten allein die Schweiz nicht monarchisch verfasst. Bis hin nach Australien, wo sich vor 1954 kein regierender britischer Monarch blicken ließ (wohl aber seit 1867 eine Abfolge von Prinzen), wurden monarchistische Sentimentalitäten kultiviert, und 1901, als sich die australischen Kolonien zur Föderation zusammenschlossen, dachte niemand an eine republikanische Lösung.18 Es gab Herrscher mit einigen Tausend und solche mit mehreren Hundert Millionen Untertanen, direkt regierende Autokraten und Fürsten, die sich mit einer rein zeremoniellen Rolle zufriedengeben mussten. Gemeinsam war einem kleinen Königtum im Himalaya oder auf einer Südseeinsel und den gekrönten Staatsoberhäuptern in London oder St. Petersburg vor allem zweierlei: zum einen die dynastische Legitimation, welche die Königs- oder Kaiserwürde erblich machte, zum anderen die Aura des Throns, die seinem Inhaber, unabhängig von seinen persönlichen Qualitäten ein Grundmaß an Respekt und Verehrung verschaffte.
|  Monarchie in der kolonialen Revolution


Hinter den Etiketten von «Monarchie» und «Königtum» verbarg sich eine außerordentliche Fülle politischer Formen. Selbst Fälle, die strukturell ähnlich waren, unterschieden sich durch die sehr unterschiedliche kulturelle Einbettung der monarchischen Institution. Während die absolut regierenden russischen Zaren bis zum Ende der Romanov-Dynastie ihre sakrale Ausstrahlung pflegten und gerade der letzte Zar, Nikolaus II., ein Einverständnis gemeinsamer Frömmigkeit zwischen allmächtigem Kaiser und russischem Volk pflegte und zelebrierte,19 blieb seit 1830 Monarchen in Frankreich oder Belgien nur die veralltäglichte Rolle von Bürgerkönigen. Die russisch-orthodoxe Kirche propagierte eifrig die Heiligkeit des Zaren; in römisch-katholischen Ländern übte die Kirche größere Zurückhaltung; der Protestantismus kannte ohnehin immer nur einen eher abstrakten Begriff von Staatskirchentum. Ein schönes Beispiel für das, was an monarchischer Vielfalt möglich war, bietet Südostasien. Dort fanden sich zu Beginn des 19. Jahrhunderts
•  in Burma, Kambodscha oder Siam buddhistische Königtümer, in denen die Monarchen in abgeschlossenen Palastwelten lebten und angesichts von übermächtigen Beratern oder protokollarischer Last kaum politische Initiativen ergreifen konnten;
•  ein vom chinesischen Vorbild geprägtes vietnamesisches Kaisertum, bei dem der Herrscher an der Spitze einer komplexen Beamtenpyramide stand und daran gewöhnt war, die Nachbarvölker als zivilisierungsbedürftige «Barbaren» zu betrachten;
•  muslimische Sultane in der stark polyzentrischen malaiischen Welt, deren Stellung gegenüber ihrer Umwelt weit weniger erhaben war als die der benachbarten Herrscher und die ihre meist am Meer oder an Flüssen gelegenen Hauptstädte und deren Hinterland mit geringerem Pomp regierten.
•  Daneben darf man die europäischen Kolonialgouverneure, vor allem in Manila und Batavia, nicht vergessen, die als Stellvertreter europäischer Monarchen auftraten und sogar als Abgesandte der frugal und republikanisch gestimmten Niederlande fürstliche Pracht zu verbreiten suchten.20
Neben der Revolution war im 19. Jahrhundert die europäische Kolonialherrschaft der größte Feind der Monarchien. In vielen Teilen der Welt zerstörten Europäer einheimische Königsherrschaft, und wenn sie sie nicht ganz beseitigten, so trugen sie doch zu ihrer Schwächung bei. Dies war der häufigste Effekt der europäischen Kolonialinvasion. Einheimische Monarchen wurden unter «Protektion» gestellt. Man ließ ihnen einen großen Teil ihrer Einkünfte, garantierte ihnen weiterhin einen fürstlichen Lebensstil und duldete religiöse Rollen, die sie gespielt hatten. Zur gleichen Zeit beschnitt man ihre politischen Kompetenzen, nahm ihnen das Kommando über ihr eigenes Militär und entzog ihnen tradierte Privilegien der Rechtsprechung, etwa die Entscheidung über Leben und Tod ihrer Untertanen. Der langwierige Prozess der Unterwerfung außereuropäischer Könige (und Häuptlinge) unter indirekte Herrschaft war kurz vor dem Ersten Weltkrieg abgeschlossen. Das marokkanische Sultanat war 1912 die letzte substanzielle Monarchie, die zwar in Rang und Würden gelassen, aber einem kolonialen Residenten unterstellt wurde.21 Wann eine Kolonialmacht direkte, wann sie indirekte Herrschaft praktizierte, folgte niemals allgemeinen Prinzipien oder einem generellen strategischen Plan. Es ergab sich im jeweils besonderen Fall aus den örtlichen Umständen, welchen Weg der koloniale Verwaltungsdespotismus wählte.22
Dabei konnte es durchaus zu gravierenden Fehleinschätzungen kommen. In Burma hatte König Mindon bis zu seinem Tod 1878 eine Reihe stabilisierender Reformen eingeleitet, die den beliebtesten Vorwand für imperiale Intervention, nämlich «Chaos» und «Machtvakuum», ausräumen sollten. Nach der Ära Mindons kamen wirtschaftliche Schwierigkeiten unter der Willkürherrschaft seines Nachfolgers sowie steigender Druck britischer Wirtschaftsinteressen zusammen, um die britische Politik interventionsbereit zu machen. Die Briten fürchteten vor allem, die Königliche Regierung in Mandalay sei unfähig oder unwillig, dritte Interessen aus dem herauszuhalten, was man für eine britische Einflusssphäre hielt. 1885 wurde dem Königreich Oberburma der Krieg erklärt. Nachdem letzter Widerstand überwunden war, wurde Oberburma annektiert und in den folgenden Jahren an die Verwaltung des schon länger britischen Unterburma angeschlossen – und damit an diejenige Britisch-Indiens. Die burmesische Monarchie war abgeschafft. Die britische Fehleinschätzung lag darin, dass es eine der traditionellen Rollen des burmesischen Königs gewesen war, den umfangreichen buddhistischen Klerus unter Kontrolle zu halten. Das Verschwinden der königlichen Strukturen führte daher zu einer plötzlichen Entmachtung und Entwertung der gesamten Klosterwelt. So war zum Beispiel nun niemand mehr da, um ein Oberhaupt der Hierarchie zu ernennen. Es war daher kein Wunder, dass die gesamte Kolonialzeit von Unruhe unter den buddhistischen Mönchen geprägt war, einer einflussreichen Bevölkerungsgruppe, deren Vertrauen und Unterstützung der koloniale Staat niemals errang.23
In ausgedehnteren Kolonialgebieten wurde kein einheitliches System durchgesetzt. Die Briten hatten dies in Indien demonstriert, wo (a) einige Provinzen unter direkte Herrschaft der East India Company – seit 1858 der Krone – gestellt wurden, (b) etwa 500 andere, über ganz Indien verteilte Territorien ihre Maharadjas, Nizams (usw.) behielten, und (c) einige Grenzregionen besonderer Militärverwaltung unterlagen.24 Die Franzosen zerstörten in den 1880er Jahren das vietnamesische Kaisertum, an das sie weder symbolisch noch durch Übernahme seines administrativen Personals anschlossen. In anderen Teilen der Indochinesischen Föderation gingen sie flexibler vor: In Laos und Kambodscha wurden die einheimischen Dynastien im Amte gehalten, mussten sich aber gefallen lassen, dass Frankreich die königliche Nachfolge regelte. Es gab – wie auch in Afrika – feine Schattierungen unter einem System indirekter Herrschaft. Die Kolonialmächte fanden es nicht leicht, das Charisma von Herrschern erfolgreich zu manipulieren. So wurden König Norodom I. (r. 1859–1904) und seine Minister nach 1884 weitgehend entmachtet, und der König, ein starker Charakter, wurde auf die Protagonistenrolle in den Hofritualen reduziert, doch fürchteten die Kolonialherren stets das Störfeuer royalistischer Widerständigkeit und waren sich der Tatsache bewusst, dass die Absetzung des tief verehrten Königs unkontrollierbare Reaktionen in der kambodschanischen Bevölkerung auslösen könnte.25 Das kambodschanische Königtum überlebte als eines der wenigen in Asien die Kolonialzeit und spielte unter König Norodom Sihanouk (r. mit Unterbrechungen 1941–2004) eine nicht unbedeutende Rolle in der Nachkriegsgeschichte des Landes.
Eine der stärksten Kontinuitätslinien in der gesamten Kolonialgeschichte findet sich in Malaya. Hier war kein einziger der Sultane stark genug, um britischem Einfluss wirkungsvoll zu widerstehen. Die Briten setzten auf enge Kooperation mit der königlich-aristokratischen Elite Malayas, deren Privilegien viel weniger beschnitten wurden als diejenigen der indischen Fürsten. In einer Weltgegend, in der politische Herrschaft mehr als anderswo in Asien eher ein kompliziertes Geflecht als eine deutlich ausgeprägte Hierarchie war, stärkten sie die Souveränität der Sultane in ihren jeweiligen Staaten, vereinfachten Nachfolgeregelungen (in die sie in der Praxis selten eingriffen), betonten ideologisch die Führungsrolle der malaiischen Herrscher in der multikulturellen, wirtschaftlich zunehmend von Chinesen dominierten Gesellschaft und öffneten schließlich die Verwaltung weitaus mehr, als dies im vergleichbaren Indien geschah, für Prinzen aus den sultanischen Familien. Die Monarchie in Malaya wurde daher in der Kolonialzeit eher gestärkt als geschwächt; allerdings gab es beim Übergang in die Unabhängigkeit 1957 keine zentralisierte malaiische Monarchie, sondern eine Koexistenz von neun Thronen.26 Das malaiische Beispiel einer extremen Form von indirekter Herrschaft, faszinierend wie es ist, war freilich eine Ausnahme. Allenfalls in Marokko findet sich noch eine Parallele, und auch dort hat sich die Monarchie erfolgreicher gehalten als nahezu überall sonst in der muslimischen Welt. Wo das Königtum außerhalb Europas fortbestand, verharrte es nicht immer in den Bahnen der Tradition. Neue Kontakte brachten neue Herrschermodelle und neue Möglichkeiten der Aneignung von Ressourcen mit sich. Wenn es Königen oder Häuptlingen gelang, sich in den Außenhandel einzuschalten oder ihn gar monopolistisch zu dominieren, konnten sie mitunter ihre Stellung stärken. Dies war auf Hawaii der Fall, wo schon in den 1820er und 1830er Jahren, also lange vor der Annexion der Inseln durch die USA 1898, Häuptlinge und Könige aus den Erträgen des Sandelholzhandels ausländische Luxusgüter erwarben und ihre Personen und Residenzen mit prestigesteigernden Wertobjekten ausstaffierten: eine monarchische Erhöhung, wie sie bis dahin unbekannt gewesen war.27
Insgesamt gesehen, haben sehr wenige Monarchien die Kolonialzeit überstanden, und wenn, dann nur unter Bedingungen besonders schwach ausgeprägter indirekter Herrschaft. Nirgendwo hat es nach der Unabhängigkeit eine Restauration einer bereits abgesetzten Dynastie gegeben. Eine kleine Zahl von Monarchen traten nach der Dekolonisation als republikanische Präsidenten in Erscheinung, etwa der Kabaka von Buganda in den Jahren 1963–66. Die Königs- und Kaiserhäuser Asiens und Afrikas, die sich bis ins vierte Quartal des 20. Jahrhunderts – und manchmal bis heute – gehalten haben, finden sich überwiegend in Ländern, die keiner Kolonialherrschaft unterlagen: allen voran Japan und Thailand, daneben auch Afghanistan (bis 1973) und Äthiopien (bis 1974). Die asiatischen Monarchien waren nicht bloß kunstvolle Inszenierungen, geschichts- und entwicklungslose «Theater»-Staaten, die im ästhetischen Leerlauf ihre folgenlosen Routinen abspulten.28 In den nicht-muslimischen Traditionen Asiens hatte der Herrscher die Aufgabe der spirituellen Vermittlung mit höheren Mächten. Ihm oblag, die tradierte Etikette zu pflegen und über die korrekten Kommunikationsformen am Hofe und zwischen Hof und Bevölkerung zu wachen. Die königlichen Spektakel dienten der symbolischen Integration der Untertanenschaft. Sie waren selten bloß leere zeremonielle Hüllen, wie etwa in der französischen Restaurationsmonarchie zwischen 1815 und 1830, die ein offenkundiges Legitimitätsdefizit durch nostalgiereiche Inszenierungen zu überspielen versuchte.29 Asiatische Monarchen mussten sich, wie europäische auch, vor allem durch Leistung legitimieren. Der König musste «gerecht» sein und hatte sein Land so zu ordnen, dass darin zivilisiertes Leben möglich sei. Aus ganz unterschiedlichen Quellen gespeist, hatten sowohl in China als auch in Indien und schließlich dort, wo diese beiden großen Traditionen zusammenflossen, in Südostasien, Lehren innerweltlicher Staatskunst eine große Bedeutung für die Erwartungen, mit denen sich Herrscher konfrontiert sahen. Der gute König oder Kaiser musste Ressourcen kontrollieren, sich mit verlässlichen Administratoren umgeben, eine starke Armee aufstellen und den Naturgewalten entgegentreten.30 Die Monarchie selbst stand jenseits aller Kritik, aber der einzelne Inhaber des Throns musste sich bewähren. Gerade weil die Monarchie vielfältige Aufgaben zu erfüllen und disparate Erwartungen zu befriedigen hatte, riss ihre Abschaffung durch die koloniale Revolution solch tiefe Löcher in das Sinngeflecht asiatischer Gesellschaften. Übergänge waren dort besonders schwierig, wo selbst ein Minimum an monarchischer Verbindung zum Symbolrepertoire der Vergangenheit fehlte und wo nach dem Ende des Kolonialstaats nur das Militär oder eine kommunistische Partei als Träger nationaler Zentralisierung übrig blieb.
Bereits um 1800 war die Zeit unumschränkter Despoten und Willkürherrscher vorüber. Massenschlächter vom Format eines Ivan IV. (des «Schrecklichen», r. 1547–84), des Gründers der chinesischen Ming-Dynastie (Ming Taizu, der Hongwu-Kaiser, r. 1368–98) oder des osmanischen Sultans Murad IV. (r. 1623–40) gab es nicht mehr. Das in Europa am meisten publizierte Beispiel eines «blutrünstigen Monsters» war der südafrikanische Militärdespot Shaka. Europäer, die ihn nach 1824 besuchten, berichteten unweigerlich davon, dass er vor ihren Augen mit einer beiläufigen Handbewegung Exekutionen angeordnet habe. Shaka erklärte daraufhin den beunruhigten Briten, er halte das englische Gefängnissystem, wie sie es ihm beschrieben, für weitaus schlimmer.31 Shaka war eine große Ausnahme. Auch für Afrika trifft der einfache Gegensatz einer durch Recht und Herkommen gebundenen Monarchie in Europa gegenüber ungezügelter Allmacht anderswo nicht zu. Zulukönige und andere Herrscher in Afrika mögen größere Entscheidungsspielräume als europäische Fürsten gehabt haben, sich an Gesetz und Tradition zu halten – oder auch nicht. Ihre Legitimation beruhte geradezu auf einer willkürlichen Reservemacht, doch blieben Clans und ihre führenden lineages stets halbautonome Machtfaktoren, mit denen der König rechnen musste, und seine Kontrolle über die ökonomischen Ressourcen seines Volkes, vor allem Vieh, war eng begrenzt.32 In Südostasien hatten sich die monarchischen Systeme bereits im Übergang vom 18. ins 19. Jahrhundert, also in vorkolonialer Zeit, von extremer Personalisierung hin zu unpersönlicheren und stärker institutionell ausgeformten Ordnungen hin entwickelt.33 In China mit seiner starken bürokratischen Tendenz mussten sich Kaiser immer wieder ihre eigenen Gestaltungschancen gegenüber dem Beamtenapparat erkämpfen. Die Kaiser, die nach der Abdankung des großen Qianlong 1796 herrschten, taten dies mit bedeutend weniger Erfolg als ihre Vorgänger im 18. Jahrhundert. Am Ende des 19. Jahrhunderts bestand das politische System Chinas de facto aus einer labilen Balance im Viereck zwischen der Kaiserinwitwe Cixi, den Mandschu-Prinzen am Hof, den Spitzen der chinesischen Beamtenschaft in der Hauptstadt und einigen Generalgouverneuren, die sich in ihren Provinzen semi-autonome Machtbasen geschaffen hatten. Gültig waren dabei die allgemeinen Gesetze und Statuten des Qing-Staates und das residual nachlebende Rollenmodell chinesischen Kaisertums, dem eine Cixi aber nur noch beschränkt gerecht werden konnte. Auch dies war ein System der checks and balances, aber keines im Sinne einer Montesquieuschen Gewaltenteilung.
|  Konstitutionelle Monarchie


Die eingeschränkte, geregelte, am Exzess gehinderte Monarchie war keine europäische Erfindung, doch die konstitutionelle Monarchie wurde zuerst in Europa erdacht und erprobt und von dort aus in andere Teile der Welt importiert. Selbst in der europäischen Verfassungsgeschichte ist die Kategorie der «konstitutionellen Monarchie» nicht eindeutig definierbar. Das bloße Vorhandensein einer geschriebenen Verfassung gibt noch keinen verlässlichen Hinweis auf politische Praxis. Relativ eindeutig sind jene Fälle, in denen in allen Bereichen der Politik der Wille des Monarchen letztgültige Befehlskraft hatte. Man spricht hier von «Autokratie» und findet als Beispiel neben Frankreich zwischen ca. 1810 und 1814 (als es aber immerhin Repräsentativkörperschaften gab) vor allem Russland bis 1906 und das Osmanische Reich zwischen 1878 und 1908. «Absolutismus» bedeutet demgegenüber, dass die Allgewalt des Monarchen durch ständische Kräfte eingeschränkt wird und dass er in der Regel nicht dermaßen aktiv in die Politik eingreift wie der ausgeprägte Autokrat. Solche Verhältnisse herrschten etwa in Bayern und Baden bis 1818, in Preußen bis 1848. Wenn sie nach einer Zwischenphase der Liberalisierung (vorübergehend) wieder eingeführt werden, ist meist von «Neo-Absolutismus» die Rede; ein Beispiel ist Österreich zwischen 1852 und 1861: im Kern ein Fall von bürokratischem Reformdespotismus mit liberalisierender Tendenz. Innerhalb der Gruppe der Verfassungsstaaten unterscheiden Historiker gerne zwischen monarchischem Konstitutionalismus und parlamentarischem Konstitutionalismus. Im ersten Fall stellt sich eine prekäre Balance von Monarch und Parlament ein, in dem je nachdem die eine oder die andere Seite die Oberhand gewinnen kann. Bei der «parlamentarischen Monarchie» besteht in Theorie wie Praxis kein Zweifel an der alleinigen Souveränität des Parlaments. Der Monarch herrscht als king-in-parliament, aber er (oder sie) regiert nicht.34
Diese Parlamentssouveränität, die so stark gemacht wurde, dass sie eine unabhängige Verfassungsgerichtsbarkeit ausschloss, war eine britische Spezialität, der im 19. Jahrhundert außerhalb des Empire niemand sonst folgte, eine exportresistente Sonderentwicklung. Allein in Großbritannien war ein konstitutioneller Autoritarismus endgültig überwunden worden, der in Kontinentaleuropa als Spätfolge des Absolutismus auch noch die konstitutionellen Staaten des 19. Jahrhunderts atmosphärisch durchdrang. Nur in Großbritannien, einem Land ohne geschriebene Verfassung, gab es spätestens seit dem Herrschaftsantritt Victorias 1837 keinerlei Unklarheit darüber, dass der Monarch auch in Krisenzeiten der Verfassung gehorchen müsse.35 Queen Victoria war eine der fleißigsten Königinnen der Geschichte, sie las Berge von Akten, ließ sich über alles Mögliche auf dem Laufenden halten und erlaubte sich zu fast jedem politischen Thema eine eigene Meinung. Aber sie hütete sich, über den Kreis des Herkommens hinaus in die politischen Geschäfte einzugreifen und sich der Mehrheitsansicht im Parlament zu widersetzen. Sie hatte, wie auch noch ihre heutige Nachfolgerin, einen kleinen Spielraum, wen sie bei uneindeutigen Wahlausgängen oder bei unklaren Führungsverhältnissen der politischen Parteien mit der Regierungsbildung beauftragen solle, einen Spielraum, den sie sehr zurückhaltend nutzte und über den sie es niemals zu einer Verfassungskrise kommen ließ. Queen Victoria besaß ein enges Vertrauensverhältnis zu einigen «ihrer» Premierminister, vor allem Lord Melbourne und Benjamin Disraeli, auf der anderen Seite musste sie sich über vier Amtsperioden hinweg mit einem Premier abgeben, den sie persönlich gar nicht mochte: William Ewart Gladstone. Aber sie hatte keine Möglichkeit, ihn zu übergehen.
Der Grad der «Absolutheit» eines monarchischen Systems lässt sich gut daran ablesen, ob und wie weit sich das Amt eines Premierministers herausbildete, also eines Vermittlers und Impulsgebers von Politik. Dem Zarenreich zum Beispiel gelang dies nie. Bismarck, der als preußischer Ministerpräsident seine mangelnde Kontrolle über die anderen Minister beklagte, schrieb in die Reichsverfassung von 1871 eine starke Position des Kanzlers hinein. Die Stellung des Premiers war aber allein unter der britischen Lösung der Kabinettsregierung unangreifbar gefestigt, wie sie sich seit der Herrschaft von Wilhelm III. und Maria II. (1689–1702) allmählich herausgebildet hatte. Hier wählte im 19. Jahrhundert – und es ist immer noch so – das Parlament aus seiner Mitte heraus einen Regierungschef, der mit der Gewissheit, eine Parlamentsmehrheit hinter sich zu haben, dem Monarchen selbstbewusst entgegentreten konnte. Zugleich war auch das Kabinett als Ganzes dem Parlament gegenüber verantwortlich. Der Monarch konnte weder den Premierminister noch ein anderes Kabinettsmitglied über den Kopf des Parlaments hinweg entlassen. Die Beschlüsse des Kabinetts unterstanden dem Prinzip der kollektiven Verantwortlichkeit, demzufolge Mehrheitsentscheidungen für die gesamte Regierung bindend waren. Ein Minister, der mit der Meinung seiner Kollegen nicht übereinstimmte, durfte sich im Kabinettssaal frei äußern, war aber in der Öffentlichkeit an die Kabinettsdisziplin gebunden. Das Kabinett wurde dadurch zum effektiv stärksten Staatsorgan. Das für die kontinentaleuropäische Verfassungsentwicklung typische Problem des «Dualismus» zwischen Parlament und Monarch wurde durch diese einfallsreiche Lösung umgangen. Cabinet Government war eine der bedeutendsten politischen Innovationen des 19. Jahrhunderts. Erst im 20. Jahrhundert sollte sie sich außerhalb des britischen Zivilisationskreises verbreiten.
In einer parlamentarischen Monarchie, besonders unter einem Mehrheitswahlrecht wie in Großbritannien, kann das Parlament im Idealfall als leistungsfähiger Mechanismus der «Führungsauslese» (Max Weber) dienen. Es hat denn auch in Großbritannien im 19. Jahrhundert niemals eine wirklich inkompetente Exekutive gegeben: ein zusätzlicher Vorteil des Landes im internationalen Wettbewerb. Die Stärke von Parlament und Regierung zeigt sich im Prinzip auch daran, dass die individuelle Qualität des monarchischen Personals relativ unwichtig ist. Großbritannien hatte diesen Test nicht zu bestehen, da Queen Victoria nach 64 Jahren auf dem Thron erst 1901 von ihrem (allerdings wenig tauglichen) Sohn Edward (VII., r. 1901–1910) abgelöst wurde. Weniger Glück hatte das Deutsche Reich, unter dessen Verfassung es wesentlich stärker auf die Person des Monarchen ankam. Obwohl man die Rolle von Wilhelm II. (r. 1888–1918) nicht überschätzen oder gar dämonisieren sollte, haben seine zahlreichen öffentlichen Auftritte und Interventionen in die Politik doch selten konstruktive Ergebnisse gezeitigt.36
Entgegen einer hartnäckigen Legende ließ sich die monarchische Erbfolge in Europa nicht unbedingt rationaler lösen als in Asien, wo die Praxis, beim Thronwechsel die unterlegenen Brüder umzubringen, der Vergangenheit angehörte. Europa hatte den einzigen Vorteil, dass es über eine große Reserve an regierenden Häusern und über einen höfisch gesellschaftsfähigen Hochadel verfügte, aus dem notfalls eine neue Dynastie importiert werden konnte. Bei der Neugründung monarchischer Staaten wie Belgien und Griechenland war dies ganz unumgänglich, und Fürstenhäuser wie Sachsen-Coburg-Gotha dienten als verlässliche Lieferanten von dynastischem Personal. Solche Beweglichkeit fehlte in Asien, wo es keine gesamtasiatische Zirkulation von Prinzen und Prinzessinnen gab. Dort mussten sich herrschende Dynastien aus sich selbst heraus regenerieren. Im 19. Jahrhundert kam es der Monarchie als Staatsform weltweit zugute, dass in einigen der wichtigsten Staaten der Erde kompetente und langlebige Herrscher auf den Thronen saßen, denen es nicht an Energie und Erfahrung fehlte, um ihre Stellung auszufüllen: Queen Victoria in Großbritannien und im British Empire (r. 1837–1901), Franz Joseph I. in Österreich-[Ungarn] (r. 1848–1916), Abdülhamid II. im Osmanischen Reich (r. 1876–1909), Chulalongkorn in Siam (r. 1868–1910) oder der Meiji-Kaiser in Japan (r. 1868–1912). Dort, wo formal mächtige, aber persönlich unfähige Monarchen sich schwache Minister aussuchten (wie etwa Viktor Emanuel II. von Italien, r. 1861–1878, es tat), blieb die Monarchie unterhalb der ihr verbliebenen Möglichkeiten.
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Mit den herausragenden «viktorianischen» Herrschern war ein gewisses revival der Monarchie verbunden. Der weltweiten Tendenz zum monarchischen Niedergang wurde vor allem symbolpolitisch gegengesteuert. Dies nahm ganz unterschiedliche Formen an: Kaiser Wilhelm II. nutzte die Presse, die Photographie und den um die Jahrhundertwende aufkommenden Film (und diese Medien nutzten umgekehrt ihn) und wurde dank seiner zahlreichen Auftritte in der Öffentlichkeit zum ersten und letzten Medienstar unter den deutschen Kaisern und Königen.37 Ludwig II. von Bayern (r. 1864–1886), der für eine ähnliche Rolle getaugt hätte, gehörte noch einer medial früheren Epoche an. Umgekehrt kann man Ludwig aber auch als einen frühen «Aussteiger» aus einem als obsolet erkannten Hofrummel verstehen.38 Ludwig war ein Freund der damals avantgardistischen Musik Richard Wagners, Wilhelm II. ein solcher neuester Technik, besonders wenn sie etwas mit Krieg zu tun hatte, und umgab sich nicht nur mit altpreußischem Adel, sondern fühlte sich, wie Walther Rathenau notierte, unter «strahlenden Großbürgern, liebenswürdigen Hanseaten, reichen Amerikanern» am wohlsten.39 Die Zaren hielten an einem traditionalistischeren Kaiserbild fest und kultivierten im Konflikt mit modernen Ideen von rationaler Politik eine politische Symbolik, welche die sakrale Aura des Herrschers betonte, verschmähten jedoch dabei die neuen Medien keineswegs. In drei anderen, jeweils ganz besonders profilierten Fällen wurde die Monarchie geradezu neu entworfen und den Bedingungen des 19. Jahrhunderts angepasst: bei Queen Victoria, dem Meiji-Kaiser und Napoleon III.40
Als Victoria 1837 gekrönt wurde, war das Ansehen der britischen Monarchie auf einem Tiefpunkt angelangt. Unterstützt von ihrem fähigen Ehemann Albert (seit 1857 mit dem erstmals verwendeten Titel eines Prinzgemahls), erarbeitete sich Victoria mit der Zeit den Ruf einer gewissenhaften, ein vorbildliches Familienleben führenden Landesmutter. Nach Alberts Tod 1861 zog sie sich für viele Jahre von allen Repräsentationsaufgaben zurück und hielt sich lange Zeit auf ihren schottischen Besitzungen verborgen. Dass dies die britische Öffentlichkeit nicht unberührt ließ und sogar einzelne Stimmen die Zukunft der Monarchie in Frage stellten, zeigt nur, wie groß die Rolle inzwischen wieder geworden war, welche die königliche Familie im emotionalen Haushalt der Nation spielte. Die Monarchie war, wie der Journalist Walter Bagehot 1865 in seinem einflussreichen Buch The English Constitution formulierte, kein machthabender, sondern ein symbolisch für Bürgervertrauen und Gemeinschaftsbewusstsein sorgender Teil der britischen Staatsmaschinerie.41 Bagehot überschätzte die momentane Schwäche der britischen Monarchie. Victoria trat 1872 aus ihrer Witwenverborgenheit heraus und wurde dank ihres ernsthaften Interesses an den öffentlichen Angelegenheiten, eines immer glaubwürdigeren Rufes, «über den Klassen» zu stehen, und nicht zuletzt dank einer sorgfältig orchestrierten politischen Propaganda zu einer genuin populären Königin. Von ihren neun Kindern und 40 Enkelinnen und Enkeln gelangten mehrere auf europäische Throne. Dadurch dass Benjamin Disraeli sie 1876 zur Kaiserin von Indien erheben ließ, wurde sie eine Art von Weltmonarchin, eng identifiziert mit dem britischen Imperialismus, den sie unterstützte. Allerdings hatte bereits die junge Victoria ein starkes Gefühl für die Zugehörigkeit Indiens zu ihrem Königreich und für ihre eigenen Verpflichtungen gegenüber den indischen Völkern entwickelt. Das diamantene Thronjubiläum 1897 rief quer durch die britische Gesellschaft und die politischen Lager eine royalistische Begeisterung hervor, wie sie die englische Monarchie niemals zuvor geweckt hatte. Als Victoria 1901 starb, konnten sich die meisten Menschen in Großbritannien an eine Zeit ohne sie gar nicht mehr erinnern. Die Kritiker der britischen Monarchie waren fast ganz verstummt. Victoria, Albert und ihre Berater hatten die königliche Institution sowohl in ihren politischen Funktionen als auch in ihrer symbolischen Ausstrahlung an die neuen Zeiten angepasst.42 Als Frau an der Spitze der größten Weltmacht stand sie eher für matriarchalische Fürsorge denn für eine größere Rolle von Frauen in Politik und Öffentlichkeit. Dennoch verkörperte sie die selbständige politische Präsenz von Frauen in einer Männerwelt wie sonst nur eine andere kaiserliche Witwe: ihre etwas jüngere Zeitgenossin Cixi in China. Ursprünglich den Liberalen nahestehend, stützte Victoria gegen Ende ihres Lebens die konservativen Elemente in der britischen Politik. Doch blieb sie zurückhaltend gegenüber extremen Formen eines aggressiven Imperialismus und hinterließ ihrer Familie ein Erbe der fürsorglichen Zuwendung auch zu den ärmeren Schichten der britischen Gesellschaft.43
Auf den ersten Blick scheint das japanische Kaisertum in einem anderen Orbit zu kreisen als die europäischen Monarchien. Es kann in dokumentarisch greifbarer Form auf das Ende des 7. Jahrhunderts n. Chr. zurückgeführt werden, als in Japan zum ersten Mal ein zentralisiertes Gemeinwesen entstand, war also ungefähr zwei Jahrhunderte älter als die englische (angelsächsische) Monarchie, wenn man deren Geschichte mit Alfred dem Großen (r. 871–899) beginnen lässt. Die japanische Tenno-Institution war trotz des großen Vorbildes des um weitere 800 Jahre älteren chinesischen Kaisertums von Anfang an in den kulturellen und politischen Besonderheiten Japans verwurzelt. Auch im 19. Jahrhundert entwickelte sie sich außerhalb der monarchischen Landschaft Europas, in die der Meiji-Kaiser allenfalls durch symbolische Akte inkorporiert wurde.44 Er war der europäischen Monarchenklasse nicht verwandtschaftlich verbunden, während sein einziger amerikanischer Kollege, Kaiser Peter II. von Brasilien, immerhin ein Cousin des österreichischen Kaisers war. Asiatische Souveräne konnten sich das Modellrepertoire europäischer Fürstenherrschaft nur literarisch aneignen, wie es etwa Schah Nasir al-Din tat, der aus der Lektüre von Biographien Peter den Großen, Ludwig XIV. und Friedrich II. bewundern lernte.45 Mit der praktizierten Solidarität unter Monarchen über Zivilisationsgrenzen hinweg war es nicht weit her. Sultan Abdülaziz fühlte sich bei seiner Europareise, die ihn 1867 von Hauptstadt zu Hauptstadt geführt hatte, allein von Kaiser Franz Joseph mit ressentimentfreier Brüderlichkeit behandelt.46
Der japanische Kaiser war eine entrückte Persönlichkeit, kein «Bürgerkönig» westeuropäischen Zuschnitts, kein Oberhaupt einer von außen transparenten Hofgesellschaft. Und dennoch finden sich zahlreiche Parallelen zu Europa. Anders als die kaiserliche Institution in China, die bis zu ihrem Ende 1911 an einem Selbstverständnis festhielt, das aus dem 17. Jahrhundert stammte, war das Meiji-Kaisertum das Produkt eines revolutionären Zeitalters, ein Neubeginn unter den Vorzeichen der Moderne. Ganz ähnlich wie in Großbritannien erlebte Japan im 19. Jahrhundert eine kolossale Aufwertung der Monarchie. Um 1830, als die Monarchie in Großbritannien durch Amtsmissbrauch und Unmoral weitgehend diskreditiert war, verharrte auch der Kaiserhof zu Kyoto in gewohnter Machtlosigkeit. Die Regierung des Landes zentrierte sich um den Shogun in Edo. Als aber der Meiji-Kaiser 1912 starb, war das Kaisertum zur obersten Quelle politischer Legitimität und zum wichtigsten Fixstern am nationalen Wertehimmel geworden. Der Tenno war auf dem Papier wie in der Realität innerhalb des japanischen politischen Systems mächtiger als Queen Victoria in Großbritannien. Gemeinsam war beiden jedoch, dass sich die Monarchie eine zentrale Funktion als Integrationsinstanz für die jeweilige Nationalkultur gesichert hatte. Im japanischen Falle war dies noch stärker als in Großbritannien das Ergebnis einer bewusst betriebenen Revitalisierung der Monarchie.
Hier muss zweierlei unterschieden werden. Auf der einen Seite wurde das Kaisertum mit dem revolutionären Edikt vom 3. Januar 1868, das die «Wiederherstellung» kaiserlicher Herrschaft proklamierte, zur zentralen Institution des japanischen Staates – zu dem also, was in Großbritannien das Parlament war. Politische Macht konnte hinfort nur dann als zumindest minimal legitimiert gelten, wenn sie im Namen und Auftrag des jungen Prinzen namens Mutsuhito ausgeübt wurde, der unter der Regierungsdevise «Meiji» sechzehnjährig auf den Thron gelangt war. Die Urheber der Meiji-Renovation benutzten den Kaiser als Legitimationsspender ihres Regimes, das im Grunde usurpatorisch war. Sie fanden in ihm eine starke Persönlichkeit, die mit ihren Ansichten im Prinzip übereinstimmte, ohne sich jemals willenlos instrumentalisieren zu lassen. Japan wurde dann am Ende des Jahrhunderts zu einem Verfassungsstaat mit einer ungewöhnlich starken kaiserlichen Spitze, einer Position, die von den beiden Nachfolgern des Meiji-Kaisers nicht mehr ähnlich souverän (im doppelten Wortsinne) ausgefüllt werden sollte. Auf der anderen Seite dauerte es eine Weile, bis sich die symbolische Apparatur des Kaisertums herausbildete. Das Kaisertum wurde als eine prononciert nationale Institution neu entworfen. Nach innen sollte es die Nation über alle sozialen und regionalen Grenzen hinweg einigen, Disziplin und Gehorsamsbereitschaft in der Bevölkerung fördern, als Träger einer homogenen nationalen Kultur – die gegen die Pluralität der Volkskulturen gestellt wurde – dienen und der Bevölkerung eine Anschauung vermitteln, in der sie sich wiedererkennen konnte.
Der Kaiser war nicht, was zwischen 1600 und 1868 der Shōgun aus dem Hause Tokugawa gewesen war: der oberste Feudalherr an der Spitze einer Pyramide von Privilegien und Abhängigkeiten. Er sollte der Kaiser des ganzen japanischen Volkes sein, ein Instrument und Agent der Erziehung der Japaner zu ihrer besonderen Form von Moderne. Nach außen hin verkörperte der Tenno, und er tat es mit beträchtlichem Erfolg, eben dieses moderne Japan. Die Repräsentation des Hofes wurden zu einer Mischung aus einerseits authentischen oder «erfundenen» altjapanischen Elementen, andererseits Anleihen bei Symbolik und Praxis der zeitgenössischen europäischen Monarchien. Der Kaiser trat teils in japanischen Roben, teils in Uniformen und Anzügen europäischen Stils auf und wurde so in Photographien seinem Volk und der internationalen Öffentlichkeit in einer dualen Amtspersönlichkeit vorgestellt. Sein monogames Familienleben war ein deutlicher Neuansatz gegenüber den Harems seiner Vorgänger. Es dauerte eine Weile, bis erfolgreiche symbolische Strategien des erneuerten Kaisertums gefunden waren. Neueingeführte Symbole von kaiserlichen Emblemen bis zur Nationalhymne mussten erst geschaffen und dann der Bevölkerung vermittelt werden.
Dass der Meiji-Kaiser in mehreren genau vorbereiteten Reisen als erster japanischer Monarch die verschiedenen Teile des Landes selbst besuchte, diente dem Zweck, die neue politisch gestaltete Nationalkultur den Untertanen nahezubringen.47 In einer Zeit, als Massenmedien ein Nationalbewusstsein noch nicht zu schaffen vermochten, waren es diese direkten Begegnungen zwischen Kaiser und Volk, die einen neuen Sinn von Japanertum schufen. Den Kaiser gesehen zu haben bedeutete, an der Solidarität der Nation und an ihrem Aufbruch teilzuhaben. In den achtziger Jahren kam die japanische Monarchie dann buchstäblich zur Ruhe. Tokyo wurde zur imperialen Metropole ausgebaut: zum symbolischen und rituellen Mittelpunkt der Nation und zum Schauplatz öffentlicher Inszenierungen, die denen in den Hauptstädten des Westens in nichts nachstanden. Zweierlei traf hier in wohlgeordneter Weise zusammen: das Spektakel der Monarchie und die Disziplin einer Bevölkerung, die im Alltag durch Institutionen wie Schule und Armee normiert und «zivilisiert» wurde.48 Darin unterschied sich Japan kaum von den Monarchien und Republiken des Westens. Japan fällt durch eine besonders geschickte Instrumentalisierung des reisenden und später in seiner Hauptstadt fixierten Herrschers auf. Sobald das zentralisierte politische System gut funktionierte und alle Macht in Tokyo gebündelt war, brauchte der Kaiser sich nicht mehr auf den Weg zu machen, während es in einer heterogeneren Ordnung wie derjenigen des Russischen Reiches ratsam war, dass der Zar gelegentlich den persönlichen Kontakt zum provinzialen Adel suchte, auch wenn Attentatsversuche, so etwa 1866 auf Alexander II. (der schließlich 1881 von Revolutionären ermordet wurde), das Überschreiten der Palastgrenzen riskant machten. Im Falle von Abdülhamid II. führten solche Spannungen zu einer Spaltung des herrscherlichen Selbst- wie Fremdbildes. Wollte der Sultan einerseits als «moderner» Monarch auftreten und gesehen werden, dessen Staat tiefer denn je in das Alltagsleben der osmanischen Bevölkerung eindrang, so führte die Obsession des Sultans mit seiner persönlichen Sicherheit dazu, dass er sich seinen Völkern weniger zeigte als viele seiner Vorgänger und auch niemals das Ausland besuchte. In einer solchen Lage wurde eine umfangreiche Symbolpolitik nötig, um den Mangel an Sichtbarkeit zu kompensieren.49 Sie betonte zum Beispiel die religiöse Rolle des Sultans als Kalif aller Gläubigen.
Die Kalifenwürde war in ihrem Appellcharakter übernational und daher eher für panislamische Ziele als für imperiale oder gar nationale Identitätsbildung verwendbar. In Japan hingegen wurde die Monarchie zum wichtigsten kulturellen Integrationsfaktor eines entstehenden Nationalstaates. Im Deutschen Reich nach 1871, das allerdings viel stärker bundesstaatlich und viel weniger unitarisch verfasst war als Meiji-Japan, spielte Kaiser Wilhelm I. (r. 1871–88), obwohl eine persönlich glanzlosere Figur, eine annähernd ähnlich Rolle, allerdings ohne quasi-religiösen Kaiserkult und ohne die Überhöhung von «Kaisertreue» zum obersten Kriterium aller politischen Loyalität. In Großbritannien war die erneuerte Monarchie unter Victoria als integrative Kraft ebenfalls sehr erfolgreich, auch im Hinblick auf Schottland, dem die besondere Liebe der Queen galt. Im Empire war die Bindekraft der Monarchie weniger stark entwickelt als auf den Britischen Inseln, doch zeugt das Fortleben des Commonwealth, das bis heute wesentlich durch Sympathie mit der britischen Krone zusammengehalten wird, von der grenzüberschreitenden Beständigkeit (und Wandlungsfähigkeit) der Idee des imperialen Königtums. Dem zweitgrößten Kolonialreich der Europäer, dem der französischen Dritten Republik, ist eine solche freiwillige Anbindung früherer Kolonien an das «Mutter»-Land nicht dauerhaft gelungen.
Auch die dritte Form einer neuen Monarchie im 19. Jahrhundert erfüllte zuallererst eine integrative Funktion. Die Kaiserherrschaft Napoleons III. (r. 1852–70) war das Regime eines Außenseiters und Aufsteigers, der erfolgreich an den Mythos seines Onkels anknüpfte, aber niemals vergessen machen konnte, dass er nicht einem der großen regierenden Häuser Europas entstammte. Napoleon gelang, was 1915 in China Yuan Shikai missraten sollte: in der postrevolutionären Situation einer frisch gegründeten Republik sich vom gewählten Präsidenten in einen kaiserlichen Dynasten zu verwandeln. Trotz seiner putschistischen Vergangenheit wurde der Parvenu Napoleon III. im Kreise der europäischen Herrscher respektiert. Einige asiatische Monarchen sahen ihn als Vorbild aufgeklärter Selbstherrschaft.50 Großbritannien erkannte sein Regime, vor allem aus außenpolitischen Gründen, unverzüglich an, und umgekehrt eignete sich Napoleon, der fern vom höfischen Leben aufgewachsen war, rasch die Regeln monarchischer Prunkentfaltung und korrekter Etikette an. Es war ein Triumph für ihn, dass er bereits 1855 Königin Victoria und den Prince Consort Albert in Paris empfangen konnte, der erste Besuch eines regierenden englischen Monarchen in der französischen Hauptstadt seit 1431: kein höfisches Treffen blaublütiger Vettern und Cousinen, sondern ein politischer Staatsbesuch modernen Typs.51 Napoleon III. war, wie auf ganz andere Weise der Meiji-Kaiser, ein Revolutionsgewinnler. Anders als der Meiji-Kaiser, war er nicht ein Bündnis mit einer revolutionären Elite eingegangen, sondern hatte sich aus eigener Kraft die Macht gesichert, zunächst im Dezember 1848 durch die Wahl zum Präsidenten der Republik, dann drei Jahre später durch einen Militärputsch und nach abermals zwölf Monaten durch die Errichtung eines erblichen Kaisertums. Napoleon war also ein selfmade-man, der sich, anders als sechzehn Jahre später Mutsuhito, nicht auf die institutionelle Kontinuität des kaiserlichen Amtes berufen konnte.
Der Charakter der Herrschaft Napoleons III. ist bis heute unter Historikern umstritten; oft werden die Begriffe des Cäsarismus und des Bonapartismus bemüht.52 Einig sind sich die Historiker mit zeitgenössischen Kommentatoren wie Karl Marx und dem preußischen Publizisten Constantin Frantz darin, dass es sich um einen modernen Regimetyp handelte. Modern an der politischen Ordnung unter Napoleon III. war, lässt man einmal die gesellschaftlichen Grundlagen des Regimes außer Acht, dreierlei: Erstens huldigte der Präsident und spätere Kaiser der postrevolutionären Rhetorik der Volkssouveränität und erblickte den tiefsten Grund seiner Legitimität in einem Plebiszit vom Dezember 1851, in dem der Putschist die Zustimmung von über 90 Prozent der etwas mehr als acht Millionen abstimmenden Franzosen erhalten hatte. Der Kaiser sah sich selbst als dem Volk gegenüber verantwortlich und fügte in die Verfassung von 1852 sein Recht ein, das Volk jederzeit zu konsultieren. Er konnte sich dabei ziemlich sicher sein, im Einklang mit den Wünschen eines großen Teils der französischen Bevölkerung, insbesondere auf dem Lande, zu regieren. Dies war eine Monarchie, die ihre Legitimität aus der Zustimmung der Bevölkerung bezog, die sich aber auch mehr als jede ihrer Vorgängerinnen Mühe gab, diese Bevölkerung durch öffentliche Feierlichkeiten, Zeremonien und Galaereignisse bei Stimmung zu halten.53 Zweitens war es nach den Maßstäben des mittleren 19. Jahrhunderts modern, dass ein Regime, das in seinen Anfangsjahren blutig und mit harter Unterdrückung der Opposition an die Macht gekommen war, sich seit 1861 zögernd, ab 1868 energisch um eine verfassungsmäßige Weiterentwicklung seiner inneren Form bemühte. Louis Napoléon stellte sich in die Kontinuität der französischen Verfassungsgeschichte, und eben dies ermöglichte ihm seit den frühen sechziger Jahren eine geordnete Liberalisierung des Systems, in dem andere Verfassungsorgane als der – dominant bleibende – Kaiser allmählich mit weitergehenden Rechten und Handlungsspielräumen ausgestattet wurden. Die zunächst nahezu allgewaltige Stellung des Monarchen konnte daher systemimmanent reduziert werden. Drittens sah der Kaiser eine aktive Rolle des Staates bei der Herstellung der Bedingungen für wirtschaftlichen Wohlstand vor. Sein Engagement für die Erneuerung der Stadt Paris war ebenso Ausdruck dieser staatsaktivistischen Haltung wie eine Reihe seiner wirtschaftspolitischen Maßnahmen. Auch wirtschaftspolitisch war dies ein auf beispiellose Weise interventionistisches Regime.54
Gewisse Parallelen zu Japan sind nicht von der Hand zu weisen. Zwar fehlte dort der Gedanke der Volkssouveränität (den auch ein europäischer Kaiser wie Franz Joseph niemals akzeptierte),55 doch lief auch das Meiji-Projekt auf eine sorgfältig vorbereitete Verfassung als Krönung nationalstaatlicher Integration zu, und der ökonomische Interventionismus der Regierung seit den frühen 1880er Jahren erinnert an eine wirtschaftspolitische Grundeinstellung, wie sie zuerst Napoleon III. an den Tag gelegt hatte. Auch die japanische Monarchie erteilte sich selbst den Auftrag, eine zurückgebliebene Nation zu «zivilisieren», und sie bediente sich dazu ungescheut autoritärer Maßnahmen. Allerdings hätte niemand den Meiji-Kaiser als «Diktator» bezeichnet. Auf Napoleon III. angewandt, wie es oft geschehen ist, führt dieses Etikett jedoch ebenfalls in die Irre, dann jedenfalls, wenn man mit «Diktatur» die unablässige Mobilisierung der Bevölkerung und die über längere Zeiträume durchgehaltene systematische Repression oder gar Tötung von Regimegegnern verbindet, also das Diktaturkonzept des 20. Jahrhunderts zugrunde legt. Napoleon III. war normalerweise nicht in der Lage, so etwas wie «Führerbefehle» ungehindert durchzusetzen. Er musste auf zahlreiche Interessen und auf jene Aristokraten und grands bourgeois Rücksicht nehmen, die schon unter der Restauration (1814–30) und der Julimonarchie (1830–48) dem französischen Staat gedient hatten. Genuine Bonapartisten waren selbst im engen Umkreis des Kaisers selten. Die tragende Ebene der territorialen Regierung Frankreichs war die der Präfekten, die auf der Ebene der Départements für Regierungs- und Verwaltungsaufgaben in ihrer ganzen Breite zuständig waren. Diese Präfekten unterlagen einer Fülle von lokalen Zwängen. Sie hatten es auch mit gewählten Departementsräten zu tun. Wenngleich das Staatsoberhaupt selbst auf Lebenszeit im Amte war (und damit eine wichtige Voraussetzung der Definition von «Monarchie» erfüllte), so wurde doch in den Départements regelmäßig gewählt und das praktiziert, was man heute eine «gelenkte Demokratie» nennen würde: Es gab offizielle Kandidaten, während ihren oppositionellen Rivalen das Siegen schwergemacht wurde. Die Opposition gewann aber aus einer Dialektik von eigener Erstarkung und Zugeständnissen des Kaisers mit der Zeit einen erheblichen Äußerungs- und Handlungsspielraum.56 Ein relativ frei abgehaltenes Referendum vom Mai 1870 machte die breite Unterstützung sichtbar, die Napoleon III. und seine Regierung dennoch genossen, vor allem auf dem Lande und bei der bourgeoisie. Es zeigte, wie erfolgreich der Kaiser sich als Bringer von Prosperität und als Bollwerk gegen die soziale Revolution profiliert hatte. Als das napoleonische System 1870 ein Opfer der internationalen Politik – auch eigener diplomatischer Inkompetenz – wurde, befand es sich nicht weniger auf dem Wege weiterer innerer «Liberalisierung», wie oft ungenau behauptet wird, als im Prozess der Konsolidierung von so etwas Widersprüchlichem wie einer illiberalen Führerdemokratie in monarchischem Gewande.57
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Eine weltweite Tendenz im 19. Jahrhundert war die Zusammenführung von Monarchie und Nationalstaat. Einige Nationen entstanden überhaupt erst durch monarchische Gründungsakte. In Ägypten schuf eine neue, faktisch 1805 begründete, doch erst 1841 durch einen firman des Sultans von Istanbul in der Erbherrschaft bestätigte Dynastie die Grundlagen eines modernen Nationalstaats. Eine üppige Hofgesellschaft in orientalisch-westlichem Hybridstil entstand noch nicht unter dem Dynastiegründer Muhammad Ali (r. 1805–48), einem eher kargen und anspruchslosen General, sondern nach 1849 unter seinen Nachfolgern.58 Auch das moderne Siam/Thailand war weithin das Geschöpf eines aufgeklärten Despoten, des Königs Chulalongkorn (auch: Rama V.). Menelik II. (r. 1889–1913) spielte in Äthiopien eine ähnliche Rolle. In Europa hingegen lag nach Napoleon I. die Initiative zu Veränderungen großen Stils selten bei gekrönten Häuptern. Kein europäischer Monarch nach 1815, vielleicht mit der beschränkten Ausnahme Napoleons III. und Alexanders II. von Russland (r. 1855–81), war aus eigenem Antrieb ein großer Beweger, Reformer oder nation-builder. Nationalstaaten, einmal geschaffen, suchten sich aber monarchische Legitimation und duldeten bizarre Figuren wie Leopold II. von Belgien (r. 1865–1909), einen skrupellosen imperialen Abenteurer, der seine Stellung über dem innenpolitischen Dauerzwist zwischen Liberalismus und politischem Katholizismus zu sichern vermochte. Herrscher über Vielvölkerreiche hatten es schwerer und mussten zusehen, wie sie ihre Integrationsrolle über expandierende (Russland) oder territorial schrumpfende (Habsburg, Osmanisches Reich) Imperien mit ethnisch und national zentrifugalen Tendenzen spielen konnten. Sie hatten keine Chance zum nationalmonarchischen Kompromiss, bei dem im Sonderfall Großbritannien gegen Ende des Jahrhunderts noch ein kräftiges imperiales Moment hinzutrat. Die stärkste Identifikation zwischen Monarchie und Nation fand sich aber gar nicht in Europa, sondern in Japan, eine symbolische Verschmelzung, die unter dem Enkel des Meiji-Kaisers, dem Showa-Kaiser (Hirohito, r. 1926–89), zur Katastrophe Asiens im Zweiten Weltkrieg beitrug.
Dass die Monarchie in weiten Teilen der Welt erhalten blieb, verschaffte der alten Sozialform des Hofes eine letzte Blüte. Von Peking, Istanbul und dem Vatikan bis hinunter zur thüringischen Kleinstadt Meiningen, deren Hofkapelle unter Herzog Georg II. in den 1880er Jahren zu einem der besten Orchester Europas wurde (sie spielte 1885 die Uraufführung von Johannes Brahms’ IV. Symphonie), gab es Höfe. Deutschland war bis 1918 voll von ihnen. In zahlreichen Residenzstädten war der Fürstenhof das Gravitationszentrum der örtlichen high society. Auch anderswo leisteten sich entmachtete Potentaten Pomp und Protokoll des Hoflebens, soweit es finanzierbar war. Indien mit seinen Maharajas war dem Deutschland von Bismarcks «Zaunkönigen» in dieser Hinsicht nicht ganz unähnlich. Ausgerechnet der ehemalige Revolutionsgeneral Bonaparte war der Wiedererwecker des Hoflebens in Europa gewesen. Wenige Jahre nach der Zerstörung des Bourbonenhofes, etwa ab 1802, führte Napoleon das höfische Leben wieder ein, kopiert in den Residenzen seiner Brüder und Statthalter in Amsterdam, Kassel und Neapel. Neue Livreen wurden geschneidert, neue Titel, Ämter und Rangordnungen eingeführt, ein militärischer Hof wurde kreiert, eine richtige Kaiserin inthronisiert, die bei der Krönung am 2. Dezember 1804 ein Gewand aus Goldsatin trug, mit Bienen bestickt, den Symbolen eines geschäftigen und produktiven Imperiums. Napoleon, selbst ohne Interesse an Prunk, inszenierte das Ganze aus purer Funktionalität: um seine Entourage, einschließlich der abenteuerlustigen Ehefrau Joséphine, beschäftigt und unter Kontrolle zu halten. Auch glaubte er, die Franzosen ließen sich durch Pomp blenden – wie die «Wilden».59 Der Kaiser selbst stilisierte sich als schlichter workoholic – ein friderizianischer Topos, den zuvor schon der Yongzheng-Kaiser (r. 1712–35) in China perfektioniert hatte. In den USA versuchte bereits der zweite Präsident, John Adams, ein wenig Hofatmosphäre zu erzeugen und am Potomac eine matte Kopie des Court of St. James erstehen zu lassen. Das wurde von seinem lockereren und, da verwitwet, ohne First Lady auftretenden Nachfolger Thomas Jefferson bald wieder abgeschafft.60 Zum Hof europäischen Typs – und darin vor allem unterschied er sich von orientalischen Formen – gehörten eine kaiserliche oder königliche Familie und ein öffentlich auftretendes Paar von Souveränen. Durch kaum etwas anderes machte Japan seinen Anspruch auf Eintritt in die globale Moderne so sichtbar wie durch die Übernahme dieser westlichen Symbolik.61 Und durch nichts schien das chinesische Kaisertum seine antiquierte Dekadenz so schlagend unter Beweis zu stellen wie durch das Fehlen einer solch demonstrativen Bürgerlichkeit an der Spitze des Staates, der sich bis zu seinem Ende Exotismen wie Eunuchen und Konkubinen leistete.
3  |  Demokratie

War die Monarchie, ob nun tatsächlicher Konzentrationspunkt von Macht oder bloßes Ornament, im 19. Jahrhundert omnipräsent, so muss man nach Spuren von Demokratie länger suchen. Es ist noch nicht einmal ganz sicher, ob um 1900 ein größerer Teil der Weltbevölkerung einen unmittelbaren Einfluss auf ihr eigenes politisches Schicksal zu nehmen vermochte als ein Jahrhundert früher. In Westeuropa und Amerika war dies gewiss der Fall, doch bleibt als große Unbekannte die nicht bezifferbare Einschränkung von Partizipationsmöglichkeiten, die der Kolonialismus mit sich brachte. Vorkoloniale politische Ordnungen in aller Welt waren keine liberalen Demokratien, in denen alle Bürger im Prinzip gleiche politische Rechte besitzen und in denen sie gegen staatliche Willkür weitgehend geschützt sind. Doch in vielen Fällen war zumindest unter den Eliten der Spielraum für die Beratung und Verhandlung von Fragen des Gemeinwesens größer als unter den autoritären Befehlsverhältnissen, die der Kolonialismus einführte. Während des 19. Jahrhunderts machte die Demokratie Fortschritte in der Welt, aber sie siegte nicht unter allen Umständen, und selbst an die am demokratischsten funktionierenden Staaten des 19. Jahrhunderts dürfen nicht die Maßstäbe stabiler Massendemokratien angelegt werden, wie sie heute für den größten Teil Europas selbstverständlich sind.
Die Amerikanische und die Französische Revolution formulierten das Ideal der Volksherrschaft und legten es in ihren Verfassungen nieder. In der Nachfolge Jean-Jacques Rousseaus wurden vor allem in Frankreich solch weitgehende Ideale ungebremster Artikulation und Durchsetzung eines Volkswillens formuliert, wie sie bis heute so gut wie nie verwirklicht wurden. Schon die nordamerikanischen Verfassungsväter hatten freilich der Tyrannei eines ungeteilten Mehrheitswillens durch das Prinzip der gegenseitigen Kontrolle und Ausbalancierung der Verfassungsorgane entgegengewirkt und sich zuweilen geradezu ängstlich gegen einen ungefilterten Ausdruck des Wählerwillens abgeschirmt. Die indirekte Bestimmung des Präsidenten durch Wahlmänner, die angesichts der Größe des Landes lange auch logistisch begründet war, bleibt bis heute als Relikt dieser Haltung. In Europa saß der Schrecken über den Terror von 1793/94 tief. Auch diejenigen unter den Besitzenden, die fürstlichen Absolutismus jeglicher Couleur, also auch den postrevolutionären napoleonischen Neo-Absolutismus, zu überwinden trachteten, fürchteten nichts mehr als «Anarchie» und «Mobherrschaft» und trafen ihre Vorkehrungen dagegen. Dennoch, einmal in die Welt gesetzt, blieb das doppelte Ideal eines möglichst unverfälscht in Politik umgesetzten Wählerwillens und der prinzipiellen Absetzbarkeit jeder Art von Regierung durch das souveräne «Volk» ein Maßstab, an dem sich alle Politik auf irgendeine Weise orientierte. Dies war das eigentlich Neue am 19. Jahrhundert: eine Revolution politischer Erwartungen und Ängste. Der Kampf um politische Ordnungen erhielt eine neuartige Dynamik. Nicht mehr, wie «gerecht» ein Herrscher zu sein habe und wie am besten für die «alten Rechte» der eigenen Statusgruppe zu sorgen sei, war nunmehr die zentrale Frage von Politik. Jetzt ging es darum, wer mit welcher Tragweite an welchen Entscheidungen über das allgemeine Wohl partizipieren dürfe und müsse.
Bis heute ist es sehr schwierig anzugeben, wie «demokratisch» ein bestimmtes Land ist.62 Zwischen demokratischer Fassade und weniger demokratischer Realität ist oft schwer zu unterscheiden. Ebenso mischen sich die Kriterien auf eine oft unklare Weise, etwa der formale Maßstab der rechtlich verbrieften Partizipationschancen mit dem der Menschenrechtsbilanz (human rights record) eines Staates, heute vielfach die bevorzugte Messlatte für die moralische Qualität einer politischen Ordnung. Die übergroße und diffuse Frage nach der Demokratie kann für das 19. Jahrhundert in mehrere Aspekte aufgespalten werden. Dabei ist es ratsam, einen weiten Begriff von «Demokratie» zu verwenden. Legt man einen strengen Maßstab an und postuliert etwa das allgemeine und gleiche Frauenwahlrecht als Bedingung für Demokratie, dann findet sich im Europa des 19. Jahrhunderts kein einziger demokratischer Staat, und wählt man ein aus heutiger Sicht keineswegs übertrieben scharfes Kriterium wie ein aktives Wahlrecht für mehr als 45 Prozent der erwachsenen männlichen Bevölkerung, dann hätte ihm um 1890 nur eine Minderheit europäischer Länder genügt.63
|  Rechtsstaat und Öffentlichkeit


Vor jeder liberalen Einschränkung von Macht im politischen System steht logisch wie historisch das Leitbild des Rechtsstaates. In allen politischen Ordnungen, gleich in welchem kulturellen Kontext, gilt Schutz der Einzelnen gegen obrigkeitliche Willkür als ein besonders hohes Gut. Herrschaft solle nicht allein durch willkürliche Einzelmaßnahmen, sondern nach Maßgabe allgemein bekannter, im Idealfall sogar für alle gültiger Gesetze ausgeübt werden. Einige dieser Gesetze, vor allem solche mit religiöser Sanktionierung, sollte selbst der mächtigste Herrscher nicht ändern können, ja, er sollte ihnen selbst unterworfen sein. Diese Idee der Rechtsbindung von Macht ist keine europäische Erfindung. Sie ist zum Beispiel schon früh in China und der islamischen Welt zu entdecken. Ein besonders anspruchsvolles, tatsächlich in der politischen Praxis des Landes verwirklichtes und zunehmend selbstverständlich werdendes Verständnis von der Herrschaft des Gesetzes bildete sich aber in England heraus. Den Kern dieses englischen Konzepts, das um die Mitte des 18. Jahrhunderts voll entwickelt war, bildeten drei Punkte: (a) die Unabhängigkeit der Justiz, die von den zünftig organisierten und sich zünftig rekrutierenden Juristen als Pflege eines alten Rechtswissens (common law) betrieben wurde; (b) die grundsätzliche Möglichkeit, gegen staatliche Verwaltungsmaßnahmen vor Gericht Klage zu führen; (c) die Respektierung in parlamentarischer Gesetzgebung und richterlicher Rechtsprechung solcher individuellen Freiheitsrechte wie der Unverletzlichkeit der Person und des Eigentums sowie der Pressefreiheit.64 Auf dem europäischen Kontinent dauerte es länger, bis sich eine ähnliche Rechtskultur verbreitete. Von Grundrechten war hier viel weniger und viel später die Rede als im britischen Zivilisationskreis. «Rechtsstaat» bedeutete im frühen 19. Jahrhundert zunächst die Unabhängigkeit der Justiz, verstanden als Unabsetzbarkeit von Richtern und öffentliche Transparenz der Rechtslage, sowie die Rechtsförmigkeit allen Verwaltungshandelns. Rechtlich geschützt wurde zunächst vor allem das Eigentum.
Solche Formen von Rechtsstaatlichkeit im bürgerlichen Alltagsleben konnten durchaus mit «undemokratischen», sogar vorkonstitutionellen Verhältnissen auf der Ebene der politischen Ordnung einhergehen. So gab es in den deutschen Staaten eine weithin respektierte Rechtsstaatlichkeit, schon bevor sich das Prinzip verfassungsmäßig eingeschränkter Herrschaft durchsetzte. Es war nach dem Verständnis einiger Theoretiker des späten 18. Jahrhunderts sogar ein Merkmal des «aufgeklärten Absolutismus», dass er solche Rechtsstaatlichkeit zuließ, die ihn von Tyrannei unterschied. Ähnlich entstand in Russland durch die Reformen der 1860er Jahre allmählich ein Bewusstsein für «Legalität» (zakonnost’) im Alltagsleben, das ein halbes Jahrhundert lang mit einem autokratischen System koexistierte.
Europäische Konzepte von Rechtsstaatlichkeit wurden im Prinzip auch in die Kolonialreiche übertragen. Selbst wenn sie dort gegen Ende des 19. Jahrhunderts zunehmend durch rassistisch begründete Sondergesetze für Einheimische außer Kraft gesetzt wurden, so hatten doch vor allem die farbigen Untertanen der britischen Krone Chancen auf einen fairen Prozess vor unabhängigen Gerichten, die nicht dramatisch schlechter waren als die von Bewohnern der britischen Inseln. Dass so viele Führer etwa des indischen Freiheitskampfes im frühen 20. Jahrhundert Juristen waren, erklärt sich aus eben dieser Bedeutung einer weithin entpolitisierten Rechtssphäre für das Funktionieren der kolonialen Gesellschaft. Juristen waren hier wichtige Vermittler. Zur gleichen Zeit hatten sie Zugang zu einem universalisierten Normenkosmos, dem sich auch die Kolonialherren selbst unterwarfen. Zumindest im British Empire war daher die koloniale Despotie, wie geringfügig auch immer, rechtsstaatlich eingeschränkt. In Situationen des Ausnahmezustandes, etwa während des Großen Aufstandes von 1857 oder der jamaikanischen Rebellion von 1865, wurden solche Rechtsgarantien freilich außer Kraft gesetzt. Das britische Konzept von rule of law verbreitete sich also durch das Vehikel des Empire auf allen Kontinenten. Trotz all seiner kolonialen Einfärbung war britisches Recht für Nichteuropäer nicht immer nachteiliger als der Rechtszustand in benachbarten Territorien unter einheimischer Herrschaft. So entstand eine freie chinesische Presse nicht im Herrschaftsbereich des Kaisertums, sondern in kolonialen Enklaven wie Hongkong und der Internationalen Niederlassung von Shanghai, wo britische Rechtsvorstellungen galten. Schon im französischen Rechtsverständnis, wie es sich im 19. Jahrhundert fortentwickelte, wurde der Rechtscharakter des Staates weniger gewürdigt.65 Die juristische Kontrolle der Verwaltung war bereits im Mutterland viel weniger stark ausgeprägt als etwa in Großbritannien, und in den französischen Kolonien waren die für Nichteuropäer gesicherten Rechtsräume wesentlich enger begrenzt und schwächer geschützt.
Unter den vielen rechtlichen Besonderheiten der USA war die wichtigste die Existenz eines Höchsten Gerichts, des Supreme Court, der 1803 die Aufgaben eines Verfassungsgerichtshofes übernahm. Nirgendwo unter den europäischen Verfassungsstaaten gab es solch einen unabhängigen Hüter der Verfassung, der der Verfassungsentwicklung durch seine Interpretationen eine eigene, von der Politik unabhängige Dynamik verlieh. Ebenso fehlte damit eine öffentlich sichtbare Höchstinstanz, bis zu der die Appellation gegen Gerichts- und Verwaltungsurteile getragen werden konnte. Es kam aber auch vor, dass Entscheidungen des Supreme Court die Öffentlichkeit polarisierten und zur Verschärfung politischer Konflikte beitrugen. Als das Gericht 1857 im Dred Scott Case entschied, Schwarze könnten keine Bürger der USA sein, trug dies zur Wahl des Sklavereigegners Abraham Lincoln ins Präsidentenamt bei und beschwor unmittelbar den Bürgerkrieg herauf.66 Dass selbst höchste Gerichtsurteile nicht als Verlautbarungen abstrakter Staatlichkeit kritiklos hingenommen wurden, gehörte zur politischen Kultur der Vereinigten Staaten.
In den USA war der neuartige politische und rechtliche Status eines citizen ein Produkt der Revolution der 1770er Jahre: aus Untertanen der britischen Krone sollten Bürger einer amerikanischen Republik werden. Um 1900 waren Vorstellungen von einer Staatsbürgerrolle (citizenship) auch in Europa verbreitet.67 Dadurch unterschied sich die Lage am Ende des 19. Jahrhunderts von der rudimentären Rechtsstaatlichkeit im spätabsolutistischen Preußen oder Österreich. Aus einer Pluralität von Rechten war die Einheitlichkeit eines Rechts für alle geworden. Eine solche Einführung eines allgemeinen Staatsbürgerstatus setzte die kommunikative Kompaktheit und die homogenisierenden Tendenzen eines Nationalstaates voraus. Citizenship war eine jener westlichen Erfindungen, die sich als kulturneutral universalisierbar erwiesen haben. So machte Meiji-Japan im Zuge seiner Rechtsreform nach 1868 alle (männlichen) Japaner zu gleichen Bürgern des Staates unter einheitlichen nationalen Gesetzen. Einige Rechte wurden vom Staat garantiert: die Freiheit der Berufswahl, das Recht zur Veräußerung von Eigentum oder das der Freizügigkeit vom Dorf in die Stadt. Auch sonst war Japan um 1890 zu einem Rechtsstaat geworden, der europäischen Vorbildern wenig nachstand.68
Eng verbunden mit dem Aufkommen demokratischer Politik ist das Entstehen einer «Öffentlichkeit» als Raum von Geselligkeit und mündlicher sowie schriftlicher Kommunikation, angesiedelt in einem dritten Raum zwischen der Intimität des «privaten» Hauses und zeremoniell geregelter staatlicher Inszenierung. Die anhaltenden Debatten um «Öffentlichkeit» und (wie die übliche englische Übersetzung lautet) public sphere, bis heute vielfach als Auseinandersetzung mit Jürgen Habermas’ Buch Strukturwandel der Öffentlichkeit (1962) geführt, sollen uns hier nicht interessieren. Sie werden dadurch unübersichtlich, dass «Öffentlichkeit» vielfach als Element einer noch umfassender konzipierten «Zivilgesellschaft» aufgefasst wird. Öffentlichkeit wird in solchen Überlegungen als Voraussetzung für demokratische Formen von Politik, nicht als ihr Ergebnis für verstanden. Auch im Gehäuse eines Obrigkeitsstaates, so lässt sich ein oft verwendetes Modell zusammenfassen, können als Folge autonomer gesellschaftlicher Entwicklung öffentliche Räume entstehen. Öffentliche Räume dieser Art, wenn sie nicht bloß die Sphäre eines ästhetisch rezipierenden, «kulinarischen» Publikums erweitern, neigen aber dazu, einige Funktionen des Staates an sich zu ziehen sowie die Artikulation herrschaftskritischer Ansichten zu fördern. Habermas hatte ein allgemeines Modell entworfen und es nur punktuell in Raum und Zeit verankert. Für ihn war das 18. Jahrhundert in Westeuropa die Entstehungs- und gleichzeitig Blütezeit einer solchen «bürgerlichen» Öffentlichkeit.69 Im 19. Jahrhundert ließ ihr Prinzip, die kritische Publizität, allmählich nach. Die Öffentlichkeit verlor ihren charakteristischen «Zwischen»-Charakter in dem Maße, wie ihre Ausgangsbasis, die Privatsphäre, durch das manipulative Eigengewicht von Massenmedien unterminiert wurde. Am Ende dieses Prozesses war aus dem öffentlich räsonierenden citoyen ein ruhiggestellter Kulturkonsument geworden.70 Der zweite, pessimistische Teil von Habermas’ Argumentation ist von Historikerinnen und Historikern selten aufgegriffen worden; umso eifriger haben sie, beflügelt von einem neuen Interesse für Kommunikationsgeschichte, nach Anzeichen für das Entstehen von Öffentlichkeit gesucht.
Die im Einzelnen außerordentlich reichen Befunde lassen sich kaum auf einen Nenner bringen. Klar scheint aber dies zu sein:
|  Erstens. Es besteht ein unmittelbarer wechselwirkender Zusammenhang zwischen Medientechnik und Kommunikationsintensität. Überall dort, wo die technischen und wirtschaftlichen Voraussetzungen für eine Buchdruckkultur gegeben sind, ist die Formierung einer Öffentlichkeit nicht weit. Daher kann etwa für die muslimische Welt vor dem 19. Jahrhundert, also vor der Verbreitung des Buchdrucks, von einer solchen Öffentlichkeit nicht die Rede sein. Die technologische Entwicklung wirkte indes nicht als eine unabhängig treibende Kraft. Es konnte vorkommen, dass die Medientechnik im Prinzip verfügbar war, aber die Nachfrage nach Druckerzeugnissen fehlte.
|  Zweitens. Die öffentliche Kommunikation und ihr subversiver Inhalt nehmen in revolutionären Zeiten sprunghaft zu. Man kann darüber streiten, ob Kommunikation die Revolution gebiert oder ob es sich eher umgekehrt verhält. Auf sicherem Grund ist man, wenn man schlicht die Gleichzeitigkeit der Phänomene feststellt. So war im gesamten atlantischen Raum die revolutionäre Sattelzeit um 1800 eine Phase sprunghaft ansteigender Buchkommunikation und zugleich eine solche kritischer Radikalisierung.71 Ähnliches lässt sich während des eurasischen Revolutionsschubs kurz nach 1900 beobachten.
|  Drittens. Wenn sich außerhalb des Okzidents im 19. Jahrhundert öffentliche Räume auftaten, dann ging dies nicht unbedingt allein auf Versuche zurück, den Westen zu imitieren. Innerhalb von Bürokratien (etwa der chinesischen oder der vietnamesischen), von Kirchen, Klöstern und Klerikergemeinschaften oder feudalen Strukturen (wie in Japan, wo die Sprecher einzelner regionaler Interessen miteinander wetteiferten), hatte es zuvor schon das institutionalisierte Dauergespräch über Belange der Allgemeinheit gegeben. Unter europäischer Kolonialherrschaft wurden einige dieser kommunikativen Strukturen unterdrückt, andere wanderten gewissermaßen, den Kolonialherren unzugänglich, in einen subversiven Untergrund ab, wiederum andere, etwa unter der Intelligentsia Bengalens, entstanden neu und wurden zu einem Faktor kolonialer Politik. Unter relativ liberalen Kolonialregimen wie dem britischen in Malaya konnte sich eine lebhaft debattierende einheimische Öffentlichkeit entwickeln, in der ein breites Spektrum politischer Meinungen zum Ausdruck kam, auch solche, die den Kolonialismus scharf attackierten.72
|  Viertens. Öffentlichkeit konnte auf den verschiedensten räumlichen Ebenen aufgebaut werden. Mikroöffentlichkeiten, in denen Hörensagen und Gerücht oft wichtiger als das geschriebene Wort waren, bestanden nebeneinander und in Überlappung. Sie konnten zu größeren Öffentlichkeiten integriert werden. Die Öffentlichkeiten der Gelehrsamkeit und der Religion überschritten politische Grenzen verhältnismäßig leicht. Die lateinisch-christliche Kultur des europäischen Mittelalters oder die Ökumene der klassischen chinesischen Kultur, die mindestens bis zum 18. Jahrhundert auch Korea, Vietnam und Japan umfasste, sind dafür Beispiele. Das England und das Frankreich der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts besaßen eine nationale Öffentlichkeit: Alles, was politisch und intellektuell wichtig war, spielte sich auf den großen Bühnen der Metropolen London und Paris ab. Dies war jedoch eher die Ausnahme denn die Regel. Dort, wo ein einzelnes Zentrum weniger stark dominierte oder wo die Repressionsmittel des Staates in einem solchen Zentrum konzentriert waren, entstand Öffentlichkeit eher abseits von Hof und Regierung: in russischen, chinesischen oder osmanischen Provinzhauptstädten oder in den zahlreichen neu gegründeten Städten der dezentral organisierten USA, in denen erst spät New York zum allseits anerkannten kulturellen Gravitationspunkt wurde.73 Oft war es ein wichtiger Schritt nach vorn, wenn sich überhaupt ein Kommunikationsraum bildete, in dem man sich über lokale Grenzen hinaus mit Fragen von Macht, Status und solchen des «allgemeinen» Interesses befassen und so politische Segmentierung überwinden konnte.74 In besonders wenig egalitären Gesellschaften wie der Kastenordnung in den hinduistischen Regionen Indiens war gar nicht an die in Europa idealisierte «Gleichheit» der Kommunikationsteilnehmer zu denken. Institutionen europäischen Stils, die nun eingeführt wurden, gaben dem Ausleben von Statusunterschieden zwischen Individuen und Gruppen aber eine neue Bedeutung und führten allmählich neue Wettbewerbsregeln ein. In Indien war im 19. Jahrhundert überall von public die Rede. Im frühen 19. Jahrhundert bildeten sich unter der englischsprachigen Elite zunächst Bengalens zahlreiche Assoziationen, die den kolonialen Staat kritisierten und ihre Interessen schriftlich zum Ausdruck brachten. Die gar nicht so allmächtige Kolonialmacht stand manchmal hilflos vor der Fülle von zivilem Streit und gerichtlicher Auseinandersetzung. Der Gerichtssaal wurde zur neuen Bühne des Statuswettbewerbs, und spektakuläre Verhandlungen erregten ein großes Publikumsinteresse.75
|  Fünftens. Öffentlichkeit in ihren Frühstadien manifestiert sich nicht immer (nur) in ausdrücklicher politischer Kritik. Das Interesse an «Zivilgesellschaft» hat die Aufmerksamkeit auf vorpolitische Formen «gesellschaftlicher» Selbstorganisation gelenkt. In Europa oder Amerika konnten dies Vereine, zweckgerichtete Bürgerinitiativen oder religiöse Gemeinden sein. Alexis de Tocqueville registrierte 1831/32 die Fülle solcher associations in den Vereinigten Staaten.76 In China nach etwa 1860, als die Kontrollkraft des Staates weiter nachließ, waren es typischerweise philanthropische Projekte, etwa Hospitäler, bei denen sich wohlhabende Angehörige der außerbürokratischen Elite zusammenfanden. In muslimischen Ländern konnten religiöse Stiftungen eine ähnlich integrierende und mobilisierende Rolle spielen. Von der Organisation solcher zunächst unpolitisch anmutender Vorhaben bis zum Engagement in anderen Fragen von persönlichem Interesse und allgemeiner Bedeutung war es dann oft nur noch ein kleiner Schritt. Man muss allerdings die Proportionen im Auge behalten. Der Grad der Dauerpolitisierung städtischer Bevölkerungen war ganz unterschiedlich. Nur in wenigen Ländern Europas reichte er an jene kommunale Demokratie heran, die in den Städten der USA praktiziert wurde. Auch lokale Öffentlichkeit blieb vielfach eine sehr elitäre Angelegenheit: in Europa, in Asien und anderswo.
|  Verfassung und Partizipation


Das, was der große Politologe Samuel E. Finer die «Konstitutionalisierung Europas» genannt hat, begann nach einflussreichen Vorbildern (US-Verfassung von 1787, französische Verfassung von 1791, spanische Cortes-Verfassung von 1812) mit dem endgültigen Sturz Napoleons und war mit der Verfassung des Deutschen Reiches von 1871 im Wesentlichen abgeschlossen.77 Dieser Prozess blieb nicht auf Europa beschränkt. In keinem Teil der Welt wurden im 19. Jahrhundert so viele Verfassungen geschrieben wie in Lateinamerika, allein elf in Bolivien zwischen 1826 und 1880, zehn in Peru zwischen 1821 und 1867, ohne dass dies als Anzeichen für die Entwicklung einer tatsächlich die Verfassung achtenden politischen Kultur gewertet werden kann.78 Die japanische Verfassung von 1889 war der Kulminationspunkt der Herausbildung des Meiji-Staates als japanisch-europäischem Hybridkonstrukt. Eine neue Welle der Konstitutionalisierung erfasste an der Jahrhundertwende die größten Länder des östlichen Eurasien. Mit den Morley-Minto-Reformen von 1909 betrat sogar Britisch-Indien, zunächst noch ganz kurz am autokratischen Zügel geführt, den Weg einer eigenständigen Verfassungsentwicklung, die durch viele Etappen hindurch schließlich zur Verfassung der Republik Indien von 1950 führte.79
Es ist hier nicht nötig, die Entwicklung des Verfassungsstaates in Europa im Einzelnen zu beschreiben.80 Entscheidend ist, dass am Vorabend des Ersten Weltkriegs, also nach einem vollen Jahrhundert der Konstitutionalisierung, nur wenige Länder des Kontinents eine demokratische Verfassungsform mit allgemeinen Wahlen und einer parlamentarisch verantwortlichen Mehrheitsregierung erreicht hatten: die Schweiz, Frankreich, Norwegen, ab 1911 Schweden sowie ebenfalls seit 1911, als die Macht des nicht-gewählten aristokratischen Oberhauses mit seinen weniger als 600 Mitgliedern beschnitten wurde, auch Großbritannien.81 Weltweit die wichtigste Bastion der Demokratie waren damals die neoeuropäischen Siedlungskolonien in Übersee: neben den USA auch Kanada, Neufundland, Neuseeland, die australische Föderation sowie Südafrika, wo allerdings die schwarze Bevölkerungsmehrheit von Wahlen ausgeschlossen oder am Gebrauch ihres Wahlrechts gehindert war.82 Es ist ein großes Paradox eines Jahrhunderts, in dem Europa, dem Fortschrittsgedanken verpflichtet, der Welt seinen Stempel aufdrückte wie niemals zuvor, dass die am weitesten gehenden politischen Errungenschaften an der kolonialen Peripherie erzielt wurden. Das britische Empire wurde einerseits von vielen Völkern in der Welt als entmündigende Repressionsapparatur aufgefasst. Andererseits konnte es wie ein Fahrstuhl zur Demokratie wirken. In den «weißen» Dominions innerhalb eines liberal regierten Imperiums konnten Siedlergesellschaften den Weg zur modernen Demokratie noch schneller zurücklegen als das Mutterland mit seinen starken oligarchisch-aristokratischen Traditionen. Den «farbigen» Kolonien blieb ein solcher Schnellstart zu responsible government auf nationaler Ebene versagt. Immerhin wurden aber Indien und Ceylon in eine im Prinzip ähnliche Verfassungsdynamik einbezogen. Unter dem Druck der nationalistischen Freiheitsbewegung erhielt Indien 1935 mit dem Government of India Act eine volle geschriebene Verfassung, die Partizipationsmöglichkeiten der Inder auf Provinzebene vorsah und von der vieles später im unabhängigen Indien erhalten blieb. Ein autoritär geordnetes Imperium schuf immerhin im Falle seiner größten Kolonie einen Rahmen für eine eigenständige Entwicklung von demokratischer Verfassungsstaatlichkeit.
Im Europa des 19. Jahrhunderts stand die Demokratisierung des Wahlrechts in keinem eindeutigen Zusammenhang mit der Parlamentarisierung des politischen Systems. Um ein bekanntes Beispiel zu geben: Für die Wahlen zum Reichstag besaßen im Deutschen Reich seit 1871 alle Männer, die 25 Jahre oder älter waren, das aktive Wahlrecht. Zur gleichen Zeit war das Wahlrecht in England und Wales noch durch Besitzqualifikationen eingeschränkt, war also eine Form von Zensuswahlrecht. Auch nach der Wahlrechtsreform von 1867, die erstmals auch einer größeren Zahl von Arbeitern eine Stimme gab, waren auf dem Lande (d.h. in den Grafschaften) nur 24 Prozent und in den Städten 45 Prozent der erwachsenen Männer in den Wählerlisten eingetragen.83 Die englischen Wähler entschieden aber über die Zusammensetzung eines Parlaments, das das Herz des politischen Systems bildete und bei weitem mächtiger war als der demokratischer gewählte Reichstag. In England ging die Parlamentarisierung der Demokratisierung voraus, in Deutschland war es umgekehrt, auch wenn sich für die Wahlen zum preußischen Landtag bis 1918 neben dem Reichstagswahlrecht ein extrem ungleiches «Drei-Klassen-Wahlrecht» hielt. Die Geschichte des Wahlrechts ist für alle Länder eine komplizierte technische Materie. Sie hat eine wichtige territoriale Dimension, denn selbst ein «gleiches» Wahlrecht kann bei unterschiedlich zugeschnittenen Wahlkreisen zu ganz verschiedenartigen Ergebnissen führen. Ebenfalls wichtig ist, ob Wahlkreise einen oder mehrere Abgeordnete entsenden und ob ständische Sonderrepräsentanzen fortbestehen – wie in England lange Zeit besondere Sitze für Vertreter der Universitäten. Ein Verhältniswahlrecht, wie man es heute in Deutschland kennt, war im 19. Jahrhundert ungebräuchlich. Nur Belgien, Finnland und Schweden hatten es vor 1914 eingeführt.84 Begriffe von «geheimem» Wählen waren dehnbarer als heute. Besonders auf dem Lande und vor allem gegenüber Dienstpersonal und anderen Abhängigen konnte leicht Druck ausgeübt werden. Frankreich war das erste Land, das (1820) geheime Abstimmungen einführte, überall sonst dauerte es oft wesentlich länger. Bis über die Jahrhundertwende hinaus wurden die Vor- und Nachteile geheimen Abstimmens diskutiert. In Österreich wurde diese Praxis erst 1907 gesetzlich eingeführt.85
Eine stufenweise Erweiterung der wahlberechtigten Bürgerschaft war die Norm. Solche Erweiterungen wurden teils revolutionär erkämpft, teils von oben konzediert. Unweigerlich waren mit den entsprechenden Reformgesetzen Grundsatzüberlegungen strategischer Natur verbunden. In einem Land ohne neuere Revolutionen wie Großbritannien markieren die drei Wahlrechtsreformen von 1832, 1867 und 1884 tiefe Einschnitte der politischen Geschichte. Die Reform von 1884 in Großbritannien bedeutete nicht nur eine erhebliche Erweiterung der Wählerschaft, die nun auf etwa 60 Prozent der männlichen Erwachsenen anstieg. Sie beendete nicht nur die faktische Kontrolle der landbesitzenden Oberschicht über die Zusammensetzung beider Häuser des Parlaments, sondern beseitigte auch zahlreiche Ausnahmen und Absonderlichkeiten, die britische Wahlen bis dahin ausgezeichnet hatten, und schuf damit erstmals so etwas wie ein rationales Wahlsystem. Erst 1918 wurde im Vereinigten Königreich das allgemeine Männerwahlrecht eingeführt.86 Mit der Expansion der Wählerklientel änderten sich die soziale Zusammensetzung des Parlaments und die Art parlamentarischen Arbeitens. Eine «Massenwählerschaft», wie sie in Frankreich 1848, im Deutschen Reich 1871 und in Großbritannien nach der – immer noch nicht «allgemeinen» – Reform von 1884 entstand, erforderte andere Arten von Parteiorganisation als eine elitäre Honoratiorendemokratie. Um 1900 hatten sich in den meisten konstitutionellen Staaten Europas programmatisch definierte Parteien herausgebildet, manche, wie der Soziologe Robert Michels in seinem Buch Zur Soziologie des Parteiwesens in der modernen Demokratie (1911) feststellte, mit einer Tendenz zur bürokratischen Aufblähung und inneren Oligarchisierung. Zur gleichen Zeit entstand ein neuer Typus des Berufspolitikers, der neben den politisierenden Gentleman trat. Dieser Typus wurde allerdings nicht dominant, solange Parlamentsabgeordnete keine Diäten erhielten, von denen sie leben konnten. In Deutschland geschah dies erst seit 1906. Wie sich «der Abgeordnete» als Sozialfigur auch in der öffentlichen Wahrnehmung formte, lässt sich im Frankreich der Dritten Republik besonders gut erkennen.87 Je mehr diese Figur an Profil gewann, desto deutlicher schälte sich ein eher distanziertes Verhältnis zu direkter Repräsentation heraus: Der Abgeordnete wurde zu einer Gestalt von eigenem Gewicht. Gerade in Frankreich war dies wichtig, hatten sich dort doch seit der Großen Revolution Vorstellungen von einer direkten Kundgabe des Volkswillens – und sei es auch in einem «bonapartistischen» Plebiszit zugunsten nicht eines Gesetzes, sondern einer Person – zäh gehalten. In den Zusammenhängen unterschiedlicher politischer Kulturen hat das Wählen, auch über die Zeit veränderlich, eine jeweils besonders symbolische Bedeutung. Man kann sich als Wähler ganz unterschiedlich fühlen: als «Souverän» oder als «Stimmvieh». Das bleibt ein Thema für eine vergleichende Kulturgeschichte des Politischen.88
Eine große Ausnahme wirft einen Schatten auf die Erfolgsgeschichte einer kontinuierlichen Ausweitung demokratischer Partizipationschancen. Die USA waren zwar die größte und älteste unter den modernen Demokratien, machten es in der Praxis ihren Bewohnern aber besonders schwer, ihre staatsbürgerlichen Rechte auszuüben. Die Lage ist deshalb besonders unübersichtlich, weil das Wahlrecht zumeist auf der Ebene der einzelnen Bundesstaaten geregelt wurde und wird. Die Schwierigkeiten begannen (und beginnen immer noch) mit der Eintragung in Wählerverzeichnisse. Sie setzten sich fort über Besitzqualifikationen (deren Bedeutung mit der Zeit stark zurückging) und Residenzvoraussetzungen im betreffenden Bundesstaat bis hin zu rassistischer Exklusion. Vor dem Bürgerkrieg waren Schwarze auch dort so gut wie nicht wahlberechtigt, wo es keine Sklaverei gab. Nach dem Bürgerkrieg war derlei weniger problemlos zu rechtfertigen. Umso einfallsreicher wurde man nun, vor allem nach dem offiziellen Ende der Reconstruction 1877, bei dem Versuch, mit schikanösen Ad-hoc-Bestimmungen die befreiten Afroamerikaner an der Ausübung ihres Wahlrechts zu hindern. Neuen, oft als «unzivilisiert» betrachteten Einwanderern aus Europa (etwa Irland) und Asien (China, Japan) wurden ebenfalls große Hindernisse in den Weg gelegt.89 Die Demokratisierung der amerikanischen Staatsbürgerschaft erlitt also schon wenige Jahre nach dem Ende des Bürgerkrieges einen schweren Rückschlag. Die USA blieben im Vergleich eines der demokratischsten Länder der Welt, hatten aber große Schwierigkeiten, die universalen Prinzipien ihrer republikanischen Ordnung mit den Realitäten einer «multikulturellen» und rassisch gespaltenen Gesellschaft in Übereinstimmung zu bringen.
|  Lokale Demokratie und Sozialismus


Neu war außerhalb Englands mit seiner alten parlamentarischen Tradition im 19. Jahrhundert die Vorstellung einer homogenen Gesamtrepräsentanz einer Nation in einem zentralen Parlament. Unerhört war auch eine zweite Idee: dass nämlich Praktiken der Repräsentation nicht nur bestehende Hierarchien abbilden, sondern dass über Wahlgesetze die gesellschaftlichen Verhältnisse selbst geändert werden könnten. Die Bedeutung solcher großen Fragen darf freilich nicht vom sub-nationalen Geschehen ablenken. Für die meisten Menschen ist die politische Regelung ihres alltäglichen Lebenskreises wichtiger als die hohe Politik in einer fernen Hauptstadt. Lokalverwaltung war noch vielgestaltiger als die Ordnung gesamtstaatlicher politischer Systeme. Sie konnte nach englischem Modell in den Händen patriarchalischer «Friedensrichter» (Justices of the Peace) aus der lokalen Oberschicht liegen oder nach napoleonischem Vorbild durch Funktionäre des Zentralstaates bewältigt werden oder auch in der von Tocqueville so bewunderten amerikanischen Art der örtlichen Basisdemokratie geschehen. An Stellen, wo sich ein zentraler Staat (wenn es ihn gab) zurückhielt oder wo seine Kapazitäten nicht ausreichten, öffneten sich immer wieder Räume für begrenzte Konsensbildung deliberativer, also demokratischer Art. Dies konnte – wie in Russland – in einer bäuerlichen Umverteilungsgemeinde geschehen, die sich über die Nutzung gemeinschaftlichen Landes zu verständigen hatte. Ähnliches fand sich in der Demokratie intern wenig hierarchisierter lokaler Elitegruppen, seien es hanseatische Senate, die inoffiziellen, also vom Staat nicht als legitim anerkannten (aber auch nicht als illegitim verfolgten) Beratungsrunden unter syrischen Notabeln im Osmanischen Reich oder Mitglieder des Stadtrats im chinesischen Teil von Shanghai, der 1905 als erste im formalen Sinne demokratisch arbeitende Institution der chinesischen Geschichte gegründet wurde.90
Auch die Politik in der Frühzeit der USA hatte einen elitär-patrizischen Charakter, vor allem in den Städten des Ostens. Mit der «Jacksonian Revolution» der 1830er Jahre kam eine neue Auffassung von Demokratie zum Durchbruch. Als politisch mündiger Bürger erschien nicht länger der Eigentümer, also bis dahin meist der Grundbesitzer. Die alte, aus dem europäischen Republikanismus übernommene Vorstellung, nur Besitz garantiere Unabhängigkeit und qualifiziere zu maßvoller politischer Urteilskraft, wurde verworfen; die Autonomie des Bürgers sollte fortan auf dem Besitz an der eigenen Person beruhen. So konnte eine neue Form von Demokratie entstehen. Besitzqualifikationen für die Aktivbürgerschaft entfielen weitgehend. Ungewöhnlich hohe Wahlbeteiligungen (oft über 80 Prozent) waren Anzeichen für die Energie, die nun in Politik investiert wurde. Wie der junge französische Richter Alexis de Tocqueville auf seiner amerikanischen Studienreise feststellte, war nicht Washington D. C. die wichtigste Bühne dieser Art von Politik. Ihre Stärke gewann sie aus der Selbstregierung lokaler Gemeinschaften, die sich auch ihre Hoheitsträger (Richter, Sheriffs usw.) selbst wählten – ein radikales Gegenmodell zum autoritären Zentralismus, wie ihn Napoleon in Westeuropa eingeführt hatte. Wie Tocqueville notierte, bedeutete diese Art von Demokratie weitaus mehr als nur das Recht zu wählen. Sie war eine gesellschaftliche Innovation und gab dem Prinzip der Gleichheit, das die französischen Revolutionäre abstrakt und negativ als Abschaffung ständischer Privilegien formuliert hatten, den positiven Sinn der Selbstermächtigung einer durch gleiche Persönlichkeitsrechte konstituierten Bürgerschaft. Die Spannung zwischen Freiheit und Gleichheit, die Tocqueville mit den Augen eines liberalen europäischen Aristokraten diagnostizierte, war für die meisten (weißen) Amerikaner seiner Zeit kein Problem. Das, was später in Europa «Massendemokratie» genannt werden sollte, entstand in den USA bereits während der 1820er und 1830er Jahre.91 Ihre demokratische Effektivität wurde aber teilweise durch den charakteristischen Föderalismus der USA, also die territoriale Seite der Verfassung, abgeschwächt. Wie repräsentativ war denn der Kongress? Schon früh standen sich «sektionale» Interessen gegenüber: Sklavenstaaten gegen freie Staaten. Fast bis zum Bürgerkrieg dominierten die Sklavenstaaten die nationale Politik, und insofern waren die USA insgesamt eine Sklavenhalterrepublik. Von der zwischen 1836 und 1844 im Repräsentantenhaus praktizierten Gag Rule, die jede Debatte über die Sklaverei im Keim erstickte, bis zum Kansas-Nebraska-Gesetz von 1854 setzten sich die Sklavenstaaten immer wieder durch. Sie verfügten dank der Three-Fifths Clause über eine strukturelle Mehrheit: Bei der Zuteilung von direkten Steuern und von Sitzen im Repräsentantenhaus wurden zu der Gesamtzahl der freien Personen drei Fünftel der Sklaven hinzugezählt.92
Mit der «Jacksonian Democracy» schlugen die USA zum zweiten Mal nach 1776 einen welthistorisch ganz neuen politischen Weg ein. «Massendemokratie» dieser Art, sehr kompetitiv mit Freiheitsrhetorik überladen und manchmal auch gewalttätig, gab es vor dem letzten Drittel des 19. Jahrhunderts nirgendwo in Europa, auch nicht in Frankreich, wo über mehrere Regimewechsel hinweg und selbst nach der Einführung des allgemeinen Wahlrechts die lokale Macht der Präfekten ungebrochen blieb. Vor allem traten der US-amerikanische und der britische Weg abermals auseinander. In Großbritannien erreichte zwischen den beiden Reformgesetzen von 1832 und 1867 die Vorrangstellung einer Gentleman-Elite von Großgrundbesitzern, Finanziers und Industriellen ihren Höhepunkt. Diese Elite war eine in ihrem kulturellen Selbstverständnis überaus homogene, durch dichte soziale Netze integrierte Oligarchie, die freilich nicht kastenmäßig abgeschlossen, sondern an den Rändern für Aufsteiger offen war, und die ein in hohem Maße integratives Verständnis von Politik entwickelte. Sie konnte nach 1832 im Prinzip unter den Bedingungen eines «modernen» Parlamentarismus agieren. Die Parlamentssouveränität war vollends von dem Zeitpunkt an hergestellt, als die Krone nicht länger imstande war, einen Premierminister gegen den Willen der Parlamentsmehrheit im Amt zu halten. Solche Zeiten waren seit den dreißiger Jahren vorüber. Fortan war Großbritannien mehr als eine konstitutionelle, es war eine parlamentarische Monarchie, in der übrigens auch die Kirche eine schwächere politische Rolle zu spielen begann, als es in vielen anderen Ländern auf dem europäischen Kontinent noch lange die Regel war. Zur gleichen Zeit mussten die Politiker in Westminster erst kaum auf ein «anonymes», ihnen sozial und kulturell fern stehendes Massenelektorat Rücksicht nehmen, denn die Reform von 1832 hatte die Wählerschaft nur von 14 auf 18 Prozent der erwachsenen Männer erweitert. Die mittleren Jahrzehnte des 19. Jahrhunderts waren in Großbritannien daher eine Zeit demokratischer Prozeduren ohne breite demokratische Legitimation, zugleich aber auch der Beginn einer allgemein verbreiteten Überzeugung, die middle classes hätten von nun an eine wichtige Rolle in der Politik zu spielen.93 Der Demokratievorsprung der USA, auf lokaler wie auf nationaler Ebene, wurde selbst in den politisch fortschrittlichsten Staaten Europas mit einer Verzögerung von fast einem halben Jahrhundert aufgeholt.
Außerhalb der Aktivbürgerschaft standen die allermeisten Frauen. Frauenwahlrecht gab es in den USA zuerst 1869 im Bundesstaat Wyoming (allgemein in den USA erst 1920), in einem souveränen Staat erstmals 1893 in Neuseeland, am Anfang als Stimmrecht, als passives Wahlrecht erst ab 1919; es wurde bei seiner Einführung weltweit beachtet und gefeiert. In Europa richtete Finnland, damals noch zum Zarenreich gehörig, als erstes Land 1906 das Frauenstimmrecht ein, gefolgt von Norwegen 1913; in beiden Fällen wurden die Frauen als nationalistisches Legitimationspotenzial benötigt.94 Frauenwahlrechtsbewegungen entstanden dort früh und mit starkem Impetus, wo auch das Männerwahlrecht umkämpft war. In Deutschland aber war dieses 1867/71 als «Geschenk» von oben gnädig erteilt worden. Daher war der Suffragismus dort schwächer als etwa in Großbritannien.95
Demokratie wurde in unterschiedlichem Maße von unten aufgebaut. Den Grundprozess der Transformation von Gewohnheiten in Rechte auf lokaler Ebene findet man nicht nur in postrevolutionären Gesellschaften wie der US-amerikanischen; er ist auch keine westliche Besonderheit. In der späten Tokugawa-Zeit, als sich in Japan kaum jemand eine Nationalversammlung vorzustellen vermochte, erweiterten sich allmählich die Spielräume für lokale Partizipation, ohne dass man an eine Tradition städtischer Selbstverwaltung anknüpfen konnte und ohne dass es zu einer politischen Revolution gekommen wäre: Alteingesessene Familien mussten immer öfter die Ansprüche aufsteigender «neuer Familien» anerkennen.96 Nach der Meiji-Renovation von 1868, die zunächst eine administrative Dezentralisation mit sich brachte, mussten die Grenzen zwischen nationaler und lokaler Regierung neu gezogen werden. Zunächst erklangen allenthalben Forderungen nach Dorfversammlungen, in zahlreichen Präfekturen wurden sie nach 1880 errichtet. Gleichzeitig aber begann ein von der Zentralregierung ausgehender politischer Rückmarsch: Einschränkung unkontrollierter öffentlicher Aktivitäten, der Presse und der neuen politischen Parteien, 1883 Verbot der Volkswahl von Dorf- und Stadtbürgermeistern, die fortan ernannt wurden. Dagegen erhoben sich heftige Proteste. 1888 wurden die Verhältnisse zwischen zentralem Staatsapparat und Dorf gesetzlich geregelt: Bürgermeister durften gewählt werden, aber unter strikter Aufsicht durch die vorgesetzten Behörden.97 Was blieb, waren dennoch viel größere Möglichkeiten der Partizipation als unter dem Ancien Régime vor 1868. Dieser Zustand wurde 1890 durch die erste allgemeine Wahl in der Geschichte Japans symbolisch beglaubigt, eine Wahl, die das Parlament mit Vertretern der gehobenen Mittelschicht füllte. Damit hatte eine «neue Klasse» ohne Samurai-Hintergrund, die bis dahin niemals im Mittelpunkt der Politik gestanden hatte, die Sphäre politischer Mitwirkung betreten.98 Es dauerte aber noch ein Vierteljahrhundert, bis sich das Parlament, ständig von der Auflösung durch die kaiserliche Regierung bedroht, als Gegengewicht gegen die Exekutive behaupten konnte.
Politische Bewegungen und bürgerschaftliche Zusammenschlüsse konnten nicht nur in den USA und in Großbritannien gerade auch in ihren inneren Umgangsformen Schulen der Demokratisierung sein, Lernräume eines nicht von Statusrücksichten bestimmten Umgangs miteinander. Gleichheitsansprüche wurden häufig zunächst in Milieus, Gruppen und Organisationen, in welchen sich objektiv Gleiche zusammenfanden, artikuliert und im geselligen Verkehr untereinander eingeübt. Sie konnten dann umso erfolgreicher in größeren und konfliktreicheren politischen Arenen zur Geltung gebracht werden. Dies war der politische Kern des Sozialismus und verwandter grassroot-Bewegungen. So spricht etwa manches dafür, die frühe deutsche Sozialdemokratie weniger als politische Partei im heutigen Sinne denn als Assoziationsbewegung zu deuten.99 Sozialismus war eine neue Sprache der Solidarisierung von Nicht-Privilegierten, die aufkam, als ständische Sicherheiten von Unterschichten verschwanden und die politisch amorphe Existenz unorganisierter Armut als unzureichend empfunden wurde. In Institutionen umgesetzt, bedeutete Sozialismus vor seiner Bolschewisierung zur putschistischen Avantgarde-Partei sowohl kollektive Interessenvertretung im Kampf der Klassen als auch Einübung von Demokratie. Der europäische Sozialismus war eine Kraft der Demokratisierung. Dies verband den vormarxistischen oder «utopischen» Frühsozialismus, vertreten etwa durch Robert Owen, Charles Fourier oder Pierre-Joseph Proudhon, mit der gewaltabstinenten Spielart des Anarchismus (vor allem bei dem russischen Fürsten und späteren schweizerischen Emigranten Pjotr Kropotkin)100 und auch noch mit den meisten derjenigen – meist erklärtermaßen marxistischen – Parteien, die sich 1889 zur Zweiten Internationale zusammenschlossen. Die ursprünglichen Ideale von wirtschaftlicher Dezentralisierung, gegenseitiger Hilfe, genossenschaftlicher Produktion und manchmal sogar kommuneartigen Lebensweisen jenseits des bürgerlichen Privateigentums waren um 1900 schwächer geworden. Der Anspruch der Mitglieder, ihre individuellen Wünsche und Vorstellungen in Parteien und Gewerkschaften zum Ausdruck bringen zu können, die nach außen Interessenvertretungen, nach innen aber Vertrauen erzeugende Solidargemeinschaften waren, blieb jedoch ungebrochen. Auch wenn vor 1914 in keinem Land Europas Parteien der Arbeiterbewegung die Macht übernahmen, so wurden doch die Demokratisierungsprozesse nach dem Ersten Weltkrieg nicht zuletzt durch die Herausbildung einer demokratischen Mentalität in zahlreichen Strömungen des europäischen Sozialismus während des 19. Jahrhunderts vorbereitet. Schon vor dem Krieg gab es in Europa und in den britischen Dominions eine kontinuierlich erstarkende Sozial-Demokratie, in der sich bedeutende Tendenzen von einer marxistischen Revolutionserwartung lösten. In Deutschland firmierten sie als der «Revisionismus» Eduard Bernsteins und seiner Mitstreiter, in Großbritannien standen sie einem New Liberalism nahe, der die soziale Frage nicht länger, wie der ältere Liberalismus, als lästiges Übel betrachtete, sondern sie in den Mittelpunkt der Politik rückte.101 Sozialer Liberalismus und demokratischer Sozialismus gingen im Zeichen eines reformistischen Politikverständnisses aufeinander zu, allerdings nur in wenigen Ländern Mittel-, West- und Nordeuropas, nicht unter Bedingungen der russischen Autokratie, die ihren Gegnern die revolutionäre Radikalisierung beinahe aufzwang, und ebensowenig in den USA, wo ein organisierter Sozialismus bedeutungslos blieb und eine intellektuelle Annäherung zwischen liberalem und gemäßigt sozialistischem Denken erst im New Deal der 1930er Jahre politische Konsequenzen zeitigte.102




4  |  Verwaltung

Demokratie in einem konstitutionell geregelten Sinne gab es sogar am Vorabend des Ersten Weltkriegs nur an sehr wenigen Orten auf der Welt. Selbst in republikanisch verfassten Großstaaten wie China oder Mexiko fehlte sie. Viel weiter verbreitet hingegen war der Staat nicht als Partizipationsarena, sondern als Herrschaftsagentur.103 «Staat» kann man ganz unterschiedlich eng oder weit definieren. Viele kleine Gesellschaften auf der Welt waren «staatslos» in dem Sinne, dass es hier noch nicht einmal einen Helferstab im Haushalt eines Herrschers gab. In anderen Fällen war ein solcher kleiner Stab vorhanden, doch wenig stabil und kaum institutionell ausdifferenziert. Dann war oft die Chance sehr gering, so etwas wie «Staatsaufgaben» auf einer einigermaßen regelmäßigen Basis zu organisieren. Nicht nur in solchen Gesellschaften, die nach dem Sprachgebrauch des späten 19. Jahrhunderts als «primitiv» bezeichnet wurden, war der Staat schwach ausgeprägt. Auch in den USA, in mancher Hinsicht einem politisch besonders modernen Gemeinwesen, wollte man von Staat im europäischen Sinne einer Gehorsam erheischenden Obrigkeit wenig wissen. Im Selbstverständnis der amerikanischen Bürger hatte man alle Autorität, die nicht durch den erklärten Willen der Wählerschaft legitimiert war, weit hinter sich gelassen. Government war, anders als the state im alteuropäischen Sinne, rechenschaftspflichtig. Von einem US-amerikanischen «Staat» als einer abstrakten Kategorie zu sprechen, wagten erst einige Politikwissenschaftler an der Jahrhundertwende.104 Dass die herrschende Ideologie der Staatslosigkeit, die in manchem auf ältere englische Rechtsauffassungen zurückging, in einem gewissen Widerspruch zur Realität stand, steht auf einem anderen Blatt. Gerade an der Frontier und insbesondere bei der territorialen Neuordnung der im Westen angegliederten Gebiete erfüllten die Bundesregierung und die – anfangs oft nur schwach demokratisch legitimierten – Behörden der neuen Territorien klassische Aufgaben politischer Raumordnung.
Eine engere Definition des Staates legt Wert auf die begriffliche Unterscheidung zwischen «Staat» und «Gesellschaft». Dies ist insofern ein modernes, mit der älteren politischen Theorie Europas und ähnlichen Auffassungen in vielen anderen Teilen der Welt brechendes Konzept, als es vom Patriarchalismus abrückt, der Idee oder besser dem Bild vom Staat als
einem Haushalt oder auch einem Körper, den der Kopf regiert. Wenn man Staat und Gesellschaft als unterschiedliche Sphären voneinander trennt, gilt nicht mehr, dass das ganze Land als eine große Familie aufgefasst werden könne. Der Herrscher als sorgender, strafender und Respekt verdienender oberster Hausvater: diese Auffassung, die John Locke in seinem First Treatise on Government («Erste Abhandlung über die Regierung», 1689) vehement angegriffen und letztlich diskreditiert hatte, war während des 18. Jahrhunderts in Europa auf dem Rückzug, hielt sich aber etwa noch in der Staatsrhetorik des spätkaiserlichen China.
|  «Rationale» Bürokratie


Ein solcher als Instanz außerhalb der Gesellschaft betrachteter Staat hatte sich im Europa der frühen Neuzeit auf mehreren unterschiedlichen Pfaden entwickelt. Keineswegs haben alle oder auch nur die größeren europäischen Gesellschaften die gleiche Entwicklung durch einen einheitlichen «Absolutismus» hindurch genommen.105 Zu diesem frühneuzeitlichen Staat gehörte unweigerlich eine Bürokratie, die vor allem dreierlei zu leisten hatte: Erstens hatte sie als Territorialverwaltung den Zusammenhalt größerer Staatsgebilde zu sichern. Zweitens musste sie dafür sorgen, dass der Staatsschatz gefüllt blieb, vor allem die Kriegskasse des Herrschers, denn der frühneuzeitliche europäische Staat war vor allem anderen Kriegsstaat. Drittens war der «Staat» vor dem Zeitalter der Gewaltenteilung, das erst mit dem späten 18. Jahrhundert in Nordamerika und Europa allmählich anbrach, für das Justizwesen zuständig. Jedoch war nirgendwo in Europa vor 1800 die Rechtsprechung auf allen Ebenen ganz in staatlicher Hand. Selbst in den zentralistischsten Systemen absoluter Herrschaft waren königliche und kaiserliche Gerichte keineswegs für alles zuständig, und es blieben Enklaven der Sonderjustiz von Städten, Ständen, besonderen Korporationen (etwa den Universitäten) und örtlichen Grundherren (die sogenannte Patrimonialgerichtsbarkeit). Kirchen, Klöster und andere religiöse Einrichtungen sprachen für ihre Angehörigen oft ein eigenes Recht nach eigenen Gesetzen. In der islamischen Welt war weltliches von geistlichem Recht nicht scharf getrennt, zumindest überlagerte sich beides in einer großen Überlappungszone. Im kaiserlichen China, wo es mangels staatlich anerkannter Kirchen kein Äquivalent des europäischen kanonischen Rechts gab, war noch im 18. Jahrhundert ein staatliches Justizmonopol stärker ausgeprägt als in den meisten Teilen Europas. Die vom Kaiser eingesetzten Beamten der untersten Ebene, von denen es im späten 18. Jahrhundert im ganzen sinomandschurischen Reich in jedem Landkreis (xian) nur einen einzigen gab, waren Generalisten, denen auch die Rechtsprechung in allen nur erdenklichen Fällen oblag. Todesurteile mussten vom Kaiser persönlich geprüft und bestätigt werden. Unter dem Gesichtspunkt abstrakter Verstaatlichung war daher das Qing-Rechtswesen vor etwa 1800 «moderner» als dasjenige Europas. Ob seine Gesetzesbindung ähnlich hoch war, ist schwierig zu entscheiden. Es gab aber seit 1740 ein Corpus weltlicher Strafgesetze, das sich mit gleichzeitigen europäischen Kodifikationen durchaus messen kann.106
Es gehört seit Max Weber zum eisernen Wissensbestand der Historischen Soziologie, dass sich im neuzeitlichen Europa patrimoniale Verwaltungsstäbe in rationale Bürokratien verwandelten, wie wir sie heute noch kennen. Dieser Übergang erfolgte im 19. Jahrhundert und hatte seine Ursprünge in der Französischen Revolution, die paradoxerweise einen bürokratischen Staat errichtete, der denjenigen des gestürzten bourbonischen Absolutismus nach Umfang und Leistungsfähigkeit weit in den Schatten stellte.107 Napoleon verbreitete dieses Staatsmodell über Frankreichs Grenzen hinaus. Der Übergang geschah in den verschiedenen Ländern Europas in unterschiedlichem Tempo und unterschiedlicher Gründlichkeit.108 Die allgemeine politische Kultur eines Landes spielte eine Rolle, ebenso sein politisches System und die infrastrukturellen Voraussetzungen dafür, Verwaltungen als dicht integrierte und reibungsarm funktionierende Kommunikationsapparaturen entstehen zu lassen. Selbst wenn in all diesen Hinsichten die Unterschiede nicht sehr groß waren, so glich doch keine staatliche Bürokratie ganz der anderen. So war etwa die bayerische Bürokratie in der Mitte des 19. Jahrhunderts deutlich weniger hierarchisch und autoritär geordnet als die preußische.109 In Frankreich und in großen Teilen Deutschlands waren eher bürgerliche oder neu nobilitierte Beamte charakteristisch, während in den Ländern Mittel- und Osteuropas von Österreich bis Russland große Staatsverwaltungen aufgebaut wurden, in denen vor allem Angehörige des deklassierten niederen Adels Beschäftigungsmöglichkeiten fanden. Da nirgendwo in dieser Großregion – mit der eingeschränkten Ausnahme Ungarns – repräsentative Institutionen funktionierten, welche die Exekutive einer wirksamen Kontrolle unterwarfen, war die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts dort die große Zeit der Bürokratenherrschaft innerhalb autoritär-monarchischer Systeme – eher «asiatische» als im modernen Sinne «europäische» Zustände.110
Am Ende des 19. Jahrhunderts war eine «rationale» Staatsbürokratie zwar nicht überall in Europa tatsächlich tätig, aber zumindest als Normvorstellung hatte sie sich durchgesetzt. Danach beruhte eine moderne Staatsverwaltung auf einem Dienstethos von «Staatsdienern», für deren auskömmliche Versorgung aus Steuermitteln der jeweilige Herrscher sich zuständig fühlte. Korruption war daher weder erwünscht noch, wegen hinreichender Einkünfte der Beamten, erforderlich. Verwaltung hatte unparteiisch zu sein. Sie war durch Gesetze gebunden und unterlag im Prinzip der Revision. Innerbürokratische Hierarchien waren transparent. Der Aufstieg erfolgte über allgemein bekannte Karriereleitern, manchmal nach dem Senioritäts-, manchmal nach dem Leistungsprinzip. Beamte sollten aufgrund besonderer Fachkenntnisse oder speziell erworbener Diplome eingestellt werden, nicht als Folge von Nepotismus und anderen «Beziehungen». Ämterkauf war ausgeschlossen. Die Verwaltung arbeitete auf dem Schriftwege. Sie legte Archive an. Intern galt im Rahmen der allgemeinen Gesetze des Landes eine besondere Disziplinarrechtsprechung.111
Dafür, wann im konkreten Falle ein wirklich effizienter Staat nach modernen Maßstäben erreicht war, lassen sich keine vollkommen trennscharfen Kriterien angeben. Man hat es, grob und pragmatisch gesprochen, dann mit den Realitäten moderner Staatlichkeit zu tun,
 
	wenn Räuberbanden die Zivilbevölkerung nicht länger terrorisieren und eine effektive staatliche Polizeihoheit, also das «Gewaltmonopol» des Staates, durchgesetzt ist;
	wenn Richter vom Staat bestallt und bezahlt werden, aber unabsetzbar sind und in ihrer Dienstpraxis keiner Reglementierung durch andere staatliche Institutionen unterliegen;
	wenn eine Finanzverwaltung, die sowohl indirekte als auch direkte Steuern erhebt, für regelmäßige Staatseinnahmen sorgt und die Steuerforderungen des Staates prinzipiell von der Bevölkerung als legitim anerkannt werden (Steuereinnehmer also nicht länger Gefahr laufen, von den Leuten verprügelt zu werden, oder Steuern nicht in größtem Stil hinterzogen werden);112
	wenn man nur auf der Basis von geprüfter Fachkompetenz Beamter werden kann;
	wenn Korruption als strafbares Übel und nicht als Selbstverständlichkeit im Kontakt zwischen Bevölkerung und staatlichen Funktionären gilt.

Dass eine solche Art von Staatsbürokratie, seit dem letzten Drittel des 19. Jahrhunderts zunehmend in großen Unternehmungen der Privatwirtschaft kopiert, eine Erfindung Europas mit besonders starken preußischen und französisch-napoleonischen Wurzeln ist, darf die Tatsache nicht verdecken, dass es auch imposante bürokratische Traditionen außerhalb Europas gab, etwa in China, Japan und dem Osmanischen Reich. Sie sollten nicht vorschnell mit dem Stempel «vormodern» oder «patrimonial» abgetan werden. Im 19. Jahrhundert trafen diese Traditionen mit westlichen Einflüssen zusammen. Die Ergebnisse waren ganz unterschiedlich. Vier Beispiele dafür sollen genügen: Britisch-Indien, China, das Osmanische Reich und Japan.
|  Asiatische Bürokratien: Indien und China


Die europäischen Kolonien des 19. Jahrhunderts waren im Verhältnis zu den jeweiligen Metropolen in der Regel schwach bürokratisiert. Der koloniale Staat hatte zwei Seiten. Auf der einen war er oft die erste Institution überhaupt, die mit Hilfe von zentralisierten Machtmitteln wie Militär, Polizei, Zoll und Steuerbehörde ein Gebiet als einheitlich regiertes Territorium ins Leben rief. Der koloniale Staat brachte Gesetze mit und Richter, die nach ihnen – und häufig nach kolonialen Sondergesetzen – Recht sprachen. Er erfasste die Bevölkerung statistisch, klassifizierte sie in einer Weise (etwa nach ethnischen oder religiösen Kategorien), die bis dahin nicht gebräuchlich war, aber dann doch oft zu Normen gerann, welche die Wirklichkeit zu prägen begannen. So wurden «Stämme» oder Religionsgemeinschaften oder (in Indien) sogar ganze «Kasten» administrativ definiert, etwa zum Zwecke der Abgrenzung von Verwaltungsbezirken, der statistischen Klassifizierung oder der Bestimmung einheimischer Führungsfiguren, mit denen der koloniale Staat zusammenarbeiten wollte. Derlei wurde in großen Teilen Afrikas, Indiens oder Zentralasiens überhaupt erst durch die Etablierung kolonialer Staatsapparate europäischen Typs möglich. Auf der anderen Seite war der koloniale Staat niemals ein allmächtiges Monster. Er war personell so schwach ausgestattet, dass eine «Durchstaatlichung» ausgedehnter Kolonialgebiete selten erreicht werden konnte.
All dies galt auch für die größte aller Kolonien, Indien. Hier war das Zahlenverhältnis zwischen europäischem Personal und indischer Untertanenschaft sogar besonders ungünstig. Allerdings: in Indien – und in der kolonialen Welt des 19. Jahrhunderts nur dort – wurde eine der maßstäblichen Bürokratien der Epoche aufgebaut. Um 1880 war Indien in einem höheren Maße bürokratisiert als die Britischen Inseln. Dies galt nicht sosehr in quantitativer Hinsicht. Entscheidend war, dass die Bürokratie in Indien nicht die Hilfsdienste einer modernen Territorialverwaltung leistete, also eine bloß instrumentelle Exekutive unter politischer Direktion war. Sie war vielmehr der Kern eines Herrschaftssystems, das sich am besten als eine bürokratische Autokratie beschreiben lässt. Insofern war der indische Kolonialstaat mit dem politischen System des chinesischen Kaiserreiches enger verwandt als mit jeder politischen Ordnung in Europa. Die Parallelen gehen noch weiter. Beide, die chinesische Staatsbürokratie ebenso wie der Indian Civil Service (ICS), hatten ihren Kern in einem relativ kleinen Corps von hochqualifizierten, gesellschaftlich sehr angesehenen Spitzenbeamten. Außerhalb der Hauptstadt waren sie auf der untersten Ebene der Hierarchie als Distriktmagistrate (zhixian) in China bzw. collectors in Indien präsent. Die Amtspflichten auf beiden Posten waren sehr ähnlich.113 Der chinesische wie der indische Distriktbeamte waren in Personalunion Chef der lokalen Verwaltung, Steuereinnehmer und Richter. Beide waren für ihren Posten speziell ausgebildet und auf dem Wege kompetitiver Examina ausgewählt worden. Solche Examina gab es in China seit vielen Jahrhunderten. In Europa wusste man von dieser Praxis, hatte sie im 18. Jahrhundert vielfach bewundert, und es scheint, als hätten die Briten bei der Einführung solcher Prüfungen nicht nur für den indischen und kolonialen Dienst, sondern auch für die hohe Bürokratie (auf Ministerialebene) in Großbritannien selbst, wie sie 1854 von Fachleuten empfohlen und nach 1870 eingeführt wurden, das chinesische Vorbild vor Augen gehabt.
Die britische Kolonialbürokratie in Indien wurde keineswegs einer politischen Landschaft aufgestülpt, die ohne Staat ausgekommen wäre. Das Mogul-Reich und seine Nachfolgestaaten waren aber keine im Kern bürokratisierten Gebilde gewesen, wie China und Vietnam es waren. Sie verfügten über Hierarchien von Schreibern und über ein entwickeltes Kanzleiwesen, aber nicht über eine strikt durchorganisierte Dienstorganisation. Daher konnte der ICS nur begrenzt an einheimische Voraussetzungen anschließen. Sein unmittelbarer Vorgänger war die Verwaltung der East India Company (EIC). Die EIC war im 18. Jahrhundert eine der komplexesten formalen Organisationen der Welt, doch war sie in vieler Hinsicht vormodern. Die Ämter, die sie zu besetzen hatte, wurden noch durch Patronage und nicht nach objektiven Leistungsprinzipien vergeben. Solche Praktiken waren im europäischen Staat der frühen Neuzeit allenthalben üblich. In Frankreich wurden sie durch die napoleonische Rationalisierung des Staates unter dem Gesichtspunkt einer für Begabungen offenen Karrierestruktur früh zurückgedrängt. In Großbritannien konnten bis 1871 noch Offiziersposten in der Armee gekauft werden, und erst um dieselbe Zeit wurde es zu einer allgemeinen Regel, für Ministerien (mit Ausnahme des weiterhin stark aristokratisch dominierten Foreign Office) die Beamten über Eignungsprüfungen zu rekrutieren. In Indien war dies bereits 1853 geschehen, also noch kurz vor dem Ende der East India Company, die nach dem Großen Aufstand von 1857 aufgehoben wurde.114
Der ICS war neben der Armee die zweite Säule, auf der die britische Herrschaft in Indien ruhte. Wenn man eine Organisation danach bewertet, ob sie ihre eigenen Ziele erreicht, dann war der ICS mindestens bis zum Ersten Weltkrieg ein sehr erfolgreicher Apparat. Die indischen Steuern flossen in die koloniale Kasse, und nach dem Aufstand von 1857 wurde nicht nur durch militärischen Zwang ein hohes Maß an innerer Friedlichkeit erreicht. Dank seiner hohen Gehälter und seines beträchtlichen Prestiges wurde der ICS zum zivilen Elitecorps des British Empire. Die Strapazen einer tropischen Existenz wurden auch dadurch aufgewogen, dass man im ICS-Dienst Wohlstand anhäufen und ihn nach einer frühen Pensionierung im Heimatland als wohlsituierter Gentleman genießen konnte. Die indische Bürokratie, wie sie heute noch besteht, zeigt Spuren ihrer kolonialen Anfänge. Da nach dem Ersten Weltkrieg eine langsame Indisierung der Behörde begonnen hatte, kam die Indische Republik nach 1947 nicht in die Verlegenheit, den ICS als Symbol der überwundenen Kolonialepoche zurückweisen zu müssen. Sie führte ihn als Indian Administrative Service fort.115
Die Bürokratie in Indien war ein europäisches Implantat, aber eines, das nicht unmittelbar ein europäisches Vorbild kopierte, sondern unter den besonderen Bedingungen Indiens experimentell entwickelt wurde. China wurde nicht kolonisiert. Koloniale Staatsapparate nennenswerten Umfangs entstanden nur in Randgebieten unter japanischer Herrschaft: seit 1895 auf Taiwan und nach 1905, in größerem Stil nach 1931, in der Mandschurei. Die alte bürokratische Tradition Chinas lebte daher ohne direkten kolonialen Eingriff bis zum Ende des 19. Jahrhunderts fort. Ihre alten institutionellen Formen endeten mit der Abschaffung der Staatsprüfungen durch die Qing-Regierung im Jahre 1905. Eine Art von mentalem Bürokratismus überdauerte aber unter den neuen Bedingungen der Republik und setzte sich nach 1949 unter der Herrschaft der Kommunistischen Partei Chinas fort. Bis heute bilden die landesweiten Hierarchien von Staat und Partei die wichtigsten Klammern, die das große Land zusammenhalten. Die chinesische Staatsbürokratie war auf dem Höhepunkt ihrer neuzeitlichen Effizienz, in den mittleren Jahrzehnten des 18. Jahrhunderts, die am «rationalsten» organisierte Bürokratie der damaligen Welt, die umfangreichste, erfahrenste und diejenige, die mit der größten Vielzahl von Aufgaben befasst war.116
Aus europäischer Sicht des späten 19. Jahrhunderts war China zum Inbegriff eines vormodernen, den Ansprüchen der Gegenwart nicht länger gewachsenen Bürokratismus geworden. Beobachter aus solchen westlichen Ländern, die manchmal selbst erst seit wenigen Jahrzehnten das Übel der Korruption hinter sich gelassen hatten, sprachen nun verächtlich über die Bestechlichkeit der chinesischen «Mandarine».117 Die Tatsache, dass diese es nicht vermocht hatten, das Land wirtschaftlich zu modernisieren, nährte ebenfalls Zweifel an der Rationalität des chinesischen Staates. Manches an diesen zeitgenössischen Urteilen ist berechtigt. Die chinesische Bürokratie litt darunter, dass eine geringe Besoldung die Beamten in der Tat zu «Pfründnern» machte, dass die überwiegend literarisch-philosophische Erziehung der Beamtenanwärter – trotz mancher Reformbemühungen118 – den Erfordernissen moderner Technostrukturen nicht länger angemessen war, dass durch Ämterkauf (aus finanzieller Not des Staates geboren) manch Ungeeigneter in den Apparat hineinkam und dass seit dem Tod des Jiating-Kaisers 1820 eine starke monarchische Spitze fehlte, die den bürokratischen Apparat zu Disziplin und Rechtschaffenheit hätte anhalten können. Hinzu kamen noch allgemeinere Probleme: Die Qing-Dynastie versäumte es, zwei tragende Pfeiler des Staates vor 1895 zu reformieren: das Militär und die Finanzverwaltung. Das Militär vermochte gerade einmal die Grenzen des Reiches in Innerasien zu verteidigen, war aber gegenüber den europäischen Großmächten nutzlos; und das Steuersystem, das auf einer fixen Grundsteuer beruhte, war dermaßen antiquiert, dass der kaiserliche Staat am Ende seiner Epoche hoffnungslos verarmt war.
Er wäre noch ärmer gewesen, hätte nicht ausgerechnet das einzige Beispiel für die Übertragung europäischer Verwaltungspraktiken den finanziellen Niedergang der Dynastie gebremst. Seit 1863 hatte der Nordire Robert Hart (ab 1893: Sir Robert) im Amte eines Generalinspekteurs das Kaiserliche Seezollamt (Imperial Maritime Customs, IMC) aufgebaut. Hart war auf westlichen Druck und als Gewährsmann der Welthandelsmächte in sein Amt gelangt. Er besaß aber einen hohen chinesischen Beamtenrang, war formal gesehen ein Untergebener des chinesischen Kaisers und interpretierte seine Rolle als die eines beiden Seiten verpflichteten Maklers zwischen den Kulturen. Das Seezollamt verließ sich an der Basis auf chinesische Helfer und besaß sogar eine Art von chinesischer Schattenhierarchie, war aber im Kern dem Indian Civil Service nachempfunden, beruhte also auf einer Kadertruppe hochbezahlter europäischer Verwaltungsfachleute. Es war im Umfang kleiner als der ICS und weniger eindeutig britisch dominiert als sein indisches Pendant. Die IMC wurden zu einer ausgezeichnet funktionierenden Zollbehörde, die es dem chinesischen Staat ermöglichte, vom wachsenden Außenhandel zu profitieren. Mit den tradierten Techniken der chinesischen Distriktsverwaltung, die im Grunde Herrschaft über Bauern war, wäre dies nicht möglich gewesen. Erst nach 1895 sicherten sich die Großmächte den direkten Zugriff auf die Seezolleinnahmen, sehr zum Verdruss von Sir Robert Hart. Die IMC waren einerseits ein Instrument der Großmächte, das Chinas durch die «ungleichen Verträge» eingeschränkte Zollhoheit garantierte, andererseits ein Organ des chinesischen Staates, das nach westlichen Verwaltungsprinzipien wie Unbestechlichkeit, Regelmäßigkeit, transparente Buchführung usw. arbeitete.119
Die Ausstrahlung von Harts Behörde auf den Rest der chinesischen Staatsverwaltung blieb begrenzt. Erst nach der Jahrhundertwende leitete die Qing-Regierung Verwaltungsreformen ein, die dann in der frühen Republik fortgesetzt wurden, allerdings mit geringem Erfolg. Dennoch wäre es ein Fehler, bei der Beurteilung der chinesischen Bürokratie der karikierenden Abwertung des 19. Jahrhunderts zu folgen. Die chinesische Bürokratie (und ebenso die vietnamesische) war nicht schlichtweg «vormodern». Sie vereinigte zwei Seiten: Einerseits war sie an unpersönlichen, also Familien- und Klientelbeziehungen übersteigenden Regeln orientiert und erreichte ein hohes Maß an meritokratischer Personalauslese. In Korea zeigte sich sogar, dass solche Prinzipien mit einem fortdauernden Zugriff einer geburtsständischen Aristokratie auf die Spitzenposten der Verwaltung vereinbar waren.120 Die Verwaltungspraxis war im Idealfall leistungsgetrieben, sachgerecht und innerbürokratisch rechenschaftspflichtig, auch in einem gewissen Grade rechtskonform. All dies ist nach soziologischen Kriterien «modern». Andererseits wirkte ein solcher Beamtenapparat in einer Gesellschaft, die von ethischen Prinzipien substanzieller Gerechtigkeit durchdrungen war, in der von der Gleichheit aller Bürger bzw. Untertanen (wie «moderne» Verwaltung sie voraussetzen muss) nicht die Rede war und wo nach konfuzianischem Verständnis Familienabhängigkeiten, vor allem die Unterordnung von Söhnen unter ihre Väter, eine handlungsleitende Bedeutung besaßen. Dieser innere Widerspruch war das Hauptproblem von Bürokratien chinesischen Typs in der Epoche eines nahezu weltweiten Übergangs zum rationalen Staat.121 Auch war die traditionale Bürokratie unfähig zum Umgang mit politisierten, patriotisch bewegten Gruppen, für deren Behandlung das Herkommen keine Rezepte bereit hielt. Sie stand ratlos vor den revolutionären Bewegungen, die um die Jahrhundertwende in China auftraten.
|  Asiatische Bürokratien: Osmanisches Reich und Japan


Die bürokratische Tradition Chinas erwies sich gegenüber westlichen Einflüssen im 19. Jahrhundert als ziemlich resistent. Die innere Struktur der Staatsverwaltung und ihr Ethos änderten sich wenig. Immerhin vermochte die Bürokratie eine ihrer Hauptaufgaben, die territoriale Integration des Reiches, bis kurz vor dessen Ende zu erfüllen. Länger war der Weg der Veränderung, den das Osmanische Reich zurücklegte. Hier wandelte sich während der gleichen Zeit der tradierte Schreiberdienst (kalemiye) in das, was seit den 1830er Jahren eine Zivilbeamtenschaft (mülkiye) genannt wurde. Dabei wurden freilich nicht einfach europäische Vorbilder, vor allem das in mehrfacher Hinsicht naheliegende französische, kopiert. Die Notwendigkeit der Reform wurde besonders in Kreisen des Außenministeriums wahrgenommen, die besonders engen Kontakt mit der Außenwelt hatten. Die Reform gewann dann aber eine innerosmanische Eigendynamik, die zu einer nicht bloß imitativen Herausbildung neuer Normen, neuer Rollenmodelle und neuer Vorstellungen von einem administrativen Professionalismus führte. Auch im Osmanischen Reich wurde – wie in Europa und China – eine seit Jahrhunderten übliche Patronagepraxis nicht von heute auf morgen durch eine rationale und an Sachkriterien ausgerichtete Personalpolitik ersetzt. Beide Richtungen und Einstellungen hielten sich nebeneinander und beeinflussten sich gegenseitig.122 Die Tanzimat-Reformen nach 1839 machten die neue Zivilbeamtenschaft zur dominierenden Elite des Reiches. Es handelte sich dabei um ein Corps von (um 1890) mindestens 35.000 Karrierebeamten. Hatten sich hundert Jahre zuvor die Tausende von Schreibern, die es gab, in der Hauptstadt Istanbul konzentriert, so war dort 1890 nur eine Minderheit der Spitzenbeamten neuen Typs beschäftigt. Die osmanische Bürokratie territorialisierte sich also erst sehr spät und ging erst während der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts einen Weg, der seit vielen Jahrhunderten für China charakteristisch gewesen war.123 Einerseits fehlte die chinesische Erfahrung. Andererseits aber konnte es sich die osmanische Beamtenschaft leisten, «moderner» zu sein als die chinesische, die bei ihrer starken «Pfadabhängigkeit» weniger frei war, ihre alten Bahnen zu verlassen, und deren Reform außerordentliche Energien der Veränderung voraussetzte.
In Japan entstand eine moderne Bürokratie ebenfalls im Dreieck zwischen traditionalen Voraussetzungen, westlichen Vorbildern und einheimischem Modernisierungswillen. Es gab seit der Tokugawazeit ein großes Reservoir an administrativer Kompetenz, das allerdings mehr als in China und im Osmanischen Reich nicht auf der zentralstaatlichen Ebene, sondern in den fürstlichen Herrschaftsbereichen (han) konzentriert war. Stärker als in den meisten anderen Ländern und eigentlich nur dem revolutionären Frankreich vergleichbar, bestand in Japan nach der Meiji-Restauration von 1868 die Notwendigkeit, eine gesamtjapanisch-nationale Bürokratie aufzubauen. In ihr wurden die administrativen Erfahrungen der Samurai, die unter der Friedensherrschaft der Tokugawa-Shōgune aus Schwertkämpfern zu Herren der Feder geworden waren, in nunmehr größeren Wirkungskreisen eingesetzt. Bereits 1878, also gerade einmal zehn Jahre nach dem Beginn der Meiji-Renovation, war bereits eine landesweite Durchrationalisierung der Staatsverwaltung nach dem Vorbild des französischen, unter dem Konsulat Bonapartes eingeführten Fachverwaltungssystems gelungen, in dem Beratungsorgane und jegliches selfgovernment nur eine untergeordnete Rolle spielten. Eine lückenlose Ämterhierarchie, wie es sie noch niemals in der Geschichte für Japan insgesamt gegeben hatte, reichte von den Kanzleien der obersten Staatsführung über die Gouverneure der neu eingerichteten Präfekturen bis hinunter zu den Dorfvorstehern auf Lokalebene.124 1881, also nicht viel später als in Großbritannien, wurden Prüfungen für den höheren Staatsdienst eingeführt, die recht bald den traditionellen Faktor der Patronage beseitigten; nur die allerhöchsten Positionen wurden noch durch die oberste Führung besetzt, eine auch in Europa selbstverständliche Verfahrensweise. Um die Jahrhundertwende war die japanische Staatsverwaltung geradezu zu einem Lehrbuchbeispiel für Max Webers «rationale Bürokratie» geworden. Auch in Europa gab es nicht viele in ihrer Form so deutlich moderne Verwaltungsapparate. Da aber in Japan (ähnlich wie in Preußen, Österreich oder Russland) die Modernisierung der Bürokratie dem Aufbau einer kritischen Öffentlichkeit und eines Parteienwesens vorausging, entstand die Gefahr eines unkontrollierten Bürokratismus, sobald die politische Führung der Meiji-Oligarchen in ihrer Wachsamkeit gegenüber dem Apparat nachließ. Im frühen 20. Jahrhundert sollten sich die Folgen einer solchen Entwicklung zeigen.
Während der ersten Jahrzehnte der Meiji-Zeit war diese Gefahr noch relativ gering. Dies hing auch mit den revolutionären Ursprüngen der neuen politischen Ordnung zusammen. Da die Meiji-Führung weder durch die Tradition noch (wie die revolutionären Regime in Frankreich bis hin zu Napoleon) durch repräsentative oder plebiszitäre Bestätigung von unten legitimiert war, musste sie ihre Befähigung und Befugnis zu herrschen durch Leistung unter Beweis stellen. Dazu gehörte es, ein öffentliches, über «feudale» Patron-Klient-Beziehungen hinausgehendes Dienstethos zu entwickeln und eine Bürokratie auf die Beine zu stellen, die streng zweckorientiert das Ziel verfolgte, die japanische Nation wirtschaftlich und militärisch im Kreise der Großmächte konkurrenzfähig zu machen. Man verband die einheimische Verwaltungstradition der Samurai mit Anleihen bei der britischen, französischen und deutschen Staatsverwaltung. Ähnlich wie im osmanischen Fall war das Ergebnis nicht ein schlichter Import des europäischen Staates. Japan fand eine eigene Form bürokratischer Modernität. Es war allerdings eine Art von halber Modernität. Denn der Meiji-Ordnung waren die Ideen von Freiheitsrechten des Einzelnen und Souveränität des Volkes fremd; etwas Ähnliches wie die europäische Denkfigur des Herrschaftsvertrages war in Japan nie entstanden. So konnte sich ein monarchischer Patriarchalismus in die Epoche bürokratischer Rationalisierung hinein fortsetzen. Die Verfassung von 1889 wich von ihren europäischen Vorbildern darin ab, dass sie die Person des Tenno für «heilig und unverletzlich» erklärte und feststellte, dass er seine umfassende Gewalt von seinen kaiserlichen Ahnen geerbt habe.125
Zur Untermauerung eines solchen kollektivistischen oder organizistischen Staatsverständnisses griff man in der späten Meiji-Zeit auf den Begriff des japanischen Nationalwesens (kokutai) zurück, den der konfuzianische Gelehrte Aizawa Seishisai 1825 in die Diskussion eingeführt hatte.126 Der Kaiser war demnach patriarchalisches Oberhaupt eines «Familienstaates» (kazoku kokka), der einen einheitlichen nationalen Willen verfolgte und in dem die Untertanen dem Kaiser und den von ihm eingesetzten politischen Organen Treue und Gehorsam schuldeten.127 Die japanische Bürokratie, in formaler Hinsicht eine der «rationalsten» der Welt, erbrachte ihre Leistung also weniger als Dienst an der Bürgerschaft denn als Erfüllung nationaler Zwecke, die von oben verfügt wurden. In einem modernisierten Obrigkeitsstaat – hier gab es manche Parallele zum Deutschen Reich nach 1871 – konnte sich eine rationale Bürokratie besonders gut entfalten. Die Staatsverwaltung war in hohem Maße modern, auch wenn das politische System, in welches sie eingefügt war, samt seiner Ideologie dies nicht war. Es macht also letzten Endes einen großen Unterschied aus, ob Bürokratisierung im Rahmen einer liberalen politischen Ordnung und politischen Kultur erfolgt oder nicht.
|  Durchstaatlichung?


Dies kann aber nur ein Zugang zur Analyse bürokratischer Staatlichkeit sein. Ein anderer und ebenso wichtiger sieht darauf, wie sich Bürokratie auf den unterschiedlichen Ebenen des politischen Lebens bemerkbar macht. Dazu gehört die stets wichtige Frage, wie sich «Staat» im Dorf zum Ausdruck bringt, wie sich also jeweils die Beziehungen in dem Dreieck von bäuerlicher Selbstregelung, Hegemonie der lokalen Oberschicht und Eingriff niederer Organe der staatlichen Hierarchie gestalten.128 Auf einer höheren Ebene ist es für viele Länder in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts eine fundamentale Frage gewesen, wie die administrative Integration großer Flächenstaaten, seien sie nun Nationen oder Imperien, zu bewerkstelligen sei. Alte Reichsverbände wie in China oder im Habsburgerreich (wo eher das Militär als die Zivilverwaltung die wichtigste Klammer bildete) wurden erfolgreich zusammengehalten. In Deutschland nach der Gründung des Norddeutschen Bundes 1866 und in noch größerem Stile nach der Etablierung des Deutschen Reiches 1871 oder in Japan von eben demselben Jahr an, als das System der Lehensfürstentümer (han), auch unter dem Eindruck von Bauernrevolten gegen die Fürstenherrschaft, abgeschafft und das Land nach französischem Vorbild in Präfekturen eingeteilt wurde, waren enorme Herausforderungen von administrativem Zusammenschluss und verwaltungstechnischer Vereinheitlichung zu bewältigen.129 Betrachtet man solche Prozesse nicht von der nationalen Zentrale, sondern von der jeweiligen Peripherie her, dann werden die Hindernisse und Grenzen von staatlicher Zentralisierung sichtbar. Es lohnt daher, die deutsche «innere» Reichsgründung aus der Sicht eines kleinen Einzelstaates, die Meiji-Einigung aus der Perspektive eines einzelnen han, der in eine Präfaktur verwandelt wurde, oder die politische Geschichte des spätkaiserlichen China von der Warte einer einzelnen Provinz aus zu sehen.130
Nicht schon die frühe Neuzeit, sondern erst das 19. Jahrhundert war auch in Europa die Epoche des Übergangs vom traditionalen zum rationalen Staat.131 Damit war unweigerlich der Aufbau von Bürokratien und die Ausweitung der Staatstätigkeit verbunden. Dieser Prozess machte sich nahezu weltweit bemerkbar. Er war kein Nebenprodukt der Industrialisierung, sondern ging ihr nicht selten voraus. Alexander Gerschenkron hat darauf hingewiesen, dass bei Nachzüglern im Industrialisierungsprozess die ordnende und initiierende Rolle des Staates zunimmt. Russland und Japan sind dafür gute Beispiele. Die Ausweitung staatlicher Institutionen und Tätigkeiten erfolgte auf mehreren unterschiedlichen Wegen. Bürokratien unterschieden sich hinsichtlich ihrer Effizienz, also ihrer Fähigkeit, Informationen zu verarbeiten, und in Bezug auf die Geschwindigkeit, mit der sie Entscheidungen trafen und ausführten. Notorisch schwerfällige Bürokratien wie die habsburgische brauchten lange, um sich intern zu reformieren. Unter Bedingungen eines hohen Maßes an gesellschaftlicher Selbstorganisation, gerade auch beim Aufbau eines marktwirtschaftlichen Kapitalismus, konnte ein schlanker Staat effektiver sein als eine auf allen Ebenen dicht besetzte und regelungswütige Bürokratie. Das Beispiel Großbritanniens zeigt dies. Der Prozess der Bürokratisierung verlief selten stetig und kontinuierlich. Es gab sogar gegenläufige Bewegungen. In den USA war während des Bürgerkrieges der Staat des Nordens stark angewachsen. Die Reconstruction nach Kriegsende war ein Versuch gewesen, diese Art von Staat auf den Süden auszudehnen. Das Scheitern der Reconstruction bedeutete dann, dass im Süden antizentralistische und überhaupt staatsfeindliche Kräfte erstarkten. Die intensivierte liberal-kapitalistische Entwicklung im Norden während des letzten Quartals des 19. Jahrhunderts ließ dann auch im Norden den Ruf nach dem regulierenden Staat zurücktreten.132 Dies war in Europa viel weniger der Fall, wo es den «Nachtwächterstaat», der sich aus politischer Einsicht selbst zurücknahm, außerhalb Großbritanniens nur ausnahmsweise wirklich gegeben hat. Um 1914 waren in vielen Ländern Europas fünf Merkmale von Bürokratisierung zumindest teilweise erfüllt: (1) ein Verständnis von Staatsdienst als regulär entlohnter Arbeit; (2) die Ernennung und Beförderung von Staatspersonal nach dem Kriterium der Kompetenz; (3) die Zusammenfügung einzelner Behörden zu arbeitsteilig ausdifferenzierten Ämterhierarchien mit festen Weisungsstrukturen («Dienstweg»); (4) die Integration aller einzelnen Ämter in eine nationale Administration (was in bundesstaatlichen Systemen schwieriger und unvollständiger zu bewerkstelligen war); (5) die «gewaltenteilende» Trennung zwischen parlamentarischer Politik und bürokratischer Exekutive, die sich allerdings an der Staatsspitze überall eng berührten.133
Selbst in Europa konnte damals jedoch von einer «Durchstaatlichung» der Gesellschaft, wie man sie heute kennt, keine Rede sein. Viele Bereiche des Lebens waren noch nicht durch Gesetze und Verordnungen geregelt. Es gab noch keine Industrienormen, keine Lärmschutzverordnungen, keine Pflicht, für alles Baugenehmigungen einzuholen, noch nicht einmal einen generellen Zwang zum Schulbesuch. Weltweit war die Bürokratisierung des Staates unter kaum veränderten technischen und medialen Bedingungen erfolgt. Die Schriftlichkeit der Verwaltung, in China schon zu einer Zeit praktiziert, als in Europa noch kaum jemand daran dachte, war zum allgemeinen Prinzip geworden. Verwaltung war Papierarbeit, auch der Telegraph, der keine großen Datenmengen übermitteln kann, brachte keine sensationellen Vorteile für die Territorialverwaltung. Allwissenheit und Allmacht des Staates fanden ihre Grenze an der Logistik.
Das Wachstum von Bürokratien lässt sich nur näherungsweise dokumentieren. Der Staat «wächst» dann, wenn das Tempo der Stellenvermehrung im Staatsdienst das demographische Wachstum übersteigt. Nach einem solchen Kriterium schrumpfte der Staat in China, und auch in manchen Kolonien hielt die Zunahme des Personals mit dem der Bevölkerung nicht Schritt. In einem gründlich verwalteten Land wie Deutschland nahm die Zahl der von staatlichen Stellen Beschäftigten erst nach 1871 deutlich zu. Sie verdreifachte sich zwischen 1875 und 1907. Dieser Zuwachs verdankte sich aber überproportional dem sprunghaften Anwachsen der Verkehrsbetriebe und des Postwesens, während zur gleichen Zeit der Beschäftigtenanteil in der eigentlichen Verwaltung sowie im Bildungswesen zurückging.134 Ganz ähnlich war es in den Kolonien, vor allem den britischen und den französischen. Dort war außerhalb von Militär und Polizei der größte Teil der europäischen wie einheimischen Bediensteten bei Bahn, Post und Zoll angestellt. Der Staat griff an den verschiedensten Stellen in gesellschaftliche Bereiche ein. Als Steuerstaat setzte er ein einigermaßen funktionierendes Geldwesen voraus. Im kolonialen Bereich, etwa in Teilen Afrikas, musste er es erst schaffen. Staatsaufbau und Kommerzialisierung bedingten sich hier gegenseitig. Tempo und Ausmaß der Rationalisierung im Finanzwesen sollten allerdings auch für Europa nicht überschätzt werden. Es dauerte lange, bis regelmäßige Budgets aufgestellt wurden, bis der Staat seine Einnahmen und Ausgaben nicht nur zählen, sondern auch halbwegs prognostizieren und planen konnte. Dies wurde im Europa des 19. Jahrhunderts dadurch erleichtert, dass weniger Kriege zu finanzieren waren – der Hauptzweck und das Hauptrisiko von öffentlichen Etats im 18. Jahrhundert und ein Gebiet, auf dem Großbritannien mit seiner immensen staatlichen Besteuerungskraft alle seine Rivalen übertraf. Besonders kompliziert waren und sind föderale Finanzsysteme, bei denen auf unterschiedlichen Ebenen verschiedenartige Steuern erhoben werden und sich irgendwann einmal das Problem des Finanzausgleichs stellt.135 Wenn im 19. Jahrhundert Regierungen Schulden machten, dann vermieden sie es, sich – wie frühneuzeitliche Fürsten – zu sehr von einzelnen Finanziers abhängig zu machen. Großbritannien hatte als erstes Land eine geregelte, über Ad-hoc-Geschäfte hinausgehende Staatsschuldenverwaltung eingeführt. Lücken im Staatshaushalt durch öffentlich aufgelegte Anleihen zu schließen, wurde zu einem normalen finanzpolitischen Instrument. Es hatte den Nebeneffekt, investierende Kapitalbesitzer am Wohle des Staates zu interessieren. Der Konflikt zwischen Steuerzahlern und Gläubigern, in deren Taschen Steuergelder als Schuldendienst flossen, wurde nicht selten offen ausgetragen.
Der Staat wurde – und das weltweit – im 19. Jahrhundert noch nicht als Umverteilungsstaat begriffen. Steuern wurden kaum je als strategisch eingesetzte Instrumente des Eingriffs in die gesellschaftliche Schichtung benutzt. Im Konflikt zwischen cheap government und teuren staatlichen Dienstleistungen entschied sich nicht nur ein liberales Publikum von Steuerzahlern eher für Sparsamkeit. Als in den letzten Jahrzehnten des Jahrhunderts die Politik in Europa und Japan zunehmend nationalistisch aufgeheizt wurde, rückte ein neues Dilemma zwischen haushälterischem Staat und militärischer Aufrüstung in den Vordergrund. Trotz solch wachsender Belastungen überstieg am Vorabend des Ersten Weltkriegs der Anteil der Staatseinnahmen am Bruttosozialprodukt in Europa kaum irgendwo 15 Prozent, in den USA lag er deutlich unter 10 Prozent.136 Die Multiplikation dieser «Staatsquote» auf jene etwa 50 Prozent, wie man sie heute für selbstverständlich hält, war eine Entwicklung der Zeit nach den beiden Weltkriegen. Eine der wichtigsten steuerpolitischen Neuerungen des 19. Jahrhunderts war die einfache proportionale Einkommenssteuer. In Großbritannien war sie seit 1842 kontinuierlich in Kraft und erwies sich als ein Instrument, mittels dessen der wachsende Wohlstand der mittleren und oberen Einkommensgruppen behutsam abgeschöpft werden konnte. Zwischen 1864 und 1900 führten viele europäische Länder diese Steuer ein.137 In Großbritannien war die Einkommenssteuer aber nicht als Maßnahme sozialreformerischer Umverteilung eingerichtet worden, sondern in direktem Zusammenhang mit der Umstellung auf Freihandel. Der Einnahmeverlust durch die entfallenden Zölle wurde durch die neue Steuer ausgeglichen, während der Freihandel wiederum Wachstum und Wohlstandsvermehrung in Gang setzte.138 Modern an den Steuersystemen, wie sie vor allem im Westen und in Japan bestanden, war schließlich, dass die Steuerzahler, zumindest in Friedenszeiten, nicht mit plötzlich und willkürlich erhobenen Sondersteuern zu rechnen hatten. Steuern wurden auf der Grundlage von Gesetzen erhoben (auch ein Budget ist seiner Form nach ein Haushaltsgesetz), und die regionale wie zeitliche Gültigkeit eines solchen Gesetzes war eindeutig bestimmt. Steuerstaat und Rechtsstaat bedingten sich gegenseitig.
5  |  Mobilisierung und Disziplinierung

|  Wehrpflicht


Napoleon hatte vorgemacht, wie ein wohlorganisierter Staat neben Geld auch Menschen als Ressourcen mobilisieren konnte. Eine allgemeine militärische Mobilisierung der jüngeren männlichen Bevölkerung gelang in Ausnahmefällen solchen Gemeinschaften, die sich als Kriegerformationen konstituierten und im Krieg ihren Hauptdaseinszweck sahen – wie den Zulu unter ihrem König Shaka in den 1820er Jahren oder einzelnen Gruppen und Stämmen von Reiterkriegern in Nordamerika und Zentralasien. Während der frühen Neuzeit waren vor allem vier Formen militärischer Organisation verbreitet: (1) das Söldnerheer; (2) der Kriegsunternehmer (warlord) mit seiner beutemachenden Klientel; (3) feudale Verbände (wie die Mandschu-Banner der Qing-Dynastie oder die Rajputen in Indien); (4) Prätorianergarden, die vor allem in Hauptstädten in die Politik eingriffen, so zum Beispiel die Janitscharen in Istanbul. Von diesen Formen finden sich im 19. Jahrhundert der warlord, vor allem in Lateinamerika nach der Unabhängigkeit und unter vergleichbaren Bedingungen der Desintegration einer imperialen Ordnung seit 1916 in China, sowie das Söldnerwesen, dieses insbesondere in Indien mit seinen zahlreichen militärischen Arbeitsmärkten, daneben auch in Teilen Afrikas. Gerade in Indien war die europäische Herrschaft auf dem Militär aufgebaut. Das Militär genoss finanzielle Priorität. Seit dem späten 18. Jahrhundert sorgten die Briten für loyale Söldnertruppen, die verwöhnt und belohnt wurden. Britische und indische Militärkultur verschmolzen in einer martialischen Sepoy-Welt. Bis 1895 war das Militär dezentral organisiert: Verschiedene Armeen bewachten sich gegenseitig. Nach dem Großen Aufstand von 1857 stützten sich die Briten mehr als zuvor auf die Sikhs des Panjab, die etwa die Hälfte der stehenden Mannschaftsstärke ausmachten. Nach dem aktiven Dienst als Militärkolonisten angesiedelt, übernahmen sie Unterstützungsaufgaben wie die Pferdezucht. Die Sikhs waren in einer Zeit sich ausbreitender Wehrpflicht weltweit die vielleicht schmuckste Profitruppe.139
Eine Innovation des 19. Jahrhunderts war das auch in Friedenszeiten stehende, kasernierte Volksheer.140 Es setzte einen egalitären Staatsbürgerverband voraus und war doch gleichzeitig auch ein Instrument des Staates, das die Herausbildung eines solchen Verbandes erst beförderte. Die allgemeine Wehrpflicht, ohne die ein Volksheer nicht denkbar ist, steht daher in einem komplizierten Wechselverhältnis mit der Bildung von Nationen und Nationalstaaten. In den Revolutionskriegen kämpften auf französischer Seite zum ersten Male Bürger für ihr Vaterland und nicht mehr Untertanen für ihren König. Damit war das Ideal der «Nation in Waffen» geboren. Es bedurfte allerdings der allgemeinen Wehrpflicht in Friedenszeiten, um eine neue Form des Verhältnisses des Staates zur Gesellschaft entstehen zu lassen. Der Unterschied zwischen Krieg und Frieden ist hier wichtig, denn die spontane Selbstmobilisierung von Volksmassen unter Kriegsbedingungen ist etwas anderes als die reguläre und routinisierte Aushebung ganzer Jahrgänge junger Männer. Der Wehrpflichtige fühlt sich nicht unbedingt als soldat citoyen. Nach ihren jakobinischen Anfängen setzte sich die allgemeine Wehrpflicht nur langsam und gegen große Widerstände durch. Beim Ausbruch des Ersten Weltkriegs war Großbritannien die einzige Großmacht, die sich bei der Bemannung ihrer Armee auf Freiwillige verließ.
Mit Demokratie und Wehrgerechtigkeit hatte die Wehrpflicht nicht notwendig zu tun. In Frankreich war es bis 1872 wohlhabenden Bürgern fast immer möglich, sich vom Militär freizukaufen; es gab einen Substituten-Markt mit schwankenden Preisen. Bis 1905 blieben aber ganze Berufsgruppen (Lehrer, Ärzte, Rechtsanwälte usw.) von der Wehrpflicht verschont. Frankreichs Armee war bis weit in die Dritte Republik hinein weniger eine Bürger- als eine Stellvertreterarmee. In Preußen, das die Wehrpflicht früh einführte und ihre Absolvierung als «nationale Ehre» propagierte, weckte die Institution weniger den gewünschten Enthusiasmus als viel Findigkeit beim Umgehen der lästigen Pflicht. Erst im Kaiserreich nach 1871 wurde die Armee tatsächlich so etwas wie eine von vielen durchlaufene «Schule der Nation», eine wichtige Sozialisationsinstanz für fast alle Schichten der Bevölkerung.141 In Russland war der erzwungene Militärdienst Teil einer allgemeinen Dienstpflicht der Bevölkerung gegenüber dem Zaren, die im frühen 18. Jahrhundert formalisiert worden war. Wer als Nichtadliger in die Militärmaschinerie geriet, hatte vor dem Krimkrieg zwanzig Jahre lang zu dienen; rekrutiert wurde unter fast allen Völkern des Reiches. Von einer allgemeinen Wehrpflicht konnte aber zunächst nicht die Rede sein. Sie wurde offiziell im Jahre 1874 eingeführt.142 Das zarische Heer war – ebenso wie das habsburgische – alles andere als eine Nationalarmee. Es war aus Soldaten aller möglichen ethnischen und sprachlichen Gruppen zusammengewürfelt. Ähnliches gilt für die Armee, die Muhammad Ali in Ägypten seit den 1820er Jahren aufbaute, um seine Feldzüge im Sudan und in Arabien führen zu können. Ägypten verwandelte sich in einen aggressiven Militärstaat auf der Basis breiter Zwangsmobilisierung. Die einfachen ägyptischen Bauern, die Fellachen, wurden widerstrebend in den Dienst gepresst. Das Offizierskorps, das sie kommandierte, war aber nicht mit Ägyptern besetzt, sondern mit Türkisch sprechenden Türken, Albanern, Kurden oder Tscherkessen, denen französische Instrukteure die Grundzüge eines modernen Kriegshandwerks beibrachten. Muhammad Ali dachte noch nicht daran, die Bauern als aktive Bürger an seinem autoritärdynastischen nation-building zu beteiligen.143
Dies war während der zweiten Hälfte des Jahrhunderts im Osmanischen Reich nur geringfügig anders. Die Grundlage militärischer Modernisierung war die Unterdrückung der unkontrollierbaren Sondertruppe der Janitscharen (1826), einer hauptstädtischen, sich aus nicht-muslimischen (aber dann zum Islam übertretenden) Gruppen innerhalb des Reiches selbst rekrutierenden Garde, die freilich zu einer militärisch kaum noch einsatzfähigen Pfründnerkaste verkommen war. Im Zuge der Tanzimat-Reformen wurde in den 1840er Jahren eine Politik der Vereinheitlichung des Status männlicher Untertanen und der Annäherung zwischen Staat und Bevölkerung durch Beseitigung von Zwischeninstanzen betrieben. Dazu gehörte auch die ab 1843 schrittweise eingeführte allgemeine Wehrpflicht – auch hier ein tiefer Eingriff des Staates in die Gesellschaft. Wie in vielen europäischen Ländern, so galten auch im Osmanischen Reich Ausnahmen für bestimmte Bevölkerungsgruppen, etwa Nomaden oder die Bewohner Istanbuls. Nicht-Muslimen wurde als Ersatz eine besondere Steuer auferlegt; erst 1909 wurden auch sie in die Wehrpflicht einbezogen. Der Militärdienst, der sich in der Praxis weit über die vorgeschriebene Zahl von Jahren verlängern konnte, war verhasst und gefürchtet, das effektive Rekrutierungsaufkommen vergleichsweise gering. Die osmanische Armee beruhte über die Jahrhundertwende hinaus auf der sesshaften muslimischen Bauernschaft der anatolischen Kernprovinzen. Im Militär entstand am Ende des Jahrhunderts ein kompetentes Offizierskorps, das zum aktivsten Faktor in der türkischen Politik werden sollte, doch eine «Schule der Nation» ist die osmanische Armee nicht geworden.144
Vielleicht in keinem Land außer Preußen-Deutschland erlangte die Wehrpflicht eine solch große Bedeutung wie in Japan. In extremem Gegensatz zu den ethnisch heterogenen Armeen der großen Kontinentalreiche war das japanische Militär seit 1873 auf der Basis der allgemeinen Wehrpflicht (drei Jahre bei der Truppe, vier in der Reserve) nach französischem Vorbild, also mit Freikaufmöglichkeit, organisiert, eine nationale Truppe. Anders als in allen anderen Fällen, in denen die Wehrpflicht eingeführt wurde, hatte diese Maßnahme in Japan einen unmittelbar revolutionären Sinn. Der Meiji-Militärreformer Yamagata Aritomo setzte sich damit gegen Pläne durch, die früheren Samurai zu einer neo-feudalen Profi-Truppe umzuformen. Mit der Bildung einer Wehrpflichtigenarmee sollte ein solch autonomes Rittertum vermieden und gleichzeitig die Chance genutzt werden, die Bevölkerung an das neue Regime zu binden und ihre Energien für nationale Ziele zu nutzen. Das Prestige des Militärs stieg nach den Siegen von 1895 und 1905 immens. Japans Militarismus im frühen 20. Jahrhundert war weniger die Fortsetzung alter Kriegertraditionen als die Konsequenz eines Neuanfangs, der sich an französische und preußische Vorbilder anlehnte.145 Vor allem die allgemeine Wehrpflicht machte das Militär zu Friedenszeiten im zivilen Leben sichtbar.
|  Polizei


Im Militär kamen die Mobilisierung und Disziplinierung einer bestimmten Bevölkerungsgruppe zusammen. In Friedenszeiten für allgemeine Ordnung und Disziplin zu sorgen, war Aufgabe von Strafjustiz und Polizei, nur während revolutionärer Turbulenzen sowie auf dem Lande (etwa in Russland), wo die Polizeidichte meist geringer war als in der Stadt, auch der Armee. Der Staat zog sich in Europa, früher als anderswo, im Laufe des Jahrhunderts von spektakulären Akten öffentlicher Strafjustiz zurück. Er inszenierte nicht länger durch ritualisierte Hinrichtungen sein Theater des Schreckens und der Abschreckung. Der erstarkende Humanitarismus machte solche Praktiken allmählich intolerabel; nach der Jahrhundertmitte verschwanden sie in Westeuropa: in den deutschen Ländern bis 1863, in Großbritannien bis 1868.146 So etwas wie eine weltweite «Vormoderne» im Strafvollzug endet überall dort, wo der staatliche Henker als Handwerker und Unterhaltungskünstler aus der Öffentlichkeit verschwindet. Allgemein augenfällige Exekutionen wurden auch aus dem marktlogischen Grunde anstößig, dass in vielen Städten die Nachbarschaft einer Richtstätte die nun steigenden Immobilienpreise verdarb. Nicht-tödliche staatliche Gewalt, wie sie ebenfalls heute in Europa undenkbar ist, kam länger vor. Zar Nikolaus I. verbot 1845 die öffentliche Züchtigung durch die Knute; die Praxis blieb jedoch so weit verbreitet, dass sie bis zur Jahrhundertwende humanitären Aktivisten Stoff für Proteste bot und ebenso Nationalisten, die fürchteten, Russland würde sein Ansehen als «zivilisiertes» Land aufs Spiel setzen.147
Eine stärkere Durchdringung der Gesellschaft mit Ordnungsorganen gab dem Staat andere Machtmittel als die drastische Abschreckung an die Hand. Das 19. Jahrhundert war das Pionierjahrhundert der Polizei. Frankreich war das erste Land Europas, in dem es hauptberufliche Polizeiagenten unter der Direktion der Zentralregierung gab. Dies war bereits um 1700 der Fall.148 In Großbritannien entstand, von London ausgehend, seit 1829 ein Polizeisystem; stets blieb dabei die Aufsicht lokaler Instanzen größer als auf dem Kontinent. Es dauerte aber immerhin noch bis 1848, dass die Polizei von Berlin mit Uniformen ausgestattet wurde: ein Anzeichen für ihre Verwandlung in eine erkennbare Truppe. Für die staatliche Kontrolle auf dem Lande war eher die Gendarmerie zuständig, eine besondere Ordnungsinstanz, die in Frankreich entstanden und während der Revolution zu Bedeutung gelangt war. Am Ende der 1790er Jahre hatte sie eine profilierte organisatorische Form erreicht und stand dem restlichen Europa als Modell vor Augen, das im gesamten napoleonischen Reich wie auch darüber hinaus kopiert wurde. Die Gendarmerie gehörte zu den wichtigeren politischen Exportartikeln Frankreichs während des gesamten 19. Jahrhunderts.149 Polizei und Gendarmerie waren vielfach die dauerhaftesten Hinterlassenschaften schon des napoleonischen Imperiums gewesen. Wenig anderes übernahmen die Regierungen der Restaurationszeit so bereitwillig von ihrem Vorgänger.
Die Ausstrahlung des französischen Polizeimodells reichte über Europa hinaus. Japan, das sich seine Militärorganisation, beeindruckt vom Deutsch-französischen Krieg, vor allem von Deutschland abgeschaut hatte, orientierte sich beim Aufbau seiner Polizei weitgehend an Frankreich. Schon 1872 hatte Japans erster Justizminister acht junge Mitarbeiter nach Europa entsandt, um sie die dortigen Polizeisysteme studieren und vergleichen zu lassen. Kurz nach der Rückkehr der Delegation wurde die erste moderne Polizeiorganisation Japans geschaffen, zunächst nur für die Hauptstadt Tokyo. Das französische System erschien den japanischen Besuchern zu Recht als das am klarsten organisierte, außerdem hatte das Justizministerium kurz zuvor Frankreich bereits als wichtigstes Vorbild für ein neu aufzubauendes japanisches Gerichtswesen auserkoren. Das französische Polizeisystem wurde während der folgenden zwanzig Jahre mit gewissen Modifikationen in Japan reproduziert. Aus der französischen Gendarmerie wurde zum Beispiel die japanische Kempeitai.150 Nachdem Japan mit seiner imperialen Expansion begonnen hatte, folgte es auch der französischen (und im British Empire unbekannten) Gepflogenheit, die Kolonien durch die Militärpolizei kontrollieren zu lassen. Diese Rolle übernahm die Kempeitai auf Taiwan und später in Korea. Bis 1945 wuchs sie immer weiter bis zu jener brutalen Terrortruppe, mit der die Japaner die Zivilbevölkerung in allen Teilen ihres Kriegsimperiums in Angst und Schrecken hielten.
Um 1881 hatte Japan auf dem Sektor der Polizei ausgelernt. Was nun folgte, waren Erweiterungen des importierten Systems. Japan nahm die Professionalisierung und die Ausbildung der Polizei wichtiger als jedes Land Europas. Das Land wurde mit einem dichten Netz von Polizeiposten überzogen. Die Polizei war der wichtigste Agent des Staates, um die vielfältigen Reformen der Meiji-Ära tatsächlich durchzusetzen. Sie unterband möglichen Widerstand gegen das Neue Japan in einem frühen Stadium. Sozialer Wandel sollte allein von oben verfügt werden. Dass die Bevölkerung dabei der Regierung nicht in die Quere kam, dafür sorgte die Polizei.151 Am erfolgreichsten war die Polizei bei der Verfolgung von missliebigen politischen Parteien und Organisationen der frühen Arbeiterbewegung. Als weniger effektiv erwies sie sich bei der Unterdrückung spontaner Proteste, wie sie sich um die Jahrhundertwende häuften. Zum Zeitpunkt des Todes des Meiji-Kaisers 1912 war der typische japanische Polizist nicht eine asiatische Version des freundlichen Londoner «Bobby», sondern ein unmittelbarer Agent des Zentralstaates. Japan war damals vielleicht die polizeilich am intensivsten durchdrungene Gesellschaft der Welt.
Es dürfte keine europäische Kolonie gegeben haben, in der während des 19. Jahrhunderts nicht ein Minimum an moderner Polizei europäischen Stils eingeführt worden wäre, vorwiegend in den Städten. Bei der Aufrechterhaltung der Ordnung auf dem Lande arbeiteten die kolonialen Machthaber fast immer in irgendeiner Weise mit der einheimischen Lokalelite zusammen und verließen sich teils auf Patron-Klient-Beziehungen, teils auf Vorrichtungen kollektiver Haftung. Dass in den asiatischen Kolonien immer wieder lokale Aufstände ausbrachen, von denen die Kolonialbehörden vollkommen überrascht wurden, zeigt, wie wenig man in den großen agrarischen Flächenstaaten über das Geschehen auf dem Lande wusste.152 Ob die Kolonien nun wie Indien und Indonesien schon seit langer Zeit europäische Kontrolle kannten oder ob sie, wie das tropische Afrika oder der Norden Vietnams, erst seit den 1880er Jahren kolonisiert worden waren: In beiden Fällen verstärkte sich der Zugriff der kolonialen Polizei erst seit den 1920er Jahren. Damals wurde es in den Städten unruhiger; eine aufmüpfige Arbeiterschaft forderte die kolonialen Behörden heraus. Auch die Kontrolle auf dem Lande nahm nun deutlich zu, übrigens auch im nicht-kolonialen China, wo es zu den halbherzigen Versuchen der Staatsbildung unter der Guomindang-Regierung (1927–37) gehörte, einen Polizeidienst auf dem Lande aufzubauen, wie es ihn bis dahin niemals gegeben hatte. Nur ausnahmsweise, etwa in Cochinchina (Südvietnam) machten koloniale Populationen vor 1920 Erfahrung mit einer Polizeikontrolle und einem Anschluss der Dorfverwaltungen an bürokratische Kommandoketten von kontinentaleuropäischem oder japanischem Typ.
Die weltweite Entwicklung von Polizeikräften im 19. und 20. Jahrhundert liefert schöne Beispiele für Transfers aller Art: nicht nur von den Metropolen in die Kolonien oder als Eigenimporte in Ländern wie Siam und Japan, sondern auch quer innerhalb einzelner Imperien. So wurden in Ägypten nach der britischen Okkupation von 1882 zunächst ohne Rücksicht auf einheimische Verhältnisse die Grundstrukturen der indischen Polizei eingeführt. Koloniale Ordnungsstiftung anderer Art konnte auch auf Europa zurückwirken. Das indische Strafgesetzbuch, 1835 von Thomas Babington Macaulay, dem berühmten Historiker, während seiner Amtszeit als Justizminister Indiens verfasst, 1860 in Kraft gesetzt und noch heute teilweise gültig, war in seiner Präzision und Konsistenz auf den Britischen Inseln mit ihrer Tradition eines kasuistischen Gewohnheitsrechts ohne Vorbild; erst in den 1870er Jahren entstand in seiner Nachfolge ein englisches Strafrecht von ähnlicher systematischer Qualität.153 Wie in Indien der Staat als militärischer Eroberer, Gesetzgeber und Polizeiherr hoheitlich durchgegriffen hatte, so sollte nach der Vorstellung mancher Konservativer auch im britischen Mutterland die erzwingende Natur des Staates gegenüber der herrschenden Demokratierhetorik stärker herausgekehrt werden.154 In Großbritannien blieben die Gegenkräfte gegen einen solchen kolonialen Autoritarismus stark genug, um Gefährdungen des heimischen Repräsentativsystems abzuwehren. Doch zeigten sich Kritiker des Imperialismus wie der scharfsichtige John Atkinson Hobson weiterhin darüber beunruhigt, dass neun Zehntel aller Bewohner des Empire unter dem Joch eines «britischen politischen Despotismus» lebten, der auch das politische Klima im Mutterland zu vergiften drohe.155 Kolonialismus hat stets autoritäre Herausforderungen metropolitaner Liberalität hervorgebracht. Und eine regelmäßig wiederkehrende Forderung war dabei die nach der Stärkung polizeilicher Gewalt.
Die Polizei der USA hatte ihre Wurzeln in England: zunächst in dessen alter, in die amerikanischen Kolonien übertragener Tradition freiwilliger kommunaler Nachtwachen, dann in dem wichtigsten Ansatz polizeilicher Modernisierung in Großbritannien, der Metropolitan Police of London von 1829 mit ihren uniformierten Bobbies. Dieses Grundmodell wurde mit einer Verzögerung von zwei bis drei Jahrzehnten in den großen Städten der USA übernommen.156 Erst in den 1850er Jahren legten sich die Städte des Ostens permanente, regelmäßige Gehälter beziehende Polizeitruppen in Uniform zu. Früh bildeten sich indes amerikanische Besonderheiten aus. Eine gesamtstaatliche Polizei wie in Frankreich und später auch in Großbritannien fehlte in den USA. Erst Jahrzehnte später wurde ein weiteres Kriterium «rationaler» Bürokratien erfüllt, ihre politische Unabhängigkeit. Bis dahin war die Polizei vielfach ein Instrument, das in der Parteipolitik der amerikanischen Städte eingesetzt wurde. Die extreme Dezentralisierung der Polizei in den USA führte dazu, dass die Polizeiintensität regional sehr stark schwankte, manche Gebiete (vor allem an der Frontier) nahezu polizeilos waren und die einzelnen Jurisdiktionsgebiete mosaikartig nebeneinander lagen. Es war sehr schwierig, Verbrecher zu verfolgen, die eine solche Grenze überschritten. In der Nachbarstadt konnte man sie oft nicht mehr belangen. In diese Marktlücke stießen private Detektivagenturen vor, unter denen die bekannteste 1850 von Allan Pinkerton gegründet worden war. Pinkertons Leute bewachten zunächst Eisenbahnen und Postkutschen; in den neunziger Jahren wurden sie durch ihre Attacken auf streikende Arbeiter berüchtigt. In keinem anderen Land der Welt ließ ein unvollständiges Gewaltmonopol soviel Raum für private Polizeidienste, deren juristische Kontrolle nicht einfach war. In den USA wurde die Polizei nicht als Organ eines hierarchischen «Staates» gesehen, sondern als Teil der lokalen Selbstverwaltung. Dies war das extreme Gegenteil zum französischen oder japanischen System. Aber auch die Kontraste zu England waren groß. Der englische Polizist des späten 19. Jahrhunderts sah sich als Vertreter des Gesetzes, so wie es in der ungeschriebenen Verfassung und im common law niedergelegt war, der amerikanische Polizist verstand sich bei schwächerer Gesetzesbindung als Vertreter einer eher aus der Situation heraus definierten «Gerechtigkeit». Der marshall des nordamerikanischen Westens war die unverwechselbare Verkörperung dieses Typus.157 Auch war er oft der einzige lokale Vertreter einer fernen Staatsmacht. Typisch war weltweit eher eine arbeitsteilige Verbindung zwischen Polizei bzw. Gendarmerie und Militär. Dass Militär nicht im Inneren zur Verteidigung der Ordnung eingesetzt werden solle, gehörte nur in wenigen Ländern zu den neuen Maximen ihrer politischen Kultur. Die Polizei ist historisch jünger als das Militär, entstand aus einer Ausdifferenzierung von Ordnungsfunktionen und spielte eine weniger prominente Rolle in Prozessen der Staatsbildung. Ihre Aufgabe war weniger die Errichtung als das Management eines staatlichen Gewaltmonopols.
|  Disziplinierung und Fürsorge


Obwohl Staatsapparate des 19. Jahrhunderts, organisatorisch gesehen, im Vergleich zu heutigen Eingriffsmöglichkeiten der Behörden oft «schwach» waren, mischten sie sich zuweilen in Bereiche des Alltagslebens ein, aus denen sich der (europäische) Staat des späten 20. Jahrhunderts stärker zurückgezogen hat. Dies war eine direkte Funktion der jeweiligen Kriminalisierung von Verhaltensweisen. So ist es historisch durchaus variabel, ob ein Staat religiöse Konformität zu erzwingen versucht, oder in welchem Maße er sich zum Hüter der privaten «Sittlichkeit» seiner Untertanen und Bürger berufen fühlt. Zumindest im protestantischen Europa – und hier vor allem in Großbritannien – ist im 19. Jahrhundert eine Moralisierung der Staatsaufgaben und damit auch der polizeilichen Tätigkeit zu beobachten. Im viktorianischen und edwardianischen England war man geradezu obsessiv mit der gesetzlichen und polizeilichen Bekämpfung des «Lasters» beschäftigt. Prostitution, Trunksucht und Wettleidenschaft kamen ins Visier der Behörden – und das nicht allein zum Schutz der wohlanständigen Mehrheit vor solcher Regelüberschreitung, sondern ebenso als moralische Aufgabe innerer Zivilisierung. Das Strafrecht wurde mehr als früher zum Werkzeug von Tugendkampagnen, nicht ohne den nationalistischen Hintersinn, die nationale Gemeinschaft moralisch «fit» zu machen.158 John Stuart Mill hatte 1859 in seinem Essay On Liberty vor einer solchen Invasion der Privatsphäre gewarnt, und kurz nach der Jahrhundertwende legte Karl Kraus im österreichischen Kontext die Widersprüche von «Sittlichkeit und Kriminalität» frei.159 Dass solche Polemik nötig war, verweist auf das Gewicht widerstreitender Praxis.
Kriminalisierung wurde auch im kolonialen Raum als Mittel von Ausgrenzung und Kontrolle verwendet. In Britisch-Indien wurden Menschen als Stämmen und Kasten zugehörig betrachtet, die als «erblich kriminell» eingestuft wurden. 1947, am Ende der Kolonialzeit, waren dies immerhin 128 meist migrante Gruppen, die etwa 3,5 Millionen Menschen umfassten, ca. ein Prozent der Gesamtbevölkerung. Diese criminal tribes spürten die Verfolgung durch den kolonialen Staat mit großer Härte. Tatsächliches Verhalten, etwa von Generation zu Generation weitergegebene kriminelle Praktiken, im Wechselspiel mit obrigkeitlicher Etikettierung führte zur stabilen Definition einer solchen Minderheit. 1871 fixierte ein Criminal Tribes Act die Position dieser Gruppen im Verhältnis zum kolonialen Staat. Zu den Kontrollmethoden gehörten polizeiliche Registrierung, Residenzpflicht in bestimmten Dörfern und Zwangsarbeit bei der Landurbarmachung. Analogien zu den Zigeunern Mitteleuropas sind offensichtlich. Die criminal tribes waren keine reinen Konstruktionen kolonialen Ordnungswahns. Heute gilt als wahrscheinlich, dass diese Gruppen ursprünglich zu nomadischen Stämmen aus Zentralasien gehörten, dann im 18. Jahrhundert Opfer des politischen Zerfalls nach dem Ende des Mogulreiches wurden und von da an in einen Teufelskreis der Ausgrenzung gerieten.160
Die indischen criminal tribes sollten nicht «erzogen» werden. Sie standen außerhalb der Sphäre, in der «Zivilisierung» möglich und wünschbar zu sein schien. Ähnliches konnte auch geschehen, wo – fast genau gleichzeitig mit der Verschärfung der Zwangsmaßnahmen in Indien – Kriminalisierung eingesetzt wurde, um die Folgen emanzipatorischer Politik teilweise rückgängig zu machen. In Alabama, vormals einem der größten Sklavenstaaten des Südens, entstand nach Bürgerkrieg und Rekonstruktionsperiode, vor allem seit 1874, eine überwiegend schwarze Gefängniswelt. Neue Delikte wurden eingeführt. Nach einem kurzen Intermezzo der Freiheit wurde das Gefängnis zu einer neuen Bedrohung der schwarzen Bevölkerung. Unter einem nun eingeführten convict lease system lieferten die Gefängnisse, die gewinnbringend betrieben wurden, billige Arbeitskräfte für die neuen Industrien und Bergwerke des Südens.161
Japan übernahm aus dem Disziplinierungsarsenal europäischer Staaten vor allem den Gedanken vom Gefängnis als Überwachungs- und Erziehungsort. Dazu war eine tiefgreifende Umgestaltung des Strafrechts erforderlich. In der späten Tokugawa-Zeit wurden viele Oppositionelle ins Gefängnis geworfen und schrieben über die fürchterlichen Zustände, die sie dort kennenlernten: primitivste Verliese, wie sie ähnlich in vielen anderen Teilen der Welt üblich waren. Damals gab es keine öffentlich bekannten Strafgesetzbücher, die ersten solcher Codices, noch wenig vom Westen beeinflusst, erschienen 1870 und 1873. Die frühen Meiji-Strafgesetze legten immer noch genau spezifizierte Körperstrafen fest, etwa die Zahl von Schlägen in Relation zur Schwere des Vergehens. In den 1870er Jahren gewann die Idee Anhänger, der subjektive Bewusstseinsstand des Gefangenen müsse durch nützliche Arbeit verbessert werden. 1880 wurde das erste an westlichen Vorbildern orientierte Strafgesetzbuch, redigiert von einem französischen Juristen, in Kraft gesetzt.162 Erstmals folgte man nun dem Grundsatz, dass es keine Strafe ohne gesetzliche Voraussetzung (nulla poena sine lege) geben dürfe, und staffelte die Strafen nicht mehr nach sozialem Status. Seit den 1880er Jahren kam es dann zum systematischen Ausbau von Erziehung im Gefängnis.163 Hier ging Japan den europäischen Ländern voran. Gefängnisreform wurde weltweit zu einem der beliebtesten politischen Programmpunkte, um den eigenen Anschluss an die «moderne Zivilisation» und zugleich die Handlungsfähigkeit eines zeitgemäßen Nationalstaates unter Beweis zu stellen. Wer sich etwa im China der Jahrhundertwende um den Fortschritt des Landes sorgte, trat im Allgemeinen für die Errichtung von «Mustergefängnissen» nach europäischem oder nordamerikanischem Vorbild ein.164
In welchem Umfang war der Staat des 19. Jahrhunderts bereits ein sorgender Staat? Die ältere «Armen- und Bettelpolizey» wurde in Europa mit der Zeit abgebaut. In Frankreich blieben die Pläne der Revolution, ein staatlich finanziertes, auf Gleichheit beruhendes System der öffentlichen Unterstützung zu schaffen, unverwirklicht. Hospitäler, Hospize und andere Einrichtungen der gemeindlichen Armenpflege, so charakteristisch für das Ancien Régime, wurden fortgeführt, immer häufiger unter dem Patronat privater Philanthropie. Regierungen in West- und Mitteleuropa bauten manche neuen Anstaltskomplexe; Hospitäler wurden der Intention nach dabei in die Nähe zu Irren- oder Arbeitshäusern gerückt. Fürsorgende Hilfe und Sozialdisziplinierung waren kaum trennbar miteinander vermischt. Der Eigeninitiative der arbeitenden Bevölkerung waren enge Grenzen gesetzt, solange ihr die Vereinigungsfreiheit vorenthalten blieb. Sie wurde seit 1848 in vielen Ländern Kontinentaleuropas zur Grundlage der Bildung von Gewerkschaften, Konsumvereinen und Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit. In Großbritannien hatte es schon länger friendly societies mit ähnlichen Zwecksetzungen gegeben. Der Staat griff in Europa stärker als zuvor kontrollierend ein, doch scheinen seine finanziellen Aufwendungen für Wohlfahrtsaufgaben bis zum Ende des 19. Jahrhunderts nicht nennenswert gestiegen zu sein. In einigen Ländern, etwa England, fielen sie, wenn man den Anteil von Armenhilfe am Sozialprodukt als Maßstab nimmt.165 Erst nach 1880 befassten sich Regierungen damit, das Fürsorgewesen allgemein, also nicht mehr nur für einzelne Berufsgruppen (vor allem Bergleute), durch Gesetze und Verordnungen zu regeln und dabei auch private oder kirchliche Institutionen einzubeziehen.166 Die Armenhilfe wurde nun allmählich durch «wohlfahrtsstaatliche» Transfers und gesetzliche Sicherungsprogramme abgelöst.167
Eine Neudefinition staatlicher Aufgaben begann mit der Einrichtung öffentlicher Sicherungen gegen die Risiken lohnabhängiger Arbeit. Die 1883/84 eingeführte Kranken- und Unfallversicherung für Arbeiter im Deutschen Reich, der 1889 eine Invaliditäts- und Altersversicherung folgte, machte international den Anfang. Hier wurde sogleich eine ungewöhnlich stark etatistische, den alternativen Gedanken genossenschaftlicher Solidarität in den Hintergrund drängende Lösung favorisiert, die den entstehenden Sozialstaat in die Hände von Bürokratien und Interessenverbänden legte. Bismarcks Sozialversicherung ging mit einem Verbot von Gewerkschaften und Sozialdemokratie (Sozialistengesetz, 1878) einher. Eines der Ziele des Reichskanzlers war es, die autonom verwalteten Hilfskassen der Arbeiterbewegung zu schwächen.168 Der Sozialstaat kam nicht von Anbeginn als komplettes Paket der Daseinsvorsorge daher. Mit der Schaffung einer Arbeitslosenversicherung, die es in Dänemark bereits seit 1907 und in Großbritannien seit 1911 gab, wartete Deutschland bis 1927.169 Die Chronologie des Übergangs zu einer gesetzlich geregelten, auf Ansprüchen beruhenden, staatlich finanzierten und bürokratisch verwalteten Sozialfürsorge zeigt dann ein sehr uneinheitliches Bild, wenn man die einzelnen Arten von Versicherung und Unterstützung unterscheidet. Demokratien waren hier nicht durchweg schneller als autoritäre oder semi-autoritäre politische Systeme. Im demokratischen Frankreich etwa begann die Epoche der Sozialversicherung erst 1898 mit der Einrichtung einer gesetzlichen Unfallversicherung. Die Regierungen und die nun entstehenden kleinen Gruppen von «Sozialexperten» in den einzelnen europäischen Ländern beobachteten sich gegenseitig genau, und man lernte quer über Systemgrenzen hinweg voneinander, auch transatlantisch.170
Dies führte zu keiner Vereinheitlichung der Systeme. Vielmehr bildeten sich im Übergang vom 19. und 20. Jahrhundert in Europa «drei Welten des Sozialstaates» heraus: ein skandinavisches Modell, das soziale Sicherheit durch Umverteilung finanzierte, ein britisches Modell, dessen Hauptziel die Vermeidung von Armut durch steuerfinanzierte Grundleistungen war, und ein kontinentaleuropäisches Modell, das sich aus Beiträgen finanzierte und stärker nach sozialem Status (etwa Sonderbehandlung von Beamten) gestaffelt war als die anderen beiden Politikansätze.171 Trotz solcher Pfadunterschiede lässt sich sagen, dass in keiner anderen Gegend der Welt als in Europa, Neuseeland und Australien die traditionalen Vorkehrungen gemeinschaftlicher, philanthropischer, religiös-kirchlicher oder obrigkeitlicher Art zur Linderung von Armut aus innerer Dynamik in ein neues Verständnis von den Aufgaben des Staates überführt wurden. In den USA, wo private Mildtätigkeit hoch angesehen war, aber die Aufwendung von Steuergeldern für die Armen als Verschwendung galt, wurden – trotz mancher eher lokaler Anleihen bei europäischen Vorbildern – umfassende wohlfahrtsstaatliche Programme erst in den 1930er Jahren in die Wege geleitet. Auch Japan, das in anderer Beziehung Europa so schnell folgte, ließ sich mit dem Aufbau eines Sozialstaates Zeit. Erst 1947 führte es als letztes der großen Industrieländer eine Arbeitslosenversicherung ein. Als ein ideologischer Rest aus dem 19. Jahrhundert hielt sich vielerorts noch lange die Prüfung von Ansprüchen unter dem Gesichtspunkt der «Moral» der Hilfsempfänger. Weltgeschichtlich gesehen, gehört der Vorsorge- und Wohlfahrtsstaat zur Geschichte des 20. Jahrhunderts. Dort findet sich auch das einzigartige Phänomen, dass unter staatssozialistischen Vorzeichen allumfassende, allerdings auf sehr niedrigem materiellen Niveau operierende Sicherungssysteme in wirtschaftlich rückständigen Ländern aufgebaut wurden. In einem Land wie China, das diese Phase nach 1949 durchlief, ist in der Phase der Liberalisierung nach ca. 1978 ein neues Sicherungssystem noch gar nicht wiederaufgebaut worden.
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|  Rückständigkeitswahrnehmung


Mehr denn zuvor war der Staat im 19. Jahrhundert Reformstaat. Schon im ausgehenden Ancien Régime hatten einige Herrscher und ihre Minister die Notwendigkeit erkannt, den Staatsapparat effizienter zu gestalten, dadurch seinen Zugriff auf Ressourcen zu erhöhen und möglichst auch noch seine Loyalitätsgrundlage in der Bevölkerung zu verbreitern. Der friderizianische Staat in Preußen sowie der österreichische Staat unter Maria Theresia, Joseph II. und vor allem unter dessen Bruder Peter Leopold, dem später nur kurz regierenden Kaiser, in seiner Zeit als Großherzog des aufklärerischen Musterländles Toskana (1765–90) waren solche Reformstaaten gewesen; der Minister Turgot hatte Frankreich dazu machen wollen; und Spanien unter Karl III. hatte nach 1760 sogar die mittelfristig gar nicht so erfolglose Generalüberholung eines riesigen Überseereiches in Angriff genommen. Auch in China zum Beispiel war die Idee geläufig, der Staat bedürfe ab und zu planvoller Erneuerung. Der Yongzheng-Kaiser hatte um 1730 die einstweilen letzte Reparatur der bürokratischen Maschinerie vorgenommen. Im 19. Jahrhundert kamen die Anstöße für reformerische Veränderungen durch etablierte Machthaber mehr denn je von außen. Internationaler Wettbewerb erzeugte Reformdruck. Gewiss blieb daneben innere Reform auf Revolution bezogen. Nach 1789 war einiges über die Kosten unterbliebener Reform zu lernen, und der Schluss lag nahe, Reformen könnten der Vorbeugung gegen Revolution dienen. Umgekehrt legte zuweilen auch eine misslungene Revolution den Gedanken nahe, auf einige ihrer Forderungen reformerisch zu reagieren. Ganz folgenlos blieben die Achtundvierziger-Revolutionen nicht.
Dennoch wurden die zeittypischen Reformen des 19. Jahrhunderts durch die Wahrnehmung eigener Rückständigkeit ausgelöst. Schon die bourbonischen Reformen im spanischen Kolonialreich nach 1759 hatten unter anderem dem Zweck gedient, Spaniens Ruf als «rückständig» zu überwinden und den Respekt der aufgeklärten Öffentlichkeit Europas zu gewinnen. Keine dieser Wahrnehmungen war schärfer als die des Versagens im Krieg. 1806, das Jahr der großen preußischen Niederlage gegen Napoleon, zeigte Teilen der preußischen Machtelite, dass die alte Ordnung um ihrer Überlebenschancen willen einer Erneuerung unterzogen werden müsse. Dieselbe Wirkung hatten der Krimkrieg für das Zarenreich und mehr als vier Jahrzehnte später die Niederlage des Jahres 1900 gegen die internationale Expeditionstruppe im Boxerkrieg für das Qing-Imperium. Die Inhalte solcher Reformen unterschieden sich im einzelnen; sie hatten gemeinsam, dass Normen von rationalerer, stärker vom gleichmachenden Einfluss der Gesetze geleiteter Staatspraxis verwirklicht werden sollten. Kriegsniederlagen lösten also nicht allein militärische Reformen aus. Es wurde zu einer weithin verbreiteten Einsicht, dass ein Militärapparat nur so gut sein könne wie der zivile Rahmen des Staates, in den er eingebettet war. Das verstanden die preußischen, die russischen und – in diesem Fall zu spät – die chinesischen Reformer, die allesamt vor der Aufgabe standen, Schwäche in Stärke zu verwandeln.
Dahinter verbarg sich eine noch allgemeinere Problemwahrnehmung. Niemals zuvor in der Geschichte waren so wenige Gesellschaften als maßstäblich für so viele andere betrachtet worden. Man hatte eher oberflächlich die Erscheinungsformen glanzvoller Staaten und Zivilisationen zu kopieren versucht, so etwa, wenn das Frankreich des Sonnenkönigs Nachahmer in weiten Teilen des europäischen Kontinents fand. Auch war schon in der frühen Neuzeit so etwas wie die Idee politischer Fortschrittlichkeit aufgekommen. Im England vor 1700 war nicht unbekannt geblieben, dass der große kaufmännische und militärische Konkurrent, die Niederlande, manche geschäftlichen, gesellschaftlichen und politischen Dinge vorbildlich geregelt hatte. Aber das waren sehr begrenzte Differenzwahrnehmungen gewesen, die selten Zivilisationsgrenzen übersprangen. Die Begeisterung der Jesuiten und einiger Kameraltheoretiker des 17. und 18. Jahrhunderts für den, wie es ihnen schien, wohlgeordneten und weise regierten chinesischen Staat der großen Qing-Kaiser blieb in Europa ohne tatsächlich verändernde Wirkung. Und die vorübergehende Öffnung des Osmanischen Reiches gegenüber westeuropäischen Bau- und Dekorationsstilen während der «Tulpenzeit» (1718–30) war eine folgenlose Episode.173 Im 19. Jahrhundert begann etwas ganz Neues: Die westeuropäische Zivilisation wurde zu einem Modell für große Teile der übrigen Welt. «Westeuropa»: das war zuallererst Großbritannien, von dem sich bis 1815 nahezu überall herumgesprochen hatte, dass es das reichste und mächtigste Land der Welt war. Trotz des Scheiterns Napoleons und anhaltender politischer Unbeständigkeit zählte auch Frankreich zu diesem maßstäblichen Westeuropa, allmählich auch Preußen, das aber noch viele Jahrzehnte brauchte, um sich von seinem Image als spartanischer Militärstaat am östlichen Rand der Zivilisation zu befreien, in dem sich selbst sein größter König, am liebsten Französisch sprechend, unwohl gefühlt hatte.
Die staatliche Entwicklung außerhalb dieses westeuropäischen Kerns wurde während des gesamten 19. Jahrhunderts durch nichts so sehr bestimmt wie durch das Bestreben der machthabenden Eliten, sich durch präventive Übernahme westlicher Kulturelemente gegen die Dynamik eben dieses Westens zu wappnen. Schon Zar Peter der Große hatte um 1700 eine solche Politik betrieben und versucht, Russland gleichzeitig mit und gegen Westeuropa innerlich wie äußerlich stark zu machen. Die Abwehr des napoleonischen Frankreich löste ein Jahrhundert später die ersten Versuche zur Selbststärkung durch defensive Modernisierung aus. Das Osmanische Reich unter Sultan Selim III. (r. 1789–1807), schockiert durch die russische Südexpansion unter Katharina II. und durch Bonapartes Invasion Ägyptens 1798, machte den Anfang. Diese Reformen stießen auf zu starke innere Gegenkräfte; der erste Anlauf führte nicht weit. Weniger umstritten und daher erfolgreicher waren nach 1806 die Reformen von Militär, Staatsorganisation, Recht und Bildungswesen in Preußen. Der genau gleichzeitig beginnende Aufbau des ägyptischen Militärstaates unter Muhammad Ali nach 1805 ist ebenfalls eine Facette dieses welthistorischen Moments.
Der Erfolg der ägyptischen Militärexpansion offenbarte die Schwäche des Osmanischen Reiches. Dass die Großmächte ihm gegen seinen eigenen Vasallen Muhammad Ali zu Hilfe kommen mussten und dass zuvor schon Griechenland unter der Protektion der Mächte dem Reich entrissen worden war, trug dazu bei, den Sultan und führende Staatsmänner des Reiches 1839 auf eine wagemutige Politik umfassender Reformen einschwenken zu lassen, die sogenannte Tanzimat.174 Ein Vierteljahrhundert lang stand die osmanische Politik nun im Zeichen fortgesetzter Reformen: Umbau des Bildungswesens (mit einer gewissen Zurückdrängung islamischer Inhalte), Reform der Staatsverwaltung, rechtliche Veränderungen mit der Tendenz zu einer einheitlichen Staatsbürgerschaft, allmähliche Milderung der Nachteile für Nicht-Muslime, Erhöhung der Staatseinnahmen nicht durch Ad-hoc-Plünderung, sondern durch Verminderung der Steuerverpachtung und durch Umbau der Steuerstruktur. Die führenden Persönlichkeiten der «Hohen Pforte», die an der Spitze dieser Reformbewegung standen, kannten den Westen aus eigener Anschauung und machten sich eigene Gedanken über Ziel, Ausmaß und Realisierungschancen einer partiellen Verwestlichung unter osmanischen Bedingungen. Sowohl Mustafa Resid Pascha (1800–1858) als auch Ali Pascha (1814–1871) und Fuad Pascha (1815–1869), die wichtigsten Angehörigen der osmanischen Reformgeneration, waren zeitweise Botschafter in Paris oder London bzw. Außenminister gewesen. Die Gruppe derjenigen, die östliches und westliches Wissen verbinden konnten, war sehr klein. Dies gab ihren Initiativen einen stark zentralistischen und dirigistischen Charakter. Zivilgesellschaftliche Dynamik stand nicht am Anfang der Reform. Sie konnte sich aber unter günstigen Bedingungen entfalten, sobald Reformimpulse aus Istanbul Spielräume dafür geschaffen hatten. Am Beispiel von Städten wie Saloniki und Beirut ist dies eindrucksvoll gezeigt worden.175
|  Reformen


Ein Rückständigkeitsbewusstsein, zu dem sich immer wieder Anlässe fanden, stand auch hinter vielen Reformen und Reformversuchen der zweiten Jahrhunderthälfte. Der bewunderte und gefürchtete Westen, auf den man zu reagieren suchte, blieb währenddessen nicht unverändert. Vor allem in den zweiten Hälfte der 1860er Jahre wandelten sich die politischen Ordnungen in Großbritannien, Frankreich, Preußen und Österreich-Ungarn in merklicher, wenngleich nichtrevolutionärer Weise. Fast überall wurde reformiert.176 Am Rande und außerhalb Europas mischten sich auf unterschiedliche Weise die widerwillige Einsicht in die momentane Überlegenheit des Westens und eine genuine Bewunderung für manche seiner zivilisatorischen Leistungen mit einem Grundvertrauen in die Reformierbarkeit der eigenen Institutionen. Oft verband sich damit die Hoffnung, dass eigene kulturelle Grundwerte in die neue Zeit hinübergerettet werden könnten. In diesen Zusammenhang gehören die russischen Reformen unter Alexander II., deren Kern die Abschaffung der Leibeigenschaft 1861 und die Justizreform von 1864 bildeten,177 die sehr vorsichtigen ersten Reformversuche in China nach dem Sieg der Qing-Dynastie über die Taiping 1864, vor allem aber die radikale «Neuformatierung» Japans nach 1868 sowie der gewissermaßen kleine Bruder der Meiji-Renovation: die Modernisierung Siams.178 In jedem dieser Fälle wurden große Debatten in den Herrschaftszirkeln und in der entstehenden Öffentlichkeit geführt. Diese Debatten harren noch ihrer vergleichenden Aufbereitung. Im Kern ging es um Reichweite, Intensität und Realisierungschancen von «Westernisierung». «Westler» trafen auf Nativisten, ob sie nun russische Slawophile oder Anhänger eines orthodoxen Konfuzianismus waren. Machthaber, die sich bis dahin wenig um derlei Fragen kümmern mussten, sahen sich nun vor riskante politische Kalküle gestellt. Keine Erfahrung half, die Folgen von Veränderungen zu prognostizieren. Welcher Preis für Wandel war zahlbar? Wer würden die Gewinner und wer die Verlierer der Reformen sein? Von woher würde ein wie starker Widerstand kommen? Wie ließ sich das außenpolitische Umfeld abschirmen? Wie sollten die Reformen finanziert werden? Woher wäre das qualifizierte Personal zu nehmen, um sie in den verschiedenen Lebensbereichen und Regionen durchzusetzen? Die Antworten fielen von Fall zu Fall unterschiedlich aus. Die Ähnlichkeit der Probleme macht die einzelnen Fälle aber im Prinzip vergleichbar.
Alle diese Reformen gehören in eine Geschichte des Staates, und das in einem zweifachen Sinne: in die Geschichte des sich in der Welt in vielerlei Brechungen ausbreitenden europäischen Staates,179 aber auch in eine Geschichte der Mobilisierung staatlicher Ressourcen als Antwort auf akute Überlebensprobleme in peripheren Lagen der internationalen Politik, des globalen Kapitalismus und der zivilisatorischen Ausstrahlung Westeuropas. Die jeweils gewählten Strategien differierten erheblich. Sie waren in ganz unterschiedlichem Maße erfolgreich. Mit Tempo und Umfang seines Systemwandels stand Meiji-Japan allein – und wurde zugleich zum allseits bewunderten Vorbild.180 Die defensive Modernisierung des Zarenreiches war demgegenüber eine konservative Halteoperation. Im Osmanischen Reich mündete die Reformzeit in einen neuen Absolutismus unter Abdülhamid II., über dessen «Aufgeklärtheit» sich die Fachleute streiten. In China führten mehrere Anläufe der Reform (1862–74, 1898, 1904–11) zu keiner tragfähigen Erneuerung von Staat und Gesellschaft. In Ägypten endete die Westernisierung unter den Nachfolgern Muhammad Alis in Staatsbankrott und kolonialer Machtübernahme (1882). Auch die «Reform-Periode» in Mexiko von der Mitte der fünfziger bis zur Mitte der siebziger Jahre fügt sich in diesen Zusammenhang. Wie die Tanzimat brachte sie nicht den Durchbruch zu gefestigten repräsentativen Strukturen. Selbst der führende liberale Staatsmann, Benito Juárez (1806–1872), hatte nach 1867 Zuflucht in autoritären Ad-hoc-Maßnahmen gesucht. Wie dort Abdülhamid II., so übernahm hier Porfirio Díaz Mitte der siebziger Jahre die Alleinregierung und übte sie bis ins erste Jahrzehnt des neuen Jahrhunderts aus. Nur manches aus einer Fülle von Reformgesetzen war vor der Ära Díaz verwirklicht worden. Immerhin wurde der Einfluss der Kirche, des Hauptgegners der mexikanischen Liberalen, zurückgedrängt und dem Prinzip der Gleichheit der («weißen») Bürger vor dem Gesetz Respekt verschafft. Die Gängelung des Lebens durch weltliche und geistliche Obrigkeiten ließ nach.181 Ein weiteres Beispiel für postreformatorischen Absolutismus bietet Russland unter Alexander III. (r. 1881–94). Manche der Reformen des ermordeten Vorgängers wurden zurückgenommen, die sehr erfolgreichen Justizreformen, die zugleich Ausdruck wie Garant einer anspruchsvollen Rechtskultur im späten Zarenreich waren, zwar großenteils beibehalten, aber die Befugnisse der Polizei erweitert. Westliche Vorbilder, vor allem der Liberalismus, wurden nun mit viel größerer Skepsis betrachtet – eine genaue Parallele zum Osmanischen Reich nach 1878. In beiden Fällen wurde die Selbstherrschaft des Monarchen gestärkt und die innenpolitische Repression verschärft.182
Mit den Reformen waren neue Visionen der Zukunft verbunden. Sie waren es aber selten von Anfang an. Am osmanischen Beispiel hat sich zeigen lassen, wie erst im dritten Jahrzehnt der Tanzimat die ursprüngliche Auffassung von Reform als einer zeitgemäßen Wiederherstellung alter prekärer Gleichgewichte durch ein zukunftsoffenes Konzept abgelöst wurde, das die Errichtung einer definitiven neuen Ordnung als Ziel bestimmte. Mit dem Ziel änderten sich auch die Mittel. An die Stelle einer flexiblen Verbindung alter und neuer Herrschaftstechniken traten nun ein strikterer Zentralismus und ein neuer Kommandowille, der sich weniger um Kompromisse mit lokalen Machthabern bemühte, als dies noch in früheren Phasen der Reform geschehen war.183
Die verschobene Chronologie der einzelnen Reformprojekte machte es möglich, dass sie voneinander lernen konnten. Die Großwesire und Staatsphilosophen der Tanzimat-Epoche waren noch den westeuropäischen Urmodellen unmittelbar ausgesetzt. Sie hatten wenig mehr als Frankreich und Großbritannien vor Augen. Die Meiji-Führung konnte sich bereits von den langfristigen Folgen der preußischen Reformen beeindrucken lassen, besonders von Preußens militärischer Stärke. Sie sah sich selbst in der Rolle eines rational shopper, der die Modellkollektion der Außenwelt kritisch inspiziert. Kaum eines der kleineren Länder Asiens und Afrikas besaß eine solche Wahlfreiheit. Ahmad Bey (r. 1837–55) etwa, der reformfreudige Herrscher von Tunis, baute sein Militär mangels Alternativen ausgerechnet mit Hilfe des in Algerien drohend benachbarten Frankreich auf; britische Assistenz wäre in Paris sehr ungnädig aufgenommen worden.184 Sobald dann das Ausmaß und der Erfolg der japanischen Erneuerung in der Welt sichtbar wurde, war damit ein neuer Maßstab für Dritte gegeben. Der chinesischen Elite fiel es aus tiefverwurzelten kulturellen Gründen nicht leicht, die militärische Überlegenheit Japans anzuerkennen. In den letzten Jahren der Qing-Zeit hatte Japan dann aber aus chinesischer Sicht den europäischen und nordamerikanischen Westen als Referenz für chinesische Reformen eingeholt oder, nach Ansicht einiger, überholt. Spätestens nach Japans Sieg über Russland 1905 leuchtete Japan über ganz Asien als dasjenige Land, welches den Bann europäischer Unüberwindlichkeit gebrochen hatte.
7  |  Staat und Nationalismus

|  Starker, schwacher Staat


Aus der politischen Theorie, jedenfalls der europäischen, verschwanden im 19. Jahrhundert Ideen des starken Staates. In der frühen Neuzeit hatten sich führende Theoretiker über die möglichst große Stärkung des Staates, vornehmlich des Fürstenstaates, Gedanken gemacht. Ein starker Staat wurde als erstrebenswert angesehen, von ihm erwartete man die Eindämmung anarchischer Partikularinteressen, die Auflösung von Herrschaftsenklaven und die zielstrebige Verwirklichung des öffentlichen Wohls. Im 18. Jahrhundert kamen weitere Rechtfertigungen absoluter Herrschaft hinzu, ergänzt durch Lehren von der guten Verwaltung durch einen aufgeklärten Fürsten und seine uneigennützigen Beamten: Kameralistik und Polizeywissenschaft, wichtige Blaupausen der Staatsbildung. Ähnliches geschah genau zur gleichen Zeit in China, in dessen politischer Kultur Zentralismus und Dezentralisierung seit zweitausend Jahren im Widerstreit lagen. Dort wurde die alte Tradition der Verwaltungslehre im 18. Jahrhundert auf einen neuen Höhepunkt geführt. Die drei großen Kaiser der Qing-Dynastie, die hintereinander zwischen 1664 und 1796 herrschten, waren aktive Selbstherrscher, die an Energie und Kompetenz Friedrich II. von Preußen oder Joseph II. von Österreich in nichts nachstanden. Sie definierten ihre kaiserliche Rolle extensiv und suchten zugleich unablässig, die Effizienz des Beamtenapparates zu sichern und zu heben. Der Staat ließ Freiräume, er war keineswegs der «totalitäre» Leviathan, wie ihn die ältere Sinologie gelegentlich beschwor, doch ergab sich Liberalität, vor allem die Zulassung marktwirtschaftlicher Nischen, nicht aus institutionellen Begrenzungen von Macht, sondern aus der gnadevollen Großzügigkeit eines möglichst starken Autokraten.
Im 19. Jahrhundert verschwanden Doktrinen des starken Staates aus der öffentlichen Diskussion. Selbst das napoleonische Regime, sonst um Propaganda nicht verlegen, präsentierte sich durchaus nicht offen und selbstbewusst als modernes Kommandosystem. Ein Liberalismus, der die «Grenzen der Wirksamkeit des Staates» (Wilhelm von Humboldt, 1792) zu bestimmen suchte, war die vorherrschende Haltung mindestens bis zum letzten Quartal des Säkulums. Selbst Konservative traten nicht offen als Anwälte neo-absolutistischer Herrschaft «von oben» auf, sondern eher als nostalgische Anhänger adelsfreundlicher Ständeromantik. Und die Sozialisten und Anarchisten, zwischen denen lange in diesem Punkt kein fundamentaler Unterschied bestand, machten sich über den Staat wenige Gedanken, würde doch die Revolution nach der Beseitigung des kapitalistisch-bürgerlichen Systems ein «Reich der Freiheit» entstehen lassen.
Diesen Lehren eines weit über liberale Parteikreise geteilten Misstrauens in staatliche Allmacht korrespondierte eine reale Entwicklung, die dem Staat immer mehr Verfügungsmittel in die Hand gab. Liberale ganz unterschiedlicher Couleur wie Herbert Spencer (The Man against the State, 1884) und Max Weber glaubten vor einer neuen Hörigkeit warnen zu müssen, in welche die Menschen als Folge von Staatswachstum, Bürokratisierung und – in Webers Sicht – eines zu Erstarrung tendierenden Kapitalismus zu geraten drohten. Diese in der Staatslehre lange untertheoretisierte Akkumulation staatlicher Macht wurde – und hier löst sich das Paradoxon auf – auf einem anderen Feld in Gedanken gefasst: in Programmen des Nationalismus. Der Staat wurde durch die Nation auf indirekte Weise re-legitimiert. Wagte selbst der reaktionärste Monarch nicht länger zu behaupten, er selbst sei der Staat, so griff immerhin die Auffassung um sich, der Staat sei die Nation: es nütze der Nation, was dem Staat dient. So verschob sich die Legitimationsgrundlage staatlicher Macht. Der Nationalstaat hatte seine eigene Art von Räson, nicht länger die legitimen, in historischer Tiefe erzählbaren Ansprüche einer Fürstendynastie oder die körperartige Harmonie eines body politick, sondern die «nationalen Interessen». Wer diese Interessen definierte und in Politik übersetzte, war zweitrangig. Solange Politiker zumindest in Europa dem Nationalismusverständnis des einflussreichen Giuseppe Mazzini folgten, schienen die Interessen einer Nation, eine demokratische Ordnung im Inneren und der Frieden unter den Völkern zur gleichen Zeit erreichbar zu sein. Im Laufe des dritten Quartals des Jahrhunderts kam Skepsis gegenüber einem solchen utopischen Harmonismus auf (bei der Gründung des Völkerbundes 1919 sollte er vorübergehend wiederauferstehen), und es wurde deutlich, dass sich der Nationalstaat mit recht unterschiedlichen politischen Systemen verbinden konnte. Entscheidend war zweierlei: die innere Homogenität der Nation, wie sie sich auf allen möglichen Integrationsebenen von der Sprachpolitik über religiöse Einheitlichkeit bis zur infrastrukturellen Verdichtung durch den Eisenbahnbau äußerte, und die militärische Handlungsfähigkeit nach außen. Der Nationalismus erhielt also eminente staatstheoretische Bedeutung. Die «reine» Staatstheorie sollte erst wieder bei prinzipiellen Begründungen des Wohlfahrtsstaates neu ansetzen.
|  Halbierter Nationalismus und staatliche Legitimität


Die im Laufe des Jahrhunderts, verstärkt in seinem letzen Viertel, stattfindende Akkumulation staatlicher Macht war im Weltmaßstab unterschiedlich verteilt. Der Hauptgrund dafür war die extrem ungleichmäßige Verbreitung der Industrialisierung. Waren in der frühen Neuzeit die Staaten Eurasiens in einem großen Bogen von Spanien bis Japan gleichzeitig und auch vor dem Hintergrund ähnlicher gesellschaftlicher Grundlagen erstarkt, so konzentrierte sich die Machtakkumulation des 19. Jahrhunderts in drei Regionen der Welt, in denen die nun so genannten Großmächte aufkamen: Europa zwischen den Pyrenäen und dem Ural, die USA und, mit ein wenig Verspätung, Japan. Die Erstarkung des Staates war also keineswegs ein menschheitlicher Evolutionsschub, sondern eine globale Neuverteilung von Ungleichgewichten. Diejenigen, die schwächer wurden oder im Verhältnis zu anderen zurückfielen, wurden verwundbarer. Imperialismus war die Konsequenz aus diesem Machtgefälle. Schwache Staaten standen in der Gefahr, von außen unterminiert oder gar unterworfen zu werden. Europäer der frühen Neuzeit hatten sich den Staat des «Orients» als alles zermalmende «Despotie» vorgestellt. Er war dies mitnichten, noch nicht einmal in China mit seiner mächtigen Bürokratie. Ironischerweise suchten asiatische Machthaber im 19. Jahrhundert ihre eigene Schwäche dadurch zu kompensieren, dass sie die bürokratische und zentralistische Energie des europäischen Nationalstaates zu übernehmen trachteten.
Der Nationalismus halbierte sich. Auf der einen Seite wurde er zur Doktrin der in sich geschlossenen, einzigartigen, eine ganz besondere Logik realisierenden starken Nationalstaaten des Westens. Auf der anderen Seite taugte er auch als Programm der Abwehr. Wer durch koloniale Eroberung bereits seine Unabhängigkeit verloren hatte, dem blieb nur (und dies geschah in größerem Stil erst nach dem Ersten Weltkrieg), einen nationalistisch motivierten Abwehrkampf im Gehäuse kolonialer Herrschaft zu führen. In anderen Fällen verlangte defensiver Nationalismus zwingend eine Politik der Selbststärkung auf möglichst vielen Gebieten. So standen Expansionsnationalismus und Abwehrnationalismus in einer dialektischen Verbindung zueinander. Beide Formen waren auf je eigene Weise imstande, im Vorzeichen einer Solidarisierung unter «Abwesenden», die sich persönlich nicht kannten, außerordentliche Mobilisierungswirkungen hervorzurufen und gesellschaftliche Gruppen in die politische Arena zu ziehen, die bis dahin ohne Partizipationschancen gewesen waren.
Damit war eine noch allgemeinere Dialektik verbunden: die von Nationalisierung und Internationalisierung. Anders als es ihrem Selbstbild entsprach, folgen die Nationalstaaten keineswegs allein ihren inneren Potenzialen. Schon der Nationalismus als Ideologie und Programm verbreitete sich transnational, etwa über die Aufnahme der Ideen Mazzinis quer durch Europa oder über den Kult um nationale Freiheitskämpfer wie den Ungarn Lajos Kossuth. Während der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts wurde ein solch direkter Ideentransfer dadurch abgelöst, dass Nationalismen aufeinander reagierten und antagonistisch Bezug aufeinander nahmen. Die Verdichtung realer binnennationaler Zusammenhänge und der Aufstieg einer Rhetorik nationaler Abgrenzung und Überlegenheit war aber mit der Vervielfältigung und Intensivierung internationaler Kontakte auf vielen Ebenen eng verbunden. Auf diesen Widerspruch reagierten die Nationalstaaten unterschiedlich. Für Großbritannien zum Beispiel war das Empire seit langem eine Selbstverständlichkeit. Unter diesen Umständen war es eine mögliche Strategie, den Flickenteppich globaler Präsenz durch stärkere Bindungen einzelner Kolonien an das Mutterland rationalisierend zu vereinfachen. Dies versuchte, doch ohne Erfolg, an der Jahrhundertwende der Kolonialminister Joseph Chamberlain. Aus dem lose geknüpfte Empire sollte nach seinen Vorstellungen eine Art von Super-Nationalstaat werden: eine Föderation vor allem der «weißen» Reichsteile.185 Das Deutsche Reich war in einer ganz anderen Situation. Es wurde just im Moment eines großen weltweiten Globalisierungsschubes gegründet und musste von Anfang an vor allem seine Außenwirtschaftspolitik auf diese Bedingungen einstellen. Das Deutsche Reich wurde unter anderem deshalb zu einem erstrangigen Industrie- und Militärstaat, weil seine Politiker und Unternehmer die Chancen der Internationalisierung im nationalen Interesse nutzten.186
|  Musterbürger und Zwischengewalten


Die Idee der Demokratie, ob nun direkt im Sinne Rousseaus oder indirekt-repräsentativ im Sinne der britischen politischen Tradition, sah in jedem Fall eine Vereinfachung der politischen Mechanismen vor. Jeremy Bentham, der englische Aufklärer «utilitaristischer» Prägung, hat es vielleicht am deutlichsten ausgedrückt, aber es war ein Grundgedanke aller demokratischen Programme: kontrollierte Herrschaft in der Moderne verlangte das Wegrationalisieren von Zwischengewalten. Das Volk und die Regierenden sollten sich möglichst unvermittelt gegenüberstehen. Sie sollten durch Repräsentation miteinander verbunden sein: demokratisch als prozedural geregeltes Wahl- und Delegationsverhältnis oder auch in jener unio mystica, in der ein monarchischer oder diktatorischer Herrscher beanspruchte, eine Nation zu verkörpern und das nationale «Volk» diesen Anspruch akklamatorisch oder bloß «virtuell» unterstützte. Das politische System von Nationalstaaten beruht daher prinzipiell auf flach hierarchisierter Homogenität der Nation und Einfachheit der konstitutionellen Mechanismen.
Nationalstaaten oder sich modernisierende Imperien streben auch insofern nach diskursiver Vereinheitlichung, als sie Normen des «idealen Bürgers» (model citizen) aufstellen und deren Verwirklichung anstreben. Vormoderne Debatten über das Politische kreisten in vielen Zivilisationen um die Figur des musterhaften Herrschers, seine Fähigkeiten, seine Tugenden, seine Frömmigkeit. Moderne Debatten fixieren sich auf den vorbildlichen Standardbürger, der ganz unterschiedlich bestimmt werden kann, von dem aber überall zumindest erwartet wird, dass er (und sie) ein Gleichgewicht findet zwischen der Verfolgung privater Interessen und dem Dienst am Ganzen der Nation. Überlegungen darüber, wie ein zeitgemäßer Brite oder Franzose, ein Chinese oder Ägypter beschaffen sein solle, was es unter den Bedingungen der Gegenwart heißen könne, «britisch», «französisch», «chinesisch» oder «ägyptisch» zu sein, beschäftigten um die Jahrhundertwende die Öffentlichkeit in zahlreichen Ländern. Es waren Debatten um nationale Identität ebenso wie um Normen von «Zivilisiertheit». Sie wurden im 19. Jahrhundert noch nicht zu den kollektivistischen Exzessen gesteigert, die im 20. Jahrhundert «Vaterlandsverräter», «Klassenfeinde» und «rassische» Minderheiten der physischen Ausgrenzung und Verfolgung anheimgaben.
Dennoch: die Einheitlichkeit und Einfachheit von Nationen und «Volkskörpern» blieb eine unerreichbare Illusion. Imperien konnten ihren Vielvölkercharakter nicht wegzaubern. Nirgendwo wurde der radikale Schritt getan, eine «farbenblinde» imperiale Staatsbürgerschaft einzuführen. Überall, wo sie versucht wurde, stieß die Nationalisierung von Imperien schnell an die Grenze ihrer eigenen Widersprüchlichkeit. In Kolonialsystemen konnten die politischen Hierarchien gar nicht anders als kompliziert sein. Fast immer mussten manche Hoheits- und Ordnungsaufgaben delegiert werden. Es bedeutete auch, dass Kolonialregierungen zuweilen ihre eigene Finanzierung aus der Hand gaben. So wurden in manchen Kolonien Südostasiens die chinesischen Minderheiten, kompakt und handlungsfähig in gongsi (Bünden, Geheimgesellschaften) organisiert, zu kollektiven Steuerpächtern und Handelsmonopolisten (etwa im Opiumhandel), die dem kolonialen Staat halfen, seine eigene Finanzierung zu sichern.187 Die gongsi waren nicht Teil eines formellen Herrschaftssystems, und dennoch blieb der Staat ohne sie funktionsunfähig. Auch in einer Situation, in der demokratische Mitsprache bedeutungslos war, vermochten sich auf diese Weise neu geschaffene organisierte Interessen bemerkbar zu machen.
Aber auch in den Staatsbürgergesellschaften des Westens verflüchtigte sich das Ideal des einfachen Regierens und des kleinen Staates. Neuartige Mittlerinstanzen machten sich breit. Zwischen Volk und Regierende schoben sich nicht länger altertümliche Stände, sondern Bürokratien, politische Parteien, die zunehmend als kompakte Organisationen (oder im US-amerikanischen Fall als örtliche machines) auftraten, weiterhin Syndikate, Gewerkschaften, Interessenverbände und Lobbies aller Art, Kirchen, die sich entsakralisierten und zu Vertretern besonderer Interessen umdefinierten, schließlich Massenmedien mit eigenem Verselbständigungsdrang. Die so rationellen und einfachen politischen Systeme des klassischen Liberalismus wurden zu ziemlich komplizierten Angelegenheiten. Schon vor dem Ersten Weltkrieg wurden mancherorts Keime zu jenen korporatistischen Elementen gepflanzt, die in den 1920er Jahren nicht nur in Europa in den Vordergrund treten sollten.




|  THEMEN






XII  |  Energie und Industrie:
Wer entfesselte wann und wo Prometheus?

1  |  Industrialisierung

Wenn große Teile der Welt um 1910 anders aussahen als um 1780, dann war die wichtigste Ursache dieser physischen Verwandlung des Planeten die Industrie. Das 19. Jahrhundert war die Epoche der Ausbreitung der industriellen Produktionsweise sowie der damit verbundenen Gesellschaftsformen über große Teile der Welt. Es war jedoch nicht die Zeit einer einförmigen und gleichmäßigen Industrialisierung. Wo die Industrie sich verwurzelte und wo dies misslang, spät begonnen oder gar nicht erst versucht wurde – dies waren die jeweils lokalen Weichenstellungen, aus denen eine neue Geographie von Zentren und Peripherien, von dynamischen und stagnierenden Regionen entstand. Was aber ist «Industrialisierung»? Dieser so einfach anmutende Begriff löst bis heute Debatten aus.
|  Kontroversen


Obwohl der Begriff der Industrialisierung schon seit 1837 im Gebrauch war und derjenige der «Industriellen Revolution», 1799 erstmals belegt, 1884 wissenschaftliche Würden erhielt, haben sich die Historiker auf keinen einheitlichen Wortgebrauch einigen können.1 Die verzweigten Diskussionen über die Industrialisierung sind sehr unübersichtlich: Es gibt keine einzelne Frage, auf die sich die Debatte konzentrieren würde; vielmehr muss immer wieder neu geklärt werden, worüber man gerade diskutiert. Außerdem trägt es zur Unübersichtlichkeit bei, dass die beteiligten Historikerinnen und Historiker jeweils eigene wirtschaftstheoretische Konzepte an das Thema herantragen. So sehen etwa die einen Industrialisierung als einen Prozess messbaren wirtschaftlichen Wachstums, der vor allem von technologischen Neuerungen getrieben wurde, während andere den institutionellen Wandel für wichtiger halten, in diesem Wandel einen mitverursachenden Faktor erkennen und sogar den Begriff der «Industriellen Revolution» durch den der «Institutionellen Revolution» ersetzen wollen.2 Einig sind sich die Industrialisierungsforscher in zwei Punkten: Zum einen lassen sich die industriewirtschaftlichen und -gesellschaftlichen Veränderungen in der Welt, die um 1900 auf allen Kontinenten zu erkennen waren, auf einen Innovationsschub zurückführen, der seinen Ursprung nach 1760 in England hatte. Dem können selbst diejenigen zustimmen, die diese Innovationen für relativ undramatisch und daher den Begriff der industriellen Revolution für übertrieben halten. Zum anderen bestreitet keiner, dass Industrialisierung, zumindest in ihren Anfängen, niemals ein nationales, sondern stets ein regionales Phänomen gewesen ist. Auch wer die Bedeutung eines institutionell-rechtlichen Regelungsrahmens, wie ihn im 19. Jahrhundert die Nationalstaaten bereitstellen konnten, hoch bewertet, wird einräumen, dass Industrialisierung sehr stark an die Ressourcenausstattung bestimmter Standorte gebunden ist und dass sie nicht notwendig auch auf längere Sicht ganze Nationalgesellschaften prägen muss. Nur wenige Länder auf der Welt waren um 1920 «Industriegesellschaften». Selbst in europäischen Ländern wie Italien, Spanien oder Russland strahlten die Inseln industrieller Entwicklung keineswegs prägend auf die Gesamtgesellschaft aus.3
Die interessantesten Diskussionen drehen sich heute um folgende Fragen:
|  Erstens. Neue und raffiniertere Auswertungen des sehr fragmentarischen statistischen Materials haben erwiesen, dass das Wachstum der englischen Wirtschaft im letzten Quartal des 18. und im ersten Quartal des 19. Jahrhunderts langsamer und unregelmäßiger verlief, als Vertreter einer Urknall-Theorie seit jeher behauptet hatten. Es hat sich als schwierig erwiesen, Daten für eine dramatische Beschleunigung des Wirtschaftswachstums zu finden, sogar in den sogenannten Leitsektoren, etwa der Baumwollindustrie. Wenn aber die Industrialisierung selbst in ihren «revolutionären» englischen Anfängen sachte und allmählich begann, dann stellt sich die Frage, aus welchen älteren Kontinuitäten sie sich entwickelt hat. Einige Historiker gehen inzwischen bis ins Mittelalter zurück und sehen seither mehrere Entwicklungsschübe, in deren Kontinuität die «Industrielle Revolution» sich einreiht.
|  Zweitens. Selbst die größten Skeptiker, die sich bemühen, eine Industrielle Revolution quantitativ unsichtbar zu machen, müssen sich der Tatsache stellen, dass es zahllose qualitative Zeugnisse von Zeitgenossen gibt, die in der Ausbreitung der Industrie und ihren gesellschaftlichen Folgen einen radikalen Umbruch, den Beginn einer «neuen Zeit» sahen. Dies war nicht nur in England und in denjenigen europäischen Ländern der Fall, die kurz danach eine ähnliche Entwicklung nahmen, sondern überall auf der Welt, wo die «große» Industrie ihren Einzug hielt, wo neue Arbeitsregime eingeführt wurden und sich neue soziale Hierarchien formierten. Es stellt sich also die Frage nach der Verbindung von quantitativen und qualitativen Aspekten bei der Beschreibung und Analyse der Industrialisierung. Die Vertreter der sogenannten Institutionenökonomik, die sich als eine (nicht allzu radikale) Alternative zur herrschenden neoklassischen Theorie sieht, haben dabei unter den qualitativen Faktoren eine nützliche Unterscheidung zwischen «formgebundenen» Beschränkungen des wirtschaftlichen Handelns (vor allem in Verträgen, Gesetzen usw.) und «formlosen» Beschränkungen vorgenommen (also den in der jeweiligen Kultur weitergegebenen Normen, Werten, Konventionen usw.).4 Ein solches reicheres und vielfältigeres Bild der Industrialisierung ist fraglos willkommen. Doch besteht die Gefahr, dass zu viele Aspekte und Faktoren das Bild überfrachten und man auf die Eleganz «sparsamer» Erklärungsmodelle verzichten muss.
|  Drittens. Die Industrialisierung gilt allgemein als das wichtigste Merkmal eines «europäischen Sonderweges» in der Geschichte. Die Tatsache, dass am Ende des 19. Jahrhunderts unter den verschiedenen Großregionen des Planeten beispiellose Unterschiede des Wohlstands und des allgemeinen Lebensniveaus festzustellen sind, lässt sich tatsächlich in erster Linie darauf zurückführen, dass manchen Gesellschaften die industriegesellschaftliche Transformation gelang, anderen nicht.5 Daraus sind unterschiedliche Fragestellungen abgeleitet worden. Die einen wenden sich den Ursachen für dieses «Wunder Europas» (Eric L. Jones) zu und kommen dabei im Allgemeinen zu dem Ergebnis, dass England, Europa, der Westen (oder welche Einheit man auch immer für die hier wichtigste hält) über natürlich-geographische, wirtschaftliche und kulturelle Voraussetzungen verfügten, die in anderen Zivilisationen angeblich fehlten. Das ist eine bewährte Sichtweise, die bis zu Max Webers kurz nach 1900 angestellten Studien über universale Wirtschaftsgeschichte und über die Wirtschaftsethik der Weltreligionen zurückführt. Die anderen drehen den Spieß kontrafaktisch um, suchen nach ähnlichen Voraussetzungen vor allem in China und fragen dann, warum es dort nicht zum autonomen Durchbruch zu einem neuen Produktivitätsniveau des Wirtschaftens gekommen sei.6 Wenn es dort ähnliche Voraussetzungen wie in Europa gegeben haben sollte, dann wäre zu klären, warum sie nicht genutzt wurden.
|  Viertens. Die lehrbuchübliche Darstellung der Industrialisierung geht mit Walt W. Rostow davon aus, dass in einer Nationalökonomie nach der anderen ein Abhebepunkt, eine Schwelle des take-off, erreicht worden sei, von der an sich die jeweilige Volkswirtschaft auf einem stabilen, in die Zukunft gerichteten Pfad eines «sich selbst tragenden» Wachstums bewegt habe. Auf diese Weise erhält man eine Reihe von Zäsurdaten, mit denen für die verschiedenen Länder der Beginn ihrer ökonomischen Moderne markiert wird. Das ist eine immer noch annäherungsweise nützliche Vorstellung. Wenig Anklang findet heute Rostows Annahme, ein Standardmuster der Industrialisierung habe sich von Land zu Land zeitversetzt aus innerer Logik wiederholt. Dagegen spricht, dass die Beschleunigung wirtschaftlicher Dynamik immer aus spezifischen inneren (endogenen) und aus äußeren (exogenen) Quellen gespeist wurde. Das Problem besteht darin, für einzelne Fälle das jeweils richtige Mischungsverhältnis zu ermitteln. Da es keinen Fall nicht-englischer, also «nachholender» Industrialisierung zumindest ohne einen gewissen Technologietransfer gibt, spielen «transnationale» Verbindungen in der Industrialisierungsgeschichte stets eine Rolle. Schon im Großbritannien des frühen 19. Jahrhunderts wimmelte es von Technikspionen aus Europa und den USA. Vieles spricht dafür, dass das Ausbleiben einer breiteren Industrialisierung, jedenfalls vor 1914, in Ländern wie Indien, China, dem Osmanischen Reich oder Mexiko zu einem großen Teil durch das Fehlen politischer und kultureller Voraussetzungen für erfolgreichen Technologieimport zu erklären ist. Nur durch die Aufnahme neuen Produktionsund Managementwissens hätten die hochentwickelten Gewerbetraditionen in diesen Ländern modernisiert werden können – wie es zuvor in dem Handwerkerland Frankreich geschehen war.7 Die einzelnen regionalen und manchmal auch nationalen Industrialisierungsprozesse unterscheiden sich im Grad ihrer Autonomie. Am einen Ende des Spektrums steht eine rein von ausländischem Kapital betriebene und so gut wie nicht über kleine Enklaven ausstrahlende Einpflanzung industrieller Produktionsformen, am anderen Ende die Möglichkeit, dass die durchdringende Industrialisierung einer ganzen Volkswirtschaft weithin unter eigener Regie und mit geringer «kolonialer» Beteiligung erfolgreich in Angriff genommen wird, wie es in Japan geschah – außerhalb des Nordatlantiks im 19. Jahrhundert aber auch nur dort.
|  Klassische Theorien der Industrialisierung


Heutige Kontroversen zwischen Fachleuten können nicht darüber hinwegtäuschen, dass in den letzten drei Jahrzehnten den älteren oder «klassischen» Konzepten von Industrialisierung wenig grundsätzlich Neues hinzugefügt worden ist. Gemeinsam ist diesen Konzepten, Industrialisierung als Teil einer umfassenderen sozialökonomischen Transformation zu sehen.
|  Karl Marx und die Marxisten (seit 1867): Industrialisierung als Übergang vom Feudalismus zum Kapitalismus durch Akkumulation und Konzentration des Kapitals, Fabrikorganisation und die Errichtung von Produktionsverhältnissen, die auf freier Lohnarbeit und der Aneignung des Mehrprodukts dieser Arbeit durch die Besitzer der Produktionsmittel beruhten, später ergänzt durch Theorien über die Verwandlung von Wettbewerbskapitalismus in monopolistischen (oder organisierten) Kapitalismus.8
|  Nikolaj Kondrat’ev (1925) und Joseph A. Schumpeter (1922/1939): Industrialisierung als zyklisch strukturierter Wachstumsprozess einer kapitalistischen Weltwirtschaft mit wechselnden Leitsektoren, der an ältere Prozesse anschließt.9
|  Karl Polanyi (1944): Industrialisierung als Teil einer umfassenden «Großen Transformation»: Loslösung einer sich autonomisierenden Marktsphäre aus der «Einbettung» von Tausch in die sozialen Zusammenhänge einer Bedarfsdeckungswirtschaft und überhaupt Überwindung der Abhängigkeit des Ökonomischen von äußeren gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Bedingungen.10
|  Walt W. Rostow (1960): Industrialisierung als zeitversetzt, aber universell realisierter Durchgang durch fünf Stadien, von denen das dritte Stadium, der take-off, das wichtigste ist: der Start in ein dauerhaftes, «exponentielles» Wachstum, das aber nicht mit einem bestimmten qualitativen Umbau der Gesellschaft verbunden sein muss, also systemneutral oder kontextarm ist.11
|  Alexander Gerschenkron (1962): Industrialisierung als lernende Überwindung von Hindernissen durch «Nachzügler» unter Nutzung von Vorteilen des Nachahmens und bei Herausbildung jeweils spezifischer nationaler Formen und Entwicklungspfade: Vielfalt im Rahmen allgemeiner Einheitlichkeit des Gesamtprozesses.12
|  Paul Bairoch (1963): Industrialisierung als Fortsetzung einer vorausgegangenen landwirtschaftlichen Revolution und folgende langsame Ausbreitung industrieller Wirtschaftsformen über die Welt bei Marginalisierung anderer, sich nicht industrialisierender Ökonomien.13
|  David S. Landes (1969): Industrialisierung als ein vom Wechselspiel zwischen technologischer Innovation und wachsender Nachfrage getriebener Prozess wirtschaftlichen Wachstums, der in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts von der Nachahmung des Pionierlandes Großbritannien auf dem Kontinent zu einem gesamteuropäischen Entwicklungsmodell führte.14
|  Douglass C. North und Robert Paul Thomas (1973): Industrialisierung als Nebenprodukt einer sich über Jahrhunderte hinweg in Europa aufbauenden institutionellen Rahmenordnung, die individuelle Verfügungsrechte garantierte und damit die effiziente Verwendung von Ressourcen ermöglichte.15
Nicht alle diese Theorien stellen sich exakt dieselbe Frage, nicht alle verwenden den Begriff der Industriellen Revolution.16 Gemeinsam ist ihnen (mit der Ausnahme von North/Thomas) eine grobe Chronologie, in welcher die Zeit zwischen 1750 und 1850 den ungefähren Rahmen des großen Übergangs bildet. Einige betonen die Tiefe und Dramatik des Bruchs (Marx, Polanyi, Rostow, Landes); man könnte ihre Versionen «heiße» Theorien nennen. Andere sind eher «kalt» und sehen eine lange Vorgeschichte und einen eher sachten Übergang (Schumpeter, Bairoch, North/Thomas). Die Ausgangslage vor der Transformation wird unterschiedlich charakterisiert: als feudale Produktionsweise, Agrargesellschaft, traditionale Gesellschaft, Vormoderne. Entsprechend wird der (vorläufige) Endzustand auf verschiedenartige Weise gefasst, sei es nun als Kapitalismus allgemein, als industrieller Kapitalismus, als wissenschaftlich-industrielle Welt oder wie bei Karl Polanyi, der sich für die Industrie selbst weniger interessiert als für Regelungsmechanismen innerhalb der Gesellschaft, als Herrschaft des Marktes.
Schließlich unterscheiden sich die Theorien auch darin, inwieweit sie von ihren Urhebern tatsächlich global angewendet werden. Die Theoretiker sind dabei meist etwas großzügiger als die Historiker. Marx erwartete einen homogenisierenden Fortschritt eines den Feudalismus revolutionär zersetzenden industriellen Kapitalismus in vielen Teilen der Welt; erst in seinen späten Jahren machte er Andeutungen über einen möglichen asiatischen Sonderweg («asiatische Produktionsweise»). Unter den neueren Theoretikern waren Rostow, Bairoch und Gerschenkron am ehesten bereit, sich etwa zu Asien zu äußern, Rostow allerdings in einer sehr schematischen, an strukturellen Besonderheiten nationaler Pfade wenig interessierten Weise. Es ging keineswegs allen Theoretikern um die dichotomische Frage, warum der Okzident sich dynamisierte und der Orient (angeblich) statisch blieb, also um das «Warum Europa?»-Problem, das seit der Spätaufklärung und Hegel immer wieder diskutiert wird. Nur North/Thomas (eher implizit) und vor allem David Landes, besonders in seinen späteren Schriften, halten diese Frage für zentral.17 Bairoch sieht keine in sich abgeschlossenen und als Monaden vergleichbaren Zivilisationsräume, sondern untersucht, darin Fernand Braudel ähnelnd, in großer Ausführlichkeit Interaktionen zwischen Ökonomien, Interaktionen, die er für das 19. und 20. Jahrhundert als «Unterentwicklung» thematisiert. Er nimmt, anders als gleichzeitig Rostow, nicht an, die ganze Welt werde schließlich demselben Entwicklungsmuster folgen, sondern betont eher die Divergenzen. Gerschenkron kann sein Modell der nachholenden Kompensation von Entwicklungsrückständen ohne Probleme auf Japan anwenden; Nicht-Industrialisierung interessiert ihn ebensowenig wie Schumpeter (übrigens ein Gegensatz zu Max Weber, dem Schumpeter sonst in vielem nahesteht).18
Die Vielfalt der Theorien, die seit Adam Smiths Pionierwerk über den Wohlstand der Nationen von 1776 vorgelegt wurden, spiegelt die Komplexität der Fragestellungen, zwingt aber auch zu einem ernüchternden Schluss, wie ihn Patrick O’Brien 1998 gezogen hat: «Fast drei Jahrhunderte der empirischen Forschung und des Nachdenkens durch eine Abfolge der besten Köpfe in den Geschichts- und Sozialwissenschaften haben zu keiner allgemeinen Theorie der Industrialisierung geführt.»19 Als Ökonom muss O’Brien dies bedauern, als Historiker ist er darüber nicht allzu unglücklich: Welcher große Entwurf könnte der Vielfalt der Erscheinungen gerecht werden und sich dennoch die Schlichtheit und Eleganz guter Theorie bewahren?
|  Die britische Industrielle Revolution


Ein Wachstum des Bruttoinlandsprodukts von 8 Prozent im Jahr, wie China es um 2000 herum erlebt hat (das Wachstum der Industrieländer nach 1950 lag im langfristigen Durchschnitt bei 3 Prozent), war im Europa des 19. Jahrhunderts vollkommen unvorstellbar. Insofern das chinesische Wachstum heute weithin von der Expansion der Industrie getrieben wird, erst danach von den «postindustriellen» Sektoren Dienstleistungen und Telekommunikation, setzt sich die Industrielle Revolution in der Tat mit gesteigerter Kraft bis in die Gegenwart fort. Die Industrie war nie revolutionärer als heute. Dies ist freilich nicht der Begriff der Industriellen Revolution, den die Historiker verwenden.20 Ihnen zufolge handelte es sich um einen komplexen Prozess wirtschaftlichen Umbaus, der sich zwischen 1750 und 1850 – auf ein Jahrzehnt mehr oder weniger muss man sich nicht festlegen – auf der britischen Hauptinsel (nicht in Irland) abspielte. Alles andere sollte man «Industrialisierung» nennen und kann es zunächst formal bestimmen als ein über mehrere Jahrzehnte stetig anhaltendes Wachstum der realen Erzeugung (output) pro Kopf innerhalb einer Volkswirtschaft von mehr als 1,5 Prozent pro Jahr. Damit sollte im Idealfall eine entsprechende oder etwas höhere Zunahme des durchschnittlichen Realeinkommens der Bevölkerung verbunden sein.21 Dieses Wachstum erfolgt auf der Grundlage eines neuen Energieregimes, das fossile Energiequellen für die materielle Produktion erschließt und bekannte Energiespender besser nutzt. Charakteristisch ist außerdem, dass in der Organisation der Produktion der mechanisierte Großbetrieb, also die Fabrik, zwar nicht alle anderen Formen ablöst, aber doch eine dominierende Stellung erringt. Industrialisierung steht meist unter «kapitalistischen» Vorzeichen, muss es jedoch nicht: Im 20. Jahrhundert waren einige «sozialistische» Länder mit ihrer Industrialisierung zeitweise durchaus erfolgreich. Es wäre auch übertrieben zu erwarten, dass Industrialisierung alle Bereiche einer Volkswirtschaft durchdringt. Das mag heute selbstverständlich sein, kam aber im 19. Jahrhundert so gut wie nie vor. Komplett durchmodernisierte «Industriegesellschaften» gab es damals nirgends auf der Welt. Neben den USA, Großbritannien und Deutschland wären um 1910 herum wenige andere Länder mit dem Begriff «Industriegesellschaft» auch nur annähernd richtig beschrieben. Beachtliche industrielle Anlagen und manche Anzeichen für ein industriell erzeugtes Wachstum fanden sich damals aber schon in primär agrarisch geprägten Gesellschaften wie Indien, China, Russland oder Spanien. Von Industrialisierung sollte man daher auch sprechen, wenn dieser Prozess auf wenige Sektoren und/oder Regionen beschränkt blieb.
Nicht alle Wege zum Reichtum der Nationen führen über die Industrie. Wirtschaftlich offensichtlich erfolgreiche Länder wie die Niederlande, Dänemark, Australien, Kanada und Argentinien hatten mit den hoch industrialisierten Ländern gemeinsam, dass sie in allen Produktionsbereichen und im Verkehr neue Technologien anwandten und im späten 19. Jahrhundert bereits etwa die Hälfte der Beschäftigten außerhalb der Landwirtschaft tätig waren. Dennoch suchte man hier vergebens «Industriereviere». Auch steht nicht hinter jedem großen Militärapparat eine industrielle Basis, die ihn langfristig tragen und gleichzeitig auch noch Grundbedürfnisse des zivilen Lebens befriedigen kann. Es ist wichtig, sich in weltgeschichtlicher Absicht die Rangfolge der Aspekte deutlich zu machen. Die ökonomische Grundtatsache der Moderne ist nicht das industrielle Wachstum als solches, sondern die allgemeine Verbesserung der Daseinsbedingungen auf der Welt (ablesbar etwa an der Lebenserwartung) bei zunehmender Polarisierung zwischen den Extremen von Reichtum und Armut im Verhältnis der verschiedenen Regionen der Erde.
Die Industrielle Revolution ereignete sich in England. Nur dort kam jene besondere Kombination von Voraussetzungen zusammen, die ein neues Niveau wirtschaftlicher Leistung ermöglichte. Die wichtigsten Faktoren, die dabei eine Rolle spielten, lassen sich leicht aufzählen: die Existenz eines großen nationalen, nicht durch Zollschranken zerschnittenen Wirtschaftsgebiets; innerer Frieden seit der Mitte des 17. Jahrhunderts; günstige geographische Voraussetzungen für billigen Transport, insbesondere in der Küstenschifffahrt; eine hochentwickelte Tradition der Feinmechanik und Werkzeugmacherei; ein umfangreicher Kolonialhandel, der die Versorgung mit Rohstoffen erleichterte und Absatzmärkte bereitstellte; eine ungewöhnlich produktive Landwirtschaft, die es sich leisten konnte, Arbeitskräfte freizusetzen; ein Interesse an Verbesserungen (improvement) in großen Teilen der gesellschaftlichen Elite, in kleineren Kreisen sogar eine ausgesprochen unternehmerische Bewusstseinshaltung, vor allem unter religiösen Abweichlern.22
Im Vergleich mit anderen Ländern kann man aus dieser langen Liste drei Punkte als besonders wichtig hervorheben:
|  Erstens. In England war als Folge eines wirtschaftlichen Wachstums, das sich über das gesamte 18. Jahrhundert hinzog, eine ungewöhnlich große Binnennachfrage nach Gütern des «gehobenen Bedarfs» entstanden, also nach Produkten, die zwischen elementaren Lebensnotwendigkeiten und seltenem Luxus lagen. Die sich allmählich herausbildenden Mittelschichten wurden zu Trägern eines Konsums, der sich nicht, wie in Kontinentaleuropa, auf die Aristokratie und die Spitzen der Kaufmannschaft beschränkte. Vor allem französischen Beobachtern des Geschehens auf den britischen Inseln fiel dies immer wieder auf: Anders als in Frankreich gab es in Großbritannien bereits so etwas wie einen Massenmarkt für Gewerbeprodukte.23
|  Zweitens. Großbritannien war zu Beginn des 18. Jahrhunderts stärker als jedes andere Land Europas, intensiver auch als die Niederlande, in den überseeischen Handel verwickelt. Insbesondere die dreizehn Kolonien in Nordamerika wurden immer mehr zu wichtigen Abnehmern gewerblicher Erzeugnisse von den Britischen Inseln, deren Heimatmarkt die wachsende Produktion allein nicht aufnehmen konnte. Umgekehrt sicherten die britischen Welthandels- und Schifffahrtsbeziehungen, ob kolonial oder nicht, den Zugang zu einem fundamentalen Rohstoff wie der Baumwolle, die anfangs primär von den westindischen Inseln kam und dann bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts überwiegend von versklavten Afrikanern auf neu erschlossenem Land in den Südstaaten der USA preisgünstig produziert wurde. Solcher Handel war keine letzte Ursache der Industriellen Revolution, wohl aber ein wichtiger ergänzender Faktor, ohne den die technischen Neuerungen ihre volle ökonomische Wirkung nicht entfaltet hätten. In einer geschlossenen, «nationalökonomischen» Wirtschaft wären die inputs der Industriellen Revolution nur viel teurer zu haben gewesen. Im 19. Jahrhundert ergänzte Großbritannien seine Rolle als «Werkstatt der Welt» durch seine Funktion als wichtigster Organisator und Verteilungspunkt des Handels mit jenen Rohstoffen und Halbfertigprodukten, die für die Industrialisierung auf dem europäischen Kontinent benötigt wurden; auch diese Mittlerposition hatte frühneuzeitliche Wurzeln. Diese Zusammenhänge harren noch genauer Erforschung. Klar ist aber, dass die Industrielle Revolution unter Ausblendung weltwirtschaftlicher Zusammenhänge nicht erklärt werden kann. Sie war nicht allein «hausgemacht».24
|  Drittens. Auch Frankreich und China waren Länder mit einer großen wissenschaftlichen Tradition und viel technologischer Erfahrung. In England und Schottland hatten sich aber die getrennten Milieus der «Theoretiker» und «Praktiker» mehr als anderswo einander angenähert. Man begann allmählich eine gemeinsame Sprache der Problemlösung zu finden, hatte in der Newtonschen Physik eine leicht ins Praktische zu transponierende Denkweise an der Hand und schuf sich Institutionen, die den Prozess technischer Innovationen verstetigten, besonders das Patentrecht. So entstand in Großbritannien erstmals, was ein weiteres definitorisches Merkmal von Industrialisierung überhaupt sein könnte: die Normalisierung technischer Neuerungen. Anders als in früheren Epochen der Geschichte brachen Innovationswellen nicht ab oder versickerten folgenlos. «Große» Erfindungen standen nicht allein, sie ergaben sich zum Teil aus einem kleinschrittigen Prozess des Tüftelns und Verbesserns und regten dann selbst wieder Neben- und Folgeerfindungen an. Techniken wurden eingeübt und durch Praxis angeeignet. Kein wirklich wichtiges Wissen ging verloren. Dieser große Prozess eines schubweise verlaufenden, aber doch kontinuierlichen Innovationsstroms und seiner Umsetzung in eine Technikkultur begann in England, wo bereits im frühen 18. Jahrhundert ein ungewöhnlich hohes und weitverbreitetes Niveau technischer Kompetenz erreicht war, das durch die Industrielle Revolution stabilisiert wurde. All dies geschah nicht in einem abgeschotteten Land. Wissenschaftliches und technisches Wissen zirkulierte im 18. Jahrhundert in ganz Europa und auch über den Nordatlantik hinweg, und technologische Führerschaft, einmal errungen, blieb kein englisches Monopol. Auf mehreren Gebieten hatten französische, deutsche, schweizerische, belgische oder nordamerikanische Wissenschaftler und Ingenieure ihre britischen Kollegen bald eingeholt und sogar überholt.25
Hätte man um 1720 einem welterfahrenen Beobachter die künftige Industrielle Revolution utopisch ausgemalt und ihn gefragt, wo eine solche Entwicklung am ehesten zu erwarten wäre, dann hätte er gewiss England genannt, daneben sicher auch die Niederlande und Flandern, Nordfrankreich, Zentraljapan, das chinesische Yangzi-Delta, möglicherweise auch die Gegenden um Boston und Philadelphia. Alle diese Regionen hatten gemeinsam, dass dort in unterschiedlichen Varianten Bewegung in die Ökonomie gekommen war: eine allgemeine und sich zusehends ausbreitende Hochschätzung von Arbeit und Gewerbefleiß; eine hohe und weiter wachsende Produktivität der Landwirtschaft; eine hochentwickelte spezialisierte agrarische Produktion für den Markt, oft verbunden mit anspruchsvoller Weiterverarbeitung und Veredelung; eine erhebliche Bedienung von Exportmärkten; ein leistungsfähiges, teils in bäuerlichen Haushalten, teils in größeren «Manufakturen» organisiertes textilproduzierendes Gewerbe. Dies alles unter institutionellen Bedingungen freier, also weder versklavter noch leibeigener Arbeit, einer gewissen – in Japan und China weniger prononcierten – Garantie von Eigentum an Produktivkapital und «bürgerlicher» geschäftlicher Umgangsformen, zum Beispiel des Vertrauens unter Marktpartnern und der Verlässlichkeit von Verträgen. England hatte schon um 1720 in mancher Hinsicht die Nase vorn, aber es war weder damals noch später ein singulärer Fall, eine von Tatkraft brummende Insel in einem Meer agrarischer Stagnation. Nicht für alle der genannten Gegenden ist diese plausible Hypothese bisher hinreichend bestätigt worden; man wird weitere Forschungsergebnisse abwarten müssen. Als deren theoretische Grundlage wird heute das Konzept der industrious revolution diskutiert, einer Revolution des Fleißes. Es beruht auf der Beobachtung, dass während der Industriellen Revolution die Produktion stieg, während die Realeinkommen nicht in gleichem Maße nachzogen. Dies sei, so die Theorie, in Nordwesteuropa, Japan und dem kolonialen Nordamerika bereits im Jahrhundert vor dem Beginn der Industrialisierung ähnlich gewesen: Haushalte hätten ihre Konsumansprüche und damit ihren Bedarf gesteigert und seien dafür bereit gewesen, mehr als früher zu arbeiten. Man produzierte mehr, um mehr konsumieren zu können. An diese von der Nachfrage angetriebene Dynamik habe die Industrielle Revolution dann anknüpfen können. Zugleich bedeutet dies, dass die Belastung der körperlich arbeitenden Bevölkerung wahrscheinlich schon vor dem Beginn der Industrialisierung zunahm und nicht erst dann sprunghaft anstieg, als glückliche Bauern in finsteren Fabriken verschwanden.26
|  Kontinuitäten


Ein besonderer Aspekt des umfassenderen Konzepts der industrious revolution ist die «Proto»-Industrialisierung, die in den frühen 1970er Jahren entdeckt wurde und die bis heute die Forschung beschäftigt. Darunter ist, stark vereinfachend gesagt, die Expansion der Erzeugung von Gütern für über-lokale Märkte in dörflichen Haushalten zu verstehen.27 Diese Produktion erfolgte typischerweise außerhalb älterer städtischer Zunftorganisationen, sie wurde, etwa unter dem «Verlagssystem», von städtischen Unternehmern organisiert, und sie setzte das Vorhandensein von überschüssiger Arbeitskraft sowie die Bereitschaft zu Selbstausbeutung in der dörflichen Familie voraus. Sie gedieh dort am besten, wo die lokale Machtkonstellation den Bauern einen gewissen Spielraum für «unternehmerische» Entscheidungen ließ, doch gibt es auch Fälle, wo eine hausgewerbliche Verdichtung durch «feudale» Grundbesitzer gefördert und durch den Kollektivismus einer Dorfgemeinde nicht behindert wurde.28 Man hat verschiedene Formen solcher Proto-Industrie in zahlreichen Ländern gefunden, auch in Japan, China, Indien sowie in Russland, für das sie am Beispiel des Baumwoll-und des Kleineisengewerbes besonders gut erforscht worden ist. Die Vermutung, es habe sich dabei um ein notwendiges Durchgangsstadium zur Industrialisierung gehandelt, hat sich indes nicht bestätigt. Gerade auf England scheint das Modell nicht besonders gut zu passen. Die Industrielle Revolution wuchs nicht gleichsam linear aus einer breiten Proto-Industrialisierung hervor.29 Die ersten drei Quartale des 18. Jahrhunderts waren in England und im schottischen Süden eine Zeit solch lebendiger produktiver Entfaltung, dass die Installation der ersten in der großbetrieblichen Produktion einsetzbaren Dampfmaschinen weniger als völliger Neubeginn denn als konsequente Fortsetzung älterer Trends erschien. Gewiss, es gab Proto-Industrie, daneben aber auch eine breite Steigerung von Produktion und Produktivität in der handwerklichen oder manufakturiellen Produktion, etwa in den Messer- und Scherenschmieden von Sheffield.30 Proto-Industrialisierung hat in einigen anderen Fällen die spätere fabrikmäßig organisierte Industrialisierung erleichtert. Unter wiederum anderen Umständen stabilisierten sich proto-industrielle Verhältnisse, ohne sich aus innerer Dynamik heraus selbst überflüssig zu machen.
Sucht man noch langfristigere Kontinuitäten, dann sieht man die Industrielle Revolution in einer längeren Reihe von Aufschwüngen, durch welche Teile des west- und südeuropäischen Wirtschaftslebens seit dem Mittelalter hindurchgegangen waren; auch der islamische Nahe und Mittlere Osten am Ende des ersten Milleniums, China unter der Song-Dynastie im 11. und 12. und dann wieder unter den Qing-Kaisern im 18. Jahrhundert oder das maritime Südostasien zwischen etwa 1400 und 1650 hatten außergewöhnliche Wirtschaftsblüten erlebt. Wenn man die Industrielle Revolution mit den Aufschwungsphasen früherer Zyklen vergleicht, fällt ihr Wachstumseffekt nicht völlig aus dem Rahmen. Neu war, dass die Industrielle Revolution und die sich ihr anschließenden nationalen und regionalen Industrialisierungen einen langfristig stabilen Wachstumstrend begründeten, um den herum die zyklischen Ausschläge der «langen Wellen» und Konjunkturen dann pendelten. Mit der Industriellen Revolution und den anderen gesellschaftlichen Veränderungen, die mit ihr verbunden waren, endete die Epoche einer prinzipiell stationären Wirtschaft, bei der Produktivitätsgewinne und Wohlstandszuwächse nach einer Weile immer wieder durch Gegenkräfte, insbesondere das Wachstum der Bevölkerung, zunichte gemacht worden waren. In Verbindung mit demographischen Entwicklungen, die weithin eine eigene Dynamik aufwiesen, erreichten die Industrielle Revolution und die darauffolgenden Industrialisierungen schon während der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts ein endgültiges Entrinnen aus der «malthusianischen Falle».31
Obwohl es gegen die Einwände aus den beiden extrem unterschiedlichen Lagern der quantifizierenden Wachstumsskeptiker und der mit kulturellen Faktoren argumentierenden Anhänger einer «institutionellen» Revolution weiterhin gerechtfertigt bleibt, von einer einzigartigen englischen Industriellen Revolution zu sprechen, vermittelt das technische, aus der Luftfahrt entlehnte Bild des take-off ein zu dramatisches Bild. Einerseits brach wirtschaftliche Dynamik nicht urplötzlich in stagnierende Zustände ein: Schon das ganze 18. Jahrhundert hindurch verzeichnete die britische Wirtschaft ein langfristiges und stetiges Wachstum. Andererseits war das Wachstum in den ersten Dekaden des 19. Jahrhunderts weniger spektakulär, als man lange angenommen hat.32 Erst mit der Zeit entfielen in Großbritannien verschiedene Bremsen der neuen Dynamik, bis sie sich nach etwa der Jahrhundertmitte frei entfalten konnte. Die ersten Jahrzehnte des 19. Jahrhunderts waren eine Zeit scharfer gesellschaftlicher Konflikte, eine Periode des Übergangs, eher eine Inkubationszeit der Industrialisierung als ihr eigentlicher «Durchbruch». Das wirtschaftliche Wachstum hielt nur knapp mit der Zunahme der Bevölkerung Schritt; aber immerhin drückte eine wachsende Bevölkerung nicht, wie fast immer zuvor in der Geschichte, den bestehenden Lebensstandard hinunter. Das Elend einiger Gruppen von Arbeitern erreichte freilich einen Tiefpunkt. Die neuen Technologien, darunter die Nutzung der Kohle als Energiequelle, verbreiteten sich erst langsam. Bis 1815 herrschten noch Kriegsbedingungen mit all ihren finanziellen Lasten für das Land. Unter einem antiquierten politischen System, das seit 1688 nicht prinzipiell geändert worden war, waren Regierungen nur sehr eingeschränkt in der Lage, Institutionen zu schaffen, die sich den neuen Erfordernissen von Wirtschaft und Gesellschaft anpassten. Dies wurde erst mit der Reform der politischen Ordnung 1832 möglich. Dadurch wurde dem Einfluss unkontrollierter «Interessen» auf die politische Entscheidungsbildung, besonders den speziellen Wünschen von Großgrundbesitzern und Monopolkaufleuten, ein Riegel vorgeschoben. Der Freihandel und die automatische Regulierung des Geldangebots durch den Goldstandard erhöhten die Rationalität des Systems. Erst nach dem symbolischen Jahr 1851, als die Weltausstellung im Kristallpalast zum öffentlichen Debüt des industriellen United Kingdom wurde, gelang der Übergang von der Industriellen Revolution zur eigentlichen britischen Industrialisierung. Erst danach wuchs das Pro-Kopf-Einkommen spürbar, wurden Dampfmaschinen in Fabriken, auf Schiffen und auf Schienen zum wichtigsten Medium energetischer Transmission, brachte ein Trend zu sinkenden Nahrungsmittelpreisen das Machtmonopol der landbesitzenden Aristokratie ins Wanken.33
Den anfänglichen Vorsprung Großbritanniens vor dem europäischen Kontinent sollte man nicht überschätzen. Die berühmten britischen Erfindungen verbreiteten sich schnell, und schon 1851 wurde der Welt im Kristallpalast deutlich, dass die USA in der Technologie des Maschinenbaus Großbritannien überholt hatten.34 Trotz anfänglicher Ausfuhrverbote wurde britische Technik innerhalb kurzer Zeit auf dem Kontinent und in Nordamerika bekannt, vor allem durch britische Ingenieure und Arbeiter.35 Nach den Zeitskalen der Wirtschaftsgeschichte ist ein «Rückstand» von drei oder vier Jahrzehnten keineswegs spektakulär. Manchmal benötigen schon einzelne Erfindungen einen solchen Zeitraum, um sich entfalten und verbreiten zu können. Immer wieder hat man versucht, die Zeitpunkte des jeweiligen nationalen take-off säuberlich zu datieren. Das ist weithin ein Scheinproblem. In einigen Ländern begann die Industrialisierung in der Tat plötzlich, in anderen fast unmerklich; in einigen fasste die Wirtschaft sogleich Wachstumstritt, in anderen brauchte sie mehrere Anläufe. Dort, wo sich der Staat der Industrialisierung annahm wie in Russland nach etwa 1885 unter dem Finanzminister Sergej J. Vitte, war der Einschnitt tiefer als dort, wo dies nicht der Fall war. Die Reihenfolge der einzelnen europäischen Länder ist selbst beim Verzicht auf exakte Datierung einigermaßen klar: Belgien und die Schweiz waren frühe Industrialisierer, Frankreich begann nach 1830, Deutschland nach 1850, die übrigen Länder Europas wesentlich später. Wichtiger als eine solche Einreihung in eine Marschkolonne ist das Gesamtbild. Es zeigt einen grundsätzlichen Widerspruch. Auf der einen Seite ging jedes europäische Land seinen eigenen industriellen Entwicklungsweg. Davon, dass ein «britisches Modell» – das übrigens den Zeitgenossen im Ausland keineswegs klar und eindeutig vor Augen stand – einfach nur kopiert worden wäre, kann in keinem einzigen Fall die Rede sein. Die britischen Umstände waren so singulär, dass eine solche direkte Imitation kaum möglich gewesen wäre.36 Tritt man aber einen Schritt zurück, dann erkennt man auf der anderen Seite in der Vielfalt der nationalen Pfade zunehmende Verflechtungen innerhalb einer pan-europäischen Industrialisierung. Nach der Jahrhundertmitte erhielt Industrialisierung fast überall die Unterstützung der Regierungen, Handelsaustausch und internationale Abmachungen (einschließlich des Freihandels) trugen zur Integration eines gesamteuropäischen Marktes bei, und die kulturelle Homogenität des Kontinents machte den technischen und wissenschaftlichen Austausch immer einfacher.37 Um 1870 waren einige europäische Ökonomien so weit, dass sie begannen, der britischen Industrie Märkte streitig zu machen. Zu dieser Zeit wurde auch allgemein sichtbar, was außer günstigen natürlichen Voraussetzungen unbedingt zu erfolgreicher Industrialisierung gehörte: zum einen eine Landreform, welche die Bauern von außerökonomischen Zwängen befreite, zum anderen Investitionen in die Schaffung von «Humankapital», also in ein Bildungswesen innerhalb der ganzen Spanne zwischen Massenalphabetisierung und staatlichen Forschungsanstalten. Dass gut ausgebildete Arbeitskräfte einen Mangel an Land und Bodenschätzen kompensieren können, ist eine bis heute gültige Lehre, die zuerst in einigen europäischen Ländern und in Japan während des letzten Drittels des 19. Jahrhunderts gezogen wurde.38
Es war ein Vorzug der industriellen Produktionsweise, dass sie in mindestens einem Sinne nicht revolutionär war: Sie vernichtete nicht sämtliche früheren Formen der Wertschöpfung und schuf keine radikal neue Welt. Anders gesagt: Industrie kam und kommt in zahlreichen unterschiedlichen Formen daher und kann sich nicht-industrielle Produktionsweisen leicht untertan machen, ohne sie unbedingt zerstören zu müssen. Die Große Industrie mit ihren Tausenden von Beschäftigten in einem einzigen Werkkomplex war fast überall eher die Ausnahme denn die Regel: Neben der immer weitere Bereiche erobernden Massenproduktion – vermutlich eine Erfindung der Chinesen, die in Keramik oder Holzarchitektur bereits seit Jahrhunderten eine arbeitsteilige, modularisierte und serielle Herstellungsweise ausprobiert hatten39 – hielt sich das, was man flexible production genannt hat.40 Wo sie besonders erfolgreich war, vollzog sich Industrialisierung in einer Dialektik von Zentralisierung und Dezentralisierung.41 Erst die stalinistische Politik einer Industrialisierung unter zentraler Plankontrolle schuf seit den späten 1920er Jahren ein radikales Gegenmodell, das nur begrenzt erfolgreich war. Der Elektromotor, der in allen Größen gebaut werden kann, und überhaupt die Energie aus der Steckdose gaben am Ende des 19. Jahrhunderts der kleinbetrieblichen Produktion neuen Schwung. Das Grundmuster war überall dasselbe, auch in Japan, Indien oder China: Um die großen Unternehmen mit ihren auffälligen Fabriken lagerten sich Kränze von kleineren Zulieferern und Konkurrenten. In deren Betrieben herrschten oft, wenn der Staat nicht eingriff, Arbeitsverhältnisse, die wesentlich schlimmer waren als die in der Großindustrie mit ihren geregelten Prozeduren, ihrem Bedarf an Facharbeitern und ihrem zuweilen patriarchalischen Selbstbild.
|  Die Zweite wirtschaftliche Revolution


Man hat oft von einer «Zweiten Industriellen Revolution» gesprochen und damit vor allem den Wechsel der Leitsektoren im späten 19. Jahrhundert von Baumwolle und Eisen zu Stahl («Big Steel» in einer viel größeren Dimension als die Anfänge vor 1880), Chemie und Elektrizität gemeint. Mit dieser Verschiebung der Sektoren war auch eine Verlagerung industrieller Dynamik von Großbritannien nach Deutschland und in die USA verbunden, die beide in den neuen Technologien einen erheblichen Vorsprung aufzuweisen hatten.42 Sinnvoller als eine solche Verengung auf das Technologische ist es, mit Werner Abelshauser von einer viel breiter angelegten «Zweiten wirtschaftlichen Revolution» zu sprechen.43 Sie bildete den modernen «Konzern» aus, wie er im 20. Jahrhundert zur dominierenden Unternehmensform werden sollte. Dieser neue Veränderungsschub, der auf die 1880er und 1890er Jahre zu datieren ist, war nach der Ansicht Abelshausers noch bedeutender als die ursprüngliche Industrielle Revolution. Er war dies auch deshalb, weil er von unmittelbarer globaler Wirkung war, während die erste Industrielle Revolution ihre eigene Fernwirkung nur langsam entfaltet hatte. In dieser neuerlichen Zäsur im letzten Quartal des 19. Jahrhunderts kam zum Wechsel der Leittechnologien mehreres hinzu: die vollständige Mechanisierung der Produktion in den fortgeschrittenen Volkswirtschaften, also die Auflösung vorindustrieller «Nester»; der Übergang vom individuellen Eigentümer-Unternehmer zum angestellten Manager als vorherrschender Sozialform und kulturellem Leittypus; damit verbunden der Aufstieg der anonymen Kapitalgesellschaft, die sich über die Börse finanziert; die zunehmende Bürokratisierung der privaten Wirtschaftsverwaltung und das Aufkommen der Kontorangestellten mit «weißem Kragen»; Konzentration und Kartellbildung und damit das Zurückdrängen des klassischen Wettbewerbsmechanismus; das Entstehen multinationaler Konzerne, die, unterstützt durch Markenzeichen, den Vertrieb ihrer Waren weltweit in eigene Regie nahmen und zu diesem Zweck in Zusammenarbeit mit zahlreichen lokalen Partnern globale Vermarktungsnetze gründeten.
Vor allem dieser letzte Punkt war es, der den Formwechsel der industriellen Produktionsweise weltweit relevant machte. In einem Land wie China tauchten in den 1890er Jahren amerikanische und europäische «Multis» wie Standard Oil of New Jersey oder die British-American Tobacco Corporation (BAT) auf und begannen mit einer bis dahin beispiellosen direkten Durchdringung des Konsumgütermarktes. Als «vertikal» integrierte Konzerne kontrollierten sie ihre eigenen Rohstoffquellen ebenso wie die Weiterverarbeitung und den Absatz ihrer Produkte. Aus der reinen Industrie wurde nun business, ein neuer transnationaler Komplex geschäftlicher Steuerung, bei dem Industrieunternehmen stärker als zuvor mit Banken kooperierten und verflochten waren. Dieses business war zuerst in den USA Big Business. Japan, das mit seiner eigenen Industrialisierung erst Mitte der 1880er Jahre begann, hatte hier einen besonderen Startvorteil, denn einige der großen Kaufmannshäuser der Tokugawa-Zeit hatten sich in die neue Ära hinübergerettet und erfanden sich gewissermaßen neu als zaibatsu: große, stark diversifizierte Unternehmen, oft in Familienbesitz, die große Teile der Wirtschaft unter ihre gemeinsame oligopolistische Kontrolle brachten. Sie ähnelten weniger den großen vertikal integrierten Konglomeraten, die am Ende des 19. Jahrhunderts einzelne Bereiche der amerikanischen Industrie unter sich aufteilten, als holding companies mit eher dünn verflochtenen unterschiedlichen Engagements. Seit etwa 1910 wurden dann die großen zaibatsu wie Mitsui, Mitsubishi oder Sumitomo straffer und zentraler organisiert. In der Folge wurde Japan neben den USA und Deutschland, doch anders als Großbritannien oder Frankreich, zu einem Land der großen vertikal und horizontal integrierten Konzerne.44
|  Die Große Gabelung


Die Diskussion der letzten zwei oder drei Jahrzehnte über die Industrialisierung, vornehmlich in Zeitschriften und Sammelbänden geführt und noch nicht zu einer neuen Synthese konzentriert, ist auf Distanz zu den großen Theorieentwürfen gegangen.45 Die Forschung ist punktuell und bescheiden geworden und hält sich meist an die konventionellen Konzepte von Wachstum. Der einflussreichste historische Globaltheoretiker der 1970er und 1980er Jahre, Immanuel Wallerstein, beteiligte sich an der Debatte nicht. Er zitiert eine lange Reihe von ziemlich alten Einwänden gegen das Konzept einer Industriellen Revolution und hält es für «zutiefst irreführend», da es von der eigentlich zentralen Frage ablenke, der nach der Entwicklung der Weltwirtschaft insgesamt.46 Eine Rückkehr der Großen Theorie in die Industrialisierungsdebatte wurde um das Jahr 2000 herum paradoxerweise durch intensive historische Forschung herbeigeführt, allerdings nicht solche über Europa. Regionalexperten fanden heraus, dass China und Japan, aber auch Teile Indiens und der muslimischen Welt im 17. und 18. Jahrhundert keineswegs jenem Stereotyp des armen, stagnierenden Asien entsprachen, das die europäische Sozialwissenschaft auf dünnster Wissensgrundlage seit ihren Anfängen unbefragt perpetuiert hat. Einige Voraussetzungen der Industriellen Revolution habe es dort durchaus gegeben. Manche Autoren sind mittlerweile im Eifer ausgleichender Gerechtigkeit in ein anderes Extrem verfallen und malen das vormoderne Asien in allzu glühenden Farben aus, sodass das «Wunder Europas» entweder als optische Täuschung, als europäische Propagandalüge oder als Ergebnis zufälliger Verkettungen ohne innere Notwendigkeit erscheint: Eigentlich, so heißt es hier, hätte die Industrielle Revolution in China passieren müssen.47 So weit kann man nicht gehen. Aber die neue Aufwertung des «frühneuzeitlichen» Asien haucht der «Warum Europa?»-Debatte, in der seit langem fast alles gesagt zu sein schien, neues Leben ein. Es genügt nun nicht länger, Listen von Vorzügen und Leistungen Europas aufzustellen (von Römischem Recht und Christentum über Buchdruck, exakte Naturwissenschaften, rationale Wirtschaftsgesinnung und kompetitives Staatensystem bis zum «individualistischen Menschenbild») und dann pauschal festzustellen, das alles fehle anderswo. Je näher Europa und Asien für die frühe Neuzeit aneinanderrücken, je geringer die qualitativen und quantitativen Unterschiede werden, desto rätselhafter wird die spätestens um die Mitte des 19. Jahrhunderts unverkennbare Große Gabelung (great divergence) der Welt in wirtschaftliche Gewinner und Verlierer.48 Schien bislang der Erfolg Europas in den Tiefen von geographisch-ökologischer Begünstigung (wie bei Eric L. Jones)49 oder eigentümlichen kulturellen Veranlagungen (wie in der Max-Weber-Tradition, bei David Landes und den meisten anderen Autoren) programmiert zu sein, so taucht nun erneut die detektivische Frage auf, was denn die spezifische Differenz Europas ausgemacht habe.
Der Zeitpunkt, an dem diese Differenz tatsächlich wirksam wurde, rückt um so weiter ins 19. Jahrhundert hinein, je später der relative «Niedergang Asiens» angesetzt wird. Nachdem man eine Weile den europäischen Sonderweg früh beginnen, ja ins «Mittelalter» rutschen lassen wollte (so Eric L. Jones, zuletzt noch Michael Mitterauer), in eine Zeit, in der andere Historiker mit guten Gründen China (besonders im 11. Jahrhundert) und Teile der muslimischen Welt für sozioökonomisch und kulturell führend halten, verschiebt sich der Zeitpunkt der Gabelung nun wieder in jene Epoche, in der gemeinhin die Industrielle Revolution situiert wird. Die Große Gabelung, dafür spricht in der Tat vieles, trat erst im 19. Jahrhundert ein. Das Thema erhält dadurch eine Aktualität und Dringlichkeit, die es vor zwanzig Jahren noch nicht besaß, dass der soziökonomische Graben zwischen Europa und Asien sich heute zu schließen beginnt. Der Aufstieg Chinas und Indiens (an Japan hat man sich inzwischen mit einer gewissen Gelassenheit gewöhnt) wird in Europa als Teil von «Globalisierung» wahrgenommen. In Wahrheit verbergen sich dahinter auch genuine Industrielle Revolutionen, die das «nachholen», ohne es genau zu wiederholen, was Europa im 19. Jahrhundert erlebte.
2  |  Energieregime: Das Jahrhundert der Kohle

|  Energie als kulturelles Leitmotiv


Im Jahre 1909 fühlte sich Max Weber veranlasst, alle Register der Kritik und Polemik gegen «energetische Kulturtheorien» zu ziehen, wie sie von dem Chemiker, Philosophen und Nobelpreisträger des gleichen Jahres Wilhelm Ostwald ins Gespräch gebracht worden waren. Nach Ostwald, wie Weber ihn referiert, wird «jeder Kulturumschwung […] durch neue energetische Verhältnisse verursacht», «bewusste Kulturarbeit» sei «vom Bestreben zur Erhaltung der freien Energie» geleitet.50 Gerade als die Geisteswissenschaften sich um ihre methodische Emanzipation von den Naturwissenschaften bemühten, wurde ihr ureigenstes Thema, die Kultur, einer monistischen Theoriekonzeption einverleibt. Man muss nicht in die von Max Weber identifizierten Theoriefallen tappen, wenn man dennoch Energie als einen wichtigen Faktor der materiellen Geschichte betrachtet. Zu Webers Zeiten gab es die Disziplin der Umweltgeschichte noch nicht. Sie vor allem hat uns, vor dem Hintergrund aktueller Energieprobleme, die Bedeutung dieses Faktors gelehrt.
Energetische Kulturtheorien passen gut in das 19. Jahrhundert. Kaum ein naturwissenschaftlicher Begriff beschäftigte die Wissenschaftler stärker und zog das Publikum mehr in seinen Bann als derjenige der Energie. Aus den frühen Experimenten mit tierischer Elektrizität, die Alessandro Volta im Jahre 1800 zur Konstruktion der ersten elektrischen Stromquelle geführt hatte, war um die Mitte des Jahrhunderts eine umfassende Wissenschaft von der Energie geworden. Auf ihrer Grundlage wurden kosmologische Systeme errichtet, vor allem seit Hermann Helmholtz 1847 seine epochemachende Abhandlung Über die Erhaltung der Kraft vorgelegt hatte. Die neue Kosmologie beruhte nicht länger auf den Spekulationen der romantischen Naturphilosophie. Sie gab sich eine feste Grundlage in der Experimentalphysik und formulierte ihre Gesetzmäßigkeiten so, dass sie empirischer Überprüfung standhielten. Der Schotte James Clark Maxwell fand die Grundsätze und Grundgleichungen der Elektrodynamik und beschrieb die Fülle der elektromagnetischen Erscheinungen, nachdem Michael Faraday schon 1831 die elektromagnetische Induktion nachgewiesen und den ersten Dynamo konstruiert hatte.51 Die neue Physik der Energie, die in enger Wechselbeziehung zur Optik weiterentwickelt wurde, führte zu einem großen Strom technischer Umsetzungen. Eine Schlüsselfigur der Epoche wie William Thompson (seit 1892: Lord Kelvin, der erste Lord aus der Wissenschaft) brillierte gleichzeitig als Wissenschaftsmanager und imperialer Politiker, als physikalischer Grundlagenforscher und praxisnaher Techniker.52 An die Seite der Schwachstromtechnik der transkontinentalen Nachrichtenverbindungen, mit denen zum Beispiel die Brüder Siemens ihr erstes Geld verdienten, trat seit 1866, als Werner Siemens das dynamoelektrische Prinzip entdeckte, die Starkstromtechnik.53 Von heroischen Erfindern wie Siemens oder dem Amerikaner Thomas Alva Edison bis zu amateurhaften Elektrobastlern wirkten Tausende von Fachleuten an der Elektrifizierung immer größerer Teile der Welt mit. Seit den 1880er Jahren waren Kraftwerke in Gebrauch und wurden städtische Stromsysteme geschaffen. In den neunziger Jahren wurden kleine Drehstrommotoren serienreif und konnten billig in großen Stückzahlen produziert werden.54 Aber schon in der ersten Jahrhunderthälfte dienten die für die Lebenspraxis wichtigsten Erfindungen der Erzeugung und Verwandlung von Energie. Denn nichts anderes war die Dampfmaschine: eine Apparatur zur Umwandlung toter Materie in technisch nutzbare Kraft.55
Energie wurde zu einem Leitmotiv des ganzen Jahrhunderts. Was vordem nur als Elementargewalt, besonders in Gestalt von Feuer, bekannt war, wurde nun zu einer unsichtbaren, aber leistungsfähigen Kraft von ungeahnten Wirkungsmöglichkeiten. Nicht länger der frühneuzeitliche Mechanismus, sondern der dynamische Kraftzusammenhang war das naturwissenschaftliche Leitbild des 19. Jahrhunderts. Andere Wissenschaften lehnten sich daran an. Mit viel größerem Erfolg als die von Max Weber aufs Korn genommene energetische Kulturtheorie hatte dies zuvor schon die politische Ökonomie getan. Nach 1870 litt die neoklassische Ökonomie an so etwas wie einem Physikneid und bediente sich daher reichlich bei energetischen Vorstellungen.56 Ironischerweise wurde genau in jenem Moment, als die Energie tierischer Körper wirtschaftlich an Bedeutung verlor, die energievolle Körperlichkeit des Menschen entdeckt. An einem Universum der unbegrenzten und, wie Helmholtz gezeigt hatte, nicht verschwindenden Kraft mussten auch die Körper teilhaben. Aus der noch abstrakt philosophischen «Arbeitskraft» der klassischen politischen Ökonomie wurde unter dem Einfluss der physikalischen Thermodynamik der «menschliche Motor», der als kombiniertes Muskel- und Nervensystem in geplante Arbeitsvorgänge eingepasst werden konnte und dessen Verhältnis von Energieaufnahme und Energieabgabe sich experimentell und exakt ermitteln ließ. Karl Marx stand mit seinem Begriff der Arbeitskraft bereits seit der Mitte des Jahrhunderts unter dem Einfluss des Helmholtzianismus, und auch Max Weber befasste sich am Beginn seiner Laufbahn ausführlich mit Fragen der Psychophysik industrieller Arbeit.57
Es war kein Zufall, dass Europäer und Nordamerikaner sich im 19. Jahrhundert von Energie so überaus fasziniert zeigten. In einem ihrer wichtigsten Aspekte war die Industrialisierung ein Wechsel im Energieregime. Jedes Wirtschaften erfordert Energiezufuhr. Fehlender Zugang zu billiger Energie ist einer der gefährlichsten Engpässe, den eine Gesellschaft erleben kann. Selbst bei relativ reichen Ressourcen waren vorindustrielle Gesellschaften unter allen denkbaren kulturellen Bedingungen auf wenige Energiequellen außerhalb menschlicher Arbeitskraft angewiesen: Wasser, Wind, Feuerholz, Torf sowie Arbeitstiere, die Futter in Muskelkraft umsetzen. Im Rahmen dieser Begrenzungen war die Energieversorgung nur durch Extensivierung des Landbaus und des Holzeinschlags oder durch die Verwendung nährstoffreicherer Feldfrüchte möglich. Es bestand immer die Gefahr, dass die Zunahme der erreichbaren Energie mit dem Wachstum der Bevölkerung nicht Schritt halten würde. Gesellschaften unterschieden sich darin, in welchen Proportionen sie die erreichbaren Energieformen nutzten. So hat man geschätzt, dass in Europa um 1750 Holz die Quelle von etwa der Hälfte des Energiekonsums war, in China zur gleichen Zeit aber nur von höchstens acht Prozent. Umgekehrt war menschliche Arbeitskraft in China um ein Mehrfaches wichtiger als in Europa.58
|  Erschließung fossiler Energie


Mit der Industrialisierung kam, gewiss nicht von heute auf morgen, aber doch allmählich, eine neue Energiequelle hinzu, der fossile Brennstoff Kohle, der in Europa seit dem 16. Jahrhundert zunehmend Verwendung gefunden hatte, in England mehr als anderswo.59 Man sollte die Geschwindigkeit des Wechsels nicht überschätzen. In Europa insgesamt lieferte Kohle bis um die Mitte des 19. Jahrhunderts nur einen winzigen Bruchteil der genutzten Energie. Erst danach ging der Anteil der traditionellen Energiequellen zurück, während die Bedeutung der modernen Energielieferanten Kohle, später Öl, daneben auch der durch Staudämme und neuartige Turbinen besser nutzbaren Wasserkraft dramatisch zunahm.60 Die uns heute bekannte Pluralität der Energieformen ist ein Erbe der Industrialisierung. Sie folgte auf die jahrtausendelange Dominanz des Brennstoffs Holz, der noch im 19. Jahrhundert in Europa in Mengen verbraucht wurde, die aus heutiger Sicht unglaublich anmuten.61 Neben der aufsteigenden Kohle und dem absteigenden Holz hielt sich bis in die zweite Jahrhunderthälfte hinein in Verkehr und Mühlenbetrieb der Wind. Brennbares Gas wurde zunächst aus Kohle gewonnen. Die frühen Gaslaternen in den Straßen der Großstädte wurden mit dieser Art von Gas betrieben. Erdgas, das heute ein Viertel des weltweiten Energiebedarfs deckt, wurde im 19. Jahrhundert noch nicht genutzt. Anders als bei Kohle, die der Menschheit seit langem bekannt war, lässt sich die Geschichte des Erdöls genau datieren: Am 28. August 1859 wurde in Pennsylvania erstmals mit kommerzieller Absicht eine Erdölquelle erfolgreich angebohrt. Die Aktion löste, ein Jahrzehnt nach dem kalifornischen Goldrausch, unverzüglich einen Ölrausch aus. Seit 1865 machte dann ein junger Geschäftsmann namens John D. Rockefeller Öl zur Grundlage von Big Business. Um 1880 hatte seine zehn Jahre zuvor gegründete Standard Oil Company den wachsenden Weltölmarkt unter nahezu monopolistischer Kontrolle – eine Stellung, die niemals ein Einzelner auf dem Kohlemarkt errang. Petroleum wurde anfangs vor allem zu Schmierölen und Kerosin, einem Brennstoff für Lampen und Öfen, weiterverarbeitet. Erst die Verbreitung des Automobils verlieh dem Eröl nach etwa 1920 wirkliches Gewicht in der globalen Energiebilanz. Unter den auf der Welt verwendeten Brennstoffen erreichte die Kohle das Maximum ihrer relativen Bedeutung im zweiten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts.62 Tierische Energie blieb weiter gefragt, die des Kamels und des Esels (zwei ungewöhnlich kostengünstigen Verkehrsmitteln) im Transport, des Ochsen und des Wasserbüffels in der Landwirtschaft, des (indischen) Elefanten im Regenwald. Zur «landwirtschaftlichen Revolution» in Europa gehörte die vermehrte Ersetzung von menschlicher Kraft durch die von Pferden. Die Zahl der Pferde in England verdoppelte sich zwischen 1700 und 1850. In der englischen Landwirtschaft stieg die pro menschlicher Arbeitskraft zur Verfügung stehende Pferdeenergie zwischen 1800 und 1850, also auf dem Höhepunkt der Industriellen Revolution, um 21 Prozent. Erst nach 1925 ging in Großbritannien die Zahl von Pferden pro Hektar zurück, ein Prozess, der in den USA, dem Vorreiter dieser Entwicklung, schon einige Jahrzehnte früher begonnen hatte. Die Ersetzung von Pferden durch Traktoren erweiterte die Anbauflächen ohne neue Landerschließung, da weniger Boden für die Erzeugung von Pferdefutter (Gras, Hafer) erforderlich war.63 Immerhin wurde um 1900 noch ein Viertel der agrarischen Fläche der USA zur Ernährung von Pferden genutzt. Die Reisökonomien Asiens, in denen tierische Traktion kaum eine Rolle spielte und Mechanisierung schwieriger war, besaßen diesen wichtigen Puffer für eine effizienzsteigernde Modernisierung der Landwirtschaft nicht.
Die industrielle Zivilisation des 19. Jahrhunderts beruhte auf der Erschließung fossiler Brennstoffe und auf der immer effizienteren technisch-mechanischen Umsetzung der aus ihnen gewonnenen Energie.64 Der Einsatz der kohleverzehrenden Dampfmaschine brachte dabei einen autonomen spiralförmigen Prozess in Gang, denn erst dampfgetriebene Aufzüge und Ventilatoren erlaubten es, unterirdische Kohlelager in größeren Tiefen zu erreichen und auszubeuten. Am Anfang der Entwicklung von Dampfmaschinen hatte überhaupt die Suche nach besseren Pumpen zum Entwässern von Minenschächten gestanden. Die erste, noch schlecht funktionierende Dampfpumpe war 1697 konstruiert worden. 1712 wurde Thomas Newcomens erste dampfgetriebene Vakuumpumpe, also die erste Kolbendampfmaschine überhaupt, in einem Kohlebergwerk installiert.65 Der Ingenieur James Watt (1736–1819) und sein Geschäftspartner und Kapitalgeber Matthew Boulton (1728–1809) debütierten mit ihrer kleineren und besseren Dampfmaschine nicht in einer Textilfabrik, sondern in einer Zinnmine in Cornwall, einer entlegenen und später industriell nicht besonders wichtigen Gegend Englands, die das fruchtbarste Experimentierfeld für die frühen Dampfmaschinen war. Der entscheidende technische Durchbruch gelang dem unentwegt experimentierenden James Watt dann 1784 mit einer Konstruktion, die nicht nur vertikale, sondern rotierende Bewegung erzeugen konnte und dies mit einem ungewöhnlich hohen Nutzeffekt tat.66 Damit war die Dampfmaschine als Antrieb für Maschinen technisch ausgereift, auch wenn während des gesamten 19. Jahrhunderts die Effizienz (also der Anteil der freigesetzten Energie, der mechanisch nutzbar war) dieses Maschinentyps erhöht und sein Kohleverbrauch gesenkt werden konnte.67 1785 kam Watts Maschine erstmals in einer englischen Baumwollspinnerei zum Einsatz. Es dauerte allerdings noch Jahrzehnte, bis die Dampfmaschine zur wichtigsten Energiequelle in der Leichtindustrie wurde. Noch 1830 nutzten die meisten Textilfabriken in Sachsen, einem der wichtigsten Industriegebiete auf dem europäischen Kontinent, hauptsächlich Wasserkraft. Vielerorts rentierte sich die Umstellung auf Dampf erst mit einem Eisenbahnanschluss, der die Anlieferung billiger Kohle ermöglichte.68 Der Kohlebergbau wurde überhaupt zum Schlüssel der Industrialisierung. Kohlevorkommen mit technisch fortgeschrittenen Methoden, also unter Nutzung von Dampfkraft, abzubauen und die Kohle dann per Dampfeisenbahn und Dampfschiff billig zu den Orten ihres Verbrauchs transportieren zu können, war eine wichtige Voraussetzung für industriellen Erfolg insgesamt.
Die größten Schwierigkeiten, sich Kohle zu beschaffen, hatte Japan, das über wenige eigene Vorräte verfügte. Es überrascht daher nicht, dass in Japan die Periode der Dampfmaschine ungewöhnlich kurz war. Die erste fest installierte, also nicht auf einem Schiff schwimmende Dampfmaschine wurde 1861 in einem staatlichen Eisenwerk in Nagasaki in Betrieb genommen; sie war aus den Niederlanden importiert worden. Bis dahin stammte der größte Teil der gewerblich genutzten Energie von Wasserkrafträdern. Auf diese Weise wurden auch, wie zunächst ebenfalls in England, die ersten Baumwollspinnereien angetrieben. Die verschiedenen Energieformen bestanden eine Weile nebeneinander. Als Mitte der achtziger Jahre die japanische Industrialisierung in Schwung kam, wurden innerhalb weniger Jahre Japans Fabriken mit Dampfmaschinen ausgestattet. Bereits Mitte der neunziger Jahre war der quantitative Höhepunkt in der industriellen Verwendung von Dampfkraft erreicht. Die japanische Wirtschaft nutzte als eine der ersten in größtem Stile die Elektrizität, die teils aus Wasserkraft, teils aus Kohle gewonnen wurde und für die Industrie große Vorteile bot. Als in den sechziger Jahren die ersten Dampfmaschinen in Japan in Betrieb genommen wurden, hatte Japan gegenüber Großbritannien einen energietechnischen Rückstand von etwa achtzig Jahren. Um 1900 war dieser Rückstand vollkommen aufgeholt. Japan hatte die energetische Entwicklung des Westens im Zeitraffertempo nachvollzogen.69
Die Entwicklung der Kohleproduktion, wie sie sich statistisch darstellen lässt, ist auf der einen Seite ein Indikator für das Niveau industrieller Entwicklung, auf der anderen Seite weist sie aber auch auf die Ursachen solcher Entwicklungen hin. Die Zahlen sind mit einer gewissen Skepsis zu betrachten, denn niemand hat zum Beispiel die Produktion nicht-mechanisierter Kohlegruben in China jemals auch nur zu schätzen versucht; allerdings ist deren Produktion wohl auch so gut wie nie industrieartigen Verwendungen zugeführt worden. Für die erfasste Steinkohleproduktion auf der Welt war die Mitte des 19. Jahrhunderts ein Wendepunkt. Sie wuchs zwischen 1850 und 1914 von maximal 80 Millionen Tonnen auf über 1300 Millionen Tonnen pro Jahr, also während eines Zeitraums von sechs Jahrzehnten um etwa den Faktor sechzehn. Am Anfang dieser Periode war Großbritannien mit 65 Prozent der Förderung der mit Abstand größte Produzent, am Vorabend des Ersten Weltkrieges hatte es diese Position an die USA (43 Prozent) abgegeben und stand nun vor Deutschland (15 Prozent) auf Platz zwei (25 Prozent). Neben diesen drei Riesenproduzenten waren alle anderen von nachrangiger Bedeutung. Es gab einige Aufsteiger, die innerhalb weniger Jahre einen respektablen Kohlebergbau etablierten, vor allem Russland, Indien und Kanada. Doch kam selbst der größte unter diesen kleinen Produzenten, nämlich Russland, im Durchschnitt der Jahre 1910–1914 nur auf 2,6 Prozent der Weltproduktion.70 Manche Länder, etwa Frankreich, Italien oder Südchina, konnten nicht vermeiden, die Defizite ihrer natürlichen Ausstattung durch Kohleimporte aus Überschussregionen wie den meeresnahen Förderrevieren Großbritanniens, dem Ruhrgebiet oder Vietnam zu decken.
Hatte man in den sechziger Jahren das Schreckgespenst einer bevorstehenden Erschöpfung der Kohlevorkommen auf der Welt an die Wand malen können, so sorgte ein halbes Jahrhundert später die Erschließung zahlreicher neuer Lagerstätten für ein hinreichendes Angebot und damit zugleich für eine Zersplitterung des Kohlemarktes, auf dem Großbritannien seine alte Dominanz nicht länger verteidigen konnte.71 Einige Regierungen erkannten die Notwendigkeit von Energiepolitik, andere nicht. In Russland unterblieb der Ausbau einer hinreichenden Montanbasis, weil die Regierung unter dem Architekten der spätzarischen Modernisierung, Finanzminister Sergej J. Vitte (seit 1892 im Amt), einseitig Hightech-Projekte in Stahlindustrie und Maschinenbau förderte.72 In Japan hingegen entwickelte der Staat den Kohlebergbau im Gleichschritt mit der Industrie. Obwohl das Land keineswegs die großen Vorräte der USA oder Chinas besaß, reichte die heimische Produktion in der ersten Phase der Industrialisierung nach 1885 doch für den Eigenbedarf aus. Erst in einer zweiten Phase, als sich die metallverarbeitende Industrie weiterentwickelt hatte, genügte die Qualität der japanischen Kohle nicht mehr. Die Mandschurei war unter anderem deshalb für Japan als Kolonialgebiet so interessant, weil dort höherwertige, für die Verkokung besser geeignete Kohlen zu gewinnen waren. Solche Vorkommen wurden nach 1905 in der Eisenbahnkolonie der Südmandschurischen Eisenbahngesellschaft gefördert.73 Es gibt wenige deutlichere Beispiele für «Ressourcenimperialismus», also die Unterwerfung anderer Länder zum Zweck der Aneignung industriell notwendiger Rohstoffe.74
China bietet das Beispiel einer umgekehrten kolonialen Situation. Energiemangel war ein chronisches Problem des dicht bevölkerten und über große Strecken nahezu ganz entwaldeten Landes. Nun besitzen Nord- und Nordwestchina riesige Kohlevorkommen, die bis zum heutigen Tage erst teilweise erschlossen sind. Diese Vorkommen blieben nicht unbekannt und ungenutzt. Sie wurden schon früh zur Eisenherstellung in großem Stil verwendet. Seriöse Schätzungen besagen, dass Chinas Eisenproduktion um das Jahr 1100 herum die ganz Europas (außerhalb Russlands) um 1700 übertroffen haben könnte.75 Warum diese Produktion nicht fortgesetzt wurde, wissen wir noch nicht. Jedenfalls war die Kohleproduktion in China im 18. und 19. Jahrhundert wenig erheblich, zumal die Lagerstätten im Nordwesten fernab der Handelszentren lagen, die sich nach der Öffnung von 1842 in Küstennähe als Treaty Ports herausbildeten. Der Vorteil der kurzen Wege und guten Wasserstraßen, der die englische Kohle so früh kostengünstig nutzbar gemacht hatte, fehlte in China. Als dort nach 1895 der großbetrieblich und maschinell betriebene Kohlebergbau begann, exportierten die von japanischen Firmen kontrollierten Kohlegruben ihre Produktion direkt nach Japan oder nutzten sie in nahegelegenen Eisen-und Stahlfabriken, die ebenfalls in japanischer Hand waren. Wenn die entstehenden industriellen Ballungsräume in China, vor allem Shanghai, nach etwa 1914 an Energiemangel litten, der die industrielle Entwicklung vermutlich gebremst hat, dann lag dies nicht nur an unzureichender Produktion und kolonialer Ausbeutung, sondern auch an dem politischen Chaos im Land, das z.B. die Eisenbahnen immer wieder unbenutzbar machte. China war ein potenzieller Energieriese, der in der ersten Phase seiner Industrialisierung die eigenen fossilen Energieträger nur sehr begrenzt nutzen konnte. Anders als in Japan gab es keine Zentralregierung, die Fragen der Energieversorgung Priorität in einer wirtschaftspolitischen Steuerung des industriellen Aufbaus hätte geben können.
|  Ein globaler Energiegraben


Insgesamt hatte sich bis zum frühen 20. Jahrhundert ein tiefer Energiegraben in der Welt aufgetan. Um 1780 waren alle Gesellschaften der Erde auf die Nutzung von Energie aus Biomasse angewiesen. Sie unterschieden sich dabei durch die unterschiedlichen Präferenzen, die sie entwickelten oder unter jeweils besonderen natürlichen Bedingungen entwickeln mussten. Um 1910 oder 1920 zerfiel die Welt in die Minderheit derjenigen, die sich Zugang zu fossilen Energiespeichern geschaffen und die für deren Nutzung nötigen Infrastrukturen etabliert hatten, und die Mehrheit derer, die unter wachsendem Knappheitsdruck mit den traditionellen Energiequellen auskommen mussten. Deutlich wird der Abstand zwischen dem «Westen» und der übrigen Welt, wenn man sich die Verteilung der Welterzeugung von Kohle ansieht. Im Jahre 1900 entfielen auf Asien gerade einmal 2,82 Prozent, auf Australien 1,12 Prozent und auf Afrika 0,07 Prozent der Weltförderung.76 Auf Länderbasis umgelegt, verschieben sich die Proportionen. Dann war im Durchschnitt der Jahre 1910 bis 1914 Japan ein größerer Kohleproduzent als Österreich-Ungarn, und Indien folgte mit geringem Abstand.77 Der Pro-Kopf-Verbrauch an kommerziell angebotener Energie lag um 1910 in den USA vermutlich um das Hundertfache über demjenigen Chinas. Neue Technologien der Hydroelektrik ermöglichten es wasserreichen Ländern zudem, das alte Prinzip der Wassermühle auf ein neues Niveau zu heben. War die Dampfmaschine zunächst ein leistungsfähigerer Energieerzeuger als das Wasserrad, so wurde sie von diesem in seiner neuen Gestalt als Wasserturbine bereits in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts wieder überholt.78 Für Länder wie die Schweiz, Norwegen, Schweden und bestimmte Regionen Frankreichs bot die Staudamm- und Turbinentechnik seit den 1880er Jahren die Chance, einen Mangel an Kohle zu kompensieren. Außerhalb des Westens nutzte allein Japan diese neuen Möglichkeiten. Unter bestimmten ökologischen Bedingungen fehlten jegliche Alternativen. Im Nahen und Mittleren Osten sowie in Afrika gab es in riesigen Gebieten weder Kohle noch energetisch nutzbare Wasserreserven. Ein Land wie Ägypten, das wenig Kohle besitzt und die schwache Strömung des Nils kaum für Wasserräder nutzen konnte, war dadurch im Vergleich zum wasserreichen Japan stark benachteiligt: Hier musste man sich in der ersten Phase der Industrialisierung, als Verarbeitungsbetriebe der Exportwirtschaft angelegt und Bewässerungsanlagen teilweise mechanisiert wurden, hauptsächlich auf menschliche und tierische Antriebskraft stützen.79 Als im frühen 20. Jahrhundert ausgerechnet im Mittleren Osten Erdöl gefördert wurde, etwa in dem so gut wie industrielosen Iran, der 1912 erstmals Öl exportierte, geschah dies ausschließlich für Ausfuhrzwecke und ohne jegliche Verbindung zu einheimischen Wirtschaftsformen.
Die Dampfmaschine fand viele Verwendungen. Sie wurde nicht nur in der industriellen Warenproduktion eingesetzt. In den Niederlanden wurden Dampfpumpen ab etwa 1850, also relativ spät, zur Drainage und Polderanlage verwendet. 1896 wurden nur noch 41 Prozent der trockengelegten Oberflächen durch Windmühlen drainiert. Die höheren Kosten wurden weniger durch größere Leistungsfähigkeit als durch den Vorteil ausgeglichen, dass Dampfmaschinen besser steuerbar waren. So verschwand mit der Zeit die holländische Windmühlenszenerie, wie sie aus vielen Gemälden des 17. und 18. Jahrhunderts bekannt ist. Insgesamt spricht vieles dafür, den Wechsel des Energieregimes als eines der wichtigsten Merkmale der Industrialisierung zu betrachten. Dieser Wechsel erfolgte aber nicht abrupt, also revolutionär, und nicht so früh, wie der Blick auf Großbritannien vermuten lässt. Eine auf breiter Basis mineralisch fundierte Energiewirtschaft gab es weltweit erst im 20. Jahrhundert, nachdem in Russland, den USA, Mexiko, im Iran, Arabien und anderen Ländern Erdöl gefördert und neben der Kohle als neuer Energieträger in den industriellen Ökonomien verwendet wurde.80
Der energiereiche und sich selbst als «energisch» entwerfende Westen trat der übrigen Welt auch so entgegen. Die Kulturheroen der Epoche waren nicht kontemplative Müßiggänger, religiöse Asketen oder stille Gelehrte, sondern Praktiker einer energiegeladenen vita activa: nimmermüde Eroberer, unerschrockene Reisende, ruhelose Forscher, imperatorische Wirtschaftskapitäne. Überall, wo sie hinkamen, beeindruckten, erschreckten oder blufften okzidentale Kraftnaturen mit ihrer persönlichen Dynamik, in der sich der Energieüberschuss ihrer Heimatgesellschaften widerspiegeln sollte. Die tatsächliche Übermacht des Westens wurde naturalisiert und zur anthropologischen Überlegenheit stilisiert. Der Rassismus der Epoche machte sich nicht allein an der Hautfarbe fest. Er ordnete die «Menschenrassen» auch auf einer Skala physischer und geistiger Energiepotenziale. Charakteristisch für die nichteuropäische Welt wurde daher spätestens um die Jahrhundertwende die Wahrnehmung des Westens als «jung», die der eigenen Tradition und der gegenwärtigen Machthaber als «alt», passiv und leblos. Patrioten der jüngeren Generation in außereuropäischen Ländern sahen es als ihre Hauptaufgabe, die eigenen Gesellschaften zu dynamisieren, schlummernde Energien zu wecken und ihnen eine politische Richtung zu geben. Im Osmanischen Reich traten «Jungtürken» auf den Plan, in China nannte sich die Zeitschrift, von der seit 1915 die stärksten Impulse politischer und kultureller Erneuerung ausgingen, «Neue Jugend» (Xin qingnian). Nationalismus und manchmal auch die sozialistische Revolution wurden um diese Zeit fast überall in Asien als Vehikel der Selbstenergetisierung entdeckt.
3  |  Pfade wirtschaftlicher (Nicht-) Entwicklung

Auch wenn es kein eindeutiges statistisches Maß für den Grad von Industrialisierung gab und gibt, so war doch am Vorabend des Ersten Weltkriegs ungefähr klar, wer in Europa zur «industrialisierten Welt» gehörte und wer nicht. In absoluten Zahlen der industriellen Produktion gerechnet, gab es nur zwei Industriegiganten: Deutschland und das Vereinigte Königreich, es folgten mit beträchtlichem Abstand Russland und Frankreich, dann in einer dritten Größenklasse Österreich-Ungarn und Italien. Nach der Industrieleistung pro Kopf der Bevölkerung kalkuliert, sah die Reihenfolge etwas anders aus: Hier stand Großbritannien vor Deutschland an der Spitze. Belgien und die Schweiz wiesen dasselbe Industrialisierungsniveau auf wie das Deutsche Reich, Frankreich und Schweden folgten mit größerem Abstand. Keines der übrigen Länder Europas erreichte auch nur ein Drittel des britischen Pro-Kopf-Niveaus der industriellen Produktion; Russland war nach dieser Messgröße zu Spanien und Finnland ins untere Feld verbannt.81 Diese gemessenen und oft geschätzten Größen sagen selbstverständlich noch nichts über das Pro-Kopf-Einkommen und den daraus zu folgernden durchschnittlichen Lebensstandard eines Landes aus. Eine differenzierte Betrachtung Europas zeigt, dass von einem «industriellen Europa», das als Ganzes einem wirtschaftlich unmodernisierten Rest der Welt (mit Ausnahme der USA) gegenüberstand, nicht die Rede sein kann.
|  Exportorientierung, vornehmlich in Lateinamerika


Bis etwa 1880 hatte eine in alle Weltteile ausgreifende imperiale Geologie, eine Wissenschaft von eminent praktischer Bedeutung, auf sämtlichen Kontinenten Lagerstätten mineralischer Rohstoffe aufgespürt: Mangan, den wichtigsten Stahlveredler, in Indien und Brasilien; Kupfer in Chile, Mexiko, Kanada, Japan und im Kongo; Zinn in Malaya und Indonesien. Mexiko war vom 17. Jahrhundert bis zum Ersten Weltkrieg der größte Silberproduzent der Welt, Südafrika war es für Gold geworden. Chile war der wichtigste Ursprung des für die Sprengstoffherstellung zeitweise unentbehrlichen Salpeters und führte 1879–83 sogar einen Krieg gegen Peru und Bolivien um Salpetervorkommen im gemeinsamen Grenzgebiet. Viele dieser Bodenschätze waren auch reichlich in Nordamerika zu finden, dem mit Rohstoffen für die Industrie am besten ausgestatteten aller Kontinente. Spezielle Lagerstätten wurden außerhalb Europas selten zum Ansatzpunkt einer industriellen Entwicklung nach westeuropäischem Muster. Sie wurden oft von ausländischem Kapital erschlossen und in Enklaven für Exportzwecke ausgebeutet, ohne dass sich daraus eine umgestaltende Wirkung für die jeweilige Volkswirtschaft insgesamt ergeben hätte. Das gleiche gilt für Produktion und Export agrarischer Rohstoffe für industrielle Zwecke: Kautschuk für die Gummi-, Palmöl für die Seifenherstellung usw. Allerdings wurde Britisch-Malaya in den beiden Jahrzehnten vor dem Ersten Weltkrieg dank Zinn und Kautschuk eine verhältnismäßig reiche Kolonie. Die Rohstoffproduktion lag hier nicht nur in der Hand internationaler Konzerne, daneben spielte die chinesische Minderheit eine wichtige unternehmerische Rolle.
Durch ihre neuartige Nachfrage riefen die Industrien Europas und der USA in vielen Ländern der Welt, ob nun formell kolonisiert oder nicht, Sektoren der Exportproduktion ins Leben. In Lateinamerika wurde damit nach Jahrhunderten die Dominanz von Edelmetallen im Handel mit der übrigen Welt gebrochen. Neue Produkte nahmen in zahlreichen Ländern die Position von Silber oder Gold im Außenhandel ein. Im klassischen Silberland Peru wurde nach 1890 Kupfer, das die Elektroindustrie in großem Umfang benötigte, besonders wichtig und machte 1913 ein Fünftel der Exporterlöse aus. In Bolivien sank die Bedeutung des Silbers, während die von Zinn stieg. Schon 1905 trug Zinn mit 60 Prozent zur bolivianischen Ausfuhr bei. Chile hatte zunächst als Kupferproduzent den Weltmarkt betreten, verlegte sich dann aber auf Salpeter, der 1913 insgesamt 70 Prozent seines Exports ausmachte.82 Trotz des Wandels der Produktpalette blieb die Konzentration des Exports auf wenige Produkte ein Kennzeichen vieler lateinamerikanischer Ökonomien. Vom Export – auch von agrarischen Rohstoffen wie Kaffee, Zucker, Bananen, Wolle oder Kautschuk – gingen durchaus Wachstumseffekte aus, doch war ein solches Modell des exportgetriebenen Wachstums umso anfälliger gegenüber Preisschwankungen auf den Weltmärkten, je stärker man sich auf wenige Produkte konzentrierte. So erlebte Peru bereits in den achtziger Jahren, also noch vor dem Beginn der großen weltweiten Expansion tropischer Rohstoffproduktion, einen Zusammenbruch seines Guano-Booms. Nur Argentinien hatte vor 1914 eine breite, die Risiken streuende Diversifikation seiner Exporte erreicht. Es war damals immerhin mit weniger als 10 Prozent der Bevölkerung Lateinamerikas der erfolgreichste Exporteur, der fast ein Drittel der Exporteinkünfte des Subkontinents erwirtschaftete.83 Auch beeinflusste es den makroökonomischen Erfolg von Exportorientierung, ob (1) die Produktion in arbeitsintensiv bewirtschafteten Familienbetrieben erfolgte, die Exporterlöse im Lande blieben und relativ gleich in der Gesellschaft verteilt wurden, oder ob (2) Plantagen und Bergwerke dominierten, meist von schlecht behandelten Lohnarbeitern bewirtschaftet und im Besitz von ausländischen Unternehmern, die große Teile des Gewinns außer Landes transferierten. Im Allgemeinen waren Strukturen vom Typ (2) für die volkswirtschaftliche und soziale Gesamtentwicklung weniger günstig als solche vom Typ (1). Wenn es unter Verhältnissen von Typ (2) Wachstum gab, dann war es oft auf isolierte Enklaven beschränkt und wirkte nicht belebend auf andere Bereiche der Ökonomie. Nur Südafrika bildete eine größere Ausnahme von dieser Regel.84
Nicht jedes Land der Erde nutzt seine Chancen am besten, wenn es sich industrialisiert. Im 20. Jahrhundert gibt es mehrere Beispiele für fehlgeschlagene, die lokalen Besonderheiten missachtende Industrialisierungsstrategien. Im Falle von Exportökonomien stellt sich stets und auf allen Kontinenten die Frage, ob Gewinne aus dem Exportbereich zu Investitionen in die industrielle Fertigung genutzt, anders gefragt: ob Produktivitätsgewinne aus den Exportenklaven in Nicht-Export-Sektoren der Wirtschaft übertragen wurden. Von Ansätzen einer einigermaßen eigenständigen Industrialisierung kann nur dann die Rede sein, wenn solche Industrien vorzugsweise den heimischen Markt bedienen. Dies war in Lateinamerika nicht vor 1870 der Fall. In einigen Ländern verteilten sich Exporterlöse so in der Gesellschaft, dass die heimische Kaufkraft stieg. Die Ausbreitung der Eisenbahn löste traditionell hemmende Transportprobleme, und die Übernahme elektrischer Technologien behob Energieengpässe. Wie fast überall sonst auf der Welt war die Textilindustrie auch dort, wo es die Rohstoffe Baumwolle oder Wolle vor Ort nicht gab, der Vorreiter industrieller Entwicklung. Jeder brauchte Kleidung, und wenn Regierungen der Peripherie für Zollschutz kämpften, dann in erster Linie gegenüber Textilimporten. Der relativ hohe Grad von Urbanisierung in manchen Teilen Lateinamerikas schuf zudem einen räumlich konzentrierten Markt, in dessen Nähe sich Textilfabriken ansiedelten. Um 1913 hatte von allen Republiken Lateinamerikas Argentinien, wo allerdings die Textilindustrie eine nachrangige Rolle spielte, das höchste Industrialisierungsniveau, gefolgt von Chile und Mexiko. Auf dem gesamten Subkontinent gab es aber so gut wie keine Schwerindustrie. Es dominierte eine eher kleinbetrieblich organisierte Nahrungs- und Genussmittelerzeugung, gefolgt von der Textilbranche. Obwohl durch diese Industrialisierungansätze die Importe von Konsumgütern gegenüber denen von Maschinen (einschließlich Eisenbahnen und Eisenbahnmaterial) zurückgedrängt worden waren und nur noch der Luxuskonsum weiterhin aus Europa gedeckt wurde, hatte sich doch nirgends eine komplexere industrielle Struktur herausgebildet. In einem großen Land wie Brasilien war es nicht gelungen, aus einem Teufelskreis der Armut hinauszukommen und die Industrie durch eine steigende Binnennachfrage anzuregen. Kein Land des Kontinents hatte eine exportfähige Industrieproduktion aufgebaut. In keinem Fall waren auch Handwerk und Proto-Industrie (die es verbreitet gab) die unmittelbare Vorstufe zur autonomen Industrialisierung gewesen. Selbst die hohen Wachstumsraten, die zeitweise etwa in Brasilien erzielt wurden, teilten sich nicht der Gesamtwirtschaft mit. In vielen der kleineren Länder hatte Industrialisierung auch nicht ansatzweise begonnen.85 Warum es den lateinamerikanischen Ländern nicht gelang, vor ihren Experimenten mit einer vom Staat geförderten importsubstituierenden Industrialisierung in der Zwischenkriegszeit Anschluss an die Industrialisierungsdynamik in Westeuropa, Nordamerika oder Japan zu finden, ist eine nach wie vor ungelöste Frage.
|  China: Blockierter Start


Wir wollen nicht die Welt umrunden und überall systematisch nach Spuren von entstehender Industrie suchen. Die wichtigsten Fälle mögen genügen. Ebenso interessant wie das kontrafaktische Problem der Great Divergence-Debatte, warum Indien und China vor 1800 nicht zu einer eigenen Industriellen Revolution fanden, ist die Tatsache, dass sie wenig mehr als hundert Jahre später tatsächlich mit ihrer Industrialisierung begonnen hatten. In China mit seiner großen Tradition vor-mechanischer Gewerbeproduktion und verbreiteter Proto-Industrialisierung führte kein direkter Weg von älteren Formen der Technologie und Organisation zu moderner Fabrikproduktion. Vor 1895 war es Ausländern nicht gestattet, auf chinesischem Territorium, selbst in den Treaty Ports, Industriebetriebe zu errichten; die wenigen, die es dennoch gab, fielen nicht ins Gewicht. In dieser ersten Phase chinesischer Industrialisierung übernahm der Staat die Regie. Nicht der Kaiserhof selbst, aber doch mehrere Provinzgouverneure leiteten ab 1862 eine Reihe von Großprojekten ein, die sich allesamt ausländischer Technologie und ausländischer Berater bedienten: zuerst Rüstungsfabriken und Werften, dann 1878 ein großes Kohlebergwerk in Nordchina, wenig später einige Baumwollspinnereien und 1889 die Hanyang-Eisenwerke in der Provinz Hubei. Das Hauptmotiv hinter dieser Politik war die militärische Defensive. 70 Prozent des Kapitals entfielen auf militärisch relevante Betriebe. Man macht es sich zu einfach, wenn man diese frühen Initiativen allesamt als Fehlschläge wertet. Die meisten von ihnen bewiesen, dass China zur Übernahme moderner Technologie durchaus imstande war. Hanyang war in den ersten Jahren nach dem Produktionsbeginn 1894 sogar das größte und modernste Eisen- und Stahlwerk ganz Asiens. Die Projekte blieben freilich unkoordiniert, keines von ihnen wurde zum Wachstumskern im Rahmen einer selbst nur regionalen Industrialisierungsstrategie. China hatte vor dem Chinesisch-japanischen Krieg von 1894/95, der auch auf diesem Gebiet einen großen Rückschlag bedeutete, Anfänge zu seiner Industrialisierung unternommen, befand sich aber noch nicht auf dem Weg zu einer umfassenden industriellen Transformation.86
Nach 1895 komplizierte und dynamisierte sich das Bild. Nun errichteten Firmen aus Großbritannien, Japan und anderen Ländern Industriebetriebe in Shanghai, Tianjin, Hankou und einigen andere Großstädten. Nachdem der Staat weithin inaktiv geworden war, ließen es chinesische Unternehmer aber nicht zu, dass Ausländer den entstehenden modernen Sektor der Ökonomie dominieren würden. Auf fast allen Gebieten traten sie in Konkurrenz zu den fremden Interessen.87 Die Dampfschifffahrt war in China bereits früh, in den 1860er Jahren, erst vom Staat, dann von Privatfirmen eingeführt worden. Auch die Seidenindustrie, seit dem 18. Jahrhundert eine von Chinas wichtigsten Exportbranchen, bemächtigte sich rasch der neuen Antriebstechnik. Da die japanische Konkurrenz dasselbe tat und zudem wesentlich systematischer an der Hebung der Qualität und der Produktion weltmarktförmiger Ware arbeitete, hatte Japan allerdings im zweiten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts den Kampf um die internationalen Kunden gewonnen. Der wichtigste Teil der Industrie – außerhalb der seit 1905 japanisch beherrschten Südmandschurei mit ihrem schnell wachsenden Kohle- und Stahlkomplex – war auch in China die Baumwollspinnerei. 1913 befanden sich 60 Prozent aller Spindeln, die in Fabriken auf chinesischem Territorium installiert waren, in chinesischem Besitz, 27 Prozent in der Hand europäischer, 13 Prozent in derjenigen japanischer Konzerne. Am Vorabend des Ersten Weltkriegs war die chinesische Baumwolltextilindustrie noch relativ unterentwickelt. Damals waren in China 866.000 Spindeln installiert, in Japan aber 2,4 Millionen und in Indien sogar 6,8 Millionen (etwa so viel wie in Frankreich). Erst ein Gründerboom während des Krieges ließ die Spindelzahl auf 3,6 Millionen ansteigen. Zwischen 1912 und 1920 zeigte die moderne chinesische Industrie eine der höchsten Wachstumsraten der Welt.88 Um 1920 waren schwache, aber ausbaufähige ökonomische Fundamente für die Industrialisierung Chinas gelegt. Das innere Chaos der Warlordzeit, das Fehlen ebenso entwicklungsorientierter wie aktionsstarker Regierungen sowie die imperiale Politik Japans waren die Hauptgründe dafür, dass ein chinesischer takeoff in gesamtwirtschaftlicher Dimension mehr als ein halbes Jahrhundert auf sich warten ließ. Nicht die verhaltene und vom Staat kaum angeleitete Entwicklung in der spätesten Kaiserzeit, sondern die Abbremsung des begonnenen Starts nach 1920 ist das charakteristischste Merkmal der chinesischen Industrialisierungsgeschichte vor dem großen Aufschwung nach 1980.
Die Vorstellung, billige Baumwollstoffe aus der neuen englischen Massenfabrikation hätten in Ländern wie China und Indien die einheimischen Spinnerinnen und Weber um ihre Existenz gebracht und damit möglicherweise Ansätze einer eigenständigen Industrialisierung zerstört, lassen sich in dieser Pauschalität nicht halten. In China erwies sich trotz fehlenden Zollschutzes die dörfliche Hausweberei für den lokalen und regionalen Bedarf als ziemlich widerständig. Als im frühen 20. Jahrhundert Baumwollgarn aus den neuen Fabriken in den Treaty Ports (weniger direkt aus dem Ausland importiert) das handgesponnene Garn zunehmend verdrängte, stellten sich die Weber auf Maschinengarn um und konnten auf diese Weise weiter wirtschaften. In Indien hat man die These von der Überflutung asiatischer Märkte lange unter dem Stichwort der «De-Industrialisierung» diskutiert. Der Ausgangspunkt ist dabei die Beobachtung, dass das indische Gewerbe im 18. Jahrhundert imstande war, Baumwollstoffe aller Qualitätsgrade in großen Mengen zu produzieren, und dass die gehobenen Qualitäten in Europa eine umfangreiche Nachfrage fanden. Gleiches gilt in etwas kleinerem Maßstab auch für den Export von chinesischen Baumwollstoffen. Dass diese asiatische Ware oft erst in Europa bedruckt wurde, schuf überhaupt ein europäisches Interesse für Baumwollgüter und damit eine Nachfrage, die später von den Produkten der Industriellen Revolution bedient werden sollte. Bis etwa 1840 hatten die Stoffe aus Lancashire die asiatischen Importe vom heimischen Markt verdrängt. Der englische Gentleman trug nicht länger nankeens, die feinen Stoffe aus dem Osten. Am Beginn der europäischen Industrialisierung stand also die Importsubstitution asiatischer Einfuhren, die ökonomisch möglich wurde, weil Großbritannien in den Genuss von technologisch bedingten Wettbewerbsvorteilen kam.89 Dieses – von Indien und China aus gesehen – Wegbrechen der Exportmärkte, wie es ähnlich auch die osmanische Textilindustrie in der ersten Hälfte des 19. Jahrhundert erlebte, hatte katastrophale Auswirkungen für asiatische Regionen, die auf Tuchexporte spezialisiert waren. Das heißt aber noch nicht, dass nun auch die Produktion für den heimischen Markt durch europäische Importe niederkonkurriert worden sei. Hier muss regional differenziert werden. Bengalen war von der Exportkrise hart getroffen, während südindische Weber, die für den Binnenmarkt arbeiteten, viel länger überleben konnten. Importierte Textilien erreichten nie den Standard feinster indischer Eigenherstellung, so dass Luxusmärkte lange Zeit indischen Produzenten vorbehalten blieben. Wie in China, so setzte sich auch in Indien Maschinengarn in dem Maße durch, wie seine fallenden Preise die Kosten der Hausspinnerei sogar bei extremer Selbstausbeutung der ländlichen Familien unterschritten. Die hausgewerbliche Weberei überdauerte vor allem deshalb, weil sich die Märkte, wie die Ökonomen sagen, «segmentierten», es also gar keine generelle Konkurrenz zwischen importierten und inländisch erzeugten Stoffen gab.90
|  Indien: Die Relativität von «Rückständigkeit»


Anders als in China engagierte sich in der indischen Baumwollindustrie kaum ausländisches Kapital, als diese seit 1856 in Bombay und an anderen Orten aufgebaut wurde. Die ersten Gründer waren indische Textilhändler, die nun auch in die Produktion investierten.91 Der koloniale Staat und die britische Industrie hatten kein Interesse an solcher Konkurrenz, legten ihr aber auch keine unüberwindlichen Hindernisse in den Weg. Der allgemeine Verfall des Silberpreises, der mit politischen Mitteln nicht aufgehalten wurde, hatte zur Folge, dass die indische Rupie im letzten Quartal des 19. Jahrhunderts etwa ein Drittel ihres Wertes verlor. Dies kam den technisch keineswegs rückständigen indischen Baumwollspinnereien zugute und erlaubte ihnen sogar, auf asiatischen Märkten das teurere britische Garn zurückzudrängen. Wer immer nur auf den Handel zwischen Europa und Asien schaut, unterschätzt die Vitalität asiatischer Produzenten in ihrem näheren Umfeld. Vor allem dank ihrer Exporte nach China und Japan verneunfachte die indische Industrie ihren Anteil am Weltmarkt für Baumwollgarn von 4 Prozent 1877 auf 36 Prozent 1892.92 Die moderne indische Industrie entstand nicht primär als Ergebnis von Kapital- und Technologieimport unter kolonialen Vorzeichen. Ihr wichtigster Hintergrund war eine allgemeine Kommerzialisierung in Indien seit dem 18. Jahrhundert, durch welche Märkte expandierten, merkantile Reichtümer geschaffen wurden und es auch – trotz der reichlichen Verfügbarkeit billiger Arbeitskräfte – neue Anreize zu technologischen Verbesserungen gab.93 Die Historiker sind sich einig, dass die Industrie, auch in Indien stark geographisch konzentriert, vor dem Ersten Weltkrieg nur eine marginale Rolle in der Gesamtwirtschaft spielte. Immerhin: wenn man quantitative Analogien zu Europa zieht, stand Indien gar nicht so schlecht da. Seine Zahl von 6,8 Millionen Spindeln im Jahre 1913 liegt keineswegs um Welten unter den 8,9 Millionen für das Zarenreich.94 Rein quantitativ konnte sich die indische Baumwollindustrie also durchaus sehen lassen. Anders als in China oder Japan war sie ganz ohne Zutun des Staates entstanden.
Während in China die frühe Eisen- und Stahlindustrie (die nach dem Ersten Weltkrieg weitgehend unter japanische Kontrolle geraten sollte) ganz auf behördliche Initiative zurückging, war die frühe indische Stahlindustrie einem einzigen Mann zu verdanken: Jamshedji Tata (1839–1904), einer der großen Unternehmerpersönlichkeiten des 19. Jahrhunderts, biographisch kein Nachzügler, sondern ein Zeitgenosse des 1842 geborenen deutschen Stahlbarons August Thyssen. Tata hatte sein Geld in der Textilindustrie gemacht. Angeregt durch einen Besuch bei amerikanischen Stahlwerken, ließ er durch US-Ingenieure einen Ort in der Nähe der Kohle- und Eisenvorkommen Ostindiens suchen. Hier, in Jamshedpur, entstand nach seinem Tod das große Stahlwerk der Familie Tata. Es war von vornherein auch als patriotisches Unternehmen propagiert worden und zog Kapitaleinlagen von mehreren tausend Privatleuten an. Der Gründer selbst hatte früh die Notwendigkeit eingesehen, dass Indien sich technologisch selbständig machen müsse, und das Grundkapital für das Indian Institute of Science gestiftet. Seit dem Beginn der Produktion im Jahre 1911 bemühten sich die Tata-Werke um eine Produktqualität auf höchstem internationalem Niveau. Regierungsaufträge waren von Anfang an wichtig, und der Weltkrieg setzte die Firma auf Erfolgskurs. Bis 1914 reichte aber die singuläre Tata Iron and Steel Company nicht aus, um einen schwerindustriellen «Sektor» zu konstituieren, ebenso wie in China das staatlich geführte Hanyang-Eisen- und Stahlwerk bei Hankou dies nicht konnte.
Der Fall Indien kann zum Nachdenken über allgemeine Modelle in der Industrialisierungsforschung Anlass geben. «Rückständigkeit» ist ein relativer Begriff, und man muss die Einheiten klären, auf die man ihn bezieht. Zu einem gegebenen Zeitpunkt, selbst noch am Ende des 19. Jahrhunderts, waren die sozialökonomisch «rückständigsten» Gegenden Europas den dynamischeren Regionen Indiens oder Chinas fraglos nicht voraus. Der Maßstab, an dem wirtschaftlicher Erfolg gemessen wurde, waren die wenigen großen Wachstumsregionen in Europa und Nordamerika. In Indien hatten nicht staatliche, sondern unternehmerische Entscheidungen dazu geführt, dass es dort um 1910 oder 1920 in verschiedenen Bereichen – zu nennen wäre auch die überwiegend von britischem Kapital dominierte Jute-Industrie – eine großbetriebliche Fabrikproduktion und mit ihr ein industrielles Proletariat gab, das lernte, seine Interessen zur Geltung zu bringen. Industrialisierung und viele andere Prozesse, die man unter dem Titel der «Modernisierung» zusammenfasst, waren im städtischen Indien in Gang gekommen. Ob Indien sich ohne Kolonialherrschaft, wie Nationalisten und Marxisten meinen, ökonomisch «besser» entwickelt hätte, wird sich nie entscheiden lassen. Kulturalistische Argumentationen, die in Gesellschaftsstruktur («Kastensystem»), Mentalitäten oder religiösen Orientierungen («erwerbsfeindlicher Hinduismus») ein grundsätzliches Hindernis autonomer Entwicklung und selbst erfolgreichen Lernens von außen sehen, waren in der westlichen Soziologie lange sehr populär, sind aber mittlerweile durch Indiens High-Tech-Erfolge zum Ende des 20. Jahrhunderts hin in Frage gestellt geworden. In ähnlicher Weise ist «dem Konfuzianismus» und seiner angeblich dem Profitstreben abträglichen Wirtschaftsgesinnung immer wieder unterstellt worden, eine «normale» ökonomische Entwicklung im 19. Jahrhundert und auch in früheren Zeiten verhindert zu haben. Seit den spektakulären wirtschaftlichen Erfolgen chinesischer Länder wie Taiwan, Singapur und der Volksrepublik China (und der zumindest indirekt «konfuzianisch» inspirierten Gesellschaften Japans und Südkoreas) hat man die alte Argumentation stillschweigend auf den Kopf gestellt und denselben «Konfuzianismus» als kulturelle Grundlage eines besonderen ostasiatischen Kapitalismus gepriesen. Dass Scheitern wie Erfolg mithilfe desselben Theorieinstrumentariums erklärt werden sollen, stimmt skeptisch. Heute wenden sich manche Historiker von der Frage ab, warum sich Länder wie Indien oder China nicht nach einem Modell entwickelten, dem sie «eigentlich» hätten folgen sollen. Damit bleibt die Aufgabe gestellt, ihre jeweils besonderen Wege mit Sorgfalt zu beschreiben.95
|  Japan: Industrialisierung als nationales Projekt


Während man für Indien und China mehr als ein Jahrhundert lang die Frage diskutiert hat, warum sie sich trotz mancher guter Voraussetzungen nicht auf dem Normalpfad wirtschaftlich entwickelt hätten, rätselt man für Japan darüber, warum es dort «geklappt» hat.96 Um die Mitte des 19. Jahrhunderts war die japanische Gesellschaft in hohem Maße urbanisiert und kommerzialisiert. Es gab starke Tendenzen zur Integration eines nationalen Marktes. Die Grenzen des Staates waren durch seine Insellage eindeutig definiert. Es herrschte innerer Frieden, und eine kostspielige Verteidigung nach außen war unnötig. Das Land war bis auf die Lokalebene hinunter ungewöhnlich gut verwaltet. Man hatte Erfahrung mit dem Management begrenzter natürlicher Ressourcen. Der kulturelle Entwicklungsstand der Bevölkerung, ablesbar an der geschätzten Rate derjenigen, die lesen und schreiben konnten, war nicht nur nach asiatischen Maßstäben ungewöhnlich hoch. Japan verfügte also über ausgezeichnete Voraussetzungen für die Anpassung an neue Technologien und an neue Organisationsformen der Produktion.
Allerdings wäre es oberflächlich, hier nur eine objektive Logik industriellen Fortschritts zu sehen. Auch waren die Voraussetzungen in Japan nicht unbedingt entscheidend besser als in einigen Teilen Chinas oder Indiens. Entscheidend war der Charakter der japanischen Industrialisierung als eines politischen Projekts, das gemeinsam von Staat und Unternehmern realisiert wurde. Der Sturz des Tokugawa-Shōgunats und die Errichtung der Meiji-Ordnung im Jahre 1868 waren weniger das Resultat von Veränderungen in Wirtschaft und Gesellschaft als eine Reaktion auf die plötzliche Konfrontation des Landes mit dem Westen. Die Industrialisierung Japans, die erst danach begann, war Teil einer umfassenden Politik der nationalen Erneuerung, des umfassendsten und ehrgeizigsten Vorhabens dieser Art, das im 19. Jahrhundert in Angriff genommen wurde, ohne dass ihm ein ausformulierter strategischer Plan zugrunde gelegen hätte. Das genaue Studium der westlichen Machtstaaten hatte der japanischen Elite gezeigt, dass industrieller Aufbau ein Schlüssel zu nationaler Stärke sein würde. Folglich wurden die ersten industriellen Projekte, ähnlich wie in China, aber mit zentraler Koordination und unter schwächerem ausländischem Druck, von der Regierung in Tokyo initiiert und anfänglich unter Einsatz kostbarer Devisen gefördert. Dies geschah ohne eine nennenswerte Beteiligung von Auslandskapital. Anders als gleichzeitig das Zarenreich, das umfangreiche Anleihen auf westeuropäischen Kapitalmärkten, insbesondere in Frankreich, aufnahm, anders als das Osmanische Reich und China, denen solche Kredite zu ungünstigen Konditionen aufgedrängt wurden, vermied Japan jegliche Abhängigkeit von ausländischen Gläubigern, solange es außenpolitisch wegen der Ungleichen Verträge noch nicht voll souverän war und solange es ökonomisch verwundbar blieb, also bis in die 1890er Jahre. Im Lande selbst waren mobilisierbares Kapital sowie der politische Wille vorhanden, es produktiv einzusetzen. Bereits in Tokugawa-Japan hatte sich ohne jeden europäischen Einfluss (und offenbar einzigartig in der außereuropäischen Welt) die Praxis des interbank lending herausgebildet, die später eine große Hilfe bei der Finanzierung von Entwicklungsprojekten sein würde. Schnell wurde seit 1879 ein modernes Bankensystem aufgebaut, das auch der Industrie flexible Finanzierungshilfe leistete. Dieses Bankensystem, wie überhaupt die Finanz- und Wirtschaftspolitik der japanischen Frühindustrialisierung, war zu großen Teilen das Werk Matsukata Masayoshis, der es vom Sohn eines bettelarmen Samurai zum langjährigen Finanzminister gebracht hatte und der einer der großen ökonomischen Magier der Epoche war.97
Die Steuerpolitik des Meiji-Staates belastete systematisch eine Landwirtschaft, die zur gleichen Zeit steigende Erträge erzielte. Der Agrarsektor war die wichtigste Quelle von Kapital in der frühen japanischen Industrialisierung. Nach 1876 stammten etwa 70 Prozent der Staatseinnahmen aus der Grundsteuer; ein großer Teil davon wurde für Industrie und Infrastruktur ausgegeben. Dies war einer der wichtigsten Unterschiede zum gleichzeitigen China, wo die Landwirtschaft stagnierte und eine fiskalisch und administrativ schwache Regierung von dem, was es an Überschuss dennoch gab, sehr wenig profitieren konnte. Japan besaß weitere Vorteile. Seine Bevölkerungszahl war hoch genug, um eine innere Nachfrage zu generieren. Früh begann auch die systematische Erschließung von Auslandsmärkten, insbesondere für Seide, ohne dass die japanische Entwicklung – wie die lateinamerikanische – einseitig dem Modell des exportorientierten Wachstums gefolgt wäre. In mehreren Regionen, etwa um Osaka, hielt sich neben der dampfgetriebenen Fabrikproduktion vor allem von Baumwollgütern noch verhältnismäßig lange eine leistungsfähige Proto-Industrie. Dies war einer der wichtigsten Unterschiede zwischen dem englischen Manchester und dem «Manchester des Ostens», die sich sonst in vielem glichen.98
Der Meiji-Staat hatte nicht die Absicht, dauerhaft eine Staatswirtschaft aufzubauen. Nach den Anschubinitiativen zog sich die öffentliche Hand daher schrittweise von den meisten Industrieprojekten zurück, nicht zuletzt um die Belastungen des Budgets zu vermindern. Auch unternehmerische Pioniere sahen die Industrialisierung als ein gesamtjapanisches patriotisches Projekt und pflegten ein Motivensemble eher des Dienstes am Vaterland als individueller Profitmaximierung; spektakulärer Luxuskonsum amerikanischer Art (conspicuous consumption, wie der Soziologe Thorstein Veblen das nannte) war unter den japanischen Industriegründern verpönt. Diese nationale Einstellung hatte unter anderem die Folge, dass kostbares Wissen über den Umgang mit der Weltwirtschaft, Wissen, das die Japaner nach 1858 innerhalb kürzester Zeit erwerben mussten, schnell und großzügig über Firmengrenzen hinweg kommuniziert und damit weithin zugänglich wurde. Bürokraten und Kapitalisten erstrebten und verwirklichten eine breite, diversifizierte Industriestruktur, die Japan so weit wie möglich von Importen unabhängig machen sollte: auch dies eine Politik mit sicherheitspolitischem Hintergrund und zugleich von der Sorge der Meiji-Oligarchen motiviert, ihre schmale Fundierung im Volk durch materiellen Fortschritt zu verbreitern. Japans Industrialisierung folgte zwar nicht automatisch aus den Voraussetzungen der Tokugawa-Zeit. Sie bedurfte des Schocks der Öffnung, die unter anderem eine anfängliche Überflutung des heimischen Marktes mit ausländischen Industrieprodukten nach sich gezogen hatte, gewann aber eine gewisse Eigenlogik, als nach 1868 ein Staatsapparat entstand, der die vorhandenen Potenziale systematisch nutzte. Zugleich gab es genügend private Unternehmer, die sich investierend engagierten. Japan musste dabei unvermeidlich am Anfang von westlicher Technologie, von importierten Maschinen und von eingeladenen Beratern abhängig sein. Die Technik wurde jedoch oft verbessert und den japanischen Bedingungen angepasst, und in wenigen anderen Ländern bemühte sich der Staat so früh ähnlich zielstrebig um Technologieimport.99 In zahlreichen Fällen begnügte sich die japanische Industrie schon in der Meiji-Zeit nicht damit, einfache Technologien umzusetzen, sondern stieg auf dem höchsten internationalen Niveau in Märkte ein. Paradigmatisch dafür steht die Uhrenindustrie mit der 1892 gegründeten Firma Seiko («Präzision»), die sogleich Zeitmesser von hoher Qualität herzustellen verstand, als Flaggschiff.
Wir wollen hier nicht auch noch das andere große Industrialisierungswunder außerhalb Europas (und auch nicht die erstaunlichste europäische Erfolgsgeschichte: Schwedens Bilderbuchindustrialisierung nach 1880), nämlich den Aufstieg der USA zur führenden Industriemacht innerhalb einer Generation (ca. 1870–1900), untersuchen, aber doch zweierlei dazu bemerken. Noch stärker als in Japan entwickelte sich die Industrialisierung in den nicht-sklavenhaltenden Nordstaaten der USA auf der Grundlage einer industrious revolution und eines spürbaren Wachstums des Pro-Kopf-Einkommens während einer Zeit, die man heute mit dem Stichwort der market revolution charakterisiert (etwa 1815–50); der internationale Handel spielte dabei allerdings eine größere Rolle als in Japan.100 Auch für die USA sollte man also den Neuansatz der Industrialisierung nicht dramatisieren und die langfristigen Kontinuitäten erkennen. Zudem erfolgte auch die Industrialisierung der USA zwar überwiegend, aber nicht allein nach dem freien Spiel privatkapitalistischer Marktkräfte. Die Bundesregierung, zwischen 1861 und 1913 mit nur zwei Intermezzi demokratischer Präsidentschaften von der Republikanischen Partei gestellt, verfolgte die Industrialisierung als politisches Projekt und sah es als ihre Aufgabe an, für die Integration des nationalen Marktes, das Funktionieren der Goldwährung und den Zollschutz der eigenen Industrie zu sorgen.101 Eine Industrialisierung ganz ohne staatliche Hilfe, wie sie einige liberale Ökonomen für wünschenswert und möglich hielten, war historisch eine große Ausnahme. Keineswegs stehen sich zwei große Modelle der westlich-liberalen und der östlich-etatistischen Industrialisierung gegenüber.
4  |  Kapitalismus

Die Geschichtswissenschaft vieler Länder hat in den letzten zwanzig Jahren unser Bild von weltweiter Industrialisierung gründlich verändert. Für viele Teile der Welt ist das 18. Jahrhundert als eine Zeit von Dynamik und kommerzieller Bewegung sichtbar geworden. Märkte wurden verdichtet und erweitert, spezialisierte Gewerbeproduktion für nahe und ferne Märkte, vielfach auch für den internationalen oder gar interkontinentalen Export, wurde angeregt. Der Staat, selbst die in Europa oft finster beschworene «orientalische Despotie», griff selten abwürgend in dieses lebhafte Wirtschaftsgeschehen ein, war es doch vielfach eine Quelle steigender Staatseinkünfte. Das Bevölkerungswachstum und die Anfälligkeit nahezu aller Gesellschaften auf der Welt für «malthusianische» Gegenkräfte ließ allerdings ein genuines und stabiles Wachstum von Pro-Kopf-Einkommen im Allgemeinen nicht entstehen. Man sollte deshalb vielleicht genauer sagen: viele Ökonomien in dieser Epoche waren bewegt, und in manchen nahm auch langsam das Pro-Kopf-Einkommen zu, aber keine war, außer seit dem letzten Quartal des 18. Jahrhunderts die englische, zielgerichtet dynamisch, also wachsend in einem modernen Sinne. Dieses neue Bild des 18. Jahrhunderts verwischt die üblichen Chronologien. Die industrious revolution zog sich zuweilen weit über die formale Epochenmarke 1800 hin. Wenn es zu Veränderungen kam, dann seltener, als man lange gedacht hat, als plötzlicher «Sprint». Alexander Gerschenkron scheint allerdings insofern Recht gehabt zu haben, als spätere Industrialisierungsprozesse abrupter und zeitlich komprimierter verliefen als die in der ersten und in der zweiten Generation. Schweden, Russland und Japan wären Beispiele dafür. Ebenso wie die ursprüngliche Industrielle Revolution in England, so begannen also auch spätere Industrialisierungen nicht vom Nullpunkt. Sie bedeuteten eher einen Tempo- und Gangartwechsel innerhalb allgemeiner ökonomischer Bewegung. Hatte Industrialisierung dann einmal im regionalen, zunehmend auch im nationalen Rahmen eingesetzt, war das Ergebnis selten eine völlige Dominanz der Großen Industrie. Das, was Marx die «kleine Warenproduktion» nannte, behauptete sich oft mit großer Zähigkeit und ging manchmal sogar ein symbiotisches Verhältnis mit der Welt der Fabrik ein. Naturgemäß stammten die frühen Generationen der Fabrikarbeiterschaft vom Lande und blieben ihm häufig noch lange verbunden. Fabriken und Bergwerke wurden zu Magneten von Urbanisierung, aber auch von zirkulärer Wanderarbeit zwischen Dorf und Produktionsort.
Der zeitgenössische Name für die neue Ordnung war seit der Mitte des Jahrhunderts «Kapitalismus». Karl Marx, der dieses Wort selten substantivisch verwendete, sondern lieber von «kapitalistischer Produktionsweise» sprach, analysierte in Das Kapital. Kritik der politischen Ökonomie (1867–94) das neue System als ein Kapitalverhältnis, einen Antagonismus zwischen den Besitzern von Arbeitskraft und denen der sächlichen Produktionsmittel. In vereinfachter Form, interpretiert durch Autoritäten wie Friedrich Engels oder Karl Kautsky und um die Jahrhundertwende durch Rudolf Hilferding oder Rosa Luxemburg modifiziert, wurde die Marxsche Kapitalismusanalyse zur herrschenden Lehre in der europäischen Arbeiterbewegung. Der Begriff des Kapitalismus wurde bald auch von denjenigen übernommen, die der neuen Ordnung weniger kritisch gegenüberstanden als Marx und seine Anhänger. Kurz nach der Jahrhundertwende waren die Forschungen und Diskussionen «bürgerlicher», aber von Marx beeinflusster Nationalökonomen vor allem in Deutschland zu einer komplexen Theorie des Kapitalismus ausgereift, deren wichtigste Vertreter Werner Sombart und Max Weber waren.102 Es war eine Gemeinsamkeit dieser Theorien, dass sie den Kapitalismusbegriff aus seiner engen Anbindung an die Industrie des 19. Jahrhunderts lösten. Von der Bezeichnung einer bestimmten Stufe der sozialökonomischen Entwicklung wurde «Kapitalismus» zu einer nahezu universal vorfindlichen Form des Wirtschaftens, bei einigen Autoren sogar bis in die europäische Antike zurückreichend. Es wurden Typologien von Kapitalismen entworfen: Agrarkapitalismus, Handelskapitalismus, Industriekapitalismus, Finanzkapitalismus usw. Die Modelle der nicht-marxistischen deutschen Ökonomen verzichteten auf die bei Karl Marx zentrale Fundierung in einer «objektiven» Lehre vom Arbeitswert, wonach allein Arbeit auf messbare Weise Werte schafft. Sie schlossen sich aber auch nicht der seit etwa 1870 in der britischen oder österreichischen Wirtschaftstheorie zur Orthodoxie aufsteigenden «Grenznutzenlehre» an, die ihre Konstruktionen davon ableiteten, wie Teilnehmer am Markt ihren «subjektiven Nutzen» einschätzen und ihre Entscheidungspräferenzen ordnen.
Die Kapitalismustheorie der Jahrhundertwende, bei Weber, Sombart und anderen jeweils unterschiedlich nuanciert, vernachlässigte Institutionen nicht und hatte ein feines Gespür für historischen Wandel. Sie verschwieg keineswegs den Widerspruch zwischen Kapital und Arbeit, legte aber ein größeres Gewicht als Marx auf die betriebliche Verfassung der Produktion unter kapitalistischen Bedingungen und ebenso auf die Einstellungen und Mentalitäten, die «Wirtschaftsgesinnungen», die diese Ordnung in Bewegung hielten. Die wichtigsten Vertreter der Theorie waren so stark historisch ausgerichtet, dass sie die Analyse der Gegenwart sogar ein wenig hintanstellten. Auch wenn Sombart immer wieder das Wirtschaftsleben seiner Zeit kommentierte und wenn Max Weber seit seinen frühen empirischen Studien über die Börse, das Zeitungswesen und die preußischen Landarbeiter die Gegenwart scharf im Auge behielt, so lagen viele Jahre lang ihre Forschungsinteressen doch in der Zeit, die man später die «frühe Neuzeit» nennen würde. Hier fand Weber die Ursprünge der «protestantischen Ethik» und Sombart einen bereits komplex entfalteten «Handelskapitalismus». Von Marx bis Weber war der Kapitalismus ein zentrales Thema der sozialwissenschaftlichen Zeitanalyse. Die Kapitalismustheorien, zu denen auch die radikal liberalen und sozialistischen Imperialismustheorien gezählt werden müssen, die genau gleichzeitig mit den Arbeiten Max Webers, Werner Sombarts und anderer Mitglieder der «jüngeren historischen Schule» der deutschen Nationalökonomie entstanden,103 gehören zu den differenziertesten Selbstbeschreibungen des späten 19. Jahrhunderts. Ein einheitliches Verständnis des Begriffs entstand dabei allerdings nicht, und schon 1918, also noch zu Lebzeiten Max Webers, will jemand in der Literatur 111 Definitionen von «Kapitalismus» gefunden haben.104
Solche Unbestimmtheit hat nicht dazu geführt, den Begriff des Kapitalismus entbehrlich zu machen. Seit den Klassikern hielt er sich nicht nur in der marxistischen Tradition, sondern wurde auch von offenen Apologeten des Systems verwendet, selbst wenn ihn die orthodoxe Wirtschaftstheorie vermied. Hier sprach man lieber unverfänglich von «Marktwirtschaft». Die Entwicklungen etwa der letzten zwei Jahrzehnte haben dann wieder zu einer Renaissance des Kapitalismusbegriffs geführt. Hatten die Kraft der sich entwickelnden Industrie, die Verelendung des frühen Proletariats oder die Unterwerfung der Welt unter einen kalkulierenden geschäftlichen Rationalismus die frühere Beschäftigung mit dem Thema ausgelöst, so waren es nun die globale Präsenz transnationaler Konzerne sowie das Scheitern sämtlicher nicht-kapitalistischer Alternativen, ob sie nun, wie in China, zur Entkernung des Sozialismus von innen heraus oder, wie in der Sowjetunion und ihrer Einflusssphäre, zum revolutionären Ende einer solchen Ordnung führten. Seit den 1990er Jahren sind zahlreiche Versuche unternommen worden, Beschreibungen und erklärende Theorien des «globalen Kapitalismus» zu entwickeln; eine neue Synthese fehlt allerdings noch.105 Typologien sehen heute anders als vor hundert Jahren aus; vor allem wird nach Unterschieden zwischen regionalen Kapitalismen gefragt: einem europäischen (hinunter differenziert z.B. bis zu einem «rheinischen»), einem US-amerikanischen, einem ostasiatischen usw. Viele der gegenwärtigen Kapitalismustheoretiker gehen stark gegenwartsorientiert zu Werke, also ohne die historische Tiefe der Klassiker, und sie übersehen, dass bereits Fernand Braudel und einige seiner Schüler auf den Spuren Werner Sombarts den von Europa ausgehenden, aber nicht allein von Europäern betriebenen Welthandel der frühen Neuzeit als eine erste Erscheinungsform von so etwas wie «globalem» Kapitalismus untersucht und dargestellt hatten.
Man findet sich in Übereinstimmung mit vielen zeitgenössischen Beobachtern ihrer jeweiligen Gegenwart vor etwa 1920, wenn man das 19. Jahrhundert als eine neue und beispiellos dynamische Etappe in der Entwicklung des Kapitalismus bezeichnet, und man kann Interpreten wie Sombart, Braudel oder Wallerstein folgen, wenn sie die Entwicklung des Kapitalismus als einen langfristigen Prozess betrachten, dessen Anfänge weit vor dem 19. Jahrhundert liegen. Was lässt sich allgemein über den Kapitalismus des 19. Jahrhunderts sagen?106
|  Erstens. Kapitalismus kann kein reines Phänomen des Tauschs und der Zirkulation sein. Fernhandel mit Luxusgütern kann Reichtum verlagern und vermehren, begründet aber noch keine neuartige Wirtschaftsordnung. Dazu ist eine besondere Organisation der Produktion erforderlich. Sie entstand erst im 19. Jahrhundert.
|  Zweitens. Kapitalismus ist eine solche Wirtschaftsordnung. Sie beruht auf der arbeitsteiligen Produktion für Märkte unter der Organisationshoheit von individuellen oder korporativen Unternehmern, die Profite erwirtschaften und sie zu einem großen Teil für neue produktive Investitionen verwenden (= «akkumulieren») wollen.107
|  Drittens. Kapitalismus ist mit einer allgemeinen Kommodifizierung, einer Verwandlung von Dingen und Beziehungen verbunden, die zwar nicht «alles», aber doch jeden Produktionsfaktor zu einer auf dem Markt handelbaren Ware macht. Dies gilt für Land ebenso wie für Kapital und Wissen und vor allem für die menschliche Arbeitskraft. Kapitalismus setzt also das Vorhandensein von «freier Lohnarbeit» voraus, die auch räumlich mobil ist. Kapitalismus hat oft Wege gefunden, unfreie Arbeit an der Peripherie seiner Systeme zu integrieren, kann sie aber nicht in seinem Kernbereich dulden. Sklaverei und andere Formen «außerökonomischer» Bindung widersprechen seiner eigenen Logik der unbegrenzten Disponibilität.
|  Viertens. Kapitalismus als Wirtschaftsordnung besitzt die Flexibilität, die jeweils produktivsten Technologien und Organisationsweisen (deren Leistungsfähigkeit der Markt erweist) zu nutzen. Dazu gehörten im 19. Jahrhundert neben der industriell-fabrikmäßigen Produktion auch die großbetriebliche, zunehmend mechanisierte Landwirtschaft, vor allem vom nordamerikanischen Typ des großbetrieblichen farming. Agrarkapitalismus kann dem Industriekapitalismus im Sinne einer vorbereitenden agricultural revolution vorgeschaltet sein, existiert aber ebensogut neben und in Symbiose mit ihm.108 Seit dem Ende des 19. Jahrhunderts haben sich diese beiden Formen in einer international operierenden Agro-Industrie, die komplette Warenketten von der Urerzeugung über die Weiterverarbeitung bis zur Vermarktung kontrolliert, einander angenähert.109
|  Fünftens. Die berühmte marxistische Frage nach dem «Übergang vom Feudalismus zum Kapitalismus» ist ein ziemlich akademisches Problem und stellt sich bestenfalls für einige Länder Westeuropas und für Japan. In mehreren Ländern, wo der Kapitalismus im 19. Jahrhundert am erfolgreichsten war, nämlich in den USA, Australien oder im südafrikanischen Bergbau, gab es keinen «Feudalismus» – ebensowenig in China, das gegen Ende des 20. Jahrhunderts eine besondere Spielart einer staatskapitalistischen Wirtschaftsordnung ausbildete. Das Thema muss allgemeiner als das der Schaffung institutioneller Rahmenbedingungen für Kapitalismus formuliert werden. Solche Rahmenbedingungen entstehen vorwiegend durch Rechtsetzung, also durch den Staat. Der Staat ist aber keine Geburt des Marktes. Obwohl Märkte sich selbstverständlich auch «spontan», also durch das staatsferne Handeln von Wirtschaftssubjekten, bilden und weiterentwickeln können, sind «Freiräume» für Märkte das Ergebnis eines staatlichen Willens zum Laisser-faire, also von «Ordnungspolitik». Freihandel war im 19. Jahrhundert ein Geschöpf der britischen politischen Elite. Im späten 20. Jahrhundert etablierte eine sozialistische Parteidiktatur in China eine kapitalistische Wirtschaftsordnung. Durch detailliert ausgearbeitete «bürgerliche» Rechtsordnungen – vom Code Napoléon 1804 bis zum deutschen Bürgerlichen Gesetzbuch 1900, das bis heute in verschiedenen Teilen der Welt als vorbildlich gilt – haben Staatsapparate überall kapitalistisches Wirtschaften abgesichert und dadurch überhaupt erst ermöglicht, beginnend mit dem juristischen Fundament jedes Kapitalismus: der staatlichen Garantie privaten Eigentums, die allerdings in Ostasien lange durch eine besonders starke außerstaatliche (zivilgesellschaftliche) Vertrauensbildung zwischen den Wirtschaftssubjekten ersetzt wurde. Vom deutschen Bergbau bis zur chinesischen Industrialisierung war der Staat auch lange in privat/öffentlichen Mischformen als Unternehmer tätig.
|  Sechstens. Die Zusammenhänge zwischen Kapitalismus und Territorium sind besonders umstritten. Offenkundig operiert der nach 1945 entstehende globale Kapitalismus «transnational» und bedarf weniger als frühere Formen einer konkreten örtlichen Verankerung. Die Produktion wird immer mobiler, und manche Geschäfte lassen sich unter Bedingungen von Internet und fortgeschrittener Telekommunikation an fast jedem Ort der Welt erledigen. Auch der frühneuzeitliche Handelskapitalismus individueller Überseekaufleute und korporativer Chartergesellschaften wob seine Handelsnetze mit oft nur schwacher Verwurzelung im niederländischen oder englischen Mutterland. Im 19. Jahrhundert hingegen war die Nähe zwischen Kapitalismus und (nationalem) Territorialstaat besonders groß. Bevor er nationale Grenzen überschreiten konnte, profitierte der Kapitalismus von der staatlich flankierten Integration nationaler Märkte, etwa in Frankreich, in Deutschland seit dem Zollverein von 1834, in Japan nach 1868. Aus der Sicht Kontinentaleuropas und der USA blieb der extreme Freihandel eine auf das dritte Quartal des 19. Jahrhunderts beschränkte Episode. Das nach etwa 1870 entstehende, in der Zweiten wirtschaftlichen Revolution ausgeformte Big Business mit seiner oft globalen Reichweite zeigt unterhalb eines allgemeinen Kosmopolitismus (der im Finanzwesen viel stärker ausgeprägt war als in der Industrie) markante nationale Stile.110
|  Siebtens. Territorialisierung im Prozess der Industrialisierung hängt auch mit dem materiellen Charakter von Industrie zusammen. Der frühneuzeitliche Großkaufmann legte sein Produktivvermögen, ob nun individuell oder in Partnerschaft mit anderen, in Schiffen und transportierter Ware an. Die Technostrukturen des beginnenden Industriezeitalters öffneten zusätzlich die neuen Möglichkeiten materieller Investition von größerer Dauer. Bergwerke, Fabriken und Schienennetze wurden für einen längeren Nutzungszyklus angelegt, als es die typische Periode des Kapitalumschlags im frühneuzeitlichen Groß- und Überseehandel gewesen war. Kapital wurde in einer Weise für die Produktion fixiert, wie es bis dahin nur in Bauwerken geschehen war. Damit waren beispiellose Eingriffe in die physische Umwelt verbunden. Keine andere Wirtschaftsordnung hat jemals die Natur drastischer umgestaltet als der Industriekapitalismus des 19. Jahrhunderts.
|  Achtens. Dieser Materialisierung von Kapital entsprach auf der anderen Seite seine bedeutend gestiegene Mobilität. Dies war zunächst rein technisch gesehen das Ergebnis besser integrierter Geld- und Finanzmärkte. Der Transfer von monetären Werten zurück aus den Kolonien, noch im späten 18. Jahrhundert ein großes praktisches Problem für die Briten in Indien, wurde im Laufe des 19. Jahrhunderts mit der Entwicklung internationaler Zahlungsmittel immer einfacher. Der Aufstieg der City of London zum Zentrum des Weltkapitalmarktes und die Entwicklung von untergeordneten Zentren in Europa, Nordamerika und am Ende des Jahrhunderts auch in Asien verdichteten das Netz. Britische und daneben zunehmend andere Banken und Versicherungen boten Finanzdienstleistungen für alle Welt an. Der Kapitalismus entdeckte nach 1870 das Instrument des Kapitalexports, anders gesagt: der überseeischen Investitionen. Dies blieb allerdings lange eine britische Spezialität. Zugleich erweiterten sich neben den zeitlichen Dimensionen von Amortisation oder Schuldentilgung auch die räumlichen Planungshorizonte. Man disponierte nicht nur weiter in die Zukunft hinein, sondern auch über größere Entfernungen hinweg. Die Textilindustrie Europas musste von vornherein ihre Rohstoffversorgung aus fernen Ländern organisieren. Die Elektroindustrie entstand überhaupt erst mit der technischen Herausforderung der Langstreckentelegraphie und verkaufte ihre Produkte von Anfang an in der ganzen Welt. Man wird den Begriff des «globalen Kapitalismus» für die Zeit nach 1945 oder gar nach 1970 reservieren müssen, doch waren um 1913 in verschiedenen Ländern nationale Kapitalismen mit globalem Aktionsradius entstanden. Die Industrialisierung, ganz konkret verstanden als Aufbau mechanisierter Fabrikproduktion unter Nutzung standortgebundener Energieträger, war ein jeweils regional spezifischer Prozess. Der Kapitalismus des 19. Jahrhunderts hingegen kann als eine Wirtschaftsordnung verstanden werden, die es mit der Zeit zunehmend ermöglichte, lokales unternehmerisches Handeln in großräumige und tendenziell globale Interaktionskreise einzurücken.




XIII  |  Arbeit:
Die physischen Grundlagen der Kultur


Die meisten Menschen haben immer schon gearbeitet.1 Wer es unter Erwachsenen nicht tat, gehörte zu einer Minderheit in jeder Gesellschaft: als Kranker oder Behinderter oder, auf der glücklichen Seite, als Angehöriger einer der seltenen müßiggängerischen Eliten, die noch nicht einmal dem Kriegshandwerk oder dem Priesterberuf nachgingen. Weil Arbeit sich in unzähligen Verrichtungen und Verhältnissen findet, ist es viel schwerer, etwas Allgemeines darüber zu sagen, als über höher organisierte Systeme wie «Industrie» oder «Kapitalismus». Eine Geschichte der Arbeit kann nur die ihrer typischen Umstände sein, bei besonders günstiger Datenlage vielleicht auch eine Geschichte der Arbeitslast und der Verteilung zwischen den Geschlechtern.2 Betrachtet man Arbeit nicht als abstrakte Kategorie, sondern als Aspekt jeweils konkreter Lebensumstände, dann ergeben sich unzählige Arbeitswelten. Ein Metzger in Bombay im Jahre 1873, über den wir aus einem Gerichtsverfahren unterrichtet sind, lebte in einer solchen besonderen Welt. In einer ganz anderen musste sich eine Opernsängerin im Italien der Rossini-Zeit zurechtfinden, als der Übergang von Patronage zu freier Beschäftigung auf dem Sängermarkt zum Abschluss kam, in wieder einer anderen der chinesische Kuli, der als Billiglohnarbeiter in ein südafrikanisches Bergwerk geschickt wurde, oder der Schiffsarzt, wie er auf keiner Seereise fehlen durfte.3
Durch Arbeit wird etwas hergestellt – nichts häufiger als Mahlzeiten, so dass Kochen die am weitesten verbreitete und insgesamt zeitaufwändigste Verausgabung von Arbeitskraft in der gesamten Geschichte gewesen sein dürfte. Nicht alle Arbeit, das zeigt dieses Beispiel, zielt auf Märkte, und nicht alle Arbeitskraft wird über den Markt vermittelt. Arbeit kann im Haushalt erfolgen, im größeren Rahmen einer Dorfgemeinschaft oder innerhalb einer komplexer aufgebauten Organisation wie einer Fabrik, einer Behörde oder einer Armee. Die Idee des regulären «Arbeitsplatzes» kam erst im 19. Jahrhundert in Europa auf; ein großer Teil von Arbeit wurde (und wird) «irregulär» verrichtet. Arbeit folgt in der Regel standardisierten Abläufen, bewegt sich also in den Bahnen von «Arbeitsprozessen». Solche Prozesse sind sozialer Natur. Meist schließen sie die unmittelbare Zusammenarbeit mit Anderen ein, immer sind sie indirekt in gesellschaftliche Ordnungen eingebunden. Bestimmte Arbeitende und Arbeitsprozesse stehen auf einer bestimmten Ebene einer sozialen Hierarchie. Macht- und Herrschaftsverhältnisse entscheiden darüber, in welchem Ausmaß Arbeit selbst- oder fremdbestimmt ist. Verbindet sich die Standardisierung von Arbeitsprozessen mit einem primär durch die Arbeit definierten Bewusstsein, dann entsteht ein «Beruf». Wer eine vom Beruf hergeleitete Identität besitzt, legt intrinsische Maßstäbe an die Qualität seiner eigenen Arbeitsleistung an und erstrebt nicht nur die Zustimmung eines Auftraggebers. Solche Maßstäbe werden aber auch korporativ definiert. Mit anderen Worten: die Praktiker eines Berufs kontrollieren oder monopolisieren ihren Arbeitsbereich, regeln «am Markt vorbei» den Zugang zu ihrer Profession und versichern sich dabei oft staatlicher Unterstützung. Auf diese Weise entstehen Beschäftigungsnischen, in denen die Zugehörigkeit zu einer Profession (einer Zunft, einer Gilde, einem Berufsverband usw.) selbst schon eine Art von Kapital bildet, mit dessen Hilfe sich Einkommen erzeugen lässt.4
In dieser Vielfalt der Möglichkeiten für ein ganzes Jahrhundert weltweit nach allgemeinen Tendenzen zu suchen, ist schwierig.5 Es ist jedoch umso wichtiger, als das 19. Jahrhundert die Arbeit mit ganz besonderer Aufmerksamkeit bedacht hat. Dort, wo eine Hochschätzung von Arbeit kulturell angelegt war, wie in Westeuropa und Japan, boten die neuen Möglichkeiten des Kapitalismus Chancen für ihre Entfaltung. Im Okzident wurde «Arbeit» gleichzeitig zu einem hohen Wert und zu einer bevorzugten Kategorie der Selbstbeschreibung. Müßiggang hörte selbst unter den Eliten auf, eine erstrebte Norm zu sein. Königinnen ließen sich in der Öffentlichkeit mit Strickzeug sehen. In der Wirtschaftstheorie wie in einigen Richtungen der Anthropologie wurde der homo faber zum verbindlichen Modell. Die Arbeitswertlehre oder «objektive» Wertelehre der klassischen Politischen Ökonomie erklärte Kreativität und physische Anstrengung zur Quelle der Wertschöpfung, eine Doktrin, die auch zum Axiom des Sozialismus wurde. Von daher ließ sich die gute Entlohnung und Behandlung der Arbeitenden fordern. Weiter gingen diejenigen, die sich die Läuterung der Menschheit durch Arbeit vorzustellen versuchten. Der entfremdeten und ausgebeuteten Arbeit im Kapitalismus wurde die Utopie der befreiten Arbeit entgegengesetzt. Mit der zunehmenden Verbreitung von Maschinen wurde die Überlegenheit der Handarbeit zu einem eigenen Thema. Kritiker der Maschine wie William Morris, Begründer der britischen Arts and Crafts-Bewegung, Schriftsteller, früher Sozialist und einflussreicher Designer, kehrten in Theorie und Praxis zu den gefährdeten Idealen eines vormodernen Handwerks zurück. Als gegen Ende des Jahrhunderts in Teilen Europas und in den USA die durchschnittliche Arbeitszeit nach ihrem Ansteigen in der Frühphase der Industrialisierung wieder zurückging, tauchte das Problem der Freizeit auf, also der Abgrenzung zwischen Erwerbsarbeit und Nicht-Arbeit – an einem Tag, im Jahr und im Leben. Hartmut Kaelble sieht eine Besonderheit Europas darin, diese Abgrenzung ungewöhnlich scharf gezogen zu haben.6 Aber selbst in Europa standen recht unterschiedliche Konzepte von «Arbeit» nebeneinander, und es ist nicht unproblematisch, ein «typisch europäisches» Arbeitsverständnis zu definieren.7
Es fehlt noch an Studien über die Arbeitsethik in nichteuropäischen Zivilisationen während des 19. Jahrhunderts. Solche Untersuchungen dürften ergeben, dass sich Einstellungen zu Arbeit nicht nur und oft nicht einmal primär entlang kultureller Grenzen unterscheiden. Zum einen sind sie weithin schichtenspezifisch, zum anderen haben äußere Anreize und günstige institutionelle Rahmenbedingungen unter den verschiedensten Umständen Arbeitsenergien geweckt. Ein gutes Beispiel dafür ist die schnelle und erfolgreiche Reaktion vieler westafrikanischer Bauern auf neue Chancen der Produktion für den Export. Leistungsfähige Produktionszweige, die es in vorkolonialer Zeit schon gab (etwa Baumwolle), wurden den veränderten Umständen angepasst, neue aufgebaut.8 Schließlich waren und sind in allen oder den meisten Zivilisationen Vorstellungen von Arbeit auch mit unterschiedlichen Erwartungen daran verknüpft, wie ein Arbeitender «gerecht» behandelt werden solle.9
1  |  Vom Gewicht der Landarbeit

|  Dominanz des Landes


Überall auf der Welt, auch in Europa, war während des 19. Jahrhunderts die Landwirtschaft der größte Beschäftigungssektor.10 Erst in den Jahren unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg setzte sich in ganz Europa, auch in der Sowjetunion, die Industriegesellschaft als dominanter Gesellschaftstypus durch. Ihre Vorherrschaft war von kurzer Dauer. Bereits um 1970 übertraf in Europa Arbeit im Dienstleistungsbereich den Anteil der Industriearbeit an der Gesamtbeschäftigung. Die klassische Industriegesellschaft war mithin ein flüchtiger Moment in der Weltgeschichte. Nur in wenigen Ländern, in Großbritannien, Deutschland, Belgien und der Schweiz, war die Industrie für mehr als ein halbes Jahrhundert der führende Beschäftigungssektor. In den Niederlanden, Norwegen, Dänemark, Griechenland und sogar in Frankreich erreichte sie nie diese Position, in Italien, Spanien, Schweden und der Tschechoslowakei nur für kürzere Zeiträume. Die Industriegesellschaft verflüchtigt sich noch mehr, wenn man über Europa hinausblickt: Selbst in den industriell leistungsfähigsten Ländern, den USA und Japan, überflügelte Industriearbeit niemals die Beschäftigung in Landwirtschaft und Dienstleistungssektor. Dort und in vielen anderen Ländern gab es selbstverständlich Regionen industrieller Verdichtung. Um 1900 war aber nur in ganz wenigen Ländern der Erde Industriearbeit wichtiger geworden als Arbeit in der Landwirtschaft, so etwa in Großbritannien, in Deutschland, in der Schweiz.11 In großen Teilen der Welt nahm die Bedeutung der Landwirtschaft im 19. Jahrhundert zu, denn die Frontiers, die vorangeschoben wurden, waren zumeist agrarische Erschließungsgrenzen.12 Manchmal war der Pflanzer oder große Rancher der vorherrschende Pioniertypus, viel häufiger der Kleinbauer: in den Hochländern Chinas, in Afrika, in der kasachischen Steppe, in Burma oder auf Java. Für ganz Südostasien hat man von einem Jahrhundert der Verbauerung (peasantization) gesprochen. Die Tiefebenen Südostasiens waren um 1900 von Myriaden winziger Bauernstellen überzogen.13 Bauern waren nicht «immer schon» oder, genauer, seit der neolithischen Revolution einfach «da». Sie konnten selbst im 19. Jahrhundert noch «gemacht» werden.
Um 1900 oder 1914 arbeiteten die meisten Menschen auf der Welt in der Landwirtschaft. Sie arbeiteten am und mit dem Boden. Vor allem arbeiteten sie im Freien, waren abhängig vom Wetter. Dass Arbeit immer mehr unter Dächern vonstatten ging, war eine große Neuerung des 19. Jahrhunderts. Für jeden, der vom Lande kam, musste die Fabrik zunächst als Arbeits-Haus wirken. Zur gleichen Zeit schob sich infolge der technischen Verbesserungen des Bergbaus die Arbeit immer tiefer «unter Tage» vor. Sogar die am weitesten verbreiteten Tendenzen des Jahrhunderts, vor allem die Urbanisierung, konnten der starken Stellung der Landwirtschaft wenig anhaben. Gegenläufige Tendenzen, nicht weniger «modern», stärkten sie sogar noch. Die Expansion der Weltwirtschaft zwischen 1870 und 1914 (besonders nach 1896) regte im großen Stil die agrarische Exportproduktion an. Auch in den am höchsten «entwickelten» Ländern übten Agrarinteressen einen enormen politischen Einfluss aus. Trotz einer relativen Abnahme des Gewichts des landbesitzenden Hochadels blieb die politische Elite Großbritanniens bis ins letzte Quartal des Jahrhunderts hinein von großen Grundbesitzern geprägt. In zahlreichen Ländern des Kontinents gaben agrarische Magnaten weiterhin den Ton an. In Frankreich musste jedes Regime, ob Monarchie oder Republik, auf ein starkes Kleinbauerntum Rücksicht nehmen, und in den USA waren landwirtschaftliche Interessen im politischen System durchweg gut repräsentiert.
Die meisten Menschen waren Bauern. Was bedeutete das? Mehrere Wissenschaften haben sich seit langem mit dieser Frage beschäftigt: die Agrargeschichte, die Agrarsoziologie, die Ethnologie und die ihr in mancher Hinsicht nahestehende Volkskunde. Für das vormoderne Europa und für große Teile der übrigen Welt im gesamten 19. Jahrhundert bedurfte es keiner gesonderten «Agrargeschichte». Hier waren Bauern und ländliche Gesellschaft per se das zentrale Thema von Wirtschafts- und Sozialgeschichte.14 Unter den zahlreichen Diskussionen, die seit den bahnbrechenden Untersuchungen des Russen Alexandr Čajanov aus den frühen 1920er Jahren geführt wurden, ist globalgeschichtlich gesehen die Rationalitätsdebatte besonders interessant.15 Hier standen sich in den siebziger Jahren Anhänger eines «Moralökonomie»-Ansatzes und Vertreter von «Theorien der rationalen Entscheidung» gegenüber. Der ersten Richtung zufolge sind Bauern marktfeindlich und subsistenzbezogen, bevorzugen gemeinschaftliches vor individuellem Eigentum, verhalten sich als Gemeinschaft nach außen hin defensiv und vermeiden Risiken. Ihr Ideal ist Gerechtigkeit im traditionalen Rahmen, dazu die solidarische Wechselseitigkeit von Beziehungen, auch die zwischen Landbesitzern und Pächtern, Patronen und Abhängigen. Landverkauf wird nur als ultima ratio verstanden. Der entgegengesetzten Auffassung zufolge sind Bauern zumindest potenziell kleine Unternehmer. Sie nutzen Marktchancen, wenn sie sich ihnen bieten, streben zwar nicht unbedingt nach Profitmaximierung, aber doch nach Sicherung der materiellen Existenz aus eigener Kraft, ohne sich ganz auf Gruppensolidaritäten verlassen zu wollen. Das Vordringen des Kapitalismus, so wird hier angenommen, führt zur Differenzierung auch solcher Bauernschaften, die zunächst sozial ziemlich homogen gewesen sein mögen.
Jede dieser Richtungen bezieht sich auf andere Beispiele, so dass über ihre empirische Triftigkeit im Vergleich nicht eindeutig entschieden werden kann. In bestimmten historischen Situationen findet man eher unternehmerisch gestimmte Bauern, in anderen überwiegt ein gemeinschaftlicher Traditionalismus. Wichtig für unseren Zusammenhang ist, dass regional- und kulturspezifische Klassifikationen nicht sehr weit führen. Es gibt nicht den «typischen» westeuropäischen oder asiatischen Bauern. Sehr ähnliche marktbewusst-unternehmerische Orientierungen finden sich im Rheinland, in Nordchina und in Westafrika. In Japan sucht man bereits im 17. Jahrhundert den klischeehaften «asiatischen» Bauern als Selbstversorger in seinem isolierten Dörfchen vergebens. Landwirte, die ihre Fruchtkombinationen je nach den Marktchancen veränderten, die die neueste Bewässerungstechnik nutzten, das beste Saatgut verwendeten und sich ständig bewusst um die Steigerung der Produktivität bemühten, entsprechen nicht dem Bild urtümlicher, sich nie aus engen und unveränderlichen Lebenskreisen befreiender Dorfbewohner.16
|  Dörfer


Die unmittelbar konkreten Arbeitssituationen auf dem Lande unterschieden sich in vielerlei Hinsicht. Die Natur begünstigte manche Fruchtarten und schloss andere aus, sie bestimmte die Zahl der Ernten und die Länge des Erntejahres. Hackfruchtkultur auf trockenen Böden verlangte eine andere Arbeitsorganisation als bewässerte Landwirtschaft, vor allem als die gartenbauartig intensivierte Reiskultur Ost- und Südostasiens, die das Arbeiten direkt im Wasser erforderlich machte. Haushalte waren in ganz unterschiedlicher Form beteiligt, und die Arbeit konnte auf verschiedenartige Weise zwischen den Geschlechtern und den Generationen verteilt sein. Die große Trennlinie verlief zwischen zwei extremen Situationen: Auf der einen Seite konnte die gesamte Familie, Kinder eingeschlossen, an der Landarbeit mitwirken und möglicherweise freie Zeitkapazitäten für die hausgewerbliche Produktion nutzen. Auf der anderen Seite waren Wanderarbeiter von ihren Familien getrennt und lebten in rein männlichen Behelfsgemeinschaften ohne Einbindung in Dorfstrukturen.
Dörfer gab es in den meisten Agrargesellschaften. Ihre Funktion war unterschiedlich stark ausgeprägt. Im Extremfall war das Dorf vieles zugleich: «eine Wirtschaftsgemeinschaft, eine Steuergemeinschaft, eine Religionsgemeinschaft, der Verteidiger von Frieden und Ordnung innerhalb seiner Grenzen und der Hüter der öffentlichen und privaten Moral seiner Bewohner».17 Dörfliche Institutionen waren dort besonders stark entwickelt, wo mindestens einer von zwei Faktoren eine Rolle spielte: (1) Das Dorf fungierte als Verwaltungseinheit, etwa als Anlaufstelle des Staates für die Steuererhebung, war womöglich sogar in der Rechtsordnung als eigene Körperschaft anerkannt. (2) Die Dorfgemeinde verfügte über kommunales Land, das zur gemeinschaftlichen Nutzung offenstand oder gar – wie in der russischen obščina – durch kollektive Entscheidung verteilt und umverteilt werden musste. Das war nicht selbstverständlich. In der intensiv wirtschaftenden Kleinbauernökonomie Nordchinas war nahezu alles Land in Privatbesitz. Der Staat, dessen Organe nur bis auf die Distriktebene hinunterreichten, kassierte die Steuer nicht vom Dorf als Körperschaft, sondern hielt sich an einen aus der Mitte der Gemeinschaft ernannten verantwortlichen Gewährsmann (xiangbao), der sehen musste, wie er das Geld eintrieb.18 Daher blieb in Nordchina die Dorfgemeinde im Vergleich zu Europa schwach ausgebildet. In Südchina übernahmen ausgedehnte Clanstrukturen, die mit einer geschlossenen Siedlung identisch sein konnten, es aber nicht sein mussten, Aufgaben der Integration und Koordination. Es wäre falsch, solche Clans per se als entwicklungsgeschichtlich rückständig oder gar «primitiv» zu betrachten; sie konnten den Rahmen besonders leistungsfähiger Landwirtschaft bilden. Eine ähnliche Funktion erfüllten, nicht nur in China, Tempelgemeinschaften, die auch als korporative Eigentümer auftraten.
Die Stellung der Dorfgemeinde in Eurasien war also ganz unterschiedlich. Auf dem russischen Lande spielte sie als egalitäre Umverteilungsgemeinde mit schwach entwickeltem privatem Bodeneigentum bis zur Agrarreform des Ministerpräsidenten Stolypin von 1907 eine dominierende Rolle, in Japan war sie eine von der Ideologie des «Gemeinschaftsgeistes» (kyōdotai) zusammengehaltene multifunktionale Solidargemeinschaft, während sie in großen Teilen Chinas eine geringe Kohärenz aufwies, insbesondere dort, wo Clanbindungen fehlten und der Anteil landloser Arbeiter hoch war.19 Das japanische Beispiel führt auch zu der wichtigen Frage, wie sich unter den Bauern eine Dorfelite stabilisierte. In Japan, ebenso wie in vielen Teilen Westeuropas, geschah dies durch Primogenitur: Der älteste Sohn erbte den Hof. In China und teilweise auch in Indien wurde privater Besitz durch Erbfälle immer wieder zersplittert, und die Kontinuität selbst eines bescheidenen Familieneigentums vermochte nur schwer bewahrt zu werden.20
Eine ebenso wichtige Dimension bäuerlicher Existenz war der Zugang zu Land: Wer war der «Eigentümer»? Wer besaß – möglicherweise gestaffelte – Nutzungsrechte? Wie stabil waren solche Rechte, waren sie z.B. vererblich? War die Institution der Pacht (mit ihren zahlreichen Varianten)21 bekannt, und in welchem Maße wurde von ihr Gebrauch gemacht? Musste der Pächter eine feste Summe oder einen Anteil der Ernte als Pacht zahlen? In welcher Form waren Abgaben zu leisten? Mit anderen Worten: Wie stark war die ländliche Wirtschaft monetarisiert? Gab es weiterhin nicht-ökonomische («feudale») Leistungen, die von den Bauern verlangt wurden, vor allem Arbeitsdienste für Grundherren, aber auch für den Staat (etwa bei Wege- und Straßenbau oder Deicharbeiten)? War Land frei handelbar, und wie war der Bodenmarkt organisiert?
Ein letzter wichtiger Parameter ist das Ausmaß der Marktorientierung der Produktion. Wurde für nahe oder für ferne Märkte produziert? Gab es überhaupt ein Netz lokaler Austauschbeziehungen, etwa mit einem periodischen Markt in einer zentralen Landstadt als Bezugspunkt? Wie stark spezialisierten sich die Landwirte, vielleicht sogar auf Kosten ihrer Eigenversorgung? Brachten sie ihre Erzeugnisse selbst auf den Markt oder waren sie auf Mittelsmänner angewiesen? Schließlich: Welcher reguläre Kontakt bestand zwischen Bauern und Nicht-Bauern? Diese «Anderen» konnten Städter sein, aber auch benachbarte Nomaden. Zu den Städtern zählten auch absentee landlords, d.h. Grundbesitzer, die sich im Dorf durch Agenten vertreten ließen und mit denen die Bauern keinerlei kulturelle Gemeinsamkeiten teilten. Größere örtliche Grundbesitzer sah man immerhin in Kirche oder Tempel, die städtischen Magnaten oder Pachtherren hingegen lebten in einer völlig anderen Welt.
|  Indien als Beispiel


Es ist das Besondere dieser Vielfalt agrarischer Lebensformen, dass sie sich nicht einfach nach Ost-West-Kategorien oder nach Kontinenten sortieren lässt. Nehmen wir als Ausgangspunkt eine voll entwickelte, auf den ersten Blick als typisch erscheinende Bauerngesellschaft. Wir befinden uns im Jahre 1863. 93 Prozent der Bevölkerung des Landes von etwa einer Million Menschen leben in Dorfgemeinschaften von weniger als 2000 Einwohnern. Nahezu alle sind Mitglieder von Familien: teilweise von ausgedehnten Mehrgenerationenfamilien, etwas mehr als die Hälfte von Kernfamilien. Nahezu jeder besitzt Land, an dem kein Mangel herrscht. 15 Prozent der Oberfläche werden als Felder, Weiden und Obstgärten genutzt, der Rest ist Wald und wilde Weide. Landlosigkeit ist so gut wie unbekannt. Wer Land braucht, kann es von seiner Dorfgemeinschaft bekommen. Großgrundbesitz und Pachtverhältnisse fehlen. Einige Bauern sind reicher als andere, doch es gibt keine Grundherrenklasse und keinen Adel. Die Bauern wirtschaften fast ausschließlich für ihren eigenen Unterhalt. Sie erzeugen die Nahrungsmittel, die sie verzehren, und stellen auch den größten Teil ihrer Kleidung, ihres Schuhwerks, ihrer Haushaltsutensilien und Einrichtungsgegenstände selbst her. Maisspeicher beugen Hungersnöten vor. Es gibt wenige Städte, deren Versorgung Marktbeziehungen erfordert hätte. Bargeld für Steuerzahlungen kann durch Viehverkäufe unschwer aufgebracht werden. Es existieren keine Eisenbahnen, fast keine fuhrwerkstauglichen Straßen, kaum Gewerbe oder Proto-Industrie, keine Finanzinstitutionen. 98 Prozent der Landbevölkerung sind Analphabeten. Obwohl sie nominell einer «Hochreligion» angehören, bleibt ihr Alltag von Aberglauben bestimmt. Es gibt nur geringe Erwartungen an das Leben und kaum Anreize, es zu verbessern und mehr als nötig zu arbeiten; selten ist der Bauer, der mehr Boden unter den Pflug nimmt, als er zur Ernährung seiner Familie braucht. Dabei ist das Land dank seiner reichen Naturschätze nicht auffällig arm. Sein Volkseinkommen pro Kopf wird auf etwas mehr als ein Drittel des gleichzeitigen deutschen geschätzt.
Was hier als egalitäres Bauernidyll geschildert wird, ist keine «typisch asiatische» Gesellschaft von autarken Bauernsiedlungen, so wie man sie sich in Europa um die Mitte des 19. Jahrhundert vorstellte: Archipele selbstgenügsamer Dörfer, die wiederum aus selbstgenügsamen Haushalten bestanden, lose von außen kontrolliert und von einer immobilen Bevölkerung bewohnt. Auch ist es keine Beschreibung aus einem der fruchtbareren subtropischen Teile Afrikas. Es handelt sich um Serbien zum Zeitpunkt seines ersten einigermaßen verlässlichen Zensus.22
Diese Art von Bauerngesellschaft war allerdings weder für Europa noch für Asien repräsentativ. Nehmen wir Indien, das in Europa im 19. Jahrhundert als Inbegriff archaischen Bauerntums galt, als ein zweites Beispiel aus der großen Varianzbreite eurasischer Agrargesellschaften, so ergibt sich in etwa folgendes Bild:23 Die Grundeinheit des ländlichen Lebens war in der Tat das Dorf. Seine Gesellschaft war in Hierarchien geordnet, die fast immer Gruppen mit hohem Status einschlossen, vor allem Angehörige hoher Kasten oder des Militärs. Durchaus nicht immer waren diese Gruppen auch Großgrundbesitzer. Selten verzichteten sie – wie der typische Grundherr (dizhu) auf dem chinesischen Dorf – völlig auf die Teilnahme an physischer Arbeit. Immer fungierten sie aber als schriftkundige «Manager» des Dorflebens und waren kulturell maßgebend. Der tiefste soziale Graben im typischen Dorf Indiens verlief nicht wie in China zwischen parasitären, bloß Pacht kassierenden Grundherrn auf der einen, schwer arbeitenden Kleinpächtern oder Parzellenbauern auf der anderen Seite, sondern zwischen denjenigen, die relativ stabile Nutzungsrechte an Land besaßen (oft eine Mehrheit im Dorf) und der landlosen, auf Lohnarbeit angewiesenen Unterschicht. Das indische Dorf wurde also typischerweise nicht von städtischen oder auf prächtigen Landsitzen lebenden Großgrundbesitzern gesteuert, auch nicht von den im Umfang ihres Besitzes durchaus bescheidenen Grundherren chinesischen Typs, sondern jeweils von einer Gruppe dominanter Bauern, in deren Händen sich die meisten Ressourcen (Land, Inventar, verleihbare Geldmittel) konzentrierten. Ihre Position ergab sich nicht automatisch aus der Zugehörigkeit zu einer hohen Kaste, korrespondierte jedoch meist mit einem gehobenen Kastenrang. Sie waren in aller Regel selbst als Landwirte tätig, durchaus nicht nur auf eigenem, sondern auch auf gepachtetem Grund und Boden. Das koloniale Recht betrachtete sämtliche Bauern im Prinzip als freie Subjekte. Großbetriebliche Sklaverei hatte es im neuzeitlichen Indien so gut wie nicht gegeben, und Reste von Haussklaverei wurden durch die Abschaffung des Sklavereistatus 1848 – fünfzehn Jahre nach seinem gesetzlichen Verbot im übrigen British Empire – beseitigt. Dennoch barg vor allem (ähnlich wie in China) der Geldverleih viele Möglichkeiten, schwächere Mitglieder der Dorfhierarchie in Abhängigkeit zu bringen.
Das Ziel der indischen Bauern war es zunächst, die Subsistenz der eigenen Familie zu sichern. Als Fortsetzung von Prozessen, die vor die (nach 1760 in Bengalen beginnende) Kolonialzeit zurückreichten, wurden aber kommerzielle Beziehungen über Dorfgrenzen hinaus immer weiter ausgebaut. In einigen Fällen führte die Konzentration auf Marktfrüchte (cash crops), vor allem Indigo und Opium für den chinesischen Markt, zur Spezialisierung auf den Export. Dies war aber insgesamt für Indien (und ebenso für China) weniger charakteristisch als für Teile der Neuen Welt, Südostasiens oder Afrikas, in denen sich während der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts monokulturelle Exportproduktion ausbreitete. Das indische Dorf war in der Regel zur Stadt offen, es war in Handelsnetze eingespannt. Mittelsmänner mit städtischer Basis kauften dörfliche Überschüsse auf und brachten sie auf den Markt. Die meisten bäuerlichen Produzenten waren durchaus in der Lage, «Marktentscheidungen» zu fällen, waren dabei aber durch Eigentumsverhältnisse, Umweltvoraussetzungen (z.B. Irrigation oder ihr Fehlen) und die Macht der dominanten Gruppen eingeschränkt, agierten also nicht als «autonome Unternehmer» im Sinne des Rational-choice-Ansatzes. Dass Indien eine Kolonie war, machte sich in den ersten Jahrzehnten nach 1760 in den materiellen Folgen verwüstender Eroberungskriege und in einer effektiven Erhöhung der durchschnittlichen Steuerbelastung bemerkbar. Auf längere Sicht hatte die Kolonialherrschaft drei Auswirkungen: (1) eine Regularisierung der Steuerforderungen auf hohem, aber kalkulierbarem Niveau; (2) die langsame Durchsetzung privatrechtlich-vertraglicher Umgangsformen auf dem Lande, die vor kolonialen Gerichten überprüfbar waren; (3) die Begünstigung der dominanten Gruppen auf dem Dorfe, d.h. eine Entscheidung der Kolonialmacht zum einen gegen einen agrarischen Egalitarismus, zum anderen gegen die eindeutige Privilegierung vorhandener oder neu geschaffener Aristokratien.
Die vorkolonialen Sozialstrukturen Indiens veränderten sich im 19. Jahrhundert auf vielfältige und, wie sich an zahlreichen Protestbewegungen erkennen lässt, immer wieder auch krisenhafte Weise. Dies geschah durch ein Zusammenwirken zwischen autonomen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Entwicklungen einerseits, dem kolonialen Staat, der keineswegs als Urheber aller Veränderungen gesehen werden darf, auf der anderen Seite. Die indische Agrargesellschaft war flexibel genug, um sich neuen Herausforderungen anzupassen, brachte aus sich heraus aber nicht die Dynamik zu einer ganz anderen, einer «kapitalistischen» Landwirtschaft hervor. Dies wäre auch im historischen Rückblick eine naive Erwartung gewesen, denn selbst mit größter kontrafaktischer Phantasie könnte man sich in Indien keine Wiederholung der nordwesteuropäischen agrarischen Revolution vorstellen. In diesem Punkt waren sich die indische, die chinesische und etwa auch die javanische Landwirtschaft ähnlich: Die leichte Verfügbarkeit billiger Arbeitskräfte, die geringen Möglichkeiten für rationalisierenden Maschineneinsatz und das Fehlen der für Nordwesteuropa kennzeichnenden Kombination von Feld- und Weidewirtschaft standen einem radikalen Wandel im Wege.
|  Betriebstypen


Eingestreute Vergleiche mit China haben gezeigt, dass sich die beiden größten Agrargesellschaften der Welt in manchem ähnelten. Die Bauern waren im Prinzip rechtlich freie Leute, sie erzeugten einen Teil ihrer Produktion für den Markt, und die wichtigste Einheit des Wirtschaftens war der – oft auch protoindustriell tätige – Familienhaushalt, der durch eine nicht sehr große Zahl von Gesinde und Lohnarbeitern ergänzt werden konnte. Diese drei Merkmale rücken Indien und China auch in eine gewisse Nähe zu Westeuropa, jedenfalls Frankreich und dem Deutschland westlich der Elbe. Um so deutlicher werden die Unterschiede zu jenen Teilen der Welt, in denen auch im 19. Jahrhundert auf Plantagen, Latifundien und Gutshöfen großbetrieblich mit versklavter oder stark gebundener Arbeit gewirtschaftet wurde. Es wäre also falsch, ein West-Ost-Gefälle anzunehmen: vom freien Westen zum geknechteten Osten. Die chinesische Agrarverfassung (mit ihren zahlreichen regionalen Varianten) war bei weitem freiheitlicher als die ländliche Ordnung im Osten Europas.
In die Vielfalt agrarischer Produktion und ländlichen Lebens lässt sich nur schwer klassifizierende Ordnung bringen, da mehrere Kriterien zu berücksichtigen sind, die nicht leicht zur Deckung kommen. Das ist sogar dann der Fall, wenn man nur die drei wichtigsten dieser Kriterien berücksichtigt: (1) biologisch-ökologische Grundlagen (was wird angebaut?); (2) Betriebsform und Arbeitsregime (in welchem organisatorischen Rahmen arbeitet wer mit welchen Handlungsspielräumen woran?); (3) Eigentumsverhältnisse (wem gehört das Land, wer nutzt es effektiv, und wer profitiert davon in welcher Weise?). Um nur ein Beispiel zu geben: Reisanbau auf bewässerten Feldern ist, anders als Weizen- oder Bauwollkultur, großbetrieblich schwer möglich, kann aber unter ganz verschiedenartigen Eigentumsverhältnissen (individuelles Kleineigentum, Pacht, Clan- oder Tempelbesitz) erfolgen.
Nach dem ersten Gesichtspunkt kann man zum Beispiel zwischen Nassreisanbau, Mischwirtschaft von Ackerbau und Viehzucht, Gartenkultur (usw.) unterscheiden.24 Eine Kombination der Kriterien 2 und 3 führt zu einer anderen Typologie, etwa:
(a) Gutswirtschaft (Kombination von Subsistenzproduktion für den Eigenbedarf und nicht-entlohnter Arbeit auf der Domäne des auch politisch dominierenden Herrn);
(b) Familienbetrieb im Pachtverhältnis (Rentier-Grundbesitzer vs. Pächter);
(c) Familienbetrieb auf kleinem Eigenland (family smallholding);
(d) Plantage (kapitalintensive Exportproduktion von Tropenpflanzen mit nicht-lokalen, meist ethnisch fremden Arbeitskräften);
(e) kapitalistische Großlandwirtschaft (Eigenbetrieb des Landwirts mit Lohnarbeit).25
Allerdings waren vor allem die Übergänge zwischen (b) und (c) fließend: Wer sich, ob auf Java oder im Rheinland, auf vererbliche Pachtverhältnisse berufen konnte, besaß das Land, ohne letztlich sein juristischer Eigentümer zu sein.
Landarbeit blieb das ganze Jahrhundert über fast überall auf der Welt Handarbeit. Hier unterschieden sich viele Gegenden Europas nicht von Asien, Afrika und Lateinamerika.26 Auch die Klassenlage schuf kulturübergreifende Gemeinsamkeiten: landwirtschaftliche Lohnarbeit auf einem pommerschen oder polnischen Gutshof war nicht etwas grundsätzlich anderes als Lohnarbeit in Indien, obwohl sie da wie dort in jeweils besondere Hierarchien und kulturelle Umwelten eingebettet war.27 Eine elementare Unsicherheit der Existenz und die Notwendigkeit zur Wanderschaft begründeten eine fundamentale Ähnlichkeit der Lebensumstände und Erfahrungen. Landwirtschaftliches Wissen ist auch im 19. Jahrhundert noch wie in früheren Epochen durch Migration über große Entfernungen verbreitet worden. Solche Parallelen und Verbindungen setzten sich allerdings nicht in transnationale Solidarität um. Anders als bei der aus Industrie und Verkehrssektor erwachsenden Arbeiterbewegung mit ihrer frühen internationalen Orientierung, gab es unter den Landarbeitern keine großräumigen Verbindungen, keine Bauerninternationale. Der Landarbeiter und der Bauer in Bihar wussten nichts von ihren Kollegen in Mecklenburg oder Mexiko. Der Arbeitsalltag auf dem Lande veränderte sich langsamer als der in der Stadt und in neuen ländlichen Bergbau- und Industriezonen.
Wenn Arbeit sich wandelte: wo und wie geschah dies unter dem Einfluss globaler Prozesse? Allgemein gesagt, hatte die Ausweitung der internationalen Nachfrage nach Agrarprodukten, insbesondere aus den Tropen, nicht notwendig eine liberalisierende Wirkung auf ländliche Arbeitsverhältnisse. Die liberale Wirtschaftstheorie erwartete, dass internationaler Handel vormoderne «feudale» Systeme auflösen, die Menschen aus archaischen Zwängen befreien und in ihnen Arbeitsfleiß und Unternehmergeist wecken würde. Dies konnte durchaus geschehen. Es geschah vor allem dort, wo kleinbäuerliche Produzenten neue überseeische Absatzchancen für ihre Produkte ohne die Zwischenschaltung ausländischer Wirtschaftsinteressen nutzten. Dies versprach langfristig aber nur dann Erfolg, wenn eine einheimische Regierung (wie in Japan) den Export explizit förderte und ihm günstige rechtliche und infrastrukturelle Bedingungen schuf oder wenn ein Kolonialregime, oft aus Gründen politischer Stabilität, bewusst Partei für die einheimischen Bauern und gegen ausländische Plantagengesellschaften nahm. Waren diese Bedingungen nicht erfüllt, dann saßen ausländische Interessen meist am längeren Hebel.
|  Plantagen


Nach dem juristischen Ende der Sklaverei in den europäischen Kolonien, den USA und Brasilien war keineswegs das Ende der Betriebsform Plantage gekommen. Begehrte Produkte wie Kaffee, Tee oder Bananen wurden überwiegend auf Pflanzungen erzeugt, die zuweilen in Konkurrenz mit Kleineigentümern in anderen Teilen der Welt standen, ohne diesen Wettbewerb notwendig gewinnen zu müssen. Nach etwa 1860 entstanden neue Plantagensektoren: Zucker im südafrikanischen Natal, Kautschuk in Malaya und Cochinchina (Südvietnam), Tabak auf Sumatra. Die Plantage war eine innovative, also «moderne» Betriebsform, die seit etwa 1600 von Europäern im großen Stil in der Neuen Welt eingeführt worden war. Sie erlebte um 1900 eine neue Blüte. Plantagen erwuchsen nicht aus der langsamen Kontinuität lokaler Entwicklungen. Sie wurden durch ausländische Intervention gegründet und organisiert, auch wenn manchmal einheimische Unternehmer die neuen Chancen nutzten und ins Plantagengeschäft einstiegen, so etwa auf Java und Ceylon.28 Eine neue Plantage bedeutet eine ebenso tiefe Zäsur für die lokale Gesellschaft wie eine neue Fabrik. Kapital und Management der neuen Plantagen des späten 19. Jahrhunderts kamen unweigerlich aus Europa oder Nordamerika. Plantagen strebten eine rationale und wissenschaftliche Form der Bodenkultur mit optimierten Erträgen an. Sie benötigten dazu allerdings außer wenigen Fachkräften nur ungelernte Arbeiter. Da Plantagen zumeist in dünn besiedelten Gebieten angelegt wurden, musste die Arbeiterschaft oft von weither besorgt werden. Auf den großen Tabakplantagen von Ost-Sumatra zum Beispiel bevorzugte man Chinesen, die man in Lagern wohnen ließ. Arbeiter waren bestenfalls nominell «freie» Lohnarbeiter. Sie wurden meist nach Akkord bezahlt, zusätzlich durch einen Kontraktor ausgebeutet und oft einer solch strengen Disziplin und Regimentierung unterworfen, dass sich die Bedingungen von denen auf manchen Sklavenplantagen nicht deutlich unterschieden. Das Verlassen des Arbeitsplatzes wurde als Verbrechen bestraft.29 Plantagen waren um 1900 nur noch selten im Familienbesitz. Überwiegend gehörten sie Kapitalgesellschaften, die bis hin zu eigenen Eisenbahnen und Hafenanlagen zuweilen erhebliche Mittel investierten und die den Weltmarkt genau beobachteten. Die koloniale Plantage war eine Weiterentwicklung der älteren Sklavenplantage, keine grundsätzlich neue Form. Sie war ein Instrument eines globalen Kapitalismus, das so gut wie ausschließlich in tropischen Ländern verwendet wurde. Anders als die Industrie war die Plantagenökonomie selten in größere Prozesse nationaler Wirtschaftsentwicklung eingebunden.30
Plantagen haben insofern oft eine industrielle Komponente, als die Weiterverarbeitung des Urprodukts am selben Ort geschieht. Der Inbegriff einer solch integrierten Betriebsform ist die Kautschuk-Plantage, denn Gummibäume lassen sich das ganze Jahr über anzapfen und garantieren einen kontinuierlichen, von den Jahreszeiten unabhängigen Produktionsbetrieb. Dies machte die Plantage noch fabrikähnlicher. Die Welle von Plantagengründungen in Südostasien und Afrika um 1900 war aber nicht der Beginn eines unaufhaltsamen Siegeszuges des nun entstehenden globalen Agrobusiness. Das ganze 20. Jahrhundert sollten Plantagen und exportorientierte Kleinbauernwirtschaft nebeneinander existieren und miteinander im Wettbewerb liegen. Die Plantagenökonomie war auch in dem Sinne global, dass Arbeitskräfte und Kapital aus mehreren Ländern kamen. Auf Sumatra, einer Kernregion für die neue Entwicklung, war 1913 nur die Hälfte der Plantageninvestitionen in niederländischer Hand. Daneben hatten sich britische, US-amerikanische, frankobelgische und schweizerische Interessen engagiert.31 Plantagen waren auf Land errichtet worden, das einheimischen Fürsten abgekauft worden war. Damit verloren diese Autoritäten jeden Einfluss auf die inneren Verhältnisse in den riesigen Plantagenregionen. Aber auch das Recht des niederländischen Kolonialstaates war nur eingeschränkt anwendbar und galt oft de facto nicht. So entstand ein rechtlicher Sonderraum, gewissermaßen eine eigene Plantagenjustiz, die Ähnlichkeiten mit der staatsfernen Patrimonialherrschaft auf den großen Gütern östlich der Elbe aufweist.32 Ganz ähnliche Verhältnisse fanden sich, einige Jahrzehnte früher beginnend, etwa auch in Südwestindien.
|  Haciendas


Die Plantage war nicht die einzige Weise, mit großbetrieblicher Organisation auf Exportchancen zu reagieren. In Ägypten entstanden im 19. Jahrhundert große Güter durch Anwendung politischer Macht: Der Staat übertrug verschuldete Dörfer an hohe Würdenträger, von denen er die Garantie der Steuereinnahmen erwartete. Land konzentrierte sich also in den Händen einer dem Pascha verbundenen Staatsklasse. Ein weiterer Grund kam hinzu: Der seit Jahrhunderten andauernde Verfall der Bewässerungsanlagen am Nil konnte nur durch eine großbetrieblich organisierte, modernes Ingenieurwissen einsetzende Renovierung der Infrastruktur aufgehalten werden. Angebaut wurden auf diesen Gütern jene cash crops, die den Eigentümern kurzfristig die höchsten, zur Finanzierung der Investitionen nötigen Einkünfte und dem Staat die sichersten Steuern versprachen, vor allem Baumwolle und Zuckerrohr. Zusätzlich zu den ortsansässigen Fellachen wurden Arbeitskräfte oft von weither rekrutiert. Dass Ägypten seit den 1820er Jahren zu einem der weltweit wichtigsten Exporteure von Baumwolle wurde, ging weniger auf ausländische Initiative und eine erzwungene «Inkorporation» des Landes in die Weltwirtschaft als auf die Politik Muhammad Alis und seiner Nachfolger zurück. Die ägyptischen Güter waren plantagenähnlich organisiert, ohne dass ausländisches Kapital eine tragende Rolle gespielt hätte.33
Nicht alle großbetriebliche Landwirtschaft des 19. Jahrhunderts muss primär in weltwirtschaftlichen Zusammenhängen gesehen werden. Die Arbeit der peones auf lateinamerikanischen Haciendas war weder Sklaverei noch Lohnarbeit. Die Hacienda war nach dem Modell einer patriarchalischen Familie konstruiert. Oft waren die peones mit ihrem Patron sogar durch quasi-verwandtschaftliche Beziehungen der Patenschaft verbunden. Zwischen ihnen bestanden gegenseitige Verpflichtungen außervertraglichen Charakters, also «moralökonomische» Beziehungen außerhalb des Marktes. Die Hacienda war oft schon physisch als eine geschlossene Welt angelegt. Der Herrenbezirk ähnelte einer gesicherten Festung, darum herum wohnten die peones in den Dörfern. Anders als Plantagen, waren Haciendas im späten 19. Jahrhundert typischerweise kapitalarm ausgestattet und arbeiteten mit rückständigen Technologien. Die Abhängigkeit der peones lag weniger in offenen Zwangverhältnissen begründet als in einer Verschuldung beim haciendado, die an die Kreditbeziehungen zwischen einfachen Bauern und dominanter Elite in chinesischen oder indischen Dörfern erinnert. Wie die (Sklaven-)Plantage so war auch die Hacienda ein Relikt aus der frühneuzeitlichen Kolonialzeit. Man muss nicht unbedingt, wie es oft geschehen ist, die Hacienda als «feudal» bezeichnen, um sie als Gegenpol zur Plantage kenntlich zu machen. Die Hacienda war eher auf die Selbstversorgung als auf die Produktion für den Export ausgerichtet. Die Arbeitsbeziehungen in ihr waren nicht-ökonomisch überformt. Diese Bindungen waren ein Faktor, der dazu beitrug, dass die Bauern nicht zu freien, ihre Rechte genießenden Bürgern der lateinamerikanischen Republiken wurden. Sie erhielten keine Chance, vom Freiheitsversprechen der Unabhängigkeitszeit zu profitieren, und scheiterten mit den meisten ihrer Protestbewegungen.34
Für Mexiko kann man die Zeit zwischen etwa 1820 und 1880 als Übergangsphase der Hacienda-Entwicklung betrachten.35 Mit der Zerschlagung des kolonialen Staates hatten die Indios eine Schutzmacht, wenngleich keine verlässliche, verloren. Die im 19. Jahrhundert herrschenden «Liberalen» mit ihrer Fortschrittsideologie sahen in den Indios vor allem ein Hindernis für die Entwicklung Mexikos nach dem Vorbild Europas und später der USA. Sie nahmen daher auf die Eingeborenen keine Rücksicht. Hatte die koloniale Hacienda noch auf einer gewissen Balance zwischen den Interessen des Haciendaherrn und denen der indianischen Gemeinden beruht, so löste die Politik der republikanischen Epoche, beschleunigt nach dem Machtantritt des Diktators Porfirio Díaz 1876, das Kommunaleigentum der Indios weitgehend auf und überließ sie ungeschützt den Gewinninteressen von haciendados. Auch dies machte die Hacienda allerdings nicht zu einer tragenden Säule der Exportwirtschaft, vergleichbar den Plantagen Südostasiens oder auch Brasiliens. Allerdings war die Hacienda nicht in jedem Fall eine historische Sackgasse. Nach 1880 begann mit dem Eisenbahnbau langsam auch die Industrialisierung Mexikos. Manche Haciendas nutzten die Gelegenheit, um freiere Arbeitskontrakte, mehr Arbeitsteilung bei der Produktion, die Professionalisierung der Betriebsführung und die Rücknahme paternalistischer Sozialbeziehungen einzuleiten.36 Solche oft besonders großen modernisierten Haciendas bestanden neben einer Vielzahl kleinerer Betriebe fort, in denen es noch wie in der Kolonialzeit zuging. Im Ganzen war die Hacienda während des 19. Jahrhunderts in Lateinamerika eine geschlossene Monade, in welcher der patrón weithin unbehindert schaltete und waltete. Trotz einer oft durchaus fortschrittlichen Rechtslage griffen Polizei und Justiz nur selten zugunsten von peones ein, die zudem nicht länger durch funktionierende Strukturen einer Dorfgemeinschaft existenziell abgesichert waren. Man kann die peones nicht als «landloses Proletariat» nach der Art von Plantagenarbeitern oder von ostelbischen, chilenischen oder afrikanischen Wanderarbeitern bezeichnen. Sie blieben ortsansässig und auf «ihre» Hacienda hin orientiert, waren aber auch keine dörflich eingebundene Bauernschaft im russischen, westeuropäischen oder indischen Sinne. Dies soll nicht heißen, dass es in Lateinamerika kein wanderndes landloses Proletariat ohne – und das ist entscheidend – Aufstiegschancen zu eigenem Grundbesitz gegeben hätte. In Argentinien war dies eine verbreitete Erscheinung.37 Arbeiter (und Pächter) waren dort oft Italiener oder Spanier. Charakteristisch war hier, dass sie alleine wirtschafteten; jedenfalls blieben Frauen und Kinder zumeist in der Stadt.
2  |  Orte der Arbeit: Fabrik, Baustelle, Kontor

|  Werkstatt


Man kann Arbeit dadurch charakterisieren, wo sie stattfindet. Viele Arbeitsorte im 19. Jahrhundert hatten sich gegenüber früheren Zeiten wenig verändert. Selbständige Handwerker arbeiteten in Europa – und erst recht in Asien und Afrika – bis zur Einführung des Elektromotors am Ende des 19. Jahrhunderts und der Verbreitung industrieller Massenproduktion im Wesentlichen unter «frühneuzeitlichen» Bedingungen. Die ateliermäßige Organisation von Handwerk war auch in anderen Zivilisationen nach alten Mustern organisiert. Wissenstradierung und Marktregulierung durch Zünfte, Gilden und andere kollektive Einrichtungen, die es im Osmanischen Reich oder in China länger als in Europa gab, unterschieden Handwerker weiterhin von «einfachen» Arbeitern. In Konkurrenz zur wachsenden Industrie erlebten manche Handwerke eine Entwertung ihrer produktiven Leistung; andererseits gibt es viele Beispiele für die Anpassungsfähigkeit von Handwerk an veränderte Marktumstände. Insgesamt gesehen, war das 19. weniger als das folgende Jahrhundert eine Zeit des Entbehrlichwerdens von Handwerk und Meisterwerkstatt. Auch in Europa kamen die («feinen») Kleider weiterhin vom Schneider, die Schuhe vom Schuster und das Mehl aus der Mühle. Ein erweiterter Begriff von Hand-Werk sollte auch Mischformen von Selbsthilfe, gemeinschaftlicher Anstrengung und professioneller Mitwirkung berücksichtigen. Auf diese Weise wurden im größten Teil der Welt – von einfachen westeuropäischen Fachwerkbauten bis zu den vielen Formen afrikanischer Häuser – weiterhin private Behausungen hergestellt.38 Wohnungsbau war «vor-industriell» und ist es in seinen Arbeitsabläufen teilweise bis heute geblieben.
Einige neue Handwerke kamen im 19. Jahrhundert hinzu, alte konnten eine neue Bedeutung erlangen. So wurden Schmiede angesichts unverminderter oder wachsender Pferdezahlen das ganze Jahrhundert über gebraucht. Zugleich erhielt aber das Schmieden einen neuen industriellen Sinn. Die Schwerindustrie mit ihren «Stahlschmieden» erschien geradezu als Neuerfindung der Schmiedekunst auf höherem energetischen Niveau, doch ohne den individuellen Handwerker. In vielen Kulturen genoss der Schmied als körperlicher Kraftmensch, Werkzeug- und Waffenmacher und Herr des Feuers hohes Ansehen und geradezu mythischen Rang, wenn das Schmieden nicht gerade wie in Indien als Aufgabe niederer Kasten galt. In großen Teilen des subsaharischen Afrika war das Schmieden keine uralte Kunst. Seine Traditionen wurden erst im 18. Jahrhundert aufgebaut und gelangten in der Zeit zwischen etwa 1820 und 1920 zur Blüte. Schmiede stellten Nützliches und auch Schönes her, etwa Schmuckwaren als akkumulierbare Prestigegüter, daneben dort, wo es kein staatliches Münzmonopol gab, auch Geld. Sie genossen am Arbeitsplatz große Autonomie und vermochten ihren Produktionsprozess in hohem Maße selbst zu kontrollieren. Das Bild des reinen Dorfschmieds trügt. Schmiede arbeiteten oft für den überlokalen Bedarf. Im Kongo hatten viele von ihnen eine räumlich weit verbreitete, multiethnische, sozial diverse Klientel.39 Auch die Notwendigkeit, sich Rohmaterial zu beschaffen, band den Schmied in weitere kommerzielle Kreise ein und motivierte ihn zur Pflege zahlreicher sozialer Kontakte.
|  Werft


Alte Arbeitsorte konnten im 19. Jahrhundert eine ganz neue Gestalt annehmen. Ein Beispiel ist die Werft – im Gegensatz zur Fabrik ein seit Jahrtausenden in zahlreichen Zivilisationen bekannter Ort handwerklicher Zusammenarbeit. Schiffbau war bereits in der frühen Neuzeit in Ländern wie England, Frankreich oder den Niederlanden zu einem der wichtigsten großbetrieblich organisierten Wirtschaftszweige geworden. Er war damals eine Domäne der Zimmerleute. Der Schiffbau wurde dann eine der führenden Sparten der Industrialisierung. Um 1900 gehörte er zu den bedeutendsten Industrien Großbritanniens, das damit auf dem Weltmarkt eine beherrschende Stellung einnahm, vor allem dank der Leistungsfähigkeit der schottischen Werften. Die Branche hatte eine radikale Auswechslung ihrer Technologie zu verkraften, die aber nicht plötzlich verlief. 1868 übertraf in Großbritannien zum ersten Mal die Gesamttonnage neuer Eisenschiffe diejenige der im gleichen Jahr vom Stapel laufenden Holzschiffe.40 Schiffszimmerleute und die neue auf Eisenbau eingestellte Techniker- und Arbeiterschaft waren in unterschiedlichen sozialen Formen organisiert, die Zimmerer zum Beispiel eher noch geschlossen und zünftig, und lebten und arbeiteten eine Weile nebeneinander her.41 Die Umstellung von Holz auf Eisen gelang nicht überall, war aber keineswegs eine westliche Spezialität. Die indonesische Schiffbauindustrie konnte sie zu einer Zeit erfolgreich vollziehen, als die Werften des kolonialen Mutterlandes vor der britischen Konkurrenz kapitulierten.42 Werftarbeit war eine überwiegend männliche und relativ hoch qualifizierte Tätigkeit und bot in vielen Ländern die Voraussetzung für eine frühe politische Organisation der Arbeiterschaft, oft in Verbindung mit anderen Gruppen von Arbeitern in einer Hafenstadt. In einigen Ländern, etwa China, bildeten Werft- und Arsenalarbeiter den ältesten Kern eines industriellen Proletariats.
|  Fabrik


Neu war im 19. Jahrhundert vor allem die Fabrik in ihrer Doppelnatur als große Produktionsstätte und soziales Handlungsfeld.43 Darin entstanden Kooperationsformen und Machthierarchien, die sich später auf größere Teile der Gesellschaft ausbreiten sollten. Die Fabrik war reine Produktionsstätte, vom Haushalt physisch getrennt. Sie verlangte neue Arbeitsgewohnheiten, neue Arbeitsrhythmen und eine Art von Disziplin, welche der Idee von «freier» Lohnarbeit für die Betroffenen nur eine eingeschränkte Gültigkeit ließ. Die Fabrik war arbeitsteilig organisiert – mit ganz unterschiedlicher Anpassung an die Möglichkeiten der Arbeitenden. Von Anfang an wurde mit Methoden der Effektivierung der Arbeit experimentiert, bis der amerikanische Ingenieur und erste prominente Managementberater Frederick Winslow Taylor daraus 1911 eine Lehre psychophysischer Optimierung machte, den «Taylorismus», der Arbeitsprozesse beschleunigen sollte und sie einer stärkeren Kontrolle durch das «wissenschaftlich» planende Management unterwarf.
Neu war die Fabrik auch in einem ganz konkreten Sinne immer und überall dort, wo sie zum ersten Mal auftrat. Fabriken mussten nicht unbedingt in Städten entstehen. Oft war es umgekehrt: Um Fabriken wuchs eine Stadt. Manchmal blieb die Fabrik ein freistehender Komplex auf dem «Lande», so zum Beispiel in Russland, wo um 1900 über 60 Prozent aller Fabriken außerhalb von Städten disloziert waren.44 In extremen Fällen wurden neue Fabriksiedlungen zu abgeschlossenen «totalen Institutionen», in denen der Unternehmer Nahrung und Unterkunft bereitstellte und die vom Rest der Gesellschaft weitgehend abgeschottet waren.45 Derlei fand sich nicht nur in Russland. Im südafrikanischen Diamantenbergbau wurden 1885 closed compounds eingeführt, in denen die schwarzen Bergleute kaserniert oder gefängnisartig eingesperrt waren.46 Der Gedanke der autonomen Fabrikwelt muss jedoch nicht nur negativ gesehen werden. Manchmal versuchten patriarchalisch-philanthropische Unternehmer wie Robert Owen in Schottland, Ernst Abbe in Jena oder Zhang Jian im südchinesischen Nantong, durch industrielle Mustergemeinschaften Räume punktueller sozialer Verbesserung zu schaffen.47
Die erste Generation von Fabrikarbeiterinnen und Fabrikarbeitern wurde nicht immer aus der Nachbarschaft rekrutiert. Gerade außerhalb von Städten strömte, wie in der ukrainischen Donbaz-Region, die Arbeiterschaft oft von weither zusammen.48 Überließen Unternehmer die Anwerbung von Arbeitskräften örtlichen Kontraktoren, dann wurden oft großflächige Netze in Bewegung gesetzt, um Arbeitskräfte vom Lande in die neuen Fabriken zu schleusen. Kontraktarbeit gab es fast überall, wo ein kulturell fremdes Management ohne vorhandene Arbeitsmarktstrukturen einer Masse unqualifizierter Arbeitskräfte gegenüberstand. Der einheimische Kontraktor «besorgte» für ein Pauschalhonorar die gewünschten Arbeitskräfte zu einem fixen Lohn und für eine festgelegte Zeit. Er war für ihr Wohlverhalten verantwortlich und übte daher oft auch Disziplinarfunktionen aus. Häufig fungierte er zusätzlich als Geldverleiher und zwang den von ihm Abhängigen unvorteilhafte Kredite auf. Besondere Qualifikationen jenseits einer elementaren proto-industriellen Geschicklichkeit wurden in dieser ersten Phase leichtindustrieller Entwicklung von den Arbeitenden selten erwartet. Der Kontraktor musste daher nicht nach spezifischen Fähigkeiten suchen. In China, Japan und Indien, in Russland und Ägypten gab es einen solchen Arbeitsmarktersatz.49 Zu den frühesten Forderungen der Arbeiterbewegungen in diesen Ländern gehörte das Verbot der verhassten Kontraktarbeit. Umgekehrt verhinderte aus der Sicht des Managements solche indirekte Arbeiterkontrolle jegliche Personalpolitik, sodass man von einem gewissen Punkt an nicht mehr daran festhielt. Sie war daher in der Regel ein Übergangsphänomen. Wenn in solchen organisierten Kreisläufen zwischen Dorf und Fabrik das Entstehen einer vom Land distanzierten Stammarbeiterschaft hinausgezögert wurde, blieben die Arbeiterinnen und Arbeiter noch lange in ihrer Mentalität ländlich geprägt.
Unterhalb aller regionalen und kulturspezifischen Varianten war die Fabrik überall mit ähnlichen Zwängen für die Arbeitenden verbunden. Um das «Elend der frühen Fabrikarbeit» (Jürgen Kocka) zu veranschaulichen, kann man neben den bekannteren englischen oder deutschen Beispielen auch solche aus Indien oder Japan erwähnen. In Japan vervierfachte sich zwischen 1891 und 1899 die Zahl der maschinellen Seidenspinnereien. Die meisten lagen in den seidenraupenproduzierenden Bezirken Zentraljapans. Die Arbeiterinnen – Männer spielten kaum eine Rolle – stammten typischerweise aus den Familien armer Pachtbauern. Viele waren im Grunde Kinder, beinahe zwei Drittel jünger als zwanzig Jahre.50 Die meisten blieben weniger als drei Jahre in der Fabrik. Sie waren durch Kontraktoren angeworben wurden, die auch die Löhne zahlten, meist direkt an die Familien auf dem Lande. In den Fabriken fanden die jungen Frauen entsetzliche Arbeitsbedingungen vor: Unterbringung in bewachten Massenschlafsälen, Ernährung durch schlechten Reis mit nichts als ein wenig Gemüse, einen Arbeitstag von 15 bis 17 Stunden mit sehr kurzen Unterbrechungen, sexuelle Gewalt. Die Arbeit war eintönig, erforderte aber ständige Konzentration; Unfälle an den Kesseln, in denen Seidenraupenkokons gekocht wurden, waren häufig. Solche Fabriken waren die übelsten Brutstätten der Tuberkulose. Kaum besser waren die Arbeitsbedingungen in der Baumwollindustrie, die zur gleichen Zeit in eine Boomphase eintrat. Bald wurde diese Industrie in Japan für Frauen ein noch wichtigerer Arbeitgeber als die Seidenherstellung. Charakteristisch für die Baumwollindustrie waren erschöpfende Nachtschichten. Bis 1916 war ein 14-Stunden-Tag üblich. Bei ohrenbetäubendem Lärm und in einer Luft, die mit gefährlichen Fasern erfüllt war, arbeiteten die Frauen ungesichert an Maschinen, die immer wieder Opfer forderten. Aufseher sorgten mit Stöcken und Peitschen für Arbeitsdisziplin. Erst nach 1905 wurden allmählich einige positive Anreize eingeführt. Auch in der Baumwollindustrie lebten Arbeiter und Arbeiterinnen in gefängnisartigen, schlecht durchlüfteten Schlafsälen, manchmal ohne eigenes Bettzeug. Für medizinische Versorgung wurde so gut wie nicht gesorgt. Die Arbeitsbedingungen waren noch ungesünder als in der Seidenindustrie; vor allem Krankheit führte dazu, dass drei Viertel der Frauen weniger als drei Jahre in der Fabrik zubrachten.51
Bei aller unendlichen Vielfalt, die sich aus der Einwurzelung der Organisationsform «Fabrik» in ganz unterschiedliche Umgebungen ergab, bedeutete das Erscheinen der ersten Fabriken so gut wie immer eine tiefe Zäsur, die den Arbeitsmarkt umkrempelte, Lebenschancen neu verteilte und neuartige Rangordnungen schuf.52 Die Zäsur kam nicht unbedingt mit der allerersten Fabrik, viel eher mit der ersten, die langfristig Bestand hatte und die vor allem so groß war, dass von ihr eine organisierende Wirkung ausstrahlte. Die entscheidende Schwelle war hier wohl die Konsolidierung einer Vollzeitarbeiterschaft: Eine größere Zahl von Menschen wurden Industriearbeiter, und sie waren fortan nichts anderes als das.53
Lange ist das Bild der Arbeit im 19. Jahrhundert von der Vorstellung des «Leitsektors» Eisen und Stahl, also der «Schwerindustrie», bestimmt worden. Adolph von Menzels Eisenwalzwerk (1875 vollendet) prägt sich jedem, der das Gemälde gesehen hat, als Quintessenz der Epoche ein.54 Aber weltweit war Stahlproduktion noch um 1913 ziemlich selten und regional in wenigen Ländern und dort auf wenige Standorte konzentriert. Die USA waren der mit Abstand größte Produzent (31,8 Millionen Tonnen), gefolgt von Deutschland (17,6 Millionen), dann kamen mit großem Abstand Großbritannien mit 7,7 Millionen, Russland mit 4,8 Millionen, Frankreich mit 4,7 und Österreich-Ungarn mit 2,6 Millionen. Japan blieb unter 300.000 Tonnen. In manchen Ländern gab es das vereinzelte Stahlwerk (so etwa das der Tata-Familie in Indien oder das Hanyeping-Werk in China), aber keine beschäftigungsrelevante Stahlindustrie. In ganz Afrika und Südostasien, im Nahen und Mittleren Osten (einschließlich des Osmanischen Reiches) wurde kein Stahl erzeugt, ebensowenig in den Niederlanden, in Dänemark oder der Schweiz.55 Nur ein winziger Teil der arbeitenden Bevölkerung auf der Welt machte Bekanntschaft mit der spektakulärsten Produktionsform des frühen Industriezeitalters.
|  Kanalbaustellen


Weniger neu, aber doch kaum weniger emblematisch für die Epoche und geographisch weiter verbreitet als die Schwerindustrie war ein zweiter Typ von Arbeitsort: die Großbaustelle. Seit der Errichtung der Pyramiden, der Chinesischen Mauer und der mittelalterlichen Kathedralen hatte es selbstverständlich solche Großbaustellen gegeben. Im 19. Jahrhundert wurden sie zahlreicher, geographisch breiter gestreut und weiträumiger. Sie dienten nicht mehr nur kultischer Monumentalität und herrscherlicher Repräsentationsfülle, sondern der Schaffung basaler Infrastrukturen, die das gesellschaftliche Leben trugen.
Vor der Eisenbahn kamen die Kanäle. Bereits die englischen Kanäle des 18. Jahrhunderts waren nicht von einem festen «Proletariat» gebaut worden, sondern von Wanderarbeitern, oft fremder Herkunft, die von Kontraktoren beschäftigt wurden. In den USA waren die acht Jahrzehnte zwischen 1780 und 1860, ganz besonders die 1820er und 1830er Jahre, die große Ära des Kanalbaus. In dieser Zeit wurden in den USA und Kanada 44 Kanäle angelegt; 1860 gab es in den USA etwa 6800 Kilometer schiffbarer Kanäle.56 Der Kanalbau war um die Mitte des 19. Jahrhunderts zu einer der fortgeschrittensten Industrien geworden. Er verlangte den Einsatz großer Kapitalien und avancierter Technologie und zugleich die Organisation und Disziplinierung gewaltiger Arbeitermassen. Kanalbau gehörte zum large-scale enterprise der Epoche. Er öffnete neue Märkte, erforderte Geschäftsstrategien von neuartigem Maßstab. Zugleich war er eine Tätigkeit von hoher symbolischer Bedeutung: Nicht länger war die Erde dem Bauern und dem Bergmann vorbehalten; die Arterien des Kapitalismus wurden nun tief in sie eingegraben. Dies war eine eigene, eine oft besonders harsche Erfahrung verwandelter Arbeitswelt. Der Pfad von der Werkstatt in die Fabrik war nicht der einzige, der im 19. Jahrhundert beschritten wurde. Eine Armee überwiegend ungelernter Arbeiter, aus den verschiedensten Quellen gespeist, kam an den amerikanischen Kanalbaustellen zusammen: Arbeitsuchende vom Lande, neue Einwanderer, Sklaven, freie Schwarze, Frauen, Kinder. Es fehlte diesen Menschen an Macht, Status und Kontrolle über ihre Arbeitsbedingungen. Ihre Solidarisierungschancen waren gering, und organisierte Arbeiter-«Bewegungen» gingen aus solcher Art von Arbeit nicht hervor. Allein schon geographisch waren die Kanalarbeiter marginal. Ihre Lebenswelt war die Baustelle, das Barackenlager.
Im Vergleich zu den Flussregulierungen des 18. Jahrhunderts waren die Kanalbauten monströse Angelegenheiten. Gelände musste gerodet, Sumpfland trockengelegt, Gräben mussten ausgeschachtet, Schrägen befestigt, Felsen gesprengt, Ziegel hergestellt und vermauert, Schleusen, Brücken und Aquädukte gebaut werden. Ein Mann schaffte beim einfachen Ausgraben im Durchschnitt etwa 70 Schubkarren Aushub am Tag.57 12 bis 14 Stunden wurde im Sommer gearbeitet, 8 bis 10 im Winter. Im Unterschied zur landwirtschaftlichen Arbeit war dies eine Schufterei von großer Eintönigkeit. Da die Kontraktoren nach Leistung bezahlt wurden, gaben sie einen quasi-industriellen Arbeitsdruck nach unten weiter. Ergänzende Energie stammte zunächst nur von Pferden, Maschinen spielten erst später beim Suezkanal eine größere Rolle. Das anspruchsvollste Projekt war der Erie-Kanal, der zwischen 1817 und 1825 insgesamt 584 Kilometer lang zwischen Albany und Buffalo gegraben wurde, ein Projekt von größter ökonomischer Bedeutung.58 Immer wieder kam es zu Unfällen und zum Ausbruch von Infektionskrankheiten unter den Arbeitern: durch Moskitos übertragene Malaria, Ruhr, Typhus, Cholera. Die medizinische Versorgung war rudimentär. Unterstützung für Hinterbliebene und Arbeitsunfähige gab es nicht. Der Kanalbau war das bittere materielle Fundament des Aufstiegs der USA.
Die spektakulärste Kanalbaustelle der Epoche war die des Suezkanals.59 Im November 1854 wurde Ferdinand de Lesseps eine erste ägyptische Konzession erteilt, die ihn ermächtigte, eine Finanzierungsgesellschaft für das seit 1846 diskutierte Projekt zu gründen. Am 25. April 1859 begannen am Lido von Port Said offiziell die Bauarbeiten, nachdem schon fast zwei Jahre lang Vermessungen durchgeführt worden waren. Am 12. August 1865 erreichte erstmals ein Konvoi von Kohleschiffen das Rote Meer. Im Februar 1866 wurde die Suezkanalzone abgesteckt, im Juli 1868 ein regulärer Eisenbahnverkehr zwischen Ismailia und Kairo aufgenommen. Als am 16. August 1869 das Wasser des Roten Meeres in das Bassin der Bitterseen eingelassen wurde, war nach etwas mehr als zehn Jahren der allergrößte Teil der Bauarbeiten an dem 162 Kilometer langen Kanal getan. Am 20. November 1869 wurde der Suezkanal für die Schifffahrt freigegeben. Der Kanal war ein französisches Privatprojekt, an dem sich die Regierung Ägyptens mit der Hälfte des Kapitals beteiligte – zum Preis einer enormen Verschuldung, die schließlich 1882 die britische Okkupation mit provozierte. Er war eine der größten Baustellen des Jahrhunderts, komplex organisiert mit einem fürstlich residierenden Generaldirektor an der Spitze und unter ihm einer Hierarchie von Bürokraten und Ingenieuren, die nach dem Muster der französischen Ponts et Chaussées gestaltet war. Die Umwelt stellte andere Probleme als bei den nordamerikanischen Kanälen. So führten die extremen Temperaturen dazu, dass die Wasserversorgung der Arbeiter zur Herausforderung wurde. Schon im April 1859 installierte eine holländische Firma mehrere dampfmaschinengetriebene Anlagen zur Meerwasserentsalzung, die sich aber wegen hohen Kohleverbrauchs als untauglich erwiesen. Daher kam Wasser mit Barken und Kamelen aus Damiette. Schon der erste firman des Paschas von Ägypten hatte verfügt, dass vier Fünftel der Arbeitskräfte Ägypter sein müssten. Corvée, also unbezahlte Zwangsarbeit der nicht straffälligen Zivilbevölkerung, war in Ägypten von alters her üblich, jedoch nur als regelmäßiger Arbeitsdienst der Fellachen an den Irrigationsanlagen in ihrer eigenen Region. Dies war nicht unbedingt ein Ausdruck «orientalischer» Rückständigkeit. In Frankreich hatte bis 1836 jeder Bauer die Pflicht, drei Tage im Jahr für die Unterhaltung von Straßen in der Nachbarschaft aufzuwenden; in Guatemala wurden bis in die 1920er Jahre Indios zu (bezahlter) Arbeit abkommandiert.60 Am Beginn der Bauarbeiten wurden Fellachen aus dem ganzen Land zusammengezogen. Die Kanalgesellschaft warb aber zunächst, auf die öffentliche Wirkung in Frankreich bedacht, freie Arbeiter an. Werbeplakate wurden an allen Moscheen, Bahnhöfen und Polizeistationen angeschlagen und Handzettel in den Dörfern verteilt. Bis nach Oberägypten, Syrien und Jerusalem wurde geworben. Dies hatte wenig Erfolg, und die meisten, die kamen, verschwanden angesichts der fürchterlichen Arbeitsbedingungen – Aushub im Schlamm eines flachen Sees usw. – bald wieder. Europäische Arbeiter (etwa aus Malta) waren noch schwieriger zu gewinnen. Es gab sogar Pläne, bis zu 20.000 Chinesen einzustellen: bemerkenswert zu einer Zeit, als die chinesischen «Kuli-Exporte» gerade erst begonnen hatten.
Erst als alles andere fehlschlug, griffen de Lesseps und der Khedive zur corvée: Im Januar 1862 begann im großen Stil der Einsatz von Zwangsarbeitern. Während der Pascha sein Versprechen, Arbeitskräfte zu stellen, einhielt, erfüllten die (französischen) Subkontraktoren der Gesellschaft ihre Zusagen nicht. Die Löhne waren unzulänglich und wurden oft in nutzlosen französischen Francs und Centimes gezahlt, manchmal auch gar nicht. Für Kranke und Verunglückte wurde nicht gesorgt, 17 Arbeitsstunden pro Tag waren die Norm. Der Unmut wuchs, die Fellachen flohen. Die Zwangsarbeit in Ägypten erregte große Empörung in der britischen Öffentlichkeit und wurde zu einer wichtigen Waffe, mit der die Regierung in London den Kanalbau zu sabotieren versuchte. Immerhin waren soeben die Leibeigenen in Russland und die Sklaven in den USA befreit worden! Unter britischem Druck untersagte der Sultan als nomineller Oberherr des Paschas den Einsatz von corvée. Im Juli 1864 fällte Napoleon III. einen von beiden Seiten akzeptierten Schiedsspruch. Daraufhin wurde Ende 1864 die Beschäftigung ägyptischer Zwangsarbeiter durch französische Firmen eingestellt; unter ägyptischer Ägide wurden sie aber bei Nebenarbeiten weiter beschäftigt. Über die Gesamtzahl der eingesetzten Fellachen fehlen Daten. Man schätzt, dass monatlich 20.000 neu zur Baustelle kamen und dass insgesamt 400.000 Ägypter am Kanal arbeiteten.61 Die wichtigsten Arbeiten wurden jedoch von frei rekrutierten Arbeitern geleistet. Fellachen unter corvée konnten nur für kurze Zeitspannen und auf Baustellen in der Nähe ihrer Heimatorte eingesetzt werden. Sofern sie aus Oberägypten kamen, ging die Hälfte der Requisitionszeit durch die Reise verloren.62
Der Kanalbau vereinigte Ressourcen aus vielen Ländern: Kohle aus England für die Dampfbagger und Dampfpumpen (Ende 1867, als die letzte und technisch schwierigste Etappe der Bauarbeiten erreicht war, wurden monatlich 12.250 Tonnen Kohle verbraucht), Holz aus Kroatien und Ungarn für den Bau der Lagerbaracken, technische Ausrüstungen und standardisierte Eisenkleinteile aus Frankreich. Mit der Zeit wurden die Arbeiter besser untergebracht, auch wenn es bei der strikten Zweiteilung in ein europäisches Camp für die Ingenieure und ein «arabisches Dorf» (aus Zelten) für die Arbeiter blieb. Gesundheitsfragen waren von Anfang an im Blick. Mehrere Hospitäler in der neuen Reißbrettstadt Ismailia und an den Baustellen sowie Ambulanzen kümmerten sich auch um Ägypter. Sanitäre Prävention, Unterbringung und Verpflegung der Arbeiter verbesserten sich mit der Zeit deutlich, auch um britischen und anderen Kritikern den Wind aus den Segeln zu nehmen. Insgesamt entstand ein riesiges technisch-administratives System, das seinen Auftrag erfolgreich meisterte. Die festliche Einweihung des Kanals fand vom 16. bis zum 20. November 1869 in Anwesenheit der Kaiserin Eugénie und ihres reisenden Hofstaates, des österreichischen Kaisers Franz Joseph und etlicher europäischer Kronprinzen statt. Großbritannien ließ sich durch seinen Botschafter bei der Pforte vertreten, der Sultan schickte Abgesandte niederen Ranges. Ismailia, sonst ein Ort von höchstens 5000 Seelen, nahm 100.000 Besucher auf. Der Khedive lud auf eigene Kosten Tausende von Gästen ein; Reisebüros organisierten Touristenfahrten zu dem Jahrhundertereignis, Festredner und Leitartikler verglichen den mit Orden überschütteten de Lesseps mit den größten Helden der Geschichte.63 Giuseppe Verdi hatte übrigens seinen berühmten Kompositionsauftrag für Aida keineswegs verbummelt, sondern erst nach der Eröffnung des Kanals erhalten. Die Premiere der Oper fand vor internationalem Publikum am Heiligabend 1871 in Kairo statt.
|  Eisenbahnbau


Während Fellachenmassen die Wüste ausschaufelten, wurden in vielen Teilen der Welt Eisenbahnschienen verlegt und Bahnhöfe gebaut. Auf allen Kontinenten brachte der Bahnbau im Prinzip dieselben technischen Aufgaben mit sich. Er verlangte eine akkurate Prüfung und Vermessung des Terrains, stellte höchste Anforderungen an den Bau von Brücken und Tunnels und schuf den neuen Beruf des auf Eisenbahnen spezialisierten Tiefbauingenieurs. Die nötigen Erdbewegungen waren größer als bis dahin beim Straßenbau. Nicht selten kam es vor, dass bis zu 15.000 Arbeiter gleichzeitig koordiniert werden mussten. Der Eisenbahnbau kombinierte ebenso wie der Kanalbau rohe Handarbeit mittels Schaufel, Axt und Pickel mit dem Einsatz fortgeschrittenster Krafttechnik, etwa von Dampfkränen.64 Beim Bau der Transcontinental Railroad von Chicago über Omaha (Nebraska) bis Sacramento (Kalifornien), die 1869, im gleichen Jahr wie der Suezkanal, fertiggestellt wurde, kamen Arbeiterheere von der Größe kleinerer Bürgerkriegsarmeen zum Einsatz. Tatsächlich war der Bahnbau ein Auffangbecken für demobilisierte Soldaten aus dem soeben zu Ende gegangenen Konflikt. Daneben wurden ungefähr 100.000 Chinesen eingesetzt. Als die Beschäftigung von Chinesen zum ersten Mal vorgeschlagen worden war, kamen Bedenken auf, sie seien körperlich zu schwach. «Aber sie haben die Große Mauer gebaut», antwortete Chefingenieur Charles Crocker.65 Chinesen wurden über Kontraktoren angeworben und waren in gangs von zwölf bis zwanzig Mann organisiert, mit jeweils eigenem Koch und einem nach außen verantwortlichen headman. Sie erwiesen sich als geschickt, nicht nur bei der Ausführung westlicher Pläne, sondern auch bei der kreativen Lösung schwieriger Probleme, die unterwegs auftraten. Die Chinesen sorgten selbst für angemessene Ernährung. Die Sitte des Trinkens von Tee und heißem Wasser schützte sie vor vielen der Krankheiten, die die euro-amerikanischen Arbeiter plagten, und reduzierte die Zahl von Arbeitsausfällen. Anders als bei den sonst ebenfalls zahlreich beschäftigten Iren war Alkohol kein Problem. Opium wurde nur sonntags geraucht, gewaltsame Streitigkeiten und Streiks waren so gut wie unbekannt. Obwohl als fleißige und gewissenhafte Arbeitskräfte geschätzt, wurden die Chinesen dennoch rassistisch verachtet. Geschickte Trupps von Gleisverlegern konnten bis zu drei Meilen am Tag schaffen. Dahinter kamen die Hämmerer und Verschrauber und veranstalteten einen Hammerchor wie die Nibelungen in Richard Wagners Rheingold (1853–57 komponiert, auf einem ersten Höhepunkt des Eisenbahnbaus in Mitteleuropa). Pro Meile mussten 4000 Nägel mit jeweils drei Hammerschlägen eingetrieben werden. Die transkontinentale Eisenbahn, die es ab Mai 1869 möglich machte, in sieben Tagen von New York nach San Francisco zu reisen, war das letzte umfassende Ingenieurprojekt in den USA, das überwiegend durch Handarbeit realisiert wurde.
Die großen Eisenbahnkonstruktionen entstanden weltweit an mobilen Baustellen transnationalen Charakters.66 Vor 1860 dominierte bei der Finanzierung von Eisenbahnen britisches und französisches Kapital; erst danach wurden ergänzende «nationale» Finanzierungsquellen wichtiger. Materialien, Handarbeit und technisches Wissen stammten selten allein aus dem Binnenland. Europäische und nordamerikanische Planer und Ingenieure monopolisierten überall die Spitzenränge der Beschäftigungshierarchie. Erfahrene Facharbeiter wurden ebenfalls umworben. Nur wenige Länder, die sich Eisenbahnen zulegten, besaßen die dafür notwendige Schwerindustrie und einen zureichenden Maschinenbau. Auch Finanzminister Vitte, der die Transsibirische Eisenbahn eigentlich aus eigener russischer Kraft bauen wollte und damit weitgehend Erfolg hatte, konnte nicht ganz auf amerikanischen Stahl verzichten. Für die Bahnarbeiten wurden in Westsibirien örtliche Bauern rekrutiert. Je weiter sich die Bahn nach Osten vorschob, desto schwieriger wurde das Terrain und desto spärlicher die lokale Bevölkerung. Arbeitskräfte wurden aus dem europäischen Russland angeworben, auch zahlreiche Kasan-Tataren, daneben Ausländer, vor allem Italiener. Im Ussuri-Abschnitt wurden Soldaten eingesetzt, dazu etwa 8000 chinesische, koreanische und japanische Wanderarbeiter. Sträflinge wurden aus der Ukraine und anderen Reichsteilen geholt und nach einiger Zeit sogar zum vollen Tarif entlohnt. Der Einsatz von Gefängnis- und Lagerinsassen wies auf stalinistische Praktiken voraus.67
In Rhodesien, wo sich der Eisenbahnbau auf die Jahre 1892 bis 1910 konzentrierte, war die Arbeiterschaft eine bunt aus aller Welt zusammengewürfelte Truppe, darunter nicht wenige Italiener und Griechen. Die hochqualifizierten weißen Arbeiter wurden in Großbritannien rekrutiert, weniger qualifizierte in Südafrika. Sehr häufig, so auch in Rhodesien, blieb die Eisenbahn auch noch lange nach ihrer Fertigstellung der größte private Arbeitgeber außerhalb der Landwirtschaft. Dies war auch in Indien nicht anders. Die indischen Eisenbahnen waren das größte technische Konstruktionsprojekt im Asien des 19. Jahrhunderts und zugleich die umfangreichste einzelne Kapitalinvestition im British Empire. Im Jahre 1901 besaß Indien nach den USA, dem Zarenreich, Deutschland und Frankreich das fünftgrößte Streckennetz der Welt. Es war mit 40.800 Kilometern etwa so umfangreich wie das französische (43.600 Kilometer) und länger als das britische (35.500 Kilometer) und das der Donaumonarchie (37.500 Kilometer).68 Am Bau der indischen Eisenbahnen, der 1853 begann, waren bei einer etwa dreifach höheren Arbeiterdichte als auf britischen Baustellen während der folgenden fünf Jahrzehnte über zehn Millionen Arbeiter beteiligt. Auf dem Höhepunkt des Bahnbaus im Jahre 1898 waren um die 460.000 Inder gleichzeitig im Einsatz.69 Diese in der Welt einzigartigen Zahlen erklären sich unter anderem aus dem hohen Anteil von Frauen und Kindern. Bevorzugt wurden ganze Familien beschäftigt, die zu minimalen Löhnen zu haben waren. Sie stammten vielfach aus der landlosen Unterschicht, die oft gar keine Dorfbindung kannte. Viele von ihnen waren gewissermaßen «professionelle» ungelernte Arbeitskräfte und zogen von Baustelle zu Baustelle, wo immer sie gebraucht wurden. Es gibt darüber keine genauen Statistiken, aber der Bahnbau in Indien muss außerordentliche menschliche Opfer gefordert haben. Er war gefährlicher als die übelste Fabrikarbeit.70
Auf allen Kontinenten entstanden um den Bau von Eisenbahnen neuartige Arbeitsmärkte mit überlokalem, in manchen Fällen globalem Einzugsbereich. Viele große Baustellen versorgten sich mit ungelernten Arbeitskräften aus dem großen Reservoir der asiatischen Agrargesellschaften. Der Betrieb der Bahnen verlangte Personal auf höherem Qualifikationsniveau: Lokführer, Schaffner, Bahnwärter, Techniker in den Reparaturwerkstätten. Hier eröffneten sich neue Qualifikations- und Aufstiegschancen, in den Kolonien unterhalb einer wechselnden, aber niemals fehlenden colour bar auch für Einheimische. Solcher Aufstieg konnte mit nationalistisch motivierten Ansprüchen verbunden sein. So erkämpften sich in Mexiko schon vor der Revolution, die 1910 begann, einheimische Arbeiter Zugang zu höher qualifizierten Tätigkeiten in den US-finanzierten Eisenbahnen. Weltweit bildete sich ein neuer, ähnlicher Habitus des «Eisenbahners» heraus, besonders ausgeprägt dort, wo die Bahnen staatlich waren und der Bahnbeamte öffentliche Autorität repräsentieren konnte.
|  Arbeitsplatz Schiff


Ein weiterer typischer Arbeitsort des 19. Jahrhunderts war das Schiff.71 Im Zeitalter von Riesentankern, die mit einer Handvoll von Personal bemannt sind, ist das kaum vorstellbar. Solange aber unter Segel gefahren wurde, waren große Besatzungen erforderlich, in der Mehrzahl ein ungelerntes, schwimmendes Proletariat. Lange vor der Industrialisierung war auf den Schiffen des europäischen Überseeverkehrs freie Lohnarbeit der Normalfall.72 In den ersten Jahrzehnten der Dampfschifffahrt änderte sich an dem hohen Personalbedarf wenig. Da sich gleichzeitig das Volumen des Schiffsverkehrs aller Art bedeutend steigerte, gerade auch im Binnenverkehr auf Flüssen wie Rhein, Yangzi und Mississippi (Mark Twain hat den Arbeitsalltag dort in seinem Erinnerungsbuch Life on the Mississippi, 1883, genau beschrieben), erlangte der Arbeitsort Schiff im 19. Jahrhundert den Höhepunkt seiner historischen Bedeutung.73 Das Schiff blieb, was es in der frühen Neuzeit gewesen war: ein kosmopolitischer Raum mit Mannschaften aus aller Welt. Ebenso war es neben dem Militär und der Plantage der am stärksten mit Gewalt aufgeladene Arbeitsplatz. Erst 1850 wurde das Auspeitschen auf US-Schiffen verboten. Der Gebrauch der neunschwänzigen Katze, eines besonders brutalen Züchtigungsinstruments, blieb in der Royal Navy bis Mitte der 1870er Jahre zulässig. Direkte Gewaltanwendung durch Offiziere gegenüber Matrosen hielt sich auch in der Handelsschifffahrt. Schließlich war das Schiff ein extrem hierarchisch und segmentär geordneter sozialer Raum: auf der einen Seite das quarterdeck als unmarkierte Sphäre des Kapitäns, auf der anderen das Vorderdeck (forecastle) als Hölle der Mannschaften.
Bei aller Moby-Dick-Romantik gehörten Walfangschiffe neben vormodernen Bergwerken (auch den noch um 1900 notorisch gefährlichen der sonst so modernen USA) oder den peruanischen Guanoinseln, auf denen Vogelexkremente abgebaut wurden, zu den unangenehmsten Arbeitsorten, die sich denken ließen, vor allem wenn sie nicht – wie die australischen – ihre wichtigsten Fanggründe vor der Haustüre liegen hatten. Um 1840 waren vierjährige Fangexpeditionen mit nur gelegentlichen Hafenbesuchen nicht unüblich. Den Rekord hielt die Nile, die im April 1869 nach elfjähriger Abwesenheit ihren Heimathafen in Connecticut anlief. Bei meist miserabler Verpflegung und extrem beengter Unterbringung mit dreißig oder mehr Männern, bei minimaler medizinischer Versorgung und unter der harschen Disziplin eines allmächtigen Kapitäns erlebten die Beteiligten gefährliche Jagden und schließlich die Verwertung von tierischen Kadavern mit bis zu zehn Tonnen Gewicht. Unablässig brannten die mit Walhaut geheizten Feuer unter den riesigen Ölkesseln. Nirgends war man vor Öl sicher. Immer wieder wurden die Szenen auf den Walfängern mit dem Inferno verglichen. Der Niedergang des Walfangs hatte einen seiner Gründe darin, dass sich in anderen Branchen weniger unangenehme Arbeitsmöglichkeiten ergaben.74
|  Kontor und Haushalt


Das «Büro» an sich ist keine Erfindung des 19. Jahrhunderts. Sobald es Bürokratie gibt, muss der Bürokrat irgendwo sitzen, und so begleitet die Amtsstube die Entwicklung aller mit Schriftlichkeit umgehenden Zivilisationen. Im Kaiserpalast zu Peking sieht man noch heute die spartanischen Dienstzimmer hoher Beamter und kann sich vorstellen, dass sie vor vielen Jahrhunderten nicht anders ausgesehen haben mögen. Auch den «Privatbeamten» gab es der Sache nach bereits vor dem kalendarischen 19. Jahrhundert. Die großen Ostindienkompanien unterhielten in London oder Amsterdam Verwaltungsorganisationen, die gewaltige Mengen an Papierkommunikation zu bewältigen hatten und dafür Sekretäre sowie, modern gesprochen, Sachbearbeiter benötigten.75 Neu im 19. Jahrhundert, besonders nach etwa 1870, war die Bürokratisierung von Unternehmungen von einer gewissen Größe an aufwärts. So entstanden als eine immer wichtiger werdende gesellschaftliche Kategorie der männliche und die weibliche Angestellte an ihrem Arbeitsort, dem Kontor und dem «Bureau». Der «Angestellte» ist allerdings nur eine formale Kategorie, die ein White-collar-Arbeitsverhältnis derjenigen beschreibt, die sich bei der Arbeit die Hände nicht schmutzig machen mussten. Innerhalb dieser Kategorie reichte die Spannweite vom angestellten Manager bis zum niederen Buchhalter und der weiblichen Tätigkeit der Sekretärin, die mit der Verbreitung der Schreibmaschine nach der Mitte der siebziger Jahre um sich griff. Mit abnehmender Hierarchiestufe sank der Spielraum des Dispositiven und nahm der Anteil bloß ausführender Tätigkeit zu. Angestellte fanden sich auch in großen Industrieunternehmungen, vor allem in der Buchhaltung und in den nun wachsenden Ingenieursabteilungen. In Branchen wie dem Groß- und Überseehandel, bei Banken und Versicherungen, wo es kaum Arbeiter gab, stellten sie den vorherrschenden Typus von Arbeitskraft. Die Ausweitung von White-collar-Tätigkeiten schuf neue Funktions- und Geschlechterhierarchien. Der Arbeitsmarkt für Frauen wuchs in diesem «tertiären» Bereich, zu dem auch der Einzelhandel, sowohl der kleine Laden als auch das Kaufhaus, gehörte, schneller als im «sekundären» Sektor der gewerblichen und industriellen Produktion. Man kann das nicht eigentlich, wie schon in der zeitgenössischen Diskussion geschehen, eine «Feminisierung» der Arbeitswelt nennen, denn Frauen fanden oft in neu geschaffenen Berufen Beschäftigung. Sie hatten kaum Chancen, in höhere Stellungen aufzusteigen. Frauen arbeiteten dort, wo ein männliches Management sie «einzusetzen» beliebte.76
Außerhalb Europas und Nordamerikas gab es Angestellte zunächst in den Niederlassungen ausländischer Firmen. Da alle diese Agenturen auf Kontakt mit einer ihnen fremden Geschäftsumwelt angewiesen waren, kamen sie so gut wie nie umhin, auch einheimische Kräfte in dispositiven Funktionen zu beschäftigen. Selbstverständlich wurden sie, wie heute noch «Ortskräfte», wesentlich schlechter entlohnt. Ihre Bedeutung für den Geschäftsablauf war aber oft erheblich. Besonders ausgeprägt in China, in ähnlicher Weise aber auch anderswo, entstand der Typus des «Kompradors». Er war ursprünglich ein einheimischer Kaufmann von gutem Leumund und mit einer gewissen eigenen Kapitalbasis, der von einer europäischen oder nordamerikanischen Firma auf Provisionsbasis engagiert wurde. Er sorgte für Geschäftskontakte, verbürgte sich für die Bonität einheimischer Lieferanten und Kunden und war das verantwortliche Oberhaupt eines lokalen Mitarbeiterstammes, den er selbst rekrutierte und entlohnte.77 In den 1920er Jahren organisierten sich größere chinesische Unternehmen, zunächst vor allem Banken, dann mit einer Kombination einheimischer und westlicher Geschäftsprinzipien. Hier lagen in China die Anfänge einer einheimischen Angestelltenschaft. In Japan mit seinem Vorsprung an moderner wirtschaftlicher Entwicklung und seiner frühen Bürokratisierung der städtischen Wirtschaft vollzog sich dieser Prozess um einige Jahrzehnte früher.
Wurde das Angestelltendasein erst mit dem Ausbau des Dienstleistungssektors und der Bürokratisierung der großen Industrie in den Ländern des Westens zu einer zeittypischen Existenzform, so gehörte die Beschäftigung als Dienstbote in einem Haushalt zu den ältesten Gewerben der Welt. Die Geschichtsforschung hat bis heute keinen Bereich des Arbeitslebens so sträflich vernachlässigt wie diesen; für große Teile der Welt gibt es dazu so gut wie keine Untersuchungen. Dienstboten gab es immer und überall in den Haushalten der Mächtigen und Reichen; ihre Zahl war ein Statusmerkmal. In allen Zivilisationen ruhte das Hofleben auf der dienenden Arbeit von Tausenden. Daran änderte sich wenig, solange es Höfe und «große Häuser» gab, also weltweit das ganze 19. Jahrhundert hindurch. Hinzu trat die in vielen Ländern schnell wachsende Nachfrage des städtischen Bürgertums nach regelmäßigen Dienstleistungen im Hause selbst, nach Köchinnen, Kindermädchen und Kutschern. Manche Sparten von Domestikentätigkeit verschwanden mit der Zeit. Am Beginn des 19. Jahrhunderts konnte oder musste sich noch mancher Intellektuelle aus einfachen Verhältnissen als Hauslehrer oder «Hofmeister» durchschlagen, so zum Beispiel der Dichter Friedrich Hölderlin, der nie eine andere Stelle hatte.78 Diesen Beruf gab es aufgrund der Entwicklung eines höheren öffentlichen Bildungswesens gegen Ende des Jahrhunderts im Westen kaum noch. Auch waren damals, jedenfalls außerhalb des Zarenreiches, wo sich noch um 1850 hochmögende Herrschaften Streichquartettspieler und Orchesterinstrumentalisten im Leibeigenenstatus hielten, Musiker kein Teil eines herrschaftlichen Gesindes mehr wie zu Joseph Haydns Zeiten in den Diensten der Fürsten Esterházy. Noch Ludwig II. von Bayern leistete sich allerdings ein höfisches Hausquartett.79
Dafür hatten andere Beschäftigungsformen eine neue Bedeutung erlangt. Das mittlere und höhere Bürgertum grenzte sich in Europa durch nichts anderes vom Kleinbürgertum deutlicher ab als durch die Beschäftigung von Hauspersonal, wenigstens eines Dienstmädchens. Dies war ein Zeichen von zumindest bescheidenem Luxus und eine der markantesten Statusmarkierungen in den Gesellschaften des Westens.80 So berechtigt die vielen Klagen über ausbeuterische Arbeitsverhältnisse auch in zahlreichen Fällen waren, so wichtig war doch der Beruf eines Dienstmädchens als Chance für junge Frauen vom Lande, auf dem städtischen Arbeitsmarkt in relativ gesicherten Verhältnissen Fuß zu fassen. Als Alternative zu Industriearbeit oder gar Prostitution war ein Leben des Kochens und Wäschewaschens nicht indiskutabel. In den russischen Großstädten zum Beispiel gingen am Ende des Jahrhunderts die meisten Migrantinnen vom Dorf nicht in die Industrie, sondern in häusliche Dienstverhältnisse. In Moskau verfügten 1882 mehr als 39 Prozent aller Haushalte über Personal, in Berlin waren es immerhin etwa 20 Prozent.81 Im Laufe des Jahrhunderts wurden häusliche Dienste, quantitativ gesehen, immer wichtiger. 1911 waren sie die umfangreichste Kategorie von Beschäftigung überhaupt, die der britische Zensus nachwies. 2,5 Millionen Hausbediensteten außerhalb der Landwirtschaft standen nur 1,2 Millionen Beschäftigte in Bergwerken und Steinbrüchen gegenüber.82 In den USA war im dritten Quartal des 19. Jahrhunderts selbst im städtischen Nordosten, also dem wirtschaftlich am höchsten entwickelten Teil des Landes, der häusliche Dienst die mit Abstand wichtigste Berufstätigkeit von Frauen. Für schwarze Frauen, eine kleine Minderheit, gab es kaum eine Alternative.83
Dadurch, dass es in weniger wohlhabenden Haushalten als fest angestellte Kraft oft allein war, unterschied sich das Dienstmädchen von der nach Funktion und Geschlecht hierarchisierten Dienerschaft in «großen Häusern». Es scheint während des 19. Jahrhunderts einen allgemeinen Trend zur Feminisierung von Hausarbeit gegeben zu haben, der aber nicht überall so stark ausgeprägt war wie in einigen Ländern Europas. Weibliche Beschäftigung in städtischen Privathaushalten war dort besonders attraktiv, wo die Arbeit in der Landwirtschaft an Bedeutung verlor, aber neue Chancen in Büros, im übrigen Dienstleistungsbereich und in der Industrie erst unzureichend entwickelt waren.84 Außerhalb Europas und Nordamerikas hielten sich umfangreiche Haushalte mit zahlreichen, auch großenteils männlichen Dienern noch länger. Wenn sich Beschäftigung nicht allein marktwirtschaftlich nach Angebot und Nachfrage regelte, konnte es mitunter zur Bürde von Haushaltsvorständen werden, eine große Zahl von häuslichen Vasallen und Abhängigen unterhalten zu müssen. In einigen Gesellschaften waren die Übergänge zwischen Familienangehörigen und Personal fließender als in Europa, etwa dort, wo es (wie in China) Konkubinen gab und die Adoption üblich und leicht arrangierbar war. In den Kolonien gebot selbst der niedrigste weiße Repräsentant des Staates oder der Privatwirtschaft über eine Schar von boys und anderen dienstbaren Geistern. Dass in Asien und Afrika eine solch großzügige Verfügung über billige Arbeitskraft möglich war, gehörte zu den von ihren Nutznießern gerne gepriesenen Vorzügen einer kolonialen Lebensführung.
Häuslicher Dienst war eine eher lokale Beschäftigung, solange es an willigen und geeigneten Arbeitskräften aus dem näheren Umland nicht fehlte. Das Dienstmädchen oder der Butler mussten sich mit der «Herrschaft» und ihren Gästen problemlos und korrekt verständigen können, ein Abglanz von Bürgerlichkeit sollte auch auf das Personal fallen. Der vereinzelte Afrikaner in einem bürgerlichen europäischen Haushalt («Kammermohr») stellte eine seltene Ausnahme dar. Die Globalisierung häuslicher Dienste – polnische Putzfrauen in Berlin, philippinische Dienstmädchen in den arabischen Golfstaaten – ist eine Erscheinung erst des späten 20. Jahrhunderts. Eine umgekehrte Arbeitsmigration fand in kleinem Maßstab allerdings bereits im 19. Jahrhundert statt: Europa und insbesondere Großbritannien exportierte Gouvernanten in alle Welt, wichtige Akteurinnen von kulturellem Transfer. Sie wurden als Hausdamen und Erzieherinnen der jüngeren Kinder nicht nur in den Haushalten expatriierter Europäer geschätzt, sondern auch dort bei den Wohlhabenden des Orients, wo man fand, dass Prinzen und andere Kinder Englisch, Französisch, Klavierspielen und westliche Tischmanieren erlernen sollten. Eine Gouvernante war in Europa und darüber hinaus auf einer gehobenen Position in der Hierarchie der Bediensteten angesiedelt. Der Beruf war einer der prestigereichsten, die «ehrbaren» Frauen aus der Mittelschicht offenstanden, solange sich wenige Chancen als Lehrerinnen an höheren Schulen oder als Professorinnen auftaten.85
3  |  Pfade der Emanzipation in der Arbeitswelt: Sklaven, Leibeigene, befreite Bauern

|  Freie Arbeit


Arbeit, so lehrt heute die liberale Wirtschaftstheorie, deren Grundgedanken zumeist aus dem 19. Jahrhundert stammen, ist frei und gehorcht nur den Gesetzen von Angebot und Nachfrage auf dem Markt. Die Menschen werden nicht gezwungen zu arbeiten; sie reagieren auf «Anreize». Sollte dies als Beschreibung der Wirklichkeit gemeint sein, so muss man schon für das 20. Jahrhundert Vorbehalte anmelden. Der sowjetische GULAG, sein chinesisches Pendant und das nationalsozialistische Lagersystem waren die größten Komplexe von Zwangsarbeit, die aus der Geschichte bekannt sind. Erst seit wenigen Jahrzehnten ist die Welt von solchen riesigen Zwangsarbeitssystemen weithin frei, wenngleich neue Formen extrem fremdbestimmter Arbeit, manchmal als «neue Sklaverei» bezeichnet, im Zuge der Globalisierung an Boden gewinnen. Das 19. Jahrhundert war auch hier eine Epoche des Übergangs. Es setzte eine Tendenz zu freier Arbeit in Gang, die historisch neuartig war. «Freie» Arbeit kann man einigermaßen trennscharf nur formal und juristisch definieren. Demnach wäre darunter ein ohne unmittelbaren äußeren Druck vertraglich vereinbartes Verhältnis zu verstehen, bei dem der Arbeit-«Nehmer» dem Arbeit-«Geber» gegen monetäre Entlohnung die Nutzung seiner Arbeitskraft, meist für einen spezifizierten Zeitraum, überträgt. Dieses Verhältnis ist von beiden Seiten prinzipiell kündbar und verleiht dem Arbeitgeber keinerlei weitergehenden Rechte an der Person des Arbeitnehmers.
Ein solcher Begriff von Arbeit war um 1900 in den meisten Teilen der Welt zur Selbstverständlichkeit geworden. Um 1800 war dies noch keineswegs der Fall. Dasselbe lässt sich auch dann sagen, wenn man eine etwas weitere, über Lohnarbeit hinausgehende Definition verwendet: Freie Arbeit ist solche, die ohne Einschränkung der bürgerlichen Freiheit und physischen Autonomie des Arbeitenden geleistet wird. Während der frühen Neuzeit war Sklaverei (in ihren zahlreichen Formen) in der halben Welt eine wichtige gesellschaftliche Institution: in Nord- und Südamerika einschließlich der Karibik, in Afrika und im gesamten muslimischen Raum. Frei von Sklaverei waren im Wesentlichen China, Japan und Europa, das sie dafür umso heftiger in der Neuen Welt selbst betrieb. Legt man einen allgemeineren Begriff von Knechtschaft (servitude) zugrunde, dann findet sich ein noch viel breiteres Spektrum von Fällen. Servitude umfasst neben (1) Sklaverei mindestens vier weitere Formen: (2) Leibeigenschaft (serfdom), (3) Indentur (indentured service), (4) Schuldknechtschaft (debt bondage) und (5) Zwangsarbeit im Strafvollzug (penal servitude).86 Dies sind trotz eines universalen Geltungsanspruchs insofern westliche Begriffe, als die Trennlinien zwischen den Kategorien in anderen gesellschaftlichen Zusammenhängen weniger scharf gezogen wurden als in einem Europa, das von Jahrhundert zu Jahrhundert durch die zur Eindeutigkeit erziehende Schule des Römischen Rechts ging. In Südostasien zum Beispiel war der Übergang von verschiedenen Schattierungen von Abhängigkeit zu offener Sklaverei viel weniger abrupt.
Mindestens eine dieser Grundformen existierte aber nahezu überall in der Welt. In Europa gab es um 1800 zwar nur noch wenig Schuldknechtschaft (dafür wanderte man schnell ins Schuldgefängnis), aber weiterhin Leibeigenschaft. In Indien war es umgekehrt. Australien war zu Beginn nichts anders als eine Strafkolonie. Um 1800, also nach dem Freiheitsfanal der Französischen Revolution, waren Formen von rechtlich sanktionierter Unfreiheit keineswegs generell in Verruf geraten. Führende liberale Nationalstaaten mit konstitutionellen politischen Systemen wie Frankreich und die Niederlande schafften die Sklaverei in ihren Kolonialreichen erst 1848 bzw. 1863 ab: Frankreich während einer neuen Revolution und die Niederlande, weil die Plantagen in Surinam unprofitabel zu werden drohten und die Reproduktion der Sklavenbevölkerung Schwierigkeiten bereitete. Die gewundene, von Stockungen und Rückschlägen (etwa der Wiedereinführung der Sklaverei im französischen Kolonialreich durch Napoleon 1802) begleitete Durchsetzung «freier» Arbeit war ein komplizierter Prozess, der sich im europäisch-atlantischen Raum, wo solche Durchsetzung am nötigsten war, in mehrere Stränge zerlegen lässt.
|  Sklaverei87


In der frühen Neuzeit hatten die Europäer Sklavenproduktion, die aus dem Okzident bereits weitgehend verschwunden war, im größten Stil in ihren amerikanischen Kolonien wiederbelebt und auf ihrer Grundlage eine überaus leistungsfähige Plantagenwirtschaft aufgebaut. Die versklavten Arbeitskräfte holte man aus Afrika, nachdem die jeweils einheimische Bevölkerung der verschiedenen Regionen Amerikas umgekommen war oder sich als untauglich für schwere Arbeitseinsätze erwiesen hatte und Experimente mit Arbeitskräften aus den europäischen Unterschichten gescheitert waren.88 Diese tropische und subtropische Plantagenökonomie produzierte Waren für den europäischen Luxuskonsum wie Zucker und Tabak sowie Baumwolle als den wichtigsten Rohstoff der europäischen und nordamerikanischen Frühindustrialisierung. Die erste Kritik an der Sklaverei und am transatlantischen Sklavenhandel, auf den die menschenverzehrenden Plantagen angewiesen blieben, kam im kulturellen Milieu der protestantischen Heterodoxie auf, vor allem unter den Quäkern. Daraus wurde auf beiden Seiten des anglophonen Atlantiks eine breite Bewegung des Abolitionismus.89 Sie erreichte ihren ersten Doppelerfolg, als 1808 gleichzeitig (und unabhängig voneinander) Großbritannien und die Vereinigen Staaten den internationalen Sklavenhandel für illegal erklärten. Die USA importierten von da an keine Sklaven mehr; Großbritannien sperrte seine Kolonien für neue Sklavenzufuhren, stoppte den Sklavenhandel auf britischen Schiffen und nahm sich das Recht heraus, gegen die Sklaventransporte dritter Mächte mit Flottengewalt vorzugehen.
Die Sklaverei selbst war damit noch nicht verschwunden. Sie wurde zuerst auf Saint-Domingue/Haiti während der Revolution der Jahre 1791– 1804 zerstört. In allen anderen Fällen verschwand sie nicht in der Folge von Sklavenrevolutionen, sondern auf Druck liberaler Kräfte in der jeweiligen Öffentlichkeit der kolonialen Metropolen. Die Illegalisierung der Sklaverei in den europäischen Kolonien begann 1834 im britischen Empire und endete 1886 in Kuba. In den lateinamerikanischen Republiken war die Sklaverei bereits während der Unabhängigkeitskämpfe verboten worden; allerdings machten in keinem dieser Länder Sklaven einen nennenswerten Teil der Bevölkerung aus. In Brasilien wurden die letzten Sklaven 1888 befreit. In den USA zog sich die Sklavenemanzipation über mehr als acht Jahrzehnte hin. Als erste nordamerikanische Kolonie sprach sich Pennsylvania 1780 gegen die Sklaverei aus. Während der folgenden Jahrzehnte erließen alle Nordstaaten der Reihe nach Anti-Sklaverei-Gesetze. Gleichzeitig konsolidierte sich das Sklavenhaltersystem in den Südstaaten und erreichte dort als Folge eines weltweiten Baumwoll-Booms den Höhepunkt seiner ökonomischen Bedeutung. Die Frage der Ausweitung der Sklaverei auf die im Westen hinzukommenden Teile der Föderation wurde zu einem zentralen innenpolitischen Streitpunkt und führte letzten Endes 1861 zur Sezession der Südstaaten und zum Beginn des Bürgerkrieges, an dessen Ende die Sklaven in den USA rechtlich emanzipiert wurden.
Dort, wo Millionen afrikanischer Sklaven im jeweils dynamischsten Sektor der Volkswirtschaft arbeiteten, war die Sklaverei alles andere als ein verkümmerndes Relikt aus der frühen Neuzeit. In den Südstaaten der USA, in Brasilien, Kuba und auf einigen weiteren Antillen-Inseln war sie, solange sie bestand, die tragende gesellschaftliche Institution. Dies waren im Prinzip Sklaverei-Gesellschaften, bei denen sich das Herr-Sklave-Verhältnis im Alltag allgegenwärtig ausdrückte und das gesellschaftliche Bewusstsein bestimmte. Sklaverei, wie immer man sie verstehen will, ist eine umfassende Existenzform; Sklaven können sich durch nichts anderes selbst definieren, und das Gleiche gilt für die Sklavenhalter, die ihren eigenen mehr oder weniger luxuriösen Lebensunterhalt der Sklaverei verdanken. Im Kern war Sklaverei in der atlantischen Welt aber ein Arbeitsverhältnis und muss daher in diesem Zusammenhang diskutiert werden.
Sklaven im Sinne des römisch-rechtlichen Verständnisses, das im atlantischen Raum maßgeblich war, waren sächliches Eigentum ihrer Herren. Der Herr hatte das Recht, die Arbeitskraft des Sklaven zeitlich unbegrenzt zu nutzen und diese Nutzung mit Gewalt zu erzwingen. Er hatte gegenüber Sklaven keine Entlohnungs- oder Unterhaltspflichten. Die allgemeinen Gesetze des Landes galten für Sklaven nicht oder nur mit starken Einschränkungen. Sie waren daher in aller Regel der Herrengewalt schutzlos ausgeliefert. Sklaven konnten an Dritte verkauft werden, ohne dass dabei Rücksicht auf Familienbande genommen wurde – eine Praxis, aus der Harriet Beecher Stowes Bestseller Uncle Tom’s Cabin (1851/52) aufrüttelnde Effekte zog. Der Sklavenstatus galt normalerweise ein Leben lang und übertrug sich oft auch auf die Kinder von Sklavinnen. Widerstand und Flucht wurden als kriminelle Akte betrachtet und auf das Schwerste bestraft. Dies war das Grundmodell der atlantischen Sklaverei: eine im weltgeschichtlichen Vergleich gesehen ungewöhnlich scharfe und entrechtende Form von Abhängigkeit. Historiker debattieren seit langem darüber, ob die Sklavenexistenz in der Wirklichkeit immer den extremsten Möglichkeiten dieses Status entsprach. Hatten die Abolitionisten aus moralischer Empörung und taktischer Notwendigkeit Sklaven als reine Objekte dargestellt, so haben neuere Untersuchungen die kulturelle Fülle auch des Lebens von Sklaven in ihren Gemeinschaften zutage gefördert und damit gezeigt, dass selbst unter der Sklaverei Spielräume für Handeln und persönliche Lebensgestaltung blieben.90 Dennoch ist es eine entscheidende Tatsache, dass während der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts und in einigen Fällen sogar noch über sie hinaus im Okzident (aber nicht in Ostasien) Millionen von Menschen unter Bedingungen arbeiteten, die von der «freien» Arbeit, wie sie gleichzeitig der Liberalismus als moralisches und ökonomisches Ideal propagierte, nicht weiter hätten entfernt sein können. Sie taten dies nicht in archaischen und rückständigen Bereichen der jeweiligen Volkswirtschaften. Es kann heute als erwiesen gelten, dass die Sklavenplantage sowohl in der Karibik am Vorabend der britischen Abolition wie auch in den Südstaaten der USA vor dem Bürgerkrieg eine leistungsfähige, profitable und daher wirtschaftlich rationale Form der Produktion war.91
Von der Sklaverei führte kein kurzer und direkter Weg in das Reich der Freiheit. Der durch einen Federstrich befreite Ex-Sklave war damit keineswegs sofort mit neuen positiven Rechten und einer wirtschaftlichen Existenzgrundlage ausgestattet. Nirgendwo wurden die Sklaven auch sogleich zu de facto voll berechtigten Staatsbürgern. In den Kolonien blieben sie zunächst politisch unmündige koloniale Untertanen wie ihre vordem «freien» Nachbarn auch, hatten aber in den britischen Besitzungen gewisse Möglichkeiten der legalen Interessenvertretung. In den USA war bis 1870 das allgemeine Männerwahlrecht ohne Ansehen der Hautfarbe in allen Bundesstaaten eingeführt worden. Im Süden wurde dieses Recht seit den neunziger Jahren durch diskriminierende Spezialgesetzgebung (verwirrende Registrierungsmodalitäten, Eigentums- und Bildungshürden usw.) fast vollkommen entwertet.92 Es dauerte nach dem Bürgerkrieg noch ein volles Jahrhundert, bis sich die Schwarzen ihre wichtigsten Bürgerrechte in der Praxis erkämpft hatten. Bei den meisten Emanzipationsprozessen wurden die früheren Sklavenbesitzer entschädigt, etwa dadurch, dass die Ex-Sklaven während einer Übergangszeit weiterhin ein gewisses Maß an Arbeitsdiensten leisteten. Auch brachte der Staat oft große Summen für Ablösezahlungen auf.
Allein in den USA vermischte sich das Ende der Sklaverei mit der militärischen Niederlage sklavenhaltender Eliten.93 Hier kamen die Konsequenzen am ehesten einer sozialen Revolution mit strafweiser Enteignung von Privateigentum gleich. Aber selbst in den USA wurden aus den befreiten Sklaven nicht unverzüglich freie Lohnarbeiter in der Industrie oder selbständige Kleinbauern auf eigenem Land. Vielmehr wurden die großen Plantagen abgelöst durch Pachtverhältnisse (share-cropping, Teilpacht), bei denen der Pflanzer weiterhin Eigentümer des Bodens war und der nun pachtende Ex-Sklave die Erträge seiner Arbeit mit ihm teilen musste.94 Denn im Allgemeinen verlor die Pflanzeraristokratie der Südstaaten zwar ihre Besitzrechte über Menschen, aber nicht über Land und andere Sachen. So wurde aus den Plantagensklaven eine landlose und von den Weißen nun erst recht rassistisch diskriminierte Unterschicht, die mit share-cropping und Lohnarbeit eine immer prekärer werdende Existenz fristete. Zu dieser Unterschicht gehörten bald auch poor whites, und Klassen- und Rassenschranken kreuzten sich.95 Auf Haiti waren die Plantagen während der Revolution bereits physisch zerstört, die gesamte Zuckerwirtschaft der einst äußerst profitablen Kolonie war vernichtet worden. Bis zum heutigen Tage ist für das Land kleinbäuerliche Produktion auf Parzellen charakteristisch. In der britischen und französischen Karibik ließ sich großbetriebliche Produktion ebenfalls nicht ungebrochen fortführen. Auf einigen Inseln gelang es den Pflanzern, die Zuckerplantagen zu erhalten, die aber weniger durch ehemalige Sklaven als durch neu angeworbene Kontraktarbeiter («Kulis») aus Indien bewirtschaftet wurden. In der Regel verwandelte sich der Sklave in den Parzellenbauern, allerdings in einer insgesamt doch weniger diskriminierten, von britischem Recht minimal geschützten Position als im Falle der Ex-Sklaven im Süden der USA.96
Freiheit, das war die allgemeine Lehre aus den Erfahrungen der Emanzipation, war keine Frage des Alles oder Nichts. Sie kam in unterschiedlichen Formen und Gradabstufungen vor. Die Frage, ob ein Mensch frei sei oder nicht, war akademisch im Vergleich zu der realistischeren Frage, wie frei er war, wozu die Freiheit genutzt werden konnte und wovon man ausgeschlossen blieb oder neu ausgeschlossen wurde.97 Es machte auch einen gewaltigen Unterschied aus, ob die Sklaven, wie in Brasilien, ohne jede Vorsorge «in die Freiheit entlassen» wurden, oder ob sich jemand uneigennützig um sie kümmerte. Ex-Sklaven waren schwache und besonders verwundbare Menschen ohne natürliche Verbündete in der Gesellschaft und bedurften einer anfänglichen Abfederung gegen die Unwirtlichkeit des marktwirtschaftlichen Daseinskampfes.
|  Leibeigene


Im christlichen Europa selbst, zumal nördlich der Alpen, hatte es seit dem Mittelalter keine Sklaven mehr gegeben. Die charakteristische Form unfreier Arbeit war die Leibeigenschaft.98 Zu Beginn des 19. Jahrhunderts hielt sich diese Institution vor allem noch in Russland, wo sie im 18. Jahrhundert verschärft worden war. Um einen ungefähren Eindruck von der Größenordnung zu vermitteln: Im Jahre 1860 lebten in den USA knapp 4 Millionen Menschen im Sklavenstatus, das waren 33 Prozent der Bevölkerung der Südstaaten und 13 Prozent der Gesamtbevölkerung der USA. Brasiliens Sklavenpopulation erreichte ihren Höhepunkt in den fünfziger Jahren mit etwa 2,25 Millionen oder 30 Prozent der Gesamtbevölkerung, demographisch dem US-Süden nahe verwandt.99 Die Zahlen für Leibeigene im Zarenreich, die es übrigens fast nur im europäischen Russland gab, lagen höher: 1858 wurden 11,3 Millionen Leibeigene im Privatbesitz und 12,7 Millionen ebenfalls nicht unbedingt freie Staatsbauern gezählt. Leibeigene machten etwa 40 Prozent der männlichen Bevölkerung Russlands aus, über 80 Prozent, wenn man die Staatsbauern hinzuaddiert.100 Der wichtigste demographische Unterschied zwischen Russland und den gleichzeitigen US-Südstaaten lag in der Konzentration der Verfügung über Leibeigene. In Russland war es nicht ungewöhnlich, dass einem einzigen Gut mehrere Hundert Leibeigene angeschlossen waren, in den USA blieben Plantagen dieser Größenordnung eher selten. Außerdem gab es in den weitaus höher urbanisierten Südstaaten einen viel größeren Anteil derjenigen Weißen, die überhaupt keine Sklaven besaßen. Viele hielten sich nur wenige Sklaven, etwa im Haushalt. 1860 waren nur 2,7 Prozent aller südstaatlichen Sklavenhalter Eigentümer von jeweils mehr als fünfzig Sklaven, während zur gleichen Zeit 22 Prozent der russischen adligen Großgrundbesitzer (pomeščiki) über mehr als hundert Leibeigene verfügten.101
Leibeigene waren keine Sklaven.102 Russische Leibeigene konnten sich zumeist auf gewisse Rechte an Land berufen und durften neben ihrer Arbeit auf dem Gutshof Eigenwirtschaft für die Selbstversorgung betreiben. Da es sich zumeist um örtliche Bauern handelte, war der typische Leibeigene nicht, wie der Sklave, aus seiner Herkunftswelt geraubt und über weite Strecken transportiert worden. Die Leibeigenen blieben in die bäuerliche Kultur eingebettet, sie lebten in ihrer eigenen Dorfgemeinde. Die Arbeit von Männern und Frauen war unter der Leibeigenschaft funktional schärfer getrennt. Leibeigene hatten Zugang zur Patrimonialgerichtsbarkeit des Herrn, während für Sklaven in der Regel überhaupt kein Recht der Anrufung irgendwelcher Gerichte bestand. Im europäischen Rechtsmilieu wurden Leibeigenen gewisse Gewohnheitsrechte zugesprochen. Sklaven genossen solche Rechte nicht. Der Leibeigene, um es auf den Punkt zu bringen, war ein Bauer, der Sklave war es nicht. Zwischen der Auswirkung der beiden unterschiedlichen Systeme wird man keine allgemeinen Aussagen machen können. Sklaverei war tendenziell härter als Leibeigenschaft, musste es aber nicht in jedem konkreten Falle sein. Die Leibeigenen im engeren Sinne, d.h. Erbuntertanen nach russischer Konvention, konnten verkauft, verschenkt und am Spieltisch verloren werden. Sie waren auch nicht «an die Scholle gebunden», daher im Prinzip mobil, also kaum weniger disponibel als amerikanische Sklaven.
Die Überwindung beider Systeme verlief zeitlich exakt synchron. Man kann sie daher als zwei Stränge in einem zwar nicht globalen, aber doch den Raum zwischen dem Ural und Texas ausfüllenden Gesamtprozess betrachten. Auch die russische Leibeigenschaft war profitabel und wirtschaftlich überlebensfähig. In keinem der beiden Länder war der Kapitalismus stark genug geworden, um als die wichtigste auflösende Kraft in Erscheinung treten zu können, wenngleich Vertreter eines neuen liberalkapitalistischen Denkens erwarteten, dass auf Zwangsarbeit gegründete Produktionsweisen bald an die Grenzen ihrer Expansionsfähigkeit stoßen würden. In Westeuropa, in den Nordstaaten der USA sowie in der öffentlichen Meinung des Zarenreiches, die sich vorwiegend am westlichen Zivilisationsmodell orientierte, bestand um die Mitte des 19. Jahrhunderts Einigkeit darüber, dass die permanente Knechtschaft von Menschen, die sich keines Verbrechens schuldig gemacht hatten, in der modernen Welt ein anstößiges Relikt früherer Zeiten sei. Die Abschaffung der Leibeigenschaft durch zarisches Dekret im Jahre 1861 war im russischen Zusammenhang ein beinahe ähnlich revolutionärer Vorgang wie Abraham Lincolns Emanzipationserklärung vom 1. Januar 1863, auch wenn das Dekret die Besitzer von Leibeigenen weniger frontal angriff und die Ausführungsbestimmungen unter deren Mitwirkung entstanden.
Zum Zeitpunkt der Emanzipation schienen vor den befreiten Schwarzen in den USA viel günstigere Zukunftsperspektiven zu liegen, denn der siegreiche Norden leitete eine Politik der Reconstruction ein, die den Ex-Sklaven zu einem respektablen Platz in der Gesellschaft verhelfen sollte. Im Vergleich dazu war die Überwindung des Leibeigenenstatus eher ein gradueller und langsamer Prozess. Sie hatte nicht die radikale Schlichtheit des amerikanischen Neuanfangs, der auf allgemeinen Prinzipien beruhte, die für alle galten, sondern schuf ein verwirrend kompliziertes und in schwer verständlichen Texten formuliertes Gebilde zeitlich wie räumlich abgestufter Pflichten und Rechte, dessen juristische Auslegung tendenziell zuungunsten der Bauern ausfiel.103 Die früheren Besitzer russischer «Seelen» erhielten großzügige Kompensation, und die befreiten Bauern wurden mit einer ganzen Reihe von Einschränkungen belastet, die ihnen weiterhin das Leben schwer machten. Erst 1905 wurde unter revolutionärem Druck die Abschaffung aller verbliebenen Ablösezahlungen dekretiert; 1907 wurden die letzten Schulden per Gesetz erlassen.
Vom Blickpunkt etwa des Jahres 1900 unterschieden sich die beiden Emanzipationsprozesse weniger stark, als es um die Mitte der sechziger Jahre zu erwarten gewesen war. Sie bestätigten die Regel, dass überall dort, wo Sklaverei und Leibeigenschaft abgeschafft wurden, nicht sofort Gleichheit und Wohlstand an ihre Stelle traten, sondern neue, vielleicht etwas weniger drückende Formen von Abhängigkeit und Armut. In den USA wurde die gut gemeinte Reconstruction nach wenigen Jahren zu Fall gebracht und die politische Dominanz der Pflanzer wiederhergestellt. Nun rächte sich, dass man die Ex-Sklaven nicht mit eigenem Land ausgestattet hatte, während in Russland die Bauern Rechtstitel auf etwa die Hälfte des Bodens erwarben, der zuvor im Besitz der adligen Großgrundbesitzer gewesen war. Russland «verbauerte» also, und es trat eine neue «Bauernfrage» an die Stelle der alten, während die amerikanischen Ex-Sklaven keine Chance erhielten, zu Bauern zu werden. Das 20. Jahrhundert seit Stolypins Agrarreformen von 1907 war dann eine Kette von Experimenten, die russische Bauernfrage zu lösen, zumeist nicht im Interesse der Bauern selbst. Zaghafte Versuche, einer mittel- und großbäuerlichen Wirtschaft kapitalistischen Typs die Entfaltung zu ermöglichen, wurden durch die Kollektivierung 1928 brutal abgebrochen.104 Die Emanzipation von 1861 war auch keine Kulturrevolution. Sie ließ die keineswegs idyllischen Zustände auf dem Dorfe unangetastet, milderte die rauen Sitten nicht und tat wenig zur Hebung des Bildungsniveaus und zur Verminderung des Wodkakonsums auf dem russischen Lande. «Emanzipation» im emphatischen Sinne der westeuropäischen Aufklärung ist daher ein zu starker Begriff. Auch im US-Süden erhielten die Ex-Sklaven nach dem Ende der Reconstruction kaum Hilfe, um an Schulbildung zu gelangen.
|  Bauernbefreiung


Nach liberalem Verständnis war der russische Leibeigene auf doppelte Weise unfrei: Einerseits war er Besitzobjekt des Herrn, andererseits in den Kollektivismus der Dorfgemeinde eingebunden. 1861 wurde die erste dieser Bindungen gelöst, 1907 die zweite. Für das übrige Europa ist es schwieriger anzugeben, wovon die Bauern befreit wurden. Der Versuch, Typen zu bilden (etwa hier den der russischen Leibeigenschaft) sollte nicht dazu verführen, Europa allzu einfach in einen freiheitlichen Westen und einen geknechteten Osten aufzuteilen. Es gab Abstufungen von Unfreiheit, die selbst bei der Suche nach allgemeinsten Tendenzen nicht übersehen werden sollten. So unterschied sich die durchschnittliche Lage der Bauern um die Mitte des 18. Jahrhunderts in Holstein oder Mecklenburg nicht dramatisch von derjenigen in Russland. Noch 1803 benutzte der Publizist Ernst Moritz Arndt das bedeutungsschwere Wort «Sklaverei», um die Verhältnisse in seiner Heimat Rügen zu charakterisieren.105 Als «Bauernbefreiung» bezeichnet man gemeinhin jenen langwierigen Prozess, der dazu führte, dass um 1870, spätestens um 1900, der größte Teil der europäischen Bauern in das transformiert worden war, was sie ein Jahrhundert zuvor nicht gewesen waren: gleichberechtigte Staatsbürger, nach den jeweiligen nationalen Maßstäben voll geschäftsfähige Wirtschaftssubjekte mit uneingeschränkter Freizügigkeit, Steuer- und Pachtzahler, die niemandem außervertragliche (und gar «ungemessene», also unbegrenzte) Arbeitsdienste schuldeten. Solche Freiheit musste nicht unbedingt mit eigenem Grundeigentum verbunden sein. Dem englischen Pächter ging es besser als dem nordspanischen Eigentumsbauern. Wichtig war der einigermaßen gesicherte Zugang zu Grund und Boden unter betriebswirtschaftlich günstigen Konditionen. Das konnte auch bei langfristig gesicherter Pacht der Fall sein, nicht aber dann, wenn Grundbesitzer bei ländlichem Arbeitskräfteüberschuss Kleinpächter gegeneinander ausspielten und die Pachtforderungen in die Höhe schraubten. Solches rack renting war aber, ob nun in Europa oder in China, eine «moderne» Methode, mit der vollkommen «freie» Bauern konfrontiert wurden. Das Verschwinden von Resten einer moral economy, die noch eine gewisse patriarchalische Fürsorgepflicht eingeschlossen hatte, verkoppelte die Existenz der Bauernfamilie engstens mit dem Marktgeschehen – wenn nicht Regierungen, wie in Europa bis heute, «Agrarpolitik» als Bauernschutz betrieben.
Die Bauernbefreiung war ein gesamteuropäischer Vorgang, der sich, wenn man ihn juristisch definiert, bis zum rumänischen Befreiungsedikt von 1864 hinzog, faktisch betrachtet noch eine Weile länger. Er ließ einige Regionen Europas aus. So war in England, wie Max Weber sarkastisch bemerkt, schon durch die Vertreibungen (enclosures) des 18. Jahrhunderts «das Land von den Bauern befreit worden».106 Beim Eintritt ins 19. Jahrhundert wies die englische Sozialstruktur auf dem Lande die Dreistufigkeit von Großgrundbesitzer, Großpächter und Landarbeiter auf. Ähnlich im westlichen Andalusien, wo große Latifundien, die zum Teil aus dem Mittelalter stammten, überwiegend von Tagelöhnern, den jornaleros, bewirtschaftet wurden; sie konnten drei Viertel der bäuerlichen Bevölkerung ausmachen.107 Bauernbefreiung bedeutete eine Anpassung der ländlichen Gesellschaft an allgemeine soziale und politische Rollen, die sich gerade herausbildeten. Der Bauern-«Stand» wurde seines Sondercharakters entkleidet. Welche Kräfte hinter diesem Prozess standen, ist einigermaßen deutlich, weniger ihr spezifisches Mischungsverhältnis und die Frage der primären Verursachung. Jerome Blum, der große Kenner des Themas in gesamteuropäischer Perspektive, sieht in der Bauernbefreiung, vom ersten Emanzipationsgesetz im Herzogtum Savoyen 1771 angefangen, den letzten Triumph des aufgeklärten Absolutismus.108 Nur ausnahmsweise, so beobachtet er, wurde die Emanzipation von einem nicht-absolutistischen Regime eingeleitet und durchgeführt, vor allem im revolutionären Frankreich. Es war aber gerade die Französische Revolution, verbreitet durch Napoleon, die in vielen Fällen den Anstoß zu den Initiativen des Staates gegeben hatte. Oft waren es militärische Niederlagen, durch die monarchische Regime sich gedrängt sahen, der Bauernfrage ihre Aufmerksamkeit zu widmen. Preußen beseitigte die Leibeigenschaft 1807 nach seiner Niederlage gegen Frankreich. Später war das Versagen im Krimkrieg der Auslöser für das russische Reformpaket, zu dem auch die Befreiung der Leibeigenen gehörte, und der Amerikanische Bürgerkrieg war die Ursache der Sklavenbefreiung.
Der Gesamtprozess der Bauernbefreiung speiste sich auch aus weiteren Quellen, vor allem einem weit vor die Französische Revolution zurückreichenden Freiheitsstreben von Bauern, die sich bereits unter den einengenden «feudalen» Verhältnissen der verschiedenen Anciens Régimes Spielräume erkämpft hatten.109 Die Furcht vor Bauernrevolten wich auch im frühen 19. Jahrhundert nicht und steht in direkter Parallele zur Angst amerikanischer Pflanzer vor Sklavenaufständen, wie sie vor dem Hintergrund der blutigen Revolution auf Haiti zu befürchten waren und in Jamaika 1816 und 1823 sowie 1831 in Virginia (Nat Turners Aufstand) tatsächlich ausbrachen. Die Bauernbefreiung war fast immer ein reformerischer Kompromiss. Die französische Radikallösung, das Land von der grundbesitzenden Aristokratie zu befreien, wiederholte sich andernorts nicht. Grundherrenklassen überstanden die Bauernbefreiung, und wenn sie um 1900 in den meisten europäischen Ländern im nationalen Politik- und Gesellschaftsspektrum eine schwächere Position einnahmen als ein Jahrhundert zuvor, dann war dies selten auf den Verlust grundherrlicher Privilegien zurückzuführen. Für manche Grundherren vergrößerte sich der Handlungsspielraum, und die Alternativen wurden deutlicher: sich in die großbetriebliche Agrarproduktion auf eigenem Land zu stürzen, oder sich auf die passive Existenz des Rentiers zurückzuziehen. Noch weitere Absichten und Interessen wurden in den erstaunlich konvergenten Prozess der europäischen Bauernbefreiung eingespeist: Schon vor der Französischen Revolution hatte vor allem die österreichische Krone den Anteil des Staates am bäuerlichen Surplus auf Kosten des Adels zu erhöhen versucht. Es waren damals schon, wie oft auch später, Angehörige eines eher landfernen Amtsadels, die solche Strategien entwickelten und umsetzten. Aber auch Mitglieder der landbesitzenden Elite konnten unter besonderen Bedingungen auf einen Reformkurs einschwenken, vor allem dann, wenn sie die politische Unterstützung der Bauernschaft suchten, so etwa in Polen in Abwehr der Folgen der Teilungen oder im ungarischen Widerstand gegen Habsburg.
Schließlich schuf die allgemeine Gesellschaftsentwicklung neue Rahmenbedingungen. Leibeigenschaft, vor allem die im 17. Jahrhundert neu eingerichtete «zweite» Leibeigenschaft in Osteuropa, war unter anderem, wie auch die Plantagensklaverei in der Neuen Welt, eine Reaktion auf Arbeitskräftemangel gewesen. Das schnelle Bevölkerungswachstum Europas im 19. Jahrhundert beseitigte dieses Problem. Gleichzeitig schufen Städtewachstum und beginnende Industrialisierung neue Beschäftigungsmöglichkeiten für Menschen vom Lande. Die Arbeitsmärkte wurden also flexibler und bedurften viel weniger der ideologisch immer schwerer durchsetzbaren Stabilisierung durch Zwangsmaßnahmen. Durch die Bauernbefreiung wurden in jenen Ländern, in denen es im 18. Jahrhundert noch so etwas wie «feudale» Abhängigkeiten gab, große Teile der Landbevölkerung von nicht-ökonomischen Verpflichtungen gegenüber ihren Herrn befreit. Die Ergebnisse waren unterschiedlich. In Frankreich verbesserte sich die Lage der Bauern am deutlichsten. Österreich schnitt relativ gut ab. Preußen und Russland machten den Bauern weit weniger Zugeständnisse. Am anderen Ende der Skala standen Pommern, Mecklenburg und Rumänien, wo es den Bauern am Ende des 19. Jahrhunderts nicht wesentlich besser ging als an seinem Beginn. Die größten «Verlierer» waren, neben dem vorrevolutionären französischen Adel, die Millionen Menschen in Europa, denen es nicht gelang, den Status landloser Arbeiter hinter sich zu lassen. Weitaus weniger ernsthaft in Mitleidenschaft gezogen wurden die ehemaligen Herren und Menschenbesitzer. Gewinner waren die meisten Bauern und mit unfehlbarer Sicherheit die staatlichen Bürokratien. Am Ende der Bauernbefreiung war der europäische Bauer staatsunmittelbarer geworden, ohne dabei ein Staatsbauer zu sein. Die «alte» Freiheit der europäischen Bauern war im Dorf und in der Beziehung zum Herren ausgelebt worden; die «neue» Freiheit des 19. Jahrhunderts konnte einen Rahmen nicht überschreiten, den der regelnde Staat setzte. Selbst die überzeugtesten Liberalen erkannten mit der Zeit, dass keine Märkte so stark nach politischer Regelung riefen wie Agrarmärkte. So wurde im letzten Viertel des Jahrhunderts die Agrarpolitik geboren, von der bäuerliche Existenz in Europa seither abhängig geblieben ist.
4  |  Die Asymmetrie der Lohnarbeit

|  Ein langwieriger Übergang


Am Ende der Bauernbefreiung hatten sich auf dem Lande zwei dominante Rollen herausgebildet, die des (ob nun großen oder kleinen) agrarischen Unternehmers und die des Lohnarbeiters. Dies waren zwei recht unterschiedliche Spielarten von «freier» Arbeit. Die Freiheit des Marktes hatte allerdings nur noch indirekt mit der alten Freiheit bäuerlicher Utopien zu tun. Diese Genealogie erklärt noch nicht die Entstehung des Konzepts «freier» Arbeit außerhalb jenes Zusammenhangs, den man vereinfacht als Übergang vom Feudalismus zum Kapitalismus beschreiben kann. Der Rechtshistoriker Robert J. Steinfeld erzählt für England und die USA eine andere Geschichte. Er sieht den entscheidenden Übergang zu freier Arbeit dort gegeben, wo sie von Seiten der oder des Arbeitenden kündbar ist, Entfernung vom Arbeitsplatz also nicht mehr als kriminelles Delikt verfolgt wird. Ausgangspunkt dieser Geschichte sind nicht Sklaverei oder Leibeigenschaft, sondern eine Form der Arbeitsbindung, die mit der Kolonisierung und Besiedlung der Neuen Welt aufkam, der indentured service.110 Darunter versteht man die auf einige Jahre begrenzte Verpfändung der eigenen Arbeitskraft gegen den Vorschuss transatlantischer Transportkosten, anders gesagt: eine Knechtschaft auf Zeit. In der englischen Rechtskultur fiel von Anfang an ein gewisses Zwielicht auf diese Form der freiwilligen Selbstentäußerung persönlicher Rechte. Die aus dem 17. Jahrhundert stammende, sich rasch als gesellschaftliche Norm verbreitende Idee des «frei geborenen Engländers» stand im Gegensatz zu knechtischen Arbeitsformen.
Dieser Gegensatz wurde nach etwa 1830 in den USA als Folge der um sich greifenden Kritik an der Sklaverei virulent. Freie Arbeit hatte es in den amerikanischen Kolonien bereits früh im 18. Jahrhundert gegeben; sie blieb jedoch für lange Zeit eher die Ausnahme denn die Regel unter den verschiedenen Spielarten vertraglich vereinbarter Arbeitsleistungen. In dieser Vertragsförmigkeit lag neben der zeitlichen Begrenzung der wichtigste Unterschied zwischen indentured service auf der einen, Sklaverei und Leibeigenschaft auf der anderen Seite. Die Indentur wurde auch nicht, sozial- und rechtsgeschichtlich zu Recht, als ein Relikt aus archaischen Zeiten gesehen, sondern durchaus als eine «moderne» Form von Arbeitsbeziehung. All das erleichterte ihre Überwindung. Als Nebeneffekt der Kritik an der Sklaverei wurde vor allem in Frage gestellt, ob indentured service tatsächlich als freiwillig eingegangenes Verhältnis betrachtet werden könne. Darum ging es im Kern und nicht um die konkrete Behandlung von Indenturarbeitern. Anders als im Falle der Sklaverei traten keine offenen Apologeten der Praxis auf den Plan. Sie wurde daher bereits rasch nach ihrer diskursiven Delegitimierung in den 1820er Jahren im folgenden Jahrzehnt de facto abgeschafft. Dass freie Arbeit der Normalfall sei, wurde zu einer Selbstverständlichkeit des anglo-amerikanischen Rechtsdenkens. Die amerikanischen Gerichte gingen, zum ersten Mal 1821, von dem Prinzip aus, dass Arbeitsverpflichtungen freiwillig eingegangen werden müssten und dass dies dann nicht länger der Fall sei, wenn ein Arbeiter entschlossen sei, seinen Arbeitsplatz zu verlassen und dennoch physisch daran gehindert werde. Diese Interpretation wirkte dann wieder auf die Diskussion um die Sklaverei verstärkend zurück. In den amerikanischen Nordstaaten wurde free labor zu einem Kampfruf im Krieg gegen die südliche Sezession. Gleichzeitig wurde die Anwendung körperlicher Gewalt gegen Arbeiter und Arbeiterinnen grundsätzlich als illegitim betrachtet. Dies bedeutete ein Weiteres: Die Rechtsprechung der USA ging auch darin der Englands zeitlich voraus, dass nun die Trennung zwischen dem Arbeiter, der seinen eigenen Haushalt führte, und dem Knecht, der Magd oder der Dienerin, die im Hause des Herrn versorgt wurde, hinfällig wurde.111
Daneben ließen sich weitere Geschichten erzählen. Eine wäre die der Entwicklung freier Arbeit im bürgerlichen Recht des postrevolutionären Frankreich, wie es sich im Code Napoléon ausdrückte und in Europa große Resonanz fand. Eine andere Geschichte beträfe die Entwicklung des Gesinderechts in Deutschland. Denn noch weit in das Zeitalter der Hochindustrialisierung hinein unterlag in Preußen und anderen deutschen Staaten «Gesinde» zahlreichen außerökonomischen Freiheitsminderungen. Das Züchtigungsrecht der Herrschaft gegenüber dem Gesinde wurde reichsrechtlich zwar durch das Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch (1896) aufgehoben, geisterte in abgeschwächter Form («mittelbare» Züchtigungsbefugnis usw.) bis zum Ende des Kaiserreichs aber weiterhin durch die Gerichtspraxis. Mit anderen Worten: solche Züchtigungen müssen in größerem Ausmaß vorgekommen sein.112
Robert Steinfelds Interpretation ist deshalb besonders interessant, weil sie dem 19. Jahrhundert den entscheidenden Platz in der Entwicklung von freier Arbeit zuweist. Aber welchen? Steinfelds Geschichte hat nämlich einen zweiten Teil. Freie Arbeit folgte als vorherrschende Form nicht unmittelbar auf das Ende der Indentur. Auch hier gab es, wie bei Sklaverei und (vor allem russischer) Leibeigenschaft, eine Übergangsphase. Selbst in der englischen Industrie verschwand außerökonomischer, genauer: nichtmonetärer Zwang keineswegs von heute auf morgen. Gesatztes Recht und tatsächliche Rechtsprechung gaben Unternehmern und agrarischen Arbeitgebern Mittel in die Hand, um die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses zu erzwingen, etwa ein Verfahren, das man heute vielleicht «Beugehaft» nennen würde. So schlummerte in freien Lohnarbeitsbeziehungen noch jahrzehntelang ein Rest von Arbeitszwang.
Seit Robert W. Fogel und Stanley L. Engerman 1974 in einer berühmten Studie nachweisen konnten, dass Sklavenarbeit, anders als die klassischen Ökonomen dachten, sowohl auf Plantagen als auch in handwerklichen und industriellen Betrieben mindestens ebenso effizient und rational war wie freie Arbeit,113 ist eine lineare Entwicklung vom Zwang zur Freiheit unglaubwürdig geworden. Man sollte daher die Idee, dass freie und erzwungene Arbeit nichts miteinander zu tun hätten, unterschiedlichen Epochen angehörten und vollkommen verschiedenartige soziale Welten repräsentierten, aufgeben. Sinnvoller ist die Vorstellung von einem Kontinuum, in dem Arbeiterinnen und Arbeiter unterschiedlichen Kombinationen verschiedener Zwänge ausgesetzt waren.114 So verschiebt sich der große historische Wendepunkt im 19. Jahrhundert nach vorne. Außerökonomischer Zwang verschwand selbst in England erst nach etwa 1870 aus industriellen Lohnarbeitsverhältnissen, und in anderen Ländern, über die wir weniger wissen, mag dies sogar später der Fall gewesen sein. Auch nach ihrer Abschaffung wurden manche Funktionen der Indentur nicht überflüssig. Einwanderer in die neo-europäischen Gesellschaften suchten den Schutz von bereits ansässigen Landsleuten. Hatten die Chinesen bald ihre eigenen Chinatowns, so spielten etwa bei Südeuropäern in den USA halb-legale Patrone eine Rolle als Arbeitsvermittler, Beschützer und auch Ausbeuter, darin den Kontraktoren ähnlich, die außerhalb Europas vielfach den Zustrom der ersten Arbeitergeneration in die Städte organisierten.115 Freie Arbeit im Sinne liberaler Theorie war dies nicht. Im Übrigen waren die bereits mehrfach erwähnten indirekten Arbeitsverhältnisse mit als Puffer wirkenden Kontraktoren keine «außereuropäische» Besonderheit. Der Impresario zum Beispiel, der in Italien bis zum Ende des 19. Jahrhunderts den Besitzern von Opernhäusern ihre Sänger verschaffte, war nichts anderes als ein solcher Kontraktor.116
|  Arbeitsmarkt ohne Gleichgewicht


Gegen Ende des Jahrhunderts kam ein neuer Faktor hinzu: der Aufstieg der organisierten Arbeiterbewegung. Erst die nun allmählich sich bildenden Möglichkeiten, den übermächtigen Kapitalbesitzern als forderndes Kollektiv gegenüberzutreten, korrigierte ein grundsätzliches Ungleichgewicht auf dem Arbeitsmarkt. Ein wirklicher Durchbruch war erst dann erreicht, wenn jeweils eine nationale Gesetzgebung die Möglichkeit von Tarifverhandlungen (collective bargaining) einräumte.117 So führt der hindernisreiche Aufstieg freier Arbeit zu einem Paradox: Erst die Einschränkung der Freiheit des Marktes durch Bildung von Verhandlungsmonopolen auf Arbeiterseite gab den Einzelnen Freiheit von den Machtmitteln der Käufer von Arbeitskraft, vor allem der Möglichkeit, die um Beschäftigung konkurrierenden Arbeiter gegeneinander auszuspielen und kurzfristige Kündigungen auszusprechen. Freie Arbeit in einem substanziellen Sinn entstand aus der sozialstaatlich motivierten Einschränkung unbegrenzter Vertragsfreiheit. Die Kontraktualisierung des Arbeitsverhältnisses allein war außerstande, die «Würdelosigkeit der Lohnarbeiterschaft» (Robert Castel) zu verhindern oder zu beseitigen. Der mit nichts als seiner eigenen physischen Arbeitskraft ausgestattete Arbeiter war ein Wesen ohne Garantien und Rechte und darin seinem Antipoden, dem Sklaven, vergleichbar. Die reine Freiheit des Arbeitsmarktes musste daher ein instabiler Zustand sein. Im Zusammenspiel von Protest der Arbeiter, Revolutionsprävention der Eliten und moralischer Einsicht in kleinen Reformergruppen entstanden daher nach wenigen Jahrzehnten die Grundzüge des Sozialstaates. Dass die schutzlose Arbeitsfreiheit als Grundlage für gesellschaftliche Integration wenig taugte, hatten zunächst philanthropische Unternehmer gesehen. Der frühe Sozialstaat, wie er sich seit den 1880er Jahren entwickelte, systematisierte solche Fürsorge und ersetzte sie durch das eigentlich neuartige, eine stille Revolution herbeiführende Prinzip der Pflichtversicherung.118 Dahinter stand eine Auffassung von Gesellschaft nicht als Ansammlung von Individuen, sondern als spannungsreiche Pluralität von Kollektiven, eine Auffassung, in der Konservative und Sozialisten prinzipiell übereinstimmten. Nur deshalb war der Aufbau früher Sozialstaatlichkeit jenseits des klassischen Liberalismus möglich. Ganz so individualistisch-«manchesterlich» war aber selbst der klassische (vor allem britische und französische) Liberalismus bei all seinen Vertretern in Theorie und Politik nicht gewesen. Der «neue Liberalismus» konnte sich daher dem allgemeinen Trend der Zeit zur staatlichen Abfederung von Arbeit anschließen. In der Definition der «sozialen Frage» bestand während der zwei oder drei Jahrzehnte vor dem Ersten Weltkrieg in den industrialisierten Ländern Europas ein gewisser Grundkonsens. Die Sozialversicherung, die in Deutschland primär ein Projekt konservativer Systemstabilisierung war, wurde in Großbritannien nach 1906 von einer liberalen Regierung in Angriff genommen.119
Freie Lohnarbeit, sosehr sie uns heute als «natürliches» Arbeitsverhältnis erscheint, war nicht unter allen Umständen erstrebenswert. Vor allem in Agrargesellschaften wurde mit guten Gründen «Proletarisierung» als sozialer Abstieg empfunden. In ländlichen Milieus zum Beispiel Südostasiens, wo Arbeit hochgeschätzt wurde, die Bindung an den eigenen Boden stark war und die traditionellen Beziehungen zwischen Patronen und Klienten nicht als übermäßig ausbeuterisch wahrgenommen wurden, entwickelte sich nur langsam und überhaupt erst mit dem Aufkommen naher städtischer Arbeitsmärkte die Idee, es könne erstrebenswert sein, sich aus freiem Entschluss Arbeit zu «suchen». Dienststellungen in reicheren Haushalten und überhaupt nicht-marktvermittelte Abhängigkeiten wurden hier lange bevorzugt.120 Es gibt nur zwei grundsätzliche Überlebensstrategien der Schwachen: Anlehnung an Stärkere oder Solidarisierung mit anderen Schwachen. Die erste Option war generell die sicherere. Auch waren Kolonialregierungen zwar oft willig, die Sklaverei abzuschaffen, zögerten aber, eine politisch womöglich unruhige Klasse landloser Arbeiter entstehen zu lassen – es sei denn in den streng kontrollierten Enklaven der Plantagenökonomie. Der sesshafte Bauer ohne politische Ambitionen und aufgestauten Ärger, fleißig für die Selbstversorgung und den Export arbeitend und verlässlich besteuerbar, war im späten 19. Jahrhundert das Ideal der meisten Regime auf der Welt, ob kolonial oder nicht, «freie Lohnarbeit» auf dem Lande hingegen eher eine suspekte Neuerung. In der Industrie sah es anders aus, doch kamen dort nicht nur Sozialisten Zweifel an einer vollkommen individualistischen Freiheit unter asymmetrischen Marktbedingungen.




XIV  |  Netze:
    Reichweite, Dichte, Löcher


Das «Netz» ist eine ebenso anschauliche wie trügerische Metapher. Netze stellen Verbindungen in zwei Dimensionen her; sie sind flach, Strukturierungen des ebenen Raumes. Das Netz hat kein Relief. Netzwerkanalyse in den Sozialwissenschaften, so nützlich sie ist, steht immer in der Gefahr, Hierarchien, also die vertikale oder dritte Dimension, zu übersehen oder zu unterschätzen. Damit hängt zusammen, dass das Netz ein gewissermaßen demokratisches Gebilde ist. Alle seine Knoten sind zunächst gleichwertig. Auch damit kann man bei geschichtlicher Betrachtung nicht viel anfangen, solange man nicht die Möglichkeit zulässt, dass sich in einem Netz stärkere Zentren und schwächere Peripherien herausbilden, dass Netzknoten also unterschiedlich «dick» sind. Dabei muss nicht jedes Netz wie ein Spinnennetz konstruiert, also auf ein einziges steuerndes, den Rest der Netzstruktur in seinem Bann haltendes Zentrum bezogen sein. Städtenetze oder Handelsnetze haben ebenso oft eine polyzentrische wie eine monozentrische Grundform. Nützlich ist die Netzmetapher vor allem, weil sie die Vorstellung einer Vielzahl von Kontakt- und Kreuzungspunkten erlaubt. Sie ist es auch dadurch, dass sie die Aufmerksamkeit auf das Nicht-Vernetzte lenkt. Jedes Netz hat Löcher, und die heute starke Faszination, die von ungewohnten, bisher nicht gesehenen Verbindungen und Beziehungen ausgeht, besonders über lange Entfernungen hinweg, darf nicht die buchstäblich dunklen Flecken auf der Landkarte vergessen machen, also etwa unbewohnte Natur oder das «platte» Land.
Ein Netz besteht aus Beziehungen, die ein gewisses Maß an Regelmäßigkeit und Verstetigung erreicht haben. Netze sind abbildbare Konfigurationen von wiederholten Beziehungen oder Interaktionen. Daher sind sie Gebilde von einer «mittleren» Konsistenz: weder einmalige und zufällige Beziehungen noch organisatorisch festgefügte Institutionen, obwohl solche Institutionen aus netzförmigen Beziehungen hervorwachsen können. Eines der herausragenden Merkmale des 19. Jahrhunderts war die Vervielfältigung und Beschleunigung solch wiederholter Interaktionen, zumal über nationalstaatliche Grenzen hinweg und oft auch zwischen verschiedenen Großräumen oder Kontinenten. Man muss auch hier zeitlich genauer werden: Die Zeit zwischen der Jahrhundertmitte und dem Ersten Weltkrieg, gerade einmal sechs Jahrzehnte, war eine Periode beispielloser Netzwerkbildung. Dies fällt umso mehr auf, als viele dieser Netze während des Ersten Weltkriegs wieder zerrissen wurden und in den Jahrzehnten danach partikularisierende Kräfte erstarkten. Bezeichnet man die Bildung weltumspannender Netze als «Globalisierung» (eine weite Definition dieses schillernden Begriffs), dann war die Zeit zwischen etwa 1860 und 1914 die eines markanten Globalisierungsschubs. Wir haben dies bereits an zwei Beispielen gesehen: der interkontinentalen Migration und der neuerlichen Expansion von Kolonialreichen.1 Dieses Kapitel wird Aspekte vertiefen, die ebenfalls da und dort bereits auftauchten: Verkehr, Kommunikation, Handel und Finanzbeziehungen.
In Netzen zu denken war überhaupt erst eine Anschauungsform des 19. Jahrhunderts.2 Im 17. Jahrhundert hatte William Harvey den Körper als Zirkulationssystem entdeckt, im 18. der Arzt und physiokratische Theoretiker François Quesnay dieses Modell auf Wirtschaft und Gesellschaft übertragen.3 Die nächste Stufe war das Netz. 1838 entwarf Friedrich List ein Eisenbahnenschienennetz, ja, ein «National-Transport-System» für ganz Deutschland. Das war ein kühner Blick in die Zukunft. Vor 1850 kann man in keinem Land des europäischen Kontinents von einem Eisenbahn-Netz sprechen. List gab der Planung ihr fundierendes Schema vor, und als dann die Bahnen tatsächlich gebaut worden waren und liefen, bemächtigten sich Kritiker des Bildes und stellten die Eisenbahn als gefahrbringende, ihre Opfer erstickende Spinne dar. Später wurde das Netz zum Beispiel einer Art und Weise, sich eine Stadt anschaulich zu machen. Dabei konkurrierte «Netz» noch eine Weile mit «Labyrinth» und, vor allem in den USA, mit dem «Raster» (grid). Die Selbstinterpretation von Gesellschaften als Netzen hat also ihre Wurzeln im 19. Jahrhundert, auch wenn die Fülle der Bedeutungen – man denke an das «soziale Netz» – erst viel später hinzutrat. Die vielleicht stärkste Alltagserfahrung der Vernetzung und auch der Abhängigkeit von funktionierenden, aber auch pannenanfälligen Netzen kam mit dem Anschluss der einzelnen Haushalte an zentral gesteuerte Systeme: Wasser aus dem Hahn, Gas aus dem Rohr, Strom aus der Leitung.4 Hier lag auch ein Unterschied zwischen Telegraph und Telephon. Der Telegraph blieb ein Amtsgerät, das sich niemand ins Wohnzimmer stellte, das Telephon wurde nach langem Anlauf zum privaten Gebrauchs- und Einrichtungsgegenstand. Zu Beginn des 20. Jahrhunderts war nur eine winzige Minderheit der Weltbevölkerung in diesem ganz konkreten Sinn an technische Systeme angeschlossen. Wenn man sagt, «Indien» (ein beliebiges Beispiel) sei in das internationale Telegraphennetz einbezogen worden, dann heißt dies auch, dass die große Mehrzahl der Inder davon direkt nichts merkte und erfuhr – auch wenn indirekt der Einfluss von Systemen wie der Eisenbahn und des Telegraphen auf Warenströme und Informationsflüsse bis in den Alltag hineinwirkte. Virtuelle Chancen müssen von realisierbaren Möglichkeiten unterschieden werden. In den 1870er Jahren war es tatsächlich machbar geworden, nördlich des Äquators allein per dampfgetriebenen Verkehrsmitteln um die Welt zu reisen, ohne Träger, Pferde, Kamele oder die eigenen Füße bemühen zu müssen: London – Suez – Bombay – Kalkutta – Hongkong – Yokohama – San Francisco – New York – London. Aber wer außer Jules Vernes Gentleman Phileas Fogg aus dem Roman Le Tour du monde en quatre-vingt jours («In 80 Tagen um die Welt», 1872), seinem Vorbild, dem exzentrischen amerikanischen Geschäftsmann George Francis Train, der 1870 diesen Rekord aufgestellt haben wollte und ihn 1890 mit 67 Tagen selbst unterbot, und der amerikanischen Reporterin Nellie Bly, die 1889/90 nur 72 Tage benötigte, unternahm eine solche Reise?5
1  |  Verkehr und Kommunikation6

|  Dampfschiffe


In der Geschichte des Verkehrs führt oft kein Weg an einem milden technologischen Determinismus vorbei. Neue Verkehrsmittel treten nicht auf, weil sie kulturell ersehnt werden, sondern weil jemand auf die Idee kommt, sie zu bauen. Ob sie dann kulturell angenommen, abgelehnt oder mit besonderen Bedeutungen und Funktionen ausgestattet werden, ist eine andere Geschichte. Sieht man vom Treideln ab, also dem Schleppen von Wasserfahrzeugen durch Muskelkraft auf dem Lande, dann hatte die Schifffahrt immer schon, anders als der Landtransport, nicht-organische Energie genutzt, nämlich den Wind und die Fließkraft des Wassers. Dampfantrieb ergänzte diese bereits nutzbaren Energiearten. Dem Dampfschiff kamen in zwei Gebieten der Welt, nämlich England (mit Südschottland) und dem Nordosten der USA, die beide zu den Pionierregionen der Industrialisierung gehören sollten, vorbereitende Modernisierungen der Verkehrslandschaft zugute. In kommerzieller Absicht waren bereits vor Dampfschiff und Dampfbahn verzweigte Kanalsysteme angelegt worden, überwiegend auf Initiative privater Landbesitzer, die dadurch den Wert ihres Grund und Bodens steigern wollten. In England war der Höhepunkt der Begeisterung für Kanäle, die auch zu überaus beliebten Investitionsobjekten wurden, zwischen 1791 und 1794 erreicht. Die Kanäle schufen einen Teil des Transportbedarfs, den dann die Eisenbahn noch besser decken sollte. Das Zeitalter der Kanäle (canal age), von dem einige Historiker gesprochen haben, reichte in die frühe Zeit der Eisenbahnen hinein. Teils konkurrierten die beiden Verkehrsmittel, teils verbanden sie sich zu größeren Systemen. Um die Mitte des 19. Jahrhunderts waren mehr als 25.000 Lastkähne auf Großbritanniens binnenländischen Wasserstraßen im Einsatz. Darauf lebte eine mobile und gewissermaßen amphibische Bevölkerung von nicht weniger als 50.000 Menschen, von denen ein Drittel bei großen Kanalgesellschaften beschäftigt war.7 Die Boote wurden überwiegend von Pferden gezogen, während in Asien noch länger menschliche Kraft bei einer solch entsetzlichen Knochenarbeit eingesetzt wurde: Bis in die 1940er Jahre wurden kleine Schiffe von «Kulis» flussaufwärts durch die Stromschnellen des oberen Yangzi geschleppt, die heute hinter der Drei-Schluchten-Talsperre versunken sind.
Dampfschiffe waren zu groß für die schmalen Kanäle des 18. Jahrhunderts. Da sie aber auf stehenden Gewässern problemlos operieren konnten, gaben sie dem Bau breiterer und längerer Kanäle großen Auftrieb. Die Entwicklung mancher Stadt trat mit der Anbindung an einen leistungsfähigen Kanal in eine neue Phase ein. Dies gilt für New York nach der Eröffnung des Erie-Kanals 1825 ebenso wie für Amsterdam nach der Fertigstellung des Nordseekanals im Jahre 1876. In den Niederlanden war bereits zwischen 1814 und 1848, angestoßen durch ein persönliches Interesse König Wilhelms I., ein geschlossenes Kanalnetz angelegt worden, das gleichzeitig dem Transport und der Wasserregulierung diente. Dies konnte überhaupt nur gelingen, weil die Niederlande aus ihrer Zeit unter französischer Besatzung über ein kompetentes Ingenieurkorps verfügten.8 Das entwickelte Kanalsystem verzögerte in den Niederlanden den Ausbau von Eisenbahnen. In den USA waren die ersten Eisenbahnen überhaupt nur als Zubringer zu den Kanälen angesehen worden. Im Staat New York war es bis 1851 Eisenbahnen verboten, Fracht im Wettbewerb mit staatlichen Kanälen zu befördern.9
Das Dampfschiff war nicht von äußerer Energie abhängig. Es trug seinen Treibstoff mit sich an Bord: Kohle, nach der Einführung des Dieselmotors in der Schifffahrt 1910 zunehmend auch Öl. Es war unabhängig navigierbar und löste sich weiter als das Segelschiff von Umwelteinflüssen. Daher war es ideal für den Verkehr entlang der Küste, auf windstillen Binnenseen, flussaufwärts und auf Kanälen geeignet. Die Emanzipation von den Launen des Windes machte es erstmals in der Geschichte der Schifffahrt möglich, Fahrpläne aufzustellen. Damit war eine neuartige Qualität von Vernetzung im Wassertransport erreicht: Die Beziehungen, die ein Netz konstituieren, wurden nun verlässlich und kalkulierbar. Seine erste große Bedeutung erreichte das Dampfschiff nicht im globalen Maßstab, sondern im europäischen und nordamerikanischen Binnenverkehr. Sucht man ein Schwellenjahrzehnt, in dem sich das Dampfschiff in diesen technisch und ökonomisch führenden Regionen durchsetzte, dann waren es die dreißiger Jahre. Damals lief in Glasgow bereits alle zehn Minuten ein Dampfer ein.10 Zwischen Wien und Budapest wurde 1826 ein regelmäßiger Dampferdienst eröffnet, seit 1829 durch die berühmte Donaudampfschifffahrtsgesellschaft betrieben. Um 1850 waren 71 Schiffe im Einsatz, und die Reise dauerte etwa vierzehn Stunden.11 Das Angebot an neuen Transportkapazitäten stand im Wechselspiel mit neuartiger Nachfrage. So erfolgte die Expansion der Dampfschifffahrt auf dem Mississippi und dem Golf von Mexiko in engem Zusammenhang mit dem Ausbau der Baumwollerzeugung auf Sklavenplantagen.
Nicht alle kommerzielle Dampfschifffahrt war vernetzt. Dampfer eigneten sich auch als Speerspitzen des Vordringens in kommerziell erst wenig erschlossene Regionen. In solchen Konstellationen waren sie periphere Instrumente der Ausweitung des kapitalistischen Welthandelssystems. Sie mussten dabei nicht unbedingt unter ausländischer Kontrolle stehen. Der chinesische Staat war seit den 1860er Jahren durchaus erfolgreich damit, durch eigene (später privatwirtschaftlich ergänzte) Schifffahrtsinitiativen die Errichtung eines ausländischen Transportmonopols auf Chinas großen Flüssen und entlang seiner Küsten zu verhindern.12 China hatte 1860 unter Druck der Freiheit der Navigation auf all seinen Gewässern zustimmen müssen. Der Konkurrenzvorteil der britischen (und später japanischen) Schifffahrtsgesellschaften in China war aber weniger groß als in Indien. Dort gelang es einheimischen Schiffseignern nicht, eine nennenswerte Position auf dem Markt zu wahren. Einer der Gründe dafür lag darin, dass die in Indien aktiven britischen Reedereien als offizielle Postbeförderer umfangreiche staatliche Subventionen erhielten. Gemeinsam war dem kolonialen Indien und dem halbkolonialen China, dass einheimischen Kräften, ob nun privat oder staatlich, niemals der Aufbau einer eigenständigen Überseeflotte gelang. Auch hier war Japan wieder die große Ausnahme in der afro-asiatischen Welt. Dass es spätestens 1918 auf allen Gebieten des militärischen wie zivilen Schiffbaus Weltniveau erreicht hatte und zu einer führenden Kraft der Handelsschiffahrt ebenso wie zu einer erstrangigen Seemacht geworden war, war Ausdruck wie Mitursache seines nationalen Erfolges.13 Überall sonst in Asien wurden neue technologische und wirtschaftliche Abhängigkeitsverhältnisse dadurch deutlich, dass der gesamte Überseehandel dieser Regionen – und Ähnliches gilt für Lateinamerika – von ausländischen Schifffahrtsgesellschaften abgewickelt wurde. Nirgendwo in Asien (außer Japan) und Afrika gelang es, eine eigene, von Europäern und Nordamerikanern unabhängige Präsenz auf den internationalen Transportmärkten aufzubauen. Es ist charakteristisch, dass in Indien die Tata-Familie zwar mit ihrem Stahlwerk relativ erfolgreich war, mit dem Versuch, eine Schifffahrtslinie, vor allem zur Verbindung nach Japan, auf dem Markt zu etablieren, aber angesichts der britischen Konkurrenz scheiterte.14 Seit 1828 Lord William Bentinck an Bord eines Dampfers in Kalkutta eingetroffen war, um sein Amt als Generalgouverneur anzutreten, legten die Briten großen Wert auf die praktische ebenso wie die symbolische Bedeutung des Dampfschiffs als Herold einer neuen Epoche.
Der erste Linienverkehr mit Dampfern auf hoher See wurde über den Nordatlantik eingerichtet. Die technischen Fortschritte waren so groß, dass bereits nach der Jahrhundertmitte eine Reisezeit von vierzehn Tagen zwischen Bristol und New York erreicht war, die erst mehrere Jahrzehnte später noch einmal deutlich verkürzt wurde.15 Der Beginn der großen Auswanderungswelle in die Neue Welt schuf dann einen in der Dimension ganz neuartigen Bedarf an Passagierkapazität. Ähnliches wiederholte sich in anderen Teilen der Welt nicht. Hier wurden, wie als erstes in Indien, subventionierte Postdampferdienste zur treibenden Kraft maritimer Expansion. Keine Imperial- und Kolonialmacht glaubte es sich leisten zu können, auf eine eigene Übermittlung von Post zwischen Mutterland und Kolonien zu verzichten. Auch Bismarck sah dies ein und sorgte für die finanzielle Unterstützung deutscher Postdienste. Die Eröffnung des Suezkanals 1869 regte dann den weiteren Ausbau des Passagierverkehrs zwischen Europa und Asien an. Ansonsten machten die Reedereien ihre Geschäfte mit dem Transport tropischer Exportgüter. Waren die USA schon nach der Jahrhundertmitte dank ihrer enormen Binnenschifffahrt zur größten Schifffahrtsnation der Welt aufgestiegen, so verteidigte Großbritannien seine Spitzenstellung im Überseeverkehr. 1914 entfielen von der Gesamttonnage der Welthandelsflotte 45 Prozent auf Großbritannien und seine Kolonien, gefolgt von 11 Prozent für das Deutsche Reich und 9 Prozent für die USA; Japan erreichte 3,8 Prozent, das war geringfügig weniger als Frankreich (4,2 Prozent) und immer noch mehr als die im 17. Jahrhundert die Meere beherrschenden Niederlande (3,2 Prozent).16
Man darf sich den maritimen Welthandel nicht als ein gleichmäßig geknüpftes Netz vorstellen. Riesige Regionen, etwa Nordasien, das nur im 1860 gegründeten Vladivostok einen eisfreien Hafen besaß, waren nicht integriert. Nach dem Kriterium der auslaufenden Schiffstonnage waren 1888 London, New York, Liverpool und Hamburg die wichtigsten Überseehäfen der Welt. Hongkong, das Tor zum chinesischen Markt und zugleich ein wichtiger Verschiffungspunkt für Südostasien, heute der größte Containerumschlagplatz der Welt, folgte bereits an 7. Stelle, danach aber sehr lange kein weiterer Hafen Asiens.17 Die großen Bänder des Schiffsverkehrs verliefen (1) von Japan über Hongkong durch die Straße von Malakka (Singapur), durch den nördlichen Indischen Ozean, durch das Rote Meer, den Suezkanal, die Straße von Gibraltar bis in die Atlantik- und Nordseehäfen; (2) von Australien zum Kap der Guten Hoffnung und dann entlang der afrikanischen Westküste nach Europa. Über den Atlantik verknüpfte (3) das breiteste Schifffahrtsband, das es überhaupt gab, New York und London/Liverpool, ein weiteres (4) Europa auf der einen, Rio de Janeiro und die Häfen am La Plata auf der anderen Seite. Schließlich gab es (5) eine wichtige Verbindung über den Pazifik von San Francisco und Seattle nach Yokohama, dem führenden Hafen Japans.18 Der globale Schiffsverkehr, sosehr er mit einzelnen Ausläufern um 1900 die entferntesten Inseln im Stillen Ozean erreichte, war also geographisch stark konzentriert.
Konzentriert war auch die Branche selbst. Dies war die große Zeit der privaten Reedereien (der Staat war hier trotz der Fin-de-Siècle-Begeisterung für «Seemacht» aller Art generell viel weniger engagiert als in der Eisenbahn), von denen einige zu den kapitalkräftigsten Aktiengesellschaften der Zeit zählten. Ihre Markenzeichen waren Regelmäßigkeit und Pünktlichkeit des Verkehrs, guter Service in gestaffelten Preisklassen sowie, trotz einiger spektakulärer Unglücksfälle wie dem Untergang der riesigen Titanic am 14. April 1912 in der Nähe Neufundlands, ein Sicherheitsstandard, wie er in der Zeit der Segler, aber auch während der unfallreichen ersten Jahrzehnte der Hochseedampfschifffahrt kaum denkbar gewesen wäre. Die großen Reedereien wie die Holland-America Lijn, der Norddeutsche Lloyd, die Hamburg-Amerika-Linie (auch: HAPAG), Cunard, Alfred Holt oder die Peninsula & Oriental Line verkörperten zugleich einen Kapitalismus von globaler Reichweite, einen hohen Stand von technischer Perfektion und die «zivilisatorische Überlegenheit» gepflegten Reisens. Die luxuriösen «schwimmenden Paläste», so ein beliebtes Werbebild, wurden seit den 1880er Jahren zu Emblemen der Epoche.19 Nationaler Wettbewerb zwischen den großen Schifffahrtslinien wurde seit den sechziger Jahren immer wieder durch Marktaufteilungen und kartellartig wirkende «Schifffahrtskonferenzen» ausgeglichen, die vor allem der Preisstabilisierung dienten.
Trotz der Tatsache, dass die von Nordwesteuropa und den USA beherrschte Weltschifffahrt zwischen dem 40. Grad südlicher und dem 50. Grad nördlicher Breite alle Küstenregionen der Welt erreichte und in einen Weltfahrplan einbezog, war dies noch kein globales Verkehrsnetz, wenn man den Weltluftverkehr in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts als Maßstab anlegt.20 Erst der Luftverkehr hob den Unterschied zwischen Land und Meer auf. Er spielt sich zwischen Flug-Häfen ab, von denen die meisten – und einige der wichtigsten – im Binnenland liegen. Nahezu keine große Stadt der Welt ist heute aviatorisch unvernetzt, und die Frequenz der Kontakte liegt um ein Vielfaches über derjenigen auf dem Höhepunkt der Passagierschifffahrt. Auch wurde das anfängliche europäisch-nordamerikanische Monopol gebrochen. Selbst die kleinsten Länder der Welt legten seit den 1970er Jahren Wert auf eine nationale Luftfahrtgesellschaft; erst der Zusammenbruch der Swissair 2001 war Indiz einer Trendwende im Zeichen von Privatisierung und Aufweichung nationaler Souveränität. Der größte Globalisierungsschub in der Verkehrsgeschichte erfolgte also nach dem Zweiten Weltkrieg, vor allem seit den sechziger Jahren, als Langstreckenflugreisen nicht länger Politikern, Managern und reichen Privatleuten vorbehalten blieben. Die technische Grundlage dieser Entwicklung war der Jetantrieb im Passagierverkehr. Seit 1958, als Boeings Typ 707 den Liniendienst aufnahm, leben wir im Jet-Zeitalter, einer Realität, die selbst die kühnsten Visionäre des 19. Jahrhunderts sich nicht vorzustellen wagten.
|  Die Eisenbahn als Netzwerktechnologie


Der Globalisierungseffekt der Eisenbahn war geringer als derjenige des um wenige Jahrzehnte älteren Dampfschiffs. Eisenbahnen sind räumlich begrenzte Systeme.21 Sie waren technisch etwas völlig Neues, auf das die Welt nicht vorbereitet war, während Dampfschiffe sich im jahrzehntelangen gleitenden Übergang immerhin in eine alte Infrastruktur des Wasserverkehrs einfädeln konnten. Als die kohlebasierten Technologien kamen, gab es bereits Häfen, aber noch keine Bahnhöfe und Gleisstrecken. Die Eisenbahn, einmal gebaut, war von Umwelt und Klima weniger abhängig als das Schiff. Von Stürmen, Vereisung der Häfen oder niedrigen Wasserständen in Trockenzeiten hatte sie nichts zu befürchten. Sie konnte verlässlicher und regelmäßiger verkehren und ließ sich daher besser in Produktionsabläufe einplanen. Die Versorgung wachsender Großstädte mit Nahrungsmitteln konnte erst durch die Eisenbahn garantiert werden; dies wiederum trieb das Städtewachstum an. Eisenbahnen waren weniger risikoreiche Warenträger. Ein Schiffsuntergang konnte riesige Wertverluste bedeuten, ein Eisenbahnunglück vernichtete selten Reichtum nennenswerten Umfangs. Damit sanken die Versicherungskosten. Eisenbahnen wurden oftmals auch unter größerer Staatsbeteiligung aufgebaut als Schifffahrtslinien, zwar nicht in Großbritannien, aber doch zum Beispiel in Belgien und einigen deutschen Staaten, in China und in Japan. Es gab Mischformen: In den Niederlanden stellte sich nach mehreren Jahrzehnten des Experimentierens heraus, dass private Initiative allein kein geschlossenes Netz zustandebrachte. Erst ein Eisenbahngesetz von 1875 richtete dann eine Staatsbahn ein, deren Organisation einschließlich des Betriebsreglements fast komplett aus Deutschland übernommen wurde.22
Man kann darüber streiten, was unter einem Strecken-Netz zu verstehen sei. Vor allem in der nichteuropäischen Welt gab es verschiedentlich alleinstehende Stichbahnen, die mit nichts Anderem systemisch verbunden waren, etwa die von Frankreich gebaute Yunnan-Bahn vom nordvietnamesischen Hafen Haiphong in die chinesische Provinzhauptstadt Kunming. In Afrika waren solche Stichbahnen die Regel. Sie überbrückten dort mitunter – wie an Kongo, Niger und Nil – nicht-schiffbare Abschnitte von Flüssen. Ein zweidimensionales Netz, das am Ende seines Ausbaus um 1937 immerhin vom Kap bis hoch zum Kupfergürtel von Nordrhodesien (Sambia) reichte, gab es im Süden des Kontinents.23 Die Transsibirische Eisenbahn war und ist trotz einiger Zubringerlinien ein solitärer Strich durch die Landschaft. Östlich von Omsk diente sie allein strategischen Zwecken, transportierte keine Emigranten in größerem Ausmaß und erschloss kein wirtschaftliches Hinterland. Es gab ein Netz im europäischen Russland, aber keines in Sibirien. In China, wo seit 1897 kontinuierlich an Eisenbahnen gebaut wurde, blieben einige wünschbare und mögliche Strecken noch viele Jahrzehnte lang unrealisiert, sodass man von einem fragmentarischen Netz mit manchen losen Enden sprechen muss, insbesondere im Bergland südlich des Yangzi-Flusses.24 Die innerasiatischen Landesteile wurden erst im 20. Jahrhundert angeschlossen, Tibet im Jahre 2006. In Syrien und im Libanon hatten die von französischen Gesellschaften kontrollierten Bahnen eine andere Spurweite als die osmanischen, so dass zwei Systeme unverbunden nebeneinander operierten.25 Nicht alles, was auf den ersten Blick wie ein «Netz» aussieht, bleibt es auf den zweiten.
In den bahnbauenden Staaten der ersten Generation, die noch keine kompletten technischen Pakete importieren konnten (aber auch danach erhielten Technologien meist ein besonderes nationales Gesicht),26 erwies sich der Eisenbahnbau als eine frühe Netzwerktechnologie, mit der man von Grund auf Erfahrungen sammeln musste.27 Bau und Betrieb von Eisenbahnen mobilisierten eine große Zahl von speziellen Wissensbeständen: Eisen- und Stahltechnologie und Maschinenbau, Bergbau, Telekommunikation, Geologie, Brücken-, Tunnel- und Bahnhofsarchitektur, Organisation großer Baustellen, Finanzierung, Personalverwaltung, Fahrplankoordination. Besonders am Anfang musste improvisiert werden; erst später wurde das Eisenbahnwesen «wissenschaftlich». Während technische Fragen auf ihre Lösung warteten, stellten sich gleichzeitig juristische Probleme, etwa bei der Enteignung von Land und den dafür zu zahlenden Entschädigungen. Zudem war die Eisenbahn oft ein politisches Thema mit militärischem Hintersinn. Eine Besonderheit des US-amerikanischen und teilweise auch des britischen Eisenbahnbaus bestand darin, dass hier strategische Erwägungen eine viel geringere Rolle spielten als in Kontinentaleuropa. Daher konnte der Staat, abgesehen vom Intermezzo des Sezessionskrieges, unbesorgt auf ein direktes Engagement verzichten.
Um 1880 war das Schienennetz, wie wir es heute kennen (und wie es zum Teil schon wieder rückgebaut worden ist), in Großbritannien, Frankreich, Deutschland, Italien und Österreich-Ungarn vollendet, zwanzig Jahre später auch im übrigen Europa. Dass die Technologie des Schienenbaus über nationale Grenzen hinausdrängte, machte Sonderentwicklungen von Anfang an sehr schwierig. Die einzige Möglichkeit war im Grunde, auf einer eigenen nationalen Spurweite zu beharren. Bereits George Stephenson, der «Vater» der Eisenbahn, hatte eine Norm von «4 feet 8.5 inches» definiert, die mit der Dominanz britischer Eisenbahntechnologie auch ins Ausland exportiert wurde. Die Niederlande, Baden und Russland optierten zunächst für eine breitere Spur, aber schließlich hielt nur Russland an ihr fest. Mit einer kleinen Unterbrechung beim Wechsel der Spurweite konnte man um 1910 im Prinzip von Lissabon bis Peking mit der Bahn durchfahren. Noch im selben Jahr wurde Korea, wo 1900 ein großer Eisenbahnboom begonnen hatte, an die transkontinentale Fernverbindung angeschlossen. Die verkehrstechnische Einigung nicht nur Europas, sondern Eurasiens war damit vollzogen.
|  Eisenbahn und nationale Integration


Die Eisenbahn als neuartiges Ungetüm auf Rädern, dessen Geschwindigkeit anfangs schwer einzuschätzen war und das mit dem Blick in die vorbeisausende Landschaft ganz neue Erfahrungen erschloss, erschien als Inbegriff von Modernität und löste überall, wo sie auftauchte, Debatten um die Wünschbarkeit einer solchen Moderne aus.28 In Frankreich etwa wurde die «Eisenbahnfrage» in den 1840er Jahren zu einem zentralen Thema in der Diskussion der Eliten um die Zukunft des Landes. Erst gegen große Widerstände, die vornehmlich von einem katholischen Konservatismus ausgingen, einigte man sich darauf, dass der Bahnbau der Wohlfahrt des Landes diene.29 Als einige Jahrzehnte später das Erscheinen der Eisenbahn in anderen Teilen der Welt ähnliche Reaktionen auslöste, hatte man in Europa die eigenen frühen Ängste längst vergessen und belustigte sich nun über die rückständigen und abergläubischen Orientalen. Das erste Eisenbahnprojekt in China, die 16 Kilometer lange Wusong-Bahn bei Shanghai, war 1877, ein Jahr nach ihrem Bau, wieder demontiert worden, weil die lokale Bevölkerung fürchtete, die Harmonie der Naturkräfte (fengshui) würde gestört. Das wurde im Westen als Beweis für eine primitive Abwehr der Moderne verspottet. Doch nur wenige Jahre später setzte sich in China die Einsicht in die Wünschbarkeit von Eisenbahnen allgemein durch, und in den ersten Jahren des 20. Jahrhunderts sammelten patriotische Mitglieder der Oberschicht in den Provinzen viel Geld, um Eisenbahnkonzessionen von den Ausländern zurückzukaufen. Der Versuch der kaiserlichen Regierung, im Frühjahr 1911 die Eisenbahnpolitik gesamtstaatlich zu zentralisieren, also eine nach europäischen Maßstäben rationale Bahnpolitik zu betreiben, wurde schließlich zum wichtigsten Anlass für den Sturz der Qing-Dynastie. Regionale und zentrale Kräfte kämpften um die Kontrolle einer modernen, zunehmend auch für Chinesen, nicht nur für ausländische Finanziers und Lieferanten, Gewinne abwerfenden Technologie. So schrieb die Eisenbahn in China große Geschichte.
Zu dieser Zeit war China, nur wenige Jahre nach seinem späten Eintritt in das Eisenbahnzeitalter, immerhin bereits in der Lage, Eisenbahnen in eigener Regie und Verantwortung zu errichten. Bis dahin waren die meisten Bahnen, auch wenn sie überwiegend im Besitz der chinesischen Regierung verblieben, mit ausländischem Kapital finanziert und von ausländischen Ingenieuren konstruiert worden. Eine erste Ausnahme bildete nun die technisch besonders schwer zu bauende Bahn von Peking nach Kalgan (Zhangjiakou) im Nordwesten, die 1909 fertiggestellt wurde und eine Verbindung der chinesischen Staatsbahnen mit dem Karawanenhandel aus der Mongolei herstellte. Diese Peking-Suiyuan-Bahn war die erste vollkommen eigenständige chinesische Eisenbahnkonstruktion. Sie galt auch bei ausländischen Experten als imposante technische Leistung, zumal sie mit relativ geringen Kosten realisiert worden war. Allerdings stammte das rollende Inventar nicht aus chinesischer Produktion. Ein ähnliches Symbol des Widerstandes gegen europäische Kontrolle und europäischen Einfluss, angesichts direkter französischer und britischer Interessen in der Region noch unmittelbarer geostrategisch motiviert, war die Hijaz-Bahn von Damaskus über Amman nach Medina mit einer Abzweigung nach Haifa. In den anderthalb Jahrzehnten vor dem Ersten Weltkrieg machte das Osmanische Reich in seinen arabischen Provinzen den letzten Versuch einer Rettung aus eigener Kraft. Während die übrigen osmanischen Eisenbahnen, darunter die berühmte Bagdad-Bahn, von Europäern errichtet worden war, sollte die Hijaz-Bahn allein von Osmanen finanziert, gebaut und betrieben werden. Man war hier nicht ganz so erfolgreich wie im chinesischen Parallelfall: Der Anteil ausländischer Ingenieure unter Führung eines deutschen Chefkonstrukteurs war viel größer als bei der Peking-Suiyuan-Bahn.30 Die Botschaft jedoch war klar: Ein Staat außerhalb Europas konnte dann am besten Handlungskompetenz beweisen, wenn er den Maßstäben des Westens genügte und sich zugleich eigene Technostrukturen schuf. Dies war selbstverständlich das japanische Rezept, ein Rezept, das sich unter anderen Umständen ebensogut empfahl, ohne sich leicht realisieren zu lassen.
Anders als Schifffahrt und Luftverkehr war die Eisenbahn letzten Endes ein Vehikel nationaler Integration. Schon Goethe hatte Johann Peter Eckermann 1828 versichert, ihm sei «nicht bange […], dass Deutschland nicht eins werde; unsere guten Chausseen und künftigen Eisenbahnen werden schon das ihrige tun».31 Vor allem integrierten sie nationale Märkte, schufen sie manchmal überhaupt erst. Man liest das am besten an regionalen Preisdifferenzen ab. Heute kostet Brot in Augsburg und Kiel im Prinzip dasselbe. Die Weizenpreise zwischen New York City and Iowa unterschieden sich jedoch 1870 um 69 Prozent, 1910 aber nur noch um 19 Prozent.32 Die grenzüberschreitende Internationalität der Eisenbahn fällt im europäischen Maßstab ins Auge; hier war der Zusammenschluss nationaler Netze zu einem (nahezu) gesamteuropäischen Verkehrssystem eine bedeutende Errungenschaft.33 Sie brachte gesamteuropäische Normen mit sich, etwa ein gewisses Maß an Fahrplandisziplin und Pünktlichkeit, und standardisierte manche Reiseerfahrungen. Da aber Eisenbahnen keine Meere überwinden können und selbst Napoleons Vision eines Tunnels unter dem Ärmelkanal erst am Ende des 20. Jahrhunderts verwirklicht wurde, sind sie in ihrer Globalisierungswirkung begrenzt. Auch die Transsibirische Eisenbahn, deren Passagiervolumen unerheblich blieb, war nicht mehr als eine moderne Seidenstraße: ein dünner Pfad, der weit entfernte Teile der Welt miteinander verband, ohne sie in quantitativ erheblicher Weise zu vernetzen. Die asiatischen Eisenbahnsysteme, so es sie gab, blieben – mit Ausnahme der Sibirien-Mandschurei-Korea-Strecke – miteinander unverbunden. Das indische System, im Norden durch den unüberwindlichen Himalaya begrenzt, wurde niemals nach Afghanistan verlängert, um Russland kein Einfallstor zur Invasion Indiens zu öffnen. Sofern die Bahnen Werkzeuge eines «Eisenbahnimperialismus» waren, bestand kein Bedarf, sie – außerhalb Indiens – zu Netzen im Sinne europäischer Nationalbahnen auszubauen, Netzen, die dann auch strategisch und wirtschaftlich weniger bedeutende Orte einbeziehen müssten.34
In Europa sorgten die Regierungen dafür, dass Eisenbahnpolitik im nationalen Interesse getrieben wurde. Zwischen Frankreich und Deutschland fand ein ganzes Jahrhundert lang ein großer Bahnwettbewerb statt,35 und in den Konfliktszenarien vor dem Ersten Weltkrieg spielten die Zusammenhänge zwischen Eisenbahnen und Truppenmobilisierung eine große Rolle. In weiten Teilen der Welt, namentlich Lateinamerika mit der Ausnahme Argentiniens, das über ein großes, jedoch radial auf Buenos Aires ausgerichtetes Netz verfügte, in Zentralasien und in Afrika wurde die Eisenbahn niemals derart gesellschaftsprägend wirksam wie in Westeuropa, den USA, Indien oder Japan. Traditioneller Landtransport per Wagen, zu Fuß oder mit der Karawane blieb lange Zeit unangefochten und bewies manche Vorzüge gegenüber der teuren und inflexiblen Eisenbahn. Asiatische oder afrikanische Gesellschaften, die seit jeher aus guten Gründen «radlos» gewesen waren, blieben dies einstweilen.36 Diese Regionen übersprangen nicht selten das Eisenbahnzeitalter und gingen von einer langen Geschichte des Transports mit menschlicher und tierischer Muskelkraft im 20. Jahrhundert unmittelbar in die Ära des Landrovers und des Flugzeugs über. Aber auch die Integrationswirkung der Eisenbahn konnte begrenzt bleiben, wenn sie nur schwach mit Fluss, Kanal und Straße verknüpft war. So setzte die Verkehrspolitik im Zarenreich nach den 1860er Jahren ganz auf die Schiene, versäumte aber den Bau befestigter Zubringerstraßen. An der traditionellen Unwegsamkeit der russischen und sibirischen Weiten änderte sich daher wenig, und die Transportkosten schwankten von Region zu Region außerordentlich: ein sicheres Anzeichen für ein niedriges Integrationsniveau.37
|  Die Verkabelung der Welt


Ein ausgeprägtes Netz entstand im dritten Quartal des Jahrhunderts mit der Verkabelung der Welt.38 Damit begann eine Epoche des Telegramms, die mehrere Jahrzehnte währte, bis das Telephonieren über lange Strecken hinweg einigermaßen erschwinglich wurde. Auch in vielen privaten Korrespondenzen dieser Zeit mischen sich die Papierepistel und das sprachlich verknappte Telegramm.39 Mit Telefax, Satellitentelephonie und elektronischer Post war dann im letzten Quartal des 20. Jahrhunderts der Untergang des Telegramms besiegelt. Die Verkabelung der Welt war eine außerordentliche technische Leistung, denn es mussten von Spezialschiffen aus dicke und geschützte Unterseekabel über viele tausend ozeanische Kilometer hinweg verlegt werden; die Logistik der Landverbindungen war oft nicht wesentlich einfacher. Im Unterschied zum Eisenbahn- und zum Kanalbau bedurfte es keines Massenaufgebots von Handarbeit, und die Technik war weniger invasiv und machte sich in Stadtbildern wenig bemerkbar. Um die Mitte der achtziger Jahre war die Welt in einer ganz konkreten Weise verdrahtet. Neben den spektakulären transozeanischen Kabeln darf man die viel zahlreicheren Nahverbindungen nicht vergessen. Jede mittlere Stadt, zumindest in Europa und in Nordamerika, besaß ihr Telegraphenamt, und der einsame Telegraphist in einem gottverlassenen Bahnhof im mittleren Amerika ist eine realistische Standardcharge von Wildwestfilmen. Eisenbahntrassen und Telekommunikationsleitungen wurden oft gemeinsam verlegt. In öder Gegend waren Überlandleitungen nur dann einigermaßen bequem reparierbar, wenn man sie per Bahn erreichen konnte. In Australien wurde sogar der erste Telegraph wenige Monate vor der ersten Eisenbahnlinie eröffnet.40
Telekommunikation beruht auf dem Prinzip, Informationen schneller reisen zu lassen als Menschen und Objekte. Dieses Ziel kann mit verschiedenen Medien erreicht werden. Das große neue Medium mit globalisierender Wirkung war im 19. Jahrhundert der Telegraph, nicht das Telephon. Die Geschichte des Telephons beginnt drei bis vier Jahrzehnte später mit der Eröffnung erster Vermittlungszentralen in New York (1877/78) und Paris (1879), kurz darauf mit der Einrichtung von zwischenstädtischen Verbindungen (USA 1884, Frankreich 1885). Sie war zu Beginn keine Geschichte interkontinentaler Vernetzung. Das Telephon, wie es in den späten siebziger Jahren entwickelt wurde, war anfangs eine technische Vorrichtung von sehr begrenzter Reichweite, nur innerhalb einer einzigen Stadt zu benutzen, so etwa ab 1881 in einzelnen Exemplaren auch schon in Shanghai. Seine frühe Geschichte ist überwiegend amerikanisch. In den 1880er und 1890er Jahren verbesserten sich allmählich die Möglichkeiten der Telephonkommunikation nicht nur in, sondern auch zwischen (amerikanischen) Städten. Die technische Entwicklung beschleunigte sich nach 1900, dann noch einmal weiter nach 1915. Jedoch waren Verbindungen zwischen Nordamerika und der übrigen Welt bis in die 1920er Jahre hinein technisch nicht möglich, verlässlich waren sie erst seit den 1950er Jahren und für Privatleute erst seit den späten 1960er Jahren einigermaßen erschwinglich. Die ursprüngliche Technik wurde fast vollständig in den Bell Laboratories entwickelt, und danach genoss AT&T eine Art von Monopol, soweit dies unter amerikanischer Anti-Trust-Gesetzgebung überhaupt möglich war. Bell und AT&T besaßen die wichtigsten Patente, die sie international vermarkteten.
Fast überall wurden die nationalen Telephonnetze, die im frühen 20. Jahrhundert entstanden, von staatlichen Monopolgesellschaften betrieben.41 Dort, wo es früh in Gebrauch kam, wurde das Telephon zum Werkzeug derjenigen, die auch schnell den Telegraphen angenommen hatten. Die erste Benutzergruppe waren Börsenmakler in New York, die bereits mit den frühen Apparaten von Alexander Graham Bell umgingen.42 Die Serienproduktion des späteren Standardmodells von Thomas Alva Edison begann erst 1895. Im Jahre 1900 besaß in den USA jeder 60. Einwohner ein Telephon, in Schweden jeder 115., in Frankreich gab es für 1216 und in Russland für 7000 Menschen einen Apparat. Zu dieser Zeit hatte sich eine Institution wie die Bank of England gerade erst einen Anschluss zugelegt.43 Die USA waren schon im Jahre 1910 auf dem Weg zur Telephongesellschaft; damals war der Anteil von Telegrammen am privaten Austausch von Botschaften bereits rückläufig. In Europa gewann das Telephon erst nach dem Krieg kulturell prägende Wirkung. Es ist eine Technologie, die ungewöhnlich langsam zu einer funktionstüchtigen Netzwerkbildung fand. Nationale Netze gab es im Allgemeinen bereits in den späten 1920er Jahren, doch dauerte es aus eher politischen als technischen Gründen noch mehrere Jahrzehnte, bis Gespräche von einem nationalen System in ein anderes bequem möglich waren. Dass in einem bestimmten Land der öffentliche Fernsprechbetrieb eingeführt wurde (so 1882 in Indien, 1899 in Äthiopien oder 1908 in der Türkei), sagt wenig über die tatsächliche Bedeutung des Mediums.44 Für manche Zwecke, für die es gedacht war, erwies es sich als ungeeignet. So hielt der Aufbau drahtbasierter Feldtelephonverbindungen 1914 nicht mit dem Bewegungstempo des deutschen Heeres an der Westfront Schritt, und die wenigen Funkgeräte, die man hatte, reichten nicht aus. Die Kommunikationstechnologie konnte daher jene schnelle und perfekte Koordinierung der Truppenteile, wie sie der Schlieffen-Plan für seinen Erfolg voraussetzte, nicht gewährleisten.45
Obwohl der Telegraph das Privatleben seiner Benutzer weniger revolutioniert haben dürfte als später Telephon und Internet, so war er doch für Geschäft, Militär und Politik von einer Bedeutung, die nicht überschätzt werden kann. Schon Präsident Abraham Lincoln dirigierte während des Bürgerkrieges seine Truppen durch das, was man seine «T-mails» genannt hat.46 Eine telegraphisch vernetzte Welt war bereits um 1800, also vor der entsprechenden Technik, denkbar geworden. Optische Signalübermittlung, wie sie etwa Muhammad Ali 1823 zwischen Alexandria und Kairo und die russische Regierung in den 1830er Jahren zwischen St. Petersburg und Warschau installieren ließen, war ein erster praktischer Schritt.47 Der elektrische Telegraph wurde 1837 getestet, 1844 der Morsecode betrieblich eingesetzt. Im dritten Quartal des 19. Jahrhunderts wurden weltweit Unterwasserkabel verlegt. Seit Indien (1870), China (1871), Japan (1871), Australien (1871), die Karibik (1872), alle größeren Staaten Südamerikas (bis 1875), Süd- und Ostafrika (1879) und Westafrika (1886) per Kabel erreichbar waren, entstand innerhalb kurzer Zeit ein beispielloser Grad kommerzieller Informationsverdichtung, auch wenn erst im Oktober 1902 das planetarische Netz durch die Eröffnung eines Pazifikkabels geschlossen wurde.48 Öffentliche Geschäftsnachrichten, etwa Börsendaten und Preisnotierungen, deren Übermittlungsgeschwindigkeit man als den Zeitabstand zwischen ihrer Bekanntgabe und ihrer Veröffentlichung am anderen Ende der «Leitung» messen kann, waren in den späten 1880er Jahren aus aller Welt nach zwei bis drei Tagen in London zu bekommen. Private Kabelbotschaften erreichten den Empfänger meist innerhalb eines Tages. 1798 war die Meldung über Bonapartes Invasion Ägyptens 62 Tage lang nach London unterwegs gewesen, kaum schneller, als sie um 1500 gereist wäre. 1815 hatte es zweieinhalb Tage gedauert, bis das Kabinett in London von Napoleons Niederlage bei Waterloo erfuhr; Nathan Mayer Rothschild allerdings hatte die Nachricht über seine Privatkuriere bereits nach 24 Stunden erhalten. Am 8. Januar 1815 fanden in der Schlacht von New Orleans tausend britische und amerikanische Soldaten den Tod, weil ihre Kommandeure nicht wussten, dass die Gegner bereits am 24. Dezember in Gent Frieden geschlossen hatten. Noch am Vorabend des Telegraphenverkehrs waren Briefe aus New York 14, aus Kapstadt 30, aus Kalkutta 35, aus Shanghai 56 und aus Sydney 60 Tage nach London unterwegs gewesen. Von der Ermordung Lincolns in Washington D. C. am 15. April 1865, ein Jahr vor der Eröffnung des Transatlantikkabels, erfuhr man in London 13 Tage nach dem Ereignis, vom Attentat auf Zar Alexander II. am 13. März 1881 in St. Petersburg nach 12 Stunden.49
Einzelne Märkte reagierten nun schneller aufeinander, Preisniveaus glichen sich aneinander an. Da Aufträge kurzfristig erteilt werden konnten, war es in vielen Branchen nicht mehr nötig, vor Ort große Lagerbestände zu unterhalten; dies kam vor allem kleineren Firmen zugute. Telegraphie erleichterte auch den Aufstieg von Big Business. Nun konnten größere wirtschaftliche Konglomerate mit verstreuten Standorten aufgebaut und kommunikative Funktionen, die vordem an Agenten ausgelagert worden waren, in den Konzern selbst einbezogen werden. Mittelsmänner und brokers wurden mit der Zeit entbehrlich. Politische Wirkungen blieben nicht aus. Der Telegraph erhöhte den Druck nicht nur auf Diplomaten im Außendienst, sondern auch auf entscheidungsfindende Gremien, Kabinette zum Beispiel, in den Hauptstädten. Die Reaktionsgeschwindigkeit bei internationalen Krisen erhöhte sich, und große Konferenzen wurden – nicht nur aus diesem Grunde – kürzer. Verschlüsselte Botschaften konnten falsch oder missverständlich dekodiert werden. Militärische Hauptquartiere und Botschaften wurden früh mit Telegraphisten ausgerüstet, die mit umständlichen und spionageanfälligen «Codebüchern» hantierten. Die Sorge, jemand lese mit oder der Code werde «geknackt», war nicht immer unbegründet.50 Kommunikation wurde von neuen Ängsten überschattet, und es eröffneten sich neue Möglichkeiten, nicht immer leicht zu praktizieren, für die Zensur.
|  Hierarchie und Subversion in der Telegraphie


Militärische und politische Verwendungen des neuen Mediums blieben von der Tatsache nicht unbeeinflusst, dass es, wie später das Telephon ein amerikanisches, so zunächst ein britisches Medium war. Um 1890 befanden sich zwei Drittel der Telegraphenlinien auf der Welt in britischem Besitz, überwiegend in der Hand der Eastern Telegraph Company und anderer vom Staat konzessionierter Privatfirmen. US-Kabel kamen an zweiter Stelle. Deutschland besaß gerade einmal zwei Prozent aller Telegraphenstrecken. Neben 156.000 Kilometern Kabel, die britischen Privatfirmen gehörten, standen nur 7800 Kilometer in Staatsbesitz, vornehmlich in Indien. Weltweit wurde kaum mehr als ein Zehntel aller Leitungen direkt von Regierungen kontrolliert.51 Die Befürchtung, Großbritannien würde dieses Kabelmonopol dazu nutzen, um andere kommunikativ zu strangulieren oder sie auszuspionieren, bewahrheitete sich nicht. Auch verteidigte Großbritannien seine Kontrolle nicht ausnahmslos erfolgreich. Im Nordatlantik kamen kurz vor dem Ersten Weltkrieg immer mehr Kabel in amerikanische Hand. Es stellte sich bald heraus, dass der Zugang zum Netzwerk genau geregelt werden musste. Im Krimkrieg, als das Medium zum ersten Mal eingesetzt wurde, hatten sich britische und französische Kommandeure von einem Chaos widersprüchlicher Telegramme ziviler Politiker bombardiert gesehen.52 Daher wirkte der Telegraph in dieser Hinsicht weniger egalisierend als neu hierarchisierend. Nur die Spitzen von Behörden genehmigten sich den Zugang zur telegraphischen Kommunikation, und selbstverständlich unterstanden Auslandsvertretungen nun einem direkteren Anweisungsdruck durch die Zentralen in den Hauptstädten. Damit nahte das Ende der großen autonomen Diplomaten.53 Unangenehm wurde Autonomie indes, wenn sie erzwungen war, wenn sich jemand also vom Kabelnetz abgehängt oder buchstäblich, wie im Kriegsfall üblich werdend, abgeschnitten fand. Als im September 1898 in einem der berühmtesten «Duelle» in der Geschichte imperialer Rivalitäten – in Wahrheit tranken die Kampfhähne miteinander eine Flasche Champagner – britische und französische Truppen bei Faschoda im Sudan aufeinandertrafen, hatte General Kitchener, der britische Kommandant, Zugang zum Telegraphen (über das sudanesische Omdurman), sein Kontrahent Major Marchand aber nicht; diesen Vorteil nutzten die Briten zum Aufbau einer diplomatischmilitärischen Drohkulisse, die Marchand entscheidend schwächte.54
Der Telegraph konnte unter anderen Umständen auch subversiv genutzt werden. Er erlaubte die Koordination weiträumig agierender politischer Protestbewegungen, in Indien (wie ein Jahr zuvor in den USA) etwa schon 1908 einen landesweiten Streik der virtuellen Gemeinschaft der Telegraphisten selbst, der zwischen Lahore und Madras, Karachi und dem burmesischen Mandalay Verwaltung und Geschäftsleben lähmte. Kabel waren auch ein Gegenstand internationaler und sogar binnenimperialer Politik. So bemühte sich Kanada zwei Jahrzehnte lang um ein Pazifikkabel, das es näher an seine westlichen Nachbarn heranführen sollte, doch die Regierung in London suchte die klassische imperiale Konstellation zu bewahren, bei der Kontakte zwischen einzelnen Peripherien über das imperiale Zentrum zu laufen hätten, und legte Kanadas kommunikationspolitischer Emanzipation immer neue Hindernisse in den Weg.55 Mit der Verdrahtung der Welt innerhalb von zwei Jahrzehnten war kein Technologietransfer an Nachzügler oder Imitatoren verbunden. Das Eigentum an der Hardware und die Kontrolle des Wissens davon, wie sie zu nutzen war, verblieb in den Händen weniger Erfinder und Investoren.
Neben den neuen elektrischen Medien sollten die vermeintlich alten nicht vergessen werden. Auch der Briefverkehr nahm einen großen Aufschwung. Zwischen 1871 und 1913 steigerte sich das jährliche Briefaufkommen im Deutschen Kaiserreich von 412 Millionen Sendungen auf 6,8 Milliarden; der Briefverkehr mit dem Ausland wuchs in ähnlichem Ausmaß.56 Niemals zuvor waren die internationalen Kommunikationsverbindungen in Europa dichter als im Sommer 1914. Davon, dass jeder Bewohner der Erde im Prinzip per Post erreichbar gewesen wäre, war man damals freilich noch weit entfernt. Schon an der Peripherie Europas dünnten sich die Postwege deutlich aus. So blieb ein großer Teil der russischen Landbevölkerung weiterhin ohne Zugang zu Briefkasten und Postamt. Im Gegensatz zum Zarenreich waren die ebenfalls riesigen Räume der USA, auch die Frontier, bereits am Vorabend des Bürgerkrieges gründlich «durchpostalisiert»; Kommunikationsmedien und Alphabetisierung steigerten sich wechselseitig in einer Aufwärtsspirale.57
Eine neue Netzwerktechnologie war schließlich die Elektrizitätsversorgung. Auch sie trat in dem großen Wendejahrzehnt der 1880er Jahre auf den Plan und wurde zu einer zusätzlichen Ursache der Verdrahtung der Welt vom einzelnen Haushalt bis zu großräumigen Systemen. Aus den damaligen einfachen Beleuchtungssystemen innerhalb einiger Großstädte und der ersten Stromübertragung über eine Fernverbindung (1891 von Lauffen am Neckar nach Frankfurt am Main) waren in den 1920er Jahren große Systeme regionaler Energieerzeugung und Energieverteilung geworden. Waren Großbritannien das Pionierland der globalen Telegraphie und die USA der Geburtsort des Telephons, so lag das Weltzentrum der Elektrizität in Deutschland, genauer in Berlin, «the electrical metropolis».58 Die großen Standardisierungen, ganz ähnlich den früheren Vereinheitlichungen im Eisenbahnwesen, mussten bis nach 1914 warten. Bis dahin herrschte überall ein Chaos von Spannungen und Frequenzen. Elektrische Netzwerke reichten über regionale Radien noch nicht hinaus. Erst in den 1920er Jahren waren die technischen und politischen Voraussetzungen für großräumige Energieverbünde geschaffen, und dass internationaler Regelungsbedarf entstanden war, zeigte die erste «Weltkraftkonferenz» von 1924.
2  |  Handel

|  Weltmarkt, Regionalmärkte, Nischen


Lange hat man sich aus westlicher Sicht die Entwicklung der neuzeitlichen Weltwirtschaft als eine Expansion von Kontakten und Beziehungen vorgestellt, die von dem einzigen Zentrum Europa ausging. Auch das einprägsame Bild von der phasierten Entwicklung eines «modernen Weltsystems» (Immanuel Wallerstein) hat dem Vorschub geleistet. Aus heutiger Sicht plausibler ist die Vermutung, dass die entstehende Weltwirtschaft des 17. und frühen 18. Jahrhunderts multizentrisch war: Mehrere unterschiedliche Handelskapitalismen in verschiedenen Teilen der Welt blühten gleichzeitig auf, jeweils mit dem Aufstieg von gewerblicher Produktion für ferne Märkte verbunden.59 Der europäische Handel dominierte im Atlantik und drängte seit etwa der Mitte des 18. Jahrhunderts die asiatische Konkurrenz zurück. Dennoch wäre es zu einfach, sich die Weltwirtschaft, wie sie nach den 1840er Jahren im Zeichen des Freihandels neu strukturiert wurde, als ein einziges weltumspannendes Netz vorzustellen.60 Der Weltmarkt ist eine ziemlich abstrakte theoretische Fiktion. Es gab, je nach Ware (das konnten auch Menschen sein), viele Märkte, von denen immer mehr geographisch so weit wuchsen, dass man sie als Welt märkte bezeichnen kann. Keiner dieser Weltmärkte lässt sich von seiner je spezifischen Geographie trennen, keiner überzog den Erdball mit geometrischer Gleichmäßigkeit.
Regionale Subsysteme bewahrten sich eine Eigendynamik oder fanden sie neu. Zwischen 1883 und 1928 wuchs der Handel innerhalb Asiens wesentlich schneller als der zwischen Asien und dem Westen.61 Die regionalen Subsysteme wiederum entwickelten, nicht primär von Europa aus oder durch Europäer gesteuert, eigene innere Rollenverteilungen. So entstand nach etwa 1800 – nicht früher! – ein internationaler Reismarkt in Asien: Burma, Siam und Indochina exportierten, Ceylon, Malaya, Niederländisch-Indien, die Philippinen und China importierten Reis.62 Die Nachfrage nach Reis war weniger ein Elendsindikator als das Ergebnis von regionaler Spezialisierung, teilweise auch von höheren Konsumstandards, denn Reis wird in allen asiatischen Gesellschaften als hochwertiges Getreide angesehen, vergleichbar dem Weizen in Europa. Selbst modernere Technik führte nicht zwangsläufig dazu, dass «vormoderne» Verkehrs- und Wirtschaftsformen auf grenzüberschreitenden Teilmärkten verschwanden. So war der Dschunkenhandel des großen Hafens Kanton mit Südostasien keineswegs ein Erbe des «alten China», sondern ein unmittelbares Resultat des Handelsmonopols, das der Qianlong-Kaiser der Stadt 1757 erteilt hatte. Die Dschunken wurden auch im 19. Jahrhundert nicht obsolet, ebensowenig wie die arabischen Dhaus im Indischen Ozean. Europäische Schiffe drangen nicht wesentlich über den Transport von Baumwolle und Opium hinaus vor. Der Südostasienhandel blieb unter chinesischer Kontrolle.63
Handelsgeschichtlich verlängerte das 19. Jahrhundert in mancher Hinsicht die frühe Neuzeit. Schon die europäischen Kaufleute des 17. und 18. Jahrhunderts hatten interkontinentalen Handel über Kulturgrenzen hinweg mit großem Erfolg zu organisieren vermocht. Die Chartered Company war, besonders im Asienhandel, eine überaus leistungsfähige Innovation gewesen, die weniger ihrer eigenen Unzulänglichkeit als den ideologischen Vorbehalten des Liberalismus zum Opfer gefallen war. Bei der Kolonisierung Afrikas erlebte sie seit den 1870er Jahren eine (im Umfang bescheidene) Renaissance. Außerhalb der großen bürokratischen Organisationen der britischen East India Company und der niederländischen Vereenigde Oostindische Compagnie florierte vor allem im atlantischen Raum eine individualisierte Kaufmannschaft mit Geschäftsinteressen auf mehreren Kontinenten. Den Kern dieser Gruppe bildeten im 18. Jahrhundert die gentlemanly capitalists aus London und den südenglischen Häfen, daneben ungewöhnlich viele Schotten sowie eine zunehmende Zahl von Nordamerikanern. Die Handelsgeflechte, an denen solche Leute im Zeitalter von Segelschiff und Merkantilismus woben, nahmen den Welthandel des 19. Jahrhunderts in hohem Maße vorweg.64 Auch die Art und Frequenz der Kommunikation kann im Rückblick aus dem Zeitalter des voll entfalteten Kabelverkehrs, also um 1900, bestenfalls als «vormodern» bezeichnet werden. Die großen Handelsorganisationen und die Geschäftsnetze einzelner Unternehmer wurden durch unentwegte Korrespondenz zusammen- und in Schwung gehalten. Sie waren empires in writing.65 Sieht man das 19. Jahrhundert zu einseitig als die Epoche der Industrialisierung und der Industriellen, dann wird die fortdauernde Bedeutung der Kaufleute verdeckt. Sie blieben die wichtigsten Verflechter der globalen Wirtschaft. Indem sie sich veränderten Umständen anpassten und diese Umstände zugleich mitgestalteten, verknüpften sie entfernte Märkte, schalteten unterschiedliche Produktionsregime – etwa die Textilfabrik und die Baumwollplantage – zusammen, häuften Kapital an, das in Banken und Industrie fließen konnte, und schufen einen transnationalen Koordinations- und Regelungsbedarf, der zu neuen Praktiken der Abstimmung und zum Aufbau eines grenzüberschreitenden Geschäftsrechts führte.
Kaufmännische Organisationsfähigkeit war kein westliches Monopol. Zu Chinas Wirtschaftsblüte im 18. Jahrhundert trugen Kaufmannsnetze bei, denen es gelang, eine Arbeitsteilung in den verschiedenen Provinzen des Reiches optimal zu nutzen. Solche Netze, ebenfalls eine hochentwickelte Schriftlichkeit voraussetzend, beruhten vor allem auf der Solidarität gemeinsamer Herkunft, die eher lokal als familial verstanden wurde. Bestimmte Branchen lagen gesamtchinesisch in den Händen von Kaufleuten aus einer bestimmten Stadt. Die kommerziellen Techniken waren in Ost und West oft sehr ähnlich. Hier wie dort war die Partnerschaft ein wichtiges Instrument der Zusammenführung von Kapital und Kompetenzen. Es gab sie in Europa ebenso wie in China und im Osmanischen Reich.66 Ein wichtiger Unterschied lag darin, dass Handelskapitalismus in Westeuropa vom Staat nicht nur geduldet, sondern vielfach ausdrücklich gefördert wurde. Die außereuropäischen Kaufmannsnetze bestanden zumeist im 19. Jahrhundert fort und passten sich den neuen Herausforderungen an. Sie verschwanden keineswegs von heute auf morgen mit der Ankunft des westlichen Kapitalismus an der «Peripherie». Eines ihrer Kennzeichen war eine enge Verbindung mit proto-industrieller Produktion. Manche solcher Netze, etwa der innerchinesische Großhandel mit Baumwollstoffen in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts, kümmerten sich um die Distribution von Produkten aus ganz unterschiedlichen Produktionskontexten und «Stufen» industrieller Entwicklung: einheimischer Hausindustrie, beginnender chinesischer Fabrikherstellung und industriellen Importen.67
Ein anderes Strukturelement, das aus dem 18. Jahrhundert überdauerte, waren die Nischen, in denen religiöse und ethnische Minderheiten Geschäfte tätigten, die Länder und Kontinente verbanden: Armenier, Griechen im Osmanischen Reich und in Ägypten, Parsen in Indien und Zentralasien, auch Iren und Schotten in der britischen Welt. Für manche dieser Gruppen, unter denen Juden immer wichtiger wurden, boten sich im 19. Jahrhundert neue Geschäftsmöglichkeiten, die energisch genutzt wurden. Eine wachsende europäische Dominanz in großen Teilen des Welthandels hinderte Hindu-Kaufleute aus der Provinz Sind im heutigen Pakistan nicht daran, lange bestehende Verbindungen im Inneren Asiens weiter auszubauen und sich als Mittler zwischen chinesischen, britischen und russischen Interessen zu etablieren. Das war eine Spezialität der Händlergemeinschaft der Shikapuris. Ein anderes Netzwerk, von Kaufleuten aus Haiderabad aufgebaut und betrieben, nutzte die neuen Möglichkeiten eines in den letzten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts wachsenden europäischen Tourismus, spezialisierte sich auf den Vertrieb von exotischen Textilien und orientalischem Kunsthandwerk und folgte mit seinen Niederlassungen den neuen Touristenrouten. Diese Händlergruppen wurden vor allem durch verwandtschaftliche Bande, durchaus auch solche fiktiver Natur, zusammengehalten. Sie hätten nicht so erfolgreich sein können, wie sie es bis in die Zwischenkriegszeit hinein waren, hätten sie nicht den raschen Wandel der Märkte genau beobachtet und richtige Schlussfolgerungen daraus gezogen. Politische Grenzen spielten für diese Kaufleute kaum eine Rolle; sie waren «transnational» orientiert.68 Die grenzüberschreitenden Händlernetze waren eng mit denen des indischen oder chinesischen Binnenlandes verbunden. Der Aufstieg pan-indischer Netze und die Expansion der Fernaktivitäten einzelner Händlergruppen waren ebenso sehr zwei Seiten derselben Medaille wie die Beschleunigung der Zirkulation zwischen den chinesischen Provinzen und die Verlängerung binnenchinesischer Geschäftsbeziehungen durch Chinesen ins südostasiatische oder amerikanische Ausland.69 Kurz: Asiaten und Afrikaner waren als Arbeiter für die neue europäisierte Weltwirtschaft unentbehrlich, konnten aber auch als Kaufleute noch vielfach mithalten und sich anpassen. Wesentlich schwieriger war es für sie, sich in Industrie und Finanz aus untergeordneten Positionen zu befreien. Dies war zu Beginn des Ersten Weltkriegs allein Japan gelungen, dessen Industrie Europäern und Nordamerikanern zunehmend asiatische Drittmärkte streitig machte und dessen Handelsfirmen und Reedereien ihren Aktionskreis weit über den eigenen Archipel hinaus ausdehnten.
|  Alte Muster, neue Gewichtungen


Zwischen 1840 und 1913 dokumentiert die Statistik eine durchschnittliche Expansion des Welthandelsvolumens, wie es sie vorher nie gegeben hatte und wie sie erst in den «goldenen» Nachkriegsjahren 1948–1971 übertroffen werden sollte. Der Wert des Welthandels, zu konstanten Preisen gerechnet, verzehnfachte sich zwischen 1850 und 1913.70 Sein Volumen, das zwischen 1500 und 1820 im jährlichen Durchschnitt um (immerhin!) knapp 1 Prozent gestiegen war, nahm 1820–70 pro Jahr um 4,18 Prozent, 1870–1913 um 3,4 Prozent zu.71 Der überwiegende Teil des internationalen Handels verlief in dieser großen Expansionsphase zwischen Europäern oder zwischen ihnen und den Bewohnern der neo-europäischen Siedlungskolonien. Europa (einschließlich Russlands) und Nordamerika vereinigten im Durchschnitt der Jahre 1876–80 drei Viertel des gesamten zwischenstaatlichen Handels auf sich; 1913 hatte sich dieser Anteil nur minimal verändert.72 Das war hauptsächlich ein Austausch zwischen Ökonomien mit einem relativ hohen Einkommensniveau. Die europäische Nachfrage nach tropischen Produkten ging seit den 1820er Jahren im Vergleich zum 18. Jahrhundert, als Zucker in Europa eine große Attraktion gewesen war, relativ zurück. Importe von Nahrungsmitteln und industriellen Rohstoffen aus temperierten Zonen wurden dafür wichtiger. Erst in der Mitte der neunziger Jahre begann ein neuer Boom tropischer Exportprodukte aus Asien, Afrika und Lateinamerika.
Wo westliche Import- und Exportfirmen sich Absatzmärkten außerhalb des Westens zuwandten, trafen sie nahezu unweigerlich auf einheimische Handelsstrukturen, mit denen sie zusammenarbeiten mussten, um sich asiatische, in begrenzterem Umfang auch afrikanische Märkte überhaupt erschließen zu können. An den Direktabsatz westlicher Produkte war bis zur Jahrhundertwende nicht zu denken. Es mussten überall komplizierte Mechanismen der Vermittlung zwischen unterschiedlichen Wirtschaftskulturen gefunden werden. Auch in Lateinamerika, wo die kulturellen Schranken niedriger waren als in Ostasien, arbeiteten europäische Import/Export-Häuser, die selten einen Markt vollständig dominierten, notgedrungen mit spanischen und kreolischen Großhändlern zusammen, deren überlegene Marktkenntnis und Geschäftsverbindungen sie nutzten – und in deren Zahlungsprobleme sie, ganz ähnlich wie in China, mit hohem Risiko hineingezogen wurden. Der Telegraph schwächte die Position größerer Handelshäuser, da der Eintritt in den Markt nun auch mit weniger Startkapital möglich war und viele kleinere europäische und einheimische (oft von neuen Immigranten, etwa Italienern oder Spaniern, betriebene) Firmen die Chancen nutzten.73 Einfacher war es, wenn die Kunden außereuropäische Regierungen waren, mit denen man über Rüstungsgüter oder Eisenbahninventar direkt verhandeln konnte.
Wiederum anders sah es bei Importen aus der künftigen «Dritten Welt» aus. Hier hatte westliches Kapital, viel früher und stärker als bei der Vermarktung eigener Produkte, die direkte Kontrolle über die Urerzeugung in Plantagen und Bergwerksenklaven erringen können. In solchen Fällen hatte man es weniger mit selbständigen und selbstbewussten einheimischen Kaufleuten als mit abhängigen Arbeitskräften zu tun. Die Ausbreitung von Exportenklaven schwächte einheimische Unternehmer dann, wenn es ihnen nicht gelang, hier selbst Fuß zu fassen. Dass dies freilich häufiger glückte, als man bisher dachte, hat sich vor allem für Lateinamerika zeigen lassen.74 Exportproduktion an der Peripherie war immer eine viel deutlicher «neue» Form der Wirtschaft, für welche die Integration in ein Hinterland von geringerer Bedeutung war. In solchen «dualen» Strukturen war in der Regel die überseeische Vernetzung stärker als die Einbindung in die eigene «nationale» Ökonomie. Das, was zu Recht die «Europäisierung» der Weltwirtschaft in den ersten drei Quartalen des 19. Jahrhunderts genannt wurde,75 geschah nicht durch die einförmige Ausbreitung europäischen Einflusses, sondern dadurch, dass europäische Firmen (a) an bestehende indigene Handelsnetze anknüpften, oder (b) Brückenköpfe der Exportproduktion errichteten, oder (c) große Frontiergebiete wie Australien, Neuseeland oder Argentinien nach europäischen Maßstäben neu strukturierten (hier war dann das ganze Land gewissermaßen ein einziger Brückenkopf).
Insgesamt gesehen lässt sich das, was sich im Welthandel des 19. Jahrhunderts zutrug, nicht allein durch konkrete Kontakte beschreiben. Dahinter und daneben sind andere Prozesse zu berücksichtigen: (1) der Abbau von Zollschranken vor allem in Europa, im British Empire, in China, im Osmanischen Reich usw.;76 (2) die Entstehung neuer Nachfrage als Folge von Vorgängen, die langfristig das Einkommensniveau steigerten, wie der Industrialisierung und der Erschließung produktiver Frontiers; (3) die Eröffnung neuer Zugangswege durch die Eisenbahn; (4) die Senkung der Transportkosten für Menschen und Güter. Der letzte dieser Punkte ist besonders wichtig. Zeit sparte Geld. Die Eröffnung des Suezkanals 1869 verminderte die Fahrtstrecke zwischen London und Bombay um 41 Prozent. Die Schiffspassage über den Nordatlantik verkürzte sich von durchschnittlich 35 Tagen um 1840 auf 12 Tage im Jahre 1913. Die Verbesserung zunächst von Segelschiffen, dann der gleitende Übergang zur Dampfschifffahrt und die darauf folgende Effektivierung von Eisenschiffen und ihren Antriebsmaschinen führten das gesamte Jahrhundert über zur Reduzierung von Fracht- und (wenngleich in geringerem Ausmaß) Passagiertarifen auf den Ozeanen. 1906 waren die Transportkosten pro Masseneinheit zwischen Großbritannien und Indien auf 2 Prozent des Standes von 1793 gefallen. Zur gleichen Zeit kostete es nur 2- bis 3-mal so viel, eine Tonne Baumwollgüter von Liverpool nach Bombay zu verschiffen, wie sie per Bahn 45 Kilometer weit von Manchester nach Liverpool zu befördern.77 Die Auswirkungen dieser Transportrevolution waren weltweit im Prinzip die gleichen.
Das Welthandelssystem des 19. Jahrhunderts war in seinen Grundverbindungen bereits um die Mitte des 18. Jahrhunderts komplett: Nord- wie Südatlantik waren dicht von permanenten Handelsbeziehungen durchkreuzt, der Pelzhandel integrierte die nördlichen Breiten Eurasiens und Amerikas, der maritime Handel zwischen Europa und Asien reichte von der Nordsee bis zum Südchinesischen Meer und der Bucht von Nagasaki, das kontinentale Eurasien war von Handelswegen überzogen, Wüsten wurden von Karawanen überquert, der Pazifik von der spanischen Manila-Galleone. Nur Australien und Teile des südlichen Afrika harrten noch ihrer Einbeziehung in globale Zusammenhänge. Auch die organisatorischen Formen des Handels wurden bis zum Auftreten multinationaler Konzerne im späten 19. Jahrhundert kaum revolutioniert. Wie schon im 18. Jahrhundert, so schufen unternehmerische Einzelpersönlichkeiten und Familien ausgedehnte Geschäftsnetze, zunehmend auch auf handelsnahen Gebieten, so etwa das Haus Rothschild sein Finanzimperium, das nach etwa 1830 zu einem European player aufstieg, oder Sir William Mackinnon eine investment group, die bis zu ihrem Zusammenbruch in den 1890er Jahren alles Mögliche von schottischem Schiffbau, über indischen Import/Export bis zu ostafrikanischer Küstenschifffahrt umfasste.78
Der europäische und nordamerikanische Handelskapitalismus fegte die vorhandenen kommerziellen Netze in Übersee keineswegs hinweg, und da die Produkte der westlichen Industrialisierung nicht unbedingt auch von westlichen Handelsorganisationen verbreitet werden mussten, gaben die Exporte der industriellen Ökonomien dem einheimischen Handel in vielen Teilen der Welt einen mächtigen Auftrieb. Es kam sogar vor, dass sich neue, dynamische Marktsektoren entwickelten, in denen Europäer und Nordamerikaner überhaupt nicht Fuß fassen konnten, so etwa im Baumwoll- oder Kohlehandel zwischen China und Japan.79 Der heute oft mit ungläubigem Staunen registrierte «Aufstieg Asiens» wird weniger rätselhaft, wenn man weiß, dass sich die geschäftlichen Infrastrukturen Ostasiens seit mindestens dem 18. Jahrhundert kontinuierlich entwickelt haben und durch Imperialismus und chinesischen Kommunismus zwar beschädigt, aber nicht zerstört wurden. Die allgemeine Marktexpansion der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts schuf Chancen, die nicht nur von Bewohnern des Westens genutzt wurden.
Was war trotz mancher Kontinuitäten aus der frühen Neuzeit heraus an der kommerziellen Vernetzung im 19. Jahrhundert neu?
|  Erstens. Der Welthandel vor 1800 war keineswegs auf leichte und wertvolle Luxusgüter beschränkt. Rohbaumwolle, Zucker oder indische Textilien waren schon im 18. Jahrhundert Massengüter im interkontinentalen Verkehr. Aber erst die Transportrevolution mit ihrer drastischen Senkung der Kosten machte es möglich, dass Erzeugnisse wie Weizen und Reis, Eisen und Kohle in einem solchen Umfang transportiert wurden, dass sie auch wertmäßig im Welthandel dominierten. Hohe Erlöse im frühneuzeitlichen Handel waren oft dadurch entstanden, dass die Importe in den Empfängerregionen konkurrenzlos waren: Tee kam um 1780 nur aus China, Zucker fast ausschließlich aus der Karibik. Achtzig Jahre später lohnte sich der Ferntransport auch bei Waren, die an vielen Orten produziert werden konnten. In den großen Häfen liefen daher Produkte buchstäblich aus aller Herren Ländern zusammen, und es gab viel weniger «natürliche» (also nicht vom Staat verliehene) Monopole als unter früheren Bedingungen und daher mehr Wettbewerb.80
|  Zweitens. Ohne diesen Faktor des Massentransports bleibt die beispiellose quantitative Expansion des interkontinentalen Handels, sowohl nach Wert wie nach Volumen gerechnet, unerklärlich. Erst mit dem großen, in den 1850er Jahren und dann wieder zwischen 1896 und 1913 Rekordausmaße erreichenden Wachstum des Warenverkehrs gewann Außenhandel weltweit für zahlreiche Gesellschaften eine tiefgreifende Bedeutung und berührte nicht mehr nur den Lebensstandard der Reichen. Diese Expansion ging einher mit der Integration von Märkten. Man erkennt sie an der zunehmenden Konvergenz der internationalen Warenpreise. Vor 1800 stand die Bildung von Preisen diesseits und jenseits eines Ozeans in nahezu keinem systematischen Verhältnis zueinander. Im Laufe des 19. Jahrhunderts stellte sich eine immer engere Beziehung zwischen den Preisbewegungen auf weit entfernten Märkten her; die Preisniveaus näherten sich einander an.81 Dies ging zu drei Vierteln auf fallende Transportkosten, zu einem Viertel auf den Abbau von Zollschranken zurück.82 Die Marktintegration verlief dabei nicht immer entlang politischer Grenzen. Bombay, Singapur oder Hongkong zum Beispiel waren integrierte Teile der britischen Überseewirtschaft. Ihre Preise korrelierten enger mit denen in London als mit Preisen im eigenen indischen, malaiischen oder chinesischen Hinterland.
|  Drittens. Weil ein großer Teil der interkontinental verschifften Güter – von Rohbaumwolle und Eisen bis zu Palmöl und Kautschuk – als Rohstoffe in die industrielle Produktion eingingen, wurden die Warenketten (commodity chains) nun komplizierter: Zwischen Urerzeuger und Endverbraucher schoben sich zusätzliche Etappen der Verarbeitung.83 Auch verlagerte sich, mangels ausgebauter Industrien in Asien, Afrika und Lateinamerika, die Wertschöpfung stärker in die führenden Industrieländer. Hatte Europa in der frühen Neuzeit aus Übersee gewerbliche Fertigprodukte bezogen (feine Baumwolltuche aus Indien, Tee und Seidenstoffe aus China, genussfertigen Zucker aus der Karibik), so geschah die Weiterbearbeitung nun vorwiegend in den Metropolen. Dort wurde die Baumwolle maschinell versponnen, der Rohkaffee geröstet, das Palmöl zu Margarine und Seife verarbeitet. Einige dieser Fertigprodukte wurden dann wieder in die Ursprungsländer der Rohstoffe zurückverkauft, etwa Baumwollwaren nach Indien – heute eine Selbstverständlichkeit, im 19. Jahrhundert etwas Neues.
3  |  Geld und Finanzen

|  Standardisierungen


Noch dramatischer war die großräumige Systembildung auf zwei anderen Gebieten: Geld/Währung und Finanzen. Hier, mehr als im Handel, lag der große Rationalisierungs- und Effizienzvorsprung der Europäer selbst vor Ökonomien, die vor nicht allzu langer Zeit den europäischen nahezu ebenbürtig gewesen waren. Komplizierte Währungsverhältnisse, das Nebeneinander von verschiedenen Geldarten und die Schwierigkeiten, kalkulierbare Relationen zwischen ihnen herzustellen, bedeuten stets Reibungsverluste und Zusatzkosten. So war es im frühneuzeitlichen Europa, und so blieb es zum Beispiel in China bis 1935. Dass es im chinesischen Kaiserreich trotz mehrfacher Versuche nicht gelang, ein chaotisches Doppelsystem von Silber- und Kupfergeld zu vereinfachen, dass sich vertrauenswürdiges Papiergeld erst langsam verbreitete und die verschiedensten ausländischen Zahlungsmittel – schon im späten 18. Jahrhundert war der spanische Carolus-Dollar die Standardmünze im Yangzi-Delta – weiter im Umlauf blieben, gehört zu den wichtigsten Ursachen der Rückständigkeit des Landes im 19. und frühen 20. Jahrhundert. Vor 1914, als der sogenannte Yuan-Shikai-Dollar eingeführt wurde, gab es in China noch nicht einmal Ansätze zu einem einheitlichen nationalen Geld. Auch Banknoten wurden nur auf Provinzebene ausgegeben. Eine Zentralbank entstand erst 1928, konnte aber wegen Bürgerkrieg und Krieg nur rudimentär funktionieren.84 Solche Verhältnisse waren charakteristisch für weite Teile der Welt.
Im Gegensatz dazu stand die Schaffung nationaler Währungsräume im Europa des 19. Jahrhunderts. Dies war besonders im Falle neu gebildeter Nationalstaaten schwierig genug. Entscheidend war hier die Kombination von ökonomischem Fachwissen, politischem Willen und lokalen Interessen. Die Integration nationaler Märkte und das wirtschaftliche Wachstum, das gemeinhin ausschließlich der Industrialisierung zugeschrieben wird, wären ohne diese keineswegs nebensächliche Voraussetzung nicht möglich gewesen.85 Erst Standardisierung und glaubhafte Garantien von Stabilität stärkten einige der westlichen Währungen, allen voran das Pfund Sterling, sodass sie international aktionsfähig wurden. Geld- und Währungsreformen waren immer eine überaus komplexe Angelegenheit. Man musste sich an erfolgreiche Vorbilder anlehnen, und es war unerlässlich, dass Banken existierten, die eine neue Währung ausgeben und verwalten konnten. Wie schwierig es war, nationale Einheitlichkeit herzustellen, zeigte sich auch an der oft anhaltenden Zersplitterung von Kreditmärkten. In Italien zum Beispiel dauerte es nach der Einführung der Lira als gesetzlichem Zahlungsmittel 1862 noch mehrere Jahrzehnte, bis regionale Differenzen der Zinssätze verschwunden waren.86 Der logisch nächste Schritt, der aber in der Praxis synchron mit der nationalen Vereinheitlichung realisiert werden konnte, war die internationale Angleichung von Währungen. Man muss sich jedoch davor hüten, einen universalen Prozess zunehmend großräumiger Integration anzunehmen. Das spanische Reich war im 18. Jahrhundert das größte einheitliche Währungs- und Fiskalgebiet der Welt. Die Auflösung dieses Reiches zwischen 1810 und 1826 fragmentierte diesen Zusammenhang, machte seine Vorzüge zunichte und stellte jeden einzelnen der Nachfolgestaaten vor das Problem, eigene monetäre und finanzielle Ordnungen zu schaffen. Dass dies so gut wie nie auf Anhieb gelang, war eine Quelle politischer Instabilität und wirtschaftlicher Ineffizienz – die sich gegenseitig in einem Teufelskreis bedingten.87
Für große Teile Europas schuf erst die Lateinische Münzunion von 1866 de facto eine einheitliche Währung, die Geschäfte und Reisen sehr erleichterte. Das war aber nicht der Hauptzweck der Münzunion gewesen. Diese entsprang vielmehr dem Zusammentreffen von zwei Momenten: (a) dem Wunsch Frankreichs, seine «bimetallische» Silber-Gold-Währung hegemonial auf dem europäischen Kontinent durchzusetzen; (b) der Notwendigkeit, die als Folge der nordamerikanischen und australischen Goldfunde (die das Gold kräftig verbilligten) gestörte Balance zwischen Silber- und Goldpreis wiederherzustellen.88 Ein weiteres wirtschaftspolitisches Ziel, erstmals in einer solch internationalen Weise in Angriff genommen, war Preisstabilität. Die Währung der Lateinischen Münzunion, zu der neben Frankreich auch Belgien, die Schweiz und Italien, später Spanien, Serbien und Rumänien gehörten, war faktisch eine Silberwährung, denn jedes Land definierte seine eigenen Währungseinheiten in Relation zu einem festen Silbergewicht. Eine «außersystemische» und unvorhergesehene Entwicklung brachte diese Konstruktion zu Fall: Die Entdeckung neuer Silbervorkommen senkte den Preis von Silber und löste eine Silberflut in die Länder der Lateinischen Münzunion aus. Vieles sprach nun für das alternative ordnungspolitische Währungskonzept: die Goldwährung. Doch Silber bewies ein erstaunliches Beharrungsvermögen.
|  Silber


Die internationalen Währungsordnungen des 19. Jahrhunderts waren der erste zwischen mehreren Staaten koordinierte Versuch, jene Edelmetallströme unter Kontrolle zu bringen, die seit den 1540er Jahren um den Globus flossen.89 Selbst Länder, die versuchten, ihre wirtschaftlichen (und sonstigen) Außenbeziehungen strikt zu reglementieren, also etwa Japan und ganz besonders China, waren an diese Ströme angeschlossen und erlebten – oft, ohne die Ursachen zu verstehen – die inflationären oder deflationären Auswirkungen der globalen Zirkulation von Münzen und Metall. Deren Folgen konnten bis in die Politik durchschlagen. Der Opiumkrieg zwischen Großbritannien und China (1839–42) hatte seine wichtigste Ursache in der Silberproblematik. China hatte das ganze 18. Jahrhundert über im Austausch gegen seine Exportprodukte (insbesondere Seide und Tee) große Mengen von Silber eingenommen, welche die heimische Wirtschaft belebten. Dieser Strom verkehrte sich zu Beginn des 19. Jahrhunderts in sein Gegenteil, nachdem die Briten endlich eine Ware gefunden hatten, für die sich die Chinesen interessierten: Opium, das in den indischen Territorien der East India Company hergestellt wurde. Diese Entscheidung hatte übrigens Folgen in weit entfernten Teilen der Welt: Seit etwa 1780 war die notorische Schwierigkeit, den Chinesen etwas zu verkaufen, zum Hauptmagneten der Erschließung unberührter pazifischer Ressourcen, etwa der Sandelholzwälder auf den Fidschi-Inseln und Hawaii, geworden. Je wichtiger indisches Opium als Importgut Chinas wurde, desto mehr ließ nun der ökonomische und ökologische Druck auf den Pazifik nach.
Für China selbst verkehrte der beginnende Opiumhandel seine Einbindung in die Weltwirtschaft. Fortan zahlte China mit Silber für Opium. Die Folge war eine ernste Deflation, von der Südchina bis hinunter zu den Dörfern betroffen war und die selbstverständlich auch die Steuereinnahmen des Staates gefährdete. In dieser Situation beschloss der Kaiserhof, den immer schon als illegal, also als Schmuggel betrachteten Opiumimporten einen Riegel vorzuschieben. Der casus belli war nach britischer Definition erreicht, als ein kaiserlicher Sonderkommissar in Kanton britisches Opium beschlagnahmte und vernichten ließ. Kurz vor dieser Maßnahme hatte der höchste britische Repräsentant vor Ort die Schmuggelware kurzerhand zum Eigentum der britischen Krone erklärt. Damit war das Problem auf die Ebene eines Staatenkonflikts erhoben worden. Die chinesisch-indische Silber-Opium-Ökonomie funktionierte freilich weiterhin in globalen Zusammenhängen, die eine etwas komplexere Erklärung nahelegen als nur eine Anklage gegen die – ohne Zweifel skrupellosen – britischen Vergifter des chinesischen Volkes: Ein Schrumpfen von Chinas Exportmärkten für Seide und Tee reduzierte nach 1820 Chinas Silbereinnahmen, während gleichzeitig die Verknappung der südamerikanischen Silberproduktion den internationalen Silberpreis und damit den Anreiz zu Silberabflüssen aus China steigerte. Der aggressiv betriebene Opiumhandel war daher nicht die einzige Ursache für Chinas Wirtschaftskrise der 1830er Jahre.90
Auch das wirtschaftliche Schicksal Indiens wurde stark vom Silber geprägt. Das chinesische, ursprünglich aus den Bergwerken Spanisch-Amerikas stammende Silber floss nach etwa 1820 in großem Ausmaß in das Opium produzierende Indien. Hinzu kam bald Silber aus den neu erschlossenen nordamerikanischen Lagerstätten. Es wurde auch dafür genutzt, die steigenden indischen Exporte (Tee und Indigo) zu bezahlen. Als während des Amerikanischen Bürgerkrieges die transatlantische Baumwollversorgung der europäischen Industrie stockte, sprangen Ägypten und Indien ein. Indien schien, wie im 18. Jahrhundert China, unbegrenzt Silber absorbieren zu können. Der britischen Kolonialmacht war dies recht, denn es erleichterte die fortschreitende Monetarisierung der ländlichen Wirtschaft und die Eintreibung der Grundsteuer, auf der die britische Herrschaft beruhte. Nun sank aber ab 1876 kontinuierlich der Weltsilberpreis und mit ihm der Wechselkurs der indischen Rupie. Damit verbilligte und erhöhte sich die Ausfuhr indischer Agrarprodukte, ohne dass die indische Regierung daran hätte teilhaben können, denn die herrschende Ideologie des Freihandels verbot Zollerhöhungen jeglicher Art. Die indische Regierung stand unter dem Druck, ihren Beamten weiterhin die zugesagten hohen Gehälter zahlen und zudem die üblichen Tributzahlungen (home charges) nach London überweisen zu müssen. Aus dieser hauptsächlich von Silbermechanismen geschaffenen Falle zwischen inflexiblen Einnahmen und steigenden Ausgaben befreite sich die Regierung in Kalkutta 1893 durch eine Radikalmaßnahme, die der Idee vom freien Spiel der Kräfte vollkommen widersprach. Sie schloss die indischen Münzanstalten, in denen bis dahin jedermann gegen eine geringe Gebühr Silber in Rupien hatte verwandeln können. Nunmehr hatte Indien eine manipulierte Währung, bei der der Nennwert der Rupie ihrem Metallwert nicht mehr entsprach. Über den Nennwert entschied der Indienminister in London. Damit war Indien aus dem globalen Spiel der Währungskräfte herausgenommen worden, und es entstand eine neue Möglichkeit des kolonialen Zugriffs auf die indische Wirtschaft zugunsten der britischen Metropole.91 Das indische Beispiel zeigt, wie sich der freie Silbermarkt, der insgesamt wichtigste Globalisierungsaspekt der gesamten frühen Neuzeit, bis ins späte 19. Jahrhundert hinein (in China sogar bis zur Weltwirtschaftskrise, die dort 1931 einsetzte) bemerkbar machen konnte. Es illustriert ebenfalls, wie die großen westlichen Staaten – als einzige – schließlich in dieses Kräftespiel einzugreifen vermochten.
|  Gold


Vor den Risiken des Silbers flohen Staaten und Anleger in die Sicherheit des Goldes. Es war eher ein Zufall, dass die mit Abstand stärkste Volkswirtschaft des 19. Jahrhunderts, die britische, bereits im 18. Jahrhundert de facto Gold als Währung verwendet hatte. Im mittelalterlichen England war das «Pfund Sterling» noch als Pfundgewicht von Sterlingsilber rechtlich festgesetzt worden. Seit 1774 waren Goldmünzen gesetzliches Zahlungsmittel: die berühmten guineas, so genannt nach der wichtigsten Herkunftsregion des Goldes. Im alltäglichen Gebrauch verdrängten sie bald das Silbergeld. Nach den Napoleonischen Kriegen bekannte sich die britische Regierung offen zur Goldwährung, eine damals in Europa einmalige Entscheidung. 1821 wurde gesetzlich eine konsequente Währungsordnung eingeführt. Die Königliche Münzanstalt musste Gold in unbegrenzten Mengen zu einem festen Preis handeln; die Bank of England und in ihrem Auftrag auch jede andere britische Bank waren verpflichtet, Banknoten in Gold umzutauschen. Ein- und Ausfuhr von Gold unterlagen keinerlei Beschränkungen. Dies bedeutete, dass Gold als die Reserve des gesamten Geldvolumens im Lande diente. Bis Anfang der 1870er Jahre stand Großbritannien mit dieser Art von Währung in der Welt allein. Nachdem das Gegenmodell der Lateinischen Münzunion schon kurz nach seiner Einführung gescheitert war, entfiel die bimetallische Alternative, und die europäischen Nationalstaaten übernahmen der Reihe nach die Goldwährung: Deutschland 1873, im gleichen Jahr Dänemark und Schweden, zwei Jahre später Norwegen, in den achtziger Jahren auch Frankreich und die anderen Mitglieder der Lateinischen Münzunion.
In jedem Land wurden große Debatten um das Für und Wider der Goldwährung geführt. Nicht nur in Frankreich klafften Theorie und Praxis auseinander. Die USA hatten faktisch seit 1879 eine (sehr umstrittene) Goldwährung, obwohl der Kongress dies erst 1900 offiziell einräumte. Russland, das mit einem Silberstandard in das 19. Jahrhundert hineingegangen war und dann ziemlich viel ungedecktes Papiergeld gedruckt hatte, bekehrte sich 1897 zum Goldstandard. Japan tat dies im gleichen Jahr, nachdem es Chinas hohe Kriegsentschädigung von 1895 dazu genutzt hatte, in seiner Zentralbank einen Goldfundus anzulegen. Wie so oft im Japan der damaligen Zeit war damit auch die Absicht verbunden, sich einer Praxis der «zivilisierten Welt» anzuschließen – während das von japanischer Warte zunehmend verachtete China von seiner archaischen Silberwährung nicht loskam. Aber nicht nur Japan reagierte auf solche Weise. Gegenüber Großbritannien waren so gut wie alle anderen Länder Parvenus, zumal die außereuropäischen. Der Beitritt zum Goldstandard bedeutete internationale Respektabilität und signalisierte den Willen, die Spielregeln des Westens zu akzeptieren. In einigen Fällen war damit die Hoffnung auf ausländische Investitionen verbunden, so etwa mit großem Erfolg in Russland, das am Ende der Zarenzeit zum größten Schuldnerland der Welt geworden war.92 Nach der russischen Entscheidung für Gold waren alle größeren Volkswirtschaften Europas bei derselben Art von Währung angekommen. Die Integration des Kontinents war auf diesem Gebiet also noch größer als beim Freihandel der 1860er Jahre, dem sich das Zarenreich nie angeschlossen hatte. Bei genauerer Betrachtung muss man allerdings differenzieren. Fast alle Staaten, selbst finanziell so starke Gläubigernationen wie das Deutsche Reich und Frankreich, hatten, anders als Großbritannien, ihre monetären Behörden mit Instrumenten ausgestattet, um im Falle der Gefährdung die eigenen Goldreserven zu verteidigen. So waren Ausnahmesituationen vorgesehen, in denen auf die strikte Golddeckung von Papiergeld verzichtet wurde. Keiner der kontinentalen Staaten (mit Ausnahme Frankreichs) war ein Nettokapitalexporteur, und keiner besaß die voll ausgebaute Bankenstruktur Englands. Das britische Vorbild konnte daher nur partiell imitiert werden.
|  Der Goldstandard als moralische Ordnung


Die technischen Automatismen, mit denen unter dem Goldstandard Währungs- und Preisstabilität erzielt wurde, müssen hier nicht interessieren.93 Wichtig unter dem Gesichtspunkt der Bildung von Netzen ist dies:
|  Erstens. Großbritannien hatte die Goldwährung im 18. Jahrhundert eher zufällig eingeführt. Auch im Folgenden zeigte das System keine eindeutigen, ihm innewohnenden Vorteile gegenüber einer bimetallischen Währung. Ein wichtiges Moment bei der Übernahme des Goldstandards in einem europäischen Land nach dem anderen war die Tatsache, dass Großbritannien – wohlgemerkt: nicht hauptsächlich wegen seiner Goldwährung – im viktorianischen Zeitalter zur führenden Industriemacht und zum wichtigsten Finanzzentrum der Welt geworden war. Als dann die neu geschaffene Industriemacht Deutschland folgte, wurde eine Kettenreaktion ausgelöst. Wer mit Großbritannien und Deutschland Handel- und Finanzgeschäfte treiben wollte, tat gut daran, sich deren Währungsordnung anzuschließen. Hier mischten sich also pragmatische Gesichtspunkte und Prestigemotive. Gold galt als «modern», Silber nicht.
|  Zweitens. Es dauerte lange, bis ein wirklich internationales Währungssystem auf Goldbasis funktionsfähig geworden war. Eigentlich war dies nicht vor den ersten Jahren des 20. Jahrhunderts der Fall, und dann wurde das System schon binnen kurzem durch den Ersten Weltkrieg wieder zerstört.
|  Drittens. Der Goldstandard als internationaler Regelungsmechanismus, dessen Wirksamkeit sich von Nordamerika bis Japan erstreckte, war nicht einfach nur die abstrakte Apparatur ökonomischer Lehrbücher. Er war, wie der Wirtschaftshistoriker Barry Eichengreen es ausdrückt, «eine gesellschaftlich konstruierte Institution, deren Lebensfähigkeit von dem Kontext abhing, innerhalb dessen sie funktionierte».94 Diese Institution setzte bei den beteiligten Regierungen den offenen oder stillschweigenden Willen voraus, alles zu tun, um Währungskonvertibilität zu bewahren, also einen wirtschaftspolitischen Gleichklang. Dies bedeutete etwa, dass niemand an Abwertung oder Aufwertung auch nur denken sollte. Zudem war die stillschweigende Bereitschaft erforderlich, selbst in einem recht kompetitiven internationalen System finanzielle Krisen einvernehmlich und durch gegenseitige Hilfe zu lösen. So geschah es etwa in der Baring-Krise von 1890, als eine große britische Privatbank Insolvenz erklärte und die Liquidität auf dem Londoner Markt nur durch die rasche Unterstützung der französischen und russischen Staatsbanken aufrechterhalten werden konnte. In den Jahren danach gab es in verschiedenen Ländern noch mehrere ähnliche Fälle. Solche internationalen Abstimmungen waren zu einer Zeit, als es noch kein Telephon gab und sich hohe Beamte nicht regelmäßig trafen, prinzipiell schwieriger zu erreichen als heute. Dennoch bewährte sich das System dank der professionellen Solidarität – «Vertrauen» wäre zu viel gesagt – unter Regierungen und Zentralbanken. Auf währungspolitischem Gebiet war daher im internationalen System von 1914 eine viel höhere Interessenkonvergenz und ein stärker ausgeprägter Geist der Kooperation erreicht worden als in der Welt von Diplomatie und Militär. Dieses Auseinanderdriften der verschiedenen Ebenen von internationalen Beziehungen – eine Verselbständigung machtstaatlicher Prestigepolitik – war eines der wichtigsten Merkmale von Globalität während des Vierteljahrhunderts vor dem Ausbruch des Ersten Weltkriegs.
|  Viertens. Der Goldstandard war kein wirklich weltweit operierendes System. Silberwährungsländer wie China blieben außen vor, und koloniale Währungen, wie am indischen Beispiel gezeigt, waren unabhängig von äußeren Eingriffen. Der größte Block von nicht-kolonialen Ländern der Peripherie, die mit dem Goldstandard experimentierten, waren die Staaten Lateinamerikas. Ihnen fehlten vor den 1920er Jahren in der Regel Zentralbanken und einigermaßen krisenfeste private Bankinstitutionen. Keine Instanz konnte den marktbedingten Ab- und Zufluss von Währungsmetall auffangen. Das Vertrauen der Öffentlichkeit in die Fähigkeit solcher Staaten, eine Golddeckung ihrer Papierwährungen zu garantieren, war nicht sehr groß. Südamerikanische, aber auch südeuropäische Länder waren mehrfach gezwungen, die Konvertibilität von Gold einzufrieren und den Wert ihrer Währungen sinken zu lassen. Dies geschah nicht selten auch unter dem Einfluss von Elitegruppen, die an Inflation interessiert waren, etwa Landbesitzern oder Exporteuren (oft dieselben Leute). Den Oligarchien war an weichen Währungen und monetärem Chaos gelegen, und sie konnten sich erstaunlich oft gegen die Bündnisgenossen ausländischen Kapitals und gegen ausländische Gläubiger durchsetzen. Währungsreformen wurden daher meist halbherzig unternommen und scheiterten in der Regel; einige Länder schlossen sich nie dem Goldstandard an, bei anderen blieb es bei Formalitäten und Lippenbekenntnissen, etwa Argentinien und Brasilien. Britischer Druck war trotz aller «Hegemonie» nicht stark genug, um sie dazu zu bewegen. Der Unterschied zu Japan ist aufschlussreich. Es war nie ein wichtiger Rohstoffexporteur, und spezialisierte Exportinteressen besaßen politisch wenig Gewicht. Umgekehrt war Japan an Importen für seine schnelle Modernisierung interessiert und daher auch an einer stabilen Währung. Japan war daher von seinen gesamten Umständen her ein idealer Kandidat für den Goldstandard.95
Nicht zuletzt setzte das Funktionieren des Goldstandards den freien Welthandel voraus, wie er im mittleren Drittel des 19. Jahrhunderts als Ordnung geschaffen worden war. Paradoxerweise war nach der Jahrhundertwende die damals bereits größte Volkswirtschaft der Welt, die US-amerikanische, ein Faktor der Instabilität. Ihr riesiger landwirtschaftlicher Sektor, dem kein gut ausgebautes ländliches Bankenwesen zur Seite stand, hatte einen enormen periodischen Goldbedarf, der die Reserven der goldbesitzenden Länder Europas stark beanspruchte. Es genügt daher nicht, den Goldstandard als einen reinen Fortschritt von Globalisierung und Vernetzung zu feiern. Man muss auch die inneren Risiken dieses stark anglo-zentrischen Systems sehen. Vor allem: die koloniale wie nicht-koloniale Peripherie der Weltwirtschaft war gar nicht, indirekt oder nur fragil integriert.
In gewisser Weise war der Goldstandard eine Art von moralischer Ordnung. Er universalisierte die Werte des klassischen Liberalismus: das autonome, seinen Interessen folgende Individuum, Verlässlichkeit und Kalkulierbarkeit wirtschaftlicher Rahmenbedingungen, und einen nur minimal aktiven Staat. Das Funktionieren des Systems verlangte, dass sich die Beteiligten nach solchen Normen richteten und damit auch die «Philosophie» teilten, in welche sie eingebettet waren. Umgekehrt bekräftigte der Erfolg der monetären Ordnung die lebenspraktische Tauglichkeit einer liberalen Weltsicht.96 Das System ruhte aber nicht unangreifbar in sich, sondern war auch in natürlichen und teilweise vor-kapitalistischen Bedingungen verankert. Ohne die riesigen Goldfunde, die ab 1848 an den Frontiers dreier Kontinente getätigt wurden, hätte es nicht jene Form erhalten, die es schließlich fand. Die Gold- und Silberfunde ihrerseits, sosehr sie später kapitalistisch vereinnahmt wurden (vor allem in Südafrika), waren nicht planbar und voraussehbar gewesen, sondern wirkten als von außen intervenierende Kräfte. Ursprünglich waren sie, in Kalifornien, Nevada und Australien, dem «primitiven» Bereicherungstrieb einer einfachen Goldgräberwirtschaft zu verdanken.97 Eine Wirkungskette spannte sich zwischen derben Goldwäschern und den feinen Herren im Vorstandszimmer der Bank of England. Die Folgen des Systems machten sich noch weiter bemerkbar. Denn die im Rückblick oft verklärte dynamische Stabilität der Belle Époque vor 1914 beruhte auch darauf, dass die arbeitende Bevölkerung einer Disziplin unterworfen war, wie es sie im 20. Jahrhundert außerhalb totalitärer Systeme nicht mehr geben würde. Den organisierten Arbeiterbewegungen fehlte noch die Macht, Einkommen zu verteidigen oder gar erfolgreich für die Erhöhung der Reallöhne zu kämpfen. Kurzfristige Krisen konnten durch Lohnsenkungen aufgefangen werden. Es ging den europäischen und nordamerikanischen Arbeitern im buchstäblich «goldenen Zeitalter» des Kapitalismus besser als in früheren Zeiten. Auch dort, wo an Frontiers Produktivitätsgewinne eingeheimst werden konnten, und in solchen tropischen Exportenklaven, in denen Bauern und nicht Plantagenkulis die Expansion trugen, konnte vorankommen, wer nichts als seine Arbeitskraft besaß. Doch waren Anpassungen leicht auf dem Rücken der wirtschaftlich Schwächeren auszutragen. Der Goldstandard war Regelwerk und Symbol einer Wirtschaftsordnung, in der sich Liberalität auf paradoxe Weise mit der Unterwerfung gleichermaßen von Kapital wie Arbeit unter die «ehernen» Gesetzmäßigkeiten einer wirtschaftlichen Mechanik verband.98
|  Kapitalexport


Wenn das 19. Jahrhundert eine Zeit der Netzwerkbildung in der Weltwirtschaft war, dann galt dies neben Handel (Freihandelsregime) und Währung (Goldstandard) auch für ein drittes Gebiet: die internationalen Finanzmärkte.99 Auch hier ist, ähnlich wie bei den Währungsverhältnissen und anders als im Handel, die Diskontinuität zur frühen Neuzeit größer als die Kontinuität. Das «moderne» europäische Bankenwesen entstand allmählich seit dem 16. Jahrhundert. Instrumente wie die langfristige Staatsverschuldung und die Finanzierung ausländischer Regierungen waren wohlentwickelt. Beides verband sich zum Beispiel in beachtlichen ausländischen Zeichnungen der britischen Staatsschuld. Auch überseeische Verbindungen gab es bereits: Die Regierung der soeben unabhängig gewordenen Vereinigten Staaten von Amerika suchte langfristige Kredite auf dem Amsterdamer Kapitalmarkt, der den Niedergang der niederländischen Handelshegemonie gut überstanden hatte. Der freie Transfer von Kapital innerhalb Europas, wie er sich während des 18. Jahrhunderts herausgebildet hatte, wurde durch die Kriege der Zeit zwischen 1792 und 1815 stark eingeschränkt. Danach wurden die Kapitalmärkte unter größerer Staatsbeteiligung als eher nationale Märkte wieder aufgebaut und bewegten sich erst in einer folgenden Phase durch internationale Integration wieder aufeinander zu.100
Der «Kosmopolitismus» der frühen Neuzeit war auf Europa begrenzt gewesen. Kein Herrscher und kein Privatmann aus Asien oder Afrika hatte daran gedacht, sich Geld in London oder Paris, Amsterdam oder Antwerpen zu besorgen. Dies änderte sich im 19. Jahrhundert, besonders in seiner zweiten Hälfte. Parallel zu den Zigmillionen von Europäern und Asiaten, die sich auf überseeische Wanderschaft begaben, flossen 9 bis 10 Milliarden Pfund Sterling als Auslandsinvestitionen über politische Grenzen hinweg.101 Diese Summen strömten von wenigen europäischen Ländern, mit Abstand an ihrer Spitze Großbritannien, in fast alle Teile der Welt. Sie nahmen eine von drei Formen an: (a) Anleihen ausländischer Regierungen; (b) Kredite an ausländische Privatleute; (c) Direktinvestitionen durch europäische Firmen in anderen Ländern.
Kapitalexport war im Prinzip eine Neuerung der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts. Um 1820 gab es nur sehr geringe Auslandsinvestitionen, ausschließlich in britischen, niederländischen und französischen Händen.102 Nach 1850 wurden allmählich die Voraussetzungen für internationale Finanzgeschäfte geschaffen: der Aufbau besonderer Finanzinstitutionen in den verleihenden wie den leihenden Ländern, die Ansammlung von Ersparnissen einer neuen Mittelschicht, die Entstehung eines Bewusstseins von den Chancen ausländischer Anlagen. Vor allem entstand nun jenes beispiellose Konglomerat von liquiden Schätzen und der Fähigkeit, damit umzugehen, das man die City of London nennt.103 Bis 1870 waren Großbritannien und Frankreich die einzigen Länder der Welt mit nennenswerten Auslandsinvestitionen (die Niederlande spielten keine Rolle mehr). Während des großen Booms des Kapitalexports, der um 1870 begann, traten andere Gläubigernationen hinzu: Deutschland, Belgien, die Schweiz, die USA. Aber am Vorabend des Ersten Weltkrieges, als Großbritannien längst seine industrielle Vormachtstellung verloren hatte, war es immer noch mit ziemlich genau 50 Prozent des gesamten weltweit im Ausland investierten Kapitals die mit Abstand größte Quelle von Auslandsinvestitionen, gefolgt von Frankreich und Deutschland. Die USA waren damals mit 6 Prozent noch kein gewichtiger Faktor auf dem Weltkapitalmarkt. Britisches Kapital war im 19. Jahrhundert allgegenwärtig. Es finanzierte den Erie-Kanal, die frühen Eisenbahnen von Argentinien bis Japan und Kriege wie denjenigen der USA gegen Mexiko 1848. Über einen langen Zeitraum genoss es eine relative Vorrangstellung, wie sie die USA später nur kurz (um 1960) besaßen.
Es wäre irreführend, sich die Grundstruktur der Kapitalströme als ein Netz vorzustellen. Anders als beim Handel waren die Beziehungen nicht reziprok. Kapital wurde nicht getauscht, sondern floss von Zentren zu Peripherien. Der Rückstrom aus den Schuldner- und Anlegerländern war nicht wiederum Leihkapital, sondern Profit, der in den Taschen der Kapitalbesitzer verschwand. Es war dies also eine typisch imperiale Konstellation mit einem unübersehbaren Gefälle. Auch konnte Kapitalexport viel besser von wenigen Schaltstellen aus gesteuert werden. Da er, wiederum anders als der Handel, überall auf der Welt neu geschaffene moderne Institutionen voraussetzte, gab es auch nur schwache Analogien zur Kooperation zwischen europäischen Kaufleuten und bereits vorhandenen einheimischen Handelsnetzen. Auch die Unterschiede zwischen Kapitalströmen auf der einen, Geld- und Währungsverflechtungen auf der anderen Seite, sosehr diese die Voraussetzung für Auslandsfinanzgeschäfte bildeten, waren erheblich. Die Zirkulation von Investitionskapital war vor 1914 durch keinerlei internationale Abmachungen geregelt. Es gab nirgendwo Kapitalkontrollen, keine Parallele zu Zöllen, wie sie den Handel steuerten, keine Einschränkung des Transfers. Allein die jeweils nationalen Steuern auf Kapitalerträge mussten gezahlt werden – sofern es sie überhaupt gab. In Deutschland und Frankreich hatten nach 1871 die Regierungen das Recht, die öffentliche Emission einer ausländischen Anleihe zu verhindern (was selten geschah); in Großbritannien und den USA fehlten selbst solche Instrumente.
Im Unterschied zur heutigen Zeit gewährten Regierungen generell keine Auslandskredite, und Entwicklungshilfe war selbstverständlich unbekannt. Ein Staat, der Geld benötigte, wandte sich nicht an ein Ministerium in London, Paris oder Berlin, sondern an den freien Kapitalmarkt. Bei größeren Projekten wurden dann in der Regel Bankenkonsortien aktiv, die entweder bereits bestanden oder ad hoc neu zusammengestellt wurden. Oft fanden sich dabei, wie das Beispiel der chinesischen Staatsanleihen nach 1895 zeigt, Banken verschiedener Nationalitäten zusammen. Sämtliche Großbanken der Zeit hatten Niederlassungen in London, wo die meisten internationalen Anleihen aufgelegt wurden. Auch die oft horrenden Summen für Kriegsentschädigungen, etwa die Verpflichtungen Chinas nach dem Chinesisch-japanischen Krieg von 1894/95, mussten auf dem privaten Kapitalmarkt aufgebracht werden.
Obwohl die europäischen Regierungen selbst nicht als Gläubiger oder gar Spender tätig wurden, erleichterten sie doch das Geschäft der Bankiers durch diplomatische und militärische Unterstützung. So manche Anleihe wurde widerstrebenden Schuldnern, etwa China oder dem Osmanischen Reich, aufgedrängt. Wenn die britische oder die französische Regierung hinter Anleiheverhandlungen stand, war es schwieriger, ungünstigen Geschäftskonditionen zu widerstehen. Auch bedurfte es diplomatischer Intervention, um von Anleihenehmern Pfänder für die Anleihen zu erhalten. Während die deutschen und die russischen Banken seit den 1890er Jahren eng mit ihren nationalen Regierungen zusammenarbeiteten, blieb zwischen den britischen Großbanken und der Regierung in Whitehall eine gewisse Distanz. Die großen britischen Bankiers der Epoche waren niemals Marionetten Londoner Politik, wie auch umgekehrt der britische Staat, besonders in seiner Inkarnation als Regierung Indiens, mitunter in großer Distanz zu privaten Bank- und Wirtschaftsinteressen verharren konnte. Hochfinanz und internationale Politik deckten sich nicht völlig. Wie wäre es, zum Beispiel, sonst möglich gewesen, dass 1887 die französischen Bankiers energisch den Kapitalexport nach Russland betrieben, während das Zarenreich noch mit Deutschland verbündet war?104 Doch in zahlreichen Fällen verschwammen die Grenzen zwischen privatem Geschäftsinteresse und staatlichen Strategien, vor allem dort, wo Auslandskredite genehmigungspflichtig waren oder die Freundschaftsdienste (good offices) der Diplomatie für Konzessionen und Aufträge sorgten. In eklatanten Fällen wie gegenüber China (1913) und dem Osmanischen Reich (1910), beide Male zum Zeitpunkt einer revolutionären Schwächung der jeweiligen Regime, wurden Anleihewünsche benutzt, um massiven Druck auszuüben. Den Adressaten dürfte es relativ gleichgültig gewesen sein, wie hoch der staatliche und der private Anteil an solcher Form von Finanzimperialismus waren.
Der Große Kapitalexport nach 1870 beruhte darauf, dass sich unter Kleinanlegern, vor allem in Großbritannien oder Frankreich, die Erwartung bildete, es lasse sich in Übersee und in Russland nicht nur gut, sondern auch relativ sicher profitieren. Das Idealbild jedes Investors war ein sich modernisierendes, als Kunde der westlichen Industrie (besonders beim Eisenbahnbau) nachfragestarkes, dabei politisch stabiles Land, das freilich schwach genug war, um die Bedingungen seiner Gläubiger zu akzeptieren und zu erfüllen. Ein solches Ideal wurde nicht immer erreicht. Russland, Australien und Argentinien kamen ihm nahe. Im Falle von China, dem Osmanischen Reich, Ägypten oder Marokko musste der durchschnittliche europäische «Couponschneider» (Lenin) hoffen, dass die Großmächte die schwachen Regierungen dieser Länder hinreichend stützten oder die Gläubiger im Krisenfalle schadlos zu halten vermochten. Wurden die finanziellen Erwartungen erfüllt? In der Zeit zwischen 1850 und 1914 erzielten Anleihen an die zehn wichtigsten Borgerländer im Durchschnitt keine höheren Renditen als heimische Staatspapiere.105
Japan war das schiere Gegenteil eines wackelnden Schuldners. Es mauserte sich zum mustergültigen, auf den Finanzmärkten größtes Vertrauen genießenden Kreditnehmer, der Auslandsschulden machen musste, um sein chronisches Zahlungsbilanzdefizit auszugleichen, und der zudem kostspielige Kriege mit China und Russland zu finanzieren hatte; von China holte man sich 1895 allerdings eine exorbitante Kriegsentschädigung. Am Ende des Jahrhunderts war die Bank of Japan stark genug, um notfalls sogar der Bank of England beispringen zu können. Allerdings achtete die japanische Regierung darauf, niemals unter Druck und niemals unvorbereitet Kapital zu leihen und sich auf keinen Fall zu übernehmen; zwischen 1881 und 1895 wurden auch ausländische Geschäftsinvestitionen in Japan nahezu unmöglich gemacht. Daher war Japan kein «leichter» Kunde, und es war mit der Zeit imstande, günstigste Anleihebedingungen auszuhandeln. Zum einen dank einer solchen vorsichtigen Politik, zum anderen wegen der Tatsache, dass es durch ein reformiertes Steuersystem und über ein in Asien einzigartiges System von Sparkassen einheimische Fonds zu mobilisieren verstand, bot Japan dem europäischen Finanzimperialismus keine Angriffsflächen.106 Im Vergleich dazu war es eines der fundamentalen Entwicklungshemmnisse in der islamischen Welt, dass es dort kein leistungsfähiges Bankenwesen unter einheimischer Kontrolle gab und sich nach intensiveren Kontakten mit dem Westen auch keines herausbildete.107 Der innere Drang zur Auslandsverschuldung war daher dort ungewöhnlich hoch, und westlichen Versuchen, die finanzielle Oberhoheit zu gewinnen, konnte wenig entgegengesetzt werden.
Kapitalexport ließ sich unter den statistischen Bedingungen des 19. Jahrhunderts (und teilweise noch heute) viel schlechter registrieren als grenzüberschreitender Handel. Genaue Auskunft geben letzten Endes nur die Archive der beteiligten Banken. In den außerordentlich hohen Zahlen für den «britischen», durch die City of London abgewickelten Kapitalexport, steckte nicht nur Kapital, das seinen Ursprung auf den Britischen Inseln hatte. Auch Anleger dritter Länder, denen mangels eigener Finanzinstitutionen meist gar nichts anderes übrig blieb, kanalisierten ihre Anlagen auf dem Weg über London nach Übersee. Noch um 1850 war etwa die Hälfte des britischen Auslandskapitals in Europa, ein weiteres Viertel in den USA investiert, dann folgte Lateinamerika, erst am Schluss das Empire. Nach etwa 1865 bildete sich ein neues Verteilungsmuster heraus, das in den Grundzügen bis 1914 unverändert blieb. Danach gingen von den Neuemissionen dieses Zeitraums 34 Prozent nach Nordamerika (USA und Kanada), 17 Prozent nach Südamerika, 14 Prozent nach Asien, 13 Prozent nach Europa, 11 Prozent nach Australien und Neuseeland sowie 11 Prozent nach Afrika (davon der allergrößte Teil nach Südafrika).108 Auffällig sind die schwindende Bedeutung Europas und der Aufstieg der USA zum wichtigsten Anlegerland für britisches Kapital. Ziemlich genau 40 Prozent gingen in Länder des Empire. Indien blieb dabei konstant wichtig; Australien war bis 1890 der bedeutendste imperiale Kreditnehmer und wurde danach durch das boomende Kanada abgelöst. Zahlreiche kleine Kolonien in Afrika oder der Karibik erhielten sehr wenig Kapital. Dennoch: Kapitalexport bedeutete für die Kolonien, dass Großprojekte nicht mehr allein aus den Ressourcen vor Ort realisiert werden mussten. Der Ausbau Kalkuttas zur architektonischen Perle des Ostens war um 1800 noch ganz aus indischen Steuern finanziert worden. Die Eisenbahnen Indiens hätten allein mit solchen Mitteln nicht in jenem großzügigen Umfang gebaut werden können, in dem dies schließlich geschah.
Innerhalb weniger Jahrzehnte nach dem Beginn der neuartigen Praxis des Kapitalexports entstanden weltweite Kapitalverflechtungen, in die auch der «globale Süden» stark einbezogen war. Wie umfassend dies geschah, erhellt ein Vergleich mit der Gegenwart. Von den gesamten Auslandsinvestitionen auf der Welt (also nicht nur, wie bei den oben genannten Zahlen, den britischen) waren 1913/14 nicht weniger als 42 Prozent in Lateinamerika, Asien und Afrika angelegt. Im Jahre 2001 waren es nur 18 Prozent. Der Anteil Lateinamerikas war dramatisch von 20 Prozent auf 5 Prozent gefallen, derjenige Afrikas von 10 Prozent auf 1 Prozent. Asien hielt mit 12 Prozent (1913/14 ebenso wie 2001) seinen Anteil konstant.109 In absoluten Größen geht es heute um ganz andere Kapitalmengen als vor hundert Jahren. Aber ihre geographische Verteilung hat sich nicht breiter gestreut, sondern im Gegenteil extrem auf Westeuropa und Nordamerika eingeengt. Das globale Kapitalnetz wurde nicht dichter und gleichmäßiger, wie dies etwa mit den Netzen des Handels oder (seit 1950) des Luftverkehrs geschah. Lateinamerika ist mittlerweile von den großen Finanzströmen weitgehend, Afrika fast ganz abgekoppelt. Umgekehrt richten sich heute gigantische Kapitalflüsse aus Regionen, die 1913 «Peripherien» des Weltfinanzsystems waren (arabische Ölstaaten, China), in die nordamerikanischen und westeuropäischen Metropolen. Das 20. Jahrhundert erlebte eine De-Globalisierung der Weltfinanz. Arme Länder haben einen schlechteren Zugang zu externen Kapitalquellen als vor dem Ersten Weltkrieg. Die gute Nachricht ist, dass seither der Kolonialismus überwunden wurde, die schlechte, dass wirtschaftliche Entwicklung ganz ohne die Beteiligung von Fremdkapital sehr schwierig geworden ist.
Ob als portfolio investment, also in Form von Anleihen, oder durch Direktinvestition der kapitalnutzenden Firmen: der allergrößte Anteil der britischen – und wohl insgesamt aller europäischen Auslandsinvestitionen – floss vor 1914 nicht in den Aufbau von Industrien, sondern in die Infrastruktur (Eisenbahnen, Häfen, Telegraphenleitungen usw.). Der selbst nur bedingt netzförmige Kapitalexport war also eine entscheidende Voraussetzung für den Aufbau von Kommunikationsnetzen in aller Welt. Damit wurden selbstverständlich weithin Exporte des europäischen Maschinenbaus finanziert. Zahlreiche (nicht alle) Kredite waren direkt an Handelsaufträge gebunden. Wie sich – in Parallele zum Handel –indigene Finanzsysteme mit den internationalen Strömen des Kapitals vernetzten, ist ein Thema, über das man erst wenig weiß. Der meiste Kapitalimport endete zweifellos in Staatskassen und privatwirtschaftlichen Modernisierungsprojekten. Die für Agrargesellschaften besonders wichtigen Kreisläufe der Agrarfinanzierung wurden bis etwa 1910 wenig berührt, vor allem dort nicht, wo aus der Zeit vor dem Kontakt mit dem Westen leistungsfähige einheimische Kreditinstitutionen bestanden. Nicht aller Kredit in Asien und Afrika war, wie man im Westen klischeehaft glaubte, «Wucher».110
|  Schulden


Der Kapitalexport der letzten fünf Jahrzehnte vor dem Ersten Weltkrieg projizierte den Unterschied zwischen Gläubigern und Schuldnern auf die internationale Ebene.111 Fortan gab es Gläubiger- und Schuldnerländer. Nicht wenige Schuldner bemühten sich aktiv um Kapital. In den 1870er Jahren sandten große amerikanische Banken ihre Vertreter nach London und zu den Finanzplätzen des europäischen Kontinents, um Mittel für Investitionen insbesondere in die amerikanische Infrastruktur zu sammeln.112 Es war für Kapitalsuchende ratsam, günstige Zinsen, Laufzeiten und Ausgabemodalitäten auszuhandeln. Manche überseeischen Regierungen, neben Japan etwa Mexiko nach 1876 unter Porfirio Díaz, gaben sich viel Mühe, ihren Ruf als verlässliche, also ihre Schulden pünktlich zahlende Finanzpartner zu festigen. Wer als Anlageland begehrt war, konnte hoffen, einen kontinuierlichen Zustrom von Auslandskapital zu erträglichen Konditionen ins Land zu lenken.113 In anderen Fällen führte eine Mischung aus europäischem Raubrittertum und nichteuropäischer Sorglosigkeit und Verschwendung zu finanziellen Katastrophen in abhängigen Ländern. Ägypten im dritten Quartal des 19. Jahrhunderts war ein solcher Fall. Die Regierung steckte zunächst zwölf Millionen Pfund Sterling in den Suezkanal, von dem das Land ökonomisch gar nichts hatte, und musste dann seine Aktien für vier Millionen an die britische Regierung verkaufen. Ferdinand de Lesseps hatte dem Pascha Said dieses enorme Engagement buchstäblich aufgeschwatzt, und der britische Premierminister Benjamin Disraeli nutzte 1875 den drohenden finanziellen Zusammenbruch des Khediven zu einem Coup, der Großbritannien mit einem Schlag neben dem bis dahin viel einflussreicheren Frankreich in die ägyptische Politik verwickelte und zugleich ein gutes Geschäft für die britische Staatskasse vorbereitete. Da keine Parlamentssitzung, die das Geld hätte bewilligen können, unmittelbar bevorstand, lieh der Premierminister es sich beim Hause Rothschild, das dafür eine Kommission von 100.000 Pfund verlangte. Die Verhältnisse am Suezkanal waren überaus kompliziert und Disraeli musste bald erkennen, dass der britische Aktienanteil von 44 Prozent ihm keinen controlling interest über den Kanal in die Hand gab. Ein wie gutes Geschäft es werden würde, konnte Disraeli nicht absehen. Die Aktien verzehnfachten ihren Wert auf 40 Millionen Pfund.114
Unter Ismail ließ sich Ägypten nicht nur bei den Kanalfinanzen im größten Stil übervorteilen. Der Khedive vergab Konzessionen an Ausländer mit unnötiger Großzügigkeit und akzeptierte Anleihen zu extrem hohen Realzinsen und ungewöhnlich niedrigen Ausgaberaten. Zwischen 1862 und 1873 nahm Ägypten Anleihen im Nominalwert von 68 Millionen Pfund auf (für die dann Zinsen fällig wurden), erhielt aber nur 46 Millionen ausgezahlt.115 Ismail ging mit dem Geld nicht ganz so unverantwortlich um, wie Spötter und Kritiker im Ausland, die ihn gerne als einen orientalischen Operettenpotentaten darstellten, bis heute behauptet haben. Die Mittel flossen teilweise auch in nutzbringende Projekte wie den Bau von Eisenbahnen oder die Verbesserung des Hafens von Alexandria.116 Der Kern des Problems lag anderswo: Das antiquierte und starre ägyptische Steuersystem erlaubte es der Regierung nicht, von der Expansion der dynamischeren Sektoren der Wirtschaft zu profitieren, und die Einnahmen aus dem Export von Baumwolle gingen nach dem Ende des Amerikanischen Bürgerkrieges 1865 deutlich zurück. 1876 musste Ägypten den Staatsbankrott anmelden. In den folgenden Jahren wurde sein Finanzwesen einer nahezu totalen britisch-französischen Kontrolle unterstellt. Die ägyptische Staatsschuldenverwaltung (Commission de la Dette) wuchs zu einer großen Abteilung der ägyptischen Zentralregierung, in der nahezu ausschließlich Ausländer beschäftigt waren.117 Von dort bis zur Übernahme der quasi-kolonialen Alleinherrschaft durch die Briten 1882 war es kein großer Schritt mehr. Ägyptens Schuldnerschicksal war damit noch härter als das des Osmanischen Reiches, das bereits 1875 seine Zahlungsunfähigkeit erklären musste und dem eine etwas weniger tief eingreifende ausländische Schuldenverwaltung auferlegt wurde.
Die Verweigerung der Schuldentilgung gegenüber ausländischen Gläubigern war keine «orientalische» Spezialität. Jedes Land Lateinamerikas kam irgendwann einmal in diese Situation, mehrere der südlichen Bundesstaaten der USA vor dem Bürgerkrieg, Österreich (fünfmal), die Niederlande, Spanien (siebenmal), Griechenland (zweimal), Portugal (viermal), Serbien und Russland.118 Auf der anderen Seite gab es hochverschuldete außereuropäische Länder, die ihre Schulden gewissenhaft tilgten, vor allem China, dessen Eisenbahnanleihen erst in den politischen Wirren der 1920er Jahren in die Krisenzone gerieten. China tat dies allerdings nicht allein aus eigener Einsicht. Seit den 1860er Jahren war sein Außenhandelszoll von einer Behörde verwaltet worden, die zwar kein direktes Instrument der Imperialmächte war, aber doch unter starkem europäischem Einfluss stand. In den späten neunziger Jahren war diese Seezollbehörde auf ausländischen Druck befugt worden, Zolleinnahmen unmittelbar, also am chinesischen Finanzministerium vorbei, in die Kassen der ausländischen Gläubigerbanken zu lenken. Nach 1825 in Lateinamerika gehäuft auftretend, wurde spätestens seit den 1870er Jahren ein neuer Typ von Krise weltweit zu einem Merkmal der Staatenwelt: die internationale Schuldenkrise. Meist handelte es sich um einen Konflikt zwischen außereuropäischen Regierungen und europäischen Privatgläubigern, der aber selten ohne politisch-diplomatische Folgen blieb. Die Gläubiger wollten vor allem ihr Geld zurück. Möglich war das aber allenfalls, wenn die Regierungen beider Seiten eingeschaltet wurden. So wohnte dem internationalen Anleiheverkehr ein Drall zum finanzimperialistischen Interventionismus inne. Das Schuldenmachen war ebenso unvermeidlich wie, für fast alle Beteiligten, riskant geworden.119 Während fast eines ganzen Jahrhunderts internationaler Anleihen – von 1820 bis 1914 – blieben aber radikale und durch Intervention nicht mehr reparable Kreditzusammenbrüche, also tiefe Risse im Netz, aus. Sie wurden charakteristisch für das 20. Jahrhundert: 1914 eine leere Staatskasse in Mexiko (als Folge der Revolution, nicht des Ersten Weltkriegs), 1918 die Zurückweisung der zarischen Auslandsverpflichtungen durch die junge Sowjetmacht, nach 1949 in genauer Wiederholung dieses Vorgangs die einseitige Annullierung aller Schulden bei «imperialistischen» Gläubigern durch die Volksrepublik China. Ein solcher finanzieller Radikalismus war im 19. Jahrhundert undenkbar.




XV  |  Hierarchien:
    Vertikalen im sozialen Raum

1  |  Eine globale Sozialgeschichte?

«Gesellschaft» hat viele Dimensionen. Eine der wichtigsten ist Hierarchie.1 Die meisten Gesellschaften sind objektiv ungleich geordnet: Einige ihrer Mitglieder verfügen über mehr Ressourcen und Lebenschancen als andere, leisten weniger harte körperliche Arbeit, genießen mehr Respekt und finden eher Gehorsam für ihre Wünsche und Befehle. Die Mitglieder von Gesellschaften nehmen diese auch in aller Regel subjektiv als ein Bündel von Verhältnissen der Über- und Unterordnung wahr. Die Utopie einer Gesellschaft der Gleichen wurde in vielen Zivilisationen und zahlreichen Epochen geträumt. Sie war eben deshalb eine Utopie, weil sie im Widerspruch zur Lebenswirklichkeit stand, die als eine Rangordnung interpretiert wurde, in welcher der oder die einzelne seinen oder ihren eigenen Ort zu bestimmen suchte. Selbst in einer ausgeprägt modernen Gesellschaft wie der britischen war in der viktorianischen Zeit ein Bild von der Gesellschaft als abgestufter Rangtreppe bis in die Arbeiterschaft hinein verbreitet.2
Unter den Zugängen zur Sozialgeschichte ist «Hierarchie» nur einer von mehreren. Sozialgeschichtsforschung untersucht Klassen und Schichten, Gruppen und Milieus, Familienformen und Geschlechterbeziehungen, Lebensstile, Rollen und Identitäten, Konflikte und Gewalt, Kommunikationsbeziehungen und kollektive Symbolwelten. Viele dieser Aspekte eignen sich für den Vergleich zwischen räumlich voneinander entfernten Gesellschaften. Bei manchen lohnt es sich, der Vermutung nachzugehen, es könnte im 19. Jahrhundert über Distanzen und Zivilisationsgrenzen hinweg Einflüsse und Übertragungen gegeben haben. Solche «Transfers» sind im Falle wirtschaftlicher Vernetzungen, kultureller Inhalte und politischer Institutionen wahrscheinlicher und auch leichter nachzuweisen als auf dem Gebiet sozialer Strukturbildungen. Gesellschaft erwächst aus der Alltagspraxis an bestimmten Orten und zu bestimmten Zeiten. Sie ist auch von standortgebundenen ökologischen Rahmenbedingungen abhängig: Menschliches Zusammenleben muss im tropischen Regenwald anders aussehen als in der Wüste oder an der Mittelmeerküste. Peking und Rom liegen ungefähr auf derselben geographischen Breite, und dennoch haben sich dort über lange Zeiträume hinweg ganz unterschiedliche Gesellschaftsformen ausgebildet. Der ökologische Rahmen definiert Möglichkeiten, erklärt aber nicht, warum welche dieser Möglichkeiten tatsächlich realisiert wurden.
Eine weitere Schwierigkeit kommt hinzu: Im Laufe des 19. Jahrhunderts wurde es zu einer selbstverständlichen Erwartung, dass dem National-Staat innerhalb seiner politischen Grenzen eine charakteristische National-Gesellschaft entsprechen müsse. Das war auch ein Stück weit der Fall. Nationalstaaten entwickelten sich oft aus älteren gesellschaftlichen Bindungen. Gesellschaften begannen sich als solidarische «Nationen» zu verstehen und suchten dann nach einer geeigneten politischen Form. Umgekehrt wird Gesellschaft durch ihren jeweiligen politischen Rahmen stark geprägt. Die kontinuierliche Einwirkung des Staates prägt gesellschaftliche Formen. Die Urform dieser Einwirkung ist das Recht, sofern es von einer Staatsautorität mit Geltung versehen wird. Daher lassen sich «nationale» Gesellschaften besonders gut durch ihre jeweils spezifischen rechtlichen Institutionen charakterisieren. Alexis de Tocqueville wies darauf 1835 am Beispiel des Erbrechts hin. Gesetzliche Vorschriften zur Güterverteilung nach dem Tode eines Eigentümers gehören zwar «zum bürgerlichen Recht, sie sollten aber an der Spitze aller politischen Einrichtungen stehen, denn sie beeinflussen in unglaublicher Weise die Gesellschaftsordnung der Völker, die sich in den politischen Gesetzen ausprägt. Sie wirken ferner in bestimmter und gleichmäßiger Art auf die Gesellschaft ein; sie erfassen sozusagen die Geschlechter vor ihrer Geburt.»3 So entstehen ganz unterschiedliche Typen von Agrargesellschaft je nachdem, ob Grundbesitz und Betriebe durch Anerbenrecht zusammengehalten (England) oder durch Realteilung zersplittert werden (China).
Trotz solcher Formung von Gesellschaften durch den Willen eines Gesetzgebers in einem abgegrenzten Jurisdiktionsgebiet ist es nicht einfach und oft auch nicht sinnvoll, allgemeine Aussagen über die deutsche oder die chinesische Gesellschaft oder die Gesellschaft der USA zu treffen. Es ist fraglich, ob man für Deutschland um 1800 überhaupt von einer Gesellschaft sprechen kann.4 Für das damalige China hat man zehn unterschiedliche «regionale Gesellschaften» beschrieben.5 Die ägyptische Gesellschaft zum Beispiel war über die Jahrhundertmitte hinaus ethnisch und kulturell so strikt geschichtet, dass von einer auch nur minimal kohärenten «Gesamtgesellschaft» keine Rede sein kann: Eine Türkisch sprechende osmanisch-ägyptische Elite herrschte über eine Arabisch sprechende Bevölkerungsmehrheit, mit der sie wenig mehr als der Steuertribut verband.6 Die britischen Kolonien, die sich zu den Vereinigten Staaten zusammenschlossen, waren im Grunde dreizehn verschiedene Länder mit jeweils charakteristischen Gesellschaftsformen und regionalen Identitäten.7 Daran änderte sich auch während der folgenden Jahrzehnte wenig, manche Differenzen nahmen sogar zu. Um 1860 bestanden in den USA außerordentliche Unterschiede zwischen dem neuenglischen Nordosten, dem Süden der Sklavereistaaten, dem pazifischen Kalifornien und der Frontier im Landesinneren. In einem Maße, das heute kaum noch vorstellbar ist, überlebten in zahlreichen Teilen der Welt in ökologischen, technischen oder institutionellen Nischen ältere oder gar archaische soziale Formen lange, nachdem sie aufgehört hatten, fortschrittlich oder dominant zu sein.8
Noch fragwürdiger sind soziologische Verallgemeinerungen auf der höheren, supranationalen Ebene von «Zivilisationen». Historiker, auf feine Unterschiede und auf Wandel in der Zeit trainiert, operieren ungern mit statischen Makro-Konstrukten wie «der europäischen», «der indischen» oder «der islamischen Gesellschaft». Zahlreiche Versuche, die kulturellen oder gesellschaftlichen Besonderheiten Europas zu bestimmen, kranken daran, dass man solche Phantome nebeneinander stellt und das Fehlen wichtiger Vorzüge Europas in nichteuropäischen Regionen der Welt ungeprüft behauptet. Im schlimmsten Falle sind die Klischees über Europa selbst nicht weniger grob als etwa die über «die» indische oder chinesische Gesellschaft.9
|  Große Erzählungen


Bisher gibt es weder für die gesamteuropäische noch für die US-amerikanische Sozialgeschichte des 19. Jahrhunderts synthetisierende Gesamtdarstellungen. Dies liegt nicht an einem Mangel an Forschung, sondern an der Schwierigkeit, die Fülle des Wissens zu ordnen und begrifflich durchzuarbeiten. Um wieviel schwieriger muss es dann sein, solche Synthesen für andere Teile der Welt zu entwerfen, bei denen viele empirische Fragen noch ungeklärt sind und die soziologisch-sozialgeschichtlichen Begriffe westlichen Ursprungs sich nicht umstandslos anwenden lassen. Vollends an eine Sozialgeschichte der Welt für ein ganzes Jahrhundert zu denken wäre vermessen. Sie hätte keinen klar fixierbaren Gegenstand, denn eine einförmig beschaffene «Weltgesellschaft» lässt sich weder für 1770 oder 1800 noch für 1900 oder 1920 entdecken. Im 19. Jahrhundert selbst war man weniger vorsichtig. Aufbauend auf dem Fortschrittsgedanken der Aufklärung, entwickelten führende Köpfe des Zeitalters Theorien über gesellschaftliche Entwicklung, denen sie oft allgemeine, also weltweite und menschheitliche Gültigkeit zumaßen. Bereits schottische Moralphilosophen, Ökonomen und Geschichtsphilosophen des 18. Jahrhunderts wie Adam Ferguson und Adam Smith hatten den Durchgang der menschlichen Gattung durch Stadien der materiellen Existenzsicherung von Jägern und Sammlern über Hirten und Ackerbauern bin hin zum Leben in der frühkapitalistischen commercial society ihrer Gegenwart postuliert. Die deutsche Schule der historischen Nationalökonomie griff im 19. Jahrhundert solche Überlegungen auf, während in Frankreich Auguste Comte ein Stadienmodell der gesellschaftlichen Entwicklung aufstellte, das die intellektuelle Entwicklung der Menschheit in den Vordergrund rückte. Karl Marx und seine Schüler glaubten eine notwendige Abfolge von Urgesellschaft, Sklavenhaltergesellschaft, Feudalgesellschaft und bürgerlicher bzw. kapitalistischer Gesellschaft zu erkennen. Marx selbst deutete in späteren Jahren gelegentlich an, es könne in Asien eine Abweichung von diesem Normalpfad gegeben haben, die «asiatische Produktionsweise».
Andere Autoren dachten weniger in Entwicklungsstadien, die terrassenartig aufeinander folgen, als in großen Übergängen, in denen sie Haupttendenzen gerade auch des 19. Jahrhunderts erkannten. Der englische Philosoph Herbert Spencer diagnostizierte in den 1870er Jahren den Fortschritt von einer «militärischen» zu einer «industriellen» Gesellschaft, ein Gedanke, den er in eine komplexe Theorie gesellschaftlichen Wachstums durch Phasen von Differenzierung und neuerlicher Integration einbettete. Der Rechtshistoriker Sir Henry Maine, der auch mit Indien gut vertraut war, beobachtete, wie in zahlreichen Gesellschaften der Welt Statusverhältnisse durch Vertragsbeziehungen zurückgedrängt wurden. Ferdinand Tönnies, einer der Begründer der Soziologie in Deutschland, sah einen Entwicklungstrend von «Gemeinschaft» zu «Gesellschaft», Max Weber die «Rationalisierung» vieler Lebensbereiche von der Wirtschaft über den Staat bis zur Musik, Emile Durkheim die Ablösung von Gesellschaften mit «mechanischer» durch solche mit «organischer Solidarität». Trotz «außereuropäischer» Interessen zumindest bei Maine, Durkheim und Weber verwundert es nicht, dass alle diese Theorien im Denkrahmen ihrer Zeit «eurozentrisch» waren, meist aber auf eine eher inklusive als exklusive Weise: Den Nachzüglern in nichteuropäischen Zivilisationen wurde im Prinzip und unabhängig von Hautfarbe und Religion zugetraut, sich den allgemeinen Mustern gesellschaftlichen Fortschritts einfügen zu können. Erst gegen Ende des Jahrhunderts wurde – aber nur selten bei den wirklich maßgebenden Autoren – das Modernisierungsdenken rassistisch gekappt, indem man den «Primitiven» (wie es nun hieß) und manchmal sogar den «Orientalen» grundsätzlich und unkorrigierbar die Befähigung zu «höheren Kulturleistungen» absprach.10
|  Vom Stand zur Klasse?


Die Entwürfe der Soziologie des (späten) 19. Jahrhunderts und die Terminologien, in denen sie formuliert wurden, sind bis heute aus der Diskussion nicht verschwunden. Sie sind allerdings zu allgemein gehalten, um der Geschichtswissenschaft als Beschreibung konkreter Veränderungen dienen zu können. Historiker pflegen ihre eigenen Großen Erzählungen: von Industrialisierung, Urbanisierung oder Demokratisierung. Dazu gehört als Deutungsschema für das 19. Jahrhundert das Verlaufsmodell des Übergangs von einer «Ständegesellschaft» oder «ständisch-feudalen Gesellschaft» zu einer «Klassengesellschaft» oder «bürgerlichen Gesellschaft». Es stammt in solch antithetischer Zuspitzung bereits aus der Polemik der Aufklärung gegen die monarchisch-feudale Ordnung und wurde im 19. Jahrhundert zu einem Grundmuster gesellschaftlicher Selbstbeschreibung. Dem Modell zufolge änderte sich gegen Ende der frühen Neuzeit das fundamentale Organisationsprinzip europäischer Gesellschaften. An die Stelle einer unbeweglichen Schichtung von klar definierten Statusgruppen mit jeweils besonderen Rechten, Pflichten und symbolischen Markierungen trat eine Gesellschaft, in der die Verfügung des Einzelnen über privates Eigentum und seine Stellung im Markt die jeweiligen Lebenschancen und die Platzierung in Berufsschichtung und Klassenhierarchie bestimmte. Sozialer Aufstieg und Abstieg waren viel leichter möglich als in der rigideren Ständeordnung. Formale Rechtsgleichheit war eine Voraussetzung solcher Mobilität.11
Dieses Modell war westeuropäischen Ursprungs und traf von Anfang an keineswegs auf alle Teile Europas gleich gut zu. Sogar der «moderne» Pionier Großbritannien lässt sich ihm nur bedingt zuordnen. England war bereits um 1750 eher eine commercial society im Sinne Adam Smiths als eine Ständegesellschaft kontinentalen Typs. In den schottischen Highlands wiederum wurden ohne den Durchgang durch eine ständische Phase die alten gälischen Clanstrukturen, die afrikanischen Sozialformen nicht unvergleichbar waren, während des letzten Viertels des 18. Jahrhunderts direkt in agrarkapitalistische Verhältnisse überführt.12 Ein deutliches Beispiel für eine europäische Gesellschaft ohne Stände war Russland. Dort gab es im 18. Jahrhundert keine Stände im Sinne der französischen oder deutschen Verhältnisse, also keine inkorporierten Gruppen mit definiertem Rechtsstatus, territorialer Basis, Verankerung in lokalen Rechtstraditionen und politischen Mitwirkungschancen. Die Einteilung der Gesellschaft (und im engeren Sinne der dem Staate dienenden Elite) in Rangklassen und die Zuweisung von kollektiven Privilegien ging vom Staat aus. Kein Gruppenrecht war umgekehrt davor geschützt, vom Monarchen wieder entzogen zu werden.13 Die russische Gesellschaft war eine relativ offene Gesellschaft, in der sozialer Aufstieg durch Staatsdienst möglich war und die nicht-bäuerlichen Städter sich nur unscharf und instabil in Abgrenzung von anderen Segmenten der Gesellschaft definieren konnten. Die beharrlichen Versuche des Zarenstaates, der Gesellschaft ein System von juristisch definierten Rangkategorien aufzuprägen, stand in einem immerwährenden Widerspruch zur Plastizität der tatsächlichen Statuszuschreibungen. Man hat daher von einem generellen «Mangel an Struktur» und dem Fehlen allgemein anerkannter Konzepte von sozialer Ordnung in der Gesellschaft des späten Zarenreiches gesprochen.14
Angesichts der unterschiedlichen Ausgangslagen in den einzelnen Regionen beschreibt das «Vom Stand zur Klasse»-Modell den sozialen Wandel in Europa nur unvollkommen.15 Nicht überall war zu Beginn des 19. Jahrhunderts der «Stand» das dominante Gliederungsprinzip europäischer Gesellschaften. Anderswo auf der Welt waren um 1800 Ständegesellschaften selten anzutreffen. Der Begriff lässt sich am ehesten auf Tokugawa-Japan mit seiner rechtlich und symbolisch tiefen Kluft zwischen Adel (Samurai) und Gemeinen anwenden, auch wenn dort die Stände keine politischen Repräsentativfunktionen besaßen, wie man sie etwa aus dem Heiligen Römischen Reich Deutscher Nation oder aus Frankreich kennt.16 Ansonsten waren in Asien ständische Kriterien gesellschaftlicher Hierarchisierung schwächer ausgeprägt als in der Mitte Europas. In manchen Fällen, besonders extrem in Siam, trennte ein tiefer Graben die Edlen (nai) vom gemeinen Volk (phrai), wobei beide Gruppen der grenzenlosen Herrschergewalt des Königs unterworfen waren,17 in anderen, etwa China, propagierte die staatliche Rhetorik seit alters her eine Vierteilung der Gesellschaft in Gelehrte, Bauern, Handwerker und Kaufleute. Sie kristallisierte sich aber nicht in trennscharfen Rechtskategorien und Privilegiensystemen und wurde schon in der historischen Wirklichkeit des 18. Jahrhunderts von feineren Rangordnungen überlagert. Überall dort auf der Welt, wo tribale Verhältnisse vorherrschten, hat man es mit einem ganz anderen Organisationsprinzip als bei der Ständegesellschaft zu tun: in Afrika, Zentralasien, Ozeanien, im indianischen Nordamerika. Einem wiederum anderen Differenzierungsmodus folgten hinduistische Kastengesellschaften, in denen Hierarchien durch Endogamieregeln, Tischgenossenschaft und Reinheitstabus hergestellt wurden. Auch wenn das Konzept der Kaste heute unter dem Verdacht steht, ein Phantasma von Kolonialstaat und westlicher Ethnologie zu sein, so ist doch klar, dass wichtige vormoderne Gesellschaftsformen auf dem indischen Subkontinent anderen Ordnungsregeln folgten als die alteuropäische Ständegesellschaft. Solche Regeln wurden allerdings in traditionalisierender Absicht verstärkt: Als die Briten nach 1796 ihre Herrschaft über die Insel Ceylon ausdehnten, betrachteten sie die dortigen gesellschaftlichen Verhältnisse durch eine indische Brille und führten eine Art von Kastensystem ein, das es bis dahin nicht gegeben hatte.18
Die alteuropäische Ständegesellschaft wurde nur in gebrochener Form in die überseeischen Kolonien übertragen. In Britisch-Nordamerika überwogen von Anfang an die feineren Unterschiede, wie sie die Gesellschaft auf den britischen Inseln auszeichneten. Erbliche Aristokratien mit ständischer Privilegierung haben dort niemals Fuß fassen können, und das vorherrschende Gesellschaftsbild war das eines protestantischen Egalitarismus mit kleinschrittigen Binnenabstufungen. In sämtlichen amerikanischen Siedlergesellschaften spielte ethnische Ab- und Ausgrenzung eine Rolle, die sie in Europa nie haben konnte. In Nordamerika galt das Gleichheitsprinzip von Anfang an allein für Weiße. Für Hispanoamerika hat einer der aufmerksamsten Soziographen der Sattelzeit, Alexander von Humboldt, bereits am Ende der Kolonialepoche zeigen können, dass in ethnisch gemischten Gesellschaften die Hautfarbe das alles überlagernde Schichtungskriterium war.19 Die ständischen Elemente, die im 16. Jahrhundert aus Spanien über den Atlantik transferiert worden waren und die zum Entstehen eines Conquistadorenadels beitrugen, wurden bald durch dieses neue Hierarchisierungsprinzip überlagert. Noch in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts bestimmten Mexikaner ihre eigene Stellung in der Gesellschaft und diejenige anderer primär in Kategorien von Hautfarbe und «Blutmischung» und erst sekundär nach Beruf oder Klassenlage.20
Über weite Strecken ist die globale Sozialgeschichte des 19. Jahrhunderts identisch mit Migrationsgeschichte und eng verbunden mit der Geschichte von Diasporabildungen und Frontiers, die selbst wiederum das Ergebnis von Migrationen waren.21 Neo-europäische Siedlergesellschaften jenseits der Ozeane wurden nach 1780 entweder neu gegründet (Australien gegen geringen, Neuseeland gegen starken Widerstand der einheimischen Bevölkerung) oder durch Intensivierung der Einwanderung aus Europa von dünn besiedelten peripheren Gebieten zu substanziellen Großgesellschaften und Staaten ausgebaut (USA, Kanada, Argentinien). In keinem einzigen dieser Fälle wurden europäische Sozialstrukturen vollständig exportiert. Adelsschichten, die sich als solche gesellschaftlich hätten reproduzieren können, schlugen niemals Wurzeln in den britischen Siedlungskolonien. Am anderen Ende des sozialen Spektrums war die ganz arme Unterschicht nicht überproportional vertreten, abgesehen von ausgesprochener Elendsemigration wie nach der Großen Hungersnot in Irland. Australien war ein Sonderfall, weil seine Besiedlung (in New South Wales) mit Sträflingstransporten begann.22 Aber eine Unterschicht, die aus dem Rahmen ihrer ursprünglichen Rangordnung gelöst wird, ist in der offenen sozialen Situation der Kolonisationsgrenze keine mehr. In den Kolonien mussten Weltbilder und soziale Differenzierungen neu geschaffen und neu ausgehandelt werden.23 Die Chancen für sozialen Aufstieg waren höher als in Europa. Neben Angehörigen der Unterschichten brachte die transatlantische Migration auch Millionen von Menschen aus den mittleren Rängen europäischer Gesellschaften in die neo-europäischen Kolonistenländer, dazu deklassierte Adlige und minderprivilegierte Mitglieder adliger Familien. Der Aufbau neuer Gesellschaften jenseits der alteuropäischen Ständeordnung durch europäische Emigranten ist eine der markantesten Entwicklungen in der globalen Sozialgeschichte des 19. Jahrhunderts.
Im 19. Jahrhundert praktizierten Gesellschaften auf der Welt nebeneinander eine Vielfalt von Hierarchisierungsregeln. Gesellschaften unterschieden sich unter anderem durch Eigentumsverhältnisse und die dominanten Ideale sozialen Aufstiegs. Eine klar abgrenzende, die meisten Möglichkeiten erfassende Klassifikation ist kaum möglich. Neben den rechtlich egalitären, marktregulierten Eigentümergesellschaften («bürgerlichen» Gesellschaften), die aus west- und mitteleuropäischer sowie nordamerikanischer Sicht den charakteristischen Gesellschaftstyp des 19. Jahrhunderts bilden, gab es residuale Ständegesellschaften (z.B. Japan bis ca. 1870), tribale Gesellschaften, theokratische Gesellschaften mit dem Klerus als dominanter Schicht (z.B. in Tibet), Gesellschaften mit meritokratischer Elitenauslese (China, vorkoloniales Vietnam), Sklavereigesellschaften (Südstaaten der USA bis 1863/65, Brasilien bis 1889, Reste in Korea),24 koloniale plural societies, in denen im kolonialen Herrschaftsrahmen unterschiedliche ethnische Gruppen nebeneinander lebten und mobile Gesellschaften an Erschließungsgrenzen (frontier societies). Die Übergänge waren fließend, Mischformen beinahe die Regel. Ein Vergleich wird einfacher, wenn man nicht ganze Hierarchieprofile nebeneinander stellt, sondern einzelne Hierarchiepositionen herausgreift. Dies soll anhand von zwei Beispielen geschehen, die zunächst aus europäischer Sicht gewählt sind: Adel und Bürgertum.25
2  |  Aristokraten im (gebremsten) Niedergang

|  Internationalität und Nationalisierung


Das 19. Jahrhundert war die letzte Epoche, in der eine der ältesten sozialen Gruppierungen eine wichtige Rolle spielte: der Adel. Noch im 18. Jahrhundert war der Adel in Europa «gesellschaftlich sozusagen konkurrenzlos» gewesen.26 Um 1920 konnte davon keine Rede mehr sein. In keinem Land Europas hielt sich der Adel zu jener Zeit noch als eine erstrangige politische oder tonangebende kulturelle Kraft. Dieser Abstieg des europäischen Adels war teils eine Folge der Revolutionen des späten 18. und dann wieder des frühen 20. Jahrhunderts, teils ein Resultat der relativen Abwertung von Landbesitz als Quelle von Reichtum und Prestige. Wo die Revolutionen Monarchien stürzten, büßte der Adel seine kaiserlichen und königlichen Protektoren ein. Aber auch dort, wo Adlige sich ohne Störung durch Systembrüche einen größeren Einfluss bewahren konnten als überall sonst, in Großbritannien nämlich, verlor der mit Ritter- und Peerstiteln ausgestattete Teil der Bevölkerung sein Quasi-Monopol auf die höchste politische Exekutive. Seit 1908 haben die britischen Premierminister mit nur zwei Ausnahmen stets einen bürgerlichen Familienhintergrund gehabt. Der Niedergang der uralten gesellschaftlichen Institution des Adels fällt in Europa in den relativ kurzen Zeitabschnitt zwischen etwa 1789 und 1920. Beide Zeitpunkte werden freilich nicht durch eine stetig absteigende Linie verbunden. Nicht vor der Endphase des Ersten Weltkriegs spitzte sich die politische Lage des Adels in Europa östlich des Rheins dramatisch zu. Das 19. Jahrhundert war, insgesamt gesehen, «eine gute Zeit für Adlige».27
Adel ist ein weltweites, mit Ausnahme «segmentärer» Gesellschaften nahezu überall vorfindliches Phänomen: eine kleine Minderheit in der Bevölkerung, die Gewaltmittel in ihren Händen konzentriert, die über einen ungewöhnlich guten Zugang zu ökonomischen Ressourcen (Land, Arbeitskräften) verfügt, Handarbeit (mit Ausnahme des Krieges und der Jagd) verschmäht, einen durch Betonung von Ehre und Vornehmheit herausgehobenen Lebensstil pflegt und ihre Privilegien im Erbgang von Generation zu Generation weitergibt. Adel stabilisiert sich oft zu Aristokratien. Solche Aristokratien sind in der Geschichte immer wieder durch Krieg dezimiert worden und manchmal sogar untergegangen. Koloniale Eroberung traf in der Neuzeit in den meisten Fällen auf Aristokratien. Sie wurden zerstört oder politisch und ökonomisch in drastischer Weise degradiert, wie es zuerst im 16. Jahrhundert in Mexiko mit dem aztekischen Adel und dann rund um den Globus immer wieder geschah. Es kam aber auch vor, dass Aristokratien unter Fortsetzung ihrer physischen Existenz und symbolischen Auszeichnung in untergeordneter Position in größere Reichsverbände inkorporiert wurden. So hat nach 1680 das mandschurische Kaiserhaus der Qing, dem ein eigener Mandschu-Adel zugeordnet war, die mongolische Aristokratie durch Vassalitätsbeziehungen entmachtet und an sich gebunden. Indirect rule in den europäischen Kolonialreichen war eine verwandte Herrschaftstechnik. Andere Reiche ließen Aristokratien nicht aufkommen. Das Osmanische Reich unterdrückte auf dem Balkan bestehende christliche Feudalherrschaften und ließ keine neue Grundherrenelite entstehen. Daher fielen etwa Serben und Bulgaren aus dem gesamteuropäischen Muster heraus. Sie hatten zu Beginn des 19. Jahrhunderts keine Aristokratien, dafür aber eine nach «ost»-europäischen Maßstäben relativ freie Bauernschaft.28 Wo der Adel unter Fremdherrschaft erhalten blieb, wurde ihm vielfach politische Mitwirkung verweigert, etwa in Italien vor der Einigung, sodass es dort Adligen an Erfahrung mit der Ausübung öffentlicher Ämter fehlte.
In Europa war im 18. Jahrhundert die Zeit adligen Rittertums vorüber, anders als etwa in der arabischen Welt. Auch ohne diese Ur-Funktion war um 1800 wie auch noch um 1900 eindeutig klar, wer in den einzelnen Ländern Europas zum Adel gehörte. Nur in England mit seinen ungewöhnlich elastischen sozialen Zuschreibungen musste sich mancher Aufsteiger fragen, ob er die kritische Schwelle bereits überschritten habe.29 Wo, wie vor allem in der östlichen Hälfte des Kontinents, bis zum Ersten Weltkrieg gewisse rechtliche Privilegien fortbestanden, war ohnehin unverkennbar, wie der Umfang der Adelswelt mit ihren feinen inneren Hierarchien beschaffen war. Sonst markierten Titel, Namenszusätze und andere symbolische Auszeichnungen diese Grenze. Keine andere gesellschaftliche Gruppierung legte soviel Wert auf Distinktion wie der Adel. Die Zugehörigkeit zu ihm musste sichtbar und eindeutig sein.
Neben quantitativ sehr kleinen transnationalen Eliten wie dem hohen katholischen Klerus oder der jüdischen Hochfinanz war der Adel im 19. Jahrhundert das am stärksten international orientierte Segment europäischer Gesellschaften. Man wusste voneinander, konnte gegenseitig seine Rangposition einschätzen, teilte eine Reihe von Verhaltensnormen und kulturellen Idealen, sprach, wenn es nötig war, Französisch und hatte Teil an einem transnationalen Heiratsmarkt. Je höher Rang und Reichtum, desto größer die Einbindung in solche ausgedehnten Netze. Auf der anderen Seite war der Adel, weil besonders eng mit Grundbesitz, der Landwirtschaft und dem Landleben verbunden, oft stark lokal verortet und daher weniger mobil als andere Teile der Gesellschaft. Zwischen diesen beiden Ebenen lag die mittlere Ebene nationaler Adelsschichten. Diese Ebene der Solidarisierung und Identitätsbildung wurde im 19. Jahrhundert gestärkt. Während sich der Adel dank der neuen Kommunikationstechniken weiter internationalisierte, nahm gleichzeitig seine Nationalisierung zu.30 Auf dieser Grundlage wurde ein konservativer Nationalismus möglich, der neben den liberalen Nationalismus trat, vor allem in Preußen-Deutschland.
|  Drei Pfade europäischer Adelsgeschichte: Frankreich, Russland, England


In Frankreich war der Adel während der Revolution aller Privilegien und Titel beraubt worden. Nach der Revolution wurden die alten Rechte zu einem großen Teil nicht restauriert, vor allem nicht die von Emigranten, sodass vielfach nur «leere» Titel blieben. Obwohl der adlige Großgrundbesitz nicht unterschätzt werden sollte, spielte der französische Adel doch nur eine sekundäre Rolle in einer in ungewöhnlichem Maße «bürgerlichen» Gesellschaft. Zu dem überdauernden Adel des Ancien Régime war unter dem aus korsischem Kleinadel stammenden Napoleon ein Neuadel hinzugetreten, den die alte Aristokratie mit einer Mischung aus Abschätzigkeit und Bewunderung oft als parvenuhaft empfand: zumeist militärische Würdenträger, die mit Majoratsrechten ausgestattet wurden und den Kern einer neuen erblichen Elite bilden sollten.31 Dass der Sohn eines Müllers, wie 1807 geschehen, aufgrund seiner Verdienste als Marschall zum «Duc de Danzig» aufstieg, wäre unter dem Ancien Régime undenkbar gewesen. Nobilitierung wurde dann im 19. Jahrhundert fast überall in Europa nach napoleonischem Vorbild großzügig gehandhabt und als Patronageinstrument des Staates eingesetzt. Daneben schuf Napoleon die Verdienstelite der Ehrenlegion, eine Art von postfeudaler Elitenkorporation ohne Erblichkeit, später problemlos in republikanische Formen überführbar. Nach 1830 gab es in Frankreich keine starke Zentralinstitution, um die sich der Adel scharen konnte, wie dies in England um das Parlament geschah, in den meisten anderen Ländern um den königlichen oder kaiserlichen Hof. Sowohl der «Bürgerkönig» Louis-Philippe als auch der kaiserliche Diktator Napoleon III. bauten keine ausgedehnten Hofstrukturen auf und stützten Herrschaft und Repräsentation nicht auf einen starken Hochadel; mit dem Kaiser verschwanden dann 1870 die Reste des Hoflebens. Sofern er identifizierbar blieb, war der französische Adel während der ersten beiden Drittel des 19. Jahrhunderts weniger als weiter östlich in Europa eine Klasse für sich. In Frankreich konnte man auch eher als anderswo (mit der Ausnahme Polens) dem Typus des armen Adligen begegnen. Zur gesellschaftlich tonangebenden Schicht wurden die reicheren Eigentümer verschiedenster Herkunft: jene lokalen Meinungsführer, die man in Frankreich schon früh als «Notabeln» bezeichnete.32 Nach etwa 1880 wurde diese aristokratisch-bürgerliche, typischerweise in Provinzstädten ansässige Kompositschicht immer mehr marginalisiert. In keinem anderen großen Land Europas war der Besitz- und Machtvorsprung des Adels auf der entscheidenden lokalen Ebene so gering wie im Frankreich der Dritten Republik.33
Am anderen Ende des europäischen Spektrums stand der intern besonders heterogene russische Adel.34 Er war und blieb stärker von der Krone abhängig als der Adel in den anderen großen Ländern und Reichen Europas. Erst die «Adelscharta» Katharinas II. hatte die Adligen 1785 von drastischer staatlicher Gängelung befreit, ihnen volle Eigentumsrechte übertragen und sie damit in etwa dem westeuropäischen Adel rechtlich gleichgestellt. Staat und Kaiserhaus blieben aber die mit Abstand größten Grundbesitzer. Seit Peter dem Großen hatten die Zaren immer wieder Land und «Seelen», also Leibeigene, an den Adel verschenkt. Der russische Adel war verhältnismäßig «jung»; Nobilitierung war einfach und wurde am Ende des 19. Jahrhunderts großzügig praktiziert. Einige der größten grundbesitzenden Magnaten konnten Reichtum und Privilegien nur wenige Jahrzehnte oder gar Jahre zurückverfolgen. Es gab auch viel «kleinen» Adel, also Leute, die zum Beispiel in England nicht zu Adelskreisen gezählt worden wären. Das diffuse Bild einer auf Grundeigentum beruhenden upper class trifft eher zu als eine alteuropäische Vorstellung von nobilitas. Die Abschaffung der Leibeigenschaft 1861 tangierte Vermögenslage und gesellschaftliche Position der Großgrundbesitzer nicht dramatisch. Daher war sie in ihren Auswirkungen nicht mit dem Ende der Sklaverei in den Südstaaten 1865 vergleichbar. Da die Reform unvollständig verwirklicht wurde und die politische Dominanz der ehemaligen Leibherren intakt blieb, blieben die Anreize für Landbesitzer, sich in kapitalistische Großagrarier zu verwandeln, begrenzt.
Der englische Adel wiederum, vom französischen wie vom russischen deutlich unterschieden, war insgesamt die reichste Adelsklasse Europas, rechtlich vergleichsweise wenig privilegiert, aber an den Schaltstellen von Politik und Gesellschaft präsent. Erbrechtliche Primogenitur hielt die großen Vermögen verlässlich zusammen. Jüngere Söhne mit ihren Familien drifteten an die Peripherie der Adelsgesellschaft. Gleichzeitig hatte der englische Adel wenig Kastenmäßiges an sich. Scharf definiert war allein das Recht, als peer of the realm im Oberhaus zu sitzen. Um 1830 gab es 300, um 1900 mehr als 500 solcher hochadligen Familienhäupter.35 Schon in den 1780er Jahren, unter Premierminister William Pitt d. J., hatte die Regierung das Nobilitierungstempo gesteigert. Aufstieg in den niederen Ritteradel war relativ einfach. Unklar bleibt bis heute, in welchem Umfang viktorianische Neureiche aus Repräsentationsgründen Grund und Boden kauften.36 Ein country house als Bühne des gesellschaftlichen Verkehrs war aber unerlässlich. Umgekehrt schreckten selbst die größten Grundbesitzer nicht davor zurück, sich an «bürgerlichen» Geschäften zu beteiligen.
Der englische Adel hatte ein gesellschaftliches Ideal des gentleman entwickelt, das eine außerordentliche Integrationswirkung entfaltete und auf der Insel und im Empire eine Homogenität von Lebensstil und Kultur entstehen ließ, die den formal randschärfer definierten adligen Eliten Kontinentaleuropas oft fehlte.37 Der gentleman war ein zunehmend sozial freischwebendes Erziehungsideal. «Blaues Blut» spielte kaum eine Rolle. Selbst wenn die Voraussetzungen dafür angeboren waren, musste der männliche Nachwuchs auf Eliteschulen und an den Universitäten Oxford und Cambridge zum gentleman sozialisiert werden. Ein gentleman konnte auch werden, wer, auf der Basis eines gewissen, wie auch immer erworbenen Wohlstandes, sich Lebensstil, Werte und Verhaltensnuancen, die mit diesem Ideal verbunden waren, aneignete und sie praktizierte. Die Erziehung in den privat betriebenen public schools wie Eton, Harrow oder Winchester, zentralen Institutionen der Elitenintegration, war kein Standestraining nach der Art frühneuzeitlicher kontinentaler Ritterakademien, auch keine primär intellektuelle Bildung, sondern eine schichtenübergreifend bürgerlich-adlige Charakterformung – mit im Laufe des Jahrhunderts zunehmender militaristisch-imperialer Tendenz.38 Diese Art der Erziehung unterwarf sich dem Leistungsprinzip. Adel hatte es in der englischen Gesellschaft leicht, aber er musste sich der Konkurrenz stellen. Der englische Adel, der vom schottischen und irischen allein schon rechtlich zu unterscheiden war, bemühte sich auch immer wieder um Verbündete außerhalb der eigenen Schicht. Er war von keiner Krone abhängig, war unter Victoria kein Hofadel mehr und erteilte sich selbst in vielen Bereichen der Gesellschaft Führungsaufgaben, für deren Erfüllung im Gegenzug Dankbarkeit und Folgsamkeit (deference) erwartet wurde. Dies war allerdings keine autoritäre Gehorsamserwartung, sondern eine Einstellung, die sich durch die Institutionen eines politisches Lebens kanalisieren ließ, das langsam demokratisiert wurde.39 Deutlicher als anderswo war Adel in Großbritannien weniger ein genau fixierter Rechtsstatus als eine mentale Lage: das sichere Gefühl, den Ton anzugeben.
|  Überlebensstrategien


Wenn der europäische Adel niederging, dann nicht, ohne mit wechselndem Erfolg verschiedene Überlebensstrategien erprobt zu haben.40 Am meisten Erfolg versprachen die Überwindung einer traditionellen Rentier-Mentalität zugunsten einer Öffnung für bürgerliche Geschäfte (gerade auch in Zeiten einer langfristig fallenden Ertragskraft der Landwirtschaft in großen Teilen Europas nach etwa 1880), Umschichtung im Investitions-Portefeuille, soziale Fusion mit dem wohlhabenden Bürgertum, in dem es selbst starke Tendenzen zu Grunderwerb (Rittergüter, vom Staat verkaufter Kirchenbesitz in den lateinischen Ländern usw.) und einer landadligen Lebensweise gab, Familienpolitik zur Verhinderung von Besitzzersplitterung, schließlich die Übernahme nationaler Führungsrollen vor allem dort, wo es für solche Positionen zu wenige andere Anwärter gab.
Auch wenn solche Strategien, die quer durch Europa in unterschiedlichen Kombinationen eingesetzt wurden, ihren unmittelbaren Zweck im Einzelfall erfüllen mochten, so hatte doch der europäische Adel um die Jahrhundertwende seine alte kulturelle Leitfunktion verloren. An die Stelle des aristokratischen Mäzenatentums, das noch bis hin zu Haydn und Mozart die europäische Kunst und Musik getragen hatte, war ein marktwirtschaftlicher Kunstbetrieb getreten. Musiker finanzierten sich über das städtische Konzertwesen, Maler über öffentliche Ausstellungen und den nun beginnenden Kunsthandel. In der Literatur wurden adlige Sujets seltener. Sie hielten sich beispielsweise noch in den melancholischen Geschichten Anton Čechovs über die Abenddämmerung des russischen Landadels. Nur wenige prominente Denker, etwa Friedrich Nietzsche und Thomas Carlyle, propagierten weiterhin – oder erneut – aristokratische Lebensideale, freilich losgelöst von einer konkreten sozialen Basis und eher an Aristokratien des Geistes und der Leistung als der Geburt denkend.
Waren die Imperien ein Tummelplatz für europäische Aristokraten? Man wird dies unbesorgt nur vom British Empire sagen können, während das französische Kolonialreich Napoleons III. und der Dritten Republik einen dezidiert bürgerlichen Anstrich hatte. Hohe Militär- und Verwaltungsposten im britischen Empire wurden nach wie vor vorrangig mit Adligen besetzt. Sie betrachteten es als eine ihrer Spezialitäten, über die zivilisatorische und politische Kluft der Kolonialgesellschaft hinweg eine angeblich besondere Seelenverwandtschaft mit asiatischen und afrikanischen Edelleuten im Dienste höherer imperialer Zwecke zu pflegen.41 Das galt insbesondere für Indien, die stabilste Adelsdomäne, während in Afrika und anderswo bürgerliche Verwaltungsfachleute auf dem Vormarsch waren. Eine gewisse Romantik des Untergangs sicherte den nichteuropäischen Unterworfenen des Empire ein Minimum an transkultureller Sympathie.42 Eine Sondervariante aristokratischen Bewusstseins fand sich in den Südstaaten der USA vor dem Bürgerkrieg. Hier phantasierte sich die numerisch dünne Pflanzerelite, die über große Sklavenplantagen herrschte, in die Rolle einer «natürlichen» Herrscherklasse hinein. Sklavenhalter sahen sich als neo-mittelalterliche lords of the manor. Distanz zu eigener körperlicher Arbeit, Abscheu gegen die angebliche «materialistische» Vulgarität des industriellen Nordens, die freie Ausübung von Herrenrechten über Abhängige – all das schien eine solche Sonderblüte anachronistischer Ritterlichkeit zu gestatten.43
Im Vergleich zu dem «Aristozid»,44 der nach 1917 auf ihn zukam, war das 19. Jahrhundert eine Art von Goldenem Oktober des europäischen Adels, vor allem seiner höheren Ränge. Die Verbürgerlichung der Welt schritt unaufhaltsam, aber nicht stürmisch voran. Aristokratische Untergänge fanden anderswo statt: in Nordamerika nach dem Bürgerkrieg, in Mexiko während der Revolution nach 1910 und in den drei großen Gesellschaften Asiens.45
|  Indien: Ein neo-britischer Landadel?


In Indien waren die Fürsten samt ihrer feudalen Anhängerschaft in Region nach Region ihrer einstigen Funktionen beraubt worden. Eine dezidiert anti-fürstliche Politik wurde nach dem Großen Aufstand von 1857 aufgegeben. Die Utopie eines «bürgerlichen» Indien, wie sie in den 1820er und 1830er Jahren von den zeitweise einflussreichen englischen Utilitaristen geträumt worden war, verlor ihre Attraktivität. Fortan gaben sich die Briten Mühe, ihre Herrschaft zumindest äußerlich zu feudalisieren. Solange die Maharajas und Nizame entwaffnet und finanziell bevormundet waren und sich auch sonst loyal verhielten, hatten sie nichts zu befürchten. Sie dienten als Ornamente, mit denen sich der bürokratische Charakter des kolonialen Staates pittoresk verkleiden ließ.46 Eine ganz eigene und neue indische Nobilität wurde erfunden, an deren Spitze seit 1876 die ferne Queen Victoria als Kaiserin von Indien thronte. Die Ritterromantik des Viktorianismus, die sich auf den Britischen Inseln in neogotischer Architektur und dem einen oder anderen nachgestellten Turnier auslebte, wurde in Indien auf viel größerer Bühne und mit viel bunterem Pomp inszeniert.
Was im Einzelnen in Indien unter «Adel» zu verstehen sei, ist eine komplizierte Frage. Ähnlich wie in anderen Teilen der Welt suchten die Briten, jedenfalls diejenigen Adligen, die früh in der «bürgerlichen» East India Company Beschäftigung fanden, nach einem indischen Gegenüber, also einer landed nobility, fanden sie aber nicht ohne Mühe. Dies hatte seinen Grund in einem westeuropäischen Sonderweg der Rechtsentwicklung. Frühneuzeitliche europäische Theoretiker hatten das Problem erkannt, als sie darauf hinwiesen, in Asien gebe es im Grunde kein Privateigentum an Boden, alles unterliege dem Obereigentum des Monarchen. Das wurde bei den bekanntesten Theoretikern des «orientalischen Despotismus», allen voran Montesquieu, zwar stark übertrieben und zu einem Bild von der völligen Unsicherheit agrarischen (und anderen) Privateigentums in asiatischen Ländern aufgebauscht, aber ganz falsch war es nicht. In den vielen verschiedenen asiatischen Ländern, so unterschiedlich die Rechtsverhältnisse auch waren, fand sich selten eine so unerschütterliche, von keinem Souverän anzutastende Verbindung zwischen einem besonderen Boden und einer besonderen Adelsfamilie wie in den meisten Teilen Europas. In Asien leiteten sich Status und Einkommen der Oberschicht vielfach weniger aus unmittelbarem Grundeigentum ab als aus einer oft flüchtigen Belehnung oder aus Rechten zur Steuerpacht, die vom Herrscher an einzelne und Gruppen übertragen wurden. So waren die Zamindare Bengalens, über die unter den britischen Zeitgenossen ausführliche Diskussionen geführt wurden, am Vorabend der Machtübernahme der EIC keine unanfechtbar gesicherte landed nobility im englischen Sinne, sondern eher eine mit Pfründnerrechten ausgestattete ländliche Elite, die freilich einen herrschaftlichen Lebensstil pflegte und die tatsächliche Macht auf dem Dorfe in der Hand hielt. Es handelte sich aus britischer Sicht um eine Art von Quasi-Aristokratie, die man als gegenwärtige und künftige Garantin sozialer Stabilität auf dem Lande betrachtete. Eine Weile gab man sich alle Mühe, sie in eine «richtige» Aristokratie zu verwandeln, wie sie einem «zivilisierten» Lande angemessen sei, allerdings ohne ihnen die alte Polizei- und Gerichtsgewalt zu lassen.47
Der scheinbare Aufstieg der bengalischen Zamindare, die nun mit einklagbaren Bodentiteln versehen wurden, bereitete aber nur ihren Fall vor. Einige von ihnen waren den Marktkräften nicht gewachsen, die der koloniale Staat nun entfesselte; andere mussten unmittelbar erleben, dass die Briten ihre finanziellen Forderungen eisern eintrieben und vor Enteignungen nicht zurückschreckten. Alte Familien wurden ruiniert, andere stiegen aus der Kaufmannschaft auf. Die Stabilisierung des Zamindarstatus zu einem erblichen Adel von europäischem Typ misslang, und die Hoffnung, die Zamindare würden als improving landlords englischen Stils die bengalische Landwirtschaft durch Investitionen und wissenschaftliche Anbaumethoden voranbringen, wurde enttäuscht. Nicht Zamindare, sondern grundbesitzende «mittlere» Bauern waren im frühen 20. Jahrhundert in Bengalen und manchen anderen Teilen Indiens zur dominierenden Schicht auf dem Lande geworden, zunehmend auch zur sozialen Basis der entstehenden Unabhängigkeitsbewegung. Herrschaftliche Denk-und Lebensweisen waren um 1920 in Indien nicht weniger marginalisiert als in Europa.
|  Japan: die Selbsttransformation der Samurai


Einen ganz eigentümlichen Weg ging Japan.48 In keinem anderen großen Land der Welt erlebte eine privilegierte Statusgruppe eine ähnliche Transformation. Das japanische Äquivalent des europäischen Adels waren die Samurai. Ursprünglich waren sie Krieger im Dienste eines Herrn gewesen, mit dem sie enge Bande von Loyalität und gegenseitigem Nutzen verknüpften. Nach der Befriedung Japans in den Jahrzehnten um 1600 waren die meisten Samurai als Kämpfer überflüssig geworden. Sie standen aber weiterhin in den Diensten entweder des Shōgun oder eines der etwa 260 Lehensfürsten (daimyō), unter denen der gesamte japanische Archipel aufgeteilt war, und waren in die ausgeklügelte Rangordnung eingefügt, mit der das Shōgunat seine Herrschaft regelte. Die Samurai wurden mit mancherlei symbolischen Auszeichnungen versehen und auf diese Weise in jenem Moment zu einem herausgehobenen «Kriegeradel» stilisiert, als es keine Kriege mehr zu führen gab. Viele Samurai vertauschten das Schwert mit dem Pinsel und nahmen Aufgaben in der Verwaltung wahr. Japan wurde auf diese Weise zu einem der am dichtesten, wenn auch nicht in jeder Hinsicht am effizientesten administrierten Länder der Welt. Dennoch gab es für viele der Samurai und ihre Familien buchstäblich nichts zu tun. Einige arbeiteten als Lehrer, andere als Förster oder Türsteher, wieder andere waren insgeheim sogar in dem sonst verpönten Handel tätig. Umso vehementer hielten sie an ihren Privilegien fest: an ihrem Recht, einen Familiennamen zu führen, zwei Schwerter und besondere Kleidung zu tragen, auf einem Pferd zu reiten, gegenüber Nicht-Samurai den Vortritt auf der Straße erzwingen zu können. Mit einem dicken Paket an Sonderrechten, die vererbt wurden, waren die Samurai dem europäischen Adel eng verwandt. Sie machten aber einen viel größeren Prozentsatz der Bevölkerung aus: im frühen 19. Jahrhundert etwa 5 bis 6 Prozent. Das entsprach dem relativen Umfang des Adels in den Ausnahmeländern Polen und Spanien, lag aber weit über dem europäischen Normalwert von deutlich weniger als einem Prozent (in Deutschland etwa im frühen 19. Jahrhundert 0,5 Prozent, danach fallend).49 Das Fehlen einer sinnvollen Funktion der Samurai war daher allein schon quantitativ ein großes soziales Problem, das auch mit hohen gesellschaftlichen Kosten verbunden war. Der wichtigste Unterschied zum europäischen Adel lag in der Trennung der Samurai vom Land. Sie waren im Allgemeinen keine belehnten Landbesitzer und erst recht nicht mit verlässlichen Rechtstiteln ausgestattete Grundeigentümer. Vielmehr erfolgte ihre Entlohnung durch Stipendien, die in Reis gemessen und in der Regel auch natural ausgezahlt wurden. Der typische Samurai kontrollierte also keinen der drei Produktionsfaktoren: weder Boden noch Arbeit und am wenigsten Kapital. Daher waren die Samurai ein im Prinzip besonders verwundbarer Teil der japanischen Gesellschaft.
Als sich die chronischen Problemlagen Japans durch die Konfrontation mit dem Westen nach 1853 krisenhaft zuspitzten, waren es in erster Linie Samurai aus dem Hause Tokugawa fernstehenden Fürstentümern, von denen die Initiative zur Veränderung auf nationaler Ebene ausging. Eben diese kleine Gruppe, die 1867/68 das Shōgunat stürzte und mit dem Aufbau der neuen Meiji-Ordnung begann, erkannte, dass die Samurai als Bevölkerungselement nur dann überleben könnten, wenn sie ihren antiquierten Status verlören. Mit der Entmachtung der Fürsten und der Umwandlung der Daimyate entfiel ohnehin der wichtigste institutionelle Rahmen der Samurai-Existenz. Seit 1869 wurde dann der Samurai-Status Schritt für Schritt demontiert. Der schwerste wirtschaftliche Schlag war die Abschaffung der Stipendien (am Anfang abfedernd als Umtausch in Staatsanleihen), die schlimmste symbolische Demütigung 1876 die Aufhebung des mittlerweile bizarr wirkenden Schwerterprivilegs. Die einzelnen Samurai mussten nun für sich selbst sorgen. Die Erlaubnis freier Berufswahl (in Frankreich schon 1790 dekretiert) schuf 1871 dafür eine wichtige gesetzliche Grundlage. Nach letzten Samurai-Aufständen 1877 gab es gegen diese Politik keinen Widerstand mehr.50 Sie brachte für viele Samurai und ihre Familien große Härten mit sich, die vom Staat nur teilweise sozialpolitisch gemildert wurden. Ethos und Mythos der Samurai lebten in Japan fort, als erkennbares Gesellschaftselement verflüchtigte sich dieser Stand aber in den 1880er Jahren. Ein neuer Hochadel, den der Meiji-Staat nach dem Vorbild der britischen peerage schuf, war eher ein «napoleonisches» Kunstprodukt, das die Reste der Daimyō-Familien und des alten Hofadels in Kyoto aufnahm und mit dem sich die Oligarchen, die zum Zeitpunkt des Machtwechsels 1867/68 zumeist junge Männer von weniger als vierzig Jahren gewesen waren, selbst belohnten. Im neuen politischen System, das seit 1890 eine zweite Kammer als Herrenhaus vorsah, hatte er eine bedeutende Rolle als Puffer zwischen dem entrückten Tennō und dem «gemeinen Volk» zu spielen.
|  China: Untergang und Transformation der «Mandarine»


China kam europäischen Verhältnissen am nächsten, ja, war ihnen an Modernität in manchem voraus. Hier gab es schon im 18. Jahrhundert einen weithin unbeschränkten Markt für Grund und Boden. Feudale Lasten und Dienstpflichten gegenüber privaten Herren waren fast ganz verschwunden, und die permanente Kontrolle einer bestimmten Familie über ein bestimmtes Stück Boden konnte rechtlich in keiner Weise zementiert werden. Aber die einmal erworbenen Besitztitel waren immerhin – wie in Europa – vor dem Zugriff des Staates weitgehend sicher. Kann man in den Gelehrtenbeamten Chinas, von den Europäern bis hin zu Max Weber oft «Literati» genannt, dennoch ein Äquivalent eines europäischen Adels sehen? In mancher Hinsicht kann man es durchaus. Die Gelehrtenbeamten besaßen die effektive Kontrolle über den größten Teil des landwirtschaftlich genutzten Bodens, und sie waren, bei weitem unumstrittener als der europäische Adel der frühen Neuzeit, die kulturell dominierende Schicht. Der wichtigste Unterschied lag darin, dass zwar das private Eigentum an Land in einer Familie tradiert, aber der Status nicht vererbt werden konnte. Status und Landbesitz waren nahezu vollständig getrennt. Eintritt in die Schicht, die im chinesischen shenshi genannt und im Westen oft als gentry übersetzt wird und die mit ca. 1,5 Prozent zwischen dem Anteil des Adels an der Bevölkerung in Europa und Japan lag, erlangte man durch Erfolg in den regelmäßig stattfindenden Staatsprüfungen.51 Nur wer hier mindestens den untersten von neun Erfolgsrängen erreicht hatte, kam in den Genuss der Reputation und der handgreiflichen Vorteile eines shenshi, zu denen etwa Steuerbefreiung und die Verschonung von Körperstrafen gehörten. Wer shenshi war, durfte sich mit seiner Familie zur örtlichen Oberschicht rechnen. Ihm wurden Führungsaufgaben im lokalen Bereich übertragen. Wo es Clanorganisationen gab, gehörte er zu deren interner Elite. Er hatte Teil an der kulturellen und sozialen Welt des konfuzianischen Gentleman (qunzi), deren normatives Grundgerüst dem des englischen Widerparts in manchem entsprach. Nur aus dem Kreis derjenigen, welche die höchsten Prüfungsränge erreicht hatten, die also in der Regel vor dem Kaiser persönlich in der Hauptstadt examiniert worden waren, wurden die Beamten des Reiches berufen. Dass eine Familie einmal einen solchen Beamten am Hofe oder in der Provinzialverwaltung stellen würde, war das höchste Ziel, das sich in der rangbewussten Gesellschaft des kaiserlichen China erreichen ließ.
In der Geschichtsschreibung ist immer wieder Japans Erfolg mit Chinas Versagen kontrastiert worden. Japan habe den Schock seiner «Öffnung» produktiv in ein großes Programm der Modernisierung und Nationsbildung umgesetzt, China hingegen die Zeichen der Zeit verkannt und die Gelegenheit zur stärkenden Erneuerung verstreichen lassen. Daran ist vieles richtig. Chinas Unbeweglichkeit hatte verschiedene Ursachen. Mindestens ebenso wichtig wie ein «kulturell» bedingtes Desinteresse an der Außenwelt waren das Fehlen einer starken monarchischen Führung nach etwa 1820 und das labile Gleichgewicht im Staatsapparat zwischen Mandschu-Würdenträgern und han-chinesischen Beamten; jeder starke Reformimpuls musste diese wackelige Balance gefährden. Man kann die Geschichte experimentell aber auch anders lesen. Die Leitfrage wäre dann diese: In Japan hatte ein viel geringerer Anstoß von außen – denn die Öffnung durch Commodore Perry verlief unblutig und lässt sich mit dem Opiumkrieg von 1839–42 im Ausmaß der Gewaltanwendung überhaupt nicht vergleichen – viel heftigere Wirkungen ausgelöst als in China. Warum war dies so? Darauf lassen sich zwei Antworten geben. Zum einen besaß die chinesische Beamtenelite, sofern sie mit Grenzfragen befasst war, eine unendlich viel größere Erfahrung in der Behandlung von aggressiven Fremden aller Art als die japanischen Samurai, die den langnasigen Seebarbaren ohne erprobte Ordnungsschemata und Handlungsregeln desorientiert gegenübertraten und zu einer radikalen Neuorientierung gezwungen wurden. Solange in China die Bedrohung von außen das eigentliche Machtzentrum Peking nicht erreichte (diesem Punkt kam man allerdings 1860 bei der Plünderung und Zerstörung des kaiserlichen Sommerpalastes nahe), schienen die alten Methoden der Fremdenabwehr irgendwie noch zu greifen. Man geriet also nicht in eine Orientierungslosigkeit, die ein grundsätzlich neues Nachdenken über die Probleme erforderlich gemacht hätte. Erst die Demütigung der Dynastie durch die Acht-Mächte-Invasion während des Boxerkrieges von 1900 markierte einen point of no return. Zum anderen waren der Beamtenapparat und die shenshi-Schicht, auf welcher er sozial beruhte, in China weniger geschwächt als die Samurai in Japan. Immerhin hatte exakt gleichzeitig mit den dramatischen Entwicklungen in Japan die dominante Schicht Chinas die für sie schreckliche soziale Revolution der Taiping trotz großer Opfer physisch und politisch überlebt. Auch war es 1860 gelungen, mit den aggressiven Großmächten Großbritannien, Frankreich und Russland mindestens so etwas wie einen modus vivendi zu finden, der für mehr als drei Jahrzehnte den außenpolitischen und militärischen Druck auf China verminderte. In dem Moment, als die alte Ordnung in Japan zusammenbrach, schien sie sich in China ohne allzu viele destabilisierende Reformen gefangen zu haben.
Als dann 1900 ein Punkt erreicht war, der als Existenzgefährdung nicht bloß der Dynastie, sondern des ganzen Reiches verstanden werden musste, da waren maßgebende Kräfte an der Spitze des chinesischen Staates, Han-Chinesen ebenso wie Mandschu, zu radikalen Reformen bereit.52 Die Abschaffung des viele Jahrhunderte lang praktizierten Prüfungssystems, also des bis dahin alternativlosen Mechanismus der Elitenrekrutierung, war ein ziemlich genaues Äquivalent der Abschaffung des Samurai-Status drei Jahrzehnte zuvor. Damit hatten in China, ganz ähnlich wie in Japan, aktive Elemente der Elite ihrer eigenen sozialen Formation den Boden entzogen. Es fehlten der chinesischen Reform ebenso der Systemcharakter der Meiji-Politik wie der außenpolitische Schonraum, in dem diese realisiert werden konnte. Die Dynastie stürzte 1911, und mit ihr verlor der zahlenmäßig nicht sehr große Mandschu-Adel von heute auf morgen seine Privilegien.53 Hinfort lebten aber Hunderttausende von Familien der hanchinesischen gentry getrennt einerseits von der alten Quelle von Ehre und Prestige, andererseits von den Beschäftigungsmöglichkeiten im zentralen Staatsdienst. Aus den gebildeten, praktisch fähigen und am Gemeinwohl orientierten (so jedenfalls das Ideal, aber auch nicht selten die Praxis) Gelehrtenbeamten der hohen Kaiserzeit wurde binnen kurzem in Realität wie gesellschaftlicher Wahrnehmung eine schäbige und parasitäre Grundherrenklasse, während zur gleichen Zeit (genau: seit Beginn der Bewegung für Neue Kultur 1915) die neu entstehende Intelligentsia in den großen Städten Chinas sich vehement gegen die gesamte Weltsicht stellte, die die Gelehrtenbeamten verkörpert und vertreten hatten. Verlassen vom Staat, von den politisierten Intellektuellen verachtet und bekämpft und in einem strukturellen Konflikt mit den Bauern stehend, wurde die alte Oberschicht des kaiserlichen China zu einem der verwundbarsten Elemente der chinesischen Gesellschaft. Der Samurai-Weg der Rettung durch Selbstabschaffung war ihr nun versperrt. Diejenigen, die von den chinesischen Marxisten seit den 1920er Jahren als «Grundherrenklasse» angefeindet wurden, hatten weder die materiellen Mittel zur eigenen Verteidigung noch die Visionen einer nationalen Zukunft, für die man Verbündete hätte finden können. Durch den Zweiten Chinesisch-japanischen Krieg nach 1937 weiter geschwächt, hatte die alte ländliche Oberschicht Chinas der kommunistischen Bauernrevolution der späten 1940er Jahre nichts mehr entgegenzusetzen.
Die chinesischen shenshi waren keine Kriegeraristokratie im europäischen oder japanischen Sinne. Sie rekrutierten sich nicht geburtsständisch, sondern meritokratisch. Elitepositionen hielten sich weniger lange in einzelnen Familien. Der Zyklus von Aufstieg und Niedergang von Familien konnte oft nur wenige Generationen betragen. Die Elitenkontinuität wurde nicht durch Genealogie, sondern durch die Stärke der immer wieder neu rekrutierenden staatsnahen Institutionen gewährleistet. Mit einer «klassischen» Aristokratie verband die shenshi indes ihre Nähe zum Herrscher, ihre staatstragende Rolle und ihre agonale Weltauffassung, die sich nicht auf den körperlichen Wettbewerb in Krieg und Jagd richtete, sondern auf die intellektuelle Konkurrenz bei der Meisterung des tradierten Bildungskanons. Gemeinsam waren schließlich die Kontrolle über Land und die Distanz zu körperlicher Arbeit. Insgesamt gesehen überwiegen die Ähnlichkeiten vor den Unterschieden. Die shenshi waren in vieler Beziehung ein funktionales Äquivalent einer europäischen Adelsschicht. Wie der europäische Adel, so überstanden auch sie das chronologische 19. Jahrhundert einigermaßen glimpflich. Nach dem Ende der Taiping-Bedrohung 1864 war die unmittelbare gesellschaftliche Konkurrenz sogar schwächer als in Europa. Das entstehende chinesische «Bürgertum» forderte die Hegemonie der shenshi viel weniger heraus, als dies in der analogen Situation Europas der Fall war. In China ging die Bedrohung eher von Bauernrevolten und vom ausländischen Kapitalismus aus. Der terminale Punkt für die shenshi war das Jahr 1905, das in etwa den Jahren 1790 für den französischen Adel, 1873 für die Samurai oder 1919 für den Adel in Deutschland vergleichbar wäre. Auch die shenshi waren eine landbasierte Elite im Niedergang, die umfangreichste der Welt.
Die Schicksale aristokratischer und quasi-aristokratischer Eliten waren teils hausgemacht, teils durch übergreifende Entwicklungen geprägt. Hier standen sich zwei gegenläufige Tendenzen gegenüber. Auf der einen Seite erwies sich, dass die Ausstrahlung aristokratischer Ideale begrenzt war. In den USA und Australien wuchsen Gesellschaften heran, die in historisch neuartiger Weise adelsimmun waren. Auch die Kolonialreiche stabilisierten den Adel nur vorübergehend. In der frühen Neuzeit hatte die koloniale Expansion Europas den geographischen Operationsbereich des europäischen Adels immens erweitert. Trotz einer gewissen transkulturellen Solidarität der Edlen hatten aber nichteuropäische Adlige selten europäische Weltorientierungen und Rollenverständnisse übernommen. Im Vergleich dazu war das kulturelle Paket europäischer Bürgerlichkeit ein viel attraktiverer Exportartikel. Die neuen Kolonien des späten 19. Jahrhunderts waren nicht länger aristokratisch geprägt. In den afrikanischen und südostasiatischen Kolonien sämtlicher europäischen Mächte überwog nach 1875 ein bürgerlicher Funktionärstypus, und selbst in Indien konnte feudaler Mummenschanz den bürokratischen Charakter des kolonialen Staates nur durchsichtig verhüllen. Auf der anderen Seite machten sich allgemeine Veränderungen bemerkbar. Die Internationale der Nobilitäten erlebte den Anfang ihres Endes, als die auswärtigen Ämter und diplomatischen Dienste der Großmächte nicht länger fast ausschließlich mit Fürsten, Grafen und Lords besetzt wurden. Die Außenpolitik der USA und der französischen Republik wurde schon vor 1914 nahezu ganz von Bürgerlichen gemacht. Staatsbildung führte im 19. Jahrhundert fast überall zu einer größeren Distanz zwischen den zentralen Staatsorganen und einem Adel, der eigene lokale Machtressourcen zu kontrollieren bestrebt war. Wenn der Staat Adlige beschäftigte, dann waren auch sie nichts als seine «Diener». Zur gleichen Zeit ließ der Zugriff des Adels auf die alten agrarischen Quellen von Einkommen, Macht und Prestige nach: Bauernbefreiungen aller Art, die Verminderung lokaler Privilegien und die Unterminierung landwirtschaftlicher Einkommen in einer Epoche industriellen Umbaus und weltwirtschaftlicher Expansion schränkten die gewohnten Entfaltungschancen von Adelsschichten ein. Der Adel behielt sein Schicksal dort am ehesten auch im frühen 20. Jahrhundert in der Hand, wo man sich als Teil einer ständisch nur noch schwach markierten «Elite» sah und in diesem Rahmen pragmatisch und mit gezügeltem Dünkel seine sozialen und politischen Bündnisse schmiedete.
3  |  Bürger und Quasi-Bürger

|  Phänomenologie des Bürgers


Das 19. Jahrhundert war, so scheint es, das Jahrhundert der Bürger und der Bürgerlichkeit, jedenfalls in Europa.54 Zwischen einem Adel, der im relativen Rückzug Angebote für einen Klassenkompromiss unter den Wohlhabenden machte, und einer Lohnarbeiterschaft, die im letzten Drittel des Jahrhunderts zu politischer Selbstorganisation und kultureller Eigenständigkeit gefunden hatte und den Weg «vom Pöbel zum Proletariat» (Werner Conze) gegangen war, öffnete sich in den Städten ein sozialer Raum von eigener Wertprägung und charakteristischen Lebensstilen. Die Villenvororte, die während der zwei Jahrzehnte vor dem Ersten Weltkrieg in vielen Städten Europas entstanden, sind sichtbare Relikte dieser untergegangenen Welt repräsentativer, die eigenen Distinktionsmerkmale zur Schau stellenden Bürgerlichkeit. Wer und was ein «Bürger» ist, lässt sich nach objektiven Kriterien der familialen Herkunft, des Einkommens und der Berufsausübung nicht verlässlich bestimmen.55 Bürger – zu kaum mehr als einem solchen tautologischen Ergebnis haben umfangreiche Forschungen und Diskussionen geführt – waren diejenigen, die sich dafür hielten und die ihre Überzeugungen in ihrer Lebensführung zum praktischen Ausdruck brachten. Radikale Skeptiker haben sogar das ganze Konstrukt des «Bürgertums» in Zweifel gezogen. Einzelne Bürger und ganze Generationenketten unzweifelhaft bürgerlicher Familien in literarischer Fiktion (Thomas Mann: Buddenbrooks, 1901) und historischer Wirklichkeit mag man identifizieren können.56 Das Bürgertum als Schicht oder Klasse entzieht sich dem definitorischen Zugriff. War «die Bourgeoisie», so ist gefragt worden, nicht überhaupt ein «Mythos»?57
Einfacher ist es zu sagen, was ein Bürger nicht ist: kein feudaler Herr, der sein Selbstverständnis aus Grundbesitz plus Genealogie bezieht, und kein mit seinen Händen in abhängiger Stellung Arbeitender. Ansonsten ist die Kategorie des «Bürgers» geräumiger als jedes andere soziale Ordnungskonstrukt. Sie umfasst, wenn man etwa an die Zeit um 1900 denkt, gleichermaßen einige der reichsten Leute der Welt – Industrielle, Bankiers, Reeder, Eisenbahnmagnaten – wie auskömmlich, aber nicht üppig besoldete Professoren oder Richter. Sie schließt Angehörige der dienstleistenden «freien Berufe» auf akademischem Qualifikationsniveau (im Englischen kurz professions genannt), also etwa Ärzte oder Rechtsanwälte,58 ebenso ein wie den Besitzer eines Krämerladens, den selbständigen Schustermeister oder den Polizisten. Um 1900 machte sich zudem der neue Typus des Angestellten im «weißen Kragen» bemerkbar: einer Grenzfigur der Bürgerlichkeit, abhängig arbeitend, aber großen Wert auf den Umstand legend, dass er sich im Kassensaal einer Bank oder in der Buchhaltung eines Industrieunternehmens die Hände nicht schmutzig machte. Seit eine wachsende Zahl großer Firmen nicht mehr von ihren Eigentümern geleitet, sondern von entlohnten Managern geführt wurden, gab es auch den großbürgerlich auftretenden, im Arbeitsalltag über weite Dispositionsspielräume gebietenden «leitenden» Angestellten, der von gleich zu gleich mit den eifrigsten Hütern bürgerlicher Werte auftreten konnte.59
«Bürgertum» als Konzept ist auch deshalb so trügerisch, weil sich Bürgerlichkeit in einzelnen Lebensschicksalen besonders schnell verflüchtigen kann. Bürger streben den «Aufstieg» an und fürchten nichts so sehr wie sein Gegenteil, den Absturz in Richtung Unterschicht. Ein ruinierter Aristokrat ist immer noch ein Aristokrat, ein ruinierter Bourgeois nichts als ein déclassé.60 Der erfolgreiche Bürger verdankt seine Position Selbständigkeit und eigener Leistung. Nichts scheint ihm verlässlich angeboren zu sein. Gesellschaft ist in den Augen des Bürgers eine Leiter. Er selbst befindet sich irgendwo in der Mitte, stets vom Drang nach oben getrieben. Der Ehrgeiz des Bürgers gilt nicht allein seinem persönlichen Vorankommen, dem Wohlergehen seiner Familie und der Wahrung seines unmittelbaren Klasseninteresses. Der Bürger will gestalten und organisieren, er hat einen hohen Begriff von seiner Verantwortung und will, sofern es ihm seine Lebensumstände gestatten, mithelfen, dem gesellschaftlichen Leben eine Richtung zu geben.61 Im schlimmsten bourgeois glimmt noch ein Funke des citoyen. Bürgerliche Kultur erhebt wie kaum ein anderes nicht-religiöses Wertesystem einen «Anspruch auf Verallgemeinerung»62 und drängt damit über ihre Urheber und ursprünglichen sozialen Träger hinaus. Der Bürger hat immer viele unter sich, denen gegenüber er eine Einstellung der Superiorität, des Sich-für-etwas-Besseres-Haltens, pflegt, und er hat in aller Regel zumindest wenige über sich. Solange es nicht-bürgerliche Eliten gibt, also einen Adel oder eine prestigereiche Geistlichkeit (man denke auch an die muslimische ulama), steht der Bürger, selbst der reichste, niemals an der Spitze der sozialen Hierarchie. Nur in wenigen Gesellschaften, etwa in der Schweiz, in den Niederlanden, in Frankreich nach etwa 1870 oder an der Ostküste der USA, war dies im 19. Jahrhundert anders. Die «bürgerlichste» Gesellschaft ist die, in welcher Bürger auf allen Gebieten die Regeln ihres Wettbewerbs miteinander selbst bestimmen. Im 20. Jahrhundert ist dies in der Tendenz der Normalfall gewesen, im 19. war es weltweit die Ausnahme.
Das 20. Jahrhundert sah aber auch den tiefen Sturz des Bürgers als Klasse, die radikale Entbürgerlichung und im gleichen Zuge Entfeudalisierung ganzer Gesellschaften: ein Drama, das sich seit 1917 in Russland abspielte und das sich bald darauf in Mitteleuropa und nach 1949 in China wiederholen würde. Bürgertum und Restadel wurden über denselben revolutionären Kamm geschoren. Im 19. Jahrhundert hingegen war es in Europa oft schwierig, aber nie wirklich lebensgefährlich, ein Bürger zu sein. Vor 1917 haben Bürger in Europa – als soziale Gruppe – niemals das Schicksal erlitten, das Teilen der französischen Aristokratie nach 1789 zugefügt worden war. Die bolschewistische Revolution zerstörte die ihr entgegenstehenden Lebensformen viel radikaler, als frühere Revolutionen dies je vermocht hatten. Die Welt der russischen Wirtschaftsbourgeoisie, die überhaupt erst nach 1861 entstanden war und nur fünf Jahrzehnte Zeit für ihre Entfaltung gehabt hatte, nahm sich bereits von der Warte der späten 1920er Jahre wie eine versunkene Zivilisation aus.63 Und vor der Inflation in Deutschland und Österreich nach dem Ersten Weltkrieg, dem bis dahin schwersten Schlag für klassische Bürgerlichkeit in Europa, sowie der Weltwirtschaftskrise der Jahre ab 1929 sind niemals große Teile des Bürgertums kollektiv um die Stützen ihres dem Anspruch nach «vornehmen» Lebensstandards gebracht worden. Auch für Bürger war das 19. Jahrhundert eine vergleichsweise gute Zeit.
|  Kleinbürger


Wie umfänglich war das Bürgertum? Verwirrung stiftet bis zum heutigen Tage die terminologische Nähe zwischen der «eigentlichen» Bourgeoisie und dem «Kleinbürgertum» der Ladenbesitzer und selbständigen Handwerksmeister. Was hatten ein Stahlmagnat und ein Schornsteinfeger, formal beides «Bürger», gemeinsam? Die Unterschiede fallen schneller auf. Die Sozialcharaktere «großer» und «kleiner» Bürger sind auf den ersten Blick leicht unterscheidbar; die Entwicklung beider Gruppen verlief auf unterschiedlichen Bahnen. So rückten in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts in mehreren Ländern Europas die Bürger von «Besitz und Bildung» in größere mentale und politische Distanz zu einem Kleinbürgertum, das nun um seine Unterscheidbarkeit von den Industriearbeitern bangte. Das Kleinbürgertum wiederum prägte sich in ganz unterschiedlicher Deutlichkeit aus. Frankreich wurde geradezu zu einer Nation der Kleinbürger, während in Russland mit seinen relativ wenigen Mittel- und Kleinstädten die neue Schicht kapitalistischer Gründer und gebildeter Honoratioren nur auf einem dünnen Polster der Kleinbürgerlichkeit ruhen konnte.
Das «kleine» Bürgertum ist begrifflich besonders schwer zu fassen. Auch der in Großbritannien und den USA seit jeher bevorzugte Begriff der middle class, der immerhin erst 1889 in einem amerikanischen Wörterbuch auftauchte,64 löst das Problem der Benennung der gesellschaftlichen Mitte nicht zu allgemeiner Zufriedenheit. Die Einheit und Einheitlichkeit einer solchen middle class (die übliche deutsche Übersetzung ist «Mittelschicht») lässt sich selbst für die USA, wo der bürgerliche Konsens von Anfang an breiter war als in Europa, schwer nachweisen. Man hat mit großer Ausdauer, aber ohne ein verallgemeinerbares Ergebnis, die soziale Membran zwischen lower middle class und upper middle class zu entdecken versucht und hat selten vermeiden können, interne Trennlinien zu ziehen, etwa für England zwischen einer capitalist middle-class und einer non-capitalist or professional middle-class, eine Unterscheidung, die in etwa (aber nicht genau) der deutschen zwischen «Wirtschaftsbürgertum» und «Bildungsbürgertum» entspricht.65Middle class oder «Mittelschicht» sind kulturell inhaltsärmere Begriffe als «Bürgertum». Deshalb sind sie auf eine größere Zahl von Kontexten anwendbar und für eine globale Sozialgeschichte besser geeignet. Nicht jeder Angehörige einer Mittelschicht trägt einen kompletten «bürgerlichen Wertehimmel» mit sich herum. Besonders nützlich ist die Unterscheidung zwischen verschiedenen Milieus, also Sphären der Geselligkeit und der geteilten Grundüberzeugungen. So schlägt Hartmut Kaelble vor, zwischen einem bürgerlichen Milieu im engeren Sinne, d.h. der «oberen Mittelschicht», und einem kleinbürgerlichen Milieu zu differenzieren.66 Solche Milieus sind keine präzise abgezirkelten Gruppen, sondern eher soziale Kraftfelder mit unscharfen Rändern, die sich überlappen und gegenseitig beeinflussen können. Milieus kann man sich auch konkreter als örtliche Lebenszusammenhänge vorstellen. Erst bilden sich, von Stadt zu Stadt je besonders zusammengesetzt und kulturell eingefärbt, Milieus des Umgangs, des Heiratens und des Vereinszusammenschlusses, dann vielleicht translokale Schichten und Klassen.
Für eine globale Sozialgeschichte sind «Kleinbürger» als Thema noch nicht erschlossen worden. Das verwundert nicht, waren sie doch im 19. Jahrhundert in ganz besonders hohem Maße lokale Existenzen.67 Ihr ökonomischer Aktionsradius ging selten über die Nachbarschaft einer Anwesenheitsgesellschaft hinaus: Man kannte die Kundschaft persönlich. Sozial überschritten sie nach ihrer jugendlichen Gesellenwanderschaft, dem Motiv so vieler Gedichte der Romantik, nur noch selten Grenzen. Auch ihre Kultur war von begrenzter Reichweite. Das Kleinbürgertum war eine besonders wenig internationale Schicht – selbst wenn 1899 der erste Weltkongress der petits bourgeois stattfand: weniger mobil als wandernde Unterklassen, weniger international vernetzt als die Aristokratie mit ihren weitläufigen Familienbeziehungen und als die große Bourgeoisie mit ihren Geschäftskontakten in die Ferne. Wegen dieser lokalen Vererdung ist der Begriff des Kleinbürgers schwierig von einem Kontext in den anderen übertragbar. Was ist damit gewonnen, wenn man einen Silberschmied in Isfahan oder den Besitzer eines Teehauses in Hankou als «Kleinbürger» bezeichnet? Auch der Beiklang des Pejorativen, der zur deutschen Steigerungsform des Kleinbürgers, dem Spießer, führen kann, lässt sich in anderen Zusammenhängen nur schwer vernehmen.
Hinter der pauschalen und von Geringschätzung niemals ganz zu befreienden Kategorie des «Kleinbürgers» steht manches an lokalspezifischem Handwerkertum mit seinem eigenen Ethos und einem besonderen Stolz, der auf der Sicherheit im eigenen Metier beruht.68 Solche wertgestützten Handwerkerkulturen, die manchmal, etwa in Teilen Indiens, sogar kastenförmige Exklusivität besaßen, gab es auf der ganzen Welt, oft höher geachtet als die Sphäre des Handels: stationäre und stabile Sphären der sozialen Mitte, gestützt durch Monopole praktischen Wissens, die auch keine Oberschicht anzufechten und zu ersetzen vermochte. Tradiertes Können entgeht eher als rechtliche Privilegierung und konfiszierbares Eigentum der Entwertung durch politische Revolutionen; Handwerker und Garanten elementarer Versorgung werden immer gebraucht. Erst Maschinenproduktion stellt solche Dienste in Frage, ohne sie überflüssig machen zu können. Von daher gibt es eine Beharrungskraft des kleinen Gewerbes, die der Proletarisierungsangst des Kleinbürgers entgegensteht. Kleinbürger (in einem weiten Sinne) blicken nicht unbedingt devot zu den höheren Rängen der sozialen Hierarchie auf. Der Kleinbürger hat nicht den Ehrgeiz, Urheber und Träger einer überlegenen Kultur zu sein. Daher investiert er nicht viel von seinem kulturellen Kapital in Bildung, hat ein pragmatisches Verhältnis zu ihr, insofern sie – eher als Ausbildung – den Nachkommen nutzen könnte. Kleinbürger sind freilich zu politischem Kollektivhandeln fähig. Wenn sie wichtige Kanäle der gesellschaftlichen Zirkulation kontrollieren, können sie mehr Macht ausüben als mancher Industriekapitän. Streiks von Basarkaufleuten oder Boykotte durch Kleinhändler in chinesischen Hafenstädten haben immer wieder politischen Druck erzeugt. Waren solche Aktionen gegen ausländische Interessen gerichtet, dann wurden sie zu einer frühen Äußerungsform nationalistischer Politik. Die große internationale Erfahrung von Kleinbürgern war der Krieg. Neben Bauern und Arbeitern stellten sie die Hauptmasse europäischer Armeen, auch in den Kolonien. Die Unteroffiziersränge, die Korporale und Feldwebel, waren von Herkunft wie Habitus her kleinbürgerlich. Der Unteroffizier war der Kleinbürger in Uniform. Überhaupt spiegeln militärische Hierarchien oft die Rangordnung in der zivilen Gesellschaft getreulich und verdeutlichend wider. Auf kaum einem anderen Gebiet lässt sich der wechselvolle «Aufstieg» des Bürgertums, in jedem Land Europas mit eigener Färbung, besser beobachten als im Kampf um Offizierspatente und um Anerkennung durch aristokratische Militärführungen.69
|  Respektabilität


Die eigentliche Bourgeoisie, in etwa übereinstimmend mit Hartmut Kaelbles Milieu der «oberen Mittelschicht», bestand aus Leuten, die in weiträumigeren Bezügen dachten als Kleinbürger, die mit Kapital wirtschafteten – auch dem kulturellen Kapital von akademischem Wissen – und die sich die Hände nicht schmutzig machten. «Der Bourgeois», bemerkt der süffisante Edmond Goblot in einem unübertroffenen Essay aus den 1920er Jahren, «trägt Handschuhe».70 Dies war ein Grundelement eines besonderen bürgerlichen Habitus. Ein anderes war die Sorge um den guten Ruf. Statt, wie der Adlige, auf die Ehre, achtet der typische Bürger auf Respektabilität, auch wenn er sich gelegentlich dem aristokratischen Ehrenkodex des Duells unterworfen hat. Respektabel sucht man vor allem in den Augen anderer Bürger zu sein, aber auch in denen der Oberschicht, der man keinen Anlass zu Herablassung geben will, und denen der gesellschaftlich tiefer Stehenden, von denen man erwartet, mit Ehrerbietung behandelt und als Meinungsführer anerkannt zu werden. Das Streben nach Respektabilität ist eine über Europa hinaus anzutreffende Haltung der gesellschaftlichen Mitte. Seine wirtschaftliche Ausdrucksform ist die Kreditwürdigkeit, die Bonität. Der Bürger verfügt über ein halbwegs sicheres Einkommen, und wenn er selbst Geld braucht, vermittelt er dem Gläubiger die Erwartung, dass der Kredit nicht verloren sei. Der respektable Bürger befolgt Gesetze und moralische Gebote. Man weiß, was sich «schickt», und verhält sich danach. Die Bürgerin meidet Müßiggang, aber auch körperliche Arbeit außerhalb des eigenen Hauses. Ein Bürger ist, wessen Frau und Töchter den Erwerb in fremden Diensten nicht nötig haben, und ein gehoben bürgerliches Gesellschaftsmitglied, wer sich umgekehrt materiell in der Lage findet, Dienstboten im eigenen Haushalt zu beschäftigen.
«Respektabilität» war, ebenso wie das Charaktermodell des englischen gentleman, ein mobiles und erlernbares Kulturideal. Europäer wie Nichteuropäer konnten ihm gleichermaßen nachstreben. Im städtischen Südafrika des 19. Jahrhunderts zum Beispiel näherten sich weiße und schwarze Mittelschichten im Zeichen solcher Respektabilität einander an – bis ein zunehmender Rassismus diese Konvergenz immer mehr erschwerte.71 Auch der arabische, chinesische oder indische Kaufmann kultivierte seine Distanz zur Handarbeit, legte Wert auf häusliche Tugenden (die sich auch bei Polygamie auf besondere Weise verwirklichen ließen), betonte den dispositiven Charakter seiner Tätigkeit, rechnete und plante nach den Regeln rationalen Geschäftskalküls und gab sich Mühe, seine hohe Reputation unter Beweis zu stellen. So etwas wie ein «bürgerlicher» Habitus ist nicht notwendig an die kulturellen Voraussetzungen des Okzidents gebunden. Das Aufkommen riesiger, insgesamt nach Hunderten von Millionen zählender middle classes in Ländern wie Japan, Indien, China oder der Türkei seit dem letzten Drittel des 20. Jahrhunderts kann daher als bloßer Export westlicher Gesellschaftsformen nicht zureichend erklärt werden. Es ist ohne einheimische Grundlagen undenkbar.
Überall bildete im 19. Jahrhundert das gehobene Bürgertum eine Minderheit. Selten überstieg der Anteil der Bürger von «Besitz und Bildung» an einer nationalen Gesamtbevölkerung mehr als die etwa fünf Prozent (maximal 15 Prozent unter Einschluss des nicht-agrarischen Kleinbürgertums), auf die er für Deutschland veranschlagt wird.72 In den USA entstand demgegenüber eine einflussreiche, bis heute wirkende Tradition, sich als eine Gesellschaft zu begreifen, die aus nichts anderem als middle class bestehe. Das amerikanische Volk, so schrieb der Historiker Louis Hartz 1955, sei «eine Art von nationaler Verkörperung des Begriffs der Bourgeoisie».73 Die Sozialgeschichtsforschung hat diesen Mythos der Klassenlosigkeit, ein Zwilling des Mythos vom «Schmelztiegel», dekonstruiert und die Spezifik und Differenziertheit bürgerlicher Lebenslagen und Weltbilder in den USA herausgearbeitet. Gerade die amerikanische Großbourgeoisie grenzte sich nicht weniger scharf von sozial tiefer Gestellten ab als ihr Widerpart in Europa.74 Wenn Bürger außerhalb weniger Länder und Regionen wie England, den Niederlanden, Belgien, der Schweiz, Nordfrankreich, Katalonien, Westdeutschland oder den nordöstlichen Bundesstaaten der USA auch im sogenannten «Westen» noch um 1900 vielfach Einsprengsel in einer Welt der Unbürgerlichkeit waren, dann galt dies umso mehr für die Weltszene. Im «bürgerlichen Zeitalter» bildeten Bürger von «Besitz und Bildung» eine winzige Minderheit unter der Weltbevölkerung. Bürger und Bürgerlichkeit waren in der Welt höchst ungleich verteilt. Jedoch folgte diese Verteilung nicht dem simplem Schema «the West and the rest». Europa war keineswegs als Ganzes in ein bürgerliches Zeitalter eingetreten, und Ansätze bürgerlicher oder quasi-bürgerlicher Entwicklung fehlten außerhalb Europas und Nordamerikas nicht völlig.
|  Die Universalität gesellschaftlicher Mittellagen


An diesem Punkt beginnt das Interesse einer globalen Sozialgeschichte. Gewiss, Bürger und Bürgerlichkeit waren Produkte der westeuropäischen Stadtkultur und des Fernhandels der frühen Neuzeit, im 19. Jahrhundert neu ausgeformt unter den Bedingungen von industriellem Kapitalismus und revolutionärem Gleichheitsdenken. Ebenso waren Idee und teilweise verwirklichte Praxis «bürgerlicher Gesellschaften» eine der markantesten Facetten des (west-)europäischen Sonderweges in der neueren Geschichte. Nirgendwo sonst als in Westeuropa und den neo-europäischen Siedlergesellschaften scheint es die Vorstellung gegeben zu haben, die Mitte der sozialen Hierarchie könne dem gesellschaftlichen Ganzen ihre Ideale der Lebensführung aufprägen. Dennoch lohnt es, danach zu fragen, wo und wie sich außerhalb des nordatlantischen Okzidents im 19. Jahrhundert soziale Milieus herausbildeten, die den westlichen middle classes ähnlich oder gar in ihren Rollen äquivalent waren. Die folgenden Bemerkungen addieren sich nicht zu einem Panorama «außereuropäischer» Bürgerlichkeit.75 Sie beleuchten einige Analogien und Beziehungen und illustrieren sie durch Beispiele, die überwiegend aus dem asiatischen Raum genommen sind. Dort hatten sich während der frühen Neuzeit Kaufmannskulturen herausgebildet, die den gleichzeitigen europäischen an Komplexität und Leistungsfähigkeit nicht nachstanden.76 Und dort waren in vielen Regionen spätestens bis 1920 im Spannungsfeld zwischen Kapitalismus und höherer Bildung embryonale Bourgeoisien entstanden, die – und das war neu – in Kategorien nationaler Politik dachten. Auch in zahlreichen Teilen Afrikas hatten damals solche Prozesse sozialer Neubildung begonnen. Die sozialen Diskontinuitäten waren aber im subsaharischen Afrika typischerweise schärfer als in Asien. Das hatte zwei Gründe. Zum einen war die europäische Kontrolle über die entstehenden modernen Sektoren der Wirtschaft (Bergbau, Plantagen) noch vollständiger als zumeist in Asien; Afrikaner waren in dieser neuen ökonomischen Ordnung nur als Lohnarbeiter oder kleinbäuerliche Zulieferer vorgesehen. Zum anderen führte das Auftreten christlicher Missionare in Afrika zu einem viel tieferen soziokulturellen Bruch als fast überall in Asien. Es war allein die Mission mit ihren Erziehungsangeboten, die eine westlich orientierte Bildungselite neu entstehen ließ, während in Ost- oder Südasien einheimische Wissenskulturen in komplizierteren Prozessen umgewandelt wurden.77 Wir suchen also nach Quasi-Bürgern im Asien des 19. Jahrhunderts.
Ganz allgemein gesprochen, nahm im 19. Jahrhundert, besonders nach der Jahrhundertmitte, in vielen Teilen der Welt das relative Gewicht gesellschaftlicher Mittellagen zu. Dies hing mit dem Bevölkerungswachstum, das eine fortschreitende gesellschaftliche Differenzierung förderte, ebenso zusammen wie mit der generellen Expansion von Handel und Geschäftstätigkeit im Fern- wie im Nahbereich, einem Prozess, der keinen Kontinent unberührt ließ und etwa auch das subsaharische Afrika lange vor dem Beginn der kolonialen Eroberung erfasste.78 Kaufleute und Bankiers, also Experten für Tausch und Zirkulation, trieben diese Entwicklung in vielen kulturellen Kontexten voran und profitierten von ihr. Ein dritter bedingender Faktor war der Ausbau von Staatsverwaltungen, der neue Beschäftigungsmöglichkeiten auf mittleren Hierarchieniveaus schuf, also für nicht-adlige, aber gebildete oder zumindest geschulte Funktionäre. Bürger waren im 19. Jahrhundert solche sozialen Gruppierungen, die sich selbst in einer «dritten» Position am Rande oder in der vertikalen Mitte sozialer Hierarchien verorteten.
Ein derart beschaffenes Gesellschaftsbild verstand sich nicht von selbst. Gesellschaften konnten von innen heraus als egalitär-bruderschaftlich, als dichotomisch (oben/unten, insiders/outsiders) oder als fein nach Rängen und Ständen abgestuft imaginiert werden. Die Vorstellung, ein Drittes zwischen Elite und bäuerlichen Massen oder städtischer Plebs zu bilden, anders gesagt: eine nicht leere, sondern mit Bedeutung gefüllte Zentralposition zu besetzen, wurde erst für das 19. Jahrhundert charakteristisch, nachdem das 18. Jahrhundert in manchen europäischen und asiatischen Ländern vorbereitend gewirkt und die Wirtschaftsbürger gestärkt hatte. Nun erst wurde der Kaufmann oder Bankier nicht nur praktisch geduldet und insgeheim geschätzt, sondern auch «theoretisch», also im dominanten Wertgefüge von Gesellschaften, allgemein anerkannt. Eine solche Aufwertung der Mitte musste nicht gleich den «Aufstieg des Bürgertums» bedeuten. Manchmal waren die Akzentverschiebungen zugunsten von Großkaufleuten und Notabeln kaum spürbar und nur in Nuancen des geselligen Umgangs zu erkennen. Aber die Tendenz war weltweit verbreitet: Tätigkeiten, Lebensstile und Mentalitäten, die mehr mit Kommerz und nicht-kanonischem Wissen als mit Landwirtschaft, Landleben und kulturellen Orthodoxien zu tun hatten und deren Reichweite und Horizont den «Blick vom Kirchturm» überstiegen, nahmen gegenüber früheren Epochen an Bedeutung zu.
Die Subjekte solcher Tätigkeiten, Lebensstile und Mentalitäten, also Quasi-Bürger, waren oftmals (aber nicht immer) neue und traditionslose soziale Kräfte, definierten ihre eigene soziale Identität eher durch ein Leistungs- und Wettbewerbsdenken als durch die Einpassung in gegebene Statushierarchien und strebten die Anhäufung und Sicherung von mobilem Reichtum an, auch wenn viele aus Sicherheits- und Prestigegründen ihr Geld teilweise in Immobilien anlegten: das Gegenstück zu jener «Feudalisierung» des Bürgertums in den europäischen Ländern, die lange unter den Historikern ein heiß umstrittenes Thema gewesen ist. Quasibürgerliche Gruppierungen waren nirgendwo in Asien «an der Macht», aber sie waren trotz geringer Zahlen oft einflussreich und wirkten auf die Modernisierung ihrer Gesellschaften hin. Dies geschah häufig ohne reflektierte Programme und ohne artikulierte «Bürgerlichkeit» dadurch, dass sie sich fortgeschrittene Techniken der Produktion und der kommerziellen Organisation zunutze machten, in Wachstumsbranchen (wie die agrarische Produktion für den Export oder den mechanisierten Bergbau) investierten und Verfahren der Mobilisierung von Kapital nutzten, die über die tradierten einheimischen Möglichkeiten hinausgingen. Diese Bürger waren in ihrer objektiven Wirkung wirtschaftliche Pioniere mit einer betriebswirtschaftlich kalkulierenden Unternehmermentalität. Selten traten sie aber als selbstbewusste Vertreter eines wirtschaftlichen oder gar politischen Liberalismus auf. Das hat ihre Sichtbarkeit für europäische Zeitgenossen und Historiker verschleiert, die erst nach liberaler Rhetorik suchten und dann hinter ihr die zugehörigen Bürger fanden.
Die Quasi-Bürger Asiens hätten sich einen anti-etatistischen Liberalismus ohnehin nicht leisten können, denn sie standen in einem ambivalenten Verhältnis zum Staat. Wie für Wirtschaftsbürger überall sonst war ihr Ziel einerseits die möglichst unbehinderte Selbstorganisation und die eigene Kontrolle über das Marktgeschehen. Die chinesische Wirtschaft des 18. Jahrhunderts zum Beispiel war eine solche Art von Marktwirtschaft gewesen, und als sich eine chinesische Bourgeoisie erneut Freiräume erobern konnte, geschah dies nicht zufällig zwischen 1911 und 1927, als chinesische Staatlichkeit so schwach war wie selten zuvor und nie wieder seither.79 Andererseits waren kommerzielle Mittelschichten in vielen asiatischen Ländern auf den Staat angewiesen, mit dem sie zuweilen eine symbiotische Beziehung verband. Als Steuerzahler und Bankiers finanzierten sie ihn und genossen umgekehrt seine Protektion. Der Staat, ob einheimisch oder kolonial, musste sie vor ihrer oft missgünstigen Umwelt schützen und ein Minimum an Rechtssicherheit garantieren. Dabei war das Spektrum der Möglichkeiten sehr breit. Es reichte von der monopolistischen Begünstigung kommerzieller Minderheiten in einigen europäischen Kolonien Südostasiens – etwa durch Opiummonopole für chinesische Händler80 – bis zur Sicherung äußerer Freiräume durch einen kaum intervenierenden Laisser-faire-Kolonialstaat wie im britischen Hongkong. In den meisten Fällen war die Staatsnähe größer als im westlichen Europa. Die gegen Ende des 19. Jahrhunderts entstehenden asiatischen Bourgeoisien waren zwar nicht in erster Linie Staatsdienerklassen. Auch waren sie selten unmittelbar durch den Staat ins Leben gerufen worden, sondern hatten ihre eigenen Geschichten merkantilen Erfolges hinter sich. Sie waren jedoch – vom Osmanischen Reich bis nach Japan – zunächst staatlich protegierte kommerzielle Nischengruppen. Für autonome Systeme privater Marktregelung fehlten im 19. Jahrhundert im überwiegenden Teil der Erde die institutionellen Voraussetzungen.
Daher waren voll entwickelte «bürgerliche Gesellschaften», zumal solche, in denen auch das politische System «verbürgerlicht» war, auf der Welt sehr selten. Charakteristisch war vielmehr nicht nur in den Kolonien, sondern auch in den unabhängigen Ländern Asiens sowie an der südlichen und östlichen Peripherie Europas das, was Iván T. Berend mit Blick auf Ostmitteleuropa den Typus der dual society genannt hat:81 asymmetrische Koexistenz alter und neuer (bürgerlicher) Eliten bei wachsender ökonomischer Bedeutung der Bürger, doch unter Wahrung des politischen Übergewichts und teilweise auch der kulturellen Leitfunktion der alten Eliten, auch wenn diese aus der Sicht der fleißigen, bildungsbeflissenen und selbstdisziplinierten Mitte der Gesellschaft häufig als dekadent und minder leistungsfähig eingeschätzt wurden.
|  Kommerzielle Minderheiten in der wachsenden Weltwirtschaft


Nicht alle Quasi-Bürger außerhalb des Okzidents waren zur Weltwirtschaft hin orientiert, aber ihre Vernetzungsfunktionen waren zweifellos eines ihrer hervorstechenden Merkmale. Ganze Händlergesellschaften, etwa die Suaheli in Ostafrika, konnten sich über lange Zeiträume durch Anpassung an sich wandelnde äußere Bedingungen behaupten.82 Die Quasi-Bürger waren zum größten Teil in Handel und Finanzen tätig – Feldern, auf denen es manche Familien bereits im 18. Jahrhundert zu großem Reichtum gebracht hatten, etwa unter den Kaufleuten in Indien (bania), von denen die Briten zum Teil noch abhängig blieben, als andere einheimische Spezialistengruppen wie die indo-islamischen Verwaltungsbeamten längst entbehrlich geworden waren, oder den Hong-Kaufleuten, die vor dem Opiumkrieg den chinesischen Handel mit den Europäern abwickelten. Diese Gruppen hatten in unterschiedlicher Weise unter der Expansion des europäischen, insbesondere britischen Asienhandels nach etwa 1780 gelitten und dabei Wohlstand und Prestige eingebüßt: die indischen Kaufleute wegen der Errichtung von Handelsmonopolen durch die East India Company, ihre chinesischen Kollegen umgekehrt wegen der Unterminierung und schließlichen Abschaffung des kaiserlichen Außenhandelsmonopols und der Öffnung Chinas für einen begrenzten Freihandel, in dem die alten, an parasitären Bürokratismus und immobile Monopolpraktiken gewöhnten Kaufmannsfamilien keine neue Rolle fanden.83 Von diesen «frühneuzeitlichen» Kaufmannschaften führte ebensowenig ein direkter Weg zu einer «modernen» Bourgeoisie, wie sich in Europa Kaufmannsfürsten im Regelfall in industrielle Unternehmer verwandelten. Überall außer in Japan und im Westen Indiens, wo Parsi-Kaufleute in Bombay und Umgebung eine Baumwollindustrie auf die Beine stellten, blieb selbst noch um 1900 wenig Spielraum für unternehmerisches Engagement in der Industrie. Die Eisenbahnen, die privatem Unternehmertum in vielen Ländern Europas und in den USA soviel Auftrieb gaben, befanden sich zumeist in ausländischer Hand. Eine günstige, da technologisch relativ unaufwendige Einstiegsmöglichkeit in die kapitalistische Produktion boten allenfalls Plantagen. Die singalesische Bourgeoisie im kolonialen Ceylon, die zu den ältesten und dauerhaftesten bürgerlichen Formationen in Asien gehört (noch heute dominieren einige der Pionierfamilien aus dem 19. Jahrhundert Sri Lankas Politik), verdankt ihren Aufstieg einem solchen frühen Engagement in der Plantagenwirtschaft. Arabische Kaufmannsdynastien in Malaya und Indonesien investierten ebenfalls in diesem Sektor.84
Nichteuropäische Quasi-Bürger übten seit dem Beginn des Handelskontakts mit Europa oft vermittelnde «Komprador»-Funktionen aus.85 Dabei konnten sie ihre Erfahrung mit einheimischen Handelsnetzen erweitern und diese Netze selbst an die Weltwirtschaft ankoppeln. Sie ermöglichten überhaupt erst den Austausch zwischen unterschiedlichen Geschäftskulturen, etwa der indischen oder chinesischen (das Wort Komprador stammt aus dem portugiesisch-chinesischen Kontext der frühen Neuzeit) und der westlichen. Sie erschlossen Finanzierungsquellen und nutzten ihre Kontakte zu Geschäftspartnern im Binnenland. Allein in China gab es um 1870 etwa 700, um 1900 bis zu 20.000 solcher Kompradore.86 Oft spielten religiöse bzw. ethnische Minderheiten (Juden, Armenier, Parsis in Indien, Griechen in der Levante) eine solche Rolle.87 Dies war im Übrigen keine «außereuropäische» Besonderheit. In Ungarn zum Beispiel, wo ein starker Adel sich wenig für das moderne Wirtschaftsleben interessierte, nahmen jüdische und deutsche Unternehmer innerhalb der entstehenden Geschäftsbourgeoisie eine zentrale Stellung ein.88 Sie waren die wichtigsten Initiatoren der Eingliederung Ungarns in die Weltwirtschaft. In China blieben die Vermittlungsgeschäfte in chinesischer Hand; Gruppen chinesischer Kaufleute in den Treaty Ports spezialisierten sich darauf. Emigrierte Chinesen waren aber wiederum in allen Ländern Südostasiens als kommerzielle und teilweise auch in Bergbau (Zinn in Malaya) und Plantagenwirtschaft tätige Geschäftsminderheiten zu finden. Sie bildeten in sich selbst wiederum Hierarchien des Reichtums und Prestiges, die vom Krämerladen einer chinesischen Familie in einem Dorf des Binnenlandes bis zu den steinreichen Multifunktionskapitalisten in Kuala Lumpur, Singapur oder Batavia reichten.89 In der niederländischen Kolonie Java war zu Beginn des 19. Jahrhunderts nahezu der gesamte Binnenhandel in chinesischer Hand. Die Kolonialmacht verließ sich bei der Ausbeutung der Insel fast ganz auf eine Minderheit, die in der Kolonialhauptstadt Batavia seit deren Gründung 1619 das Geschäftsleben dominiert hatte. Auch wenn später auf Java europäische Interessen aktiver eingriffen, blieb die chinesische Minderheit (weniger als 1,5 Prozent der Bevölkerung) für das Kolonialsystem unentbehrlich und profitierte ihrerseits von ihm; sie stellte bis zum Ende der niederländischen Herrschaft 1949 die Verbindung zwischen ausländischen Firmen und der javanischen Bevölkerung her.90 Kommerzielle Minoritäten wickelten auch – abermals als «Dritte» – Geschäfte über weiteste Entfernungen ab. So lag der russische Weizenexport über Odessa in die USA zu Beginn des 19. Jahrhunderts in den Händen griechischer Kaufmannsfamilien, die vorwiegend von der Insel Chios stammten.91
Die Stellung solcher Minderheiten war selten krisensicher, und sie hatten wenig Anlass zu selbstbewusster Bürgerlichkeit. Die Griechen von Chios wurden nach der Einführung des Freihandels im Osmanischen Reich 1838 zu Agenten westlicher Firmen degradiert und nahmen vielfach die britische oder französische Staatsangehörigkeit an. Die chinesischen Kompradore, durchweg ethnische Chinesen, wurden nach etwa 1900 allmählich durch angestellte Chinese managers der großen japanischen und westlichen Import/Export-Häuser an der Chinaküste ersetzt. Trotz staatlicher Protektion kamen immer wieder Übergriffe und Enteignungen vor. Sie wurden mit dem Anwachsen des Nationalismus der Mehrheitsbevölkerung virulenter, eine Entwicklung, die im 20. Jahrhundert dramatische Ausmaße annehmen sollte. Im 19. Jahrhundert hat es solch drastische Attacken wie die Vertreibung europäischer Minderheiten aus Ägypten nach der Suezkrise von 1956 und das große Massaker an den Chinesen in Indonesien 1964 noch nicht gegeben.92 Europäische Kolonialregierungen schützten oft Minderheiten, auf deren Steuerkraft der Fiskus angewiesen war. Dass die Quasi-Bourgeoisien außerhalb Europas sich sowohl gegenüber der einheimischen Gesellschaft als auch gegenüber den Kräften des Weltmarktes in einer schwachen Position befanden, hinderte sie nicht daran, die Möglichkeiten einer eigenständigen Geschäftspolitik zu nutzen und ihre Spielräume zu erweitern. Sie hüteten sich jedoch vor allzu einseitigen Abhängigkeiten und strebten oft die Sicherheit der Vermögensakkumulation innerhalb der eigenen nahen oder erweiterten Familie an. Die engen Familienverknüpfungen, die heute noch viele Spielarten des asiatischen Kapitalismus auszeichnen, bewährten sich als Strategie der Risikominimierung. Eine andere Strategie war die möglichst breite Diversifikation der Geschäftsinteressen: Handel, gewerbliche Produktion, Geldverleih, Landwirtschaft, städtischer Immobilienbesitz. Wenn Selbständigkeit, institutionell schwach gesicherte Eigeninitiative und die Notwendigkeit, in Umgebungen mit hohem Risiko zu operieren, ökonomische Definitionsmerkmale von Bürgerlichkeit sind, dann treffen sie auf die self-made men an der «Peripherie» der Weltwirtschaft in hohem Maße zu.93
|  Moderne und Politik


Außerhalb Europas brachten Gruppen, die man als quasibürgerlich betrachten kann, selten ein offensives politisches Selbstbewusstsein zum Ausdruck. Sie waren politisch nicht sehr einflussreich und gesellschaftlich oft isoliert. Wenn sie als eindeutig erkennbare Minderheiten auftraten, wie die Griechen im Osmanischen Reich oder die Chinesen in Südostasien, waren ihre Möglichkeiten der Anpassung an die gesellschaftliche Umwelt und auch ihr Wille dazu oft begrenzt. Umso stärker pflegten sie eine minoritäre Sonderkultur, ein Charakteristikum quasi-bürgerlicher Nischengesellschaften. Eine solche Abkapselung stand jedoch häufig in einer Spannung zum gegenläufigen Streben nach Öffnung und nach Anschluss an weltweite Trends und universale Normvorstellungen. Einen ähnlichen Widerspruch findet man innerhalb des jüdischen Bürgertums in Westeuropa: ein Wechselspiel zwischen Assimilation an die Umwelt, von Überzeugung getragener Übernahme universaler Kulturwerte und dem Wunsch, die gelebte Solidarität der jüdischen Religionsgemeinschaft zu erhalten. Sucht man eine übergreifende, sich in mehreren Teilen der Welt findende Orientierung, dann ist es weniger der Anspruch auf politische Macht und eigenständige kulturelle Hegemonie als auf «Zivilisation». Bürgerlichkeit in Asien und Afrika bedeutete seit dem späten 19. Jahrhundert (wie zuvor schon für die westeuropäischen Juden seit den Zeiten Moses Mendelssohns), Anschluss an einen großen Prozess der «Zivilisierung» der Sitten und der Lebensformen zu finden. Man sah diesen Prozess nicht unbedingt als Emanation Europas und sich selbst keineswegs allein in der Rolle abhängiger Imitatoren. So unverkennbar der Prozess der Zivilisierung in Städten wie Paris, London oder Wien vorangeschritten war, so waren außereuropäische Quasi-Bürger doch selbstbewusst genug, um ihn als eine allgemeine Tendenz der Zeit aufzufassen, an der sie selbst aktiven Anteil zu nehmen gedachten. Städte wie Istanbul, Beirut, Shanghai oder Tokyo wurden modernisiert, und indem sie darüber schrieben, schufen (einheimische) Intellektuelle zugleich die Stadt «als Text».94
Überall auf der Welt erkannten sich Angehörige von «Mittelschichten» untereinander daran, dass sie «modern» sein wollten. Dabei waren einschränkende Adjektive gegenüber dem Allgemeinheitsanspruch von Modernität von nachrangiger Bedeutung. Moderne sollte ihre «englische», «russische», «osmanische» oder «japanische» Ausprägung finden. Wichtiger war aber die Unteilbarkeit der Moderne. Nur so ließ sich die fatale Unterscheidung zwischen authentischer und imitativer Moderne vermeiden. Das Programm «multipler» Modernen, das sich im späten 19. Jahrhundert bereits abzeichnete und das in der heutigen Soziologie eine solch große Rolle spielt, war daher für die entstehenden quasi-bürgerlichen Eliten Asiens ein Danaergeschenk. Modernität musste einen kulturell neutralen und transnationalen Appell haben, um mit Autorität auftreten zu können und überall verständlich zu sein. Sie sollte eine einheitliche Symbolsprache mit lokalen Dialekten sein.95
Fanden sich middle classes – wie zuerst in Indien oder um 1920 auch in Indonesien oder Vietnam – auf unterschiedlichen Seiten des kolonialen Grabens, dann war das Verhältnis ambivalent. Aus Partnern konnten wirtschaftliche und kulturelle Konkurrenten werden. Europäisierte Asiaten oder Afrikaner, so nützlich sie als kulturelle Makler sein mochten, brachten die Werteordnung «moderner» Europäer durcheinander. Indigene Ansprüche auf Modernität wurden mit besonderer Schärfe zurückgewiesen und solche Kränkungen besonders bitter empfunden. Verweigerte Anerkennung als gleichwertige Bürger – auch im staatsbürgerlichen Sinne – machte ausgerechnet einige der «westlichsten» Asiaten zu unerbittlichen Gegnern des Kolonialismus. Eine eigene nationalistische Politik haben Mittelklassen in Asien und Afrika erst nach 1900 gemacht, eigentlich erst nach dem Ersten Weltkrieg, als von Irland über die Peripherien Russlands, Ägypten, Syrien und Indien bis Vietnam, China und Korea große Protestwellen die imperiale Welt erschütterten. Selbst in Japan, dem konstitutionell fortschrittlichsten Land Asiens, konnten sich Repräsentanten politischer Bürgerlichkeit erst um diese Zeit in einem politischen System einigermaßen Gehör verschaffen, das bis dahin von den Meiji-Führern mit ihrem ritterlichen Samurai-Hintergrund beherrscht worden war. Generell bedurfte es als Anstoß der Revolutionen des 20. Jahrhunderts (einschließlich der Dekolonisation nach 1945), um politische Räume für eine bürgerliche Politik der «Zivilgesellschaft» zu öffnen.
Elemente von «Zivilgesellschaft» im vorpolitischen Raum gab es freilich früher und weiter verbreitet. Das europäische, östlich bis in russische Provinzstädte hineinreichende Assoziationswesen fand Entsprechungen in anderen Teilen der Welt. Wohlhabende Kaufleute in China, dem Mittleren Osten oder Indien engagierten sich philanthropisch in der Katastrophenhilfe, stifteten Hospitäler, trugen Geld für den Bau von Tempeln oder Moscheen zusammen, unterstützten Prediger, Scholaren und Bibliotheken; dies taten sie häufig in überregionaler Abstimmung miteinander.96 Organisierte Philanthropie war oft der unverfängliche Ausgangspunkt für eine weitergehende Befassung mit öffentlichen Belangen und eine Arena, in der sich Privatleute der gesellschaftlichen «Mitte» mit Aristokraten und Vertretern der Staatsmacht trafen. Ein anderes zivilgesellschaftliches Element waren städtische Gilden, die zum Beispiel in der mittelchinesischen Metropole Hankou nach etwa 1860 immer weitere Funktionen übernahmen und zu wichtigen Kristallisationskernen einer weniger spezifisch «bürgerlichen» als schichtenübergreifenden Gemeinschaftsbildung wurden.97
|  Bildungsbürger


Einige soziale Typen, in denen sich «Bürgerlichkeit» ausprägte, waren leichter universalisierbar als andere. Der kulturprotestantische Gymnasialprofessor des deutschen Kaiserreichs oder der couponschneidende Rentier der französischen Dritten Republik, der die Renditen seiner Russlandanleihen genoss, waren lokale Sonderentwicklungen, weniger «exportfähig» als etwa der unternehmerische Gründer in Industrie und Finanz, den es spätestens um 1920 fast überall gab, wenn auch in manchen Ländern nur in wenigen Exemplaren. Handeltreibende Bürger waren ohnehin in aller Welt verbreitet, der Bildungsbürger hingegen war eine mitteleuropäische, ja, eine deutsche Sonderentwicklung.98 Dies lag nicht allein am Inhalt der Bildung, die sprachlich geformt oder in ganz besonderen, anderswo unverständlichen ästhetischen und philosophischen Idiomen ausgedrückt war. Es lag auch am relativen Stellenwert von «Bildung» in der Gesellschaft. Das Bildungsbürgertum schuf sich in Deutschland, auf der Grundlage der neuhumanistischen Bildungsreform nach 1810 und vielfach auf dem Weg durch das protestantische Pfarrhaus, seinen eigenen Entfaltungsraum in Opposition zu den gar nicht primär geistigen Prioritäten des Adels und zu den Formen und Motiven aristokratischer Kultur. Der Bürger konnte durch Bildung nur deshalb Ansprüche und Überlegenheit zur Geltung bringen, weil die Werte der vormodernen Eliten auf anderen Gebieten lagen – was die außerordentliche Kennerschaft und praktische Kompetenz von Aristokraten nicht ausschließt, etwa im schichtenübergreifenden Wiener Musikleben der Zeit Haydns und Mozarts. Dass sich soziale Aufsteiger ohne Verwurzelung in Genealogie und Tradition zu Schöpfern und Hütern einer nationalen Kultur aufschwangen und ein Lebensideal der individuellen Vervollkommnung durch Selbsterziehung propagierten, war nur unter bestimmten Bedingungen überhaupt möglich. Die wichtigste dieser Bedingungen war die in Deutschland besonders weit vorangetriebene «Verstaatlichung der gelehrten Stände»: Unter staatlichem Patronat wurden «Beruf» und «Bildung» dauerhaft verknüpft und Aufstiegschancen im «öffentlichen Dienst» geschaffen, die nicht den Gesetzen des freien Arbeitsmarktes gehorchten.99 Man musste nicht weiter als in die Schweiz und nach England gehen (von den USA ganz zu schweigen), um eine marktwirtschaftliche und staatsferne Regulierung der «gebildeten Berufe» zu finden. Auf der anderen Seite garantierte ein staatslastiges System noch nicht, dass sich ihm eine homogene Bildungsschicht anlagerte. Im Zarenreich gründeten die hohen Verwaltungsbeamten, zumeist Juristen, «ihr Selbstbewusstsein nicht auf höhere Bildung, sondern auf ihren Platz in der Hierarchie der Rangtabelle».100
Das Bildungsbürgertum war eine solch rare Pflanze, dass man nicht begründen muss, warum sie anderswo nicht gedieh; schon der deutsche Begriff «Bildung» ist notorisch unübersetzbar. Aber selbstverständlich gab es in mehreren schriftlich kommunizierenden Zivilisationen Ideale von literarisch-philosophischer Erziehung und geistiger Vervollkommnung, die man als Varianten von «Bildung» deuten kann. Die innerweltliche Selbstperfektionierung durch traditionsgeleitete Charakterformung konnte auch in Asien mitunter als Aufgabe des Individuums verstanden werden, im spätkaiserlichen China ein sogar von Kaufleuten verfolgtes Ziel, das vom europäisch-deutschen Bildungsgedanken keineswegs durch Abgründe getrennt war. Auch in Japan kam es in der späten Tokugawa-Zeit zu einer ähnlichen Annäherung zwischen der Kultur der Samurai und derjenigen der kommerziell tätigen Stadtbewohner (chōnin) im Zeichen geteilter Werte und Vorlieben.101 Warum aber gab es, um ein Gedankenspiel zu treiben, in China – dem plausibelsten Kandidaten dafür – kein Bildungsbürgertum? Eine solche soziale Gruppierung konnte dort nicht aufkommen, wo sich die etablierte Elite selbst bereits durch Bildung definierte und ein Monopol auf die Institutionen und Ausdrucksformen solcher Bildung besaß. Dies war im spätkaiserlichen China der Fall, wo bis zum Ende der Beamtenprüfungen 1905 und der Dynastie 1911 die kanonisierte Bildung niemals durch eine noch weiter überhöhte Idee herausgefordert werden konnte. Die konfuzianische Tradition ließ sich nicht übertrumpfen. Sie konnte nur kulturrevolutionär verworfen und vernichtet werden. Genau dies geschah, nachdem um die Jahrhundertwende innere Reformbewegungen unter den Literati gescheitert waren. 1915 begann ein Generalangriff auf das Weltbild des alten China. Dieser Angriff wurde nicht von Wirtschaftsbürgern und Staatsbediensteten unternommen. Getragen wurde er von Vertretern einer radikal ikonoklastischen Intelligentsia, die vom entstehenden literarischen Markt lebte oder in neuen Bildungseinrichtungen westlichen Typs beschäftigt war und unter deren Vertretern sich auch zahlreiche Abkömmlinge des untergegangenen Mandarinats befanden.102 In China entstand daher kein politisch indifferentes oder quietistisches Bildungsbürgertum, sondern eine stark politisierte, auf die großen Städte konzentrierte Intelligenzschicht, aus der später fast alle Führer der kommunistischen Revolution hervorgingen. Gewisse Ähnlichkeiten mit der europäischen Bohème samt ihrem anti-bürgerlichen und subkulturellen Habitus sind unverkennbar.103 Da auch die intellektuelle Verwestlichung Chinas aufgrund der äußeren Zeitumstände begrenzt blieb, entwickelte sich keine neue, posttraditionale Bildungswelt eigener Prägung.
Eine zweite Voraussetzung für das Entstehen eines Bildungsbürgertums war die Lösung geistiger Orientierung aus einem alles durchdringenden religiösen Zusammenhang. Das europäische Bildungsbürgertum, selbst in seiner deutschen kulturprotestantischen Ausprägung, setzte die Aufklärung und ihre Religionskritik voraus. Nur unter dieser Voraussetzung war die Hochschätzung säkularer Inhalte denkbar, von ihrer Steigerung zu Bildungskult, Kunstreligion und wissenschaftlichem Religionsersatz ganz zu schweigen. In anderen religiösen Zusammenhängen, etwa dem islamischen oder buddhistischen, war eine derartige Differenzierung weniger weit fortgeschritten. Die Zurückdrängung religiöser Geltungsansprüche in Fragen der allgemeinen Weltorientierung steckte hier ebenso in ihren Anfängen wie die Relativierung und ritualisierende Entschärfung religiöser Verbindlichkeiten im Namen «gebildeter» Lebensgestaltung. Der Bildungsbürger als bedächtiger Exponent eines hochkulturellen Werte- und Geschmackskonsenses war daher ein rares Geschöpf in der Mitte Europas. In vielen anderen kulturellen und politischen Zusammenhängen standen sich eher Vertreter der Orthodoxie und radikale Protagonisten einer traditionskritischen, von den dissidenten Traditionen des Westens (Anarchismus, Sozialismus) beeinflussten Intelligentsia in scharfem Antagonismus gegenüber.
|  Kolonialbourgeoisien und kosmopolitische Bourgeoisie


Westliche Kolonialbourgeoisien waren im 19. Jahrhundert relativ schwach ausgeprägt. Insgesamt hat der Kolonialismus wenig zum Export europäischer Bürgerlichkeit beigetragen. Europäische Gesellschaften haben sich, sieht man von Kanada und Neuseeland ab, nur sehr fragmentarisch und gebrochen in den Kolonien reproduziert. Eine Verzerrung im Transfer war dadurch nicht zu vermeiden, dass alle Europäer automatisch in eine Herrenrolle einrückten. Noch der unterste weiße Angestellte oder Bedienstete des kolonialen Staates oder einer privaten Firma stand nach sozialem Rang und oft auch Einkommen über der gesamten kolonisierten Bevölkerung mit Ausnahme von deren fürstlichen Spitzen (sofern es sie gab). Koloniale Bourgeoisien waren also Groteskformen bürgerlicher Gruppierungen in den europäischen Mutterländern und auch kulturell von ihnen weithin abhängig. Nur in wenigen Kolonien, die keine Siedlungskolonien waren, kam auch genügend quantitative Masse zusammen, um eine örtliche society entstehen zu lassen. Die sozialen Profile der einzelnen Kolonien waren recht unterschiedlich beschaffen. In Indien, wo privatwirtschaftliches Engagement von Briten relativ schwach entwickelt war, lagerten sich bürgerliche Lebensformen vor allem an den kolonialen Staatsapparat an, der nur in seinen oberen Etagen aristokratisch dominiert war. Hier wurde zwischen official British und unofficial British unterschieden, die gemeinsam lokale Mischgesellschaften von Beamten, Offizieren und Geschäftsleuten bildeten. Sie schotteten sich nach dem Großen Aufstand von 1857 zunehmend entlang der Hautfarbengrenze ab. Familienmitglieder zirkulierten zwischen Indien und Großbritannien. Dass man sich «indisierte» und über mehrere Generationen hinweg den Lebensschwerpunkt der Familie nach Indien verlegte, war nicht die Regel.104 Man war weniger Siedler als temporärer Migrant (sojourner). Ein kleineres Abbild dieser Verhältnisse war Britisch-Malaya, wo das Siedlerelement in der Bevölkerung stärker überwog als sonst im britischen Asien.105
Südafrika war auf seine Weise ein einmaliger Fall, weil hier die Entdeckung von Gold und Diamanten binnen kurzem das Entstehen einer winzigen, steinreichen Unternehmerplutokratie ermöglichte, einer isolierten «großen» Wirtschaftsbourgeoisie, den Randlords wie Cecil Rhodes, Barney Barnato oder Alfred Beit in den Bergbaugebieten. Diese Leute waren nicht in ein breit ausdifferenziertes Bürgertum eingebettet und unterhielten mit den alteingesessenen Bürgern am Kap nur schwache Beziehungen. Die «weißen» Hierarchien in Siedlerkolonien hatten meist nur einen indirekten Anschluss an die sozialen Reproduktionsmechanismen in den kolonialen Mutterländern. Sie waren keine bloßen Kopien heimatlicher Gesellschaftsverhältnisse. Im Normalfall richtete man sich darauf ein, als Familie permanent in der Kolonie zu leben und entwickelte oft einen entsprechenden kolonialen Lokalgeist und Chauvinismus. In Frankreichs größter Siedlungskolonie, Algerien, war am Ende des 19. Jahrhunderts Landbesitz, für Getreide- und Weinbau genutzt, relativ breit gestreut und wenig konzentriert. Dies führte zu einer Gesellschaft bäuerlicher und kleinbürgerlicher colons, die in großer sozialer und mentaler Distanz zu den Bourgeoisien der französischen Großstädte standen. Algerien war das Musterbeispiel einer Kleinbürgerkolonie, in der trotz vielfältiger Diskriminierung auch eine kleine, aber wachsende einheimische Mittelschicht von Kaufleuten, Grundbesitzern und Staatsfunktionären ihren Platz fand.106
Ein weiteres Merkmal von Bürgern ist Häuslichkeit. Sie muss nicht notwendig mit bestimmten Familienformen verkoppelt sein, also der mitteleuropäischen monogamen Zwei-Generationen-Familie. Aber die Grundmerkmale sind klar: Die häusliche Sphäre ist von der öffentlichen klar getrennt und bildet ein Refugium, zu dem Fremden der Zutritt verwehrt ist. Beim aufwendiger lebenden höheren Bürgertum verläuft die Scheidelinie zwischen privatem und semi-öffentlichem Raum durch das Haus oder die Wohnung hindurch. Man empfängt Gäste im Salon oder im Speisezimmer, gewährt ihnen aber keinen Zutritt zum inneren Wohnbereich. Dies war in der bürgerlichen Familie Westeuropas nicht anders als im osmanischen Haus. Auch die Zuordnung besonderer Funktionen zu bestimmten Räumen im Haus findet sich im 19. Jahrhundert in Europa ebenso wie in den Städten des Osmanischen Reiches.107 Wo entstehende bürgerliche Gruppen nach Europa blickten, füllten sich ihre Häuser mit Utensilien des Westens: Tischen, Stühlen, Metallbesteck, sogar offenen Kaminfeuern im englischen Stil – aber selektiv. Japan widerstand dem Stuhl, China lehnte Messer und Gabel ab. Die farblose und eng geschneiderte Einheitskleidung des europäischen Bürgers wurde zum öffentlichen Kostüm der gesamten «zivilisierten» und zivilisiert sein wollenden Welt, allerdings oft der Öffentlichkeit vorbehalten, während man in den privaten Gemächern Kleider in den älteren einheimischen Formen trug. Globale Bürgerlichkeit manifestierte sich in der sartorialen Vereinheitlichung der Erde, der in den bürgerferneren Ländern die Missionare mit ihren genauen Vorstellungen von «anständiger» Kleidung nachhalfen. Wenn man eigene Akzente setzte, dann konnte selbst das einen «bürgerlichen» Sinn tragen: Im Osmanischen Reich hatten Kopfbedeckungen in mannigfachen Formen und Materialqualitäten seit jeher Ränge symbolisiert, bis Sultan Mahmud II. 1829 den Fez zur obligatorischen Einheitskappe aller Staatsdiener und Untertanen erklärte.108 Das orientalische Objekt gewann durch seine undifferenzierte Einförmigkeit die Bedeutung bürgerlicher égalité. Damit war das Tanzimat-Dekret von 1839, das die Gleichheit aller osmanischen Untertanen ungeachtet ihrer Gruppenzugehörigkeit verfügte, auf den männlichen Köpfen um ein Jahrzehnt vorweggenommen worden.
Über westliche und östliche Bürgerlichkeit hinweg entwickelte sich schließlich ein übergreifendes Phänomen: Schon der frühneuzeitliche Atlantik war durch europäische und amerikanische Händler kommerziell integriert worden, ebenso wie gleichzeitig der Indische Ozean durch arabische Seefahrer und Kaufleute. Die großen niederländischen oder englischen Handelsgesellschaften, durchweg von Bürgern aus dem Handelspatriziat betrieben, verknüpften ebenfalls Kontinente. Neu war im 19. Jahrhundert das Entstehen einer besonderen kosmopolitischen Bourgeoisie. Darunter kann zweierlei verstanden werden. Auf der einen Seite entstand mit der Zeit in den reicheren Ländern des Westens ein von fernen Kapitalgewinnen profitierendes Rentierpublikum. Ein weltweiter Kapitalmarkt, wie er nach der Mitte des 19. Jahrhunderts aufkam, ermöglichte es bürgerlichen (und natürlich auch anderen) Anlegern in Europa, aus Geschäften in aller Welt Vorteile zu ziehen: von ägyptischen und chinesischen Staatsanleihen über den argentinischen Eisenbahnbau bis zu südafrikanischen Goldminen.109 Der Kosmopolitismus lag in dieser Hinsicht weniger in Vielfalt und grenzüberschreitender Reichweite unternehmerischen Handelns als in dessen Folgen: einem Renditenkonsum, der aus allen Weltteilen gespeist wurde, dessen Ort aber die Metropolen waren, denn die Nutznießer solcher investiven Globalisierung saßen in Pariser Stadtwohnungen und englischen Vorortvillen. Auf der anderen Seite gab es so etwas wie die gescheiterte Utopie des bürgerlichen Kosmopolitismus.110 Eine Wunschvorstellung des Freihandelsliberalismus, wie er um die Jahrhundertmitte den Höhepunkt seiner Wirkung erzielte, bestand im freien Verkehr der Waren zwischen Ländern und Kontinenten, von Staatszwang befreit, von nationalen Grenzen nicht länger behindert, vorangetrieben durch unternehmungsfreudige Individuen jeglicher Religion und Hautfarbe. Nationalismus, Kolonialismus und Rassismus machten einer solchen Vision im letzten Drittel des Jahrhunderts den Garaus.
Die kosmopolitische Bourgeoisie wurde niemals zu einer tatsächlichen Bewusstseinsgemeinschaft und sozialen Formation. Die Nationalisierung der Bourgeoisien verhinderte dies, und die ungleiche wirtschaftliche Entwicklung der einzelnen Teile der Welt entzog einem solchen Kosmopolitismus die reale Grundlage. Was blieb, waren national basierte Unternehmer, von denen manche zu wahrhaften international operators wurden, teils Abenteurer, teils (die Grenzen waren fließend) Konzernstrategen. Auf allen Kontinenten wurden Rohstoffe erschlossen, Konzessionen übernommen, Kredite gewährt, Verkehrsverbindungen geschaffen. Die große britische, deutsche, nordamerikanische und selbst belgische oder schweizerische Geschäftsbourgeoisie operierte um 1900 in Reichweiten, die jeder früheren Elite unvorstellbar gewesen wären. Auf dieser Ebene des beginnenden globalen Kapitalismus vermochte sich einstweilen niemand aus einem nicht-westlichen Land zu etablieren. Selbst die japanischen Konzerne (mit Ausnahme einiger Reedereien) beschränkten sich vor dem Ersten Weltkrieg auf die Expansion im politisch gesicherten japanischen Kolonial- und Einflussbereich auf dem chinesischen Festland.111
Zu wechselnden Zeitpunkten im 19. und 20. Jahrhundert erreichten manche Gesellschaften (ob auf regionaler oder sogar nationaler Ebene) eine schwer zu bestimmende Schwelle, an der aus einer unstrukturierten Vielzahl «mittlerer» Elemente, den middling sorts in der Sprache der anglo-amerikanischen Sozialbeschreibung des 18. Jahrhunderts, so etwas wie eine soziale Formation wurde, die in der Reichweite ihrer Solidarisierung über die einzelne Stadt oder gar den einzelnen Stadtteil hinausging, sich um bestimmte Institutionen (in Deutschland etwa das humanistische Gymnasium) sammelte, sich auf einen gemeinsamen «Wertehimmel» besann und in Abgrenzung vom sozialen Oben und Unten ein eigenes, sich auch politisch artikulierendes Selbstbewusstsein ausbildete. In Frankreich wurde diese Schwelle zur Inkorporation der Bürger in den 1820er Jahren, im Nordosten der USA oder im städtischen Deutschland um die Mitte des Jahrhunderts erreicht, auch wenn etwa das deutsche Bürgertum wesentlich heterogener blieb als etwa das französische.112
Als Epoche des Übergangs sah das 19. Jahrhundert den Aufstieg, aber nicht unbedingt auch den Triumph der bürgerlichen Welt- und Lebensauffassung. Sie wurde in Europa durch das Anwachsen der Arbeiterschaft herausgefordert. Dass diese sich teilweise «verbürgerlichte», hat das Bürgertum nicht unbedingt gestärkt, und am Ende des Jahrhunderts rückten in einigen europäischen Ländern und in den USA Gruppen von Aufsteigern in die Angestelltenschaft in gefährliche Bürgernähe, auch wenn sie sich politisch selten nach Art der Arbeiterbewegung selbständig machten. Die bürgerliche Kultur selbst nahm massenkulturelle Aspekte an, noch bevor nach dem Ersten Weltkrieg eine sich industrialisierende Kultur der Unterhaltung breiten Zuspruch fand. Neben die klassische bürgerliche Hochkultur und die entstehende Massenkultur trat um die Jahrhundertwende als dritte Position im kulturellen Feld die Avantgarde hinzu. Kleine Künstlerzirkel, etwa die Wiener Komponisten um Arnold Schönberg, die sich die «Emanzipation der Dissonanz» auf die Fahnen geschrieben hatten, zogen sich von der großen bürgerlichen Öffentlichkeit zurück und hoben ihre Werke in Privataufführungen aus der Taufe. In München, Wien oder Berlin trennten sich in den 1890er Jahren bildende Künstler in «Sezessionen» von den dominierenden ästhetischen Strömungen. Dies war eine fast unausweichliche Reaktion auf die Musealisierung und Historisierung bürgerlicher Kultur, von der sich die aktuelle Kunstproduktion weiter denn je entfernte. Schließlich wurde bürgerliche Geselligkeit im frühen 20. Jahrhundert durch die Suburbanisierung, die mit Vorortbahnen und dann vor allem dem Auto immer weiter um sich griff, unterminiert. Der klassische Bürger ist ein Stadtmensch, kein Vorortbewohner. Entformung und Zersiedlung der Städte ließ die Intensität bürgerlicher Kommunikation erschlaffen.
So war es nicht unbedingt nur der «Schock» des Ersten Weltkriegs, der für Adlige wie für die gehobenen Mittelklassen eine belle époque abschloss. Tendenzen der Desintegration waren bereits vor 1914 angelegt. Die Krise des europäischen Bürgertums in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts ging in die gewaltige Expansion von Mittelklassegesellschaften nach 1950 über, die das Tugend- und Respektabilitätsdenken des «klassischen» Bürgertums durch Konsumorientierung ersetzten. Dies war ein weltweiter, dabei ungleichmäßig zutage tretender Vorgang. Auch dort, wo Bürgerlichkeit im 19. Jahrhundert sehr schwach ausgeprägt gewesen war, wuchsen nun die Mittelschichten nach Anzahl und Einfluss deutlich an. Kommunistische Herrschaft bremste diesen Prozess, obwohl sich «Gulaschkommunismus» mit einem kleinbürgerlichen Habitus durchaus vertrug und der Lebensstil der Nomenklatura großbürgerliche oder gar aristokratische Vorbilder (man denke an die Jagdleidenschaft von Spitzenkadern) parodierte. In den Ländern des östlichen Europa und in China hat die Geschichte des Bürgertums erst wieder nach 1990 neu ansetzen können. Manche Linien führen in das 19. Jahrhundert zurück.
Eine globale Sozialgeschichte des 19. Jahrhunderts kann sich viele andere Aufgaben als die hier umrissenen stellen. Zum Beispiel kann sie danach fragen, welche Positionen Hüter des Wissens und «Wissensarbeiter» in verschiedenen sozialen Räumen einnahmen, wie sich etwa im Westen der Typus des «Intellektuellen» herausbildete und in anderen Teilen der Welt modifiziert übernommen wurde, ein Prozess, der sich kurz nach 1900 beschleunigt zu haben scheint.113 Sie kann sich für die Entwicklung von Geschlechterrollen und Familienformen interessieren. Deren enorme Variationsbreite macht Verallgemeinerungen besonders schwierig.114 Ob es ein typisch europäisches Muster von Familie und Verwandtschaftsbeziehungen gab und gibt und welche spezifischen Veränderungen es im 19. Jahrhundert erfuhr, ist umstritten und kann nur durch umfassende Vergleiche einer Klärung näher gebracht werden.115 Mit Sicherheit haben sich europäische Familienideale nicht durch einfache Diffusion und Vorbildwirkung «über die Welt verbreitet». Die Vorzüge europäischer Technik oder europäischer Kriegsmethoden ließen sich leicht einsehen und bereitwillig kopieren, nicht aber diejenigen fremder Formen der biologischen und sozialen Reproduktion. Solche Basiselemente des Sozialen «reisen» besonders schwer. Kolonialregierungen haben ihnen gegenüber viel mehr Zurückhaltung gezeigt als auf anderen Gebieten; Reformversuche staatlicher und privater Instanzen begannen in größerem Umfang erst nach der Jahrhundertwende.116 Selbst der Kampf gegen die sichtbarste und für Christen anstößigste Abweichung von europäischen Maßstäben, Polygamie und Konkubinat, wurde meist nur halbherzig geführt, wurde den Missionaren überlassen und war selten vom erwarteten Erfolg gekrönt.




XVI  |  Wissen:
Vermehrung, Verdichtung, Verteilung

«Wissen» ist eine besonders flüchtige Substanz. Als gesellschaftliche Größe, unterschieden von den verschiedenen Wissensbegriffen der Philosophie, ist es die Erfindung einer kaum hundert Jahre alten Wissenschaft, der Wissenssoziologie. Sie rückte das, was in der idealistischen Philosophie «Geist» genannt worden war, in die Mitte der Gesellschaft, setzte es in Beziehung zu Lebenspraktiken und sozialen Lagen. «Wissen» ist ein etwas enger gefasster Begriff als der alles umgreifende Begriff der «Kultur». Religion und die Künste sollen für unseren Zweck ausgeschlossen bleiben.1 «Wissen» bezieht sich in diesem Kapitel auf kognitive Ressourcen, die der Lösung von Problemen und der Bewältigung von Lebenssituationen in der realen Welt dienen. Das ist eine Vorentscheidung, die dem 19. Jahrhundert selbst entspricht. Zumindest in Europa und Nordamerika kam damals ein rationalistisches und instrumentelles Verständnis von Wissen auf. Wissen sollte Zwecke erfüllen. Es sollte die Beherrschung der Natur steigern, durch technische Anwendung den Reichtum ganzer Gesellschaften erhöhen, Weltbilder vom «Aberglauben» befreien und überhaupt in so vielen Hinsichten wie möglich «nützlich» sein. Kein anderer Maßstab ließ den Fortschritt, der in den Augen europäischer Eliten eine Signatur der Epoche war, augenfälliger werden als die Vermehrung und Verbesserung von Wissen.
|  Von der «res publica litteraria» zum modernen Wissenschaftssystem


Man hat die Entstehung der «modernen Wissensgesellschaft» in eine lange frühe Neuzeit verlegt, die bis etwa 1820 reichte.2 Die folgenden hundert Jahre schlossen sich daran kontinuierlich an. Auf die Entstehung folgte die Ausweitung, Institutionalisierung, Veralltäglichung und in den Anfängen auch schon die Globalisierung der «modernen Wissensgesellschaft». Die Kontinuität sollte man indes nicht übertreiben. Um nur den Bereich der Wissenschaft anzusprechen: Im 19. Jahrhundert wurde der alte Begriff der «Wissenschaft» erstmals durch Aspekte angereichert, die wir heute fest mit ihm verbinden. Die Fächersystematik, wie sie immer noch verwendet wird, geht erst auf diese Epoche zurück. Moderne institutionelle Formen der Gewinnung und Verbreitung von Wissen wurden geschaffen: die Forschungsuniversität, das Labor, das geisteswissenschaftliche Seminar. Die Beziehungen zwischen der Wissenschaft und ihren Anwendungen in Technik und Medizin wurden enger. Die Herausforderungen, die von der Wissenschaft für religiöse Weltbilder ausgingen, erhielten ein größeres Gewicht. Manche Disziplinbezeichnungen wie «Biologie» – ein zuerst im Jahre 1800 verwendeter Terminus – oder «Physik» setzten sich erst jetzt durch. Der «Wissenschaftler» (auch dies ein neu geschaffenes Wort, in der englischen Fassung scientist 1834 geprägt) wurde zu einem eigenständigen sozialen Typus, der sich trotz mancher Überlappungen vom «Gelehrten» oder «Intellektuellen» (auch dies eine Neuschöpfung des 19. Jahrhunderts) unterschied. Wissenschaft insgesamt grenzte sich schärfer denn je von Philosophie, Theologie und anderen Arten traditioneller Wissensmeisterung ab.
Um die Mitte des 19. Jahrhunderts war unter Wissenschaftlern ein Begriff der Wissenschaft Gemeingut geworden, der den älteren «Anspruch auf strenge Allgemeinheit, unbedingte Notwendigkeit und absolute Wahrheit» aufgegeben hatte und nun den Reflexionscharakter von Erkenntnis, ihre konditionale Gültigkeit, Intersubjektivität und ihre Autonomie im besonderen Sozialsystem der Wissenschaft betonte.3 Aus der älteren imaginären Gemeinschaft der Gelehrten, der res publica litteraria, die der Kulturhistoriker Peter Burke mit Samuel Taylor Coleridge als eine «Klerisei» beschreibt, schälte sich eine besondere scientific community mit enger definierten Zugehörigkeitskriterien heraus.4 Der Wissenschaftler sah sich als «Profi», als Fachmann auf einem klar umgrenzten Gebiet, den wenig mit dem wortkünstlerischen, eine breitere Öffentlichkeit ansprechenden, auch politisch engagierten «Intellektuellen» verband. Der Weg zu den «zwei Kulturen» war beschritten, und nur wenige Naturwissenschaftler wie Alexander von Humboldt, Rudolf Virchow oder Thomas H. Huxley suchten und fanden für ihre Ansichten zu außerwissenschaftlichen Fragen Gehör. Gegen Ende des 19. Jahrhunderts begannen sich Regierungen mehr denn je für Wissenschaft zu interessieren; Wissenschaftspolitik wurde zu einem neuen Zweig systematischer Staatstätigkeit. Zunehmend sah auch die Große Industrie, etwa im Bereich der Chemie, naturwissenschaftliche Forschung als ihre eigene Aufgabe an. Die Bezüge zwischen Wissenschaft auf der einen, Krieg und imperialer Expansion auf der anderen Seite wurden enger denn je.
|  Autorität der Wissenschaft


Am Vorabend des Ersten Weltkriegs war in mehreren Ländern das moderne Wissenschaftssystem, wie es in seinen Grundzügen heute noch besteht, institutionell zur Reife gelangt. Wissenschaft war zu einer Weltdeutungsmacht und zu einer kulturellen Instanz von außerordentlichem Prestige geworden. Wer sich nicht auf wissenschaftliche Standards des Argumentierens und Begründens einließ, fand sich in der Defensive. Selbst gläubige Christen mussten wissenschaftlichem Denken Zugeständnisse machen. In den Schulen wurde es allgemeinverbindlich gelehrt. Wissenschaft war auch für eine beispiellos große Zahl von Menschen, zum überwiegenden Teil noch Männern, zum Beruf geworden. Hatten im 17. und 18. Jahrhundert – bis hin zu Alexander von Humboldt, der ein ererbtes Vermögen seinen Forscherinteressen opferte – noch manche Heroen der «wissenschaftlichen Revolution» auf der materiellen Grundlage anderer Einkünfte für die Wissenschaft gelebt, so lebte man um 1910 von ihr. Der Amateur hatte gegenüber dem spezialisierten Fachmann auf breiter Front den Rückzug angetreten. Niemand konnte noch wie Goethe, der Farbenforscher, Morphologe und Anatom, als wissenschaftlicher Dilettant Anerkennung gewinnen.
All dies gilt nur für Teile Europas und für die USA. Ein globalgeschichtlicher Frageansatz wird das Gesamtbild jedoch nicht umstürzen können. Ebenso wie die moderne, auf der Nutzung fossiler Energie beruhende Industrie in Europa entstand, so auch die heute konkurrenzlos dominierende Wissenschaft. Ein globalgeschichtlicher Blick kann aber die okzidentale Entwicklung in einen vergleichenden Zusammenhang rücken und die Aufmerksamkeit auf die weltweiten Wirkungen der westlichen Wissensexplosion richten. Zuvor soll aber der Begriff des «Wissens» über Wissenschaft hinaus ausgeweitet werden. Insofern Wissenschaft selbst kommunikativ verfasst ist und ihre Ergebnisse einer breiteren Öffentlichkeit kommunikativ vermittelt, ist sie auf Symbolsysteme angewiesen, die wissenschaftliche Inhalte überhaupt erst geistig transportabel machen. Die Mathematik, die übrigens nach etwa 1875 auch zu einer wichtigen Ausdrucksweise der Wirtschaftswissenschaft wurde, und einige natürliche Sprachen von transkontinentaler Verbreitung garantierten die Mobilität wissenschaftlichen Sinns. Sprachen sind aber selbstverständlich auch die wichtigsten Vehikel für viele andere Arten von Wissen weit über die organisierte Wissenschaft hinaus. Man kann daher nicht über die Geschichte des Wissens im 19. Jahrhundert reden, ohne auf Sprache und Sprachen einzugehen. Verbreitung und Benutzung von Sprachen sind schließlich auch ein feines Anzeichen für die sich ständig wandelnde Geographie politischer und kultureller Gewichtsverhältnisse.
1  |  Welt-Sprachen:
Großräume der Kommunikation

Im 19. Jahrhundert expandierten einige große Sprachgebiete noch weiter, als sie es bereits in der frühen Neuzeit getan hatten. Um 1910 hatten sich die «Weltsprachen» (dieser Begriff war nun erstmals gerechtfertigt) in einem Muster über die Erde verteilt, das noch heute weithin gültig ist. Man muss dabei zwei Aspekte unterscheiden, obwohl sich in der Praxis oft keine klare Trennung finden ließ. Es ist etwas anderes, ob eine Bevölkerungsmehrheit eine fremde Sprache als ihr wichtigstes Kommunikationsmedium im Alltag übernimmt, sie gleichsam als eine Muttersprache zweiter Ordnung adoptiert, oder ob eine Sprache «Fremd»-Sprache bleibt, dabei aber für gewisse funktionell bestimmte Zwecke verwendet wird: Handel, Gelehrsamkeit, religiösen Kultus, Verwaltung oder den transkulturellen Kontakt. Die Expansion von Sprachen wird durch politisch-militärische Reichsbildung erleichtert, ohne zwangsläufig daraus zu folgen. So verbreiteten sich in der frühen Neuzeit in Asien das Persische und das Portugiesische, ohne durch territoriale Kolonialherrschaft Portugals und des Iran getragen zu werden. Auf der anderen Seite haben relativ kurz bestehende Imperien wie das mongolische Weltreich im Mittelalter oder das japanische Reich in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts kaum nachhaltige sprachliche Spuren hinterlassen. Aber auch in Indonesien hat sich trotz einer drei Jahrhunderte dauernden Kolonialzeit das Niederländische neben den einheimischen Sprachen nicht halten können; anders als die Briten in Indien hatten sich die Niederländer nie um das Entstehen einer kulturell europäisierten Bildungsschicht bemüht.
Portugiesisch hielt sich um den Indischen Ozean herum bis in die 1830er Jahre als Verkehrssprache einer multikulturellen Kaufmannskultur. Die zwischen dem 13. und dem 17. Jahrhundert blühende «Persephonie» in West-, Süd- und dem westlichen Zentralasien zerbrach als literarische Ökumene im 18. Jahrhundert.5 Bis ebenfalls in die 1830er Jahre spielte Persisch aber noch weiter seine alte Rolle als Verwaltungs- wie auch Händlersprache weit über die Grenzen des Iran hinaus. Beide, Portugiesisch wie Persisch, wurden danach durch Englisch abgelöst, das in Indien 1837 zur allein gültigen Sprache der Verwaltung erhoben und spätestens mit der Öffnung Chinas 1842 zum herrschenden nicht-chinesischen Idiom in den östlichen Meeren wurde. Die Verbreitung der portugiesischen Sprache hatte sich bis zum Ende des Jahrhunderts auf Portugal, Brasilien und die lusophonen Gebiete im südlichen Afrika reduziert. Spanisch in Süd- und Mittelamerika war ein Erbe der Kolonialzeit. Der geographische Umfang der spanischsprachigen Welt änderte sich im 19. Jahrhundert nicht wesentlich. Chinesisch breitete sich mit der Kuli-Emigration aus China geringfügig weiter aus. Es blieb aber eine interne Sprache der überseechinesischen Gemeinschaften und wurde nicht zu einer auf die Umgebung ausstrahlenden Bildungssprache. Dass die meisten der Überseechinesen aus den Provinzen Fujian und Guangdong stammten und deren Dialekte sprachen, die selbst für Sprecher des Hochchinesischen kaum verständlich sind, trug zur Abkapselung der chinesischen Sprache bei.
|  Sprachliche Globalisierungsgewinner


Die deutsche Sprache wurde nur in bescheidenem Ausmaß kolonial verbreitet und ist in Afrika ohne nennenswerte Nachwirkung geblieben. Sie stärkte aber in der Folge der Reichsgründung von 1871 und des andauernden literarischen und wissenschaftlichen Ansehens, das sie seit dem 18. Jahrhundert genoss, ihre Stellung in Ostmitteleuropa. Sie blieb Verwaltungssprache des Habsburgerreiches und gehörte bis zum Ende der Zarenzeit neben dem Französischen und dem Lateinischen zu den wichtigsten Sprachen, in denen die gelehrte Welt Russlands kommunizierte. Die Schriften der St. Petersburger Akademie der Wissenschaften waren zu einem großen Teil auf Deutsch verfasst. Überall, wo das Deutsche Reich eine Germanisierungspolitik an seinen Grenzen betrieb, nahm auch die Zwangsverwendung der deutschen Sprache zu. Das Russische expandierte in noch viel größerem Maße. Dies war eine unmittelbare Folge der zarischen Reichsbildung und der kulturellen Russifizierung, die etwa seit der Mitte des 19. Jahrhunderts mit ihr verbunden war. Russisch war die einheitliche Amtssprache im Zarenreich. Es wurde überall den widerstrebenden Völkern auferlegt, den Polen ebenso wie den unterworfenen Bewohnern des Kaukasus. Neben der Symbolik des Zarentums war die russische Sprache die wichtigste kulturelle Klammer des Imperiums. Anders als die ethnisch extrem heterogene Armee des Habsburgerreiches, bestand das zarische Militär überwiegend aus Russisch sprechenden Soldaten.6 Dies war auch die Zeit, in der sich das Russische als Sprache einer klassischen Literatur von Weltrang entwickelte. Insgesamt kann aber bezweifelt werden, ob das Zarenreich wirklich zu einer integrierten Sprachgemeinschaft wurde. Vor allem in den baltischen Provinzen im Nordwesten und den muslimischen Ländern im Süden drang das Russische nicht über die Kreise russischstämmiger Siedler und Verwaltungsbeamter hinaus.
Zu einer Zeit, als die Maßstäblichkeit der französischen Sprache unter den Gelehrten und Gebildeten Europas allmählich zurückging, nahm die Zahl der Französischsprecher im Kolonialreich zu. Daneben hielt sich die frankokanadische Sprachgruppe in der Provinz Quebec, die seit 1763 nicht mehr zum französischen Reich gehörte. Nur hier unter allen jemals von Frankreich kontrollierten Überseegebieten war Französisch am Ende des 19. Jahrhunderts (und ist es mit etwa 80 Prozent Muttersprachlern noch heute) über die Elite hinaus als Umgangssprache verbreitet. Dies war in den afrikanischen und asiatischen Kolonien anders. Immerhin wird der Französisch sprechende oder verstehende Teil der algerischen Bevölkerung auch fast ein halbes Jahrhundert nach dem Ende der Kolonialzeit auf bis zu einem Viertel geschätzt.7 In den Staaten, die ehemals zu Frankreichs westafrikanischem Kolonialreich gehörten, ist Französisch heute durchweg Amtssprache (in Kamerun neben Englisch), auch wenn es im Alltagsleben von gerade einmal 8 Prozent der Bevölkerung benutzt werden dürfte.8 Haiti hält noch zweihundert Jahre nach seiner revolutionären Trennung von Frankreich an Französisch als offizieller Sprache fest. Wenn ein Weltreisender sich um 1913 mit Französisch besser durchschlagen konnte als mit jeder anderen Sprache außer dem Englischen, so war dies eine Folge der neuerlichen militärischen Kolonialexpansion Frankreichs nach etwa 1870, verbunden mit dem hohen kulturellen Prestige, das Frankreich insbesondere unter den Eliten des Nahen und Mittleren Ostens genoss. So gehörte Französisch ab 1834 zum Trainingsprogramm osmanischer Eliteoffiziere, und in Ägypten behauptete sich auch nach der britischen Okkupation von 1882 in der Oberschicht das Französische.9 Es gab am Ende des 19. Jahrhunderts eine bis in die Weiten des Pazifiks reichende «Frankophonie», die man jedoch schwerlich als ein Weltreich der Sprache bezeichnen kann. Dafür waren kulturell autonome, vom politischen Imperium gelöste Kohärenzkräfte zu schwach.
Der größte Globalisierungsgewinner unter den Sprachen war im 19. Jahrhundert Englisch. Schon um 1800 eine in ganz Europa respektierte Sprache der Geschäfte, der Dichtung und der Wissenschaften, aber noch keineswegs die unangefochtene Nummer eins unter den Sprachen, war es spätestens um 1920 zur kulturell maßgebenden und geographisch am weitesten verbreiteten Sprache der Welt geworden. Eine grobe Schätzung besagt, dass für den Zeitraum von 1750 bis 1900 bereits die Hälfte der «einflussreichen» Publikationen zu (Natur-)Wissenschaft und Technik auf Englisch erschienen.10 Schon 1851 hatte Jacob Grimm, der führende Sprachforscher seiner Zeit, bemerkt, keine andere Sprache zeige so viel Kraft wie die englische.11 In Nordamerika (wo es entgegen der Legende niemals die Chance gegeben hatte, Deutsch zur Nationalsprache der USA zu machen) war es ebenso bodenständig wie in Australien, Neuseeland und am Kap der Guten Hoffnung. In all diesen Fällen war Englisch die Sprache von Siedlern und Invasoren und öffnete sich nur wenig für Einflüsse aus den Sprachen der ursprünglichen Bewohner, die auch amtlich niemals von Belang waren. Anders war die Lage in Indien, wo Englisch erst in den 1830er Jahren zur Standardsprache der höheren Rechtsprechung wurde, während die lokalen Gerichte weiterhin in einheimischen Sprachen verhandelten, oft mit der Hilfe von Übersetzern. In Indien und Ceylon verbreitete sich das Englische nicht durch europäische Siedler und erst recht nicht als Folge einer rabiaten Anglisierungspolitik der Kolonialmacht, sondern durch eine Verbindung von kulturellem Prestige und konkreten Karrierevorteilen, die eine Beherrschung des Englischen ratsam werden ließen.12 Neue Bildungsschichten entstanden zunächst in Bengalen und um die Kolonialmetropolen Bombay und Madras herum, später auch in anderen Teilen des Subkontinents. Um die Vorzüge und Nachteile englischsprachiger Erziehung im Vergleich zu einer solchen in den indischen Sprachen war in den 1830er Jahren zwischen «Anglizisten» und «Orientalisten» heftig gestritten worden.13 Die Anglizisten hatten sich 1835 auf der Ebene der großen Politik durchgesetzt, aber in der Praxis waren pragmatische Kompromisse möglich. Der britische Sprachexport nach Indien war zugleich auch ein freiwilliger Import durch indische Bürger und Intellektuelle, die sich dadurch den Anschluss an ausgedehntere Kommunikationskreise erhofften. Im Laufe der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts verbreitete sich das Englische mit britischen Kolonialadministratoren und Missionaren in Südostasien und Afrika. Im pazifischen Raum (Philippinen, Hawaii) waren US-amerikanische Einflüsse maßgebend.14 Die Weltkarriere der englischen Sprache war im 19. Jahrhundert aber eher britisch als amerikanisch angetrieben. Der phänomenale Siegeszug des Englischen in Ausbildung, business, Massenmedien, Popmusik, Wissenschaft und internationaler Politik, wie wir ihn heute kennen, begann erst, diesmal von US-amerikanischer Dynamik beflügelt, nach 1950.
|  Sprachtransfer als Einbahnstraße


Auch außerhalb der Kolonialgebiete nahmen Druck und Anreiz zu, europäische Fremdsprachen zu erlernen. Der chinesische Staat, der in der Qing-Zeit offiziell dreisprachig war (Chinesisch, Mandschurisch, Mongolisch), hatte niemals eine Notwendigkeit verspürt, das Studium europäischer Sprachen zu fördern. Paradoxerweise war dies einer der Gründe für die hohe linguistische Kompetenz der Jesuitenmissionare während der frühen Neuzeit. Viele von ihnen eigneten sich das Chinesische so gut an, dass sie als Dolmetscher in kaiserlichen Diensten bei den Kontakten mit diplomatischen Gesandtschaften aus Russland, Portugal, den Niederlanden und Großbritannien vermittelten. Da die Ex-Jesuiten, die nach der Aufhebung ihres Ordens in China verblieben, kein Englisch konnten, mussten die Äußerungen der englischen Gesandten bei der ersten diplomatischen Kontaktaufnahme 1793 zum Teil erst ins Lateinische übersetzt werden, um für die Jesuiten verständlich zu werden. Als nach 1840 diplomatische Verhandlungen von ganz anderer Tragweite geführt werden mussten, gab es diese Vermittler nicht mehr. China fehlte zunächst jegliches sprachlich geschulte Personal – ein zusätzlicher Nachteil in einer allgemeinen Asymmetrie zwischen China und dem Westen. Lange hielt das Kaiserhaus auch an der alten Qing-Politik fest, die «Barbaren» möglichst am Studium der chinesischen Sprache zu hindern. Auch im Osmanischen Reich fehlten bis ins frühe 19. Jahrhundert hinein Anreize, europäische Sprachen zu erlernen. Dass das Reich jedoch, anders als China, das damit erst 1877 begann, seit 1834 auf permanenter Basis Gesandtschaften in den wichtigsten europäischen Hauptstädten unterhielt, gab einigen der führenden Reformpolitiker der Tanzimat die Gelegenheit, sich auf diplomatischen Posten Fremdsprachen- und Auslandskenntnisse anzueignen. Die neue Machtelite der Tanzimat-Zeit rekrutierte sich weniger aus der Armee und der ulema (der rechtsgelehrten Geistlichkeit) als aus dem staatlichen Übersetzungsamt und den Botschaftskanzleien.15 Die Qing-Regierung nahm erst nach der Niederlage im Zweiten Opiumkrieg 1860 einen Kurswechsel vor. 1862 wurde in Peking die Übersetzerschule Tongwenguan gegründet, die erste nach westlichem Vorbild gestaltete Bildungseinrichtung des chinesischen Staates überhaupt. Ihr doppelter Auftrag bestand darin, Englischsprecher heranzubilden und technische Literatur aus dem Westen zu übersetzen: eine wahre Pionieraufgabe, denn das technische Vokabular musste – wie einige Jahrzehnte zuvor im osmanischen Türkisch – bei der Übersetzung überhaupt erst geschaffen werden.16 Auch einigen der großen staatlichen Arsenale und Werften, die in dieser Zeit entstanden, waren Fremdsprachenabteilungen angegliedert. Der wichtigste Transferkanal für Fremdsprachen aber wurden die Missionsschulen und Missionsuniversitäten. Auf der Pariser Friedenskonferenz von 1919 trat China dann mit einer jungen Garde fähiger Diplomaten an, die durch ihre Fertigkeit in Fremdsprachen beeindruckten.
In Japan, das lange Erfahrungen mit Sprachkontakten zu China hatte und wo klassisches Chinesisch bis zum Ende der Tokugawa-Zeit die prestigereichste Bildungssprache blieb, waren vor 1854 spezialisierte Übersetzerhierarchien für den Kontakt mit den Niederländern in Nagasaki zuständig; die eigentliche Gelehrtenwelt hatte damit wenig zu tun. Über das Nadelöhr des allein erlaubten niederländischen Handels gelangte europäisches Wissen ins verschlossene Japan. Nach 1800 wurde der japanischen Regierung erst allmählich klar, dass Niederländisch nicht die wichtigste Sprache Europas sei. Zunehmend wurde nun aus dem Russischen oder Englischen übersetzt.17 Daneben hatte Japan aber seit dem 17. Jahrhundert zahlreiche jener Übersetzungen westlicher wissenschaftlicher und medizinischer Texte ins klassische Chinesisch kennengelernt, die in China von Jesuiten in Zusammenarbeit mit einheimischen Gelehrten angefertigt worden waren.18 Die «Hollandstudien» (rangaku), in denen seit den 1770er Jahren naturwissenschaftliche Materien eine größere Rolle spielten, waren also nicht der einzige Transmissionsweg westlichen Wissens ins abgeschottete Japan. Der neuerliche und intensivierte Import westlichen Wissens in der Meiji-Zeit wurde nur möglich, weil zusätzlich zur Anwerbung westlicher Experten nun systematisch Übersetzerkompetenz aufgebaut wurde.
Europäische Fremdsprachen wurden im 19. Jahrhundert erst spät und sporadisch in den allgemeinen, staatlich verordneten Bildungskanon nichteuropäischer Länder aufgenommen, die durchaus nicht selten selbst mehrsprachig waren, also etwa von Gebildeten Kenntnisse im Türkischen, Arabischen und Persischen verlangten. Europakenntnisse blieben lange ein kleines Reservat unentbehrlicher, aber nicht sehr hoch angesehener Spezialisten, deren Urmodelle die Dragomane im Osmanischen Reich waren, eine kleine Gruppe staatlich bestallter Dolmetscher und Übersetzer, unter denen bis 1821 christliche Griechen dominierten.19 Umgekehrt hat man in Europa niemals daran gedacht, eine nicht-okzidentale Sprache zur Ehre einer «Schulsprache» zu erheben. Unter europäischen Sprachkennern galten vor allem Persisch und das erst im späten 18. Jahrhundert in Europa bekannt gewordene Sanskrit als Sprachen von höchster Vollkommenheit. Doch wenn daraus jemals, vielleicht um 1810 oder 1820, dem Griechischen und Lateinischen eine ernsthafte Konkurrenz hätte entstehen können, verstrich dieser Moment ungenutzt.20 Der europäische Humanismus der Gymnasien, lycées und public schools blieb unvermischt griechisch-römisch, die europäische Bildung abendländisch. Erst in der Gegenwart deutet sich durch die Einführung von Chinesisch als Unterrichtsfach an einer wachsenden Zahl deutscher Gymnasien ein Umschwung an.
|  Sprachliche Hybridität: Pidgin


Die Welt-Sprachen, verstanden als solche Sprachen, mit denen man sich auch außerhalb ihres jeweiligen Ursprungsgebietes verständigte, lagerten meist lose über einer Vielzahl von lokalen Sprachen und Dialekten. Sogar in Indien verstanden noch nach dem Ende der Kolonialzeit höchstens drei Prozent der Bevölkerung Englisch (heute in der Republik Indien etwa 30 Prozent).21 Vielfach erleichterten vereinfachte Mischformen die Kommunikation. Sie ersetzten selten die Ursprungssprachen und beweisen durch ihre bloße Existenz, wie hoch die Widerständigkeit einheimischer Sprachen gegenüber den auf sie treffenden Kolonialsprachen war. Nicht wenige Pidgin-Sprachen waren älter als der Kolonialismus. Auch nachdem seit dem Frieden von Utrecht 1713 Französisch das bis dahin übliche Latein als diplomatische Verhandlungs- und Vertragssprache abgelöst hatte, benutzte man im östlichen Mittelmeer und in Algerien weiter die lingua franca (Sprache der Franken), eine Art von Pidgin-Italienisch.22 In anderen Teilen der Welt, etwa in der Karibik und in Westafrika, entwickelten sich Kreolsprachen zu eigenständigen Sprachsystemen.23 «Pidgin»-Englisch, zunächst Canton jargon genannt, war in einem langsamen Prozess seit etwa 1720 als Zweitsprache an der südchinesischen Küste entstanden. Nach der Öffnung Chinas diente es überall in den Treaty Ports der Verständigung zwischen chinesischen und europäischen Händlern. Dass es anfangs der Unwilligkeit, Unfähigkeit oder fehlenden Möglichkeit westlicher Kaufleute, Chinesisch zu lernen, entsprungen war, wurde später vergessen. Die Lächerlichkeit von Pidgin mit seinen reduzierten und unflektierten Formen («likee soupee?») wurde ein wesentlicher Bestandteil des rassistischen Klischees vom «primitiven» Chinesen. Umgekehrt war das Bestreben, dieser Schmach entgegenzuwirken, ein wichtiger Antrieb dafür, dass im frühen 20. Jahrhundert gerade nationalistisch gesinnte chinesische Intellektuelle Fremdsprachen lernten. Damit war eine De-Pidginisierung verbunden. Bei genauer Betrachtung erweist sich allerdings das reife China Coast English, zu dem Pidgin um die Jahrhundertwende geworden war, als ein durchaus situationsangemessenes Verständigungsmedium. Aus zahlreichen sprachlichen Quellen, auch Malay, Portugiesisch oder Persisch, gemischt, bot es ein reiches Vokabular für die Lebenswirklichkeit an der Chinaküste.24
Wie in Indien auch, so bedeutete die anspruchsvolle Kommunikation in einer europäischen Sprache weniger die Unterwerfung unter einen linguistischen Imperialismus als einen wichtigen Schritt zu kultureller Anerkennung und Gleichberechtigung. Pidgin blieb eine Sprache der Geschäftswelt, die nach Westen orientierten Intellektuellen lernten richtiges Englisch. In China hat sich Pidgin im 20. Jahrhundert nicht gehalten, sogar in Hongkong nur in lexikalischen Resten. Die chinesische Bildungssprache hat den Kontakt mit dem Westen überstanden; in Japan fehlten sogar Anfänge von Pidgin. Auch das klassische Chinesisch erfüllte im Ausstrahlungsraum der chinesischen Kultur weiterhin praktische Zwecke. Als Phan Boi Chau, der berühmteste vietnamesische Patriot seiner Zeit, 1905 den großen chinesischen Intellektuellen Liang Qichao im Tokyoter Exil aufsuchte, fanden die beiden keine gemeinsame gesprochene Sprache. Da Phan Boi Chau aber klassisches Chinesisch, seit Jahrhunderten das Kommunikationsmedium vietnamesischer Mandarine, meisterte, konnten Phan und Liang das führen, was Phan in seinen Erinnerungen «Pinselgespräche» nennt.25
Wissen reist im Gepäck von Sprachen. Die Ausweitung großer Sprachgebiete im 19. Jahrhundert verstärkte einerseits den lokalen Sprachpluralismus und die praktische Notwendigkeit von Mehrsprachigkeit in dem Moment, als eine zusätzliche Sprache Aufmerksamkeit verlangte, andererseits erschloss sie horizontale Kommunikationsräume und erleichterte so die Mobilität von Wissen. Kolonialismus und Globalisierung schufen kosmopolitische Sprachordnungen. In der chinesischen Zivilisation, die ihre hochsprachliche Einheitlichkeit und Widerständigkeit nie verloren hatte, war dies eine weniger dramatische Veränderung als etwa dort, wo, wie in Südasien, in den Jahrhunderten davor lokale Sprachen auf Kosten einer übergreifenden Sprache, des Sanskrit, an Boden gewonnen hatten und nun auf der Elitenebene neue Reichweiten von Sinn entstanden. Das sprachlich fragmentierte Indien wurde durch Aneignung des Englischen kommunikativ neu geeint.26
|  Grenzen sprachlicher Integration


Man darf sich aber keine übertriebenen Vorstellungen von sprachlichen Integrationswirkungen außerhalb kleiner Eliten machen. Auch in Europa entstand sprachliche Homogenität innerhalb der Grenzen von Nationalstaaten oft erst im Laufe des 19. Jahrhunderts. Oberhalb einer Vielzahl regionaler Idiome wurde die Nationalsprache zur Idealnorm der Verständigung und zum Maßstab der Korrektheit, aber sie wurde es nur langsam.27 Dies traf sogar auf das zentralistische Frankreich zu. 1790 hatte eine offizielle Untersuchung festgestellt, dass die Mehrheit der französischen Bevölkerung andere Sprachen als Französisch sprach und las: Keltisch, Deutsch, Okzitanisch, Katalanisch, Italienisch oder Flämisch. Selbst 1893 sprach jedes achte Schulkind im Alter zwischen 7 und 14 Jahren überhaupt kein Französisch.28 Noch wesentlich divergenter waren die Verhältnisse in Italien. Dort verstanden in den 1860er Jahren weniger als zehn Prozent der Bevölkerung ohne Mühe jenes toskanische Italienisch, das bei der Nationalstaatsbildung zur offiziellen Sprache erklärt worden war.29 Auch in den Nachfolgerstaaten des spanischen Kolonialreichs war dies nicht unbedingt anders. In Mexiko unter Porfirio Díaz dachte der Staat nicht daran, Schulen für die indianische und mestizische Bevölkerung zu schaffen. 1910 sprachen 2 Millionen Indios, also 14 Prozent der Gesamtpopulation, kein Spanisch.30
Während in ganz Europa Gelehrte die einzelnen Sprachen in Wörterbüchern sammelten (und durch Neubildungen ergänzten), in Grammatiken beschrieben und in Regelwerken Rechtschreibung, Aussprache und Stilniveaus standardisierten, während ganze Nationen zunächst als Sprachgemeinschaften konzipiert und propagiert wurden und eine gepflegte Bildungssprache als zentrale Errungenschaft jeder Nation zu gelten begann, blieb die volkssprachliche Praxis in vielen Gegenden noch zäh dem lokalen Herkommen verhaftet. Wenn Wissenschaftler und Intellektuelle in asiatischen Ländern – im Osmanischen Reich nach ersten Forderungen um 1862 verstärkt nach der Jahrhundertwende, in China nach 1915 – vereinfachende Reformen von Sprache, Schrift und Literatur in Gang setzten, die den tiefen Graben zwischen Elite- und Volkskultur überwinden sollten, dann taten sie nur das, was wenige Jahrzehnte zuvor oder gar gleichzeitig in europäischen Ländern unternommen worden war, ohne dass von direkter Nachahmung die Rede sein kann. Die sprachliche Spaltung zwischen Elite und Volk, zwischen geschriebener und gesprochener Sprache war im 19. Jahrhundert auch in Europa noch in einem Maße üblich, wie man es sich heute kaum noch vorstellen kann. Diglossie war keine Besonderheit von Kolonien und ethnisch extrem heterogenen Gesellschaften. Für reife Nationalstaaten aber wurde sie einige Jahrzehnte später unerträglich; sie gaben sich große Mühe, die Uniformität der Nationalsprache durchzusetzen oder zumindest den äußeren nationalsprachlichen Anschein zu wahren. Nach dem Zweiten Weltkrieg leiteten europäische Regional- und Nationalbewegungen von Katalonien über Wales bis zum Balkan dann schon wieder eine Gegentendenz ein.
2  |  Alphabetisierung und Verschulung

Zu den wichtigsten kulturellen Basisprozessen des 19. Jahrhunderts gehört die Verbreitung der Lesefähigkeit in großen Teilen der Bevölkerung. Diese Massenalphabetisierung ist ein Prozess, dessen Anfänge in vielen Gesellschaften Jahrhunderte zurückreichen, der regional und lokal in höchst unterschiedlichem Tempo verlaufen ist und der nicht zu rasch auf andere Basisprozesse wie Staatsbildung, Konfessionalisierung, Entstehung einer Wissensgesellschaft oder gar Industrialisierung zurückgeführt werden sollte.31 Man kann lange darüber streiten, was genau unter «Alphabetisierung» (auch in Schriftsprachen ohne Alphabet) und ihrem Resultat, das man am besten mit einem schwer übersetzbaren englischen Wort literacy nennt, verstanden werden sollte. Diese Begriffe bezeichnen keine absoluten, sondern immer relative Zustände. Sie decken ein Spektrum ab, das von der Fähigkeit, eine Unterschrift unter eine Heiratsurkunde zu setzen, über die Gewohnheit regelmäßiger Lektüre sakraler Texte und die Praxis privaten Briefeschreibens bis zur aktiven Teilnahme am öffentlichen literarischen Leben reicht. Dennoch ist klar, was im Kern gemeint ist: ein Umgang mit der Kulturtechnik des Lesens (und sekundär auch des Schreibens), der die Teilnahme an weiteren Kommunikationskreisen als der Sprech- und Hörgemeinschaft unter Anwesenden ermöglicht. Wer lesen kann, wird zum Mitglied einer überlokalen Öffentlichkeit. Zugleich setzt er sich auch neuen Möglichkeiten der Manipulation und Fremdsteuerung aus. Bis 1914 waren die männlichen Populationen Europas so weit alphabetisiert worden, dass die Soldaten aller Seiten die Gebrauchsanweisungen ihrer Waffen verstehen, die Propaganda ihrer Kriegsherren aufnehmen und ihre Familien mit Nachrichten aus dem Felde versorgen konnten.
|  Massenalphabetisierung in Europa


Die Massenalphabetisierung im 19. Jahrhundert war zunächst ein Prozess der europäischen Kulturgeschichte. Auf diesem Kontinent mit seiner alten, ähnlich (und ohne gegenseitige Beeinflussung) nur in China zu findenden Befähigung zu massenhaftem Buchdruck hatte sie da und dort Wurzeln, die in das Zeitalter der Reformation oder in die praktisch-pädagogisch ausgerichtete «Volksaufklärung» des 18. Jahrhunderts zurückreichten. Das 19. Jahrhundert setzte diese Tendenzen fort und führte sie zu einem gewissen Abschluss. In der Geschichte der Massenbildung schuf es – und nicht bereits die «Wissensgesellschaft» der frühen Neuzeit – die Grundlagen unserer Zeit. Literacy gewann über den funktionalen Aspekt gesteigerter Fähigkeiten hinaus neue symbolische Bedeutungen als Ausdruck von Fortschritt, Zivilisiertheit und nationaler Kohäsion durch Schaffung einer untereinander kommunizierenden, dabei aber auch auf gemeinsame Ziele hin lenkbaren imaginierten Gemeinschaft.32 Um 1920 waren die männliche Bevölkerung der maßgebenden europäischen Länder und ein Teil der weiblichen Bevölkerung des Lesens und Schreibens kundig. Bevor sich der Eindruck einstellt, ein gebildetes Europa stehe einem in Unwissenheit befangenen Rest der Welt gegenüber, muss allerdings innereuropäisch differenziert werden. Nur Großbritannien, die Niederlande und Deutschland hatten um 1910 eine Alphabetisierungsrate von 100 Prozent erreicht. Für Frankreich lag sie bei 87 Prozent, für Belgien, das am wenigsten literarisierte unter den «entwickelten» europäischen Ländern, bei 85 Prozent. Deutlich niedriger fielen die Werte für den europäischen Süden aus: 62 Prozent für Italien, 50 Prozent für Spanien, nur 25 Prozent für Portugal.33 An der östlichen und südöstlichen Peripherie Europas sahen die Verhältnisse nicht besser aus. Es gab aber gemeineuropäische Tendenzen: Auf dem gesamten Kontinent fiel der Anteil männlicher wie weiblicher Analphabeten an der Gesamtbevölkerung ziemlich kontinuierlich, nirgendwo stagnierte er. Einzelne Länder, wie etwa Schweden, machten von hohen Ausgangswerten des Analphabetismus aus besonders schnelle Fortschritte.
Die Zeit um 1860 markiert für ganz Europa einen Wendepunkt in diesem allgemeinen Trend. Bis zu diesem Zeitpunkt hatte sich allein Preußen dem Ziel einer vollständigen Beseitigung der Leseunfähigkeit genähert. Nach 1860 beschleunigte sich die Entwicklung. Dies schlug sich nicht nur in statistisch greifbaren Daten nieder, sondern auch im gesellschaftlichen Gesamtklima. Um die Jahrhundertwende hatte in ganz Europa, auch auf dem Balkan und in Russland, der Analphabetismus seine Selbstverständlichkeit verloren. Die allgemeine Lese- und Schreibfähigkeit wurde generell als politisch erstrebenswertes Ziel und gesellschaftlich zu erwartender Normalzustand angesehen. Das Vermögen, mit dem geschriebenen Wort umzugehen, verbreitete sich über Adel und städtische Mittelklassen hinaus auf die städtische und ländliche Handwerkerschaft, auf qualifizierte Arbeiter und eine immer größere Zahl von Bauern.34 Regionale Unterschiede verschwanden dadurch nicht ganz. Besonders in den kontinentaleuropäischen Imperien blieben sie erheblich. In Vorarlberg ermittelte der Zensus von 1900 eine Analphabetenrate von einem Prozent, im habsburgischen Dalmatien gleichzeitig von 73 Prozent.35 Bis das Lesen und Schreiben in das letzte russische oder serbische, sizilianische oder pelopponesische Dorf vorgedrungen war, sollte es noch eine Weile dauern.
Alphabetisierung kam nicht von heute auf morgen. Sie war ein langsamer Prozess, der nicht ganze Nationalstaaten auf einmal erfasste. Er begann in kleinen Gruppen. Einzelne Mitglieder einer Familie, anfangs zumeist die jüngere Generation, konnten lesen, andere nicht. Dies hatte Folgen für die elterliche Autorität. Dörfer, Nachbarschaften oder Kirchengemeinden veränderten allmählich das Gemenge ihrer Kulturtechniken. Es wäre viel zu einfach, einen pauschalen Übergang von Mündlichkeit zu Schriftlichkeit anzunehmen. Schriftkundigkeit begründete, wie in früheren Zeiten auch, neue kulturelle Autorität. Daneben bestand Mündlichkeit aber fort, wenngleich sie einige ihrer Verwendungen einbüßte. Dass seit etwa 1780 städtische Intellektuelle in Europa Märchen, Sagen und Volkslieder sammelten, aufschrieben und in einen Ton hochartifizieller Natürlichkeit brachten, war ein Indiz für die schwindende Selbstverständlichkeit mündlicher Traditionen. In Deutschland etwa taten dies Johann Gottfried Herder (seit 1778 mehrere Volksliedsammlungen), später Achim von Arnim und Clemens Brentano mit Des Knaben Wunderhorn (1805–8) sowie die Brüder Grimm mit ihrer ersten Sammlung der Kinderund Hausmärchen (1812), die zu den dauerhaftesten Klassikern der deutschen Literatur werden sollten.36 Nur was «fremd» ist oder es zu werden beginnt, kann wiederentdeckt werden. Massenalphabetisierung begann in den Städten und strahlte oft nur sehr langsam auf die dörfliche Gesellschaft aus. In einer Übergangszeit zur allgemeinen literacy verbreiterte sich die kulturelle Kluft zwischen Stadt und Land. Sie veränderte auch die Parameter von «Bildung». Nur wer mühelos und viel las, hatte Teil am Bedeutungskosmos der Hochkultur. Die Verbreitung der Lesefähigkeit steigerte jedoch ebenso die Nachfrage nach populären Lesestoffen vom Bauernkalender bis zum Kolportageroman. Historiker des Lesens sind diesen Abschattierungen der Demokratisierung des Lesens zwischen «Hochkultur» und «Volkskultur», zwei Begriffen an den Enden eines fein differenzierten Spektrums, bis ins Einzelne nachgegangen.37
Eliten reagierten auf Massenalphabetisierung widersprüchlich: Auf der einen Seite erschienen die Aufklärung des «einfachen Volkes», die Austreibung von «Aberglauben» durch rationalisierende Lektüre und überhaupt die Standardisierung von Kulturpraktiken als «Zivilisierung» von oben, Durchsetzung der Moderne und Förderung nationaler Integration. Auf der anderen Seite gab es weiterhin ein Misstrauen, das freilich mit der Zeit überall abnahm, gegenüber der kulturellen Emanzipation der Massen, die zugleich – Arbeiterbildungsvereine zeigten dies schnell – mit Forderungen nach sozialer und politischer Besserstellung verbunden war. Dieses Misstrauen der Besitzer von Macht und Bildung war nicht unberechtigt. Alphabetisierung, also die «Demokratisierung» des Zugangs zu schriftlichen Kommunikationsinhalten, führt in der Regel zu Umschichtungen in Prestige- und Machthierarchien und eröffnet neue Möglichkeiten des Angriffs auf bestehende Ordnungen.38 Die Sorgen der kulturell Besitzenden hatten auch eine geschlechterpolitische Stoßrichtung. Dass unmäßiges und ungebändigtes Lesen zu weltfremden Illusionen und besonders bei Leserinnen zu einer überhitzten erotischen Einbildungskraft führe, blieb bis zu Gustave Flauberts Madame Bovary (1856) und weit darüber hinaus ein satirisches Thema der Literatur und eine Sorge männlicher Moralwächter.39
Programme zur Massenalphabetisierung gingen vor allem auf staatliche Initiative zurück. Die Elementarschule war dafür das wichtigste Instrument, allerdings eines, das viele Regierungen Europas einstweilen noch in den Händen der Kirchen ließen. Je schwächer der Staat war, desto stärker blieb die erzieherische Rolle religiöser Institutionen, und sei es nur das stille Wirken von Sonntagsschulen. Oder anders gesehen: Staat, Kirchen und private Anbieter bedienten konkurrierend einen wachsenden Erziehungsmarkt. Dies war grundsätzlich nicht nur in Europa so. Das englische Erziehungswesen zum Beispiel zeigt manche Ähnlichkeit mit dem gleichzeitigen Erziehungswesen muslimischer Länder: In beiden Fällen lag die Primarerziehung in hohem Maße in den Händen religiöser Institutionen, deren Ziele nicht weit voneinander entfernt waren: Lesen, Schreiben, Internalisierung moralischer Werte und Schutz der Kinder vor den «schlechten Einflüssen» ihrer alltäglichen Umgebung. Die Unterschiede waren eher gradueller als prinzipieller Natur: in England weniger Auswendiglernen, weniger Rezitation heiliger Texte, eine etwas größere praktische Orientierung, eine etwas bessere materielle Ausstattung der Schulen mit Hilfsmitteln und Mobiliar.40
Volkserziehung konnte nicht vollständig erzwungen werden. Sie konnte nur dann erfolgreich sein, wenn die zu Erziehenden eigene Interessen und Wünsche damit verbanden. Die Schwierigkeiten in allen Ländern der Welt, eine zu unterschiedlichen Zeitpunkten im 19. (und 20.) Jahrhundert gesetzlich eingeführte Schulpflicht auch tatsächlich durchzusetzen, verweisen auf die außerordentliche Wichtigkeit der Mitwirkung der Eltern. Ökonomische Voraussetzungen mussten erfüllt sein, um Massenalphabetisierung zu ermöglichen, auch wenn es falsch wäre, das genuine Bildungsstreben großer Bevölkerungsgruppen in vielen Gesellschaften zu unterschätzen. Die Motivation, Lesen und Schreiben selbst zu lernen und seine Kinder lernen zu lassen, kann nicht allein mit dem Streben nach Gewinn und materiellem Nutzen erklärt werden. Allerdings: nur oberhalb einer gewissen Wohlstandsschwelle konnten Familien ihre Kinder von der Produktion freistellen und die Kosten für den regelmäßigen Schulbesuch aufbringen. Schulförmige Volkserziehung mit festen Anwesenheitszeiten und einem Pensum, das unabhängig von den Rhythmen der lokalen Ökonomie absolviert werden musste, war nur dort möglich, wo Kinderarbeit nicht länger für das Überleben eines Haushalts notwendig war. Erst im letzten Quartal des 19. Jahrhunderts setzte sich, im europäischen Durchschnitt gesehen, die Bereitschaft durch, Kinder zwischen etwa dem siebten und zwölften Lebensjahr der Sonderwelt «Schule» anzuvertrauen, in der professionelle Erzieher (über deren Professionalität sich freilich oft streiten ließ) eine von außen kaum angreifbare Autorität ausübten.41 Man darf jedoch den tatsächlichen Schulbesuch nicht überschätzen. Noch 1895 drückten in Großbritannien nur 82 Prozent der registrierten schulpflichtigen Kinder im Grundschulalter regelmäßig die Schulbank.42 In vielen anderen Ländern Europas lag der Anteil weit darunter.
|  Ein «age of reading» in den USA


Gab es ähnliche Entwicklungen außerhalb Europas? Die schulische Erfassung von Kindern lag in Ländern wie Mexiko, Argentinien oder den Philippinen nicht dramatisch unter derjenigen in Südeuropa und auf dem Balkan.43 Was literacy betrifft, so steht ihre vergleichende Erforschung erst in den Anfängen. Für viele Teile der Welt fehlen noch für das gesamte 19. Jahrhundert statistische Angaben. Dies gilt selbstverständlich nicht für Nordamerika. Die nordamerikanischen Kolonien wiesen recht früh schon einen Alphabetisierungsgrad auf, der dem in den fortgeschrittensten Ländern Europas entsprach. Die gesteigerte Einwanderung im 19. Jahrhundert führte dazu, dass Lesefertigkeit im Englischen mit «Amerikanisierung» gleichgesetzt wurde. Emigranten mit unterschiedlichstem sprachlichem Hintergrund sollten so schnell wie möglich Englisch auch als Schriftsprache erlernen. Manche Neuankömmlinge, insbesondere Katholiken, akzeptierten den Imperativ der Literalisierung, schufen sich aber ihre eigenen Bildungseinrichtungen, in denen enge Verbindungen zwischen Lernen, Religion und ethnischer Solidarität gepflegt wurden. Seit den 1840er Jahren verbreitete sich in den USA das Gefühl, ein age of reading sei angebrochen. Es wurde unterstützt durch die schnelle Expansion der Presse und der Buchproduktion. Die USA, vor allem der Nordosten, wurden zum Ort einer kraftvollen print culture.
Die Alphabetisierungsrate unter Männern lag schon 1860 in den Neuenglandstaaten bei 95 Prozent; einzigartig in der Welt, hatten Frauen dort damals bereits ähnliche Werte erreicht. Dass der nationale Durchschnitt (hier eine besonders wenig aussagekräftige Größe) deutlich darunter fiel, hatte seinen Grund weniger in einem gewissen Rückstand der weißen Bewohner des Westens und des Südens als in der niedrigen Alphabetisierung der schwarzen und der indianischen Bevölkerung. Einige Herrinnen brachten ihren Sklavinnen und Sklaven die Lektüre der Bibel bei. Normalerweise wurden Sklaven aber vom Lesen und Schreiben ferngehalten; schriftkundige Sklaven standen als potenzielle Rädelsführer von Aufständen unter Dauerverdacht. Dafür waren trotz mancher Diskriminierung die freien Schwarzen im Norden schon vor dem Bürgerkrieg an schriftlicher Kommunikation sehr interessiert. Mehrere hundert Autobiographien aus den zwei Jahrzehnten vor dem Bürgerkrieg zeugen von ihrem literarischen Ausdruckswillen. 1890 lag die Alphabetisierungsrate unter Afroamerikanern nationsweit bei 39 Prozent, 1910 schon bei 89 Prozent, fiel dann aber bis 1930 auf 82 Prozent.44 Damit war diese Minderheit höher alphabetisiert als jede schwarze Bevölkerungsgruppe vergleichbaren Umfangs in Afrika und als zahlreiche Teile des ländlichen Ost- oder Südeuropa. Nach der Wiederherstellung der weißen Hegemonie in den Südstaaten in den 1870er Jahren mussten sich die Afroamerikaner ihre Bildung aber durch gemeinschaftliche Anstrengungen gegen eine feindselige weiße Umwelt und einen bestenfalls indifferenten Staat erkämpfen.45 Ebenso war es bei dem anderen benachteiligten ethnischen Segment der US-Gesellschaft. Einige Indianervölker nutzten literacy gegen große Widerstände als Instrument kultureller Selbstbehauptung. Am weitesten ging hier die Cherokee-Nation, deren Sprache nach 1809 verschriftlicht worden war: die Grundlage zur gleichzeitigen Aneignung der Lese- und Schreibfähigkeit auf Cherokee und Englisch. In vielen Teilen der Welt findet man Ähnliches: Sprachen mussten erst – oft, aber nicht immer von Missionaren – mit einem Alphabet versehen und lexikalisch verzeichnet werden, dann wurden Teile der Bibel übersetzt und als Übungsmaterial verwendet: das Fundament für die Bereicherung mündlicher Kommunikation durch die Schrift.
|  Die alten Schriftkulturen Asiens


Wiederum anders verhielt es sich in Zivilisationen, die Schrift und Gelehrsamkeit seit jeher einen hohen Wert zugesprochen hatten. Dazu gehören die islamischen Länder mit ihrem starken Schriftbezug auf den Koran und die juristisch-theologische Kommentarliteratur sowie die Länder der sinischen, von China ausstrahlenden Zivilisation. In Ägypten soll der Anteil der lesefähigen Bevölkerung um 1800 bei weniger als 1 Prozent gelegen haben, bis 1880 war er als Folge einheimischer Modernisierungspolitik auf 3 bis 4 Prozent gestiegen. Nach dem Zensus von 1897, dem ersten im neuzeitlichen Ägypten, gab es damals 400.000 lesekundige Menschen, d.h. etwa 6 Prozent der Bevölkerung über sieben Jahren (ohne Nomaden und Ausländer).46
Japan war bereits um 1800 eine auch nach strengen europäischen Maßstäben von Schriftlichkeit durchdrungene Gesellschaft. Ein literarischer Massenmarkt für die städtische Bevölkerung war bereits im 17. Jahrhundert entstanden. Alle Samurai und zahlreiche Dorfvorsteher mussten literat sein und chinesische Zeichen lesen können, um ihre Verwaltungsaufgaben zu erfüllen. Die Obrigkeiten fürchteten geschulte Untertanen in der Regel nicht; einige Fürstenhäuser sahen es als ihre Aufgabe an, das moralische und technische Niveau der breiten Bevölkerung zu heben. In den ersten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts überschritt Elementarbildung den Kreis der ländlichen Honoratiorenfamilien. Am Ende der Tokugawa-Zeit (1867) erhielten bis zu 45 Prozent der Knaben und bis zu 15 Prozent der Mädchen regelmäßigen Unterricht im Lesen und Schreiben außerhalb des eigenen Haushalts; manche Schätzungen liegen noch höher.47 All dies geschah ohne den geringsten europäischen Einfluss; Missionaren war das Land seit den 1630er Jahren verboten. Die Meiji-Regierung setzte seit 1871, als ein nationales Erziehungsministerium eingerichtet wurde, eine hohe Priorität auf den weiteren Ausbau des Bildungswesens auf allen Ebenen von der Dorfschule bis zur Universität, im ganzen Lande und unter zentralisierender Staatsaufsicht. Viele Schulen der Tokugawa-Zeit und ihre Lehrer wurden in das neue System, das einen vierjährigen Pflichtkursus vorsah, übernommen. Nun studierte man auch westliche Modelle und übernahm von ihnen einiges, doch hatte sich Japan bereits in seiner isolierten Vormoderne selbst auf den Kurs in Richtung Erziehungsstaat gesetzt und gab seinem Erziehungssystem, viel stärker etwa als seinem gleichzeitig reformierten Militär, eine eigene Note. 1909, also gegen Ende der Meiji-Zeit, war die Zahl der Analphabeten unter zwanzigjährigen Rekruten in fast allen Teilen Japans unter 10 Prozent gefallen: ein in ganz Asien einzigartiger Erfolg.48
Japans Bevölkerung stand um 1912 mit an der Weltspitze der Schriftkundigkeit. Die Alphabetisierung der Chinesen, für die das jahrhundertelang maßgebende Lehrbuch bereits um 500 entstand, scheint während des 19. Jahrhunderts auf einem für vormoderne Gesellschaften im weltweiten Vergleich hohen Niveau stagniert zu haben. Qing-China erbte im 17. Jahrhundert von einer reichen Tradition der Schriftlichkeit die Verehrung für das geschriebene, gerade auch das kalligraphisch veredelte Wort, die technischen Mittel zur massenhaften Herstellung und Verbreitung von Büchern aller Art sowie eine vielfältige, aber vom Staat kaum geregelte und überhaupt nicht systematisch durchgestaltete Landschaft von Privatunterricht, Gemeinde-, Wohlfahrts-, Clan- und Tempelschulen. Meist waren es Ein-Lehrer-Schulen, die auf lokale Initiative zurückgingen und ihr Lehrpersonal aus dem großen Reservoir von etwa 5 Millionen hochkulturell Trainierten bezogen, die auf einer frühen Leitersprosse des Prüfungssystems gescheitert waren und damit den Zutritt zur Statusgruppe der Titelträger verfehlt hatten. Viele von ihnen waren als Hauslehrer bei Familien der Oberschicht tätig.49 Angesichts des Fehlens von Statistiken ist man auf qualitative und anekdotische Quellen angewiesen, die immerhin den Schluss erlauben, dass 30 bis 45 Prozent der männlichen und 2 bis 10 Prozent der weiblichen Bevölkerung zumindest Grundfertigkeiten im Lesen und Schreiben besaßen.50 Dies hieß natürlich nicht, dass sie den hohen Maßstäben der Elitekommunikation genügten, aber sie verstanden ein Grundrepertoire an Schriftzeichen und damit Inschriften und Edikte, mit denen sich der Staat anspornend, mahnend und verbietend an die Untertanen wandte, oft auch klassische Texte in vereinfachter Version. Der kaiserliche Staat engagierte sich bis zu einem gewissen Punkt für die Einrichtung und Finanzierung von Schulen, ohne eine allgemeine Schulhoheit anzustreben, wie sie sich auch in Europa erst während des 19. Jahrhunderts langsam herausbildete. Die Legitimität der politischen und gesellschaftlichen Ordnung hatte seit Jahrhunderten darauf beruht, den Zugang zu Bildung und damit zu Status und Wohlstand nicht nur den Sprösslingen von Oberschichtfamilien zu reservieren. Es mussten daher Aufstiegskanäle offengehalten werden, wie sie im Europa der frühen Neuzeit allenfalls die Kirche bot. Die Praktiken waren recht flexibel. So wurde etwa Elementarunterricht für Bauernkinder auf jene Monate konzentriert, in denen wenig Arbeit auf den Feldern anfiel.
|  Warum fiel die alte Bildungskultur China zurück?


Das chinesische Elementarschulwesen wie die institutionellen Arrangements für Bildung überhaupt gerieten im 19. Jahrhundert in einen internationalen Rückstand, waren gewissermaßen nicht mehr konkurrenzfähig. Das traditionelle Erziehungswesen, so leistungsstark es in mancher Beziehung gewesen war, barg, anders als dasjenige Tokugawa-Japans, keine Modernisierungspotenziale. Die kaiserliche Regierung erkannte dies nach langer Verzögerung selbst. 1904 erließ sie eine nationale Schulordnung und erklärte ihre Absicht, ein nationales, dreigliedriges Erziehungssystem nach westlichem und vor allem japanischem Vorbild (das sich wiederum auf Europa bezog) aufzubauen. Ein Jahr später wurde das alte System der Statuszumessung und Beamtenrekrutierung durch Staatsprüfungen abrupt und ohne Vorkehrungen für einen Übergang abgeschafft.51 Korea, neben China und Vietnam die dritte asiatische Gesellschaft mit einer alten Prüfungstradition, hatte einen ähnlichen radikalen Schritt bereits 1894, erstaunlich früh, vollzogen.52 Der Zerfall zentralstaatlicher Macht in China, der mit der Revolution von 1911 begann und während der gesamten Republikzeit (bis 1949) nicht aufgehalten werden konnte, vereitelte die Verwirklichung der Pläne der Jahrhundertwende. Dass China heute eine schulisch intensiv durchdrungene Gesellschaft ist, gekennzeichnet durch ein differenziertes, stark leistungsorientiertes Erziehungssystem, das internationale Hilfe mit eigenen Erfahrungs- und Wissensbeständen verschmolzen hat und bei vergleichenden rankings ausgezeichnet abschneidet, ist ein Ergebnis der Politik der Kommunistischen Partei nach 1978. Der internationale Rückstand, der um 1800 aufgetreten war, wird zweihundert Jahre später korrigiert.
Wie aber kam dieser Rückstand zustande? Dafür lassen sich drei Gründe nennen:
|  Erstens. Das traditionelle Erziehungswesen war ausschließlich «von oben» konzipiert. Bildung aller Art war auf die Staatsprüfungen bezogen. Selbst wenn man von der allergrößten Mehrzahl der schulisch versorgten Bauernbuben nicht ernsthaft erwartete, dass sie sich dereinst den streng formalisierten Examensprozeduren unterziehen würden, so mussten auch sie, sobald sie einen Grundstock an Schriftzeichen erlernt hatten, die einfacheren unter den Schriften des konfuzianischen Kanons memorieren. In einem solchen unitarischen Verständnis von Bildung blieb kein Raum für die spezifischen Qualifikationsbedürfnisse der unterschiedlichen Bevölkerungsschichten. Zwar waren die Schulen dicht in das Alltagsleben integriert, und es fehlte ein Analogon zu dem europäischen Verständnis von Schule als einem vom Alltag distanzierten Sonderraum (heute in China extrem entwickelt). Der Unterrichtsstoff war aber zunehmend von der Lebenspraxis abgekoppelt und blieb curricular eingefroren: ein vorübergehender Kreativitätsverlust, denn in früheren Zeiten waren in China immer wieder Debatten um das Curriculum geführt worden.
|  Zweitens. Die mangelnde internationale Konkurrenzfähigkeit chinesischer Erziehung zeigte sich erst mit den militärischen Niederlagen des bis dahin unangefochtenen Reiches nach 1842. Die Analyse der Ursachen für Chinas militärische Schwäche und wirtschaftliche Stagnation zog sich aber Jahrzehnte hin. Nichts fiel den Gelehrten-Beamten, die das Reich regierten und verwalteten, schwerer als einzuräumen, dass die Bildung, aus der sie selbst sozialen Rang und persönliche Identität bezogen, an der Schwäche Chinas nicht unschuldig sein könne und daher der Anpassung an veränderte Herausforderungen bedürfe. Man erkannte bald die Überlegenheit von «westlichem Wissen» (xixue) auf einigen Gebieten, war aber nicht bereit, ihm kulturelle Gleichwertigkeit zuzubilligen. Dass es das Wissen von Aggressoren und Invasoren war und dass die christlichen Missionare, die als seine wichtigsten Importeure auftraten, oft ohne den nötigen Takt vorgingen, trug zu einem allgemeinen Misstrauen bei. Nach 1860 öffneten sich kleine Zirkel intellektuell zum Westen, und der Staat richtete Übersetzungsbüros ein. Eine sterile Gegenüberstellung von «chinesischem Wissen» und «westlichem Wissen» wurde aber zum Dogma der Literati-Mehrheit während der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts.53 Als dann 1904/05 in einer Situation der akuten nationalen Krise die Stimmung kippte, wurde die chinesische Tradition als nutzlos betrachtet, westliches Wissen umgekehrt zum Allheilmittel überhöht, sein Import, vornehmlich auf dem Wege über das zähneknirschend bewunderte Japan, zur vordringlichen Aufgabe erklärt und das japanische Erziehungssystem (oder jedenfalls einige seiner Elemente) in panischer Hast übernommen. Während der gesamten Republikzeit (1912–49) kämpften chinesische Intellektuelle und Erziehungsreformer mit dem Problem der Assimilation und Integration von Wissensbeständen unterschiedlichen Ursprungs. Die einen versuchten, durch kritische Prüfung mit den Methoden der Quellenkritik das Wertvolle der Tradition zu retten, andere sahen das Heil im anti-westlichen Marxismus bolschewistischer Prägung oder in maximaler Verwestlichung. Angesichts der Schwäche des chinesischen Staates konnten aber Lösungen, welcher Art auch immer, niemals in eine für alle Teile des Landes praktikable Politik umgesetzt werden. Die intellektuellen und bildungspolitischen Grundprobleme des 19. Jahrhunderts mussten in der Volksrepublik nach 1949 neu angepackt werden.
|  Drittens. Schon der spätkaiserliche Staat hätte weder die administrativen noch die finanziellen Ressourcen besessen, um zum Erziehungsstaat zu werden. Die Ausdehnung des Landes, die traditionell schwache Entwicklung eines religiös-kirchlichen Erziehungswesens als dritter Kraft neben Haus- und Staatserziehung, die fehlende Präsenz der Bürokratie auf der Dorfebene und die fiskalische Schwäche der Zentralregierung schlossen eine zielstrebige Politik nach dem Muster Meiji-Japans aus.54
|  Schulstaat und Staatsschule


Eine Diskussion, die mit dem Wissensindikator des Alphabetisierungsniveaus beginnt, erweitert sich schnell zu einer vergleichenden Erörterung institutioneller Erziehung insgesamt. Dabei sind zwei allgemeine Befunde festzuhalten: Zum einen begann man erst im 19. Jahrhundert, die zahlreichen Formen, in denen praktisches Lernen und moralische Unterweisung in allen Gesellschaften stattfinden, als ein Erziehungssystem zu denken und in der Praxis als ein solches zu ordnen. Dass Schulformen zu standardisieren und in einen Kursus hintereinander zu schalten seien, dass Schüler Jahrgangsklassen durchlaufen, dass Lehrer besonders ausgebildet und zertifiziert werden und dass spezielle Ministerien diese Neuerungen leiten und überwachen sollten – dies waren in Europa wie anderswo Ideen, die erst im 19. Jahrhundert praktische Bedeutung gewannen. Zum anderen begann der Staat, in Konkurrenz mit privaten Trägern, darunter auch Religionsgemeinschaften, ein Erziehungsmonopol für «schulpflichtige» Kinder und Jugendliche anzustreben. In manchen Ländern, etwa Frankreich oder den Niederlanden, riss die Frage von staatlicher oder kirchlicher Kontrolle über das Schulwesen tiefe innenpolitische Gräben auf. Das staatliche Erziehungsmonopol konnte sogar im zentralistischen Frankreich nur langsam verwirklicht werden und ist in einigen Leitgesellschaften des Westens, etwa den USA und Großbritannien, niemals auch nur annähernd vollständig erreicht worden. Es wird heute auch in Kontinentaleuropa durch die wachsende Bedeutung von Privatschulen zunehmend unterhöhlt und ist gewiss kein markantes Merkmal des «Westens». Am weitesten wurde es in den «realsozialistischen» Staaten des 20. Jahrhunderts durchgesetzt; die Lockerung des staatlichen Zugriffs hat allerdings seit den 1990er Jahren in der Volksrepublik China die Zahl der Analphabeten (die nicht mindestens 1500 Schriftzeichen lesen können) dramatisch in die Höhe schnellen lassen.55
Der staatliche Anspruch auf Oberhoheit über die formale Ausbildung junger Menschen war eine revolutionäre Neuerung des 19. Jahrhunderts. Die Kinder der unteren und mittleren Schichten wurden erstmals durch die schulischen Organe des Staates «erfasst», die der Reichen immer seltener durch Hauslehrer und Hofmeister und immer öfter gemeinsam in Bildungsanstalten unterrichtet. Der Staat wurde «Schulstaat», die Gesellschaft «Schulgesellschaft». So hat es Thomas Nipperdey für die deutschen Länder formuliert.56 Dort galt es in ganz besonders hohem Maße, aber die Tendenz war weltweit zu spüren, und Deutschland, insbesondere Preußen, wurde zum genau beobachteten und gerne kopierten Vorbild. Dabei erschienen die organisatorischen und bürokratischen Vorkehrungen Preußens als besonders maßstäblich, weniger der – historisch geradezu einmalige – idealistische Ehrgeiz der frühen Reformzeit, Preußen als einen Bildungsstaat gleichsam neu zu erfinden; von solchen hehren Zielen hatte sich auch die preußische Politik bis zur Mitte des Jahrhunderts verabschiedet.57 Regierungen in aller Welt verfolgten mit dem Ausbau eines öffentlichen Erziehungswesens unterschiedliche Absichten und setzten unterschiedliche Prioritäten: Disziplinierung der Bevölkerung, Formung von «Musterbürgern» für einen «Musterstaat»,58 Verbesserung der militärischen Schlagkraft, Schaffung einer homogenen nationalen Kultur, kulturelle Integration von Imperien, Förderung wirtschaftlicher Entwicklung durch Qualifizierung von «Humankapital». Einer solchen obrigkeitlichen Perspektive muss freilich eine Sicht «von unten» an die Seite gestellt werden. Unabhängig vom Willen der Staatseliten, sahen die Menschen in vielen Gesellschaften der Welt in besserer Erziehung ein Versprechen für ein besseres Leben. Die Utopie des Aufstiegs durch Bildung setzte sich in eine Nachfrage nach Chancen um, die staatlich, kirchlich, philanthropisch oder durch Selbsthilfe befriedigt werden konnte.
Am wenigsten ehrgeizig und entgegenkommend waren koloniale Regierungen. Am minimalistischen Ende des Spektrums kümmerte sich der koloniale Staat um Erziehung gar nicht und überließ die Initiative völlig den Missionaren. Das war etwa im Kongo-Freistaat (seit 1908: Belgisch-Kongo) der Fall, wo es beim Beginn der Dekolonisation um 1960, also nach rund achtzig Jahren Kolonialherrschaft, so gut wie keine europäisch gebildete Elite gab und Alphabetisierung nur spurenweise in einigen lokalen Sprachen erfolgt war. Günstiger sah es in Kolonien wie Nigeria (britisch seit 1851/62) und im Senegal (französisch seit 1817) aus, wo aber weiterführende Schulen extrem dünn gesät waren. In Algerien stand ein staatliches Schulwesen in Konkurrenz zu den von den Kolonialbehörden nur schwer kontrollierbaren Koranschulen: ein edukativer Dualismus.59 Das andere Extrem repräsentieren die seit 1898 von den USA kontrollierten Philippinen; dort wurde bereits um 1919 eine Alphabetisierungsrate von 50 Prozent erzielt. Die großen Kolonien der Europäer in Asien lagen deutlich darunter: 8 Prozent in Indonesien, 10 Prozent in Französisch-Indochina, 12 Prozent in Britisch-Indien.60 Indien fiel aus dem allgemeinen kolonialen Rahmen, weil hier die Kolonialmacht bereits vor dem Ersten Weltkrieg auch das mittlere und höhere Unterrichtswesen förderte, im Verhältnis zur riesigen Bevölkerungszahl allerdings nur für wenige Schüler und Studenten. Schon 1817 war in Kalkutta das Hindu College eröffnet worden, 1857 folgten Universitäten in Kalkutta, Bombay und Madras, 1882 in Lahore und 1887 in Allahabad. Sie waren aber keine ausgebauten Lehr- und Forschungsuniversitäten, sondern im Grunde nur Prüfungsanstalten, die den Studierenden aus zahlreichen regional verstreuten Colleges aller Art Grade und Diplome verliehen; nur in Lahore wurde auch gelehrt. An den Colleges wurden fast ausschließlich liberal arts unterrichtet, also höhere europäische Bildung. Die Briten waren vorrangig an einer anglisierten indischen Bildungsschicht interessiert, die in die Verwaltung des Landes eingespannt werden konnte. Naturwissenschaftliche und technische Ausbildung hatte einen viel geringeren Stellenwert. Erst nach dem Indian Universities Act (1904), den Lord Curzon als Vizekönig erlassen hatte, bauten einige indische Universitäten, auch solche in Fürstenstaaten wie Baroda und Hyderabad, die nicht der Bürokratie des Raj unterstanden und mitunter besonders ehrgeizige Modernisierungsziele verfolgten, Forschungsabteilungen auf. Sofern Forschung in Indien unter der Ägide der britischen Herrschaft stattfand, war sie stark auf Anwendung hin orientiert. Theorie und Grundlagenforschung hatten es schwer. Im kolonialen Rahmen nützliche Wissenschaften wie die landwirtschaftlich verwertbare Botanik wurden noch am ehesten gefördert.61
Unabhängige Regierungen Asiens mussten das anders sehen und die Etablierung eines breit basierten Wissenschaftssystems anstreben. In Japan erkannte man die Bedeutung technischer Kompetenz früh, in China kämpften wenige Reformer jahrzehntelang erfolglos gegen den «humanistischen» Kulturstolz der Beamtenmehrheit. Erst in einigen amerikanischen Missionsschulen und -universitäten, die nach 1911 in Peking und Shanghai entstanden, erhielten Wissenschaft und Technik eine hohe Bedeutung. Im Osmanischen Reich des späten 19. Jahrhunderts, wo zahlreiche auch architektonisch imposante «neue Schulen» errichtet worden waren, lagen ähnliche Richtungen im Widerstreit: Sollte das höhere Erziehungswesen primär der islamisch basierten Formierung von Staatsdienern oder der Schulung von technisch und ökonomisch versierten Praktikern, also von «produktiven» Individuen, dienen? Bis zur Jahrhundertwende überwog die Beamtenausbildung.62 Wie auch in China (viel weniger in Japan), stellten im Osmanischen Reich ausländische, oft missionarische Bildungsanstalten eine mächtige Konkurrenz zu Staatsinitiativen dar. Sie boten Fremdsprachen an und genossen oft einen besseren Ruf als öffentliche Schulen. Die Präsenz ausländischer Schulen und Universitäten war weniger ein Fall imperialistischer Kulturaggression als ein Anreiz für den einheimischen Staat, sein eigenes Bildungsangebot zu erweitern und zu verbessern.63 Allerdings wäre es falsch, Rückschlüsse auf «die islamische Welt» insgesamt zu ziehen. Im Iran zum Beispiel, dem zweitgrößten nicht-kolonialen Muslimstaat der Welt, mangelte es bis in das erste Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts hinein fast ganz an Erziehungsreformen, wie sie Ägypten und das Osmanische Reich bereits sichtbar verändert hatten. Das Schulwesen blieb beinahe völlig unter der Kontrolle der ulama, und der Staat mischte sich nicht ein.64
|  Die Verschulung der Welt


Die Verschulung der Gesellschaft war ein europäisch-nordamerikanisches Programm des frühen 19. Jahrhunderts, das mit der Zeit weltweit zum Ziel staatlicher Politik erhoben wurde. Die Schule wurde zu einem wichtigen Instrument der Durchstaatlichung von Gesellschaften, zugleich aber auch zu einem Fokus bürgerschaftlichen Engagements. Entscheidend war und ist, ob der Staat oder lokale Gemeinschaften oder unmittelbar die Eltern den Schulbetrieb finanzieren. Einschulungsquote und Alphabetisierungsrate gelten in den internationalen Organisationen bis heute als wichtige Kennziffern gesellschaftlicher Entwicklung, also dessen, was man in der Sprache des europäischen 19. Jahrhunderts das «Zivilisationsniveau» eines Landes nannte. Drei Aspekte kamen in der Schule zusammen: der Sozialisationsaspekt, also die Schule als Persönlichkeitsschmiede und Gestalterin bestimmter Menschentypen; der politische Aspekt, der im Kern das Verhältnis zwischen weltlichem Staat und religiösen Erziehungsinstanzen betraf; und schließlich der Aspekt der Wissenssicherung und Wissensverbreitung. Dass Wissenschaft als Erkenntnisfinderin, Produktivkraft und gesellschaftliche Lebensmacht der systematischen Qualifizierung künftiger Wissenschaftler durch einen wohlgeordneten Schulbetrieb bedurfte, war eine jener Einsichten, mit denen die neuartige Wissensgesellschaft des 19. Jahrhunderts über ihre Vorgängerin in der frühen Neuzeit hinausführte. Die schulischen Entwicklungspfade verliefen aber schon unter den wichtigsten Wissenschaftsnationen der Epoche recht unterschiedlich. In Frankreich, Großbritannien, Preußen/Deutschland und den USA bildeten sich verschiedenartige Vorstellungen vor allem vom höheren Schulwesen. Nirgends war der sekundären Phase der Erziehung so viel Eigengewicht und so viel staatliche Aufmerksamkeit gewidmet worden wie in Deutschland – vor allem bei den bildungspolitischen Pionieren Preußen und Bayern – mit seiner originellen Erfindung des humanistischen Gymnasiums, dem um die Mitte des Jahrhunderts den «Realien» näher verbundene höhere Schulformen an die Seite gestellt wurden. Das Gymnasium, eine seit den 1830er Jahren standardisierte Institution, bildete die Grundlage für den Aufschwung der deutschen Wissenschaft nicht erst im Kaiserreich. In Großbritannien, um ein extrem anderes Muster zu nennen, gab es zwar verschiedene Privatschulen von hoher Leistungsfähigkeit, vor dem Erziehungsgesetz von 1902 aber nichts, das sich als sekundares Bildungssystem bezeichnen ließe.65 Wie sonst in dieser Epoche nur noch auf dem Gebiet des Militärs, wurde Deutschland im Bereich der Bildung zum Inspirator der Welt. Dies gilt auch für die Universitäten.
3  |  Die Universität als europäischer Kulturexport

|  Die Diskontinuität zwischen frühneuzeitlicher und moderner Universität


Im 19. Jahrhundert entstand die moderne Universität mit ihren drei Dimensionen (a) als Ausbildungsstätte, die Wissen ordnet, bewahrt und weitergibt, (b) als Ort der Forschung, also der Generierung neuen Wissens, (c) als Instanz der Sozialisation, Charakterprägung und Selbstfindung für junge Leute jenseits des Schulzwangs. Die Neuordnung der Universitätsausbildung und der wissenschaftlichen Forschung ging in den meisten Ländern Europas der Umgestaltung der höheren Schulen voraus; Bildungssysteme wurden «von oben» in Bewegung versetzt. Die Universität als autonome Korporation der Gelehrten war eine altehrwürdige Institution, die für das lateinische Europa kennzeichnend war. In anderen Zivilisationen, etwa der chinesischen und der islamischen, gab es vor dem Kontakt mit dem Westen nicht weniger leistungsfähige Einrichtungen für die Gewinnung und Tradierung von Wissen: Klöster, religiöse Hohe Schulen oder Akademien, in denen sich Gelehrte formlos trafen (wie die chinesischen shuyuan). «Foren für rigorose intellektuelle Debatten» waren in vormodernen Epochen keine Besonderheit Europas.66 In einer solchen Vielfalt von Kulturen der Gelehrsamkeit fiel die europäische Universität mittelalterlicher Prägung dadurch auf, dass sie von äußeren Mächten relativ unabhängig und als Raum eigenen Rechts verfasst war.
Der chinesische Staat, um ein extremes Gegenbeispiel zu wählen, duldete keine semi-autonome res publica der Wissensträger. Teils waren die Gelehrten fest in den Staatsapparat eingefügt, viele von ihnen etwa als Beamte der kaiserlichen Hanlin-Akademie in Peking, teils kamen sie in quasi-privaten Zirkeln zusammen, die der Kaiser stets mit Misstrauen beobachtete. Es gab in China keine rechtlich geschützten Gelehrtenkorporationen, die womöglich sogar eine eigene politische Repräsentanz besessen hätten – so wie die englischen Universitäten mit eigenen Abgeordneten im Parlament vertreten waren.
Solche Institutionen «vormoderner» Art verschwanden zu unterschiedlichen Zeitpunkten während des 19. Jahrhunderts, in China und Japan in den Jahrzehnten zwischen 1870 und 1910, auch wenn sich in Japan neben dem staatlichen Schulsystem einstweilen private Akademien mit weniger stark am Westen ausgerichteten Bildungsinhalten behaupteten. Nur in der islamischen Welt bestehen einige von ihnen, vor allem der Typus der vom Staat unabhängigen religiösen Schulen (madrasa), modifiziert fort; die auf das 10. Jahrhundert zurückgehende theologisch-juristische Lehrstätte al-Azhar («Die Leuchtende») in Kairo gilt als die älteste Universität der Welt.67 Die europäische Universität hingegen hat sich im 19. Jahrhundert grundlegend reformiert und in dieser Gestalt auf der ganzen Welt verbreitet. Die moderne Universität als Ort der Produktion von säkularem Wissen entstand nach 1800 in enger Verbindung mit dem Aufkommen von Nationalstaaten in Europa und entfaltete sich im letzten Drittel des Jahrhunderts als eine der Basisinstitutionen der modernen Welt. Erfinder, Zeit und Ort lassen sich genau benennen: eine Handvoll adliger Reformer (vom Stein, Hardenberg) und idealistischer Philosophen (Fichte, Hegel, Schleiermacher) – mit Wilhelm von Humboldt als Verbindungsmann zwischen beiden Gruppen – im Berlin der Jahre nach 1803 und insbesondere nach 1806, als der preußische Staat so gut wie zusammengebrochen war, ein örtliches Machtvakuum plötzlich ungeahnte Handlungsspielräume eröffnete und zur Rettung von Staat und Nation unorthodoxe Neuansätze geboten waren. Obwohl die damals entstehende moderne Universität, zu deren Prototyp die 1810 gegründete Berliner Universität wurde, sich manche Rituale und Symbole ihrer mittelalterlichen Vergangenheit bewahrte, war sie im Kern eine revolutionäre Neuerfindung im Zeitalter der Revolutionen.68
Mit der neuen Universität konturierten sich auch besondere Sozialtypen: etwa der englische «Don» als weltfremdes Mitglied der Gelehrtenrepublik eines College in Oxford oder Cambridge oder der deutsche «Ordinarius» als autoritärer Herrscher über Institute und Heerscharen von Assistenten.69 Vor allem kam «der Student» auf, der in Europa den älteren Typus des Scholaren ablöste. Die Folgen sind bis heute erkennbar. In einigen Ländern merkt der nicht-akademische Beobachter mitunter erst dann etwas von der Existenz von Universitäten, wenn Studenten durch politische Aktionen auf sich aufmerksam machen. Die Assoziationskette «Student – Jugend – Rebellion» wurde erst im frühen 19. Jahrhundert geschmiedet. In Deutschland waren es die «Burschenschaften», erstmals 1815 öffentlich in Erscheinung tretend, durch welche studentischer Protest zu einem Faktor der Politik wurde. Für Frankreich hat man mit Blick auf die drei Jahrzehnte nach 1814 von «der Geburt der Studentenschaft als sozialer Gruppe» gesprochen.70 In allen französischen Revolutionen des 19. Jahrhunderts spielten Studenten eine bedeutende Rolle. Später wurden in vielen Ländern Studierende und Absolventen «moderner» Bildungseinrichtungen zu Aktivisten radikaler, zunehmend auch nationalistischer Politik. Eine russische Studentenbewegung entstand in den Jahren nach dem Krimkrieg an den damals fünf Universitäten des Reiches, anfangs noch streng gegängelt; 1861 kam es zu den ersten Unruhen.71 In Indien beteiligten sich 1905 Studenten führend an großen Massenprotesten gegen die Teilung Bengalens, einem Gründungsereignis in der Geschichte des indischen Nationalismus. In der japanischen Kolonie Korea führten Studenten die landesweite anti-japanische Protestbewegung im März 1919, der sich mehr als zwei Millionen Koreaner anschlossen.72 In China wurden nur zwei Monate später die Studentenunruhen der «Bewegung des Vierten Mai» zu einem ebenso anti-imperialistischen wie kulturrevolutionären Fanal, mit dem der Revolutionsprozess in eine neue Phase eintrat. Überall war es die Voraussetzung für solchen Aktivismus, dass Universitäten in Anlehnung an westliche Vorbilder entstanden waren, in denen es Freiräume zur Bildung eines politischen Bewusstseins gab.
|  Universitäten im kolonialen Raum


Universitäten europäischen Typs waren vor 1800 nur in der Neuen Welt gegründet worden. Im spanischen Amerika blieben sie in ein System kirchlicher Kontrolle über das kulturelle Leben eingebunden. Freier waren die kolonialen Gründungen in Nordamerika, die allein schon durch ihre Zahl auffielen. Gibt es heute in England nur zwei Universitäten, die vor 1800 gegründet wurden, so sind es in den Vereinigten Staaten dreizehn. Schon in Kanada war das Interesse an der Errichtung von Universitäten deutlich geringer. Auf den nicht-spanischen Antillen machte man sich nicht die Mühe, eigene Universitäten zu schaffen; die Söhne der kreolischen Elite wurden zur höheren Erziehung nach Europa geschickt. Im portugiesischen Amerika gab es überhaupt keine Hochschule, erst 1922 öffnete die erste Universität in Brasilien. Seit 1636 in der Nähe von Boston ein College gegründet wurde, das drei Jahre später den Namen eines Mäzens, des Geistlichen John Harvard, erhielt, waren die englischen Kolonien am Nordatlantik neben Europa und Hispanoamerika das dritte Zentrum der Entwicklung von Universitäten in der Welt. Yale, Princeton, die Columbia University, die University of Pennsylvania oder die Rutgers University waren bereits vor der Amerikanischen Revolution entstanden. Diese Bildungseinrichtungen hatten einen je eigenen Charakter und eine Vielfalt von Organisationsformen; gemeinsam war ihnen nur ihre beträchtliche Unabhängigkeit von politischen Obrigkeiten. Keine von ihnen kopierte das Modell von Oxford und Cambridge unverändert. Kaum weniger groß war der Einfluss der schottischen Universitäten sowie der presbyterianischen und nonkonformistischen Akademien. Gemeinsam war ihnen auch ihre relative Armut. Ein großzügiges Legat wie das von John Harvard bildete eine große Ausnahme. Die Landschenkungen, welche die meisten von ihnen erhielten, waren in einer Gegend der Welt, wo es Land im Überfluss gab, anfangs nicht viel wert. So mussten die frühen Colleges sich aus Quellen der verschiedensten Art finanzieren, in erster Linie aus Studiengebühren. Quantitativ war der Lehrbetrieb sehr bescheiden. Vermutlich sind zwischen 1750 und 1800 an allen nordamerikanischen Colleges zusammen nicht mehr als 210 Professoren tätig gewesen. Neben den Hauptzweck, die Ausbildung von Geistlichen, trat nur sehr langsam die Vorbereitung auf andere akademische Berufe.73
Erst nach der Mitte des 19. Jahrhunderts verbreiteten sich Idee und Praxis der Universität in der ganzen Welt. In den halbautonomen Siedlerkolonien innerhalb des British Empire wurde es für Kolonialbehörden und städtische Honoratioren zu einer Ehrensache, sich Universitäten zuzulegen, auch wenn lange keine Chance bestand, sich von den großen britischen Vorbildern zu emanzipieren. 1850 entstand in Sydney die erste Universität Australiens, 1869 die erste Universität in Neuseeland. In den «farbigen» Kolonien der europäischen Mächte wurden dann Universitäten gegründet, wenn dies den Behörden zum Zweck der Ausbildung höheren einheimischen Personals ratsam erschien. Die Söhne von Kolonialfunktionären und Siedlern wurden zur weiterführenden Ausbildung in die Metropolen geschickt. Lange blieben Kolonialuniversitäten unterfinanziert und waren dadurch eingeschränkt, dass sie keine Doktorgrade verleihen durften. Kolonial war an ihnen auch, dass Europäer in der akademischen Hierarchie stets und unabhängig von ihren individuellen Fähigkeiten an der Spitze standen. Sogar in einer verhältnismäßig alten und dem Mutterland nahen Kolonie wie Algerien gab es erst seit 1909 eine Volluniversität. Die später renommierte Universität von Hanoi, die originellste Schöpfung der französischen Kolonialpolitik auf dem Gebiet des Hochschulwesens, wurde erst 1917 gegründet. Sofern es in der kolonialen Welt Universitäten gab, die sich als prestigereiche Institutionen mit gehobenem Anspruch aus einer Vielzahl von mittleren und höheren Schulen heraushoben, entstanden sie erst nach der Jahrhundertwende, die meisten nach dem Ersten Weltkrieg. In Ägypten wurden zahlreiche selbständige Lehranstalten 1908 zu einer (privaten) Ägyptischen Universität zusammengefasst. In Westafrika waren die Ideen, die im 20. Jahrhundert zur Gründung von Universitäten führten, bereits nach 1865 von Afrikanern formuliert worden; aber erst in den 1940er Jahren wurden in den britischen Kolonien des tropischen Afrika leistungsfähige Universitäten errichtet. Die breiteste Hochschulausbildung von allen kolonialen Ländern boten die amerikanischen Philippinen an, wo 1908 nach dem Vorbild amerikanischer Landwirtschafts- und Ingenieurcolleges eine staatliche Universität in Manila eröffnet wurde; daneben gab es verschiedene private Universitäten, manche davon von Missionaren betrieben.
In keiner einzigen Kolonie entstand ein Hochschulsystem nach deutschem Vorbild. Ebensowenig wurde das englische Modell der demokratisch verfassten, sich selbst regierenden Colleges unter einem lose aufliegenden Dach der Gesamtuniversität nach Asien und Afrika exportiert. Die kolonialen Universitäten waren autoritärer geordnet und in ihren Lehrplänen zumeist von Curricula in den Metropolen und von den besonderen Zwecksetzungen der kolonialen Behörden abhängig. Manchmal verzichteten die kolonialen Machthaber ganz auf die höchste Etage eines Bildungssystems. An den niederländischen Universitäten, vor allem der alten «Reichsuniversität» Leiden, gab es bedeutende Zentren asienwissenschaftlicher Forschung. Anders als in Britisch-Indien und Französisch-Indochina wurde solche Forschung nur zu einem sehr geringen Teil in Indonesien selbst betrieben. Vor dem Zweiten Weltkrieg dachten die Niederländer nicht daran, den Bildungsbedürfnissen einer indonesischen Elite entgegenzukommen. Vollends die flüchtige, unter Lord Curzons vizeköniglichem Regime propagierte britische Vision einer imperial science, an der alle Talente des Empire mitwirken sollten, fand kein Gegenstück im niederländischen Kolonialraum. Erst 1946, drei Jahre vor der Unabhängigkeit, wurde die «Provisorische Universität von Indonesien» mit juristischen, medizinischen und philosophischen Fakultäten eröffnet, die Keimzelle der späteren «Universitas Indonesia».74
|  Gelehrtentraditionen und Neuansätze im nicht-kolonialen Asien


Insgesamt begann die Übernahme europäischer Universitätsmodelle außerhalb der neo-europäischen Siedlungsländer nicht vor der Jahrhundertwende. Auch die politisch selbständigen Länder Asiens und Afrikas bildeten keine Ausnahme von dieser Regel. Südafrika hatte bereits in der britischen Kolonialzeit eine größere Zahl höherer Bildungseinrichtungen als jedes andere afrikanische Land, doch erst nach 1916 wurden die Fundamente für ein Universitätssystem gelegt, wie es heute noch besteht. Im Nahen Osten bildete der Libanon einen Sonderfall. Nirgendwo in der Region setzte die Hochschulentwicklung früher ein, jedoch nicht auf Initiative des osmanischen Zentralstaates, sondern als missionarische Implantation. Aus einer Reihe von Vorläufern entstand 1910 die protestantische American University of Beirut, während sich gleichzeitig die von französischen Jesuiten geleitete Université Saint-Joseph herausbildete: eine ursprünglich rein theologische Hochschule, in den 1880er Jahren um eine Medizinschule ergänzt, deren Grade auch der laizistische Staat der französischen Dritten Republik anerkannte.75 Die wichtigste Neuschöpfung im türkischen Teil des Osmanischen Reiches war die Universität von Istanbul (1900), eine im vierten Anlauf gelungene Gründung, die sich ausdrücklich am Vorbild amerikanischer und europäischer Universitäten orientierte und mit fünf Fakultäten ausgestattet war. Im Unterschied zu den libanesischen Universitäten erhielten die Naturwissenschaften in Istanbul von Anfang an einen wichtigen Platz.76 Die Universität Istanbul war ein Neuansatz ohne Kontinuität zu älteren osmanischen Institutionen. Ihre Vorläufer waren weniger die traditionellen Rechts- und Religionsschulen als halbprivate Zirkel (von oft nur flüchtigem Bestand), in denen sich Einzelne mit westlichem Wissen und seinem Verhältnis zur einheimischen Überlieferung befasst hatten.
Zeitlich parallel und in der Sache ganz ähnlich verlief die Hochschulentwicklung in China. Dort entstanden die ersten Universitäten nach 1895, die Kaiserliche Universität (die Urzelle der späteren Peking-Universität) im Jahre 1898. Traditionale Institutionen der Gelehrsamkeit waren zum Zeitpunkt der Revolution von 1911 so gut wie verschwunden, doch blieben – abermals ähnlich wie im Osmanischen Reich – manche der Werte und Einstellungen, die mit klassischer Gelehrsamkeit verbunden gewesen waren, weiter bestehen. So gab es etwa große Widerstände gegen fachliche Spezialisierung, hatte der konfuzianische Gelehrte doch bis zum Ende der Staatsprüfung 1905 seine Kompetenz auf nahezu allen Gebieten des Wissens zu beweisen. Eine kritische Geisteshaltung fehlte zwar im kaiserlichen China nicht. Es gab zum einen entwickelte Methoden des philologischen Zweifels an der Überlieferung, zum anderen das Recht zu politischer Kritik, wenn Würdenträger bis hinauf zum Kaiser von den Prinzipien der klassischen Schriften abwichen. Aber die kulturelle Autorität der obersten Staatsbürokratie, die bis zum Ende des Systems die Aufgaben für die Staatsprüfungen stellte, galt als unanfechtbar. Die außerbürokratisch, etwa in lokalen Privatakademien, geübte freimütige Kritik, musste erst in den öffentlichen Raum der neu entstehenden Universitäten Eingang finden.77 Dies war in allen Ländern, wo ein Ethos der Universität als autonomer Korporation fehlte, ein mühsamer und zum Teil bis heute nicht abgeschlossener Prozess, der zusätzlich gehemmt wurde, wenn es wenig Erfahrung mit öffentlicher Debatte gab.
Die chinesischen Universitäten griffen auf unterschiedliche Quellen zurück. Im Hintergrund der Kaiserlichen Universität von 1898 stand die Universität Tokyo, die selbst wiederum von französischen und deutschen akademischen Mustern geprägt war. Als Japan während des Ersten Weltkriegs seine aggressive Politik gegenüber China intensivierte, wandten sich Teile der gerade entstehenden akademischen Intelligentsia in China von Japan ab und stärker europäischen und nordamerikanischen Vorbildern zu. Missionsuniversitäten, von denen einige nach dem Ersten Weltkrieg zu den auch wissenschaftlich besten Hochschulen im Lande zählten, waren ohnehin an solchen Modellen orientiert. Erst in den 1920er Jahren entstand in China eine abwechslungsreiche Universitätslandschaft und damit auch eine academic community. Der wichtigste Reformschub ging von dem bedeutenden Gelehrten Cai Yuanpei aus, der seit 1917 als Rektor die Peking-Universität nach deutschem Vorbild zu einer forschungsorientierten Volluniversität ausbaute und dabei auch das – in den kolonialen Universitäten wenig relevante – Prinzip der Einheit von Forschung und Lehre beachtete. Unter schwierigsten äußeren Bedingungen entstand im China der Republikzeit ein Wissenschaftsbetrieb, der, auch an der 1928 gegründeten Academia Sinica, zu Spitzenleistungen fähig war. Dies war im späten Kaiserreich jedoch nur rudimentär vorbereitet worden. Trotz tiefer Wurzeln in der Gelehrtentradition wurden die Grundlagen für die heutige Wissenschaftsnation China erst in der frühen Republikzeit gelegt.
In ganz Asien verhielt es sich allein in Japan anders. Die vormodernen Voraussetzungen waren dort nicht unbedingt günstiger als in China, doch war die Rezeption europäischen Wissens in Japan nicht so drastisch unterbrochen worden, wie dies in China im späten 18. Jahrhundert geschehen war, als der Informationsstrom über die Jesuiten versiegte. Aus den «Hollandstudien» wurde im frühen 19. Jahrhundert eine breitere Öffnung für die europäischen Wissenschaften. Seit den 1840er Jahren konnte man in Edo (Tokyo) bereits westliche Chirurgie und Medizin studieren. Die Meiji-Führung suchte nach 1868 systematisch westliches Wissen zu nutzen. Unter dieser Prämisse wurde 1877 die Universität Tokyo eröffnet, die ganz auf westliche Wissenschaften ausgerichtet war und auf den Unterricht in japanischer und chinesischer Literatur verzichtete. Obwohl private Initiativen nicht übersehen werden dürfen, stand der japanische Staat doch viel stärker als jede andere Regierung Asiens hinter dem Ausbau der Universitäten. Ein kaiserlicher Universitätserlass vom 18. März 1886 bestimmte ausdrücklich, die fortan zahlreicher zu gründenden kaiserlichen Universitäten sollten solche Künste und Wissenschaften lehren, «die für die Dienste des Staates erforderlich sind».78 In Japan entfaltete sich ein stark diversifiziertes Hochschulsystem, dessen Kern eine wachsende Gruppe von breit ausgebauten Universitäten bildete. Nach dem Ersten Weltkrieg besaß Japan ein Hochschulwesen, das nur von den USA und wenigen Ländern Europas übertroffen wurde. Trotz der ungewöhnlich starken Position des Staates waren die Professoren der Universitäten in der späten Meiji-Zeit (d.h. seit etwa 1880) keineswegs bloße Befehlsempfänger und Rädchen in einem Getriebe. Mit den äußeren Organisationsformen der französischen und vor allem der deutschen Universitäten übernahmen sie auch deren Ethos als politikfreie Räume von Untersuchung und Debatte. Die akademische Elite der Meiji-Zeit verknüpfte auf spannungsreiche Weise zwei «mandarinale» Traditionen: Konnte sie zum einen an das Selbstbewusstsein und die Autonomietendenzen der klassischen chinesischen Gelehrten (deren japanische Nachahmer freilich selten Beamte gewesen waren) anknüpfen, so erbte sie andererseits den autoritären Habitus, aber auch den Stolz deutscher akademischer «Mandarine», wie Fritz K. Ringer sie genannt hat.79 Bezahlt wurden sie allerdings weniger wie deutsche denn wie chinesische Mandarine: schlecht.80
|  Ideal und Modell der Forschungsuniversität


Das Ideal einer verlässlich finanzierten, von unmittelbaren Verwertungszwecken entlasteten und mit den nötigen sachlichen Betriebsmitteln (Laboratorien, Bibliotheken, externen Forschungsstationen usw.) versehenen Forschung war ein wesentliches Element der kontinentaleuropäischen Universitätsidee des 19. Jahrhunderts, dabei aber eine Sonderentwicklung, die sich viel schwieriger ex- oder importieren ließ als der allgemeinere Rahmen der Universität als Bildungsinstitution. Schon einige Universitäten der frühen Neuzeit, an erster Stelle Leiden, hatten sich als Forschungsuniversitäten verstanden. Das bis heute erfolgreiche Modell der Forschungsuniversität als ein «Gesamtpaket» entstand aber erst während der Sattelzeit, genauer zwischen den 1770er und 1830er Jahren im protestantischen Deutschland: in Göttingen, in Leipzig und schließlich in Wilhelm von Humboldts und Friedrich Schleiermachers Berlin.81 Keineswegs alle deutschen Universitäten wurden solche Forschungsuniversitäten. Es war das Beispiel der wenigen, die mit ihren Leistungen auf sich aufmerksam machten, das in der Welt wirkte. Dieses Modell bedeutete im Kern eine Zentralisierung von Aufgaben, die in der Republik der Wissenschaftler verstreut waren. Selbst wenn in Deutschland auch weiterhin außeruniversitäre Orte der Forschung bestehenblieben und gegen Ende des 19. Jahrhunderts sogar weiter ausgebaut wurden (Physikalisch-Technische Reichsanstalt, Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft u.a.), so war es doch eine Grundidee der deutschen Reformer, Forschung aus den Akademien in die Universitäten hineinzuverlagern und bis dahin selbständige «Schulen» als Institute und Seminare unter dem Dach der Universität anzusiedeln.
Die Universität erhielt dadurch viel weiter gesteckte Zwecke als zuvor. Sie wurde erstmals neben Akademien, Gelehrtensozietäten (wie etwa der Royal Society, der zentralen Institution englischer Naturforscher), Museen oder botanischen Gärten zur dominierenden Institution der Wissenschaft und zum maßgebenden gesellschaftlichen Raum, in dem sich akademische Gemeinschaften herausbildeten.82 Auch öffnete sie Chancen für Forschungen, die ohne den Gedanken an verwertende Umsetzung betrieben wurden. Nur so war die Abspaltung des neuen Feldes Theoretische Physik von der dominierenden Experimentalphysik möglich, eines Feldes, dessen große Zeit um die Jahrhundertwende begann.83 Dieses Modell der Forschungsuniversität ist neben der klassisch-romantischen Kunstmusik Deutschlands (bei der Musik, um genau zu sein, auch Österreichs) wichtigster kultureller Exportartikel seit der Reformation geworden, ein kultureller Komplex von globaler, aber sich sehr unterschiedlich verteilender Wirkung. Auch die Nachteile des deutschen Modells dürfen nicht übersehen werden: Da Schulpatente, etwa das Abitur, den Zugang zur Hochschule garantierten, war die Gefahr der Überfüllung der Universitäten systemimmanent. Dass Bildungsbürgertum und technische Fachkräfte in Deutschland Produkte eines vollkommen vom Staat, allerdings dezentral auf Länderebene, gesteuerten Hochschulwesens waren, trug im Kaiserreich zu einer illiberalen Staatsfixierung großer Teile der deutschen Eliten bei. Die Allgemeinbildung, in Großbritannien und den USA als liberal education bis heute Aufgabe des tertiären Bildungssektors, endete mit dem Abgang vom Gymnasium. Die deutsche Universität formte Fachmenschen. Nirgendwo wurde disziplinäre Spezialisierung in Forschung wie Lehre so weit getrieben.84
Verzögerte Übernahme des deutschen Modells in Europa


In Europa fanden die deutschen Rezepte keineswegs unverzügliche und enthusiastische Nachahmung. Um 1800 hatte sich wissenschaftlicher Fortschritt, von individuellen Ausnahmen abgesehen, in Frankreich, Großbritannien und den deutschen Ländern konzentriert. Italien oder die Niederlande waren hinter diese großen Drei zurückgefallen. Aus Skandinavien kamen Durchbrüche in Sprachwissenschaft und Archäologie, aus Russland später wichtige Einzelleistungen in den Naturwissenschaften (etwa Mendeleevs periodisches System der Elemente von 1869). Unter den drei führenden Wissenschaftsnationen schienen sich nach der Wahrnehmung vieler Beobachter während des 19. Jahrhunderts die Gewichte zu verschieben. Auch in Frankreich und Großbritannien wurden weiterhin bedeutende wissenschaftliche Entdeckungen gemacht, doch in beiden Ländern geschah dies zu einem viel größeren Teil als in Deutschland außerhalb universitärer Strukturen. Unter Napoleon waren die grandes écoles als anspruchsvolle und straff autoritär organisierte Kaderschmieden für die Bürokratie und das Ingenieurwesen geschaffen worden, aber ohne zureichenden Raum für Naturwissenschaften und die Humaniora. In England wehrten Oxford und Cambridge, die sich traditionell als Ausbildungsstätten für Geistliche verstanden, lange die Naturwissenschaften ab und zeigten kein Interesse, wissenschaftliche Labors einzurichten. Dahinter stand die Idee, wie sie auch in China selbstverständlich war, higher education solle durch das Studium von Texten erfolgen, streng getrennt von practical education in Hospitälern, Gerichtshöfen oder Museen. Folgerichtig war die Geologie die früheste an den Universitäten etablierte Naturwissenschaft: das Lesen im steinernen «Buch der Natur».
Gentleman scholars wie Charles Darwin, Sohn eines reichen Arztes und Spekulanten und Enkel von Josiah Wedgwood, einem der großen Pionierunternehmer der englischen Frühindustrialisierung, behielten in der englischen Wissenschaft weiterhin eine Bedeutung, wie sie in Deutschland nach Alexander von Humboldt nicht mehr vorstellbar war. Eine Ausnahmeerscheinung war Gregor Mendel, der seine genialen Entdeckungen zur Vererbungslehre in der Abgeschiedenheit der Augustinerabtei Brünn (Brno) machte und in der wissenschaftlichen Öffentlichkeit für mehr als drei Jahrzehnte ohne Wirkung blieb. Wissenschaftliche Gesellschaften, von denen manche noch während des 19. Jahrhunderts neu gegründet wurden, behielten im französischen und englischen Wissenschaftsleben lange Zeit eine herausragende Bedeutung. Wie schon in der frühen Neuzeit, so blieb London für die britischen Naturwissenschaften weiterhin ein viel wichtigeres Zentrum als Oxford und Cambridge. Hier saßen alle jene gelehrten Gesellschaften, die auf ihren unterschiedlichen Gebieten mit nationaler Reichweite tätig waren. Moderne Entwicklungen im Hochschulbereich gingen eher von speziellen Einrichtungen innerhalb der University of London oder von langsam aufstrebenden städtischen Neugründungen wie Manchester (1851) aus.
Es gab noch keine Nobelpreise; die ersten wurden 1901 vergeben. Es fehlten auch noch quantifizierte rankings. Reputationen mussten sich im dichter werdenden persönlichen Austausch der Gelehrten herausbilden. Dieser Austausch hatte von Anfang an eine nationale wie eine internationale Dimension. Die deutschen Wissenschaftler bildeten schon Jahrzehnte vor der Gründung des Nationalstaates eine Gemeinschaft, die dank eigener Leistung und der wissenschaftsdiplomatischen Bemühungen Alexander von Humboldts in Europa gut integriert war. Seit etwa der Mitte des Jahrhunderts beobachteten sich die wissenschaftlichen communities der einzelnen Länder gegenseitig. Wissenschaft wurde zur öffentlichen Arena nationalen Wettbewerbs, etwa zwischen den Mikrobiologen Louis Pasteur und Robert Koch. Als Wilhelm Röntgens Entdeckung der X-Strahlen 1896 bekannt wurde, telegraphierte Kaiser Wilhelm II. dem späteren Nobelpreisträger, er danke Gott für diesen Triumph des deutschen Vaterlandes.85 Gleichzeitig wurden auch die Zusammenhänge zwischen Wissenschaft, Technik, Industrie und nationaler Macht deutlicher sichtbar. In der britischen Öffentlichkeit entstand der Eindruck, man habe bei der Internationalen Ausstellung in Paris 1867 blamabel schlecht abgeschnitten. In Frankreich führte man die Niederlage von 1871 gegenüber dem neuen Deutschen Kaiserreich auch auf die Rückständigkeit von Bildung und Wissenschaft zurück. Die Forderung, der Staat möge endlich große Universitäten «deutschen Typs» einrichten, ließ sich aber erst nach der Festigung der Dritten Republik um 1880 verwirklichen. 1896 wurden dann die gesetzlichen Grundlagen für die Errichtung eines modernen französischen Universitätssystems geschaffen.
Auch noch zu diesem Zeitpunkt fand aber der Forschungsimperativ, der für die deutsche Universität seit der Sattelzeit charakteristisch war, weniger Anklang als im Ursprungsland.86 Ein modernes Hochschulsystem entstand in Frankreich nicht früher als etwa in Japan, und in Großbritannien machten es die dezentralen Strukturen des akademischen Lebens noch bis weit ins 20. Jahrhundert hinein schwierig, überhaupt von einem System der Universitäten zu sprechen. Cambridge und Oxford, die nach der Jahrhundertmitte ihren Lehrbetrieb modernisiert und die Verleihung von Graden ohne vorhergehende Prüfung sowie die Verpflichtung der lehrenden Fellows zur Ehelosigkeit abgeschafft hatten, verwandelten sich erst nach dem Ersten Weltkrieg in Forschungsuniversitäten mit einer starken naturwissenschaftlichen Komponente. Die hohen Kosten der neuartigen Laborforschung verlangten auch hier eine zentralisierte Finanzplanung, die über Einzelbudgets von Colleges und Fakultäten hinausging. Spezialisierte technische Hochschulen haben bis heute in Großbritannien eine geringere Rolle gespielt als in Deutschland, Frankreich, der Schweiz, wo 1858 mit der Eidgenössischen Technischen Hochschule in Zürich der Prototyp solcher Anstalten entstand, oder in Japan. Der philosophische Doktorgrad (Ph. D.), der zunächst auch für die Naturwissenschaften galt, wurde in Cambridge erst 1919 eingeführt, als er in Deutschland und den USA schon lange üblich war.87 Auch dauerte es sehr lange, bis in Oxford und Cambridge die Selbstrekrutierung des Lehrpersonals eingedämmt wurde, eine dichte Barriere gegen das Eindringen frischer Gedanken von außen.
|  Der Aufstieg der Universitäten in den USA


Die deutsche Forschungsuniversität wurde also mit einer außerordentlichen Verzögerung von mindestens einem halben Jahrhundert in anderen europäischen Wissenschaftsnationen modifiziert übernommen. Früher schon wurde sie außerhalb Europas einflussreich. Das zweite Land auf der Welt, in dem die Forschungsuniversität zur herausstechenden Hochschulform wurde, waren die USA. Die Leistungsfähigkeit der nordamerikanischen Universitäten nicht nur bis zum Ende der Kolonialzeit, sondern sogar bis zum Bürgerkrieg sollte allerdings nicht überschätzt werden. Einer ihrer wichtigsten Historiker spricht für die Zeit zwischen 1780 und 1860 von einer trügerischen Morgendämmerung (false dawn) und datiert den eigentlichen hegemonialen Aufbruch der amerikanischen Forschungsuniversität auf die Zeit nach 1945.88 Erst in den zwei Jahrzehnten nach dem Bürgerkrieg bildeten sich um die großen Fächer scientific communities heraus, nachdem Ähnliches in Frankreich, Deutschland und Großbritannien bereits seit den 1830er Jahren geschehen war. Das deutsche Modell der Forschungsuniversität wurde damals in den USA gründlich studiert und 1876 mit der Errichtung der Johns Hopkins University in Baltimore als umfassender Volluniversität zum ersten Mal jenseits des Atlantiks verwirklicht, andernorts freilich nur sehr zögernd übernommen. Research wurde vielfach als prestigereicher Luxus, aber nicht als Wesenskern der Universität gesehen.89
Es wäre noch lange nicht zum spektakulären Aufstieg einiger der amerikanischen Universitäten gekommen, hätten sie nicht vom Wirtschaftsboom im letzten Quartal des Jahrhunderts profitiert. Die nordamerikanischen Universitäten waren seit John Harvards und Elihu Yales Zeiten von privaten Spenden und Stiftungen abhängig gewesen. Um 1850 begann sich eine gesteigerte Bereitschaft wohlhabender Privatleute bemerkbar zu machen, den akademischen Bereich philanthropisch zu fördern. Nach 1880, als sich die großen amerikanischen Vermögen explosionsartig vermehrten, stieg mit dem Reichtum der Wille, sich als Universitätsstifter zu verewigen. Nun wurde nicht nur anonym gespendet, so wie John D. Rockefeller es für die Columbia University getan hatte; vielmehr entstanden jetzt jene Universitäten, die bis heute die Namen von Eisenbahn-, Tabak-oder Stahlbaronen tragen. Oft standen dahinter auch religiöse Motive. Neue Universitätsgebäude wurden in einem einheitlichen neogotischen Stil errichtet, manchmal auch, wie in Palo Alto auf Wunsch der Familie Stanford, nach mediterranem Geschmack. Die alten amerikanischen Colleges waren auch baulich klein und einfach gewesen. Nun wurden große Flächen und Räume benötigt, um neue Bibliotheken, Laboratorien und Sportanlagen unterzubringen. Mehr als in Europa fand betuchter Bürgerstolz seinen Ausdruck in prachtvollen Universitätsgebäuden, die selbst in Großstädten wie Chicago nicht selten die Glanzlichter städtischer Architektur bildeten. Der deutsche Einfluss fand sich vor allem in der ehrgeizigen Forschungsorientierung und im Zuschnitt der Fächer und Fakultäten. Ganz anders als in Deutschland waren staatliche Planung, Lenkung und Finanzierung aber auf die Minderheit staatlich gegründeter Universitäten beschränkt. Die nun schnell wachsenden Spitzenuniversitäten bauten ihre eigenen internen Bürokratien auf. Professoren, deren soziales Ansehen in dieser Zeit stieg, wurden intern als Angestellte betrachtet, die dem Management untergeordnet waren. Universitätspräsidenten verstanden sich zunehmend als Unternehmer. Stolz auf die eigenen Institutionen verband sich bei Administratoren, Lehrenden und Lernenden mit einer kühlen, marktwirtschaftlichen Sicht auf Bildung und Wissenschaft. Damit wurde in den USA im späten 19. Jahrhundert ein neues Gesamtpaket geschnürt, das die amerikanische Forschungsuniversität zu einer unverwechselbaren transatlantischen Eigenentwicklung machte.90
|  Japan: ein halber Import des deutschen Modells


Im Vergleich zu den USA waren die japanischen Universitäten am Vorabend des Ersten Weltkriegs noch schwach ausgebaut. Alle irgendwie als modern geltenden Wissenschaften waren in Tokyo oder in einer der anderen kaiserlichen Universitäten vertreten, doch fehlte es an der üppigen Finanzierung, die den amerikanischen und auch einigen der deutschen Universitäten zugute kam. Medizin und Ingenieurwissenschaften waren die Fakultäten, die sich der großzügigsten Unterstützung erfreuten. Hier hatte die japanische Wissenschaft auch erste Erfolge vorzuweisen, die sich im Ausland sehen lassen konnten. In anderen Bereichen war die Abhängigkeit von der westlichen Wissenschaft noch so stark, dass man über die Wiederholung kanonischen Stoffes nicht hinausgelangte. Mittlerweile hatten Hunderte und Tausende von Japanern in Europa und den USA studiert. Diejenigen, die nach ihrer Rückkehr in verantwortliche akademische Positionen einrückten, imitierten ihre westlichen Lehrmeister zuweilen bis in kleine Details. Beim Aufbau der verschiedenen Disziplinen hatten westliche Berater eine große Rolle gespielt, die in der späten Meiji-Zeit allmählich zurückging; insgesamt wurden etwa achttausend solcher Experten beschäftigt.91 Manche dieser Berater und ausländischen Universitätslehrer gaben einzelnen Disziplinen entscheidende Anstöße. Dies war nicht nur bei Naturwissenschaften und Medizin, sondern auch in der Jurisprudenz oder in der Geschichte der Fall, wo Ludwig Rieß, ein Schüler des Berliner Historikers Hans Delbrück, während seiner Jahre an der Kaiserlichen Universität (1887–1902) eine wichtige Rolle als Lehrer, Vermittler und Gründer früher Fachinstitutionen spielte. Da man im Ausland nicht systematisch rekrutieren konnte und eine Karriere in Japan trotz verhältnismäßig guter Bezahlung nicht jedermanns Lebenstraum war, beruhte viel auf Zufall und Glück der Anwerbung. Das Beispiel von Ludwig Rieß zeigt auch die Grenzen des Transfers.92 In Japan übernahm man den quellenkritischen Positivismus der deutschen Historikerschule (der gut zu der aus China übernommenen eigenen Textkritik passte), nicht aber zugleich auch das philosophische Programm und die literarischen Darstellungstechniken des deutschen Historismus und erst recht nicht dessen Appell an ein breites Publikum. Die Fachhistorie blieb eng und spezialistisch und wagte sich nicht an die neuen nationalen Mythen der Meiji-Ordnung heran, die zur gleichen Zeit geschaffen wurden, etwa eine fiktive Kaisergenealogie. Anders als im bewunderten Deutschland wurde die Historie in Japan nicht zur leitenden Orientierungswissenschaft unter den Geisteswissenschaften und in einer liberalen Bildungsöffentlichkeit.
Ein weiterer Schwachpunkt des frühen japanischen Universitätssystems war die extreme Hierarchisierung mit der Tokyo-Universität auf dem unangefochtenen Spitzenplatz. Dies verhinderte einen Wettbewerb, wie er zwischen den amerikanischen Universitäten, aber auch im stärker dezentralen und föderalen deutschen System herrschte, dessen Arbeitsmarkt neben dem Reich auch Österreich, Prag und die Deutschschweiz einschloss. Dennoch war der internationalen Wissenschaftleröffentlichkeit spätestens in den 1920er Jahren klar, dass innerhalb weniger Jahre in Ostasien mit dem Aufbau forschungsorientierter Wissenschaftssysteme begonnen worden war. Man hatte neben den organisatorischen Formen der europäischen Universität auch schon spurenweise deren Forschungsimperativ übernommen. Darin bestand ein Unterschied zwischen Japan und China auf der einen, dem Osmanischen Reich auf der anderen Seite. Der türkische Wissenschaftshistoriker Ekmeleddin Ihsanoglu hat die These vertreten, dass die beträchtlichen, mehrere Jahrzehnte vor ähnlichen Initiativen in China und Japan einsetzenden Bemühungen der osmanischen Reformelite, sich durch Übersetzung und «Kauf» (etwa von europäischen Experten) westliches Wissen anzueignen, vor der Schwelle einer experimentellen Geisteshaltung und einer ergebnisoffenen Recherchekultur halt gemacht hätten.93
4  |  Wissensmobilität und Übersetzung

|  Unterschiedliche Rezeptionsmuster


Die Wissenschaft selbst, die in solch neuen organisatorischen Formen aufblühte, war europäischen Ursprungs. Nur wenige Elemente nichteuropäischer Wissensbestände gingen in die großen Ordnungsschemata dessen ein, was um 1900 universell gültige Wissenschaft war. Mochte die arabische Naturkunde der gleichzeitigen des lateinischen Westens im Mittelalter überlegen, mochten die alten Inder vorzügliche Mathematiker und Linguisten gewesen sein: die europäische Wissenschaft des 19. Jahrhunderts verdankte Nichteuropäern weniger als die Naturbeschreibung der frühen Neuzeit, die vor Ort in Asien nur mit Hilfe einheimischer Experten ihre großen Sammlungen, Klassifikationen und kartographischen Erfassungen realisieren konnte. Noch im 18. Jahrhundert hatten Europäer geglaubt, von asiatischen Textiltechnologien und Agrarpraktiken, etwa bei Düngung und Fruchtwechsel, lernen zu können.94 Im 19. Jahrhundert nahm ihre Bereitschaft ab, den Anderen den Besitz praktisch brauchbarer Kenntnisse zuzutrauen. Der «wissenschaftliche» Kolonialismus der Jahrhundertwende gelangte häufig zu agronomischen Einsichten, die den einheimischen Bauern längst bekannt waren, oder beging Fehler, vor denen die Einheimischen leicht hätten warnen können. Die Landeskenntnis einheimischer Führer und die Fähigkeiten einheimischer Handwerker nutzte man auf dem Höhepunkt des kolonialen Autismus allenfalls noch beim Häuser- und Wegebau, nahm aber das Wissen der Anderen ansonsten nicht länger ernst.
Es wäre naiv, das einheimische Wissen in außereuropäischen Kulturen, heute oft local knowledge genannt, zu romantisieren, und ungerecht wäre es, dem expandierenden Europa pauschal die Unterdrückung solcher Wissensbestände vorzuwerfen: eine schlimmere Sünde als bloße Nichtbeachtung. Die Bedeutung des naturwissenschaftlichen und technologischen Wissens, das aus Europa und zunehmend auch aus den USA kam, wurde von den Eliten Asiens und Afrikas anerkannt. Sie bemühten sich um die Aufnahme dieses Wissens, um seine kritische Prüfung, seine Übersetzung in nicht-westliche Sprachen und Denkschemata, seine Vermittlung mit eigenen Traditionen und Erfahrungen. Dabei unterschieden sich die einzelnen Wissenskomplexe in ihrer Widerständigkeit. Einige «reisten» leichter und schneller als andere. Die ältere Vorstellung, die europäischen Wissenschaften hätten sich kraft der ihnen innewohnenden «Überlegenheit» durch «Diffusion» in einem gleichsam natürlichen Prozess über die Welt verbreitet, ist nicht ganz falsch, aber doch zu einfach, übersieht sie doch die jeweils besonderen kulturellen und politischen Umstände von Wissenskontakt und Wissensübertragung.95
Der Wissenschaftshistoriker Nakayama Shigeru hat solche unterschiedlichen Transfermuster für Ostasien untersucht: Da die europäische und die japanische Mathematik in ihrer Struktur und Notationsweise in sich geschlossene und daher miteinander unvereinbare Systeme waren, verschwand die japanische Mathematik nach der Meiji-Renovation von 1868 schnell von der Bildfläche. Dies geschah nicht, weil sie «primitiver» gewesen wäre. Es war für japanische Mathematiker einfach praktischer und ökonomischer, das neue System komplett zu übernehmen, als das alte zu modifizieren. Ganz anders verlief die Entwicklung in der Medizin. Hier bestanden die einheimische chinesische bzw. japanische und die importierte westliche Lehre unverbunden nebeneinander fort. Die beiden Wissenssysteme wurden niemals amalgamiert. Die Verbindung wurde (und wird) nicht in der Theorie, sondern in der Praxis hergestellt. In Japan waren jedoch alle Transferentscheidungen mit dem Bestreben aufgeladen, sich vom alten Lehrmeister China zu emanzipieren und zum Musterschüler der westlichen Moderne zu werden. Daher verlor die einheimische Medizin schon in der Meiji-Zeit ihren wissenschaftlichen Status, wurde also an den neuen Universitäten erst gar nicht gelehrt und zu einer volkstümlichen – aber weiterhin genutzten – Kunstlehre degradiert. Ein wiederum anderes Muster findet Nakayama in der Astronomie. Bereits im 17. Jahrhundert hatten die Jesuitenmissionare die europäische Astronomie in China eingeführt. Die von ihnen ermittelten Daten und Kalkulationsmethoden ließen sich aber der chinesischen Kalenderastronomie relativ problemlos inkorporieren. Die traditionelle Position der Hofastronomie als Stütze kaiserlicher Legitimität wurde daher durch die Beiträge der Jesuiten noch gestärkt. Zweieinhalb Jahrhunderte lang kam niemand auf die Idee, die westliche Himmelskunde als «modern» oder überlegen zu betrachten. Die einheimische Astronomie verschwand nicht in erster Linie, weil sie in einem Wettbewerb der Ideen unterlegen wäre, sondern weil sie ihrer gesellschaftlichen Funktion verlustig ging. Als – erst im späten 19. Jahrhundert! – in China wie in Japan die Ämter der Hofastronomen und staatlichen Kalenderwächter abgeschafft wurden, war es um sie geschehen. Junge, in Europa und Amerika ausgebildete Astronomen bauten an den neuen Universitäten rasch eine neue Disziplin auf. Bis dahin hatte die importierte Wissenschaft die einheimische Tradition gefestigt.96
Die Wege der Verbreitung westlichen Wissens waren verschlungen und unberechenbar. Eine internationale Forschergemeinschaft, wie wir sie heute für selbstverständlich halten, entstand erst im späteren 20. Jahrhundert. Im 19. Jahrhundert mussten sich außereuropäische Kulturen nicht bloß aktuelle Forschungsstände, sondern komplette wissenschaftliche Weltbilder aneignen. So hatten die Jesuiten die chinesischen Gelehrten des 17. und 18. Jahrhunderts schon mit einigen Elementen der euklidischen Geometrie und der Physik Isaac Newtons bekanntgemacht, doch wurden erst in den 1860er Jahren vollständige Übersetzungen von Newtons Principia und Euklids Elementen der Geometrie angefertigt.97 Zu dieser Zeit, als protestantische Missionare und chinesische Gelehrte in enger Zusammenarbeit umfangreiche Übersetzungsprojekte begannen, suchte man kompakte Information zunächst in westlichen Lehrbüchern, die selbst schon Kondensate und Popularisierungen spezieller Forschungsergebnisse waren. Solche Vermittlungstexte wurden als erste übersetzt. Im frühen 20. Jahrhundert waren chinesische Naturwissenschaftler dann fast durchweg in der Lage, englische oder deutsche Fachliteratur zu verstehen. Derlei Anstrengungen sind aus westlicher Sicht schon von den Zeitgenossen und auch später als Versuche des «Nachholens» belächelt worden, die oft in Sackgassen führten. Man kann es aber auch anders sehen: Angesichts der Beharrungskraft traditionaler Gelehrtenkulturen war die Rezeption westlichen Wissens innerhalb weniger Jahrzehnte in Ländern wie Japan, China oder dem Osmanischen Reich eine respektable Leistung. Nur in Japan wurde sie vom Staat mit seinen finanziellen Möglichkeiten planvoll unterstützt. Dort, wo, wie in China, die Missionare die entscheidenden Transferträger waren, blieben die Initiativen privat.
Allein schon sprachlich schufen sie gewaltige Herausforderungen. Die Anverwandlung der vorwiegend lateinischen Wissenschaftsterminologie Europas hatte spurenweise bereits in der frühen Neuzeit begonnen. Dabei entstanden keineswegs immer stabile Nomenklaturen. So wurden in China die terminologischen Entscheidungen der Jesuiten im 19. Jahrhundert vielfach kritisiert und korrigiert. Wie auch in Japan, so arbeiteten oft mehrere Übersetzer nebeneinander auf demselben disziplinären Feld. Es dauerte oft lange und bedurfte verzweigter Diskussionen, um lexikalisch fixierte Fachsprachen entstehen zu lassen. In Philosophie und Theologie, in Jurisprudenz und den Geisteswissenschaften waren die begrifflichen Schwierigkeiten oft noch größer. Begriffe wie «Freiheit», «Recht» oder «Zivilisation», an denen jeweils komplizierte Semantiken westlichen Ursprungs hingen, waren nicht eindeutig und unmittelbar im Japanischen, Chinesischen, Arabischen oder Türkischen abbildbar. Diese Kulturen und Sprachen hatten ihre eigenen, nicht minder komplexen Bedeutungswelten. Der neue westliche Begriff konnte nicht mechanisch übertragen, er musste stets in den Empfängerkontext hineininterpretiert werden und nahm dabei fast immer Bedeutungsnuancen an, die ihm ursprünglich fremd waren. Allein das englische Wort liberty wurde um 1870 von japanischen Lexikographen und Übersetzern mit vier unterschiedlichen, in chinesischen Zeichen ausgedrückten Begriffen wiedergegeben, die jeweils eine besondere Bedeutung trugen. Erst allmählich wurde eine dieser Lösungen, jiyū («seinen Intentionen ohne Einschränkung folgen»), zur Normalübersetzung.98
Zu den neuartigen Konzepten, auf die man nicht vorbereitet war und mit denen man sich auseinandersetzen musste, gehörte auch der Begriff der «Wissenschaft» selbst. Um abermals China als Beispiel zu nehmen: Dort gab es im klassischen Vokabular mehrere Ausdrücke, die der westlichen «Wissenschaft» nahekamen, ohne ihr genau zu entsprechen. So bedeutete der traditionale Begriff zhizhi «Wissen bis zum Äußersten erweitern», während gezhi eher «untersuchen und ausweiten» meint. Jeder chinesische Gelehrte des 19. Jahrhunderts wusste, dass diese verbalen Ausdrücke, die beide das Schriftzeichen zhi (Wissen) enthalten, vor dem Hintergrund der neokonfuzianischen Philosophie des 12. Jahrhunderts zu sehen waren. Seit den 1860er Jahren verfestigte sich allmählich der Begriff gezhi als Übersetzung von «Wissenschaft», aber auch von «Naturphilosophie». Daneben schob sich aber der über das Japanische importierte Begriff kexue, der sich dann nach etwa 1920 durchsetzte und heute die verbindliche Übersetzung von «Wissenschaft» ist. Kexue legt die Betonung weniger auf den Prozess des Wissenserwerbs als auf das Kategorisieren von Wissen, insbesondere seine curriculare Organisation. Als die Enge und Statik dieses Begriffs die führenden Köpfe der Bewegung für Neue Kultur nach 1915 nicht länger zufriedenstellte, griffen sie, um die Neuartigkeit des modernen Wissenschaftsbegriffs zu unterstreichen, zeitweise sogar zum Mittel der phonetischen Nachbildung von «science» als saiyinsi. Dieser post-konfuzianische Begriff von Wissenschaft, den man auch noch mit einer ganzen Reihe anderer Vokabeln umschrieb, sollte neben dem Element der Wissensordnung auch die Idee eines moralischen Aufbruchs transportieren: des Erwachens aus dem Schlummer steriler Tradition zur Erneuerung von chinesischer Zivilisation und Nation durch Aufklärung und Kritik.99
|  Wissenschaft im Tausch gegen Kunst und Irrationalismus?


Mehr denn je zuvor und mehr als seit etwa der Mitte des 20. Jahrhunderts war im langen 19. Jahrhundert der Strom von Wissen um die Welt ein Weg durch eine Einbahnstraße. Die okzidentale Naturwissenschaft entwertete die naturbezogenen Wissensbestände in anderen Teilen der Welt. Sogar die chinesische oder indische Medizin und Pharmakologie, die seit der Mitte des 20. Jahrhunderts im Westen wiederentdeckt wurden und bis heute zunehmenden Einfluss erlangt haben, wurden damals nicht rezipiert. In ost-westlicher Richtung flossen allein ästhetische und religiöse Impulse. Hier ging es nicht um Wissen, dessen transkulturelle Allgemeingültigkeit durch überprüfbare Verfahren des Forschens und der wissenschaftlichen Kritik verbürgt war, sondern um asiatische und später auch afrikanische Antworten auf die westliche Suche nach neuer Spiritualität und neuen Quellen künstlerischer Inspiration. Inder, Chinesen, Japaner oder die Bewohner des westafrikanischen Benin, wo eine britische «Strafexpedition» 1897 einen riesigen Schatz an Elfenbein- und Bronzeobjekten raubte, die in Europa großes Aufsehen erregten, propagierten ihre Kultur im Westen nicht. Westliche Künstler und Philosophen machten sich selbst auf die Suche und passten das, was sie fanden, an die eigenen Bedürfnisse an. Romantische Dichter und Denker, etwa Friedrich Wilhelm Joseph Schelling und Friedrich Creuzer, begeisterten sich für östliche «Mysterien». Die altindische Sanskrit-Literatur, aus der seit den 1780er Jahren in europäische Sprachen übersetzt wurde, fand einige Jahrzehnte lang viel Interesse bei Intellektuellen im Westen. Arthur Schopenhauer ließ sich von den ebenfalls neu übersetzten klassischen Büchern des Hinduismus faszinieren. Ralph Waldo Emerson, der führende nordamerikanische Philosoph seiner Zeit, vertiefte sich in das religiöse Denken Indiens, kritisierte die Absolutheitsansprüche von Christentum und aufklärerischem Rationalismus und warb für eine geistige Annäherung des Westens an einen ernstgenommenen Osten.100
1857 begannen japanische Künstler, an erster Stelle Takahashi Yuichi, die europäische Technik der Ölmalerei zu praktizieren und lösten eine erste Welle des japanischen Interesses für westliche Kunst aus. In demselben Jahrzehnt gelangten die ersten japanischen Holzschnitte im Gepäck von Reisenden und Diplomaten nach Europa; 1862 wurden einige davon erstmals in London öffentlich gezeigt. Es handelte sich dabei noch keineswegs um repräsentative Sammlungen und Ausstellungen, die einen breiteren Überblick über die ältere und neuere japanische Kunst vermittelten. Aber schon einzelne Blätter von Meistern wie Hokusai oder Hiroshige regten Künstler und Kritiker in nachhaltiger Weise an. Der sogenannte Japonismus, der aus diesen Begegnungen hervorwuchs, war etwas Neues. Nicht länger wurde außereuropäisches Material nur als Dekor und Kostüm verwendet wie Chinesisches und Türkisches in den verschiedenen Orientmoden des 18. Jahrhunderts oder der nordafrikanische Orient als verfremdender Schauplatz für Wüsten- und Haremsmotive im Exotismus der französischen Malerei zwischen etwa 1830 und 1870 (Eugène Delacroix, Jean Auguste Dominique Ingres, Eugène Fromentin u.a.). Die japanische Kunst antwortete auf Probleme, mit denen die europäische Avantgarde aktuell beschäftigt war. Künstler, die in Europa an der Spitze der modernen Bewegung standen, erkannten in dem, was die Japaner ganz unabhängig von ihnen geleistet hatten, eng verwandte Bestrebungen. Genau zur gleichen Zeit und spiegelbildlich erreichten die europäische Begeisterung für japanische und der japanische Enthusiasmus für europäische Kunst ihren jeweiligen Höhepunkt. Die japanische Faszination durch die Ästhetik des Westens ging zurück, nachdem ausgerechnet der in Ost und West einflussreiche Ernest Fennelosa die Japaner auf den Reichtum ihres eigenen künstlerischen Erbes hingewiesen und sich an die Spitze einer Bewegung gesetzt hatte, die mit der Unterstützung staatlicher Kulturpolitik die patriotische Erneuerung einer genuin japanischen Malerei betrieb. Ein amerikanischer Japanophiler begründete den japanischen Neotraditionalismus. Fennelosas Schriften wurden auch in Europa stark beachtet und verliehen dort dem Japaninteresse eine kunstkritische Grundlage.101
Wichtig, aber doch weniger epochal war auch der musikalische Einfluss Ostasiens. Lange hielt sich das alte Vorurteil von der Unerträglichkeit chinesischer Musik für westliche Ohren. Es stützte sich freilich allein auf die Eindrücke einiger Reisender und ihre unvollkommenen Versuche, solche exotischen Töne in europäischer Notenschrift aufzuzeichnen. Erst die Erfindung des Phonographen 1870 schuf die technische Voraussetzung dafür, außereuropäische Musik in Europa bekannt zu machen. Giacomo Puccini und Gustav Mahler zum Beispiel beschäftigten sich mit Phonogrammaufnahmen (ost-)asiatischer Musik. Puccini verwertete diese Studien in seinen Opern Madame Butterfly von 1904 und Turandot von 1924/25, Mahler in seinem Lied von der Erde (1908) und in seiner Neunten Symphonie (1909). In der Musik vor allem des leichteren Genres begnügte man sich damit, durch Instrumentierung und Klangfarbenkolorit Orientstimmungen hervorzurufen. Was oft klischeehaft wirkte, konnte freilich in der Hand von Meistern wie Giuseppe Verdi (Aida, 1871), Camille Saint-Saëns (Suite algérienne, 1881) oder Nikolaj Rimskij-Korsakov (Sheherazade, 1888) zu frischen Erfindungen führen. Tiefer drang der asiatische Einfluss dort, wo fremdartiges Tonmaterial in die abendländische Tonalität importiert und diese dadurch erschüttert wurde. Claude Debussy war hier der Pionier, angeregt vor allem durch die Pariser Weltausstellung von 1889, wo er zum ersten Mal authentische Gamelan-Musik aus Java gehört hatte.102
In der Zeit zwischen etwa 1860 und 1920 erreichte die europäische Faszination durch Asien einen Höhepunkt. In den Jahrzehnten danach ging dieses Interesse wieder zurück. Nach dem Ersten Weltkrieg war Europa stärker mit sich selbst beschäftigt; gleichzeitig schien das «orientalische» Asien durch eine beginnende Modernisierung seiner Städte, durch antiimperialistische Protestbewegungen, durch Revolution und da und dort aufkommende Militärherrschaft seinen exotischen Zauber zu verlieren. Wenn sich europäische Intellektuelle des Fin-de-Siècle Asien zuwandten (und nur eine kleine Minderheit unter ihnen tat es), dann mit geringem Interesse für die asiatische Gegenwart. In einer Krise, die in manchen Augen gleichermaßen das Christentum wie das rationale Weltbild der Naturwissenschaften zu erfassen schien, lockte Asien mit der unerschöpften Tiefe seiner verschiedenen «Weisheitslehren». Sie wurden kulturkritisch oder als individuelle Erlösungshoffnung gegen die geistigen Angebote des Westens ins Feld geführt. Im Verlag von Eugen Diederichs, einem Anwalt konservativer Lebensreform, veröffentlichte der Sinologe und Missionar Richard Wilhelm eine Reihe philologisch wie literarisch durchaus gelungener Übersetzungen der Gespräche des Konfuzius, des Buches Laozi (Laotse) und anderer Texte des altchinesischen Kanons. International besonders einflussreich, auch in Indien und Ceylon, war die sogenannte «Theosophie», eine synkretistische Version eines traditionellen Okkultismus, vermischt mit Zutaten aus den verschiedensten nahöstlichen und asiatischen Traditionen von der Kabbala bis zu den hinduistischen Veden plus einem Schuss Arier-Rassismus, die von Helena Petrovna Blavatsky ab 1875 mit bizarrem Mummenschanz propagiert und zelebriert wurden.103 Rudolf Steiner, der Begründer der Waldorfschulen, entstammte diesem mystizistischen Milieu, machte sich aber 1912 mit seiner eigenen Anthroposophischen Gesellschaft unter gemäßigteren Doktrinen unabhängig.
Ein undifferenziertes «Asien» wurde auf diese Weise als Ursprungsort von Erlösungslehren zum Inbegriff eines Irrationalismus, der einem westlichen Vernunftglauben, wie er bis in den theologisch kühlen Kulturprotestantismus zu reichen schien, polemisch entgegengesetzt werden konnte. Vom Islam, einer im Hauptstrom eher rationalistischen Religion, erhoffte man sich in Europa noch nicht einmal solche Anstöße; er blieb ein wegen Poesie und Baukunst ästhetisch geschätztes, aber als Religion und Weltanschauung abgewertetes Gegenprinzip. So entstand im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts eine paradoxe Situation: Die Eliten der außerokzidentalen Welt strebten energisch danach, sich die fortgeschrittene Naturwissenschaft und Technologie des Westens anzueignen, die sie vielfach als universale Errungenschaft des modernen Zeitalters ansahen.104 Zugleich wollten sie auf diese Weise einen schmerzlich empfundenen zivilisatorischen Rückstand aufholen und ihre Länder gegen die Übermacht der westlichen Großmächte wappnen. Dazu gehörte auch, dass eine westlich geprägte Bildungsschicht in Ländern wie Indien und (einige Jahrzehnte später) China Irrationalismus und «Aberglauben» in den eigenen Traditionen schärfster Kritik unterzog.105 Umgekehrt instrumentalisierten zur gleichen Zeit Minderheiten unter den Intellektuellen Europas und Nordamerikas «östliche Weisheit» in ihrem Kampf gegen die Vernunftgläubigkeit der okzidentalen Wissenschaftskultur. Der ironische Kontrapunkt, den Max Weber in seinen späten Studien über die Wirtschaftsethik der Weltreligionen setzte, blieb in dieser Hinsicht öffentlich unbemerkt. Weber sah nämlich in der Spannung zwischen innerweltlicher und außerweltlicher Orientierung eine Triebkraft ökonomischer Dynamik im Abendland. Indien war in seiner Sicht zu stark, das vormoderne China zu wenig auf spirituelle Erlösungshoffnungen hin orientiert gewesen. Asien wurde so um die Jahrhundertwende in gewissen Feldern westlichen Denkens wichtiger denn je. Zugleich wurde es aber zur Projektionsfläche des europäischen Irrationalismus: eine historische Rolle, die ihm keine eigenen Entwicklungschancen zu lassen schien. Das verehrte, aber offenbar in weltferner «Spiritualität» erstarrte Asien hatte in dieser Sicht weder Gegenwart noch Zukunft. Erst Mohan-das K. Gandhi, der spätere «Mahatma», von dem man im Westen erst nach seiner Rückkehr von einem jahrelangen Aufenthalt in Südafrika (1915) Notiz nahm, schaffte es, jedenfalls in europäischen Augen, den Gestus eines asiatischen Propheten und heiligen Mannes mit einer Machtpolitik der Ohnmächtigen zu verbinden.
5  |  Humanwissenschaften vom Eigenen und vom Fremden

Um 1900 hatten die Wissenschaften in einigen Ländern Europas, in den USA, in Japan oder Indien eine unerhörte kulturelle Autorität erlangt.106 Zunächst kleine, dann schnell wachsende communities of scholars waren entstanden und hatten sich zu Disziplinen formiert. Die große Mehrheit der Wissenschaftler auf der Welt waren keine gebildeten Amateure mehr, sondern entlohnte Profis, die in Universitäten, Einrichtungen staatlicher Forschung oder in der Industrie arbeiteten. Das Erziehungswesen in den fortgeschrittensten Wissensgesellschaften umfasste nunmehr sowohl «reine» als auch «angewandte» Wissenschaft, eine Unterscheidung, die erst jetzt aufkam. Die Ausbildung in Mathematik und (alten) Sprachen als universell verwendbarer Propädeutik ermöglichte durch Training des Nachwuchses die weitere Expansion des Wissenschaftssystems auf vielen Gebieten. Infolge der Multiplikation der Zahl von Wissenschaftlern stieg freilich nicht im gleichen Maße das Gesamtvolumen an Kreativität. Mit dem Wachstum von Wissenschaft hat der Anteil von mediokren Wissenschaftlern und routinemäßig betriebener Normalwissenschaft überproportional zugenommen. Nur sehr begrenzt lässt sich die Produktion von Genies gesellschaftlich steuern.107
|  Geistes- und Sozialwissenschaften


Die Expansion institutionalisierter Wissenschaft erfasste neben den Naturwissenschaften und der Medizin, die sich im frühen 20. Jahrhundert nicht mehr nur als Handwerk und Kunstlehre verstand, auch die Geistes- und Sozialwissenschaften. Diese Begriffe wurden erst gegen Ende des 19. Jahrhunderts wenn nicht geprägt, so doch in der wissenschaftlichen Öffentlichkeit popularisiert. Vor der Einleitung in die Geisteswissenschaften (1883) des deutschen Philosophen Wilhelm Dilthey war diese Bezeichnung selten zu hören. Analoge Prägungen waren the humanities oder les sciences humaines: Wissenschaften vom Menschen.108 Der Begriff der «Sozialwissenschaft» ist einige Jahrzehnte älter. Er wurde seit Anbeginn nicht als allumfassender Dachbegriff für ältere Diskurse wie die «Statistik» (als Staatenbeschreibung) oder die Politische Ökonomie verwendet, sondern bezeichnete zunächst den «szientifischen» Anspruch, die Wissenschaftlichkeit der modernen Naturforschung in praktischer, vorzugsweise sozialreformerischer Absicht auf die «Gesellschaft» zu übertragen. Dies geschah zunächst, sieht man von einzelnen frühen, aus der Philosophie kommenden Theoretikern wie Auguste Comte oder Herbert Spencer ab, eher empirienah als theoretisch (bei Lorenz von Stein, bei den frühen Vertretern des 1873 in Deutschland gegründeten Vereins für Socialpolitik usw.). Karl Marx, ein unermüdlicher Erforscher gesellschaftlicher Realität, war einer der wenigen, die diesen Gegensatz in ihrem Werk aufhoben.
Nicht vor 1890 wurde versucht, eine gemeinsame Fächeridentität der Sozialwissenschaften in Abgrenzung zu anderen Wissensfeldern zu begründen.109 Erst danach wurden in Europa und den USA in größerer Zahl Professuren für «Soziologie» eingerichtet. Soziologie und Ökonomie blieben einstweilen eng verschwistert, besonders in den beiden deutschen Traditionen des Marxismus und der historischen Schule der Nationalökonomie bis hin zu Max Weber. Die Wirtschaftswissenschaft vollzog nach 1870 international eine Wende von der älteren Politischen Ökonomie, die von Produktion und Arbeit im gesellschaftlichen Zusammenhang ausging, zur neueren Grenznutzenschule und Gleichgewichtstheorie, die sich in erster Linie für subjektive und individuelle Bedürfnisstrukturen und für das Geschehen auf Märkten interessierte. Wirtschaftliches Verhalten wurde von seinen gesellschaftlichen Voraussetzungen gelöst. Dies war Teil einer allgemeinen disziplinären Differenzierung der Sozialwissenschaften, auch der Psychologie, die sich in den letzten vier Jahrzehnten vor dem Ersten Weltkrieg abspielte.110 Um 1930 war der Graben zwischen Soziologie und Ökonomie außerhalb Deutschlands, wo letzte Reste der gesellschaftsnahen «Historischen Schule» der Volkswirtschaftslehre fortbestanden, schon fast unüberbrückbar geworden. Dieser Gegensatz war auch ein Bruch zwischen einer eher systemkonformen Wirtschaftswissenschaft und einer Soziologie, die sich kritisch den Schattenseiten der kapitalistischen Entwicklung zuwandte und auf sozialreformerische Abhilfe sann. In Japan wurden die westlichen Sozialwissenschaften mit charakteristischer Einseitigkeit rezipiert. «Gemeinschaft» war den frühen japanischen Soziologen und Staatswissenschaftlern wichtiger als «Gesellschaft», das Kollektiv wichtiger als das Individuum. Sie wirkten mit am großen Projekt der neo-traditionalistischen Integration der aufstrebenden Nation durch einen starken Staat und hüteten sich, die neuen Mythen der Meiji-Zeit, vor allem den Kaiserkult und die Fiktion vom japanischen Gemeinwesen als einer großen «Familie», wissenschaftlicher Kritik zu unterziehen.111
Seit der Mitte des 19. Jahrhunderts begannen sich, zuerst in Deutschland und Frankreich, die geisteswissenschaftlichen Fächer universitär zu formieren; in Großbritannien dominierte noch länger der individualistische gentleman scholar. Die Akademisierung der Geistes-«Wissenschaften» war etwas Neues. Geschichtsschreiber zum Beispiel hatte es, vor allem in Europa und in China, seit mehr als zwei Jahrtausenden gegeben, aber niemals zuvor hatte man die Historie als methodisierte Wissenschaft an Bildungseinrichtungen gelehrt. Die ersten Geschichtsprofessoren, die der Wissenschaftsgeschichte heute noch einer Erinnerung wert sind, finden sich nach 1760 an der damals angesehensten Universität Deutschlands in Göttingen; sie unterrichteten aber daneben auch noch gegenwartsbezogene Staatenkunde («Statistik», «Polizeywissenschaft») oder Politik. Zur selben Zeit schrieb der größte europäische Historiker der Epoche, Edward Gibbon, sein monumentales Werk Decline and Fall of the Roman Empire (1776–1788) in der komfortablen Situation eines wohlhabenden Privatgelehrten am Genfer See. In Großbritannien kam erstmals 1866 ein bedeutender Historiker, William Stubbs, auf einen Universitätslehrstuhl. Nachdem mit der Einrichtung historischer Professuren abermals Deutschland den Anfang gemacht hatte (Leopold Rankes Berufung nach Berlin 1834, wo er bis 1871 lehrte, sollte sich als epochal erweisen), dauerte es noch Jahrzehnte, bis in allen europäischen Ländern unter deutschem Einfluss die Historie als akademisches Fach etabliert wurde. Relativ früh geschah dies in Russland, wo mit Sergej Michailovic Solov’ev ab 1850 ein bedeutender Historiker in Moskau schulbildend wirkte. In Frankreich begann ein ähnlicher Prozess erst 1868 mit der Gründung der École Pratique des Hautes Études. Dort wurde «wissenschaftliche» Geschichtsforschung nach dem Vorbild der Ranke-Schule betrieben. Noch Jules Michelet, der zu seiner Zeit wie noch heute berühmteste französische Historiker des 19. Jahrhunderts, hatte als Redner und Schriftsteller, kaum jedoch als ausbildender Lehrer gewirkt. Nachdem ihn Louis Napoléon 1851 aus politischen Gründen seiner Ämter im Nationalarchiv und am Collège de France enthoben hatte, lebte Michelet als freier Schriftsteller von seinen Veröffentlichungen.
Die Professionalisierung der Geschichtswissenschaft war in Europa und den USA eine Erscheinung der Zeit nach etwa 1860.112 In den ästhetischen Fächern dauerte eine entsprechende Entwicklung noch etwas länger. Eine intellektuell anspruchsvolle Literatur-, Kunst- und Musikkritik hatte es in Europa spätestens seit der Mitte des 18. Jahrhunderts gegeben.113 Erst kurz vor 1900 entstanden neben – nicht an Stelle – dieser freieren öffentlichen Diskurse von Literaten, Journalisten, Privatgelehrten, Geistlichen, Berufsmusikern (usw.) universitäre Fächer wie Kunstwissenschaft, Musikwissenschaft und die verschiedenen nationalphilologischen Literaturwissenschaften. Kritik und Wissenschaft ließen sich weniger säuberlich trennen als in der Historie. Allenfalls als methodisch strenge Philologie und Editionskunde, zuerst mit antiken und mittelalterlichen Quellen befasst, unterschied sich gelehrte Arbeit von ästhetischem Räsonnement. Als Nationen sich immer mehr über ein gemeinsames kulturelles Erbe definierten, erlangten Literaturkritiker als Literaturhistoriker eine neue und herausgehobene Rolle: Der politischen wurde die poetische Nationalgeschichte an die Seite gestellt, und nicht selten, wie im Falle der Deutschen, waren Sprache und Literatur ein wichtigerer Kern der Nationsbildung als die eher glanzlose Geschichte politischer Zusammengehörigkeit. So wurde die Geschichte der poetischen National-Literatur der Deutschen (1835–42) des Zeithistorikers und liberalen Politikers Georg Gottfried Gervinus zu einem Grundwerk der Epoche.
|  Orientalistik und Ethnologie


Am Rande des Aufbruchs der Geisteswissenschaften entstanden auch Wissenschaften von anderen Zivilisationen.114 Sie haben im europäischen Universitätsleben niemals eine zentrale Rolle gespielt. Wichtiger ist bis heute die Vergewisserung über die eigenen Wurzeln gewesen, die man teils in der griechisch-römischen Antike sah, teils in den nachantiken Gesellschaftsbildungen des frühen Mittelalters, die als Anfänge der eigenen Nation begriffen wurden. Kontakte mit anderen Völkern und Zivilisationen haben freilich in Europa stets Neugier auf das «Fremde» geweckt. Neben der ideologischen Verbrämung europäischer Aggression steht in Mittelalter und Neuzeit eine riesige Literatur, in der Europäer, viele von ihnen Reisende ohne direkte Verbindung zu imperialen Aktionen, von ihren Erlebnissen und Erfahrungen berichten und in der sie versuchen, die Anderen in ihrer Differenz zu Europa genau zu beschreiben, ihre Sitten, gesellschaftlichen Ordnungen und Religionen zu verstehen. Eine besondere Spezialität der Europäer waren Sprachstudien. Mit der arabischen Sprache und Literatur, insbesondere dem Koran, beschäftigte man sich kontinuierlich seit dem 12. Jahrhundert. Das Chinesische wurde nach 1600 über Jesuitenmissionare bekannt. Dort, wo man regelmäßigen Kontakt zum Osmanischen Reich unterhielt, etwa in Venedig oder Wien, gab es schon früh Experten für das Osmanische. In der Neuen Welt begannen Missionare bald nach der Eroberung mit dem systematischen Studium von Indianersprachen. Die alte indische Kultursprache Sanskrit wurde mit Hilfe indischer Gewährsleute seit den 1780er Jahren in Kalkutta und in Paris für Europa – und in mancher Hinsicht auch für Indien – (wieder-)entdeckt und sprachwissenschaftlich eingehend untersucht.115 Dank der Entschlüsselung der Hieroglyphen durch Jean-François Champollion im Jahre 1822 wurde das pharaonische Ägypten lesbar. Schon 1802 hatte Georg Friedrich Grotefend einen ersten Schlüssel zur Entzifferung der (altpersischen) Keilschrift gefunden.
Über mehrere Jahrhunderte hinweg entstand eine verzweigte Literatur von Reisebeschreibungen, Landeskunden, botanischen Enzyklopädien, Wörterbüchern, Grammatiken und Übersetzungen als Summe zahlloser Einzelleistungen und oft abseits der großen Zentren der Gelehrsamkeit. Nur die Arabistik und das Studium anderer nahöstlicher Sprachen, die für die biblische Theologie von Bedeutung waren, wurden bereits in der frühen Neuzeit an Orten wie Leiden und Oxford mit Lehrstühlen an Universitäten verankert. Dennoch war die gesamte europäische Wahrnehmung der außereuropäischen Umwelt seit dem Mittelalter von Gelehrteninteressen durchdrungen. Auch Reisebeschreibungen waren in der Regel nicht naive Berichte von spannenden Abenteuern und merkwürdigen Fabelwesen, sondern Texte aus der Feder von Beobachtern, die das fortgeschrittene Wissen ihrer Zeit im Reisegepäck hatten. Diese intellektuell anspruchsvolle Neugier auf die Außenwelt war in der frühneuzeitlichen Epoche eine Besonderheit der Europäer. Andere Zivilisationen kolonisierten nicht in Übersee und schickten, abgesehen von seltenen diplomatischen Gesandtschaften, auch keine Reisenden ins fernere Ausland. Die Muslime hatten trotz einiger osmanischer Berichterstatter wenig Interesse an den Ländern der «Ungläubigen». Der japanische Staat schreckte die Bewohner des Archipels mit strengen Strafandrohungen davon ab, das Inselreich zu verlassen. Chinesische Gelehrte studierten zwar die «Barbaren», wenn sie an den Kaiserhof kamen, schrieben aber erst im frühen 19. Jahrhundert aus eigener Anschauung Werke über die nicht-chinesische Peripherie innerhalb des Qing-Imperiums. Vor 1800 und auch noch um 1900 standen einer riesigen europäischen Literatur über fremde Zivilisationen nur sehr wenige Texte gegenüber, in denen ein externer Blick auf Europa geworfen wurde.116 Allein in Europa entstand eine «Orientalistik»; von einer beginnenden «Okzidentalistik» in Asien und Afrika kann man erst für das Ende des 20. Jahrhunderts sprechen.
Die europäische Orientalistik änderte im frühen 19. Jahrhundert ihren Charakter. Sie spaltete sich nun noch schärfer als zuvor in regionale Disziplinen auf: Sinologie, Arabistik, Iranistik und andere. Zugleich definierte sie sich enger als zuvor als Wissenschaft von alten Texten und strebte nach einer kühlen Wissenschaftlichkeit, wie sie von ihrem Vorbild, der griechisch-lateinischen Philologie, bereits erreicht worden war. Daraus folgte ein Desinteresse am Orient der eigenen Gegenwart. Alles, was an Asien wertvoll zu sein schien, lag in tiefer Vergangenheit und war nur in fragwürdig tradierten Schriften und materiellen Überresten greifbar, für welche die asiatische oder ägyptische Archäologie ein Deutungsmonopol beanspruchte. Das Alte Ägypten wurde durch die große Wissenschaftlertruppe wiederentdeckt, die Bonaparte 1798 auf seine Expedition an den Nil mitgenommen hatte. Damit setzte eine kontinuierliche Geschichte der Ägyptologie ein, in der Franzosen und Briten, Deutsche und Italiener lange Zeit eine größere Rolle spielten als Ägypter selbst. Im Zweistromland begannen die ersten archäologischen Grabungen während der zweiten Dekade des Jahrhunderts. Den Anstoß gaben, wie später auch in Anatolien und im Iran, britische Konsularbeamte.117 Diese Konsuln waren gebildete Leute, hatten meist wenig zu tun und konnten daher in der frühen Erforschung des Vorderen Orients eine ähnliche Rolle spielen wie in Indien Offiziere, die vor 1860 einen großen Teil der Erforscher der indischen Vergangenheit stellten.118
Bereits 1801 hatte Thomas Bruce, der 7. Earl of Elgin, damals britischer Botschafter an der Hohen Pforte, die Erlaubnis der osmanischen Regierung erwirkt, große Teile des bereits von Venezianern und Türken schwer beschädigten Parthenon-Frieses von Athen nach London zu bringen, die sogenannten Elgin Marbles. Hundert Jahre später hatten öffentliche Museen und Privatsammler, unterstützt durch eine sich seit der Jahrhundertmitte professionalisierende Archäologie, in den Metropolen Europas ungeheure Mengen an orientalischen «Altertümern» angehäuft, die Seite an Seite mit den Schätzen der griechisch-römischen Antike gehortet und ausgestellt wurden. Manuskripte aller Kulturen gelangten in die Spezialabteilungen der großen Bibliotheken des Westens. Wo, wie in Ostasien, der direkte Zugriff auf einheimische Kulturgüter fehlte, wurden Kunstobjekte (steinerne Zeugnisse waren in dieser Sphäre des Holzbaus seltener) über den Markt beschafft, aber auch in massiven Plünderungen gestohlen, so in China während des Zweiten Opiumkrieges (1858–60), der in der Ausraubung und Einäscherung des kaiserlichen Sommerpalastes gipfelte, und abermals während der ausländischen Besetzung Pekings nach der Niederschlagung des Boxeraufstandes im Sommer 1900. Aus den Grotten bei Dunhuang in der heutigen nordwestchinesischen Provinz Gansu wurden kurz nach der Jahrhundertwende Hunderttausende von Dokumenten aus dem 4. bis 11. Jahrhundert für einen symbolischen Preis «erworben», in europäische Bibliotheken und Museen verbracht. Archäologie war allerdings nicht bloß eine koloniale Wissenschaft. Sie konnte und kann ebensogut nationaler Sinnstiftung dienen. Dann wird sie zur Spenderin nationaler Authentizität durch Aufdeckung tiefer Kulturwurzeln weit vor den schriftlich dokumentierten Invasionen der Geschichte.
Die materielle Aneignung Asiens, Nordafrikas und Mittelamerikas durch Europäer (und Nordamerikaner), die im 19. Jahrhundert begann, entriss zahlreiche Relikte der Vergangenheit überhaupt erst sandiger oder tropischer Vergessenheit, rettete andere wahrscheinlich vor Zerstörung und schuf die Grundlagen für wissenschaftliches Kennertum über ägyptische Gräber und chinesische Keramik, Maya-Skulpturen und kambodschanische Tempel, persische Inschriften und babylonische Reliefs. Zweifel an der Rechtmäßigkeit des westlichen Vorgehens wurden im 19. Jahrhundert selten laut, und einheimische Regierungen gaben mitunter ihr Einverständnis für Grabungen und den Abtransport von Kulturschätzen. Erst nach dem Ende des kolonialen Zeitalters ist die rechtliche und moralische Problematik solchen wissenschaftlichen Beutemachens in den Blick geraten.
Hatte es um 1780 in Europa nur wenige Spezialisten gegeben, die einen sprachlichen Zugang zu außereuropäischen Religionen, Philosophien, Literaturen und historischen Dokumenten hatten, und waren orientalische Objekte in der bunten Vielfalt fürstlicher «Wunderkammern» untergegangen, so verwaltete und vermehrte um 1910 eine fachlich fein differenzierte Orientalistik in Frankreich, Deutschland, Russland, Großbritannien und den USA einen gigantischen Fundus an Wissen über «fremde» Zivilisationen. In Archäologie, Orientalistik und einer neu entstehenden Vergleichenden Religionswissenschaft, die in den 1870er Jahren von dem Sachsen Friedrich Max Müller in Oxford gegründet worden war, wurden einige der titanischen Leistungen der Geisteswissenschaften des 19. Jahrhunderts vollbracht. Außereuropäische Gesellschaften der Gegenwart, die schriftlos waren, sich nicht in wehrhaften Staaten organisierten und nicht in Städten wohnten, konnten mit den philologischen Methoden der Orientalistik nicht studiert werden. Für diese «Naturvölker» oder «Primitiven», wie es damals hieß, fühlte sich die neue Wissenschaft der Ethnologie zuständig, die sich von den 1860er Jahren an konturierte. Sie war in den ersten Jahrzehnten stark theoretisch im Sinne des Evolutionismus ausgerichtet, der einen allgemeinen Durchgang der Menschheit durch Entwicklungsstadien annahm, und suchte nach Überresten früherer gesellschaftlicher Verhältnisse, wie sie die «zivilisierten» Bewohner des Okzidents längst hinter sich gelassen hatten, in denen sie aber ihre eigene Vergangenheit erkennen sollten. Manche der frühen Ethnologen reisten nicht selbst in die Welt hinaus. Einige ordneten und interpretierten die Werkzeuge und Waffen, Kleidungsstücke und Kultgegenstände, die von wissenschaftlichen Expeditionen und kolonialem Militär gesammelt worden waren; andere suchten in den Mythen der Völker nach verborgenen Grundmustern. Der Ehrgeiz, zu einer allgemeinen «Wissenschaft vom Menschen», einer umfassenden «Anthropologie» beizutragen, schwand mit der Zeit zugunsten einer Spezialisierung auf die genaue Erforschung besonderer Ethnien.
Durch den Polen Bronislaw Malinowski und den in die USA ausgewanderten Westfalen Franz Boas, die unabhängig voneinander arbeiteten, wurde die Ethnologie (Boas nannte sie Anthropologie) von Spekulationen auf der Grundlage vereinzelten und anekdotischen Materials in eine Wissenschaft verwandelt, die streng empirisch vorging und die teilnehmende Beobachtung des Ethnologen über lange Zeiträume hinweg zu ihrem Grundverfahren machte. Um 1920 war dieser Paradigmenwechsel vollzogen. Es wurde nun möglich und üblich, die jeweils ganz besondere Eigenlogik nicht-okzidentaler Gesellschaften zu beschreiben. Dies hatte einen paradoxen Effekt: Auf der einen Seite war die «Völkerkunde», wie man in Deutschland sagte, trotz vielfältiger Verwicklungen mit dem Kolonialismus ein vergleichsweise wenig rassistischer Diskurs. Vor allem Franz Boas’ Lehre vom «kulturellen Relativismus» war ein gewichtiger Gegenentwurf zum rassistischen Zeitgeist. Auf der anderen Seite löste der Übergang vom allumfassenden Evolutionismus des späten 19. zu den spezialisierten Fallstudien des frühen 20. Jahrhunderts die schriftlosen Gesellschaften aus dem Zusammenhang der menschlichen Gattungsgeschichte, machte sie zu Sonderfällen und versetzte sie damit in einen Sonderraum abseits von Geschichte und Soziologie. Dies trug auch zu einer gewissen Isolation der Ethnologie/Anthropologie im Kreis der Wissenschaften bei, am wenigsten noch von der Soziologie, wie sie in Frankreich von Emile Durkheim praktiziert wurde. Erst seit den 1970er Jahren gewann die Anthropologie Einfluss auf andere Geistes- und Sozialwissenschaften. In jenem Moment war ihre heroische Periode der weltweiten Beschreibung und Klassifikation bis dahin unbekannter Ethnien bereits im Wesentlichen vorüber. Sie dauerte von etwa 1920 bis 1970.
Es ist viel darüber gestritten worden, ob Orientalistik, Archäologie und Ethnologie als Handlangerwissenschaften von Kolonialismus und Imperialismus zu bewerten seien.119 Ein allgemeines Urteil ist nicht möglich. Sicher ist, dass die schiere Existenz der Imperien manchen Wissenschaften günstige Entfaltungschancen bot, etwa der Botanik, der Zoologie oder der Tropenmedizin.120 Ansonsten muss die Bilanz gemischt ausfallen.121 Auf der einen Seite verblüfft aus der Sicht des frühen 21. Jahrhunderts die arrogante Sicherheit, mit der europäische Wissenschaftler von der allseitigen Überlegenheit ihrer eigenen Zivilisation ausgingen. Diese Annahme wurde aber gerade durch die großen Erfolge des organisierten Fremdverstehens bestätigt. Diese Erfolge waren durchaus auch praktischer Natur, denn wer über gute Landkarten, Sprachkenntnisse und ein Verständnis für die Sitten und Gebräuche Anderer verfügt, hat es leichter, diese Anderen zu erobern, zu regieren und auszubeuten. Insofern produzierten Orientalistik und Ethnologie, selbst wenn einzelne ihrer Vertreter dies nicht wollten, koloniales «Herrschaftswissen». Auf der anderen Seite ist fraglich, wie wichtig dieses Wissen tatsächlich war und in welchem Umfang es für praktische Zwecke genutzt wurde. Versuche, koloniale Herrschaft auf eine «wissenschaftliche» Grundlage zu stellen, wurden im politischen Auftrag erst nach dem Ersten Weltkrieg unternommen, und dann wurden Ökonomen und nicht Ethnologen die wichtigsten Fachleute. Vor 1914 spielten Ethnologen oder, noch wichtiger, Hobby-Völkerkundler unter den Kolonialadministratoren vor allem dort eine Rolle, wo versucht wurde, die Untertanen der Kolonialreiche in eine hierarchische Ordnung zu bringen.
Es gab aber damals nur sehr wenige Ethnologen im Felde, und als ihre Zahl nach dem Weltkrieg zunahm, waren sie oft lästige Kritiker der kolonialen Herrschaftspraxis.122 Die philologische Orientalistik wiederum bot wenig an Wissen, das unmittelbar in koloniale Praxis hätte umgesetzt werden können. Dies hat ihr wiederum den Vorwurf eingetragen, gerade durch ein apolitisches Selbstverständnis «objektiv» in die okzidentale Weltbeherrschung verwickelt gewesen zu sein. Das wäre dann gravierend, wenn die kolonialgestützte Übermacht westlichen Wissens Asiaten und Afrikaner nachweislich entmündigt und zum Verstummen gebracht hätte. Beispiele dafür, dass einheimisches Wissen über die eigene Zivilisation unterdrückt wurde, sind aber nicht leicht zu finden. So war die wissenschaftliche Wiederbelebung indischer Traditionen im Prinzip ein europäisch-indisches Gemeinschaftsprojekt, das nach der Unabhängigkeit 1947 in Indien unmittelbar weitergeführt werden konnte. In nicht kolonialisierten Ländern Asiens wie Japan, China oder der Türkei hat, um die Geschichtsschreibung als Beispiel zu nehmen, die Begegnung mit den kritischen Verfahren der rankeanischen Geschichtswissenschaft zu einer Pluralisierung des Umgangs mit der eigenen Vergangenheit und insgesamt zu einer deutlichen Hebung des wissenschaftlichen Niveaus geführt. Die Entfaltung westlicher Wissenschaften vom Anderen während des 19. Jahrhunderts erscheint daher weniger als ein imperialistischer Einbruch in lebendige Wissenskulturen denn als Gründungsschub der globalisierten Humanwissenschaften der Gegenwart.
|  Geographie als imperiale Wissenschaft


Wenn es eine Art von Komplizenfach der europäischen Expansion gibt, dann am ehesten die Geographie.123 Während der ersten drei Jahrzehnte des 19. Jahrhunderts wurde die Geographie von datensammelnder Länderbeschreibung zu einem komplexen Diskurs über natürliche und gesellschaftliche Zusammenhänge auf der Erdoberfläche und im Rahmen konkret begrenzbarer Räume und Landschaften. Ihre wichtigsten Gründerfiguren standen dem europäischen Kolonialismus fern. Alexander von Humboldt, der die Verhältnisse im spätkolonialen Spanisch-Amerika eingehender studiert hatte als jeder andere, war einer seiner schärfsten Kritiker unter den Zeitgenossen. Carl Ritter, der große Enzyklopädist geographischen Wissens an der Berliner Universität, vertrat lange, bevor Franz Boas diese Haltung formulierte, einen kulturellen Relativismus, der die Gleichwertigkeit der gesellschaftlichen und kulturellen Formen auf der Erde anerkannte. Eine solch große Distanz zur Politik war aber nicht selbstverständlich. Bereits Napoleon, ein eifriger Förderer der Geographie, hielt sich Hausgeographen, die seine Reichsbildung wissenschaftlich begleiteten. Während des gesamten Jahrhunderts findet man geographische Elemente in sehr vielen imperialen Unternehmungen. Eroberer hatten oft an ihren Kriegsschulen Unterricht in Geographie und Kartographie erhalten. Amtliche Kartographen erfassten neu okkupiertes Gelände. Geo-Fachleute halfen bei Grenzziehungen, gaben Rat, wenn Stützpunkte angelegt wurden, und traten als Experten für Bodenschätze (hier waren auch die Geologen gefragt), Verkehr oder Landwirtschaft in Erscheinung. Solche Funktionen waren getragen durch ein breites Interesse an Geographie in den nationalen Öffentlichkeiten. Es gehörte zum Bildungswissen, sich über die Erdkunde anderer Kontinente zu unterrichten, und die imperiale Expansion fand rege Zustimmung bei der Laienmitgliedschaft geographischer Gesellschaften. Seit 1880 entstand in den europäischen Kolonialmetropolen eine besondere Kolonialgeographie. Insbesondere im British Empire waren die Voraussetzungen für wahrhaft weltumspannende Visionen von Erkundung und «Inwertsetzung» gegeben. Mit der für Großbritannien charakteristischen Durchlässigkeit zwischen privaten und staatlichen Unternehmungen wurde etwa die 1830 gegründete Royal Geographical Society zu einer Art von Stabsstelle zur Organisation von Forschungsreisen und zur Sammlung von geographischem Wissen aus aller Welt. Der imperiale Nutzen, obwohl nicht immer im Vordergrund stehend, wurde dabei niemals übersehen. Von allen Wissenschaften war die Geographie der imperialen Expansion des Westens am nächsten verwandt.124
Daraus folgt jedoch nicht, der Geographie pauschal den Vorwurf der Kollaboration mit der Unterdrückung fremder Völker zu machen. Die Geographie fand erst sehr spät, in Großbritannien nicht vor 1900, in Deutschland, Frankreich und Russland im letzten Drittel des Jahrhunderts, einen Platz in der Universität. Lange war sie eine jüngere Schwester der angeseheneren Historie gewesen, die aber im 19. Jahrhundert im Zeichen des «Historismus» auf Distanz zu allem ging, was nach naturgebundener Determination menschlicher Freiheit aussah. Die noch bei Humboldt vereinten Aspekte der physikalischen und der kulturellen Geographie traten später auseinander, ohne dass das gemeinsame Dach des Faches aufgegeben worden wäre: eine notwendige Entzweiung, die aber ein unlösbares Identitätsproblem schuf und die Geographie zwischen die Stühle der strengen, an der Physik orientierten Naturwissenschaften und der «richtigen» Geisteswissenschaften fallen ließ. Außerdem waren, abgesehen von spezialisierten Kolonialgeographen, durchaus nicht alle wissenschaftlichen Vertreter der Erdkunde dem imperialen Projekt unmittelbar zu Diensten. Viele sahen die Beschreibung des eigenen nationalen Raumes als ihre Hauptaufgabe an.
Der Zusammenhang zwischen Expansion und Exploration ist enger und älter. Reisen nach Übersee und der Wille zu Landnahme und Kolonisation waren seit Kolumbus zwei Seiten ein und derselben Medaille. Entdecker und Eroberer entstammten in Europa demselben kulturellen Milieu. Sie hatten einen ähnlichen Bildungshintergrund, ähnliche Ziele und eine ähnliche Vorstellung von der Stellung und Mission ihres eigenen Landes, der Christenheit oder ganz Europas in der Welt. Im 18. Jahrhundert war es zu einer selbstverständlichen Erwartung geworden, dass Großmächte von Staats wegen zur Entschleierung der Erde beitragen sollten. Großbritannien und Frankreich schickten wissenschaftlich vorbereitete und üppig ausgestattete Weltumseglungen auf den Weg. Das Zarenreich meldete seinen Anspruch auf imperiale wie wissenschaftliche Gleichrangigkeit dadurch an, dass es auf diesen Pfaden folgte (Kruzenstern-Mission, 1803–6). Als US-amerikanisches Äquivalent dieser maritimen Operationen kann die erste Durchquerung des Kontinents von Ost nach West gelten, die im gleichen Jahr von Präsident Thomas Jefferson initiiert wurde. Diese von Meriwether Lewis und William Clark geführte Expedition (1803–6) war mit wissenschaftlichen Aufträgen versehen, die denen der großen Seereisen seit Kapitän James Cook bis ins Detail glichen.
Der Typus des «Entdeckers» war dabei von Anfang an kompromittiert. Schon Kolumbus und Vasco da Gama hatten Gewalt angewendet. Im Verlauf von vier Jahrhunderten gab es jedoch mindestens ebenso viele Beispiele dafür, dass Forschungsreisende ihre Ziele gewaltlos erreichten. Für viele der bedeutendsten unter ihnen trifft dies zu: Alexander von Humboldt, Heinrich Barth oder David Livingstone. Das Zeitalter des Hochimperialismus verhalf aber auch dem Typus des Reisenden als Conquistador zu einer letzten Blüte. Bismarck, König Leopold II. von Belgien oder die Französische Republik bedienten sich der Dienste von Forschungsreisenden (von ganz unterschiedlicher wissenschaftlicher Kompetenz), um an Ort und Stelle Besitzansprüche auf afrikanisches oder südostasiatisches Land anzumelden. Henry Morton Stanley, ein gelernter Reporter, den König Leopold zu seinem Mann in Afrika erkor, verkörperte diesen Typus mit größter Resonanz in den Medien mehrerer Kontinente (drei Afrikaexpeditionen 1870–89). In der nachfolgenden Generation galt Sven Hedin, der 1894 eine lange Karriere als Erforscher Zentralasiens begonnen hatte, als der berühmteste Schwede seiner Zeit, überhäuft mit Orden, Goldmedaillen und Ehrendoktortiteln und im Besitze ungehinderten Zugangs zu Monarchen und Regierungschefs in West und Ost. In Sven Hedin, der ein Mann des 19. Jahrhunderts blieb, verkörperten sich noch einmal die Widersprüche des europäischen Verhältnisses zum Osten. Hedin war ein ausgezeichneter Sprachkenner und ein in Deutschland auf hohem Niveau ausgebildeter Kartograph und geographischer Forscher. Die Organisation und Finanzierung seiner großen Expeditionen, deren letzte 1935 endete, bewies seine Talente als Wissenschaftsmanager. Hedin war von der allgemeinen Überlegenheit Europas über den Osten überzeugt. Er war ein schwedischer (und deutscher) Nationalist und Militarist, überhaupt ein Mann der politischen Rechten, und beteiligte sich gerne an geopolitischen Gedankenspielen und Planungen über die Rolle des zentralasiatischen «Machtvakuums» im Wettbewerb der Großmächte. Als einer der ersten westlichen Forscher nahm er aber, vor allem nach dem Ersten Weltkrieg, die junge chinesische Wissenschaft, die um internationale Anerkennung rang, sehr ernst und kooperierte mit chinesischen Experten. Heute genießt er in China hohes Ansehen: ein nicht untypischer Nachruhm, denn nicht wenige europäische Forschungsreisende sind trotz ihrer Tätigkeit in imperialen Diensten in den nationalen Erinnerungskosmos postimperialer Länder aufgenommen worden.125
|  Folkloristik: die Entdeckung des nationalen Landlebens


Zu den «Fremden», die im 19. Jahrhundert zu Gegenständen der Wissenschaft wurden, gehörten nicht zuletzt auch Bewohner des eigenen Landes. Rationalistische Eliten des Revolutionszeitalters hatten die Lebens- und Denkweisen von Bauern, städtischen Unterschichten und Vagabunden als Hemmnisse gesellschaftlicher Modernisierung und Relikte «abergläubischer» Geistesverfassung betrachtet. Die Militär- und Ziviladministratoren im napoleonischen Imperium hatten ebensowenig Verständnis für den katholischen Volksglauben in Italien oder Spanien, wie die Anhänger des utilitaristischen Philosophen Jeremy Bentham im Dienste der East India Company die hinduistischen wie muslimischen Traditionen Indiens für bewahrenswert hielten. Haltungen und Vorgehen gegenüber den «inneren Wilden» Europas unterschieden sich nicht grundsätzlich von der Lage in den Kolonien. Hier wie dort wurde eine obrigkeitliche «Erziehung zur Arbeit» propagiert und praktiziert.126 Man mochte sich hier mehr auf den Staat, dort mehr auf Zwangsmittel verlassen. Absicht und Wirkung waren ähnlich: die Effektivierung von Humankapital, verbunden mit einem genuinen, oft christlich motivierten Bemühen um die «Hebung» des Zivilisationsniveaus niederer Schichten. Die 1865 in London gegründete, mit der Zeit international tätige Heilsarmee (Salvation Army) war Ausdruck eines solchen karitativen Zivilisierungswillens, und der «Heidenmission» in Übersee wurde im protestantischen Europa eine «Innere Mission» zur Hilfe für die gesellschaftlich Schwachen an die Seite gestellt. Eine Parallelerscheinung zu solcher frühen Sozialpolitik, ob nun philanthropisch oder bürokratisch begründet, war ein Respekt für die Lebensäußerungen des «Volkes», der sich zuweilen bis zur Verklärung steigerte. Johann Gottfried Herder war der geistige Urheber einer solchen Haltung gewesen. Sprachforscher, Rechtshistoriker oder Sammler von «Volkspoesie» hatten sie im frühen 19. Jahrhundert gestärkt.
Sozialromantik konnte politisch ganz unterschiedlich gepolt sein. Bei dem großen französischen Historiker Jules Michelet war sie als radikale Bewunderung der Schöpfer von Nation und Revolution gemeint, bei Wilhelm Heinrich Riehl, der zwischen 1851 und 1869 eine vierbändige Naturgeschichte des deutschen Volkes als Grundlage einer deutschen Socialpolitik veröffentlichte, stand dahinter ein Misstrauen gegen die gesellschaftszersetzenden Folgen von Urbanisierung und Industrie. Beide, Michelet und Riehl, haben fast gleichzeitig unter ganz unterschiedlichen Voraussetzungen das Leben von Unterschichten in Gegenwart und Vergangenheit mit einer bis dahin seltenen Sympathie und Detailtreue beschrieben (bei Michelet kam ein besonderes Augenmerk auf die Geschichte der Frauen hinzu). Riehl wurde damit zu einem Begründer dessen, was sich in Deutschland «Volkskunde» nannte, einer aus dem Geiste konservativer Romantik geborenen Lehre von «Volksgeist» und Brauchtum.127 Riehl fand vor allem in Russland Bewunderer. Sie sahen in seinem Werk eine Bestätigung ihrer eigenen, allerdings politisch entgegengesetzten Vorlieben. Die soeben aus der Leibeigenschaft befreiten Bauern mit ihrer urtümlichen Dorfgemeinde wurden von städtischen Intellektuellen aus der Oberschicht zum revolutionären Subjekt hochstilisiert. Mit diesen «Freunden des Volkes», den narodniki, beginnt ein neues Kapitel in der Geschichte des russischen Radikalismus.128
Auch in den Künsten Europas fanden volkstümliche Elemente nun eine neue Beachtung. Dem äußeren Exotismus der orientalisierenden Anverwandlungen lief der innere des Folklorismus fast exakt parallel. Was als Suche nach neuer Inspiration in der anonymen Musik der einfachen Leute und zugleich nach nationalcharakteristischen Stilen gemeint war, erwies sich rasch als exportfähige Melodiesprache. So entstand ein innereuropäischer musikalischer Orientalismus. Französische Komponisten (Georges Bizet: Carmen, 1875; Edouard Lalo: Symphonie espagnole, 1874) liebten das spanische Kolorit, und der «typisch ungarische» Zigeunerton, den schon Joseph Haydn kannte und den der aus dem Burgenland stammende Kosmopolit Franz Liszt zu einem nationalen Markenzeichen (Ungarische Rhapsodien für Klavier, ab 1851) überhöht hatte, fand mühelos Eingang in die Tonsprache des in Wien lebenden Hamburgers Johannes Brahms. Unzufrieden mit nationalromantischer Klischeebildung und Verkitschung, begann der junge Ungar Béla Bartók 1904 gemeinsam mit Zoltan Kodály die Suche nach der authentischen Musik der ungarischen Landbevölkerung, aber auch der nicht-magyarischen Minderheiten innerhalb des habsburgischen Königreichs Ungarn. Die dabei verwendeten Methoden der nun entstehenden Ethnomusikologie wurden bald ganz ähnlich auf die außereuropäische Musikproduktion angewendet. Bartók und Kodály freilich nahmen ihre Funde in eine eigene Kunstmusik von hoher kompositorischer Raffinesse auf. Bartók, ein Komponist jenseits der Romantik,129 war zugleich ein führender Wissenschaftler vom innereuropäischen Fremden. Sein ethnomusikologisches Werk erbrachte den Beweis, dass Volksforschung ohne völkisch-nationalistische Ideologisierung möglich war.
Im 19. Jahrhundert verbesserten sich die Chancen vieler Menschen auf der Erde, durch Schriftgebrauch an großräumiger Kommunikation teilzunehmen. Dies war eine Folge zunehmender Alphabetisierung und wachsender Verfügbarkeit von Printmedien. Die Alphabetisierung schritt in extrem ungleicher Verteilung voran, abhängig vom Wohlstandsniveau, den politischen Zwecken, missionarischen Absichten und dem Bildungsehrgeiz von Einzelnen und Gruppen. Meist bedurfte es lokaler Anstöße, die dann in eine gewisse Form institutionell gestützter Nachhaltigkeit überführt werden mussten, deren Fluchtpunkt die allgemeine Pflichtschule war. Auch die Ausbreitung von Weltsprachen erweiterte die Kommunikationskreise, jedenfalls für diejenigen, denen es gelang, die Möglichkeiten zusätzlichen Spracherwerbs zu nutzten, denn die expansiven Sprachen Europas lagerten sich über bestehende Sprachwelten und setzten sich keineswegs an ihre Stelle.
Der Zugang zu Wissen wurde also leichter. Er musste dennoch mühsam erworben, besser: erarbeitet werden. Das Lesen ist eine beim Individuum voraussetzungsvolle Kulturtechnik, während es geringerer Anstrengungen bedarf und Analphabeten leicht möglich ist, ein Rundfunk- oder Fernsehgerät in Betrieb zu setzen und seinen Programmen zu folgen. In dieser Hinsicht senkten die Technologien des 20. Jahrhunderts das Niveau kultureller Bemühungen, aber zugleich auch die Schwelle der zumindest passiven Beteiligung an Kommunikation. Aber was für ein Wissen wurde nun zugänglicher? Über Wissensinhalte lässt sich wenig weltweit Verallgemeinerbares sagen. Im 19. Jahrhundert vermehrte sich jenes dem Alltag enthobene, geordnete Wissen, das man nun allgemein «Wissenschaft» zu nennen begann, in beispiellosem Umfang. Es gab immer mehr Wissenschaftler, die solches Wissen produzierten. Dies geschah innerhalb von Institutionen, allen voran der Universität, die nicht nur einen Rahmen für das gelehrte Treiben von Einzelnen bildeten (wie Akademien im frühneuzeitlichen Europa), sondern systematisch und mit Hilfsmitteln ausgestattet den Gewinn neuer Erkenntnisse planvoll anstrebten. Wissenschaft griff auch deshalb weiter um sich, weil ganze Bereiche des gesellschaftlichen Diskurses sich neu als Wissenschaften definierten und organisierten: Aus Literaturkritik und der in Europa aufblühenden textkritischen Philologie wurde (am Ende des Jahrhunderts) Literaturwissenschaft, aus dem Sammeln von Wörtern und der grammatikalischen Beschreibung eine nach Gesetzmäßigkeiten suchende Sprachgeschichte, dann bei Ferdinand de Saussure (Cours de linguistique générale, 1916) eine Tiefenstrukturen von Sprache schlechthin postulierende Sprachwissenschaft. Geistes- und Sozial-«Wissenschaften» im Sinne formierter Disziplinen hatte es vor 1800 in Europa nicht gegeben. Um 1910 waren das System der Fächer und das Repertoire wissenschaftlicher Institutionen etabliert, wie wir sie heute noch kennen. Dies geschah mit erheblichen Zeitversetzungen zunächst in einigen Ländern Europas, etwas später in den USA, jedoch nicht lokal unverbunden, sondern in einem Prozess zunehmender Internationalisierung.
Ebenfalls vor 1910 waren eine Vielzahl grenzüberschreitender scientific communities entstanden, in denen Informationen rasch zirkulierten, Wettläufe um Priorität ausgetragen und Maßstäbe der Qualitätsbeurteilung und Prestigezuteilung ausgebildet wurden. Dies waren ausschließlich männlich dominierte Kreise, zu denen allmählich auch Nicht-Okzidentalen Zugang fanden, als erstes einige japanische Naturwissenschaftler, nach dem Ersten Weltkrieg auch langsam zunehmend Forscher aus Indien oder China. In den Naturwissenschaften setzten sich transnationale Standards durch. Dies machte in der Zwischenkriegszeit Versuche, eine besondere «deutsche», «japanische» oder (in der Sowjetunion) «sozialistische» Wissenschaft zu etablieren, anachronistisch und lächerlich. Dass Wissenschaftler vielfach den Drang verspürten, ihre Arbeit dem eigenen Land zugutekommen zu lassen, steht auf einem anderen Blatt. Bei aller Transnationalität der kommunikativen Infrastrukturen und der Kriterien für gute Wissenschaft fühlten sich doch Wissenschaftler in aller Welt ihren nationalen Institutionen verpflichtet (niemals mehr als im Ersten Weltkrieg), und die Geisteswissenschaftler, die Erben der älteren Rhetorik, wirkten zunächst einmal in den öffentlichen Arenen ihrer eigenen Länder. Internationalisierung und Nationalisierung von Wissenschaft standen in Spannung zueinander.




XVII  |  «Zivilisierung» und Ausgrenzung
 1  |  Die «zivilisierte Welt» und ihre «Mission»

Seit Jahrtausenden haben sich bestimmte menschliche Gruppen gegenüber ihren Nachbarn für höherwertig gehalten.1 Städter blickten auf Dorfbewohner hinab, Sesshafte auf Nomaden, Schriftkundige auf Schriftlose, Hirten auf Wildbeuter, Reiche auf Arme, Praktiker komplexer Kulte auf «Heiden» und Animisten. Die Idee unterschiedlicher Stufen der Verfeinerung des Lebens und Denkens findet sich weit verbreitet über Regionen und Epochen. In vielen Sprachen wird sie mit Worten ausgedrückt, denen ungefähr der gemeineuropäische Begriff der «Zivilisation» entspricht. Dieser Begriff kann nur in unauflöslicher Spannung mit seinem Gegenbegriff Sinn gewinnen. Zivilisation herrscht dort, wo «Barbarei» oder «Wildheit» besiegt sind. Zivilisation braucht ihr Gegenteil, um als solche kenntlich zu bleiben. Wäre «Barbarei» aus der Welt verschwunden, dann fehlte ein Maßstab für das offensiv selbstzufriedene oder defensiv sorgenvolle Wertungsbedürfnis der Zivilisierten. Minderzivilisierte sind als Zuschauer des großen Schauspiels der Zivilisierung notwendig. Denn die Zuschreibung von Zivilisiertheit ist kein vollkommen selbstbezogener, autistischer Vorgang. Die Zivilisierten benötigen die Anerkennung durch Andere. Diese Anerkennung kann aus unterschiedlichen Motiven erfolgen. Am liebsten sind den Zivilisierten Bewunderung, Verehrung und friedvolle Dankbarkeit; mit Neid und Missgunst lässt sich allenfalls auch leben, Hass und Aggressivität der Barbaren muss jede Zivilisation wehrhaft in Kauf nehmen. Das Wertgefühl der Zivilisierten entsteht aus einem Wechselspiel zwischen der Beobachtung des Selbst und der Aufmerksamkeit auf die Reaktionen Anderer, die sich auf unterschiedlichste Weise zu den Zivilisierten hin orientieren. Dabei ist den Zivilisierten eine fortwährende Bedrohung der eigenen Errungenschaften bewusst. Ein Barbarensturm oder ein Aufstand plebejischer «innerer Barbaren» könnte sie jederzeit ruinieren, und eine noch größere, da schwerer erkennbare Gefahr bildet das Erlahmen von moralischer Anstrengung, kulturellem Leistungswillen und wirklichkeitsbezogener Umsicht. In China, in Europa und andernorts hat man dies traditionell in der Vorstellung der «Korruption» in einem weiten Sinne gefasst: Dem Nachlassen schicksalhaften Glücks (fortuna) entsprach das Versiegen der Kraft, hohen Idealen zu genügen.
So ist «Zivilisation» in dem normativen Sinn gesellschaftlich verfasster Verfeinerung eine universale Vorstellung, die zeitlich nicht auf die Moderne eingeschränkt ist. Häufig verbindet sich damit die Idee, die Zivilisierten hätten die Aufgabe oder gar die Pflicht, ihre kulturellen Werte und ihren way of life zu verbreiten. Dies kann aus unterschiedlichen Gründen geschehen: um die barbarische Umgebung zu befrieden, um eine als allein wahr empfundene Lehre zu propagieren, oder schlichtweg, um den Barbaren Gutes zu tun. Aus solch unterschiedlichen Motivationsquellen wird die Idee der «Zivilisierungsmission» gespeist. «Mission» muss dabei nicht auf die Verbreitung eines religiösen Glaubens beschränkt sein. Vielmehr ist ein umfassendes Sendungsbewusstsein gemeint, die Selbstbeauftragung damit, die eigenen Normen und Institutionen an Andere heranzutragen oder gar ihre Übernahme mit mehr oder minder sanftem Druck zu erzwingen. Dies setzt eine feste Überzeugung von der Höherwertigkeit der eigenen Lebensform voraus.
|  «Zivilisierungsmission» und ihre Widersprüche


Zivilisierungsmissionen finden sich im Verhältnis der alten chinesischen Hochkultur zu den verschiedenen sie umgebenden «Barbaren». Sie finden sich in der europäischen Antike und bei allen expansiven Religionen. Niemals war die Idee der Zivilisierung so mächtig wie im 19. Jahrhundert. Im Europa der frühen Neuzeit kann man die protestantische Reformation als eine große Bewegung zur Zivilisierung einer «korrupten» Kultur deuten und spiegelbildlich dazu die Gegenreformation als einen Versuch der Abwehr und der Rückgewinnung einer neuerlichen zivilisierenden Initiative. Kulturelle Monumente wie die Lutherbibel oder die großen Barockkirchen lassen sich als Instrumente von Zivilisierungsmissionen verstehen. Man sollte die Missionsdynamik der frühen Neuzeit aber nicht zu hoch bewerten, besonders nicht im Zusammenhang mit der europäischen Überseeexpansion. Die frühmodernen Imperien waren selten von Missionsideen durchdrungen. Außerhalb der spanischen Monarchie träumte niemand davon, eine homogene imperiale Kultur herzustellen.2 Für Niederländer und Engländer bedeutete imperium ein kommerzielles Unternehmen, das wenig moralischer Regulierung bedurfte. Missionarischer Eifer würde die Geschäfte nur stören und die schwankende Fiktion imperialer Harmonie aus dem Gleichgewicht werfen. Protestantische Regierungen haben daher die Mission in ihren Kolonialgebieten bis zum Ende des 18. Jahrhunderts in der Regel nicht zugelassen, und die katholische Mission in den iberischen Reichen verlor während der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts viel von ihrer Unterstützung durch den kolonialen Staat. Die Vorstellung, europäische Gesetze sollten in Übersee jenseits der europäischen Siedlergemeinschaften auf die Einheimischen übertragen werden, wurde selten gedacht und so gut wie nie realisiert.
In der frühen Neuzeit fehlte noch die Überzeugung, es gebe auf der Welt nur eine einzige maßstäbliche Zivilisation: die europäische. Diese Globalisierung zivilisatorischer Normen war etwas Neues im langen 19. Jahrhundert. Sie setzte voraus, dass ältere militärische, wirtschaftliche und kulturelle Gleichgewichte zwischen Europa und den anderen Kontinenten, insbesondere Asien, aus dem Lot geraten waren. Einerseits war die globale Zivilisierungsmission der Europäer ein ideologisches Werkzeug imperialer Welteroberung. Andererseits ließ sie sich nicht allein durch Kanonenboote und Expeditionstruppen verbreiten. Die Erfolge der Zivilisierungsmission im 19. Jahrhundert beruhten auf zwei weiteren Voraussetzungen: erstens der Überzeugung nicht nur von Vertretern europäischer Machteliten, sondern auch von privaten Globalisierungsagenten der unterschiedlichsten Art, dass die Welt ein besserer Platz würde, wenn möglichst viele Nichteuropäer die Errungenschaften der überlegenen Zivilisation übernähmen, und zweitens dem Auftreten von gesellschaftlichen Kräften an den zahlreichen «Peripherien», die eben diese Auffassung teilten. Das ursprüngliche Ideal der Zivilisierungsmission war strikt eurozentrisch, und in seinem Absolutheitsanspruch gegen jegliche Form von kulturellem Relativismus gerichtet. Es war dabei inklusiv: Die Europäer wollten ihre höhere Zivilisation nicht für sich behalten, die anderen sollten daran partizipieren dürfen. Es war auch politisch polymorph, indem Zivilisierung sowohl innerhalb wie außerhalb kolonialer Ordnungen stattfinden sollte. Sie konnte europäischer Landnahme vorausgehen, von ihr unabhängig sein oder ihr als nachträgliche Rechtfertigung dienen. Die Rhetorik von Zivilisation und Zivilisierung konnte ebensogut eine von Europa unabhängige Staatsbildung und Herrschaftssicherung begleiten. Sie baute auf dem optimistischen Gedanken des Fortschritts und der zunehmenden Annäherung zwischen den Kulturen der Welt auf. Sie eignete sich zugleich zur Rechtfertigung und propagandistischen Begleitung von «Projekten» aller Art, die vorgaben, solchem Fortschritt zu dienen. So ließen sich ohne Mühe nicht nur Barbaren und Andersgläubige «zivilisieren», sondern auch Flora, Fauna und Landschaften. Der rodende Siedler, der Großwildjäger und der Flussregulierer waren emblematische Figuren einer solchen allumfassenden Zivilisierung des Planeten. Ihre großen Widersacher, die es zu besiegen galt, waren Natur und Chaos, Traditionen und die Geister und Gespenster des «Aberglaubens» jeglicher Art.
Theorie und Praxis der Zivilisierungsmission haben eine Geschichte. Sie begann im späten 18. Jahrhundert, kurz nachdem der Begriff der «Zivilisation» zu einer zentralen Selbstbeschreibungskategorie europäischer Gesellschaften geworden war, zunächst in Frankreich und Großbritannien. Sie ging dann um die Mitte des 19. Jahrhunderts in eine Phase über, in der das Prestige der europäischen Zivilisation außerhalb Europas seinen Höhepunkt erreichte, und steigerte sich in den Jahrzehnten um 1900 zu größter zivilisationsmissionarischer Emphase, die allerdings angesichts der nun massiv eingesetzten Druckmittel imperialistischer Politik als zunehmend heuchlerisch aufgefasst wurde. Der Erste Weltkrieg beschädigte Ansehen und Aura des «weißen Mannes».3 Die Zivilisierungsmission war damit aber keineswegs begraben. Nach 1918 gingen alle Kolonialmächte zu so etwas wie einem eingreifenden Kolonialismus (colonial development) über, einer geläuterten und zeitgemäßen Variante der Zivilisierungsmission, die dann nach etwa 1960 ihre Fortsetzung in der Entwicklungspolitik nationaler Regierungen und internationaler Organisationen finden sollte.
Die Sattelzeit um 1800 war die Epoche, in welcher die Zivilisierungsmission in großem Stile praktisch zu werden begann. Dies setzte ideengeschichtlich zweierlei voraus: zum einen das Vertrauen der späten europäischen Aufklärung in Pädagogik, also den Glauben, dass Wahrheiten, einmal erkannt, dazu da seien, gelehrt und angewendet zu werden; zum anderen die Formulierung universaler Stufenmodelle der Menschheitsentwicklung von schlichten Urzuständen bis zur vollen Entfaltung einer auf Recht und Arbeitsfleiß beruhenden Bürgergesellschaft. Damit zeichneten sich bereits unterschiedliche Optionen ab. Wer eher dem automatischen Walten des Evolutionsprozesses vertrauen wollte, war weniger aktivistisch und interventionistisch gestimmt als derjenige, der den Drang verspürte, der Barbarei in der Welt militant zu Leibe zu rücken.
Der Begriff der «Zivilisierung» wurde im 19. Jahrhundert auch auf die eigene Gesellschaft angewendet. Ganze Nationalgeschichten, etwa die argentinische, wurden von einflussreichen Intellektuellen – in Argentinien von dem späteren Staatspräsidenten Domingo Faustino Sarmiento mit seiner epochemachenden Schrift Civilización y barbarie (1845) – aus dem Gegensatz von Zivilisation und Barbarei konstruiert.4 Innere Peripherien in alten ebenso wie neu entstehenden Nationalstaaten wurden als Überreste früherer Entwicklungsstufen und kulturferne Randzonen betrachtet. Was im schottischen Hochland an archaischen Clanstrukturen übrig geblieben war, verwandelte sich in Folklore für Touristen aus dem Süden. Schottland, das in den 1770er Jahren noch wie ein Afrika des Nordens hatte entdeckt werden können, wurde im Zeitalter der Kristallpalastausstellung (1851) zu einem sozialgeschichtlichen Freilichtmuseum. Harscher war und blieb der norditalienische Blick auf Grenzgebiete wie Sardinien, Sizilien und den Mezzogiorno. Je mehr nach der Bildung des italienischen Nationalstaates die Enttäuschung darüber wuchs, dass die Randzonen sich nur schwer integrieren ließen, desto mehr näherte sich die Sprache, in der im Norden über sie geredet wurde, der rassistisch durchtränkten Rhetorik, die man auf Afrika anwandte.5 Die Unterschichten in den Großstädten der Industrialisierung erschienen ebenfalls als fremde «Stämme», denen man mit dem Zwang von Staat und Markt, mit privater Wohltätigkeit und religiöser Überredung ein Minimum an zivilisierten, also bürgerlichen Verhaltensweisen beizubringen hatte.
|  Nationale Varianten: bayerisch, französisch, britisch


Die Zivilisierungsmissionen prägten sich auch in nationalspezifischer Weise aus. Die Deutschen besaßen bis 1884 kein überseeisches Kolonialreich, in dem sie «Kulturarbeit» (wie es damals hieß) hätten leisten können. Die deutsche Bildungsidee der klassischen und romantischen Periode war ein Programm der persönlichen Selbstkultivierung, nicht ohne eine starke Dosis von politischer Utopie. Mangels konkreter Barbaren wurde der Prozess des Zivilisierens individualistisch, nach innen gewandt und reflexiv. Als aber die Deutschen dann doch einmal Gelegenheit erhielten, sich an einem größeren Zivilisierungsprojekt zu beteiligen, da taten sie dies mit besonderem Eifer. 1832 stellten die Großmächte den neu geschaffenen Staat Griechenland unter bayerische Vormundschaft. Er erhielt einen bayerischen Prinzen als König, eine bayerische Bürokratie und eine bayerische Ideologie der «hebenden» Reform. Sie litt unter dem Widerspruch, dass man nach dem Ende der türkischen Fremdherrschaft das klassische Hellas, von dem jeder deutsche Gymnasiast träumte, wiederherstellen wollte, die völlige Nutzlosigkeit der «jetztlebenden» Griechen für diese hehre Aufgabe aber außer Frage zu stehen schien. Später zog sich die bayerische Regentschaft zurück, und die Griechen entledigten sich schließlich ihres ungeliebten Königs Otto und schickten ihn ins fränkische Exil.6 Es ist eine Ironie der Geschichte, dass sie nur wenig später auf eine eigene Variante der Zivilisierungsmission verfielen. Sie nannten sie die «Große Idee» (megali idea), richteten sie gegen die Türken, denen man möglichst viel altes hellenisches Land zu entreißen gedachte – und erlitten eine vernichtende Niederlage, als sie, von Selbstüberschätzung und von Großbritannien angespornt, 1919 den Fehler begingen, die türkische Armee anzugreifen. Unter den zahlreichen Fehlschlägen von Zivilisierungsmissionen war der Zusammenbruch des griechischen Expansionsehrgeizes nach dem Ersten Weltkrieg ein besonders spektakulärer Fall.
Zuvor hatte Napoleons Zivilisierungsmission zu Pferde gemischte Wirkungen erzielt. Die gesamte napoleonische Expansion, beginnend mit den frühen Feldzügen in Italien und Ägypten, war von Anfang an als eine gigantische Befreiungskampagne propagandistisch verbrämt worden. In Ägypten, später in Spanien und in der französischen Karibik war diese Mission gescheitert. Die schon befreiten Sklaven auf den Antilleninseln fanden sich 1802 sogar in erneuerter Sklaverei wieder. Im Gegensatz dazu hatte das französische Regime in den deutschen Rheinbundstaaten insgesamt einen tatsächlich zivilisierenden und modernisierenden Effekt. Hier führten die Franzosen Gesetze und Institutionen bürgerlichen Zuschnitts ein und beseitigten Traditionsreste einer überlebten Epoche. Indirekte französische Einflüsse hatten in Preußen und sogar, in abgeschwächter Form, im Osmanischen Reich ähnliche Wirkungen. Charakteristisch wurde der französische Stil des Zivilisierens. In den besetzten Gebieten Europas, besonders dort, wo sie auf katholisch geprägte Volkskulturen trafen, benahmen sich die französischen Offiziere und Zivilbeamten mit äußerster Arroganz und größter Herablassung gegenüber den als rückständig betrachteten Einheimischen. Die Besatzungsregimes waren zur gleichen Zeit extrem rational und effizient und von äußerster Distanz zu den Regierten gekennzeichnet. In Italien etwa hat die französische Herrschaft über kleine Kollaborationskreise hinaus selten eine Beziehung zur einheimischen Bevölkerung herstellen können.7
Das napoleonische Frankreich war die erste Verkörperung eines autoritären Zivilisierungsstaates in Westeuropa. Der Staat wurde zum Instrument einer geplanten Transformation überlebter Anciens Régimes innerhalb Frankreichs wie jenseits seiner Grenzen. Der Zweck von Reformen war nicht länger wie in der frühen Neuzeit, jedenfalls vor dem energischen Umstürzler in den Habsburger Landen, Kaiser Joseph II., die Behebung spezifischer Missstände. Nunmehr ging es um die Verwirklichung einer völlig neuen Ordnung. Diese «napoleonische» Art der technokratischen Umgestaltung von oben blieb nicht auf Frankreich beschränkt. Sie findet sich verschiedentlich an anderen Stellen der kolonialen Welt. So war Lord Cromer, der nach der britischen Okkupation von 1882 Ägypten als nahezu allmächtiger Statthalter regierte, durch seine Vorliebe für kalte administrative Rationalität eine Art von napoleonischer Figur, allerdings mit dem Unterschied, dass die Vorstellung, die einheimische Bevölkerung «befreien» zu wollen, bei ihm ganz verschwunden war. 1798 hatte Bonaparte die Aufklärung in Ägypten verbreiten wollen. Nach 1882 ging es Cromer nur noch darum, das strategisch wichtige Land am Übergang zwischen Asien und Afrika ruhig zu halten und auf feste fiskalische Grundlagen zu stellen – im Grunde die Perfektionierung indischer Herrschaftstechniken nach der Mutiny in einem anderen Kontext. Dies geschah in großer Distanz zur Masse der ägyptischen Bevölkerung. Die «Zivilisierung» Ägyptens diente allein den Interessen der Besatzungsmacht und hatte jeglichen revolutionären Anspruch verloren.8 Auf der anderen Seite ging keineswegs die gesamte spätere französische Kolonialpolitik «napoleonisch» vor. Bestenfalls in Westafrika kam man der Verwirklichung eines rationalen Erziehungsstaates ein Stück weit nahe. Doch auch hier musste dieser Staat Kompromisse schließen, zwar nicht mit Siedlern (wie in Algerien), aber doch mit einheimischen Machthabern, Kompromisse, die eine lupenreine direkte Herrschaft illusorisch werden ließen.
Im Unterschied zum religions- und kirchenfeindlichen Interventionismus des napoleonischen Staates war die frühe britische Zivilisierungsmission von starken religiösen Impulsen getragen. Ihr erster einflussreicher Fürsprecher Charles Grant, ein hoher Beamter der East India Company und Verfasser der einflussreichen Observations on the State of Society among the Asiatic Subjects of Great Britain (1792), war ein Vertreter des evangelikalen Aufbruchs im Zeitalter der Französischen Revolution. Die protestantische Selbstverpflichtung zur moralischen «Verbesserung» der Inder war eine Art von spezifisch britischer Kolonialromantik. Hinzu kam die besondere britische Form der Spätaufklärung, der Utilitarismus Jeremy Benthams, der in seinen rationalisierenden Absichten und autoritären Vorlieben dem napoleonischen Staatsverständnis nicht ganz fern stand.9 In Indien erreichte diese eigenartige Allianz von frommen Evangelikalen und religiös zumeist indifferenten Utilitaristen immerhin die Abschaffung solch anstößiger Übelstände wie der Verbrennung von Witwen bei lebendigem Leibe (sati) im Jahre 1829 – nachdem man diese Praxis, die jährlich Hunderte von Opfern forderte, im britisch regierten Bengalen siebzig Jahre lang geduldet hatte.10 Versuche, Indien im westlichen Sinne zu zivilisieren, erreichten ihren Höhepunkt in den 1830er Jahren und ihr Ende 1857 mit dem Schock des Großen Aufstandes.
Um diese Zeit hatten sich zahlreiche andere Betätigungsfelder für missionarische Einsatzbereitschaft gefunden. Nach der Jahrhundertmitte zeichnete sich ein besonderes britisches Muster der Zivilisierungsmission ab, weniger eine umstandslos realisierbare Blaupause als ein Konglomerat von Haltungen. Dieses Muster war stark von einem christlich-protestantischen Verantwortungsgefühl bestimmt, wie es in David Livingstone, dem berühmten Afrikareisenden, Missionar und Märtyrer, seinen deutlichsten Ausdruck fand. Auch die Verbreitung weltlicher Kulturwerte war hier weithin eine Sache der Missionare. Christliche Missionsgesellschaften und Staat standen in größerer Entfernung zueinander als im französischen Kolonialreich, wo Napoleon III. die katholische Mission zu einem direkten Werkzeug seiner imperialen Politik gemacht hatte und selbst die laizistische Dritte Republik die koloniale Zusammenarbeit mit Missionaren nicht verschmähte. Im britischen Empire blieben die Missionare auch dann noch auf die grundlegende Veränderung des Alltagslebens ihrer Schützlinge und Konvertiten erpicht, wenn der koloniale Staat sich zu solchen Zielen viel zurückhaltender verhielt.11 Nicht alle unter den zahlreichen protestantischen Missionsgesellschaften sahen ihre Aufgabe darin, noch etwas anderes als den Glauben der Missionierten zu verändern. Aber die meisten trennten nicht radikal zwischen Religion und zivilem Leben. Der typische britische Missionar des späten 19. Jahrhunderts hatte vieles im Angebot: Bibel und Fibel, Seife und Monogamie. Ein zweites Merkmal der Worte und Taten britischer Erzieher der Menschheit war die zunehmende Universalisierung ihres Programms. Spätestens seit der Mitte des Jahrhunderts stand hinter den Bemühungen, die sich auf einzelne Völker richteten, die Zuversicht, der Zivilisation an sich zum Durchbruch zu verhelfen. Trotz ihrer konkurrierenden Ansprüche auf Universalität war die französische mission civilisatrice stärker patriotisch grundiert. Der Universalismus der britischen Zivilisierung spiegelte die weltweite Allgegenwart des britischen Empire, seiner Schiffe, Missionare und Exportwaren, er reflektierte aber auch, dass sich die Briten in höherem Maße als jeder sonst mit zwei normativen Praktiken identifizierten, deren Operationsradius grundsätzlich unbegrenzt war: dem Völkerrecht und dem freien Markt.
|  Zivilisierung durch Recht


Zur Mitte des Jahrhunderts hin wurde das alte ius gentium in einen rechtlichen standard of civilization von allgemeiner Verbindlichkeit umgeformt. Im 19. Jahrhundert wurde das Recht zum wichtigsten Medium transkultureller Prozesse der Zivilisierung. Recht war wirkungsvoller als Religion, denn es ließ sich durch seine Importeure auch dort den örtlichen Bedürfnissen anpassen, wo die einheimischen Werte und Normen sich gegen religiöse Invasionsversuche immun zeigten. So hat Japan, wo die christliche Mission aller Konfessionen auch nach der Wiederzulassung des Christentums im Jahre 1873 nie so recht Fuß fassen konnte, in großem Umfang Elemente europäischer Rechtssysteme übernommen. In der islamischen Welt mit ihrer engen Verquickung von Glaube und Gesetz war der Widerstand gegen christliche Bekehrungsversuche mindestens ebenso stark, doch wurden auch hier in nicht-kolonialen Ländern wie dem Osmanischen Reich und Ägypten (vor der britischen Okkupation von 1882) Versatzstücke europäischen Rechts eingeführt. Prestige und Leistungsfähigkeit des Rechts ergeben sich aus seiner Doppelnatur: Es ist einerseits ein politisches Instrument in der Hand gesetzgebender Autoritäten, andererseits ein Produkt autonomer oder, wie die deutsche romantische Rechtstheorie es gerne sah, «anonymer» Entwicklungen gesellschaftlicher Wertvorstellungen. Dieser Doppelcharakter des Rechts zwischen Evolution und Konstruktion zeigte sich auch in kolonialen Zusammenhängen. Hier war Recht, samt seiner Durchsetzung durch Richter und Polizisten, oft eine scharfe Waffe kultureller Aggression. Verbote einheimischer Sprachen zum Beispiel gehörten zu den am meisten verhassten obrigkeitlichen Maßnahmen in der gesamten Geschichte des Kolonialismus. Solche Maßnahmen erwiesen sich unweigerlich als Eigentore und hatten niemals den beabsichtigten «zivilisierenden» Effekt. Zu den Stärken des British Empire, wenn man es mit anderen Kolonialreichen vergleicht, gehörte aber die offene und wandlungsfähige englische Rechtstradition, deren pragmatische Umsetzung in manchen Kolonien Raum für Kompromiss und Koexistenz mit einheimischen Rechtsbräuchen ließ. Sie war getragen von einem in Europa unvergleichlichen Rechtsbewusstsein, das in der Rechenschaftspflicht von Amtsinhabern nicht nur gegenüber Vorgesetzten, sondern vor einer ebenso moralisch wie rechtlich wachsamen Öffentlichkeit eines der wichtigsten Merkmale von Zivilisiertheit sah. Der international anwendbare standard of civilization war daher das Gegenstück zur innergesellschaftlichen Herrschaft des Gesetzes (rule of law).12
Der viktorianische standard of civilization entsprang in der Sicht der Zeitgenossen weniger dem konstruierten als dem evolutionären Aspekt des Rechts.13 Als ethnozentrischer Vorläufer der heutigen Menschenrechte war er im Laufe der Zeit entstanden und als universell gültiger Grundstock von Normen zu verstehen, die, in ihrer Summe genommen, umschrieben, was es bedeutete, ein Mitglied der «zivilisierten Welt» zu sein. Diese Normen fanden sich in mehreren Feldern juristischer Regelung. Das Spektrum reichte vom Verbot grausamer Körperstrafen über die Unantastbarkeit von Eigentum und zivilrechtlichen Verträgen bis zu akzeptablem Verhalten im internationalen Verkehr der Staaten. Dazu gehörte, dass Regierungen Botschafter austauschen und sich zumindest auf symbolischer Ebene untereinander als Gleiche behandeln sollten. Die evolutionäre Seite eines solchen Verständnisses von transkulturell gültigen Gesetzen bestand in der Idee, der standard of civilization sei das Geschöpf eines langen Prozesses zivilisatorischer Entwicklung in Europa und die sogenannten «führenden Nationen» – damit waren vor 1870 häufig nur Großbritannien und Frankreich gemeint – seien zu Hütern dieses Zustandes rechtlicher Perfektion berufen.14 Europas Anspruch auf moralische Autorität ergab sich, so diese Auffassung, aus erfolgreicher Selbsterziehung. Hatte man nicht im 18. Jahrhundert die öffentlichen Brutalitäten der Religionskriege hinter sich gelassen, dem Strafrecht (jedenfalls in der Anwendung auf Menschen mit weißer Hautfarbe) seine archaischen Züge genommen und den bürgerlichen Umgang miteinander in praktikable Regeln gegossen?
Bis in die 1870er Jahre hinein verwandten europäische Rechtstheoretiker den standard of civilization als Maßstab, um «barbarische» Praktiken in nichteuropäischen Ländern zu kritisieren. An eine Umsetzung in unmittelbare Aktion großen Stils war noch nicht gedacht. Sogar die «Öffnung» Chinas, Japans, Siams und Koreas durch Krieg oder eine sich drohend aufplusternde Kanonenbootpolitik wurde weniger als Teil einer umfassenden Zivilisierungsmission in diesen Weltgegenden denn als praktisch gebotene Erleichterung des zwischenstaatlichen Verkehrs gesehen. So war denn das 1842 für China geschaffene System der Vertragshäfen weniger ein westlicher Triumph als ein Kompromiss. China wurde gezwungen, zugunsten von Ausländern das Sonderrecht der «Exterritorialität» zu akzeptieren, aber man setzte es keineswegs unter Druck, sein gesamtes Rechtssystem auszuwechseln. Die Verwestlichung des chinesischen Rechts war ein überaus langwieriger Prozess, der erst nach 1900 begann und heute noch nicht abgeschlossen ist. Im 19. Jahrhundert war die nächste Stufe, die auf eine solche «Öffnung» folgte, das westliche Verlangen, einige begrenzte Rechtsbereiche zu reformieren. Dazu gehörten das Eigentums-und das Erbrecht, aber auch das Eherecht wurde in Ländern wie Brasilien oder Marokko unter europäischem Einfluss «zivilisierten» Gepflogenheiten angenähert.
|  Zivilisierung durch Markt und Gewalt


Das zweite große Vehikel der viktorianischen Erziehungsmission war der Markt. Die liberale Utopie einer Zähmung von Leidenschaften durch Interessen gehörte zu den Schlüsselelementen des viktorianischen Zivilisierungsdenkens. Märkte, so lautete die orthodoxe liberale Annahme, machten Nationen friedlich, Kriegerkasten überflüssig, Individuen fleißig und unternehmerisch ehrgeizig. Neu im 19. Jahrhundert war die Idee, der Markt sei ein «natürlicher» Mechanismus zur Erzeugung von Reichtum und zur Verteilung von Lebenschancen. Es bedürfe dazu nur des Abbaus hinderlicher Traditionen und des Verzichts der Obrigkeit auf unsachgemäße Eingriffe in natürliche Kreisläufe. Dann würden sich die Fähigkeiten der Menschen, unter welchen kulturellen Voraussetzungen auch immer, bis zum Maximum ihrer Möglichkeiten entwickeln. Der klassische Liberalismus nahm an, dass jedermann auf Marktanreize begeistert ansprechen werde. Durch Dampftransport und telegraphische Kommunikation würden Märkte in immer weiter ausgreifende Sphären der Aktivität einbezogen werden. Die viktorianische trade revolution würde sich in planetarischem Maßstab bemerkbar machen. Nicht alle Ökonomen in den mittleren Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts teilten einen solchen naiven Optimismus. Scharfsichtigere Beobachter der gesellschaftlichen Wirklichkeit sahen bald, dass Marktwirtschaft die Menschen nicht unbedingt perfektionieren und das allgemeine Moralniveau nicht zwangsläufig heben würde. Der Markt zivilisierte einige, ließ andere unberührt und brachte bei einer dritten Gruppe die hässlichsten Seiten der menschlichen Natur zum Vorschein. Wie John Stuart Mill und einige seiner Zeitgenossen vermuteten, bedurfte auch der homo oeconomicus einer gewissen Vorbereitung und Erziehung. Politisch war dies ein zweischneidiges Argument. Es versuchte vor den schockartigen Folgen einer plötzlichen Konfrontation vormoderner Wirtschaftskulturen mit einem ungezügelten Wettbewerb zu bewahren. Andererseits ließ sich daraus die Notwendigkeit eines vormundschaftlichen Kolonialismus ableiten, der den Nichteuropäern behutsam den Weg in die ökonomische Moderne öffnen solle. Die koloniale Praxis, von Reformern wie Mill in dieser Weise nicht gewollt, bedeutet unter dem Etikett «Erziehung zur Arbeit» oft sehr viel Arbeit bei sehr wenig Erziehung. Solche wirtschaftliche Kollektivpädagogik führte aber auch zu erfreulicheren Ergebnissen: der Entwicklungshilfe der nachkolonialen Epoche.
Marktwirtschaft, Recht und Religion waren die drei Säulen, auf denen die weltweit wirkungsvollste Variante des mächtigsten Projekts der Zivilisierungsmission ruhte, die britische. Im französischen Fall, doch in solcher Nachdrücklichkeit nirgendwo sonst, trat die Assimilation an die Hochkultur der Kolonialmacht hinzu.15 Einzelne Initiativen zur «Zivilisierung» unterschieden sich nicht nur national, sondern auch nach Zeit, Trägern, örtlichen Umständen und dem Ausmaß des wahrgenommenen Kulturgefälles. Wurde dieses Gefälle als unüberbrückbar groß verstanden und sprach man den Kandidaten des Zivilisiertwerdens die Fähigkeit ab, den Ansprüchen der «höheren» Kultur gerecht zu werden, dann war bald der Punkt erreicht, an dem sie als nutzlos, entbehrlich und aus «zivilisierender» Sicht als hoffnungslose Fälle erschienen. Verdrängung, Marginalisierung und im Extremfall physische Vernichtung waren die denkbaren Konsequenzen. Dies waren allerdings selbst in der Epoche des Hochimperialismus eher Ausnahmen. Keine Kolonialmacht hatte ein Interesse an systematischem Völkermord in Friedenszeiten. Im belgischen Kongo-Freistaat ließ man Greueltaten größten Ausmaßes allerdings seit den 1880er Jahren geschehen, deutsche Truppen verübten sie 1904/05 an den Herero und Nama in Deutsch-Südwestafrika, und einige der Kolonialkriege der Epoche, etwa der Eroberungskrieg der USA auf den Philippinen, wurden mit solch zielstrebiger Brutalität geführt, dass Historiker dafür oft den Begriff des Genozids verwenden.16
|  Sorge und Selbstbewusstsein


Zivilisierungsmission als Projekt kollektiver Lebensreform stand in der Mitte zwischen zwei Extremen der Nichtintervention: Auf der einen Seite koexistierte mit dem Humanitarismus eines moralbeflissenen Europas das Motiv der Vernachlässigung der «Wilden» oder «Primitiven», deren Untergang man mit Gleichmut und überheblichem Fatalismus hinnahm. Um die Jahrhundertwende war viel die Rede von sterbenden Völkern (dying races) an den Peripherien der Imperien, Völkern, deren Untergang man nicht aufhalten solle, doch schon die irische Hungersnot von 1846–50 war von besonders hartgesottenen Ökonomen als notwendige Anpassungskrise gedeutet worden.17 Auf der anderen Seite bevorzugten sämtliche europäischen Kolonialmächte unter besonderen Umständen eine Politik der indirect rule, die jeden tieferen Eingriff in einheimische Gesellschaftsstrukturen bewusst vermied. Dort, wo solche indirekte Herrschaft praktiziert wurde, ließ man die Einheimischen in Ruhe, solange sie den Frieden hielten, ihre Steuern zahlten, auf den «Rat» kolonialer Agenten hörten und Produkte für den Export zuverlässig ablieferten. Einheimisches Recht, einschließlich «barbarischer» Strafpraktiken, wurde dann oft unberührt gelassen. Die kolonialen Behörden zügelten übereifrige Missionare, und manchmal pflegten sie Beziehungen gegenseitigen Respekts mit einheimischen Oberschichten, deren farbenfrohe Exotik man sich nicht durch die Eintönigkeit der Verwestlichung nehmen lassen wollte. Das Verhältnis der Briten zu indischen Fürsten oder malaiischen Sultanen war von dieser Art, ebenso auch die Behandlung der indigenen Elite im französischen Protektorat Marokko seit 1912.18
Unter solchen Umständen konnten Zivilisierungsmissionen bewährte Machtbalancen und Kompromisse kultureller Koexistenz nur stören. Denn im Kern von Zivilisierungsmissionen lag die Absicht, ganze Gesellschaften mit allen Aspekten ihrer Lebensweisen radikal umzumodeln. Erstaunlich ist, mit welcher Selbstsicherheit manche Missionare, die sich fernab von imperialer Protektion oft in der Position verwundbarer Minderheiten fanden, eine solche Totalreform für möglich hielten. Überhaupt waren Zivilisierungsmissionen meist das Programm und auch Werk von Minderheiten. Schon in den europäischen Gesellschaften selbst sahen sich bürgerliche Reformaktivisten von «unzivilisierten» Mehrheiten umgeben: Bauern, städtischen Unterschichten, fahrendem Volk. Die wachsenden Metropolen waren das Ziel von Migrationen, die eine ambivalente Mischung von Abweisung und philanthropischem Veränderungswillen hervorriefen. Beobachter wie Friedrich Engels oder Henry Mayhew sahen nur geringe Unterschiede zwischen englischen Slumbewohnern und den armen Volksmassen in den Kolonien. Mayhew zog eine enge Analogie zwischen den besitzlosen «städtischen Nomaden» daheim und den wahren Nomaden weit weg in der Wüste. Aus der Sicht bürgerlicher Reformminoritäten waren die «inneren Barbaren» kaum weniger fremd und furchterregend als exotische Wilde. Dies war keine europäische Besonderheit. In Mexiko führten die liberalen científicos, eine bürokratische Elite, die sich die städtischen Oligarchien und effizienten Staatsapparate Europas zum Vorbild nahm, eine langwierige Kampagne gegen die ländlichen Indios und deren angeblich rückständiges Ideal des Gemeineigentums an Land. Rassistische Vertreter dieser Elite beurteilten die Indios freilich als biologisch unterlegen und daher unerziehbar.19 Auch städtische Intellektuelle und Bürokraten in Tokyo, Istanbul oder Kairo betrachteten die bäuerlichen Regionen ihrer jeweiligen Länder als eine distanzierte wilde Welt.
Der spektakulärste Ausbruch von «Wildheit» innerhalb einer Welt, die auf ihre zivilisierte Verfeinerung stolz war, geschah während des Pariser Commune-Aufstandes von 1871. Nach seiner Unterdrückung, die an Gewaltsamkeit den britischen Strafaktionen nach dem Indischen Aufstand von 1857 nicht nachstand, wurden 4000 der überlebenden communards nach Neu-Kaledonien deportiert, eine erst jüngst übernommene Kolonie im südlichen Pazifik. Dort wurden die besiegten Rebellen einem harten Programm der Zivilisierung unterworfen, das sich kaum von der Art und Weise unterschied, wie man gleichzeitig die einheimischen Kanaken behandelte.20 Aus der Sicht der Zivilisierten des 19. Jahrhunderts verbarg sich Barbarei überall und in den verschiedensten Gestalten und verlangte Gegenmaßnahmen in allen Ecken der Welt. Nur dort, wo das demographische Übergewicht der Weißen unverkennbar wurde, konnte Zivilisierung aus einer Haltung unangefochtener Überlegenheit erfolgen, vor allem gegenüber den Indianern Nordamerikas nach dem Ende der Indianerkriege oder auch auf den Philippinen, wo die USA bereits vor dem Ersten Weltkrieg systematische Reformprogramme in die Wege geleitet hatten.
Die Sprache von Zivilisation und Zivilisierung war das dominierende Idiom des 19. Jahrhunderts. Sie wurde in den Jahrzehnten um die Jahrhundertwende kurz von einem Rassismus unterminiert oder in Frage gestellt, der in seinen extremen Formen die Bildbarkeit der Anderen bezweifelte. Nach dem Ersten Weltkrieg, in einer Atmosphäre, in der sich rassistische Rhetorik weltweit – aber nicht in Deutschland und Ostmitteleuropa – abmilderte, erlebte das Zivilisierungsdenken eine Renaissance, bevor sich in den 1930er Jahren Italiener, Japaner und Deutsche einzureden begannen, sie seien als Herrenmenschen mit dem Recht des Stärkeren begabt und zu einem Kolonialismus berechtigt, der auf jenes Minimum an Sympathie mit den Kolonisierten verzichten könne, das für die transformative Beziehung der Zivilisierungsmission unerlässlich ist. Von der viktorianischen Zivilisierungsmission führen mithin verschiedene Wege in die Zukunft: Einer dieser Wege endete im 20. Jahrhundert an jenem Extrempunkt, wo mit der Negierung der Humanität der Anderen die Fiktion der eigenen Zivilisiertheit zusammenbrach. Ein anderer Weg führte über Ansätze von colonial development während des Spätkolonialismus zur nicht nur nationalen, sondern auch international organisierten Entwicklungshilfe der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Ein dritter Weg mündete in die Indifferenz, dorthin nämlich, wo trotz großen Aufwandes individuelle Zivilisierungsmissionen scheiterten. Der optimistische Zivilisator riskiert stets den Fehlschlag seiner Bemühungen. Die Briten erlebten diesen Moment 1857, als sich «Indien» (so wurde es in kollektiver Einheitlichkeit in Großbritannien wahrgenommen) mit schockierender Drastik nach Jahrzehnten britischer Reform als «undankbar» und «unbelehrbar» erwies. Missionare machten immer wieder eine ähnliche Erfahrung: Die Christianisierung, die sie eingeleitet hatten, blieb oberflächlich, oder sie gelang umgekehrt so gründlich, dass die Neubekehrten sich von ihren missionarischen Förderern lösten. Politische Autonomiebewegungen aller Art wurden häufig als unbeabsichtigte Nebenwirkungen der Verbreitung westlichen Denkens interpretiert. Asiaten und Afrikaner wandten das Recht, das sie durch die Europäer kennengelernt hatten, kritisch gegen diese und spielten den Universalismus hehrer Rechtsprinzipien gegen die blamable koloniale Praxis aus. Die mühsam verbreiteten europäischen Sprachen wurden zu Instrumenten anti-imperialer Rhetorik.
Das 19. Jahrhundert hebt sich aus der Kette der Epochen dadurch heraus, dass niemals zuvor und in solcher Unbefangenheit seit dem Ersten Weltkrieg auch nicht wieder die Herrschafts- und Bildungseliten Europas derart selbstsicher überzeugt waren, an der Spitze des Fortschritts zu stehen und eine Zivilisation von weltweiter Maßstäblichkeit zu verkörpern. Oder umgekehrt gesagt: die Erfolge Europas bei der Schaffung von materiellem Reichtum, bei der wissenschaftlich-technischen Meisterung der Natur und bei der militärisch und wirtschaftlich gestützten Ausweitung von Herrschaft und Einfluss über die Welt ließen ein Überlegenheitsgefühl entstehen, das seinen symbolischen Ausdruck in der Rede von Europas universeller «Zivilisation» fand. Gegen Ende des Jahrhunderts bürgerte sich dafür eine neue Bezeichnung ein: die «Moderne».21 Dieses Wort kannte keinen Plural; erst in den letzten Jahren des 20. Jahrhunderts begann man von «multiplen Modernen» zu sprechen. Der Begriff der «Moderne» ist bis heute schillernd geblieben. Darüber, wann diese Moderne historisch begonnen haben soll, hat man sich niemals einigen können. Schon früh ist der Begriff in zwei Bedeutungen verschiedenen Umfangs verwendet worden. Einmal bezeichnete man die (west-)europäische Zivilisation insgesamt und in Abgrenzung von allen anderen Kulturen als «modern». Dann wurden aber auch Widersprüche in Europa selbst thematisiert. Diese Widersprüche wiederum lagen auf zwei Ebenen. Erstens bezeichneten «Moderne» und «Modernität» eine avantgardistische Oppositionshaltung kleiner Kreise, die dem Traditionalismus und Philistertum der Mehrheit vorauseilten. Als in diesem engen Sinne «modern» haben sich die verschiedenen Bewegungen der Erneuerung in den Künsten verstanden. Sie setzten sich im Namen der Modernität über akzeptierte ästhetische Normen hinweg. Zweitens konnte niemand die geographischen Abstufungen innerhalb Europas übersehen. «Modern» waren in vielen Ländern des Kontinents um 1900 bestenfalls Lebensformen, Bewusstsein und Geschmack städtischer Eliten; das Land vegetierte träge dahin. Bei ganzen Großregionen war es aus intellektueller, bürgerlicher und aristokratischer Sicht von London, Paris, Amsterdam, Wien, Berlin, Mailand, Budapest, auch von Boston oder Buenos Aires aus fraglich, ob sie Spender oder eher bedürftige Empfänger von Zivilisierung seien. Gehörten der Balkan, Galizien oder Sizilien, Irland oder Portugal und die rustikalen Frontiergesellschaften auf dem amerikanischen Kontinent überhaupt zur «zivilisierten Welt»? In welchem Sinne waren sie ein Teil des «Westens»?
Der arrogante Stolz auf die eigene Zivilisiertheit und der Glaube, zu ihrer weltweiten Verbreitung berechtigt und verpflichtet zu sein, waren zum einen pure Ideologie. Diese wurde in unzähligen Fällen benutzt, um Aggression, Gewalt und Raub zu rechtfertigen. Civilizational imperialism schlummerte in jeder Form von Zivilisierungsmission.22 Auf der anderen Seite aber war ein Überschuss der westeuropäischen und der neo-europäischen Gesellschaften an Dynamik und Einfallsreichtum nicht zu übersehen. Die Asymmetrie historischer Initiative schlug vorübergehend zugunsten des «Westens» aus. Die Anderen schienen keine Zukunft außer der mühsam nachholenden Imitation des Westens vor sich zu sehen. Sie blieben, so wollte es die westliche Doktrin vom zivilisatorischen Vorsprung, entweder in «geschichtsloser» Vorzeitigkeit befangen oder kämpften gegen die Bürden bleierner Traditionen. Um 1860 gab es gute Gründe, die Welt so zu sehen. Um 1920 waren die materiellen Unterschiede zwischen den reichsten westlichen Ländern und den ärmsten Gesellschaften anderswo auf der Erde weiter gewachsen. Zugleich begannen sich aber erste Kräfte zu regen, die den Universalitätsanspruch des Westens in Frage stellten. Diese Kräfte waren am Ende des Ersten Weltkriegs noch sehr schwach. Im 1919 gegründeten Völkerbund fanden sie noch nicht das Forum, das ihnen nach 1945 die UNO bieten würde. Das Versprechen des Jahres 1919, als der amerikanische Präsident Woodrow Wilson mit seiner vagen Parole von der «Selbstbestimmung der Völker» emanzipatorische Hoffnungen in vielen Teilen der Welt geweckt hatte, verpuffte folgenlos.23 Die Kolonialreiche der Siegermächte blieben bestehen. Die Entzauberung Europas, dessen Selbstzerfleischung von außen mit Verwunderung betrachtet worden war, zeitigte einstweilen wenige konkrete Konsequenzen. Selbstzweifel des Westens im Inneren (Oswald Spengler, Der Untergang des Abendlandes, 1918–22) und Herausforderungen von außen, vor allem der Aufstieg des japanischen Imperiums, gefährdeten den europäisch-nordamerikanischen Zivilisationshochmut noch nicht. Mahatma Gandhi allerdings, der größte asiatische Gegenspieler des Westens in der Zwischenkriegszeit, brachte das Problem ironisch auf den Punkt, als er auf die Reporterfrage, was er von der «westlichen Zivilisation» halte, geantwortet haben soll: «It would be a good idea».24 Gandhi und fast alle anderen nationalistischen Führer des indischen Freiheitskampfes zögerten dennoch nicht, ihren britischen Widersachern zur Seite zu springen, als sich Ende der 1930er Jahre abermals ein Riss quer durch den Westen auftat und die nationalsozialistische Herausforderung den Zivilisationsdünkel der Briten durch Rassenhass zu übertreffen drohte.
2  |  Sklavenemanzipation und
«Weiße Vorherrschaft»

|  Sklavenhaltender Westen, sklavenfreies Ostasien


Um 1800 nistete die Barbarei noch im Herzen der Zivilisation. Die nach eigener Einschätzung zivilisiertesten Staaten der Welt duldeten in ihren Jurisdiktionsgebieten, zu denen auch die Imperien gehörten, weiterhin die Sklaverei. Im Jahre 1888, ein Jahrhundert nach der Gründung der ersten kleinen Aktionsgruppen gegen die Sklaverei in Philadelphia, London, Manchester und New York, war die Sklaverei überall in der Neuen Welt und in vielen Ländern auf anderen Kontinenten für unrechtmäßig erklärt worden. Von dort aus war es nur noch ein kleinerer Schritt zur heutigen Rechtslage, in welcher Sklaverei als ein Verbrechen gegen Menschheit und Menschlichkeit gilt. Die Spuren einer Institution, auf der große Teile der Wirtschaft des amerikanischen Doppelkontinents einschließlich der Karibik seit Jahrhunderten beruht hatten, verschwanden nicht über Nacht. Die mentalen und gesellschaftlichen Folgen der Sklaverei hielten noch Jahrzehnte an. Manche sind heute noch erkennbar. In Afrika, das die Sklaven für die Plantagen Amerikas geliefert hatte, hielten sich Reste von Sklavenhandel und Sklaverei weit in das 20. Jahrhundert hinein. Erst in den 1960er Jahren, ein volles Jahrhundert nach der Abschaffung der Sklaverei in den USA, wurde in der islamischen Welt ein breiter Konsens gegen die juristische Legitimität und gesellschaftliche Akzeptanz der Sklaverei erreicht. Als letzter Staat der Welt verbot das muslimische Mauretanien 1981 die Sklaverei.25
Dennoch war das Jahr 1888 eine tiefe Zäsur in der Menschheitsgeschichte. Jene Institution, die wie keine andere dem liberalen Geist der Zeit widersprach, war außerhalb der islamischen Kultursphäre gegen Ende des Jahrhunderts weithin delegitimiert und geächtet und faktisch bis auf kleine Reste verschwunden. Wenn es da und dort noch Gesellschaften mit Sklaven gab, so doch nach der Entscheidung Brasiliens, die Sklaverei für illegal zu erklären, keine ausgesprochenen Sklavereigesellschaften mehr. Ein letztes Relikt des 17. Jahrhunderts, als die Sklavereisysteme ihre erste große Blüte erlebt hatten, ging unter, als es nirgendwo im Einflussbereich des Westens noch länger gestattet war, Menschen als käufliches und vererbliches Eigentum zu behandeln.
Wenn man sich im Westen dazu gratulierte, in einem großen Prozess der Selbstzivilisierung die Barbarei von Sklavenhandel und Sklavenarbeit hinter sich gelassen und endlich eine wahrhaft christliche Gesellschaft errichtet zu haben, dann wäre es auch gerecht gewesen, darauf hinzuweisen, dass nicht überall auf der Welt die Sklaverei noch das 18. und frühe 19. Jahrhundert prägte. Im Europa des 16. und 17. Jahrhunderts war eine Tendenz in Richtung auf freiere Arbeitsverhältnisse sowohl in den überseeischen Kolonien als auch – in Gestalt der «zweiten Leibeigenschaft» – östlich der Elbe in ihr Gegenteil umgebogen worden. Zur gleichen Zeit gab es aber in China und Japan, anders als in Korea, wo die Sklaverei erst 1894 unter japanischem Einfluss abgeschafft wurde,26 kaum noch nennenswerte Sklavereiverhältnisse. Im konfuzianisch geprägten Vietnam gingen sie während des 18. Jahrhunderts allmählich zurück. Sie wurden auch in den Jahrhunderten der frühen Neuzeit, der Zeit der großen westlichen Sklavereirenaissance, nicht wieder eingeführt. Im 18. Jahrhundert waren daher zwar China und Japan, nicht aber der Westen im Prinzip sklavenfreie Zivilisationen. Der Buddhismus, dessen Einfluss in Südostasien am größten war, stand der Sklaverei distanzierter gegenüber als Islam und kirchliches Christentum, auch wenn es erst im 19. Jahrhundert zu Abolitionsentscheidungen kam. Als 1874 im buddhistisch geprägten Siam am Ende eines mehrere Jahrzehnte langen Prozesses der Zurückdrängung unfreier Arbeit und extremer sozialer Stigmatisierung ein erstes Abolitionsdekret erlassen wurde, das noch nicht alle Arten von Sklaven erfasste (die letzten Ausnahmen wurden 1908 aufgehoben), geschah dies weniger auf direkten westlichen Druck denn als Folge eines buddhistischen revival, das an das exemplarische Leben des Buddha erinnerte, verbunden mit dem Willen der siamesischen Monarchie, ihr entstehendes Image von Modernität zu stärken. Im frühen 20. Jahrhundert sorgte die aufgeklärt-absolutistische Monarchie, die bis 1932 bestand, dafür, dass das alte Sklavenland Siam sich eine neue Identität zulegte: Das Wesen Thailands wurde geradezu als Sklavereilosigkeit bestimmt.27
|  Kettenreaktionen


Solche vergleichenden Überlegungen wurden allerdings um die Jahrhundertwende im Westen selten angestellt. Die östlichen Gesellschaften mit Ausnahme Japans wurden so geringgeachtet, dass man einen wichtigen historischen Vorsprung, den sie erreicht hatten, nicht wahrzunehmen bereit war. Auch ein zweiter Punkt ging im zeitgenössischen Wohlgefallen über das Ende der Sklaverei unter: die Tatsache, dass dieses Ergebnis nicht allein durch ein selbsttätiges Walten des Fortschritts herbeigeführt worden war, dass es vielmehr ohne die Bereitschaft vieler Einzelner, moralische Empfindungen in politisches Handeln umzusetzen, nicht so weit gekommen wäre. Die Sklaverei wurde aktiv bekämpft. Ihre Gegner in Europa und Amerika mussten manche Rückschläge hinnehmen, einige ihrer Siege waren knapp und prekär, denn die Sklaverei wurde von starken Interessen verteidigt. Sie ist nicht mit der Zeit «abgestorben», nicht an ihrer angeblichen Unzeitgemäßheit zugrunde gegangen. Ihr Schicksal war mit den großen Konvulsionen der Epoche verbunden. Nicht in Friedenszeiten, sondern im Zusammenhang mit Revolutionen, Bürgerkriegen und scharfen internationalen Rivalitäten erlitt die Sklaverei ihre größten Niederlagen.
Das Ende der Sklaverei im eigenen Hause verschaffte Europäern und Nordamerikanern am Ende des 19. Jahrhunderts eine neue Rechtfertigung für ihre Zivilisierungsmissionen. Die «zivilisierte Welt» hatte, so schien es, abermals ihre Überlegenheit und damit ihr Anrecht auf weltweite Führung bewiesen. Vor allem gegenüber der islamischen Welt, in der damals die Sklaverei noch weithin als unanstößig galt, konnte man nun – und nicht ohne Grund – eine Haltung unbeschwerter moralischer Superiorität einnehmen. In Afrika wurde der europäische Kampf gegen die Sklaverei sogar zu einem der wichtigsten Motive und Rechtfertigungsgründe militärischer Interventionen. Kolonialismus wurde vor allem wegen seiner Frontstellung gegen Sklaverei als Kraft des Fortschritts gesehen. Progressive Imperialisten, weiße Abolitionisten und afroamerikanische Sklavereigegner trafen sich in der Absicht, die Sklaverei auch auf der afrikanischen Seite des Atlantiks zu bekämpfen.28 Man drang in das Innere des Kontinents vor, um dort Sklavenhändlern das Handwerk zu legen und die politische Macht von Sklavenbesitzern zu zerstören. In den neu eroberten Kolonien aus der Zeit des Hochimperialismus wurde Sklaverei nicht wieder eingeführt. Ein harter Arbeitszwang war durchaus die Regel, aber nirgends in den europäischen Überseereichen wurde der Sklavenhandel zugelassen und der Sklavenstatus im Kolonialrecht festgeschrieben. Hatten Europäer in der frühen Neuzeit noch einen tiefen Graben zwischen die heimischen Rechtsgebiete auf dem europäischen Kontinent und die rechtlichen Verhältnisse in den Überseekolonien gelegt, so führte der Hochimperialismus zumindest auf diesem Gebiet einen einheitlichen Rechtsraum herbei. Nirgendwo in den Imperien der Briten oder Niederländer, Franzosen oder Italiener war es statthaft, andere Menschen zu kaufen, zu verkaufen, zu verschenken und ihnen ohne staatliche Beauftragung, also im Strafvollzug, schwere körperliche Grausamkeiten zuzufügen.
Das Zurückdrängen von Sklavenhandel und Sklaverei geschah als eine transatlantische Kettenreaktion, bei der jede lokale Handlung durch einen größeren Zusammenhang zusätzlichen Sinn erhielt. Die britischen Abolitionisten gingen noch weiter und verstanden sich von Anfang an als Aktivisten eines weltweiten Projekts. Nachdem die Abschaffung der Sklaverei im eigenen Herrschaftsbereich gelungen war, schickten sie Delegationen zu Sklavenstaaten und organisierten internationale Kongresse.29 Gegner wie Verteidiger der Sklaverei beobachteten die internationale Szene genau und versuchten immer wieder, die jeweiligen Kräfteverhältnisse neu einzuschätzen. Die Kettenreaktion verlief nicht stetig und kontinuierlich. Zwischen einzelnen Etappen der Sklavenemanzipation lagen lange Zeiten der Stagnation und sogar des neuerlichen Auflebens der Sklaverei. So war die historische Stellung der Revolution von Haiti durchaus zweideutig. Auf der einen Seite wurde in der französischen Kolonie Saint-Domingue, die sich 1804 in den unabhängigen Staat Haiti verwandelte, in den 1790er Jahren ein Sklavereisystem auf revolutionärem Wege radikal zerstört. Überall, wo Sklaven im atlantischen Raum davon erfuhren, wirkte dieses Ereignis als ein Fanal der Befreiung. Andererseits stärkten die Geschehnisse in der ehemaligen französischen Zuckerkolonie die Sklaverei anderswo. Französische Pflanzer aus Saint-Domingue flohen ins britische Jamaika und auf die spanische Insel Kuba und trugen dort zum Ausbau der Sklavenökonomie bei. Kuba wandelte sich überhaupt erst infolge dieser Zufuhr von Kapital und Migrantenenergie von einem vergessenen Winkel der kolonialen Welt in ein Land des exportorientierten Agrobusiness.30 Wer dort oder in den Südstaaten der USA Argumente dafür suchte, jegliches Zugeständnis an unzufriedene Sklaven zu vermeiden, fand sie in der Überzeugung, erst die Lockerung des Zwangs während der französischen Revolutionsjahre habe den Sklaven die Möglichkeit für militanten Protest eröffnet.
Das Muster der Verhärtung von Sklavereisystemen als Reaktion auf Emanzipationsschritte wiederholte sich in den 1830er und 1840er Jahren. Nach einer kurzen Übergangszeit der auslaufenden Quasi-Sklaverei war die Abolition in den britischen Karibikkolonien und in Südafrika 1838 rechtskräftig geworden und hatte 800.000 Kindern, Frauen und Männern die Freiheit gebracht. Dies war als Emanzipation von Staats wegen und nicht wie in Haiti als Ergebnis eines revolutionären Krieges geschehen. Doch waren die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Folgen in den britischen West Indies ähnlich. Nach der Auflösung des großbetrieblichen Plantagenbesitzes auf Inseln wie Jamaika, Barbados, Trinidad oder Antigua glitt die Landwirtschaft dort in kleinbäuerliche Subsistenzwirtschaft zurück. Die Inseln fielen als exportierende Erzeuger imperialen Reichtums weitgehend aus. Monetäre Entschädigungen aus der britischen Staatskasse flossen an Pflanzer, die vielfach als absentee owners in England lebten; diese Mittel wurden nicht in der Karibik re-investiert. (In Südafrika hingegen wurden die Kompensationen zur gleichen Zeit überwiegend in die lokale Wirtschaft eingespeist und zeitigten belebende Wirkungen.) Apologeten der Sklaverei, abermals vor allem in den Südstaaten, sahen das Paradox bestätigt, der – aus ihrer Sicht vermeintliche – moralische Fortschritt der Emanzipation sei durch einen wirtschaftlichen Rückschritt zum Schaden aller Beteiligten mehr als aufgewogen worden. Die Umstände der Emanzipation in der britischen Karibik festigten den Entschluss der Plantagenbesitzer anderswo, die Wiederholung solcher Entwicklungen zu verhindern.31
|  «Antislavery»: Eine britische Antwort auf die Französische Revolution


Im «Zeitalter der Vernunft» hatten nur wenige Europäer Anstoß an Sklavenhandel und Sklaverei genommen, die während des 18. Jahrhunderts im atlantischen Raum immer mehr Bedeutung gewannen. Einzelne kritische Stimmen (etwa Montesquieu, der Abbé Raynal oder Condorcet) konnten nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Sklaverei mit den moralischen Empfindungen und sogar mit dem Naturrechtsdenken der Aufklärung selten in Widerspruch geriet. Da es sich fast ausschließlich um die Versklavung schwarzer Afrikaner handelte, kam hintergründig eine Tradition der europäischen Abwehr und Abwertung alles Schwarzen ins Spiel. Auch wenn die Aufklärer noch an der Einheit des Menschengeschlechts festhielten und nicht, wie spätere Rassentheoretiker des 19. Jahrhunderts, die Menschheit in unterschiedliche rassisch definierte Spezies aufspalten wollten, so waren doch in der Auffassung der europäischen frühen Neuzeit Menschen von schwarzer Hautfarbe die Außenseiter schlechthin, noch fremder als Araber oder Juden.32
Der Humanitarismus, wie er in den 1780er Jahren die ersten Gründer von Agitationsvereinigungen gegen die Sklaverei motivierte, entsprang weniger der hohen Philosophie der Epoche als zwei anderen Quellen: zum einen der Erneuerung eines christlichen Brüderlichkeitsdenkens bei einigen Außenseitern der etablierten Religion, zum anderen einem neuen Patriotismus, der die Überlegenheit der eigenen Nation nicht allein in wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit und militärischer Macht zu sehen wünschte, sondern auch in ihrer Kraft, der Welt moralisch und rechtlich den Weg zu weisen. Dieser christlich-patriotische Humanitarismus war eine britische Besonderheit. Eher eine Haltung als eine ausformulierte Lehre, bewegte er zunächst einige wenige Aktivisten, unter denen sich schon früh auch einige schwarze Ex-Sklaven wie Olaudah Equiano (1745–1797) fanden.33 Er erhielt aber bald starke Resonanz in einer britischen Öffentlichkeit, die mit der Anti-Sklaverei-Bewegung selbst in eine neue Phase ihrer Entwicklung trat. Antislavery wurde zu einer Parole, in der sich auf dem Höhepunkt der Bewegung Hunderttausende zu friedlicher außerparlamentarischer Aktion zusammenfanden. In einem politischen System, in dem das souveräne Parlament noch fest in den Händen einer winzigen Oligarchie lag, spendeten sie Geld für die Unterstützung geflohener Sklaven, besuchten sie Massenveranstaltungen, auf denen von den Schrecken der atlantischen Sklavenschiffe und den Verhältnissen auf den karibischen Plantagen berichtet wurde, und unterschrieben sie Petitionen an die Gesetzgeber in Westminster. Durch Käuferstreiks, etwa den Boykott karibischen Zuckers, übten sie einen materiellen Druck auf Sklavereiinteressen aus. Unter solchen Umständen votierten die Mitglieder beider Häuser des Parlaments, die sich in ausführlichen Anhörungen über die Einzelheiten des Sklavenhandels unterrichtet hatten, im März 1807 für das Verbot des Sklavenhandels auf Schiffen unter britischer Flagge mit Wirkung vom 1. Januar 1808. Bereits 1792 war man einer solchen Entscheidung nahegekommen, nun gelang sie im zweiten Anlauf. Der Dichter Samuel Taylor Coleridge sprach aus, was viele dachten: Die Eroberungen Alexanders und Napoleons nähmen sich bescheiden aus neben dem Triumph über den Sklavenhandel.34
Die Forschung ist sich darüber einig, dass eine solche spektakuläre Zerstörung einer imperialen Institution aus der Mitte eines der größten Sklavereisysteme nicht allein aus wirtschaftlichen Gründen und Ursachen erklärt werden kann.35 Die mit Sklaven betriebene Plantagenwirtschaft hatte gegen Ende des 18. Jahrhunderts einen Höhepunkt an Leistungsfähigkeit und Rentabilität erreicht, einzelne Eigentümer häuften gewaltige Vermögen an, und auch volkswirtschaftlich sprach nichts für Veränderungen an der herrschenden Praxis. Die Auffassungen, wie sie etwa Adam Smith vertrat, freie Arbeit sei produktiver als erzwungene, hatte sich keineswegs als Mehrheitsmeinung der britischen Ökonomen durchgesetzt. Ideelle Motive, für die sich eine genügende Zahl von Mitgliedern der politischen Elite dann erwärmen konnten, wenn sie keine unmittelbaren Westindien-Interessen vertraten, gaben den Ausschlag. Sie gehörten, insgesamt gesehen, zur ideologischen Antwort Großbritanniens auf die Französische Revolution und Napoleon.
Die Revolution hatte, zumal in ihrer Anfangsphase vor dem Terror, einen menschheitlichen Universalismus auf ihre Fahnen geschrieben, auf den die bloße Bekräftigung nationaler Partikularinteressen keine überzeugende Antwort gab. Der Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte ließen sich nur konservative Defensivideologien entgegensetzen, es sei denn, man definierte ein eigenes Feld übernationaler Universalität. Ein solches Feld war die Sklaverei. Hier hatte die revolutionäre Nationalversammlung in Paris, in der ganz ähnlich wie im britischen Parlament, Plantageninteressen ein erhebliches Gewicht besaßen, zögernd und wenig konsequent taktiert. Zwar hatte der Konvent 1794 endlich die Sklaverei in allen französischen Besitzungen für unrechtmäßig erklärt und die Staatsbürgerschaft auf alle Männer in Frankreich und den Kolonien ohne Ansehen ihrer Hautfarbe ausgedehnt, doch legalisierte der Erste Konsul Napoleon Bonaparte 1802 die Sklaverei und den Sklavenhandel aufs Neue. Frankreich hatte also innerhalb weniger Jahre seine Meinungsführerschaft auf diesem Gebiet verloren und war in die selbstsüchtigen Gewohnheiten des Ancien Régime zurückgefallen. In den Jahren vor dem Parlamentsbeschluss von 1807, also auf einem Höhepunkt der Auseinandersetzung mit Napoleon, hatte die patriotische Öffentlichkeit Großbritanniens die ideologische Initiative übernommen. Sie konnte sich dabei auf die Tatsache berufen, dass in keinem anderen Land der Welt bewährtere institutionelle Garantien gegen Willkürherrschaft, ob nun monarchischer oder revolutionärer Natur, bestanden als im Vereinigten Königreich. Man musste diese Garantien nur auf die Kolonien übertragen.
Solche politischen Beweggründe ließen sich leicht mit individuellen Handlungsantrieben verbinden. Der persönliche Einsatz für den guten Zweck des Abolitionismus erlaubte es gleichzeitig, im Vorgriff auf eine noch ausstehende Demokratisierung des britischen politischen Systems Engagement als Bürgerin – an der Abolitionsbewegung waren sehr viele Frauen beteiligt – und Bürger zu zeigen und Entlastung von einer Bürde zu finden, die zunehmend als kollektive Schuld empfunden wurde. Die kalkulierte Rhetorik der führenden Abolitionisten setzte genau hier an: bei einer Identifikation mit Opfern, wie sie bereits in den sentimental novels des 18. Jahrhunderts vorbereitet worden war, und bei der damals ebenfalls populären Befreiungsthematik (Beethoven, Fidelio, 1805).36
In der publizistischen Strategie der maßgebenden Abolitionisten vermischten sich humanitär-moralische Appelle mit Argumenten, welche die militärischen und imperialen Interessen der Nation zur Geltung brachten.37 Die große globale Auseinandersetzung mit Frankreich berührte zwangsläufig jedes Gebiet britischer Politik. Mit dem Jahr 1815 entfiel dieser Hintergrund. Der Sklavenhandel war mangels britischer Beteiligung nun stark eingeschränkt. Vor allem nahm sich die Royal Navy als Herrin der Weltmeere das Recht heraus, auch Schiffe dritter Staaten aufzubringen, zu durchsuchen und Sklaven, die darin gefunden wurden, ohne Prüfung der Eigentumsverhältnisse freizusetzen. Das führte zu manchen diplomatischen Verwicklungen, etwa mit Frankreich, verhinderte aber, dass andere in die Handelslücke sprangen, die der britische Rückzug geschaffen hatte; Sklavenschmuggel in gewissem Ausmaß ließ sich allerdings nicht unterbinden. Ebenfalls im Jahre 1807 beendete der amerikanische Kongress die Teilnahme von US-Bürgern am afrikanischen Sklavenhandel und schloss damit die legale Einfuhr weiterer Sklaven aus. Der moralische Impuls des ursprünglichen Abolitionismus war stark genug, um in Teilen der britischen Öffentlichkeit auch in den späteren Zeiten eines gesteigerten Imperialismus einen Abscheu vor Sklaverei wachzuhalten. «Antislavery» blieb eine mobilisierungskräftige Parole. Als zum Beispiel 1901 die Schokoladenfirma Cadbury – zum Entsetzen ihrer Quäker-Eigentümer – herausfand, dass Kakaobohnen, die sie von der portugiesischen Atlantikinsel São Tomé bezog, dort von Sklaven erzeugt wurden, entbrannte eine heftige Agitation humanitaristischer Gruppen sowohl gegen Cadbury als auch gegen Portugal, und das Foreign Office wurde erfolgreich zu diplomatischem Eingreifen gedrängt.38
|  Indien: Abolition in einer Kastengesellschaft


Die Abschaffung der Sklaverei im britischen Empire verlief, genauer betrachtet, auf mehreren Bahnen. In der Karibik schwächte sie die Plantagenökonomie, ließ aber die britischen Plantagenbesitzer durch Entschädigungen auf ihre Kosten kommen. In Südafrika verstanden diejenigen Weißen (Buren, aber auch Briten), deren Landwirtschaft, besonders im Weizen- und Weinanbau, auf der Ausbeutung von Sklaven beruht hatte, die neue Gesetzgebung als einen Angriff auf ihre Position. Der Große Treck der Buren ins Landesinnere, der Mitte der 1830er Jahre begann, war nicht zuletzt eine Antwort auf die neue humanitäre Rhetorik der zwanziger Jahre, auf die Unterminierung patriarchalischer Autorität durch eine Politik rechtlicher Gleichstellung und auf die Liberalisierung der Arbeitsverfassung am Kap der Guten Hoffnung.39 In der ungeheuer vielgestaltigen Soziallandschaft Indiens ließ sich die Abolition erst seit den frühen 1840er Jahren schrittweise durchsetzen. Hier gab es, anders als in der Karibik, kein einheitliches und übersichtliches Sklavereisystem. Die Grenze zwischen chattel slavery und anderen Formen extremer Abhängigkeit war schwer zu definieren. Die Gesetzbücher und die gewohnheitsrechtlichen Usancen der verschiedenen Gemeinschaften kannten feine Abstufungen von Unfreiheit. Es gab Haussklaverei und landwirtschaftliche Zwangsarbeit; Frauen wurden für sexuelle Dienste verkauft, Kinder in Hungersnöten an Fremde weggegeben; die Knechtschaft zahlungsunfähiger Schuldner grenzte oft an Sklaverei, zumal dann, wenn die Eltern ihre Schulden an die Nachkommen vererbten.
Unter solchen Bedingungen mussten britische wie indische Reformer behutsam und mit regionalspezifischen Strategien vorgehen. In den islamischen Landesteilen, wo Sklaverei tief verwurzelt war, vermied man es, die herrschenden Eliten allzu sehr zu provozieren. Unter Bedingungen eines mehrheitlichen Hinduismus stellte sich das extrem schwierige Problem, von welchem Punkt an die Unterordnung niederer Kasten als eine Art von Sklaverei bezeichnet werden könne. Nicht immer verhielt es sich so eindeutig wie im Staat Kerala, wo Angehörige der niedrigsten Kasten am Beginn des 19. Jahrhunderts verkauft, gekauft, verpfändet und manchmal sogar straflos von ihren Herren getötet werden konnten. Bis heute ist die indische Gesellschaft für Schuldknechtschaft und sklavereiartige Kinderarbeit besonders empfänglich. Insgesamt jedoch begann in Indien bereits vor der Jahrhundertmitte ein langsamer Emanzipationsprozess. Einen juristischen Einschnitt bedeutete das Jahr 1843. Fortan weigerten sich die Gerichte in Indien, Ansprüche durchzusetzen, die auf einem angeblichen Sklavenstatus des Beschuldigten beruhten.40 Viele derjenigen, die in den folgenden Jahrzehnten Indien als Kontraktarbeiter verließen, taten dies, um den noch härteren Bedingungen der langsam zurückweichenden Sklaverei zu entrinnen.
|  Französische und niederländische Abolition


Trotz starken britischen Drucks ließ Frankreich sich mit der Abolition bis 1848 Zeit. Die französischen Regierungen begnügten sich mit Lippenbekenntnissen, die nötig waren, um Großbritannien zu besänftigen. Ein humanitärer Abolitionismus fand in der französischen Öffentlichkeit wenig Unterstützung. Die Kolonialverwaltung während der Restaurationszeit (1815–30) agierte in engstem Einvernehmen mit Pflanzerinteressen. In der Karibik wurde – selbstverständlich mit Ausnahme von Haiti – das Sklavereisystem des Ancien Régime in abgeschwächter Form wiederhergestellt, auf der Zuckerinsel Réunion im Indischen Ozean, zeitlich genau parallel mit dem spanischen Kuba, eine solche Plantagenwirtschaft neu aufgebaut. Vor der Ära des Freihandels blieb es weiterhin möglich, den französischen Zuckermarkt für koloniale Produzenten zu reservieren. Paradoxerweise war es gerade die Regierung von König Karl X., ein selbst nach Maßstäben des Europa der Restauration besonders reaktionäres Regime, das 1825 einen bilateralen Freihandelsvertrag mit Haiti abschloss und als erster europäischer Staat die abtrünnige schwarze Republik anerkannte, allerdings gegen exorbitante Ausgleichszahlungen an vertriebene französische Landbesitzer.41 Die Julimonarchie, die 1830 an die Stelle der Bourbonenherrschaft trat, beendete den heimlichen Sklavenhandel in die französischen Kolonien, der zu viel Ärger mit Großbritannien geführt hatte, legte die Pflanzer an eine kürzere Leine und orientierte sich eher am politischen Modell des zeitgenössischen Großbritannien als an der Vergangenheit des Ancien Régime.
Aber erst während der Revolution von 1848 gelang es einer kleinen Gruppe von Sklavereigegnern, geführt von Victor Schoelcher, einem Unternehmersohn, der 1829/30 das Sklavenelend in der Karibik gesehen hatte, die rechtliche Abschaffung der Sklaverei durchzusetzen. Der Erfolg des französischen Abolitionismus 1848 erklärt sich daraus, dass die Sklaverei zuvor schon außerhalb enger Interessengruppen immer weniger Verteidiger gefunden hatte. Viele prominente Intellektuelle von Tocqueville über Lamartine bis zu Victor Hugo hatten in den 1840er Jahren die Sache des Abolitionismus unterstützt. Hinzu kam, dass das neue republikanische Regime die Situation in den Kolonien nur dann unter seine Kontrolle bringen konnte, wenn es die Pflanzereliten bändigte. Die Republik und, ihr folgend, die Monarchie Napoleons III. stilisierten sich als wohlmeinende patriarchalische Oberherren über dunkelhäutige koloniale Untertanen.42 Eine breit fundierte und über längere Zeiträume kontinuierliche Massenbewegung gegen die Sklaverei hat es in Frankreich niemals gegeben.
Als letztes westeuropäisches Land beseitigten 1863 die Niederlande die Sklaverei in ihren kleinen amerikanischen Besitzungen, vor allem Surinam. Auch hier gab es wieder eine Übergangszeit der Quasi-Sklaverei, die bis 1873 andauerte. Wie im Fall Großbritanniens und Frankreichs (aber anders als in den USA und in Brasilien) wurden die Sklavenhalter aus der Staatskasse entschädigt. Die Kosten für diese Kompensationen wurden unmittelbar aus den Einkünften Niederländisch-Ostindiens aufgebracht, die in den mittleren Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts als Folge des «Kultursystems» stark zugenommen hatten. Indonesische Zwangsarbeiter zahlten also für die Befreiung karibischer Sklaven.43
Die Abschaffung der Sklaverei in den westeuropäischen Kolonien war eine verzögerte Dominoreaktion. Nach dem Vorangehen Großbritanniens konnte es sich auf Dauer kein anderes europäisches Land, das «zivilisiert» sein wollte, mehr erlaubten, abseits der Abolitionsdynamik zu stehen. Auch die Abschaffung des Leibeigenenstatus in Russland 1861 sollte als Teil dieses gesamteuropäischen Trends angesehen werden. Sie war in besonders hohem Maße ein staatliches Projekt. Weder Bauernaufstände noch eine öffentliche Bewegung zugunsten freier Arbeitsverhältnisse spielten dabei eine wichtige Rolle. Leibeigenschaft war in der Sicht des Zaren Alexander II. und seiner Berater ein schwarzer Fleck auf dem internationalen Ansehen des Reiches und eine Institution, die gesellschaftlicher Modernisierung im Wege stand.
|  Das Ende der Sklaverei in den USA


Ganz anders verlief die Entwicklung in den USA.44 Nirgendwo sonst war eine Sklavenhaltergesellschaft stabiler gegründet als in den Südstaaten. Sie war allein schon demographisch trotz fehlender Sklavenzufuhr aus Afrika immens gewachsen. Am Vorabend des Bürgerkrieges lebten in den USA 4 Millionen Sklaven; 1840 waren es erst 2,5 Millionen gewesen.45 Diese Menschen lebten mit Weißen in derselben Gesellschaft, während die britischen und kontinentaleuropäischen Abolitionisten sich des Schicksals von Sklaven jenseits der Ozeane annahmen und in ihren eigenen Ländern nur selten mit Afrikanern in Berührung kamen. Die abolitionistische Bewegung agitierte im sklavenfreien Norden, während sie im Süden keine Chance der Entfaltung erhielt. Mental wie politisch bildete sich in den Südstaaten vor dem Bürgerkrieg zunehmend eine Wagenburgmentalität heraus, die keine Opposition gegen das System zuließ. Auch die Mehrzahl der Weißen, die keine Sklavenbesitzer waren, solidarisierten sich als Wähler mit einer propagandistisch herausgestellten Idee des «Südens» und trugen gesellschaftliche Verhältnisse mit, von denen sie selbst nicht unmittelbar profitierten. Immerhin blieb die Existenz eines Großpflanzers das Lebensideal vieler Weißer, die nicht zur herrschenden Elite gehörten. Die Abolitionisten im Norden, die sich erst in den frühen 1830er Jahren zu einem militanten Kreuzzug unter starker Beteiligung von Frauen und Afroamerikanern formierten, mobilisierten eine schmalere Massenbasis, als sie die britischen Sklavereigegner auf den Höhepunkten ihrer verschiedenen Kampagnen vor 1833 gefunden hatten. Sie kämpften in einer noch schwierigeren Situation als ihre britischen Vorgänger, denn Norden und Süden der USA waren miteinander durch viel engere Verflechtungen verbunden als Großbritannien und seine fernen Zuckerkolonien. Auch die Gesellschaft des Nordens war von Rassismus durchdrungen, viel stärker als das Großbritannien des frühen 19. Jahrhunderts, und stand weiterhin unter dem Eindruck ihrer eigenen Sklavenvergangenheit.
Die nordamerikanischen Abolitionisten sahen sich einer ausgefeilteren Apologie der Sklaverei gegenüber, sie beriefen sich auf radikalere religiöse Quellen und traten im ideologischen Spektrum der USA fanatischer auf als ihre britischen Kollegen. Die Überzeugung, dass die Praktizierung, ja, die feige Duldung von Sklaverei eine strafwürdige Sünde sei, war bei vielen von ihnen beinahe obsessiv ausgeprägt. Da es ihnen oft primär um Befreiung vom Übel der Sklaverei und weniger um die Integration der Schwarzen in die amerikanische Gesellschaft ging, fanden Vorschläge, das Problem durch Repatriierung der zu befreienden Sklaven nach Afrika zu lösen, weit über gemäßigte Abolitionistenkreise hinaus Zustimmung; Kritik der Sklaverei und Ablehnung der Präsenz einer schwarzhäutigen Bevölkerung in Amerika konnten Hand in Hand gehen.46 Die Radikalen um den Publizisten William Lloyd Garrison lehnten solche Pläne allerdings ab.47 Die US-Abolitionisten trafen selbst im Norden auf stärkeren Widerstand, als es ihn in Großbritannien je gegeben hatte. Dieser Widerstand konnte Formen physischer Gewalt gegen Menschen und abolitionistische Literatur annehmen, er war aber auch ein Widerstand des Schweigens. Nach der sogenannten Missouri-Krise von 1819 bis 1821 hatte man sich unter den maßgebenden politischen Kräften der USA insgeheim darauf geeinigt, das Thema der Sklaverei zu tabuisieren. Zwischen 1836 und 1844 galt im Kongress sogar ein Abwürgegebot (gag rule), das jede Behandlung des Themas unterband. Es fehlte also lange Zeit jener politische Reformwille, der in Großbritannien die Sklavenfrage mit der Frage des Wahlrechts verbunden und zu dem großen Reformpaket der Jahre 1832/33 zusammengeschnürt hatte.
Der Kampf weißer und schwarzer Abolitionisten gegen die Sklaverei hätte allein den Bürgerkrieg nicht herbeigeführt, und ohne den Bürgerkrieg hätte sich die peculiar institution wahrscheinlich noch eine ganze Weile gehalten. Der Bürgerkrieg wurde auf der Seite des Nordens nicht direkt geführt, um die Sklaverei zu beenden. Lincolns Emanzipationserklärung vom 1. Januar 1863, der wichtigste Wendepunkt in der Geschichte der Afroamerikaner im 19. Jahrhundert, hatte neben ihrer prinzipiellen auch eine pragmatische Seite und war in dieser Hinsicht ein Versuch, den schwarzen Widerstand für die Kriegsanstrengungen des Nordens aufzubieten. Lincoln selbst war ursprünglich kein Abolitionist gewesen, trat aber seit 1854 öffentlich als Sklavereigegner auf.48 Er hatte die Sklaverei von Anfang an für unmoralisch gehalten, aber lange keine Alternative zu ihr gefunden, da er nicht erwartete, Schwarze würden fähig sein, gleichberechtigt in einer mehrheitlich weißen Gesellschaft zu leben. Ebenso alt war aber Lincolns Überzeugung, jeder Mensch solle die Früchte seiner Arbeit ernten und sich persönlich entfalten können. Auch noch als Präsident bewegte sich Lincoln nur vorsichtig auf die volle Emanzipation zu, wagte diesen Schritt dann aber mit charakteristischer Entschiedenheit. War die Abolition also in den USA nicht die Kulmination kontinuierlicher Prozesse von obrigkeitlicher Reformbereitschaft und öffentlicher Mobilisierung, sondern ein Nebenprodukt des Kriegsgeschehens, so stand das Problem der Sklaverei dennoch am Beginn des Bürgerkrieges. Sie war die Hauptursache dafür, dass die schwachen Institutionen des Zentralstaates – Präsidentschaft, Kongress und Supreme Court – die zentrifugalen Tendenzen der Regionen nicht länger zusammenzuhalten vermochten. Das Für und Wider der Ausdehnung der Sklaverei in den neu erschlossenen Westgebieten war vier Jahrzehnte lang, von 1820 bis 1860, das heimliche Zentralthema der US-amerikanischen Innenpolitik. Der transatlantische Revolutionsprozess, zu dem auch die Revolution in Haiti, das 1794 verkündete Verbot der Sklaverei in allen französischen Kolonien (1802 zurückgenommen) und die britische Abolition gehörten, hatten die Grundlagen der Sklaverei unterminiert, während fast gleichzeitig der Tiefe Süden der USA, fern der Ostküste, zum neuen Schwerpunkt der Plantagenökonomie wurde.
Dies hätte, einmal abgesehen von Lincolns Prinzip der Unkündbarkeit der Unionsverfassung, durchaus zur Koexistenz zweier unterschiedlich verfasster Staaten auf dem Gebiet der USA führen können, hätten sklavenbesitzende Südstaatler nicht von George Washington bis zur Wahl Abraham Lincolns einen dominierenden Einfluss in der nationalen Politik ausgeübt. Die mentale Einigelung des Südens vor dem Bürgerkrieg ging daher mit Versuchen einher, den Norden zur Aufgabe seiner eigenen moralischen Prinzipien zu zwingen. So erließ der Kongress 1850 ein Gesetz, das Bundesbehörden ermächtigte, entflohene Sklaven auch in freien Staaten zu verfolgen und gewaltsam zu ihren Eigentümern im Süden zurückzubringen (Fugitive Slave Law). Es gab mehrere Provokationen ähnlicher Art. Sie machten deutlich, dass die normative Einheit der Union, ein emotional gepflegter Mythos der Gründerzeit, zerbrochen war. Aus dieser komplexen Spannungslage heraus entwickelte sich der Bürgerkrieg, an dessen Beginn jede der beiden Seiten die Rolle der verfolgten Unschuld spielte. Beide Lager entwickelten starke Orientierungen nach außen. Für den sich industrialisierenden Norden war trotz mancher realpolitischer Konflikte Großbritannien der wichtigste politische und kulturelle Bezugspunkt, während die südstaatlichen Eliten eine stärkere Affinität zu den anderen übriggebliebenen Sklavenhaltern in Brasilien und Kuba empfanden. Lincolns Emanzipationserklärung hatte insofern auch einen außenpolitischen Effekt, als sie die britische Öffentlichkeit nun eindeutig an die Seite des Nordens führte. Hatte Lord Palmerstons Regierung, auch unter dem Druck Napoleons III., bis dahin mit dem Gedanken einer Intervention in den Bürgerkrieg gespielt, so löste Lincolns Erklärung Massendemonstrationen in Großbritannien aus, in denen nach dreißig Jahren die moralische Energie der Abolitionsbewegung wieder aufflammte und die ein Engagement Londons zugunsten der Südstaaten ausschlossen.49
|  Brasilien, mit den USA verglichen


In Haiti und den USA war das Ende der Sklaverei von Gewalt größten Ausmaßes begleitet. In den übrigen Karibikkolonien und in den neuen Republiken Hispanoamerikas, wo die meisten Abolitionsgesetze in den 1850er Jahren erlassen wurden, war es friedlicher zugegangen, ebenso im Zarenreich bei der Umsetzung der Emanzipationsentscheidung von 1861. Auch Kuba und Brasilien schlugen einen vergleichsweise gewaltarmen Weg ein. Ob die Sklaverei in Lateinamerika weniger brutal für die Betroffenen war als in der Karibik und in den USA, ist unter Historikern umstritten. Dass in Brasilien die Sterblichkeit unter den Sklaven bis zum Ende des Systems deutlich höher lag als in den Südstaaten der USA, scheint dagegen zu sprechen. Klar ist aber, dass sowohl im politisch unabhängigen Brasilien als auch in der spanischen Kolonie Kuba starke Kräfte die Sklaverei stützten – sonst hätte sie nicht bis 1886 bzw. 1888 überdauert. In Brasilien verteidigten noch Anfang der achtziger Jahre Sklavenbesitzer ihr Eigentum mit der Waffe in der Hand. Ebenso ließ der offene wie versteckte Widerstand der Sklaven niemals nach. Die Repression war aber stark genug, um große Sklavenaufstände nicht aufkommen zu lassen. In Kuba, wohin noch bis in die Mitte der sechziger Jahre Afrikaner verschleppt wurden, war das Thema der Sklavenbefreiung in die umfassendere Programmatik des Unabhängigkeitskrieges der Jahre 1868 bis 1878 verwickelt. Der Krieg scheiterte, doch hatten sowohl die kreolischen Aufständischen als auch die spanische Regierung die Sklaven umworben und ihnen die Freiheit in Aussicht gestellt.50
Im Vergleich zu Kuba (und allen anderen hispanoamerikanischen Sklavereisystemen) war Brasilien neben den Südstaaten der USA das zweite der beiden großen Sklavereisysteme der westlichen Welt. Die Abschaffung der Sklaverei kam nicht plötzlich wie in den USA, sondern mit dem «Goldenen Gesetz», das von der Infantin-Regentin Isabel 1888 als letzte spektakuläre Amtshandlung der Monarchie unterzeichnet wurde, am Ende eines längeren Bedeutungsverlusts der Sklaverei, der bereits von zahlreichen Freilassungen begleitet war. Unter britischem Druck hatte Brasilien 1831 ein Gesetz erlassen, das allen als Sklaven neu importierten Menschen die Freiheit versprach. Dieses Gesetz wurde durch ungeahndeten Schmuggel größten Stils umgangen. In den vierziger Jahren nahm die Zahl der geschmuggelten Sklaven sogar erneut zu. Wirkungsvollere Maßnahmen gegen Sklavenimporte wurden erst 1850 ergriffen, auch aus Furcht, Sklavenschiffe würden die Cholera einschleppen. Danach stiegen die Sklavenpreise, während Freilassungen stagnierten. In Brasilien war die Manumission stets viel einfacher gewesen als in den US-Südstaaten, die Chance der Freiheit also höher. Solange Sklavenhandel und Sklavenschmuggel für Nachschub aus Afrika sorgten, war es für brasilianische Sklavenbesitzer ökonomisch rational, Freikauf zu ermöglichen und aus den Erlösen ihren Sklavenbestand neu zu ergänzen. In den USA war diese Möglichkeit nach dem Ende der Sklavenimporte 1808 und bei stark ansteigenden Sklavenpreisen ausgefallen, und dasselbe wiederholte sich nun in Brasilien. Etwa um die Jahrhundertmitte begann, regional sehr unterschiedlich verteilt, die Bedeutung der Sklaverei für die brasilianische Wirtschaft zu schwinden, zuerst in den Städten, dann auf den Zuckerplantagen, die in wachsender Zahl technisch modernisiert (Dampfmühlen) und von britischen Investoren mit freien Arbeitskräften betrieben wurden, zuletzt auch in den Kaffee produzierenden Gebieten. Die Sklaverei war zur Zeit ihrer Abschaffung, anders als in den Südstaaten der USA, in Brasilien keine ökonomisch kraftvolle Institution mehr. Sie hielt sich vor allem in wenig produktiven, technisch rückständigen und verkehrsmäßig schlecht erschlossenen Sektoren und Regionen.
Dass der Weg zur Abolition vergleichsweise friedlich verlief, lag am Zusammentreffen von drei Faktoren: Erstens verlagerte sich der wirtschaftliche Schwerpunkt des Landes von der Zuckerwirtschaft des Nordostens zu den expandierenden Kaffeezonen im Süden, wo Einwanderer aus Südeuropa eine zunehmende Rolle spielten. Sklaverei behauptete sich unter Bedingungen eines unersättlichen Arbeitsmarktes dort lange, doch wurden den Unternehmern die Vorteile freier Immigrantenarbeit immer einsichtiger. Zweitens war Brasilien der einzige Teil Amerikas südlich von Kalifornien, in dem der Abolitionismus (seit den 1860er Jahren) über Intellektuelle, liberale Politiker und kapitalistische Unternehmer hinaus eine Massenanhängerschaft unter städtischen Mittelschichten und freien Arbeitern (Immigranten wie gebürtigen Brasilianern) gewann. Drittens war die Sklavenbevölkerung trotz wirtschaftlicher Schwerpunktbildung über die einzelnen Regionen Brasiliens verteilt. Die Sklavenfrage wurde daher nicht zum Anlass einer Polarisierung zwischen freien und unfreien Landesteilen, wie sie in den USA zu sezessionistischer Eigenstaatlichkeit geführt hatte.51 In größerem Ausmaß als in der Karibik und in den Südstaaten der USA war die Sklaverei als Arbeitsform am Ende ihrer Epoche untauglich geworden. Die Sklaverei schied jedoch nicht einfach hinweg. Ihre Abschaffung ohne Entschädigung (wie in den USA, anders als in der britischen Karibik) war im Rahmen einer konstitutionellen Monarchie Gegenstand innenpolitischer Machtkämpfe, in denen diejenigen siegten, die in einer sklavenfreien Republik die Voraussetzung für die Verwirklichung eines modernen – und das hieß auch: zur angelsächsischen Welt hin orientierten – Nationalstaates sahen.52 Die Entscheidung fiel letztendlich, wie auch in den USA, unter dem Eindruck einer Art von Massenstreik der Sklaven selbst, von denen Tausende spontan die Plantagen verließen.
Die lange Geschichte von Aufstieg und Fall von Sklaverei und «zweiter» Leibeigenschaft in der Zivilisation des «Westens» erreichte also in den 1880er Jahren ihr definitives Ende. Später entstanden in Eurasien, aber nicht mehr in der westlichen Hemisphäre, die Lager- und Vernichtungswelten der Nationalsozialisten – Hitlers Rüstungsminister Albert Speer sprach nach 1945 vom «Sklavenstaat» der SS – und der sowjetischen und chinesischen Kommunisten: in letzter Konsequenz schlimmer als die klassische Afrikaner-Sklaverei, nicht auf Menschenhandel beruhend und mit Arbeit eher als Nebeneffekt denn als Daseinsgrund organisierter Unterdrückung.53 An eine Re-Legitimierung von Sklaverei als «normaler» gesellschaftlicher Institution und Sozialbeziehung haben aber im Westen selbst die größten Reaktionäre und Anti-Humanitaristen nicht mehr gedacht.
|  Sklavenbefreiung in der muslimischen Welt?


Die Entwicklung der Sklaverei in der muslimischen Welt nahm einen anderen Verlauf. Hier hatte die traditionell gebilligte Sklaverei im 18. Jahrhundert einen Rückgang erlebt. Im zweiten Drittel des 19. Jahrhunderts führte aber vielerorts die steigende Nachfrage nach Exportgütern zu einem starken Wiederanstieg der Beschäftigung von Sklaven in der Produktion. Charakteristisch waren nicht so sehr große Plantagenkomplexe als vielmehr kleiner Sklavenbesitz. Ein Beispiel dafür ist der ägyptische Baumwollboom der 1860er und 1870er Jahre, ausgelöst durch den Amerikanischen Bürgerkrieg, der die Versorgung europäischer Fabriken mit Baumwolle unterbrach. Damals kamen selbst einfache ägyptische Bauern in die Lage, sich schwarzafrikanische Sklaven anzuschaffen. Zur gleichen Zeit stieg der Bedarf des Staates an Zwangsarbeitern und Sklavensoldaten, während versklavte Konkubinen aus dem Schwarzmeerraum zu einem Statussymbol in weiten Kreisen Ägyptens wurden. Auch in Anatolien, dem Irak oder den muslimischen Teilen Indiens waren Sklavinnen und Sklaven im Haus und auf dem Feld weit verbreitet. Vermutlich ging solche Knechtschaft in der Produktion in den islamischen Ländern seit den 1880er Jahren zurück.54 Die Auffassungen der meinungsbildenden Intellektuellen, hier also vor allem der rechtsgelehrten Geistlichkeit, und die Werteordnung der Gesellschaft insgesamt wandten sich aber nicht so entschieden gegen die Sklaverei, wie es im atlantischen Westen der Fall gewesen war. Vorschläge für eine radikale und plötzliche Abschaffung der Sklaverei gewannen so gut wie nie politischen Einfluss. Eine frühe Ausnahme war Ahmad al-Husain, der Bey von Tunis, der 1846, also zwei Jahre vor Frankreich und als erster Herrscher in der muslimischen Geschichte, die Grundlagen für ein Ende der Sklaverei in seinem Lande schuf. Bei Ahmad verbanden sich persönliche Überzeugungen mit dem Bestreben, seinem schwachen Land ein gutes Ansehen bei der abolitionistischen Großmacht Großbritannien zu verschaffen und zugleich Frankreich jeden Vorwand zu verweigern, von Algerien aus in den eigenen Herrschaftsbereich zu intervenieren. Ahmad Bey genoss es, bei einem Besuch in Paris Ende 1846 von den französischen Liberalen als «zivilisierter» Vorkämpfer der Freiheit bewundert zu werden.55
Ahmad blieb jedoch eine Ausnahme. Im Osmanischen Reich konnten sich die einheimischen Liberalen, etwa der Großwesir Midhat Pascha, nicht dauerhaft durchsetzen. Sultan Abdülhamid II. ging nur sehr widerwillig gegen den Sklavenhandel aus Afrika und dem Kaukasus vor und beendete auch die alte Praxis der Haremsknechtschaft nicht. Noch 1903 gab es 194 Eunuchen und beinahe 500 Frauen in seinem sultanischen Serail.56 Erst nach der jungtürkischen Revolution von 1908 ging die Sklaverei deutlich zurück, allerdings traf nach 1915 ein Teil der überlebenden Armenier ein sklavenartiges Schicksal. In Ägypten war der Khedive Ismail, in anderen Hinsichten dem Westen so offen zugetan, der größte Sklavenbesitzer des Landes. Erst unter der britischen Okkupation nach 1882 wurde allen Formen von Sklaverei ein Ende bereitet. Der Iran schloss sich schon früh, wie andere mittelöstliche Staaten auch, der Brüsseler Konvention gegen den Sklavenhandel von 1890 an. Doch erst die radikale säkulare Modernisierung des Landes nach türkischem Vorbild unter Reza Schah führte 1928/29 zu einem Verbot der Sklaverei.57 Gehemmt durch Meinungsverschiedenheiten unter den zahlreichen lokalen Rechtsschulen, verlief die Abolition in den muslimischen Teilen der Welt langsamer und undramatischer als im Westen. Nicht alle Abolitionsakte gingen auf westlichen Druck zurück. Es gab eine indigene, auch auf eigene Koranauslegungen gestützte Basis für die Ablehnung der Sklaverei, doch wurde sie vor dem Ersten Weltkrieg nur selten zur Grundlage einer nachdrücklich durchgesetzten nationalstaatlichen Jurisdiktion.
|  Übergänge aus der Sklaverei


Was folgte auf die Sklaverei? Im Idealfall hätte der erhebende Moment der Befreiung, symbolisiert im Sprengen der Ketten, in juristisch-politische Ordnungen und gesellschaftliche Strukturen überführt werden müssen, welche die neue Freiheit sichern würden. Solche Ordnungen und Strukturen konnten unter Mithilfe der ehemaligen Sklaven geschaffen werden, jedoch nicht durch sie allein. Der national- oder kolonialstaatliche Rahmen, der die Ex-Sklaven in ihren neubürgerlichen Status aufnahm, musste ebenfalls umgestaltet werden. Mentalitäten mussten sich ändern: von Verachtung oder bestenfalls herablassender Sympathie zur ernsthaften Bereitschaft, die früheren Sklaven nicht nur abstrakt als «menschliche Wesen», sondern konkret als Staatsbürger und nützliche Mitglieder der Gesellschaft anzuerkennen. Eine solche liberale Utopie ist im 19. Jahrhundert so gut wie nie verwirklicht worden. Schon einige der frühen Abolitionisten ahnten dies, relativierten ihre lokalen Erfolge und setzten sich anspruchsvollere Ziele, wie sie zudem durch die Idee einer globalen Zivilisierungsmission Unterstützung erhielten. Die Welt sei erst dann, so die Grundüberlegung, vor dem Rückfall in Barbarei sicher, wenn die Sklaverei überall ausgerottet sein würde. Daher waren einige der Vorkämpfer für die britische Abschaffung der Sklaverei bei der Gründung der African Civilization Society im Jahre 1840 besonders aktiv. Ein großer Teil des viktorianischen Establishments vom Prinzgemahl Albert bis zu mehreren Dutzend Parlamentsabgeordneten unterstützten diese Gründung. Eine der ersten Taten der neuen Gesellschaft war es, eine Antisklaverei-Expedition 1841/42 ins westafrikanische Niger-Gebiet zu entsenden. Diese abenteuerliche Reise, noch ohne imperialistische Nebenabsichten unternommen, traf in Afrika auf unzählige Schwierigkeiten und konnte ihre hehren Absichten nicht verwirklichen. Sie bleibt bemerkenswert als ein Ausdruck jenes umfassenden Sendungsbewusstseins, das Gegner der Sklaverei im frühen 19. Jahrhundert antreiben konnte.58
Eine solch spektakuläre Aktion – ebenso wie später die Afrikareisen des Missionars David Livingstone – ging aus den ursprünglichen christlichen, humanitären und patriotischen Befreiungsimpulsen des frühen Abolitionismus hervor. Diese Impulse taugten wenig zur Schaffung post-emanzipatorischer Ordnungen. Hier waren die Problemlösungen durchweg lokaler Natur und wenig durch grenzüberschreitende Transfers miteinander verbunden. Die Vielfalt der Entwicklungswege macht auch einen Vergleich besonders schwierig.59 Mikrohistorische Untersuchungen einzelner Fälle haben sich daher besonders bewährt. Sie studieren dokumentierbare Lebensschicksale, die Umformung einer einzelnen Sklavenplantage in ein Mosaik mehr oder weniger abhängiger Kleinbauernwirtschaften oder die für die Betroffenen kaum merkliche Überführung von Sklavenbindung in anders benannte und rechtlich anders gefasste Zwangsverhältnisse. Dort, wo stärker verallgemeinert wird, spricht man heute von «Postemanzipationsgesellschaften».60 Solche Gesellschaften unterscheiden sich untereinander durch objektive Merkmale wie die Anzahl und den proportionalen Anteil der früheren Sklaven an der Gesamtbevölkerung, durch Art und Intensität des herrschenden Rassismus, Erwerbs- und Aufstiegschancen, Ausmaß von Gewalttätigkeit, unterschiedliche Lebenschancen der Geschlechter, kurz: durch «Grade der Freiheit».61
Die Plantagenökonomie wurde nicht überall zerschlagen. In Haiti verschwand sie und mit ihr die Exportproduktion; das Land erlebte einen dramatischen Fall seines Sozialprodukts. Ähnlich, wenngleich weniger dramatisch verlief die Entwicklung in Jamaika, das weiterhin eine britische Kolonie blieb. Im britischen Trinidad wurde die Plantagenproduktion nach einigen Jahrzehnten neu aufgebaut, nun aber nicht mit lokalen Ex-Sklaven als Arbeitern, sondern mit aus Asien importierten Arbeitskräften unter Indenturverträgen; ähnliches geschah auf der britischen Insel Mauritius im Indischen Ozean. Kuba, achtzig Jahre nach Haiti in seine Postemanzipationsphase eintretend, nahm wiederum einen anderen Pfad. Hier, im Land einer besonders ausgeprägten Plantagenwirtschaft, machten sich ein Wandel der Zuckertechnologie und das Einströmen weißer Einwanderer aus Spanien bemerkbar. Die Zuckerproduktion ging über den Bruch der Emanzipation hinweg nur geringfügig zurück und überstieg nach wenigen Jahren die früheren Werte.62 Diese Veränderungen hielten sich im agrarischen Rahmen. Sogar in den Südstaaten der USA ist es nach der Emanzipation einstweilen nicht zu einer Industrialisierung großen Stils gekommen.
Die Ergebnisse der Emanzipation wurden von den beteiligten Gruppen von Fall zu Fall unterschiedlich interpretiert. Ex-Sklaven hatten andere Interessen als Ex-Sklavenhalter, Kolonialregierungen und Abolitionisten hegten jeweils besondere Erwartungen. Die Sklavenemanzipation, eines der ehrgeizigsten Reformprojekte des 19. Jahrhunderts, war mit ungewöhnlich hohen und weitverbreiteten Enttäuschungen verbunden. Manchmal waren diese Enttäuschungen heuchlerisch. Dieselben europäischen Kolonialregimes, die darüber klagten, wie schwierig es sei, die einheimische Sklaverei in Afrika zu beseitigen, hatten wenig Skrupel, durch die verschiedensten Formen von Zwangsarbeit (erst 1946 wurde corvée im französischen Kolonialreich verboten), Steuerdruck oder Eingriffen in die Landwirtschaft neue Unfreiheit zu schaffen. Selten kristallisierte sich solche Unfreiheit aber zu stabilen Strukturen extremer Unterwerfung. Die europäischen Kolonialsysteme waren unter dem Druck von kolonialer Unzufriedenheit und öffentlicher Kritik in den Metropolen zu maßvoller Selbstkorrektur fähig. Extremer Arbeitszwang und Gewaltexzesse sind daher nach dem Ersten Weltkrieg viel seltener zu finden als in der Zeit davor. Es wäre falsch, den tiefen moralischen und politischen Bruch zu unterschätzen, den die Abschaffung der Sklaverei als anerkannter Rechtsform überall dort bedeutete, wo sie geschah. Um 1910 war die Abschaffung von Sklaverei südlich der Sahara mit kleineren Ausnahmen gelungen.63
|  Die postemanzipatorische Rassengesellschaft im Süden der USA


In keinem anderen Land war die Abschaffung der Sklaverei von einer solch dramatischen Erweiterung von Handlungsmöglichkeiten begleitet wie in den USA. Schon während des Bürgerkrieges hatten Hunderttausende von Afroamerikanern ihr Schicksal in die eigene Hand genommen, hatten als free blacks aus dem Norden oder entflohene Sklaven aus dem Süden auf Unionsseite gekämpft oder einen anderen Beitrag zur Kriegsführung des Nordens geleistet, hatten sich im Süden herrenlosen Landes bemächtigt. Zum Zeitpunkt der Emanzipationsdeklaration war bereits eine große Erhebung der schwarzen Amerikaner im Gange.64 Im Übergang zur Freiheit nahmen die früheren Sklaven neue Namen an, zogen in neue Wohnorte, fügten ihre verstreuten Familien zusammen und suchten nach Wegen zu wirtschaftlicher Selbständigkeit. Wem bisher der Herr das freie Wort verboten hatte, der konnte sich nun unverstellt und öffentlich äußern. Einrichtungen der schwarzen Gemeinschaften, die bisher im Untergrund gewirkt hatten, etwa Kirchen, Schulen oder Begräbnisvereine, traten an die Oberfläche. Als Sklaven waren schwarze Frauen und Männer Eigentum ihres Herrn und damit keine eigenen Rechtssubjekte gewesen. Nun waren sie nicht mehr in die enge Sphäre des herrschaftlichen Haushalts eingeschlossen, sondern konnten vor Gericht aussagen, Verträge auf Gegenseitigkeit schließen, selbst auf der Geschworenenbank sitzen, bei Wahlen ihre Stimme abgeben und sich sogar für Ämter zur Wahl stellen.65
Ausgerechnet dieser große Aufbruch kippte in das Gegenteil einer scharfen Rassendiskriminierung um. Ende der 1870er Jahre waren die Errungenschaften der Emanzipationszeit weitgehend zunichte gemacht. In den 1880er Jahren verschlechterten sich die Beziehungen zwischen den Rassen in den früheren Sklavenstaaten des Südens in dramatischer Weise. Nach 1890 waren die Afroamerikaner zwar nicht neuerlich versklavt, aber einer extrem diskriminierenden und einschränkenden Rassenordnung unterworfen, die von weißem Terror und Lynchjustiz begleitet war. Von der Ausübung staatsbürgerlicher Rechte konnte keine Rede mehr sein. Nur drei Mal hat es solche scharfen Rassenordnungen jenseits der Sklaverei gegeben: im Süden der USA zwischen den 1890er und 1920er Jahren, in Südafrika nach 1948 und in Deutschland nach 1933 sowie während des Zweiten Weltkriegs im deutsch besetzten Europa. Lässt man den Fall Deutschlands beiseite, so bleiben als Kandidaten für einen ungefähren Vergleich die USA und Südafrika, denn die Anfänge der südafrikanischen Apartheid reichen weit ins 19. Jahrhundert zurück.66 1903 hatte W. E. B. Du Bois, der führende afroamerikanische Intellektuelle seiner Zeit, die Prognose gewagt, das Problem des 20. Jahrhunderts werde das Problem der color line sein.67 Dort, wo diese Vorhersage besonders genau zutraf, wurde die Sklaverei durch white supremacy ersetzt, die durch staatliche und außerstaatliche Gewalt erzwungene Durchsetzung von Privilegien für Gruppen, die sich durch nichts als durch ihre Hautfarbe definierten.
Waren die hierarchischen Verhältnisse in Sklavereigesellschaften dadurch ziemlich eindeutig gewesen, dass manuelle Arbeit fast ausschließlich von Sklaven und Freigelassenen verrichtet wurde und die sozialen Aufstiegsmöglichkeiten dieser beiden Bevölkerungsgruppen sehr gering waren, so traten unter post-emanzipatorischen Bedingungen Ex-Sklaven auf dem Arbeitsmarkt in unmittelbare Konkurrenz zu poor whites. Unter freien politischen Umständen vertraten Schwarze ihre eigenen politischen Interessen, ohne sich zu Gefolgsleuten weißer Meinungsführer degradieren zu lassen. Auf diese doppelte Herausforderung antworteten Teile der weißen Gesellschaft mit Diskriminierung und gewalttätiger Abwehr. Rassismus war eine Voraussetzung eines solchen Denkens und der ihm entsprechenden Strukturen und wurde dadurch selbst wieder potenziert. An die Stelle des unterdrückenden Rassismus von Sklavereigesellschaften trat der ausgrenzende Rassismus der weißen Vorherrschaft. Er hatte sich als gesellschaftlich weit verbreitete Haltung bereits in den nördlichen Bundesstaaten der USA gefunden, die schon während der Revolutionszeit ihre Sklavengesetze aufgegeben hatten. Im Neuen Süden des späten 19. Jahrhunderts wurde er ausgeweitet und radikalisiert. So ließ sich der 14. Zusatz zur US-Verfassung unterminieren, der alle Personen «born or naturalized in the United States» zu Bürgern auf der Grundlage allgemeiner Rechtsgleichheit erklärte. Diese Bestimmung wurde nicht in Gesetze auf Staatenebene umgesetzt, und nach dem Rückzug der letzten Bundestruppen aus dem Süden entfiel der Schutz für die schwarze Minderheit, den ein weniger rassistisch gestimmter Zentralstaat hätte ausüben können. Die neue Rassenordnung im Süden, durch den seit 1869 aktiven Ku-Klux-Klan symbolisiert, erreichte den Höhepunkt ihrer Virulenz um die Jahrhundertwende, schwächte sich seit den zwanziger Jahren gelinde ab und wurde erst durch die Bürgerrechtsbewegung der 1960er Jahre zu Fall gebracht.68
|  Südafrika – USA – Brasilien: Wo entstanden Rassenordnungen?


Die Unterschiede zu Südafrika sind so groß, dass sich ein umfassender Vergleich verbietet; punktuell finden sich jedoch aufschlussreiche Querbezüge. Die Entwicklungen in den beiden Ländern, zwischen denen wenige prägende Transfers stattfanden, verliefen nicht synchron. Die Sklavenbefreiung in Südafrika erfolgte fast drei Jahrzehnte vor derjenigen in den Südstaaten der USA. Um 1914 waren da wie dort die Ideologien und Instrumente rassischer Hierarchisierung und Ausgrenzung vorhanden. Südafrika ging dann seit den 1920er Jahren noch einen Schritt über den Süden der USA hinaus, denn Apartheid wurde hier zu einem Grundprinzip nationaler Gesetzgebung. Die Beseitigung der Rassenordnung konnte daher auch nur durch einen Machtwechsel im Zentrum erfolgen, wie er 1994 geschah, und nicht, wie in den USA nach dem Zweiten Weltkrieg, «gradualistisch» durch eine veränderte Gesetzgebung und Rechtsprechung auf Bundesebene. In beiden Fällen waren dabei schwarze Bürgerrechtsbewegungen, die von weißen Liberalen unterstützt wurden, von größter Bedeutung. In beiden Ländern hatten die Rassenordnungen des frühen 20. Jahrhunderts historische Wurzeln, die weit zurückreichten. Free Labour-Ideologien, im einen Fall durch den industrialisierten Norden, im andern durch die britische Präsenz am Kap vertreten, gerieten in Konflikt mit den Präferenzen der Buren und der südstaatlichen Pflanzeroligarchie für rassische Unterordnung und das politische Machtmonopol einer rein weißen Herrenvolk-Demokratie. Die Kriege von 1861 bis 1865 in den USA und von 1899 bis 1902 in Südafrika, beides Sezessionskriege, entschieden die liberal-kapitalistischen Kräfte für sich: militärisch überwältigend in den USA, knapp in Südafrika. Innerhalb von anderthalb Jahrzehnten in den USA und etwa der Hälfte dieser Zeit in Südafrika schlossen die beiden Lager der Weißen auf Kosten der schwarzen Bevölkerung Kompromisse miteinander.
Das britische Empire gewährte den weißen Siedlern in Südafrika 1910 Autonomie. In einem Prozess der «nationalen», aber auf die Weißen beschränkten Wiedervereinigung wurden der schwarzen Bevölkerungsmehrheit Rechte genommen, die sie schon besessen hatte oder die ihr versprochen worden waren. In den USA hatte der Norden nach dem Ende der Reconstruction 1877 mit ähnlichen Konsequenzen darauf verzichtet, die Südstaaten an der Entrechtung der schwarzen Bevölkerung und dem Aufbau von color bars zu hindern. Im Norden der USA wurde freilich der schwarzen Bevölkerung trotz aller tatsächlichen Diskriminierung im Alltagsleben nie wieder der Zugang zu Wahlurnen prinzipiell verstellt. Legalisierte Diskriminierung blieb eine lokale Besonderheit und wurde nicht zur nationalen Norm.69 Der Humanitarismus, der in beiden Ländern (in Südafrika zunächst eher indirekt über den kolonialen Export britischer Impulse) den Abolitionsprozess vorangetrieben hatte, war im frühen 20. Jahrhundert aus ihrer Politik verschwunden. Der Kampf gegen white supremacy zog sich über viele Jahrzehnte hin. Eine farbenblinde Demokratie, wie sie in den mittleren Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts als politisches Programm sichtbar geworden war, hatte in Südafrika wie in den US-Südstaaten einen Rückschlag erlitten, der nur unter größten Mühen aufzuholen war.
In dem – neben den Südstaaten – anderen großen Fall von Massensklaverei im 19. Jahrhundert ist die Herausbildung von weißer Vorherrschaft ausgeblieben. Dafür, dass sich in Brasilien die Sklaverei viel länger hielt als überall sonst im kontinentalen Lateinamerika, gibt es mehrere Gründe. Nicht der unwichtigste war, dass die Brasilianer keinen Unabhängigkeitskrieg gegen ihre Kolonialmacht geführt hatten, daher auch, anders als in den Kämpfen ihrer Nachbarn gegen die Spanier, keine schwarzen Soldaten rekrutiert wurden. Immer wieder gab es Sklavenwiderstand, doch es fehlte die Figur des mit weißer Billigung bewaffneten Afrikaners, der Gegenleistungen für seine Dienste einfordern konnte. Hier mangelte es also an einer wichtigen Quelle «moderner» Politisierung. Warum aber entstand in Brasilien nach 1888 keine formalisierte Rassenordnung? Nach dem Ende der Sklaverei, das mit einem friedlichen Übergang von der Monarchie zur Republik zusammenfiel, begann eine lange Debatte über die nationale und rassische Identität des Landes und seine Chancen der Modernisierung. Da Freilassung in Brasilien leichter gewesen und Rassenmischung weniger streng sanktioniert worden war als in den USA, deckten sich Hautfarbe und sozialer Status weniger absolut, und das gesellschaftliche Bewusstsein war weniger an schroffe dichotomische Entgegensetzungen gewöhnt. In den Modernisierungsvorstellungen von Teilen der weißen Elite fanden daher freigelassene Sklaven schon früher einen Platz.
Noch wichtiger aber war die Strategie, die Sklaven in den dynamischen Sektoren der Wirtschaft durch neu angeworbene Emigranten aus Europa zu ersetzen. Diese Emigranten und die Ex-Sklaven, die nun in großer Zahl ökonomisch marginalisiert wurden, begegneten sich nicht auf denselben Arbeitsmärkten. Damit entfiel eine Konkurrenzsituation, wie sie überall in der Welt zu einem typischen Nährboden für Rassismus wurde. In Brasilien war die Rassenfrage nie zu einem Streitpunkt territorialer Politik geworden. Keine sezessionsbereiten Sondergebiete definierten sich wie der US-Süden durch rassische Identitäten. Im Gegenteil gab sich die Elite Mühe, einen inklusiven Nationalismus und den Mythos einer besonderen Menschenfreundlichkeit der früheren Sklaverei zu propagieren. So konnte auch die nationale Geschichte in langer Kontinuität von der Kolonialzeit über die Monarchie bis zur Republik konstruiert werden. Die materielle Lage der Schwarzen war im post-emanzipatorischen Brasilien keineswegs besser als in Alabama oder Südafrika. Der Staat kümmerte sich einfach nicht um sie. Es gab kein Äquivalent einer Reconstruction, aber als Reaktion darauf auch keine offizielle Apartheid, und die Behörden verstanden sich nicht als Garanten von Rassenschranken. Allein die Schwäche des Staates führte dazu, dass viel rassistische Gewalt ungestraft geschah. Sie war aber nicht unmittelbarer Ausfluss staatlicher Ordnung. Die Abolitionisten waren nicht imstande, Einfluss auf die postemanzipatorische Gesellschaftsordnung zu nehmen.70 In Kuba schließlich hatten Weiße und Schwarze im Unabhängigkeitskrieg nebeneinander gegen die Spanier gekämpft; außerdem war die Arbeiterschaft in der Zuckerwirtschaft stärker nach Hautfarben durchmischt. So wurde die kubanische Politik nach dem Ende der Sklaverei stärker «farbenblind» als in anderen Postemanzipationsgesellschaften, zumal in den USA. Eine weiße Rassenherrschaft bildete sich auf der Insel nicht heraus.71
Alle Prozesse, die zur Abschaffung der Sklaverei im Okzident führten, hatten eines gemeinsam: Neben christlichen und humanitären Motiven wurden sie durch die wirtschaftsliberale Hoffnung beflügelt, unter den Bedingungen eines freien Arbeitsmarktes würden die Ex-Slaven ihre Arbeitskraft mindestens ebenso erfolgreich wie zuvor, nur jetzt unter positiveren Anreizen, für die Produktion landwirtschaftlicher Güter für den Export einsetzen. Ökonomen und Politiker sahen die Emanzipation als ein großes Experiment. Die ehemaligen Sklaven erhielten die Chance, ihre «Rationalität», also ihren menschlichen Wert nach den Maßstäben eines aufgeklärten Zeitalters, dadurch zu beweisen, dass sie sich wie der fleißige, gewinn- und sparorientierte homo oeconomicus der liberalen Wirtschaftstheorie verhielten. Organisierte Übergänge von der Sklaverei zur Freiheit, die oft (so etwa im British Empire) als «Lehrjahre» (apprenticeship) bezeichnet wurden, sollten ihnen dies erleichtern. Die Gewährung voller politischer Bürgerrechte würde eine solche Entwicklung einer «moralischen Persönlichkeit» am Ende krönen.72 Die Wirklichkeit sah oft anders aus. Die befreiten Sklaven zeigten unerwartete Präferenzen. So setzten sie eher auf Sicherheit durch eigene Kontrolle über kleine Landparzellen als auf Lohnarbeit in Großbetrieben; viele bevorzugten eine Mischstrategie. Das Ergebnis war ein verminderter Marktbezug der agrarischen Produktion im Vergleich zu den Zeiten der stark exportorientierten Plantagenwirtschaft. Eine andere Art von Enttäuschung erlebten die bürgerlichen Reformer, als die Ex-Sklaven nicht unbedingt immer ihren eigenen Idealen von bürgerlichem Familienleben nachstrebten. Beides zusammen schien darauf hinzudeuten, dass schwarze Afrikaner wegen anthropologischer Besonderheiten den Erfordernissen sowohl der Marktrationalität als auch «zivilisierter» Normen des privaten Lebensstils nicht gewachsen seien. War dies auch keine Ursache von Rassismus, so hat es doch rassistische Tendenzen verstärkt. Das große Experiment der Emanzipation ließ die Hoffnungen seiner liberalen Urheber, illusorisch und selbstbezogen wie sie waren, zu einem großen Teil unerfüllt.73
3  |  Fremdenabwehr und «Rassenkampf»

|  Aufstieg und Niedergang eines virulenten Rassismus


Um 1900 war das Wort «Rasse» in vielen Sprachen rund um den Globus gebräuchlich. Das weltweite Meinungsklima war von Rassismus durchtränkt.74 Zumindest im globalen «Westen», der sich im Zeitalter des Imperialismus auf allen Kontinenten fand, bezweifelten wenige die Vorstellung, die Menschheit sei in Rassen unterteilt, diese Rassen besäßen, biologisch bedingt, unterschiedliche Fähigkeiten und als Folge dessen auch ein unterschiedliches Recht, ihre Existenz autonom zu gestalten. Um 1800 wurden solche Ideen nur in wenigen europäischen Gelehrtenstuben gedacht, auch wenn die Praxis in den Kolonien und im transatlantischen Sklavenhandel die unterschiedlichen Hautfarben der Menschen nicht ignorierte. Um 1880 waren sie ein Grundelement des kollektiven Imaginären in den Gesellschaften des Westens. Um 1930 war Rassismus weltweit bereits eine Spur weniger akzeptabel geworden, als er es wenige Jahrzehnte zuvor gewesen war. Im «weißen» Westen hatten es selbst wohlhabende und bürgerlich auftretende Afroamerikaner immer noch schwer, ein Hotelzimmer zu finden. Aber «Rasse» wurde zumindest als wissenschaftliches Konzept weniger unkritisch hingenommen. Japans Versuch, auf der Pariser Friedenskonferenz 1919 eine Klausel gegen rassische Diskriminierung in die Satzung des neu gegründeten Völkerbundes aufnehmen zu lassen, war vor allem am Widerstand der britischen Dominions und der USA gescheitert, doch zeigte diese Initiative immerhin, für wie anfechtbar rassistische Diskurse und Praktiken mittlerweile gehalten wurden.75 Die rassistische Rhetorik und Praxis der Nationalsozialisten nach 1933 stießen in der Weltöffentlichkeit auf mehr Befremden, als sie es um die Jahrhundertwende ausgelöst hätte, und wurden im Ausland mit fahrlässiger Verharmlosung als deutsche Marotte betrachtet. Um 2000 war Rassismus weltweit diskreditiert, seine Propagierung in vielen Ländern unter Strafe gestellt, jeglicher Anspruch auf Wissenschaftlichkeit lächerlich gemacht. Aufstieg und Fall von Rassismus als geschichtsprägender Macht füllen den, weltgeschichtlich gesehen, kurzen Zeitraum zwischen etwa 1860 und 1945. Dieser makabre Zyklus verklammert das 19. mit dem 20. Jahrhundert.
Um 1900 war «Rasse» ein zentrales Thema nicht nur in Ländern, in denen «der weiße Mann» (wie es nun hieß) die Mehrheit der Bevölkerung stellte. Die herrschenden weißen Minderheiten in den Kolonien machten sich Sorgen um die Bedrohung ihrer Suprematieansprüche durch die unterworfenen «niederen» Rassen. In Japan und China waren Intellektuellengruppen dabei, sich das Vokabular europäischer Rasselehren anzueignen. «Rasse» wurde als wissenschaftlicher Begriff ernstgenommen. Biologen und Ethnologen führten ihn besonders gern im Munde; er verbreitete sich auch in benachbarten Disziplinen. Wenn dort von «Volk» die Rede war, dann wurde weniger als in früheren Jahrzehnten an die politische Willensgemeinschaft des demos gedacht, immer mehr an die biologisch begründete Abstammungsgemeinschaft des ethnos. Der Rassediskurs ließ auch Teile der politischen «Linken» nicht unberührt; es gab sogar eine sozialistische Eugenik, also Lehre von der geplanten «Erbgesundheit», die den Anspruch erhob, der Heraufkunft einer idealen Gesellschaft der Gleichheit zu dienen. Überwiegend war das Rassedenken aber politisch «rechts» lokalisiert. Es widersprach aufklärerischen Ideen wie der natürlichen Gleichheit der Menschen, ihren angeborenen natürlichen Rechten, ihrem Streben nach Freiheit, Frieden und Glück. Das Rassedenken war tendenziell eher kollektivistisch als individualistisch; vor allem in Deutschland wurden die Begriffe des «Volkes» und des «Völkischen» zu seinen wichtigsten semantischen Trägern, auch wenn völkisches und rassistisches Denken nicht vollkommen identisch waren. Zu ihm gehörte die «sozialdarwinistische» Vorstellung vom Kampf der Rassen gegeneinander und vom notwendigen Unterliegen der «Schwächeren». Übrigens konnten auch die Weißen zu den Verlierern gehören: Schon einige der frühen Rassetheoretiker waren pessimistisch gestimmt, und in einer Haltung «imperialer Melancholie» erwarteten manche kolonialen Praktiker die Zermürbung des Weißen Mannes unter den Strapazen der Tropen.76
Das Rassendenken pflegte seine Abneigungen und Hassobjekte: Juden und Menschen anderer Hautfarbe, Demokraten, Sozialisten und Feministinnen. Staatsoberhäupter, Gelehrte und der Mob auf der Straße, die sonst nichts miteinander gemeinsam hatten, waren sich in ihren rassistischen Vorurteilen einig. Das Rassedenken war auf Körper und Körperlichkeit fixiert. Man redete vom «Volkskörper», den man durch Feinde und Schädlinge bedroht sah. Die alte Physiognomik des 18. Jahrhunderts erschien wieder in der neuen Gestalt von Lehren über den körperlichen Ausdruck rassischer «Minderwertigkeit» und krimineller Veranlagung (deren Erblichkeit einige Kriminologen behaupteten). Rassedenken verursachte, ermöglichte oder erleichterte Massenmord im Kongofreistaat, im deutschen Südwestafrika oder am Amazonas, Pogrome gegen Juden im Zarenreich, Übergriffe gegen ethnisch fremde Einwanderer, sadistische Lynchmorde im Süden der USA. Aggressivität und Furcht waren dabei meist eng miteinander verquickt. Ein schlichter «Rassenhass» war allerdings nie die einzige und selten die wichtigste Quelle solcher Gewalttätigkeiten. Mörderische Massen und harmlose Professoren, die selbst niemandem ein Haar krümmten, waren unverabredete Komplizen bei demselben Geschäft der Fabrikation von «Reinheit» in Rasse und Nation. So begann im letzten Drittel des kalendarischen 19. Jahrhunderts ein kurzes Zeitalter des virulenten Rassismus. Es bereitete den deutschen Mord an den europäischen Juden vor – ohne ihn bereits schon unvermeidlich zu machen, denn nach dem Ersten Weltkrieg kamen neue radikalisierende Momente hinzu.
|  Rassentheorien, präund postrevolutionär


Der große Komplex von Rassendenken und rassistisch motiviertem Handeln müsste nun in einem zweiten Schritt geduldig seziert werden. Dies kann hier nicht geschehen. Es wären unterschiedliche Spielarten von Rassismus zu unterscheiden, nach den verwendeten Methoden etwa
(1) einen repressiven, Unterklassen erzeugenden;
(2) einen segregierenden, «Ghettos» bildenden;
(3) einen exkludierenden, Nationalstaaten an ihren Grenzen abschottenden;
(4) einen exterminatorischen, den «rassischen Feind» auslöschenden Rassismus.
Unterschiedlich waren die Arten und Weisen, mit «Rasse» argumentativ und narrativ umzugehen. Das Bild wäre zudem durch eine ganze Reihe transnationaler Verbindungen zu ergänzen. Ebenso wie in den Jahrzehnten um 1900 «Rasse» die unter Intellektuellen im Westen beliebteste Kategorie war, um die Beziehungen der Staaten und Völker untereinander zu Makro-Bildern zu ordnen, so reagierten nationale und partikulare Rassismen aufeinander und so schlossen sich vor allem solche Rassedenker, die an die «Züchtbarkeit» der Menschen glaubten, zu grenzüberschreitenden Gruppierungen zusammen.77
Rassismus als eine extreme Form eines allgemein verbreiteten Ethnozentrismus, welche nicht in veränderlichen kulturellen Verhaltensweisen, sondern in unwandelbaren, biologisch vererbten Körpereigenschaften die wichtigste Markierung des Unterschieds zwischen menschlichen Gruppen sieht, entstand während der frühen Neuzeit, als sich Kontakte zwischen Gesellschaften quer über den Globus intensivierten. Solcher Rassismus war aber keineswegs die dominante Weltsicht unter den Europäern, auch nicht unter Seefahrern und kolonialen Eroberern, bis weit ins 18. Jahrhundert hinein. Jedes Zitat aus Reiseberichten, das als verunglimpfender Kommentar über nichteuropäische Menschengruppen gelesen werden kann, lässt sich durch Äußerungen des Respekts und der Bewunderung aufwiegen. Reisende interessierten sich mehr für die Sitten und Gebräuche als für den Phänotyp anderer Völker. Rassistische Haltungen, aber noch keine ausformulierten Rassetheorien entstanden im Milieu des atlantischen Sklavenhandels, der amerikanischen Plantagen und der nach dem Kriterium der Hautfarbe hierarchisierten Einwanderergesellschaften der westlichen Hemisphäre. Die erste ausführliche, auf die Anthropologie der Epoche zurückgreifende Apologie der Sklaverei in rassistischer Sprache war The History of Jamaica (1774) des Plantagenbesitzers Edward Long. Rassismus war nicht die Ursache der Sklaverei, diente aber während des späten 18. Jahrhunderts und dann besonders der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts immer mehr zu ihrer Rechtfertigung.78 An vielen Frontiers der europäischen Expansion wurden Unterschiede zwischen Siedlern und Einheimischen noch weit ins 19. Jahrhundert hinein eher kulturell denn biologisch interpretiert. Die Beziehungen zwischen Sklaverei und der Zuschreibung von Rassenmerkmalen sind grundsätzlich flexibel. Zahlreiche Sklavereisysteme in der Geschichte beruhten nicht in letzter Instanz auf körperlichen Unterscheidungen. Die Sklaverei in der griechisch-römischen Antike oder die Militärsklaverei im Osmanischen Reich, deren Menschennachschub vom Balkan und aus der Region um das Schwarze Meer kam, sind dafür gute Beispiele. Sogar in Nord- und Südamerika gab es Sklaven, deren Hautfarbe heller war als diejenige mancher ihrer europäischen Besitzer und Bewacher.79
Im letzten Viertel des 18. Jahrhunderts kam unter europäischen Intellektuellen das Klassifizieren und Vergleichen als wissenschaftliches Verfahren in Mode. Vorschläge wurden gemacht, die Menschheit in «Typen» einzuteilen. Die vergleichende Anatomie und die Phrenologie, d.h. die Vermessung von Schädeln zwecks Rückschlüssen auf die Intelligenzleistung ihrer Besitzer, gab diesen Bemühungen einen wissenschaftlichen Anstrich nach den Maßstäben der Zeit. Einige Autoren gingen so weit, in bewusster Abkehr von der christlichen Schöpfungslehre die separate Erschaffung der verschiedenen Rassen (Polygenesis) zu postulieren und damit auch die vom Abolitionismus betonte Grundsympathie zwischen Weißen und Schwarzen in Zweifel zu ziehen. Rassische Klassifikation blieb bis zur Mitte des 20. Jahrhunderts eine Lieblingsbeschäftigung mancher Anatomen und Anthropologen. Kolonialadministratoren versuchten auf diese Weise, Ordnung in die verwirrende Vielfalt ihrer Untertanenschaft zu bringen. Wie die Phrenologie, so war diese Vielfalt das ganze 19. Jahrhundert hindurch ein populäres Thema, auf Weltausstellungen und Völkerschauen visualisiert. Einige der Typenbegriffe, die vor 1800 geprägt worden waren, hielten sich zäh: «die gelbe Rasse», der «Neger» oder der «Kaukasier», ein Terminus, der auf den Göttinger Naturforscher Johann Friedrich Blumenbach zurückgeht und in den USA noch heute als euphemistisches Synonym für «Weißer» verwendet wird. Die Klassifikation von Rassen führte zu einer niemals aufgelösten Konfusion, zumal das angloamerikanische Wort race auch zur Bezeichnung von Nationen benutzt wurde: «the Spanish race» usw. Im Jahre 1888 variierten allein in der US-amerikanischen Literatur die Zahl der unterschiedenen races zwischen 2 und 63.80 Mit den Taxonomien der Spätaufklärung und den ersten Versuchen, auch die rassischen Typen oder Subspecies des Menschengeschlechts in eine Rangordnung zu bringen, ließ sich schlimmstenfalls ein repressiver und ausbeuterischer Rassismus, keinesfalls ein Vernichtungsrassismus begründen. Auch die Forderung, so charakteristisch für den Rassismus um und nach 1900, nach segregierter Lebensweise entlang von color bars war dadurch nicht legitimierbar und spielte tatsächlich in der kolonialen Praxis bis etwa zur Mitte des 19. Jahrhunderts eine viel geringere Rolle als später. Der Rassismus des 19. war keine bruchlose Verlängerung von Entwicklungen des 18. Jahrhunderts.
Die Rasselehren des 19. Jahrhunderts waren post-revolutionär. Sie setzten eine Lockerung der Verbindlichkeit des Christentums voraus, vor allem aber eine Welt, in der Hierarchien nicht länger als Teil der göttlichen oder natürlichen Ordnung betrachtet wurden. Sie kamen weniger in der größten Kolonialmacht, nämlich Großbritannien, auf, als in Frankreich und den USA. Das britische politische Denken ist niemals in einem emphatischen Sinne egalitär gewesen, sodass die Spannung zwischen theoretischem Gleichheitsversprechen und tatsächlicher Ungleichheit niemals so stark empfunden wurde wie in den Ländern der Declaration of Independence und der Déclaration des droits de l’homme et du citoyen. Nach etwa 1815 wurden Rassetheorien eines neues Typs möglich. Sie setzten zweierlei voraus: Erstens verabschiedeten sie den Environmentalismus, also die Vorstellung, dass Umwelteinflüsse die menschliche Natur, auch in ihren phänotypischen Variationen, nachhaltig beeinflussen könnten.81 Die Idee möglicher «Verbesserung» verschwand jetzt einstweilen aus dem Rassedenken, bevor sie im letzten Drittel des Jahrhunderts als Biotechnologie der Eugenik eine Renaissance erfuhr. Rassekonzepte standen fortan auch in einer Spannung zur Idee der Zivilisierungsmission. Zweitens erhoben die neuen Rassetheoretiker einen viel ehrgeizigeren Geltungsanspruch als die Naturforscher der Spätaufklärung. «Rasse» wurde nun zu einer geschichtsphilosophischen Kategorie, zum angeblichen Universalschlüssel für das Verständnis von Geschichte und Gegenwart erhoben, damit in unmittelbare Konkurrenz zu anderen Leitvokabeln wie «Klasse», «Staat», «Religion» oder «Nationalgeist» tretend.
Ein auffälliges Merkmal eines solchen Rassedenkens – Alexis de Tocqueville erkannte dies als einer der ersten – war ein besonders starker Hang zum Determinismus und damit zur Marginalisierung von Politik und handelnder Gestaltung der Geschichte.82 Erst nach 1815 und zumal nach den für Konservative beunruhigenden Revolutionen von 1848/49 entstanden rassegestützte Universaltheorien oder, in kritischer Sicht, geschlossene Wahnsysteme. Vor allem bei zwei Autoren: Der schottische Arzt Robert Knox wollte mit seiner Vortragssammlung The Races of Men (1850) seine Zeitgenossen auf den seiner Ansicht nach rassischen Hintergrund der politischen Konflikte im zeitgenössischen Europa hinweisen.83 Knox’ Einfluss, der erheblich war, wurde noch übertroffen von der Wirkung des Essai sur l’inégalité des races humaines (1853–55) des französischen Grafen Arthur de Gobineau, eines Autors, der von den Gefahren der Rassenmischung obsessiv überzeugt war. Gobineau und Knox waren nur zwei besonders frühe und markante Autoren in einem europäisch-amerikanischen Rassediskurs, der etwa nach der Jahrhundertmitte rasch anschwoll. Die Naturwissenschaftler hatten das Thema niemals aufgegeben, auch wenn einer der größten unter ihnen, Alexander von Humboldt, ein kompromissloser Gegner allen Rassedenkens blieb. Die Revolutionierung von Biologie und Anthropologie durch Charles Darwin und seine frühen Anhänger veränderte später die Parameter der Diskussion.84
Deutsche Gelehrte und Schriftsteller waren unter den internationalen Wortführern rassistischen Denkens nach der Revolutionszeit eher schwach vertreten. Aus der Situation nicht revolutionärer und gegenrevolutionärer Dynamik, sondern der nationalen Selbstbehauptung in einem durch die Entwicklungen zwischen 1789 und 1815 veränderten Europa, suchten einige von ihnen in der Nachfolge des Philosophen Johann Gottlieb Fichte (Reden an die deutsche Nation, 1807/08) nach einer «völkischen» Einheit jener deutschen Nation, die durch politische Entschlüsse einstweilen nicht konstituiert werden konnte. Inspiriert durch eine neue Geschichtsschreibung, die sich besonders für Anfänge interessierte, etwa den Ursprung des römischen Staates, gingen sie Vermutungen und Phantasien über «das Germanische» bei den Deutschen nach.85 «Germanisch» war eine schillernde kulturell-biologische Mischkategorie, die sich später in verschiedene Richtungen interpretieren ließ. In den Händen romantischer Nationalisten diente sie dem Nachweis einer Überlegenheit des eigenen Volkes über seine östlichen (slawischen), westlichen und südlichen Nachbarn, aber letzten Endes auch über die antiken Leitkulturen Hellas und Rom. Sogar in England, das nie ein Nährboden für extremes Rassedenken war und werden sollte, begnügte man sich nicht länger mit der Herleitung der Gegenwart aus mittelalterlich-normannischer Vergemeinschaftung und Rechtsstiftung (unter dem Stichwort einer ancient constitution), sondern suchte nationale Wurzeln bei den heidnischen Angelsachsen. Im Zeitalter langsam um sich greifender Industrialisierung begann man nicht nur in «germanischen» Ländern Europas die vorchristlichen Anfänge des eigenen «Volkstums» zu erforschen und zu imaginieren. So entstanden neue «Nationalepen» wie das finnische Kalevala (Endfassung 1849), das der Arzt und Liedersammler Elias Lönnrot aus Originalquellen als ein Versmosaik zusammensetzte.
Fast ganz Europa (allerdings nicht Finnland) ließ sich von einer Theorie der eigenen «indogermanischen» oder «arischen» Ursprünge faszinieren, die anfangs mehr mit einer gemeinsamen Wurzel seiner Sprachen als mit biologischen Banden zu tun hatte und deren Erfolg in einer verführerisch einfachen Gegenüberstellung von «arisch» und «semitisch» begründet lag. Diese antinomische Denkfigur, durch Wissenschaft geadelt, wurde später im Jahrhundert von Antisemiten aufgegriffen, die damit die nicht-«arischen» Juden aus der europäischen Kulturgemeinschaft ausschließen konnten. Der Ariermythos weckte aber auch Widerspruch. So war man in Großbritannien keineswegs von der Aussicht begeistert, mit den Indern verwandt zu sein, zumal nicht nach dem Großen Aufstand von 1857, in dessen Folge man Indien lieber als so «anders» wie möglich sah.86 Nicht alles Rassedenken war antinomisch konfiguriert (oder: «binär kodiert»). Es gab Leute, die sich über Schattierungen von Hautfarbe und Prozentanteile von «Blutsmischung» endlos den Kopf zerbrachen oder Skalen zwischen edlen (bei den Briten: kriegerischen und «männlichen») und weniger edlen «Wilden» entwarfen.87 In jedem Fall war Rassismus ein Denken in Unterschieden, den groben wie den feinen.
|  Dominanter Rassismus und seine Gegner


Für die Zeit seit den 1850er Jahren kann man von einem dominanten Rassismus sprechen. Er war über die westliche Welt einschließlich ihrer Kolonien sehr ungleichmäßig verteilt, fehlte aber nirgends und war eines der einflussreichsten Weltbildmuster der Epoche. Von einer Vorliebe von Außenseitern und Minderheiten wurde er zu einem Ordnungsschema, das die Wahrnehmung nicht nur kultureller und politischer Eliten prägte. Auch die nun entstehenden Massenwählerschaften ließen sich in besonderen Fällen damit gewinnen. Auf «niedere Rassen» mit bestenfalls wohlmeinender Herablassung hinunterzublicken wurde zur Selbstverständlichkeit. Extreme rassistische Äußerungen, wie sie um 1820 undenkbar gewesen waren und um 1960 Skandale verursacht hätten, konnten ungestraft öffentlich getan werden. Die Produktion rassebasierter Weltanschauungen erreichte einen Höhepunkt bei Richard Wagners Schwiegersohn, dem britischen Schriftsteller Houston Stewart Chamberlain, dessen Werk Die Grundlagen des 19. Jahrhunderts (1899), das bald nach seinem Erscheinen in ganz Europa gelesen wurde, einen großen Einfluss auf die nationalsozialistische Rassenideologie gewinnen sollte.88 Vor allem in österreichischen Rassistenzirkeln wurde, Gobineau folgend, zunehmend von Rasse und Blut schwadroniert. Auch die internationale Politik ließ sich als «Rassenkampf» deuten, etwa beim einflussreichen Alldeutschen Verband als schicksalhafter Konflikt zwischen «Germanentum» und «Slawentum». Aus Asien schien die «gelbe Gefahr» chinesischer Billigarbeiter und japanischer Marschkolonnen zu drohen.89
Es gab durchaus Beispiele, dass sich einzelne diesem, wie David Brion Davis sagt, «official racism in Western culture» entzogen.90 In einer dramatischen Intervention aus Anlass des jamaikanischen Morant-Bay-Skandals von 1865 stellte sich John Stuart Mill der rassistischen Polemik seines Schriftstellerkollegen Thomas Carlyle entgegen.91 Andere meldeten Zweifel an der Vorstellung an, die moderne Zivilisation könne von Germanen oder «Ariern» abstammen. W. E. B. Du Bois als führender afroamerikanischer Intellektueller und der in Deutschland geborene Franz Boas als einer der Begründer von Ethnologie und Kulturanthropologie in den USA führten jahrzehntelang Kampagnen gegen einen sich wissenschaftlich gebenden Rassismus.92 Rudolf Virchow widersprach ihm mit der Autorität des großen Naturforschers. Und die Soziologie als neu entstehende Wissenschaft stand mit ihren Gründern Emile Durkheim, Max Weber, Georg Simmel und Vilfredo Pareto von Anfang an in Opposition gegen den Zeitgeist, indem sie keine biologischen und genetischen Faktoren in ihren Erklärungen akzeptierte. Es gab in dieser Pioniergeneration auch rassebasierte Soziologien, etwa die des Österreichers Ludwig Gumplowicz; sie führten aber in eine wissenschaftsgeschichtliche Sackgasse. Nach dem Ersten Weltkrieg begann auch der Niedergang der wissenschaftlichen Respektabilität rassischer Klassifikationen, zumindest in Großbritannien und den USA.93
|  Staat, Fremdenpolitik und Rassismus


Ein weiteres Merkmal des dominanten Rassismus seit den 1860er Jahren war seine Verstaatlichung. Ältere Rassismen hatten den Charakter persönlicher Haltungen gehabt. Der dominante Rassismus ab den 1860er Jahren hingegen besaß die immanente Tendenz, sich als Rassenordnung verwirklichen zu wollen. Dazu bedurfte es der Hilfe des Staates, anders gesagt: die Rassisten mussten die Staatsmacht erobern. Dazu ist es nur im nordamerikanischen Süden, unter dem Nationalsozialismus (das faschistische Italien und das Japan der Zeit zwischen etwa 1931 und 1945 zeigten ähnliche Tendenzen, lassen sich aber nicht als voll entwickelte Rassestaaten charakterisieren) sowie in der ehemaligen Siedlerkolonie Südafrika gekommen. Auch die europäischen Kolonien waren keine ausgeprägten Rassestaaten, die einen offiziellen Rassismus zur Leitschnur von Ideologie und Praxis erhoben hätten. Allgemein galt die Regel, koloniale Untertanen, die meist auch Steuerzahler waren, seien zwar weniger wert als Weiße, müssten aber anständig («decently») behandelt werden.
Neu war im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts, dass Regierungen von Nationalstaaten und, in schwächerer Form, Imperien ihre Aufgabe darin sahen, für die kulturelle Homogenität und ethnische «Reinheit» innerhalb ihrer Grenzen zu sorgen. Dies geschah in unterschiedlichen Formen und mit unterschiedlicher Intensität. Die Freizügigkeit über Staatsgrenzen hinaus war in Europa während der ersten beiden Drittel des 19. Jahrhunderts hinaus für Angehörige der unteren Schichten deutlich gestiegen. Viel Passzwang verschwand.94 Gegen Ende des Jahrhunderts kehrte sich dieser Trend um. Pässe und Passkontrollen wurden eingeführt, Papierwände unterschiedlicher Höhe um die Nationalstaaten errichtet. Großbritannien blieb eine liberale Ausnahme. Die Bürger des Vereinigten Königreichs hatten vor dem Weltkrieg keine Personalausweise. Sie konnten ihr Land ohne Pass oder behördliche Genehmigung verlassen und ihr Geld ohne Weiteres in fremde Währungen umtauschen. Umgekehrt wurden Ausländer nicht daran gehindert einzureisen; sie konnten ihr Leben auf der Insel verbringen, ohne sich bei der Polizei zu melden. Zwischen Kolonien des Empires waren ebenfalls so gut wie keine Passformalitäten notwendig. In Kontinentaleuropa zog man gegen Ende des Jahrhunderts allmählich schärfere Trennlinien zwischen eigenen Staatsbürgern und Fremden. Einreise, Aufenthalt, Staatsangehörigkeit und Einbürgerung wurden zu Gegenständen rechtlicher Regelung und administrativer Behandlung. Dies war weniger Ausdruck eines anschwellenden Rassismus als das Ergebnis einer sich allgemein erweiternden Staatstätigkeit, verbunden mit der Verstärkung von Migrationsströmen in ganz Europa.95 Die innere Konsolidierung von Nationalstaaten erforderte, dass die Frage der Zugehörigkeit zum nationalen «Staatsvolk» energischer gestellt werden musste. Die Wiedereinführung von Schutzzöllen auf dem Kontinent in den späten 1870er Jahren zeigte, wie Regierungen auf einem anderen Gebiet Ströme über ihre Staatsgrenzen hinweg zu regulieren vermochten. Bei Menschen stellte sich die Frage, wer als «unerwünscht» ausgeschlossen und wer auf welchen Rang in einer Skala der Einbürgerungswürdigkeit platziert werden sollte.
In vielen Teilen Europas nahm gegen Ende des Jahrhunderts die Bereitschaft zu, Fremde mit Misstrauen oder gar Feindseligkeit zu betrachten. Dennoch schlossen sich die Nationalstaaten keineswegs radikal vor Zuwanderung ab, und rassenpolitische Kriterien der Zugehörigkeit gewannen nicht die Oberhand. Dies war nicht nur im weiterhin freizügigen Großbritannien der Fall. Auch das Frankreich der Dritten Republik, von hohen patriotischen Gefühlen durchdrungen, legte Immigranten wenige Hindernisse in den Weg. Der ungewöhnlich geringe Zuwachs seiner bodenständigen Bevölkerung schuf allerdings eine gewisse demographische Krisenstimmung. Seit der Mitte des 19. Jahrhunderts trafen Wellen von «Gastarbeitern» ein, die sich allmählich in Ausländergemeinschaften von hoher Assimilationsbereitschaft verwandelten. Ausländerfeindliche Kampagnen konnten niemals nennenswerten Einfluss auf die nationale Gesetzgebung gewinnen. Frankreich besaß ein großes Vertrauen in die integrative Kraft seiner Sprache, seiner Schulen und seines Militärs.96 Auch im Deutschen Reich, wo auf der politischen Rechten viel stärkere Kräfte für einen rassifizierten Nationsbegriff agitierten und in den Jahren vor dem Ersten Weltkrieg Panik wegen polnischer und jüdischer Zuwanderung schürten, wurde der Nationalstaat einwanderungspolitisch nicht zum «Rassestaat». Bei der Staatsangehörigkeitsreform von 1913 fand sich im Reichstag keine Mehrheit für eine Übernahme biologistischer Rassenvorstellungen. Die Übertragung einer mitunter rassistischen kolonialen Verwaltungspraxis, etwa bei der Verhinderung von «Rassenmischehen», in Reichsrecht schlug fehl.97
|  Abwehrrassismus


Nicht in Europa, sondern in den demokratischen Einwanderergesellschaften Nordamerikas und Ozeaniens wurde ein Abwehrrassismus politisch mehrheitsfähig.98 Er richtete sich vornehmlich gegen Asiaten. Chinesen waren auf verschiedenen Wegen in die USA gekommen: als Goldsucher nach Kalifornien, als Eisenbahnarbeiter, als Plantagenkulis auf Hawaii. Viele von ihnen strömten später in die Städte, arbeiteten als Köche oder Wäscher und bildeten zusammenlebende Gemeinschaften. Waren sie zunächst als harte Arbeiter begrüßt worden, so wandten sich später immer mehr weiße Amerikaner gegen sie und forderten ein Ende der Einwanderung aus China. In einer Sprache, die in vielem den Attacken auf post-emanzipatorische Afroamerikaner ähnelte, wurden die Chinesen zunehmend als «halbzivilisierte» Menschen angegriffen, die zur Anpassung an ihre amerikanische Umwelt unfähig seien. Gewerkschaftsführer fürchteten chinesisches Lohndumping. Empörung über chinesische Prostituierte wurde zum Vorwand, den Zuzug chinesischer Frauen einzudämmen und damit das Wachstum der chinesischen Nationalität in den USA zu drosseln. Vor allem in Kalifornien kam es zu pogromartigen Übergriffen mit Toten und Verletzten. 1882 setzten sich die Anhänger eines Immigrationsverbots auf Bundesebene schließlich durch. Der Kongress beschloss einen Chinese Exclusion Act, der die Einwanderung von Chinesen für zunächst zehn Jahre so gut wie unterband. Dies war der Einstieg in eine lange Reihe ähnlicher Maßnahmen, die bis zum Ende der Exklusionspolitik 1943 fortgesetzt wurden.99 Noch eine Spur bitterer wurden Japaner attackiert, die oft nicht über den Kuli-Handel, sondern über Emigrationsprojekte ihrer eigenen Regierung in die USA gekommen waren. Sie waren eher als die Chinesen in Wirtschaftsbereichen tätig, in denen sie unmittelbar mit weißen Amerikanern konkurrierten und daher besonders heftigen Widerstand hervorriefen.
Ähnlich wie im Westen der USA, wo sich die asiatischen Einwanderer hauptsächlich fanden, wurde die asiatische Emigration seit den 1880er Jahren auch in Australien zum Anlass für gewerkschaftliche Mobilisierung und zum Thema von Wahlkämpfen. Die Überfremdungshysterie nahm dort solche Ausmaße an, dass Phantasien von einer bevorstehenden asiatischen Invasion zu einem eigenen Genre auf dem Buchmarkt wurden.100 Die Asiaten, die bereits im Lande waren, wurden besser behandelt als die Asiaten in den USA, standen unter einer gewissen staatlichen Protektion und behielten einen großen Teil ihrer Bürgerrechte. Die offizielle Unterstützung einer White Australia-Politik war aber noch größer als vergleichbare Tendenzen in den USA. Ungefähr ein volles Jahrhundert lang, von den 1860er bis zu den 1960er Jahren, verfolgten die australischen Kolonien und später die Föderation eine Politik der Verhinderung einer Masseneinwanderung von Nicht-Weißen. Deren rationaler Kern bestand darin, die Entstehung einer nicht-weißen Unterschicht zu verhindern. Die Begründungen nahmen aber immer schrillere rassistische Töne an, und ab 1901 wurde die Zuwanderung extrem erschwert.101 1910 ging Kanada zu einer White Canada-Politik über. Paraguay hatte schon 1903 ein scharfes Einwanderungsgesetz erlassen und die Kolonie Natal in Südafrika 1897 den Zuzug von Indern zu unterbinden versucht, in diesem Fall zugunsten der afrikanischen Bevölkerung.
Dieser pazifische, in den USA auf die Westküste konzentrierte Exklusionismus war neben der Rassendiskriminierung im Süden der USA und manchen kolonialen Praktiken die drastischste Form, in welcher sich der weltweite Rassismus um die Jahrhundertwende konkretisierte. Dahinter standen Vorstellungen von einer weißen Überlegenheit, deren kostbare Substanz vor anstürmenden Fremden geschützt werden müsse. Im Falle der USA komplizierte sich das Problem dadurch, dass die anglo-irischdeutsche Mehrheit der ersten Einwanderergenerationen seit den 1880er Jahren durch eine von den Altbürgern als suspekt betrachtete neue Einwanderung aus dem Süden und Osten Europas herausgefordert wurde. Dies gab Anlass zu endlosen Debatten über Abstufungen von Hautfarbe und kultureller Kompetenz.102 Damals wurde zum ersten Mal ein Widerspruch im US-amerikanischen Selbstbewusstsein deutlich, der heute noch erkennbar ist: Die Vereinigten Staaten, die sich dank ihrer allumfassenden Überlegenheit als Retter der Völker der Welt sehen, werden gleichzeitig von der Furcht beherrscht, durch eben diese Völker infiziert und ruiniert zu werden.103
Nicht-westlicher Rassismus: China


Selbstverständlich hatte nach den Auffassungen der Zeit jeder souveräne Nationalstaat das Recht zu bestimmen, wer in seinen Grenzen lebte. Wenn in China Zehntausende auf die Straße gingen, um gegen die strengen Einwanderergesetze der USA zu protestieren, dann auch deshalb, weil China selbst keine Möglichkeit gehabt hätte, mit gleicher Münze heimzuzahlen. Dem Land war 1860 die Freizügigkeit für Ausländer aufgezwungen worden. Es gab daher in China zwar reichlich Anlass für Vorbehalte gegen Ausländer, aber keine Grundlagen für einen abwehrenden Rassismus. Es fehlte eine vordem versklavte ethnische Minderheit. Eine kleine Zahl von Juden waren über Jahrhunderte hinweg gut integrierte Untertanen des Kaisers gewesen. Einen chinesischen Anti-Judaismus, aus dem ein Antisemitismus hätte werden können, gab es nicht. Dennoch fällt es nicht schwer, auch in China einen Diskurs über «Rasse» zu finden.104 China mag dabei als Beispiel dafür dienen, dass Rassismus im 19. Jahrhundert nicht auf den Westen beschränkt war. Rassenvorurteile, die heute, in einer von postkolonialen Schuldgefühlen geprägten Weltlage, als ein besonderer Defekt des Bewusstseins von weißen Okzidentalen gelten, lassen sich durchaus auch in nicht-westlichen Zivilisationen feststellen. Dass sie in China traditionell ungewöhnlich schwach entwickelt waren, macht seinen Fall für das 19. Jahrhundert umso interessanter.
Das kaiserliche China kannte «Barbaren»-Stereotype aller Art und registrierte auch körperliche Besonderheiten der verschiedensten Fremdvölker, denen man an den Grenzen des Reiches begegnete. Doch wurde der Barbar durchweg als ein ohne eigenes Verschulden kulturell defizientes Wesen betrachtet, als Kandidat für wohlwollende Zivilisierung. Der Weg von kultureller zu biologischer Fremdheit war im Denken des traditionalen China versperrt. Dies änderte sich im späten 19. Jahrhundert als Folge neuer Kontakte mit dem Westen. Die größere physische und kulturelle Fremdheit der Europäer und Nordamerikaner im Vergleich zu den asiatischen Nachbarvölkern, mit denen man es über Jahrtausende hinweg zu tun gehabt hatte, sowie ihr ungewöhnlich aggressives Auftreten waren die Ursache dafür, dass den alten Vorstellungen von «Barbaren» Elemente einer ebenso alten volksreligiösen Dämonologie aufgepfropft wurden. So konnte etwa von «ausländischen Teufeln» (yang guizi) oder «rothaarigen Barbaren» (hongmaofan) gesprochen werden. Solch eine negative Stereotypisierung wurde auf indirektem Wege auch auf Afrikaner übertragen, obwohl kaum je ein Chinese Gelegenheit hatte, einen Besucher aus Afrika zu treffen. Es schien aber tröstlich zu sein, dass es Opfer des europäischen Imperialismus gab, die auch aus der Sicht der Kolonialherrn noch unter den Chinesen standen.
Dass gegen Ende des 19. Jahrhunderts westliche Rasselehren in China bekannt wurden, war eine Voraussetzung für die Entstehung eines chinesischen Rassismus, die andere war die endgültige Zerstörung eines sinozentrischen Weltbildes durch die als katastrophal empfundene militärische Niederlage gegen Japan 1895. Auf der Suche nach einer neuen Deutung für Chinas Platz in der Welt fanden intellektuelle Wortführer die Idee des Kampfes der Rassen (zong) attraktiv. Mit Eifer wurden nun, wie seit über hundert Jahren schon in Europa, Rangtabellen der Rassen aufgestellt. Afrikaner rangierten unweigerlich ganz unten, und man teilte die schlimmsten «weißen» Vorurteile gegen sie. Es gab Stimmen, sie durch Migration, Wandel der Ernährung, Rassenmischung und Sterilisation in ihrer körperlichen Besonderheit zu beseitigen. Die «gelbe Rasse» (wie man bis zum Ende einer vorübergehenden chinesisch-japanischen Harmonie um 1915 herum pauschalisierend sagte) sei der weißen keineswegs dauerhaft unterlegen. Weiße und Gelbe seien vielmehr in einen Kampf um die Vorherrschaft in der Welt verstrickt. Solche Auffassungen, wie sie in Europa am rechten Ende des politischen Spektrums vertreten wurden, waren in China für die Reformer der Jahrhundertwende charakteristisch. Politische Liberalisierung und gesellschaftliche Modernisierung sollten dem Zweck dienen, China für den Kampf der Rassen zu stählen. Dass die Qing-Dynastie, die man zu diesem Zweck stürzen wollte, von der nichthan-chinesischen Ethnie der Mandschu getragen wurde, hatte in der früheren Kritik an ihr keine erstrangige Rolle gespielt. Durch die Brille von Rasselehren erschienen die Mandschu nun aber als eine minderwertige Fremdrasse, gegen die jedes Mittel recht sei. Solche Drohungen von Intellektuellen wurden während der Revolution von 1911 an einigen Orten Chinas in Massakern nicht nur an unterlegenen Mandschu-Truppen, sondern auch an deren Angehörigen wahrgemacht, allerdings nicht im ganzen Land und nicht als Teil der Strategie der Revolutionäre.105
Ein weiteres Rassemotiv war schließlich die Umdeutung der alten Ahnenfigur des Gelben Kaisers von einem mythischen Kulturheroen zum biologischen Vorfahren der «chinesischen Rasse»: ein Motiv, das aber in China niemals eine ähnliche Bedeutung erlangte wie die parallele Stilisierung der Kaisergenealogie in Japan, die zu einer der wichtigsten Säulen des Kaiserkultes seit der Meiji-Zeit wurde. Das chinesische Beispiel zeigt, dass das unter Europäern entstandene Rassedenken anderen Gesellschaften, die Ähnliches von sich aus nicht herausgebildet hatten, nicht leicht aufgezwungen werden konnte und dass es auch nicht von selbst dorthin diffundierte. Es bedurfte besonderer Gruppen außerhalb Europas, zumeist kleiner Zirkel von Intellektuellen, die solches Denken kennenlernten, es aufgriffen und es für ihre Zwecke umformulierten und einsetzten. Grenzenlos mobil wurden Rassediskurse erst, als sie im universalistischen Idiom der (Natur-)Wissenschaft formuliert wurden und damit die Aura objektiver Unanfechtbarkeit annahmen. Solche Mobilität wiederum setzte das einzigartige Meinungsklima der Jahrhundertwende voraus, als sogar schwarze amerikanische Bürgerrechtler und (Proto-)Panafrikanisten wie selbstverständlich in Kategorien «rassischer» Verschiedenheit dachten und ihre politischen Projekte auf die angenommene Einheitlichkeit einer, wie es damals hieß, «negro race» stützten.
4  |  Antisemitismus

|  Jüdische Emanzipation


Die prototypischen Außenseiter in den europäischen Gesellschaften der frühen Neuzeit waren die Juden gewesen. Ihre Geschichte während des 19. Jahrhunderts kann auf unterschiedliche Weisen erzählt und erklärt werden und bedarf der Differenzierung nach Ort und Zeit. Eine mögliche Perspektive ist die von Zivilisierung und Ausgrenzung. Das 19. Jahrhundert war eine Epoche beispielloser Erfolge in der Geschichte der jüdischen Religionsgemeinschaft. Zwischen etwa 1770 und 1870 erlebten, wie der große Historiker Jacob Katz schreibt, die jüdischen Gemeinschaften Westeuropas einen tieferen Wandel ihrer gesamten Existenzweise als sämtliche anderen der Größe nach vergleichbaren Gruppierungen in der europäischen Bevölkerung: einen Umbau «des Wesens ihrer gesamten gesellschaftlichen Existenz», kurz: eine soziale Revolution.106 In dieser Zeit hatte eine aufklärerische Reformbewegung innerhalb des Judentums, die mit Moses Mendelssohn und einigen seiner jüngeren Zeitgenossen in den 1770er Jahren begann, das jüdische Religionsverständnis, die Umgangsformen innerhalb der jüdischen Gemeinschaften, das kulturelle Verhältnis zur nicht-jüdischen Umwelt und die Haltung zu den gesellschaftlichen Veränderungen in Europa radikal umgestaltet. Diese jüdische Selbstreform, die von manchen ihrer Protagonisten als Selbst-Zivilisierung verstanden wurde, bedeutete eine wohldosierte Anpassung an die Umgebung bei gleichzeitiger Bewahrung eines Kerns von jüdischer Identität.
Sie führte deshalb zur Emanzipation, also zur rechtlichen Besser- oder gar Gleichstellung der Juden, weil aufgeklärte und liberale Kräfte in den Regierungen der westeuropäischen Länder diese Bestrebungen aus eigenem Antrieb unterstützten. Vor allem in Deutschland und Frankreich wurde die Emanzipation der Juden als ein staatlich gelenkter Prozess ihrer «Zivilisierung» und Integration gesehen. Durch ein solches Zusammenwirken innerer und äußerer Antriebe wurde ein wachsender Teil der Bevölkerung jüdischen Glaubens in den Stand gesetzt, von den neuen wirtschaftlichen Chancen in einem sich modernisierenden Europa zu profitieren.107 In ganz Europa westlich des Zarenreiches fielen die Mauern der Ghettos, hinter denen die Juden bis dahin gelebt hatten. Karrierewege in der Wirtschaft und in freien Berufen öffneten sich, während der Staatsdienst noch lange viel schwerer zugänglich war. Eine aktive und erfolgreiche Minderheit in den entstehenden europäischen Bourgeoisien war jüdischen Glaubens. Ein Jude, Benjamin Disraeli, brachte es zum Premierminister der führenden Weltmacht und konnte sich Earl of Beaconsfield nennen. Männer jüdischer Herkunft, einige von ihnen christlich getauft, errangen führende Positionen im kulturellen Leben des Kontinents: Felix Mendelssohn Bartholdy war ein Komponist und Orchesterleiter von europäischem Rang; Giacomo Meyerbeer beherrschte in der Generation zwischen dem Verstummen Rossinis und dem Aufstieg Verdis die europäischen Opernbühnen; Jacques Offenbach schuf die Kunstform der satirischen Operette und führte sie sogleich auf ihren Höhepunkt.
Eine alte, vorwiegend religiös begründete Feindschaft verschwand nicht von heute auf morgen. Selbst prominente Künstler stießen auf Abneigung und Ablehnung. Arme Juden auf dem Lande waren am verwundbarsten. Es gab weiterhin anti-jüdische Zwischenfälle. Sie ließen aber, etwa in Deutschland, nach dem ersten Drittel des Jahrhunderts nach. Nie zuvor hatten sich Juden in Westeuropa so sicher fühlen können wie in den mittleren Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts. Sie standen jetzt nicht, wie frühneuzeitliche «Hofjuden», unter dem persönlichen Schutz launischer Fürsten, sondern unter dem Schutz des Rechts.
|  Aufstieg des Antisemitismus


Nach etwa 1870 nahm in fast ganz Europa die Polemik gegen die Juden wieder zu. Die Gegner der Juden gingen zum Angriff über.108 Vor allem in Frankreich und Deutschland wurde das alte theologische Judenbild zwar nicht ganz aufgegeben, aber nun durch weltlich-rationalistische Argumentationen ergänzt. Anklagen gegen die Juden als Protagonisten und Profiteure einer irritierenden Moderne wurden zu Verschwörungstheorien gesteigert. Zum Vorwurf der moralischen Minderwertigkeit kam aus nationalistischer Sicht derjenige der Illoyalität hinzu. Unter dem Einfluss des neuen biologisierenden Denkens wurden die Juden zunehmend als eine eigene «Rasse» konstruiert. Wer so dachte und schrieb, wollte sagen, dass die jüdische Assimilation nur ein Scheinmanöver sei, dass die individuelle Konversion zum Christentum keine Bedeutung habe und dass sich die Juden niemals ändern würden. Vor dem Ersten Weltkrieg war unter den zahlreichen Facetten des europäischen Antisemitismus die rassistische allerdings nicht dominant.
Es blieb nicht bei den Büchern und Pamphleten von Intellektuellen, zu denen auch Richard Wagner mit seiner Schrift Das Judenthum in der Musik (1850, einflussreich wurde erst eine Neufassung von 1869) gehörte. Antisemitische Vereinigungen und Parteien entstanden. Vor allem in ländlichen Gebieten stieg die seit vielen Jahrzehnten rückläufige Zahl archaischer Ritualmordvorwürfe gegen Juden wieder an. In Frankreich, Großbritannien, Italien und Deutschland hatten Juden auch weiterhin kaum Angriffe auf Leben und Eigentum zu befürchten. Charakteristischer war ein Alltagsantisemitismus der Abwehr und Beschimpfung, wie er zum Beispiel in einigen deutschen Badeorten anzutreffen war, die sich als «judenfrei» bezeichneten. Aber der Antisemitismus traf auch auf gesellschaftliche und politische Widerstände. In Großbritannien und Italien war er sehr schwach entwickelt und nicht eigentlich «gesellschaftsfähig». In Frankreich und Deutschland wuchs er keineswegs kontinuierlich an. In Deutschland war er Ende der 1870er Jahre virulenter als ein Jahrzehnt später. In Frankreich erlitt er um die Jahrhundertwende durch die Dreyfus-Affäre einen schweren Rückschlag, als sich die Linke und die bürgerliche Mitte erfolgreich gegen ein antisemitisch motiviertes Komplott des Militärs zur Wehr setzten.109
Nach deutschem Vorbild, doch überwiegend auf der Grundlage örtlicher Umstände nahm die antisemitische Agitation auch in Ungarn und Österreich zu. Gewalttätiger als anderswo äußerte sie sich im Zarenreich, in dessen polnischem Teil die Mehrzahl der europäischen Juden lebte. Hier war eine besonders widersprüchliche Situation entstanden. Einerseits war eine große Zahl der osteuropäischen Juden von der innerjüdischen Reformbewegung nicht berührt worden und hatte – mit der Ausnahme des österreichischen Galizien – auch keine Hilfe von einem emanzipationswilligen Staat erhalten. Die Zaren hatten sogar eine an Apartheid grenzende Diskriminierung praktiziert, und die materielle Lage der «Ostjuden» war überwiegend hoffnungslos. Andererseits gab es im Zarenreich einige sehr erfolgreiche, dem Klischee vom «Plutokraten» entsprechende jüdische Unternehmer, und in der Führung der nun entstehenden revolutionären Gruppierungen spielten Juden eine herausgehobene Rolle. Dies machte den Osten zu einem Nährboden eines rabiaten, eher sozial und anti-modernistisch als biologisch-rassistisch begründeten Antisemitismus. In mehreren Pogromwellen, vor allem 1881–84 und 1903–6, wurden zahlreiche Juden getötet (in dem besonders schlimmen Jahr 1905 allein mehr als 3000) oder verletzt und beraubt. Diese Ausschreitungen fanden überwiegend in Städten statt, erfolgten «spontan», wurden aber von der Obrigkeit zumeist gedeckt oder jedenfalls nicht geahndet. Sie gaben den Anstoß zu einer fluchtartigen Auswanderung und zu Überlegungen, den (ost-)europäischen Juden eine eigene «Heimstätte» in Palästina zu schaffen, also zum Zionismus. Dessen Grundtext schrieb der österreichische Journalist und Auslandskorrespondent Theodor Herzl (Der Judenstaat, 1896), allerdings primär unter dem Eindruck der Dreyfus-Affäre und antisemitischer Ausschreitungen in Frankreich.
Am Ende des 19. Jahrhunderts war der Westen des Zarenreiches für Juden die gefährlichste Gegend der Welt. Der Antisemitismus im Zarenreich war keine bloße Kopie des deutschen oder österreichischen, sondern gewann auch ideologische Eigenständigkeit. 1902/03 tauchte ein ominöses Dokument auf, die Protokolle der Weisen von Zion, in dem Pläne für eine jüdische Welteroberung ausgemalt wurden. Später erwies sich, dass es sich um eine Fälschung handelte, aber dieses Produkt eines in besonderem Maße paranoiden russischen Antisemitismus machte, vor allem nach dem Ersten Weltkrieg, eine Verbreitungskarriere in aller Welt.110 Zu seinen beeindruckten Lesern, die zur weiteren Verbreitung beitrugen, gehörten Adolf Hitler und der amerikanische Autofabrikant Henry Ford, der bei weitem nicht der einzige Antisemit in den USA war, einem Land, in dem es im letzten Quartal des 19. Jahrhunderts verbreitet soziale Diskriminierung von Juden und gelegentlich Akte physischer Gewalt gegen sie gab.111
Man findet keine einfache Erklärung für den gleichzeitigen, aber keineswegs räumlich gleichmäßigen Aufstieg des Antisemitismus in Europa. Wer 1910 eine Voraussage hätte wagen wollen, wo in Europa dreißig Jahre später Massenverbrechen gegen Juden begangen würden, der hätte auf Russland, Rumänien oder gar Frankreich getippt, aber wohl erst an nachgeordneter Stelle auf Deutschland.112 Die verschiedenen Antisemitismen waren national geprägt. Die judenfeindlichen Diskurse entstanden zunächst in nationalen Öffentlichkeiten, und sie fanden national recht unterschiedliche Resonanzen auf der Grundlage besonderer wirtschaftlicher, gesellschaftlicher und politischer Umstände. Darüber lag eine Ebene übernationaler Verbindungen. Schon die älteren Rassevorstellungen hatten sich in dem entfaltet, was jeweils als Weltöffentlichkeit fungierte. Erfahrungen, die einzelne bei Auslandsreisen oder in der Emigration mit race relations gemacht hatten, waren in andere Zusammenhänge übertragbar. Auch die wissenschaftlichen Eugeniker und «Rassehygieniker» organisierten sich international. Der Antisemitismus war freilich eine nur beschränkt «transnationale» Bewegung. Manchmal war er sogar eher ein lokales Phänomen. So spielte er um 1900 eine große Rolle in Wien, das seit 1897 von dem antisemitischen Bürgermeister Karl Lueger regiert wurde, aber nicht unbedingt auch in anderen Städten Österreichs.
|  Sonderfall kontinentales Europa


Antisemitismus fand sich dort, wo es Juden gab. Aber eine jüdische Präsenz führte umgekehrt nicht von selbst zu antisemitischen Reaktionen. So hat sich etwa im späten Osmanischen Reich kein dem europäischen Phänomen ähnlicher Antisemitismus unter den Muslimen herausgebildet. Den Juden im gesamten muslimischen Orient begegnete nichts, was der europäischen Steigerung eines religiös motivierten Anti-Judaismus vergleichbar gewesen wäre. Bis zum Ersten Weltkrieg genossen die Juden den Schutz des osmanischen Staates, der sie seinerseits als seine Stützen betrachten konnte. Gefährlich für sie war ein christlicher Antisemitismus, der sich fast immer bemerkbar machte, sobald im 19. Jahrhundert die osmanische Herrschaft zurückgedrängt wurde: in Serbien, Griechenland, Bulgarien oder Rumänien. Anti-jüdische und anti-muslimische Gewalt steigerte sich hier in enger Parallelität. Die Juden in den neuen Balkanstaaten waren Verfolgungen durch ihre christlichen Nachbarn, durch Behörden und Kirchen ausgesetzt; vor allem die Griechisch-orthodoxe Kirche tat sich dabei hervor. Juden waren vielfach in die Finanz- und Fernhandelsnetze der osmanischen Ökumene eingebunden. Wenn Gebiete aus solchen Verflechtungen ausschieden und sich als insulare Bauernstaaten neu konstituierten, war die wirtschaftliche Existenz dieser Teile der jüdischen Bevölkerung bedroht. Zahlreiche Juden vom Balkan, wenn sie nicht nach Frankreich, Palästina oder die USA abwanderten, fanden Zuflucht auf dem Gebiet des Sultans.113 Die Bedrängung der Juden auf dem post-osmanischen Balkan blieb der internationalen Öffentlichkeit nicht verborgen. Auf dem Berliner Kongress diktierten 1878 die Großmächte den Balkanstaaten Schutzklauseln zugunsten nicht-christlicher Minderheiten. Da keine Großmacht bereit war, Juden in ferneren Ländern tatkräftig zu verteidigen, war dies nicht mehr als eine Drohung auf dem Papier, aber immerhin die Erfindung des neuen völkerrechtlichen Instruments des Minderheitenschutzes, das die Möglichkeit denkbar machte, nationale Souveränität im Namen der Menschenrechte einzuschränken.114
Der Antisemitismus in der Form, die er zwischen etwa 1870 und 1945 annahm, war eine Sonderentwicklung des kontinentalen Europa, wo um 1900 vier Fünftel der etwa 10,6 Millionen Juden auf der Welt lebten.115 In Großbritannien, wo es, zumal vor dem Eintreffen von Flüchtlingen aus Osteuropa in den 1880er Jahren, wenige Juden gab (um 1860 etwa 60.000 gegenüber einer halben Million in den deutschen Staaten), konnten Anhänger des jüdischen Glaubens, die keine christlichen Eide zu schwören imstande waren, seit 1846 ihre vollen bürgerlichen Rechte wahrnehmen, einige Jahrzehnte später als in Frankreich, dem Pionierland der jüdischen Emanzipation. 1858 durften sie schließlich auch Parlamentsmandate antreten, später als in Frankreich, früher als in Deutschland, wo die volle rechtliche Emanzipation erst mit der Gründung des Kaiserreichs 1871 kam. In Großbritannien hatte es freilich nie eine «Judenfrage» im kontinentaleuropäischen Sinne gegeben. Das englische Recht der frühen Neuzeit kannte keine «Judengesetze», diskriminierte die Juden nicht als Fremde, zwang sie nicht in Ghettos und legte ihnen im Grunde nur Beschränkungen auf, die denen für andere Nicht-Mitglieder der Church of England (Katholiken, protestantische Nonkonformisten) glichen. Zu Beginn des 19. Jahrhunderts waren Juden britische Staatsbürger, wenngleich solche partiell minderen Rechts. Die Emanzipation war deshalb nicht, wie in Deutschland, ein langer Prozess staatlich angeleiteter Integration einer einzigartigen Minderheit in die bürgerliche Gesellschaft, sondern ein konstitutioneller Akt auf zentralstaatlicher Ebene, die Wiederholung der rechtlichen Gleichstellung der Katholiken.116 Unter diesen Voraussetzungen entstand auf den britischen Inseln, anders als etwa in Deutschland und Frankreich, vor 1914 kein artikulierter und organisierter Antisemitismus, und gleiches gilt im Prinzip für die britischen Siedlungsgebiete und Ablegerstaaten in Übersee. Gewisse gesellschaftliche Ressentiments gegen Juden fallen angesichts der Tatsache, dass keine antisemitische Gewalt gepredigt und ausgeübt wurde, kaum ins Gewicht. Man macht sich nicht der Verharmlosung schuldig, wenn man in vergleichender Sicht die Tatsache niedriger Intensität von Antisemitismus in der britisch geprägten Welt festhält.
Hatte der Antisemitismus auch ferne Wirkungen? In Japan, wo man auch die Torheiten Europas kopierte, findet sich ein imitatorischer Antisemitismus ohne physisch präsente Juden. Die 1924 übersetzten Protokolle der Weisen von Zion bekräftigten vorhandene Verschwörungsängste und nährten einen xenophoben Nationalismus, den kleine Kreise in Japan seit längerem gepflegt hatten. Hier erschienen die Juden als Komplizen eines Westens, der angeblich Japan sein Lebensrecht bestritt.117 In China war die Reaktion umgekehrt. Dort machte erst die Übersetzung von Shakespeares Merchant of Venice im Jahre 1904 einen europäischen Typus des Juden weithin bekannt, allerdings mit Sympathie als leidendes Opfer betrachtet und zur weltweiten Solidarität unter den Unterdrückten einladend. Den Phantom-Antisemitismus japanischer Spielart gab es in China nicht.
|  Antisemitismus und Rassenordnungen


Der europäische Antisemitismus nach 1870 wäre als direkte Umsetzung von Rassenlehren zu flach interpretiert. Einige der frühen Rassentheoretiker hatten bereits nebenbei auch die Juden im Visier, so etwa Robert Knox 1850, der sie als kulturell sterile Parasiten beschreibt.118 Andere Begründer des Rassendiskurses, etwa Gobineau, lassen sich nicht als Antisemiten bezeichnen. Die Grundideen eines biologischen Rassismus wurden auf Schwarze in den USA viel früher angewendet als auf Juden in Deutschland oder Frankreich.119 Vor dem Ersten Weltkrieg argumentierte der Antisemitismus nicht überwiegend rassistisch. Sofern er es tat, war er eher eine Folge als eine Form von Rasselehren.120 Es mussten gesellschaftliche Krisenpotenziale aktiviert werden und politische Verwerfungen im Zuge von Demokratisierung und der Suche nach nationalen Identitäten hinzutreten, um dem Antisemitismus eine gesellschaftliche Grundlage zu verschaffen.121
Der Antisemitismus des langen 19. Jahrhunderts verwirklichte sich nicht in Rassenordnungen. Im Gegenteil: die vormoderne Segregation der Juden in Ghettos wurde beseitigt, keine neue formalisierte Apartheid an ihre Stelle gesetzt. Die Juden Europas lebten nicht länger unter dem Damoklesschwert der Ausweisung, jedenfalls außerhalb des Zarenreiches. Die 1791 verfügte, im Judenstatut von 1804 bekräftige Konzentration der jüdischen Siedlungen in einem – allerdings riesigen – «Ansiedlungsrayon» zwischen Ostsee und Schwarzem Meer war in dieser Epoche die wichtigste Mobilitätsbeschränkung für Juden.122 Im Zarenreich wurde den Juden, ebenso wie anderen nicht-orthodoxen Gruppen, die bürgerliche Gleichstellung verweigert. Manche benachteiligenden Sonderregelungen blieben bestehen, andere wurden in der Reformepoche unter Alexander II. nach 1856 gelockert oder aufgehoben. Nach der Ermordung des Reformzaren 1881 verschlechterte sich erneut die Rechtsstellung der Juden. Ihre bürgerliche Emanzipation nach französischem oder deutschem Muster erreichten sie vor der Revolution von 1917 nicht. Rumänien war um 1880 neben Russland das einzige Land Europas, in dem die Juden – trotz internationalen Drucks auf dem Berliner Kongress 1878 – weiter unter entwürdigenden Sondergesetzen lebten.123 Die letzten großen Judenghettos waren nach der Jahrhundertmitte aufgehoben worden: 1852 in Prag, 1870 in Rom.
Der Antisemitismus in Europa westlich von Polen war ebenso wie die Aggression gegen Afroamerikaner im Süden der USA nach dem Bürgerkrieg eine post-emanzipatorische Erscheinung. Er fügt sich in den Zusammenhang verschärfter Grenzziehungen zwischen «Zugehörigen» und «Fremden», nationalen Mehrheiten und wandernden oder kosmopolitischen Minderheiten. Um 1900 war für alle diese recht unterschiedlichen Fälle von Exklusion in Programm und Praxis ein rassistisches Vokabular der Rechtfertigung abrufbar. Diese Exklusion führte keineswegs zwangsläufig zu imperialen Folgerungen. Es lag in der Logik eines radikalen Rassismus (und findet sich bereits bei Robert Knox), imperiale Herrschaft als einen unnötig engen Kontakt mit ethnisch Anderen zu vermeiden. Vor dem deutschen Vernichtungskrieg in Osteuropa nach 1941 hat es in der Geschichte von Imperialismus und Kolonialismus keine Fälle gegeben, in denen Herrschaft über andere Völker zum Zweck ihrer rassistisch motivierten Bedrängung oder gar Ausrottung angestrebt wurde. Kolonialismus hat immer seinem eigenen Programm nach irgendeine konstruktive Note gehabt. Zivilisierungsmission, nicht aber Rassismus ist im 19. Jahrhundert ein starker Motor für koloniale Expansion gewesen. Umgekehrt waren es gerade radikale Rassisten, die den Rücktransport von schwarzen Amerikanern nach Afrika oder später die Deportation der europäischen Juden nach Madagaskar vorschlugen. Schon 1848 war die Annexion noch größerer Teile von Mexiko an der Furcht vor ethnischer Überfremdung gescheitert, und bis in die späten 1890er Jahre hinein hatte die Ideologie von white supremacy die mögliche Territorialexpansion der USA eher gebremst als gefördert, denn es galt den infizierenden Kontakt mit «niederen Rassen» zu minimieren.124 Auch das kolonialgeschichtlich einmalig frühe Versprechen der Unabhängigkeit, das den Philippinos gegeben wurde, hatte nicht nur menschenfreundliche Hintergründe. Dahinter stand bei einigen seiner Befürworter auch der Wunsch, die USA so bald wie möglich von ihrer «fremdrassigen» Kolonie zu trennen.125
|  Zwei gefährdete Emanzipationen


Mit George M. Fredrickson kann man den Vergleich zwischen den beiden Emanzipationen in Nordamerika und Mitteleuropa noch etwas weitertreiben.126 Die Abschaffung der Sklaverei und die Befreiung der großen Mehrzahl der europäischen Juden aus ihrer ghettoisierten Underdog-Existenz erforderten Hilfe von außen: hier von Abolitionisten, dort von aufgeklärten Vertretern der hohen Staatsbürokratie. Beiden gemeinsam war, dass sie die Reform auch als Zivilisierungsmission sahen: Die Afroamerikaner sollten «gehoben», die Juden in ihrem kulturellen Niveau «verbessert», beide also unter Wahrung geziemender Abstände an die dominante Mehrheitsgesellschaft assimiliert werden. In den USA bot erst das Ende des Bürgerkrieges die Möglichkeit, dieses Programm unter den Auspizien der «Radikalen Rekonstruktion» zu verwirklichen. Die Integration der jüdischen Minderheit in die Gesellschaft verlief unter ungleich günstigeren Vorzeichen. In dem Intervall zwischen dem Abflauen des alten Judenhasses und dem Aufkommen eines modernen Antisemitismus waren die ideologischen Widerstände gegen die Juden relativ gering, auch nicht entfernt mit einem Rassismus zu vergleichen, wie er in den USA ausnahmslos alle Schwarzen, auch die «freien» Afroamerikaner im Norden, belastete. Dieser Rassismus intensivierte sich nach dem Ende der Reconstruction 1877, also fast aufs Jahr gleichzeitig mit dem doppelten Schub von Diskursantisemitismus in Deutschland und Frankreich und Pogromantisemitismus im Zarenreich. Auf beiden Seiten des Atlantiks machten sich die internationale Wirtschaftskrise nach 1873 und der Niedergang liberaler Kräfte in der Innenpolitik zumindest der USA, Deutschlands (nach Bismarcks Bruch mit den Liberalen) und des Zarenreichs erschwerend bemerkbar. Juden wie Schwarze wurden dadurch wichtiger Bündnispartner beraubt.
Die jüdischen Minderheiten in den europäischen Nationalstaaten befanden sich in einer verwundbareren Lage als die Afroamerikaner. Zwar hatten sich viele Juden ansehnliche und angesehene Positionen auf den höchsten Rängen des Wirtschafts- wie des Bildungsbürgertums erarbeitet. Andererseits konnten gerade diese Aufstiegserfolge Ressentiments in der Mehrheitsbevölkerung eher wecken als die niedrige, unterbürgerliche Stellung fast sämtlicher Afroamerikaner in der gesellschaftlichen Hierarchie. Aus der Sicht von white suprematists mussten «the negroes» nur durch Entrechtung und Einschüchterung in Schranken gehalten, nicht aber aktiv bekämpft werden. Die Zugehörigkeit zur Gruppe der Afroamerikaner war umso leichter festzustellen, je strenger interethnische Sexualität tabuisiert und verfolgt wurde. Ein solches striktes Beharren auf «Reinheit» der «weißen (arischen) Rasse» wurde erst mit der Verzögerung einiger Jahrzehnte in den europäischen Antisemitismus importiert. Da man Juden nicht an ihrem Aussehen erkennen konnte, bedurfte es dazu wesentlich aufwendigerer pseudowissenschaftlicher Überlegungen der «Rassenbiologie», während in den USA das bewährte Alltagskriterium der Hautfarbe genügte. Schließlich waren die Diaspora-Kontakte der Afroamerikaner zum kolonisierten Afrika aus weißer Sicht nicht bedrohlich genug, um Ängste vor einer Beschädigung der nationalen Interessen zu schüren, während die vielfältigen internationalen Verbindungen jüdischer Gemeinschaften Anlass zu völkisch-nationalistischen Verschwörungsphantasien über das jüdische Kapital und die jüdische Weltrevolution boten. In Deutschland wie in den USA richteten Mehrheiten der Bevölkerung ihre Antipathie gegen diejenigen, die der Vision vom eigenen Nationalcharakter widerstrebten. Waren die Afroamerikaner in einer von Modernität besessenen Gesellschaft nicht modern genug, so waren die Juden, aus der Mitte der deutschen Gesellschaft gesehen, zu modern.127 Als sich um die Jahrhundertwende der Zustrom armer und im Habitus orientalisch-vormoderner «Kaftanjuden» aus Osteuropa verstärkte, ließen sich beide Stereotype zusammenführen.
Die Afroamerikaner im Süden erlebten den Umschwung ihrer Situation zum Schlechteren bereits ein knappes Jahrzehnt nach ihrer Befreiung durch Abraham Lincoln, während für die deutschen Juden das Kaiserreich insgesamt physische Sicherheit und relativ gute Entfaltungschancen bot. Eine neue Epoche in der Geschichte der europäischen Juden begann ominös unmittelbar nach dem Ende des Ersten Weltkriegs. Während des Bürgerkrieges in Russland und der Ukraine verübten 1919/20 vor allem gegenrevolutionäre «weiße» Truppen und Milizen Massenverbrechen an der jüdischen Bevölkerung, der oft pauschal Sympathien für die Bolschewiki unterstellt wurden. Diese Verbrechen waren nicht einfach eine Verlängerung des bekannten Musters wellenartiger Pogrome, sondern gingen in der Zahl der Opfer und dem Sadismus der Tötungen weit über die Praktiken der Zeit vor 1914 hinaus. Die Zerstörung ganzer jüdischer Gemeinschaften durch eine entfesselte Soldateska war im 19. Jahrhundert eine seltene Ausnahme gewesen.128 In den 1920er Jahren, als sich die Position der Afroamerikaner bereits langsam wieder zu bessern begann, braute sich auch in Deutschland und in Teilen Ostmitteleuropas, vor allem in Rumänien, ein exterminatorischer Antisemitismus zusammen, der bis dahin nur eine vereinzelte rhetorische Bedrohung ohne Unterfütterung durch staatliche Machtmittel gewesen war. Es führte kein direkter Weg vom Antisemitismus vor 1914 zur Judenpolitik des Nationalsozialismus nach 1933.129




XVIII  |  Religion


Es gibt gute Gründe dafür, Religiosität, Religion und Religionen in den Mittelpunkt einer Weltgeschichte des 19. Jahrhunderts zu stellen.1 Allenfalls für einige Länder des westlichen Europa wäre es gerechtfertigt, wie es in Lehrbüchern nicht selten geschieht, Religion als einen unter mehreren Unterpunkten von «Kultur» abzuhandeln und sich dabei auf ihre organisatorische Verfasstheit als Kirche zu beschränken. Religion war überall auf der Welt im 19. Jahrhundert eine Daseinsmacht ersten Ranges, eine Quelle individueller Lebensorientierung, ein Kristallisationspunkt für Gemeinschaftsbildungen und für die Formung kollektiver Identitäten, ein Strukturprinzip gesellschaftlicher Hierarchisierung, eine Antriebskraft politischer Kämpfe, ein Feld, auf dem anspruchsvolle intellektuelle Debatten ausgetragen wurden. Die ungeheure Vielfalt der Realisierungen solcher Möglichkeiten und die überwältigende Fülle von Literatur aus zahlreichen Fächern von der Religionsgeschichte über die Anthropologie bis zu den verschiedenen orientalischen Philologien machen das Ziel einer auch nur grob raffenden Gesamtdarstellung unerreichbar. Noch im 19. Jahrhundert war Religion die für das Alltagsleben der Menschen wichtigste Form von Sinnbildung, also das Zentrum aller geistigen Kultur. Religion umspannte das Spektrum von der universalen Kirche bis zum lokalen Kult, an dem nur wenige teilnahmen. Sie erfasste als einzige Erscheinungsform von Kultur schriftkundige Eliten ebenso wie illiterate, über das gesprochene Wort und über Bilder religiös kommunizierende Massen und bildete sogar oft das wichtigste Band zwischen ihnen. Nur unter sehr seltenen gesellschaftlichen Bedingungen wurde Religion im Laufe des 19. Jahrhunderts zu, wie es in der soziologischen Theorie heißt, einem funktional ausdifferenzierten Teilsystem neben anderen solchen Systemen wie Recht, Politik oder Wirtschaft, also zu einer einigermaßen klar abgrenzbaren Sphäre, die sich in ihrer eigenen Logik, vor allem in ihren Mustern von Reproduktion, Erneuerung und Wachstum, beschreiben ließe.
1  |  Begriffe und Bedingungen des Religiösen

|  Unschärfe und Vereindeutigung


Weltweit gesehen ordnen sich die Phänomene des Religiösen für den Betrachter nicht zu einer großen Gesamtgeschichte, wie sie sich in den Makroprozessen der Urbanisierung, Industrialisierung oder Alphabetisierung bei allen Differenzierungen nach Ort und Zeit doch erkennen lässt. Die Behauptung, das 19. Jahrhundert sei insgesamt ein Zeitalter jenseits der Religion gewesen, lässt sich nicht halten, und eine andere «Großerzählung» als diese Geschichte der «Säkularisierung» ist nicht in Sicht.2 Auch ein weiterer zunächst plausibler Zusammenhang vereinfacht die Dinge allzu sehr. Zweifellos verbesserte die erobernde und kolonisierende, reisende und missionierende Expansion der Europäer über die Erde seit dem 16. Jahrhundert die Bedingungen für die Ausbreitung der wichtigsten europäischen Religion, doch war im Rückblick von 1900 oder 1914 aus der religiöse Einfluss des Christentums in der Welt bei weitem geringer als die politisch-militärische Macht Europas und auch als die des Westens insgesamt. In vielen nicht-westlichen Gesellschaften, die während des 19. Jahrhunderts in regelmäßige Kommunikationsbeziehungen mit Europa verstrickt wurden und in denen die Verwestlichung des Lebensstils bis heute anhält, hat das Christentum nicht Fuß fassen können. Das Christentum globalisierte sich, ohne zur global dominanten Religion zu werden. Dies war eine Folge von Widerstands- und Erneuerungsbewegungen, die überall der christlichen Offensive entgegentraten. Religiöser Wandel kann aber nicht nur als konfliktreicher Prozess von Expansion und Reaktion gesehen werden, sondern unter anderen Umständen auch als Ergebnis von Verflechtungen und einer gemeinsamen Geschichte oder als «analoge Transformation» im Westen und in anderen Teilen der Welt, jeweils aus lokalen Quellen gespeist und nur locker oder gar nicht miteinander verbunden.3 So standen Prozesse wie die Bildung von Nationalstaaten oder die massenhafte Verbreitung von Druckerzeugnissen in weltweit prinzipiell ähnlichen Wechselbeziehungen zu Veränderungen im religiösen Feld.
Der Begriff der Religion ist notorisch unscharf, und Max Weber, einer der Pioniere der vergleichenden Religionssoziologie, wusste, weshalb er sich nie auf eine Definition von «Religion» einließ. Schon einige alte Fragen haben sich nie eindeutig beantworten lassen, angefangen mit dem Problem der Abgrenzung zwischen «eigentlicher» Religion auf der einen, «Aberglauben» oder «philosophischen» Grenzfällen des Quasi-Religiösen auf der anderen Seite. Ist zum Beispiel der chinesische «Konfuzianismus», der weder eine Kirche noch Jenseits- und Erlösungsvorstellungen oder aufwendige rituelle Pflichten kennt, jene «Religion», als die er in westlichen Lehrbüchern oft behandelt wird? Wie steht es mit der ebenfalls innerweltlichen Freimaurerei? Dürfen jeder «Kult» und jede religiöse Bewegung schon «Religion» genannt werden, oder müssen dafür bestimmte Anforderungen an die Komplexität von Weltbild, Organisation und ritueller Praxis gestellt werden? Welche Rolle spielen die Selbstwahrnehmung der Adepten und die Anerkennung als Religion durch andere? Unter welchen Umständen ist es im Zeichen des Nachlassens konventioneller Glaubensüberzeugungen gerechtfertigt, den Religionsbegriff auf «Kunstreligion» oder «politische Religion» auszuweiten?4 Man muss nicht so weit gehen wie manche Vertreter der Religionswissenschaft, die sich nur noch für das Reden über Religion interessieren und religiöse Phänomene in der historischen Wirklichkeit für unerkennbar halten. Solch radikale Skepsis im Zeichen der «linguistischen Wende» in der Geschichtswissenschaft geht zu weit. Die Einsicht in die Konstruiertheit von Namen und Begriffen kann dann leicht in einen Gegensatz zu ihrer lebenspraktischen Wirkung führen. Was bedeutet es für jemanden, der eine Identität als «Hindu» kultiviert, sich sagen zu lassen, «Hinduismus» sei eine europäische «Erfindung»? Es wäre problematisch, aus der Tatsache, dass der Religionsbegriff im Europa des 19. Jahrhunderts geschaffen wurde, den Schluss zu ziehen, es «gebe» keine Religionen, der Begriff sei nichts als ein Instrument «hegemonialer» Ordnungsstiftung durch einen arroganten Okzident.5
So viel ist aber richtig: Ein abstrakter und universal gemeinter Begriff von «Religion» ist ein Produkt europäischer, insbesondere protestantisch orientierter Intellektueller des 19. Jahrhunderts.6 Er schloss die in Europa seit etwa 1600 denkbare Idee einer Pluralität der Religionen jenseits der Trias von Christentum, Judentum und Islam ein, war aber oft mit dem unausgesprochenen Hintergedanken verbunden, das Christentum sei die entwicklungsgeschichtlich fortgeschrittenste, damit also die einzige wirklich universale Religion. Ein solcher Begriff kombinierte zumeist vier Elemente: (1) die Existenz eines zentralen heiligen Textes (wie Bibel oder Koran) bzw. eines klar definierbaren Kanons sakraler Schriften; (2) das Moment der Exklusivität, also die Eindeutigkeit der religiösen Loyalität und der Selbstidentifizierung mit einer Religion, die man «besitzt»; (3) die Trennung von anderen Sphären des Lebens; (4) eine gewisse objektivierende Lösung vom persönlichen Charisma mitreißender Führergestalten (auch wenn dies nicht unbedingt zum Aufbau einer hierarchischen Kirche führen muss).7 Dieser Religionsbegriff wanderte gegen Ende des 19. Jahrhunderts in andere Kulturwelten ein, nicht nur über koloniale Kanäle. Er war keineswegs immer unattraktiv. Manches sprach dafür, bestehende religiöse Programme und Praktiken mit gewissen Veränderungen als «Religion» nach den Vorbildern der Prototypen Christentum und Islam umzuinterpretieren, zu bündeln und zu systematisieren.
In China zum Beispiel hatte man über die Jahrhunderte hinweg immer nur von jiao gesprochen, übersetzbar etwa als «Doktrinen» oder «Lehrrichtungen» und meist plural gemeint. Im späten 19. Jahrhundert wurde über Japan aus dem Westen ein übergreifender Religionsbegriff importiert und als zongjiao in das chinesische Lexikon übernommen. Das vorangestellte Zeichen zong bedeutet «Vorfahr», «Clan», aber auch «Vorbild» oder «großer Meister». Der Neologismus verschob damit den Akzent von der gleichzeitigen Pluralität der Lehrmeinungen zur historischen Tiefe tradierter Überlieferung. Damit aber war – und das macht den chinesischen Fall besonders interessant – auch schon eine Grenze der Anverwandlung erreicht. Denn die chinesische Elite verweigerte sich dem Versuch einiger spätkaiserlicher Gelehrter und schließlich, 1907, auch der Qing-Dynastie, aus der prestigereichen Weltanschauung des «Konfuzianismus» (ru) eine Religion des Konfuziusglaubens (kongjiao) zu machen.8 «Konfuzius», wie ihn um 1700 die Jesuiten als Ikone «chinesischer Weisheit» aus einer komplizierten Tradierungslage geschaffen hatten, wurde von Kang Youwei und seinen Mitstreitern mit einigem Erfolg zum Symbol des «Chinesentums» und damit bald auch der chinesischen Nation stilisiert.9 Nach seiner revolutionären Entthronung durch Marx und Mao erlebte er im späten 20. Jahrhundert eine erstaunliche Renaissance und wurde mit der Gründung des ersten «Konfuzius-Instituts» in Seoul 2004 zum Namenspatron der auswärtigen Kulturpolitik der Volksrepublik China. Doch misslangen in Kaiserreich (bis 1911) und Republik (1912–49) alle Versuche zur Durchsetzung eines Staats-Konfuzianismus in Analogie zum japanischen Staats-Shintoismus, von dem gleich die Rede sein wird. Der europäische Religionsbegriff stieß hier an eine Grenze seiner Exportierbarkeit, und die kulturellen Meinungsführer Chinas bevorzugten um die Jahrhundertwende (ohne sich dessen immer bewusst zu sein) paradoxerweise ein älteres Konstrukt, an dem Europäer nicht unschuldig waren: den «philosophischen» Konfuzius, den erst die Jesuiten gegen den zu ihrer Zeit vorherrschenden Neo-Konfuzianismus rehabilitiert hatten.
Anderswo hat ein solcher aus Europa importierter Begriff der «Religion» hingegen starke gesellschaftliche und manchmal auch politische Wirkungen entfaltet. In Islam, Buddhismus und Hinduismus gab es Bemühungen um ein markanteres Profil als Religion, in denen stets Tradition und Neu-Imagination zusammenflossen und die zum Beispiel im Islam zu einer Betonung der sharia als verbindlichem religiösem Gesetz führten, im Hinduismus zu einer stärkeren Kanonisierung der vedischen zu Ungunsten anderer Schriften der klassischen Überlieferung.10 Auch haben im 20. Jahrhundert zahlreiche neue Nationalstaaten an die Stelle einer vormodernen hierarchischen Vielfalt der Glaubensrichtungen die Idee einer offiziellen Religion gesetzt. Damit waren religiöse Minderheiten neuen Typs möglich, solche unter formell gleichgestellten Staatsbürgern, und zugleich Religionskonflikte neuer Art, die sich nur schwer durch separierendes Sonderrecht lösen ließen. Prozesse der religiösen Vereindeutigung und Identitätsschärfung verliefen meist mit dem Blick auf andere Religionen, oft auch in direkter Auseinandersetzung mit ihnen. Diese interaktive Neuordnung der globalen Religionslandschaft begann in großem Stil erst im 19. Jahrhundert.
|  «Weltreligionen»


Ein Erbe des 19. Jahrhunderts, das bis heute den öffentlichen Sprachgebrauch bestimmt, ist die Idee von «Weltreligionen», die sich wie Hochgebirge aus der Landschaft des Religiösen emporheben. Eine große Vielzahl religiöser Orientierungen wurde im neuen Diskurs der Religionswissenschaft zu Makro-Kategorien wie «Buddhismus» oder «Hinduismus» verdichtet. Diese «Weltreligionen», zu denen auch Christentum, Islam, Judentum und nicht selten der Konfuzianismus gezählt wurden, ermöglichten eine übersichtliche Kartographie des Religiösen, seiner Zurechnung zu «Zivilisationen» und deren Abbildung auf Weltkarten der «Großen Religionen». Unklare Verhältnisse wurden bis vor kurzem oft mit dem Etikett «Naturreligionen» versehen. Die Fachleute nahmen das Grobraster der Weltreligionen zur Grundlage fein ausgearbeiteter Klassifikationen, sei es von konfessionellen Richtungen, sei es von soziologischen Religionstypen. Hinter dem Konzept der «Weltreligionen» verbarg sich eine fundamentale Annahme, wie sie bis heute das westliche Bild vor allem des Islam bestimmt: Alle Nichteuropäer befänden sich fest im Griff der Religion, «orientalische» und «primitive» Gesellschaften ließen sich am besten über Religion definieren und verstehen. Nur den aufgeklärten Europäern sei es gelungen, den Denkzwang des Religiösen zu durchbrechen und sogar ihre eigene Religion, das Christentum, relativierend «von außen» zu betrachten.11 Diese These vom Primat des Religiösen in außerwestlichen Gesellschaften hatte im 19. Jahrhundert einen gewissen Sinn. Zum einen erschlossen sich diese Gesellschaften – mit einer gewissen Ausnahme Chinas wegen seines reichen historiographischen Erbes – westlichen Philologen am ehesten über Texte religiösen Charakters (Sacred Books of the East, wie Max Müllers berühmte fünfzigbändige Sammlung von Übersetzungen, 1879–1910, hieß), zum anderen ging, wie es den Europäern schien, der heftigste Widerstand gegen koloniale Eroberung von religiösen Würdenträgern und von religiös motivierten Bewegungen aus. Die These hat freilich zu einer nachhaltigen Entmaterialisierung, Enthistorisierung und Entpolitisierung des Blicks auf diese Gesellschaften beigetragen. Klischeehafte Gleichsetzungen («hinduistisches Indien», «konfuzianisches China») suggerieren bis heute eine Beschränkung religiöser Modernisierung auf den Westen, der als einzige Zivilisation der Erde Religion zur Privatsache erklärt habe und sein Selbstbild auf eine säkulare «Modernität» gründe. Die Rede von den «Weltreligionen» ist nicht falsch. Sie sollte aber nicht dazu verleiten, die einzelnen Religionsgebiete als geschlossene Sphären zu betrachten, in denen sich jeweils autonome, von außen kaum beeinflusste Entwicklungen vollzogen. Schließlich führt sie eine weitere Bedeutungsebene mit sich: die der religionspolitischen Dramatisierung. Visionen vom Zusammenprall der Kulturen setzen eine solche Vorstellung machtvoller Religionsblöcke voraus.
|  Revolution und Atheismus


Das 19. Jahrhundert begann in Europa mit einem Generalangriff auf die Religion. Schon in früheren Revolutionen waren Eliten entmachtet und Herrscher hingerichtet worden. Die Attacke der französischen Revolutionäre auf Kirche und Religion an sich, vorbereitet durch die Religionskritik und antikirchliche Polemik radikaler Strömungen innerhalb der Aufklärung, war hingegen beispiellos und einer der extremsten Aspekte des revolutionären Umbruchs überhaupt. Bereits Ende 1789 wurde das Eigentum der Kirche nationalisiert. Obwohl geistliche Deputierte, also Vertreter des Ersten Standes, im Juni 1789 überhaupt erst die Umwandlung der in drei Stände eingeteilten «Generalstände» in die revolutionäre Nationalversammlung ermöglicht hatten, wurde die Kirche innerhalb kurzer Zeit als Machtfaktor ausgeschaltet. Der Katholizismus verlor seinen Status als Staatsreligion, der Klerus einen großen Teil seiner traditionellen Einkünfte. Alle Klöster wurden aufgelöst, ein Vorgang, wie er zuvor bereits unter Kaiser Joseph II. im Habsburgerreich begonnen hatte. Zum Bruch mit dem Papst, der nun als ein ausländischer Monarch unter anderen gesehen wurde, kam es 1790 über die Zivilkonstitution des Klerus. Die Pfarrer, jedenfalls ein Teil von ihnen, waren bereits – ohne größere Widerstände – in staatliche Besoldung übernommen worden. Nun gingen die revolutionären Gesetzgeber einen Schritt weiter. Die Geistlichen wurden zu Staatsbeamten erklärt und in die neue Verwaltungshierarchie eingeordnet. Sie wurden durch weltliche Gremien gewählt und mussten dem Staat gegenüber einen Treueeid ablegen. Dies führte zu einer tiefen Spaltung zwischen schwörenden und den Eid verweigernden Kirchenleuten, zwischen Französischer (konstitutioneller) und Römischer Kirche, und wurde die Grundlage für die Verfolgungen, denen Teile des französischen Klerus während der nächsten Jahre ausgesetzt waren. Jedoch waren dies harmlose Konflikte, sieht man sie vor dem Hintergrund der französischen religiösen Bürgerkriege der frühen Neuzeit.
Dieser beispiellos radikale Angriff auf die organisierte Religion war eine französische Sonderentwicklung, deren wichtigste langfristige Folge die Entmonopolisierung des Katholizismus blieb. Die nordamerikanischen Revolutionäre hatten sich zuvor aus der Oberherrschaft der anglikanischen Staatskirche befreit, die christliche Religion aber nicht so grundsätzlich in Frage gestellt, wie es in Frankreich mit der Politik der «Dechristianisierung» geschah, deren bilderstürmerische Gewaltsamkeit allerdings schon 1793 auf Betreiben Robespierres in einem staatlich verordneten «Kult des höchsten Wesens» gebändigt wurde. In Nordamerika wurden Vertreter der Kirche nicht physisch bedrängt. Kirchenfeindlichkeit oder gar staatlich unterstützter Atheismus waren daher keineswegs ein Erbe der atlantischen Revolution insgesamt. Schon der Erste Konsul Bonaparte war zu einem taktisch bedingten, einen gefährlichen Gegner neutralisierenden Kompromiss mit dem Heiligen Stuhl bereit (Konkordat 1801) und respektierte fortan den Papst als einen Machtfaktor in der europäischen Diplomatie. Unter der restaurierten Monarchie gewann die Kirche nach 1815 einen großen Teil ihres Einflusses zurück. Noch Napoleon III., der seine treuesten Anhänger auf dem katholischen Lande hatte, behandelte sie pfleglich. Erst unter der Dritten Republik wurde der Laizismus, also die konsequente Trennung von Kirche und Staat, zu einem Grundmuster französischer Politik, war aber weit entfernt von einem staatlich erzwungenen Atheismus. Die Radikalität des Vorgehens gegen organisierte Religion im Frankreich der 1790er Jahre wies auf das 20. Jahrhundert voraus. Sie findet sich erst wieder, nun in Formen gesteigerter Gewaltsamkeit, in der Sowjetunion, im revolutionären Mexiko und später in den kommunistischen Diktaturen nach dem Zweiten Weltkrieg. In keinem anderen Teil der Welt hat es im 19. Jahrhundert eine vergleichbare revolutionäre Wendung gegen Religion an sich gegeben. Kein Staat der Welt bekannte sich zum Atheismus.
|  Toleranz


Die atlantische Revolution hinterließ ein weniger spektakuläres, aber kontinuierlicher wirksames Erbe: die religiöse Toleranz.12 Die Grundidee war bereits im Europa der Religionskriege, also im 16. und 17. Jahrhundert, gedacht worden. Sie gehörte seit Pierre Bayle und John Locke zu den Grundpfeilern aufgeklärten Denkens und betraf schon früh nicht allein die innereuropäischen Religionsgegensätze, sondern auch die Gleichberechtigung für Religionen außerhalb des Okzidents.13 1791 wurde gleichzeitig in Frankreich (Verfassung vom 3. September) und den USA (Erster Verfassungszusatz) das Prinzip, der Staat solle den Bürgern ihren privaten Glauben nicht vorschreiben und keine Religionsgemeinschaft gegenüber anderen begünstigen, in Staatsgrundgesetzen festgeschrieben. Die USA gewährten also von Anfang an die Freiheit religiöser Betätigung, auch wenn es für eine politische Karriere lange vorteilhaft bleiben sollte, Protestant zu sein.14 In Großbritannien dauerte es noch Jahrzehnte, bis Katholiken (1829) und Juden (1846/58) ihre völlige bürgerliche Gleichstellung erhielten. Auf dem europäischen Kontinent stand die Religionsfreiheit neben der Pressefreiheit als eines der wichtigsten Ziele in den Programmen der Liberalen. Für die Juden in Deutschland wurde sie zuerst 1862 in Baden, dann 1869 im Norddeutschen Bund erreicht. 1905 erließ als letztes großes Land in Europa das Zarenreich ein Toleranzedikt, das «Gewissensfreiheit» versprach. Davon profitierten vor allem Muslime sowie sektiererische Nebenströmungen der russischorthodoxen Kirche, nicht aber die Juden. Dem Islam hatte bereits Katharina II. 1773 eine rechtlich gesicherte Stellung verschafft: die erste Stufe des Rückzugs von staatlicher Verfolgung. Die Katholische Kirche hat sich erst 1965 auf dem Zweiten Vatikanischen Konzil zur Anerkennung von Religionsfreiheit durchringen können.
Dass religiöse Toleranz zuerst in den Ländern der «angewandten Aufklärung», also den USA und Frankreich, kodifiziert wurde und dass damit ein Prozess in Gang kam, der 1948 in die Menschenrechtserklärung der Vereinten Nationen mündete, bedeutet nicht, in anderen Teilen der Welt sei die Praxis des religiösen Pluralismus unbekannt gewesen. In der frühen Neuzeit bildete Europa mit seinen erbitterten Religionsstreitigkeiten und Religionskriegen die Ausnahme von der Regel meist friedlicher religiöser Pluralität. In den Vielvölkerreichen unter muslimischen Dynastien wäre eine aggressive Islamisierung nicht praktikabel gewesen. Sie hätte auch alten politischen Gepflogenheiten widersprochen. Schon der Prophet Muhammad selbst hatte sich verschiedentlich mit «Schriftbesitzer»-Gruppen auf der arabischen Halbinsel vertraglich geeinigt. Die Osmanen gewährten nicht-muslimischen Bevölkerungsgruppen (millets: vor allem Christen, Juden und Parsen), von deren wirtschaftlichen Aktivitäten der Staat profitierte, «Schutz» als Gegenleistung für tributartige Abgaben (ausgenommen davon waren die christlichen Bauern auf dem Balkan). Im indischen Mogul-Reich herrschte eine muslimische Erobererdynastie über eine in zahlreiche religiöse Richtungen zersplitterte nicht-muslimische Bevölkerungsmehrheit. Hier verlangte schon die Staatsklugheit nach einer Politik der Tolerierung, wie sie vor allem im 16. Jahrhundert eindrucksvoll praktiziert worden war. Als die Dynastie unter dem Kaiser Aurangzeb (r. 1658–1707), dem einzigen Jihad-Kämpfer unter den Mogulherrschern, davon abrückte und die sharia im ganzen Reich durchzusetzen versuchte, trug dies zum Entstehen jener Spannungen bei, an der die Herrschaft der Moguln im frühen 18. Jahrhundert zerbrach. Der Islam schloss allerdings eine prinzipielle Gleichstellung anderer Religionen mit der einzigen geoffenbarten Wahrheit aus, wie sie Muhammad, das Siegel der Propheten, enthüllt hatte. Großmut gegenüber den Anderen bekräftigte den Primat des Islam. Man sollte den religiösen Pluralismus in den islamischen Reichen nicht idealisieren. Nicht-Muslime wurden geduldet und weitgehend vor Verfolgung geschützt, aber nur als Untertanen zweiter Klasse. Doch ist der Gegensatz zum rabiaten Ausschluss des religiös Fremden im frühneuzeitlichen Westeuropa sehr deutlich. Noch um 1800 hatten es religiöse Minderheiten im muslimischen Orient leichter als im christlichen Abendland.
In China trieben die Mandschu, die als Eroberer ihren religiösen Hintergrund im nordasiatischen Schamanismus hatten, eine sorgfältig kalkulierte Politik des Ausgleichs und Gleichgewichts zwischen den verschiedenen Denkschulen und religiösen Strömungen. Besonders sorgsam kultivierten sie den Buddhismus lamaistischer Prägung, der unter Mongolen und Tibetern eine bedeutende politische Rolle spielte. Allerdings gab es große strukturelle Spannungen zwischen dem Qing-Staat und seinen muslimischen Untertanen, deren Position in der Hierarchie der Minderheiten sich gegenüber der Ming-Zeit (1368–1644) verschlechterte. Für «traditionelle» afrikanische Gesellschaften war eine allgemeine Gastfreundschaft charakteristisch, die sich auch in Offenheit für religiöse Einflüsse von außen zu erkennen gab; dies hat im 19. Jahrhundert ihre Missionierung durch Islam wie Christentum sehr erleichtert.15 Da die Idee der religiösen Tolerierung an den modernen Verfassungsstaat gebunden ist, lässt sie sich auf all diese Fälle, streng genommen, nicht anwenden. Religiöser Zwang war aber nicht der Normalzustand in nichtwestlichen Gesellschaften, bevor sie dem Einfluss des europäischen Liberalismus ausgesetzt wurden. In der frühen Neuzeit, die religionspolitisch mit der Zwangstaufe bzw. Vertreibung der Juden (1492) und der Muslime (1502) der Krone Kastiliens beginnt, zeigt Europa im weltweiten Vergleich eher ein Defizit in der Hinnahme religiöser Vielfalt.
2  |  Säkularisierungen

|  De-Christianisierung in Europa?


Das 19. Jahrhundert ist oft als Zeitalter der «Säkularisierung» betrachtet worden.16 Mit diesem Wort wurde bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts die Übertragung von Kirchenland in weltliche Hände verstanden. Dann erhielt es eine neue Bedeutung, um den Rückgang religiösen Einflusses auf das Denken der Menschen, die Organisation von Gesellschaften und die Politik der Staaten zu bezeichnen. Für Europa ging es, vereinfacht gesagt, darum, die Verlaufskurve einer De-Christianisierung zu bestimmen, die mit Aufklärung und Französischer Revolution begann und bis heute anhält. Die Historiker sind hier zu ganz unterschiedlichen Ergebnissen gekommen, auch abhängig davon, was man jeweils unter «Religion» versteht. Hugh McLeod, ein vergleichend arbeitender englischer Religionshistoriker, unterscheidet sechs Felder der Säkularisierung: (1) persönlicher Glaube, (2) Teilnahme an religiösen Praktiken, (3) die Rolle von Religion in öffentlichen Institutionen, (4) ihre Bedeutung in der publizistischen Öffentlichkeit, (5) ihr Beitrag zu individueller und kollektiver Identitätsbildung, schließlich (6) ihr Zusammenhang mit Volksglauben und Massenkultur. Für Westeuropa zwischen 1848 und 1914 kommt er zu folgenden Ergebnissen: Am deutlichsten zeigt sich die Säkularisierung in Frankreich, Deutschland und England hinsichtlich der beiden ersten Aspekte. Der Anteil derjenigen in der Bevölkerung, die regelmäßig Gottesdienste besuchten und an Kommunion oder Abendmahl teilnahmen, ging erheblich zurück. Quantifizieren lässt sich dies nicht, doch führt ein Puzzle von Beobachtungen zu einem solchen Gesamteindruck. Zur gleichen Zeit stieg der Anteil derjenigen, nicht nur in kleinen intellektuellen Zirkeln, deutlich an, die ihre persönliche Indifferenz, Abneigung oder Feindseligkeit gegenüber dem christlichen Glauben zum Ausdruck brachten. Dies war in den drei Ländern grundsätzlich ähnlich.
Größer waren die Unterschiede im Wandel der öffentlichen Bedeutung von Religion. In Frankreich waren Staat und Kirche am deutlichsten voneinander getrennt, vor allem seit den 1880er Jahren; gleichzeitig waren die Katholiken sehr erfolgreich beim Aufbau einer eigenen organisatorischen Gegenwelt. Für England im Viktorianismus ist eine «schleichende» Säkularisierung charakteristisch, der aber keine explizit säkularistische Ideologie entsprach. Das offizielle England gab sich andächtig und kirchlich. Die offen zur Schau gestellte Frömmigkeit eines führenden Staatsmanns wie William Ewart Gladstone (1809–1898), der sich hin und wieder zu politischen Entscheidungen göttlich inspiriert fühlte, stand in strengem Gegensatz zur religiösen Indifferenz eines Angehörigen der voraufgegangenen Generation wie des Premierministers Lord Palmerston (1784–1865). In Deutschland, wo der Gegensatz zwischen Protestanten und Katholiken besonders wichtig blieb, konnten sich die Kirchen eine ungewöhnlich große Rolle im Erziehungswesen und in der Wohlfahrtspflege sichern, finanziell waren sie hier besonders gut gestellt.17 Bei weitem am tiefsten wurzelten religiöse Orientierungen überall in der Volkskultur. Selbst wer nicht regelmäßig in die Kirche ging und wer sich nicht zu den Gläubigen zählte, hielt an Rudimenten eines religiösen Weltbildes fest, erkannte und benutzte religiöse Symbole, beachtete den Festzyklus und suchte in Krisenzeiten Hilfe bei der Religion. Nationalismus und Sozialismus machten ebenfalls umfassende Weltbildangebote, die das Christentum aber niemals ersetzen konnten. Konfessionelle Subkulturen bildeten sich in den drei Ländern – und noch mehr in den Niederlanden – plastischer denn je heraus, ihnen zugeordnet auch (allerdings nicht in Großbritannien) konfessionelle politische Parteien. Die große Mehrheit unter der westeuropäischen Bevölkerung (einschließlich der jüdischen Gemeinschaften) hielt zumindest an gewissen äußeren religiösen Formen fest.18 Die Absorptionskraft des «offiziellen» Christentums war so groß, dass selbst ein erklärter Agnostiker wie Charles Darwin mit einem christlichen Staatsbegräbnis in Westminster Abbey geehrt wurde. Allerdings ließ sich der Erzbischof von Canterbury entschuldigen.19
|  Symbolik und Recht


Spiegelte diese verhaltene Säkularisierung Westeuropas einen allgemeinen Trend? Über die Entwicklung individueller Frömmigkeit in vielen Teilen der Welt wissen wir wenig. Dort, wo religiöses Recht und informelle Kontrolle dafür sorgten, dass die Teilnahme am religiösen Gemeinschaftsleben de facto obligatorisch war, und auch dort, wo Religiosität weniger in konventionellen Kulthandlungen als in individuellen Meister-Schüler-Verhältnissen zum Ausdruck kam, verliert die Messgröße des Gottesdienstbesuchs ihre Aussagekraft. Es existieren aber Schätzungen etwa über die Größe der monastischen Population. Im katholischen Europa zwischen Portugal und Polen gab es um 1750, auf dem Höchststand klösterlichen Wachstums seit der Reformation, mindestens 200.000 Mönche und 150.000 Nonnen. Das waren knapp 0,3 Prozent der europäischen Gesamtbevölkerung westlich von Russland.20 Ganz anders die Dimensionen in buddhistischen Ländern, der zweiten großen Sphäre der Klosterkultur. In Burma scheint die Zahl der Mönche über das Jahrhundert hinweg konstant geblieben oder noch angestiegen zu sein. 1901 waren 2,5 Prozent der männlichen Bevölkerung Mönche.21 Zehntausende von Männern in ihren Safranroben, aus allen Teilen der Bevölkerung rekrutiert und keineswegs aus dem weltlichen Leben zurückgezogen, bildeten einen wichtigen Kitt der burmesischen Gesellschaft. In Tibet soll es um 1800 die unglaubliche Zahl von 760.000 Klosterbewohnern gegeben haben, doppelt so viel wie im gesamten vorrevolutionären Europa.22 Auch noch um 1900 war das Land auf dem Dach der Welt eine von den Klöstern dominierte Theokratie mit dem Dalai Lama als geistlichem und politischem Führer, allerdings keineswegs friedlich, sondern durch Kämpfe zwischen Sekten und Klöstern in ständiger Unruhe gehalten. Mönchsherrschaft war nicht unbedingt eine orientalische Besonderheit, denn zur gleichen Zeit, fast bis zum Ende der kolonialen Periode, waren spanische Mönche die stärkste politische Kraft auf den Philippinen. Die Unabhängigkeitsrevolution der Jahre 1896–98 richtete sich vor allem gegen ihre unpopuläre Vormachtstellung. Selbst in Tibet lässt sich aber von einer gewissen Art der Säkularisierung sprechen: Der XIII. Dalai Lama (in Tibet der «Große Dreizehnte» genannt, r. 1894–1935) war keineswegs ein weltfremder Schwärmer, sondern ein Priesterkönig von realistischem Sachverstand, der die Chancen einer nationalstaatlichen Entwicklung für Tibet früh erkannte und Pläne entwickelte, um sein Land mit britischer Unterstützung (aber ohne direkten Kolonialeinfluss) aus dem chinesischen Einflussbereich hinaus und in eine unabhängige Moderne zu führen.23
Insofern Säkularisierung den Rückzug religiöser Symbole aus dem öffentlichen Raum bedeutet, war der Abstand zwischen Europa und Asien gering. Solange es Monarchien gab, die zumindest an einem Minimum von religiöser Sanktion festhielten, wurden religiöse Staatsriten vollzogen. Sultan Abdülhamid II. (der zugleich den Kalifentitel trug) spielte diese Rolle ebenso kalkuliert wie die letzten beiden Zaren oder wie Kaiser Franz Joseph in Wien. Wo immer Revolutionen die Monarchie beseitigten, wurde auch solcher Sakralisierung der Macht ein Ende gesetzt. Seit 1912 gab es in China keinen Kaiser mehr, der die Riten am Himmelstempel hätte vollziehen können, und nach dem Ende des Sultanats-Kalifats traten die laizistischen Symbole der kemalistischen Republik an die Stelle der religiösen Selbstdarstellung der verflossenen Dynastie.
Die Säkularisierungsfrage stellte sich – und stellt sich bis heute – dort in einer besonderen Weise, wo es keine klare Trennung zwischen weltlichem und geistlichem Recht gab. Säkularisten waren unter solchen Bedingungen, für die Ägypten ein gutes Beispiel ist, diejenigen, welche gegenüber der Autorität eines religiösen Rechts (etwa der sharia) Raum für weltliche Gesetze europäischen Vorbilds zu schaffen versuchten. Hier wurde Rechtsreform, betrieben durch einheimische Intellektuelle mit Unterstützung der Protektoratsmacht, zum Beginn einer Säkularisierung des Staates insgesamt. Sie wurde als Teil eines umfassenden Modernisierungsprozesses gesehen, der das vormoderne Chaos der Kompetenzen und Rechtsregeln in die Ordnung moderner Systeme überführen sollte.24 Die Säkularisierung des Staates, in der Realität mit einigen osmanischen Reformen nach 1826 einsetzend, wurde zu einem zentralen Thema in der islamischen Welt.25 Die post-imperialen Länder, beginnend mit der Türkischen Republik unter Kemal Atatürk, transformierten sich im 20. Jahrhundert überwiegend in laizistische Ordnungen, ein Prozess, dessen Umkehrbarkeit Khomeinis Revolution im Iran 1979 dramatisch vor Augen führte.
|  Religiöse Intensität in den USA


Wenn große Zweifel daran angebracht sind, dass sich nach den meisten von Hugh McLeods Kriterien vor 1910 Tendenzen der Säkularisierung in der nicht-okzidentalen Welt durchsetzten, dann zeigt der Blick auf die USA, dass auch der «Westen» unterschiedlichen Pfaden folgte. In Westeuropa hatte die verhaltene Säkularisierung nach der Jahrhundertmitte keineswegs den Niedergang des Religiösen um 1800 linear fortgesetzt. Auf die Revolutionsepoche, während der die größten Geister von Kant über Jefferson bis Goethe eine gelassene Distanz zum Glauben an überirdische Mächte gewahrt hatten, folgte im Namen der Romantik eine Wiederentdeckung des Religiösen bei großen Teilen der europäischen Intelligenz. Den verelendeten Unterschichten in den Zentren der frühen Industrialisierung wurde mit einigem Recht «Gottlosigkeit» nachgesagt, doch zum bürgerlichen Habitus gehörte, zumindest in den protestantischen Ländern, eine neue Kultur der Frömmigkeit und der christlichen Moralisierung. Eines ihrer Nebenprodukte war, wie im vorigen Kapitel gezeigt, die erfolgreiche Anti-Sklaverei-Bewegung. Die religiöse Dynamik in England, einem Pionier der neuen Tendenzen, konzentrierte sich außerhalb der anglikanischen Staatskirche, die als geistlich steril und moralisch verkommen wahrgenommen wurde, in evangelikalen Erneuerungsgruppen, später auch in einer Opposition innerhalb der Church of England. Wo immer er angesiedelt war: dieser Evangelikalismus betonte die Allgegenwärtigkeit spiritueller Konflikte, das aktive und zu bekämpfende Eingreifen des Teufels in den Weltlauf, die persönliche Sündhaftigkeit des Individuums, die Gewissheit eines kommenden Jüngsten Gerichts, die Möglichkeit der Erlösung durch den Glauben an Jesus Christus und die unverstellte Autorität des Bibeltextes. Fundamental für die persönliche Entwicklung war das Erlebnis der Erweckung und der Bekehrung zum wahren «gelebten» Christentum; daraus folgte die Pflicht zur Bewährung in der Welt.26
Diese vielgliedrige Erweckungsbewegung (evangelical revival) kam in den 1790er Jahren in Schwung. Nach wenigen Jahrzehnten stieß sie auch Reformanstrengungen im Establishment der anglikanischen Kirche an. In der zweiten Jahrhunderthälfte «erkaltete» dann dieser schwärmerische Eifer und ging in die bereits beschriebenen säkularisierenden Tendenzen über, die in England nur etwas versteckter abliefen als anderswo in Europa. In den USA hatte unter den Protestanten gleichzeitig ein ähnliches revival begonnen, die Fortsetzung einer Kette solcher religiöser Energetisierungen, die das 18. Jahrhundert durchzog. Der neue religiöse Aufbruch in der jungen Republik verlief simultan mit einer prophetischen Mobilisierung der Indianer im Nordwesten der damaligen USA unter dem Shawnee-Kriegsfürsten Tecumseh (1768–1813) und seinem inspirierten Bruder Tenskwatawa. Das awakening (wie es Historiker später nannten) des frühen 19. Jahrhunderts steigerte sich zu einer gigantischen Selbstchristianisierung der Nordamerikaner, die, anders als in Europa, niemals amtskir chlich aufgefangen wurde, sondern ihre Dynamik in einer fluiden Kirchen- und Sektenlandschaft bewahrte. Zwischen 1780 und 1860, als die Bevölkerung der USA um das Achtfache wuchs, erhöhte sich die Zahl der christlichen Gemeinden von 2500 auf 52.000, also um den Faktor 21.27 Dieses permanente revival, das im Grunde bis heute anhält, machte aus den USA eine intensiv christliche, sich als moralisch wie materiell «zivilisiert» verstehende Nation, in der gleichzeitig der größtmögliche religiöse Pluralismus herrschte.28 Einwanderer aus aller Welt suchten ihre Identität religiös zu stabilisieren, wie überhaupt Migration religiöse Formen nicht bloß räumlich verbreitet, sondern sie oft auch modifiziert und die mit ihnen verbundenen Praktiken vertieft. Iren trugen ihren Katholizismus in alle Welt, und die Kirche aus Irland schickte Priester mit. Dank der irischen und der südeuropäischen Einwanderung stieg der Anteil von Katholiken an der Gesamtbevölkerung der USA von 5 Prozent 1850 auf 17 Prozent 1906.29 Die säkularisierende Trendwende, die im protestantischen Europa gegen Ende des Jahrhunderts unverkennbar war, wiederholte sich in den USA nicht, weder in protestantischen noch in katholischen Milieus. Der Fall der USA zeigt auch, dass religiöse Vitalisierung, die «Schwärmerei» der aufgeklärten Kritik, nicht zu einem Rückfall in Theokratie, fanatische Sozialkontrolle und Irrationalismus auf anderen Lebensgebieten führen muss. Religiöse Bewegtheit kann in ihren Folgen eingehegt werden, wenn die Unterscheidung zwischen privatem und öffentlichem Raum bereits stabil etabliert ist.
|  Religion, Staat, Nation


Westeuropa beschritt im 19. Jahrhundert insofern einen Sonderweg, als nur hier der Einfluss der Kirche auf die innere Politik der Nationalstaaten zu einem zentralen Konflikt der Epoche wurde. Es ging dabei nicht grundsätzlich um den säkularen Charakter des modernen Staates. Der war nach langen Kämpfen am Ende der Revolutionszeit sichergestellt. Mit dem Anschluss des Kirchenstaates an die Republik Italien 1870 verschwand die letzte Theokratie aus Europa. Nur in Russland bildeten Orthodoxe Kirche und Zarentum eine Symbiose, welche die Kirche der entstehenden liberalen Öffentlichkeit im Zarenreich entfremdete, der kaiserlichen Herrschaft letzten Endes aber auch keine Stütze bot. Monarchie und Kirche gingen 1917 gemeinsam in der Revolution unter. Die Konflikte im kontinentalen Westeuropa (Großbritannien war nur auf untypische Weise durch das Problem der home rule im katholischen Irland betroffen) ergaben sich aus einer wechselnden Kombination von drei Faktoren: (1) der prinzipiellen Abneigung des Liberalismus, wie er in den mittleren Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts den Höhepunkt seines Einflusses erreichte, gegen die katholische Kirche; (2) dem Wiedererstarken des Papsttums, vor allem unter Pius IX. (r. 1846–1878), das sich explizit gegen die nationalen und liberalen Tendenzen der Zeit stellte und zugleich die dogmatischen Zügel gegenüber den nationalen Kirchen anzog; (3) den homogenisierenden Tendenzen der Nationalstaatsbildung, die auch in den Augen nicht-liberaler Politiker eine «ultramontane» Außensteuerung eines Teils der Bevölkerung aus Rom inakzeptabel werden ließ. Katholiken in den USA zum Beispiel gerieten dadurch in einen lange andauernden transatlantischen Loyalitätskonflikt: Als Bürger einer Demokratie, zumal wenn sie italienischer Herkunft waren, konnten viele von ihnen Sympathie mit der Gründung eines liberalen italienischen Nationalstaates nicht unterdrücken; als Angehörige der Römischen Kirche waren sie auf den Kampf des Papsttums gegen eben diesen Nationalstaat und seine Prinzipien eingeschworen.30
Es ging in Europa immer wieder um drei Punkte: das Recht zur Ernennung von Bischöfen, die Anerkennung der Zivilehe und den Einfluss auf das Schulwesen. Aus diesem Konfliktgemenge erwuchs in den 1860er und 1870er Jahren ein beinahe gesamteuropäischer Kampf zwischen Kirche und Staat. In Ländern wie Belgien und den Niederlanden wurde vor allem die Schulfrage zu einem Thema, das jahrzehntelang an der Spitze der innenpolitischen Tagesordnung stand.31 Man sieht heute, dass dies Nachhutgefechte waren. Die Jahre zwischen 1850 und 1859 waren, in den Worten des großen Kirchenhistorikers Owen Chadwick, «the last years of Catholic power in Europe».32 Die politische Macht des Papstes brach zusammen, als 1859 die Allianz seiner beiden Schutzmächte Österreich und Frankreich (unter dem alles andere als frommen Napoleon III.) zerfiel. In den einzelnen Nationalstaaten wurden mit der Zeit Kompromisse gefunden. Um 1880 hatten sich diese Kirchen- und «Kultur»-Kämpfe totgelaufen. Die Katholische Kirche hatte allerdings auch nach dem störrischen Pius IX. («Pio Nono») Schwierigkeiten mit der Anpassung an die moderne Welt: kein Wunder bei einer Institution, die sich weiterhin die prestigereiche Behörde der Inquisition leistete und bis 1929 die Amtsbezeichnung eines «Großinquisitors» kannte.
Die Abwehr wirklicher oder vermeintlicher «transnationaler» Illoyalität der katholischen Kirche fand ihr Spiegelbild in den verschiedensten Annäherungen zwischen Religion und Nationalismus. Wo es eine einigermaßen einheitliche Vision von der eigenen nationalen Zukunft gab, war eine religiöse Legitimierung solcher Visionen nicht fern. Wo ein solcher Konsens fehlte, traten rivalisierende Nationsentwürfe in konfessionellen Gestalten auf. Das war freilich eine europäische Sonderentwicklung, für die man andernorts wenig Entsprechendes finden kann. Es gab Nationalismen, die religiös neutral angelegt waren und nur dadurch effektiv werden konnten, etwa der in den 1880er Jahren hervortretende gesamtindische Nationalismus, dessen immer nur labil realisierbare Grundvoraussetzung die Einigkeit über die Grenzen der großen Religionsgemeinschaften, vor allem der Hindus und Muslime, hinweg war. Auch der chinesische Nationalismus hat von seinen Anfängen um die Jahrhundertwende bis heute keine religiösen Sinngehalte mit sich geführt. Die USA waren ein durch und durch christliches Land, aber eines, in dem Kirche und Staat strikt getrennt waren, in dem es niemals Kirchen mit tief verwurzelten Privilegien und großem Grundbesitz gegeben hatte und wo der Staat die Religion nicht subventionierte. Die Vielfalt der protestantischen Sekten und Denominationen, zu denen Katholizismus und jüdischer Glaube hinzutraten, verhinderte eine spezifische Zuordnung von Nation und Religion. Der US-Nationalismus war stark christlich aufgeladen, jedoch auf eine gleichsam überkonfessionelle Weise. Sein Kern war ein vages Gefühl der heilsgeschichtlichen Erwähltheit und Beauftragung des weißen Amerika. Der Nationalismus der USA konnte daher nicht so eindeutig konfessionsgebunden sein, wie es der protestantische des Deutschen Kaiserreichs auch noch nach dem Ende des «Kulturkampfes» gegen den Katholizismus war, also seit etwa 1879. Er hätte es Methodisten und Mormonen, Baptisten und Katholiken gleichermaßen recht machen müssen.
Kein Nationalismus des 19. Jahrhunderts war stärker religiös aufgerüstet als der japanische. Die japanische Elite blieb auch in der Meiji-Zeit gegenüber dem Christentum von tiefem Misstrauen erfüllt. Das Christentum war, wie es seit langem schien, aus Japan vollkommen verschwunden, nachdem es zu Beginn des 17. Jahrhunderts buchstäblich ausgerottet worden war. Völlig überraschend wurden 1865 Gemeinden von insgesamt etwa 60.000 «heimlichen Christen» entdeckt, die in der Gegend um Nagasaki ihren Glauben über mehr als zwei Jahrhunderte im Untergrund bewahrt hatten. Dies war eher eine Kuriosität als der Beginn einer neuerlichen Christianisierung Japans. Auch nach der Aufhebung des Verbots des Christentums 1873 blieb katholischen, protestantischen und russischorthodoxen Missionsbemühungen der Erfolg versagt. Als Folge eines seit etwa 1890 stärker werdenden Nationalismus verlor das als «unjapanisch» stigmatisierte Christentum noch weiter an öffentlicher Bedeutung. Die japanische Elite mobilisierte eigene religiöse Ressourcen, um dem neu errichteten Kaiserstaat eine zugleich religiöse und nationalistische Legitimation zu verschaffen. Zu diesem Zweck wurde Shinto, die autochthone religiöse Tradition Japans, in den Mittelpunkt des religiösen Lebens der Nation gerückt. Vor 1868 bestanden Shinto-Schreine und buddhistische Tempel in etwa gleichberechtigt nebeneinander. Die Zigtausende lokaler Schreine, die über das ganze Land verstreut waren, dienten im Alltagsleben dazu, göttliche Geisterwesen (kami) zu verehren, waren also in das Alltagsleben vieler Menschen integriert. Die neue Meiji-Oligarchie beschloss, das Chaos zu einer nationalen Hierarchie zu ordnen und diese neuartige Organisation als Staats-Shinto zur Grundlage eines neu geschaffenen Kaiserkults zu machen. An die Spitze der Pyramide wurde der Ise-Schrein gestellt, der Göttin Amaterasu gewidmet, der mythischen Vorfahrin der Kaiserfamilie und zugleich Schutzgöttin der gesamten Nation. Die kaiserlichen und nationalen Schreine wurden von der Zentralregierung finanziell großzügig unterstützt. Ihre Priester erhielten den Status von Staatsbeamten, jeder Haushalt wurde von Amts wegen einem Schrein zugeordnet. Neue Schreine wurden eingerichtet, an erster Stelle der Yasukuni-Schrein in Tokyo, in dem zukünftig die Kriegstoten verehrt werden sollten. Die bis dahin lokal fragmentierte und politikferne Religionslandschaft Japans wurde staatlich reglementiert und national formiert. Der Buddhismus wurde abgewertet und bedrängt: eine Art von religiösem Kulturkampf, in dem die buddhistischen Klöster und Tempel am kürzeren Hebel saßen. Binnen weniger Jahre wurden ein Fünftel der buddhistischen Tempel geschlossen, Zigtausende von Mönchen und Nonnen in eine Laienexistenz gezwungen. In großer Zahl wurden buddhistische Kultgegenstände und Kunstschätze zerstört. Dass das Boston Museum of Fine Arts heute die größte Sammlung japanischer buddhistischer Kunst außerhalb Asiens besitzt, hat seinen Grund darin, dass amerikanische Sammler die Gunst der Stunde nutzten und damals zahlreiche Objekte durch günstigen Ankauf vor der Vernichtung retteten. Auch neue charismatische Religionen, die im frühen 19. Jahrhundert entstanden waren, mussten sich dem Staats-Shinto unterordnen.
In keinem großen Land der Welt griff der Staat während des 19. Jahrhunderts so tief in das religiöse Leben ein wie in Japan. Staats-Shinto vereinheitlichte die Religionsausübung durch einen neuen Ritualkalender und eine landesweite Liturgie. Der Shinto-Klerus wurde zu einer wichtigen Stütze der neuen politischen Ordnung. In Japan wurden von Staats wegen neue religiöse Traditionen erfunden, und die neue Sakralisierung von Herrschaft ging weit über das hinaus, was selbst in den konservativsten Ländern Europas als Bündnis von Thron und Altar denkbar war. Damit wurden die Grundlagen für einen aggressiven Nationalismus gelegt, der zwischen 1931 und 1945 im Angriffskrieg den Vollzug eines göttlichen Mandats für ein auserwähltes Herrenvolk sah.33 Der Staats-Shintoismus war nicht das Ergebnis eines Transfers von außen. Die jungen Führer der Meiji-Renovation erkannten, dass ihr Ziel einer nationalen Integration ohne eine vom Staat kontrollierte ideologische Zentralisierung kaum erreicht werden könnte. Die Idee eines Nationalstaates war ihnen aus dem zeitgenössischen Europa vage bekannt. Bei seinem ideologischen Entwurf bedienten sie sich aber nicht der nationalistischen Rezepte Europas, sie griffen vielmehr auf die einheimische Vorstellung von kokutai zurück: die in den 1820er Jahren von dem Gelehrten Aizawa Seishisai wiederbelebte Idee, Japan habe sich seit den goldenen Tagen des Altertums durch eine harmonische Verschmelzung von Staatskörper und Religion ausgezeichnet.34Kokutai als Mythos einer «nationalen Essenz» wurde dann religiös interpretiert und mit der aufgewerteten Stellung des Meiji-Kaisertums verklammert; einer imperialen, auch einer völkisch-rassischen Deutung eines solchen Einheitskonzepts stand grundsätzlich nichts im Wege. Mit der Schaffung eines solchen integralen Nationalismus vollzog Japan nicht nach, was der Westen ihm vorgemacht hatte. Es war seiner Zeit voraus.
Shinto als Projekt der nationalen Integration der Meiji-Zeit steht in einem paradoxen Verhältnis zu anderen Tendenzen der Epoche. Es war ein verordneter Kult, der geringe Ansprüche an die Glaubensbereitschaft und «Frömmigkeit» derjenigen stellte, die ihn vollzogen, eher eine Orthopraxie als eine theologisch ausgearbeitete Orthodoxie. Insofern passt er gut in eine Geschichte der Abkühlung religiöser Sentiments, war er das Gegenteil einer Erweckungsbewegung. Auf der anderen Seite widersprach der Staats-Shinto, da er keine Religion neben anderen (auch keine «Welt»-Religion), sondern die nationale Religion Japans sein sollte, der modernen Pluralisierung des Religionsbegriffs. Völlig staatlichen Zwecken untergeordnet, repräsentierte er auch das Gegenteil einer privatisierten Religiosität, die in Religion eine Sphäre des Sozialen unter anderen sieht. Der Kontrast zu China, wo der Staat des späten Kaiserreiches und der Republikzeit (1912–49) wenig in Religion investierte, könnte nicht größer sein. Es sei denn, man möchte den nationalen Staatsmarxismus (oder «Maoismus») der Jahre von 1949 bis 1976/78 als ein funktionales Äquivalent des Staats-Shinto betrachten.
3  |  Religion und Imperium

|  Religiöser Pluralismus


Eroberung bringt Imperien Untertanen ein, deren Religionen andere sind als diejenige der Imperialmacht. So gelangten Juden ins Römische Reich, koptische Christen in Ägypten seit dem 7. Jahrhundert unter arabische Herrschaft, im 16. Jahrhundert orthodoxe Christen auf dem Balkan unter muslimische, aztekische Polytheisten unter katholische und Katholiken in Irland unter protestantische Oberhoheit. Im 19. Jahrhundert erreichte die Bildung multireligiöser Reiche ihren letzten Höhepunkt. Außer dem Osmanischen Reich, das im Laufe des Jahrhunderts durch territoriale Schrumpfung den größten Teil seiner christlichen Untertanen verlor und sich daher allein schon aus demographischen Gründen weiter islamisierte, gab es kein muslimisches Imperium mehr. Dafür stellten Muslime große und selbstbewusste Bevölkerungsgruppen in den Imperien Großbritanniens, Russlands, Frankreichs, der Niederlande und Chinas. Spätestens nach der Einverleibung Ägyptens und großer Teile des islamisch geprägten Afrika südlich der Sahara herrschte kein Monarch der Erde über eine größere Zahl von Muslimen als Queen Victoria, die gleichzeitig die Kaiserin der allermeisten Hindus war. In Ceylon und Burma hatten es die Briten, in Kambodscha und Laos die Franzosen mit buddhistischen Bevölkerungsmehrheiten zu tun. In Afrika, in Teilen Südostasiens oder auf den Südseeinseln standen die Europäer vor einer für sie verwirrenden Vielfalt religiöser Ausdrucksformen, die erst langsam entdeckt und beschrieben wurden. Der erste Eindruck unter Europäern war, diese Völker seien ohne Religion, daher, je nach Blickrichtung, offene Gefäße für die christliche Mission oder immun gegen jegliche «Zivilisierung».35 Seit den 1860er Jahren bürgerte sich, geprägt durch Edward Burnett Tylor, einen der Begründer der Ethnologie, der Sammelname des «Animismus» ein: ein neutralerer Nachfolger des frühneuzeitlichen Terminus «Götzendienst» oder «Idolatrie», des perhorreszierten Gegenprinzips sämtlicher Monotheismen.36
Unterhalb der geregelten Oberfläche der organisierten «Weltreligionen» hielt sich überall, auch im christlichen Europa, lokaler Volksglaube aller Art, mit dem sich die Hüter der verschiedenen Orthodoxien meist arrangierten, auch wenn sowohl säkularistische Aufklärer als auch religiöse Missionare Kompromisse mit dem «Aberglauben» prinzipiell missbilligten. In den Kolonien ergaben sich oft komplizierte religiöse Rangordnungen, die keineswegs durch klare Autoritätsbeziehungen geordnet waren. Je mehr die Europäer an transparente Kirchenhierarchien mit ihren vertikalen Befehlsketten gewöhnt waren, desto schwerer fiel es ihnen, im «Chaos» von Orden und Bruderschaften, Tempeln und Schreinen diejenigen Instanzen ausfindig zu machen, bei denen sie mit ihrer Religionspolitik ansetzen konnten. Ein wichtiges Ziel aller imperialen Religionskontrolle musste es sein, verlässliche Subordinationsbeziehungen herzustellen. Besonders erfolgreich war dabei der frühneuzeitliche osmanische Staat. Der Sultan-Kalif bestand darauf, jeglichen Kontakt mit seinen nicht-muslimischen Untertanen über deren religiöse Führung abzuwickeln, die wiederum in den gewährten und vertraglich gesicherten Nischen des Systems weitgehende Autonomie genoss. Dies wiederum förderte die «Verkirchlichung» unter den religiösen Minderheiten.37 Die religiösen Führer konnten auch brutal zur Verantwortung gezogen werden. Als Nachrichten vom griechischen Aufstand 1821 in Istanbul eintrafen, ließ die osmanische Regierung den am Aufstand unbeteiligten Patriarchen Grigorios V. kurzerhand hinrichten.
Was bedeutete es, dass eine größere Zahl von Nicht-Christen als in jedem früheren Jahrhundert unter christliche Herrschaft kam? Obwohl sich die Selbstbeauftragung zu Zivilisierungsmissionen, also das wichtigste Ideologem imperialer Rechtfertigung, leicht als religiöser Auftrag umformulieren ließ, betrieben die Kolonialmächte so gut wie nie eine aktive Politik der Bekehrung ihrer Untertanen zum Christentum. Für die geistliche Versorgung der kolonisierenden Europäer wurde gesorgt, und die rituelle Fassade kolonialer Herrschaft enthielt unweigerlich christliche Symbole. Im Übrigen lag es in der Logik der Fremdherrschaft über Bevölkerungen, die oft verschiedenen religiösen Gruppen angehörten, den Frieden im Land durch Vermeidung religiöser Provokationen zu wahren. Imperien waren daher noch im späten 19. Jahrhundert strukturell eher religiös neutral als Nationalstaaten. Nach dem Großen Aufstand von 1857 bekräftigte Queen Victorias Proklamation an die Fürsten und Völker Indiens vom folgenden November das Prinzip der Nichteinmischung des Raj in die Angelegenheiten der indischen Religionsgemeinschaften.38 Auch in die Verträge, die nach 1870 mit den Sultanen von Malaya abgeschlossen wurden, baute man Nichteinmischungsklauseln ein. Nicht immer wurden solche Versprechungen eingehalten, doch taktierten sowohl Briten als auch Niederländer besonders gegenüber dem Islam mit großer Vorsicht. Freilich, durch Hierarchisierung und Bürokratisierung wollte man das unübersichtliche Religionsgeschehen langfristig unter eine verlässlichere Aufsicht stellen.39 Imperien gingen gerne so vor: Nach der ersten Teilung Polens 1772 richtete Maria Theresia in Galizien das neue Amt eines staatlich bestallten Oberrabbiners ein, der seine Religionsgenossen unter Aufsicht halten sollte.40 Im Protektorat Tibet ordnete die Qing-Regierung im 18. Jahrhundert die lamaistische Hierarchie neu und versuchte sie in ein gefügiges Kontrollwerkzeug umzumodeln. Zu den zahlreichen anderen Methoden, mit denen man versuchte, religiöse Machtverhältnisse zu manipulieren, ohne sie außer Kraft zu setzen, gehörte es, sich in die Besetzung hoher religiöser Ämter einzumischen – ebenso wie die Regierungen Europas Wert darauf legten, bei der Auswahl katholischer Bischöfe mitzureden. Muslime waren unter anderem deshalb besonders heikle Untertanen, weil viele von ihnen als Geschäftsleute und Pilger Kontakte über die Grenzen der Kolonie hinaus besaßen. Daher hielten es Kolonialmächte oft für ratsam, «ihre» Muslime vom Rest der Gemeinschaft der Gläubigen zu isolieren und zum Beispiel die Möglichkeiten der Pilgerfahrt nach Mekka einzuschränken.41
Beim Bemühen um gute Kontakte zu «verlässlichen» religiösen Führern konnten imperiale Herrscher in paradoxe Situationen geraten. So waren etwa im islamischen Bereich mystische Sufi-Orden als Kooperationspartner eher suspekt. Kolonialfunktionäre bevorzugten sesshafte und sich einigermaßen «rational» gebende einheimische Autoritäten. Die Franzosen mussten aber im Senegal vor 1914 allmählich lernen, dass es im Interesse der inneren Ordnung ratsamer war, nicht mit «Häuptlingen», sondern mit den eher widerspenstigen und schwer zu handhabenden geistlichen Führern der Sufi-Bruderschaften, den Marabuts, zusammenzuarbeiten. Sie waren weniger korrupt als die Häuptlinge, genossen bei der Bevölkerung ein höheres Ansehen und verfügten daher über eine größere Durchsetzungskraft.42 Ob British Empire, Zarenreich oder französisches Kolonialimperium: Religionspolitik gehörte zu den unvermeidlichen Daueraufgaben des kolonialen Staates. Wenn hier, aus imperialer Sicht, Fehler gemacht wurden, konnte dies Aufstände hervorrufen, mit denen besonders schwer umzugehen war. Die gesamte Imperialgeschichte des 19. Jahrhunderts, auch die sino-mandschurische, war von der Furcht vor Muslimaufständen durchzogen. The Revolt of Islam – so der einprägsame Titel eines Versepos von Percy Bysshe Shelley (1818), bei dem es aber eher um die Französische Revolution geht – begann aus westlicher Sicht nicht erst mit dem Triumph des Ayatollah Khomeini von 1979 oder mit dem 11. September 2001, sondern mit den militanten muslimischen Bewegungen um 1800. Die Imperien haben immer irgendwie in die religiöse Landkarte und die religiösen Hierarchien der Kolonien eingegriffen, sie aber niemals fundamental verändert. Zwangsbekehrungen und Zwangstaufen zum Christentum kamen gelegentlich vor, galten aber generell als unerwünscht und wurden unterbunden. Außerhalb der eigenen Kolonien war es allerdings eine Quelle von bewusst provozierter Unruhe, wenn eine europäische Großmacht sich zur Protektorin christlicher Minderheiten in einem orientalischen Imperium aufschwang. Russland tat dies mit den Griechen im Osmanischen Reich, Frankreich mit den Christen im Libanongebirge (und Sultan Abdülhamid II. erklärte sich umgekehrt zum Schutzherrn aller Muslime unter christlicher Herrschaft). Beides führte zu internationalen Verwicklungen und Krieg. Die Aufwiegelung religiöser, ethnischer oder sich national formierender Minderheiten innerhalb gegnerischer Imperien gehörte schließlich im Ersten Weltkrieg zur deutschen Strategie gegenüber dem British Empire und zur britischen gegenüber dem Osmanischen Reich («Lawrence of Arabia»).43 Schon im anglo-russischen Great Game des 19. Jahrhunderts war sie geprobt worden.
|  Missionare: Motive und Triebkräfte


Zu den wichtigsten Linien einer globalen Religionsgeschichte des 19. Jahrhunderts gehören Aufstieg und Fall der christlichen Mission.44 Die missionarischen Bemühungen von Europäern in der frühen Neuzeit waren trotz ihrer immensen kulturellen Konsequenzen – man denke an die Brückenfunktion der Jesuiten zwischen Europa und China im 17. und 18. Jahrhundert – quantitativ bescheiden gewesen. Massenkonversionen in Asien wurden weder von den europäischen Kolonialmächten noch von einheimischen Herrschern geduldet und gewünscht; Afrika lag noch außerhalb des Operationsbereichs der Mission. Unter etwa einer Million Menschen, die im 17. und 18. Jahrhundert mit der VOC nach Asien gelangten, waren nur etwa tausend Geistliche, deren wichtigste Aufgabe in der Abwehr des konkurrierenden Katholizismus bestand.45 Das 19. Jahrhundert war im Gegensatz dazu die große Epoche der Erschließung neuer Missionsgebiete zum Zwecke der Christianisierung großer Bevölkerungszahlen oder gar ganzer Völker. Die neue Mission war ein protestantisches Phänomen, nach Vorläufern um 1700 (Mission des Halleschen Pietismus im dänischen Tranquebar, Südostindien) in Großbritannien und nur wenig später in den USA aus dem überschüssigen Schwung des evangelical revival entstanden. Im Unterschied zu frühneuzeitlichen Versuchen, fremde Herrscher zum christlichen Glauben zu bekehren, handelte es sich nunmehr um eine massenhafte «Heidenmisssion». Wenn man dafür ein Anfangsdatum sucht, dann sollte es mehr noch als die Gründung einzelner Missionsgesellschaften (etwa der Baptist Missionary Society 1792, der zunächst bekenntnisneutralen London Missionary Society 1795 oder der anglikanischen Church Missionary Society 1799) die Öffnung Britisch-Indiens für Missionare in der erneuerten Charta der East India Company von 1813 sein. Fortan trafen in wachsender Zahl Kaufleute und Missionare in Indien ein. Die Märkte für Waren und für Seelen wurden nunmehr gleichzeitig erschlossen. Das zweite große Missionsgebiet in Asien, das chinesische Kaiserreich, wurde 1858–1860 durch mehrere «ungleiche» Verträge geöffnet, nachdem bereits seit 1807 Missionare unter beschränkteren und gefährlicheren Bedingungen vom Faktoreigelände in Kanton und der portugiesischen Enklave Macau aus tätig gewesen waren.46 Um 1900 gab es in ganz China etwa 2000 Missionare. In Afrika baute sich die missionarische Präsenz langsamer und noch dezentraler auf, um 1800 im Süden und Westen des Kontinents beginnend. Hier gab es selbstverständlich keine Zentralregierung, die den Zugang regeln konnte. Um die Mitte des Jahrhunderts war bereits das volle Spektrum protestantischer Richtungen und Kirchen in Afrika vertreten. In den 1870er Jahren, also am Vorabend der großen europäischen Invasion, nahmen die missionarischen Aktivitäten noch einmal zu und gerieten wenig später in den Sog militärischer Eroberung, von der die Mission profitierte und die ihr zugleich neue Probleme schuf.47 Die katholische Mission, die sich wie die Römische Kirche überhaupt erst langsam vom Revolutionszeitalter erholte, zog überall einige Jahrzehnte später nach, gestützt vor allem durch den welt- und kolonialpolitischen Ehrgeiz Napoleons III. Um 1870 war sie weltweit aktiv und wurde von den immer noch viel zahlreicheren protestantischen Missionaren als eine gefährliche Rivalin betrachtet.
Vieles war neu an der protestantischen Mission des 19. Jahrhunderts: Sie beruhte auf dem Grundgedanken, Tausende, in China – wie die Missionspropaganda unermüdlich verkündete – gar Millionen von «Heiden» vor ewiger Verdammnis retten zu wollen. Sie mobilisierte Zehntausende von Frauen und Männern, die auf ihre Aufgaben viel schlechter vorbereitet waren als heutige Entwicklungshelfer, für einen gefährlichen und materiell oft wenig einträglichen Dienst in fernen tropischen Gegenden. Auch das Martyrium war noch möglich: Während des anti-christlichen Boxer-Aufstandes in China kamen mehr als 200 Missionare und ihre Familienmitglieder ums Leben. Die Mission war eine enorme Leistung einer ganz besonderen Art von «zivilgesellschaftlicher» Organisation und voluntaristischer Initiative. Die meisten der protestantischen Missionsgesellschaften legten Wert auf ihre Unabhängigkeit von Staat und Amtskirchen und waren auf Spenden angewiesen. Daher waren sie die ersten Organisationen überhaupt, die fund-raising zu einer hohen Kunst machten. Die zahlenden Sponsoren in der Heimat mussten bei Laune gehalten, immer wieder neu motiviert und vom spirituellen Ertrag ihres Einsatzes überzeugt werden. Mission war auch eine Kombination von business und logistischer Planung.
Missionsgeschichte ist heute ein riesiges Forschungsfeld, das fließend in die Geschichte des außereuropäischen Christentums übergeht. Das Geschehen zwischen Missionaren und Einheimischen wird zunehmend als symmetrische Interaktion gesehen und aus verschiedenen Blickpunkten beleuchtet.48 Verallgemeinerungen lassen sich schnell mit Beispielen von einzelnen Missionsgesellschaften und aus besonderen Teilen der Welt in Zweifel ziehen. Besonders umstritten ist die Frage, in welcher Weise die Missionare «Komplizen» imperialer Expansion und kolonialer Herrschaft gewesen seien. Eine allgemein akzeptable Antwort auf diese Frage ist nicht möglich. Die außerordentliche Expansion des Missionswesens ist selbstverständlich ohne das epochale Gesamtklima europäischer Welteroberung nicht denkbar. Es gibt viele Fälle, in denen missionarischen Vorstößen in bekannte Gegenden die politische Inbesitznahme folgte. Missionare waren oft unmittelbare Nutznießer imperialer Protektion. Sie gehörten zur weißen society in den Kolonien, zumindest in den britischen Kolonien allerdings auf unterer Etage, da ihr typischer kleinbürgerlicher Habitus sie als wenig gesellschaftsfähig erscheinen ließ. Auf der anderen Seite verfolgten Missionare ihre eigenen Ziele, die sich nicht immer mit denen kolonialer Staatsapparate deckten, deren Bestandteil die Missionare nicht waren, und die oft im Widerspruch zu den Zielen privater Siedler standen. Aus der Sicht des kolonialen Staates waren Missionare dann willkommen, wenn sie Schulen bauten und möglichst auch noch für deren Finanzierung sorgten. Bei weitem weniger begeistert waren Gouverneure oder – in einem nichtkolonialen Land wie China – Konsuln, wenn Missionare in, wie immer wieder beklagt wurde, «unverantwortlicher Weise» Unruhe unter der einheimischen Bevölkerung stifteten und dann von den europäischen Regierungsvertretern erwarteten, aus riskanten Situationen gerettet zu werden. Wo nationalistische Bestrebungen aufkamen (zuerst in Indien), gerieten stets einzelne Missionare in den Verdacht, sie zu unterstützen.
Die zahlreichen Missionsgesellschaften unterschieden sich in ihren theologischen Überzeugungen, in ihren Zielen, ihren Methoden und ihrer Risikobereitschaft. Es war etwas anderes, ob man sich – wie die Aktivisten der fundamentalistischen China Inland Mission – chinesisch kleidete und das Wort Gottes in den Dörfern der tiefsten Provinz zu verkünden versuchte, oder ob man auf der symbolischen Markierung europäischer Kleidung beharrte und seine Anstrengungen auf höhere Bildung und medizinische Versorgung in den Städten konzentrierte. Die Missionare des 19. Jahrhunderts waren kaum weniger kosmopolitisch als ihre fernen Vorgänger im Jesuitenorden der frühen Neuzeit. Der englischsprachige Evangelikalismus war von Anfang an ein transatlantisches Projekt gewesen, und die Missionsarbeit in fernen Ländern überbrückte oft doktrinäre Gegensätze und stärkte die ökumenischen Gemeinsamkeiten. Missionare vom europäischen Kontinent hatten ihre eigenen Gesellschaften, fanden sich aber auch in den angelsächsischen Organisationen. Selten waren die Missionsgesellschaften in ihrer Zusammensetzung rein national, und zumindest während der ersten drei Quartale des 19. Jahrhunderts spielte die eigene nationale Identität für Missionare keine primäre Rolle. Viele von ihnen hatten auch keinen Grund, sich für die imperialen Ambitionen fremder Regierungen einzusetzen. Die Church Missionary Society beschäftigte in ihrer Anfangszeit mehr Deutsche und Schweizer als Briten.49 Noch 1914, als nationale Tendenzen stärker geworden waren, stammten mehr als ein Zehntel der 5400 in Indien tätigen protestantischen Missionare vom europäischen Kontinent.50
Abenteuerliche Wanderungen über mehrere Kulturgrenzen hinweg waren nicht ungewöhnlich. Keineswegs alltäglich, aber immerhin möglich war die erstaunliche Biographie von Samuel Isaac Joseph Schereschewsky. Im frühen 19. Jahrhundert begannen Anglikaner eine Mission unter den Juden in den preußischen, russischen und österreichischen Teilen Polens – dies allein schon ein «transnationales» Projekt. Einer der bekehrten Juden war Samuel Schereschewsky, der in Litauen eine rabbinische Erziehung erhalten hatte und stark von der jüdischen Aufklärung (Haskalah) beeinflusst worden war. Auf dem Wege über ein Theologiestudium in Breslau gelangte der junge Mann in die USA, wo er sich (erst jetzt) von Baptisten taufen ließ. Nach einer weiteren theologischen Seminarausbildung bewarb er sich bei der Episkopalen (also anglikanischen) Kirche um den Missionsdienst in China. 1859 gelangte er nach Shanghai, verbrachte die Jahre zwischen 1862 und 1874 in Peking und wurde 1877 als erster anglikanischer Bischof von Shanghai geweiht. Schereschewsky wurde zu einem der großen Sinologen seiner Zeit. Auf ihn geht maßgeblich die erste und bis heute gebräuchliche Übersetzung des Alten Testaments aus dem Hebräischen ins Chinesische zurück. Er hielt stets große Distanz zu imperialer Politik und teilte den Bekehrungsüberschwang seines prophetisch auftretenden Zeitgenossen J. Hudson Taylor, der 1865 die China Inland Mission gegründet hatte, nicht. Unter dem weiten Dach der Mission war Raum für ganz unterschiedliche Charaktere.51
|  Missionare: Eine Bilanz


Eine Gesamtbilanz der Erfolge der christlichen Mission lässt sich kaum aufstellen. Statistiken über Konversionen sind stets mit Misstrauen zu betrachten. Das utopische Ziel, ganze Völker in die weltweite Herde der Christen einzureihen, ist nur ausnahmsweise erreicht worden. Konversionen mussten auch nicht endgültig sein: Als die Briten nach 1796 in Ceylon die gesetzlichen Bestimmungen lockerten, kehrten viele einheimische Protestanten zu Buddhismus oder Hinduismus zurück.52 Wenn die Mission Erfolg hatte, dann oft dort, wo ihre Verbindung zum kolonialen Staat besonders schwach war. Für Indien lässt sich dies gut nachweisen.53 Marginale und minderprivilegierte Gruppen in der lokalen Gesellschaft, auch immer wieder Frauen, ließen sich besonders gut ansprechen. Nach mehreren Jahrhunderten eifriger Missionstätigkeit waren nur 2 Prozent der Inder zum Christentum bekehrt worden. In China springt das Missverhältnis zwischen ungeheurem Aufwand und bescheidenen Ergebnissen vielleicht noch mehr ins Auge. (Ob das neuerliche Wiederaufleben des Christentums in China auf Wurzeln aus vorkommunistischer Zeit zurückgeführt werden kann, wäre zu prüfen.) Am größten waren die Erfolge im westlichen und südlichen Afrika. Hier – wie gleichzeitig unter den Maori auf Neuseeland – entstanden indigene Kirchen, die, oft mit missionarischer Unterstützung, nach kurzer Zeit ein gemeindliches wie theologisches Eigenleben entwickelten. Zweifellos hat die Mission zur Globalisierung des Christentums entscheidend beigetragen. Aus missionarischen Anstößen sind häufig selbständige Kirchen geworden, die in keinerlei Abhängigkeitsverhältnissen mehr zu, wenn es sie gibt, europäischen Mutterkirchen stehen. Der globale Anglikanismus der Gegenwart zum Beispiel ist ein Nebenprodukt imperialer Expansion, das seine Empire-Vergangenheit längst hinter sich gelassen hat.54
Aus der Sicht der Objekte missionarischen Eifers stellten sich die Dinge etwas anders dar. Weniges fürchteten die Regierungen und zumal die lokalen Behörden asiatischer Länder mehr als die Ankunft von Missionaren. Missionare dachten anders als die Diplomaten oder Soldaten, mit denen man es sonst zu tun hatte. Ihre Logik war nicht die transkulturell bekannte Logik der Machtpolitik, sondern ein Programm zum Umsturz der bestehenden Verhältnisse. Missionare erschienen vielfach wie Wesen von einem anderen Stern. Sie forderten die Autorität örtlicher Herrschaftsträger heraus und etablierten sich selbst als lokale Gegenmächte, zumal dann, wenn sie das imperiale Druckmittel eines Kanonenboots hinter sich wussten. Selbst wenn sie es nicht ausdrücklich beabsichtigten, so stellten Missionare doch immer die bestehenden sozialen Hierarchien in Frage. Sie befreiten Sklaven, scharten marginale Elemente der einheimischen Gesellschaft um sich, werteten die Position von Frauen auf und untergruben – wie es bereits Bonifatius elfhundert Jahre früher getan hatte – das Prestige von Priestern, Medizinmännern oder Schamanen. Missionare waren Gäste, die sich selbst einluden, keine weisen Männer, die man herbeigebeten hatte – so wie es im China der frühen Tang-Zeit mit buddhistischen Mönchen geschehen war. Mochte man sie anfangs noch nach den üblichen Regeln der Gastfreundschaft willkommen heißen, so brachen sie bald dadurch die Konvention, dass sie blieben und dass sie begannen, selbst die Regeln des gesellschaftlichen Spiels zu verändern.
Man stellt sich die Tätigkeit von Missionaren meist unter kolonialen oder «staatsfreien» Bedingungen vor, etwa in Afrika oder der Südsee. Doch auch relativ gut fundierte Staaten wie das Osmanische Reich spürten die Herausforderung dieser neuen Art von Gotteskriegern, die keine Gelegenheit ausließen, um sich als Repräsentanten einer «höheren» Zivilisation darzustellen. Eine solche ideologische Militarisierung vor allem der protestantischen Mission aus den USA erreichte ihren Höhepunkt um die Jahrhundertwende, als gleichzeitig 15.000 Missionarinnen und Missionare der verschiedenen amerikanischen Kirchen und Missionsgesellschaften im Ausland tätig waren. Der osmanische Staat befand sich in einer vergleichsweise günstigen Lage, denn der Vertrag von Berlin 1878 hatte ihm das Recht eingeräumt, dem Religionswechsel von Muslimen entgegenzutreten; China hatte seit 1860 solche Möglichkeiten nicht mehr. Dennoch empfahl es sich, Missionare mit Fingerspitzengefühl zu behandeln. Da sie publizistisch aktiv waren und über gute Beziehungen zur westlichen Presse verfügten, konnten sie dem ausländischen Image des Reiches schweren Schaden zufügen. Waren die katholischen Missionare, aus osmanischer Sicht noch einigermaßen vertraut, Abgesandte des Papstes in Rom, der als eine Art von Kollege des Sultans in dessen religiöser Rolle als Kalif betrachtet wurde, so riefen die Protestanten, vor allem die amerikanischen, mit ihrem forschen Selbstbewusstsein größte Verwirrung hervor. Sie traten nicht nur als religiöse Rivalen auf, sondern setzten sich auch ein säkulares Ziel, das demjenigen des spätosmanischen Staates spiegelbildlich entsprach: die Herausbildung einer gebildeten Mittelschicht.55
Missionare unterschieden sich in ihrer Wirkung von Repräsentanten des internationalen Kapitalismus, die innerhalb weniger Jahre ganze Länder umstrukturieren und in die arbeitsteilige Weltwirtschaft integrieren konnten. Sie arbeiteten unter konkreten lokalen Umständen. Sie errichteten hier eine Kirche, dort ein Schulhaus und verwandelten allein dadurch schon die physische Gestalt von Lebensräumen. Sie griffen direkt in Biographien ein, nicht auf dem Umweg über abstrakte Mächte wie «den Weltmarkt» oder «den kolonialen Staat». Einzelne erhielten neue Lebenschancen bis hin zu einer Ausbildung in der Metropole, andere gewannen einen neuen Lebenszweck in der Abwehr der missionarischen Invasion. Die Effekte der Mission gingen daher weit über die Kreise der Proselyten und Sympathisanten hinaus. Lokale Gesellschaften, in der Missionare aufgetaucht waren, wurden dadurch nicht von selbst «modern». Missionare, gerade die fundamentalistischen, bibelgläubigen faith missions, führten einen anderen Westen als den von Liberalismus, Reform und technischer Naturbeherrschung in ihrem geistigen Gepäck. In jedem Fall erlebten solche lokalen Gesellschaften aber eine Herausforderung ihrer Selbstverständlichkeiten, wie es sie bis dahin nicht gegeben hatte.
Der wichtigste historische Beitrag der christlichen Mission war in einigen Ländern ihre Hilfe bei der Aneignung westlicher Wissenschaften einschließlich der Medizin. Vor allem in China leisteten die protestantischen Missionare seit der Jahrhundertmitte einen kolossalen Beitrag zum Wissenstransfer. Nur ein kleiner Teil ihrer Übersetzungen waren Schriften christlichen Inhalts; die meisten bezogen sich auf Wissenschaft, Technik und praktische Fragen des gesellschaftlichen Lebens. Seit etwa den 1920er Jahren erreichten die Wissenschaften in China ein Stadium, in dem sie von diesem missionarischen Initialschub unabhängig wurden. In Lateinamerika (vor allem Brasilien) und Korea, wo die protestantische Mission erst in den 1880er Jahren einsetzte, spielte sie eine ähnliche Rolle. In Korea war die (vorwiegend US-amerikanische) Mission unter anderem deshalb so erfolgreich, erfolgreicher als in China und erst recht als in Japan, weil sie eine maßvoll oppositionelle Alternative zum offiziellen Konfuzianismus und zur bleiern lastenden chinesischen Kulturhegemonie bot, ohne durch Komplizenschaft mit dem westlichen Imperialismus belastet zu sein (Korea wurde 1910 von Japan annektiert). Dass sie die englische und die von der alten Elite missachtete koreanische Sprache pflegte und so einen kulturellen Raum für die Artikulation eines entstehenden Nationalismus öffnete, trug zu ihrer Attraktivität bei. Um 1884 begann ein windungsreicher Prozess, der das heutige Südkorea mit einem christlichen Anteil an der Bevölkerung von fast einem Drittel zu einem der am intensivsten christlichen Länder Asiens gemacht hat.
4  |  Reform und Erneuerung

|  Charisma und Staatsbildung


Noch mehr als das achtzehnte war das neunzehnte Jahrhundert eine Zeit religiöser Neuaufbrüche und Reformen. Viele, aber nicht alle davon lassen sich mit dem Klischee von der «Herausforderung durch die Moderne» erklären. Viele, aber nicht alle waren Antworten auf die Welthegemonie der Europäer. Ähnlich wie sich Grundmotive des Pietismus, hier in einem weiteren, über Deutschland hinausgehenden Sinne verstanden, in die verschiedenen evangelikalen Bewegungen des 19. Jahrhunderts transformierten, so war in der islamischen Welt das 18. Jahrhundert eine Zeit gewesen, in der sich außerhalb etablierter klerikaler Hierarchien (das Wort «Kirche» verbietet sich) Bewegungen der Erneuerung auftaten, die, ähnlich dem Pietismus, nach authentischen Wurzeln von Frömmigkeit suchten.56 Diese Bewegungen religiöser «Erhitzung» gingen weniger von den Zentren islamischer Gelehrsamkeit als von Peripherien aus, etwa Südostasien, Zentralasien oder der arabischen Wüste, die im 18. Jahrhundert eine Frontier des Osmanischen Reiches war, zugleich aber auch ältestes Muslimgebiet. Die bekannteste dieser Bewegungen ist der Wahhabismus, benannt nach dem rabiaten Prediger Muhammad ibn Abd al-Wahhab (1703–1791), der fast alle gängigen Spielarten des Islam als Häresien verdammte und eine radikale Purifizierung der muslimischen Religion verlangte. Dadurch, dass die Wahhabiten zwischen 1803 und 1813 in ihrer religiösen Rage sogar die heiligen Stätten in Mekka und Medina schwer beschädigten, erregten sie die Empörung großer Teile der muslimischen Welt.
Die Bedeutung dieser Bewegung liegt weniger in ihrer (bescheidenen) theologischen Originalität als in ihrem staatsbildenden Erfolg. Der Gründer tat sich mit einem lokalen Herrscher zusammen. Daraus entstand ein militanter Staat islamischer Erneuerung. 1818 eroberte Muhammad Ali, der Pascha von Ägypten, mit der Billigung des osmanischen Sultans den ersten wahhabitischen Wüstenstaat und setzte dem Experiment ein einstweiliges Ende. 1902 begann aber der Wiederaufstieg des wahhabitischen Herrscherhauses der Saud und damit die unmittelbare Vorgeschichte des in den frühen zwanziger Jahren schrittweise gegründeten Königreichs Saudi-Arabien. Die heiligsten Stätten des Islam gelangten 1925 erneut unter wahhabitische Kontrolle.57 Anders als spätere Formen des militanten Islam in Indien, Nord- und Ostafrika oder im Kaukasus kann der ursprüngliche Wahhabismus nicht als eine Widerstandsbewegung gegen den Westen gesehen werden, der im späten 18. Jahrhundert in Arabien nicht den geringsten Einfluss besaß. Dass eine heterodoxe Abspaltung zu einer eigenen Staatsgründung führte, war eher die Ausnahme denn die Regel. Religiöse Energie entstand in der islamischen Welt des 19. Jahrhunderts vielfach gerade aus der Spannung zwischen staatlichen Strukturen – ob kolonial wie in Indien, Indonesien oder Algerien oder indigen wie im Iran und im Osmanischen Reich – und mobilen, institutionell weniger verhärteten Orden und Bruderschaften.58
Andere Beispiele für Versuche von Staatsbildung aus religiösem Charisma heraus waren die Taiping-Bewegung in China und der Mormonismus in den USA. Die 1850 erstmalig auftretenden Taiping unter ihrem Propheten Hong Xiuquan waren eine sozialrevolutionäre Bewegung, die aus protestantischer Missionspropaganda und chinesischen Sektentraditionen ein komplexes Weltbild aufbaute.59 Während die Staatsbildung der Taiping scheiterte, konnten sich die Mormonen politisch durchsetzen. Diese «Kirche Jesu Christi der Heiligen der letzten Tage», wie sie sich auch nannte und nennt, war 1830 durch einen amerikanischen Propheten, Joseph Smith, begründet worden. Ähnlich wie sieben Jahre später unter anderen Umständen der Taiping-Gründer Hong Xiuquan, so erlebte auch Smith als junger Mann Visionen, die er als prophetischen Auftrag verstand. Nach seiner Ermordung durch einen feindseligen Mob 1844 führte sein Nachfolger Brigham Young in einem abenteuerlichen Exodus während der Jahre 1847/48 einige Tausend Gefolgsleute in das menschenleere Gebiet am Großen Salzsee. Andere Konvertiten, auch aus Großbritannien und Skandinavien, zogen nach, und 1860 lebten im Bundesstaat Utah 40.000 Mormonen. Zwar wurde den Latter-day Saints nicht gestattet, einen eigenen theokratischen Staat zu errichten. Utah wurde als Territorium unter direkter Präsidentenkontrolle gegründet, und zwischen 1857 und 1861 (exakt gleichzeitig mit dem Höhepunkt des Krieges der Qing-Regierung gegen die Taiping) stand das Mormonengebiet sogar unter militärischer Bundesbesatzung. Lässt sich die Taiping-Lehre als ein indigenisiertes Christentum verstehen, das freilich von biblischen Quellen sehr weit entfernt war, so war der Mormonismus, dem der Stifter sein eigenes heiliges Buch gegeben hatte, eine ebenfalls den lokalen Umständen angepasste Version der christlichen Lehre.60 Bis heute ist ihre Bezeichnung als «christlich» umstritten. Vielen Zeitgenossen der Gründungszeit schien sie, auch wegen der charakteristischen Polygamie, als fremd wie ein «amerikanischer Islam». Der Mormonismus ist allerdings die Antwort auf die Frage, warum die Bibel über Amerika schweigt. Insofern er mit kühnen Spekulationen über eine Einwanderung nach Amerika zur Zeit des Alten Testamentes die amerikanische Landschaft in den biblischen Heilsplan einbezieht, ist er die amerikanischste unter allen Religionen der USA.
Prophetische Bewegungen, einige davon messianisch eine nahe Endzeit erwartend, traten auch in anderen Teilen der Welt in Erscheinung. Die Mahdi-Bewegung im Sudan (1881–98) trug einen solchen Charakter, ebenso die Geistertanz-Bewegung unter Indianern im nördlichen Mittelwesten der USA (1889/90), im Iran die 1843 aufgetretene Bewegung des Sayyid Ali Muhammad Shirazi, bekannt als der «Bab», oder auch die Bewegung, die 1905 bis 1907 den Maji-Maji-Aufstand gegen die Kolonialmacht in Deutsch-Ostafrika inspirierte. Widerstand gegen imperiale Invasionen oder gegen die Verschärfung kolonialer Herrschaft wurde sehr oft von Propheten geführt und von millenarischen Erwartungen beflügelt.61 Alle diese Bewegungen versprachen eine radikale Veränderung der Lage. Sie wollten keine Anpassung an die «moderne Welt», sondern ihren Umsturz und die Wiederherstellung von Zuständen, die sie für selbstbestimmt hielten. Messianismus war allerdings keine notwendige Voraussetzung für radikale Politik. Aus religiösen Motiven kompakt organisierte religiöse Gemeinschaften jeglicher Art konnten auf Druck von außen mit Widerstand reagieren. In Teilen Südostasiens wurde daher das gut organisierte buddhistische Mönchtum, dem Messianismus fremd war, zu einem effektiven Widersacher der Kolonialmächte.62
Es ist problematisch, auf dem Gebiet der Religion dichotomisch zwischen Revolte und Reform zu unterscheiden, zwischen messianischen Bewegungen, deren angestrebte Zukunft oft in einer mythisierten goldenen Vergangenheit liegt, und rationaler, behutsamer Anpassung religiöser Doktrinen und Praktiken an den Wandel der Zeitläufte. Diese Unterscheidung gewinnt aber an Plausibilität, wenn man an Beispielen erkennt, wie ein- und dieselbe Bewegung sich vom ersten zum zweiten Pol bewegt. Dies war bei der Bab-Bewegung, einer shiitischen Häresie aus dem Iran, der Fall. Sayyid Ali Muhammad Shirazi selbst hatte in traditioneller Weise eine neue Herrschaft von Gottes erwählten Vertretern auf Erden propagiert und angestrebt. Nach seiner Hinrichtung als Apostat und politischer Rebell im Jahre 1850 brach die Bewegung nicht zusammen, sondern wurde unter Transmission des ursprünglichen Charismas schrittweise reformiert. Ein Mitstreiter des Bab, Mirza Husain Ali Nuri, der als Bahaullah bekannt wurde, übernahm diese Aufgabe während seines jahrzehntelangen Exils im Osmanischen Reich. Er bezeichnete sich selbst gelegentlich als universalen Messias, als wiedergekehrten Christus, Mahdi und Zoroaster in einer Person, gab sich aber sonst Mühe, die Lehre der Bewegung in kosmopolitischen und der Moderne entgegenkommenden Kategorien neu zu formulieren. Als er 1892 starb, war aus dem shiitischen Messianismus des Stifters die moderne Bahai-Religion geworden, die sich nach 1910 auch in Europa und Amerika ausbreitete und heute ihr spirituelles und organisatorisches Zentrum in Haifa (Israel) hat, neben dem Mormonismus und der indischen Sikh-Religion eine der wenigen religiösen Neuschöpfungen des 19. Jahrhunderts, die Bestand hat. Bahaullah war neben dem ebenfalls exilierten chinesischen Philosophen Kang Youwei, dem Schöpfer der Utopie von der «Großen Gemeinschaft», einer der großen, die kulturellen Grenzen überschreitenden «Querdenker» des späten 19. Jahrhunderts. Modern war am Bahaiismus seine Befürwortung von Verfassungsstaat und parlamentarischer Demokratie, sein Eintreten für erweiterte Frauenrechte, seine Ablehnung von religiösem Nationalismus, sein Verzicht auf die Doktrin des Heiligen Krieges, seine Sorge für den Weltfrieden sowie seine Offenheit für die Wissenschaft.63
|  Modernität und Modernismus


Dieser letzte Punkt war und ist – gerade unter dem Gesichtspunkt der Debatten im frühen 21. Jahrhundert zwischen Darwinisten und ihren bibeltreuen, «kreationistischen» Gegnern – vielleicht das wichtigste Kriterium überhaupt für religiöse Modernität. Nicht alle Facetten wissenschaftlichen Wissens waren gleichermaßen bekannt und dem Laien eingängig. Religiöse Modernisierung nach diesem Kriterium bedeutete, die zeitgenössische Wissenschaft als Quelle von Wahrheit nicht grundsätzlich zu verwerfen. Die Naturwissenschaften stellten durch den astronomischen Nachweis einer Pluralität der Welten, durch die chronologische Bodenlosigkeit von Geologie und Paläontologie und vor allem durch die Evolutionstheorie Charles Darwins, wie sie von einigen seiner Anhänger, etwa Thomas H. Huxley in England oder Ernst Haeckel in Deutschland, radikalisiert und militant verfochten wurde, Gläubige aller Konfessionen und Religionen vor große Herausforderungen.64 Das Verhältnis von Glaube und Wissen wurde daher, zumindest in Europa, zu einem zentralen Thema philosophischer Weltorientierung, und die Harmonie zwischen Religion und Wissenschaft, zuletzt biedermeierlich und frühviktorianisch erhofft, ist nie wieder ungetrübt gewesen. Explizit rationalistische und post-theistische Quasi-Religionen haben den Graben nicht dauerhaft zu überbrücken vermocht: weder die Steigerung von Wissenschaft zur Glaubensüberzeugung («Wissenschaftsreligion») und die oft auf der Freimaurerei basierenden verschiedenen Geheimlehren des 19. Jahrhunderts noch die von dem französischen Frühsozialisten Claude-Henri de Saint-Simon um 1820 herum entworfene, nach seinem Tode einige Jahrzehnte lang sektenartig gepflegte «soziale Religion», in der Wissenschaftler und Künstler dem neuen industriellen Zeitalter eine moralische Grundlage geben und damit seine volle produktive Entfaltung ermöglichen sollten. Vor allem – und aus recht unterschiedlichen Gründen – in Mexiko, Brasilien und Bengalen wurde der «Positivismus» Auguste Comtes, schon vom Meister selbst in seinem Spätwerk zu einer «Religion der Humanität» gesteigert, als säkularisierte Heilslehre verstanden: eine Botschaft vom wissenschaftlich geordneten Fortschritt, in dem politische Liberalität und ökonomisches Laisser-faire hinter technokratischer Ordnungsstiftung zurücktraten. Comte hatte den Siegeszug seiner Lehre in Westeuropa erwartet, aber auch – vergeblich – den Pascha Muhammad Ali von Ägypten als Anhänger zu gewinnen versucht, in dessen Land die Saint-Simonisten zeitweise ihre utopischen Ideen kommuneartig zu verwirklichen versuchten. Populär wurde der Positivismus nicht dort, sondern in Ländern, wo man ihn als umfassendes Weltbild nachholender Modernisierung verstand.65
Ähnliche Probleme wie aus der naturwissenschaftlichen Korrektur der biblischen Schöpfungsgeschichte ergaben sich in den Geisteswissenschaften durch Historisierung. Die Künste, die Philosophie und die Wissenschaften wurden nun in ihrem voraussetzungsvollen Gewordensein studiert und als Entfaltung von Bedeutungen im Zeitverlauf aufgefasst. Neben der Literaturkritik entstand eine Geschichtsschreibung von der langsamen Entfaltung der «Nationalliteraturen». Noch Kant hatte die Entwicklung des älteren philosophischen Denkens nur in groben Strichen skizziert; schon wenige Jahre nach Kants Tod hielt Hegel darüber ausführliche Vorlesungen. Auch die Religion entging der Historisierung nicht. Die Konfrontation zwischen religiösen Vorstellungen und dem neuen Sinn für das Historische wurde zum Problem vieler Gemeinschaften und Kirchen. Im Judentum, dem die Vorstellung von Reform traditionell fremd war, war die Irritation noch größer als in den christlichen Konfessionen. Ein Verhältnis zu Geschichte und Zeitlichkeit zu gewinnen, wurde zum Kern der Modernisierung des jüdischen Glaubens.66 Im Christentum hatte die Bibelkritik ausgedehntere, doch vielleicht nicht dramatischere Wirkungen. Insofern sie eine von christlichen Theologen und Historikern betriebene Untersuchung von Quellen und Textüberlieferung des Alten Testaments war, betraf sie unmittelbar auch das jüdische Selbstverständnis. Weniger eine scharfe polemische Attacke wie David Friedrich Strauss’ Buch Leben Jesu (1835) trieb die Historisierung des Christentums auch unter einer breiteren gebildeten Öffentlichkeit voran als die geduldige Arbeit wissenschaftlich respektabler Textphilologie. Mit deren Methoden gelangte man einerseits zu einer immer genauer werdenden historischen Faktenkenntnis, andererseits zu durchaus unterschiedlichen Interpretationen, die in jedem Fall die biblischen Erzählungen in eine relativierende Distanz rückten. Die liberale protestantische Theologie und Kirchengeschichte des 19. Jahrhunderts neigte etwa dazu, Jesus als einen Morallehrer zu porträtieren, der transzendente Werte verbreitete. Als ein religionsgeschichtliches Interesse hinzutrat, welches das Christentum in den Zusammenhang anderer Religionen einordnete, entstand das entgegengesetzte Bild von Jesus als einem orientalischen Propheten, der die Welt vor ihrem nahenden Untergang zur Umkehr zu bewegen versuchte.67 Dass europäische Gelehrte auch andere religiöse Gründungsgeschichten, etwa die islamische oder die buddhistische, einer solchen historisierenden Kritik bzw. kritischen Historisierung unterzogen, wurde auch dort als Herausforderung und entsakralisierender Angriff verstanden – eine Wurzel heutiger «Orientalismus»-Vorwürfe.
Es wäre nicht richtig, einen schlichten Gegensatz zu konstruieren zwischen einem Westen, wo die Religion in eine ruhige Bahn bürgerlicher Vernünftigkeit gelenkt worden wäre, und einem nicht-christlichen Rest der Welt, wo religiöse Dynamik sich in militanter Schwärmerei, charismatischen Führerkulten und heiligen Kriegen verausgabte. Beharrliche Traditionen, ihre charismatischen Herausforderungen und ihre reformierende Weiterentwicklung: das gab es im 19. Jahrhundert in Orient wie Okzident. Die Katholische Kirche stellte sich unter Pius IX. ausdrücklich gegen das Erbe der Aufklärung, und Pius war in Wirklichkeit beinahe so reaktionär, wie die Liberalen Europas es polemisch beklagten. Er hinterließ seinem Nachfolger Leo XIII. (r. 1878–1903) eine katholische Wagenburgmentalität. Leo, auch er zutiefst konservativ gestimmt, wagte eine vorsichtige Öffnung, indem er sich den sozialen Fragen der Zeit zuwandte und zwischen Laisser-faire-Kapitalismus und Sozialismus eine dritte Position zu finden trachtete. Die Kirche blieb insgesamt eine Kraft der Beharrung.
Just zur Zeit dieser beiden langen Pontifikate gewann im Islam die modernistische Erneuerung eine große Bedeutung. Man kann den Beginn ihres Aufstiegs auf die 1840er Jahre datieren. Diese vielsträngige Reformbewegung, die von Nordafrika über Zentralasien bis Malaya und Indonesien die gesamte muslimische Welt erfasste, war ein bedeutender Moment in der Ideengeschichte des 19. Jahrhunderts. Getragen von Rechts- und Religionsgelehrten, zuweilen auch politischen Führern von ganz unterschiedlichem biographischen Hintergrund, war sie geeint in der Sorge, der Islam würde in einem Zeitalter der europäischen Welthegemonie aus eigenem Verschulden in die intellektuelle Defensive geraten und dadurch seine politische Schwäche verschlimmern. Die Modernisierer, unter denen der charismatische, unstet durch die muslimischen Länder schweifende Sayyid Jamal al-Din al-Afghani (1838–1897), der hohe geistliche Würdenträger, Politiker und – im Vergleich zu al-Afghani – systematische Theoretiker Muhammad Abduh in Ägypten, der Philosoph und Erzieher Sir Sayyid Ahmad Khan in Nordindien und der krimtatarische Intellektuelle Ismail Gasprinskij die international bekanntesten waren, suchten nach Kompromissen zwischen islamischen Traditionsbeständen (die überall ihre orthodoxen Verteidiger fanden) und den Anforderungen wie auch den Chancen der modernen Welt. Sie kämpften für Freiräume der Kritik, in denen eine Neuinterpretation islamischer Textquellen möglich sein würde. Bei ihren Debatten, die mit dem Aufkommen einer Presse in der muslimischen Welt nach etwa 1870 eine ganz neuartige öffentliche Resonanz fanden, ging es um Notwendigkeiten und Möglichkeiten gesellschaftlicher Modernisierung, um konstitutionelle Herrschaft, um die Annäherung an die moderne Wissenschaft, um Inhalte und Methoden des Unterrichts, um die Rechte von Frauen.68 Unter den Dutzenden von Denkern, die sich zu Wort meldeten (darunter auch einige Frauen) waren so gut wie keine Freigeister, die den Islam grundsätzlich zur Disposition stellen wollten. Der Auffassung, unter Europäern verbreitet, der Islam sei ein starres und tyrannisches Dogma, wollte man mit dem Beweis des Gegenteils begegnen. Neues sollte in der Sprache des Islam sagbar gemacht werden.
Die islamischen Modernisten beließen es nicht bei der Theorie. Vor allem im Bereich der Lehre und Erziehung engagierten sich viele von ihnen, etwa der universale Gelehrte (ursprünglich war er Richter) Sayyid Ahmad Khan, der in seinem 1875 gegründeten Muhammedan Anglo-Oriental College (heute Aligarh Muslim University im Bundesstaat Uttar Pradesh) eine Verbindung zwischen muslimischer Identitätsbildung und dem Rollenmodell des englischen Gentleman anstrebte und zu diesem Zweck eine Art von indischem Cambridge schuf, dessen erstes Ziel die Ausbildung von hohen Verwaltungsbeamten für den kolonialen Staat war. Noch erfolgreicher unter dem Gesichtspunkt von Rekrutierung und Wachstum war ein Netzwerk von reformistisch gestimmten theologischen Hochschulen, die vor allem die Schulung von ulama anstrebten, geistlichen Lehrern für den Gemeindedienst. Es nahm seinen Ausgang von einer 1867 in Deoband (Nordindien) gegründeten Koranschule (madrasa), sodass man von der Deoband-Bewegung spricht. Tochterinstitutionen breiteten sich in der Folgezeit über große Teile des Subkontinents aus. Das herkömmliche Durcheinander traditionaler religiöser Institutionen im muslimischen Indien wurde dadurch einer gewissen Straffung und Bürokratisierung unterzogen, allerdings in Distanz zum kolonialen Staat, den man als Finanzquelle nicht benötigte und der solche «zivilgesellschaftlichen» Initiativen unter seinen muslimischen Untertanen mit einem gewissen Misstrauen betrachtete.69 Um 1900 war es nicht unrealistisch, den modernistischen Tendenzen im Islam, die sich stark voneinander unterschieden, eine große Zukunft vorherzusagen. Ihr Niedergang im Zeitalter von säkularem (etwa kemalistischem) Nationalismus, Faschismus und bolschewistischem Sozialismus gehört in eine andere Epoche – und in eine Geschichte verpasster Gelegenheiten.
Auch in den mannigfaltigen religiösen Welten des nicht-muslimischen Indien traten im 19. Jahrhundert Reformbewegungen auf, die oft eine breite kulturelle Erneuerung, nicht bloß die Purifizierung des Religiösen, anstrebten.70 Weit über Indien hinaus bekannt wurden etwa Ram Mohan Roy, Ramakrishna Paramahamsa oder dessen Schüler Svami Vivekananda, der Anfang der neunziger Jahre mit einer monistischen, den Hinduismus universalistisch steigernden Konzeption des Absoluten weltweite Berühmtheit erlangte.71 Der kompakte Überlegenheitsanspruch, mit dem Christen über Konfessionsgrenzen hinweg die asiatischen Bildungseliten zunehmend konfrontierten, zwang auch die andere Seite zu stärkerer religiöser Identifizierung und trug damit etwa zur Profilierung des «Hinduismus» (der Begriff kam erst im frühen 19. Jahrhundert auf) als einheitlicher Doktrin und sozialer Institution bei. Reformbewegungen reagierten, stets aus eigenen kulturellen Ressourcen schöpfend, in verschiedener Weise auf neue Impulse: auf die europäische, vielfach in Indien selbst betriebene Orientforschung, auf das missionarisch angebotene Christentum, zudem auch aufeinander, denn ähnlich wie in Christentum und Islam lösten modernistische Kräfte wiederum neo-orthodoxe Antworten aus. Ausnahmsweise kam der Anstoß direkt von außen, so in den 1880er Jahren in Ceylon, wo US-amerikanische Theosophen gemeinsam mit ceylonesischen Schülern den Buddhismus neu erfanden: einen Katechismus schrieben, religiöse Monumente restaurierten, buddhistische Symbole popularisierten.72 Die Grundoptionen angesichts der Problemlagen der Zeit waren im Spektrum zwischen militanter Abwehr des Fremden und Neuen und weitgehender Anpassung an das, was man für die dominanten Kräfte der Gegenwart hielt, überall ähnlich. Interessanter als die Extreme sind die vielfältig abgestuften mittleren Lösungen, die sich durch die einfache Gegenüberstellung von «Tradition» und «Moderne» nicht erfassen lassen.
|  Religiöse Kommunikation


Neben der Wissenschaft gehört die Religion zu den großen Schöpferinnen weiträumiger kommunikativer Netzwerke. Es wäre eine Banalität, solche Netzwerke «transnational» zu nennen. Viele von ihnen, die bis heute existieren, sind umfassender als moderne Nationalstaaten und fast durchweg älter als diese. Sie sind auf staatliche Strukturen nicht unbedingt angewiesen. Sie überschreiten bestehende Grenzen und schaffen neue. Sie überdauern keineswegs nur in den Formen offizieller Kirchenorganisation. Auch mystische Orden im Islam haben über viele Jahrhunderte hinweg von China über Zentralasien bis zum Mittelmeer riesige Netze ausgebildet und ausgebaut.73
Abgesehen von den Frontiers christlicher und islamischer Bekehrung und von einem singulären Ereignis wie dem Weltparlament der Religionen, das 1893 als Teil der Weltausstellung («Columbian Exhibition») von Chicago stattfand, handelte es sich bei religiöser Kommunikation im 19. Jahrhundert meist um Kommunikation im Rahmen einer einzigen religiösen Sphäre.74 Einige dieser Sphären waren groß genug und wurden durch die neuen Verkehrsmittel der Zeit besser denn je erschlossen. Muslime aus vielen Teilen Asiens und Afrikas pilgerten per Dampfschiff zu den Heiligen Stätten in Arabien oder reisten zu Zentren der Gelehrsamkeit wie Kairo, Damaskus oder Istanbul. In Malaya begann mit der Intensivierung der Mekkareisen überhaupt erst so etwas wie eine Tourismusbranche.75 Die Pilgerschaft zu islamischen Schreinen im Zarenreich oder zu Wallfahrtsorten im katholischen Europa (1858 verhalfen Marienerscheinungen dem Städtchen Lourdes in den französischen Pyrenäen zu seinem Aufstieg als Pilgerzentrum) wurden durch die Eisenbahn erschwinglich. Die neue Transportlogistik machte auch Rom überhaupt erst zu einem Ziel frommer Massen und ermöglichte seine Stilisierung zur «Ewigen Stadt».76 Pius IX., der Rom so gut wie nie verließ und dem modernen Zeitgeist den Kampf angesagt hatte, wurde paradoxerweise zum Schöpfer der globalen Papstkirche. Weniger Bürokrat als Seelsorger, suchte er den Kontakt mit den Gläubigen und bestellte als erster Pontifex die Bischöfe aus aller Welt in den Vatikan ein. 1862, schon einige Jahre vor dem Ersten Vatikanischen Konzil (1869/70), traf sich die beispiellose Zahl von 255 Bischöfen in Rom. Der Anlass selbst war gewissermaßen «global»: 26 Ordensmänner, die mehr als ein Vierteljahrtausend zuvor in Japan das Martyrium erlitten hatten, wurden heiliggesprochen.77 Diese Kanonisierung erfolgte übrigens ein Jahr, nachdem in den letzten großen asiatischen Christenverfolgungen «alten Stils» – also vor der Unterdrückung durch atheistische Staatsapparate im 20. Jahrhundert – in Vietnam unter Missionaren und Konvertiten zahlreiche neue Märtyrer geschaffen worden waren.
Die neuen Medien des 19. Jahrhunderts taten ein Übriges, um die religiöse Zirkulation zu beschleunigen. Rom wurde auch dadurch zur Welthauptstadt des Katholizismus, dass ausländische Zeitungen begannen, dort Korrespondenten zu stationieren. Das Papsttum wurde nachrichtenreif. Der Mormonenführer Brigham Young, in einer Person theokratischer Herrscher, Sektenchef und Geschäftsmann, erkannte schnell die Zeichen der Zeit und ließ schon früh in Utah Telegraphenleitungen legen. Eisenbahnverbindungen nach Salt Lake City erschwerten die Abwehr korrumpierender Versuchungen und erleichterten der Bundesarmee den Zugang, erzwangen aber auch, ganz im Sinne aufgeklärterer Führer der Sekte, ein Abrücken der Mormonen von ihrer extremen Binnenbezogenheit.78 Verbilligter und technisch vereinfachter Buchdruck machte es in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts erstmals möglich, die Bibel millionenfach zu drucken und exotische Völker mit Bibeln in ihrer Sprache zu beglücken. Die Übersetzungen, die dem vorausgehen mussten, gehören, insgesamt gesehen, zu den größten Leistungen interkulturellen Transfers im 19. Jahrhundert. In den weniger bibelnahen katholischen Milieus verbreiteten sich nun in riesigen Zahlen billige Traktate, Pamphlete und Almanache und gaben am Rande der offiziellen Kirche neuen Formen volkstümlicher Religiosität medialen Auftrieb. Volksreligionen blühten überall dort auf, wo die Kontrollfähigkeit der jeweiligen Orthodoxie nachließ. Eine Voraussetzung dafür war im 19. Jahrhundert der Rückgang des Analphabetismus und die Möglichkeit, ein entstehendes Massenpublikum mit religiöser Druckmaterie zu versorgen. Der Bibel neue Leser zuzuführen, wurde in Europa ebenso wie in den Missionsgebieten zu einem wichtigen Motiv vor allem protestantischen Engagements im Erziehungswesen. Wo man sich gegenüber dem expansiven Christentum mit seiner Wörterlawine in der Defensive fühlte, bot sich die Druckerpresse als Waffe der Abwehr an. Dies war einer der Gründe dafür, warum die islamische Geistlichkeit (ulama) sie nach Jahrhunderten der Skepsis im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts enthusiastisch übernahm und für ihre eigenen Zwecke einsetzte.79




|  Schluss:
Das 19. Jahrhundert in der Geschichte



«Eine allgemeine Weltgeschichte ist notwendig, aber unmöglich; bei dem Stande der Forschung, wie sie heute getrieben wird. […] Man muss darum nicht verzweifeln; die Einzelforschung ist immer belehrend, wofern sie zu einem Resultat führt, nirgends mehr als in der Geschichte, wo sie immer auch [in] der Tiefe auf ein lebendiges Element stößt, das eine universale Bedeutung hat.»1 So Leopold von Ranke 1869, und er hat immer noch recht. Ein Stück «unmögliche» Weltgeschichte, wenngleich keine «allgemeine», wurde in diesem Buch versucht. Am Ende sollten Leser und Autor wieder zur «Einzelforschung» zurückfinden, sich nicht zu noch ehrgeizigeren Verallgemeinerungen aufschwingen. Der Rundblick vom Gipfel ist ein eindrückliches Erlebnis. Aber, so fragt Arno Borst, wie lange hält man es als Historiker auf einem Gipfel aus?2 Die folgenden Bemerkungen bieten keine Quintessenz einer ganzen Epoche, keine Spekulation über den Geist der Zeit. Sie sind als ein letzter, aber nicht summierender Kommentar gemeint.
|  Selbstdiagnosen


Im Eingangskapitel wurde das 19. Jahrhundert als eine Zeit gesteigerter Selbstreflexion dargestellt. Von Adam Smith in den 1770er Jahren bis zu Max Weber in den ersten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts hat es grandiose Versuche gegeben, die eigene Gegenwart umfassend zu begreifen und sie in längere historische Verläufe einzuordnen. Zeitdiagnosen entstanden nicht nur in Europa. Man findet sie überall, wo Gesellschaften den Typus des Gelehrten oder Intellektuellen ausbildeten, wo Gedanken aufgeschrieben und diskutiert wurden, wo Beobachtung und Kritik den Anstoß zu ausgreifenden Reflexionen auf die eigene Lebenswelt und ihre weiteren räumlichen und zeitlichen Bedingungen gaben. Solche Reflexionen traten nicht immer in einer Form auf, die im heutigen Rückblick leicht als Zeitdiagnose oder als «Theorie des gegenwärtigen Zeitalters»3 zu identifizieren ist. Sie konnten in die unterschiedlichsten Genres gekleidet werden: als Zeitgeschichte wie bei dem Ägypter Abd al-Rahman al-Jabarti, der die napoleonische Okkupation seines Landes erlebte und eingehend beschrieb,4 oder bei dem berühmten Althistoriker Barthold Georg Niebuhr, der auch Vorlesungen über seine eigene Epoche, das «Revolutionszeitalter», hielt; als Stellungnahme zum politischen Tagesgeschehen wie in Georg Wilhelm Friedrich Hegels 1831 verfasster England-Schrift (Über die englische Reformbill) oder in Karl Marx’ mitreißender Polemik gegen Louis Napoléon und dessen Wandel vom gewählten Präsidenten zum akklamierten Diktator (Der Achtzehnte Brumaire des Louis Napoléon, 1852); als philosophisch-kulturkritische Landeskunde wie bei Madame de Staël (De l’Allemagne, 1813), bei Alexis de Tocqueville (De la démocratie en Amérique, 1835–40) oder dem ägyptischen Erziehungsreformer und Übersetzer Rifaa al-Tahtawi (Bericht über seinen Aufenthalt in Paris 1826–31, veröffentlicht 1834);5 als Tagebuch wie bei den Brüdern Edmond und Jules de Goncourt (geführt 1851–96) oder dem japanischen Militärarzt und Dichter Mori Ogai (geführt während seines Europaaufenthalts 1884–88);6 als Autobiographie wie bei dem schwarzen Ex-Sklaven, Intellektuellen und Bürgerrechtler Frederick Douglass (das wichtigste seiner drei Memoirenwerke: My Bondage and My Freedom, 1855) oder dem amerikanischen Historiker Henry Adams (The Education of Henry Adams, Privatdruck 1907, publiziert 1918) oder schließlich als weit gestreute Publizistik wie bei John Stuart Mill, dessen Zeitdiagnose sich eher in seinen kleinen Gelegenheitsschriften als in seinen umfangreichen Hauptwerken findet, oder bei Liang Qichao, der drei Jahrzehnte lang das kulturelle und politische Geschehen in China mitgestaltete und kommentierte.
Die Soziologie, wie sie um 1830 auf älteren Grundlagen entstand, war ein Unternehmen der Deutung ihrer Gegenwart. Sie hat, zunächst noch verbunden mit Politischer Ökonomie und der gleichzeitig aufkommenden Ethnologie, Grundmodelle des Epochenverständnisses entwickelt, die heute noch diskutiert werden, etwa den Übergang von status zu contract als Organisationsprinzipien von Gesellschaften (so der Rechtshistoriker Sir Henry Maine: Ancient Law, 1861) oder die ähnliche Gegenüberstellung von Gemeinschaft und Gesellschaft in dem gleichnamigen Buch von Ferdinand Tönnies (1887). Karl Marx analysierte den Kapitalismus als historisch entstandene Gesellschaftsformation – und Friedrich Engels fügte bis ins hohe Alter manch scharfsichtige zeithistorische Glosse hinzu. John Stuart Mill hatte zuvor die klassische Politische Ökonomie in einer großen Synthese zusammengefasst (Principles of Political Economy, 1848). Herbert Spencer erklärte die evolutionäre Entstehung des friedfertigen Industrialismus aus einer militärischen Barbarei, in die er wieder zurückfallen könnte (Principles of Sociology, Bd. 1, 1876). Fukuzawa Yukichi ordnete Japan in die allgemeine Zivilisationsentwicklung ein (Bummeiron no gairyaku, «Abriss einer Theorie der Zivilisation», 1875);7 der armenische Iraner Malkom Khan interpretierte die europäische Moderne im Lichte islamischer Werte (Daftar-i Tanzimat, «Buch der Reform», 1858).8 Philosophen und Kritiker wie Friedrich Schlegel und Heinrich Heine (besonders in Zur Geschichte der Religion und Philosophie in Deutschland, 1835), Ralph Waldo Emerson oder Matthew Arnold, Friedrich Nietzsche und, am Ende unserer Epoche, Karl Kraus oder Rabindranath Tagore registrierten die kulturellen Sensibilitäten und Widersprüchlichkeiten ihrer Zeit.9 Die reichen Selbstdiagnosen des 19. Jahrhunderts müssen der Ausgangspunkt jedes Versuchs sein, die Signatur des Zeitalters zu verstehen.
|  Moderne


Hinzu kommen die Deutungsangebote der heutigen Soziologie. Sie kreisen um den Begriff der «Moderne».10 Meist haben sie auch etwas über Vergangenheit zu sagen und sprechen daher explizit oder zwischen den Zeilen das 19. Jahrhundert an; häufig wird aber pauschal über die gesamte europäische Neuzeit hinweg generalisiert: Eine Kategorie wie «Individualisierung» lässt sich kaum im Zeitverlauf fixieren. Nahezu der gesamte moderne Diskurs der Soziologie beschränkt seine Referenz aus Tradition und Gewohnheit auf (West-)Europa und die USA. Einen wichtigen Fortschritt hat das Theorieprogramm der «Vielfalt der Moderne» (multiple modernities) gebracht, das der große Soziologe Shmuel Noah Eisenstadt seit dem Jahr 2000 propagiert. Die Differenzierungen innerhalb der Moderne treten Eisenstadt zufolge hauptsächlich im 20. Jahrhundert auf. Im 19. Jahrhundert beobachtet er vor allem eine Divergenz zwischen europäischen und nordamerikanischen Pfaden in die Moderne, die in seiner Sicht keinesfalls einen homogenen «Westen» bildet, während er innerhalb der nicht-okzidentalen Welt nur in Japan eine charakteristische Ausprägung von Moderne zu erkennen vermag.11 In der Tat ist es schwierig, für die Zeit zwischen etwa 1800 und 1900 eigenständige und unverwechselbare indische, chinesische, nahöstlich-islamische oder afrikanische Wege in die Moderne zu finden, die dem hegemonialen westeuropäischen Moderne-Modell Eigenes entgegensetzten. Solche Differenzierungen begannen sich erst nach der Jahrhundertwende bemerkbar zu machen, anfangs eher ideengeschichtlich als strukturell.
Wenn Historiker heute mit der Kategorie der «Moderne» sinnvoll umgehen wollen, stehen sie vor einer anspruchsvollen Aufgabe: Sie müssen sich an Theorien der Moderne auf dem höchsten Niveau, das die Soziologie anzubieten hat, orientieren, die Selbstinterpretationen des 19. Jahrhunderts im Gedächtnis behalten und sich zugleich um eine größere räumlich-zeitliche Präzision bemühen, als sie in den bisherigen Konzepten zu finden ist. Pauschale Vorstellungen vom «bürgerlichen Subjekt», von «funktionaler Differenzierung» innerhalb von Gesellschaften oder von «Zivilgesellschaft» werden erst dann brauchbar, wenn sich angeben lässt, worauf sie sich in der historischen Wirklichkeit beziehen. Strittig sind alle Versuche, eine spontane Entstehung der Moderne erst im Laufe des 19. Jahrhunderts, gar an seinem Ende anzunehmen. Die intellektuellen Grundlagen der Moderne wurden bereits während der frühen Neuzeit in Europa gelegt, frühestens im Zeitalter Montaignes, spätestens in der Aufklärung.
Was will man unter «Moderne» primär verstehen? Den Beginn eines langfristigen Wachstums der Pro-Kopf-Einkommen; eine rationale, rechenhafte Lebensführung; den Übergang von der Stände- zur Klassengesellschaft; die Ausweitung politischer Partizipation; die Verrechtlichung von Herrschaftsverhältnissen und gesellschaftlichem Umgang; die Entwicklung von Zerstörungskapazitäten neuartiger Dimension; die Umorientierung der Künste von der Nachahmung der Tradition zur kreativen Zerstörung ästhetischer Normen? Es gibt kein Konzept von Moderne, das alle diese Aspekte (und andere) in neutraler Ausgewogenheit umfassen würde, und eine bloße Liste von Merkmalen bliebe unbefriedigend. Moderne-Konzepte setzen stets Prioritäten und reihen, selbst wenn sie nicht monothematisch sind, die verschiedenen Aspekte von Modernität. Sie übersehen auch in aller Regel nicht, dass nur in wenigen historischen Fällen die verschiedenen Aspekte in Harmonie miteinander auftraten. Es genügt, einen Pionier der Moderne wie Frankreich genauer zu betrachten, um auf Beispiele für Diskrepanzen und Verzögerungen zu stoßen. Die französischen Aufklärungsphilosophen waren in ihrem Jahrhundert die «modernste» Gruppe von Denkern weltweit, und die Französische Revolution, vor allem in ihrer Frühphase vor der Hinrichtung des Königs und dem Beginn des Terrors, gilt vielen Historikern und Theoretikern bis heute als eine besonders wichtige Quelle von politischer Modernität. Auf der anderen Seite war Frankreich ein Land, in dem sich außerhalb von Paris und wenigen anderen großen Städten bis weit in das 19. Jahrhundert hinein archaische Gesellschaftsformen hielten, wie sie gleichzeitig in England, den Niederlanden oder Südwestdeutschland viel seltener anzutreffen waren.12 Auch dauerte es volle neunzig Jahre nach dem Beginn der Großen Revolution, bis Frankreich in der Politik zu bürgerlich-demokratischen Verhältnissen fand. Die ideengeschichtliche «Geburt» der Moderne setzte sich erst über langwierige Prozesse in Institutionen und Mentalitäten um, die den Moderne-Definitionen der Gesellschaftstheorie nahekommen. Auch hat die Erfahrung des 19. und erst recht des 20. Jahrhunderts gezeigt, dass ökonomische Modernität mit politisch autoritären Verhältnissen einhergehen kann; darauf beruhen bis heute maßgebliche Interpretationen des Deutschen Kaiserreiches. Ästhetische Innovation ist zwar unter extrem repressiven Bedingungen unwahrscheinlich (Dmitrij Šostakovič und Anna Achmatova während des Stalinismus bestätigen als Ausnahmen die Regel), floriert aber umgekehrt nicht zwangsläufig dort am meisten, wo die jeweils modernsten politischen Bedingungen herrschen. So war um 1900 die Hauptstadt der Habsburgermonarchie ein wichtigeres kulturelles Zentrum als London und New York, die Metropolen von Demokratie und liberalem Kapitalismus.
Hinzu kommt ein weiteres Problem mit der «Moderne»: Interessiert uns in erster Linie die «Geburt» der Moderne, wie sie nur ein einziges Mal unter besonderen räumlichen und zeitlichen Bedingungen geschehen konnte? Reicht es, dass moderne Prinzipien irgendwo und irgendwie in die Welt gekommen waren? Oder fragen wir eher nach Verbreitung und Wirkung, danach, von welchem Zeitpunkt an ganze Gesellschaften als modern oder «durchmodernisiert» betrachtet werden können? Wie lassen sich solche Abstufungen im Modernitätsgrad vergleichend ermitteln? Die Moderne ist bei voller Entfaltung («Hochmoderne») nicht mehr minoritär oder insular, sondern zur herrschenden Daseinsform geworden. Sie ist nicht länger, wie in der ersten Phase nach ihrer «Geburt», normverletzend und revolutionär, sondern hat sich veralltäglicht und ruft ihrerseits gegenoder postmoderne Oppositionsströmungen hervor. Da der Begriff der «Modernisierung» im späten 20. Jahrhundert hinter den der «Moderne» zurückgetreten ist, werden solche Fragen nach der Breitenwirksamkeit oder dem Systemcharakter von Modernität selten gestellt. Nicht viele Länder der Welt wird man um 1910 als dominant modern kategorisieren wollen: Großbritannien, die Niederlande, Belgien, Dänemark, Schweden, Frankreich, die Schweiz, die USA, die britischen Dominions Kanada, Australien und Neuseeland, mit gewissen Einschränkungen Japan und Deutschland. Schon bei Europa östlich der Elbe, bei Spanien und Italien wären Zweifel an der Modernitätsreife angebracht. Aber was ist mit solchen Wertungen gewonnen?
|  Nochmals: Anfang und Ende eines Jahrhunderts


Die heutige Geschichtsschreibung braucht sich nicht vom Bedarf an politischer Europarhetorik zu essentialisierenden Aussagen über das «Wesen» Europas drängen zu lassen. Sie ist heute auch in der glücklichen Lage, alte politisch-ideologische Kämpfe um ein Europabild hinter sich lassen zu können. Es geht nur noch selten um ein katholisches versus ein protestantisches, ein romanisches versus ein germanisches (oder auch slawisches), ein sozialistisches versus ein liberal-kapitalistisches Europabild. Die historische Literatur ist sich weithin darüber einig, welches die wichtigsten Merkmale und Tendenzen Europas während des langen 19. Jahrhunderts waren. Das ist mittlerweile Lehrbuchstoff.13 Wieweit solche Merkmale und Prozesse eine historische Sonderrolle Europas begründeten, kann sie zumeist nicht klären, denn noch immer nutzt sie die Möglichkeiten eines Vergleichs mit Nicht-Europa sehr selten. Hartmut Kaelble hat dies immer wieder erfolgreich getan, dabei vor allem die USA als Referenzgesellschaft wählend; zu wenige sind ihm bisher gefolgt. Man muss aber mit Jost Dülffer feststellen: «Europa lässt sich nicht aus sich selbst heraus darstellen oder verstehen.»14 Nur der Vergleich, auch mit Japan oder China, Australien oder Ägypten, kann das besondere Profil Europas zur Erscheinung bringen. Dieser Vergleich ist dann besonders ergiebig, wenn er von Nichteuropäern selbst vorgenommen wird. Ihnen fällt manches auf, das Europäern als kulturelle Selbstverständlichkeit gar nicht bewusst ist.15 Eine weltgeschichtliche Perspektive muss freilich ohne eine solche Chance der Außensicht oder des ex-zentrischen Blicks auskommen. Die Welt insgesamt lässt sich von nichts anderem kontrastiv absetzen.
Welches andere Bild vom 19. Jahrhundert ergibt sich aus einer Betrachtung, die sich nicht auf Europa beschränkt? Als erstes muss betont werden, dass die übliche Annahme eines langen 19. Jahrhunderts, das von den 1780er Jahren bis zum Ersten Weltkrieg reicht, zwar eine nützliche Annahme und Hilfskonstruktion bleibt, aber nicht als gleichsam natürlich gegebene und weltweit gültige Form der Vergangenheit vorausgesetzt werden sollte. Selbst wenn man nicht kleinlich auf den europäischen Randdaten 1789 und 1914 besteht, so entziehen sich doch ganze Nationalund Regionalgeschichten diesem Raster. Wenn es außerhalb Europas zutrifft, dann zuweilen aus Gründen, die mit Europa selbst wenig zu tun haben.16 Dass Australien seine dokumentierte Geschichte mit der Sträflingsflotte von 1788 beginnen lässt, steht in keinerlei Verbindung zur Französischen Revolution. Und dass in der politischen Geschichte Chinas die Jahre zwischen der Abdankung des Qianlong-Kaisers 1796 und der Revolution von 1911 eine gewisse Einheit bilden, hat interne dynastische Gründe und lässt sich nicht auf europäische Aktivitäten in Ostasien zurückführen. Zahlreicher sind die Fälle, in denen andere Periodisierungen bevorzugt werden müssen. In Japan bilden die Jahre zwischen der Öffnung 1853 und dem Zusammenbruch des Imperiums 1945 einen geschlossenen historischen Zyklus. Das 19. Jahrhundert Lateinamerikas erstreckt sich von den Unabhängigkeitsrevolutionen der 1820er Jahre (deren Ursachen in die 1760er Jahre zurückreichen) bis zum Vorabend der Weltwirtschaftskrise von 1929. In den USA beendete der Bürgerkrieg in den 1860er Jahren eine erste Ära, die mit der transatlantischen Krise der 1760er Jahre begonnen hatte. Die neue Epoche amerikanischer Politik- und auch Sozialgeschichte endete gewiss nicht schon 1914 oder 1917/18, sondern 1941 oder 1945, unter dem sozialgeschichtlich wichtigen Gesichtspunkt der race relations sogar erst in den 1960er Jahren. Für ganz Afrika – mit Ausnahme Ägyptens und Südafrikas – sind ebenso das chronologische wie das «lange» 19. Jahrhundert irrelevant. Hier eröffnete die koloniale Invasion der 1880er Jahre eine Epoche, die sich über die Weltkriege hinweg bis zum Zenith der Dekolonisation in den 1960er Jahren erstreckte. Daraus folgt: Eine weltgeschichtliche Periodisierung kann nicht mit den scharfen Zäsurdaten einer einzelnen Nationalgeschichte und selbst der Geschichte Europas arbeiten. Anfang und Ende des 19. Jahrhunderts müssen offen bleiben.
Aus den verschiedenen Erzählsträngen dieses Buches ergibt sich allerdings folgende pragmatische Lösung (so, wie man aus fragmentiert aufgeschriebenen Hölderlin-Gedichten benutzbare Lesefassungen herstellt): Eine neue Epoche begann allmählich in den 1760er Jahren mit einer multiplen politischen Krise im gesamten atlantischen Raum, der kolonialen Einnistung Großbritanniens in Indien und der Entwicklung neuer Produktionstechniken. Sie endete im Laufe der 1920er Jahre, als die vielfältigen Folgen des Ersten Weltkriegs (in Ostasien und Lateinamerika auch positive Folgen) sichtbar wurden und sich in der gesamten kolonialen oder auf andere Weise vom Westen bedrängten Welt – mit Ausnahme des tropischen Afrikas – nationale Autonomiebewegungen formierten. Auch die Verwandlung der weltrevolutionären Sowjetmacht in die neo-imperiale Sowjetunion war ein Vorgang von größter Tragweite. In einem riesigen Herrschaftsbereich hatte sich die wichtigste dissidente Ideenströmung des 19. Jahrhunderts, der Sozialismus, zu einem eigenen Staat auskristallisiert, der ein präzedenzloses Ordnungsmodell realisierte und neuartige Polaritäten in die Weltpolitik trug, anfangs auch eine weltrevolutionäre Unruhe neuer Art. Der Erste Weltkrieg hatte den Westen entzaubert und seinen Anspruch, den Rest der Menschheit beherrschen oder zumindest bevormunden und zivilisieren zu wollen, in ein fragwürdiges Licht gerückt. Manche der globalen Verflechtungen der Vorkriegszeit waren ausgedünnt worden.17 Die politische Neuordnung der Friedenskonferenzen von 1919 war nicht durchweg missraten, vermochte aber viele Erwartungen nicht zu erfüllen; Wilson hatte keinen ewigen Frieden geschaffen. Die Regenerationskräfte des Kapitalismus schienen, zumindest in Europa, überfordert zu sein. Der Liberalismus in allen seinen vier Aspekten – moralisch-individualethisch, innenpolitisch-konstitutionell, international und ökonomisch – stand unter starkem Rechtfertigungsdruck und verlor weltweit an Einfluss.18 Die 1920er Jahre waren die entscheidende Passage im Übergang aus dem 19. Jahrhundert in eine neue Zeit.
|  Fünf Merkmale


Wie lässt sich ein solches langes, aber randoffenes 19. Jahrhundert vom weltgeschichtlichen Standpunkt aus, der ein Standpunkt unter vielen anderen ist, charakterisieren? Weder soll versucht werden, den Inhalt dieses Buches in wenigen Sätzen zusammenzufassen, noch trägt es zur Erkenntnis bei, die herkömmlichen Leitbegriffe zu wiederholen, mit denen die Haupttendenzen des Zeitalters gemeinhin und zutreffend beschrieben werden: Industrialisierung, Urbanisierung, Nationalstaatsbildung, Kolonialismus, Globalisierung und einige andere mehr. Stattdessen werden fünf weniger geläufige Gesichtspunkte vorgeschlagen.
(1) Das 19. Jahrhundert war ein Zeitalter asymmetrischer Effizienzsteigerung. Diese Effizienzsteigerung zeigte sich vor allem auf drei Gebieten: Erstens stieg die Produktivität menschlicher Arbeit in einem Maße, das über Wachstumsprozesse früherer Epochen deutlich hinausging. Auch wenn die Statistik in diesem Falle hilflos vor der Herausforderung der Quantifizierung steht, bestreitet niemand, dass die Menge der pro Kopf der Weltbevölkerung geschaffenen materiellen Werte um 1900 deutlich größer war als ein Jahrhundert zuvor. Das Pro-Kopf-Einkommen war gestiegen, die Menschheit materiell reicher geworden, die Möglichkeit eines langfristig zwar konjunkturell schwankenden, aber doch im Aufwärtstrend stabilen Wachstums erstmals in der Geschichte realisiert worden. Diese Entwicklung hatte zwei Quellen. Die erste dieser Quellen war die Einführung und Verbreitung der industriellen Produktionsweise, gekennzeichnet durch verfeinerte Arbeitsteilung, fabrikmäßige Organisation und den Einsatz kohlegetriebener Maschinerie. Die Industrialisierung folgte regionalen Mustern. Sie war sehr ungleich über die Kontinente verteilt und selbst dort, wo sie entstanden und am höchsten entwickelt war, in Nordwesteuropa und den Nordstaaten der USA, auf einige «Industriereviere» konzentriert. Die industrielle Technologie der Pionierzeit war von genialer Einfachheit. Sie beruhte überwiegend auf naturwissenschaftlichen Prinzipien, die schon länger bekannt waren. Mit der Zeit entwickelten sich in einigen Ländern Europas und in den USA Routinen der Innovation sowie Markstrukturen und Rechtsverhältnisse, in denen solche Innovation lohnend verwertet werden konnte. Im Fortgang des Jahrhunderts wurden daraus Systeme der Wissensproduktion und der Ausbildung von «Humankapital», die sich selbst reproduzierten: angewandte Forschung an staatlichen und privaten Hochschulen sowie Eigenentwicklung in der Industrie. Die größte Erfindung des 19. Jahrhunderts, so hat der Philosoph Alfred North Whitehead pointiert gesagt, war die «Erfindung der Methode des Erfindens».19
Die andere, neben der Industrie oft übersehene Quelle der Reichtumsvermehrung war die Erschließung neuer Landreserven an Frontiers auf allen Kontinenten: im Mittleren Westen der USA oder in Argentinien, in Kasachstan oder in Burma. Auch sie war mit besonderen Visionen von Moderne verbunden; nicht alle Modernität wurde als industriell gedacht. Es gab eine Art von «agrarischer Revolution», die, vor allem in England, der «industriellen Revolution» vorausging, später und gleichzeitig mit der sich langsam ausbreitenden Industrialisierung aber auch eine viel umfangreichere Extensivierung der Bodennutzung, die an einigen der Frontiers mit einer Steigerung der Leistungskraft des einzelnen Produzenten verbunden war. Die Erzeugnisse dieser Frontiers waren charakteristischerweise nicht für den lokalen Verbrauch bestimmt, sondern flossen in einen interkontinentalen Handel ein, der nicht länger ein Handel bloß mit Luxusgütern war. Dass industrielle Technologie in Gestalt von Dampfschiff und Eisenbahn auf den Transportsektor übertragen wurde und dort die Kosten schnell sinken ließ, trug zur Expansion dieses Handels mit klassischen Frontier-Produkten wie Weizen, Reis, Baumwolle oder Kaffee bei. Die Erschließung agrarischer Frontiers hing insofern mit der Industrialisierung zusammen, als die Nachfrage nach Rohstoffen wuchs und die industrielle Arbeiterschaft, die sich vom Lande gelöst hatte, ernährt werden musste. Von einer Industrialisierung der landwirtschaftlichen Produktion selbst kann erst im 20. Jahrhundert gesprochen werden.
Ein zweites Gebiet, auf dem sich Effizienzsteigerung bemerkbar machte, war das Militär. Die Tötungskapazität des einzelnen Kämpfers wuchs. Dies war keine unmittelbare Folge der Industrialisierung, sondern ein Prozess, der sich zu ihr in verbundener Parallelität entwickelte. Neben waffentechnischer Innovation war ein Zuwachs an militärischem Organisationswissen und an strategischer Kunst eine eigenständige Ursache militärischer Effizienzgewinne. Hinzu musste schließlich der politische Wille treten, staatliche Ressourcen auf das Militär zu konzentrieren. Militärische Effizienzunterschiede machten sich in den deutschen Einigungskriegen, in den zahlreichen Kolonialkriegen der Epoche und im Russisch-japanischen Krieg bemerkbar. 1914 prallten politisch kaum noch kontrollierbare Militärapparate aufeinander. Anders herum argumentiert: Solche Apparate mit ihrer wirklichen oder herbeigeredeten Eigenlogik – ein berühmter Fall ist der Kriegsplan des deutschen Generalstabschefs Schlieffen – erhöhten die Gefährlichkeit inkompetenter und verantwortungsloser Außenpolitik. Der Weltkrieg selbst schuf wiederum den Anlass für weitere Effizienzsteigerungen auf vielen Gebieten, etwa in der kriegswirtschaftlichen Organisation Deutschlands, Großbritanniens oder der USA. Am Ende des Jahrhunderts war militärische Macht auf der Welt in beispielloser Weise ungleich verteilt. Sie war – was um 1850 noch keineswegs feststand – mit industrieller Potenz identisch geworden. Es gab keine nichtindustriellen Großmächte mehr. Trotz momentaner militärischer Erfolge von Afghanen, Äthiopiern oder südafrikanischen Buren konnte außer Japan kein militärischer Akteur außerhalb Europas den Rüstungsmächten des «Westens» widerstehen. Diese besondere militärische Form einer great divergence oder «großen Differenz» sollte sich erst Anfang der 1950er Jahre mit dem Koreakrieg, in dem China gegenüber den USA standhielt, und dem vietnamesischen Sieg über die Franzosen bei Dien Bien Phu (1954) allmählich wieder schließen.
Ein drittes Feld der Effizienzsteigerung war die zunehmende Kontrolle von Staatsapparaten über die Bevölkerung der eigenen Gesellschaft. Die Dichte von Verwaltungsregelungen nahm zu; Lokalverwaltungen zogen Kompetenzen an sich; Behörden registrierten und klassifizierten die Bevölkerung, ihr Grundeigentum und ihre Steuerkraft; Steuern wurden regelmäßiger, gerechter und aus einer wachsenden Zahl von Quellen abgeschöpft; Polizeisysteme wurden in der Breite und Tiefe ausgebaut. Dabei bestand keine eindeutige Korrelation zwischen der Form des politischen Systems und der Intensität behördlicher Lebenssteuerung. Auch heute noch kann eine Demokratie intensiv verwaltet, eine Despotie hingegen an der Basis der Gesellschaft nur schwach präsent sein. Im 19. Jahrhundert entstanden neue Technologien lokalen Regierens (governance), wie sie auch eine Voraussetzung für die allgemeine Wehrpflicht, für den Schulund Sozialstaat waren. Der Staat begann zu einem neuen Leviathan zu werden, der aber nicht unbedingt ein Monster sein musste. Auch diese Effektivierung der Staatstätigkeit war extrem unterschiedlich verteilt. Japan war ungleich intensiver durchstaatlicht als China, Deutschland mehr als Spanien. Der koloniale Staat besaß fast überall den Willen, seine Untertanen zu erfassen und zu reglementieren; oft fehlten ihm aber die finanziellen und personellen Ressourcen dafür. Die im 19. Jahrhundert in Europa aufkommende Idee des Nationalstaates, bei dem idealiter Staatsform, Territorium und Kultur (Sprache) deckungsgleich sein sollten, stand in einem wechselseitigen Bedingungsverhältnis zum intervenierenden Staat. Die Angehörigen einer Nation wollten freie und gleich behandelte Bürger (citizens) eines homogenen Kollektivs sein, keinesfalls Untertanen. Sie strebten danach, dass ihr Land in der Welt anerkannt und geachtet würde. Doch ertrugen umgekehrt die Menschen im Namen nationaler Einheitlichkeit, des nationalen Interesses und der nationalen Ehre eine obrigkeitliche Regulierungswut, der sie sich in früheren Zeiten eher widersetzt hätten.
Partielle Effizienzsteigerungen gab es an vielen Stellen der Welt. Keineswegs war die Industrialisierung eine unabhängige Variable und letzte Ursache, die alle anderen Formen von Dynamik freisetzte. Agrarische Frontiers waren weiter verbreitet als Industrialisierungskerne. Washington und Suvorov, Napoleon und Wellington führten vorindustrielle Kriege. Die drei Effektivierungssphären Wirtschaft, Militär und Staat standen in keinem festen Bedingungsverhältnis zueinander. Im Osmanischen Reich begann eine «moderne» Staatsbürokratie ohne einen nennenswerten industriellen Hintergrund zu entstehen. Die USA waren in den Jahrzehnten nach dem Bürgerkrieg ein ökonomischer Riese, aber ein militärischer Zwerg. Russland industrialisierte sich und besaß eine riesige Armee, doch ist es fraglich, wie tief der Staat vor 1917 in die Gesellschaft, vor allem die ländliche, tatsächlich eindrang. Im Grunde bleiben nur Deutschland, Japan und Frankreich als Musterbeispiele für rundum ausgebildete moderne Nationalstaaten. Großbritannien mit seinem bescheidenen Umfang an landgestütztem Militär und seinem relativ wenig bürokratisierten local government war ebenso ein Fall für sich wie die USA. Dennoch: der Aufstieg Europas, der USA und Japans im Verhältnis zur übrigen Welt, der im 19. Jahrhundert mehr denn jemals davor und danach eine unbestreitbare Tatsache war, verdankte sich einem Paket von Faktoren. Er war, jedenfalls bis zum Ersten Weltkrieg, auch eine sich selbst tragende Erfolgsgeschichte. Die Vormächte profitierten von einer liberalen Weltwirtschaftsordnung, die sie selbst geschaffen hatten. Diese stützte ein wirtschaftliches Wachstum, das ertragreich besteuert werden konnte und so die Finanzierung einer internationalen Machtstellung gewährleistete. Imperialismus konnte ebenfalls eine gute Investition sein. Selbst wenn koloniale Expansion im Einzelfall volkswirtschaftlich nicht unmittelbar viel monetären Gewinn eintragen mochte, so waren unter Bedingungen der militärischen Effizienzüberlegenheit Kolonien relativ kostengünstig zu erobern und zu verwalten. Imperialismus lohnte sich politisch immer, so lange er die Staatskassen nichts oder wenig kostete; und wirtschaftlich schuf er sich die Interessentenkreise, die ihn politisch stützten.
(2) Über das epochale Markenzeichen gesteigerter Mobilität muss weniger gesagt werden, da es sich aus den vorangegangenen Kapiteln unmittelbar ergibt. Die ganze dokumentierte Geschichte ist voller Bewegung: Reisen, Völkerwanderungen, Kriegszüge, Fernhandel, Verbreitung von Religionen, Sprachen und Kunststilen. Neu am 19. Jahrhundert ist dreierlei. Erstens nahm das Ausmaß menschlicher Mobilität sprunghaft zu. Die frühere Geschichte kennt keine Beispiele für Migrationen vom Umfang der Auswanderung nach Nord- und Südamerika, Sibirien oder in die Mandschurei. Die Migrationsintensität der Zeit zwischen etwa 1870 und 1930 hat sich auch danach nicht wiederholt. Sie ist ein besonders auffälliges globales Charakteristikum jener Zeit. Auch die Zirkulation von Waren erreichte ein neues Niveau, als die Luxusgeschäfte frühneuzeitlicher Handelsherren mit Seide, Gewürzen, Tee, Zucker und Tabak durch weiträumige Massentransporte von Grundnahrungsmitteln und industriellen Rohstoffen abgelöst wurden. Schon die allgemeinsten Zahlen über die Expansion des Welthandels, die über die Ausweitung der Produktion weit hinausging, belegen dies. Kapital wurde überhaupt erst in dieser Zeit in nennenswertem Umfang mobilisiert. Vor der Mitte des Jahrhunderts hatten einzelne reiche Leute denjenigen, die es brauchten, Fürsten zum Beispiel, Geld geliehen. Auch die frühneuzeitlichen Indienkompagnien (chartered companies) erforderten nach den Maßstäben ihrer eigenen Zeit komplexe finanzielle Vorkehrungen. Doch erst seit etwa 1860 gab es so etwas wie einen Weltkapitalmarkt. Mehr durch den weltweiten Eisenbahnbau als durch die industrielle Fabrikwirtschaft angetrieben, «floss» zum ersten Mal Kapital rund um den Globus, übrigens nicht länger (nur) physisch als Metallschätze in Schiffsbäuchen. Das Zeitalter der Liquidität begann. Dampfschiff und Eisenbahn erleichterten die Mobilität von Menschen und Gütern, Telegraph und später Telephon die Übermittlung von Informationen.
Diese technischen Neuerungen bewirkten auch – und dies ist der zweite Punkt – eine Beschleunigung aller Formen von Zirkulation. Auch innerhalb vieler Städte ging es nun schneller voran: von der Fußgängerstadt zur Tramstadt. In Beschleunigung ein Signum der Epoche zu sehen ist beinahe eine Trivialität. Aber es ist schwer, den erfahrungsgeschichtlichen Einschnitt zu überschätzen, den es bedeutete, sich erstmals schneller und verlässlicher als ein Pferd fortbewegen zu können und zu Wasser von der Gunst der Winde unabhängig zu sein. Die Eisenbahn war um 1910 auf allen Kontinenten etabliert, auch dort, wo es kaum Industrie gab. Die Chance eines Inders, beim Eisenbahnbau zu arbeiten oder einmal mit der Bahn zu fahren, war wesentlich größer als die Wahrscheinlichkeit, eine Fabrik von innen zu sehen. Drittens wurde Mobilität erst jetzt durch Infrastrukturen untermauert. Auch wenn man die Komplexität des Nachrichtenwesens im Inka-Imperium, im mongolischen Weltreich des 13. Jahrhunderts oder bei einem wohlorganisierten Postkutschenbetrieb der Biedermeierzeit nicht unterschätzen sollte, so bedeutete die Anlage von Eisenbahnsystemen, die Gründung weltweit operierender Reedereien und die Verkabelung des Planeten eine neue Qualität technischer Konkretisierung und organisatorischer Verstetigung. Mobilität war nun nicht mehr nur eine Lebensweise nomadischer Populationen, ein Notzustand von Flüchtlingen und Vertriebenen oder die Bedingung des Broterwerbs von Seeleuten. Sie war eine Dimension organisierten gesellschaftlichen Lebens geworden, deren Tempo sich von dem des kleinräumigeren Alltags unterschied. Das 20. Jahrhundert hat diese Tendenzen unmittelbar fortgesetzt. Das Stichwort der «Globalisierung» findet hier seinen Platz, lässt sie sich doch – ohne dass damit die tatsächlichen Verwendungen und die Möglichkeiten des Begriffs ausgeschöpft würden – als die beschleunigte Mobilisierung von Ressourcen über Staats- und Zivilisationsgrenzen hinweg verstehen.
(3) Eine weitere markante Eigenschaft des 19. Jahrhunderts kann man etwas umständlich als asymmetrische Referenzverdichtung beschreiben. «Zunahme interkultureller Wahrnehmungen und Transfers» wäre eine eingängigere, aber weniger präzise Formulierung desselben Sachverhalts. Gemeint ist dies: Auch Ideen und überhaupt kulturelle Inhalte – also mehr als die Informationsbruchstücke, die der Telegraph bewältigen konnte – wurden im 19. Jahrhundert mobiler. Man darf solche Mobilität für frühere Epochen nicht unterschätzen. Zum Beispiel war die Ausbreitung des Buddhismus von Indien aus in viele Regionen Zentral-, Ost- und Südostasiens ein immenser und vielgliedriger Prozess kultureller Migration, oft ganz buchstäblich auf den Füßen wandernder Mönche getragen. Neu war im 19. Jahrhundert die Ausweitung der medialen Möglichkeiten, mit denen Menschen über große Distanzen und über kulturelle Grenzen hinweg voneinander Notiz nahmen. Dazu gehörte auch, dass mehr als in jeder früheren Epoche übersetzt wurde: nicht nur innerhalb Europas, wo bereits das 18. Jahrhundert eine große Zeit des Übersetzens gewesen war, sondern nun auch im sprachlich schwierigeren Austausch zwischen Europa und anderen, linguistisch ferneren Literaturen. Um 1900 stellten die großen Bibliotheken des Westens ihren Lesern die Grundtexte der asiatischen Tradition in Übersetzungen zur Verfügung. Umgekehrt lagen europäische Lehrbücher aus vielen Gebieten des Wissens sowie eine Auswahl staatsphilosophischer, juristischer und wirtschaftstheoretischer Schriften in japanischen, chinesischen oder türkischen Übersetzungen vor. Eigene Kenntnisse vor allem des Englischen oder Französischen ermöglichten den Bildungseliten des Ostens den direkten Zugang zu westlichen Ideen.
«Referenzverdichtung» ist aber mehr als wechselseitige Horizonterweiterung. Der amerikanische Soziologe Reinhard Bendix hat darauf hingewiesen, eine welch starke Kraft in der Geschichte der «Demonstrationseffekt» ist, der Bezug auf «Referenzgesellschaften», die als Modelle der Nachahmung, aber auch der Abgrenzung dienen.20 Im 18. Jahrhundert war Frankreich mit seiner Spannung zwischen Hof und Salon für weite Teile Europas ein solcher Referenzpunkt. Schon lange zuvor hatten sich Vietnam, Korea oder Japan an China orientiert. Im 19. Jahrhundert geschah zweierlei: Zum einen nahm die quantitative Bedeutung einer solchen Außenorientierung zu. Während ein sehr großer Teil der Weltbevölkerung nach wie vor von der Existenz fremder Länder gar nichts wusste oder nur die undeutlichsten Vorstellungen mit ihnen verband, beobachteten die Bildungseliten die Außenwelt stärker denn je. Zum anderen wurde der Referenzbezug monopolar. An die Stelle einer Vielzahl modellhafter kultureller Zentren trat der «Westen» als weltweit maßstäbliche kulturelle Bezugsgröße. Mit dem «Westen» war aber keineswegs Europa insgesamt gemeint; auch die USA erlangten erst zum Ende des Jahrhunderts hin Bedeutung als ein eigenes Zivilisationsmodell. «Der Westen»: das bedeutete in China, Japan, Mexiko oder Ägypten um 1870 oder 1880 an erster Stelle Großbritannien, an zweiter Frankreich. Dort, wo man, wie in Meiji-Japan, von der militärischen und wissenschaftlichen Leistungsfähigkeit des Bismarckstaates beeindruckt war, trat auch Deutschland als Modell hinzu.
Peripherien des Westens, gleichsam unsichere Kantonisten der westlichen Zivilisation, fanden sich auch innerhalb der geographischen Grenzen Europas. Russland mit seiner langen Erfahrung als Außenposten der Christenheit verstand sich auch noch im 19. Jahrhundert im Verhältnis zum französischen, britischen und deutschen Westen als Peripherie. Die Debatten, die hier zwischen «Westlern» und «Slawophilen» geführt wurden, ähnelten in den Grundpositionen denjenigen im Osmanischen Reich, in Japan oder China. Das Spektrum der möglichen Haltungen reichte von einer genuinen Begeisterung für die westliche Zivilisation, die unweigerlich mit einem kritischen, ja, ikonoklastischen Verhältnis zur eigenen Tradition verbunden war, bis zu einer verächtlichen Ablehnung von westlicher Materialismusverehrung, Oberflächlichkeit und Arroganz. Die meisten Überlegungen von «peripheren» Intellektuellen und Staatsmännern bewegten sich in einer ambivalenten Mitte. Endlos wurde darüber debattiert, ob und wie man sich die technischen, militärischen und ökonomischen Errungenschaften des Westens aneignen könne, ohne kulturell vor ihm zu kapitulieren. In China wurde dies einprägsam auf die Ti-yong-Formel gebracht: westliches Wissen für die Anwendung (yong), chinesisches Wissen als kulturelle Substanz (ti). Aus der Wahrnehmung, das westliche Zivilisationsmodell mit all seinen Binnendifferenzierungen, die den Beobachtern nicht verborgen blieben, zwinge zu einer Reaktion, entstanden die verschiedenen Strategien defensiver Modernisierung von den Tanzimat-Reformen im Osmanischen Reich bis zur Technokratenherrschaft im Mexiko des Porfiriats. Waren sie in der Regel durch die Einsicht motiviert, dass vom Westen Nützliches zu lernen sei, so spielte doch auch meist das Bestreben eine Rolle, durch rechtzeitige Selbststärkung militärischer Eroberung und Kolonisation zuvorzukommen. Manchmal gelang dies, in zahlreichen anderen Fällen schlug es fehl.
In einer besonders schwierigen Lage befanden sich liberale Patrioten, die es, in wie kleinen Zirkeln auch immer, in der außereuropäischen Welt weitverbreitet gab. Als Liberale lasen sie mit Begeisterung Jean-Jacques Rousseau und François Guizot, John Stuart Mill und Johann Kaspar Bluntschli, forderten sie Presse- und Vereinigungsfreiheit, religiöse Toleranz, Verfassungen und repräsentative Staatsorgane. Als Patrioten oder Nationalisten mussten sie sich eben jenem Westen, aus dem alle diese Ideen stammten, widersetzen. Wie war es in der Praxis möglich, den «guten» Westen vom «bösen» Westen zu trennen? Wie erreichte man kontrollierten Kultur- oder gar Finanzimport minus Imperialismus? Das war das große Dilemma peripherer Politik im 19. Jahrhundert. Hatte der Imperialismus aber einmal zugeschlagen, dann war es fürs Erste zu spät. Handlungsspielräume wurden dramatisch eingeschränkt, das Spektrum der Wahloptionen reduzierte sich drastisch.
Die Verdichtung des Referenzgewebes war weder etwas so Harmloses wie bloßer Bildungsgewinn noch so widerspruchsfrei, dass man sie auf den kruden Begriff des «Kulturimperialismus» reduzieren könnte. Meist ging es um Politik, aber nicht immer mit eindeutigem Ausgang. So gut wie nie war die Macht europäischer Kolonialherren groß genug, um widerstrebende koloniale Untertanen zur Übernahme des wichtigsten aller westlichen Kulturexporte, der christlichen Religion, zu zwingen. Asymmetrisch war die Referenzverdichtung nicht allein im stets ungleichgewichtigen kolonialen Verhältnis. Sie war es auch aus zwei anderen Gründen. Erstens ließ die Politik der europäischen Großmächte die westlich orientierten Reformer des Ostens und Südens immer wieder im Stich, wenn die eigenen nationalen und imperialen Interessen dies zu gebieten schienen. Um die Jahrhundertwende glaubte kaum noch jemand in Asien und Afrika, dass der Westen an einer genuinen Modernisierung der Kolonien und der selbständigen Länder an der Peripherie interessiert war, die sich selbst avant la lettre als Schwellenländer zur Moderne verstanden. Die Utopie west-östlicher Modernisierungspartnerschaft, die ihren Höhepunkt in den 1860er, 1870er und 1880er Jahren erreicht hatte, also zur Zeit der späten Tanzimat-Reformen, des Khediven Ismail und der sogenannten Rokumeikan-Periode in Japan,21 war einem tiefen Misstrauen gegenüber Europa gewichen. Zweitens nahmen zwar im Westen dank des Aufkommens der orientalischen Philologien, der Religionswissenschaft und der Ethnologie die Kenntnisse über die nichteuropäische Welt zu, doch ergaben sich daraus keinerlei praktische Konsequenzen. Während man im Osten alles Mögliche von Rechtssystemen bis zur Architektur aus dem Westen übernahm, dachte in Europa und den USA niemand daran, Asien und Afrika praktische Vorbildlichkeit zuzusprechen. Japanische Farbholzschnitte oder westafrikanische Bronzen fanden Bewunderer unter westlichen Ästheten, doch keiner machte den Vorschlag, wie es ihn im 18. Jahrhundert gegeben hatte, die westeuropäische Staatsorganisation zum Beispiel am chinesischen Vorbild zu orientieren. In der Theorie einigermaßen reziprok, war der Kulturtransfer in der Praxis eine Einbahnstraße.
(4) Ein weiteres Merkmal des Jahrhunderts lag in der Spannung zwischen Gleichheit und Hierarchie. Jörg Fisch hat mit Recht «die sukzessive Verwirklichung der Rechtsgleichheit durch die Beseitigung einzelner Diskriminierungen und die Emanzipation diskriminierter Gruppen» als einen der zentralen Vorgänge in Europa während der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts bezeichnet.22 Die Tendenz zur Rechtsgleichheit verband sich dabei mit dem Übergang zu Prinzipien sozialer Schichtung, die grundsätzliche, der Herkunft geschuldete Hindernisse sozialen Aufstiegs verminderten und nach denen die Stellung von Einzelnen und Familien auf der sozialen Stufenleiter stärker als zuvor von der Position am Markt bestimmt war. Mit der Abschaffung der Sklaverei während des Sezessionskrieges schwenkte auch der transatlantische Teil des Okzidents, zuvor schon durch eine schwache Ausprägung ständischer Rangordnung gekennzeichnet, in den Trend zur allgemeinen Gleichheit ein.
Die Europäer waren durchweg von der Vollkommenheit und Allgemeingültigkeit ihrer eigenen Ordnungsvorstellungen überzeugt. Sobald Eliten in nichteuropäischen Zivilisationen das europäische Rechtsdenken kennenlernten, verstanden sie, dass es zugleich europaspezifisch und universalisierbar war. Darin lag, je nach Situation und eigener politischer Überzeugung, teils eine Bedrohung, teils eine Chance. Dies gilt in besonderem Maße für das Postulat der Gleichheit. Wenn Europäer die niedrige Stellung von Frauen, die Sklaverei oder die Unterdrückung religiöser Minderheiten in nichteuropäischen Gesellschaften anprangerten, dann war dies eine Herausforderung von potenziell gewaltiger Sprengkraft. Die Konsequenz mussten radikale Veränderungen in den gesellschaftlichen Machtverhältnissen sein: die Einschränkung des Patriarchats, die Demontage von Sklavenhalterklassen oder die Aufhebung religiöser und kirchlicher Monopole. Vorstellungen von gesellschaftlicher Gleichheit waren keine reine Besonderheit Europas; es gibt sie verbreitet in «segmentären» Gesellschaften und an vielen anderen Orten in Utopien der Entmachtung, Nivellierung und Verbrüderung. In seiner neuzeitlichen europäischen Form, ob nun christlich-humanitär, naturrechtlich, utilitaristisch oder sozialistisch begründet, wurde der Gleichheitsgedanke aber zu einer beispiellos scharfen Waffe einheimischer Politik. Konservative Abwehrreaktionen waren unvermeidlich, Kulturkämpfe zwischen Modernisten und Traditionalisten die Regel.
Die Anhänglichkeit des Westens an den eigenen Gleichheitsgedanken war freilich begrenzt. Dem Gleichheitsprinzip standen neue Hierarchisierungen gegenüber. Man findet sie zum Beispiel in der Ordnung der internationalen Verhältnisse. In Europa war durch den Westfälischen Frieden von 1648 in eine Vielzahl fein differenzierter Unterordnungsverhältnisse und Sonderprivilegien eine vereinfachende Rangordnung hineingetragen worden, auch wenn es viel zu einfach ist, darin die plötzliche Schöpfung eines «Westphalian system» souveräner Großmächte zu sehen, das angeblich bis 1914 oder gar 1945 fortbestand.23 Erst im 19. Jahrhundert, vor allem nach den geopolitischen Umbrüchen der 1860er Jahre, sehen wir das – wie sich nach 1950 zeigen sollte: vorübergehende – Verschwinden der Klein- und Mittelstaaten aus der europäischen Politik. Jetzt erst war die berühmte Pentarchie der «Großmächte» unter sich. Wer im Rüstungswettlauf nicht mithalten konnte, hörte auf, weltpolitisch zu zählen. Staaten wie die Niederlande, Belgien oder Portugal wurden auf einen Status als Kolonienbesitzer minderen Ranges degradiert. Wie irrelevant die Schwachen in Europa geworden waren, zeigte 1914 der skrupellose Bruch der belgischen Neutralität durch das Deutsche Reich.
Für nichteuropäische Staaten, selbstverständlich mit Ausnahme der USA, waren in dieser Ordnung nur Plätze am Boden der Hierarchie vorgesehen. Dort fand sich zum Beispiel auch die einstige Supermacht des 16. Jahrhunderts, das Osmanische Reich. Nur Japan gelang es durch eine beispiellose nationale Kraftanstrengung, durch kluge Außenpolitik und etwas Glück, in den exklusiven Kreis der Großmächte aufzusteigen, allerdings auf Kosten Chinas und Koreas, nach einem der blutigsten Kriege der Epoche und nicht ohne symbolisch verletzende Brüskierungen durch die «weißen» Hauptakteure der Weltpolitik. Erst auf der Konferenz von Washington 1921/22 wurde Japans Position als erstrangige Flottenmacht im Pazifik und damit sein Großmachtstatus endlich formell anerkannt. Als eine weitere Art der Konterkarierung des Gleichheitspostulats kann man die «sekundären» Hierarchisierungen im letzten Drittel des Jahrhunderts betrachten. Auf die bürgerliche Gleichstellung der westeuropäischen Juden folgte binnen kurzem ihre gesellschaftliche Diskriminierung. Die Abschaffung der Sklaverei in den USA ging bald in neue Praktiken der Segregation über. Neue Rangunterschiede wurden zunächst in der Sprache von «Zivilisation» oder «zivilisierter Welt» versus Barbarei formuliert, später im Idiom eines im Westen kaum je angezweifelten Rassismus. Die rassistische Aufhebung des Gleichheitsprinzips bestimmte das internationale Klima ein volles Jahrhundert lang, von etwa den 1860er Jahren bis zur Dekolonisation. Erst die stille Revolutionierung des internationalen Normbewusstseins in Richtung auf Menschenrechte, Anti-Rassismus, Generalisierung des Souveränitätsprinzips und Stärkung des Selbstbestimmungsrechts der Völker hat hier seit den 1960er Jahren zu einer Abkehr vom 19. Jahrhundert geführt.
(5) Schließlich ist das 19. Jahrhundert ein Jahrhundert der Emanzipation gewesen. Dies wird kaum überraschen. Man liest immer wieder von einem «Zeitalter der Revolutionen», entweder die Zeit zwischen 1789 und 1849 umfassend oder das gesamte Jahrhundert bis hin zu den russischen Revolutionen von 1905 und 1917, auch von «Emanzipation und Partizipation» als Grundtendenzen der Epoche.24 Damit ist stets Europa gemeint. Ungewöhnlicher dürfte sein, den aus dem Römischen Recht stammenden, betont europäischen Begriff der «Emanzipation» auf die ganze Welt angewendet zu sehen. Emanzipation bedeutet «die Selbstbefreiung oder Entlassung gesellschaftlicher Gruppen aus geistiger, rechtlicher, sozialer oder politischer Bevormundung, Benachteiligung oder als Unrecht empfundener Herrschaft».25 Der Begriff wird außerdem oft auf nationale Befreiung von der Fremdherrschaft eines Nachbarstaates oder Imperiums bezogen. Soll also die idealistische Sicht eines Benedetto Croce, der 1932 im Freiheitsdrang eine entscheidende Antriebskraft des europäischen 19. Jahrhunderts sah, global verallgemeinert werden?26 Teilweise ja.
Einige Emanzipationsprozesse waren erfolgreich. Sie führten zu mehr Freiheit und zu Gleichberechtigung, seltener zu tatsächlicher Gleichheit. Die Sklaverei als legale Institution verschwand aus den Ländern und Kolonien des Westens. Die europäischen Juden westlich des Zarenreiches erlangten die beste rechtliche und soziale Stellung, die sie je gehabt hatten. In Europa wurden die Bauern von feudalen Lasten befreit. Die Arbeiterschaft erkämpfte sich Vereinigungsfreiheit und in vielen Ländern Europas auch das Wahlrecht. Schwieriger ist die Bilanz bei der Frauenemanzipation zu ziehen, die überhaupt erst im 19. Jahrhundert zu einem öffentlich diskutierten Thema wurde. Was die politischen Rechte und Chancen von Frauen anging, so waren die britischen Dominions und die USA weltweit Pioniere. Ob sich die Lage von Frauen in Partnerschaft und Familie verbesserte, wird sich indes selbst für Europa nicht pauschal beurteilen lassen. Die bürgerliche Familie brachte Zwänge eigener Art mit sich.
Unterstellt man, dass es auch den Revolutionen der Zeit um Emanzipation ging, dann fallen die Erfolge stärker ins Auge als das Scheitern – vielleicht eine optische Täuschung, denn die Geschichte erinnert sich lieber an die Sieger. Es gab ambivalente Fälle, etwa die Französische Revolution seit 1789, deren frühe repräsentativ-demokratische Ziele nach vielen Systemwechseln erst in der Dritten Republik dauerhaft verwirklicht wurden, während das direkt-demokratische Modell der Jakobinerdiktatur unterging und nur in der Pariser Commune von 1871 kurz wieder aufschien. Auch die Revolutionen von 1848/49 waren in ihrer Wirkung uneindeutig. Rundum gescheitert sind sie zweifellos nicht, wenn man sie neben Fälle eines totalen und folgenlosen Misslingens stellt, etwa den Tupac-Amaru-Aufstand in Peru oder die Taiping-Revolution in China. Im Zusammenspiel von Revolution auf der einen, reformerischer Revolutionsprävention und dem post-revolutionären Abfangen revolutionärer Impulse auf der anderen Seite wurde immerhin in Europa, jedenfalls westlich des Zarenreiches, eine allmähliche Ausweitung konstitutionell abgesicherter Partizipation erreicht. Dass die Repräsentativverfassung hier tiefere historische Wurzeln besaß als irgendwo sonst auf der Welt, hat dies erleichtert. Besonders viel Demokratie im Sinne des späteren 20. Jahrhunderts gab es dennoch am Vorabend des Ersten Weltkriegs nicht. Nicht jeder Staat, der sich, wie die meisten Länder Lateinamerikas und seit 1912 auch China, eine republikanische Form gegeben hatte, gewährleistete damit auch schon die Substanz demokratischer Politik. Die geographisch riesige koloniale Sphäre zerfiel in die sehr demokratischen britischen Dominions, die im Grunde unabhängige Nationalstaaten waren, und die ausnahmslos autokratisch regierten Kolonien in der, wie es damals hieß, «farbigen» Welt.
Insgesamt ergibt sich sogar für Europa ein mehrdeutiges und widersprüchliches Bild. Um 1913 konnte im Rückblick auf die Trends der letzten Jahrzehnte von einer Ausbreitung der Demokratie, nicht aber von ihrem unaufhaltsamen Siegeszug die Rede sein, und der politische Liberalismus hatte seine besten Zeiten hinter sich. Trotzdem, es war ein Jahrhundert der Emanzipation, schmuckloser gesagt: der Auflehnung gegen Zwangsverhältnisse und Entmündigungen. Traditionale Herrschaftsverhältnisse wurden weniger automatisch perpetuiert als in früheren Epochen. Die Entwicklung der nordamerikanischen Föderation bewies, dass entgegen allen theoretischen Prognosen ein partizipativ verfasster Großstaat lebensfähig war. Weit über Europa hinaus geriet der monarchische Absolutismus in eine Krise, scheinbar am wenigsten im Zarenreich, dort aber mit umso dramatischerem Ausgang 1917/18. Wo das Legitimationsmuster des Gottesgnadentums weiterbestand (wie in Russland), wurden besondere propagandistische Anstrengungen erforderlich, um es der Bevölkerung schmackhaft zu machen. Starke Monarchien wie das japanische Kaisertum waren keine ungebrochene Fortsetzung des Alten, sondern selbstbewusst neo-traditionalistisch. Der europäische Verfassungsgedanke fand ernsthafte und enthusiastische Befürworter in großen Teilen des nichtkolonialen Asiens und Afrikas. Das größte Weltreich selbst, das britische, kannte in den Dominions rechts- und verfassungsstaatliche Herrschaft und fand sich kurz vor dem Ersten Weltkrieg auch in Indien zu allerersten konstitutionellen Zugeständnissen bereit. Immer wieder ging der Emanzipationsdruck von «unten» aus, vom «Volk», das durch die großen Revolutionen am Beginn der Epoche zu tatsächlichem Akteur wie vielfach beschworenem Mythos geworden war. Sklaven leisteten Widerstand und damit alltägliche, aber sich summierende Beiträge zu ihrer eigenen Befreiung. Die jüdische Bevölkerung Westeuropas wartete nicht auf Gnadenerweise aufgeklärter Obrigkeiten, sondern setzte ein großes Projekt der Selbstreform in Gang. Gesellschaftliche Interessen organisierten sich auf permanenter Basis; nie zuvor hatte es etwas Ähnliches wie Gewerkschaften und sozialistische Massenparteien gegeben.
Selbst auf dem Höhepunkt von Kolonialismus und Imperialismus ist der Begriff der Emanzipation nicht vollkommen fehl am Platze. Auch wenn es nach den Eroberungskriegen in vielen Kolonien zunächst ruhiger zuging und zuweilen tatsächlich so etwas wie ein Frieden unter Fremdherrschaft einzog, waren die Legitimationsgrundlagen von kolonialer Herrschaft dürftig. Dies hatte einen ganz pragmatischen Grund. Das beliebteste Rechtfertigungsmuster, die Zivilisierungsmission, ließ sich leicht an ihren Ergebnissen messen. Die Kolonisierten konnten die selbstgefällige Rhetorik der Kolonisierer in Kauf nehmen, wenn deren Intervention tatsächlich die versprochenen Wohltaten brachte: Frieden und Sicherheit, etwas mehr Wohlstand, etwas bessere Gesundheitsverhältnisse, neue Bildungschancen, die nicht mit völliger kultureller Entfremdung erkauft waren. Fremdherrschaft ist eine alte Tatsache der Geschichte. Insofern war der europäische Kolonialismus in den Augen der Kolonisierten nicht per se verwerflicher als Fremdherrschaft anderer Art: der Mogule in Indien, der Osmanen in Arabien, der Mandschu in China und so fort. Blieben aber die verheißenen Fortschritte aus oder verschlechterte sich gar die Lebenssituation der Kolonisierten, dann waren koloniale Reserven der Legitimation rasch aufgezehrt. Dies war schon vor dem Ersten Weltkrieg vielerorts der Fall. Die Befreiungsbewegungen der späteren Dritten Welt, ob man sie nun schon für das frühe 20. Jahrhundert «nationalistisch» nennen will oder nicht, entstanden als Antwort auf ein solches Glaubwürdigkeitsmanko. Kritischen Intellektuellen in den Kolonien oder im Exil fiel es nicht schwer, die Widersprüche zwischen den universal gemeinten Prinzipien des Westens und der oft erbärmlichen kolonialen Praxis aufzudecken. Kolonialismus nach dem Zeitalter der Revolutionen war daher ideologisch instabil (und auch in der Öffentlichkeit der Kolonialmächte umstritten),27 der Drang nach Emanzipation von ihm schon vor jeder nationalistischen Programmatik ein Bestandteil einer kolonialen Ordnung, die auf Ungleichheit, Ungerechtigkeit und Heuchelei aufgebaut war, auf, wie Alfred Russel Wallace in seiner Abrechnung mit der Epoche 1898 schrieb, «dem schamlosen Egoismus der größten zivilisierten Nationen».28
Das neunzehnte Jahrhundert endete nicht abrupt im August 1914, vor Verdun 1916 oder mit Lenins Ankunft am Finnischen Bahnhof zu Petrograd im April 1917. Die Geschichte ist kein Theater, in dem plötzlich ein Vorhang fällt. Im Herbst 1918 hatten aber viele gemerkt, dass die «Welt von gestern», wie Stefan Zweig seine Erinnerungen betitelte (postum 1944), untergegangen war. In Europa waren die einen nostalgisch gestimmt, andere sahen die Chance eines Neubeginns jenseits einer entlarvten «belle époque». Der amerikanische Präsident Woodrow Wilson und seine Anhänger in aller Welt hofften, eine diskreditierte Vergangenheit endgültig überwunden zu haben. Die zwanziger Jahre wurden zum Jahrzehnt weltweiter Neuorientierung, zu einer Scharnierperiode zwischen den Jahrhunderten, jedenfalls in politischer Hinsicht. Ökonomisch waren sie, wie sich herausstellen sollte, das Vorspiel zur Großen Depression, einer Krise, die noch globaler als der Weltkrieg sein würde. Kulturell setzten sie in Europa den künstlerischen Avantgardismus der Vorkriegszeit fort, während sie anderswo, etwa in China und Japan, eine Zeit ästhetischer Neuanfänge waren. Ob es der historischen Erkenntnis dient, die Jahre zwischen 1914 und 1945 als einen «Zweiten Dreißigjährigen Krieg» zu apostrophieren, bleibe dahingestellt. Ohnehin könnte diese suggestive Analogie nur für Europa gelten. Versuchen wir es anders: Zwischen 1918 und 1945 wurden weltweit ungewöhnlich wenige konstruktive und dauerhafte Problemlösungen gefunden. Der Weltkrieg hatte manche Probleme des 19. Jahrhunderts offenbart, die Zwischenkriegszeit auf wenige dieser Probleme, sofern sie fortbestanden, Antworten anzubieten. Viele Fragen, die im 19. Jahrhundert aufgekommen waren, behielten auch nach 1945 ihre Virulenz. Tendenzen verlängerten sich langfristig vom späten 19. ins späte 20. Jahrhundert. Die zweite Nachkriegszeit setzte neu an, nicht immer erfolgreich, aber insgesamt erfolgreicher als die erste. Die älteren unter denjenigen, die nach 1945 abermals neue Wege suchten, waren teilweise noch im 19. Jahrhundert geboren und sozialisiert worden. Manche hatten schon 1919 und in den Jahren danach an einflussreicher Stelle Politik betrieben oder zumindest politische Erfahrungen sammeln können, zum Beispiel Winston Churchill, Konrad Adenauer, John Foster Dulles, Stalin, Yoshida Shigeru und Mao Zedong oder, wie John Maynard Keynes und Jean Monnet, als Ratgeber gewirkt. Große Künstler, die schon vor 1914 ihre Zeit geprägt hatten, setzten die Arbeit fort. Das 19. Jahrhundert hatte den Katastrophen seit 1914 den Weg gebahnt; Hannah Arendt und andere machten es dafür verantwortlich.29 Es hielt aber auch Traditionsbestände bereit, etwa den Liberalismus, den Pazifismus, den Gewerkschaftsgedanken oder einen demokratischen Sozialismus, die nach 1945 nicht völlig blamiert und hinfällig waren. Im Rückblick von 1950 schien das Jahr 1910, als sich einem Bonmot Virginia Woolfs zufolge der Charakter des Menschen änderte, unendlich weit entfernt zu sein. In mancher Hinsicht aber lag es näher als die Schrecken der jüngsten Kriegszeit.
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Seit dem Wiedererwachen des Interesses an Weltgeschichte gegen Ende des 20. Jahrhunderts ist, jedenfalls hierzulande, die Theorie der Praxis vorausgeeilt. Man hat über die Möglichkeiten und Prinzipien von Weltgeschichtsschreibung debattiert und sich der verschiedensten historiographischen Traditionen versichert. Daneben gibt es aber noch zu wenige weltgeschichtliche Analysen. Vor allem fehlt es an umfassenden Epochenporträts, die man «Synthesen» nennen könnte, würde dies nicht den falschen Eindruck erwecken, sie seien das Gegenteil von Analysen, nämlich bloße Destillate von Handbuchwissen. Die einzige neuere Epochendarstellung globalen Zuschnitts aus der Feder eines deutschsprachigen Historikers, die hohen Ansprüchen genügt, ist Hans-Heinrich Noltes 2005 erschienene Weltgeschichte des 15. bis 19. Jahrhunderts. Nachdem ich mich selbst mit einigen Beiträgen an der programmatischen Diskussion beteiligt hatte, empfand ich ein Bedürfnis, ja, geradezu die Pflicht, die eigenen Rezepte auszuprobieren – nach dem Kochbuch die Küche.
Dieses Buch ist auf unzeitgemäße Weise entstanden: als ein Einzelunternehmen abseits von Drittmittelbetrieb und geisteswissenschaftlicher Verbundforschung. Ich bin keiner Einladung eines Reihenherausgebers gefolgt, habe keinen Projektantrag geschrieben, mich daher auch keiner Begutachtung unterzogen und war davon entlastet, Rechenschaftsberichte zu verfassen. Dennoch verdankt das Buch seine Existenz großzügigster Förderung. Als gelernter Zeithistoriker, dessen Lieblingsepoche die Aufklärung ist, hatte ich über das 19. Jahrhundert bisher weniger gearbeitet als über seine Nachbarepochen. Erst die Einladung Henk L. Wesselings, des damaligen Rektors des Netherlands Institute for Advanced Study (NIAS) in Wassenaar, das akademische Jahr 2001/02 gemeinsam mit meiner Familie an dieser vortrefflichen Institution zu verbringen, gab mir Mut und Muße, den Entschluss zu dem gewagten Unternehmen zu fassen und das Terrain der neueren Forschung über das 19. Jahrhundert lesend zu betreten. Im Sommer 2002 verließ ich das NIAS mit Unmengen von Notizen und dem Aufriss eines möglichen Buches. Es war allerdings in der Zeit danach unmöglich, während des laufenden Universitätsbetriebs mit der Niederschrift voranzukommen. Erst ein turnusmäßiges Forschungsfreisemester im Jahre 2005 sowie eine zusätzliche halbjährige Beurlaubung, deren Finanzierung sich der Rektor der Universität Konstanz und der Sonderforschungsbereich «Norm und Symbol» teilten, brachten die Arbeit wieder in Schwung. Der Rektor gewährte mir außerdem für ein weiteres Jahr eine Verminderung meiner Lehrverpflichtungen um vier Semesterwochenstunden. Ob das Buch jemals zum Abschluss finden würde, blieb allerdings weiterhin in der Schwebe. Gerettet hat es die Gastfreundschaft der Carl Friedrich von Siemens Stiftung, die mich zum akademischen Jahr 2007/08 als Fellow nach München einlud. Dort konnte das Manuskript in Ruhe beendet und auf den neuesten Stand gebracht werden. Dem Vorstand der Stiftung und insbesondere ihrem Geschäftsführer, Heinrich Meier, gilt mein herzlicher Dank. Er ist neben Henk Wesseling der wichtigste Geburtshelfer des Buches.
Während seines Entstehens wurde das Vorhaben nur in kleinen Ausschnitten öffentlich erprobt. Annual Lectures an den Deutschen Historischen Instituten in Washington D. C. und London sowie ein Vortrag am Max-Weber-Kolleg zu Erfurt boten die Chance, einige meiner Ideen vorzustellen. Für diese Gelegenheiten danke ich den (damaligen) Leitern dieser Einrichtungen Christof Mauch, Hagen Schulze und Hans Joas. Wenn Zweifel am großen Vorhaben einer zeitgemäßen Weltgeschichtsschreibung aufkamen, munterten mich Sven Beckert, Sebastian Conrad, Andreas Eckert und Peer Vries, alle vier vorbildliche Praktiker wie Theoretiker dieser Kunst, immer wieder auf. Als das Rohmanuskript fertig war, gaben mir die Mitglieder meiner großartigen Arbeitsgruppe zur globalen und internationalen Geschichte an der Universität Konstanz wertvolle Hinweise, vor allem Boris Barth, Bernd-Stefan Grewe, Valeska Huber und Niels P. Petersson. David Bruder unterzog das gesamte Manuskript einer Schlussredaktion und bewahrte mich vor manchen Irrtümern und Ungeschicklichkeiten. Er trug auch einen großen Teil der Last des Registermachens. Ilona Tomic erstellte die Druckvorlage mit Sorgfalt, Zuverlässigkeit und Geduld.
Ein Vorhaben wie dieses ist ohne gute Bibliotheken nicht zu verwirklichen. Die Universitätsbibliotheken in Konstanz und an meinem Wohnort Freiburg im Breisgau besaßen, was ich brauchte, oder konnten mir einen großen Teil des Fehlenden besorgen. In frühen und späten Phasen waren die Königliche Bibliothek in Den Haag, die Bibliotheken der Universität Leiden und die Bayerische Staatsbibliothek von großer Hilfe. Dies ist nun das fünfte Buch, das ich bei C.H.Beck veröffentliche. Mein Dank an den Verleger Wolfgang Beck, an Ernst-Peter Wieckenberg, durch den ich 1988 zum Verlag kam, an Detlef Felken und vor allem an Raimund Bezold, der auch dieses Buch als Lektor begleitet hat, gilt der ausgezeichneten Betreuung über zwei Jahrzehnte hinweg. Ein freundschaftlicher Dank gebührt Jens Malte Fischer für Belehrung und Unterhaltung während meiner Münchner Zeit, Hörsaal E 2, mittwochs 16 bis 18 Uhr. Meine Familie hat das Ende der Arbeit (un)geduldig erwartet. Das werdende Buch hat Philipp während seiner ersten sechs Schuljahre begleitet. Er hat von Anfang an darauf bestanden, dass es sein Buch sein sollte. Und niemandem schulde ich mehr als Sabine Dabringhaus.

München, im September 2008
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